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Torwort 



Seitdem* 4er Begrleder der Kritischen Jahrkleber seinen Wohn- 
aaeh IMarbarg verlegt hatte, werde es Ihr ihn hei der Eatier» 

veai Dreckerte immer schwieriger, aa der Leitung de« JnfttUatt, 
Entstehung aad EatwickeJang er sieh eia so grosses Vef> 
erworbee, tbitigee Aatheil aa nehmen. Er hat sieh daher 
•eia bisheriges Verhftllaiss an dea Jahrbaeaern eufira- 
geben, «ad dem Unterzeichneten die alleinige Redaeiiea desnelbee 
fJatrlnsnem 

Die Erfahrungen, welche wahrend det aaa fünfjährigem Beste- 
hen« dar Zeitschrift von der Redaotiea gesammelt worden sied, haben 
aa eiaer Veriaderaag im Plane die Veranlassung gegeben. Die Jähr- 
licher siad bestimmt, eia Organ der Kritik für die gesummte Lite* 
rater der Deutschen Rechtswissenschaft an seyn. Je mehr nun nrit 
jede« Jahre die Matte der aeoen Erseheinnngea auf diesen Gebiete 
wachs, dette weniger kennte jener Aufjgebe genügt werden , solang» 
daa Priecip festgehalten wurde, nach welchem alle Schriften, welche 
•berhaapt eiaer wissenschaftlichen Kritik unterliegen ki ne o « , ia 
usehr oder weaiger ausfuhrlichen Reeensieaea besprochen' werden 
sollten. Eine Modifikation dienen Gntadtniaet ergab sieh soaaeh alt 
dringend aethweadig. Bei Werken, von welchen eia waaeaaieher 
Einfiess aaf die FerthiMaag der Wisaeaschaft aa erwarten steht, oder 
welche eine aUgesaeiaere Th ei (nähme an Erregen geeignet scheinen» 
euer derea Riehtaag als eine scbidJiche dargelegt aad deren Inhalt 
deshalb der Gegenstand einer vollständigen Widerlegung werde» hm**, 
ereeteint allerdings eine Kritik in der Webe, wie sie bisher geflbt 
wurde, weaa nach, wo es irgend abglich ist, mit geringerem aaste» 
raa umfang, alt eaeathebrtich aad durch die Tendenz der Jahrbücher 
gehetea. Bei Schriften dagegen, welche, so verdienstlich eaea aa 
sieh die ia ihnen veriffenUichten Leistungen sind, doch eine Wirk- 
samkeit der angedeuteten Art nicht erwarten lassen oder auch wohl 
seibat nicht beanspruchen, oder hei deaea es genagt, sie mit weaigea 
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Vorwort. 



Worten als verfehlt zu bezeichnen, ebenso wie bei wiederholten 
Auflagen, sofern diese nicht selbst als völlig neue Werke zu betrach- 
ten siod, stellt es sych als ausreichend und mit dem Zwecke der 
JahrbQcher ganz übereinstimmend dar, wenn über sie kurze Berichte 
gegeben werden , welche dem Leser ein treues Bild des Buches vor- 
führen und, ohne auf Eioaetnh eisen einzugehen, ein allgemeines Ur- 
theil über dasselbe aussprechen. Eine Aufnahme solcher kurzer 
Berichte neben den eigentlichen Recensionen darf hiernach als eine 
zweckmässige Reform der Jahrbücher betrachtet werden. Nur Sn 
dieser Weise wird es mOgiteh seyn, dieser Zeitschrift uns, was ihr 
einen bleibenden Werth gegeben hat, — die Kritiken, welche in im« 
flngticher Würdigung vom Schriften zugleich einen seJbstsUtadigea 
Beilrag zur Forderung der Wissenschaft liefern, ~ no erhalten, und 
doch zugleich eine vollständige Uebersicbt des Neuen, welches din 
Literatur bietet, zu gewahren« Zugleich wird aber dadnrch auch 
nVr grosse Vortbeit erreicht werden, das» das nen Erschienene eher 
zur Kennlniss des Publikums gebracht wird, als es bisher der Fall 
seyn konnte. 

Es snuss jedoch, am Missverstfiadnissen vorzubeugen, bemerk! 
werden, daes unter den Recensionen, welche dieser Jahrgang ent- 
halten wird, noch einige sich befinden werden, welche ttbcr solche? 
Werke sich verbreiten, denen nach dem neuen Princip nur knrze 
Anaeigen zu widmen seyn wirden. Der Grund hiervon liegt darin, 
dass die Redaction die Benrthellung jener Werke zu einer Zeil ver- 
anlasst haue, zm weicher eine Aeadernng im Plane der JahrbQcher 
noch nicht beschlossen war» 

Bei den wohlwollenden Zusicherungen, welche dem Unterzeieh» 
neton wiederholt von Seiten der Herren Mitarbeiter geworden sind, 
und bei 4tm lebhaften Interesse, mit welchem er selbst die Redaction 
sich angelegen seyn linst, darf er hoffen, dass es ihm gelingen werde, 
die JahrbOchnr ihrer Bestimmung immer naher zn (ihren. 

£ehtiesslich wird noch an die Verfasser juristischer Werke die 
angelegentliche Bitte gerichtet, dass sie flr die Zusendung eines 
Exempiars an die Redaetien durch die Verleger besorgt seyn mftgea, 
da es InMer nur zu oft mit kaum glaublichen Schwierigkeiten vor* 
banden ist, von den letzteren ein Bach zum Behnle einer Reeensien 
nn erlangen» 

Jt Schneider. 
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1. Becensionen. 

AbhandlaBgeo aus dem Pandekten-Rechte, von MPr. imtwla; 

▼em dtern*fe>r€toii, o*. o. Prof. d. Civilrechtes zu-Wörzborg u. s. 

w. [jetzt Appeilationsrath zu Aschalfenburg]. Erlangen, 1840* 

Recensirt 

v 
von 

Hern Professor Jh% MmMmwtt zu Berlin, 

Von den vier civilistischen Untersuchungen , welche der Verf. 
■Bier obigem Titel veröffentlicht, habe« je zwei einen verschieden* 
artigen Charakter. Die beiden ersten behandeln gmnz sfecielle Fra* 
gen nrit dem Streben nach möglichster Beachtong des in den Quellen 
enthaltenen Materials and der durch die Arbeit der Vorginger zu 
Tage geforderten Resultate. Die andern entwickeln mehr durch- 
greifende, grossere Gebiete des Rechtssystems beherrschende Princi- 
pten, ohne in das Einzelne dieser Lehren oder anf die Prüfung ab« 
weichender Meinungen tiefer btneinzogehen. 

Jener ersten Kategorie gehltat die erste, umfassendste, und, 
wie sich weiter nnten beransstellen wird, bedeutendste Abhandlnng 
der ganzen Sammlung an. Sie beschäftigt sich mit einer der schwie- 
rigsten, in ihrem vollen Umfange noch nicht untersuchten Fragen des 
Faleidischen Rechts. Wenn mehrere in der ersten Berufung ge- 
trennte Antheile desselben Nachlasses sich späterhin in einer Pur«, 
eem vereinigen, dann wird die* Quart bald aus jeder Portion för sich 
berecfcnet, als ob die verschiedenen Quoten wirklich verschiedenen 
Krbem zufielen, bald aber im Ganzen abgezogen, als bitte vom Haas 
nmn gar keine Trennung Statt gefunden. Die Ftfie dieser Trennung 
mnd Vereinigung sucht der Vert festzustellen und auf ein Princip 



Dieses letztere findet er in folgendem, gleich Anfangs vorläufig 
Grandsaue. So oft ein Erbe mehrere Quoten ua* 
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10 t>. d. Pfordttn> Abhandlungen a. d. Pandekteo-Rechte. 

mittelbar nach dem Willen des Testaments auf eigenen Namen erwirbt 
und so oft er von mehreren Portionen auf eigenen Namen Legate 
schuldet, werden sämtliche Antheile vollständig vereinigt. Wo da- 
gegen eine Quote nur aus einem vermittelnden Grunde erworben 
wird, oder wo sämtliche, Legate davon durch das Eintreten an die 
Stelle eines andern ursprünglich Onerirten geschuldet werden, da fin- 
det eine Trennung beider Portionen Statt, jedoch mit den durch die 
Billigkeit gebotenen Ausnahmen, dass mit dem Ueberschusse der 
, neu erworbenen Quote bisweilen der Ausfall der eigenen gedeckt 
wird , bisweilen sogar eine vollständige Vereinigung Platz greift« 

Dem aufgestellten Grundsätze wird nun die ganze Reihe der 
einzelnen Gründe an gepaust, aus welchen möglicher Weise mehrere 
Portionen derselben Erbschaft in der nämlichen Hand vereinigt wer- 
den können. Der Verf. zählt ihrer sieben in folgender Ordnung 
auf: Einsetzung auf mehrere Quoten, Vulgarsubstitution auf die Por- 
tion eines Miterben, Accrescenzreeht, Pupillrffsubstitution, Agnition 
der bonorum possessio contra tabulas durch ein eingesetztes Kind, 
commisso per alios edicto, Erwerb durch väterliche Gewalt, Beerbung 
oder Arrogation eines Miterbe«. Es wird nötbig seyn, die für .alle 
diese Falle gewesenen grossen Tbeils neuen Resultate anszozieken» 

Mehrere Quoten der nämlichen Erbschaft, auf welche Jemand 
inbedingt oder bedingt iastiluirt oder substituirt ist, werde» schledhi- 
hin vereinigt, weil der Erbe beide auf eigenen Namen und unmtttel* 
bar nach dem Willen, des Erblassers erhalten hat, so dass es eben 
so gut ist, als ob er nur einmal eingesetzt wäre, aber auf einen. Aa- 
theil von der Grösse, welche sieb ergiebt, wenn man die mehrern 
getkeüten Portionen zusammenrechnet« Ans demselben Grande rouss 
eine als eadue vindieirte Portion mit der ursprünglichen in Betreff 
der Patcidbehen Rechnung zusammengeworfen werden» Denn anek 
bei der cadmeorum vindicatio wird es so angesehen, als ob der Via-« 
dieant auf beide Portionen, auf die eigen« unbedingt, auf die caduko 
bedingt, tnstituirt gewesen wäre* 

An die Einsetzung auf zwei Erbsckeitsquoten schliefet steh zu- 
nächst die Valgarsubstitution eines Miterben. Auch sie ist je nur 
eine etgenthflmlidi bedingte Institution und alle durch sie vereisigte) 
Portionen müssen daher ebenfalls zusammen geworfen, and die Quart 
von ihnen gemeinschaftlich berechnet werden* Nur die dem weg- 
fallenden Erben namentlich aufgelegten Legate, welche der Testator 
bei der Substitution nickt selbst wiederholte, mache» eine Ausnahme. 
Diese Legate werden, im Fall die Sebsütniioasfertion aber dieQeart 
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Receneirt von Herrn Professor Hr. Mudmtfin Berlin, li 

beschwert ist, demselben Abzug unterwarfen, welchen sie erlitten 
haben würden, wenn der ursprünglich Belastete angetreten hütte und 
das rar Qnsrt des Ganzen alsdann noch Fehlende wird durch gemeiu- 
sebaftliche Berechnung von den übrigen Legalen gedeckt» Die Ab- 
sonderung jener Legate beruht darauf, dass der Substitut dieselben 
eicht auf eigenen Namen schuldet, sondern dass die Scheid des In* 
stitairten in Folge des Reseripta von Sever nur künstlieh auf ihn 
übertragen wird. Die letztwilKge Repetkioa der Legate (fmupm 
miki keres erit) wirkt demnach Vereinigung, die gesetalicbe nicht. 

Der Vulgarsnbstitution aaf die Portion eines 'lliterbea könnte 
nW Accrescenzreeht verwandt erscheinen. Dennoch wird hier 
getrennt und nur der Uebersehsss der anwachsenden Portion in die 
Quart der eigenen eingerechnet Diese Behandlung folgt ans der Na* 
tnr desAccresecnzreehts, welches auf gesetzlicher Bestimmung, nicht 
amf letztwilliger Berufung beruht Man konnte einwenden, dass das* 
selbe auch von der cadueortm vindicatio gelte «ad in der Thet ha« 
bea Procains, Jnlian nnd Panllns diesen Einwand gemacht 
Cassins aber nnd ein kaiserliches Decret haben dennoch ftr dito 
Zesaaunenrechnung entschieden, weil die Quoten, welche ein FaenV 
lienvater als verfnllen vindicirt, mit den auf Ihnen atmenden Lasten, na» 
dee werden, der WiHe des Erblassers also insoweit gültig bleibt nnd 
darum der ganze Erwerb so angesehen wird, als beruh* er auf let»> 
williger Anordnung. 

Auch in dem verwtekehsten unter den sieben Veräeigungsgrtn» 
etea zweier Erbantheile, der PupiKarsubstitutien entscheidet lediglich 
Am.% allgemeine Grundprineip. Zwar kennte es scheinen, als ob für 
diesen Fall noch ein zweites speeieUes Priacip biazukame. Allem 
die Regel: in ttkmtis pmtri* etßlii und Fahidim ssrvatur berührt 
aasere Frage gar nicht Sie bezieht sich nicht auf die Vereinigung 
zweier Qnotea derselben Erbschaft, sondern auf das Verhfiltniss zweier 
versebiedener Erbschaften, deren Legate deshalb zusammen gerech* 
aet werden, weil auch die Vermächtnisse des Pnpiltartestnments se 
zu betrachten sind, als waren sie vom Vater, im väterlichen Teste« 
ment nnd aas dem väterlichen Vermögen hinter lasten, obgleich die 
Puwillarsubsütolioo selbst als Erbeseinsettung des Pupillen gilt. - 

Zwei Portionen derselben (väterlichen) Erbschaft kennen aber 
durch Papilmrsubstitntlon nur unter einer von folgenden zwei Vor* 
aassetzaagea vereinigt werden: entweder dadurch, dass ein Miterbe 
desPopülen diesem pupiHariscb substitnirt war, oder so, dassdieseibe 
Forsee mehreren im vüterüeben Testamente eingesetzten P ap ille n 
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so« Erben bestimmt ist Wenn hingegen einem enterbten Papillen 
ein Erbe des Vaters substttairt ond von diesem Erben und Puptllar- 
substituten im väterlichen oder im Pupillarteslamente Vermächtnisse 
hinterlassen sind, so handelt es sich, da der Vater das eigene Vermö- 
gen des enterbten Papillen nicht belasten darf, immer nur um einen 
einzigen Erbantheil, den n&mlich, welchen der Erbe im väterlichen 
Testamente- erhalten hat. Nach dem Betrage dieses Erbtheils wer- 
den aHe im ersten ond zweiten Testamente auferlegten Legate ver- 
kürzt und unsere Frage wird wiedernm gar nicht berührt. 

War nun einem Papillen sein Miterbe substituirt und dadorch 
würküch ein zweifacher Antheil des väterlichen Nachlasses in einer 
Person vereinigt, zngleinh aber im zweiten Testamente irgend ein 
Legat angeordnet, so mnss wieder unbedingt vereinte Berechnung 
eintreten, da der Miterbe nicht nur seinen Institottoostheil auf eige- 
nen Namen empfangen bat, sondern auch die im Pupillartestament 
von ihm selber Unterlassenen Vermächtnisse suo nomine schuldet« 
Sind dagegen im Pupillartestament keine Legate aufgelegt, so wer« 
den beide Portionen getrennt, indem nun der Miterbe die Pupillar- 
pnelien nur mittelbar durch Beerbung des Papillen erbilt, mitbin 
auch die demselben aufgelegten Legate nur mittelbar als dessenJIra* 
schuldet. Eigentlich mdsste diese Trennung nun auch in dem ent- 
gegengesetzten Falle gelten, wenn nur die Portion des Milerbea, 
nicht auch die des Pupillen erschöpft ist. Hier tritt jedoch die Mo*» 
fUfieation ein, das* der Miterbe den Ueberschuss der Pupillarportion 
in seine eigene einrechnen mnss. Sie beruht auf der Erwägung, daas 
es unbillig wäre, wenn der Erbe, welcher plötzlich durch den Wil- 
len des Testators die ganz freie Quote des Pupillen erhält, die Le- 
gate nicht vollständig entrichten wollte, welche derselbe Testator ihm 
auferlegt hat. Freilieh führt Julian einen ganz andern Grund an, 
den nämlich, dass der Substitut die Quart immer aus dem Vermögen 
berechne, welches der Vater hinterlassen habe. Dieser Grund aber 
beweist au viel, denn nach ihm mttsste auch dann Vereinigung gelten, 
wenn die Portion de» Pupillen aberschwert ist, für welchen Fall der- 
selbe Jurist Trennung vorschreibt. Eine noch stärkere Abweichung 
findet Statt, wenn beide Portionen erschöpft sind. Dann werden 
sie nämlich vereinigt und die Quart vom Ganzen abgezogen. Der 
Grund liegt auch hier nicht darin, dass der PupiHarsubstitut angese- 
hen werde, als wäre er Erbe des Vaters gewerden: denn hiernach 
mttüste schlechthin und tberall Vereinigung beider Erbtheile ange- 
nommen werden. Sondern die Entscheidung beruht mf der Erwä* 
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gang, dass nur durch vereinte Rerechnoag eine varaältnissmässige 
Verlneilnag des Abzugs auf alle Legate bewirkt wird. Beträgt dae - 
Vermögen 400, der Miterbe und Pupillarsubstitut ist auf £ instituirt 
aad seil dem Gates 200 zahlen, der Unmündige aber ist zu •§ einge- 
setzt »ad bat 300 an Titsos au entrichten, so würde bei getrennter 
Bereeaaung Gains 75, Titius 225 erhalten, während im Falle der 
Vereinigung die za viel legirten 200 beiden Legataren im Verhält- 
nis* von 2 za 3 abgezogen werden, folglich Gaius 120, Titius 180 
zn empfangen hat. 

Was die andere mögliche Vereinigungsweise zweier Portionen 
der väterlichen Erbschaft durch Pupjllarsubstitutioa betrifft, welche 
vorkommt, wenn dieselbe Person mehreren ifstitoirten und belasteten 
Papillen sobstitoirt ist, so muss hier dem allgemeinen Principe ge- 
mäss Trennung und Errechnung des Deberscbusses der einen Por- 
tion in die andere angenommen werden. Die Trennung deshalb, 
weil der Substitut keinen von beiden Theilen des väterlieben Nach- 
lasses unmittelbar, sondern vielmehr beide ab Erbe der Erben des 
Testators erwirbt. Die Errechnung des Ueberschusses aber beruht 
auf der Analogie des Falles, wenn einem Pupillen sein Miterbe sub- 
stitnirt ist und diesem im zweiten Testamente keifte Legate aufge- 
legt sind« An dieser Behandlung ändert auch der Umstand nichts, 
dass von dem Substituten etwa in dem einen Pupillartestament Ver- 
mächtnisse hinterlassen waren. Denn auch hier erwirbt er die Por- 
tion des andern Pupillen nicht auf eigenen Namen, noch schuldet er 
von ihr auf eignen Namen Legate. Wenn dagegen dem Substituten 
in neiden Testamenten Legate auferlegt sind, dann muss eine Verei- 
nigung beider Portionen eintreten, gleichviel wie gross diese Legate 
sind und ob die Pupillen selbst belastet waren oder nicht. Wie näm- 
lich eine PupiUarportion, von welcher der Substitut als solcher mit 
irgend einem Legat beschwert ist, einer, bedingten Erbeinsetzungs- 
portion gleich geachtet wird, so müssen hier beide Pupillarsubstitu- 
Üonea wie zwei bedingte Erbeinsetzungspprtionen behandelt und als 
solche vereinigt werden.. 

Mit dem eben berührten ist aber der Fall nicht zn verwechseln, 
wenn Jemand niebt beiden Pupillen sondern dem zuletzt sterbenden 
sobstitoirt ist« 

Wenn hier Einer den Andern überlebt, so werden , beide Theile 
fer die Berechnung der Falcidia auseinander gehalten, da sie nur 
mittelbar, vermöge einer neuen Beerbung, in einer Person zusam- 
mentreffen« Denn für den zuerst Verstorbenen fehlt es an einer 
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Substitution gänzlich, er wird vielmehr von seinen Bruder, dem an- 
* dern Unmündigen, nach Intestaterbrteht teerbt. Stirbt nan dieser 
Letztere ebenfalls unmündig and wird demnach die PupttlarsabstHu* 
tion wirksam, so flberhommt der Substitut in dem Nachlasse des zu* 
letzt Gestorbenen auch die Erbsehaft des früher verstorbenen Bru- 
ders, jedoch nicht so, als wäre er auch anf sie als Substitut berufen, 
sondern nur so, wie er aneh jeden andern Erwerb erhalten würde, 
welchen Aer zuletzt Verstorbene nach des Vaters Tode ans irgend 
einem Grunde gemacht hatte. Wie nun das eigene Vermögen des 
Popiltett bei den Legaten und der Paleidia überall nicht in Betracht 
kommt, da der Vater nur von dem seinigen Vermächtnisse anordnen 
kann, so auch hier die Erbschaft des zuerst Gestorbenen. Die Quart 
wird demnach nur ans der Hälfte der väterlichen Erbschaft berech- 
net , auf welche der zuletzt Gestorbene eingesetzt war und betragt 
nicht |, sondern £ des Ganzen. Von den Legaten, an welchen die 
Quart gekürzt werden könnte, sind diejenigen, welche dein zuerst 
Gestorbenen aufgelegt waren, auf dessen Erben als Schulden über« 
gegangen und erleiden nur einen Abzog, wenn sie die Quart des Be» 
lasteten übersteigen, denn wenn ein Miterbe den andern beerbt, wer* 
den beide Quoten getrennt. Für die Erbportion des zuletzt Gestorbenen 
aber, aus welcher sich der Substitut seinen Abzog berechnet, kom- 
men nach der Regel: in dup Heibus testamentis una Faleidia serva- 
für, sowohl die Legate, welche dem Pupillen, als die, welche dem 
Substituten auferlegt sind , in. die Berechnung. 

Wie nun, wenn beide Pupillen zugleich sterben? Es wird an- 
genommen beide seyen zuletzt gestorben und der Substitut erhält 
beide Erbschaften gerade so, als ob er vom Vater beiden Pupillen 
sobstituirt worden wäre. In Rücksicht der Faleidia gilt auch hier 
Trennung und Einrechnnng des Ueberschusses. 

Geringere Schwierigkeit, als diese möglichen Fälle der Popil- 
larsubstitutioo macht die Vereinigung zweier Portionen durch Agni* 
tion der bonorum possessio eonträ tabulas von Seiten eines einge- 
setzten Rindes, neben welchem andere präterirt sind. Erhält ein 
Solches Kind anf diesem Wege eine grössere als seine Institutions- 
portion— denn sonst ist überall an eine Vereinigung zweier An theile 
zu denken — so muss der gewonnene Zuwachs mit der letztern zu- 
sammengeworfen und als ein Ganzes behandelt werden, denn das 
Rind wird zu "diesem vergrößerten Antheile auf eigenen Namen be- 
rufen, dergestalt, dass eigentlich gar nicht von zweien, sondern nur 
von einer (vergrößerten) Portion die Rede ist. 
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Noch unzweifelhafter ist der Erwerb dureh vSterKehe emerherr- 
«maftfiehe Gewalt. Der Vater oder Herr erwirkt wir die eigene 
Ensetxungsportion unmittelbar durch den Witten de» Testaten , die 
dem Sehn oder Selaven augetheitte dagegen erst mittelbar durch 
den Befehl zur Antretung. Eben so schuldet er die Legate atee* 
auf eigenen, sondern auf des Sohnes Namen. . Es tritt demnach ge- 
trennte Bereehnnog ein, jedoch mit derselben Hodificaüon wie beim 
Acereaeeaarechte , dass nämlich der Ueberschuss der Sohnespor- 
tien in die väterliche eingerechnet werden muss, wogegen freilich 
umgekehrt der Ausfall der erstem nicht durch den Ueberschuss <Jer 
eigenen gedeckt zu werden besucht. Im neusten Rechte erwirbt der 
Vater an dem Erbtheile des Kindes nur noch den Niessbrauch und 
rechnet mithin auch nur den Werth des Niessbrauchs an dem Ueber- 
scbusse aus dem Antheile des Sohnes in die Quart ein. Nur wenn 
das Rind die Erbschaft ausschlagt oder stirbt, erwirbt der Vater 
dieselbe völlig. In dem erstem dieser beiden Fälle soll er sie so 
erhalten, wie wenn er selbst eingesetzt gewesen wäre. Im letztem 
wird es angesehen» als wäre sie schon von dem Kinde und durch 
dasselbe ihm erworben. In jenem wird also Vereinigang, in diesem 
getrennte B ere chn u ng eintreten müssen, wie im altern Recht, also 
nach Einreebuung des Uebersehussea. 

Was endlich den Erwerb einer zweiten Portion durch Arroga- 
tion, Beerbung eines Miterben, Kauf, Tausch, Indignität und andere 
Successionen anlangt, so muss hier entschieden eine völlig getrennte 
Berechnung schon um deswillen eintreten, weil beide Quoten im Au- 
genblicke ihrer Vereinigung schon gar nicht mehr als Portionen der- 
selben Erbschaft betrachtet werden können.) 

Nach allem diesem lassen sich die EflUe der vereinten und ge*- 
treenAem Berechnung in folgender Uehem/cht zusammen stellen: 

Vereinte Berechnung: Erbeinsetzung; CadneMt; Vulgaren**!** 
tarnen hei letztwiHfgerRepetition; PVifiHarsnbs|kuttea eines Miterben, 
weichem im zweiten Testament Legate auferlegt sind; Papülarsub- 
stitutie* eines Miterben , wetehem in dfosdm Testament keine Ver*- 
mlchtnisse aufgelegt waren, wenn beide Portionen erschöpft eint^ 
Pnniiarsnhstitotioa auf die Quoten zweier Pupillen * wenn in beiden 
T es ta m e nte n Ten dem Substituten Vermächtnisse hinterlasse« sind; 
Vergreese rnng der Instittttioasnoftien durch bonorum pomimo contra 
m w rihr , eowtmko* per atfos eeftet»? Erwerb einer vem Kinde ansgn» 
Portion nach neuste m Recht. 
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Get r enn te Berechnung: Pupillarsubstitution eines Miterben, wel- 
chem im Pupillartestament keine Lejnte aufgelegt sind; PoeiUarstuk 
stitutiou Ar das Vermögen des zuletzt sterbenden Popillea; Erwerb 
dorck Arrogatioa; Beerbung eines Miterben, Kauf, Tausch, In- 
dignität 

Gelrennte Berechnung mit Binrecbnung des Ueberschnsses : 
Accrescenzrecht; Pupillarsubstitution eines Miterben, wenn die 
Pupillarportion nicht erschöpft ist; Pupillarsubstitution in denAnthei- 
len zweier eingesetzter Pupillen, wenn keine, oder nur in einem 
Testament Legate aufgelegt sind ; Pupillarsubstitution auf die Portton 
desjenigen von zwei instituirten Pupiflen, welcher zuletzt sterben 
wird, vorausgesetzt, dass beide zugleich sterben ; Erwerb durch herr- 
schaftliche und väterliche Gewalt nach altem Reoht und transmissio 
ex capto infantiae. 

Vergleicht man diese Resultate mit der früher angenommenen 
Lehre, so zeigen sich zwei wichtige Abweichungen. 

Die bis jetzt herrschende Ansieht unterschied nur zwischen Ver~ 
enrigaog und Trennung zweier Portionen. Der Verf. fügt eine dritte 
Berechnnngsart, die Einre Innung des Ueberschnsses der einen Por- 
tion in die andere hinzu, die man übersah, weil man sie mit der Ver- 
einigung verwechselte, von. welcher sie im practischen Resultat völ- 
lig verschieden ist. Denn gesetzt: die erste Portion betrlgt 400t 
von ihr sind dem Titius 280 legirl, die zweitß beträgt ebenfalls 
400 , auf ihr lastet aber ein Legat von 350 an Sejus, so ergeben 
beide Berechnungen folgende Differenz. Wird blos der Ueberschuss 
eingerechnet, so bekommt zwar Titius seine 280» aber der Erbe 
verliert, er muss die 20, welche ihm von der ersten Portion über die 
Qoart bleiben, in die Quart der zweiten einrechnen, darf also dem Sejus 
nur 30 abziehen, und~behllt4ui Ganzen nur 200» die Quarten beider Por« 
Honen übrig. Findet dagegen. viriKge Vereinigung Statt, so zieht der 
Erbe die 8tt* welche von. aimMicben (MO betragenden) Legalen 
über die gemeinsame Qnnrt («00) der beiden firbportienen (800) 
.leghrt sind, beiden Legataren im Verhältnis« von 4 m 5 ab, we- 
elreh dem Titius 13}-, dem Sejus 16} gekürzt werden. Für den 
Erben also ist das Resultat freilich dasselbe geblieben, er behalt wie* 
4er nur 200, von den Legataren aber hat Titius verloren, während 
Sejus gewann. Für sie ist also die Unterscheidung blosser Eareek» 
mang und vollständiger Vereinigung von grossem Interesse wihrend 
für den Erben nnr der Unterschied beider genannter Berethnnnfs» 
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weisen von der gänzlichen Trennung in Betracht kommt, dnrch 
vdche letztere er in unserm Beispiel um 20 gewinnen würde« 

In den neuern blos casnislisehen Darstellungen unserer Frage 
fehlt es ferner gänzlich an einer Zurfickföhrung der verschiedenen 
Bereehaungsarten auf ein Grundprincip. Die altern Bearbeitungen 
nahen zwar ein solches , aber ein falsches, denn ihr Satz: portio ac- 
eedens gravaia separater, nön gravata coniungitur reicht nicht ein- 
aal für das Acereseenzrecht und die Pupillarsubstitution , ge- 
schweige fiir alle Fälle aus. Die vom Verf. versuchte Ableitung der 
Vereinigung aus dem Willen des Erblassers gieht der Lehre ein 
leitendes, ja ein durchgreifenderes Princip, als er seihst eingesteht. 
Denn noch die angeblich exceptionelle Errechnung des Ueberschus* 
$e*, so wie die exceptionelle Vereinigung zweier Überschwerter Por- 
tionen ist unter Umständen der wahren Intention des Erblassers ge- 
näse und beruht demnach keineswegs auf „blossen Billigkeitsausnah- 
men" oder auf einem Ausspruch, welcher nur deshalb zu befolgen 
wäre, „weil er einmal in Gesetze steht' 4 (S. 81). Denn theils ist 
die juristische Interpretation des Falcidischen Gesetzes und die Ent- 
wicklung des wahren aber unausgesprochenen Willens des Erblassers 
kein Gesetz, sondern eine wissenschaftliche Operation, theils kann 
auf dem Gebiet ies reinen ius civile, dem das Falicidische Recht 
angebdrt, von keiner andern als einer civilis aequitas die Rode seyn, 
geschweige von Gründen, welche überall keine Rechtsgründe sind. 
Beide jetzt bezeichnete Eigentümlichkeiten der Ansichtdes Verfs. 
dürfen aber nm so zuverlässiger als Fortschritte begrüsst werden, 
als sie auf dem sichern Grunde einer so sorgfältigen als nüchtern« 
Erwägung der schwierigen, oft scheinbar widersprechenden Quellen- 
zengnisae gewonnen worden sind, welche unsere Frage berühren. 
Kann dürfte die Auslegung einer oder der andern Steile hiervon 
eine Ausnahme machen, wie denn unter andern die Beschränkung der 
L.52. §.1. adS. C. Trebellianum auf die cadueorum vindicatio nicht 
hinlänglich begründet ist. Dass die Abhandle« g nicht blos gelesen, 
sondern studirt seyn will, liegt in der Natur des Stoffes, nicht in der 
Darstellung, welcher es keineswegs an Uebersichtlichkeit fehlt. 

Die zweite Untersuchung beschäftigt sich mit dem Ausschluss 
der Schuldenfähigkeit zwischen den durch väterliche Gewalt verbun- 
denen Personen. 

Der Verf. bestreitet die von Manchen versuchte Herleitnng die- 
ser Unmöglichkeit eiviler Obligationen aus einer Vermeinten Perso- 
neaetnheit zwischen Vater und Rind und entwickelt dann seine ei- 
Kot Jahrb. C 4. RW, Jahrg. VI. H. I. 2 
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gene, Ansicht, nach welcher jener Grundsalz als eine Folge der Ver- 
mögenslosigkeit des Haaskindes aufzufassen seyn soll. Aus denn Weg- 
fallen djeses Grundes in gewissen Gebieten erklärt er auch die bei- 
den Ausnahmen der civilrechtlichen Regel: die Anerkennung klag- 
barer Obligationen bei den freien Peeulien und die allgemeine Gül- 
tigkeit naturaler Verbindlichkeiten. Bei diesen letztem verweilt er 
am längsten, er berührt ihre Wirkungen, insonderheit das Deduc- 
tionsrecht nnd die Möglichkeit einer Intercession und geht sodann 
die einzelnen Bntstebungsgründe der naturalen Obligationen durch, 
welche , mit den civilen zusammenfallend, auf den Gegensatz der 
Delicto- nnd Geschäftsobligationen zurückgeführt werden, jedoch ohne 
weitere Angabe der Gattungen strengrechtlicher nnd freierer Ge- 
sehäftsobligationeu, denen die hervorgehobenen einzelnen Fälle: Dar- 
lehen, Schenkung, Stipulation nnd Legat auf der einen, Juasus und 
Geschäftsführung auf der andern Seite unterzuordnen gewesen wären* 
Zum Schluss werden die Verwandlungen eiviler in naturale Verbind- 
lichkeiten untersucht, welche eintreten müssen, sobald durch Arro- 
gaiion, Beerbung oder Gession obligatorische Verhältnisse unabhän- 
giger Personen auf solche übergehen, die durch väterliche Gewalt 
mit einander verbunden sind. 

Da der Verf. selber anführt, dass von den neuern Civilislen die 
Lehre von der Personeneinheit aufgegeben zu werden anfange, so 
dürfte er auf den kritischen Theil seiner Untersuchung unverhältniss- 
mässige Mühe verwendet haben. Aber aueh sein eigenes Princip 
mögte sich noch manchen Zusatz gefallen lassen müssen, um zur Er* 
Wärung des alten civilen Rechtssatzes der Unmöglichkeit von Obli- 
gationen unter Vater und Kind brauchbar zu seyn. 

Ehe diese Behauptung näher begründet wird, ist jedoch noch 
eine Bemerkung über den Sprachgebrauch der Quellen in dieser 
Lehre vorauszuschicken. Sui iuris, sagt der Verf., ist, wer für sich 
selbst, alieni iuris, wer für einen Andern Rechtsfähigkeit hat Ab- 
gesehen davon, dass diese Rechtsfähigkeit für einen Andern einem 
Widerspruch in sieh schliesst und auf einer Verwechselung mit dem 
Begriff der Handlungsfähigkeit beruht, darf der Ausdruck alieni iuris 
auf sie gar nicht bezogen werden« Das Wesen des alieni iuris esse 
besteht in der That „in gänzlicher persönlicher Abhängigkeit w , das 
des sui iuris esse „in völliger Unabhängigkeit, also in dem Vorhan- 
denseyn einer Pefestas." Wenn der Verf. dagegen anführt, man 
könne alieni iuris seyn und keiner Potestas nntertbaa, wie in manu 
nnd mancipm\ und umgekehrt sui iuris, aber sui potestate, wie der 
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in 4er Tutel Befindliche, so fthersieht er zweierlei, einmal das* auch 
Manns und Mencipium Gewalten sind —potestatis verbum ad omnem 
smtMy item ad omnes 9 qui sunt alieno iuri subieeti, porrigendum 
erit*) — zweitens, des* die Tutel nur eine potestas ad tuen dum, 
nickt aber eine eigentliche vitae et neeis potestas ist. 

Unzulänglich erscheint nun das aufgestellte Priocip der Vermö* 
geaslosigkeit vor Allen insofern, als sieh daraus die Unmöglichkeit 
der Delictsschnlden des Sohnes nicht erklären lasst. Die Klage ge» 
gen den für manifestes gieng weder auf dare noch auf dare facere, 
aondem auf damnum deeidere oportere, auf Abfindung mit dem Be* 
stohlenen, in welcher nach Civilreeht auch die persönliche Addiction 
enthalten war« Diese persönliche Addiction hat mit dem Vermögen 
nickte zu schaffen, die Ausschliessung jener Diebesklage gegen den 
Sokn kann daher auch nicht aus dessen Vermögenslosigkeit, sondern 
nur daraus erklart werden, dass der Vater schon Kraft seines häus- 
lichen Richteramis den Sehn zu Sclavenarbeit verurteilen kann, 
ohne vorher einer obrigkeitlichen Addiction zn bedürfen. Dies bat 
der Verfasser ganz übersehen, indem er den Grund Ulpian's, dass 
die Pönalklage demjenigen nicht notbwendig sey, welcher den Dieb 
seihst züchtigen dürfe, fttr seioht und weder auf die Schadensersatz* 
klage neeh auf die Forderungen ans VertrSgen passend erklfirt» Die 
Worte des alten Juristen, welche hier gemeint sind, lauten im Zu-« 
tammenhange soi Servi etfiHi nostri furtum quidem nebls faciunt, 
ip$i autem furti non tentntur, neque enim 9 qui petest in furem 
statmere, neoesse hebet, adnersus furem litigare: iceirco nee actio 
ei m peteribus prodita est* **) Es war um so weniger Grund da, 
dienen Ausspruch m tadeln, als der Joris! nicht von Forderungskla» 
gen ans VertrSgen, sondern ans Delicten, nicht von Schadenseraals, 
sondern von Strafe, nicht vom geltenden, sondern vom alten Recht 
anriebt. Nachdem durch das Ediet auch wegen des furtum mani- 
j es tum Getdcottdemnatiee eingeführt war, kam freilich sogleich die 
Vermögenslosigkeit des Sohnes in einigen Betracht, wie, dieses so- 
gar derselbe Ulpian anerkennt, indem er sagt: Sed sifilims maus, 
fUf habet eastrense peeutium, furtum mihi feeerit: an p*ß*m 
actione utiü a&ersus eum agere 9 cum habeat unde satisfaeiat? et 
petest defendi, agendum.***) Dadurch wird jedoch der Ursprung- 



*) L. 1 . $. 4. de trilmtoria actione. 
**) L. tt.pr. de für tU. 
***) L.*X§.*.de/urlis. 
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liebe ood der siltlichen Nator der Strafklagen alleia entsprechende 
Ausschliessungsgrund nicht aufgehoben, sondern vielmehr verstärkt. 
Je mehr die Strafklagen auf Geld gerichtet wurden, welches der 
Sohn nicht hatte, um so wichtiger wurde dem Vater das Surrogat, 
welches er im häuslichen Strafrecht besass. Noch Alexauder Se- 
ver hebt dieses bei Beleidigungen des Vaters durch dea Sohn her- 
vor*) und selbst das Enterbungsrecht des neusten Rechts kann aus 
diesem Gesiehtspuncte betrachtet werden. 

Aber auch die Unmöglichkeit einer Geschäftslage des Vaters 
gegen den Sohn kann aus der notwendigen Insolvenz des letztem 
nicht erklärt werden. Es wäre eine unerhörte Wirkung der Insol- 
venz, wenn, in Betracht der Erfolglosigkeit der Execulion, dem ver- 
mögenslosen Schuldner, Statt dieser, gerade umgekehrt Erlass sei- 
ner Schuld zu Theil würde. Man könnte sagen: jene Erfolglosig- 
keit sey bei dem Haussohn gewisser, ab bei andern Schuldnern, da 
seine Insolvenz nicht blos factiscb, sondern rechtlich nothwendig ist. 
Aber lässt sich jene factisehe Vermögenslosigkeit eines Dritten nicht 
eben so vollständig denken, als die juristische des Haussohns? Und 
kann umgekehrt die Härte des Vaters gegen diesen nicht eben so 
wohl seine Freunde zur Intercession oder Zahlung bewegen, als das 
Andringen eines andern Gläubigers gegen einen freien {Schuldner 
eine solche Wirkung haben mag? 

Endlich lässt sich vom Standpuncte der Vermögenslosigkeit ans 
die Klagbarkeit der Schulden eines Hauskindes an dritte Personen 
nicht begreifen. Des Verfassers Einwand, dass die Vermögenslo- 
sigkeit rechtlich nur im Kreise der Familie, dem Vater gegenüber 
bestanden habe, dritten Personen gegenüber aber das Kind nur 
factiscb ohne Vermögen erscheine, würde die Schwierigkeit lösen, 
wenn er gegründet wäre. Dies ist aber unglücklicher Weise nicht 
der Fall. Wenn der Sohn sich von einem Dritten ein Recht in 
iure cediren lässt, so behauptet er gewiss nicht, dem Vater gegen- 
über vermögensfähig zu seyn und doch ist die Handlung rechtlich 
unwirksam : cum enim istarum personarum nihil suum esse posstt, 
eonveniens est seilieet f ut nihil omnino in iure vindicare pos- 
sint. ***) Wenn ein Dritter sich eine widerrechtliche Veränderung 
mit einem Grundstück erlaubt und diese dem Sohn zu verheimlichen 
sucht, so ist das Interdict quod vi aut clam nicht begründet: nam- 



*) L.9.C.depat.pot. 
**) Gai««77,96. 
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tue st seit eum filntmfamüias esse, nom videtur eius eelandi grmti* 
feeüse, quem eerium est, nullam secum uotionem habere.*) Eber 
bitte 4er Verfasser seine Unterscheidung des Verhältnisses zum Va- 
ter und zu andern Personen auf die Unfähigkeit des Haussohnes zun 
Testameutszeognisse anwenden können, welche (S. 125.) ans der 
Verdäehligkeit offenbar nicht befriedigend erklärt worden ist, da 
dieser Grund nur auf das Beweiszeugniss passt und überdies emanci- 
firte Kinder* oder entferntere Verwandte eben so wohl ausschliessen 
artigste, wie den Hanssohn. 

Die wahre Lösung unserer Aufgabe beruht darauf, dass man 
bestimmter, als der Verfasser getban, zwischen aetiven und passi- 
ven Vermögensverhältnissen in Beziehung auf Haussöhne unterschei- 
det Zu jenen, zum Haben irgend einer vermögensrechtlichen Be- 
fugnis*, ja einer privatrechtlichen Macht überhaupt, sind sie abso- 
lut unfähig. In diesem Sinne sind sie nicht blos vermögenslos, son- 
dern rechtlos nnd dieses nicht nur dem Vater, sondern auch dritten 
Personen gegen ober. Wie sie aber überhaupt keine aetive Klag«» 
ähigkeit haben, so können sie unter andern auch gegen den Vater 
oder irgend einen Dritten keine Forderungen geltend machen. Der 
Grund dieser activen Recbtsunfithigkeil ist nicht, wie beim Sclaven, 
in einem dem Sohne inwohnenden Mangel zu suchen, denn er fällt 
mit der Auflösung der väterlichen Gewalt weg, während er bei dem 
servus sine domino fortdauert. Er liegt allein in der väterlichen 
Gewalt nnd zwar in dem mit dieser verbundenen Erwerb aHer Pri- 
rat rechte für den Vaier. Ganz anders bei passiven Vermögensver- 
hSltaisseu. Schulden zu haben ist der Sohn durch den Mangel eige- 
ner privatrechtlicher Macht durchaus nicht gehindert. Denn dio 
Obligation afficirt wesentlich nur die Person, nicht das Vermögen. 
Diese Schuldenfähigkeit tritt uneingeschränkt hervor im Verhältnis« 
zu dritten Personen, blos dem Vater gegenüber erscheint sie ge- 
hemmt. Der Grund ist unstreitig ebenfalls nur in der väterlichen 
Gewalt zo suchen, jedoch in einer ganz andern Seite derselben, als 
in dem Erwerbe für den Vater, worin ihn der Verfasser finden will. 
Die actio in per so n mm fährt nach altem Civilrecbt zur Addiction der 
Person des verufibeilten Schuldners. Diesen Ausgang wird also auch 
die Schuldklage gegen einen fremden Haussohn nehmen müssen, so- 
bald dieser, im Zustande notwendiger Insolvenz, keine Gelegen- 
heit findet, durch Zahlung oder lotercession dritter Personen, sei- 
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nem Gläubiger genug 2a thun. Der Vater aber bedarf dieser Sobald« 
klage, dieser Verartheilung, dieser manu* iniectip und Addiction 
des iudicatus nicht. Er besitzt in der väterlichen Gewalt ein für alles 
dieses aasreichendes Surrogat, denn wer kraft der häuslichen Ge- 
richtsbarkeit das duci iubere als eigenes Recht hat, kann der präto- 
rlschen Addiction entrathen. Mit einem Wort, der Grand, welchen 
die Römer bei den Delictsobligationen angeben: qui statuere polest^ 
necesse non habet litigare, passt auf alle Schulden des Sohnes ge- 
gen den Vater. Man wende nicht ein, dass diese Erklärung nur 
Ar das alte Civilreeht gelte, denn auch die Unmöglichkeit der Schuld- 
klagen gegen den Haassohn gehört nur dem alten ius tivile an* 
Auch ist die alte Personalezecution durch die prätorfoche bonorum 
venditio und die noch spätere pignoris capto in causa wdicatz\ ja 
selbst durch die cessio bonorum nie ganz aufgehoben, soudern nur 
gemildert und auf die Fälle verschuldeter Insolvenz, namentlich auf 
Delictsschulden beschränkt, bei denen daher auch die clatsischen Ju- 
risten in Anwendung auf Haassöhne, den ursprünglich allgemeinen 
Aitsschliessungsgrtind aller Schulden gegen den Vater, die häusliche 
Gerichtsbarkeit, allein noch hervorheben. 

Wie es dem Verfasser nicht gelangen ist, in den allgemeinen 
Zusammenhang der Schaldunfähigkeit des Hauskindes gegen den Va- 
ter einzudringen, so ist seine Arbeit auch im Einzelnen weniger er« 
giebig an neuen Resultaten geblieben. Die Interpretation der bc- 
rfihmten L. Frater afratre^ von welcher aas der Plan der ganzen 
Abhandlang gefasst zo seyn scheint, ist, abgesehen von der Berück- 
sichtigung neuerer abweichender Erklärungen, im Wesentlichen die 
des Cujacius und in der Auslegung zweier anderer Stellen, welche 
Jer Verfasser auf eine selbstsländige Weise weiter zu fördern be- 
strebt war, ist er entschieden nicht glücklich gewesen. Wir mei- 
nen die L. 89« de F. 0. und L. 21. §.2. de pactis, welche S. 134. 
und 185. berührt sind. In der entern sollen die Worte: seeundttm 
quod leg es permittunt nicht mit Cujacius för interpolirt gehalten 
werden dürfen, weil zur Zeit des Paullus, von welchem jene Stelle 
herrührt, das peculium militare längst existirt habe. Allein das 
tastrense peculium ist nicht durch Volksschiasse, sondern durch 
kaiserliche Constitutionen anerkannt worden, die zwar legis vicem 
haben, aber darum doch von keinem alten Juristen geradezu legen 
genannt werden kennten« Es rächt sich hier abermals an dem Ver- 
fasser die Ungenauigkeit, die er sich öfter in Beziehung auf die 
verschiedenen Rechtsquellen zu Schulden kommen lässt, indem er 
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Ar VoIkeseMlsse, Constitutionen, Aussprüche alter Juristen ohne 
unterschied den Namen Gesetze braucht. In der zweiten Stelle 
soll es unoöthig seyu, Titio mit Cujacius in filio zu verwandeln, 
da man sich den Titins willkürlich als Sclaven oder Sohn denken 
könne. Allein jener Name wird in den Rechlsquellen mit Ausnahme 
eines einzigen Beispiels*), In welchem er für einen Freigelassenen 
vorkommt, nnr bei Freigebornen gebraucht, für Sclaven ist er un- 
erhört. 

Zar dritten Abbandlaug übergehend, treffen wir auf einen Stoff, 
welcher in neuster Zeit öfter und mit sehr verschiedenen Resulta- 
ten bearbeitet ist: die Klagbarkeit der Verträge nach romischem 
und beutigem Recht« 

Den Verfassers Ansicht ist im Wesentlichen folgende. Durch 
das liiere remische Recht, sagt er, geht ein unverkennbarer Zug 
nach Einfachheit und Bestimmtheit der ürtheilsfrage, um der Will- 
kür des Richters Schranken zu setzen. Diesem Streben, die Rechte 
der Einzelnen au siebern, nicht pedantischer Lust "an Formen, ver- 
danken auch die feierlichen Verträge ihren Ursprung. Die Älteste 
Zeit kennt deren drei: Nexum, Schrift und Stipulation, spater hat 
man nnr die letzte beibehalten. Sie gewahrt den Vortheil, den Mo- 
ment der Perfectioa festzustellen, sie beweist die Ernstlichkeit des 
Ceusenses, nie begründet eine Gondiction, d. h. eine streng einseitige 
Forderung, sie bestimmt endlich mit möglichster Genauigkeit den Ge- 
genstand der Obligation und entspricht daher jenem Streben nach 
Vereinfachung des Prozesses durchaus. 

Dessen ungeachtet liess schon das alte Givilreoht von der re- 
gelmässigen Notwendigkeit der Stipulation Ausnahmen zu. Dahin 
geboren die vier auf Rückgabe einer Sache gerichteten' Vertrage, 
bei welchen die Stipulation überflüssig erscheint, weil alle angegebe- 
nen Vortheile, die sie gewähren würde, durch die Hingabe ebenso 
▼ollständig erreicht werden« Ferner die Gonsensualverlräge, bei de« 
neu die Gegenseitigkeit und Unbestimmbarkeit der Leistungen die 
Stipulation im Ganzen unmöglich macht. Abgesehen von diesen wich- 
tigen, aus dem ius gentium unverändert herübergenommenen Ver- 
trägen bat man der Stipulation in einigen untergeordneten Fällen, 
(dolü itictio, iurata promissio operarum^ receplum argentariortm) 
specielle Formen substituirt. Mit Ausnahme der genannten eilf prl* 
vilegirten Real-Gonsensual- und Verbal- Contracte mussten aber alle 



*) L. 33. $. 2. <fe ug* tegato. 
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übrigen Vertrage, um contractu* zu seyn, eine obligatio and actio 
zu wirken, in Stipulationsform geschlossen werden: ohne diese Form, 
als blosse pacta, wareu sie nach Civilrecht ohne alle Wirkung. 

Weit vollständigere Anerkennung aber fand das ins gentium im 
prtttorischen Recht. In einzelnen Fällen (dem Constitutum, dem Re- 
ceptum der Schiffer und Arbitri, dem aussergericbtlichen Eide und 
der Hypothek) gieng sie. bis zur Aufstellung einer in factum actio, in 
den meisten wurde nur durch Exceptionen gegen die remittirte Schuld- 
klage oder die indebiti condictio*) Schutz gewahrt Ein solcher 
Schulz genügte aber nur bei einseitigen Vertragen einigermassen* 
Bei zweiseitigen war der erfüllende Tbeil oft ganz halflos. Eine 
Klage auf Gegenleistung hatte er nicht und die Röckforderung des 
Gegebenen , durch eine doli replicatio gegen die der condictio ob 
causam datorum drohende pacti exceptio zwar gesichert, reichte 
doch nur dann aus, wenn der Gegenstand der Erfüllung eine Sache 
und diese noch jetzt vorhanden war. 

Hierin liegt das Bedflrfniss einer Klage auf Erfüllung und die 
Erklärung- der actio praescriptis verbis, welche Übrigens nicht dem 
Edict, sondern dem tut civile im engsten Sinn, dem Juristenrecht 
der Kniserzeit ihre Entstehung verdankt. Die geschehene Leistung 
wird nämlich als Surrogat der Stipulation und die ganze Klage als 
Ergänzung des Givilrechts betrachtet. Aus dem erstem Gesichts- 
punet erklart sich die, ungeachtet der Innern Verwandtschaft dieser 
Fälle mit den Consensualconlracten, nothwendige Erfüllung; aus dem 
letztern das unveränderte Forlbestehen des alteivilrechtlichen Rttck- 
forderongsrechts. Durch die Nothwendigkeit der Erfüllung kannten 
die Falle dei actio praescriptis verbis den Realcontracten anzuge- 
hören scheinen. Allein die Erfüllung besteht nicht immer in einem 
Geben, sondern auch in einem Tbun, es heisst nicht: re contrakitur 
obligatio, sondern subest causa und man kannte die sogenannten 
Innominatcontracte eher Causal- als Real- Vertrage nennen. Das 
Reurecht aber, ursprünglich eine Folge der Grundsalze Über die 
datio ob causam und der civilrechtlichen Wirkungslosigkeit der 
pacta ^ jedoch beibehalten, nachdem diesen eine subsidiarische Wirk- 
samkeit durch die actio praescriptis verbis eingeräumt worden war, 
lasst dem Erfüllenden die Wahl, ob er sein Pactum nach altem oder 
nenerm Civilrecht beurtheilt haben will. 



+)lrrig will der Verfasser S. 260. die condictio indebiti in einen Feile, wie et 
scheint, gans allgemein gestatten, in welchen sie fast nur auf JUchtsirrtaum 
beruhen konnte. 
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Abgesehen von der in der actio praescriptü verbis enthaltenes, 
bat das neuere Givilrecht in der dotis pollicitatio 9 dem Schenkung»- 
versprechen nnd dem Compromisse Bach eioige ganz specieüe, das 
Gmndprincip nicht afficirende Ausnahmen der Stipolationsnolhwen- 
dtgkeit anerkannt. 

Umgestossen ist das römische Princip erst im heutigen Rechte 
darch den Grundsatz, dass sehen der irgendwie erklärte Consens eine 
Wag« begründe, Dnrch ihn Fallit die Notwendigkeit der Stipulation 
und Aeeeptilation, die Schranke zwischen Gontracten und Pactis in 
Bexiehnng auf die Klagbarkeit, die condictio ob causam datorvm 
hei zweiseitigen Vertragen und die Regel über die Klagbarkeit der 
Nebenvcrtrlge gänzlich hinweg« Alle unsere obligatorischen Ver- 
trage also haben die Wirkung der römischen ConsensnaJcontracte, 
wenn nicht die Beschränkung des Vertrags auf Rückgabe einer hin- 
gegebenen Sache, oder die Vorschrift besonderer Formen, oder die 
▼erabredete schriftliche oder gerichtliche Vollziehung Ausnahmen be- 
gründet. Dnsern Nachlassvertragen hingegen Jässt sich nur die Be- 
deutung römischer pacta de non petendo beilegen, nur die Ausstell- 
ung einer Quittung können wir der römischen Aeeeptilation verglei- 
chen. So der Verfasser* 

Wir erlauben uns gegen diese Auffassung der Sache folgende 
Bemerkungen. 

Unter den Vortheilen der Stipulationsform führt der Verfasser 
an, dass sie durch ihre Worte die Ernstlichkeit des Consenses be- 
weise. Der ganze Zusammenhang lehrt, dass hiermit etwas Anderes 
gemeint ist, als die Feststellung der Perfection «des Vertrages durch 
ein nasseres unzweifelhaftes Zeichen des ertheilten Consenses: denn 
dieser Vorthcil war schon vorher besonders hervorgehoben. Der 
Nachdruck scheint also auf der Ernstlichkeit des Willens zu ru- 
hen, welche ans den Worten hervorgehen soll. Wie wenig aber 
eben dieser Ernst des Consenses aus der Stipulationsfermel allein ge- 
folgert werden kann, zeigen die Worte des Paullus: verborum quo- 
fue obligatio constat, si inier eontrakentes id agaturi nee enim, 
si per iecum puta^ vei demonstrandi inlellectus causa ego tibi di- 
xero SPUNDES? et tu responderis SPONDEO, naseitur obligatio. *) 

Die Exemtion der Realcontracte von der Stipulatiorisnothwen- 
digkeit sucht der Verfasser durch die Behauptung zu erkläreu, dass 
bei ihnen die Stipulation überflüssig sey. Dies kann nicht zugegeben 
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werden: Dir das Darlehn ss&on nicht, weil die Hingabe nur eine 
Goudiction des Capitata, nicht der Zinsen begründet, Ar die drei an- 
dern Falle Hiebt, weil in ihnen die Tradition keinen Uebergang in 
das Vermögen des Empfängers und eben deshalb auch keine Coo- 
diction, sondern nur ein bonae fidei iudicium nach sich zieht, an 
dessen Steile erst im Wege der Stipulation, oder früher auch der 
Transseription-, eine streng rechtliche nnd völlig bestimmte Con- 
dietionsverbindliehkeit gesetzt werden kann« 

Eben so wenig kann die Ausschliessung der Stipulation bei den 
Gonsensualcontracten auf eine Unmöglichkeit dieser Form zur&ckge* 
föhrt werden. Dass sie eben so wohl auf das ganze obligatorische 
Verhaitniss, wie auf einzelne Wirkungen desselben Anwendung fand, 
beweist die Sitte, sämmtliche Bestimmungen eines Vertrags erst in 
die Form einer Pactio zn bringen und hierauf deren Inhalt durch 
eine angehängte Stipulation zu bekräftigen: novissima parte pacto- 
rwm ita sohtinseri: ROGAV1T TITIFS, SPOPONDIT MAEV1VS: 
kaec verba non tan tum paetionis ioco aeeipiuntur, ted etiam stipu- 
lationü, ideoque ex stipulatu nascitur actio, nisi contrarius* $pe~ 
ciaUter adprobetur*). Das scheinbare Hindernis! der Wechselsei- 
tigkeit bei Gonsensualcontracten konnte durch zwei Stipulationen 
überwunden werden, wie unter andern das Beispiel der stiputationes 
emtae et venditae hereditatis zeigt 

Der wahre Grund der Exemtion sämtlicher Goasensual- und je- 
ner drei Realcontracte liegt in einem innerlichem Moment, darin 
nämlich, dass diese Geschäfte im täglichen Verkehr so häufig auf 
Treu und Glauben (exfide bona) geschlossen werden, dass man die- 
ser guten Sitte und dem aus ihr entspringenden Bedfirfniss unmög- 
lich die entsprechende Anerkennung versagen konnte und eben des- 
halb die richterliche Hülfe auch dann nicht verweigern durfte« wenn 
ein Tbeil sich darauf berief, dass wegen mangelnder Stipulation eine 
eigentliche eivilrechtliche Verpflichtung gar nicht vorhanden sey. 
Auch bei der Anerkennung der actio praescriptis verbit darf dieses 
Moment nicht übersehen werden« Dagegen beruht die Exemtion des 
Darlehens von der Stipulationsverbindlichkeit darauf, dass hier schon 
die Hingabe eine Gendiction erzeugt, womit es zusammenhangt, dass 



*) £.7. $.12. de paclit. Beispiele für deu Kauf geben die Urkunden bei 
Spangenberg tmbb> negui. n. 50. 52. 52«. 54. 55. 57., f Ar die Mietfae L. 89, 4t 
V.O., für die Societit L, 11. pr. pro tocio (futurum fui9$e> ut, H novandi cauta 
id feci$$emt y pro $oeio agi non pot$it y $ed tota ret in $tipufationem tranitata 
viderelur) , für alle mögliche Geschäfte das AquiUankche Formular. 
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Gaias aar dieses Geschäft und das ihm in der Wirkung verwandte 
IftSebitam vor den Stipulationen und Litteraleontracten abhandelt, 
die drei andern Realcontraete aber ganz übergebt. 

Bitte der Verfasser diese innern Verschiedenheiten, von denen 
doch die Eingehnngsformen grossentheils nur Folgen, sind, mehr her* 
vorgehoben, so würde anch in seiner Darstellung des heutigen 
Rechts Manches eine andere Gestalt bekommen haben. N Der Verfas- 
ser lehnt mit Recht die Untersuchung ab, ob die heutige allgemeine 
Klagbarkeit bereits im altgermanischen Rechte gegolten habe, oder 
durch die canonische Gesetzgebung veranlasst sey. Aber ohne auf 
diese fremdartigen Fragen einzugehen, ohne den streng civilistischen 
Standpunct dieser Abhandlung aufzugeben, konnte er die Notwen- 
digkeit einer Veränderung darthun, die aus dem Untergang des 
streng rechtlichen und romischen, aus dem Ueberhand nehmen des 
sittlichen und natürlichen Elements im Recht naturgemäss und von 
selbst hervorgeht Die Untersuchung, welche durch die Scheidung 
des römischen und heutigen Rechts in zwei nur lose verbundene 
Hüften zerfallt, würde durch jene Anknüpfung an Einheit und Zu- 
sammenhang gewonnen haben. 

Indessen ist der Verfasser auch auf seinem Wege zu dem Re- 
sultat gelangt, dass die römischen Grundsätze über die Klagbarkeit 
der Vertrage, nicht mehr gebraucht werden können, um ein gemein-' 
rechtliches System derselben aufzustellen. Die vierte und letzte Ab- 
handlung enthalt einen neuen Versuch, dem gleichwohl noch viel- 
fach beibehaltenen Institutionensystem ein anderes zu substituiren. 

Die Vorgänger dieses Versuches führt der Verfasser auf zwei 
Gassen zurück. Zur ersten rechnet er die, welche die Obligationen 
ohne alle Rücksicht auf ihre Entstehungsgründe und ganz unabhän- 
gig von den Quellen blos nach ihrem Inhalt und Gegenstand zu- 
sammenstellen. Diesen gegenüber stellt er die Behauptung von 
Gans, das System des römischen Obligationenrechts müsse auf den 
GegensaU der actione* stricto' iuris und bonae fidei gebaut seyn. 
Als gemeinsamer Fehler beider Systeme wird die Vermischung der 
Vertrags- und Delictsobligalionen*), als besonderer Mangel des er» 
stea die gänzliche Entfernung von den Quellen hervorgehoben« 



*) Der Verfius«r scheint jedoch *n übersehen, das* wenigstens Im römi- 
sche» Rechte 4er Gegensatz der Condictionen und b.f. negotim den Geachafieohli- 
gationen völlig untergeordnet tat, mithin gerade umgekehrt die Unterscheiduug 
Steter aad der DeiictieWiretioaen veraaseeiat. 
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In diesen glaubt der Verfasser ausser dem Instilutionensyslem 
nodt ein zweites , freilich auf die Vertragsobligationen beschränktes 
wahrzunehmen. Das zwölfte bis zum neunzehnten Bnch der Pan- 
dekten , behauptet er, bringe die Vertrüge in drei Glassen : die streng 
einseitigen oder das System der Gondictionen (D. XII — XIII, 5j, 
die einseitigen mit möglichen Gegenforderungen, oder das System 
der contraria*- actiones (D. XIII, 6. 7. XIV, 1—3. XVI, 3. XVII, 1.) 
und die zweiseitigen! oder das System der direetae actiones (D. 
XVII, 2- XIX.) 

Auf diese in den Quellen gegebene Grundlage baut der Verfas- 
ser ein ähnliches System der Forderungen, wie es Stahl in Folge 
philosophischer Untersuchungen angedeutet hat. Er geht aus von 
der innern Verschiedenheit der Delicts- und Vertragsobligationen. 
Die ersten empfangen ihren Inhalt von aussen her, von dem verletz- 
ten Rechte und sind nach diesem in Verletzungen der Person und 
des Vermögens, (im Besitz oder im Verkehr) zu scheiden. Die Ver- 
trags- und vertragsähnlichen Forderungen haben entweder eine 
selbständige oder accessorische Bedeutung. Die seibstständigen 
Vertrags- und vertragsähnlichen Verbindlichkeiten zerfallen in vier 
Classen: 7. Die streng einseitigen. Dahin gehören 1) die gesetzli- 
chen Obligationen zur Alimentation, Beerdigung, Dotation, Bestel- 
lung von Serviluten oder Gautionen, Vergeltung von Diensten, Ex- 
hibilion. 2) Alle einseilige Versprechungen, also die pacta de con- 
trahendo, die Cautionen, Schenkungen, Vermächtnisse. 3) Das Dar- 
lehen. 4) Die Forderungen aus dem Haben ohne Grund, condictio 
ob causam datorum, ob turpem causam, indebiti, sine causa. 
IL Die zufällig zweiseitigen Forderungen 1) Verträge auf Rückgabe: 
Gommodat, Precarium, Pfandcontract, Depositum. 2) Geschäfts- 
führung, Mandat, eigentliche Geschäftsführung, Vormundschaftsftlh- 
rung. ///. Die wesentlich zweiseitigen : 1) auf Gemeinschaft gerich- 
tet: Socielät, Communion, Lex Rhodia. 2) auf Gegenleistungen 
a) gleichzeitige: Kauf, Tausch, actio praescriptis verbis. b) Vor- 
leistungen: Miethe, emphyteutischer Vertrag, Receptum der Schif- 
fer, Trödelvertrag, jeder ungenannte Vertrag nach Analogie der 
Miethe. IV. Verträge, welche in der Eingehung zweiseitig, in der 
Erfüllung aber einseitig sind — Glücksverträge, Spiele, Wetten. — 
Die accessorischen Verträge beziehen sich entweder: /• auf fremde 
Verbindlichkeiten — Inlercessionen 1) um sie aufzuheben — privative 
Intercessionen, 2) um sie zu sichern — cumulative Intereessionen. 
Oder //. auf eigene Rechtsverhältnisse der Contrahenlen 1) um sie 
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zi modifieiren — Nebenvertrflge, 2) tuu sie zu bestätigen — Censli- 
ttlam. S) nm sie aufzubeben ; und zwar ä) unbestrittene — - Nachlass- 
vertrüge, b) tiestrittene — Vergleich, Compromiss, EidL 

Als besondere Vortheile des aufgestellten Systems, a am entlieh 
der selbsUUndigen Vertrage, bebt der Verfasser hervor, daas es 
den Quellen entspreche, dass es auf einem einsigen durchgeführten 
Principe der Einseitigkeit und Zwetseiügkeit beruhe nud dass es das 
praktische Bedürfnis* befriedige, indem jede Klasse ihre Eigenthuut- 
Hehkeilen habe, so dass durch die blosse Ao&tellung derselben fik 
eine Reihe von Streitfragen, nantentlich über die actione* eontra- 
rime, die Vorleistung, die exceptio non admmUti contractu*) die 
Gefobr, die Culpa, die laesio enormis, sogleich das ihr zukommende 
Gebiet bezeichnet und abgegrlazt werde. 

Wir müssen ftrebten, dass der erste unter diesen Vorzögen, 
die DebereinstimmuBg mit den Quellen, auf einer Illusion berühr. 
Nickt, dass uns die Einschaltung einer Deliclsklage in das «uel- 
lenmnssige System der Vertragsobligationen störte, dteJ den Ver- 
fasser irrt, denn er täuscht sich, wenn er (S. 305.) die condictio 
furtiwa für eine Deliclsklage hält. Sie ist zwar eine anomalische 
Condiction, wie die condictio ex lege, aber so wenig wie diese eine 
metio ex malefiexO) sondern in allen ihren praktischen Beziehungen 
eine Gesehlftsklage* Aber wie käme ein so abstmeles Princip, wie 
des der Einseitigkeit und Zweiseitigkeit in das System der römi<- 
sehen Gescblftsobligationen, welches von den Zeiten der Legis 
Actioseu bis auf Justinian nnf den Gegensatz der Condictio»«* 
und bonae fidei negotia gegründet war* Denn der Verfasser wird 
uns hoffentlich nicht snmuthen, jene allromische mk dieser moder- 
nen Unterscheidung sn identificiren nnd etwa die Alimentation**» 
nnd Dotationspflicht, oder die Verbindlichkeit ad exkibendum ffcr 
eine Condiction zu halten, weil sie einseitig, und umgekehrt das 
verzinsliche Darlehen nnd die Wette för ein negotium bonae ßdei f 
weil sie zweiseitig sind. Rein anderes als dieses römische System 
der GescbuJtsobKgatioaen hat aber die Ordnung der Rechtsquellen 
bestimmt. Am deutlichsten tritt dies hervor bei Gnius. Denn ob- 
gleich sein System ausschliesslich auf die Entstehangsgrinde, re, 
per bis 9 litterü, consensu gegründet scheint, so handelt er doch un- 
ter der ersten Rubrik nur das Darlehen und Indebiti» ab. Er zieht 
also einen Qnnsicontraet herein, wahrend er drei oder vier Real- 
contraete, Gommodat, Depositum, Pignus, Piducia ganz ausschliefst, 
ofenbar, (wie auch oben schon bemerkt wurde) weil nur jene Fülle 
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Condielienen erzeugen. Diese werden nach ihren drei Entstehang*» 
gründen , daiioy stipulation expensilalio *) vorgetragen, dann folgen 
die bonae fidei negotii , unter ihnen aber freilieh, den EnUtehenge- 
grfinden zu Ehren, blos die, quae eonsensu contraAuntur. Erst die 
Institutionen haben durch Einschaltung der ihrigen Realconlracle 
üe alte Grandlage verschoben. Aber nicht blos bei 6a ins, son- 
dern auch in den Werken, in welchen das Edietssystem vorherrscht, 
wie bei Paullus, in den Pandekten und GonsiitHtionensammlnngen 
lassen sich die 6rappen der Condictioaen nnd bonae fidei iudicia 
wieder erkennen* obgleich hier der Zusammenhang dnrch Einschal- 
tungen und Ablösungen öfter unterbrochen worden ist. Demnach 
beruht nicht die Anordnung der Gescbaftsobligatieaen Oberhaupt, 
sondern höchstens die einer Gliederung der bonae fidei iudieia auf 
dem Princip der Einseitigkeit und Gegenseitigkeit 

In der That aber würde eine genaue Uebereinatimmnng mit dem 
römischen System für eine Darstellung der heutigen Vertragslehre 
nur eine sehr zweifelhafte Empfehlung gewahren. Da nlmtich das 
freiere Princip der bona fidet im heutigen Recht ehae Zweifel als 
das aussehiiesseud gültige zu betrachten ist, so würde durch das 
Herübernehmen der römischen Ordnung leieht die Gefahr entstehen, 
abgestorbene Theile des Obligationensystems als geltendes Recht zu 
behandeln. Wean man es also aberkannt rathsam findet, die Lehre 
von den Gesehlftsobligationen von aller römischen Grundlage abzu- 
lösen, nm sie nach ganz allgemeinen Principien anfsubanen, so 
wird man auch der römischen Anordnung eine andere subsiiluireo 
müssen» 

Von diesem Standpnnet ans betrachtet mag die vom* Verfasser 
vorgeschlagene durchaus unrömiaehe Classification vor andern mo~ 
dernen Anordnungen manche Vorzüge voraus haben, wenn sie gleich 
im Einzelnen noch bedeutender Modifikationen fähig und bedürftig 
seyn mag. Die meisten dieser Vorzüge hat der Verfasser treffend 
hervorgehoben, was er über die Vorleistung und die exceptio nom 
impleti contractus nnd über die Glfieksvertrage sagt, verdient sogar 
in hohem Grade eine allgemeinere Beachtung und" nur in der Lehre 
vom Perieejum niögte an seiner Ansicht Manches anders zn wünsche* 
aeyn, dessen Ausführung jedoch zn weit führen würde. 

Das Gesamtresukat vorstehender fieortheilnng der vier etazei» 
nen UntersucwMgen kann keinem Bedenken unterliegen, ßieht man 



*) Cicero pr* Bo$e. Com. §., L. 0. $ . 2. de & C. 
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von der zweiten und dritten ab, welche im Ganzen weniger gelan- 
ge« sind, so kann für die Vertrautheit des Verfassers mit den Quel- 
len nnd der Litteratur, für den Besitz der Fähigkeit, den Stoff zu 
bewilligen uod zu wissenschaftlicher Einheit zu gestalten, mit einem 
Worte, für die beiden wichtigsten Momente, durch welche aller Er- 
folg im Gebiete des Ci vi] rechts bedingt ist, kein achtbareres und 
vollgültigeres Zeugniss verlangt werden, ab dasjenige, welches er 
in diesen Abhandlungrn niedergelegt hat. 
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Ueber das Zusammentreffen mehrerer Schuldigen bei einem 
Verbrechen und deren Strafbarkeit. Von Joseph Kltk», 
K. k. mährisch-schlesischen Appellationsrathe. Wien, 1840. 

Ueber intellectuelle Urheberschaft und den Beweis derselben. 
Von Conrad Hey er, Grossb. Hess. Landgerichts -Assessor zu 
Gi essen. (In dessen Abhandinngen aas verschiedenen Theilen der 
Rechtswissenschaft dessen, 1841. No. II. S. 33 — 65.)*) 

Reeensirt 

von 

Herrn Professor JDr. Afeetjg ZQ Breslau* 

Der Verf. der zuerst genannten Schrift, welche mit der wört- 
lichen Anführung des „§. 5. des Strafgesetzbuches Tb. I." beginnt, 
(wobei mau sogleich ergänzen muss, Aber Verbrechen u. s. w. Wien 
1803.) bitte schon auf dem Titel bemerken sollen, dass er sich seine 
Aufgabe vorzugsweise nnr in Beziehung anf das Oesterreichische 
Recht gestellt hake. Nicht, als wenn jene Beschränkung zum Vor- 
wurf gemacht werden sollte, sondern um sofort den richtigen Ge- 
sichtspunkt för das, was geleistet wird, anzudeuten. Denn auch die, 
welche jene Lehre in einer allgemeinern Weise auffassen, werden es 
nicht anders als gut heissen, wenn wissenschaftliche Praktiker die- 
selbe zunächst nach dem betreffenden Landesrechte bearbeiten, sie 
werden anerkennen, was dadurch und nicht Mos mittelbar auch ftir 
die höhere gemeinsame Aufgabe beigetragen werde, und sich den 
Gewinn nicbt entgehen lassen, den, nach verschiedenen [Beziehun- 
gen bin, auch eine solche Erörterung verheisst, zumal wenn sie von 
einem Schriftsteller herrührt, dessen Verdienste um die Verbindung 
der Wissenschaft und der Anwendung auch ausserhalb des Gebietes 



*) Ueber den übrigen Inhalt dieses Werkes wird spater berichtet werden. 
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pruhtiaehen Wirksamheit bereitwillige Anerkennung gefun- 
4«« haben and finden. Jene Bemerkung ist aber noihwendig am 
das, was liier gebeten wird, richtig zu würdigen. Wir sind nun in 
der glasttgen Lage, der Arbeit, aneb hinsichtlich der Form and 
Methode, den ganzen Beifall sollen zu dürfen, der ihr, wenn man 
dem andern Standpunkt zum Maasstabe der Beortbeiinng nähme, thcil- 
weise versagt werden müsste. Der Plan des Verls*, die Lebte, so wie 
sie nach dem Sinn des Gesetzgebers aofgefasst werden soll, mit den 
Hftl frmht o l n darzustellen, welche das Gesetsboch selbst, die Praxis 
aad Erfahrung, and die Wissenschaft auf dieser Grundlage, und in 
dem gegebenen Kreise darbietet, kannte durchgeführt werden, ebne 
ein Zariekgeben auf gemeines Recht, auf dessen Degmeugeschichfe, 
anf die altern Qaeilen, ohne eine stete Berücksichtigung des neusten 
Znstandes der Wissenschaft, wenigstens unbedingt zu fordern, wenn 
gieieb nicht za leugnen ist, dass die Anknüpfung dieses Zusammen- 
hangs, die Erweiterung des Gesichtspunktes aneb für die besondre 
Aulgabe sieb fruchtbar zu erweksen. verssecht hätte. 

Der erwlbnte §. 5. bandelt von der Theilnabme mehrerer Per- 
sonen na einem Verbrechen so, dass er die verschiedenen Weisen 
ungjebt, wie Jemand desselben schuldig werden könne. Letzteres 
im weitesten Sinne, also nicht Mos als s. g. iatellectoeller Urheber, 
Anstifter, oder eigentlicher Thüter, sondern auch als s, g. GehüUe 
«ml Begünstiger« Diese Kunstausdrücbe, welche in der Wissen- 
schaft seit langer Zeit das Bürgerrecht erhalten haben, das ihnen» 
uhaararbtet es von einigen Seiten her streitig gemacht wird, auch 
wohi ferner noch bleiben mag, da sie einer richtigen Bedeutung, 
und seihet einer theilweisen Begründung aus den Quellen und dem 
Suncfcgehraache fähig sind, hat das Gesetzbuch nicht aufgenommen» 
und es mag dieses woM gebilligt werden. Nimmt ein Gesetzbuch 
dieselbe« aaf, so wird es entweder dennoch zugleich naher angeben 
müssen, durch welche Weise des Verhaltens ein Schuldiger in die 
eine oder andere Kategorie falle, oder es wird die Sache lediglich 
der Wimenschaft überlassen: iadem ersten Faüe ist die Beaeiehuaug 
wünigMtemi nicht notbwendag, in dem andern ist die Gefahr vorhan- 
den, allen nur möglichen Streitfragen, die sich an eine keineswegs 
übe r all völlig übereiasUmaMnde Ausdruckweise knüpfen, für die 
lVazm, and zum NaohthoMe derselben, Kaum au geben, da diese an 
dea gesetzlich bestimmten Ergebnisses; der Regeln für die Steaf- 
■amasiaag u. s. w. nkht stets sichere Anhaltspunkte haben kau*» 
zumal, weaa ehern 4ie Anwendbarkeit der einen oder andern Folge 
Krit Jakrfc. t d. BW. Jahrg. VL H. h 3 
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der Gegenstand des Zweifels ist. Wflrde man also die nur anschei- 
nend einfache Wake der Mos technischen Bezeichnung nicht Villig«« 
können und eben so wenig dieselbe, neben der, welche man die re- 
elle nennen konnte, unbedingt für nothwendig erachten, so läset sieb 
am so weniger gegen letztere ohne die erstere, ein gegründetes Be- 
denken erheben, da ohnehin dieser Weg der ist, welcher auch froher 
und bei andern Lehren beobachtet wurde, bei den Römern zum 
grftssten Theil auch für den Thatbestand , indem die Handlungsweise« 
aufgezäit werden, durch welche Jemand einem bestimmten Gesetz« 
verfallt, woraus unsre Wissenschaft erat später den Begriff der be- 
sendern Verbrechensarten mit ihren Benennungen gebildet hat; wlb- 
rend allerdings bei einer Reihe strafbarer Handlungen im Romischen 
wie im Germanischen Rechte (z. B. furtum, injuria,) die Erklärung 
der rechtlichen Folge der Ver Übung sich unmittelbar an die gang- 
bare Bezeichnung knöpft, deren Verständniss bei froherer Einfachheit 
der Verhältnisse vorausgesetzt, bei späterer Ausbildung der Wissen- 
schaft fiberlassen wurde. Das, worauf es ankommt, ist, dass der« Sache 
nach , die mannichfachea Weisen der Theilnahrae und Mitschuld nach 
ihrer Strafbarkeit gehörig unterschieden werden, dass die Regeln 
der Gerechtigkeit und der Rechtspolitik, die Grundsätze, welche in 
jedem guten Gesetzboche angenommen seyn müssen, auch in dieser 
Beziehung gehörig beobachtet seyen, und zwar sowohl, wo, (wie 
meist in dem s. g. allgemeinen Theil,) allgemeine Bes timmu ngen über 
die Theilnahme und deren verschiedene Gestaltungen, als wo diese 
in einer von dem Gesetzgeber unmittelbar geraachten Anwendung» 
bei Gelegenheit besonderer Verbrechen aufgestellt werden, wo dann 
auch scheinbare Ausnahmen ihre Rechtfertigung finden müssen ; end- 
lich, dass demzufolge auch dem Richter für die Anwendung tn den 
gegebenen Fällen die gebührende Freiheit des gewissenhaften Er- 
messens gestellt, und er nicht durch, zum Theil inconsequente spe- 
cielle Anordnungen, ausser Stand gesetzt werde, den im Gesetz- 
hucke anerkannten Regeln der Gerechtigkeit und angemessener 
Würdigung der Handlung, die gebäbrende Geltung zu gewähren. 

Wenn aueb der Verf. dieses nicht gerade se an die Spitze 
stellt, so ist es doch, wie man annehmen darf, der Gedanke, der ihn 
geleitet hat. Seine Brklämng des Gesetzes, welche, den einzelnen 
Sätzen und Werten Jbtgend, eine Reihe beachtenswerther Betvaett- 
tuugen einzelner sich darbietender Fragen enthält* soH zugleich eine 
Rechtfertigung desselben seyn: sie sucht zu zeigen, dass kein rar 
die u mf a ssen de Benrtheihmg der Arten der Mitschuld erhebliefce* 
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Herne«« tbergaagea oad dass jedem aneb Ar die damit so r«i4ria«- 
deedea reehtJichea Polfei die erltaderHche Bedeetaag beigelegt 
sey. Es geschieht dieses sof ehe praktisch aaechanliehe Weise. 
Der Verl, der die Bekanntschaft mit dem Oesterr. Gesetzbocfae ver- 
•«seeist, ebae welche allerdings gar maaehes de« Leser nioht ver* 
ttlndlleh seyn werde, geht liebt tob allgemeinen Begranduegea aas: 
die betreffenden Gesetzesworte, die meist Yerstlndlfich sind, — bei 
denen, wie dieses aaeh seast la dieses «ad aadern Gebieten der PaR 
ist, vielmehr erst eiae gewisse Kenntnis* and Erfahrung erforderlich 
ist, tat aaf Zweifei and ftedcnkea »• kommen — gebeo ihm Veraa- 
tassaaa;, dea Leser, nach wenigen, aber eaehgemSssen Erinnerungen, 
sofort deren Veriegaog eiaes Rechtslalles, dem daaa mehrere andere 
aar Vergleichnng, als verwandte eder entgegengesetzte an die Seite 
gestellt werden, mitte« ia die Sache za versetzen* Den Pillen, die 
btatg als „sieb ereignete ** bezeicbaet werden *) , sind andere bei- 
gefügt, welch* zom Theil fiagtrt erscheinen: sie sind nicht immer 
gleich gHteklieh gewählt and tberbanpt darfte der Casaistfit eiae 
Grenze za setze« sey«» Aber man mass zogesteben, dass die Er* 
erternng derselben, Insbesondere die Bietst sorgfaltige Aaflhruag aneb 
alles desse*, was sieb gegen des Verlassers Ansieht eiaweade» liest, 
ebee so beHallswttrdfg sey, als in der Regel nach die Ergebnisse, 
za denen er von seinem Staadpankt aas gelangt* von der Art siad, 
wie sie «och aaeh eiaer u m fas sendem and tiefer gehenden Behand- 
lung des Gegenstandes würden begründet werden können] Obgleich 
«lese and eiae Berileksicatigang der Literatur, ansserhalb iw spe- 
eieff aaf das Oesterr« Strafreeht sieh besieh enden, vielfach ▼erarisst 
wird, so genietet doch die Gerechtigkeit nicht oaerwaaat an lasse», 
dass hei n t ehr e ra Gelegenheite« auf älteres Recht, aaf die There- 
sianisehe «ad Josepbinisehe P.> G. 0. and auf einige aooera Gesetz« 
gehangen and Entwürfe, mit Netzen Besag genommen sey. Weni- 
ger Zastissmong müehtea einige der versackten psychologischen Kr- 
ktlraege« von Benehanragsweisee der Tbeilnehmer verdiene«, wie 
dewa eaerbaopt, wo der Beden des Positiven verlassen and aaf llOg- 
fiehketten eiagegaagea wird, eiae gewisse Uaeicherhek erkennW 
ist, die saweilea de« Verf. veranlasste sieh des Unheils zu enthal- 
te«. Manche Sätze scheine« aaeh ia eiaer so tbstrabten A%cmem- 
bett aafg tste d k an seyn, wo daam ftr dt» BeafOnettoag de* h os ssaier tv 
Patlos nrebt selten <fco Nota^ o adig t e it -Oiairetan wird, saasemen z* 
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medificiren oder ganz bei Seite .zu setzen, da sie so gar ftteht aufge- 
best werden dürfen. So wird §. 13. bemerkt: „auf den Verlauf 
der Zeit seit de« gegebenen Befehle bis zur Ausübung des Ver- 
brechens kommt es nicht an, und wenn daher das Verbrechen z. B. 
erst in drei Jahren nach Ertheilang des Befehl« verübt worden 
wäre, so kttante dieser Umstand filr den Befehlenden (viel weniger 
also für den Gehorchenden) zu keiner Entschuldigung dienen»" Die» 
kann nor nach den Umständen entschieden werden und ist zugleich 
eine Thatfrage; unleugbar giebt es Fälle, we sich der angeblich Ge- 
horchende nicht anf den Zeitablauf berufen kann — in sofern ihn 
dieser entschuldigen soll, andere, wo der s. g. Urheber gewiss 
nicht für die Handlung, des Andern verantwortlich gemacht werden 
kann. Bei den Erörterungen (§. 22.) Aber das Verbältniss der 
Willensrichtnng des Mitschuldigen zu der des eigentlichen Tbä- 
ters, sind Vorsatz und Absicht nicht hinlänglich unterschieden. 
Durch solche unerläßliche Trennung, .wonach der Vorsatz sich auf 
die verbrecherische That als solche bezieht, die Absicht auf den 
durch dieselben zu erreichenden Zweck, welche bei manchen Ver- 
krochen selbst mit zum Tbatbestande geh Ort, und diese dann näher 
charakterisirt, wobei -dann auch die Hoüve in Betracht kommen ken- 
nen, während in andern 'Fällen auf die entferntere Absicht nichts 
ankommt, wenn nup der Vorsatz hergestellt ist, — würde die ganze 
Untersuchung an Deutlichkeit, das Ergebnis» an Bestimmtheit gewon- 
nen nahen. 

Als obersten Grundsatz für die rechtliche Würdigung der ver- 
schiedenen Weisen der Schuld und Mitschuld, und zwar theils des 
abstrakten Unterschiedes, und der Abstufung der s. g. intellektuellen 
Urheber, der Mitthäter, der Geholfen und -der Begünstiger, theils der 
besondern concreten Erscheinung ihrer Betheiligung, stellt die Ge- 
rechtigkeit auf, dass überhaupt Jeder nach seiner Handlung, in ih- 
rer ganzen Eigenthümlichkeit aber auch Ungetheiltheit, d. h. in der 
Zusammenfassung aller s. g. subjeetiven und objectiven Momente, 
beurtheilt werde. Dass dieses Priacip, auch wenn es im Gesetzbuch* 
nicht ausdrücklich und formell ausgesprochen ist, doch überall an- 
erkannt und auch nicht durch gelegentliche Aeussevungen beseitigt 
sey, welche einen — ohnehin nicht überall sichern Schtaas auf die 
Annahme irgend einer andern besondern Theorie zulassen, dass es 
sich in dem Inhalte, der Stmfbeitimmnngen und den vom Gesetzge- 
ber gemachten Anwendungen erweise, und auch in dem Oesterr. 
Strafcodex seine Bestätigung finde, habe ich bereits nnchgewie- 
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sea*), aad wwb auch einzelne Abweichungen aufgezeigt werde* 
ksaalen**), 00 wtirdea diese doch nieht die Regel und Forderung 
der Gerechtigkeit eotferaen: wo es dar Fall wäre, müsste de« Feh- 
ler bei der Revision der Gesetzgebung abgeholfen werden. Die 
wahrhafte Grandlage aller Rechtspflege und Gesetzgebung» von der 
die Aaweadang aneh in jedem besondern Falle, so wie die Wissen« 
sehaffc auszugeben hat, ist die Gerechtigkeit« Diese vermag auf 
keine Weine verdringt, oder durch eine andre ersetzt an werden, 
nie int die notwendige . Voraussetsuag auch Ar die Strafgesetzge- 
batta; der christliehen Staaten auf dem Standpunkte der jetzigen Ge- 
sittung, leb glaube mieh nieht zu irren, wenn ich , annehme, dass 
dieses nach die Ansteht des Verfr. sey, dessen Untersuchungen in 
aHe Etazelnheiten zu verfolgen hier der Raum verbietet , mit dem 
ich aber von jenem Priazip aus, meist zu gleichem Ergebnisse ge- . 
lange. Es wäre unter Voraussetzung einer weniger engen Grenze, als 
die va» ihm gezogene, wünsebenswertb gewesen, den Grundsatz be- 
stimm t hervorzahebea, und von ihm aus, in der Nachweisung, dass 
er nach ia dem Gesetzbuch der leitende sey, die einzelnen Fragea 
za beaatworten: aber es mag ftr die reia praktische Arbeit, die sich 
der Form nach als ein Gommentar zu dem §. 5., nach seinem gan- 
zen Inhalte aad setaeai Verblhaisse zu dem sonstiges gesetzii- 
cbea Rechte, au erkennen giebt, wohl gebilligt werden, dass von 
dem sb eriieteradea Texte ausgegangen, und nach einer genauen 
Erfrierung desselben, das Priacip, welches an die Spitze zu stellen 
viaNeiebt als eine bedenkliche Voraussetzung hätte erscheinen kda- 
aeai, vielmehr als ein, sich unzweifelhaft verstehendes, wenn auch 
nicht ia Worten ausgesprochenes, dareb die wohl gerechtfertigte, 
de« Gesetzen entsprechende Anwendung, in seiner Geltung dem 
wissenschaftlich, praktischen Bewasstseyn aufgezeigt wird» 

Da der Verf. seine literarischen Nachweisungen nicht auf die 
easbeisaisebea Scbriftea beschrankt, soadern auch einige, obseboa 
aar weaige, and diese keineswegs überall, wie es zu erwarten ge- 
wesen wire, aas dem gemeinrech tlicben Gebiet aaftbrt, so mag er- 
laabt eeyn, hier auf die Abhandlungen von Bauer und Luden (Th. 
IL) aufmerksam au machen, die aber, wie es seheint, nicht benatzt 
werden kennten, wenn man aus der Anführung des WürUomb. Ent- 



*) Die rersekiesenca fttrsftoktsthesrien in ihrem VerkftJtiiisse an einander 
ans s« sem newtavea Rechte und Seesen O es c k i ehtc. 8. iez. ff. 
*) Dasssast S. 1C4. 
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würfet v. 1885« <S* 45» Not. *) — der seit mehrern Jahren be- 
reite als Gesetz in Wirksamkeit getreten ist« auf eine frühere Ab* 
fessung dieser Schrift schliessea darf. £ben so, und zugleich sur 
Rechtfertigung darüber, daes ich einzelne und nam Theil wichtige 
Paukte, die eioe Besprechung verdienten, hier übergehe, mOgea 
mehrere meiner Abhandlungen in Besag genommen werden, durch 
deren Vergleicbung, dieae Anzeige, auch für den Verf. seihet, wen« 
er denselben einige der ihm gewidmete« Anerkennung entsprechende 
Aufmerksamkeit zuzuwenden geneigt ist, die erforderliche VoUstaji» 
digkeit erheJt *)• 

Die Verwandtschaft des Inhalts der andern in der (Jeberschrift 
bezeichneten Abhandlung von Hn. Beyer, mit einem flaapUbeiie 
der bisher betrachteten, wird es rechtfertigen, wenn ich jene, nun 
der Reihe mehrerer, die andern Lehren gewidmet sind, beworbene, 
um sie in den Kreis gegenwärtiger Anzeige au ziehen. Sie betrifft 
die Lehre der Intellektuellen Urheberschaft, van welcher indesaen 
weniger nach der Seite des Begriffs gebändelt wird, als nach einer 
andern, welche einer besondern Erörterung unterworfen zu haben, 
dem Verf. gedankt werden muss, nehmlich des Beweises. Denn 
über den Begriff wird mit Bezugnahme auf die jetzt auemlftfib aUge-r 
mein angenommenen .Ansichten der Rechlslebrer, welche auch in die 
neuem Gesetzgebungen übergegangen sind, das Bekannte in Erin~ 
nernng gebracht, um daran die Untersuchung Ober den Beweis zu 
knüpfen. Nur das möge bemerkt werden, dass, wenn <eaeb & 3&«) 
„durch stillschweigenden Auftrag niemand Miturheber wer* 
den kann", dieses nicht unbedingt auf andre Weisen d#r Anstiftung 
gebt, wobei allerdings ■ — jetzt noch abgesehen von der Schwierig- 
keit eines rechtlichen Beweises — auch jene andere Form vor- 
kommen kann, wie ich dieses an einem andern Orte gezeigt habe**) 
und Herr Kitka §» 19* seiner oben genannte Schrift annimmt« Jc- 
denfal« darf niemals Übersehen werden,' dass alle die Benehmen», 
weisen, wodurch auf den Willen des Andern, der zur Ausfüh- 
rung bestimmt werden soll, einzuwirken gesucht wird, als Befehl* 
Auftrag, Drohung, Bath, Bitte, jede im? sieh, und in dein besonder» 
x FaUe noch einer eignen Würdigung unterwerfen werden müssen 



*) Meine Untersuchungen S. 90.& Archiv des Crim.R. Bd. XIV. S. 453. ff. 
ferner Archiv Bd. IX. S.65.ff. Untersuchungen S. 62. ff. Archiv neue Folge J.\84ü. 
K. 434. ff. meine Kritik de* Maschen Entwürfe» fh. I.& 7«, IL S.I4. «.AwhivJ. 
18S5. S. 151. fi\, mein Lehraoeh «er Stent *• W< f. 74. 

**) Im neuen Archiv des Crim. Rechts. Bd. XIV. S. 451» & 
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MdL dass ee bedea&ISeb «IM, Wer ebne alba. Ueleiieaeidajugeo, «im 
allgemeine Regel aufzustellen, deren Anwendung oft nicht anders» 
ab mit Verletzung der Crnndfttaa der Gerechtigkeit mttgKch seyn 
wurde. B* bedarf sieht de« Vorbehaltes, das« solche Wartung 
■iaht auf den Verf. bezogen werde, der die Richtigkeit jener Be- 
schränkung der gewöhnlichen Regeln sehen dadurch anerkennt, doas 
er, aul Grand, den Thathestaad der intellektuellen Urheberschaft, 
nach aOea seinen Menaanten, erwiesen haben will; womit schon» 
wie nhea fc aan t bei dem Beweine; die Sache in das Gebiet der Er- 
ech oi n an g, wie sie der beaendere Fall gestaltet, übergetragen ist* 
Nicht aia ob irgend Jemand an der Notwendigkeit eines solchen 
Beweises je hStte zweifeln kflnaen, oder die Bebaumtaag aafsteUoa 
a*gem, die ganz allgemein geltende Forderung, dass Alles, was die 
tbatsiebliehe Voraussetzung für die rechtliche Beurtheüong, für die 
Uuterstettnng unter die Rechts - und Preaess - Vorschriften seyn 
nette, gehörig erwiesen werden müsse, hatte für die Frage nach der 
a» g« intettehtneUen Urheberschaft keine Anwendbarkeit. Aber es 
kann nick* geleugnet werden, da die Werke aber Strafirecbt im en* 
gern Sinn, — im Gegensatz des Prozesses — bei Angabe der Begrün 
steh weniger mit dem Beweise bescbaJtigee, die Ppezess Lehr* aod 
saftet die Gesetz-Bacher bei dem Beweise wieder nicht stets anf 
aUe jene Unterschiede > die der begriff der Belbeiligang bei einem 
Ver brech en (diese im weitesten Sinn genommen) darbietet, besondre 
Rftrhtirht nehmen, so entsteht eine Lücke, wekbe ia der Anwen- 
dung ntebt immer richtig durch Verouthungen da ausgefMfe wird, 
wo der erforderliche Beweis nicht bergesleUt zn werden vermag* 
Die Wiasenaehnft mnss hier auch ihren, Beitrag liefern, and dämm 
rendient die vorliegende Abhandlung wohl beachtet zn werden. 

Der Verf. will zuerst den FaH besprechen, das« Jemand einem 
Andern, ohne Anwendung von Gewalt, den Auftrag ertheih bat, ein 
beetimantes Verbrechen zn begeben, und dass nach ettheiltem AutV 
Img*) dieses Verbrechen winklieh**) begangen worden ist. 

„Um in diesem FaMe rechtlich uaterstettea za kennen, dass Je* 
durch Anftrag ieleafectueilar Urheber geworden, mnss bewk* 



*) D. k. der Zelt nach: (po$t:J ob auch in Qemaaakeit ($ec%n- 
dum mandatum) iat eben die Frage. 

**) von dem, an- welchen der Aaftmg gerichtet war. Diesi wind vevenfge- 
•Hxti e* UcaM sieh ein andante Fell denken, nti etat aeek endete Fragen-nor 
Sfcscke rammen mnssten. 
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- I) dass wirklich von ein«»*) bestimmten Individuum mm Auf- 
trag gegeben sey. 

2) dass der Mandant in dem Mandatar zuerst den Willen ztr 
Begehung das in Rede stehenden Verbrechens erregt haha, so .wie 

$) dass der Auftrag die bestimmende Ursache zur Begehung 
den Verbrechens gewesen sey. 

Zuerst wenn diese drei Momente vollständig bewiesen sind, Ist 
der Thathestand der intellectuellen Urheberschaft eenstutirt. 

Was die juristische Gewissheit unter No. 1* anlangt, so ist 
solche durch mancherlei Beweismittel beraustellen, namentlich kaum 
solche durch Zeugenaussagen, so wie dureh das eigne Geständnis*; 
des Auftraggebers» bewerkstelligt werden. 

Der Beweis der Requisiten unter 2. und 3« ist jedoah nicht um 
erbringen/ 4 

So drückt sich der Verf. aus, welcher nun die eiaaelaen Be- 
weismittel durchgeht« Wir folgen seiner Darstellung kfirtlich« Zan- 
gen kennen die firtheilung des Auftrages, und dass diese ror dar 
Begehung dea Verbrechens statt gefunden, sie können aber nicht die) 
beiden andern Momente bekunden, welche als solche nicht Gegen- 
stand der eignen sinnlichen Wahrnehmung sind, die allein der la- 
balt dea Zeugnisses seyn kann. Nur das Gegeathetl, dass der Be- 
auftragte schon frther su der Handlung entschlossen gewesen wäre, 
vermochten sie, unter Umstanden, wo ihnen eine Kenutniss zugekom- 
men war, darzuthun. Dasselbe gilt von Urkunden: in so fern 
diese ein Geständnis* des Auftraggebers enthalten, wird daran 
bei der Prüfung des Beweismittels durch Geständnis* gehandelt wer- 
den. Die blosse Versicherung ies Mandatars beweiset fttr sieh 
nicht einmal, dass ein Auftrag gegeben worden, noch weniger darf 
dessen Behauptung, durch den Mandanten zum Verbrechen determi- 
nkl worden zu seyn, dem richterlichen Urtheil zu Grande gelegt 
werden. Insbesondere beweiset die Aussage des physischen Urhe- 
bers nicht weiter, als die Aussagen Mitschuldiger Oberhaupt gegen 
einander: seine Versicherung kann sich daher höchstens zu dem 
Grade einer Anneige erheben. Ein Urtheil Sachverständiger 
Aber jene Momente ist unmöglich. Gewiss, man kann hinzusetzen, 
dass, was etwa nach Grundsätzen der Psychologie, der Menschen- 



*) Genauer? von (Katern, dem in Rede itehenden, und In dem suppenlrten 
Pelle geneintea fndftvMuem, dem die iateUeetnelle Urheberschaft sar Last ge- 
legt wird. 
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erackteasea werben dtrfte, wobei dock, aaeb aaokt mekr 
ab eine Mftgtiekkeit oder WriuackeiaJiekkest beraeakfime, die den 
g efo r derte « Beweis aiekt za ersetzen vermag , Gngoaitnnd der riek* 
terbekem Reflexion seyn werde. Indicien, Tkaftenckea für oioo 
Veraaetkaag m Beireff jeaer Meaneate, giab* der Verf. za: aber er 
beagaei die Zaiissigfcei* eiaea Indicien beweist*, womit ick zwar ein- 
»eri i aad aa bin*), jedeck eriaoera mens, daaa dieae Frage noabkia» 
gig roa der Coairoverae ist, ob öfcerboapt ein voller Beweis dotok 
Udiciea rechtlick meguek, uad der Art. 22. der P. 6. 0. aoek gttU 
tag zey, oder oiekL Deao aaek die Statthaftigkeit des Anzeigen*. 
wessen zagegeben, würde er kier, (wo der Verf. ^ drei Momente 
verbiadet,) dock in Abrede gestellt werden kennen: and wiedernm, 
aaek wa dieselbe int Allgeaieinen geleugnet wird, nimmt man an, daaa 
der Dolae aaf solekem Wege hergestellt wende» könne, obscboa die 
kierrea baadelnden peaitiren Bestimmungen nar mit grosser Vor- 
siekt anzuwenden sind, nnd kier jedenfalls noch etwas andere, aia 
der n War (der ekaekia bei bergeatelltem Verbtitnisse dieser Art 
aaaniaiulkalt ist) — eine wirkliche, aber innere Tkatsaehe in Frage 
geatetU wird. 

Abi wiektigstea ist aan daa Geatindniaa des Auflangga* 
kern. Aber die Schwierigkeit wird neck dedarek erhobt, dass daa 
Geetladaiss, ia Beziekuag aaf die beiden Wer eenearrirenden Mi*» 
sc k n td i ge n vieüaekr die Erkltraag, vemdüedena aad eianadar zaat 
lacü entgegengesetzte Bettaadthetfe kat. Dna Geständnis*, den 
Aaftreg ertkoik za kakea, kaaa nickt beweisen, dass erst dorek die* 
aaa der EatsckJese xnm Vefkreeken bei dem andern bewirk! worden 
eey — aad wtrde ein fmetum aüemm betreffen, die Versiekeraag 
aber, daaa der Aadre aeboa vorber entaekloaaen gewesen ney, würde, 
nie die iateUektaelle Urkekerseknft nach der sajwoaaackea 

ia Abrede stellen aoHte, eine vortkeilhafte Erklärung in 
eigaer Sacke aad Beziekaagsweiae eine Besebaldigang des andern 
seyn, die dann wieder, neck den bekannten Regeln, aicki ftr den* 
vaiea Beweis kiareiekee, seftst weaa soieber Iber die letzten Mo- 
■eate aaaat mftgiiek wäre. Der Mandatar biagOgaa kaaa ein, ea» 
ter aaaera Bediagongen, glaobhaltes Geständnis« ablegen, früher 
aad rar dem Auftrage unabhängig zu der Uebeltbai entschlossen 



*) & anter aadora meine Kritik aar vom Vatf. aagaffibrlen Schrift roa 
Un;fef*t In Iknen Jnnrkeeheia 1040. & 2*4. wa sieb «eiter« Naebwc«- 
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gewesen zu ieyo. Und auch der Mandant hanu, Aber diesen p eei ti 
? ea Umstand nuterrichtet, eine glaubwürdige Auasage mache«, währ 
read er es nickt ia Betreff des Gegentheils, also nicht dariber ver- 
mag, „daae der Auftrag das prineipium egenj, sonach das al- 
leinige Motiv *) aar verbrecherischen Handlung gewesen aey." 

Richtig wird (S. 45») bemerkt, dass, wenn man entgegnen welke» 
der EnlscUnss zu einer verbrecherischen Handlung wurde- nicht 
vermutaetj dann tbeils die entgegengesetzte Vermuthaag «I» 
solche, eicht ein Beweis sey, theils dass, was hier in favor et* 
difeasienis des Einen angenommen würde, in Betreff des An* 
dem eine Verletzung des eben behaupteten Priacips wäre, aod ead» 
Jich, da der physische Urheber, sich durch die Thal als ein Subjekt 
ankündige, zu dem man steh des selbststledigea Entschlusses nicht 
versehea könne, jener- ihm günstigen Verinuthmg miadestena ein« 
gleich wirksame conträre und dieselbe aufhebende Vermuthaag gugen* 
«her steh«. 

Der Verf. giebt jedoch selbst zu (S. 43.), dass, wenn auch in 
dem Falle, wo ein blosser Auftrag stattgefunden und diesem aac J h » 
folgend, das aufgetragene Verbrechen verübt worden, tat, der Be- 
weis der intellektuellen Urheberschaft nicht gefuurt werden könne, 
damit doch nicht behauptet aay, dass solche niemals ceesUtirt wer- 
den konnte. Nicht nur nimmt er des Fall des Zwaagea aus, wo* 
hin auch der das Befehl uns gehören kann, sondern leibst den da« 
Auftrags, wenn dieser unter Verhältnissen crtheiit ward, dasa de* 
nachgefolgte Verbrechen sich wenigstens akvjwisiiseh nethweudig* 
Felge darstellt, wo -die Wirkeng auch der Uraathe angerechnet wer- 
den miese, und wenn ausserdem der Gesetagehjer ans bestimmten 
Ereignissen bestimmte Schlußfolgerungen gezogen haben wolle, ae 
aey diese Annahme auch für den Juristen bestimmt entschieden. — * 
Indessen wirde, messen wir einwenden, filr die Wiasenschaft 
und Gesetzgebung damit nicht die Sache erledigt, da eben soJeJae 
Annahmen einer Rechtfertigung bedürfen» 

fia würde hier zu weit Ähren, die eiacekieu möglichen Falle, 
deren einige erörtert werden, durchzogenen und zu nennen, wie 



*) Motiv, iit hier doppelsinnig. Es ist möglich, dass Jemand einer An- 
stiftung zum Verbrechen Gehör giebt und sich durch dieselbe veranlasst findet, 
und doch noch durch andere Motiv'e geleitet wird, die ihren Kinfluss auf ihn 
aas üb«», steh dem Auftaage stt untarsiaaee» afan »aw sieh hier gonaoe Rechen- 
schaft geben, was hiaaicktfticb>4es einen and esriera&ot^digtndaaeujtseaeidende 
Moment der Straibarkeit sey, und worauf es aliein bei der BeartheUaea; I 
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dem V«f* bejntretes, eiUr, m» fem fl#»n#v 9 it*£*n**a w«M» 
H g rto de U m Anskbt doch einig* Beschränkungen beizufügen saytm* 
Die Abhilfe» welche er in der Berufung e«f die AsstebUn uevejwr 
Crtssiaalifite« »bar 4m C*m»UM findet* „wenath au dessen Tbeä* 
hafügmaehnng wcner die Uebernahme einer activen Reite noch fit» 
genwart bat AusfOhrwg 4er Thal erforderlich ist,« 4 werde» die nicht 
anerkenne*, welche jene »v Theil grandiosen Meinungen über den 
CempUtt nicht billigen* und jefaifeUs evs — gegen die Behauptang 
mehrerer, einer steten and unbedingte* ilniebe» Slmfbnffcett nUe* 
Theilnehmer, — vielmehr an dem unerlässlichen Princip festgehalten 
werden , dass jeder nach seiner Handlung, und also natürlich so weit 
diese bewiesen ist, zu benrtheilen sey, wo also, obschon überall die 
Complottirung als erhöhender Grund in Betracht kommt, die Einzel- 
nen auf sehr verschiedener Stufe der Slrafltafkeit stehen können. 

Nickt genau ist der Ausdruck (S. 48.): „ Unsere deutsche 
Strafgesetzgebung setzt den Erfolg als Requisit zum Daseyn ei- 
nes Verbrechens voraus." Ich meine nicht das Wort voraussetzen, 
als wenn damit eine Vermuthung von Thatsachen bezeichnet wäre, 
die erst bewiesen werden sollen: aber auch, im Sinn eines Erfor- 
dernisses, kann hier nicht der Erfolg, sondern überhaupt nur 
die Aenssernng verstanden werden, da jener nur für gewisse Ver- 
brecken mad in so fern dadurch die Vollendung bedingt ist, zum 
Thatbesland erfordert wird. 

Wenn im Gegensatz zu dem vorhandenen Beweise, dass der 
Mandatar schon früher selbstständig zum Verbrechen entschlossen 
gewesen, für den Fall des nicht vollständigen Beweises, der Reini- 
gen gs-Eid, — „wo ihn die Individualität des Verbrechers und die 
Natur und Grösse des Verbrechens als zulässig erscheinen lässt" — 
entscheiden soll, so bleibt dieses eine missliche Aushülfe, wie denn 
die Inconsequenzen zu denen dieses jetzt nicht mehr angemessene 
Mittel führt*), auch in den hier beigebrachten Fällen ersichtlich 
sind (S. 59—62.). Da er gemeinrechtlich besteht, so mag man 
allenfalls zugeben, dass die „Gesetzgebung' 4 (vielmehr das prak- 
tische Recht) nicht durchgängig den Vorwurf der Mangelhaftigkeit 
verdiene. Die Schrift schliesst : „Gestützt auf die Doktrin sieht man 
jedoch wie eine Praxis schon bei bewiesenem blossen Auftrage 
den Thalbestand der intellectuellen Urheberschaft für constatirt an- 



*) Meine Geschichte des Reinigungs-Eides in den historiftch-prac- 
tiachen Erörterungen Nq. L 
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sieht, and darauf bin Strafe» erkennt." Allgemein ist Aase Doktrin 
nicht, und auch nicht blos durch dt« & 64« Not. S. genannten ver- 
dienten Gelehrten angefochten worden« Es handelt sieh aber über- 
haupt nicht blos davon, ob. »an mit den Beweise des ersten Mo- 
ment* den des ganzen Thatbestandes fttr geführt annehmen an dürfen 
glaube, sondern ob jene andern beiden Momente, — auch abgese- 
hen von der Schwierigkeit oder Unmöglichkeit des Beweises in je- 
dem Fall, fttr den Begriff und die Strafbarkeit des s. g. intellektuel- 
len Urhebers in Betracht kommen* 
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Erlauternnge* über verschiedene Lehren des Civfiprozesses 
■ack Liade's Lehrbuch, in einzelnen Abhandlungen. Von JDrw 
Cturl Frtodr« Verel« Matern!«» ordentl. Prof. d. Rechten, s.w. 
an 4. Univ. Gieeeen (Jetzt Regierung»- «. Censistorial-Rath zu 
Dessau], leter Band. (1. & 3. Hell.) Giessee, 1*40. 

Recensirt 
von 
Herrn J*r«/itf% Wetnell, Privatdocenten 20 Marburg. 

Es ist heut zu Tage eine Beinah allgemeine 8ifle geworden* 
data Reektsgelctirte, die als academisehe Lehrer wirken, diese Seile 
ihrer BernJethttigkeit durch eigne Werke beurkunden, Werke, die 
kei aller Gemeinschaft jener besondern Beziehung doch die gvdatte 
Veraekiedenkeit offenbaren sowohl in der dussern Ferui, ala in dem 
kfaaaae ihrer innern ßereebtigung. Auch der Verf., obwohl in der 
Praxis groeegezogea, hat diesem Geschicke nicht entgehen tollen; 
er fand, daas „academisehe Vortrage Aber positive Rechtstheile ihrer 
Katar nach nicht den Zweck hatten, nene, ungenrOfte Theorien an 
die Stelle der bisherigen Doetrio zn setzen 14 , er fand, daas wenn 
nnn der Docent sieh die Mittheilung eigner Ansichten nickt versagen 
kenne, „doch die Zeit es nickt immer gestatte, diese in alle Ein- 
zelkeiten kiaeia zn rechtfertigen*, und so war der EntacUnss leicht 
gebest, zu dem aaseerstea Mittel zn greifen, 2» einer Ausfflhmng 
in einzelnen Abhandlungen. Daneben aber glaubte der Verf. noek 
einen weitern Zweck erreichen zn kennen, entweder beizutragen 
zam allgemeinen Frommen der Wissenschaft, oder — von eignen 
Irrsngee beiehrt zn werden. 

Von diesen Abhandlungen sind bereits drei Hefte erschienen, 
mad die Genugthuung laset sieb dem Verf. gleich von vor nhe re in 
geben, dasa die Wahl seiner Gegenstände glflcklick genug ausge- 
fallen ist« Dagegen kann man ein Bedenken allgemeiner Art wider 
den eben angeführten .Eutsteheagsgrand des Buches erheben. Der 
Verf. scheint nämlich von der allerdinge sehr verbreiteten Ansicht 
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auszugchen, ein academischer Vortrag solle den Zuhörer in den 
vollen Besitz des in der Praxis notwendigen Materials setzen, solle 
ihm im Auszüge den ganzen Apparat von gelehrten Kenntnissen und 
Meinungen beibringen. Da ist denn freilich kein Anfang und kein 
Ende; Auszüge sind gewiss höchst elastische Dinge, die je urafang- 
reteher, um so bester zu sein scheinen, and so kommt es, das« der 
eifrige Lehrer nickt bloss die grösst mögliche Zahl von Stunden auf* 
wendet, und in dieser dickleibige Hefte mktlrält, sondern, daran 
nicht genig, dem bedrängten Zakffrer auch noch Binde voller Ge- 
lehrsamkeit mit nach Hause gibt. .Wo. auf solche Weise sieh der 
Vortrag einigermasset vervollständigt hat, würde ein gewissenhafter 
Schäler vor allem ein ausführliches Campend iura, sodann ein geschrie- 
benes Heft, endlich nach dem Plane des Verfs. die gedruckten Aus- 
führungen zu durcharbeiten haben. In der That eine Aufgabe, die, 
eine Beschränkung auf etwa zwei einfache Vorlesungen vorausge- 
setzt, doch nur bei grossem Fleisse durchzusetzen wäre, und selbst 
dann mit Gefahr Ar die Gesundheit, mit Gefahr für wahre Gränd- 
iiebkeit, mit Gefahr — doch wem sieh quälen mit Aen Folgen einer 
Möglichkeit, die kaum zu besorgen steht; helfen wir, dass des Verflr. 
Zuhörer jenes Komplement seiner Vorträge nach gemachten Studie« 
snr Hand nehmen, und während derselben nicht durch engherziges 
fkebnbleiben bei den Heften ihren wissenschaftlichen Neigungen 
Fesseln anlegen. Damit aber verschwänden die Lehrerrücksichten, 
und Anforderungen aUgemeiner Natur machten sieb dem Verf. 
gegenüber geltend* Dooh mag dem sein, wie ihm woffe, das Buch 
ist geschrieben, und es soll ihm das Recht einer Beurtheüung nach; 
seiner «igenthOmlichen Aalage nicht geschmälert werden. 

Also der Verf. wollte »«nächst flttr seine Zuhörer schreiben ; 
verzichten nässen wir deshalb auf eigentlich gelehrte Forschungen, 
auf Srdfivung neuer Wege, auf Mittheilung blees historischer Resul- 
tate^ selbst die, weiche eine ausführlichere Darstellung fremder 
Mekongen erwarteten, dflrfen sieh durch deren Mangel nicht beträ- 
te* lassen. Aber geben ansere Erwartungen ejafrifeser Seite willig 
herab, auf einer andern werden sie sich mit voflRl Hechte steigern. 
Das, was der Verf. nietet, Neues wie Altes, mnssie In einer reinen, 
cterüebsn, I b c raeag cn den Weise entwickelt sein; der Verf. musste 
setaea Zvfetfrera zeigen, weiche Ansprüche man an Juristen mache, die 
steh zu nicht rein haadwerksmäßsigem Betriebe bestfmmt haben, sei* 
gea, dass eist ei» lebendiger Sinn Ar das Schöne dem Wissenschaft» 
Ik 4 en 7 wie tatofscUfahbe« feien hebern Adel rerletht, 4er Ober 



Digitized by 



Google 



iteosiisirt von Herrn Dr. Wet%eBm Marburg. 47 

4m Sphäre einer sfiessbtirgerfieken Uebuag zu erkeben im Staude 
ist Und »pören wir «lein Talente des Verfe. nach, belauschen wir 
die Eingebungen eines angebomen Taetes, so finden wir alle jene 
Ailordenragen auPs vollständigste gerechtfertigt, tiberalt gibt «Üb 
eine grosse Leichtigkeit der Auffassung und Darstellung kund, Eigen« 
sebaftea, die siek dem juristischen Publicum bereits in einer Menge 
grösserer rad kleinerer Arbeiten bewahrt haben. Aber in vorlie- 
gendem Werke sehemt der Verf. durch seine Gaben dach gar zu 
lieber gemacht zu sein, wie so manche Naeklissigkettea in dem Styl 
■ad eine gewisse Breite, ein gewisses Zerfiiessen der Darsteftfaeg zeigen* 
aater denen die Bestimmtkeit und Gedrungenheit oft verleren gegangen 
ist „Das Genie", so sagt Lessing einmal, „kennen nur Begebendes» 
tea beschäftigen, die ineinander gegründet sind , nur Ketten von Ur» 
neben und Wirkungen. Diese auf jene zerflefaanftthreo, jene gegen 
diese abzuwägen, überall «las Ungefähr auszusehtiessen , Alles, was 
geschieht, so gesck*men zn lassen, dnss es nickt anders geschehen 
kfaae: das, das ist seine Sache, wenn es im Felde der Gesekiokte 
arbeitet, am die unnfitzen Sehltze its Gedächtnisses in Nahrungen 
das Geistes so verwandeln*" Ist so die Aolgabe gefasst, wer vor* 
gisst es da nieht, wenn gerade nickt immer dem Stoff nach Neuen 
vorgetragen wird ; das Alte verjüngt sieh unter dem Zauber friseker 
Beziehaugen, das Vereinzelte sekiesst am «farem noch linkekannten 
Gassen zusammen. Und kter eben ist es, wo in einem Punkte die 
Knast des Vortrages und die Methode der Bekandlttttg zusammen» 
trifft; wurde dieser Puaet verfehlt, so mutete der Vert beides ver* 
Bereu. — Wie aber steht es nun mit der wbsensekuftfccheu Behend» 
kwgsweise tu unserm Bücke? — Schon bei nichtigem DurcbJesea 
desselben wird maa finden, dass der Verf. seinen Stoff betank nir- 
gends rein dogmatisch, nach fiberlebten Kategorieee behandelt, dnas 
er vielmehr überall lebendige Verbindungen zu erreichen' strebt» Da 
»sunt anzunehmen, gewiss nuek der Verf» sei Aber jene erste Vor- 
aussetzung wahrer Wissenschaft mit sich einig, die durin besteht, 
dam die einzelejnj^htsregel nickt das letzte Ziel der Forschung 
sei, dass sie normal ein besonderer Ausdruck, eine bestimmte An- 
Wendung eines nllt^steinern Gedenkens genest werden misse, ae 
scheint es freitiek damit im Widerspruch zn staken, wenn man Kost, 
»das Yerka^adfengsprincip sei ein Aketraetom, das nur aus der Etv 
fcbrung ( a pttteriori) zu bestimmen sei, wozu es der Verarbeiten 
bedürfe", wenn man genau dasselbe vom ,,ifcfat*itieheu Unten*» 
' fleugt findet <& 37*K Und trotz dem w*j* daxiaiseh 
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geschlossen: mag der Vtrt an sieh seihst eine klein* Untreue be- 
gangen, oder wir Jim nicht recht yeritandea haken, an einem aa- 
dem OK wird von dem „ Dogma: Quidquid non e$t in actis, nm 
est in mundo" die bestimmte Erklärung gegeben, „es bedürfe das- 
selbe keiner weitern Nachweisung, sein Grand werde mit Recht in 
die Verntgungsbefogniss der Parteien Ober ihre Privatrechte gesetzt. 4 ' 
Wer wäre dadurch nicht berahigt? Aber sind wir der Einsieht des 
Verfs. in jene Vorbedingung auch versichert, da wo es auf die Con- 
scquen'zen derselben ankommt, bricht der Faden sehen ab, wie er 
denn überhaupt den einfachen Gedanken nicht fruchtbar zu machen* 
das einmal erfasstePrineip nicht streag festzuhalten plegt Dieses hin- 
dert dann oft die klare Anschauung, ein Mangel, der gerade bei den 
historischen Versuchen sehr empfindlich atiffilllt» Der Behandlung 
geschichtlicher Thatenthen lassen sich zwar, ich l&ugae es nicht, 
verschiedene Seiten abgewinnen; schon darin zeigt sich ihre Wirb- 
saaakeit, dass neuere Zustande mitunter erst denn klar erkannt wer- 
den, wenn man die altern mit den vorgekommenen Veränderungen 
vergleicht. Auf diese Weise ergäazt sich, wie man zn keiner Zeit 
verkannt hat, das neuere Gesetz aas dem altera* Aber keineswegs 
jst das schon eine historische Behandlung; in der Thal hat diese ea 
weniger mit den Veränderungen der Dinge, als mit dem Gleichen 
und Bleibenden in ihnen zu thun. Denn Veränderung beurkundet 
Vergänglichkeit, somit einen Mangel wahrer Berechtigung; in ihr 
also kennen auch die Gesetze der Dinge nicht gegründet sein, wobt 
aber in dem, was die wechselnde Erscheinung nicht bloss Überdauert, 
sondern hervorruft; ea ist das in den Tiefen -der Erscheinung wie» 
kenne Leben und Wesen des Dinges. Nur sofern auf dieses die 
Forschung sich richtet, wird sie einen bleibenden Gewinn liefern, 
wird sie das Notwendige vom Zufälliges, die Wahrheit vom Schein 
unterscheiden; und so allein werden sich historische und systemati- 
sche Behandlung wirklich vereinigen lassen. Denn beide wollen dann 
dasselbe, die ZnriickfUtrung der Erscheinung auf ihre Principiea« — 
Doch jetzt einige Bemerkungen ober das Detail. 
Die erste Abhandlung (S. 1—57.) handelt von dem Gerichts* 
stand der gelegenen Sache. Hier untersucht der Verf. zunächst 
die Frage von der Ausschliesslichkeit dieses Gompetenzgruades, und 
gkubi dieselbe mit Berufung auf /. 3. C. ubi in rem actio und L ulU 
C. de prasset. /. temp. verneinen za müssen. Entgegenstehende 
Zeugnisse sacht er za widerlegen, deutschen Rechtsbildnngen dage* 
gen läss* er ihr Recht widerfahren. Auf das» was nebenbei Aber 
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das Alter und die Ausbildung dieses Forums gesagt wird, (Aast sieb 
imten zurückkommen, hier nur noch, dass der nov. 69. kein beson- 
derer EiefLuss auf die Gerichtsstände betgelegt wird, da sowohl aas 
dem ganzen Inhalt derselben, wie aus einzelnen Worte» (»qui in 
prwincia kabitantS 1 „non vero extra terminos protrineiae UUgare 
studeat'f klar hervorgehe, „dass diejenigen Personen, gegen deren 
widerrechtliches Verfahren sie erlassen worden, als solche zu ver- 
stehen seien, die in der Provinz, wo sie belangt werden soten, ib* 
ren Wohnsitz hätten. 44 — Sodann aber werden mit Granden Air and 
wider die einzelnen Klagen aufgezählt, weiche an jenem Gerichts- 
stände Tnetl haben, die dinglichen, aetiones in rem scriptae, actio- 
ne* mJietae, die Retractsklage. Bei den Interdicten unterscheidet 
der Vf. ; nur die interd. md*p+ poss., meint er, konnten ohne Be- 
denken ganz so, wie die in rem actione* behandelt werden; bei den 
imterd. recup. poss. dagegen sei ein forum delicti commissi gegeben, 
das ner zufällig mit jenem andern Gerichtsstand zusammen treffe, 
und bei den interd. retin. poss. nicht einmal dieses, weil dieselben 
nicht ex delicto f sondern aus hohem Rücksichten abzuleiten seien. 
Tebrigens habe auch hier die deutschreehtliche Ansicht, wohl nicht 
ohne £inflnss der Meinung, die Interdiete seien provisorische Vindi- 
cationea, in der Praxis zu einem forum rei sitae geführt. — Den 
Sebluss jener Aufzählung machen die heredkatis petitio und die 
Klagen Cur Singularfideicomuiisse und Legate, welche gemeinsam be- 
handelt werden, weil die den Gerichtsstand dieser Klagen bestim- 
menden Gründe in „naher verwandtschaftlicher Berührung" stehen 
soffen. Hier mosste denn des Vcrfe. Ansicht von dem Alter des/o- 
rum rei sitae von eingreifender Bedeutung sein. 

Aettere Meinungen verteidigend behauptet der Vf., das forum 
rei sitae sei schon zur Zeit der römischen Juristen anerkannt gewe- 
sen, das werde deutlich durch die L 38. de jud. bewiesen ; nur habe 
sich dasselbe sehr allmählich ausgebildet, und daraus erkläre sich 
das Schwanken in den Quellenzeugnissen. Erst durcb Valenti- 
niaa's Verordnung seien unbedingt die dinglichen Klagen im forum 
rei si'l*« zngeiasaen, wahrend noch Diocletian (fr. Fat. §* 326.) 
die Ansicht des Rufinus (in /. 38. ciU) missbilligt habe. Nur so 
werde es begreiflieb, wie jenes Forum schon im Jabr 2§l. ftlr die 
keredtimtis petitio habe gegeben werden können. 

Em kann nickt verkannt werden, dass der VC an dieser Ansteht 
durcb Schwierigkeiten verleitet wurde, die wohl nicht schon ganz 
und gar befriedigend getagt waren.« Aber beisst denn «ine Erklft- 
KriL Jahrb. f. d. R. W. Jahrjrt VI. H. I. 4 
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rang Dar durch Annahme einer so launenhaften Gesetzgebung er- 
bringen, nicht vielmehr, jeder Erklärung entsagen? waren wir wirk- 
lich in diesem Falle äusserstcr Noth? sind jene Stellen, die /. 38. 
eit. n. /. ms. C. ubi de herccL ohne Annahme eines forum rei sitae 
unmöglich zn erklären? 

Betrachten wir zunächst die /. 38* ciU genauer, so fnden wir, 
dass ihre Schwierigkeit erst in ihrer zweiten Hälfte anhebt; denn 
Wer erst beginnt der Jurist von dem Forum zu reden, während* bis 
dahin nur der Zahlungsort Gegenstand seiner Untersuchung war. 
„Wird das Legat, so sagt er, mit einer dinglichen Klage gefor- 
dert, so muss es auch da gefordert werden, wo die Sache ist." Ist 
damit nun, das Fordern von einem gerichtlichen Fordern verstanden, 
ein forum rei sitae geboten? — Vergleichen wir die rei vindicatio 
mit der dinglichen Legatsklage, so stehen sich freilich beide in Be- 
ziehung auf den Kläger vollkommen gleich, durch beide soll Eigen- 
tbum geltend gemacht werden. In den Verhältnissen des Beklagten 
dagegen ist eine ebenso augenfällige Verschiedenheit zu bemerken. 
Denn die Eigenthumsklage geht gegen den, welcher zufällig die 
Sache besitzt, und wo zuftitig die Sache sich befindet, seil sie re- 
stituirt werden; stellt dagegen ein Legatar seine dingliehe Klage an, 
so ist ihm der nächste Beklagte nicht durch zufälligen Besitz, son- 
dern durch des Erblassers Willen ange wiesen, und auf eben die- 
sem Willen beruht dessen Restitutionsverbindlicbkeit« So aber an- 
gesehen, wird man allgemein sagen können: alles das, was bei der 
rei vindicatio nur auf zufälligen Gründen beruht, lässt sich bei der 
in rem actio des Legatars auf des Erblassera Disposition zurückfüh- 
ren. Die Consequeoz dieses Satzes ergibt sich von selbst: auch der 
Ort der Restitution beruht auf dem Willen des Testators, nnd wenn 
daher an diesem Ort die Klage gegen den Erben soll gestellt wer- 
den können, so ist das nicht ein forum rei sitae, sondern ein fortan 
solutionis. Darauf verweisen denn auch alle Quellenzeugnisse« Nicht 
nur ausdrückliebe Erklärung*), sondern auch Umschreibung des 
Willens, ja schon eine blosse Andeutung, welche nur Wahrschein- 
lichkeit gebe, ist geeignet, einen Zahlungsort zu begründen. Ulpian 
sagt dies mit verschiedenem Ausdrucke; durch »cum apparet, id 
testatorem sensmse, est genere comparab'onü" in /. 52* §. 1* de 
jud.; durch „nee enm verishmh est, 4 * etc. in dem folgenden §•; 
mit Berufung auf Julian endlich io /. 47. pr. de hg. L durch die 
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Waffe: „*ati si testmter ahbi volmt f nmm n *Hki twfcft, ibi prm* 
sternda «s/ t mbi testetet voluit, vei mbi verbimüe est, ewk wimigte*" 
Vom hier aber so den oben aufgestellten Salz ist in der Thal eta 
leichter Schritt ; hingt der Ort der Restitution von des Testa- 
ten Willen ab, so ist in Ernaugthng ausdrücklicher BestiaiBHm- 
geu nichts wahrscheinlicher, als dass da restttuirt werden solle, w* 
die Sache sieh befindet» Sehr bezeichnend sind daftr die Aus- 
eVfiete: »mbi res a tettatore reitet* «ff"*), „übt res reäet* es/"**), 
rad damit asess man sich jene ktrzeste -Form „mbi res est" gleich- 
bedeutend denken. Dies also bildete die aUgeaMiae Wahrschesav 
liebkeitsregel, ebensowohl bei Legaten, wie bei Fideicommissen, bei 
welchen letztern aber die Lage der ganzen Erbschaft***), oder, nach 
kaiserlichen Constitutionen, des grössern Theils derselben entschei- 
den sollf). 

Unter diesen Voraussetzungen nun erklärt sich die /. 38. ciL 
auch ohne Annahme eines Gerichtsstands der gelegenen Sache ganz 
vollkommen; nur eine Bemerkung mnss ich noch hinzufügen. Un- 
möglich nämlich kann die Stelle ursprünglich so gelautet haben, wie 
wir sie jetzt vor uns haben, da nach früherm römischen Recht die 
Anstellung der dingliehen oder persönlichen Klage nicht von dem 
freien Belieben des Klägers, sondern von den Formen der Legats- 
bestellung abhing; diese müssen deshalb auch den in unserer Stelle 
hervortretenden Gegensatz bestimmt habep. Und wirklich sind da- 
von in dem jetzigen Ausdruck noch unverkennbare Spuren; es wird 
nicht gesagt: „ji quidem per personalem actionem exigiturS* son- 
dern „exigetur"ü) 9 nicht „petitur," sondern „peteiur." In 
der ersten Hälfte war demnach von einem tegatum per damnationem 
oder sinendi modo, in der letzten dagegen von einem iegatum per 
vindicationem die Bede. Dort nun konnte, wie man sieh den Fall 
auch denken mag, zwar eine Concurrenz der Gerichtsstände des Do- 
micits und des Zahlungsortes eintreten, niemals aber Ausschliesslich- 



») /.las. fr. 4m /<*>/. 
**} il«7.*r.a.|.l.##4, 
*+*) /. um. C. ubi fideicomwupeti oportet, 
f) t. SO. und 52. dejud. Die oben bezeichnete Regel gilt snnachit för alle 
FMeifQMwi— c; bei efoselMeii Sache« aber wurde wieder auf den Ott, übt r* 
«■/, Rücklicht genommen. Vgl. /. 52. §. 3. eit. Den in /. 66. §.4. ad S. Ctum. Treh 
angeführten Gerichtsstand, ubi major pari htreditati* habetur, erklare icU mir 
ab eia/ervst eomtrmctu* nach Mohlenbrnch'i Ansicht (Arcb. für civil. Pr. 
XOLS.337.%.) 

tt) So hat die JRTor. im Widersprach mit der Vulg^ w*kh* * *** * * HeVt 
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keti des letzten. Anders bei dem Vindicationslegat; nahm man hier 
ein Fernst der Zahlung an, so mosste auf die Coneorrenz jener bei- 
den Gerichtsstände verzichtet werden, weil ja die an die Stelle der 
condictio getretene actio de 00, quod cerio ioeo 9 bei einem solchen 
Legat so- wenig, wie bei Fideicommissen zulässig war. Und daraas 
erklärt sieh das mit besonderm Nachdruck gesagte »peti dtbet," 
die in den* zweiten Satze liegende Steigerung. Erst durch kaiser- 
liche Rescripte trat nach Ulpians Bericht*) auch hierin eine Aen- 
derang ein, wahrseheinlich 9 wie der Vf. sehr gut bemerkt, unter 
dem Kaiser Severae Alexander. 

So bleibt nur noch die L un. C c/V., eine Stelle, die nach zwei 
Seiten hin Schwierigkeiten geboten hat: denen, welche die Einfüh- 
rung des forum rei sitae jener Verordnung Valentin ian's zuschrei- 
ben, durch ihr Alter, dem Vf. und seinen Meinungsgenossen durch 
die in den Worten „si ibi dcgil" liegende Beschränkung. Allein 
das erste Bedeuken muss als völlig beseitigt angesehen werden durch 
die sinnreiche Deutung, welche Arndts dem „vel" gegeben hat; 
„in dem Wohnort des Beklagten, selbst wenu dieser da, wo die 
Erbschaftssachen gelegen sind, sich betreffen lässt, ist der Erb- 
schaflsslreit zu schlichten. " Wie aber lös't nun der Vf. jene andere 
Schwierigkeit? Er bat sie, weil ihm mit „blossen Deutungen und 
Erklärungen der fraglichen Worte'* nichts geholfen scheint, durch 
eine „Radicalcur" für ewige Zeiten abzuschneiden gesucht. Er will 
die Worte „si ibi degit" als unächt geradezu streichen. Lassen 
wir einmal seine Behauptung, er glaube bewiesen zu haben, dass 
/. un. C. cit> in ihrer jetzigen Gestalt absolut unbrauchbar, und in 
offenem Widerspruch mit dem just. Recht sei, auf sich beruhen, zur 
Rechtfertigung eines so schneidenden Verfahrens fehlt noch gar viel. 
Einen Codex kann der VL zur Vertretung seiner Meinung nicht an- 
führen; so weit sie bis jetzt bekannt, haben sie insgesammt, ohne 
Ausnahme, den beschwerlichen Beisatz. Die Basiliken hat er auf 
seiner Seite, und einem solchen „wenn auch nur indirecten Zeug- 
nisse " glaubt er die grttsste Wichtigkeit beilegen zu dürfen. Aber 
hier ist zu bedenken, dass das Auslassen von Worten, besonders in 
einem Werke, welches eine strenge Übersetzung gar nicht an- 
strebt, etwas viel Leichteres war, als die zufällige Aufnahme eines 
Zusatzes. 
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bi der zweite» Abhandlung gebt der Vf. über zu der Lehre von 
der Prävention (S. 58—75.)- 

Mas nrass die Collision mehrerer Gerichtsstände trennen von 
der blossen Concurreoz. Diese „wird entschieden dareh die Wahl 
zwischen den eoneurreDten Gerichten, dergestalt, dass wer einmal 
gewählt bat, nicht wieder abspringen, und ein anderes Gerieht an- 
gehen darf, sobald der Gegner widerspricht." Bin Grand dafiir soll 
in der bei Legaten aber die Wahl geltenden Regel (L 5. pr. de leg. 
/., L 20. de ept> vel elecL leg.) liegen, und sofern restitttirten Stel- 
len eine gewisse Beweiskraft inwobnen kenne, in der l. 4. C. de w 
jus wocmdo. Nicht so, wenn mehrere Gerichte collidiren, d. h. 
„wenn beide die richterliche Hälfe suchenden Theile diese zu glei- 
cher Zeit bei verschiedenen Gerichten in Anspruch nehmen dürfen; 4 * 
hier entscheidet sich der Vorzog des einen Gerichts vor dem andern 
nicht dnrch die Wahl, die offenbar eine mehrfache Möglichkeit bei 
demselben Snbjecte voraussetzt, sondern durch Präoccupation 
(eigentliche Prävention) von Seiten des Richters. Zu einer seichen 
Qnasibesitzbandinng aber wird nicht nnr eine WilfonsenUchliessmig 
des Gerichtes erfordert, sondern aoch eine sichtbare Aeussernng die* 
ses Willens, „so an sagen, sowohl mnimus possidendi, *\& factum 
possessorium;" letzteres liegt in der Insinuation des ersten Deere- 
tes an beide Theile. 

leb vermeide, in eine «ahere Benrlheilung dieser Abhandlung 
einzugehen ; nur gegen jene unbegründete Anwendung der Analogie 
vom Besitzerwerb kann ich meinen Widerspruch nicht zurückhalten, 
nach wenn der Vf. erklart, er wisse keinen bessern Grund für den 
Vorzug des pravenirendeo Gerichtes, oder wenn er sich zur Recht- 
fertigung auf eine ziemlich weile Anerkennung jenes Gestchtspuncls 
beruft Es ist gefanrftieh über einen gewissen Punct hinaus solche 
Analogien anzuwenden, da hier durchaus die Grenze nicht bestimmt 
werden kann. Dies« allein dem gesundea GefoM zu überlasse», 
wäre ein unsicherer Schutz gegen den hüssbranch, welchen sich die 
grossere Menge der Practiker erlauben würde. Seihst ein wissen- 
schaftlich gebildeter Jurist, wie unser Vf. es ist, hat hier nicht im- 
mer die losserste Grenze des Möglichen eingehalten. So findet sich 
S. 70. folgende Argumentation: „Nach meiner Ansicht ist vielmehr 
gerade in die Insinuation an den Gegner das factum possessorium 
des Gerichts zu setzen, nicht sehen in die an den Kläger allein. 
Dean es kann nicht dem gegenüber als ausgeübt worden betrachtet 
verde«, der seine -Gerichtsbarkeit in Anspruch nimmt; dessen he* 
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darf et nicht, denn er ruft sie ja an; sondern den, wider den dies 
geschieht, und somit dem collidirenden Gericht seihst gegenüber. 
Die Quusibesitzhandhiag wäre ja sonst aoch eine clande$tin*." 

Den Inhalt der dritten Ahltandlang bildet die Lehre von der 
Einrede mehrerer Streitgenossen. (S. 76 — 90.) 

Bei dem Streben der heutigen Jurisprudenz, eine klare Ein- 
sicht in uasern Rechtsznstand durch Sonderling seiner verschiedenen 
Elemente zu gewinnen, musste eine Menge von Rechtssitzen, denen 
eine traditionelle Uebung unzweifelhafte Ansprüche auf Geltung za- 
getraut hatte, einer strengen Crilik verfallen. So vielversprechend 
aber sieh diese im Ganzen und Grossen darstellte, so gefahrlich war 
sie für einen einzelnen Theil des geltenden Rechts; In der altern 
Praxis nimtieh hatten sich besonders im Kreise processuaUscher 
Lehren viele Institute gebildet, die dem Scheine nach durchweg 
aus einem irrthflmlicben Verständnisse des römischen Rechts, der 
Thai nach aber zum grossen Theil aus einem dunkeln Bildungstriebe 
hervorgingen, der die nenen, nicht selten unverdauten Sitze des 
fremden Rechts tbeils zu practischer Anwendung zu bringen, theils 
mit den bestehenden einheimischen Verhältnissen auszugleichen suchte. 
Diesen Bildungen nun gegenüber musste sich die neuere Wissen- 
echaft in einer schwierigen Lage befinden ; denn so wenig es lange 
unbemerkt bleiben konnte, dass dieselben vor einer geläuterten Theo* 
rie des römischen Rechts nicht zu bestehen vermochten, so wenig 
konnte doch die geheime Ehrfurcht vor laagjtihriger Praxis sogleich 
jede Verteidigung aufgeben wollen; und so hat sich ein Streit enU 
spönnen, der zwar auf einigen Puncten bereits glücklich geschlich* 
tet, auf anderen dagegen noch in vollem Brande ist. 

Einer der bestrittensten Puncto auf jenem Gebiete ist die Ein« 
rede mehrerer Streitgenossen, und einen erneuerten Versuch, diese 
aus dem Felde zu schlagen, haben wir hier vor uns. Zu dem Zwecke 
sucht der Vf. zuerst die aus dem rOm. Recht für das Bestehen einer 
aolchen Einrede vorgebrachten Stellen zu beseitigen, nnd zwar durch 
die Nachweisuug, dass darin Vertheidigungsgrtinde irgend anderer 
Natur enthalten seien. Dann aber gibt ihm die /. I. C. de consor- 
ttbus ejusd. lit* gelegenen Uebergang zu einem positiven Beweis der 
Unzulassigkeit jener Einrede; er findet denselben in dem „in allen 
Lehrbüchern des Pandectenreehts vorgetragenen, hinlänglich bekann- 
ten Satze, dass wenn bei Obligntionsverhiltmsaen oder andern Kla- 
gen, welch« einen untbeilbaren Gegenstand betreffen, mehrere Per- 
sonen auf einer oder* der andern Seite stehen, das Klagerecbt aoliv 



Digitized by 



Google 



Keceasirt tm Herrn Dr. Wetomll m Marbung. Sfc 



an #*#*fm» 8Wt4.de." — Ohne Zweifel wurde man sich 
gern bei dieser Auffassung beruhigen , welche die ganze Unters»- 
ebnes; se eehr vereinfacht; uliein der VL ftässt es seihst zn dieser 
Rehe «cht kommen. Demi die Fragen, in welches Pall Unteilbar- 
keit der Forderungen eintrete, „wann Theilnng des Interesse's gleich- 
wohl solidarischer Obligationen möglieh sei," ttberiässt er dem Civil- 
recht, er seist sie hei Anwendung seiner Regel als entschieden vor- 
ne*. So bleibt also der enge Zusammenhang unerörtert, in dem ge- 
rade die ans der Unteilbarkeit entspringende Solidaritlt der Forde* 
rangen mit rein processualischea uns fremden Grundsätzen steht, ins- 
besondere mit der nach früherm Recht nothwendigen Verurtheilong 
im verUm pecuniem. Wie wäre z. ß. ohne diese Form derben* 
dewmati* die Klage auf ganze Bestellung einer Servitut gegen einen 
vee mehreren Erben zn denken? wäre es nicht in sich widersnce- 
ckeed, denselben zu einer Leistung verurtbeilen zu wollen, die ihm 
juristisch unmöglich ist? Und hat doch der Vf. selbst Zweifel, ob 
nach geschehener Verurtheilong auf das Ganze nachmals noch die 
Aestimulio* auf einen Theil geschehen könne, ohne der Wirkung 
der Recktakraft zu nahe zu treten. Lassen sich aber solche Beden« 
kern durch die blosse Möglichkeit einer nachfolgenden Schätzung 
sieht lösen, so möchte es doch wohl einigen Grund haben, wenn 
Rihbeotrop die exceptio phtrium litis contortium nicht völlig anf» 
gehen will. — Dies rechtfertigt sich denn auch von einer andern 
Seile. Wo nämlich die Römer bei Streitgenossen von „unum Ju- 
dicium" sprechen , denken sie an die Bestellung eines gemeinschaA- 
Bekem judex ^ keineswegs an die Begründung eines gemeinschaftli- 
ches Gerichtsstandes, wie die Praxis es auftrat. Sollte also da* 
rem. Recht in aller Strenge angewandt werden, so mfisste man auch 
dss in unsere Gerichten gangbare forum contiuentiae cwsartm (ex 
emuMormm identitate) missbilligend verwerfen. Aber gewiss mau 
ibersähe dabei manchen Unterschied zwischen unserer und der römi- 
schen GeriehtsergasisstioB, namentlich die so verschiedene Grösse der 
unteren Gesiehtsbezirke, welche doch der passiven: Streitgeaosseu- 
sehaft dss Maats der Anwendbarkeit bestimmt. Nun hatten aber Se- 
nstnseeosnlte ond kaiserliche Constitutionen Fälle namhaft gemacht, 
in welchen der Widerspruch richterlicher Urtheile in ein und der- 
selben Sache zu rechtlich unmöglichen oder doch zu ganz unerträg- 
lichen Resultaten fähren wflrde \ hier soHte eine gemeinsame Behand- 
lung an demselben Judicium nicht bloss gestattet, sondern auch ge- 
beten sein. Offenbar eine sehr zweckmässige Bestimmung, aber für 
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unser Recht ganz unbrauchbar, wenn man nicht im Sinn« derselbe« 
und mit Beziehung auf das in der Praxis angenommene forum, con- 
HnenÜae eine Eiarede Mehrerer Streitgenossen will gelten lassen. 

Vierte Abhandlang: „Von der Litiscontestation - des 
neuen Rechts und den Wirkungen der ersten Handlungen 
der Parteien und des Richters nach heutigem Processrecht. 

Dem Vf. scheint es bedenklich, „der heutigen Antwort auf die 
Klage darum, weil man sie seit dem J. R. A. Litiscontestation ge- 
nannt hat, die Wirkungen der classischeu römischen litis contestatio 
zuzuschreiben." Gegen diesen „Missgriff" soll Abhülfe geschafft 
werden. Zu dem Ende schlägt der Vf. folgenden Weg ein; er un- 
tersucht, „welche einzelnen Handlungen im heutigen gemeinen Pro- 
cess denen parallel stehen, die bei der Einleitung des Verfahrens im 
Sinne des justinianischen Processes geschehen sein mussten, wenn 
es hcissen sollte: lis eontestata est," und an sie knüpft er, je nach 
einer innern Beziehung, die einzelnen noch practiscben Wirkungen 
der frühem Kriegsbefesligung. Solcher „Stationen" werden vier 
unterschieden: „1) die Einreichang der Klagschrift bei Gericht, 
2) die Mittheiiung derselben bei Insinuirung der darauf erfolgenden* 
Verfügung des Gerichts, 3) die erste Thätigkeitsäusserung jeder Art 
des Beklagten in Gemässheit dieser Verfügung, welche auf seine Ver- 
teidigung berechnet ist; 4) die Beantwortung des thatsächlichen 
Inhalts der Klage selbst. 44 Nun wird jenem ersten Moment der 
Uebergaag der Klagen auf die Erben (arg. /. 33. de 0. et A.) und 
die Unterbrechung der Verjährung zugeschrieben; dem zweiten Be- 
gründung der Jurisdiction und Prävention, malaßdes des Beklagten 
und damit sowohl Unterbrechung der „erwerbenden Verjährung" ala 
Verurtbeiluag in omnem causam (nach Analogie des SC tum luven- 
tianum) y sodann Litigiosität des Objects und Litispendenz. Bei denn 
dritten Puncte denkt der Vf. an „gewisse dilatorische und die pro- 
cesshindernden Einreden," welche nuch ohne Einlassung auf die Klage 
vorgebracht werden können ; ia ihrer VorsehUtzung (forideclinatori* 
sche sind natürlich ausgenommen) glaubt er die stillschweigende Er- 
streckung eines unzuständigen, vom Kläger angegangenen Gerichtes 
sehen zu dürfen. So bleiben denn nur noch wenige Wirkoogea 
übrig, und diese fallen jenem letzten Momente zu, eben weil er der 
letzte ist. 

Eine klare Anschauung von des Verfe. Verfahren darf ich frei- 
lich nicht hoffen, durch eine so kahle AufzäbJung der Resuhale seiner 
Untersuchung gegeben zu haben; seine Begründungen inilzuthoilen,' 
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machten die Schränken des Raumes unmöglich. Aber soriei läset 
sich doch ersehen, dass durch die Aufnahme der letzten Kategorie 
dieser neue Versuch hifiler seiner Aufgabe zurückbleibt und den Che« 
raeter der WisseuschaftJichkeit zu nahe Unit, aneh wenn er den der 
historisches Notwendigkeit, wie der Vf. versichert, sollte benann- 
ten können . — ist diese historische Basis aber wirklich so unein- 
nehmbar? 

Das älteste Zengntss, welches von der L. C. berichtet, bezieht 
sich auf deren Form; die L. C. geschehe, sagt Festes, wenn aneh 
angeordnetem Ja dictum die Parteien sagen: teste* e$Me. Man hat 
wohl bei diesen Zengen an eine Art Solenn i tat gedacht, nnd aneh 
der Vf. verwirft diene Meinung nicht ganz; allein dem steht doch 
entgegen, dass aller Wahrscheinlichkeit nacb Solennitätszeugen auf 
eine frohere Mitwirkung der Cotniüen seh Hessen lassen , die gerade 
bei der Rechtssprechung durchaus nicht zu erreichen wäre; aneh 
standen solche Formen bei den Römern in zu grossem Ansebn, ak 
dam ein so spurloses Verschwinden jener ältesten Weise der L. C. 
nur irgend erklärlich scheinen würde. Sonach bleibt nur eine prac tische 
Erklärung für' jenen Zeugenaufruf. Da nämlich der römische Pro- 
cess in zwei Termine zerfiel , jus und Judicium, so war ein Erinae- 
mugsmittel nothwendig für das in ersterm Verhandelte, und dazo 
wählte man Zeugen, deren man sich nach beendigtem ersten Ver- 
fahren durch besondere Ansprache zu versichern suchte. So be- 
trachtet würde dieser Zeageaaafruf eine offenbare Verwandtschaft 
haben mit der Aufstellung der Formeta durch den Pr&tor; nur das 
Erinnerungsmittel wäre verändert, die Urkunde an die Stellt der 
Zeugen getreten. Und daraus lässt sich zweierlei folgern, einmal, 
dass die Zuziehung der Zeugen nicht allmählich verschwand, son~ 
dem geradezu durch die Formel, wo diese überhaupt zulässig war, 
ersetzt wurde; sodann, dass die Thatsachen, welche durch jene Be* 
wekmiltel gewiss gemacht werden sollten, hier wie dort dieselben, 
waren. Was aber bildete diesen Gegenstand der L. C.1 Neben der 
Bestellung des judex, die ja auch mit der Theilnng des Verfahrens 
zusammenhing, dasjenige, was die Parteien mit Bewilligung des Prä- 
tors dem judex zur Untersuchung und Entscheidung fiberwiesen. 
Leber diese Voraussetzungen des Judicium sind aber verschiedene Mei- 
nungen aufgestellt. Dürfte man dem Vf. beistimmen, so wäre das 
Verfahren in jure eine „vorläufige Verhandlung vor dem Magistrat 
zur Feststellung der faetischen Streitpuucte " gewesen, ähnlich dem 
ersten Verfahren unseres Precesses. Allein es stimmen damit die 



Digitized by 



Google 



58 Stntett», Erlluterungen üb. verseh. Lehren 4* Crviiprozesees. 

nu erhaltenen Formeln keineswegs ftberefo; die Pacta, welehe in 
denselben erwähnt werden, dienen entweder nur zur Bezeichnung 
des streitigen Rechtsverhältnisses (demonstratio), oder beruhen, wo 
sie wirklich die Voraussetzung der condemnatio bilden, auf eigen« 
thttmlicfaen Eingriffen der prltorischen Jurisdiction '(wie hei den auf 
ein Facta in -gestellten Klagen, und bei den Exeeptionen). Der Regel 
nach war die condemnatio durch das Vorhandensein einer intentm 
juris civilis bedingt, und mithin das, was dem Judicium vorausging, 
notbwendig das An- und Absprechen eines streitigen Rechtsan- 
spruchs. So waren ja auch confessio in jure und jusjurandum de- 
laHtm, wie alle Beispiele beweisen , anf den möglichen Inhalt einer 
Inten tio gerichtet, also wohl auch auf Pacta, aber doch nur sofern 
sie unmittelbar ein Recht »volviren. 

Dieser Inhalt der L. C. nun, diese Erklärung der Streitabsieht, 
konnte fortdauern, nachdem die Theilung des Verfahrens bereits ver- 
schwunden, und damit .ein Erinnerungsmittel, wie es Zeugen und 
Formeln gegeben hatten, unndthig geworden war« Und wirklich Iftsst 
sich ganz in diesem Sinn alles auf die L. C. des spitern Rechts Be- 
zügliche am unzweideutigsten erklaren. Zunächst schon die für die« 
selbe gebrauchten Ausdrücke : litem movere, narrationem proponere 
vom Kläger, reluctari, responsionem objieere vom Beklagten. Frei- 
lich konnte der Ausdruck ^narratio" verleiten, an eine förmliche 
Geschichtserzabhing im heutigen Sinn, nicht bloss an eine genaue 
Beschreibung der Klage zu denken, und dem zufolge unter »contra- 
dictio" eine detaillirte Antwort auf die Klage zu verstehen. Allein 
wir wissen, dass der Melius conveniionis nicht mehr zn enthalten 
brauchte, ab ungefthr die inten tio einer Formel^ wenn von ihm nun 
in nov. 58. c. 3. mit ausdrücklicher Beziehung auf die L. C. gesagt 
wird, er solle den Beklagten in Stand setzen, zu überlegen cedasur, 
an contendat, was ist denn wohl natürlicher, . als dass die der com- 
tradictio vorausgehende narratio eben nur eine Wiederholung des 
tibellus war, d. i. eine Darstellung alles dessen, was des Klagern 
Anspruch genau bezeichnete. Ferner: In der eben angeführten) 
Novelle wird über einen Missbrauch geklagt, der darin bestand, dasa 
öfters die Gerichtsdiener auf des Klägers Anstiften den Beklagtem 
gleich bei Mittheilung der Klage mit Hintansetzung der ihm zugehö- 
rigen Frist, und selbst ohne ihm den libellus conveniionis mitgetheilt 
zu haben, vor Gericht schleppten und sofort zur L. C. nöthigten, um 
die Recusatioo des etwa verdächtigen judex abzuschneiden. Dass 
dadurch eine vollständige .£. C. untauglich geworden, wird nicht ge- 
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sagt; eben deshalb aber kam diese auch tob Seiten Je« Beklagten 
in nichts Andern bestanden haben, alt in einem ganz ailgemetnee, 
auch gar eicht specificirtea Widerspruch gegen die Klage« Und in 
andera Stellen endlich wird unterschieden zwischen der dem Ca- 
iumnieneid vorausgehenden L. C, nad den durch ihn bedingten „o4- 
hgetiones" und „certamina" — wieder ein Beweis, dass hier aeeh 
ganz dasselbe Vtrhlllaiss bestand, wie zar Zeil des Formuiarproces- 
ses zwischen jus und Judicium* Diesen letzten Gesicbtspunet hebt 
des» anch der Vf. hervor, bot dass er durch seiae Ansieht von der 
illera L. C. za andern Resultaten gedrängt wird. Denn hier wie 
dert siebt er in der L. C. „einen Complex von Handlungen, anser- 
trcnnlich schon vermöge des Begriffs einer Ceremoaialhandlung, der 
sie angehörten, die zusammen jenen idealen Begriff herstellen, deren 
Gegenstand der war, die facliscbe Grundlage its Materials der 
Klage herzustellen." Das Wort „Klage" betont der Vf., denn Ein- 
reden, Repliken u.s. w. schliesst er aus, er glaubt hier eine Abwei- 
chung des neuern Rechts annehmen zu dürren. Aber diese Abwei- 
chung modifieirt nicht, sie vernichtet das gewonnene Resultat; die 
L. C. hat dadurch aufgehört, zu sein was sie nach dem Vf. sein 
seilte; sie ist nicht mehr ein Complex von Handlangen, aus denen 
die Streilabsicht geschlossen wird, sondern eine einfache Verneinamg 
des Klagfmtdaments, welche doch nur ein einzelnes Mittel ist, den 
Widersprach gegen des Klagers Intention durchzusetzen, sie lasst 
nie volle Absicht des Beklagtea gaazlich im Dunkel. Und woher 
Mm dieses Missverstiadaiss? Zunächst möglich war dasselbe durch 
jenen schwimmenden, aller lebendigen Bestimmtheit ermangelnden 
Begriff von L. C. geworden; um es aber zum vollen Dasein zu 
bringen, bedurfte es noch weiterer kfinstlkher Schlüsse. Lassen 
wir dem Vf. selbst reden: „Nach L 2. C* pr. de jurcjur. prapUr 
eülumuu soll der Beklagte erst nach dem Calumnieneide seine mite- 
gmü'emes machen, worunter, wie in /. 14. §. 1. C de jud. die Ein* 
reden a.s.w. za verstehen sind, weil er ja »Fall der Verweigerung 
nur gestandig der Klage erachtet werden soll; freilich verliert er 
zugleich das Recht, Einreden vorzuschützen, allein waren sie za 
denjenigen Handlungen gehörig, deren Inbegriff die L. C. ausmacht, 
na wäre in §. 7. gewiss ihres Verlustes zar Strafe gedacht. 41 Wie 
einfach aber lös't sich das Alles bei unbefangener Betrachtung; wenn 
man jene Fietion der eonfessio gleich einer freiwilligen eonfessio im 
jure, nicht aaf das Klagfundament, sondern auf den ganzen Anspruch, 
die peiitio das Klagers bezieht} sie umfaset dann natürlich auch alle 
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GegenaogrHfe des Beklagten, so das« der Kaiser gar sieht daran 
denken kennte, der allegcHiones noch besondere Erwähnung zu thuo : 
Wenn diese dagegen im pr. jener Constitution genannt werden, so hat 
•das seinen- Grund darin, dass der Calumnieneid des Beklagten vom 
Kaiser als die Brücke für das Vorbringen seiner einzelnen Verthei- 
digungsmittel sollte bezeichnet werden. 

Diese künstliche Durchführung seiner Meinung setzt der Vf. 
nun aueh im Proeesse des Mittelalters fort; auch hier soll die L. C. 
weht zur Kundgebung der Streitabsicht, sondern zur blossen Beant- 
wortung der Klage (jedoch in Ganzen), zur Feststellung der Wahr- 
heit bestimmt gewesen sein, nur mit der Abweichung vom just. Recht, 
dass der „Complex derjenigen Handlungen , welcher hier noch als 
ein unzertrennlicher für den ersten Termin bestanden f zerrissen und 
der Zeit nach aus einandergezogen sei. u Denn obwohl die L. C. 
noch als ein zweiseitiger Act erscheine, so- werde doch „in vollem 
Widerspruch mit diesem Begriff** der Ausdruck litem contcstari ent- 
schieden nur vom Beklagten gebraucht, ja die damit bezeichnete 
Antwort könue „lange nach dem Termin, wo der Libell dem Beklag- 
ten offerirt und die narralio geschehen sei, eintreten, and auch 
über diesen Termin hinaus durch verzögerliche Einreden aufgehalten 
•werden." 

Es ist wahr, man gab ein solches Auseinanderziehen der L, C. 
zu; aber damit gestattete man doch nur, dass der natürlicher Weise 
zwischen narratto und resportsio fallende Zeitraum auf des Beklag* 
ten Bitten beliebig verlängert werde; so können auch Proposition 
und Acceptatioa bei Verträgen zeitlich auseinanderfalten. Offenbar 
weiter geht die spätere Praxis, wenn sie die Aawesenheit des Klä- 
gers an dem Contestationstermin gar nicht verlangt, weil er seine 
Absicht zu streiten schon durch den Klaglibell genugsam ausgespro- 
chen bat, und mit eben dieser Auffassung steht auch die einseitige 
Beziehung des ,,/item contetlari" auf den Beklagten in engem Zu« 
sammenhang. Aber damit blieb die L. C. doch, was sie war, wenn 
ihr nur der frühere Inhalt gelassen wurde. Um dies aber zu bewei- 
sen, bedarf es nur der einzigen Thalsache, dass für die Feststellung 
des ttatus controversiac im damaligen Process ein eignes Institut 
bestand, das der Positionen und Responaionen. Eine umfassende 
Widerlegung ist hier schon durch den Mangel an Raum ausgeschlos- 
sen. Aber es bedarf auch deren nicht, denn grade des Verfs. Ge- 
währsmann, Durantis, ist so klar und bestimmt, dass es hinreicht, 
einfach auf ihn zu verweisen, wenn es sieh fragt, ob er mit des Verfs. 
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•4er uut de* Ref. Ansiebt von dem just Rechte tibere&nstianne. 
Ueserbaupt k»D das, was von Albrecht in seiner Lehre von den 
Exceptienen S. 142. t zur Widerlegung Goldscbmidt's gesagt 
Verden ist, genau auf des Verfs. Meinung bezogen werden« 

Doeh wie wird nnn der Faden Ober den J. R. A. hinausgezogen t 
Nachdeai die Neoerungen dieses Reichsgesetzes angefthrt stad, 
strickt der Vf. die Ueberzeugung aus, dass für die Anknüpfung der 
Wirkungen der L. €. die bisherige geschichtliche Darstellung bis zu 
dieser letzten Umgestaltung gar nichts ergebe« Ein trauriges Re- 
saliat, und doeh ein „Resultat von de? grössten Bedeutung/' denn, 
«ist ja gewiss geworden, „dass im heutigen Process etwas der al- 
tea L €• Aebnliches nicht mehr existire." Was also mit den Wir« 
knagen der römischen L. €. anfangen? Mit Recht weigert sich der 
Vf., der beutigen Praxis zu folgen, welebe ohne allen tiefem Grund 
Naoen und Redeutung der Beantwortung des Klagfundaments beige* 
legt; er hat ein anderes, ein letztes AuskunftsmiMel zurück; es ist 
das oben bereits mitgeth eilte. Dort aber haben wir auch schon ein 
Urlheil iber den wissenschaftlichen Werth desselben gegehen, 
•Vs Verfs. eigenes Ober dessen geschichtliche Basis liegt hier vor 
•ad so bleibt nur noch zu untersuchen, ob nicht jener alte, unan- 
getastete Begriff der L. C. auch in dem neuem Recht sieh erhalten habe* 

Einen Versuch der Art hat namentlich AI brecht gemacht» Er 
ladet in der schon von Durantis aufgestellten und später voa der 
K. G. 0. v. 1555. approbirten Formel der L. C. einen doppelten 
Inhalt, eine Verneinung des Klagerechls in folte uud eine Gegen« 
bitte; jene sei nicht mehr in eine bestimmte Formel Concentrin, son- 
dern in die Gründe des Widerspruchs explanirt, diese dagegen er* 
scheine, auch wenn man eine ganz allgemeine Praxis nicht für einen 
ausreichenden Grund wolle gelten lassen, schon nach dem J. R. A. 
deshalb als nothwendig, weil der Beklagte die Klage und damit auch 
deren Petitum beantworten solle. Demnach ktfnne man entweder 
«gen, heut zu Tage bestehe die L. C. in der ganzen ersten Schrift 
des Beklagten, oder es gebe keine L. C. als eignen Aet mehr, 
sondern sie werde involvirt von der in der ersten Schrift enthalte« 
■en Gegenhandlung. — Allein die Sache hat wohl noch eine an- 
dere Seite. Offenbar liegt nämlich in dem Ableugnen der Klage at 
f*üe schon die Anmatbung an den Richter, den Process im endli- 
chen Drtheil gegen den Kläger zu entscheiden, also eine Gegenbitte, 
ud ebenso umgekehrt in der Gegenbitte ein Nichtgestehen des kU- 
S*mckea Anspruchs; mithin enthält die Formel der K. G. 0. zwei 
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allere, deren jede far sieh zur Erkllrung der Streitabsieht vellkt 
men' hinreichend gewesen wärt. Danras aber folgt, dass auch nach 
uaserm Verfahren in des Beklagten Gegenbitte ond in nichts Ande- 
rem die Streitabsieht sich ausgedrückt findet Freilich kommt die« 
seebe nie mehr allein vor, sondern mir in Verbindung mit andern 
Handlangen, aber das beruhet nieht auf Veränderungen der L. C, 
sondern auf einer im i. R. A. ausgesprochenen Fortbildung its Even- 
tealprineips. Die vier Handlungen aSmlich, in welche sieh des Be- 
klagten Verthetdtguna; gegen die Klage auflös' te, dilatorische Ein- 
reden, JLC, Respansioaen und Pe rem torial- Artikel, gehörten anfäng- 
lich eben so vielen Terminen an, von denen die zwei ersten vor, die 
beiden andern hinter die Erreichung der Klagsartikel fielen. Die 
K. G. 0. von 1521. aber gebot die Gumulation der Respensioaea 
und Peremtorial -Artikel, der R. A. von 1594. die der dilatorischen 
Einreden und der JL C. y ja vorübergehend hatte der R. A. von 1570* 
sehoa die Vereinigung aller jener Handlungen auf demselben Ter- 
mine für den Fall vorgeschrieben, wo die Klagsartikel nur wieder- 
holt zu werden brauchten, d. i. wo der erste Libell nicht in summa- 
rischer Form, sondern in Artikeln mit angehängter Petition (diese 
durfte der L. C. wegen, wie Durantis ausdrücklich sagt, nicht 
fehlen) eingereicht war. So stand der Process des Reiehskammer- 
gerichts zur Zeit des J. R. A. ; dieser griff die Verbesserongen sei- 
nes Vorgängers von 1570. wieder auf, um das nach diesem bloss 
Mögliche zur bleibenden Regel zu machen« Zu dem Zweck wurdea 
die Klagsartikel ganz aufgehoben, ond an deren Stelle eine einfache 
Bantelteag der Klagsfacta gesetzt, welche mit angehängter Concia* 
sion den artikulirten Klaglibell vertreten sollte. Dies aber voraus- 
gesetzt konnten nun in jedem Falle jene vier "Handlongen mit einan- 
der cumnlirt werden, nur dass natürlich auch der Beklagte der fro- 
hem steifen Form überhoben war, und sowohl Responsiouen als Eie- 
rnden in freier Weise darstellen konnte. 

So viel über das erste Heft des ersten Bandes ; im zweiten und drit- 
ten Hefte finden sieb wieder drei Abhandlungen von grossem processuali- 
seben Interesse: S. 211 — 293. über den Klagegrund, S. 294 — 364. 
eine Revision des Ungeborsamspriacips, S.365 — 638. vom Ergänzung*- 
amte des Richters in Betreff der Un Vollständigkeiten und Unrichtigkeiten 
der Partheivorträge. — Auch bei diesen Arbeiten glaubt Ref. sein oben 
abgegebenes allgemeines Urlheil begründen zu können, er erkennt je« 
deeh mit Fronden an: 

/•— et e$i quaedem Urnen Ate quoque virtus. 
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IX Anzeigen, 

Ueber das Naturrecht. Von JJr. Arnold mu 9 Bezirks- 
ricbter io Frankenthal. Mannheim, 1841. 

Auf den ersten 23 S. wird über den höchsten Zweck des Men- 
schen, über seine Bestimmung zum geselligen Leben, Aber die Un- 
richtigkeit der Vorstellung von einem s. g. Naturzustände , und Ober 
die Identität des Zweckes des Staates mit dem Zwecke des Men« 
sehen gesprochen. Weiterhin erkennt der Verf. die Hugo 1 sehe 
Behandlongsweise des Naturrechls für die richtigste an (S. 28.), be- 
hauptet, dass das Recht von der Moral nicht getrennt werden dürfe 
(S. 32. und öfter) > definirt (S. 37.) das Recht als das Gesetz der 
GleichmSssigkeit in dem menschlichen Leben und seinen Verhalt- 
Bissen nach Würde und Verdienst, spricht aber (S. 44.) auch von 
den categorischen Imperativen des moralischen und des darauf be- 
gründeten Rechtsgesetzes, und gelangt (S. 51.) zn der Distinction 
zwischen vollkommenen und unvollkommenen Pflichten. Er beschäf- 
tigt sich endlich mit den Nachweisen des inneren Zusammenhangs 
zwischen Moral und Recht aus dem römischen und französischen 
Kochte und spricht von dem moralischen und dem politischen Ele- 
mente aller positiven Gesetzgebungen, wobei er am Schlüsse auch 
auf die St. Simonistische allgemeine Gütergemeinschaft zu reden 
koauaU — Neues ist in dem Schriftchen durchweg nicht enthal- 
te«, der Standpunkt des Verfs. ist im Wesentlichen der der Ka n ti- 
schen Philosophie, wenn er auch bisweilen auf Pichte und Stahl 
sieh bezieht: von anderen Neueren scheint er wenig zu halten. Aber 
mach eine Eigentümlichkeit der Form seiner Deductionen kann man 
dem Verf. nicht zusprechen: denn kaum die Hälfte dieser 83 Seiten 
ist von ihm, vielmehr durchschnittlich jeder zweite Satz ein Gitat 
ans Pinto, Hamann, Aristoteles, Kant, Göschel, Zacharia*, 
Cicero o. A., ungerechnet die vielen Noten, in denen Belegstellen 
Iheik angezogen theils in extenso abgedruckt sind. Dass hier von 
coaseqaeater philosophischer Entwicketung nicht die Rede sein kann, 
eaehtet von seihst ein , man braucht dazu noch nicht einmal auf die 
hlofig wiederkehrenden Citate von folgender Art hinzuweisen, wie 
z. B. S. 16., wo zn dem Satze, dass zur Erweiterung der ursprüng- 
lich bestehenden menschlichen Gesellschaft Verträge hinzugekom- 
men seien, die Stelle ans Cic. defin. F. 21. angeführt wird: omnium 
emam renam prineipia parva sunt, sed suis progressionibus usa au- 
gentwr, oder S. 20« wo auf folgende Art bewiesen wird : „ der s. g. 
Nataraostaad ist eine philosophische Grille: denn wahr ist in dieser 
Hinsicht, was Hamann sagt: „„Philosophie ohne Geschichte sind 
Criftea-Wortkram."" — Ref. zweifelt, oh aaf irgend ein neueres 
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Werk Rabener's bekannte Satyre Ober die Citir sucht mit mehr Fug 
apzuwen<len sein möchte, es müsste denn die frühere Schrift dess. 
Verfs. : „über den Zweck der Strafe" (Heidelberg, 1837.) sein. 

19. 

Deutsches Staatsarchiv, l. 2. Bd. Hcrausg. vom Regierungs- 
ratb Baadern». Jen*, 1840. f. (Vgl. Jahrb. 1841. S. 950.) 

Dass die Idee, welche diese Sammlung von Actenstücken nnd 
Abhandlungen aus dem Gebiete des Deutschen Staatslebcns hervor- 
rief, eine äusserst glückliche gewesen sey, darüber kann unter De- 
nen kein Zweifel seyn, welchen bei ihren Studien und practi- 
schen Arbeilen die genaue Kenntnisnahme der neuen Erscheinun- 
gen in dem öffentlichen Wesen Deutschlands ein Bedürfniss ist, des- 
sen Befriedigung sie nur zu oft schmerzlich entbehren mu&sten. 
Hier wird fortan das Staatsarchiv als ein trefflicher Vermittler ein- 
treten; die Umsicht, die Erfahrung und die Wissenschaftlichkeit des 
Herausgebers lassen dies ebensosehr, wie die in den Vorworten zn 
beiden Bünden gegebenen Vcrheissungen mit Zuversicht erwarten. 
Fassen wir besonders das Vorwort zum 2ten Bande, mit welchem der 
Herausgeber die Redaclion übernommen hat, ins Auge, so giebt es 
über die Tendenz des Unternehmens u. A. Folgendes: 

„Das deutiche, vorzüglich auf die Vermittelung zwischen den prectischen 
Ansprüchen der Zeit und den Forderungen der Wissenschaft berechnete Ar- 
chiv, „„für diejenigen besonders bestimmt, welche über die Fragen unseres 
deutschen politischen Lehensein eigenes Urtheil haben ,"" soll, mittetet 
eines tiefem Eingehens in die Sache > und daher nicht in Jon mal form, nach 
Kräften dazu beitragen, die im Cebiele des Staatsrechtes, der Verwaltung, 
der Finanzen und der Gesetzgebung in Deutschland vorliegenden Probleme 
mit wissenschaftlichem Geiste und deutscher Gesimfting-oiid mit vorzügli- 
cher Berücksichtigung des Interesses praktischer Staats- und Geschäfts- 
männer, dann der Ständemitglied er , besonders auf praktischem Wege zu 
losen. Es soll nicht blos Einer Ansicht und Einer Partei gewidmet sein , es 
soll nicht eine oder die andere politische Farbe, es soll die rechtliche Farbe 
der Unparteilichkeit tragen und jedem redlichen, wissenschaftlichen und 
anständigen Verfechter einer oder der andern Meinung offen stehen. In Streit- 
sachen sollen Relationen aus den Actenstücken beider Parteien, auch nach 
Befinden diese Actenstucke selbst , wenn sie in ihrer offiziellen Form mit- 
theilbar sind, im Original oder Auszug, namentlich soweit sie ein wissen- 
schaftliches luteresse darbieten und sich ohne Leidenschaft an die Sache 
nnd deren wissenschaftliche Beleuchtung halten , aufgenommen werden/ 4 
Der lste Band hat nur ein Actenstttck gebracht, nämlich dit 
aus Slüve's Oefension entnommene ' actenmässige Darlegung der 
Ergebnisse des wider den Magistrat der Haupt- und Residenzstadt 
Hannover wegen Beleidigung der Regierung, des Ktfnigr. Hannover 
durch verschiedene an die höbe Deutsche Bundesversammlung ge- 
richtete Eingaben eingeleiteten Unlersuchungs-Verfnhrens. So inte* 
ressant und gehaltreich auch diese, in öffentlichen Blättern genugsam 
besprochene Darlegung ist, so dürfte doch für die Verbreitung des 
Staatsarchivs zu wünschen seyn, dass Stücke von solchem Umfange 
nur ausnahmsweise aufgenommen würden. Ein mehr mannigfaltiger 
nhajt wird das Publicum sicher mehr anziehen. Davon schein! auch 
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der Hernnag. bei« Sien Bande ausgegangen zu seyn, indem er in 
diesem Folgendes milgelheilt bei: I. Das jetzige Processstadium in 
dem Beutinck' sehen Seccessioasstreite, von Bnddeqs (S. 1 — 98.) 
Der Verf. hat in diesem Aufsatz eine unparteiische Darstellung des 
Standes des Processes gegeben« wohl geeignet, zur Bildung eines 
eignen Urlheils in der Sache hinzuführen, während die vielen- filr 
nnd wider erschienenen Schriften meist nur von einseitigen Stand« 
pnncten aosgehen und daher leicht irreleiten können. Nach, einer 
Einleitung, weiche einen kurzen Ahriss der dem Process vorausge- 
gangenen, einflussreichen Thatsachen giebt, theilt er die KJagschrift 
wörtlich, dann die Eiceplions- und Einlassungsschrift in einem zweck- 
mässigen Auszug mit, und stellt am Schlüsse ein sehr lichtvolles Resume 
4er Recutsgruudsätze bin, auf welche es bei der Entscheidung an* 
kommen wird. Das Verdienstliche dieser Abhandlang, auf welche 
die Jahrb. später zurückkommen werden, ist einleuchtend ; die Klag- 
schrift ist ihriges» schon früher gedruckt, wenn schon nicht ins 
grossere Publicum gekommen. Vgl. Jahrb. 1841. S. 1060* ff. — 
IL Darstellung des Staatslebens im Gherzogthume Hessen während 
Amt letzten drei Jahre, nnd der Verhandlungen seiner Landstände 
insbesondere, von Karl Bachner, Justizr. nnd Hofgerichtsadv. in 
Darmstadt (S. 90 — 253.) Eine sehr ansprechende nnd lehrreiche 
Abhandlung; ähnliche Artikel über andere Deutsche Staaten wären 
sehr zn wünschen. — HL Deber Reformen der Grnndbesteuerang 
nnd namentlich über die neuerdings in Kurhessen beantragte Re- 
form dieses Abgabenzweiges, von Dr. Karl Murhard in Kassel (S. 
254 — 288.) — IV. Pressfreiheit nnd Gensur neben einander, von 
F. J. Frommann, Bachhändler in Jena u. s. w. (S. 289 — 297.). Die 
In kurzen Aphorismen entwickelte Ansicht des Verfs. geht dabin: 
Censnrfreibeit für alle Bücher von mehr als zwanzig Bogen Stärke* 
Censvrfreiheit für Jeden, der sich nennt, Censor für alles Anonyme 
amd Pseudonyme von weniger als zwanzig Bogen. — V. Das Compe- 
teuzerfcennlntss des k. Staatsraths zu Hannover in dem Rechts- 
streite aber Entlassung der sieben Güttinger Professoren, nnd die 
Erkenntnisse zweier k. Sächsischen Appellationsgerichte Ober die 
Kntlassung eines Staatsdieners, von Buddeus (S. 298 — 316.). Das 
Erkenntnis* des App. -Ger. zn Dresden ist von sehr gediegenen Ent- 
schetdungsgründen begleitet. — VI. Recensionen. (S. 317—850.) — 
V1L Actenstücke: 1) Denkschrift des Magistrats und der Stadtver- 
ordneten-Versammlung der Haupt- und Residenzstadt Breslau ftlr 
eine provinzialständisehe Petition um Anordnung der allgemeinen 
Landstinde (S. 351 — 858.) — 2) Urt heile in Untersuchung*. 
uneben wider die Mitglieder des allgemeinen Magistrats der Haupt- 
«nd Residenzstadt Hannover wegen der von denselben am 15. Jnni 
nnd 11. Juli 1839. an die hohe Deutsche Bundesversammlung gerich- 
teten Eingaben und deren Verbreitung. (S. 359—371.). - VIII. 
Miscelfen vom Adv. Bopp in Darmstadt (S. 372—375.). — Hin 
RcpcHorium fflr die beiden Bände bildet den Schluss des zweiten. — 
Da He Tbeilnnhme an den öffentlichen Zustünden Deutschlands mit 
KrU. Jahrb. f. ä. RW. Jahrg. VI. II. L .5 
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jedem Jahre steigt, namentlich nach die praotisehen Juristen/deren 
Stellung sie nuuAcbst auf das Privatrecht hinweist, jetzt häufiger, als 
sie es sonst für ndthig hielten, den Blick cor Betrachtung der Or- 
ganisatioa and des Ganges der Staatsmaschine erhöhen, so darf bmhi 
ebenso hoffen, wie man wünschen mnss, das« ein so Zeitgenossen 
Unternehmen, wie das Staatsarchiv ist, eine dem Eifer und der ttch- 
tigen Gesinnung des Herauf entsprechende Anerkennung lindem 
m#ge* 26« 

Ueber Ehe und Ehescheidung nach schwedischem Rechte. 
Vom Hofgerichts-Rathe W. Ziemnnen. GreifswaM, 1841. 

Der wände Fleck, des in Deutschland geltenden protestantische« 
Eherechts — die einer christlichen Basis entbehrende Vervielfälti- 
gung der Ehescheidungsgrande ist nennt dings der Gegenstand Öfte- 
rer Besprechung geworden« Denn wie überall die Extreme sich be- 
rühren, so hahen auch hier die wahrhaft sittenlosen Anwehten Über 
die Ehe, welche 4er unchristliche Leichtsinn falscher Propheten den 
Volksgeiste einzuimpfen gesucht hat? einen entschiedenen Gegensatz 
gefunden in den ernsten Mahnungen würdiger Männer, welche, den 
Evangelium in der Hand, mit Nachdruck auf eine Reform des Ehe- 
rechts kn Sinne des ersteren gedrungen haben. Ref. verweist auf 
die Kritiken, in welchen Jacobson die neueren Schriften Ober nie- 
sen Gegensund in den Krit. Jahrbüchern 1837. S. 1009. ff. 1839. 
S. 708. ff. u. 1840. S. 30. ff. ausführlich besprochen hat — Dar- 
über sind Alle, welche in dieser Angelegenheit eine Stimme haben, 
einig, das« dem vorhandenen traurigen Zustand blos durch eine neue 
Gesetzgebung nicht abgeholfen werden könne. Denn da die Ehe 
in der Sitte wurzelt, und somit die Verflachung unsers Eherechte 
mit der Verflachung der Sitte in steter Wechselwirkung gestanden 
bat und noch steht, kann und wird es nimmermehr allein zum Bessern 
führen, wenn der Buchstabe des Gesetzes geändert wird; vielmehr 
mnss nothwendig zugleich auch auf die Belebung des sittlichen Ge- 
fühls im Volke, auf die Reinigung der gesellschaftlichen Verhaltnisse, 
auf die christliche Gestaltung des Volks- und Familienlebens mit 
allen | dem Staate zu Gebote stehenden Mitteln hingearbeitet werden, 
wenn die Ehe, wiederum überall als ein heiliges Institut auch heilig; 
gehalten und die Ehescheidung allgemein als ein Zeichen des sitt- 
lichen Verderbens verabscheut werden soll. Ref. freut sich, ei- 
nen Wiederklang dieser Ansieht bei dem Verf. der verdienstlichem 
Schrift gefunden zu haben, auf welche er Alte, denen jener hoch- 
wichtige Gegenstand am Herzen liegt, recht dringend aufmerksam 
macht. Das Motto, welches der Titel trügt: „Es giebt Zeiten, ws> 
die Beispiele nülhiger sind, als die Gesetze/ 4 zeigt die Tendenz der 
Schrift. Der Verf. will durch die Hinweisung auf den reine«, 
christlichen Sinn, welchen das edle Schwedische Volk auch in den 
ehelichen Verhältnissen offenbart, es zur Klarheit bringen , dats eine 
würdig* Gestaltung dt* £ie vorzugsweise aus der Sitte hervorgeht. 
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Dad wie bitte er dies schöner auraeigen keeaeo, ab indem er aas 
c» Volk verffthrt, des, als ete Ebegesetze schlecht und unchmtiich 
wurden, deck mit telteeee Ausnahmen die Reinheit des eheliche* 
Verhältnisses treu bewahrte, and so der Lehrmeister its' Gesetzge- 
bers wurde; Dean wlhread das Schwedische Recht his IS 10. als 
EbescheideBgagriede nur dea Ehebreeh aad die bösliche VerJassung 
ib DehereiastiaiBiaag mit dem Neaea Testamente zugelassen hatte, 
erhöh eiae Vererdaaag v. 27. April 1810. eiee ziemliche Aezabl 
vea GriiBdea, welche his dahin meist aar eine temnertre Treanaag 
zn rechtfertigen geeignet waren, zu wirkliehen Ehescheidungen^!**» 
den, nämlich: lebenslängliches Geffcngniss, Landesverweisung, Le- 
BeasBachstellungen 9 schon drei Jahre dauernder Wahnsinn, (in die- 
sen drei Fällen tonnen die Gerichte anf Scheidung erkennen;) so- 
dann wenn der eine Gatte zum Verlust des Lebens oder der Ehre 
verartheilt, aber begnadigt worden ist, oder ein. anderwertes grobes 
oder infamirendes Verbrechen begangen hat, oder zn Pestungsstrafe 
anf gew i sse Jahre verartheilt ist, oder einem verschwenderischen 
Lebea, der Traaksocht und einer „gewaltsamen Sinnesart 4 ' sieh 
flhe ri s ffsea hat, oder zwischen den Ehegatten Abscheu und Haas ent- 
itaaden ist, (ia diesea Fällen kann die Scheidung beim König bean« 
tragt werdea). Dieses Gesetz, welches seiae Grundlage ausserhalb 
des CbristeBÜNMns hat, ist mit dem Geiste des Volks in einen so 
groflea Widersprach gerathen, dass es als Waranngstafel fflr alle 
Gesetzgeher, weiche ihre Prodacte ohne Rücksicht auf die Sitte nnd 
aaf ein wahres RechubsdQrCniss in die Welt schicken, hingestellt 
za werdea verdient. Denn das Schwedische Volk hü, weit davon 
catfeint , durch eiae schlechte Gesetzgeb u ng seine treu bewahrte 
AehAnag der Ehe beeiatrichtigea zn kssee, aad durch die Leich- 
tigkeit der Scheidungen nicht verlockt« vielmehr voa dem aeaea 
Beeilt last gar keinen Gebraach gemacht, so dass ia dea Jahrea 
1*36 — 38. unter mehr als 3 Millieaea Einwohnern jährlich im 
D wcchach nttt etwa nennsehn Ehescheidungen aas Gründen der 
Vererdaaag voa 1810. erfolgt sind, während aus dea beiden Sebei- 
daagagrwadea des alten Rechts in demselben Zeiträume durchschnitt- 
lieh jedes Jnhr etwa ne aasig Ehen getrennt worden sind. Diese 
geriage Zahl der Eheseheidaageo überhaupt (331 in jenen drei Jah- 
rea) stiebt ans freilieh zur Ehre des Schwedische« Volks niea**we- 
Big ab gegen das Ergehniss, welches sieh ia Preassen (mit Aas- 
nähme Neavoraommerns aad der Bezirks des Justiz-Senats zu Ko- 
blenz) beraassteJk, iadem hier ia denselben drei Jahren unier hei« 
ante 14 Mütioeee aageflmr 8B50 Eheseheidaagea vorgekommea 
sind, aad gegea die Notixen über das Königreich Sachsen, welche 
die Juarb. 1*37. S. 1010. Aem. mkgetheUt haben. — Ref. hat 
hier einen hdchst interessanten Pnnct aas der obigen Schrift her- 
vwgebcbee, doch gieht der Verf. noch vieles nadere Lehrreiche and 
fcherziganawwerUie. Er bandelt nach einer Einleitung ia Änf Ah- 
«ehnfttear 1) Vom e^setamaeniger Ehe iherhaupt und vea Ehehia- 
u 2)VmmV*tobmMe. 3) Vea dar Kündigung aed Umit- 
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nng. 4) Von der Seheidung der Etie. 5) Von dein Güterrecht 4er 
Ehegatten. Ueberall zeigt er steh nicht blos als einen kenntnissrei* 
chen, sondern auch als einen von der hohen Bedentang der eheli- 
chen Verhältnisse tief durchdrungenen Mann, durch dessen Stimme 
man zur warmen Theilnabme angeregt wird. — Die Schrift enthalt 
für Deutschland Niederschlagendes genug und schon darum hätte 
der Verf. den auf die Gegenwart nicht mehr passenden Seitenhieb 
S. 12. f dass manche unserer Gelehrten das eheliche Verhältnis* auf 
eine Verbindung zum lebenswierigen Besitz der Geschlechtseigen- 
schaften zurückfahren, unterdrücken sotten. 20. 



Johann Freiherr za Schwarzenberg. Ein Beitrag zur Geschichte 
des Griminalrechts und der Gründang der protestantischen Kirche 
von JbV. Emil Hermann, ausserord. Prof. d. Rechtsw. an 
d, JJniv. Kiel. Leipzig, 1841« 

Diese Schrift zeigt uns das geistreich anfgefosste und mit Frische 
und Leben ausgeführte Bild eines Mannes, über dessen Bedeutung 
für das Strafrecht man die andere Seite seiner kräftigen Wirksam- 
keit, seine Theilnahme an der Kirchenreformation meist .ganz über- 
sehen hat. Es ist zunächst ein erhebliches Verdienst des Verfs., 
das Andenken an Schwarzenberg in der zweiten Hinsicht er- 
neuert, und das gedruckte Material auch zu diesem Behufe mit Pteias 
und Umsicht gesammelt zu haben. Aber hierbei ist er nicht stehen 
geblieben, vielmehr hat er, und darin besteht das Hauptverdi ensi 
dieser Abhandlung, jene beiden Seiten des Wirkens Schwarze n- 
berg's zur Einheit verbunden und so zuerst ein klares Ansehauen 
dieser machtigen Persönlichkeit möglich gemacht. Würde auch viel« 
leicht das Bild, welches er gezeichnet hat, durch eine Benutzung 
von Archiven und Überhaupt von ungedruckten Dokumenten, welcher 
er sich nicht hat unterziehen können, in einzelnen Partien und im 
Detail gewonnen haben, — in den Hauptzügen, welche hier mit 
scharfem Blick erfasst und mit sicherer Hand hingestellt worden 
sind, hat der Verf. gewiss den wahren Sehwarzenberg treu wie* 
dergegehen. — In vier Abschnitten werden die Erscheinungen im 
inneren und äusseren Lehen des Ehrenmannes, soweit sie für um 
erhalten sind, vorgeführt. Der erste Abschnitt (S. 10 — 22.) ateüt 
das Leben desselben bis zum Anfange des sechtzehnten Jahrhun- 
derts dar; das wilde Treiben in der Jugend, den Ernst und die Tnat- 
kräfligkeit des Mannes, gepaart mit einer seltenen Tiefe des Ge- 
mütbs; rührend und in ihrer einfachen Natürlichkeit ergreifend sind 
die Mittheilungen aus dem Gedichte Koromertrost, weiches seinem 
durch den Tod der geliebten Gattin gebeugten. Herzen entquoll« 
Der Eintritt in Bambergische Dienste, und das Amt eines Hofmeis- 
ters, welches er in denselben erlangte, bereiteten die Bahn zu einer 
grossartigen Wirksamkeit. Diese zeigt uns zur einen Hälfte der 
zweite Abschnitt: „Schwarzenberg und die Bambergensis" über- 
schrieben (&. 28 — 3&). Der haltlos« und zerfallene Zustand den 
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Strafverfahrens io Deutschland erheischte eine Abänderung; es „galt 
das Untersuche ngsprtneip you dem Verderbniss der Nutzungstenden- 
sen, durch die es bisher allein empfohlen war, zu säubern, und 
ak Wahres »ad Guten, besonders in der Lehre vom Beweis, zn ver- 
wirklichen." Dies geschah durch die Bambergeasis, an welcher S. 
„nuodestea* den Anibeil dessen halle, der die Idee fasst, die Auf- 
gabe stellt, in der Ausführung meinen Gedanken, seinen Willen als 
Einheit der verschiedenen Kräfte setzt, die zur Zustandebringung 
••■es Werks Rath nnd Hülfe beisteuern. 44 Seine gelehrten Mitar- 
beiter utugea ihm das Wesentliche aus der Literatur, besonders der 
Italienisches, mitgetheilt haben» Die Form war lediglich seine Ar- 
beit. Im wie fern man von Quellen der & sprechen könne, wird 
venu Verl tretend ausgeführt. — Bei dem bestrittenen Eiufluss 
der Tyroleosis wird mit scharfsinniger Benutzung der LoealverbälU 
Binse es behebst wahrscheinlich gemacht, das* S. die letztere gehabt 
habe. — Die andere flllfle des Strebens nnd Thnens Schwarzen* 
bers/s entfallet sich im dritten Abschnitt, welcher dasselbe bis zur 
Kirebeereformatioe, insbesondere seine Stellung zu der dieselbe 
verbereiteoden Literatur schildert (S. 37 — 54.) und noch mehr im 
vierten, welcher die Zeit seit dem Beginne der Kirchenreforination 
bin za Schwarzen herg's Tode umfasst (S. 55 — 96.). Viel In- 
teresse gewahren die Mittheilungen Ober seine Leistung als Schrift- 
steller, aber der Haaptpunct in dieser ganzen Darstellung ist das 
Eingreifen in die Kirchenverbesserung. Indem Ref. hierauf die Aef- 
merksamkeit der Leser vorzugsweise hinlenkt* darf er nioht verges- 
sen, dass der vierte Abschnitt auch einen wertbvollen Beitrag zur 
Geschichte der Carolina seit 1521. enthält, dessen Resultat der Verf. 
selbst so angiebt: „Einmal, dass der früher b4os gemuthmasste Ein« 
•ass» den S. durch seine Stellung beim Rekbsregiinente halte, jetzt 
bestimmt begründet ist. Zweitens, dass die Lehre von den zwei 
Projecten der Carolina von 1521. und 1529. in dem gewöhnlichen 
Sinee 4er beiden alleinigen Redaetiouen des Entwurfs, aufgegeben 
werden mens." — Es gebort noch zur vollständigen Chaiacteristik 
der geballreichen Schrill, welche die Beachtung der Kriminalis- 
ten nnd der Freunde der Geschichte, insbesondere unserer kirch- 
lichen Verhältnisse, in gleichem Maasse in Anspruch nimmt, die Be- 
merkung, dass sie eine Festgabe ist, dargebracht dem Kkchenprobst 
Clans Harms zur Feier seiner fünfundzwansigjahrigen Wirksam- 
keit ia der Kieler Gemeinde« . 14. 



lieber das Verfahren bei Abfassung der Gesetzgeber über- 
hanpt, und der Strafgesetzbücher insbesondere. Von Jo- 
seph Kitlcm, k. k. mäbrisch-schlesischera Landrathe, Wien, 1841. 
Bei Braumflller und Seidel. VIII. u. 160. S. 8. 

Eine Schrift desselben Verfassers, ganz unter dem nehmlichen 
TtleJ, mit rollig öbereinstimmender Seitenzahl, jedoch den Druckort 
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„Brunn bei Rudolph Rohrer* 4 und die Jahreszahl 1838., dage- 
gen sieht die Angabe der Verlagshaadtarg enthaltend, habe ieh in 
nnsern Kritischen Jahrbücher«, 1899. S. 35—40. angezeigt, in 
Aer Tbat find die so ebeo erwähnten Abweichungen auf de« Titel* 
bialte die einzige* die man findet, wenn man, wie ich pfliehtmlsstn; 
gethan habe, beide BOehcr sorgfaltig vergleicht. Nicht nur dureh- 
g**&%, *»d wörtlich derselbe lukilt, in Ueberscbriften, Text und 
AnnWkungen, die gans gleiche fiintheilnng in Auf Abschnitte und 
einen Anhang nnd §6 §§., was aber auch hei einem neuen onvertln- 
derten Abdruck m#gneh wtre, sondern auch die unverkennbarste* 
deicheit in iw Form und Weise des Dreckes lassen keinen Zwei« 
fei, dase wir das frohere übrigens in seinem Werthe von mir aner- 
kannte Werk, in der ahen Gestalt, und nnr mit einem neuen Titel« 
blatte versehen , vor ans haben, indem als* webl nnr das Hecht 
na der bereit», vorhandenen Anflage auf eine jetat be n e icha ete Ver- 
lagsbaudfoug Übergegangen ist, Findet man doch, wie es unter die« 
sen Umständen nicht anders der Fall seyn kann, sogar oder natür- 
tteh, die Druckfehler an derselben Steifte wieder *. B. Inbaltsau- 
neige §. 9. Nethwendig t eit, S« 59. Z. 18. „das* an dem A die 
Nothiueht verübet würde*«, S. 130. Z. tO. „das Besergniss.« Ja, 
die Vorrede, von der man selbst bei einer unveränderten Ausgabe, 
die Festbaltnng oder Bezugnahme den Standpunktes der Zeit er« 
warten darf, wo das Werk von Neuem dem Publicum übergeben 
wird, ist gan* die frühere und enthüll wie diese S. VIII. Not. 1. 
die Worte: „Uebrigeos mnss ieh noch bemerken, dass ich diesen 
Werk sehen Anfangs des Jahres 18M. vollendet habe, mithin Ar 
den Faü, am dasselbe saiter im Drucke erscheinen seilte, die in iw 
Zwischenzeit ersebienene Literatur nicht mehr benetzt werden 
konnte. 44 Diese Steile hatte schon damals etwas Aufraffendes, dn 
die VeMendnng eines Werkes, se lange es nicht dem Druck über- 
geben ist, kein Hindernis* der Benutzung später erschienener 
Schriften ist, wie ja, jetat se häuSg, wenigstens in Nachtrügen seihet 
auf die wehrend den Druckes erschienene neuere betreffende Lite« 
ratur Rücksicht genommen wird« Jetzt im Jahre 1841, würde ea 
noch weniger gerechtfertigt, und bei der Gründlichkeit des Verfas- 
sers nicht erklärt werden kennen, dass der reiche Stoff, den seit 
1836. die Literatur über den hier behandelten Gegenstand bietet, 
gnnxHch unbeachtet blieb, wenn nicht jener Umstand, dem es auch 
zuaeechreiben ist, dass Alles das keine Bernckeichtigung gefunden 
hat, was in Beziehung auf die im Jahre 1838* vorgelegte Arbeit ge- 
sagt worden ist, das Rüthsel lösete. Irgend etwas hätte, wenn auch 
nur von dem Verleger, bemerkt und der Meinung, ein neues, den 
Forderungen und Fortschritten der Zeit entsprechendes Werk zu 
erhalten, begegnet werden müssen. Als Verf. der gedachten An- 
zeige glaube ich meine Pflicht gegen den verdienten Schriftsteller, 
hinsichtlich der Ansprüche, die man an ein derartiges Werk, nach 
den jetzigen Verhältnissen zu machen befugt ist, und gegen das 
Publicum zu erfüllen, indem ich die Lage der Sache schildre, wöbet 
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kb gen die Gelegenheit ergreife, diese Schrift, die, tob de« tagt» 
geb e uc n Mangel abgesehen, und nach den Standpunkte des Jahres 
183«. gewürdigt, noch immer ihren Werth hat, wiederholt der 
A uf m erksa mkeit derer zu empfehlen, welche sieh für den Gegen- 
stand derselben interessirenw 

Abegg. 



Civil - mnd criminalrccktliche Abhandlungen aus dem ge- 
meinen nnd Preußischen Rechte. Von C HAunrMrter* 
Criminaluss. b. InquisiL za Halle. Quedlinburg u. Leipzig, 1841. 
Der Verf. giebt hier folgende zwölf Abhandinngen : I. Versuch 
einer Kritik der Preossischen Duellgesetze. (S. 1— 21.) — II. Die 
Anfechtung eines jeden Documenta ist in dem Falle zulässig, wcon 
bei Aufnahme desselben ein Irrthum, der wesentlich ist, vorgekom- 
men. (S. 21—29.) Ein Rechtsfail nebst dessen Entscheidung nach 
gemeinem Recht. — III. Bei den Colonatsgfitem des Herzogtbums 
Weo tp halca findet in Betreff der gutsherrlichen Abgaben eine soli- 
darische Haftbarkeit der einzelnen Parcelen Statt, sobald keine Re- 
paration bei Abtrennung der Grundstöcke vorgenommen worden. 
(S. 29 —31«)« — IV. Kommt die exceptio excussionis dem drit- 
ten nicht persönlich verpflichteten Besitzer der verpfändeten Sache 
zn StntCen, wenn der Pfand vertrag vor Einführung der Preussischen 
Gesetzgebung geschlossen ist, das Pfandrecht selbst aber erst unter 
der Herrschaft itM Preussischen Rechts geltend gemacht wird? 
(S. 32 — 34.). Der Verf. verneint diese Frage. — V. Heber die 
Natur irnr Erbverzichte der adligen Töchter nach der westpbälischen 
BrUaumesvereinigung von 1590. und Ober das Verhältnis* dieses Sta- 
tuts zn der Preussischen Gesetzgebung, insbesondere zn der Cabi- 
■etsordre v. 28. Febr. 1837. (S. 34-39«). — VI. Ret vindicatio. 
(S. 39 — 44. X Ein Rechtsfall, in welchem die rei vindicatio ge- 
gen einen Niebtbesitzer angestellt war. — VII. Nach welcher Le- 
gislation ist bei Collision coordinirter Gesetze die Extinctiwerjflh- 
rsng sn beurtheileu? (S. 44 — 47.). Die Antwort lautet nach ge- 
meinem und Prenssiscbem Recht: nach dem Wohnorte des Gläubi- 
gers. — VI II. Rann gegen einen Ansiinder» welcher in Preussen 
wegen eines den Adelsverinst nach sich ziehenden Verbrechens be- 
straft werden soll, auf Aberkennung des Adels gesprochen werden? 
(S. 47 — 50.).' Wird verneint. — IX. Ist aus einer förmlichen 
Punklatien die eumuktive Klage aaf Erfüllung des Vertrags und auf 
Errichtung eines eislragtingsfaJitgen Instruments zulässig? (S. 51 — 
53-)* Wird bejaht. — X. Kann die Schenkung einer unbewegli- 
chen Suche durch ein constUmium possessorium vollzogen wer- 
den? (S. 54 — 57.). Der Verf. glaubt dies nach gemeinem Recht 
bejahen, noch Prenssiscbem verneinen zu müssen. — XI. Wie sind 
am §§. 222. u. 223. Tit. 11. Th. I. des A. L.- Rechts zn interpreti- 
ren? (S. 57 — 59. ). — XII. Skizze über den tkrussenraub, — Beleuch- 
tung Jus §. 1296. TiL 20* Tb. IL des A. L. - Rechts. (S. 60— *%). - 
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7% Schiebe, Die Lehr« v. i. Handel^Geselkchaften. 

Die Untersuchungen des, Verfs. geben nicht gerade sehr tief, beur- 
kunden aber ein reifliches Nachdenken und einsichtsvolles RrwR- 
gen. Es wÄre zu wünschen gewesen, dass er eine bessere Auswahl 
ms seinen Arbeiten getroffen hätte; denn Manches von dem Obigen 
ist doch gar zu unbedeutend und verdiente kaum die Öffentliche Be- 
kanntmachung. 37. 

Die Lehre von den Handels- Gesellschaften. Nach franzö- 
sischen Quellen, mit Berücksichtigung der gesetzlichen Verfü- 
gungen in einigen andern Ländern,- namentlich des gemeinen 
preussischen und Ostreichischen Rechts, bearbeitet von August 
Schiebe, Dir. d. Off. Handels-LehransLall in Leipzig. Leipzig, 1841. 

Will man sich eine richtige Vorstellung von dem Inhalte die- 
ses Buchs machen, so darf man ja die drei Worte auf dem Titel: 
„Nach franzOsichen Quellen" nicht übersehen. Denn der Verf. giebt 
hier nicht etwa die Lehre von den Handels-Gesellsehaßen, wie sie 
nach gemeinem Recht bei uns practisch ist, sondern, wie er auch in 
der Vorrede bekennt, eine Uebersetzung des Werkes von Male- 
peyre und Jourdain: Tratte des soeiith commercialet, mit man- 
chen Einschaltungen und Abkürzungen im Text und mit einer reichen 
Zugabe von Anmerkungen, welche theils Mittheilungen aus den Wer- 
ken von Pardessus, Fremery, Persil, Horson n. A. nnd aus 
der Erfahrung des Verfs. selbst, ibeils die Jurisprudenz der Appel- 
lationsgeriehte und des Caesationshofes iu Prankreich, theils endlich 
anch Notizen aus anderen Rechten, namentlich dem Preussischen 
Landrecbt nnd dem Oesterreiehischen Gesetzbuch enthalten. Der 
Grundbestandteil des Werkes ist also Französisches Recht, nnd mit- 
hin wird dasselbe einen praclischen Nutzen nur für diejenigen Dis- 
stricte Deutschlands haben, in welchen jenes Recht gilt, aber frei- 
lieb anch für diese nur einen sehr relativen, da der Verf. unterlas- 
sen hat, die Modifikationen, unter welchen das Französische Socie- 
titsrecht in ihnen zur Anwendung kommt, zu erwähnen. Die Hin- 
zuftlgung derselben würde eine viel brauchbarere Bereicherung des 
Werkes gewesen seyo, als die von einzelnen Sitzen aus jenen bei- 
den Dentschen Gesetzgebungen, welche sich hier, da sie im Socie- 
tätsrecht von einer ganz anderen Grundidee ausgehen, ab das Fran- 
zösische Recht, ohne eine vermittelnde Erklärung etwas sonderbar 
ausnehmen. Für diejenigen Deutschen Länder dagegen, in welchen 
das gemeine Recht gilt, hat das Buch nur einen wissenschaftlichen 
Werth, indem es den Weg zur Renntniss eines fremden Rechts er- 
leichtert. Gefährlich kann es aber werden, wenn dasselbe, wie doch 
der Verf. nach der Vorrede zu wünschen scheint, in die Hände ei- 
nes Nichtjuristen kommt, welcher einem das gemeine Recht als gal- 
lig anerkennenden Lande angehört Denn dieser wird gar zu leicht 
verleitet werden, die vom Verf. vorgetragenen Lehren für solche 
zu halten, von welchen sich im Recbtsleben seines Landes Gebrauch 
machen lasse. Und das dfirfte ihn auf manche sonderbare Ansich- 
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im Mras. Ref. will nur einen Grundsatz als Beispiel bervanhetau, 
welcher einen nicht juristisch gebildeten Geschäftsmann auf gar wun* 
deHiebe Ideen bringen kennte, nämlich den, das« die Societät ein 
moralischer Körper, ein moralische» Wesen sey. — Im Uebrigeu 
■»äs ssan dem Verf. die Anerkennung zu Theil werde» lassen, da*s 
er einen juristischen Gegenstand so gel, wie es von einem Nichtju- 
risten nur erwartet werden kann, bearbeitet habe« 41* 



Handbach des deutschen gemeinen bürgerlichen Prozesses 
nebst einer ausführlichen Vergleiehnng der in Deutschland 
geltenden particnlarrechtlichen Grundsätze des Civilpro- 
zesses, einer Prüfung der neuem Entwürfe und motivirtcu 
Torschlägen zur Civilgesetzgebnng. Von Juatin Timotb. 
atelth* Ten Linde, b. R. u. d. Phil. Dr., Gressh. Rens. Geh. 
Staatsr. im Minist, d. Ina. u. d. Just., Kanzler d. Univ. Giessen 
u. Dir. d. Oberstndienraths zu Darm Stadt, n. s. w. Fünfter Bd. — 
A. u. d. T. : Handbuch Ob. d. Lehre v. d. Rechtsmitteln n. Grund- 
sätzen d. deut. gem. bürgert. Prozesses, nebst einer u. s. w. 
Zweiter u. letzter Tbl. Giessen, 1840. 

Wenn man sich auch meistens freut, alte Bekannte wiederzu- 
sehen, so ist doch nicht Jeder ein Freund von Ueberraschuagen. Der 
Verf. dieses Buchs hatte daher wohl auf die Leser seiner froheren 
Producte die freundliehe Rücksicht nehmen und selbst ihnen dieje- 
nigen Eröffnungen machen sollen, zu welchen Ref. nach der nä- 
heren Betrachtung Dessen, was hier geboten wird, sich veranlasst 
sieht. — 

Die Vorrede des Verfe. gesteht aus folgeuden wenigen Sätzen: 

„Der vorliegende Band meines Prozessbaadbuchs erscheint, ohne mein 
Verschulden, später als ich voraussehen konnte. Seit der Beendigung des 
Druck» des vorigen Bandes hatten sich meine Amtsgeschäfte bedeutend ver- 
mehrt, ond mir jene Zeit, die ich schriftstellerischen Arbeiten zu widmen 
gewohnt bin, sehr beschränkt. Auch dadurch ist einiger Aufschub entstan- 
den, daas ich auf Beleuchtung mehrerer, tief eingreifender, Ansichten 
harrte, die ich in Abhandlungen niedergelegt, zu deren Prüfung ich tüchti- 
gere Prozessualisten eingeladen hatte, die ich aber vergebens bis jetzt er- 
wartete. Die Schrift hätte durch die gehoffte Belehrung nur gewinnen kein- 
Ben. An das Publikum habe ich nur noch die Bitte zu richten, auch dieses 
Buch mit jener Röcksicht aufzunehmen , deren sich meine schriftstelleri- 
schen Versuche seither meistens zu erfreuen hatten. u 

Wer sollte, wenn er dies gelesen und sonst nirgends im ganzen 
Boche eine Notiz Aber dessen Composition gefunden bat, glauben, 
dass der ganze aus 821 Seiten bestehende Band nur etwa zum drit- 
ten Theile wirklich Neues enthält, der übrige Inhalt aber lediglich 
ans den wörtlich wieder abgedruckten, seilen in unwesentlichen 
Paneten etwas veränderten Abhandlungen besiebt, welche der Verf. 
bekanntlich seit mehreren Jahren im Archiv fBr die Civilist Praxis 
und in der Zeitschrift für Civilrecht und Prozess über Gegenstände 
aas der Lehre von den Rechtsmitteln veröffentlicht hat. Und was 
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»erkwflrdiger ist, diej e ni g en AuJnitse, welche in de* 
loa Zeitschriften den- Titel: Beitrag oder Beitrage cor Lehre z.H. 
von der Revision, fahren, erseheinen hier auf ein Mal, ohae ir- 
gend eine diese Metamorphose rechtfertigende Erweiterung er- 
fahren zu bähe», als vollständige Behandlungen der fragliehen Leh- 
ren, 8« B. unter der Ueherschrift: Von der Revision. — Den Be- 
weis dieser Angaben liefert He folgende vergleichende Uebersiebt 
der Stellen des Handbuchs, welche in der obigen Weise zum zwei- 
ten Male ins Publikum eingeführt werden, und der Abbandlungen, in 
welchen sie zum ersten Mal erschienen sind. 



S. i—lt. i 


H 14&— 147.4. Handbuchs— 


8. 417—428. Bd. 1. der Zeitschrift. 


- l&-~29. 


i. 150—153. - 
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• 
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\. 159—162. . 
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a=r 
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aa 
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- 296—331. 


C 208—215. - 
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• 152—188* -15. - 


- 344—374. 


\. 218—221. - 


- 


» 


- 218—249. - 4. der Zeitschrift. 
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,. 222—225. - 
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- 309—344. - 21. des Archiv«. 


. 398—420. i 


• 225-282. - 


m 
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- 1— 22. -12. der Zeitschrift. 


- 420 f.») < 


. 233. 


m 


mm 


- 29— 31. - - 


- 426— 437») §. 236— 238. - 
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- 439-446. < 
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* 446—478. < 


..242—250. - 
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- 479— 532. < 


i. 251—258. - 
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- 213—266. - 


- 532-551. < 


>. 259—264. - 
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- 105- 124. Bd. 13. - 


- 791—821. ( 


. 299—303. - 


- 


C=3 


- 301—337. -11. - 



Zieht man die hier verzeichneten Stellen, welche Übrigens nicht 
einmal fiberall von den Fehlern des ersten Abdrucks gesäubert sind, 
(z. B. S. 269. Anm. 1. ist gerade wie im Archiv Bd. 19. S. 502. 
Nahner statt Nahmer zu tonen)» von dem Inhalte des Buches 
ab, so bleiben, abgesehen von den in der Anm. verzeichneten halb- 
neuen, nur folgende Stellen als in der That neue: §§. 148. 149. (S. 
11—15.) 163. (S. 74—87.) 177—179. (S. 158—172.) 193.194. 
(S. 223—225.) 216. 217. (S. 332—344.) 240. (S. 439.) und 
265—298. (S. 551 — 790.) Von diesen Stellen enthalten nun zwar 
die zuletzt angegebenen Paragraphen ausführliche Erörterungen über 
die Nichtigkeitsbeschwerde und die Wiedereinsetzung in den vo- 
rigen Stand in der bekannten Weise des Verfs. und geben gewiss 
manchen dankenswerten Beitrag zur richtigem Gestaltung dieser 
Lehren. Aber, man darf behaupten, eineu noch grössern Dank würde 
der Verf. sich bei seinen Lesern verdient haben, wenn er sie als 
zufrieden mit dem einmaligen Besitz seiner Abhandlungen sich vor* 
gestellt, und den Erwerb des Neuen, was er ihnen bringt, nicht von 
dein unwillkürlichen Ankauf einer Doublette abhangig gemacht hatte. 

R. Schneider. 



*) Die iiicaslfolgeaden »etten den HandbncJtaS. 4SI— 426. $. 284. f. «ad 137 

-439. g. 239. «lud weitere Aüaf**ruiiireA ven 8. 31. f. und S. 44. derZeitscutUt 
Bd. 12., theilweise mit wörtlicher Wiederhol unz. 
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Entwurf des geineiareoliflicheii CmlproMsse* urft beigefügt 
tcn Anmerkungen, Quellen - and Literatur-Belegen von 
JDr. C. F. Muhlenbriicm. Zweite verbess. Aufl. Halle, 1840. 

Im Jahre 1827. gab der Verf. einen Entwurf de» gemeiaiieclit- 
B cb en und Preussisehen Civilprocesses (266 S.) betau, welcher« 
e hw ohl nie Grandrise, deck durch die reiche Sammlung von, zum 
Tbeil abgedruckten Stellen ans den Qaellen nad besondere durch die 
etngectreutea weiteren Aasföhruagen einzelner Paaete eine allge- 
me i nere Aufmerksamkeit aaf eich zog, ale dies sonst bei Bichera 
dieeer Art der Fall ist. Jetai erscheint dieser Baiwarf zum zweiten 
Male, weaa aach dadarch 9 dass die Berttckaicktigung des Preessisebeu 
freeeesee ganz weggefallen ist, deai äusseren Umfange aach viel 
schwacher (230 S.), doeh auf der andern Seite gerade durch eine 
Vermchnmg jener Ausführungen fllr alle Diejenigen, welche sich 
ftr den gemeinen IVecess interessiren, von grosserer Bedeutung 
In dienen Zueltzea der aeaea Auflage findet man den eigenlhüaUi* 
eben Werth jener froheren Eiaschaltengea wieder, eine durch 
e inen sebarfen nad darehdriageaden Blick geleitete, bei sorgfältiger 
Berteksicbtigeag der Geschichte dach aberall möglichst ein practi- 
aahee Resaltat eraieleade Behaadloag des Processen. E» kann nicht 
Aafgabe dieser Ansehe seyn, in die Eiazelnheiten des Neuen, was 
der Verf. giebt, einzugehen» Ref. begnügt sieh die' wichtigsten her* 
nnsin heben und hier and da eine Bemerkung hinzuzufügen* — 
In der Einleitung sind mehrere neue Paragraphen hinzugekom- 
men, namentlich gleich die ersten Aber den Begriff und die Binthcb» 
langen des Processes; die Literaturaotizen sind vermehrt;, mehrere 
Druckfehler sind eine unangenehme Zugabe. — Der allgemeine 
Theil enthält mehrere neue Ausführungen, z. B. Aber die Selbst- 
■Ulfe, über Admieiglratfcjttstiz und den Unterschied zwischen Civil- 
proeess- and Regierungs-Sachen. Bei dem letzteren Gegenstande 
glaubt der Verf. CiWIprocesssachca Ton allen and jeden Regierungs- 
aachen am bestimmtesten so unterscheiden zu kennen, dass er dar- 
unter diejeaigea versteht, „wobei eine gerichtliche Verhandlung wi- 
der einen im entgegengesetzten Interesse belbeiligten ' bestimmten 
Gegner and eine peremterische Feststellung dureh den Richter aus 
dem reinen Geskhtpnnkto des Recht« möglich ist." Ref. kann sich 
nickt mVeraengen, dass hierdurch viel gewonnen sey. Denn was ist 
„der reine Gesichtspunkt des Rechts"? Das ist eben die* Frage, 
ran deren Entscheidung die richtige Feastelluag der Grenzen ab» 
hangt, und welche der Verf. nicht getost bat. Uebrigens fohlt bei 
dieser Materie* Wie auch seast auf den ersten Böge» der Schrift, die 
nennte Literatur; wahrscheinlich ist an der erstern lange gedruckt 
werden. Die Maeutrige 8. 23*. ersetzen die Leeken bei weitem 
nicke Aber auch die altere Literatur ist eicht immer genau he« 
merkt. Weitere betekteuswerthe Zusetze im allgemeinen Anette 
betrafen de* Verhal t ei ss mehrerer Proceassaeken zu einander und 
me Arten der Beendigung den Rectesstrciti. -* Au dem ersten 
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Hache des besonderen Theiles („das Gericht" überschrieben) 
erwfihnt Ref. die Bemerkungen über die allerdings sehr unzweck- 
tuässige gewöhnliche Eintheilnng der Gerichtsbarkeit. Bei der Patri- 
munial -Gerichtsbarkeit erklärt der Verf. sich nach gemeinem Recht 
für die Verantwortlichkeit des Gerich'tsherrn für den Gericbtsbalter 
and fbx die willkürliche Entlassung des letzteren von dem ersteren, 
eine Ansicht, welche Ref. vollkommen billigt und deren Verwerfung 
von den meisten Neueren wohl aus einem falschen Humanitäisprincip 
hervorgegangen und auf unzureichende Gründe (s. den Verf.) gestützt 
ist. Auch die Lehre von den Gerichtsständen ist mit vielen neuen 
Erörterungen bedacht worden. Im zweiten Buche („Von den Par- 
teien" u. s. w.) kommt eine grosse Menge kürzerer Zusätze vor, auf 
welche Ref. hier nur im Allgemeinen hinweisen kann. Das dritte Buch 
(„Das bürgert. Rechtsverfahren in seinem Zusammenhange darge- 
stellt") enthäK in der ersten Abtheitnug („Vom erdentl. Prozess") 
namentlich ausführliehe Bemerkungen ober die Verbesserung der Klage, 
über die Wirkungeta der Ktaganstellqng und der Litiscontestation, über 
dfo Zeugen, die Urkunden, den Begriff und die Wirkungen der Rechts- 
kraft; in der zweiten Abtheilung aber (nicht in der dritten, wie S. 202* 
gedruckt ist), welche das ausserordentliche Rechtsverfahren betrifft, 
finden sich hauptsächlich nene Ausführungen über den Begriff dts sum- 
marischen Processes, Aber die Eintheilong in den bestimmten und un- 
bestimmten, flher ProvisionalverfUgungen, aber die Geschichte des 
Concnrses. R. Schneider» 

Welche Ansprüche haben die Besitzer der ans den Zwangs* 
anleihen des ehemaligen Königr. Westphalen herrührenden 
Obligationen an die betheiligten Staaten? Eine Staats- und 
völkerrechtliche Frage beantwortet von H* Jacobson, Dr. d. R. 
Berlin, 1842. 
Diese kleine Schrift ist dadurch hervorgerufen worden, das« 
die Angelegenheit der Inhaber der Westphälischen Obligationen von 
Neoem die öffentliche Aufmerksamkeit lebhafter erregt bat, indem 
dem Vernehmen nach nunmehr endlich der traurigen Ungewissheit» 
in welcher sich bisher jene Gläubiger befunden haben, ein Ziel ge- 
setzt werden soll. Die darauf bezüglichen, in Berlin betriebenen com« 
missariseben Verhandlungen lassen wenigstens eine. baldige Entschei- 
dung hoffen. Wie eine solche Entscheidung ausfallen müsse, wenn 
sie den Forderungen der Gerechtigkeit entsprechen solle, darüber ha* 
ben sich bekanntlich schon früher mehrere Juristen ausführlich ver- 
breite*. Auch der Verf. beantwortet diese Frage, aber nicht in einer 
juristischen Deduction, welche das Factiscbe und Rechtliche in alle 
seine Eiuxelnheiten verfolgt und die sich ergebenden Zweifel nach 
erschöpfender Abwägung des Fflr und Wider löst, sondern in einer 
mehr populair gehaltenen und auf das grössere Publikum berechneten 
Zusammenstellung Dessen, was Andere, und namentlich die Vertbei- 
diger der Rechte der Gläubiger, welchen auch er beitritt, schon vor 
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ihn) gesagt haken. Ha« darf also hier nicht etwas Neues «her die 
Sache erwarten, aber man findet die bescheidene Aufgabe, welch« 
der Verf. sich gesteift hat, eine gedrängte Zusammenstellung Dessen, 
was «her den Gegenstand an verschiedenen Orten gesagt worden ist, 
zu geben , befriedigend erfüllt. 104. 



Codex SaXOtlicu* oder Handbuch der gesammten, im König- 
reiche Sachsen praktisch -gültigen sächsischen Gesetze von den 
ältesten Zeiten bis zum Schlosse des Jahres 1841., nach den ein- 
zelnen Theilen 4er Rechtswissenschaft systematisch and chrono- 
logisch geordnet, mit Anmerkungen der abändernden, abgeänder- 
ten und Parallel -Gesetzesstellen, so wie mit einem allgemeinen 
nad einzelnen besondern alphabetisch -systematischen und chrono- 
logischen Repertorien zn dem ganzen Codex sowohl, als zu dessen 
einzelnen Theilen und Bänden, versehen von JDr. für. SchafF- 
ravtb« 1. Bd., die privatrechtlichen Gesetze enthaltend. — A. o. 
d. T. : Codex Juris Saxonici privati od. Handb. der u. s. w. pri- 
vatrechtlichen sächsischen Gesetze u. s. w. Altenburg, 1841« 

Die weitläufigen Doppeltitel bezeichnen Zweck, Inhalt, selbst 
Anordnung des vorliegenden -Bandes. Die Idee des ganzen umfas- 
senden Werkes fährt die etwas wortreiche Vorrede näher aus. .Mit 
Ausschluss des Lausitzer Proviazialrcchtes soll bis Schluss des Jah- 
res 1841- die gesammte gültige Gesetzgebung des Königreichs Sachsen 
in 23 selbstsländigen Theilen vorgeführt werden, voo denen Band 1. 
das Privatreebt, 2. den Civilprozess nnd das Gerichtswesen, 3. die 
Straf- und Strafprozess- Gesetze, 4. die Geistlichen, Kirchen- und 
Schul-, 5. die Stadt- und bürgerrechtlichen, 6. die Post-, 7* die 
Wechsel-, 8. die Coneurs-, 9. die Handels-, 10. die Gewerbe-, 
11« die Press-, 12« die Polizei-, 13* die Medicinalpolizei-, 14. die 
Land- nnd Fluss-, 17. die Jagd- Porst- und Bolz-, 18. die Strasse»- 
hau-, 19. die Bergbau-, 20. die staatsrechtlichen und Staatsdiener-, 
21. die Finanz- und Steuer-, 22. die Münz- und 23. die Militair- 
Gesetze enthalten, während Bd. 24. und 25. ein alphabetisch- syste- 
matisches und ein chronologisches Ropertorium för alle Theile, und 
zugleich, ab selbstständige Werke bringen sollen. Der Hr. Heraus- 
geber bemerkt noch S. XIV.: „ Uebrigens sollen diese einzelneu 
23 Theile im Einzelnen zwar auch objeeliv eben so viel Bände 
Ar so viele einzelne subjeetive Bedürfnisse bilden, im Ganzen aber 
alle zusammen einen Codex Saxonicus und, insofern dieser ganz 
angeschafft wird, nur neun Bände ausmachen, nämlich der fünfte 
bis eilfte einen für Stadibürger, der vierzehnte bis acht- oder 
neunzehnte einen für Landbewohner, der eilfte bis dreizehnte 
einen für Polizei- Recht, der zwanzigste bis drei und zwanzigste 
einen för öffentliches Recht bilden." Die Gesetze werden in 
jedem Bande chronologisch geordnet, bei Wiederholungen erfolgt 
Verweisung auf den früheren Abdruck, und alle unwesentlichen Ein- 



Digitized by 



Google 



78 Sciqffrmtk, ConVx Sararfeat. 

ginge bleiben weg. Gelegentlich« Anmerkungen verweisen auf Ab- 
änderungen, Erläuterungen ,und Paralielstellen. Hierbei erscheint 
für die * der Verwaltung zu widmenden Bande eine genaue Berflek*» 
siehttgnng der in den Kreisblätteru aufbewahrten, also Jedermann 
zugänglichen Verordnungen der Oberbehörden, welche von bleiben- 
dem Interesse sind z. B. Ober das Passwesen, und deren Abdruck, 
wenn auch in den Anmerkungen, zu .einer vollständigen Einsicht in die 
geltenden Bestimmungen sehr wünschenswert. Der Kenntniss den 
Hrn. Hcrausg. würde dabei das Sachregister Ober die Zeitschr. für 
Rechtspfl. ü. VerwalL in Sachsen, und das Specialregister für alle 
Jahrgänge des Leipziger Kreisblattes zur Unterstützung dienen. — 
Wenn Oberhaupt einer Rechtfertigung bedürfend, stützt solche 
wegen Herausgabe des Werkes die Vorrede auf die Kostspieligkeit, 
Seltenheit, Umßlnglichkeit und schwierige Handhabung der bekannten 
Qucllensammlungen der sächsischen Gesetzgebung, auf die Dringlich- 
keit und Zweckmässigkeit des Quellenstudiums, und auf die günstige 
Aufnahme der S. VI. unter bescheidener Anerkennung ihrer Ver- 
dienste aufgezählten 18 Sondersammlungen sächsischer Gesetze* 
Nach je zwei Landtagsperioden sollen Nachträge erscheinen, um 
stets die Vollständigkeit des Werkes und seine Brauchbarkeit bis znr 
Gegenwart zu erhalten. — Der erste Band, das Privatrecht umfassend, 
entspricht vollkommen allen nach dem vorgezeichneten Plane an dessen 
Ausführung zu stellenden Ansprüchen, weicht aber insofern wesent- 
lich von dem Plane des ganzen Werkes ab, als nicht chronologisch 
die Gesetze gegeben sind, sondern den bekannten systematischen 
Abtbeilongen des Privatrechtes angeschlossen, und deren einschla- 
gender Inhalt erst in den kleinen Unterabtheilungen nach der Zeit- 
folge geordnet ist. Diese Zerstückeln ng thut selbst der Uebersieht* 
lichkeit Eintrag, zumal in den zahlreichen Zusätzen bis zur Mitte 
des Jahres 1840. auch frühere Gesetze nachgetragen worden sind. 
Beide Uebelstände sollen in den folgenden Bänden vermieden werden* 
Durch die Vollständigkeit, Anordnung, und den treuen, correcten 
Abdruck eignet sich übrigens dieser erste Band zugleich zu einer 
Sammlung der gesetzlichen Belegstellen zu unseren Lehr- nnd Hand- 
büchern des sächsischen Privatrecbtes. Ein mit grossem Fleisse zu* 
sammengestelltes alphabetisches Rcpertorium giebt sofort die Aus- 
kunft von den über jeden Gegenstand vorhandenen und mitgetheilten 
gesetzlichen Bestimmungen; während auch chronologisch die gans 
oder thetlweise aufgenommenen Gesetze nachgewiesen sind. — Der 
Kunde der sädisiscben Gesetzgebung wird durch dieses umsichtig an- 
gelegte und fleissig gearbeitete Werk eine bisher lebhaft vermissto 
Unterstützung und Forderung zu Theil. Die gute Ausstattung er« 
leichtert den Gebrauch. 22. 
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m. Berichte filier akademisehe 
Schriften« 

Untersaehiuigeii iher die Natur und Fortbädujog des Rechtes, 
oder: Versach einer Restauration des Römischen Natur- o. Men- 
schen-Rechtes. Inaugural- Abhandlung von J. Ifc, Dren&y, 
Doctor der Rechte. München, Woifsche Bucfcdrnckerey, 1838* 
54 S. 8. 

So auffallend, wie der «weite Titel dieter Schrift, mag die Bemerkung de« 
Verfc.8. 1. erscheinen, wonach er et als „eine höchst auffallende Erscheinung 
bezeichnen zu dflrfeo" glaubt, „wenn die* Juristen et elf gleichgültig Hegen 
Immen, eich gerade Aber das zu verständigen, wat eigentlich daa Prinzip ihrea 
«Viufcs ist, die Natar und dat Weten det Rechts." Dieses Auffallende min- 
dert tieft, je ssehr wir dareh einen kanten geschichtlichen UeberbKck «her die 
ve rs c hi ede nen Theorieen det Naturrecht« hindurch , die der Verf. (8. 16.) wobt - 
xs freigebig eine „Prüfung und Darstellung aller der hauptsächlichsten Systeme 
«ad Ansichten Aber dasWesen des Rechts" nennt, der Basis seiner„Untersuchun- 
gee" «ns nähern, indem wir vernehmen, data ancb die neuere „sogenannte 
F b fl ssoph i e det Rechts" ihm „wederein Natur-Recht ist, oder sein will, noch 
dessen Steile an er seti e n rermsg, so wenig, als eine Natur-Philosophie ein* 
Natur-Lehre genannt werden kann. 4 ' (S. 15.) Er «teilt sich nämlich ror, dast 
„eine seiche (?) Rechtsphilosophie, afs spezieller Theil der Philosophie Aber-» 
hnopt, die Natur der Dinge von oben*' herab sich aufzulösen bestrebt ist, und 
ihrem festen Stützpunkt nur im Urquell «Her Wahrheit zu finden sich bemfht, 
in GefC selbst" and mithin „notbwendig auf die positive Grundlage der gött-* 
Kehen Offenbarung baairt'' (S. 8.). Naefaiem nun in Folge dieser sogenannten 
„fhnifang" der Boden fftr «eine „Untersuchungen" geebnet ist, lasst er die-k 
setben rem S. 11. an in aphoristischen Satzreihen, die auf je drei oder vier Seiten 
durch einen Strich von einander getrennt sind, folgen. Den Grundgedanken, 
der vielfach gewendet und vorgefahrt wird, bezeichne» folgende Worte am be- 
taftassateoten (8. M.): „(Das positive Recht) ist die dritte Gradation des 
Beende« überhaupt, weichet zuerst als ju$ naturale im engern Sinne den Men- 
schen gas» insUaktmässig zur Naehachtong jener Natur - Gesetze hlnreisst, 
i nicht nur er allein, sondern auch die übrigen Formen der Schöpfung, am 
c u t ja W e whu qua nom unterworfen stehen; hierauf sieh dem Inhalte 

i auf ose Stufe de« vernünftigen Menschen stellt Cjus gentium) , und ihn als 
i Bedingung der Coexistens mit anderen Menschen ursprfingKeh durch 
«an ia u s e r e« bindende« Gefühl der Nothwendigkeit beherrscht , und sofort durch 
eben) diese unabweisbare Nothwendigkeit sein Wesen durch andauernden Ge- 
ni Herkommen sJlmahlig als Erscheinung in, der äusseren Welt fest* 

t, bis es endlich sufSfsrtconcreten Bestand und von den Menschen 
zu deren klarem Bewusstsein es nunmehr gelangt ist, ausgesprochene 
positiven Rechte eines bestimmten Staats erhalt, ohne dass die 
nngttcnkefs vorliegt, die Bntstehungsweise dieser letzten Potenz des Rechtes 
sensu zu ersetzen." In dieser „Restauration" werden sonach die in den römi- 
schen, hiev ewansvten, termiuH -liegenden Grundwahrheiten uns als ein neue« 



Digitized by 



Google 



80 Wikniewtki, De falso. 

Gericht vorgesetzt, und durch die Beigabe von Deductionen über die zwei mög- 
lichen Formen menschlichen Erkennen«, welche sich so einander verhalten „wie 
mathematische Wahrheit und unmittelbares Gefühl der Gewissheit" gewGrzt, 
dass sie einen modernen Geschmack annehmen. Der Verf. hat — davon überzeugt 
man sich bald — mit Liebe und Eifer sich diesenAJntersuchungen gewidmet, es 
geht ihm auch das Talent philosophischer EntwiefceJung nicht ab, warum muaste 
er statt eignen Gestaltens und gesunden Fortschreitens auf den Pfade der gegen- 
wärtigen philosophischen Wissenschaft sich dem deprimirenden Geschäfte des 
Restaariron* anwenden 1 19. 



De falso seeundum jus Romannm et legem rigentem 
pro obtinenda in utroque jure doctoratus laurea scripsit War- 
eissus JTisnietcslci. Cracoviae , typ. Stau. Giesxkowskt\ 
1839. 48 S. 8. 

Mit deu ersten Worten der Vorrede: ,,Actinnct, qnae jura et tecurilatem 
not traut lacdunt^ delicto vocantur" beginnt die Reihe von Irrlbüniern und 
balbwahren Sätzen, welche den Haupttheil dieser Ditt. bildet; iu demselben 
ersten Satz noch bezeichnet der Werf, als das Wesen des dolosen Delicts den 
yycortatui" (Absicht!) „delinquendi." In dieser Vorr. beraubt er sich haupt- 
sächlich die Gefährlichkeit und den hohen Grad der Strafbarkeit des faUum wem 
Gründen der Criminalpolitik darzuthuu; dieser Argumentation legt er ganz un- 
befangen den Satz unter, dass jedes Verbrechen im Allgemeinen um so schwerer 
sei, je leichter oder je schwieriger es zu verüben sei (quo fttciliut patratur 
quove majori difßcultale cowmittitur) , nun sei aber leicht einzusehen, daaa 
man vor einem im Dunkeln vorbereiteten, den Schein der Wahrheit habendeu 
Verbrechen (quod — verilalit i Nuntiatur tpeciem, ut tulius cerliutque deeipiat 
etfuretur) sich schwer hüten könne, »quo nihil tone evidenliut" ; daher sei 
das faltum hart zu bestrafen. Nach diesen Sprach., St>l- und Denkprobett 
können wir uns hinsichtlich des Inhalts dar Diss. selbst kurz fassen. §. 1. Notio 
falti* Die Definitionen des Matlhaeus und Co rp so v's. werden angeführt, 
und dann das /. uuter strenger Kestriction auf die lex Cornelia und besonderer 
Anführung Schneidewiu's, als: „factum, quo Verität dolo immutelur et 
ptpprfutitur iu detrimentum tertii", definirt. §. 2. Divitio falti; hier erat 
wird der dem §. 176. des Cod. poen. entsprechende Thatbestand d>s /. einiger- 
masseu erörtert, und der Verf. kommt nun Zu der voi trefflichen Distincüota 
zwischen/, criminale und civile: dolus ist ihm ungefähr gleichbedeutend mit/*, 
und von festen Principieu dieser Unterscheidung so gut wie nichts zu finde«. 
§. 3. Speciet falti cicilis; eine Menge einzelner Fälle des Köm. Rechts, dann 
wird auf einmal vom dolut gesprochen (»dolut jure Rom. erat uua ex causam 
peteudae rettitutiunit t. iut. u J und dann das/, civile in privatum (malerieUeJ 
und publicum (inlellectuale) eingetheilt — auf den Gruud welcher Gesetz« 
gebung? erfahren wir nicht. §. 4» Speciet f. crimiualis, nach dem Cod. pmem* 
Auttr. und Potou.y aber auch unter Einmischung von obsoleten Sätzen des Cano- 
uischen Rechts; sodann vom perjuri um („p. ett memdacium juramento comfirmm- 
tum, de cujus proinde ralione ett faltilat^l ) und dabei ein durcheinander vom 
faltilat und Verität formalit und materialig; S. 14. werden bei Erwähnung der 
3 comiUt des Eides, neben Jeremias IV. 2. zum ersten und einsigen Male) 
neuere Rechtslehrer, nämlich Mühlenbruch und Glück cilirt. §. 6. iVe- 
balio falti , handelt zum grössten Theil von dem Verfahren wegen Producta*« 
falscher Schriften im Civilprocesse nach dem Cod. proc. judic. §. «. Ftamma 
falti ', Allerlei aus dem Römischen Rechte, dem code pe'nal und dem „codex 
moderuus t Autlriacut" / S. 44 — 46. die einsige brauchbare Stelle des Ganzen, 
eine Mittheilung über ein Statut Sigismundl. wegen Münzfälschung «• i. 1627., 
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wermueh der mobOU, den zwei andere wegen dieses Verbrechens zum Tode verur- 
tneüte »eeVfes gleichfalls dettelben zeihen, wenn sie dieie Anklage dnreh ihren 
Ted bekräftigen, für überführt erachtet und hilfgerichtet werden soll; lind aber 
die Ankläger geringeren Standet, so kann er lieh unter gleichen Verhältnissen 
mit 18 m*hifeg y die der König asis 54 von dem Angeschuldigten benannten aus- 
wiMt, als Eideshelfern reinigt* — Das ganse Schriftchen ist übrigens in einem 
abecneulichen Latein geschrieben; „exisientia , moticum, circum$t«nliae 
mbjmetirae et twbjectivQc" u. dergl. kehren häufig wieder; der Verf. schreibt: 
eweew*, $*epe 9 owettfe na* zwar so oft, eess man es nftehf uater die seinfcslcht- 
barem vielfachen Druckfehler sneaaa» lesen« 19. 



Lectiones per Kib. sem. sp. in umrerstlate ßt. Bernensi 

habendes indicit R. et S. univ. Praefatus est, et dissertationem 
de iure obstagii sectindum usum Bernemium adiecit Corot. 
Jft i s f « ?r <n % JUb*dst*cK*M, jur. germ. prof. Bern**, typ. C. 
Staempßü, 1837. 29 S. 4- 

Man könnte «war wohl wünschen , dass, wenn ein Schriftsteller ein so 
wisng nmfiangreiches Thema wie das fragliche skh sur Bearsettang erwählt, 
dien anch m jgtiens* erschöpft werde, da ja überdies derartige Gcgcs**ae«e selten 
aar Speeche gebracht werden. Es wäre daher gewiss recht interessant gewesen, 
wenn der Verf. die Geschichte* unseres Institutes in den einzelnen Staaten, in 
denen es vorkam, verfolgt, und sich nicht blos auf Bern beschränkt hätte. 
'Würde auch dadurch für das practische Recht kein bedeutender Gewinn su hoffen 
gewesen sei«, so wäre es doch ein erweiterter Beitrag mr Geschichte der wich- 
tigen Frage gewesen, wodurch man dem Gläubiger in verschiedenen Zeiten und 
I in sein Sich e rh ei t an verschaffen bemüht war. — Ais besonders bemerkeus- 
wevtk neuen wir aus der kleinen gut geschrieben «a Dissertation den Umstand her- 
vor, dass man den Nebenvertrag des Leistens so schloss, dass der Schuldner 
nsftch einen Dritten für sich einleiten lassen konnte, und dass sich dann sogar 
der Gläubiger in dem Wirthshaose statt des Schuldners einfand, es also nur 
darauf ankam, auf Kosten des Schuldners zu zechen. Die ursprüngliche Idee 
des Instituts hatte sich also verloren, und dieses selbst diente nur dazu, den 
Schuldner zur Zahlung anzuspornen, um grosse Zecbkosten su vermeiden. 
In Folge dieser Ausartung wurde dss Institut 1628. in Bern aufgehoben. Der 
Verf. hat ausführliche, einschlagende Urkunden beigegeben, 36. 
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WW. Berichte fllier rechts wissen- 
schaftliche Zeitschriften. 

Zeitschrift für Civilrecht und Prozess. Herausg. von v. Lfaiie f 
M*res*U u. v. Schröter. Bd. XV. H. 1. S. 1 — 146. H.2. 
S. 147-284. H.*. S. 285— 424. (VfL Jakrfc. 1840. S. 10 46. f.) 

I. Ueber die WiderrufKchkeit de* Auftraget. Vom Prof. Dr. Ge* terding 

%u Greif*wald. 8. 1— 22. 

Der erat« Satz bezeichnet die Tendenz des Anüsatsea *urt?e*ftge: „Die 

Grundsätze, welche das romische Recht über die Widerruflichkeit des Auftrages 

aufstellt, sind mangelhaft and erscheinen In der Darstellung der Ausleger noch 

ngelhafter, als sie Sind** 



II. Ueber da* Verhältnis* der Voilbürtigkeit xu'det mehrfachem Bt uttver- 
wandfehaft. rem Hofrath u. Pref Dr. Fritu am Freiburg. S.2S— «2. 
Nach einer Einleitung beantwortet der Verf. die Frage: Ist die vollbfirtige 
Verwandtschaft eine Art der mehrfachen Verwandtschaft oder nicht! bejahend 
(bis S. 51.) und geht sodann auf die Frage Ober: Ist die vollbürtige Seitenver- 
wandt scbaft von den übrigen Arten der mehrfachen Blutsverwandtschaft wesent- 
lich verschieden oder nicht? und beantwortet sie verneinend. 

lO. X. Ueber Weten und Btnthcituug der materiellen Contracte de* JtsW- 
*ehen Recht*. Vom Dr. Litbe f ~Kr*i*geHeht*-A**. in WeffcnbdtteL 
S. 63—95. 192—236. 
„So wenig die Eintheilung des Oajus, als die der Justin. Institutionen er- 
schöpft das Gebiet der materiellen Contracte völlig und begrenzt dasselbe im 
Einseinen scharf. Die Grundzuge des Systems beruhen auf dem Gegensätze 
der Condictio mit der Klage aus einem zweiseitigen Geschäfte. Diesem Gegen- 
sätze entspricht aber die Eintheilung in Real- und Consensualcontracte nicht. 
Die Condictio umfasst Fälle, in welchen eigentlich gar keine Contracte vorlie- 
gen und das b. f. Judicium aus zweiseitigen Geschäften findet auch bei andern, 
als Consensualcontracten Statt. Noch weniger passen aber die Fälle, wo quati 
ex contractu eine Obligatio eintritt, unter jene Eintheilung in Real- und Con- 
sensual- Contracte, wie fienn s. B. auch Gaju* Intt. 3. 91. die solutie indebiti 
als Realcontract aufführt, während er in /. 5. §. 3. de obl. et act. dieselbe zu den 
Quasicontracten stellt. Am sichersten mochte es danach sein, sämmtliche Con- 
tracte in einseitig und zweiseitig verpflichtende tu trennen, und zwischen beiden 
die Fälle einer unvollkommenen Zweiseitigkeit, wohin ausser dem depo*itum 9 
commoda tum und pignue, freilich noch das blos con*en*u perficirte mamdatum^ 
und einige Fälle, wo quati ex contractu die Obligation entsteht, gehören, 
aufzuführen/ 1 

IV. Zur Lehre von der Schenkung auf den tfodetfaff. (Erklärung 4er cenet. 

ult, C de dorn. caut. mort.) Vom Obergerichttrath Wiederhold xu 

Marburg. S. 96—120. 

„Die Constitution beseiehnet als ihre Veranlassung einen Streit der Juristen. 

Dieser Streit betraf die Frage ; ob die Schenkung aaf den Todesfall, soweit dies, 
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ahne flsrsn Begriff an verniehten, gesehenes koante, unter das Recht der Schea- 
kung, «der, wie dies' in materieller Hinsicht in eiatelaen Fällen bereite 
serca die Gesetzgebung geschehen war, unter das Recht der Legate so stellen 
■ei. Der Kaiser hat f8r die Conseqoenz der Gesets gebang entschieden und findet 
es nun inconseuuent, wenn nach Vorschrift der Gesetze die Schenkung a. d. T. 
farsaell den Schenkungen unter Lebenden gleichgestellt bliebe. Er verordnet 
deshalb: die Beobachtung der bisher für die Schenkung a. d. T. vorgeschriebenen 
Fsvsnticakeiten ist erlassen; eine Schenkung ad. T., welche in der neuen, von 
den Lega t en entliehenen Form , die er vorschreibt, errichtet ist , soll gegen alle 
roa den Mangel der alten Form hergenommenen Einwendungen geschützt und 
eiae solchergestalt errichtete Schenkung a. d. T. nach der Ansicht der Juristen, 
€ar welche sich der Gesetzgeber entschieden, unter das Recht der Legate 
gestellt aeia. u 

V. Wird xu der Lehntrevokationtklage det Lehntmannet die Nachveitung 
dem Besitzet auf Seiten de* Einklagenden erfordert* Von J. Sc hott 
st Dr* % 0.~A.- u. L.-G.-Prok. xu WolfenbüUeL S. 121—129. 
0er Verf. vertheidigt die Ansieht, dass der Vasall, wenn er dss Lehn rsvo- 
cire, nicht nachzuweisen brauche, dass er oder seine Vorfahren oder der Lehns- 
herr im Besitze des Lebns gewesen, vielmehr die Bescheinigung einer wirklich 
geschehenen Belehnnag mit der sa vindicirenden Sache genüge. 

VL Ertön temde Bemerkungen über Nachweitung der Beruf ungttumme vor 
Gericht. Von w. Linde. S. 130 — 146. 
Eine Beleuchtung der Aufsätze von Scholz (Zeitsch. Bd. XL S.41C. ff.) und 
Hesse (das. Bd. XIH. S. 15. IT.) ober diesen Gegenstand. 

V1L lieber die Ableittung det Schiedteidet von Corpora Honen. Vom Ade. 
Hu 9 1 xu Ahrensburg in Holstein. S. 147 — 150. 
Die Majorität der einzelnen Mitglieder hat den Eid za leisten; die Schwd* 
renden werden aber nicht vom Gegner, sondern von der Gemeinde selbst gewählt. 

VIO. Bemerkungen nu vorttehender Ahhandtung über die Ableittung eV* 
Sehiedteidet von Corporalionen. Von v. Linde, S. 160—171. 
Der Verl vertheidigt seine Ansiebte« gegen die den Verfassers der vorigen 
Ahnnsnttang. 

IX. lieber die Regelt Quidauid non agnoteil elosta> nee agnoteit curia* 
rem Dr. Otenbrüggen in Kiel. S. 172—191. 
Als Resultat der Uatersechang, welahe sieh auch auf die Entstehung der 
Hegel erstreckt, wird S. 188. f. angegeben: „ Das Verhältuiss der glo»sirten und 
nagleseirtcn Novellen unter den 168 uns bekannten ist besonders deshalb tut« 
passend, weil manche der unglossirten durch ihren Inhalt den gegründetsten 
Anspruch auf prac tische Gültigkeit haben. Allein die Glosse zeigt uns, welche 
van den Novellen in Deutschland reeipirt sind, es müssen daher die Gerichte 
festhalten an der Regel: Quidquid etc.« 

XL Verteidigung meiner Erklärung der L. 40. u. 41. D. de hered. mttit. 
r*8~, S.J Von Prof. Dr. Hutehke in Breslau. S. 237—311. 
Gegen die Angriffe v. Vangerow's in diesen Jahrb. 1839. S. 571. ff. und 
Arnts's in der Zeitsch. £ Civilr. u. Proz. Bd.XlII. S. 293. IT. (Vgl. Jahrb. 1840. 
S. 8t.) 
XII. rem der proxemumJitehen Natur det Benefidtm eompetemtime. Vom 
Prof. Dr. Sintenit an Gietten. 8. 312—342. 
$. 1. von der Natur des Bttieftcü im Altgemeinen; $. 2. von den processtta- 
nsebea Rigenthfimlichkeiten des Keneficii, welches dem Rhemanne bei Ruckgabe 
der Dos ansteht; $. 3. von der allgemeinen Bedeutung der bei einzelnen zhm 
teaeaViaio berechtigten Personen vorkommenden Bestimmungen ; $. 4. dss 
Beneicinm tat eine Exceptio von gana eigeathumUchem Charakter; f a, tan der 

6* 
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Wirkungslosigkeit 4«i Verzichts auf dieses Benotetem nd seiner VerseMtsung 
ta der Executionslnstans ; §. 6. von der proceseualisek-praetiseken Bedeuten*; 
des Berieft cii (et itt ein Schutzmittel det Belügen, über weder eine versäger- 
liche, neck eine zerstörliche Exception). 

XIV. Betrachtung** über die Lehre vom dem Parteien im Civilpronetta. 
rem v. Linde. S. 349-424. 
Et wird von dem Begriff von : Partei, Kläger und Beklagter, und hauateecli- 
Mck von der Zahl der Parteien und der Mehrheit der Pertonen In einer Partei- 
rolle gehandelt. 



Juristische Zeitung für das Königreich Hannover. Reransg. 
von Mhr. SL (Stohlftter, Jastiz-R. zu Stade. Jahrg. 14. H. 2. 3. 
Lüneburg, 1839. 192 u. 192 S. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 176. f.) 

Schul- und Orgauitton- Hauter im Fürttenth. Lüneburg brauchen bei vor- 
handenem Kirchen- Vermögen nicht von der Gemeinde erbauet undrepa- 
rirt xu werden. H. 2. S. 12 — 16. 
Gegen Schlegel's Chur-Hannover. Kirchenreekt Bd. 4. S. 80. ff. 

lieber die Erforderniete nur Anwendung der poeum ordmerria bei dem Ver- 
brechen einet durch mehrere TheHuehmer begangenen Tedttchlagt. H. 2. 
8. 28— 32. 

Der Verf. erklär! tick für die An licht (naek gemeinem Recht), nach wel- 
eker die Anwendung der Todetttrafe den Beweit det unmittelbaren Causal-Nexua 
awiieken dem Tode det Entleibten nnd der fraglickea Wände voraaetetat, te> 
datt diete nicht Mos alt tödtüche, tondern alt die wirklick todtende in dem ein- 
seinen Falle nachgewiesen werde. 

Ueber den ErfüUungteid beim Beweite der Aeehtheit eimer Urkunde durch 
Kunstverständige nach §. 85. der Untergerichttordnung. H.1S. 46 — 48, 
Dieter Eid itt nickt aof dat thema probandum, tondern anf die Aecktkeit 
der den Kunstverständigen vorgelegten Urkunde sn richten. 

lieber Vollmachten von Seiten der Gemeinden. H. 2.S.62 — 64. 
Die fr« her gestattete Vollziehung der Procoratur- Vollmachten durch die 
Gemeinde-Glieder hei ikren Processen vor den Obergerickten , findet nach Erna-» 
nirung der neuen Process-Ordnung für die Untergerickte nickt mekr statt, son- 
dern die Vollsiekung muss durch bestellte Syndiken geschehen. 

Erttreckt eich dat an einer area vorbehaltene Eigenthum det Ve rk äu f ern 
auch auf die später darauf errichteten Gebäude* Vom Adv. C. H. Eb- 
hardt in Hannover. H. 2. S. 65—76. 88 — 93. 
Der Verf. bejaht diese Frage, welche er ausfahrlieh erdrfert und mit einem 
Reehtsfall erläutert. 

Einige Worte über dem Begriff' det FamHiem-Diebttahlt. H. 2. S. 98—96. 
Zur Erläuterung des Art. 165. der C. C. C wird bemerkt, dast der Gesetz- 
geber Denjenigen habe beaeiehnen wollen, welcher von den Gdtern einet noch 
Lobenden, den er sn beerben gegründete Hoffnung kat, Etwae entwendet. 

Ueber die Notwendigkeit der Codtfeation det Civilrechtt im K. Hannover. 
Fan Dr. jur. Tewet im Achim. H. 2. 8. 121 — 126. 
Dat Gewöhnliche Aber diesen Gegenstand. 
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rr m kt tfir tT rrrr T-"'"— E * r *■ J ' ( J 28. 4zrtfl797., t**f#» der 

Abfindung der Kinder von freien, reihepflichtigen Statten, blau beim 
Jmtestatsuccessiensfalle Statt f Vom Justizr. Dr. Struckmann in 
Osnabrück. & % S. 14t— IM. 162—171. 
Diese Frage wird rerneint und der Verf. theilt mehrere Rechtfälle nebit 
Enfoeneid— gen and deren Granden zur Erläuterung mit. 



r über die Natur und das Wesen des Verbreche** der Fälschung (Criminis 
fatsi) med die rechtlichen Erfordernisse zum Dasein desselben* H. X 
S. 171 — 175. 190—192. 
Nach Wiederholung der gewöhnlichen Bestimmung dei Begriffs der Fäl- 
schung theilt der Verf. einen Fall mit, in welchem zwar keine, aus betruglicher 
Absicht begangene Fälschung, aber dock eine strafbare Veränderung der Wahr- 
heit StaU fand. 

MechtefaH nur Erläuterung mehrerer, die Auslobungen der von eigenhorigen 
Stätten abgehenden Kinder betreffender Punkte. Mitgeth. vom Justizr. 
EPr. Struckmann in Osnabrück. H. X S. 179—186. 
Das Versprechen, eine Summe Geldes „sofort" zahlen zu wollen % begründet 
bei unterbliebener Erfüllung noch keine mora solvendi, wenn keine Inter- 
pellation des Gläubigers erfolgt ist. H. 2. S. 186 — 190. 
Entscheidung eines Justiz -Collegiums. Als Grund wird angegeben: „die 
bei Erfüllung der Obligationen vorkommenden Ausdrücke: sogleich, sofort, 
unverzüglich u. <k m. wollen nichts anderes sagen, als was bei jeder per- 
fseten unbedingten Obligation sich schon von selbst versteht" Von der Regel : 
dies tnterpeliat pro homine beisst es, sie sey „zu fest in den Gesetzen begrün- 
det, alz daza sie grossen Zweifeln unterworfen sein könne." 

Ueher die*, im deutschen Strafverfahren im Königreiche Hannovr noch immer 
übliche Verweigerung der Entscheidungsgründe bei verur titeilenden Er- 
keuntuissen. H. 8. S. 1—15. 
Was der Verf. gegen diese traurige Erscheinung sagt, verdient volle Billi- 
gung, liegt aber auf der Hand. 

Veher den rechtlichen Werth der gerichtsärzltichen Gutachten über die Zu- 
rechnungsfdhigkeit und Unzurechnungsfähigkeit von Verbrechern. H. 3. 
8.18—29. 33—42. 57—64. 67—77. 89—96. 102-112. 121— 1S8. 
152—160. 170 — 176. 181 — 189. 
Der Verf. folgt der Ansicht Mittermaier's in der Lenre vom Beweise im 
deut. Strafprozesse $.30. S. 21 5. ff. und theilt zu deren Erläuterung einen Rechts- 
fall mit, in welchem eiaGutachten desLandphysicus und eins der medieimschen 
Facaltät zu Göttingen vorkommen, von welchen das erstere Zuieelmungsiahig- 
keit in Abrede stellte, dat letztere annahm, was von der Justizbehörde gebil- 
ligt wurde. 

rew dem Rechte des Anerben einer eigenbehorigen Stätte, dessen Vater oder 
Mutter zur zweiten Ehe auf dem Colonate geschritten ist, nach vollen- 
detem dreissigsten Lebensjahre die Räumung der Stätte zu verlangen. 
Vom Justizr. Dr. Struckmann in Osnabrück. H. 3. S. 43—48. 
Durch einen Rechtsfall erläutert. 
Ausübungen, welche aus einem eigenbehorigen Colonate , ohne gutsherrlichen 
Consent vorgenommen worden, sind absolut nichtig. Von demselben. 
H.3. S. 78— 80. 
Ebenfalls mit Beziehung auf einen Rechtsfall. 
Ueber die Befriedigung der an die gemeine Mark grenzenden Privatgrundstücke 
mach Osnabrüekisehem Markrechte. Von demselben. H. 3. S. 81-88. 
Der Verl. theilt zwei Recbtsfalle mit, in welchen die Observanz, nach 
welcher Jeder, der mit seinen Privatgrunden an die offene Mark grenzt, diese 
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Grfinde sur Abhaltung des ungehtitet In der Merk weidenden Viehes gehörig ein- 
friedigen muss, alt allgemeine! Landrecht anerkannt worden ist. 

Einiges über das Rechtsmittel der Supptication bei König l. Justiz- Canzlei in 
Stade. H. 3. S. 113—121. 
Die singulairen Bestimmungen, weiche dieses Rechtsmittel bei der genann- 
ten Behörde rück sichtlich seiner Fatalien und Forroalien hat, werden vom Verf. 
angegeben; besonders merkwürdig ist es, dass Urtheile und Bescheide der 
Justiz -Canzlei, gegen welche Oberhaupt die Supplication zulässig ist, erat 
binnen 30 Tagen rechtskraftig werden. 

Ueber die Fatalität der Beweisfrist ■, insbesondere über die Frage , läuft eine 
Betoeisfrist auch während der Gerichtsferien xu Endet Vom Rechltcand, 
A. Seumnich xu Winsen an der Luhr. H. 3. S. 138 — 144. 
Der Verl erörtert zunächst die Grundsätse des gemeinen Rechts , nach wel- 
chen er die obige Frage bejaht. Zu demselben Resultat gelangt er auch nach 
der Hannorer. U.-G.-O., deren §. 34. u. 65. einander in dieser Hiosicht zn wider- 
sprechen scheinen. Doch wurde in einem mitgeiheüten Falle anders ent- 
schieden. 

Zur Interpretation der L. 22. C. Mandati v. contra. H. 3. S. 14$ — 152. 
Die von Mühlenbruch Cession S. 531 — 536. (8te Aufl.) gegebene Inter- 
pretation wird vom Verf. bekämpft. 

Ueber die Verbindlichkeit in Steuer - Contraveutionssachen wider unbekannte 
Defraudanten eidliches Zeugniss abzulegen. VomDr.G. Stakeman n Ff. 
in Stade H. 3. S. 161—165. 

Diese Verbindlichkeit wurde in dem raitgetheüten FaUe in allen Iustansen 
anerkannt. 

Zur Begründung des remedii restilutionis in integrum wider Sentenzen, welche 
decretis processibus cum actoria ergangen , sind beim O.-A.-G. selbst in 
dem Falle nova erforderlich, wenn auch über solche Gegenstände mit 
entschieden wurde, die bei dem vorigen Richter nicht gehörig nur Aus- 
führung gekommen waren. U. 8. S. 190. f. 
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V. IVacli Weisungen von Becenslonen 
in anderen Zeitschriften. 

Gelehrte Anzeigen, 

smffttagegebea van Mitgliedern der k* bayer. Akademie der Wi^u- 
seliaisea in Mttnehea. 12. Bd. 1841. 

t. Nr. tt— 25. 8. 185 — 200. 207. 208. 

Friesische RecbUqaelJen von Dr. K. Freih« v. Richlhofeu. Berlin. 
184*. — Altfriesiaehes Wörterbuch von Dr Freib. v. Riebt, 
ho Ten. Gattingen, 1840. 

Nach einleitenden Remerkuugen Aber das lange strenge Festhalten der Frie- , 
sea aa den von ihren Vorfahren Überlieferten Einrichtungen und über dicgrosne 
Bedeetem«; und Wohligkeit des Stadium« de« friesischen Rechts für die Erfor- 
sch sag der eigentlichen Graudprincipien dei germanUchea Recht« überhaupt, 
wird das Verdienstliche einer neuen Ausgebe der sammtlicben friesischen Rechts- 
«.neuen herv o rg e hoben, sowohl für die Rcchtsgeschicbte, als für das Sprach- 
Studium, und der Weg «ngegehen, den der Herausgeber hei seiner Arbeit em- 
sjeschlagcav Darsnf werden die einseinen Stäche der Sammlung spesieU ange- 
fahrt and ihrer diplomatischen Grundlage wie ihrem Charakter und Inhalte nach 
genauer beaetehnet, wobei der Rec vielfachen Autuss.su eigenen Remerknngea 
indeL Da« Gesammtortheil wird dahin abgegeben, „das* für jede dieser Rechls- 
quetlea an« Gedrucktem und Ungedruektem eine- newsige und sorgfältige streng 
kritische Sammlung alles Vorhandenem geliefert ist, welche nunmehr eine voll- 
ständigere wissenschaftliche Renutsjung möglich macht" — — „Indem wir 
aan sa dem Altfriesischea Wörterbuche übergeben, müssen wir auch 
hier saaäehat dem Fleisse und den Kenntnissen des Verfs. alle Anerkennung 
sollen; er hat da Wörterbuch geliefert, welches als ein wahret Muster für aUe 
Arbeite« der Art dienen kann, es Ist ein überaus belehrendes Ruch. Mit der 
gr ee ste n Sorgfalt sind hei allen Worten die verschiedenen Formen, die Flexio- 
nen n. «. w. ««gegeben; lieferten die Quellen das Material» ao finden wir hier 
in mehreren vortrefflichen Artikeln dieses Material verarbeitet, so dass hier über 
esae gr oss e Menge rechtshistorischor Institute bereits vollständige Belehrung 
geschöpft werden kenn, wovon wir Einiges kn Nachstehenden herausheben 
welle«. 1 ' Es folgen nun sprachliehe und rechtsgeschichtliche Reu*rkungen über 
die Wort« Ewa, Eh«, A»cga, Alderman, Atha, Gretman, Greva 
(„für den Augenblick muss ich gesteben, dass ich [gegen die Herleituug des 
Wortes Graf von yqo9uv\ nichts erhebliches einzuwenden habe"), Alf reih o, 
Kok u. s. w., dann besonders noch Feme und Truchsess, sowie schon vor- 
her über die Worte Friesen und Fia-eid. — „Mit grossem Vergnügen sehen 
wir de« Verf«. Rechtsgeschichte von Friesland entgegen." ( Rec. 6. F h i 1 1 i p ■.) 

2« Nr. 31. S. 249—266. 

Jnciemt Lmws and Institutes of England; comprising Laws cnaeled 
under the Anglo-Saxon kings from Althelbuht lo Cnut with an 
emgluk traMslaiion of the Saxon$ the Leib* calied Edward the 
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Confessors; the Laws of William the Conqueror^ and these 

ascribeä to Henry theßrst, also Monumenta ecclesiastiea jingli- 

cana, from the seventk to the tenth Century; and the ancicnt 

latin Version of the Anglo-Saxon Laws with a compendious glos- 

sary etc. London, 1840* 

Wir heben aus der Anzeige folgende Urtheile au«, welchen eine Uebereicnt 

aber die Ausgaben and Bearbeitungen 4er angelsächsischen Rechtsquellen eor- 

aulgeschickt ist. n Um anwächst asit dem Aeuasarn an beginnen, so — ist die 

ganze Ausstattung prachtig. Den Inhalt selbst gibt der Titel an. Das 

Ganze iit eine vermehrte und verbesserte, oder vielmehr umgearbeitete Auflage 
der Leget Anglo Saxom'cae tarn civilet quam eccletiatticae von Wilkins.'* 
Dann, nach einer Rüge der in manchen Bezieh engen aa weit getriebenen diplo- 
matischen Genauigkeit, „eine ganz wesentliche Verbesserung ist es, dass in 
dieser neuen Sammlang die lateinische Uebersetzung von Will Ins durch eilte 

englische ersetzt ist. Der Text tat mit Noten versehen, ausweichen man 

mit Vergnügen wahrnimmt, wie die Engländer mehr als es bisher geschehen, 
auch auf die übrigen Quellen des germanischen Rechts Rücksicht nehmen, in- 
sonderheit verrathen diese Quellen auch eine Kenn toi» der deutschen Literatur. 
— Dessenungeachtet müssen wir unverholen gestehen, iasa uns die Ausstat- 
tung des Werkes ia dieser Hinsicht sehr ungleicbmasstg erschienen ist, man 
vermisst ein bestimmtes Princip, welches dieserhalb zum Grande gelegt wäre, 
(Es) finden sich dem Texte der altern Gesetze eine Menge von Noten bei- 
gefügt, diese besehranken sich aber nachher auf die Varianten und aar den legem 
Henriei PHwh folgt ein Commentar nach, der etwas näher auf die Kritik ein- 
geht. — — Allein gerade hier können wir nicht umhin, dem Heraasgeber 
seine Anhejigitcbkeit an gegebene Texte «um wirklichen Vorwerfe sa machen« 
Der Gommentar bey W i I k i n s ist in der neuen Ausgabe mit allen seinen Fehlern 
nach 180 Jahren wieder gerade so abgedruckt, man hat hier jeder Kritik, jeder 
Nachforschung sich überheben." — „Die Noten, mit weichen die Qaellentexte 
versehen sind, haben einen verschiedenen Werth, und wir missen nassentiick 
sehr rühmend das Bestrehen anerkennen, die grossen Schwierigkeiten, welche 
sieh vonaasfich in den Kentischen Gesetzen, sowie in denen des Königs Ino 
darbieten, soviel als möglich zu beseitigen. — Indessen fehlt es doch den Eng- 
ländern an einem umfassenden and in die Prineipien des germamaeben Rechte 
tief eindringenden Stadlern. 14 — „Diese neue Sammlung hat — durch Berich- 
tigung einer Menge von Lesarten — eMb grossen Vorsag vor den übrigen ; 
besonders reichhaltig ist in dieser Beziehung das Resahat für die Berichtigung 
der in normannischer Sprache verfassten Gesetze Wilhelm des Eroberers. — 

Der Zuwachs an ganz neuen Sachen ist hingegen — nicht eben bedeutend. 

Eine besondere Anerkennung verdient nun aber dieae neue Sammlung noch dess- 
halb, weil sie — sum ersten Male eine Ausgabe des berühmten, aber uaseru 
Zeitgenossen noch nicht bekannten PftnitentialbQ che* desErsbischofes Theodor 
von Caaterbury liefert. 4 * — Es wird dasselbe naher charakterisirt and Proben 
seines Inhalts geliefert. „Im Anhang findet sieh eine fteissig ausgearbeitete 
Concordaas, welche die ParaHe) stellen für die einseinen Gesetze angibt, ein 
Glossarium and ein abgesondertes Inhaltsveraeiehniss za den weltlichen and 
kirchlichen Gesetzen. — Aaf diese Art ist der Gebrauch des Ganzen sehr er- 
leichtert." (Rec. G.Phillips.) 

S. Nr. 37 — 39. S. 297—118. 
Weisthümer, gesammelt von J. Grimm. 2. Tbl. Milteraosg. von 
Ernst Dronke and Heinr. Beyer. Göltingeo, 1840. 
Die Anzeige beginnt mit Bemerkungen ober die Bedeutung und die allm&lige 
schriftliche Aufzeichnung der Weiathümer, „welchem Umstände wir die Erhal- 
tung einer der merkwürdigsten und interessantesten Quellen des deutschen 
Recht« verdanken." Nachdem sodann das Unternehmen mit den Worten 
Grimm** seihst charakterisirt werden, wendet sich der Rec. sum Einzelnen. 
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Br hebt de« DuHin g »error, «efr ole Weisthtmer mrall fn sp i w ch tt c l Wr Hfo. 
rieht ata anefc in Betracht 4er merkwdrdtgeii Formeln , die tle enthalte«] , liefern. 
Kswecdew hier besonders die AMtcrutioaen Reck uodFtee*, Fewdt ummraniK 
erörtert. „Wir wolle« das Wichtigste sasennneaetetleii, ebne dess wfr unser* 
Lesern das Vergnügen des Rithselreihens ganz nehmen konnte».'* — — „Ausser* 
dess liefert diese Sammlung an Weislhftmern eise grotte Menge von Beispielen 
der eigenthffialicben germanischen Maate und Symbole; — — Wir mfistteti 
selbst Bier schon ein kleine« Werk Aber RechtsaJtertbümer schreiben, wenn 
vir eine nnr esaigermessen irttematiaebe Sasaatmenatelhing des Inhaltes dleaer 
WefetbOsser aaste hen wollten; wir beschränken nna daher darauf, einige Wo- 
m snh titen h*rrt>rsebebeu." — Am Bctlosce der jetzt ^t*^den F Zuss*nmefK 
■tellangen: „Solche überaus naive Züge älterer dentacher Sitte und An s i cht e n 
Hessen sieb tausend und aber ta äsend aus diesen Weisthümern entnehmen. Das 
Mitgetfeeille wird aber genügen, den Charakter dieser Quellen and ihre Bedeut- 
samkeit für daa deutsche Recht und deutsche Geschichte sn erkennen/ 4 (Reo. 
6. Phillips.) 

4. Nr. 82 — 87. S. 657— 662. 665-671. 673—679. 681—687. 689—694. 

701-704. 

Unlersochangen über römische Verfassung and Geschichte von 
J. Rabino. Tbl. 1. Cassel, 1839. 
Nach einer Bemerkung Ober die Gründe, aus welchen seit Niebuhr kein 
neunenswerther Versuch gemacht worden, in lelbstständiger Weile ein um« 
fassendes zusammenhängendes Bild der ältesten Rom. Verfassung herzustellen, 
fahrt der Rcc. fort: „Während nun so noch das neueste Werk über röm. Ver- 
fassangsgeschichte (von Göttling) gänzlich in den Grundideen Niebuhr's 
verfangen ist, erscheint fast gleichzeitig mit demselben das oben verzeichnete 
Buch eines Verfs. , der damit die Schuld eines langen literarischen Stillschwei- 
gens aof eine glänzende Weise abträgt: es erscheint als ein Versuch, „„die 
Hauptleb fen der Verfassungsgeschichte mit einer gewissen Unabhängigkeit von 
den Voraussetzungen zu behaudelu, welche dem Werke Niebuhr's zu Grunde 
liegen." u — Es wäre eine übel verstandene Pietät gegen den grossen Restaurator 
der röm. Geschichtsforschung, wollte man das Unternehmen des Verfs. wegen 
dieser Tendenz von Vorne herein für eioen Missgriff und Irrthum erklären. 
Niebuhr selbst, bey aller Stärke seiner Ueberzeugung von dem, was er als 
Wahrheit erschaut zu haben glaubte* war am weitesten von der Meynung ent- 
fernt, die Forschung für immer abgeschlossen und die absolute für alle Zeiten 
unantastbare Wahrheit gefunden zu haben: diess beweist die Rastlosigkeit, mit 
welcher er die Prüfung so vieler Punkte seines W r erks immer wieder von neuem 
aufnahm. In der That wäre es auch nicht richtig, die unvergängliche Leistung 
aad daa ewige Verdienst Niebuhr's in eine Summe bestimmter Entdeckungen 
und Resultate zu setzen; sie ist vielmehr in seiner Methode zu suchen, in dem 
Ziele, welches er der Forschung vorsteckt und in den Mitteln, die er zur Er- 
reichung dieses Zieles anwendet. Das, worin Niebuhr für immer das grosse 
Master bleiben wird, ist der wahrhaft pragmatische Sinn, mit welchem er durch 
die äuasere Schale hindurch auf den innern lebendigen Kern der Verhältnisse 
und Ereignisse eindringt, und das losende Wort für den Geist der Geschichte 
zu linden sucht; es ist die fast schöpferische Kraft, mit welcher er die Ueber- 
reste der Ueberlieferung ausbeutet, ergänzt und verbindet, und oft wie aus 
einem Knochen den lebendigen Organismus zu construiren weiss. Eben 
darum ist aber allerdings eine Fortsetzung in Niebuhr's Geiste ohne seine 
Resultate denkbar und Ref. glaubt, das oben verzeichnete Werk in jedem Be- 
tracht als eine solche characterisiren zu dürfen, wenn anders das, was er 
in dem Buche gefunden hat, hinreicht, ein Urtheil zu begründen. — Der 
Verl baut überall auf eine gediegene und umfassende, aus selbststäudiger 
Forschung geschöpfte Kenntnis* des Altert bums. Er beherrscht seinen Stoff 
nrit vollkommener Meisterschaft und weiss mit glücklichem Scharfsinn den alten 
feberiieferungen oft einen überraschend reichen Inhalt abzugewinnen und durch 
Verbindung des scheinbar vereinzelten und entfernten über viele Thatsacheu 
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eingaas — nee Lieht an verbreiten* Br dringt endlich tiberaU «In nvdas in« er* 
Leben nnd In den Geilt der Verbältntose, erforscht hu» Wnrsel sowie den 
bewegende Princip ihrer FortgectaHong, und indem er so «Im wahrhafte« Vcrw 
atsndnim) sn begitedea sucht, weise er sieh rein so erhalten von eiler Zarecht- 
macherey und „„fiberkappiseken"'' Pseodopbiloeophie, and verleset nie dem 
sicheren Beden menschlicher und geschichtlicher Wahrscheinlichkeit" Der 
Jtee. geht nun naher auf den Inhalt des Werkes ein , indem er dabei die einselneu 
vorsfiglicken Leistnngen des Verls, hervorhebt, auch manche tadelnde Bemer- 
kung gegen GöttUng einwebt« Am Schlosse sagt er n.A», dass bei diesem 
„in Gehalt wie Form trefflichen Werke es eine lohnende nnd gennssreiche Mühe 
ney, die gelehrten nnd geistreichen Forschungen dee Verfs, in ihre J 
ketten an verfolgend (Rad. D.) 
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VI» HEIseeUen. 

Uebetsicht der neuesten rechts wissenschaftlichen Leistungen 

in Rnssland. 

Auen in russischen Reiche beginnt ein regeres Leben auf dem Gebiete der 
Jnanindcnz. Die Arbeiten der jungen russischen Reehtsgelehvteu , welee* auf 
deutsche» Boden ihre Bildung vollendet heben , nelunen an Zahl und Gründlich* 
heil inner mehr so. Unter dienen sind neuerdings betenden zu nennen: 

i. Die Eucyclopidie der Rechtswissenschaft von Dr. New©! in, 
Reetor u. Professor an der Univ. sn Kiew, welche in 2 Binden, Kiew 1839. und 
1840., erschienen it t, nnd welche von der Kninevlicbon Acsdenie der Wissen* 
schuften den zweiten Deoniow'seaen Preis erhalten bat. Wir haben über den 
Anfang dieses Werket bereits in diesen Jahrb. 1840. 8. 951. berichtet*) und das* 
selbe dort als eine mit Geist und Gelehrsamkeit aosgeftUifte Arbeit bezeichnet. 
Znr Vervollständigung dieser früheren Bemerkungen fügen wir noch Folgendes 
am der von uns in der Petersburger denk Zeitung 1840. Nr. 277. gegebenen An« 
senge bei. — Laset sieh auf der einen Seite aaeh nicht verkennen, dass der VerL 
die Grenzen eines Lehrbuches, js sogar eines Handbuches der juristischen Easy* 
elepcdio überschritten hat, indem er die Reehtsinstitutionen aller möglichen 
Völker der Erde, auch sogar der nomadischen and noch dicht einmal zur 
Bildung des Staates fortgeschrittenen, in eine universalhtttoriscee Ueber- 
sinht bringt, somit aber dea Standpunkt derKrieyelopädic als einer Orientirungs- 
wisneascbnfl für das zu erlernende und einst praktisch anzuwendende Fach gena- 
uen verlaset; — so können wir doch nicht umhin, andrerseits anzuerkennen, dass 
der Verf. berechtiget war, sich einen originellen und selaststandigeu Begriff der 
Encydopadie der geeamniten Rechtswissenschaft so gestalten , wie er dies getan* 
not, und dass er vermöge dieser eigenlliehen Ansicht weit mehr gegeben bat, 
als was der Titel seines Werkes besagt. Ks ist Benlieh dies Werk, zwar aneh 
eine ca*yctonadiscao Darstellung der Lehren und Quellen des Faches der Jusov 
p m dens , aliein nee* uussssdmn eine Geschichte der Philosophie des 
Gesetzgebung (erste Hälfte des besonderen Theüs) nnd eine Universal- 
geschichte der positiven Rechte fibersichtlich dargestellt (zweite 
Hellte dcnbesondeni Theüs). In diese sweiHaupttheile, die Rechtsphilosophie 
in ihren geschichtneben Fortgänge und die Universsisschtsgeschicnte, bringt 
der Verf. mit vieler Geschicklichkeit den eigentlich enejelonadischen Stoff und 
hat dabei den we s ent lichen Vereng, ein sehr censequentet, wissenschaftlich 
g eor dnet es System seiner gesummten Darstellung zu befolgen, das in so man- 
chen jurist isch en Eueyelopaeien vermint wird. Das ist aber nicht zn leugnen, 
den uns Recht der noenndisehen Völker, das Recht der Chinesen, der IndJer, 
der Aegypter, der Perser, der Phönizier und der ninhan w ned ssi e r , mag es noch 
so we ltg es c hichtlich merkwürdig und interessant seyn, in einer juristischen 
Kacydepädie ein Aar» sFeewr* ist und bleibt, weil solenn Recht nicht den 
seringstea Znsammenhang mit irgend einem europaischen Rechte, aneh nicht 
säst den russischen hat. Selbst dss altgriechiaehe Recht kann kaum in die 
juristische Rneyclonndie aufgenommen werden; bei diesem wäre aber doch noch 
allenfalls ein Anknüpfungspunkt durch den Znsammenhang desselben mit dem 
i macht einerseits und durch den grossen Kinflast des spateren grie- 



*> In eiee^nVrichtlstS.Ool.Z.8. v.u. statt: (Deraa)sa lesen: (Degay^ 
B.tSS. K. 19. y. e. statt {Deren russisch geschrieben): (AttrAH insaiaeh ge- 
a) asm u. M*. JB. U. v. il statt < y^üihXlK): y*iQÄI4ttlÄ> 
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etlichen oder byzantinischen Rechte namentlich auf daa titelte russische Recht 
andererseits gegeben; and wir mögen et daher immerhin auch in einer ency- 
clopädischen Daritellnng des Rechts gelten lauen. Man nehme also Herrn 
Newolin's Werk nicht alt eine jnrittitche Encyclopädie nach dem gewöhn- 
lichen Schulbegriffe, sondern Oberhaupt alt eine übersichtliche Betrachtung 
dea getammten Rechttgebietei auf der Welt und in der Geschichte, so wird man 
demselben sein eigenthümllcfces Verdienst und «einen Wart* für die Bearbeitung 
der Universal rechtsgeechichte und dar vergleichenden Jurisprudenz, welche 
Palck und Andre freilich nur su den juristischen Hdlfswissenschaften rechnen» 
nicht absprechen können. Und wir sind überzeugt, dass ein solches Werk voll 
FteitB und Geist auch ausserhalb Russland Interesse und Anerkennung laden 
würde. — Bei den wesentlichen Vorsigen des Werkes und bei seiner fast über- 
grossen Reichhaltigkeit, mit welcher sogar das französische und englische 
Recht besonders dargestellt wird) Ist et heinahe unerklärlich, data das Kir- 
che «recht, ein so wichtiger Reehtstaeil, fast gar nicht erwähnt, das Caae- 
nische Reeht aber, dessen welthistorische Bedeutung dach wohl Niemand 
bestreiten wird, ganz «od gar nicht dargestellt ist Diese Lücke ist selbst aal 
der Darstellung dea römischen Rechts im Mittelalter, bei der Schilderung der 
Rechtsschule zu Befogtia u. t. w. sehr fühlbar, und sie mdsste bei einer neue« 
Bearbeitung durchaus ausgefüllt werden. — Km besonderes Verdienst den 
Werkes ist die geschichtlich -cncyclopädisehe Darstellung des russischen 
Rächt t, welche mit Recht den Schlussstein des ganzen Werkes (die kurze* Ge- 
schichte des eoPSpelscMeu Völkerrechtes abgerechnet) ausmacht und gegen 
if* Seiten (S. 578— «41.) dea zweiten Theilea einnimmt. Dieser Abschnitt ver- 
diente durchaus eine Uebersetsung in's Deutsche, damit die deutschen Rechts« 
gelehrten einen klaren Begriff von dem russischen Rechte erhalten machten, 
woran es nach durchaus fehlt. In dieser Darstellung zeigt sich zugleich die 
wissenschaftliche Unbefangenheit und unparteiische Wahrheitliebe des Verfc, 
s. B. am Ende, wo er von der Armuth der russischen Literatur an gründlichen 
juristischen Werken redet, aber auch der in gegenwärtiger Epoche dea russischen 
Helenes aufblühenden schönen Hoffnungen gedenkt. — Uebrigens wird, dem Ver- 
nehmen nach, eine deutsche Uebersetsung des trefflichen Werkes erscheinen. 

2. Grundsätze det Criminalprocesset mit .Anwendung auf 
den russischen Crimiaalproeesa, von Dr. Rarschew, Professor 
das Crimmai- und Poliseirecates an der Univ. su St. Petersburg. St Peters, 
bürg, tS41. — Diese, ebenfalls tüchtige und deutsche Bildung beurkun- 
dende , Arbelt stellt die allgemeinen GrasMsatze des Straf verfahrene systesseeisdfc 
z usa m m en , knüpft daran das in dem russische« Geaetzbnche über Verbrechen 
und Strafen (Cbo/v* yroAdmtMXT» 3aKOHosi») aufgestellte legislative Material 
und berücksichtiget zugleich vielfach dieStraijgesetzgebungen auswärtiger Staa- 
ten, z.B. Frankreichs, Preasaena, Badena, Baierna, Sachsens a. s. w. 

1. Die Schrift von Iwanschew, Adjuuctprofestor zu Kiew, Über 
die Geldhusse für Todtschlag in dem alten russischen und de« 
Übrigen ilawischen Rechten, in Vergleichung mit dem germani* 
sehen Wehrgeld (TepMancKa* BUpa), Kiew, 1846. Diese-aa Forschungen 
reiche Schrift eines der ausgeseiclinetsten Schüler des Unterzeichneten, wo- 
durch deren Verf. die juristische Doctorwürde erhalten hat, stellt zuerst daa 
germanische Werigetdmm^ zweitens die Geldbusse für Todtschlag bei den sla- 
wischen Völkerschaften, insbesondere bei den Böhmen und Morawen, bei den 
Beratern und bei den Polen und l«Hthaucrn, endlich drittens die analogen Rechte- 
Inatitute dea alten russischen Rechtes in Vergleichung mit dem Weargeld der 
Germanen und den Bussen der Slawen dar. UeberaU zeigen sich die Sporen 
tTündlieher historischer Studien und eines Ftcisses, der bisher noch unbenntnte 
Urkunden über slawisches, vorzüglich böhmisches Recht ausandlg zu sanehon 
und an daa Lieht der Untersuchung su ziehen wusste. 

4. Das alte Recht der Czechen (oder B ö hm en) von demselben 
Iwanischew, Dr. und ausserord. Professor der Rechte an der Univ. au 
Kiew, (abgedruckt im Journal det Ministeriums dea öffentlichen Unterrichts, 
für 1344. Abth. 11. S. »9—149.) Diese gelehrte Abhandlung ist die Frucht der 
Forschungen des Vetfe, welche er in Dcialtahland und betoadert auf dar fange* 
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unter Lefeinsg des berühmten dortige* Slawoateien angestellt hsr. 
Zugleich seift sie die Vorliebe des Verl«, fflr das böhmische Recht, weichet ihm 
den Charakter de* Slawischen am reinsten suszudrücken scheint. Jeden fall» 
hat aie alawiache Reebtsgeechichte von diesem jungen Rechtsgelehrten aoch gar 
Title Aufklärung zu hoffen. 

a. Historische Untersuchung der Neutralilätsgrundsätze 
in Betreff des Seehandels , DoclordisiertaUon des Adjunctprofessor 
Leschkew an Meskws, ebendaselbst 1841. Auch diese Schrift eines umge- 
zeichneten Schülers des Ref., welche einen für Russland sehr praktischen Gegen- 
stand des Völkerrechts behandelt, seiebnet sich durch Scharfsinn und gründ- 
liche Berücksichtigung der Vorgänger auf diesem Gebiete aus. . 

C Juristische Memoiren* heransg. von Peter Redkin, Doctor 
d. R.O. ovo. Professor an der Kaiserlichen Unir. su Moskwa. 1. Bd. Moskwa, 
iSal. 4S4 S. gr. 8. (Mit dem Motto: „Alles vergeht, nur das Recht be- 
steht." Russisches Sprichwort.) — Dieses Werk, dessen Name: „juristische 
Denkschriften oder Memoiren (.,K)pHAH<ieCKiji aaiiMCKK'') icbon anzeigt, 
des* es kehs kritische« Journal, sondern nur eine periodische Sammlung juristi- 
scher Aufsätze ist, verdient alle Achtung, wenn man einerseits die Schwierig- 
keiten, andrerseits aas mnthmaasslich geringe Publikum, welches ihm zu Theil 
werden dürfte, erwagt. Mit grosserund besonders su rahmender Bescheiden- 
heit Strien* sieh in dieser Hinsicht der Redaeteur, Herr Professor Redkin, in 
der knrsen Vorrede von hlos swei Seiten aus. „Aller Anfang, sagt er, in wel- 
cher Sache es sei, müsse nothwendig der Vollkommenheit entbehren, ebenso 
dieser erste Anfang einer joristischen Zeitschrift in Russland. Allein er hoffe, 
snss die thätige Theilnahme der vaterländischen Rechtsgelehrten und die gütige 
Aufmerksamkeit des gebildeten Publikums sur Vervollkommnung des Uulerneh- 
mens in seinem Fortgange beitragen werde. Zwar sei ein solches Unternehmen 
jetzt noch in Russland mit grossen Schwierigkeiten verbunden, js es werde 
vielleicht nur wenig anerkannt und ge ward iget; schämen aber müsse sich ein 
rus s i s cher Jurist, der durch solche Beweggrunde sich von einer mühsamen und 
gewissenhaften Arbeit abschrecken lasse, deren zukünftige nötiliche Folgen fär 
das Vaterland ihren schönsten Ijohn in sich selbst tragen." Diese höchst ehren - 
werthe Denkart ftösst schon grosses Vertrauen su der Zeitschrift ein , deren 
Tendenz und Organisation übrigens nirgends genauer angegeben ist. Nur sn 
Anfang der Vorrede liest man, es solle ein Mittelpunkt, ein Vereinigungspunkt 
für die Thätigkeit der Juristen in Russland begründet werden, es solle das Ge- 
fühl für Recht und Pflicht dadurch Nahrung erhalten. Gewiss edle Zwecke die- 
ser, Jbrigens nicht allerersten, juristischen Zeitschrift in Russland, da 
ein juristisches Journal (ÄypHavb HpaBORDAbHiA), aber freilich wohl 
■Seht in wissenschaftlichem Geiste und nicht fortgesetzt, schon im Jahre 1805. 
ebenfalls sn Moskau erschienen ist. — Die Tendenz der Redkin 9 sehen Zeit- 
schrift, welche letztere übrigens su unbestimmten Zeiten erscheinen soll, ist 
keinesweges einseitig philosophisch, noch einseitig historisch, sondern mög- 
lichst nei verseil, wie folgende Inhaltsangabe schon zeigt: I. Betrachtungen 
•her die Litthanische Gesetzgebung und das Litthauische Statut, von Prof. 
J. Danilawitsch. — IL Ueber die Gerichtsordnung des Zaren Johann Wassilje- 
witach, voaKalatschew, Cand. der Rechte. — 111. VondenKrons-Contracten 
und Lieferungsverträgen in Russland, bis su deren erster Umgestaltung, von 
Prof. Redkin (dem Redaeteur). — IV. Vom gegenwärtigen Standpunkt der Frage 
flher die Todesstrafe in Europa und Amerika, von Prof. S. Barsche w.— V. Ueber 
das literarische Eigenthum vom Gesichtspunkte des Völkerrechtes ans, von 
AdjunctproLLeschkow. — VI. Von den Theorien des Besitzes, vonKawclin, 
Cand. der Rechte. — VII. Ueber die Heidelberger juristische FaCullät, von Prof. 
Redkin (dem Redaeteur). — VUL Process der Madame Lafarge. Letzterer 
Aufsatz ist nur eine Uebersetzung sus den AnnmUt crimintUet (Proce$ de Mad, 
LmfmrgeJ Pari$ 1840., und wohl deshalb ist kein Verfasser genannt. Unter diesen 
theils historischen, theils philosophisch -dogmatischen, theils praktischen Ab- 
handlungen, welche hier natürlich nicht im Einzelnen beurtheilt werden können, 
verdienen besonders die historischen von Danilowitseh, von Redkin, von 
Leschkow «ad von Kalfttschew unsre Anerkennung. Die übrigen Aufsätze 
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beruhen grüsiienthefls auf Btrtfehmmgen aus deutschen Werken. *Der Aufatts 
über Heidelberg iit fast ganz aus den weiland Haftischen Jahrbüchern entnom- 
men; dass übrigens gerade die Universität Heidelberg ausgewählt ist, hangt 
vielleicht damit zusammen, dass dort som ersten Mal in Deutschland 1840/41. 
ein Vortrag ober russisches Recht gehalten, wenigstens angekündigt worden 
Iit. — Es ist sehr wflnschenswerth, dass die so mit vielseitiger Tendenz be- 
gonnene juristische Zeitschrift glücklichen Fortgang haben müge. 

T. Noch ist als eine fteissige Arbelt auf dem Gebiete des systematischen 
russischen Rechtes das Werk von Prof. Roschdestwensky (dem Uebersetaer 
von Mackeide y): Grundsatze der Staatspolizei, mit Anwendung auf das ma- 
sische Recht, St. Petersburg, 1840. 8., zu nennen. 

Von höchster Wichtigkeit ist nun aber auch ausser diesen Arbeiten das, waa 
ofaciell zur Beförderung des Rechtslebens und der Rechtswissenschaft in Rbss- 
rand geschieht. Das Bedeutendste in dieser Hinsicht ist die aweite Redaction 
des grossen russischen Gesetzbuches (Cboat» 3aKOHOBi> PocciÄCKotc 
HMiicpiH), welche so eben bearbeitet wird, und in welcher nicht nursämait- 
tiche nachtragliche Gesetze eingetragen, sondern auch manche Theile, wie 
namentlich der Strafcodex , durch und durch verbessert erscheinen werden. — 
Sodann sind die von der, unter dem Ministerium des Üflenflichen Unterrichts 
stehenden, archäographischen Commission herausgegebenen und kri- 
tisch bearbeiteten historischen und juridischen Acten, Gerichts- 
ordnungen und Gesetzurkunden der frühesten Zeiten des russischen Staa- 
tes zu nennen, welche dem Bearbeiter der russischen Rechtsgeschicbte ein treff- 
lich zubereitetes Material darbieten. — Wir scbliessen diese Nachricht mit der 
Bemerkung, dass nun auch für den Vortrag des polnischen Provincial- 
rechtes zwei Professoren an der St. Petersburger Universität angestellt sind, 
unter denen sich auch Dr. Rom uald Hube befindet, während die Reehtsschnle 
durcfr den Tod ihres Inspectors, des tüchtigen und edlen Baron v. Wrangell, 
ües ersten nnd ältesten Lehrers des russischen Rechts, einen unersetzlichen 
Verlost erlitten hat Dr. H. R. Stdckhardt. 
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Neu erschienene Schriften. 

4. Dm Laadwirthsehaftsrecht und die Aehergesetzgeeuag Im Könjgutlcke 

.Sachsen, flr praktische Landwistue, Ritter- und Bauerguts-Besitm t Ab- 

leeungs-Commissare, Taxatoren and ökonomische Beistände sei Guts* und 

Pacaianga-Uebergaben susammeagestellt and gründlich erläutert von einem 

ncafctieencsi Juristen. (Mbwa, Verlaas-Cempt. uru.a«2S.8. (geklONgr.) 

X Der Sächsische Haasadvocat. Ein Rechtsfreund and juristischer Rath- 
gefaer für aastadiste Geschäftsleute, aar Forderung einer geaaoerea Kennt- 
niss der vaterländischen Civilgesetsgebung , snr richtigem Würdigung 
gosohifilichnr Rechtsfragen und sachverständiger Beartheilung eigaer 
Prozcaaaagelegenbeiten. [Iste Abth.] — ■ A. u. d.T.: Darstellnag des ge- 
eununten, dermalen im K. Sachsen geltenden CivilrechJs, zunicket für 
Nichtjaristen bearbeitet von Dr. Joh. Friedr.Amm*Diedemmmm. lateAbtb. 
Kanadas, ruf n. S54 S. 8. (geh. 25 Ngr.) 

3. Die peinliche Gerichtiordnmng Kmieer KmrVt V. nebet der ßmmkerger und 
der Brandenburger HaligeriekUordnmng »ämmth'eh nach den ml fetten 
Drueken mnd mit dem Projecttn der peinliche» Gerichtoordnuug Kaieer 
Ken-te F. wem dem Jahren 1521. und 1529. beide »mm enienmale veltelän- 
dig naeh Hmndtchriflen keramtg. von Dr. Heimr. Zbpfl, Prof. ü\R.a.tL 
Univ. Heidelberg m. s. mr. Heidelberg, C. F. Winter. XVM u. 264 S. gr. 8. 
(geh. 1 Thlr. 10 Ngr.) 

4. Fleithy Carl Edn., Achter m. t. u>. mm Dreiden, — Systematische Dar* 
ffM*«»g des im Königr. 8achsen geltenden Polisei-Rechts mit besonderer 
Rückzieht auf die in der k. sechs. Oberlaasits geltende Particular-Verfai- 
sang, so wie die allgemeine frühere Gesetzgebung und die durch die Kreis- 
bHtter in den Wer Kreisatcections- Bezirken publicirten Verfugungen der 
ehern Polizeibehörden, bearbeitet ran n. t. w. Sfter Bd. Dresden n. Leine., 
Arnold. viu.I60S.gr. 8. (gek. 2Tklr.) [Vgl. Jahri>.1840.S.?«8.Nr.l66.] 

5. Götchely Karl Friedr., Geh. Ober - Jus*. -B., D.j.u.y — Zerstreute 
Blatter aus den Hand- und Hülftakten einet Juristen. WissentcbaftHche» 
and Geschichtliches aut der Theorie and Praxit oder aot der Lehre und dem 
Leben des Rechts. Hcrausg. von u. s. w. Ster Tbl. 2teAbth. — A.n. d.T.: 
Zur theologitch-joriititchen Biographie und Literatur, Hcrausg. von n.t w. 
2teAbth. ScUeeaiagea, Glaser. 556 S. gr. 8. (8 Thlr.) fThl. 1. Kr- 
fart, 1812. ThL 2. 5. Abth. 1. Schleusingen, 1835. 87. Zusammen 
1 Thlr. H Ngr.] 

6. Hmeneeiy Fmil. Heimr. Fried*., Stadtgerichte mm f^ipxig, — Hand- 
buch der Institutionen det Rechte in einem Commentar su den Justinianei- 
seaen Institutionen des römischen Rechte dargestellt. Ein Hulmbuch för 
angehende Juristen van o. s.w. Ister Bd. Leipzig, Kohler» XX u. 468 S. 
gr.8. (2 Thlr.) 

7. Jacebion, H. y Dr.b.R., — Welche rechtliche Aniprfiche haben die 
Besitzer der ans den Zwangsanleihen det ehemaligen Königreichs Westpha- 
len herrührenden Obligationen an die betheiligten Staaten ? Eine staatt- 
nnd völkerrechtliche Frage beantwortet von u. s.w. Berlin, Hirschwald. 
41S.gr. 8. (geh. 1$ Ngr.) 

8. Inhalte-Register sämmtlicher in den bither erschienenen Amtsblättern der 
KonigL Regierang sa Frankfurt teil ihrem Entstehen Ins zum Jahre 1840. 
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96. Juristische Bibliographie« 

einschliesslich enthaltenen Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachungen 
jeder Art. Herausg. von einem praktischen Juristen« Grünberg, Levy- 
soha. 95 S. gr. 4. (geb. 1 Tblr.) 
9. Keiler, Frid. Lud., antecetsor Turieeneie, — Semettrium ad M. Tultimm, 
Ciceronem libri VI. Scriptit etc. Fol. I. Zürich, Orell, Fossil u. Comp. 
Xiv u. 272 8. gr. 8. (2 Thlr.) 

10. Kreutzburg, Dr. Edu., Med.- Roth «. f. w., — Handbuch der Medi- 
zinalardeung, in admtni*lra%er. noUzeilicher und gerichtlicher Bezie- 
km^' verzjiglieh bes t immt ffBt die MediCHwIpersonen and Potiseibeamten 
in den Sachs. Herzogthömern, den Reutiiichen und Schwarzburgisehen 
Färstenthfimern. Bearbeitet von u. i. w. Erfurt, Hennings u, Hopf. XX vi 
u. €63 8. gr. 8. (2 TM*. 15 Ngr,) 

11. Kut echter, Dr. Joh., Prof. u. #. «\ a. o\ Univ. zu Olmütz, — Die 
gemischten Ehen rem katholisch - kirchlichen Standpunkte betrachtet 
von u.s.w. Ste rerm. Ausg. Wien, Wlmmer» 514 S. gr. 8. (geh. 
ITMr. 22|Ngr.) - 

12. Noel, Baptiet W., M A. Ptntor «.#.*., — Die Rechte der Armen oder 
Nachweis der Vortheile, wefehe der arbeitenden Clssse ans der Abschaffung; 
der bestehenden Kom»Gesetse erwachsen würden. Von n. s. w. London, 
1841. Uc bcts cs itvoalf. Sehirgee. Hamburg, Berendsehn. 28 8. gr. 8« 
(•rVWgr.) 

IS. Noetix- DrzewietH, H. C. F. von, Ober-Xott-fnip., — Handbuch 
der Stall- Verfassung und Verwaltung im Kdnigreiclie Sachsen von n. s. w. 
Leipzig, F. Fleischer, xv n. 544 S. gr. 8. mit 1 Hth. Karte in Fol. (geh. 
Subscr.-Pr. 2 Thlr. 29 Ngr.) 

14. Pöhle, Dr. Mono, — Das Recht der Actiengesettschaften mit besonderer 
Rüc ks ic h t auf Eisenbabngeselischaften. Hamburg, Hollmann n. Campe. 
X n. 4S4 S. gr. 8. (geh; 2 Thlr. 15 Ngr.) 

15. Puchtm, D. Wolfgang Hefnr., pens. Landrichter am Erlangen, Ritter 
«. f. tu., — Erinnerungen aus dem lieben und Wirken eiaes alten Beamten, 
vornehmlich für Anfanger in der joristischen, besonders Aemter-Praxis. 
Nfirdlingen, Beck. Vit u. 355 S. 8. (geh. 1 Thlr. 15 Ngr.) 

16. Püttlingen, D. Joh. Vetque von, wirkt. Stamtttanzlei-R., — Die ge- 
setzliche Behandlung der Ausländer Sa Oesterreich nach den daselbst gül- 
tigen Civilreehts- , Straf-, Commeriial-, Milftsir- und Polizei -Normen, 
nebst einer einleitenden Abhandlung aber die dsterreichisehe StaatsbSrger- 
seheft. Wien. (Leipzig, F. Fleischer in Cemmiss.) xx n. 377 S. gr. 8. 
(geh. 2 TMr.) 

lt. Sehaffrath, Dr. Jur. WM. Mich., Pr+eUdstK a. d. Univ. Leipzig, — 
Commentar zum Art. XXXI. des Sächsischen Grlnrinalgesetzbuchs vom 
rechtswidrigen Vorsstte, von n. s. w. Leipzig, P. Reelam jun. iv u. 
59 S. gr. 8. (geh. 19 Ngr.) 

18. — Theorie der Auslegung eonstftutionelter Gesetze, nach constitu- 
tionellem Staats- und gemeinem deutschen Rechte von n. s.w. Leipzig. 
Fest. 198 8. gr. 12. (geh. 19 Ngr.) 

19. Vnger, Priedr. Wüh., b. R. Dr., — Amttau., etweh Privatdoe., — Die 
mltdeutecke Gericht*- Verfmeung von- u. t. u\ Göttingen , Dieterich. x vi 
u. 414S.gr. 8. (2 Thlr.) 

29. Warntenig, Leop.Aug., — Fl an ar iw c he Staate- und Rechtegetchiehte 
bi$ zumJnhre 1395. von n. f.uv tten Bde. Ute Abth. Tdbingen, Fues. 
Vfli n. 498 S., Nachtrag 99 S. gr 9. (8 Thlr. 22) Ngr.) [Bd. 1 — 2. 1835 — 
87. Bd. 3^ Abth. 2. 18S9. Znsammen 12 Thlr. 15 Ngr!) 
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Mi 

in den 

kritischen Jahrbüchern für deutsche 
Rechtswissenschaft 4843. 

■ ■ ■ - '■ i ■ i i ii ■ i»^^^ 

Die IneertioBigebahren betragen für die durchlaufende Petitseile oder." 
deren Rnnin 1 gGr. 

Bei IBttuT). Xaitdfrtti* Jun. in Scfpjtg tft foeben etföfewn: 

trog jut ©ef$i$te beö ©nminaltec&ts unb bet (Skön* 
btmg ber ^roteflanttfc^en Sitty üon Dr. €mil %rrmann, 
ftofefiot in #el* gt* & btofö. 12g®r* 



Bei JBmit» Xftftdfrtii* Jan. in «li^i« if* fotben wüftänbi^ et* 

f^icotn «nb bardjj alle IHHWanbtanflen §u bejfejii; 

(Supplement 

SRepertorium gut ©efefcgelmnfl 

be« 

entljaltenb 

bte Oefefcgebuttö auf bie 3a$*e 

1839 bie 1841 

unb 

Httd^tr50e jtun £aup%mtvkt. 

fwi«: 1 Ä&lr. 20 fl©r. 
0> egewplart *p* #am>twetfe, Unb }it bei* M«**ri§en 
fefonpreife »»« »X^lr. b«t# «Ue JBnftfcraM«»*« |» *«}ie*«. 
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»ei .*♦ 9? Mtft* to<tti?iit fft 1* tten ttRiettf« wnb bot* *0* 
StadttKtttttimgen ju JH»en: 

ber 

^Institution™ to* ?Ud)ta 

in 

einem <£ommettt*t 

- S«ftwi<wHf^«i SitfKtutionen fce« tfomfd&e« Sfcet&tS 

€tn 

«gfölfSfoufc fto angc^cnbe Sutffim 

»OK 
Ctabtftertyttraty }u £tip}ta. 

lt Battb. gr. 8. 30£ Sogen» 2 Xtyx. 

©irt mit 0tftnbli<$et Aenntnif bei römtfcfan 9te<btf, unb na$ langj&trigen 
Gtubien aufarbeitete ÄBerf wirb ffrberttcb bem langatfltytten &ebfltfniffe nad> 
einem bergleiqen fcoraraentare entfprefett, — unb für lebe« mit bec ÄBiflenfaaft 
fbttgebenben, — fo mit fftr atte ange^mbe Sudfkeutwn »irttieber &Aftlf$tctt fein. 

Oet 2te »anb erfefcint fcflermeffe 1849. 

gut 9fc<fjt$arie(jrte 

ift foeben in ber &rttott>ifcfcett Ssidftaiibliiita in $te*ben unb Ztip- 
§ig erfd&ienen unb in aUcn Stub^anbUtngen |u erbatten: 

^ausgegeben *on Öjr. 6* *. lüat^orf, £♦ ©♦ SKaifte* 
rialraty, unb Dr. 6» 7k. 6 i ebb rat, Jt @. Appellation*: 
tati). ©rfien »anbeS etfteö «$eft gr. 8« broefc. 16 g®t. 
ober209lgr» 

$tit 3?e$tö9ele§rte unb ^aufteilte- 

3» bet Kmplbifc^ett JBttdfrbaitbhtttft in &*ef be» unb Setpfa, tf 
foeben erftyienen trab bur<b alle {BtutyHuiblungen §n bejiejen: 

<£ittett, Dr. €£♦, ©efreim. Stt^jrat^ 

Gnttourf einer See&felorbnung für ba* £änigrei$ 

©ac&fen, in V(ta$64ftem Auftrage gefertigt 4« bnxfc. 

IWtopapfer* 20 g®r* ober 25 9lgr. 
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9m erfttotm ift: 
ImttUnAtn Dr. & ». ». (£. £. etuatrtanjleiraty.) b'te ^efe6(i«e Sc 
|aablnn0 ber XuSldnber, in Defterrei*, na* ben bafcloft gültigen 
fjfottrtiltt* Cttafs CommerjfoU 2Rffltate unb 3>otfjefc9tormcn, Stebfl e. TCb-. 
9*nbi. t. b. ftffrmiä}. ©taattbfirgertäaft at. 8. 18Nen. 

eeip8«9# bei grtebri* gleitet. 2 5E$ft. 

•et ftemwället 8 CfeiM in fBlen i# «fd)lentJi ttnb in alten fBud)* 
I ssn tu a gt s }« (oben: 

9tt}*>, Aber bte SSerbinblid)feit jut Beweisführung im (5it>iU 
projefle. broffy SBien 1841. #rei« iStfylt. 8q®x. 

Jtitta, Sfofepfc, übet ba« »erfahren bei Äbfaffuna bet 
<Scfe$fefi$er überhaupt unb bet ©trafeejf |Wi^ec tttöbe* 
fonbere. broffy SBien 1841* §>rei« I9ttt)lx. 8fi©c* 

Aach für 1849 erscheint die 

2tlljjememe 

PRESS-ZBITÜNG. 

ANNALEN 
der Presse, der Literatur and des Bachhandels. 

Redlgirt mattt LattaBf t«b 
»r. «7I7X. JfJ». MWTZEG, 

\ w n l t t mitm ia 4«a ltorrvi»ek«a SMhvmandigen - Venia für Pr«u«ea. 

Jährlich 104 Nummern, hoch 4. Preis 4 Rthlr. 
fettig: Drrlog tum 3. 3. tDibir. 

Auf dieses, seinen IH. Jahiwakg antretende Repertorium von 

FRESSVERORDNUNGEN ra» PRESSGESETZEN 

Deutschlands ml der auswärtigen Staaten, so wie der erlassenen Beslim- 
nmugeu und Verhandlungen Ober 

IiJLTfimARIgCHEg fiI«BVTMUM 

nnd von Erkenntnissen der literarischen Sachverständigen -Ver- 
eine glaubt die Verlagshandlnng am so mehr aufmerksam machen so dur-t 
fen, als wir jetst an dem 

Vnrabenbe br* 3al)r** 1842 

stehen, in welchem, nach dem Bandesbeschlusse vom 9. Nov. 1837, am Bua- 
deatage sowohl die Frage wegen einer verlängerten Daner des gesetzlichen, den 

RECHTEN DER SCHRIFTSTELLER UND VERLEGER 

van der Gesammtheit der Bandesglieder so bewilligenden Schatzes, neuerdings 
besnthen, als auch iberhaapt der Rlnuus* in Erwägung gesogen werden soll, 
welchen, nach den inmittelst gesammelten Erfahrungen, die bisherigen Bestimm 
Bungen auf Kunst und Literatur, auf die Interessen des Publikums und auf den 
Herdes 

Bmem-, Kamst- uitl Mawll(»Uem«M*m*el» 

ausgeübt haben. In der Allgemeinen Press -Zeitung ist ein reiches 
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Material iu dienen Verhandlungen niedergelegt, das xu WQFoUitaadijc«* die 
Kedaction fortwährend bemüht int 

Die flowohl von Seiten der Redaetion, ab auch Ihrer auswärtigen Corte - 
ipondenten mitgetheilten 

BIBLIOGRAPHISCHEN BERICHTS 

übergehen kein Erxeugnits der Presse, welches in literarischer, bibliogra- 
phischer oder typographischer Hinsicht auf Auiseichnung begründeten An- 
spruch hat, und ein alljährlich erscheinender ®St*r«JHe&S*0*rkl)t bringt 
die Leistungen der Presse in wissenschaftlich geordneter, übersichtlicher Zsv- 
sara menitell ung. 

XT Probntumnum sind in allen Buchhandlungen vorräthig. 
Durch alle Buchhandlungen ist vt>llfttündlg zu bezieh«: 

CORPUS JURIS CANONICI. 

Post 

Justi Henningü Boehmeri 

curas 

brevi adnotatione critica instruetum 

ad exemplar romanum 

denuo edidit 

AemiUuM tJudovicu* Mich t er 9 

iuris utriasque doctor et in Aeademia Marfargeati prefeuor pnblicus Ordinarius. 

II* Partei. 

eleg. cartonn. 10 | Thlr. = 16 Fl. CM. 

Einzelne Fascicel zur Complettirung werden ohne Rücksicht 
auf deren Stärke ä 1 «^. abgegeben. 

Beruh. Tauchnitz jun. in Leipzig. 

Txn ®$InH »9it milbauftt** <&t**Htt$t 
bettefienb. 

Wo$ nidjt ben $weften Sanb t>on SWityaufert Staattotty, wie 
idj »orige« 3afyr tyoffte, wty aber bie 3uftc$erong fann id} bem 
publicum geben, baß ber SSerjug lebigli* in beffen 3ntereflfe (Statt 
finbet SBie nfimlidj bie SRefultate be$ im ndc^fien 3al)re bet>or* 
fieljenben SanbtagS nod> abgewartet unb benufct werben foUen, fo bin 
idj jugteidj ermdätigt bem publicum mitjutljeilen, bap bec #ert @e* 
fceime 9latl) &on sanaenn bit JRe^iflon be$ xtcufy bem £obebe$ 93er* 
fafferd »orgefunbenen SKanufcrtyW unb ber rücfjic&tlicl) einiaer Sucfen 
not&wenbig geworbenen unb &on ja>ei greunben beffelben in feinem 
Sinne aufgearbeiteten Äadjtrdge ttnb @u»#emente juaefagt tp*, 
«udj Mefem 9atd>t eine umfdngfldjere Sorrebe beigeben nnrb. 
Ztipiiq im ©wm&er 1&41. 

Beruh. Tauchnitz jun. 
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I. Recenslonen. 

JP* Ctatflfeft HeineGCii Antiquitatum Romanarum. iurispru- 
dentimm illustrantium Syntagma seeundum ordinem InstittOhmm 
Justiniani digestum in quo multa iuris Romani atque auctorum 
veterum ioea expüeantur atque illustrantur. Contextum auctoris 
et adlata ab eo antiquorum scriptorum testimonia düigentissime 
eastigaw't, adcessienes editionum aliquot recenttorum, animad* 
wersiones Herrn* Cannegieteri* praefationem , denique notulas 
operi adjecit Christ. GoltL Haubold. Dermo opus retraclavit 
smisque ipsius observationibus aumtCkr.M+i&JaMMeuürnvh. 
Frankfert a. H, 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn JDr.Jur. Opeatarfffgea, Privatdocenten zu Kiel. 

Es ist unserer Zeit hinfig der Vorwarf gemacht, das« sie das 
Alle nicht nach Verdienst achte and würdige : das vorliegende« Werk, 
welches schon Ober ein Jahrhundert Hand- und Huifsbuch der Juristen 
and Philologen ist and jetzt die zwanzigste Auflage erlebt bat, zeigt 
aaf eine erfreuliche Weise, da&s man das wahrhaft Gate der Vorzeit 
nach jetzt za schätzen wisse. Im Jahre 1822« wurde eine neue Ans« 
gäbe tob Heineeeii Antiq. Rom. Syntagma nothwendig und niemand 
war passender zur Besorgung als Haubold, bei dem jetzt erneuer- 
ten BedQrfniss konnte man niemanden lieber zum Herausgeber wün- 
schen als Hfihlenbrnch. Es hat also dieses Werk das Glück ge- 
habt den besten Händen zur neuen Bearbeitung anvertraut za wer- 
den, nicht, wie es bftufig geschieht, solchen die erst aas dem neu 
zu bearbeitenden Werke die Sache lernen müssen and dann als 
Miethlinge einiges binzufrohnen. Für diese Wahl haben wir dem 
mehligen Verleger zu danken, wie für die schöne Ausstattung der 
neuen Ausgabe. Was wir dem neuesten Heraasgeber schuldig sind, 
Krit. Jthrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. II. 7 , 
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98 Heineccii Antiquität um Rom . syntagma ed . MühlenlrucL 

lässt sich nicht ohoo Erwägung der Verdienste seines nächsten Vor- 
gängers und ohne einen Rückblick auf den Plan und die Methode 
des Heineccius und den wissenschaftlichen Gharacter des berühmten 
Werks, darlhun. 

Haubold erzählt in AerPraefatio, dass ihm zur Benutzung 18 Aus- 
gaben des Werks von verschiedenem Werth vorlagen. Es ergab sich da- 
her für ihn eine Arbeit, welche der Kritik eines Schriftstellers aus dem 
Alterthum zu vergleichen« Er wollte keine völlige Umarbeitung des 
Synlagma* deoo, sagt er, das Studium desselben ist mtfigtieh geeig- 
net 4ie Entwickelnng der historischen Jurisprudenz durch die Heroen 
vor Heineccius, wieNoodt, Schulung, Bynkersheek,,zu zei- 
gen, diese Bildungsperiode und Bildungsstufe muss man aber kennen, 
um die Fortschritte der Folgeaeit zu würdigen. Haubold machte 
es sich zur Aufgabe durch Vergleichung der verschiedenen (besten) 
Ausgaben dos Werks die neu« Ausgabe so correct wie möglich zu 
machen, denn es hatten sich viele Fehler eingeschlichen; besonders 
strebte er die Unrichtigkeiten in den Citaten der alten Quelle« zu 
verbessern und durch Verweisung auf die aeoaufgefandenen Cem- 
mentßrii des Gaius und andere erst uns bekannt gewordene Quellen, 
sowie auf neuere rechtshistorische Schriften und Untersuchungen 
einen Fortschritt zu bringen. Cannegieter's Zusätze und Bemer- 
kungen (aus der Ausgabe von 1777*) ordnete er und unterschied sie 
genauer von Heineccius eigen** Anmerkungen. Bedeutende lite- 
rarische Nachweisungen gab Hauhold in der Epierisis Operis Hei- 
necciani. Dem Argumentum operis fügte er fortlaufend* Verwei- 
jnajeji auf Gaius und auf Hugo's siebente röm. Rechtsgeschichte 
binin. Haub*id hat mehr ergänzt als gebessert, seine Andeutungen 
zeigen vielfach de* Weg, wie der Leser den Heineccius emendire* 
könne. Im Ganzen ist Hanno Id's Arrangement nicht bequem zu 
nennen und viele haben gewiss, wie der Referent, es oft gewflnsekt, 
Hanbold hätte mehr thun und die Untersuchungen des Heineccius 
nach den neueren Hfllfsmilteln und Hugo's u.a. rechtshistorischen 
Forschungen fortführen und verbessern mtfgen, allein Hau bo Id's 
Arbeit war nichts desto weniger sehr bedeutend und sehr schwierig. 
Schon die Verbesserung der unrichtigen und ungenauen Cttate 
muss sehr zeitraubend und sehr anstrengend gewesen sein. Ihre 
Zahl war ausserordentlich gross, zum Theü durch des Heineccius 
eigne Schuld, zum Theil durch die Schuld der nachherigen Heraus- 
geber das Werks. Ich will ein passendes Beispiel anfahren. Hei- 
neccius schreibt (IV M 16. §♦ 15.) such dem Vorgange von S igen tut, 
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der io den meisten Theilen des Werkes sein dux et aus?** ist, be- 
sonders in den Abschnitt de puhlms iudiemi hinter Quaentorem 
et Judieem quaestioms koc interfuisse eü QuinetUianus Jnelitt. 
wr. FIlI.j 3., amod Praetor seu Quaetitor in tat, fuae euent impo- 
rii; Judex quaestionis in iü qnae ad Cognitionen* pertiuebant, füerit 
oecmpmtus." Die Stelle wäre fiür die Bestimmung des Verhältnisses 
zwischen den Judex quaestioms und den Praetor von der grtfssteu 
Wichtigkeit — wen* sie ezistirte. Big Haobold ihre Nkblexistenz 
bemerkte, sehrieb man sie imbebttnmnart dem Beineecius nach. Es 
mag Haobold viele Mühe gekostet habea zu dem Resultat zu gehe» 
gen, dass sieb bei Quintilian kein Wort der Art bade, deaa es 
staad tbm das envergleicbliehe, dorehans zuverlässige, Lexieen Quin* 
täianeum von Ed. Boaaell (Q&iniiL 1. 0. ed. Spalding Fol. FL) 
noch alebt zu Gebet. Unbegreiflich bleibt hier noch immer, wie 
Heineecios Baeb aad Capitei aas Qaiatiliaa hinzufügen konnte* 
Es sehetot diese Statte auch jetzt neeb ein Problem bleiben zu tollen, 
deaa bei Haabold steht V11L, 3-, bei Mühlenbruch VIL, 3. Genug 
Haobold bat in diesem Punkte seine grosse Genauigkeit und Zuver- 
lässigkeit bewiesen, die ihn überall so aaszeichnet, leb braaebe nur 
aa seine imtitutionum ivr. Rom. prwati+lineament* zu erinnern, 
deren Gebraoeb eine wahre Freude gibt, wenn man* genug durah die 
Unzvrerlassigkett im Gitiren bei anderen juristischen Schriftstellern 
genullt ist. Ieh glaube nicht zu viel zu behaupten, wenn ieb meine 
Ansteht ausspreche, dass die Mflhe, die Hanbold auf die Ausgabe 
vea Heineeeii Suntagma verwendet, grosser war ab die aSttuJee* 
brnch*s, wenigstens war Huubold's Arbeit nicht so angenehm, iseaa 
es konnte M ühlenbruch nur Freude machen, aas aar FfiHe seines 
Wissens und bei seiner Gewaadhest in Behandlung der schwierigsten 
juristischen Gegenstände, ein grosses Werk durch seine Zuthaten 
zu krtnea. 

Sehen wir jetzt -von welchem Gestcbtsoonkte II üblenbrueb 
a usg e gangen. Auf dem Titel der neuen Ausgabe lesen wir »opu$ 
retraetavit* und es sebeiat ahm der Wunsch befriedigt zu sein, 
den Falck in seiner juristischen Encyefopftdie (4. Ausg. S. 272«) aus- 
spraeb : „iMmeceii-Syntagm* ist flu? das römische Recht ein so nuMo- 
Kcbes Bandbuch, dass es eine neue, den Fortsehritten der Wissen- 
schaft angemessene Umarbeitung verdiente." Wir müssen jedoch 
bezweifele, dass M. eine solche Umarbeitung gegeben, wie sie von 
Falek and manchem andern gewünscht ist. M. Äussert sieb selbst 
aber seine Arbeit folgnudenaassee : „Pestubmerat m me vir konestis- 

7* 
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160 Hetoeceii AB&pritatam Rom, syntagma ed. MüMenbrnch. 

simusy kuius libri redemtor, ut coptis Heineccianis novum velut 
opu? superstruerem, quäle npstra aetate maxime desideratur. Ego 
vero tantum mihi in aäeno opere eoque desideratissimo arrogare 
nolui. Heineccium et populäres et exteri quaerebant, imo efflagi- 
tabant; itlum ipsum librum, cuiut amplius seculo virtutcs spectalae 
erant, adeoque omnittm usu et erudilorum et tironum comprobatae y 
ut etiam post instauratam ab Hugone iurisprudentiam kistoricam et 
postquam nova civili prudentiae lux affuhit e Gaji commentariü — 
fruclum inde uberrhnum äterarum Studiosi percipere posse videren- 
tur\ Cum Hauboldo igitur sensi ac putavi 9 munus edilori deman- 
datum ita esse explendum, ut ne frustra Heineeeius in Heineeeio 
quaereretut." Nach diesem avis au lecteur kennen wir eiae Um- 
formung nicht erwarten, wir müssen voraussehen, dass wir auch in 
dieser neuesten Aasgabe mit den Grandfehlern and Hauptunbequem- 
lichkeiten des Heineecischen Weiks zu kämpfen haben werden. 

Die Ordnung (oder vielleicht lieber Unordnung) des Werks, wie 
sie von Heineeeius im Anschliessen an die Reihenfolge der Insti- 
tutionen Justinians gewählt war, bat in unserer Zeit, besonders 
missfallen. Es ist das Werk dadurch mehr ein Institutionencommen- 
tar als ein Compendium antiquitatum iuris Romani geworden. Die*e 
Anordnung zwang Heineeeius zum liber /. eine ungeheure Ap- 
pendix „rfe iure antiquo civium Romanorum etc." hinzuzufügen, wie 
auch zu andern Büchern; sie nttlhigte ihn ferner an, vielen Stellen 
in diesen und jenen §. hineinzuziehen, was bei einer andern Anord- 
nung^ einen andern Platz verdiente, um es nicht ganz unberührt zu 
lassen. In Verbindung damit steht, das* Heineeeius einige Mate- 
rien übermässig ausführlich bebandelt und zum Theil solche, die 
kaum in das Gebiet der Rechtsakerthümer gehören, andere, viel- 
leicht wichtigere, ganz kurz abmacht oder gar nicht berührt. So 
hat er einen sehr langen §. über die Gestalt und Einrichtung der 
Sepulcra gegeben, dagegen nichts über die caussae mancipii ', wes- 
halb Mühlenbruch (S. 159. ft.) hier eine Appendix eiAschahen 
mosste. Haubold hat es bereiten seiner Praefatio hervorgehoben, 
dass vieles in ein Syntagma antiquitatum ittris Romani Gehörige von 
Heineeeius übergangen sei und vor ihm Hommel u. a. Es ist 
diess gewiss zum Theil Schuld der Anordnung und Aaschliessung an 
Justinian** Institutionen. Diesem Hangel hat Mühlenbruch hie 
und da sehr gut abgeholfen, aber nicht durchgängig, denn M. hatte 
sich die Aufgabe gestellt, da das Werk des Heineeeius eigentlich 
für AnAnger geschrieben sei, dafür zu sorgen, dass diese hierin 
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eis Hund- und Hülfsbueh hatten, um die Capitel der römischen An- 
tiquitäten kennen zu lernen, welche für einen iuris Studiosus zu 
wissen aaamgäaglich noth wendig sei, zu diesem absolut Notwendi- 
ges gehöre aber weniger, was Heineccius zu ausführlich über das. 
int publicum der Römer geschrieben als die Geschichte des Privat- 
rechts and des Gerichtswesens. Damit ist Ref. keineswegs einver- 
standen und wird für dea von M. hervorgehobenen Zweck den tirones 
unter den iuris Studiosi lieber Walter's Geschichte des römischen 
Rechts empfehlen. Es ist des Ueineccins Syutagma zwar aus Vor* 
lesaugen, im Ansch Hessen und zur gründlichen Erklärung der Insti- 
tutionen entstanden, wie Heineccius in der Vorrede zur editio 
primceps auseinandersetzt, aber das Werk, wie es vorlieft, ist eben 
so wichtig und lehrreich für Gelehrte wie für Anfänger, nicht weni- 
ger für Philologen wie für Juristen. Das Werk ist durchaus gelehrt 
und wie es von der grösstee Belesenheit auch in den nichtjuristiscben 
Clasaikern zeugt, so dass sogar diese häufig wehr gebraucht sind 
als die eigentlichen Reehtsquelien , so können eben hieraus die Phi- 
lologen lernen, dass sie nicht im Stande sind ihre Classiker zu er- 
klären ohne Keaatniss der Rechtsgeschichte und Recbtsalterthümer. 
Heineeeias hat es eigends auf dem Titel angegeben; „multa iuris 
Romani atque auetorum veierum locu expliomut^t Wque illustren- 
tmr, u Die Last, Schriftsteller aller Art zu citiren, die*bei Heineccius 
aaf jeder Seite hervortritt, wird Philologen vielleicht mehr zusagen 
als Juristen. S. 576. (§.15.) kommt Heineccius bei Gelegenheit 
des Secietätsvertrage* auf die communio bonorum der Pylliajpräer 
«ad da werden J am b He kus und Porphyrius de mta Pytfagora* mit 
ibrea Interpreten citiri; dagegen ist für die sogenannte societas unius 
negok'mtiouis im §. 16. Cicero's Rede pro Rfßcio Comoedo nicht 
erwähnt. Es muss einem Juristen seltsam Vorräumen, den Abschnitt 
der Lehre von dea Testamenten mit einem Gitat aus - des heiligen 
Ambrosius lib. I. de Caiao ei Abele eröffnet zu sehen und mancher- 
lei Citate aus dem alten nnd neuen Testament kann man wol mit 
Recht als gelehrten Prunk bezeichne, dessen Nachahmung flen tiro- 
nes unter den iuris Studiosi, die zunächst einen Begriff vom Recht 
bekommen sollen, nicht zu empfehlen ist. Dieses Werk des Hei- 
neccius ist von jeher in den Hunden sehr violer Philologen gewe- 
sen und ich kann mich auf eine sehr gewichtige Auctoriütt berufen, 
um za zeigen, wie die Philologen. dasselbe angesehen haben. Ernesti 
am Schlosse einer schönen Prokuio avademiea, nachdem er über die 
beabsichtigte Interpretation einiger Gteeroaianischor Reden gespro- 
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chea (öpuscula varrt arg. p.i2\.), flögt hinzu: „Studiesorum iuris 
eerumque caussa, qui kumanioribus Uteri» totos se eonsecrarunt et 
antiquum ius civile ignorare non debent, constituimus, cum Cice» 
rone antiquitates iuris Cl. Heineceii, quod est Optimum in hoc genere 
compendium, componere et partim ex iis Ciceroni lueem afferre, 
partim eas ex Cicerone explicare aut iliastrare^ aut, si ita res 
fetati modeste emendare. Neque ulhtm paene in hoc libello caput 
osf, quod non ex kis orationibus aut lueem eapere aut tpsis afferre 
possit." Demnach kann ich nicht beipflichte«, wenn Mtihlenbrueh 
zunächst bedacht sein zu müssen glaubte in der neuen Ausgabe des 
Syntagma den jungen Juristen ein Eiementarbuch zu geben. Durch 
diese Tendfttz sind einige Partieen des Werks, besonders das Erb- 
recht und der CivHproeess, in deren Behandlung Mfihlenbruch's 
Meisterschaft so- anerkannt ist, bedeutend besser geworden als die 
llbrigen Tbcile, aber es ist eben dadurch eine grosse Ungleichheit 
in das Werk gekommen und um Mtthleabrueh's eigne Worte zu 
gebrauchen, jene Partieen sind in dem Grude verindert »utfrustr* 
Heineccius in Heineecio quaeratur." Glücklicher Weise hat es je- 
doch der Herausgeber nicht unterlassen, auch tn den Tbeüen, die 
ihm fllr die Anffcnger unter den Juristen nicht sehr nothwendig er* 
scheinen, vieleTsIMtzenswerthe Zuthaten zu geben. 

Das schlimmste Resultat der Anschliessung an Jostinfan's Insti- 
tutionen in diesem Syntagma antiquitatum ist sicher, dass dadurch 
günztieh zersplittert ist was ein Ganzes sein sollte« In früherer Zeit 
glaubte man bei Anfertigung eines Lehrbuchs der Antiquitäten eben 
durch diesen Namen von Ordnung und System entbunden su sein und das 
Höchste erreicht zu haben, wenn man recht viel zusammengebracht 
hatte. Das war GHehrsamkeit und ein solches Buch war sehr gut 
zum Nachschlagen*** gebrauchen. Ich brauche nur an K. Fr. Her- 
mann'* Lehrbuch der griechischen Staetsalterthümer und SchO- 
riann's Antiquitates iuris publici Graecorum zn erinnern, um be- 
merklich zu machen, wie sich jetzt das Verhültnjss der Alterththner 
zur Geschichte ganz anders geüütet hat und dass die Antiquititen 
Geschichte sein mtissen, da sieh das Gewordene nicht begreifen lasst 
ohne das Werden zu verfolgen. Die Alterthümer geben die Resul- 
tate der geschichüfchen Bntwickelung« sie müssen aber zeigen, dass 
was Sie gehen Resultate der geschichtlichen Rutwickelung sind; also 
diese Entwickelang fortwährend berücksichtigen, sonst haben wir ein 
Recht ihnen die wissensehaMiehe Perm abzusprechen. Wenn die 
Namen remische Rtehtsalterthtmer und innere Geschichte 
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de« rdmisehqn Rechts schon seit langer Zeit gas» promismq ge- 
braucht sind, so scboiiit darin ein Beweis Air die Anerkennung der 
Identität der Alterthümer nnd Geschichte za liegen, sehen wir aber 
anf die Ausführung, so scheinen die Namen nnr angenehm za tau- 
schen. Wenigstens ist in Heineccii Synt. antiquilatum der histo- 
rische Fnden nnr wenig zu sehen, hei seinem Anschliessen an die 
Reihenfolge der Instittttienentitel war es ihm unmöglich die histo- 
rische Entwicklung der einzelnen Rechtsinstitute wie des Ganzen 
darzulegen, auch erkannte er das Bedttrfniss einer solchen tieferen 
historischen Behandlung des Gegeostandes nicht. Das* er in geson- 
derten §§- die Hauptperioden, die der Kttuigszeit, der 12 Tafelau« s.w. 
trennt, darin zeigt sich noch keine historische Kunst. -:.% 

Des Reineccius Vorzüge, so weit sie uns aus dem vorliegen- 
den seiner vielen Werke entgegentreten, sind eine grosse, vielsei- 
tige Gelehrsamkeit, wie sie in unserer Zeit immer seltner wird, ein 
klarer kritischer Blick fitr das Einzelne und eine sehr gewandte 
leichte Form der Darstellung. Es ist daher das Syntagma als das 
brauchbarste Repertorium der römischen RechtsalterthUmer zu 
betrachten und wird dieseu Werlh nie verlieren. 

Die Grnadmlngel nun und die Fehler des Wesks» welche schon 
durch die Anlage desselben entstanden sind, müssen dem neuesten 
Herausgeber, der so vollkommen den jetzigen wissenschaftlichen 
Stand der historischen Rechtswissenschaft kennt, die Uehernahmn 
der Arbeit sehr bedenklich gemacht haben und ich kann nicht leug- 
nen daas, ab ich die erste Ankündigung der neuen Ausgabe las, es 
■ich befremdete, dass Mühlenbruch, der durch eigne selbststän- 
dige Arbeiten der Wissenschaft den grüssten tyutzen und sich den 
grünsten Ruhm verschaffen kann und der bereits die Erfahrung ge- 
macht, wie schwer es sei, ein von einem anderen Gelehrten, nicht 
in durchaus lobenswerther Weise, begonnenes Werk fortzuführen — 
dass ein solcher Mann es übernommen, uns einen neuen Bciveccius 
zu gehen. Doch, es kommt unsacht zu darüber zu klügeln, wir 
nahen dem- Herausgeber nur für die Uebernahme der Arbeit zu dan- 
ken nnd Ref. nimmt das vorliegende Werk mit seinen Mängeln in 
der verbesserten Gestalt lieber entgegen, als ganz neue Handbücher 
dar römischen Rechtsgeschichte, die keine grossartige gaform die* 
ser Wissenschaft machen, sondern hei den unvermeidlichen Fehlern 
und Lücken der Hand- und Lehrbücher, nur einzelne Varbes- 

■§•» bringen» 
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Mfihlenbrueh gibt in der Praefatio p. FL sq. selbst an, wel- 
che Partie©« und §§. des Heinecciscben Werks er entweder gänz- 
lich umgeformt oder verbessernd erweitert and wo er ganze §§. ein- 
geschaltet habe; ich brauche daher dieses nicht besonders hervor- 
zuheben, eben so wenig, dass die. längeren Zusätze und Excnrsc 
sehr bedeutend sind, wie p. 361. sq. not. x. das ober das quirita- 
rische und bonitarische Eigenthunt Gesagte, die ausführlichen Expo- 
sitionen zum Titel de bonorum possessionibus (p. 502. sqq. ) , zum 
Titel de actionibus (p. 634. sqq.) u. a. Der Titel de puMicis iudi- 
ciis, der sehr einer bedeutenden Nachhülfe bedarf, ist nur spärlich 
bedacht« An einigen Stellen ist Heineccius von M. getadelt, aber 
nicht verheert, wie p. 32. not *., oder nur auf neuere Schrift- 
steller, die das Richtige enthalten, verwiesen, wie p. 235. not. p. 
Da M. besonders die Tirones bei seinen Zulhaten im Auge hat, so 
kann man dergleichen fast ein mitter e ad Kaien das Graeeas nennen. 

Ich will nun noch versuchen einzelnes in dem reichhaltigen 
Werk zu bessern und zu ergänzen. Ungeachtet des Fleisses» den 
Haubold auf die Berichtigung der Gilate verwendet, ist doch hier 
einzelnes ungenau geblieben: p. 37. not. f. steht Cic. contra Rullum 
c. 2. statt //• c. 2. und in derselben Anmerkung hat M. zwei unge- 
naue Citate hinzugefügt, Varro de Hng. tat. c. 9. statt FI. .§. 93. 
(ed. Müller) und Liv. hist. XLUI. statt XU IL e. 16. Auf der fol- 
genden Seite not. h. ist Appian. de hello eiv. I. ebenfalls unvollstän- 
dig; p. 102. not. f. ist unrichtig Nov. CXIL statt CLXIL; p. 226. 
im Text sollte Cic. pro Milone c. 10. und 17* statt c. 34. 37. stehen; 
f. 671. not. u.or. pro Roscio Comoedo c. 5* Ffir diejenigen Leser 
des Werks, welehe des Asconrus Commentare,- Festus n. a. in 
den neueren so gaag umgeformten Ausgaben gebrauchen , ist es sehr 
unbequem, diese Pfeifer nach Seitenzahlen den alten Ausgaben citirt 
zn finden. Bei Festus ist häufig ein s. v. hinzugesetzt, aber nicht 
immer. 

Mahlenbruch bat nicht mit derselben Sorgfalt wie Haubold ans 
der neueren und älteren juristisch^ Literatur Nach Weisungen gegeben. 
Es mag wol der ganz speziellen Berflcksiahtigung der Dupondii bei- 
zumessen sein, dass M. den von Philologen gemachten Untersuchun- 
gen auf dem Gebiete der RecbtsalterthOmer fast gar keine Aufmerk- 
samkeit geschenkt hat. Es ist wahr, die Zahl der Philologen, die 
hier in neuerer Zeit etwas geleistet haben, ist nicht gross, aber 
einige haben Bedeutendes gegeben und die durften nicht als unzOnf- 
tig Obergangen werden. Wenn H. in der Literatur über das Cea~ 
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tamviralgericht Zompt's Abhandlung über Ursprang, Form and 
Bedentang des Cen tarn viral gerichts in Rom (1838.) nicht anführt, 
so ist das ein Mangel. Was Saappe in Orelli's Onomastieon 
Tullianum Ober die lex Voconia, Wand er in den Prolegomena 
za Cic. pro Plancio über die lex Licinia de sodalieiis and die iudi- 
ces cditicii, Rein in den Quaestt. Tüll, ad ius civ. speet. (1884.) 
Ober nie lex Cineia 9 Hadvig über die Tribuni aerarii (1838*) nnd 
über den iudex quaestionis in seinem Bach de Asconio, Ober die Co* 
lonien, Mnnicipien nnd Präfeetaren in semer Abhandlung de iure et 
eonditione eoloniarum n. a. geschrieben haben, so wie Rein's röni. 
Privatrecht nnd die Aasgabe sämtlicher Reden Cicero'* von Klotz 
hätte mit grossem Vortbeil benutzt werden können, ietzt erfährt 
■an im Syntagma Aber die Tribuni aerarii nnd die lex AureUa tu- 
diciaria, wie überhaupt Ober die leges iudiciariae, welche das Rieh* 
terpersonal veränderten, gar nichts oder doch nicht viel mehr, denn 
IV., 18« §. 16. ist sehr dürftig und ungenau; über deo iudex quae- 
stionis erhalten wir des Sigonius halbwabre, abgetragene Ansicht. 
Hätte Mühlenbrach Aiadvig's Abhandlang de tribunh aerariis 
gelesen, so würde er vielleicht Bedenken getragen haben (p+ 786. 
noL d.) Kreb's diu. dt iudieum Rom. decuriis, die voll von Irrthtt* 
mern ist, egregia zu nennen. M. würde sich grösseren Dank ver- 
dient haben durch Anfftbrung der wichtigsten bezüglichen Schriften der 
Philologen als durch das nicht seltene Gitiren von „Schnitz Staats- 
wissenschaft der Römer", welches Bach doch am wenigsten juristi- 
schen Anlangern an empfehlen ist. Abgesehen von dem, was ans 
den ßflehern der Philologen hätte zur Ergänzung nnd Verbesserang 
des Syntagma entnommen werden können and müssen, ist auch sonst 
maiches mit oder ohne Absicht von dem neuesten Heraasgeber über- 
gangen nnd ich kann nicht umhin, bier einige Mnchträge za geben. Za 
f. 33* not. b. vgl. Agnth. Wunderliches kurze Abbandlang: „der 
Name lArrmanutfoq war den griechischen Juristen unbekannt " in 
diesen Kritischen Jahrbüchern 1840. Heft 3., mit Nachtrag in Heft 4.; 
za*».44. not.y. vgl. jetzt Rudortf-über das Ackergesetz des Spu- 
rins Thorius in der Zeitschr. f. gesch. Rechtsw. X., l.(1839»); 
xn p. 50. not. x. über das Album vgl. J. VieU Le-Clerc 
des journaux ehe» les Romains ( Paris 1838.) f. 8$. sqq., zu/?. 184. 
not s. vgl. Simson adDig. de eapite minutis (IV. % &.) dsy.2. exer- 
eUatio. Regtom. 1835* 8«; za p. 68. sq. hätten Gans Schollen znm 
Garns angeführt werden müssen, allein Gans hat selten die Ehre 
rta M. citirt za werden. Za p. 89. not. d., über den Unterschied 
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von liberti und lihertini vgl. C ramer adGeUium e&cursus quar- 
ties f in dessen kleinen Schriften herausgegeben von Ratjen S. 106. 
not. 1. and Einleitung S. ÄUÄ. f., Bierregaard de Ubertinorwn 
hominum eonditione libera repubtiea Romana (Hauniae 1&40« 8.) 
/. §. 3.; zu p. 126. sq. Aber liberi patrimi et matrimi s. die 
ausführliche Untersuchung von C raraer a» a. 0. S. 92« ff. ; au p. 207« 
«at. A. L. Gitzler quaest. de lege Julia etPapia Poppaea. Spee. I. //• 
(HaletFralisl.iBZ^. 8.); zu P- 236. not. r. über tata Quirilium und 
tir* civitatis s. Huschke über die Stelle des Varro von den Li- 
ciniern S. 80. f. und Ratjen in 4er Einleitung au Cramer's kleinen 
Schriften S. All. f£; zu p. 256. *o/. £. aber das divortium Car- 
vilianum'är. Folckm. Fritzsche de divortio Caroil. or., vor dem 
Indem leetionum der Univ. Rostock, Sommersemester 1835. Es war 
p. 348. sq. freilich nicht die vollständige Angabe der Literatur Ober 
den Unterschied der res maneipi und nee maneipi au verlangen, 
allein Manhayn's Schrift darüber (1823.) hltte gowiss eine Erwäh- 
nung verdient. Christiansen anzuführen, scheint gegen Mühlen- 
bracht Princip zu sein, Sonst wäre hier, sowie p. 128., p. 160. 
not. o M p. 607. ff. bei dem furtum lance et Heia eoneeptum 
und an vielen andern Stellen dazu eine sehr passende Gelegenheit 
gewesen. In dejn Abschnitt von den Servituten ist Emil Hoffmann, 
die Lehre von <Uh Servituten nach R. H. Bd. 1. ( Da nust., 1838.) 
.nicht genannt. Zu dem Abschnitt, vom furtum hat M. einige Nach- 
trüge aas der reichhaltigen Literatur Ober diesen Gegenstand gage- 
ben, aber mehrere Hauptschriften gar nicht erwähnt. S. 621. uot.a. 
ist Zimmermann de iniuriü ex iure Rem. (Berel. 1835* 8.) nach- 
getragen. Zu Anfang des Titels de publicis iudieiis hat M. (nicht 
ganz genau) du kaum miltelmttssig zu nennende Bach von Schmie- 
dieke de hist. proeeems eriminalis Rom. comtn. I. (FratisL 1827. 
8.J hinzugefügt und auch im Folgenden oft citirt; weit mehr Beach- 
tung verdient Ad. Burckhardt die Krimiualgerichtabarkeit in Rom 
bis auf die Kaiserzeit (Basel *.o«4.). Zu p. 762. noL r. vgl. Was- 
serschleben hist. quaesäonum pur tonnenta apui Romanos. (BeroL 
1886. 8.). 

Da M. nur gewisse Theile des Werks vervollkommnen wollte, so 
ist in den übrigen Theilen manches Unsichere oder langst Antiquirte 
stehen geblieben. So kann das was Heineeciusin einem ganz un- 
passenden Zusammenhange über die Glientel vorbringt (1., 2. §.30.) 
wol jetzt wenig Beifall finden. Wenn IL in der Anmerkung hinzufügt, 
es seien die Historiker .unter sich sehr uneinig über das Wesen der 
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4er Clientel m alten Rom, so kann das dem von Heineceius Vor- 
getragenen keines Vorschub leisten und wenn M. bemerkt , er lasse 
Jas von H. hierOber Gegebene unverändert „alisna enim sunt ab 
Btmeceimni operis indole acjime", so ist das nur in so fern wahr, 
als M. die indoles nnd den finis des Werks eigenmächtig in enge 
Greaaen eingeschlossen bat — Ganz unrichtig ist das von Hei- 
aeccins L, 3. §• 1. Vorgetragene nnd nur entfernt die Verbesserung 
eines Punkts von M. durch Verweisung auf Gaius I., 14. angedeu- 
tet. Die Römer, sagt IL, brachten die kriegsgefangenen Feiode iu 
die Sclaverei, bestimmt diess aber naher dahin, dass die welche in 
•fever Schlacht oder bei Eroberung der Stidte gefingen genommen 
seien, verkauft und dann servi genannt wären „quod esrnnt in hello 
sernnft', itemque maneipia, quasi manu capti"\ diejenigen dage- 
gen, welche die Waffen niederlegten und sich freiwillig ergaben, 
seien unter das Joch geschickt, bitten ihre Iugenuitlfttsrechte behal- 
ten und seien deditieii genannt Abgesehen von der fehlerhallen 
Etymologie des Worts servus (nach §. 3* /. de iure »er*.), wur- 
den nicht alle Kriegsgefangene verkauft, sondern manche wurden 
strwi publici, andere wurden bisweilen als Ruderer in der Marine 
verwendet; ganz unrichtig ist die Erklärung von deditieii und die 
Herbeotehung des sub jugum mittere. Vgl. mein* Abhandlung de 
mre belli et paers Romanorum (1856.)« 

S. 130. not.L wird in einem Zusätze 11.% die eonfarreatio 
wegen der ritns saeri ak etruseiseh bezeichnet: nach den neuesten 
Untersuchungen, besonders Qottling's, ist sie gewiss sabinischen 
Ursprungs. Heineceius hat L, 10« §. 17. sehr wenig oder eigent- 
Beb gar nichts über das Ehehinderniss wegen zu naher Verwandt- 
schaft bemerkt, M. fügt p. 135. not. b. bloss einige Citate hinzu, so 
•am nun uns dem vorliegenden Werke auch nicht die geringste Be- 
lebrung Ober den Gegenstand erhalt, der doch gewks nicht zu dem 
aicht Notwendigen gerechnet werden kann, auch wenn man mit M. 
nur den Hausbedarf der Juristen berücksichtigen will. — Heineceius 
■sunt (I., 12. §. 16.) als solche, die durch Justinian nebst den 
fyücopi durch ihr Amt Befreiung von der patria potestas erhielten: 
Censules, Co*sulare* 9 Praefeeti praetorio elc Die Bezeichnung 
tomulmres int hier wei nicht nässend, denn Justin. Nov.8i. c.U 
mgt: xo2 n^oq je totg ttfmfrfwoig muM ttjg ßaailtiw; vnMtnoig ovp- 
ßü*Q t versteht nJno die eonsules konorarii, die nur das Gonsul- 
pteat vom Kaiser erhielten. — S. 189. not.b. (7. f 22. §.2.> nimmt 
Btiieccins mit Recht an, dass fitr die Annehme der ioga viri/is 
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das vollendete löte Jahr die Normalzeit gewesen, allein da manche, 
und zwar nach QueHenzeugnissen , eine andere Ansicht geäussert 
haben, so hätte hinzugefügt werden raös&en, dass eine Abweichung 
von der Regel ganz von dem Ermessen der Täter oder Vormttnder 
und von andern Umständen abhing, grade wie bei uns für die Con- 
Hrmation zwar auch ein Normaljahr besteht, ein Verschieben der 
heiligen Handlung aber sehr gewöhnlich und nicht gegen das Gesetz, 
eine frühere Cor firmation leicht gestattet wird (vgl. Klotz zu Ci- 
cero's Reden Bd. III. S. 1019. f» f Becker Gallus l. S. 29). — 
S. 194. f. ist zwar der Name der früher so genannten lex Laeto- 
ria in Plaetoria von M. in einer Anmerkung verbessert, im Uebri- 
gen muss man sich mit Verweisungen auf die neueren Untersuchun- 
gen Aber diese lex begnügen. Die ganz willkflhrliche Annahme bei 
Heineccius, dass die lex vom J. 497. d. St. sei, ist unberührt ge- 
blieben. Einige Andeutungen über das Alter dieser lex (vor 545. 
d. St.) habe ich gegeben in Zimmermannes Zeftschr. f. Alterlhumsw. 
1838. Nr. 36. S. 297. — Von der seltsamen Ordnnng, zu der Hei- 
neeeivs sich bequemen 1 musste, indem er einerseits sich eag an die 
Reihenfolge der Institutionentitcl anschloss, andrerseits Vollständig- 
keit erstrebte, gibt ein Bild der titulus de excusatiom'bus tutorum 
vel curatorum f*i %y 25.,). Nach einigen Vorbemerkungen und nach- 
dem im §. 1 . ganz allgemein eine bestimmte Kinderzahl als excutalio 
voluntaria genannt ist, handelt der §. 2. von den Ursachen, wegen 
welcher die Römer sich des Heirathens und der Kinderzeugung ent- 
hielten. Sodann folgen ia §. 3 — 8. die gesetzlichen Bestimmungen 
zur Verminderung der Ehelosigkeit und über die Vortheile, die sich 
an den Besitz von Kindern knüpften. Bis dahin ist nichts gegen die 
Anordnung einzuwenden. Allein §. 9.: Professio liberorum 
apud Praefeetum nerarii ftthrt auf Abwege, denn nun wird ia 
§. 10* 11. 12- tlher den Unterschied \ od fiscus und aermrium, fifeer 
die Vorsteher des derarium, des fiscus nnd des Patrimonium Cae- 
sarum ausführlich gesprochen. Sodann lenkt H. in §. 13. wieder 
zum Thema ein. §. 15. gibt aber sebon wieder Gelegenheil zu einer 
langen Excursion und in §. 16 —22. wird eine Geschiebte der iVo- 
fessio artis grammaticae, rketorices, pkihsopkiae, medianae, iuris- 
prudentiae in Rom nnd einiges über das Schulwesen in Rom und den 
Provinzen gegeben, so dass man eher eine Geschichte der Literatur 
als ein Compendinm der Rechtsaltertfaflmer zn lesen glaubt. Und zu 
altem diesem fährt die Lehre von der Tutel. 

In der grosses Appendix zun ersten Buch: De iure anliquo 
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cioium Romanoruvt, Latinorum y Italiae, provinciarum, 
nee non condiiione peregrinorum hat sich Hei nee eins ganz 
eng ao Sigonius und Bz. Spoafaeim angeschlossen, wie bereits 
roa Haubold u. a. bemerkt ist. HaaboJd verweist auch auf eine 
gute Quelle, um manches in den älteren Ansichten des Sigonius 
tad seiner Anhänger zu verbessern; allein diese Quelle ist weder 
von Hanbold noch von dem neuesten Herausgeber wirklich benutzt. 
Möklenbroch hat jedoch Savigny's bezügliche Schriften zurEmeo- 
dation zugezogen. Es ist dieses ganze schöne Feld in neuerer Zeit 
zu wenig bebaut Sehr ungenügend ist Hopfensack's Staatsrecht 
der Unterthanen der Römer, vielmehr hat Walter in der Gesch. des 
römischen Rechts gegeben, den Mühlenbruch wol mehr hüte be- 
nutzen können. In dieser Appendix (§.33 — 49.) ist vieles enthal- 
ten, was in nächster Verbindung mit dem Titel de nupliis steht, 
nnd wenigstens das Ober Ehescheidung Vorgetragene gehörte wol 
ganz in jene Verbindung, wie Heinecc. selbst §.-44. einzuräumen 
scheint. Was Heinecc. §. 49. über den Unterschied von divor- 
tium und repudium mittheilt, ist zu beschränkt aufgefasst und 
Mahlenbruch hat nur durch eine kurze Hinweisung auf Wach- 
ter's Ehescheidungen bei den Römern die Notwendigkeit einer Ver- 
besserung angedeutet. Vgl. meine Bemerkungen in gimmermann's 
Zefeebr. f. A. 1838. Nr. 37» S. 305. 

In dem lib. II. tit. I. §. 25. (p. 359.) über die Bedeutoug von 
audio führt Heineccius die bekannte Stelle des Pestus au: 
^ Mastue subjiciebuntur ea, quae publice venumdabont, quia Signum 
prueeipuum \ est kasla." H. hat aber nicht angedeutet durch den 
Druck, dass zwischen praeeipuum und est etwas ausgefallen ist; so 
wie er die Stelle hinstellt, bat der Zusatz keinen Sinn. Urs in hat 
pruelii einschieben wollen, 0. Möller belli, was mehr Wahr- 
scheinlichkeit hat wegen der folgenden Worte: „Num et Cartha- 
gimeuses quum bellum vettert, Romam hastam miserunt etc." vgl. 
Guius IV.i 16. Was übrigens diese bekannte Erklärung des Sym- 
bols der hasta bei Gaius und, wie es scheint, bei Festus anbe- 
trifft, die Mühlenbruch p. 362. hilligt und benutzt, so scheint sie 
mir hinlänglich vou Zumpt (über das Centumviralgericht S. 8. f.) 
und Christiansen (Wissensch. der Gesch. des R, R. I. S. 209*) wider- 
legt zu sein. 

In dem kurzen tit. II. Hb. II. §. 25. (p. 362. sq.) wird die ge- 
vtbeliche Eintheilung der res eorporates und ineorporales von 
B. auf die stoische Philosophie zurückgeführt uud M. scheint ihm 
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ganz beizustimmen, denn er fügt not in einer Anmerkung zwei neuere 
Schriften hinzu, in denen dieselbe Ansicht durchgeführt ist« H. gibt 
freilich zugleich an, dass die Stoiker denn doch die Einteilung ganz 
anders fassten, als die romischen Juristen, beruhigt sich aber dabei* 
Ein Anfänger kann leicht dadurch confus werden, zumal wenn er 
die Sache gründlicher durchdenken will und den übertriebenen Ein- 
floss sieht, den die römischen Juristen dieser unzweckmlssigen Eio- 
theilung gestattet haben und die Inconseqnenzen, in welche sie da- 
durch gerathen z. B. wenn sie das Ei gen ihn m zu den res corporales 
rechnen, was sich nur durch grosse Spitzfindigkeit rechtfertigen 
lasst, denn wenn man zu diesem Behuf auf den Gegenstand des Ei- 
genlhums als ein individuell bestimmtes corpus verweist, so entsteht 
dt wieder ein Gonflict mit anderen iura, von denen sich dasselbe 
sagen Usst. Es scheint mir, als ob dieser Titel von M., der die An- 
fanger speziell berücksichtigt, einer Nachhülfe bedurft hätte* 

Der Abschnitt von den Servituten ist von M. reichlich mit 
Nachträgen aus der neuesten grossen Literatur über diesen Gegen- 
stand versehen. Vielleicht bitte Hb. IL (it. FL §.: Quid usur- 
patio? einen Zusatz verdient. Es rouss namentlich dem AnRinger 
auffallend erscheinen, als erste Bedeutung von usurpatio in einem 
§,, der das Wesen derselben erörtern soll, die von usucapienis in- 
ttrruptio angegeben und sodann ohne tieferes Eingeben auf diesen 
merkwürdigen Sprachgebrauch andere heterogene Bedeutungen an- 
gereiht zu finden. Durch Benutzung von Doneilt commentar. iWr. 
ew. F. y 21m 4« sqq. und 0. Müller's Bemerkungen im Rhein. Me- 
seum für Jnrispr. V. S. 200. ff. Hesse sich die Sache besser dar- 
stellen. Dirksen bat im Manuale htinitatis fönt, tut. oiv. Rom. 
diesen Artikel sehr gut angeordnet. Dieser Lexikograph bat nicht, 
wie Heineccius, den Titel des von Pomponius erwähnten Über 
de usurpationibus des Jppins Claudius f£ 2« §. 36. D. de 0. J.) in 
der von Heineecius hier zuerst gesetzten Bedeutung genommen, 
wozu auch die kurze Notiz des Pomponius keinen Grund darbietet« 
Lib. L tot. 10. §. 14. (p. 133.) im Abschnitt de nuptiis, wo die Er- 
klärung des Worts ebenfalls (nach Gell. N. A. Hl., 2.) von Bedeu- 
tung ist, Usst Heinecc. dasselbe ohne die genügende Erörterung, 
denn wenn er schreibt: „5t enim haee (uxor) — cum viro consue- 
verat annum suum, nee ante finem anni usurpatum iverat, id 
est, trlbus noctibus a viro non abfucral, videbatur tum usu- 
capta et possessione quaesita'S so ist das eine Relation nach Gell ins, 
die nicht jedem Leser gleich klar sein wird. 
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In Hb. iL tÜ. 7. de donationibus handelt H. in sogenannter 
eleganter WeiM zuerst von der Sitte der Römer, Gescheoke zu 
geben überhaupt, von Neujahrs- und Tisch' gesehenken und hebt her- 
vor, das« man am ersten Januar 6om ominis causa süsse Sache«, 
getrocknete Feigen, Datteln, Honig u. dgl. za schenken pflegte; so- 
dann kommt er auf die Geburtstags* und Patkengeschenke (munera 
diebus lustrieis missa), und Gastgeschenke. Selche Partieen machen 
zweifelhaft, ob M. den Character der Werks riektig aofgefasst — 
Im §. \&.Jhi. dieses Titels kat H. für vnoßolof Harmenopnlus und 
Sidonius Ap ollin., aber nicht Leo's Nov. 22. die für die Entwicke- 
ln^ dieses Inslitatt von Wichtigkeit ist, citirt Vgl. aueh Leo Nov. 85. 
Wenn hier H. den Harmenopul anführt, so berücksichtigt er auch an 
andern Stellen die nachjustinioneischen Rechtseaellen , hanfiger aber, 
sich an die freilich nirgends genauer angegebenen Grenze zwischen «*- 
tiquileUes iuris vni iuris prüden tia anschliessend, schliefst er auch die 
eigentlich jostinianeischea Rechtsquellen aus; daher sind die §§., die 
Justiaian's Aendernngen andeuten, meistens eben nur Andeutungen. 
Dagegen laset sieh nichts einwenden und man darf ihn wol nicht tadeln, 
wenn er zuweilen animi causa aus seinem Territorium herausgeht. 

Dan Peeulium der fitüfamilias hat H. (hb. IL tit. 9.) «ehr kurz 
kehandett, denn den von fast überflüssigen CHaten aus Schriftstellern 
aller Art angeführten §. 1. kann man kaum in Anschlag bringen. Zu 
Romains Zeit, sagt H., erwarben die Kinder lediglich für den Va- 
ter, „awlea tarnen ß/iis eoncessum tanquam peeulium, quxdquid mi- 
Utiae labere eranl luerati. Bt id quidem eodem tempore factum 
videhtr, quo ipsa libera testamenlif actio coneessa est milttibue. M 
primo sub Julio Caesare factum ad tempus etc." Diess ist entweder 
unrichtig oder schief ausgedrückt. Nach H. muss man annehmen, 
das peeulium eastrense sei die älteste und ursprünglich einzige Art 
den peeulium, aber auch dieses keineswegs sehr alt. Plaut. Merc. /., 
1., 90. sqq. erwähnt ein durch Handel erworbenes peeulium des 
Sehnen. Sache und Wort sind sehr alt und in eine Zeit zurückzu- 
fahren, wo der Reichthom der Römer besonders in Vieh bestand, 
s. Gdttltng Gesch. der rüm. Staatsverf. S. 108. Anm. 5. Nach 
Gattung (S. 108.) haben auch keineswegs erst die römischen Kai- 
ser das Verblitniss des peeulium eastrense rechtlich bestimmt. 
M. hat zwar p. 414. not. h. den unrichtigen Ausgangspunkt bei H. 
angedeutet, eher ohne naher auf die Sache einzugehen. 

Wie verschieden man auch den Namen sui (keredes) erklären 
mag, so ist es doch entschieden unrichtig, wenn Heineccius üb* II. 
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tit. 17. 18. 19. §. 2. schreibt: „sut\ quia iam vivis parentibus 
quasi domini habebantur" Dach §. 2* /• de hered* qtsaL, und es- 
stimmt die«« nicht zu den, was H. Hb. HL tit. 1. §• 2. darüber 
bemerkt. 

Zur Erklärung des Worts völlig unnütz und für Anfänger sehr 
wenig geeignet ist, was H. in Zirkelbewegung (Hb. IL tiL 17. 18.19. 
§. 14*> Ober die cretio voranstellt: »Cretio est actus eorum, qui 
cum cretio ne erant keredes instituti. Cum cretione dicebatur 
iustitutus, cui testator iniunxerat^ ut hereditatem cerner et." 

Lib. IL tit. 20. §. 9. fehlt eine Hauptstelle über die partitio, 
Cic.pro Cluent. 7., wo das partiri streng technisch gebraucht ist. 
Auch Cic. de legg. IL, 20. hatte nicht ausgelassen werden sollen. 

Bas Jahr der lex Faconia ist freilich sehr bestritten, allein 
das J. 594. a.u.c, welches H. (lib. IL tit. 20— 22. §. 16.; angibt, 
hat gar nichts fBr sich. In dem Jahre waren auch nicht Caepio 
und Philipp us, die er nennt, Consuln, sondern 585. (584.). Dieses 
Jahr nehmen auch Savigny und Sauppe (in Orelli's Onomast. 
TulL HL p. 295. sq.) an. H. bat die lex sehr kurz behandelt, be- 
sonders ist §. 17«, der die oblüeratio zum Gegenstand hat, zu kurz: 
Gaius IL §. 274., wo von derselben im Praesens geredet wird und 
PI in. Planeg. 42., welche Stellen der von H. allein angeführten, 
Gell. N. A. XX., 1., zu widersprechen scheinen, sind hier gar nicht 
genannt. 

In den allgemeineren einleitenden §§• der Lehre von den Obli- 
gationen \p. 518* sqq.) bat H. manches von H. Vorgebrachte zu- 
rückweisen müssen, .als geschöpft „ex kistoria iuris civ. umbratica." 
Die von H. gegebene Erklärung: „Contractu* cum consensu ütean- 
htr, isque vei verus sit, vet praesumtus, ii, am ex vero nascu*- 
ter, contractus, qui ex praesumto , quasi contractus appellan- 
tur" ist mit Recht von Ifühlenbruch getadelt (/?.521. not. e.), wenn 
aber M. der Rüge keine Belehrung hinzufugt, sondern meint: „Sed 
id anquirere hie nihil altinet cf. tarnen, m, Weber von der na- 
türlichen Vbdlichk. §• 9.," so ist damit einem Anfänger wenig ge- 
dient und wenn ihn dergleichen dazu anleitet, Ober Begriffsbestim- 
mungen oberflächlich hinwegzugeben und zu den historischen und 
antiquarischen Einzelheilen zu eilen, so entsteht dadurch ein Sta- 
dium, welches niemand mehr verdammt, als Hühlenbruch. Nicht 
gerügt, . aber gewiss nicht von M. gebilligt ist du, was H. an der- 
selben Stelle sagt: „/vi delictis quoque vel dolus coneurrit, vei 
culpa tantum. Si dolus, verum delictum, sin culpa, quasi 
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delietuw indc Msrafer", vgl. Weber •. a. O.S§. 50. Schilling 
Bemerknngeu S. 248. ff. Gegen die von B. fortwährend gebrauch- 
tes Ausdrücke quasi contractu* und quasi delictum haben sich 
bereits Woltaer und Weher erklärt, und wenn anch Theophilus, 
der Ttel Singnllres dieser Art hat, von xovdat Konoaxrot redet, so 
ist diese dock wol nicht nachzuahmen. 

S. 522. not. k. nimmt M. zom Theil zurück, was er früher in 
den Heidelberger Jahrhfichern gegen Gans ober Innomioat-Contraete 
nod das ins poenitendi bemerkt hatte. 

S. 525. f. §• 4. hatte die Bedentang der Idus neben den JT«r- 
lendme angegeben werden müssen. An den Idus wurde wol mei- 
sten* gekündigt, an den Kalendae gezahlt, daher sagt de. CatiL /., 
6. §. 14.: „Praeicrmitto ruinös fortunarum hierum, quas omnet 
impendere tibi proxrmi* Idibus senties u , vgl. Nor. Epod.ILy 69. 
Satir. /., 6m 75. Jedenfalls waren auch, die Idus hier von Bedeu- 
tnng, and es ist nicht richtig, wenn H. sagt: n omnem rem peeu- 
mimriam Romanorum Kalendis adligalam fttissc." 

Lib. 111. tit. 30. §. 4. hat Heineccius sich in die Reihe derer 
gestellt, welche die Worte des Zwölftafelgesetzes: „Tertiis nundinis 
partis seemnto st plus mtnusve secuerunt sefraude esto" in milderer 
Deutung anf die Sectio bonorum beziehen. Cannegieter halte 
sieb in seiner Anmerkung bereits gegen H. erklärt, Hau hold und 
Mflhlenbrnch fügen Citate aus der reichen Literatur Ober diesen 
Streitpunkt hinzu und M. decretirl in so fern gegen *fle in ecc, dass 
er darauf verweiset, wie sector' und Sectio bonorum mit der 
Sectio (debitoris) in partes uichls gemein* haben, da Sectio 
den Verkauf eines Vermögens als Ganzes von Staatswegen bezeich- 
net, namentlich in Folge von Proscriptionen,' sec leres die Käufer 
eines solchen Vermögens. Jedenfalls steht der Ansicht dts Hei- 
neeeins n. a. am meisten entgegen, was auch Gaius (IV., 146.) 
jetzt bestätigt: „See totes vocantur, qui publice bona mercantur." 
Die Zahl der Ankläger der beiden entgegengesetzten Ansichten be- 
ginnt jeUt Legion zu werden und die lex XIL wird wol noch ferner 
ein Zankapfel bleiben. In neuester Zeit hat sich der treffliche 
Schottische Jurist Dr. Irving (an introduetion to tke sludy of the 
civil law. 4 ediU /). 21. sq.) für die strenge Auffassung des Gesetzes 
trfcJirt, Gottling (Geseh. der rftm. Staatsverf. S. 323. f.) mit einem 
Aufwand von philologischem Scharfsinn dagegen. Seine Darstellung 
ist sehr blendend und wird, zumal da G. hier mit nicht geringer 
Prätention auftritt, manchen bestechen. Eine Widerlegung Gott- 
friL Jahrb. L d. BW. Jahrg. VL U. It. 8 
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Iiug?s kann hier nicht gegeben werden, einige Randglossen mg ich 
jedoch nicht unterdrücken, am zu zeigen, wie schwach seine Beweie- 
fäbrung sei. 1. Die Berufung auf Hall mann, der Anstoss nimmt an 
dem ImperaÜY secanto, da doch Gellius selbst sage, man wisse 
nicht» dass diese Vorschrift jemals ausgeführt worden sei, sagt nicht 
viel. Der Jurist Caecilius bei Gellius gesteht, dass er weder 
gelesen noch gehört habe, ob das strenge Gesetz je zur Anwendung 
gekommen. Wie vieles aus der Zeit der 12 Tafeln hatten die Rö- 
mer der Kaiserzeit weder gelesen noch gehört. Es mag auch wol diese 
harte Bestimmung bald abgeschafft worden sein; s. Savigny in den 
Abhandlungen der Berl. Acad. 1833« S.82. Was aber den anstössi- 
gen Imperativ betrifft, so darf man wol annehmen, dass der Jurist 
Caecilius, den Gellius reden lässt, Latein verstand und derselbe 
schreibt: „Nam si plures förent, quibus reus esset iudteatu*, secare, 
si vellenty atque partiri corpus addicti sibi hominis permise- 
runt." Dass man den Imperativ seeento Übersetzen darf: „sie 
mögen zerhauen' 4 zeigen manche andere Imperative der XII Ta- 
feln, wie igiiur em eapitOj mamim endoiaeito 9 obvagulatum i7o, 
numus ineetio esto % in ius dueüo, si volet plus dato u. s.w. Die 
gebietende Gesetzessprache überlies« dem Berechtigten von seinem 
Rechte Gebrauch, zn machen oder nicht 2. Der Imperativ aber 
flüifft Göttliag zu einer mildern Deutung» an die zwar im ganze« 
Alterthum niemand gedacht hat, die aber nicht neu ist, nur mit ver- 
schiedenen Modificationen von diesem und jenem vergetragen« Warum 
G. hier als seinen Vorgänger grade Abramius ed Cic. Philipp* //., 
2$. nennt, der nur £anz vermuthend auftritt nnd wenig zu beweisen 
sucht, nicht aber BynkershoeJt oder Heineccins nnd andere 
wirkliche Vorkämpfer, sehe ich nicht ein; eben so wenig, warum 
G. sich auf Montesquieu als Juristen beruft Wollen wir mit ähn- 
licher Münze bezahlen, so Usst sich wol nichts mit mehr Sicherheit 
behaupten, als dass Montesquieu als Jurist gegen S'aviguy, Bcth- 
mann-Hollweg nnd andere, die der strengen Ansicht heldigen, gar 
nicht in Betracht kommt. Und was sagt denn Montesquieu? „Uopi~ 
nion de quelques ütrisconsultes, quo la lei des douxe Übles ne par- 
loit que de la division du prix du dibiteur vendu, est Iris vraisewt* 
blable." Kein Jota mehr. 3« Göttliag fasst partes als Nomi- 
nativ und folgert in diesem Schwünge: „partes kann Nominativ setn» 
ist es Nominativ, so bezeichnet es weit natürlicher und richtiger 
die Gläubiger, die litigatores^ wie dieser Ausdruck auch an enden 
Stellen vorkommt." Hier ist durch leises Unterschieben eines Wort» 



Digitized by 



Google 



Reeensirt von Herrn Dr. Otenhüggen zu Kiel. 115 



still «ms andern Uni Ami wieder eiset and er n etwas ganz Unrich- 
tige* herausgekommen. & hätte beweisea mBssen, erstlich das* 
partes ia der Sprache der Zwötftafetu oder doch jener altea Zeil 
Parteien bedeute; zweitens dass die Gläubiger in einen Schuld- 
proeesse die partes genannt sind. Statt dessen beweisen die beiden 
ersten der tob ihm als Belege angeführten Stellen nichts, als was 
jedes Lexieon lehrt, dass partes überhaupt in der römischen Rechts» 
spräche Parteien bedeuten könne. Die dritte Stelle, fragm* 7. §.S« 
de Überall causa ( Digest. XL., 12.)» wie 6. nach eigner Erfindung 
die Pandekten citirt, ist ganz heterogen und beweist auch dieses 
nicht. 4« Seears bedeute, fährt 6. fort, wie schon hegst bemerk* 
sei, das Sobbastirea, was den Schuldner und seine Angehörigen, 
die in seiner Gewalt seien, eben so treffen solle, wie seinen sonsti- 
gen Besitz, damit der Erlös unter die Gläubiger nach Proportion 
▼ertbeilt werde. Es ist das freilich langst bemerkt, aber auch längst 
gehörig widerlegt und G. hat hier das Unglück Zeugen zu prodaciren, 
die grade gegen ihn aussagen, nämlich Schilling Bemerkungen 
aber R. R. S. 71. and Cic. Philipp. IL, 26. Liv. VliL, 29* ist eben- 
falls ganz ungehörig von G.. angeführt, denn die SteHe handelt von 
einem nexms, nicht von einem addiclus, und wenn nexus und 
addietms nach Göttliag S. 124. gleich sein soll, 9ö beweist sie eben 
gegen ihn, denn wenn der Vater addietms ist, so kann ierjflius in 
potestmte ihn nicht befreien, da dieser nach G. ja auch schon ipsa 
iure den Gläubigern verfallen ist. Was G. über das sc frands 
est* nnd plus minusve hinzusetzt, ist Deelamation und die Sehluss* 
be meri m ng, dass die alte settio von der spltern zu unterscheiden 
sei, wer eben der zu beweisende Hauptpunkt. Diess als ein Beitrag 
zur Cbameteristik eines Verfahrens, welches bei dem Schein ron 
philologischer Gründlichkeit, für die Beebtsgeschicbte höchst ver- 
derblich ist nnd von welchem sich in Göttling's Werk mehrfache 
P r o b o n finden. Weit weniger gefährlich sind andere Ihsus ingenii 
Gattung'*, denen auch der Anfänger keinen Glauben schenken 
kam, z, I. wenn er in den sieben Zeugen dos prätoriseben Testa- 
ments, da dieses vor dem Praetor urbanus abgegeben sei, ehe 
Repräsentation der nrbs Roma oder des Septimontium findet. 

8. 616. bat M. die von Heineeciue ha folgender Gestalt mit» 
gatheilte missliehe Steile aus Cie. Brut* 34.: „quum ab L* StbelU* 
wmletam lege Jquüia de iustitia pettoisset." unberührt gelassen, 
leinen«, erklärt sieh in der Anmerkung gegen die Gonjeetnr de 
denn* inimria statt da iustitia, ohne aber das Geringste zur 

8* 
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Erklärung dieser seltsamen Worte hinzuzufügen. Cannegieter er- 
klärte de justitia durch ex justo, wie auch Bach. Da M. es hie- 
hei bewenden laust, muss man annehmen, dass er diese Deutung 
billigt und doch ist sie wol ganz sprachwidrig. Wo kommt denn de 
iustitia in dieser Bedeutuog vor? . Oreili und der neueste Heraus- 
geher von CiceroV Brutus, H. Meyer, haben unbedenklich Ho to- 
nt an u's Conjectur: lege Aquilia dämm' iniuria aufgenommen 
u&d bis nicht neue Handschriften auf einen andern Weg führen — 
denn das mute tarn petere nach dieser lex Aquilia, die das damnum 
iniuria zum Gegenstand hat, scheint mir anstössig — bis weiteres 
ist diess sicher das Desto. Oreili bat das« plausibel gemacht, dass 
das unsinnige de iustitia aus den nicht verstandenen Siglen D. 1. 
herrühre. Im Anfang des Institutionentitels de lege Aquilia haben 
Codices d. iniuria actio, also wenigstens das damni mit der Sigla 
a\ geschrieben. — Wie Heinec. an der genannten Stelle nicht von 
der Auctorität der Handschriften abweichen will , obgleich die hand- 
schriftliche Lesart keinen Sinn gibt, so stimmt er S. 647* einer sehr 
überflüssigen Conjectur des Raevardus bei, der /. 5. §.19. D. Ut 
in pessess. legat. statt possessionum lesen will sessionum. 

Es ist schon oben erwähnt, dass M. Zumpt's Abhandlung über 
das Centumviralgericht nicht benutzt hat. Aus Zumpt lässt sich er- 
sehen, dass die meistens bei der Untersuchung über die Competenz 
des Centumviralgerichts, so auch von Heinecc. S. 644. in die Mine 
gesetzte Stelle aus Cic. de orat. /., 38. sehr vorsichtig zu gebrau- 
chen sei und dass es weit wichtigere Stellen für diese Frage gebe. 

S. 647. Anm. s. fehlt die Anfahrung Gell. N. 0. /X, 15. und 
da Lennep's Enercit. iur., die Haubold für die Gertchtsierien zur 
Ernte- und Weinlesezeit citirt, wol am wenigsten Anfängern zu 
Gebot steht, hätte M. etwa Bethmann- Hollweg's Givilprocess I. 
S. 228. oder Rein's röra. Privatrecht S. 456. anfuhren können. 

S. 651. Anm. b. erklärt M. steh gegen Haubold u.a. über die 
ahvagulatia dahin, dass er dieselbe für einen riius hält, um den 
Gegner vor Gerieht zu bringen, oder zunächst ihn durch Schimpf- 
reden aus seinem Hause zu locken, welches ihn schützte, und dann 
fortzuschleppen. M. fügt hinzu, es seheine ihm ein solches Mittel 
mit dem Character jener Zeit Roms, der Zeit der Deeemviralgesetz- 
gebung, nicht in Widersprach zu stehen. Dagegen lässt sich nichts 
einwenden, in England werden ja anch allerlei schlaue Mittel gebraucht, 
um den Sehuldner aus seinem Hause zu locken; aber seltsam wäre 
es dock, wenn in dem ZwttlftafeJgesetz, das wahrlich nicht an Weit- 
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sehweiigkeit und an anufftzen Bestimmungen leidet, eigenes dem 
Kläger ein Fingerzeig gegeben sein sollte, wie er vielleicht den 
Gegner aus feinem Schlopfwiokel herausbringen könne. Und des 
Mittel möchte wol nur bei sehr einfältigen oder sehr heftigen Geg- 
nern angeschlagen haben, denn diese konnten ja die Absicht des 
Linnens vor ihrem Hanse leicht erratben. M. bitte allenfalls zur 
Stltxe seiner Erkllrnng anführen können, was er nicht tbut, dass 
eben sKe 12 Tafeln jede öffentliche Scbmähnng so streng verpönten 
(Cic. de rep. IV., 10. Pestus s.v. occen tassint), dass eine besondere 
Erlaubnis« für diesen Fall aölbtg wurde. Allein abgesehen yon dem 
was möglich und nicht möglich war, die von Festes angegebene 
Stelle der 12 Tafeln, die M. mit einer ganz neuen Freiheit interpre- 
lart, lautet: „Cui testimonium defuerit, is tertiis diebus ob 
nerton* obvagulatum ito." Dass hier die Worte cui leslimonium 
defuerit die Hanptworte sind, haben alle eingesehen, undM. über- 
gebt sie steht, sondern erklärt sie in dieser seltsamen Weise an 
Gnnsten seiner Meinung: »Jt nonne ei quoque dici potest deesse 
testimonium, qui propterea, quod latitat adversarius, impeditur, 
quo minus antestatione facta illum in ins rapiat?" Unmöglich. Dos 
testtmonium dessen, den der Kläger bei der antestatio am Ohr fasste, 
sollte ja nur dazn dienen, damit er beweisen konnte, der Gegner 
habe nicht gutwillig vor Gericht folgen wollen and seine (des Klägers) 
Gewalt sei daher gesetzlich gewesen. Es moss dieses Zwölftafelge- 
setz doch wol anf den Fall bezogen werden, wenn es jemanden nicht 
gelangen war, innerhalb der znr Herbeischaffung von Beweismitteln 
gegebenen drei Tage, sich die gehörigen Zeugnisse zu verschaffen 
(si testtmonium defuerit, also deesse ganz genau in seiner 
grammatischen Geltung gebraucht). In diesem Fall gestattete, ihm 
das Gesetz eine vagulatio zu machen, d. b. nach Festes — quaestio 
cum eonvicioy öffentlich zu fragen: „Wer kann und will mir Zeuge 
seia?*'; Zwang zum Zengnissablegen fand für die Civilprocesse nicht 
statt. Vielleicht gab das Gesetz die besondere Erlaubniss zu dieser 
Aufforderung (quaestio cum convicio) aus dem vorher genannten 
Grande, weil sonst die convicia vor anderen Häusern verpönt waren. 
S. 660. ist mit Recht hervorgehoben, dass der Ausdruck causa 
(formu/a) cadere nur vom actor, nicht vom reus gebraucht 
werde. Die von Keller (Litiscontestation S. 602. ff.) nachgewiesene 
spezielle technische Bedeutung des causa cadere = den Process 
verlieren in Felge eines formellen Fehlers, hätte nicht uobe- 
riart Wein*» seilen. 
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Im Ä*. /r. tit 18. §• 1. ist die Rede vom iusiuramdum c«- 
lummiae im cdusis civilibus undHeinecc. bemerkt mit Verwei- 
sung auf /. 2« <Ä d< iureiur. propU cal. f dass Justinian hin- 
sichtlich dieses Eides manches geändert habe. Um dieses anzuzeigen, 
hatte Nov. 49. nicht übergangen werden müssen, in der besonders 
auch von der Verbindung des Dilationseides mit dem Gefährdeeide 
gehandelt ist. Wie jene Codexstelle, zeigt aach das Cap. 3. der 
Novelle die Form des iusiur. cal. an, die wol in einem Handbaek 
der Rechtsalterthtaer eine Erwähnung verdiente, Nnr ist in der 
Novelle jene vorgeschriebene Form dieses Eides durch eine anrieb« 
tige Lesart verdeckt. Wir lesen neulich in der Aasgabe Scrimger'e, 
so wie bei Spangenberg and Beck: mg olopta tip anokoyio» p$t* 
tov fS£«tyxofto? fioufo&ai and dasselbe findet sich Bas. VU. % 14., 21« 
noch in der Aasgabe Heimbach's, der diess übersetzt: „reu* vere, 
se defemsi***m 9 uti decet y factre posse." Wie kommt denn aber 
ettf es zu dieser Bedeutung? In der Anm. x. sagt Heimbaeb: 
„Tkeod. ohptcu. Quod praeferemdum videtur. Si otoptcu Segü, 
vertendum ita: se arbitrato de/emsionem convemiemtem 
facere. Si olot « reänes, supplendum est iotL" Gewiss, aber 
wozu führt denn dieses Letztere? Wenn Heimbach, der sieb nicht 
abgeneigt zeigt, dem oioncu % was er in der dem TAeoderus Her* 
mopolita zugeschriebenen wXoytj p6pmp gefunden, den Vorzog za 
geben, diess nicht ohne Auctorititen tban zu können glaubte, so lsg 
wol nichis nlher als den Text der Novelle kritisch anzusehen; dann 
wurde er gefunden haben, dass Haloander oiorteu bat and das* 
noch der alte Ueberaetzer se gelesen (quia credunt). Aach die 
aas Nov* 49. c« 3. entnommene Auth. De kis qui imgred. ad 
appeli. posi /. 2. C % A. t, gekört hier zum kritischen Apparat. Sie 
lautet: ,,/n isto iuramenta atficiemaum es/, mullam im tota Hirn 
emaetonm probationem* nisi quam pro veritaie putat quis mecessa* 
rio esse exAibendam e/e." Hombergk, der sich so verdient am 
die Kritik der Novellen gemacht, hat schon das Richtige gesehen, 
dass eioifgi aufzunehmen sei und vergleicht sehr passend §. 1. des* 
selben Cap. 8«, wo dieselbe Sache wiederholt wird mit den Worten: 
co Ü top mol toi dtnaictP topftet* typ arti^tjat* dvcu rijg dtxtjg. 
Brot durch das diplomatisch hinlänglich gescbOtzte olottcu wird der 
Satz vollkommen sprachrichtig, denn, wie vorhergeht öS? ev cvxo-» 
tpowtovvtsg uruyowH tij* Mcyr, so ist auch za dg im zweiten Sota* 
theü ein verbwm Jlmitian erforderlich. Nicht weniger wird olovuu 
durch andere Gründe unterstützt* Fast wie eine wftrtUcb* Uebec« 
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setzang aurer Stelle kannte man aasehea «Ire Worte der L% C. h. t: 
„Et acter qmidem iuret — ad reluetandum pervenerit.* Auch 
§. 1. /. de poena tem. litig. gibt den Beweis, dass im iunuran* 
dum cmhtmmae der Gebrauch de« arbitror, (puto, existimo) 
flehend war. Eine Analogie gilt das von den Zeugen gebrauchte 
arbitror s. Cic. Jcad.IL, 47. §. 146.» er. pro Fentefo 9. §. 19.— 
In der Angabe der Strafen der Calumnia ist H. nicht genau gewesen: 
Trajan'a, tob PI in« Paneg. 45. angedentete Anordnung Aber Be- 
strafbog der Catumuia ist nicht genannt 

Üb. IV. tit 17. §. 8. (S. 789.) sehreibt Heinrccias: „Ne 
tarnen in Omentum evagarentur eratores, lege Pompein cautum 
Juerat, nt ad clepsvdran dicerent: Cieero de orat. III., 34. a nnd 
Hnabold nnd M. haben diesen Satz unberObrt gelassen. Man siebt 
nicht, welche von den leges des Pompeins eine derartige Bestim- 
mung enthalten nnd mnss nach einer solchen Angabe annehmen, eine 
eigne lex Pompeia (iudMaria) habe- diesen Gegenstand behandelt 
Die eitirte Belegstelle ist nicht allein keine HaaptsteUe, sondern 
geMrt gar nicht hieber. Die Hauetetellen Aber die dorch Pomp eins 
eingeführte Beschränknag hinsichtlich der Zeit gerichtlicher Reden 
sind Bio Ca$$. XL~, 52« A$con. argum. in de. Milan, p. 37. 40* 
(ed. Orelii) vgl Cic. Brut. 94. de finib. IV., 1. (Tae.) diaL de 
erat S8. Pomp eins verordnete in seiner lex de vi und de ambitu 
(52- v.Chr.), die Partei des Anklägers sollte zum Reden 2, die des 
Angeklagten 3 Standen haben nnd wenn auch Pomp eins diese Be- 
scbrinkang nicht bloss für den Procese detf MWo, nnd für die quae* 
stiones de vi und de ambitu wollte, so bezog sich seine Anordnung 
keineswegs auf die iudicia privat*, wie man nach Heinecc. anneb» 
nten snoss, nnd erst allmähüg ist die von ihm angeregte Bescbräa- 
knng allgemein geworden. (Vgl. meine Aasgabe von Cicero'sRede 
fihr T. Annins Milo — Einieitnng S. 42. ff.) 

In dem Titel de publicis iudiciis hat M. einem künftigen 
Herausgeber sehr vieles zu thon übrig gelassen. An manchen Stelion, 
wo dnrcb neuere Forschungen der Text des Heineccius hieftJKg 
gemacht ist, hat M. sich mit einer Verweisung auf Walter** Rechts- 
gescbidite begwSgt« Dat Citat aus Walter 1 » Buch S. 744. Anm. b. 
soflte wol anf der vorhergehenden Seite stoben. Der §. 2* dieses 
Titele behandelt den Unterschied der iudicia publica nnd extra- 
ordinariae eognitiones oder, wie Heinecc. aucb schreibt, nach 
Sigooias, der iudieia publica nnd e x tra ordinär in; als ob 
den iudicia publica nnd pri+ata die Gtasee der extraordi* 



Digitized by 



Google 



120 JIe«!^ö«wA»t^uitatyaiRoiii.syntagiBaefl. Mühlenbruch. 

naria coordinirt gewesen, und nicht diese jedenfalls iuditia 
publica. Die ganze ziemlich umständliche Uatersachaog dieses 
Gegenständes leidet an Confuston, Unsicherheit -und Unvollständig- 
Jteit und in den zwei Citatcn, die Id. hinzugefügt hat, kann man 
keine grosse Bereicherung erkennen. Ueber extra ordinem quae- 
rere vgl. Birnbaum im N. A. des Criininalr. Bd. V11I. S. 686. — 
Daroh neuere Untersuchungen sehr unsicher geworden und zum Theil 
jedenfalls unrichtig ist das, was §.11. über die Vorsteher und die 
Leitung der iudicia publica vor der Zeit der quaestiones perpetuae und 
§. 13. zur Entstehungsgeschichte der quaestiones perpetuae gegeben 
ist, sowie §.15. über den judex quaestionis. §. 16. kann jetzt nach 
Marquardt hist. equitum Rom. (1840.) gebessert werden. Wenn 
Heinecc. am Schlüsse des §. 17. aus Cic. pro Rose. Am. 20. ab- 
nimmt, dass es schon zu Cicero'« Zeit öffentliche Ankläger in Rom 
gegeben, so ist das, wie ein Blick auf die Stelle zeigt, unrichtig. 
Im §. 25. erwähnt Heinecc. das Verbot der quaestiones servorum 
in caput domini mit den Ausnahmen „misi in causa incestus et con- 
jurationis." Dies« ist zwar nicht ganz unrichtig, geht aber nicht 
ans den hinzugefügten Stellen Cicero's hervor, denn Cic. partitt. 
or. 34. sagt ausdrücklich: „rf* incesto tarnen etconiuraüone 9 qua* 
facta me consule est. ii Die regelmassige Ausnahme war die In- 
quisition auf Incest, daher nennt Cic. pro Mtl. 22. diese allein, an- 
dere Ausnahmen wurden in besonderen Fallen, wie bei Verschwö- 
rungen, gemacht Dass die Aussagen der Sclaven zu Protokoll ge- 
nommen, dieses versiegelt und sodann im Gericht vorgebracht sei, 
wie Heinecc. am Ende dieses §• sagt, ist wol richtig, geht aber 
nicht ganz aus der dazu von Heinecc. citirten Stelle, Cic* pro 
MiL22., hervor. Im §«29. ist die Beschränkung der Zahl der lau- 
dateres durch Pompeius und sodann dessen Verbot aller laudatio* 
nes, dem er aber selbst zuwider handelte, nicht erwähnt. Die lex 
Vatinia (de alternis consiäis rejiciendis ) , 'über die jetzt Gott- 
lieg a. a. 0. S. 489. f. nachzulesen, ist von Heineccius gar nicht 
genannt. 

Diese Andeutungen zeigen, was sich ausführlicher darlegen 
Hesse, dass dieser Titel viel Antiquirtes und Mangelhaftes enthält. 
Das gilt auch namentlich von den §§., welche die einzelnen crimina 
behandeln, obgleich H. diese §§. besser ergänzt hat, als die wr- 
hergehenden. 

Im §. 52. sehreiht Heinecc. über Justinian's Bestimmungen 
über Ehebruch: „Justinianus capüalem poenam in mascuUs quidem 
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proimti wmUcrem vero verbcribus coesam in monasterium 
detrudijussit, data viro intrm biennhtm proximum potettate, com, 
« peilet* inde revocamdt. Quo treuuacto, out viro praemortuo^ 
kabiiu monastico com mmiciri et per ommem vitam im monasterio 
mamere praecepit: Noveiia 184. c. 10.' A Dieser vollkommen rich- 
tige Setz gebt nicht ganz ans den eifirteo e. 10. hervor, sondern 
au der Verbindung desselben mit c. 12. derselben Novelle. Müh- 
lenbroch bat sehr recht gelhan, hier nicht dem Zöge der neueren 
Crununalisteu za folgen, die alle (nenestens Mittermaier und 
Marezoll) nach dem Vorgänge von Wichter und II er r mann die 
kirperlicbe Züchtigung der Ehebrecherin vor der Einsperrung ins 
Kloster als quellenwidrig nnd nur aus der schlechten versio vulgata 
der Novelle entstanden, verwerfen. Das c! 12. zeigt deutlich, dass 
die MQoayxowm nowai, die nach c. 10. der Einsperrung voran* 
geben sollen, eben nur die körperliche Züchtigung (ßaactfca nach 
der Novellensprache) sind und daher sagt auch Anastasius Scholast. 
in seiner Epitome der Novellen IV., 22. (Heimback AnewLL S.63.J.* 
ff c potiev&t&np yvwatKog aQftodtoq gmq^onCofidt^g xai dg fwratrriiQtop 
ipßallofuwqg." Das ogpoofoc otoweW&ir ist — » gehörig körper- 
lich zflebtigen. Im c 10* bat Justinian diess ganz allgemein 
ausgedruckt, weil sich dar von seihst verstand, denn es war Regel» 
dnss der Capitalstrafe körperliche Züchtigung voranging, wie viele 
Beispiele ans Juatinian's und Leo's Novellen zeigen (s. Zimmer- 
mannes Zeitschr. f. A. 1840. S. 134.). Der alte Uebersetzer, oder 
vielleielit einer der Glossatoren, aus Vorsicht, damit Justinian's 
Ausdruck nickt zu Missverständnissen fahre, schreibt: »JduUeram 
vero mmäerem competentibus vulneribus subaetam in monaste- 
rimm mitti« d. L sie soll bis aufr Blut gegeisselt werden. Ebenfalls 
die Jutk. Sed kodie C. ad L JuL de adulteriis hat: »Sed 
baue mulier vorberata im monasterium mütitur etc. 
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Jury, Schwär» oder Geschwornengericht als Rechtsanstalt 
und als politisches Institut — Die grossen Gebrechen un- 
serer deutschen Strafrechtspflege und das Schwurgericht, als das 
einzige Mittel, ihnen gründlich abzuhelfen. Von Carl Theodor 
Welcker« Ans dem Staatslexicon Bd. IX. besonders abgedruckt. 
AHona, 1840. 

Recensirt 

von 

Herrn Appellatioas-Raüi J9s% Krag zu Zwickau. 



Wir haben es hier mit einer Schrift zu tbuu, die, als beson- 
derer Abdruck ans einem ohnebin schon vieigelesenen Werke, lttr 
einen möglichst weiten Kreis von Lesern bestimmt ist, and diese ihre 
Bestimmung auch bereits erreicht hat. Sie verdankt diesen Erfolg 
tfeeite ihrem Gegenstande, der siob der Leidenschaften des Tages 
bemächtigt bat, ond den sie auf eine diesen Leidenschaften zusa- 
gende Weise behandelt, theils ihrem Verfasser, dem man als einen 
tapferen Vorkämpfer auf dem Felde des Liberalismus zn huldige« 
gewohnt ist, theils aber auch, und das wollen wir keinesweges ver- 
kennen, dem Umstände, dass die Vordersitze , auf welche der Verf. 
seine Schlnssfelgerongeu gründet, viel, nnd nur zu- viel des Wahren 
enthalten« Um so dringendere Pflicht ist es für die Kritik, hier ihr 
prüfendes Maass anzulegen, «ml das Wahre vom Falschen zu siebton. 
Sie darf sich weder durch die Leidenschaften des Tages, noch durch 
den Glanz, mit welchem diese ihre Vertreter umgeben, verblenden 
lassen, und ihr eigenstes Geschäft wird es sein, zn untersuchen, ob 
und wie weit die Vordersätze des Verls., so weit deren Wahrheit 
anerkannt werden muss, zu den daraus gezogenen Schlußfolgerun- 
gen berechtigen. 

Der Verf. bebandelt seinen Gegenstand in fttnf Hauptabschnitten, 
von denen der erste (S. 1 — 8.) den Begriff des Schwurgerichts ent- 
wickelt, der zweite (S. 3 — 24.) dessen geschichtlichen Ursprung nnd 
den der in Deutschland üblichen Verfidirnngsweise darstellt, der 
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UM (S. 24—96.) das W«m aad die Wirknagen beider VeHub- 
raagsartea schildert, der vierte (8. 96—140.) die Grinde ftr de» 
Sc hw ur ge richt a*nunm*ensteUt, «ad der fünfte (8* 140—164*) die 
Einwenden gea gegen dasselbe beleuchtet. 

Gleich gegen dea Begriff des Schwurgerichts, weichen der Vetfc 
8. 3. ausstellt, haben wir einige Eiaweadaagea xa umeben. Er def- 
airt- dasselbe — iadeai er von der Aaklagejuiy aad den Schwur» 
geriebte fmr Cmlproeesse absiebt — als diejenige Gerichtseinrielfr* 
taug, ia welcher die Verartbeilaag eiaes Btrgera-zu pein- 
lieber Strafe aar mdglieh ist bei Mitwirkung einer Schul-» 
digerkllraag seiaer Volksgenossen, aad ia weleber mit 
den jaristisebea Staatsbeamten, die tbeils als Richter, 
tbeils als Staatsaawllde und Vertheidiger dea Proeess 
leiten aad eeatrelirea and ober die richtige Auslegung 
aad Haadbabaag der Gesetze waches, eine Aazahl von 
Mitblrgera des Angeklagtes, die aas einer Liste der ia* 
traaeaswirdigstea Staatsbttrgerklassea anter Zusummen« 
wirkaag der Obrigkeit aad des Angeklagten vermittels des 
Leetes aad des freien beiderseitigen Reeosationsrechtea 
als die möglichst vertrauenswürdigen and unparteiischen 
aasgewlhlt wurden, ia der Art zusammenwirken, dass nach 
vollständiger öffentlicher and mündlicher accasatoriseher 
Verhandlung, diese Geschwernen auf ihren Eid nach ihrer 
innigen moralischen (Jeberzeeguag entweder die Gewiss« 
heil oder die Zweifelhaftigkeit der Thatsachen der Schuld 
aussagen; aad die Staatsriehter im ersten Falle die Grösse 
der gesetzlichen Strafo, im zweiten die Lossprechung er» 
kennen. Schon die Lange dieser Definition verrlth, dass in die- 
sem« viele Merkmale aufgenommen sind, welche nicht zum Wesen 
des Schwurgerichtes gehören, sondern eben so wohl mit anderen 
GeriebUeiuricbtongen vereinbar sind. Dies soll indess dem Verf. 
fc ei a cjw ogs zum Vorwurfe gemacht werden, da es ihm nicht um eine 
SchuMeuuitien, sondern darum zu thnn war, genau anzugeben, in 
weleber Gestalt er das Schwergericht als etwas Empfeblenswertbes 
betrachte. Daraus rechtfertigt sieh auch die Beschrankung dessei« 
bea auf peialiebe FaUe, von welcher jedoch der Verf. bei mehre* 
ran seiaer späteren Argumentationen abzusehn scheint. Allein schon 
dagegen m au s en wir pretestiren, daes der Verf. von einer Mitwirkung 
aar Volksgenosse* spricht, als ob juristisch gebildete und auf 
Lebeasseit angestellte Richter, die ja täglich selbst ia den Fall 
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oamen können, eines Verbrechens beschuldigt za werden — darck 
kr Amt aufhörten, Volksgenossen des Angeklagten zu seinl Das 
Vesen der Schwurgerichtsverfossang bestellt darin, dass sie die «n- 
littelbare Mitwirkung der juristisch gebildeten ständigen Richter zur 
rchuldigerklirung ausschliesst, mithin das unwissenschaftliche Ur- 
aeil Aber die Sehold an die Stelle des wissenschaftlichen setzt, und 
ieses wesentliche Merkmal wird in der Definition des Verfs. gebüh- 
ead hervorgehoben. Sodann ist es wenigstens nach den besteben- 
en Schwurgeriehtsverfassungen, and auch nach dem, was der Verf. 
einen späteren Ausführungen zufolge empfiehlt, unrichtig, dass die 
ieschworenen nur die Gewissheit oder die Zweifolhaftigkeit derThat- 
achen der Schuld aussagen. Sie sprechen das Schuldig und das 
>i ich tschuldig aus. In dem Schuldig liegt aber mehr ab die Gewias- 
ieit der Th-atsachen der Schuld und in dem Nichtscbuldig mehr als 
leren Zweifelhaftigkeit, und dieses Mehr ist von der grössten 
iedeutuag. Denn eben xiarin, dass es unmöglich ist, den Ausspruch 
ler Geschworenen auf die reine Tbatfrage zu beschränken, liegt ja 
tines der erheblichsten Bedenken gegen die Schwurgerichtsverfias- 
ung, und wenn der Geschworne das Nichtschuldig ausspricht, so 
ipricbt er damit in den meisten Fällen eine Unwahrheit aus, die von 
len nachtheiligsten Folgen ist. 

Es würde jedoch vorzeitig sein, auf diese Punkte schon jetzt 
läher einzugeho. Wir sparen dieis fir eine spätere Gelegenheit auf 
ind wenden uns jetzt zu den historischen Erörterungen des Verls, 
»ie sind darauf berechnet, zu zeigen, dass das Geschwornengericht 
iein neuerfundenes und fremdes Institut sei, sondern ein einheimi- 
ches, aus den alten Volksgerichten hervorgegangenes, wobei es als 
gleichgültig erscheine, ob seine äussere Gestalt auf die altdeutsche 
■esamtbürgsebaft, oder auf das eidliche Zeugniss der Gemeinde, oder 
uf das lustitut der Eideshelfer oder auf die geistlichen Sendgerichte« 
»der auf die Assisen für das Königreich Jerusalem zurückgeführt 
rerde (S. 15.16.); dass dagegen der heutige deutsche Criniinalpro- 
:ess seine Entstehung der hierarchischen Inquisition und der unvater- 
ändischen Jurisprudenz, der Beamtenherrsebaft und dem Absolutis- 
mus, und deren vereinter Zerstörung der vaterländischen Freiheit 
lud Verfassung verdanke. In dem ersten TheHe dieser Deduction 
mn kann man dem Verf. im Ganzen wohl Recht gehen, allein bei 
lern zweiteo, wo er sich übrigens mit Uebergehung der Beweise auf 
»Josse Behauptungen beschrankt hat, darf man 'fragen, ob er, nicht 
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m denselben FeWer verfallen »ei, welches er bei dem ersten au- ae> 
dem Gelehrten tadelt, nebmtich io den Fehler, die Veranlassungen, 
weiche gelegentlich zur Ausbildung fc$ heutigen Reehtsznstandes 
mitgewirkt bähen mögen, för die eigentliche innere Grundursache 
n nehmen* Diese liegt in dem natürlichen Fortsehritte der Cultur. 
Denn wie es natürlich ist, dnss hei einiger Aufklärung das mensch» 
fiche Unheil die Gottesnrtheile verdrängte, so ist es auch natürlich} 
dnss, sobald man einsah, aneh das menschliche tlrtbei! Ober SchoM 
oder NicbtschnM eines Mitbürgers sei von ZaftÜKgkeiten abhängig — 
mithin nicht viel besser als ein Gottesnrtbeil — wenn es nicht vom 
Liebte der Wissenschaft erleuchtet werde, ein Streben entstand, das 
wissenschaftliche UrtheH dem rein menschlichen, zo substituiren* 
Wenn daher, wie der Verf. unter Anderm S. 14. entwickelt, in den 
geistlichen Sendgerichten die Innigkeit der Schöffen zunächst anf 
die Entscheidung der Thalfragen , und sodann immer mehr anf die 
blosse Aussage ober die Thatfragen beschrankt wurde, so braucht 
man den Grand dieser Erscheinung nicht in dem hierarchischen Stre- 
ben der Geistlichkeit zu suchen. Dans dergleichen unlautere Motive 
znr Beförderung des üebergangs mitgewirkt haben, wie denn überall 
Leidenschaft and ThorhoU der Menschen zur Förderung des Rechten 
und Guten mitwirken muss, wollen wir nicht bestreiten; allein, wenn 
der Verf. selbst S. 14. zugestebn muss, es sei dem Standpunkte der 
Civilisaüea und der Ausbildung eines besonderen Juristenstandes an* 
gemessen, dnss die Rechtsfrage von recbtsgelehrten Richtern enW 
schieden werde, so dürfte Er hiernach am wenigsten berechtigt sein, 
die Entstehung einer Gerichtsverfassung, welcher dasselbe Priacip 
hinsichtlich der Tbatfrage zum Grande liegt, einer andern Ursache, 
als der Anerkennung dieses Priucips zuzuschreiben, selbst wenn 
dieses Prineip ein irriges sein sollte. . Wie geht es aber sn, können 
der Verf. fragen, dass die Ausbildung des Criminalprocesses in Eng- 
land und Frankreich diesen natürlichen Gang nicht genommen hat? 
In Frankreich bat sie ihn allerdings genommen, denn wb> wissen ja* 
dnss erst durch die Revolution dos Geschwornengericht nach de« 
Muster von England auf französischen Boden übertragen worden ist* 
In England seihst aber erkürt sieb das Fortbesteben derVolksgeriehts> 
barkeit, wie das Festbalten an allen alten Institutionen überhaupt, 
aus den fortwährenden Kämpfen, in denen sich dio Nation einem 
schwanken Königtbume und einer übenaatbigen Aristokratie gegen» 
über stete befunden bat, und noch befindet. Aus der Geschiente 
ulso licet nick die Ang emessen heit des modernen VelksgerielUs. ttr 
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unsere Zeit nnd unser Volk nicht erweif eu, vielmehr ist und bleibt 
et in «cioer modernen Gestalt ftp auf eine exetfeche Pflanze« 

Der Verf. wendet sich nun zu dem Wesen nnd den Wirkungen 
heider Processarteh nnd Gerichte, deren Erörterung er jedoch eine 
Reibe von Crimiualfollen vorausschickt, welche die Verwerflichkeit 
des deutschen Verfahrens veranschaulichen sollen. Es kann nicht 
unsere Absicht sein, an der Verteidigung der hier geschilderten 
Procednren zum Ritter werden zu wollen , da wir ja die Mingel un- 
seres Grkninaiprocesses nicht verkennen. Wenn aber S. 85. ff. dun 
Gattinger Urlheil in dem bekannten Wendt'schen Falle als der schla- 
gendste Beweis für die Unzuverlässigkeit eines auf blosse Acten 
gegründeten Urtheiles angeführt wird, so missen wir denn doch be- 
merken, dass hier die Verurtheilnng nicht aus der Beschaffenheit 
der Acten, sondern aus dem Festhalten an einer auf die Spitze ge- 
triebenen Theorie, wie sie in eigentlichen deutschen Gerichtshöfe* 
niemals Eingang finden wird, hervorging, und dass ja das AGericht 
zu Parchim aus denselben Acten die volle Ueberzeugung von der 
Schuldlosigkeit des InquisKen entnahm. 

Fassen wir nun die Gebrechen selbst ins Auge, aus denen nach 
8. 45. die absolute Verderblichkeit der Grundlagen des gegenwär- 
tigen deutschen Criminalprocesses hervorgehn soll. Das erste Raupt» 
gebreehen setzt der Verf., wie zu erwarten, in den Mangel der rieb* 
terlicben Unabhängigkeit. Darauf liesse sich nun zuvörderst ant- 
worten: sind unsere Richter abhängig, so mache man sie unabhängig* 
Allein der Verf. hält eine völlige Unabhängigkeit beamteter Richter 
von der Regierung für undenkbar, und beruft sieb deshalb auf die 
Nepoleon'scben Spectalgerichte, die doch ans fünf inamovibeln Ap- 
pellationsräthen und drei Stabsefficieren zusammengesetzt gewesen 
seien. Er deutet hiermit an, dass acht pariser Bürger, „aus den 
zntravenswürdigsten Classen erwählt", eintretenden Falles den Weg 
nach Bicetre der Gnade des Kaisers vorgezogen haben würden, worin 
ohne Zweifel jeder Verständige ihm beipflichten wird. Setzt ma* 
einmal eine Zeit der Gewaltherrschaft und Gewaftschritte voraus, so 
wird .dagegen noch das Schwurgericht nicht schützen. AHein eia 
deutscher Minister bat ja, so sagt der Verf., naeb den bestehenden 
Gesetzen eine Menge gesetzlicher Mittel kr der Hand, nm durch 
Penstontrung und Versetzung von Richtern, Gründung neuer Senate, 
Versetzung ganzer Gollegien an einen unangenehmen Ort, inuerbaJfe 
weniger Wochen jedes ihm beliebige Strafurtbeü zu erbalten. Hier 
entwerten wir zunächst wieder: ist dies der Fall, so Indre man jene 
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Gesetze; ua4 sedaaa: sin Miaister, ata es nieat sckeol, aareh solche 
Mittel nit 4er ftffealliekea Meiauag zu kreekea, wird es auch nickt 
sekwer fiadea, sick, wie er es wSasckt, eine Gesekworaeaklsle mm| 
Geschwerae 20 versckafea, die nach seine« Beliebe« 4m Schuldig 
aassp recken« Selkst das ae*ge4eheleate Recosaiiaosrecht kaaa da* 
gegea aiekl sckatzea. Dean sia4 alle Geschwerae recesirt, so kom- 
me* „die Gesckworneapresse" aad die „GaineauUniier" an 4k. 
Reihe, and diese dürften wohl der Bestechung an wenigsten nanu* 
giegtiek sein* 

Es kat iadess mit 4er Wer ge£e4erteii Cuahkaapgkeit eine ganz 
eigne Bewaaäais*. Es kraoekt aiekc eriaaert an werde», 4asa es 
tick dakei kaap tsackück mn politische Proeesse handelt. Bei der« 
gleickea Preeassea kommt es aker weit weaiger aaf das Schuldig 
aad Niehtschula 4 ig (auf die Thalfrage) aa, als auf die G rna ds t taa» aaa 
4eaea die Straf barkeit 4er erwieseaea Thatsachea aa keortkeilen ist; 
aa4 aaf 4iese Beertkcilang ist es wieder von erkeUickeai Kaflosse f 
tob welchem Aasichtea ua4 Geaienangea die- lichter keseelt sind. 
Da kaaa man aaa wohl zugeben, dass beamtete Richter hu ikrea An- 
sicktea ia dar Regel der Regierang alher steha werden, als 4enea, 
4ie wagen politischer Vergeknagea zar Veraatwartnag gaaogea wer- 
4ea. Dar Verf. findet es ja selkst S. 9& natürlich und gana in der 
Ordnung, dass der Beamteastand zoalchst mehr aaf Ordnung aa4 
üaterwaragkeit (sagen wir: Gesetafiehkeit) als aaf Freiheit (sage: 
Ungesetzlichkeit) gericktet sei Nun wollen wir awar keineswega 
4ea Gesckwornan eine Neigung zar UagaselzltchkeU zasekreihee, 
wiewohl dieselke 4a leiekt hervortreten wird, wo zwischen den Re- 
gioriea aad Regierenden MissverhaJtnisse, kat denen ja 4es Rockt 
nickt aotkwenalg auf 4er Seite der Enteren sein musa, besteken« 
Allein dem Priratmanne liegen die Beziehungen zu fern, ia 4eaea 
poRttseke Vergebungen, so lange sie nickt ia offne Gewalt auearten, 
za 4aa Iateresaea jedes Einzelnen stehen, während er daher Vor«* 
gcgea 4as Eigeatham oder gegen die Sicherheit 4er Per« 
oft mit Harte keurtheUt, zeigt er hei Vergeknagea 4er erstem 
Art sich gleickg&big; aack ist er nicht immer im Stande, 4oa rtck» 
tarJickea Standpunkt Sirene; yoa dem 4er Bs ga a4jgaag za seadera» 
aad daraas erklärt es sink, dasa die Gesckworaea gaaeigt siad, ia 
peBtirrhen Processen» welche ikr Mitleid ia Aneprack nehmen, oder 
ikaaa aiekt so wicktig erscheinen, selkst 4a loszuspreeken, wo 4as 
SckaUig ia fcctucber aa4 ia rechtlicher Beaiehaag nickt 4em j 
Zweifel 
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WIM man mm das strengere Festhalten am Gesetz und den 
Mangel der Sympathie für politisch Angeklagte hei beamteten Rieb- 
lern mit dem Namen der Abhängigkeit bezeichnen, so können wir 
dagegen weiter nichts einwenden, als dass es ein anpassender Name 
ist« Es fragt sich nur, oh diese Abhängigkeit für den Staat, d. i. 
nicht rar die Regierung, sondern für das organisch gegliederte Volk 
selbst, etwas Nachtheiliges sei. Dass übrigens hei ungerechten poli- 
tischen Verfolgungen anch unsere deutschen Gerichte die Selbstän- 
digkeit ihres Urlheiles zu bewahren wissen, haben neuere Vorginge 
gezeigt, und dass sie den Sympathien för die politischen Interessen 
ihrer Mitbürger nicht fremd seien, dürfte schon daraus bervorgehn, 
dass, wie der Verf. S. 50. anführt, der Vorwurf sie treten konnte : 
„sie seien ebenfalls von demagogischen, hoohverritheriscben Um- 
Uriebeo angesteckt." 

„Doch seihst in der aufgehobenen richterlichen Unabhängig- 
keit— ftbrt der Verf. S. 51. fort, — liegt noch nicht die gefährlichst« 
(Ursache?) aller Befangenhotten und Parteilichkeiten der Gerichte- 
personen. Der Inquisitionsprocess macht lediglieh durch seine Natur 
die Inquirenten zu den parteiisch gestimmten Gegnern gegen die 
SchaldJoserkÜlruog der Inquisiten und gegen sie selbst, deren Schick« 
sal «loch gänzlich in ihren Händen liegt. Sie, die Inquisitoren, 
stürzten meistenteils dieselben in den Crimtnalprocess, sie warfen 
sie in den Kerker, in dem Verdachte und der vorgefassten Absicht, 
dass sie das bestimmte Verbrechen begangen hätten» Sie müssen 
als lnqoirenten in ihrer Phantasie den Zusammenhang, die Art und 
Weise, die ganze Geschichte sich ausdenken,, wie das Verbrechen 
verübt wurde. Ihre Combinotion darüber wird ihr geistiges Schooss*. 
kind. Sie bemühen sich Tage und Wochen lang mit der die Leiden- 
schaft spannenden Arbeil, den hartnäckig leugnenden Inquisiten zu 
Eingeständnissen zs nöthigen, welche diese Combi notionen krönen, 
ihrem Scharfsinn Ehre und Beifall, nnd ihnen vielleicht Beförderung 
begründen, die auch die Gerechtigkeit und öffentliche Sicherheit 
Befriedigen sollen. Und umgekehrt, wenn das Geständnis« nicht er- 
folgt, so sind sie, zu allem Verdrösse grosser Täuschung, auch dem 
unglücklichen Verhafteten, seiner Familie, seinen Mitbürgern, der 
Regierung, wenigstens moralisch und mit Gefahr für den Ruf ihrer 
Tüchtigkeit und ihres Scharfsinnes verantwortlich, wenn sie nach 
Wochen, Monate, Jahre Jangen Eiokerkeraags» und Untersuchung«-» 
quälen gestehen rnttsser, dass dieselben schuldlos (?) erduldet wurden, 
dass sie sich täuschten, oder nichts herauszubringen vermochten. 
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snisste, so s a tiie a s l hieeaas der Verf., mehr als schwache hteo- 
man müsete Engel zn Inenisitoren machen, wenn sie teete 
dem Alle« weht leideaschaftlicb nad parleiiseh befangen weites 
sollten, am» am Meisten grade gegen solche Inqoisiten, welche we- 
gen ihrer Uaaehnld hartnackig ihren vorgefasstea Ansichten wider- 
sprechen, alle jene feinen Combineiionen vereiteln nnd iher ihre 
navevdieaftea Leiden Uamnth nassere." 

Wean dieser Darstelluag des zetlherigea gemeinen d ent- 
sehe« Crimi nnlp rae oaic s in einigen ihrer Zige etwas Wahres mm 
Gr»4e liegt, so ist sie doch ia aederea derebaos unrichtig, «ad im 
Allgemeinen offenbar übertriebe». 

Damalig iat es anforderst, dass aieisteatheils die Ineotst- 
terea es siad > welche den laqaisilen in dea Criminalaroeess stürzte*. 
Dies ist nor ia dea seltensten, ja» kann in Fällen baadhalterThat der 
Fall. Gewöhnlich wird euch bei ans der Richter durch die Anaeige 
des Verlöteten oder der Gendarmerie und anderer Polizeibeamten 
znr Thitigheit aufgelodert nad auf die Spar des Verbrechens geleitet. 
Und wie wenig aasere Inqnirenten geneigt seien, der Gendarmerie 
T r i ame he zn bereiten, ist bekannt. Sodann ist es noch anrichtig, 
wenn genagt wird, der Inauirent müsse in seiaer Phaatasie die Art 
nad Weise sich ausdenken, wie das Verbrechen geseheha sei, and 
fsdaaa dieses Phantastegebilde verfolge«* Er würde sehr anrocht 
nad «ablag bandeln, wenn er nicht aUe verschiedene Möglichkeiten 
sieb v wge ge a warUgcn and bei seinen Nachforschungen becücksiehr 
tagen wollte. Schon die Naebtheile, weiche nach des Verls» eigener 
B arst ei/eng bei bierdnreh herbeigeführter Erfolglosigkeit seiner Be- 
arilbsege« iba treffen würden, miissten ibn davon abhaken. Es bleibt 
also von aüea obigen Vorwürfen fest nnr noch der eine übrig , wel- 
cher von der Tendenz des deutschen Untersuchangsprocesses, den 
UeaJpalen zum Eingesttfndnisse seiaer Scheid zn bringen, herge- 
aeaiBien ist. Allein hier liegt die Hülfe ganz aebe. Man gebe den 
Grawdsatz auf, dass nnr das Gestündniss einen vollen Beweis der 
Scheid begründe nad gar bald wird das Gefährliche dieser Teneens 
ans nettem Processe verschwinde«. Der tüchtige Ineoirent (nnd der 
natiehttyc, bondwerksniissig arbeitende wird demdlnmnisiten ohne- 
hin eicht gefnnrlieh) wird dann seine Tbftligkett vorzugsweise anf 
die Aasauttlnag nid. Verfolgaag der Indieien richten. Hierin kann 
er seine Geschicklichkeit vollkommen bewähren, nnd das Gewicht 
der Indieien wird ibn, selbst im Falle der Kreisprechung, vor Ver- 
antwerteag scfcützm. Ob daher der Ineuluat auf dea Vorhalt der 
Kitt. Jahrb. t d. R W. Jahrg. VL H. II. 9 
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Indkien gesteht, oier siebt, wird ihm gleiebgMtig sei«. Lugen 
desselben werden ihn nicht in Harnisch bringen , da tie ja nur das« 
dienen können, den Ueberfunrungsbeweia zu verstärken; and an 
wenigsten wird er in Versnehaag kommen , das Geetä ndaiss durch 
Sehläge and aadere unerlatibte Mittel erzwingen au wellen. 

Aber die lange Untefenebnagshaft!? — Nun nach diese wird ja 
von dem Verf. mit Recht hauptsäcMieh als eine Folge jener Tendenz 
betrachtet, und wird sieh daher mit derselben verlieren« (Jebrlgens 
geht ja dem Geschwamengerieht eine Voruntersuchung voraus, die 
■u eben so langer Verhaftung fahren kann. Dem Ref. liegen an- 
fällig die Acten über einen Procese vor, welcher vor den Assisen 
verhandelt worden ist, und wo zwischen der Verhaftnag des Inqm- 
siten und dem Tage der Assise 1 Jahr und 1 Mona t mitten inne He- 
gen, während welcher Zeit der Inquisit nnnnterbfoehen verhaftet 
geblieben ist. Dabei handelte es sieh um ein Verbrechen , wobei er 
inßmgrmnti erUppt worden war, das er auch in der Voruntersuchung 
sogleich und wiederholt eingestand, und dessen Untersuchung so 
wenig Schwierigkeit darbot, daas Ref. nb or ac ngt ist, 4er ganae Pro* 
cesa wirde, wenn er in Sachsen geftlhrt worden wäre, nicht drei 
Monate gedauert haben. Also nicht die GeschwomengeriehtaveHaa- 
snag an sieh wird uns von dem Uebet langer Untersucbuagsdetea«» 
tionen befreien, es wird AUes daraaf ankommen, mit weichem Geiste 
sie gehaadhabt wird. Dugegen mochte iah behaupten, aass bei gleich 
g ew is senhafter Behaadlnng der dealsehe Untersaehangsaroeess hei 
Weitem in den meisten Fallen zu einem weh schnelleren Ende fuh- 
ren müsse, als das französische and englische Verfahren. Assisen 
können begredüeh nicht alte Tage gehallen werden. In Frankreich 
werden sie ordentlicher Weise nnr viermal im Jahre gehaben, AaeJi 
erfndert es Zeit, die Vorbereitungen zu der Öffentlichen Verhand- 
lung zu treffen, und wer daher kurz vor dem Anfaage der Assise 
in Untersuchung gerat h, umso bis zur nächsten warten. Wo daher 
naeh dem deutschen Verfahren die Sache m einigen Tagen abge- 
macht ist, da erfbdert sie naeh dem Sehwnrgeriebtsnrooesae doch 
wenigstens, und dies unter den aUergunatigeten Umständen, einig» 
Waehen , und da nun hierdurch die Möglichkeit von CeHeaieojeav 
ausserordentlich erleichtert wird, so ist es noth wendig, dnss der 
Angeklagte während dieser ganzen Zok in Verhall bleibe. Im &***** 
s*e*t#oa>e — helsst es im €. tCxnHr. Art. IIS. — we pourta jrnmnt* 
S** a teero'd* au /******, krtque (e k'tre sfe f ewusetö* ejupe**/*ra 
um p*4n* affbit*v* et* mfmmmnte t Wo giebt es in DeoteceJoad aao* 
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se exorbitante Bestimmung? Und habe« wir nebt erst karzlieh in 
afentliehen Blattern gelesen, dass ein englischer Ofßeter, der siel» 
gegen Je« GeriehtsiKener vergangen hatte, sechs Monate Uoter- 
sechungsarrest ausstehen musste, bevor er vor die Assise gestellt 
wurde? Ja, fÖbrt nicht das englische und französische Verfuhren in 
setner Connequenz sogar dabin, die Zeugen in Verbaft zu nehmen, 
was in einigen nerdamerikauischeB Staaten wirklich geschieht? Wie 
kannte mau aoch dea Angeklagten mit seiner Verteidigung auf 
einen bestinnnten Tag beschranken, ohne ihm die vollständigste 
Garantie ftr die ZugangKehkeit seiner Beweismittel an diesem Tage 
za gaben! 

So Mit denn doeh die Vergleiebong mit dem Schwurgerichts« 
verfahren, „nicht etwa bloss nach einzelnen Mißgriffen, sondern 
nach der Pfator der Ein rieht nag' 4 , selbst in diesen vorgeblich un- 
günstigsten Pnnkten nicht so ganz zum Nachtfaefte des Untersuchung*» 
preeeaaee aas. Am allerwenigsten aber Iffsst sieh behaupten, dit 
verbandnen Gebrechen seien so fest mit seiner Grundlage verwach- 
sen, dass keine Reform helfen könne. Der Verf. deutet ja S. 76.- 
selbst an, dass durch Freigebung des Indicieabeweises die meisten 
der vorhandenen Uebelstifode gehoben werden worden, indem er 
diesen Ausweg nur aus politischen Grttnden verwirft So weit geben 
wir nun keineswegs, zu behaupten, dass hiermit allein schon Alles 
gethau) sein würde. Was uns am meisten Noth that, sind collegra* 
lisch organisirte Untergericbfe, in denen eine besondre Seetion aus- 
schliesslich mit Criminalsacben beschäftigt ist. Schon hiermit wtrde 
aaeadfieb viel gewonnen sein. Es lige dann nicht mehr in der Hand 
des Inqufrenten, eine Untersochnng ahne Thatbestand oder auf nieb> 
feige Verdaehtsgritnde bin zu beginnen. Er wörde dazu der Zustim- 
mung des Colleginms bedürfen, an die er auch bei den ferneren 
wiebtigeren Schritten gebunden wSre. Er würde sich hierdurch von 
selbst die Voruntersuchung von ier eigentlichen (Special-) Unter*» 
suebang nneb formell abtrennen, was in der That ein fühlbares prakti* 
sebes Bedarfiris« ist, zumal , wo an die nicht vattige Lessprechuug 
■neb bestandener Untersuchung (i. e. Speciaieutersucbung) p o H tfoefa e 
Felgen geknöpft sind; Auch in den Verhören selbst würde der I*- 
c al p at gegen etwaige WillLUrKehkeiten des Inquireuten möglichst; 
and jedenfalls besser, als während* der französischen Voruntersu- 
ebung, gesichert sein, wenn maq mit dem Institute der besetzten 
Gerich tsbaak eine Reform der Art vornähme, wie sie Ref. sehen m 

9* 
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Jahre 1835. vorgeschlagen hat*)', und wie sie neuerdings wieder in 
Aaregang gebracht worden ist**). Endlich könnte man dann ancb 
für die regelmässige Dauer der Untersuchung und der Untersuchungs- 
haft gewisse Zeitfristen festsetzen, die nicht ohne Vortrag an das 
Collegium, oder an die höhere Justizstelle, oder endlich gar nicht, 
ausser in gewissen zum Voraus bestimmten Fällen, überschritten 
werden dürften. Auch dem Gefängnisswesen würde sich dann eine 
bessere Einrichtung geben lassen , was seinerseits wieder auf die Ab« 
kttrzung der Untersuchungen günstig zurückwirken würde. 

Wir haben indess noch Einem Einwände zu begegnen, der, 
wenn er gegründet wäre, durch Reformen des Untersuchungspro* 
cesses schwerlich ganz zu beseitigen sein würde, nehmlich dem Ein- 
wände, der von der Unzuverlissigkeit der Protokolle und der darauf 
gegründeten Relationen für das entscheidende Collegium hergeleitet 
ist. Dass die Protokolle nicht überall die eigenen Worte des Aus* 
sagenden wiedergeben können, liegt in der Natur ier Sache, und 
eben so wenig kann der Referent dem Collegium den Inhalt der Acten 
unverkürzt mittheilen, ohne ihm die Acten selbst vorzulesen. Allein 
erstlich ist dies in den allermeisten Fällen etwas ganz Unverfäng- 
liches. Wo es sich um ein einfaches Factum handelt, da ist die 
Wortfassung gleichgültig, und es würde absurd sein, hier die Erzäh- 
lung des redseligen Zeugen vefbotenus protokolliren, oder die so 
protokellirte dem Collegium wörtlich vortragen zu wellen. Auch 
siebt man es einem Protokolle leicht an, ob der Protokollant die 
Worte des Aussagenden, oder den Inhalt seiner Aussage nach eigner 
Auffassung wiedergeben wollte, und es kann daher kaum vorkommen, 
dass auf Ausdrücke und Wendungen besonderes Gewicht gelegt werde, 
die nicht dem Aussagenden, sondern dem Protokollanten angehören. 
Kommt es aber darauf an, das Gewicht gewisser Worte aufzufassen, 
welche der Zeuge oder der Inculpat selbst wirklich gebraucht bat, 
so wird dies für einen tüchtigen Protokollanten und Referenten keine 
unüberwindliche Aufgabe sein; und wo ihm vielleicht einmal die Be- 
deutsamkeit eines Wortes entgeht, wird da der Geschworne in der 
öffentlichen Audienz sie besser auffassen? Ueberdies wird durch des 
Vorlesen der Protokolle, durch Aufnahme der hierbei gemachten 
Berichtigungen und Erläuterungen und endlich durch die Mitunter- 
achrift der Gerichtspersonen (Schöffen) für die Uebereinstimmung 

*) In der Zeitschrift „das Vaterland« v.l. 1835. Nr. 85. 
**) In der Zeitschr. fflr Rechtspflege und Verwaltung zunächst für das K.-R. 
Sackten, B&Ufc &lM,ff. 
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des Protokolls mit der wahren Mein nag des Aussagenden s^nsorgt, 
«ras bei der öffentlichen Audienz nicht geschieht; and müssen denn 
nicht aoek die Gesebwornen ihr Urthefl in den wichtigsten Punkten 
(z. B. bei AHem, was eine Lokalerflrterung nothwendtg macht) auf 
Protokolle gründen? Za dem Allen bietet aber der Untersuchungs- 
preeess dem Richter ein Mittel znr Erforschung der Wahrheit Über- 
haupt and zur Prüfung der Übrigen Beweismittel insbesondre, dessen 
der englische nnd französische Proeess ganz entbehrt, nad dessen 
Mangel einer der geistreichsten englischen Juristen, Jeremias 
Bentbam, (Theorie Aea gerichtlichen Beweises. Ans dem Franste. 
des Elienne Dumont S. 9. 18t. 283. f.) bitter beklagt. Es Hegt 
in den Antworten ie§ Angeschuldigten auf den Vorhalt der Zeugen- 
nunsagen and der Übrigen Beweismittel, und in den Repliken nnd 
Dnplikeo, welche bei der Confrontatioa mit den Zeugen und bei den 
wiederholten Vernehmongen des Angeschuldigten zum Vorschein 
kommen, während bei der Öffentlichen Verhandlung vor der Assise 
der Angeschuldigte entweder gar nicht antwortet, oder diejenigen 
Antworten ertheilt, die er sich wahrend der Voruntersuchung als die 
passendsten ausgesonnen hat. Durch Jene wechselseitigen Vorhal- 
tungen erkalten die Depositionen der Zeugen und des Angeschuldig- 
ten seihst erst ihr wahres Licht nnd ihre eigentliche Beweiskraft, so 
dass es bot gehöriger Benutzung dieses Mittels zu Erforschung der 
Wahrheit kaum möglich ist, dass irgend ein MissverstUndniss über 
den Sinn nnd den Umfang irgend einer Aussage noch übrig bleibe; 
nnd diesen Vortheil gewahren die wiederholten Vernehmungen selbst 
dann, wenn der Angeschuldigte nicht gesteht, denn grade in seinem 
Leegnen und in der Art dieses Leugnens liegt oft der sicherste Be- 
weis seiner Schuld, so wie andrerseits dadurch auch die Unschuld 
am ersten an den Tag kommt. Durch alles dieses wird dem deot- 
»eben Sprncbcollegio ein weit reichhaltigeres und vollständigeren 
Material vorgeführt, als es die Verhandlung vor der Assise in ihrer 
■•gründlichen Form jemals gewahren kann. Der Anblick des Ange- 
sebeidigten kann dafür unmöglich Ersatz leisten. Denn ein gewandter 
Verbrecher wird für die Dauer eines oder weniger Tage wohl die 
Miene der Unschuld anzunehmen wissen, und ein unschuldig Ange- 
klagter wird durch die Verlegenheit, vor einer öffentlichen Versarom- 
mng sieh biossgesteift za sehen, leicht zu einem Benehmen voran* 
bsst werden, welches ihm von den Geschwornen für Schuldbewußt- 
sein aaegoiegt wird. Sehen wipann zur eigentlichen UrtheHsfindnng 
mW, so sind die Gesekworne* hierbei auf dasjenige beschrankt, 
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wm sie bei der efienilichea Verhandlung aufgebest und gemerkt 
haben. Dagegen in einem deutschen Spruchcollegio kann, wenn der 
eehte collegialiscbe Geist herrscht, jedes Mitglied schon während 
des Vortrages» der wesentlich ein mündlicher and vertraulicher, dabei 
aber übersichtlich geordneter sein muss, sich diese and jene Erläu- 
terung, erbitten, den einen und den andern Punkt, den er nicht *o~ 
gleich anzufassen vermochte« sich wiederholen laseaa, um wörtliche 
Vorlesimg dieser und jener Actenetelle bitten, oder die Acten selbst 
eiasehn, und dann bei der Discussion seine Auflassung durch die 
seiner Collegen berichtigen lassen. Sollte dadurch nicht ein .voll- 
ständigeres und getreueres Bild von der Sache entstehen, als durch 
das Milansefaa eines schnell vorübergehenden, unzusammenhängen- 
den Schauspieles, von welchem wobl oft, wie bisweilen von dem 
erstmaligen Durchlesen der Acten, nichts als eine wüste uj|d unge- 
ordnete Masse verworrener Vorstellungen in dem Geiste zurück- 
bleibt? Und wenn nun endlich jeder Volant bei dem Vorlesen der 
ausführlich gearbeiteten Entscheid ungsgründe diese strenger 
geordnete Darstellung der Sache dem Bilde, welches er durch den 
lebendigeren mündlichen Vortrag erlangte, entsprechend findet, sollte 
daan sein Urlheil nicht Anspruch auf eine grössere Zuverlässigkeit 
haben, als das aus der intim* conviction der Geschwornen hervor- 
gegangene Verdikt? Wir wollen nicht in Abrede stellen, dass bei 
dem Allea dem Votaaten noch Manches entgehn kann, was ihm durch 
eignes Lesen der Acten oder durch eigne Leitung der Verhandlungen 
klar geworden sein würde« Allein dieselbe Möglichkeit findet bei 
den Geschwornen statt, und sie wird, wo es sieb um das Schuldig 
oder Nichtschuldig handelt, in der Regel keineswegs dem Inculpatea 
zum Nachtheile gereichen« Wenigstens glaubt der Verf. die Erfah- 
rung gemacht zu haben, dass höchst selten das Collegium ver urlheilt, 
wo der Referent freisprechen wollte, dagegen sehr oft freispricht, 
wo er verurtheilea wollte. Der Grund dieser Erscheinung liegt darin, 
dass bej dem Referenten die Ueberzeugung von der Schuld durch 
eine Menge kleiner Erwägungen verstärkt wird, die sich ihm beim 
Durchlesen der Acten aufgedrängt haben, die aber so feiner Natur 
sind, dass sie selbst dem eignen Bewusstsein des Lesenden entgehen 
und dem Collegium sich nicht mittheilen lassen, und die man in der 
Dikasterialpraxis mit dem Worte „Totaleiadruck der Acten u zu 
bezeichnen pflegt. 

Wir übergehen die S. 77 — §4L enthaltene Darstellung des eng- 
lischen und französischen Schwur^eajchts und weaden uns sogleich 
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■■4 dar omni vorhandene* Besese%ueg einiger Grinde gegen 



Des ersten jener Gründe filr das Sewwergerieht leitet der VerC 
a» dm tthoraaotin » e adea Urämie a(Wr der Vtfcer ab, welche 
das Sebwargerieht besitze«« Allein es ist wehj leicht eiwtiieha» 
da» diese Aoafwfceag hae}tslcblieli auf petitisehes* Graade bcraht. 
Haas das Schwargerieht eia bedeatendes Recht für die Regierten aai f 
d. L daas dadareh die Kraft dar Regierten rerstarbt aad die Kraft 
dar Begie re ag geschwächt verde« wird Jeder gen» zngehoe, oad es 
ist natftrüdi, dass.sssn esnnMt ei w oi be ac Rechte sieht gera au%»cbfc 
aad derea Vorsage nrtgliehst ias Licht aa mcMea sacht. Allein ob 
es rathaasa sei, die Kraft der Regiertmg darcb dasselbe za schwa- 
chen, das ebea isl die Frage, oad diese Frage lesst sieb offenbar 
siebt ias Ailgenssfoen, sondern aar mit Meksicht auf die besooderai 
Verbfthnissc jedes Staates beaotwertea. Jedeafetts bann dieser peaW 
tisch» Staadpaaki bei der Eatsebeidaag über die VcttrcfKchkcit der 
Sehwwrgertchtsver&ssiiiig aiebt der erste sota, wie aaeb der VerC 
a n erk ennt, indem er ihm aef dem Titel die zweite Stelle asgewiesen 
bat. Dar Zweck der Justiz ist eia selbststaadiger, höchster, sie 
wird also h e r a b ge w ür digt» weaa naa ihr aas politischen Griadea 
eiae Eta r ic b ssag giebt, die diesen Zwecke minder entspricht« Kewaie 
freüieh, wie der Verf. wieder aad immer wieder versichert, j» oliti* 
sehe Freiheit aicbt obae das Schwurgericht bestehen, aa arfsste es 
wcM aaeb aa sieb selbst die beste Gerichtssorm scis, da wir polifti* 
sehe Freiheit als dea Zweck des Staats selbst aad aller seiaer s$n- 
riebtvegee aaerkeaaea missen. AUeia hier dürfte eiae Verwechse- 
faaag der Begrife, oder eia blosses Spiel init WeHea zaai Grunde 
fingen. Die pem****** „Freiheiten" des Volks, in deai Sinne, wie 
am dieses Wort ist Mittelalter gchraacbts, («srtaWsgfVi, /W**> 
werden aHerdiags dareb das Sefawargeriebt ve r m eh rt, die politische 
Freiheit aber, welche darin besteht, dess Jeder ungehindert seine 
Kräfte ia Entwiekelneg vernünftiger Tbfttigkeit entfalten ktene, aad 
doreb die Btariehtaagea des Staates hierin aar ia so weit beschrankt 
werde, als es das Zeeainnmleben der Men s c hen erfodert, — diese 
wird aar dareb diejenige Geriehtsciaricbtoag am Meisten gefordert» 
welche dea sicherstes Schatz gegen Verbrechen gewibrU Sie obIsp- 
hegt bs Fseuskreicb, mit seiaer Jery, manchen Besdirssmaagea, res 
deaea wir ia Deutschland nicsjliMssen aad wird ia England darcb 
hsaeataade Offer evknaft. • 
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Die SohriftsteUer, auf deren Anspruch sich der Verf. S»98.sT. 
flbr die Vortreffiichkett des Schwurgerichtes beruft, habe« zw Tbeil 
ausdrücklich erklärt, dass sie ihm hauptsächlich wegen seiner poli- 
tischen. Vortheile den Vorzug geben, «ad wenn endlich der Verf. 
auf das Urtheil der preossischen Immediatcommisstou ganz besondres 
Gewicht legt, so ist dabei nicht an vergessen, das^uKe Aufgabe die- 
ser Cemmsssieu nicht die war, einen AuVsprueb Isbcr die relaü?e 
Verzugliehkeit der einen oder der andern GeriehtsveWksseag au 
thun, sonders nur, za untersuchen, ob das Schwnrgerichl so erbeb* 
liehe Bedenke« gegen sieh habe, dass »an es, als eis erworbenes 
Recht, den Rheinläadiscben Provinzen wieder eotciebn müsse. 

Die sieben Scbetngrtinde gegen das Geschworneugerichft, welch« 
der Verf. nun S.W. f. vorfahrt, kennen wir ftbergehn, weil wir sie, 
sofern sie wirklich geltend gemacht werden sollten, als Schezagrinde 
anerkennen würden« Nicht so unbedingt könne« wir dies aber vorn 
den „vier schädlichsten Missverstendntsseu" sagen, welche er S. 1Q2JT. 
zu widerlegen sucht« Er begegnet diesen Missverstlndnissen mit fol- 
genden Salzen, in denen sie selbst angedeutet sind: L tyie Aufgab« 
der Geschwemen ist keine wissenschaftlich juristieche* II. Bin« 
juristische Beweistheorie 'in Crimiuatsachen ist eine unheilvolle Tla- 
sdwng. III. Ein Juristeagericht mit Mischung juristiscben und Seh wur- 
gerichtsbeweises ist eben so unmöglich, wie jeder andere Ausweg 
aas unsern ProcessQbeln, ausser dem Schwurgerichte. IV. Das Sehwar- 
gerieht ist weit entfernt voa einer Ausschliessung oder Zurücksetzung 
der Wirksamkeit der juristischen Staatsbeamten aad vea blossem 
Volksgerichte. 

Hier mOasea wir nun zuvorderst zu dem zweiten dieser Sitze, 
nwd Allem, was der Verf. an dessen Erweis beigebracht hat, un s e r e 
volle Zustimmung erklären« jedoch mit einer kleinen Abäaderuag, 
«efamlich, dass statt des Wortes „juristische ** gesetzt werde „gesetz- 
liche." Denn waram sollte es der Wissenschaft, die ia die Tiefe« 
des menschlichen Geistes eindringt, unmöglich sein, auch aber den 
leweis in Criminalsnohea gewisse Regeln aufzustellen, die «ich ia 
der praktischen Anwendung bewähren? Nur durch Gesetze Jhcirt, 
und hierdurch zur unabänderlich bindenden Norm gemacht, därfea 
diese Regeln nicht werden, du der Reichthum des Lehens in der 
Maanichfaltigkeit seiner Verwicklungen zu gross ist, als dass nicht 
jede von einem bestimmten Menschengeiste in einer bestimmt aa Zeit 
awunesoaueae Theorie durch Ihm zmjreilen Lugen gestraft werde« 
sollte. Ist nun dem also, so ist auek (ad L) die Aufgabe der G** 
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aekwcrnea eine wisec^a c beftfi c h e. Sie kl aber auch eine wiesen- 
sehaffcsteh juristische. Den« können wir gleich ftr de« Beweis in 
CriminaJsachen, — 4* wir eise gesetzliehe Beweittlieerie verwer- 
te, — siebt* unmittelbar aus positiven Gesetzen entnehmen, «o 
wurde stach Der einen aebr uuvollkomranen Begriff von der Re ch t s 
Wissenschaft vesunjhea, der in ihr nur eise Ansammlung vonGeseta- 
keeetaissen., nadln der Knast des Juristen nar eine technische -Fer- 
tigkeit in der Handbaboag. gewisser Gesetaformeln erblickte. Die 
Kaast des Jaristen besieht wesentlich ia der Geschicklichkeit aar 
sehaetlea Auffassung and Ueberbliekung verwickelter Verhältnisse, 
aad die Beschäftigung mit der Rechtswissenschaft ist es, welche Hm» 
diese Geschicklichkeit verschalt, iadem sie seinen Verstand ta die- 
ser Richtung ausbildet and ihn an eonseqaentes Denken gewöhne 
Wir veewiekclt siad aber oft die Verhältnisse, welche bei de« Be- 
weise begaagener Verbreehea in Frage kommen t Weiche MBbe 
kettet, ea eft selbst den wisseascbaftlieh gebildeten Juristen, ehe er 
dahin gelangt, das vorhandene Material ganz zu beherrschen) Es 
gebart in der Thai cia Wunderglaube dasu, den- Versieberungeu am 
tranea, slass hier die Geschwomea mit derselben Sicherheit an a*> 
th aiica vermftebteB, als juristisch gebildete Richter. 

Ganz ia Gegenlbeil behauptet nun Freilich der Verf. S. 107., 
die O es cw women, aas dem praktischen Leben hervorgegangen, ver* 
standen «od duffchschaaten die Angeschuldigten and die Zeugen viel 
besser, hätten auch zur Uebung in der Beurtbeileng der Tbatfregesi 
viel besser Gelegenheit, wie Stubengelehrte. Allein hier müssen 
wir zavfrderst gegen die Benennung „Stubengelehrte" pretestirea. 
Sie kannte höchstens anf manche Mitglieder der Juristenfakufc&tea 
nassen. Die Mitglieder der CoUegialgeriehte sind in der Regel aas 
dem Stande der Advokaten oder der Unterrichte* hervorgegangen, 
we ea ihnen eicht an Gelegenheit gefehlt hat, die Haiidlangsunjinn 
der Meaeebca kennen zu leraea. Und woher seil denn- den Gescjiwofv 
aen die belebte Uebung in Beurtheüung der Tbatfragen und Prüfung 
von VerdachtsgrOadea kommen? Die Antwort auf diese Frage endet 
sieh S. 88. Alle ihre Verhältnisse, «igt hier der Verf., an z.B. ihre 
Vertrage mit ihren Pächtern, Handlungsdienern, Knechten u. s. w« 
zwingen sie ja täglich za ernstliehen Prüfungen von solchen Ver- 
dachtsgrfladea und von Aussagen über Schuld uad Unschuld bestimm- 
ter Personen. — Nun es muss in der That schMmm stehn in einem 
Lande, we ein Familienvater «#*g t^eh za dergleichen ernatuchea 
PrMaagaa gezweagea ist, Trkavaber derFall eia, so ist weM seile« 
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von niuer sorgMtigen Prttfung von Verdechtsgriadeu die Rode. Man 
kündigt dem Verdächtigen seinen Dienst auf, «od nimmt eise« An- 
den» Damit punctum. Gesetzt aber, es findet hier ein näheres 
Eingeben auf Verdaehtsgrttode statt, §o werden meist äussere De* 
stüujuiungtgrttnde, z. B. das besondere Zutrauen so gewissen Per*» 
sonee, die Vorliebe f&r dieses oder jenes- Familienmitglied, ent- 
scheiden, und der Familienvater wird sieb in seinem* Urtheile am so 
vorschneller neigen, je ungebildeter, und um so vorsichtiger, je ge- 
bildeter er ist Förwahr, der Ausspruch der Geschwornen aber 
einen verwickelten Criminalfall ist nicht viel besser, als ein Gottes- 
urlhetl. Sind grade einige recht hervorstechende lndiclen («. B. 
ungerechtfertigter Besitz einer gestohinen Sache), vorhanden, so 
werden sie verurfheileu, im entgegengesetzten Falle, troll des Zu- 
sammentreffens aller Umstände, das Nichtschuldig aussprechet* Und. 
das Schlimmste dabei ist, dass, wo nicht besondre Sympathien wir» 
heu, sich meistens das natürliche Urlheil von Nichtjuristen weit mehr 
nur Verurtheilnng hinneigen wird, als das der juristischen Richter. 
Der 4Srand davon ist der, dass sie die Möglichkeiten nicht beachten, 
wekhe ein jedes lndicium, so dringend es an steh sei, noch öhrig 
ISsst, und die dem juristischen Richter vermöge seiner juristischen 
Bildung stets gegenwärtig sind. Ref. hat Öfters in Fallen, wo er 
wegen der Ueberfthrung zweifelhaft war, sich mit inctft^oristischeii, 
wissenschaftlich hochgebildeten Freunden besprochen, immer aber 
obige Behauptung bestätigt gefunden. 

Alles dies möchte aber noeh gut sein, wenn es möglieh wäre, 
das Urtheil der Geschwornen auf reine Thatfragen zu beschränken. 
Der Verf. hat diesen Einwand S. 108» vorausgesehen, und anf eine 
Weise zu beseitigen gesucht, welche leicht blenden kann, weil sie 
zum Tbeil anf Wahrheit gegründet ist. Er behauptet, auch des Ur- 
shtsü' darüber, ob eine gewisse Handlung strafbar sei, sei ein Gegen- 
stand für die allgemeine bürgerliche Erkenntnis*. Denn der Birger 
sei nur schuldig wegen des Unrechts, das er als Borger aach den 
allgemein moralischen und bürgerlichen Kenntnissen von den ver- 
botenen verbrecherischen Handlungen erkannte, und erkennen mnssto; 
es wäre scheusslich, ihn zu strafen, wenn nur ein gelehrter Jurist 
mit seiner gelehrten Jurisprudenz den verbrecherischen Charakter 
seiner Handlung entdecken könnte« Allein wer sieht nicht ein, dass 
dieser Satz in der Anwendung, welche der Verf. davon macht, aüe 
Strafgeeetsgebnng öberflttisig machen wirde? Der Satz ist an sieh 
(auf Vorbrechen, im Gegensätze von Polizetibertretungen bezogen) 
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völlig wahr, allein er gut rar ab Norm för die Gesetzgebung. 
Hat diese aber die Strafbarkeit einer Handlang entschieden, so liegl 
den Ricbter nur die Frage vor, ob die erwiesene Handlang unter 
das Gesetz za subsamiren sei, nad dtess ist ein wesentlich jaristisehes 
lirtheti. Oder versiiease es nicht gttoztieh gegen den Satz des Wider* 
sprach*, wena das Volk, nachdem es bei der GeseUgebneg darch 
aaiae Vertreter eine Handlang für strafbar erklärt hat, sie daan im 
Gericht abermals durch seiae Repräsentanten (denn das sollen die 
Geschwornen seia) für straflos erklären wölke? Nur da müssen auch 
bei der Rechtsprechung die altgemeinen Volksanaicbten selbständig 
in Betracht kommen, wo die Gesetzgebung nicht im Stande ist, die 
Bedingmagen der Strafbarkeit speciell festzusetzen, z.B. bei Injurien^ 
and in der Beschränkung auf dergleichen Fälle würde auch Ref. eine 
Art Jnay (ein Ehrengericht) keineswegs unangemessen finden, das 
aber lediglieb über die Rechtsfrage und nicht Ober die Thatfrage 
za entscheiden hätte, wie man denn nach, wenn für Passvergebea^ 
•der Ar politische Vergehungen die Einführung einer Jwy verlangt 
wird, mehr die Entscheidung Ober die Rechtsfrage, als über die 
Thatfrage im Sinne bat. — Sodann, und dies ist ein zweites Haupt» 
nrgament gegen den Verf., steht ja die Sache in den wenigsten 
Fällen ae>, dass es sieb um Strafbarkeit -oder Straflosigkeit handelt 
Meistens ist nur von gewissen Abstufungen der Strafbarkeit die Rede. 
Z. R. bei zweifelhaftem dolus werden an die Geschwornen folgende 
Fragen gerichtet: 

Ist der Angeklagte des prämeditirten Mordes schuldig? 

Ist er des Todtschlages schuldig? 

Ist er der enlposen Tödtuag schuldig? 
oder bei zweifelhaftem Thatbestande : 

Ist der Angeklagte des vollendeten Mordes schuldig? 

Ist er des versuchten Mordes schuldig? 

1*1 er der Körperverletzung schuldig? 
Wer milchte nun bestreiten, dass durch Beantwortung dieser Fragen 
äte Geschwornen aber rein juristische Gegenstände entscheiden, die 
za den schwierigsten des ganzen Criminalreebtes geboren. 

Ist sonach- die Aufgabe der Jury wesentlich eine wissensohafU 
ticke «ad juristische, so ergiebt sich voa selbst, dass eiae Garantie 
far die befriedigende Lösung derselben weder ia dem Wesen 4ee 
IastkaU, aocb darin liegt, dass auch Juristen au Geschwornen ge- 
wählt werden können, und daas die bei der Assise Vorsitzenden 
Sustsricbter bei offen voriiegeaakm Irrtaume der Geschwornen (wie 
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aelUm Jisst sieh dieser sofort klar erkennen!) 4» Verdikt susngn- 
direo and die Sache vor eine andere Jury zu bringen berechtigt 
sied. Vielmehr ist mit Obigem sogar nach des Verft. eigenen Argu- 
luentationen dargethan, dass Schuldig und Niehtsehuldig, sobald es 
einmal eine Rechtswissenschaft und einen besondern Joristenetaod 
giebt, nur von Mitgliedern dieses Standes gesprochen werden kann. 
Ist aber ferner, wie wir oben mit dem Verf. bekannt haben, eine 
gesetzliehe Beweistheorie in Griminaisachen ein Unding, so foigt 
abermals, dass es keinen andern Ausweg giebt, als, den juristisch 
gebildeten Richtern in so weit die Rechte der Geschwornen beiae- 
legen , als man sie autorisirt, das Schuldig nach ihrer grQndltcuen, 
d. u durch ausführliche Darlegung ihrer Gründe auch Andern mit- 
tkeilbaren Ueberzeugung auszusprechen. Diesen Ausweg hat man ist 
Sachsen seit dem Jahre 1838. ergriffen, und ich wOsste nicht* dass 
iber die Ausübung jenes Rechts irgend eine Klage laut geworden 
wäre* Ja es lässt sich bekannten, dass man es seitdem mit der Ver- 
urtheilong strenger genommen hat, als vorher, denn die frühere 
Gesetzgebung konnte allerdings zu Verurteilungen Ähren, denen 
eine volle Ueherzeugang von der Schuld nicht zum Grunde lag« Ref. 
würde es daner als einen bedauerlichen und für die Gerichte den 
Landes keineswegs ehrenvollen Rückschritt betrachten, wenn ihnen 
das Recht der freien Beurtheilung der Beweisgründe durch eine ge- 
setzliche Beweistheorie, oder irgend eine gemischte Einrichtung 
(vgl. den Verf. S. 117. ff.) wjeder entzogen werden sollte. 

Der Verf. weist nun freilich den hier angegebenen und von Ref. 
schon im f. 1836.*) empfohlenen Ausweg mit einer Art von Schau- 
der zurück« „Nach ihrem subjectiven Meinen seilen jene abhän- 
gigen Beamten vielleicht gar in geheimen Vehmen die Bürger vemr- 
theilen!" Das U ebertrieb ne in dieser Exclamation, wodurch die 
Frage in ein ganz falsches Licht gestellt wird, liegt auf der Hand. 
Nicht nach subjectivem Meinen, sondern aus wissenschaftlichen Grün- 
den soll die Verurtheiluug hervorgehen, und diese Gründe sollen aus- 
führlich und offen dargelegt werden, damit sie von dem Vcrurtheit- 
ten selbst, von dessen Vertheidiger und von dem Richter der höhe- 
ren Instanz wiederholt geprüft und nach Befinden selbst durch Bei- 
bringung neuer Beweismittel, widerlegt werden können. Die Beweis- 
mittel aber sollen nicht in geheimer Vehme, sondern vor zweckmässig 
besetatnr Gerichtsbank aufgenommen und durch öffentlich beglaubigte 
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Acten beurkundet werde». Was aber die Abhängigkeit der Beam- 
ten betrifft, so laben wir schon oben bieriber unsere Meinung 
geäussert, mJess fährt ans dies auf des Verls, dritten Hauptgrund 
ftr das Schwurgericht, die angebliebe grössere Verbürgung der Ge- 
rechtigkeit seiner GrlheHe S. 122. f. Diese findet nehmlich derVerfc 
wiederum »siehst in der Unabhängigkeit der Geschworoen, „Wer 
m ächte behaupten wollen , so sagt der Verf. S. 123., aiie Geschwor- 
nen, alle die Taasende von Birgern, die nach dem Loese etnmeJ 
zann Richten berufen sind, seien so leicht, feiner oder gröber, durch 
Belohnungen oder Nucblhetle, zu verkehrtem Urtheile zu bestimmen, 
ab wenige ständige BegierungsdSeeer? Wo sind bei Geschwornen 
die Beispiele der Beförderungen, der Zurücksetzungen oder Ab- 
setzungen wegen ihrer Urlbeile?" Man erkennt ohne Schwierigkeit 
den Trugschless, der dieser Argumentation zum Grunde liegt« Der 
Verf. wird schwerlich benannten, dnss alle sogen. Regieron gsriebter 
dtt Bestechlichkeit unterworfen seien, und eben so wenig behauptet 
dies Jemand von allen Geschwornen. Allein es kommt ja nur darauf 
an, die Geschwornen einznsebflehtern oder zu gewinnen, weiche in 
eine m bestimmten Preeesse za ortheilen haben, und die Liste der 
Geschwornen, welche zur Bälfte vom Staatsanwälte reeusirt werden 
kennen, wird ja von eigentlichen, nicht richterlichen, also nach dem 
Verf. vdllig abhängigen Regierungsbeamten gebildet, die auf WoU 
und Wehe der Birger, auf die Erleichterung oder Ersah wem ng ihres 
Gewerbsbetriebes, den manniehfaltigsten Einfluss ausüben kttnner« 
Bier möchte die Auswahl aus den „Zutrauens würdigste« Klassen der 
Gesellschaft" weaig nützen, denn man wird diesen Begriff weit aus- 
dehnten müssen, wenn man nicht eine stehende Geschwornenlisle 
haben wäl. Gesetzt aber, die Geschwornen wären von der Regie«- . 
rang ganz unabhängig, so sind sie da ftr einer andern Abhängigkeit 
unterworfen, gegen die es keinen Schutz giebt, und die eben so 
verderblich, ja noch verderblicher werden kann, als jene, nehmHch 
der Abhängigkeit von der Öffentlichen Meinung. Das Urtbeil der 
äfeutHehen Meinung aber, so sehr wir es achten, wo es an seinem 
Platze ist, ist, wo es sich voa Schuld oder Nichtsehuld eines Ange- 
klagten handelt,' stets ein Vorurtheil, weil es stets auf unvollständig 
iastrairte Acten gegründet ist. Dieses Vorurtheil wendet sich aber 
in der Regel gegen den Angeschuldigten, weil dem Publicum ver- 
sage seiner natürlichen Interessen überhaupt weit mehr an der Be- 
strafung des Schuldigen, als an der Lossprechang des Unschuldigen, 
imsnandrrn aber AHes daran gelegen ist, dass ein schweres Ver- 
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brechen, dessen Tbalbestand vorliegt, nicht «abstraft bleibe. Ja 
man muss diese Abhängigkeit, so gefthritch sie 4er Unschuld wer« 
den kann, bei bestehender Schwurgerichtsverfassuug fest noch als 
ein Glöck betrachten, da sonst bei den mangelhaften Vortagen, anf 
welche die ^Jeschwornen ihr Urtheil gründen müssen, gar an viele 
Freisprechungen erfolgen, ond die Strafgesetze alle Kraft verlieren 
würden. Aber bei politischen Processen? Nun, setzt man einmal 
voraus, däss Regierung nnd Regierte sich als Parteien gegenüber- 
stehn, so ist denn doeh auch hier das Drtheil des PoMicums, zumal 
desjenigen PubKcums, welches seine Stimme am lautesten erhebt, 
immer ein parteiliches, nicht einmal durch das Gefühl der Pflicht und 
der Verantwortlichkeit gemässigtes. Daher sind eigentliche Hoch- 
verrathsprocesse in Frankreich und England dem UrtheHe der Jury 
entzogen nnd den Pairskammern zugewiesen, denen man in dieser 
Hinsicht eine grossere Unabhängigkeit zutraut Und wie, wenn nun 
auch die politischen Sympathien des Publicums sich gegen den An- 
geschuldigten wenden; wenn ein Beamter, vielleicht durch boshafte 
Verleumdung, des Angriffs anf die Verfassung, des Missbranches der 
Amtsgewatt, der Bedrückung, der Veruntrauung Öffentlicher Gelder 
angeschuldigt ist? Ich mochte Niemandem ratheu, sich zu sehr auf 
Ate Unparteilichkeit und Unabhängigkeit der Jury zu verlassen, wen« 
er in den Sciavenstaaten Amerika'» wegen Begünstigung der Selaven* 
eroancipation oder wegen Einverständnisses mit den Indianern vor 
Gericht gestellt wird. Man glaube nicht etwa, dast die Öffentliche 
Meinung bei uns einen so grossen Einfloss nicht haben werde. Ref. 
hat selbst den Fall erlebt, dass in einer volkreichen Stadt seine* 
Vaterlandes mehrere Advokaten dh Verteidigung eines Aogesehaf- 
digten ablehnten, weit sich die Öffentliche Meinung zu entschieden) 
gegen ihn ausgesprochen hatte. ' 

Dass die Urtheile des Geschwornengeriehts ein grosseres Ver- 
trauen gemessen, wie der Verf. S. 124. ferner anführt, ist, wenn 
der Satz selbst richtig ist, natürlich kein Beweis für deren grossere 
ohjective Gerechtigkeit, denn das Urtheil ist hier durch politische 
Rücksichten und Sympathien getrübt. Die übrigen Beweise des Verfs. 
für diese objeclfive Gerechtigkeit redoeiren sich anf Dasjenige, was 
er schon früher über die vorgebliche grossere Befähigung der Ge- 
sehwornen und über die Vorzüge des Verfahrens gesagt bat, und 
wir müssen uns daher zur Widerlegung, um nicht dieser ohnehin 
schon sehr umfangreichen BenrtheHung eine zu grosse Ausdehnung 
zn geben, auf dasjenige beziehen, was wir schon eben hiergegen 
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bemerkt hU. Kv eher Einen Punkt kann Ref. oiolit umhin neck 
ein Paar Worte Uiinuzufugen, iker die Lossprecknag tos der In» 
staaz. Der Verl betrachtet auch dies all einen Vorzog 4er Ge- 
schwornengeriehte, ja alt eine der Bürgschaften ihrer Gerechtigkeit, 
dass, w# keine Verariheilung erfolgt, die völlige Schuldlosigkeit das 
Angeklagten anerkannt wird. Allein, wenn der Gesehwurne sein 
Nicktaehnldig ausspricht, so sprich* er damit, wie wir scheu oben 
geiegenütek bearerktea, in den meisten Fallen eine Ua wahrkeit aus, 
da er »ich in der Hegel nur in einem Zustande des Zweifeis kein« 
den wird, bei weichem vieHetcht aar wenig an der vollen Ueherzeu* 
gang von der Schuld fohl*. Diese Unwahrheit wird aber deren ihre 
Felgen zu einer wirklicken Ungerechtigkeit; zn einer Ungereehtig»» 
keit gegen den wirklich Schuldlosen, der dadurch mit dem Hechst- 
verdlehtimfn in eine Classe geworfen wird, au einer Ungerechtigkeit 
g egen den Anklager, der nun als Caloatniant dasteht, und zn einer 
Ungerechtigkeit gegen das Pablicam, dem dadurch ^m nrit dem 
sekwnmten Verdackte be l as t ete s Snkjeet als eine zutraaenswttrdige 
Person aufgedrängt wird« Denn natürlich moss non «eck der Staat 
den v#ilig Losgesprochenen in dem Besitze aller derjenigen Reckte 
schätzen , welche auf dem nngeeehmiKerten Besitze 4es guten Namens 
beruhen. Dies fahlen nach die Gesehwomen recht wohl, und <fe 
ihnen nun keine Wahl bleibt, als sick für das Schuldig oder für das 
Nicktsckwidig zn entscheiden, so maekt sie dies am so geneigter»*« 
Zwn a Cekfnne das Schuldig ansaospreeken, indem sie sick darauf vor* 
Innen, dnss im Falle völliger Seknldlesigkeit der Inculpni schon von 
dar Ankingek immer losgesprochen werden sein wurde. Bier haken 
wir nun die- Verdachtsstrafen, die der Verf. so sehr perhorrescirt, 
in ihrer sehlinunsten Gestak. Da ist es denn dock wohl ehrlicher 
und beaser, die UnznlingKckkeit menschlicher Erkennhrissmrttet 
zn kekennen, und, wenn auek nicht im Sinne der Römer, ein 
dnuvel auszusprechen Auch liegt denn gegen den A b geschert - 
digten nickt das mindeste Darecht. Wenn jemand unschuldiger 
Weine eVrek eine unglückliche Verkettang von Umstanden in den 
dringenden V e r da tb t eines Verbrechens gerith, den er nicht ab- 
lehnen kann, an ist das ein Uaglöck, eine göttliche Schickung, deren 
Föhnen wieder gut zn machen, der Staat nicht berufen sein kann, 
du er nie nickt rorsekutdet bat. Gesetzt, er sospendirte sein ür- 
tkow ganz, steake-den Verdlektigen gar nicht vor Gericht, so ^Or- 
den dw nniHkailigen Folgen Ar ikn dieeetken sein, wie bei der Los 
vom der Inetuua, dnrck weleke ja ebenfalls das Unheil 
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ihn* Schuld oder Nicbtsehuld aar suspendirt wird. Ja diese Lon- 
upreehung ist Ar den Verdächtigen noch immer ein Vortheil. Den 
Knecht, dem ein Diensteid beigemessen wird, ebne dnss er deshalb 
vor Geriebt gestanden bat, bötet sieh Jeder, zu mielben; der Los* 
gesprochene dagegen findet wohl seinen Dienstherrn, denn er ist 
deeb losgesprochen, and nach der Art der Lesspveelraug wird seilen 
gefragt. Mit dem Anklageprocesse freilich ist diese Art der Los- 
sprechnng anvereinbar, weil hier der Staat sich dem Verbrecher ab 
Purtei gegenüber stellt, and non der Grundsatz des- Civilprocoaeee 
eintritt: actore non probtnte mbsohiUtr reu$. Allein nach dem 
Geiste des deutschen Untersuchungsprocesses klugt der Stent den 
Verbrecher nicht an; er untersucht nur im Offentitehen Interess e, 
ob der gegen denselben rege gewordene Verdacht sieb bestätige» 
und spricht das Resultat dieser Untersuchung aus. 

Wir Übergeben den Abschnitt^ der sich mit der politischen 
Heilsamkeit des Scbwasgericbtes beschäftigt (S. 127. £), da das 
Wesentliche in dieser Beziehung schon v orge nommen ist, und die 
Ausführung hier grösstentheHs in der Widerlegung einer raemlich 
sustzfindigen Dedaction Feuerbach's besteht, und wenden nns n« 
dem letzten Abschnitte S. 146» n% der von den flbrignn Einwenden* 
gen gegen das Schwurgericht -handelt; 

Aach hier begnügen wir uns, Einen Einwand hervorsefce* 
bea, der uns der erheblichste seheint; uehmlieh den Mangel pro- 
tokollarischer Beurkundung und wiederholter Prüfung durch *e*ue 
habere leetanz. Bat in unserem Processe ein Zeuge die Sache una- 
steMt, nnd kann die wahre Btowandniss derselben nachgewiesen, wer- 
den, so wird er durch die Acten fiberfährt, und sein Zengniss wird 
unwirksam. Wer aber möchte seiner Auffassungsgabe und seinem 
Gedächtnisse so unbedingt trauen, um hinterher zu behaupten, der 
Zeuge habe sich bei der Assise so und so ausgedruckt, wenn dieser 
es leugnet? Auch bei der Assise kommen Protokolle vor, aber wen 
für weiche! Sie sind nach ausdrucklicher Bestimmung des Code 
oVinstr. Art 3721 nur dazu bestimmt — und- können nur dazu be- 
stimmt sein — die Beobachtung der Form zu coustatiren. San eeW 
halten nicht das Mindeste von den Aussagen der Zeugen nnd des 
Angeklagten, und besteben meistens nur in. der Ausfüllung gedntee> 
tnr Formulare. Hr. Welcker muss uns daher, zu Herstellung der 
Urkundlichkeit, auf die Nachrichten der Zeitungen und die Mieder* 
Schriften ihrer Stenographen verweisen. Rechtsmittel des Auge« 
klagten findet der Verf. auch in dem Jnnezdnuiehen Preceaee, 
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die 8f» ioi, C«nti#i ead Revision. Er besteht steh hierbei mC 
Art. SM. «4 4U\ des tf. *m*r. Atteie Art.*** spricht ..r den 

^-TV*** Ttrilel,c,J,€l1 Sale •"» *■■■• wm die Ge*thwo,iico 
die Theftfrag* bejaht bahea, nichts desto weniger noch die Aceat*-, 
frag» tob dem Gerichte veraeiat wertes kann, and An 41*. bandelt 
▼ob der NvJKtlt wegea aariehtiger Geaetui>we»dang. Die Snspee- 
sien kaoa bw eintreten, weoa die Richter einstämmig fibetzeegt siad, 
4ass die GeecBworoeB «* *e»f ft-omed •*/♦*•! (Art. 34t.), m4 fttel 
ammi hat 4ns Recht, daranf anzutragen. Dia Cassation neeet statt, 
wegea Verletznag der Form (z. B. wenn ein taachwereer wahrend 
der SflfriM gespraeajea hat, was vielleicht gaaz nnscl*4tich sein 
ksam, aber aseertich nicht, wem er wfthreed der ganzen VerhaanW 
bog aa seine Privatgeschäfte gedacht hat) and wegea unrichtiger 
GeeetsaBWBMlaag; die Revision endlich ia drei Fallen j wenn eioe 
aa4re J«ry eiaea seeera Angeklagten wegea desselben, nur von 
Riaer Person yertibtea Verbrechens eerartheilt bat, wbbb dar Munster 
der Jaatj* »«zeigt, dass die Person, wegea deren Tedfeaag der Ab* 
gesehwldigte verarthcilt werde, noeh ata Laben sei, aad wenn die 
abgehörten Zeageo wegaa Wahrhefitwidrighesi ihrer Aussage rernr- 
theilt wer d e« (C. fmttr. Ckmp. HL). JeeWmana nebt, data dieie 
RecbUBHttd, BBBi Schatze der materiellen Scbnlfleti'gkeit, so gut 
find, als gar keine. Ja ich meebte behaupten, dass der «weite 
• biger FlUe,. dessen Voraussetzung nein beseneeres Zntraoea zu .der. 
Zereettssigteit des Gcsehweceen - U rtb a ema eerrlth, nach dem dent- 
sehea Verfahren gar Biobt vorkeermen könne. Da warea die alten; 
Voikagerichte aoek vorzesieba, denn hier kennte man doch von de» 
Crtbeile 4er' Sehnten an den Umstand appetiiree. Man bezweifelt 
freuten der Verf. den Werth der sweiaialigeB Instanz , ja er gebt so 
weit, sie he VeriUMtaisse ihres Werthes far 4en Angekhigten med 
aar den Staat fOr iberwiegend aaebtheilig sa erklären. Indes* 
ist hierlber, zem*l hei dem sehftnen Grtnsdsntae des deetsehen €ri- 
smateeebu, 4ass in zweiter Instanz ' nicht harter erkannt werde» 
U n ee (nach nicht iber die Rechtsfrage, we es 4as firnnzesisehe 
Recht zaJasst), enter den Verständiges wähl aar Eiae Stimme. Aach 
die Vertheidigeng erhalt aterdnreh erat ihren rechten Werth. Wir 
kennen g egebe n t 4nss in den meisten Fallen die Veiaheidigang nur 
Seche 4er Form sei, weil die nettsten CrimtoalftMe von der Art sind, 
dass es gtaatieh na Stoff aar Vertheidigong, wenigstens hinstchtlieh 
eWThntfrzge, gehl ic h * . Allein eanmdlieh withiig wird sie bei zwei-* 
fehWter Scheid Ar den in erster Instanz Verartbciltcn. Nnn erst 
fcrit Jahrb. f. d. R. W. Jahrg. VI. H. II. 1 
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steht der Vertheidiger, worauf es vorzüglich ankommt, auf welche 
Umstände das Gericht das meiste Gewicht legt, and worauf er daher 
seine Argumentationen zu richten bat. Aach besieht ja die Vcrtbei- 
digdng nicht etwa bloss in schriftlicher Dednclion. Der Vertheidiger 
hat das Recht, neoe Zeugeuabhörungen und Überbaus* die nach- 
trägliche Vornahme alles Dessen zu beantragen, was für den Erweis 
der Schuldlosigkeit seines dienten von Einfless sein kann; ja er 
kann dies selbst nach dem zweiten Urtheile, sofern sich ihm neue 
Momente darbieten, durch welche die Schuld des Verurtheiiten wider- 
legt, oder gemindert wird. 

Wie will man nun bohaupten , dass das deutsche Untersochiinge- 
verfabren für die Sicherung der Unschuld nichts leiste, dass es nur 
auf Unterdrückung derselben gerichtet sei? Dass seine Skherungs- 
mittel nicht in jedem Falle ihren Zweck erreichen, bat es mit jedem 
andern Verfahren gemein. Und wer legt nun i« die Hunde von 
12 anerfahrenen und oft ungebildeten Bargern den Beruf, ohne alle 
jene Siehcrungsmittel Ober Schuld oder Nichtscbuld unwiderruflich 
abzusprechen? „Die Nation! das Vaterland "! antwortet der Verf., 
„das durch die Geschwornen reprisentirt wird." „Es wäre Uebertnuth 
eines einzelnen Standes, hier des juristischen", setzt er S. 184. hinzu» 
„ein subjeetives Glauben an die Stelle der hier allein der Objectivi- 
HU sieh nähernden und das Beweteurlheil objeetiv machenden Ge- 
samtflberzeugung des Staates oder seiner möglichst besten und 
allseitigen Repräsentation seteen zu wellen. " Traurige Manien t 
müssen wir hier aasrufen, denn wer sieht nicht, dass diese Reprä- 
sentation auf einer reinen Fiction beruht, die der unschuldig 
Vcrurtheifte nimmer anerkennen wird. Ware dem aber auch nicht 
so, so kann nimmermehr ein äusserer Beruf, wäre er auch von der 
höchsten Autorität ausgegangen, den Mangel des innere ersetzen. 
Nun können wir aber der Nation, d.h. hier der Öffentlichen Meioung, 
einen inneren Beruf nur da zugestehe, we es um allgemeine Fragen, 
welche das öffentliche Interesse berühren, sich handelt. Dies i*l 
z. B. bei der Gesetzgebung und auch bei der Crimiaalgesetzgebnug 
in einem gewissen Umfange (z* B. bei Abgrenzung des Strafgebiele») 
der Fall, und hier mag sie immerhin diesen Beruf ansähen, und da- 
durch auch mittelbar auf die Verwaltung der Justiz, welche von der 
Gesetzgebung abhängig ist, einwirken. Hier läist sich aoeh diese 
Ausübung auf eine solche Weise reguliren, welche einer Repräsenw 
Utien des ganzen Volks einigermassen ähnlich sieht. Wenn aber 
zwölf Bürger, unter Mitwirkung eines Regiertingsboamten und des 



Digitized by 



Google 



Recensirt von lie s * u AnpeUations-Rath Dr. Krug so Zwickau. 147 

Angesehnldigten durch das Looa ausgewählt, Ar die Repräsentanten 
der Nation ausgegeben werden, so ums man unwillkürlich aa die 
qtrinqme testet y eivet Romami denken, welche die fünf reunsehen 
Clane» , oder an die trigimU hctores, welche die dreissig Curien 
renrfsentiren sollten. 

Bleiboa wir daher dem deutschen Grundsatz* getreu, dass es 
die Obrigkeit ist, die, wie wir ihr ja in tansend andern Beziehungen 
Wohl und Wehe der Borger anvertrauen müssen, nach die Scheid 
xa hestrafen und die Unschuld zu schützen hat, zur Ausübung dieses 
Bernfes aber aus denen, welche sich zu demselben besonders vor- 
bereitet und ausgebildet haben, die Geeignetsten auswählt und mit 
hiallaglicher Unabhängigkeit bekleidet <Poßov tip i£ov<jfar 9 sagt 
der Apostel, oi fio *ic§ tip \uvjaiqa» qoQtt. 
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lieber die BfectoftfWaM im Ermlande mit verz« glieher Berück- 
stefctigttng der Verfeältawse zur Zeit der polnischen Oberherrschaft 
von JPr. J. A> IiilleirilMl» Oberlehter am Köm gl. Kalb. Gyron. 
in Braunsberg. Berlin, 1841. 

Recensirt ' 

von 
Herrn Prof. JH% Jacob**« zu Königsberg. 

Für die Ermittelung so vieler bisher noch völlig anbekannt ge- 
bliebener, so wie für die Aufklärung und tiefere Begründang zweifel- 
hafter kirchlicher Begebenheiten und Rechtsverhältnisse des König- 
reichs Prenssen bleibt noch immer so viel zu thnn übrig, dass jeder 
die Einsicht derselben irgend fördernde Beitrag hockst willkommen 
sein moss. Wenn nnn selbst die allgemeiner zugänglichen litera- 
rischen Hilfsmittel auf diesem Gebiete noch mannigfache Ausbeute 
zu gewähren im Stande sind, so kann von der Benntzug seltner oder 
bis dahin in Verborgenheit begrabuer Doeumente um so mehr er- 
wartet werden. Dank daher dem Verf. der in der Ueberscbrift ge- 
nannten Broschüre , welcher seine Mussestynden dazu verwendet, ans 
Local-Archivea Aufschlüsse für die Preussische Geschichte zu ge- 
winnen. Schon im Jahre 1887. erschien von ihm: Braunsberg in 
den ersten Decennien des siebenzebnten Jahrhunderts. Jetzt erhal- 
ten wir die obige Abhandlung, für welche besonders des Archiv der 
Stadt Braunsberg, das bischofliche und domkapitnlarisebe Archiv 
benatzt worden sind. 

Heber die Bischofswahl im Ermlaade erfahren wir vom Verf. 
zwar nichts wesentlich Neues, da bereits Leagnich in seinen ver- 
schiedenen Schriften, von Baczko in den Beiträgen zur Kunde 
Preossens B. HL S. 361. folg., Voigt in der Geschichte Prensaens 
a.a.O. und insbesondere Laspeyres in: Geschichte und heutige 
Verfassung der katholischen Kirche Prensaens. B. I. S. t28. 892., f. 
489. f. (von Herrn Lilientbal nicht mehr berücksichtigt, dtt die 
Vorrede seiner Arbeit schon im Novbr. 1840. geschrieben worden) 
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das Sadhrarfcütms genfgead dorgegtcttt haben; doch ist die Aw* 
flhrang selbst doreb eia tieferes Riagohea ia SpeeiaJi* nad doreb 
gelcgeotKcoe Bcriehtigangen and Ei*anxa*geu ««derer Schriften 
mittelst arehivatiscber Decanoate aller Anerkennung wert». 

Der Verf. gedenkt zuerst der Begründung der vier Preossisetjea 
Btsthftmer ond spricht dann genauer Ober firaüaad. Die & 7. Arne. * 
geäusserten Zweifel Aber den ersten Bischof Hein rieb I. ven Stralaieb 
sind ganz engegründet (in. s. meine Abhandlung: die MetropeJitan- 
verbindoag Riga'* mit den Bisthumern Preussens in Ulgen's Zeit- 
schrift Air die historische Theologie Bd. VI. T\u 2* Anm. 130.)* Leber 
die Theilang des bischöflichen Gebiets und des dem deutschen Or- 
dea zugehörigen Landes, nach demselben Prineip, das auch in den 
drei andern Didcesen Culm, Ponnsanlen und Samland zur Anwen- 
dang kam, hat der Verf. jetzt die bisher nnbekannte Urkunde Datum 
in Eibingo anno 1251.* V. Caiend. Mqji in mehren Abschriften auf- 
gefunden (S.8. Anm. *) und nach einer vidimirten Gopie im bischöf- 
lichen Archive (doch wohl zu Heilsberg?) im Anhange Nr. 1. S. 51 — 
54. mitgetbeilt Aus einer Abschrift desselben Archivs wird dann 
die schon sonst Öfter gedruckte (s, S. 9. Anm. *) Urkunde von 1260. 
Ober die Errichtung der Gathedrale zu Braunsberg im Anbange Nr. II. 
S. 54 — 56. aufgenommen. Darin findet sich die erste Festsetzung 
in Betreff des Gegenstandes vorliegender Abhandlung in den Worten 
„Jus eiigeudi in dieta Ecclesia Praepositum , Decanum, Cantorem, 
Sckolasticum ac Canonicos nobis et nostris successoribüs una cum 
Vapitulo retinemus. Creandi autem et instituendi Jrchidiaconi in 
ipsa Ecctesia nobü et nostris sueeessoribus facultatem specialiter 
reservando. Sane Episcopum eligendi seu postulandi, Canonici 
dietae ecclesiqe tiberam facultatem kabeant seeundum Canonieas 
sanetiones. " 

Ueber die Wahl der Domherren giebt der Verf. eiuige Notizen 
S. 14 — 16. Anm. 4 und berührt dabei auch die gegenwärtige, ver- 
schieden gedeutete Praxis, worüber wir etwas Näheres bemerken 
wollen« 

Nach der Urkunde von 1260. erhielt also der Bischof in Gemein- 
schaft mit dea andern Capitulareu die Wahl sowohl der Dignitarieo, 
ab der einfachen Canonici. Als im Jahre 1288. das bischöfliche 
Gebiet zwischen dem Bischof and Gapitel getbeiH wurde, ward dies 
beatltigt (s. Jura Meverendünm Capituii Varmienm pirea ettetio- 
mm episeopi. *• *• **24. *• A VP* "">• *••) und auch spÄter wie- 
derholt aaerkaant (s. /. <?. Jpp* pro. 3.). Wie in andern Diecesca 
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kamen aber auch hier päpstliche Mandat* de providende vor und in 
Folg« der Annahme der Fflrsteaconeordafte im Jahre 1447. (vergt 
meine Gefleh, der Quellen des kathol. Kirchenrechta der Provinzen 
Preussen und Posen S. 17. 18. Anm. 19. Laspeyres a. a.O. S. 129. 
Anm. 390 erhielt der Papst die Besetzung der ihm naeh gemeinem 
Rechte reservirten Canenicate, die der übrigen verblieb dem Bischof 
und dem Gapitel zusammen. 

Wahrend die drei andern Preussischen Bistbümer verpflichtet 
waren, die Capitel mit Caplänen des deutschen Ordens zu besetzen, 
hatte sich Ermland von dieser Abhängigkeit frei za halten gewusst. 
Die Hochmeister Hessen aber nicht ab, ein derartiges Recht in Emi- 
land zo erstreben, bis ihnen Nico laus V. durch eine Bulle d. d. 
Romae IF. Idus Jun. 1447. zugestand, zwei Ganonicate und zwei 
Präbenden in derDiöcese zu besetzen. Vergebens bemühte sich das 
Capitel, dieser Beschränkung ledig zu werden (s. Voigt Gesch. 
Preossens B. VIII. S. 155. folg. 186. u. a.), bis durch die ZeitverbJtlt- 
nisse bewogen, der Hochmeister Ludwig von Erlichshansen im 
Jahre 1753« verzichtete, worauf Nicolaus V. am 7. August dessel- 
ben Jahres die frühere Verleihung revocirte (s. die Urkunde in: 
Preussische Sammlung allerley bisher ungedruckter Urkunden. Dan- 
zig 1750. 8. B. VII. S. 34 — 36.). 

In gleicherweise hatte Innocenz VIII. dem Könige Casimir 
von Polen die Besetzung von sechs Stellen iu sechs Polnischen Bis- 
thömern, darunter auch Ermland, überlassen, schon unterm 4. März 
1488. aber rücksichtlich Ermlands dieses Privilegium zurückgenom- 
men „quia not Ire tunc inten tionis non ex tili l, quod facultas hyyus- 
modi se extenderet ad aliquam ecclesiam sub concordatis Germanie 
comprehensam") Ermland also als unter den Concordaten stehend, 
was der Papst hei der Gewährung der Goncession nicht gewusst 
haben wollte, auch wieder befreit werden müsse. ' (Preuss. Samml. 
a. a. 0. B. HI. S. 596—598. (wo aber statt 1487.» 1488. zu lesen ist). 

Schon den Pürstenconcordaten gemäss nahm der Papst die Be- 
setzung der Prepstei fttr sich in Anspruch (m. vergl. Koch Sanctio 
pragmatiea Germanerum iüustrata S. 223. f. 240. ff.)- ?&> Ermland 
ward dies auch behauptet and ts heisst daher widerholt in den ciL 
Jura Capttuti Farmiensü: A tempere Cencerdatontm Epütopus et 
Capitulum Über* dtsposuerunt in alternativ** mens&us de preebendis 
e' dignitetibus, excepta praepoeitura: (Le.nre.2Ji.) Leo X. flber- 
Hess dem Kftnige von Pohlen $*s Prasentationsrecht flfar diese Stelle. 
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Daher heust es a. a. 0. xo. 27. tff if..* exeepto /Veepestfo* pu a 
JKsge praeseaioiw, ei Episctpe praeßcäur. 

In seleher Weise wai d die Besetzung der Canonicate auch aacb 
der, Preasskchen Reeceupation beibehalten. Bei der Redaetien des 
Osiprcnssisehcp Prerincialrechts gab das Capitel zu Franenbarg einen 
Abrias seiner Statetee, der zwar nicht dem Previncialrechte selbst 
einverleibt, deren Geltaeg aber docb dadurcb nicht aUerirt wurde» 
gemäss Pro v.- Recht Zusatz 2. Hierin bebst es oua in den Zusätzen 
zusiAllgem. Laadreebl Th. IL Tit. XL §. 1087—1089.: „Nr. 1. Bei 
dem Brsntandinchen Domstifle wird der Probst vom Landesberrn er- 
aauaf. Nr. 2. Die übrigen Priialen und Domcapituiarstelleu werden, 
wenn die Vaeanz im ersten, dritten, fünften, siebenten, neunten 
und eiifteu Hosale des Jahres sieb ereignet vom Papste, in den 
übrigen Monaten aber vom Bischöfe und Domcapitel durch gemein- 
schaftliche Wahl besetzt, wobei laut votirt, die Stimme des Bischofs 
zoerst abgegeben und bei Berechnung der Stimmen nur so wie die 
Stimme eines Domherrn gerechnet wird." 

unser Verf. bemerkt wegen der jetzigen Praxis „durch die Cir- 
eumscriptions-Buile de salule aui/narum vom 16. Juli 1821. (Gesetz- 
sammlung 1821. S. 123. 124.) ist das Recht, die Domherren zu wäh- 
len in den ungraden Monaten dem Papste geblieben, in den graden 
Monaten aber auf den Bischof allein übergegangen. Zwar hat Eich* 
born (Grundsätze des Kircbenrecbts B. IL S. 691. 722. Anm. 10.) 
eine Stelle dieser Bulle (S. 125.), nach welcher für Ermland nichts 
geändert werden soll, auf die Besetzung der Ganonicate bezogen; 
allein dem, glaube ich, widerspricht die aus dem Zusammenhange 
ersichtliche Absonderung jener. Steile von der vorhergehenden für 
alle Capitel ohne Ausnahme gegebenen Bestimmung, nach wel- 
cher dem Papste die Wahl in den ungraden, den Bischöfen 
in den graden Monaten zeflült. Die Weisung, das» es im Erm* 
laude, Culm, Gnesen, Posen beim Alten bleiben solle, bezieht weh 
nach Inhalt der Worte: „Äcm deuique Germania* gratissimaw ite* 
hie juxta stmiutxm morem per Jpostotica* lüeras eos^firmabuntur^ 
nur auf die Wahl der Bischöfe und des Erzbischofs. So scheint es 
asch Sekeill (edü. Institut, juris eccL de Sckenkl IL p, 81. 191 J 
verstanden zu haben. Auch sprich! dafilr die neuste Praxis, da seit 
der Saacüeuirung jener Bulle der ermländische Bischof ohne das 
Capitel die Vacnuzeu.in den graden Monaten besetzt. 41 

Es ist nicht zu leugnen, dass für beiderlei Erklärungen der 
Belle selbst sieh gute Grunde anfuhren lassen. Für Eichhorn'* 
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Meinung könnte mau sich namentlich auch darauf bezieh«, «aas eise 
Veränderung des ganzen Zostandes der Eralaediscbca Einrichtungen 
•zunächst durch die Bulle nicht erfolge» sollte; dem» so beissl es 
namentlich : Dtmum quod attinet ad Episeopaiem Eeeiesiam Fannien- 
sem 9 UUm Cathedrale Capitulum in eo quo nunc reperüur statu 
eonsistet; resereata tarnen Nobis ac Romanü Poni{fimbus Sacces- 
•soribus Nostris factUtmte Capitu/uwt ipsum ad ak'arum in Regno 
Borussieo ewistentiumEceiesiarum normam imposterum conformandi." 
Man konnte daher anch annehmen , das» diese Confonaation bald nach 
Publication der Balle besonders in Betreff einzelner Puecte, wie 
namentlich der Wahl der Canonici erfolgt sei. Ob dies geschehen 
sei, ist Rec. nicht bekannt. Sollte es nicht der Fall sein, dann 
würde allerdings die jetzige Präzis des Verfs. Erklärung bestätigen. 

Wenden wir uns jetzt zur Betrachtung der Bischofs wähl 
selbst« — Aus der bereits oben mitgetbeillen Festsetzung des Jahres 
1260. ergiebt sich, dass für Ermland die Wahl des Bischofs durch 
das Gapitel eingeführt worden sei. Die Bemühungen des deutschen " 
Ordens, seine Regel in dieser Diöcese zur Geltung in bringen und 
dadurch die Bischofswahl von sich abhängig zu machen, waren frucht- 
los. Der Verf. hätte in der diesem Gegenstande bestimmten Mono- 
graphie wohl specieller darüber handeln können, auch der Einwir- 
kung des Papstes und des Erzbischofs von Riga gedenken sollen. In 
dieser Beziehung bat Recensent in der schon vorhin cit. Abhandlung 
eine besondere Untersuchung angestellt, auf welche er zu verweisen 
für genügend erachtet. 

Seit 1466. kam Ermland anter Polnische Oberhoheit Schon 
bei der ersten Vacanz 1467. sachte der König Casimir deshalb 
•einen Einflass bei Besetzung der Stelle gekend zu machen aad 
brachte es durch den Vertrag zu Petrtkau vom 15. JoK 1479.» ge- 
schlossen mit dem Bischöfe Nicolaus von Tflagea» wenigstens zu 
der Bestimmung „quod in futuris electionibus pro tempore seu pettm- 
tationibus Episcoporum Eeelesiae VarmiensU capümiaras efasdam 
Regiae Majestati et suis suecessoribus personam gratam eiigere 
tenebuntur." Bei der nächsten Erledigung des bischöflichen Stahls 
1489. musste hierauf Röcksieht genommen werden, der König aber 
deutete jetzt den Vertrag willktthrfich, indem er bot seineu natür- 
lichen Sohn Friedrich ob persona grata zulasse« und die Wahl 
des Capitata, welche auf den ihm sonst nicht unbefreuadeieu Lucas 
Waisselrodt gefallen war f nicht genehm halten wollte. Der König 
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gab eadfceb nach, das Capilel aber vermochte de» Papst JoHus II. 
jede die Freiheit 4er Kirche beschränkende Convention nad somit 
auch den Vertraf von 1479., der von Bon aus nicht bestätigt wer* 
den war, zo annnUtren. (Audienzbeschlues d. Roma* Vltt. Idus 
Februmrü 1512. in den: Jivr« Rec. Cup. FarmUnsis Nro. 4. Ut B.}. 
Der Kteig Sigiamnnd L nabm aber nach dem bald darauf erfolgte* 
Tode des Bischofs Lutea keine Ricksiebt, und widersetzte sich den 
neue» veen Capilel erkernen Bischöfe Fabian von Losiaais so lange, 
bis dieser sieh zu einem neuen Vergleiche enteebless, in welchem 
die zweifelhafte Interpretation des Artikels: de eligenda grata Re~ 
gibus persona: beseitigt werden sollte. In dem Vertrage d. Petrikae 
7. December 1512. wurde fllr die Zukunft bestimmt: quod 9 cum eenr 
tigerit vacare Ecclesiam Farmienscm, Praelati et Canonici ejusdem 
Eeeiesiae tempestive et ante electionem novi Bpiseepi mittere tene- 
buntur de gremio suo nuntios ad Nes et Suceetsores nostros legü 

timos Reges Poioniae obittm sui Episcepi et diem Biectwni 

uevi Postens praeßnitam. Et praeterea dieere tenebttntur nomine 
omnium Praelatonm et Canonicorum Eeeiesiae sitae. — — Ex 

quibus Nos quatuor pro arbitrio noslro nominabiihus , neu 

aäos tarnen, quam qui $int veri Terrarwn Ptussiae indigenae, ae 
per specialem nuntium nottrum seu literas clausus signißcabimus 
ipoi Capitulo, quo* Judicaserimus ad iUius eulmen dignitatis et 
toeum in Consilio nostro magis idoneos et nobis gratos. Ipsi vero 
Praelati et Canonici praedicti unum ex iHis quatuor, quem volue- 
rint emt judkavormt melierem et utiliorem, detigere in Epkeopum 

tenebuntur et erunt astricti* Et koe ampiius adjiciendum . . . 

Episcepo . . et Cäpitulo . . assentientibus, votuimus f quod si quatido 
Nes uel Successeres nestri ßlium sive fratrem germanum inter qua- 
tuor supradictos nominare vellemus, qui prius esset de gremio Ca- 
pituii Eeeiesiae preedietae, id in nostro et Suceessorum nostrorum 
. . . arbitrio et petestaie erit f ae si idemßHus velfr'aler Terrarwn 
PrussUc indigena esset. Cum autem dieti Praelati et Canonici. . . 
unum est eisdem quatuor nominatis elegerint, intimere debebunt 
nobis. . . novum electum f et cum eo supplieare, ut iltum nostris titer is 
Sedi Jfostolteae et Sunctissimo Domino eommendemus, ut ehetio- 
wem da eo furtum cum gratia eonßrmare dignetur. Qua quidem 
confirmatione et proessione secuta, idem electus, juxta tenorem et 
inscriptionemy cum.. oUm Domino Nicoiao Episcopo Varmiensi et 
ejus Cepitulo factum, praeetabit juramentum Nobis et Successoribut 
Neetrb...« 
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Die Hälfte des Capiteis, welche an dieser Vereinbarung nicht 
Taeü genommen hatte, und der Bischof selbst protestirten zwar als- 
bald dagegen, doch wnsste der König die Bestätigung Leo's X* 
d. Rom. XVIL Cal. Üecembr. 1513« zu erlangen (beide öfter ge- 
druckte Documenta sind beim Verf. als Nr. 3. o. 4. S. 57 — 62. wieder- 
holt) nad dieser Vertrag ist seitdem stets massgebend geblieben. 
Indessen ward derselbe doch nicht in seiner Vollständigkeit befolgt, 
indem die Bedingung, dass der zu Wählende ans dem gremimm ca- 
fituli zn nehmen und ein Einander sein solle, wiederholt umgangen 
ward. Der Verf. berichtet über die deshalb ununterbrochen geführ- 
ten Streitigkeiten, nnd bemerkt (S. 43.) ganz richtig: „Beim Capital 
wurde, was Anfangs nur Nachgiebigkeit war, allmilig eine schwer 
zn beseitigende Notwendigkeit. 44 

Wir können es denen, welche spezielleres Interesse für die 
fiinzelnhciten haben, überlassen, darüber beim Verf. selbst Beleh- 
rung zu suchen, nad wollen nur darauf aufmerksam machen, daas 
einige eingestreute Notizen frühere Irrthümer und Zweifel beseitigen. 
So wegen der Zeit der Bestellung Cromer's als Coadjulor (PiusV. 
bestätigte ihn am 2. Juni 1570.) S. 30. folg. Anm. *, der ErmlAn- 
disehen Synode vom 14—16. Juni 1575. S. 36. Anm. *, und 15. Juli 
1577. Die Worte: Maturamt tarn, SMnodum tarnen modo etimm 
nova et externa , quam novistis omnes, causa: (S. 36. vgl. meine 
Gesch. der Quellen a. a. 0. B. L S. 1 12«) bezieben sieb, wie der 
Verf. wohl richtig bemerkt, auf die der Geistlichkeit abgeforderte 
Kriegssteuer. — Den bisher nicht aufzufinden gewesenen Recess 
vom 27. Januar 1588. (s. meine Geschichte a.a.O. S. 85«) hat dar 
Verf. jetzt im Braunsberger Archiv ermittelt (S. 390*. 

Ueber die Praxis seit der Vereinigung Ermlands mit Prenssen 
schweigt der Verf. und gedenkt nur kürzlich S. 22. Anm« der Bulle 
de salute animarum. Wir bemerken darüber noch Folgendes. 

Unter der Preussischen Regierung ward der Petrikauer Vertrag 
von 1512. aufrecht erhalten und auch wogen der bisher nicht er- 
füllten beiden Bedingungen wahrgenommen: denn schon durch die 
Gabinets-Ordre vom 31. Man 1783. (meine Geschichte a. a. 0« 
Anhang Nr. XCI1. S. 297.) verb. mit dem Reacript vom 7. April d.J. 
( JV. C. C. March. T. FIL Nro. XFUL S. 2107.) wurde verordnet, 
dW kein Ausländer in die Stifter aufgenommen werden solle, wo- 
durch dem in der polnischen Zeit üblich gewesenen Missbrauche ab- 
geholfen wurde. Die vier Candidatea zur bischöflichen Stelle wur- 
den aber aus den Capitularen selbst, also ex gremio capituliy nomiairt, 
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Bei der Rednction des Ostnreassiseheu ProviiciaJrechU gab d»s 
Captlel « den schon oben erwähnten Abrisse seiner Statuten in Be- 
treff der Bischofswahl zun Allg. Landreckte Tb. II. TU. XI. §. 105!.. 
folgende, die Fortdauer der Praxis bestätigende Vorschrift: „Gleich 
mach de« Abgange eines Bisehofs von Ereilend mnss das Demcapttel 
an den Laodesberrn mit Einreichung des Verzeichnisses der Capi- 
tnareu sich die Ernennung von vier Candida ten erbitten nnd unter 
diesen einen zum Bischöfe wühlen. Diese Wahl mnss das Domeapi« 
tel bei Verlust des Rechts, den Bischof aus seiner Mitte zu wählen, 
binnen drei Monaten zu Stande bringen, welche Frist von dem Tage 
an zu rechnen ist, an welchem das Domcapitel von dem Absterben 
4ts Bischofs oder davon Nachricht erhält , dass der Bischof von 
seiner bisherigen Kirche die päpstliche Entlassung erhalten habe." 

Die Bulle de salute animarum hat hieran nichts geändert. 
Wegen der persona Regt grata ist übrigens, wie jetzt bekannt, ein 
besonderes Breve vom gleichen Datum mit der Bulle selbst ergangen 
und allen Domcapiteln der Preussischen Monarchie communicirt wor- 
den. Wegen der später darüber erfolgten Verhandlungen und wegen 
des Breve von 1837. vergl. man Rheinwald's Acta hütorico- 
eee/esiastiea Jahrg. 1837. S. 607. fg. und diese kritischen Jahrbücher 
B. IX. S. 444. 445» 

In Bezug nuf den Vertrag von 1512. bemerkt der- Verf. S. 22., 
dass bei der im Jahr 1837. erfolgten Wahl nur v. Hatten, welcher 
erkoren wurde, e gremw und ausser ihm nur noch Einer von den 
drei andern im Sinne des Petrikauer Vertrags indigena gewesen sei. 
Er erklärt darüber, dass wiewohl bei den veränderten politischen 
Verhältnissen Ermlands das Indigenat im Sinne des Petrik. Vertrags 
seine Bedeutung ganz und gar verloren haben dürfte; vielleicht auch 
eine nicht unbedingt auf das Ermländische Gapitel beschränkte Wahl 
die dem kirchlichen Leben nicht förderliche Abgeschlossenheit ver- 
hindern würde, und somit wünschenswerth wäre — vorausgesetzt, 
dass hei dem zu Erwählenden eine andere für das Gedeihen der 
kirchlichen Verwaltung unerlässliche Eigenschaft: genaue Bekannt« 
schaft mit den besondern Verbältnissen der Diöcese, und insoweit 
es möglich ist, mit dem äussern und innern Leben des Klerus und 
der Laien sieh vorfände — es doch nie verlautet bat, dass hierüber 
besondere Declarntionen erfolgt sind. 

Es scheint wohl, dass in dieser Hinsicht die schon in der Bulle 
de sohlte animarum in Aussicht gestellte Bewirkung einer Ueberein- 
stiasMng Ermlands mit den deutsehen Didcesen der Monarchie still- 



Digitized by 



Google 



136 UHeniiml, lieber die ßiechofewthl im Eruüaade. 

schweigend erfolgt sei. Eiae Redrtfartigtmg dieser Aaagteiofcaog, 
fttr welche übrigens der Verf. selbst sieb erkürt, dürfte keinen 
Schwierigkeiten unterliege». 

Wir scMiessen diese Anzeige mit dem Waascbe, das* es dem 
Verf. gefallen mdge, ans den ihm zu Gebote stehenden Arebivaliesi 
weitere Aufschlösse über Ermland nritautheilen nnd sich allenfalls 
selbst aar Bearbeitung einer kritischen Geschic hte dieser Didceae 
(8. S. 6« des Vorworts) zu entschliessen. 
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Gedanken über Liebe und Reckt, Freiheit and Zwang, Unab- 
hängigkeit lud Abhängigkeit, Gleichheit' und Ungleichheit 
der Rechte. Von JgMBWfMMr,D«ct<Hr staatlicher Rechte, 
Mitglied d. Jnristenfacultlt, Bor* n. Geriehtsadr. in Wien, auch 
gewes. snppl. Prot an d. k. k. Univ. daselbst. Wien, 1839. 

In Gedanken seyn, sagt irgendwo Jean Paul, heisst gewöhnlich 
okne Gedanken seyn. So ist denn auch Herr Wildner in diesem 
Biehlein in Gedanken gewesen. In der That, wer Liebhaher von 
Trivialitäten ist, findet hier seltene Cabinetssttekehen* Wenn der 
Verf. x n ers t iber die Liebe in gehaltlosen Tiraden sieb ergeht, so 
mag sann ihs* das nm so eher verzeihen, als das Uebersinn liehe, in 
dessen Hannonie mit den Sinnlichen er das Wesen der Liebe gefun- 
aVa bat, nnch ihn vielleicht, wibrend er schrieb, in jenen „Zustand 
des fortwährenden Entzückens" versetzt hatte, „den die Feder nur 
mit schwachen Zügen andeuten kann/ 4 Aber unverzeihlich ist es 
sieber, wenn ein „Doetor sSmmtlicher Rechte" seine Characteristik 
des Rechts mit solchen Argumenten zu rechtfertigen sucht, wie sie 
sieb in den folgenden Stellen finden, — S. 8. f. heisst es: 

„Das Uebersiunliche ist in Manchen an ein Sinnliches (den Korper) 
gebunden. So wie nun das L'ebersinnliche das Gesets der Behauptung 
•einer selbst In sieb tragt, so tragt es auch das Gesets der Behauptung des 
mit ihm verbundenen Sinnlichen in sieb, weil dieses eben eis Mittet 
mit jenem verbunden ist. Diese Betrachtung führt nun sur Idee des 
Rechts! Man rersteht im weiteren Sinne unter „recht": alles, was 
irgend eine m Getctse ansehanlteber Welse (sinnlieb wahrnehmbar) 
gimin ist, se s. B. anriebt man von einem rechten Winkel, von der 
reebten Hand (weil wir diese gewöhnlich Alles verrichten sehen) von 
einem senkrechten Falle u. d. g. Da nun im Menschen Ein höchstes 
Gesets, das des Aufstrebens nacb dem Uebersinnlichen besteht, so kann an 
nbrn-das Reckt mar: in jenem Handeln besteben, welches an- 
schaulicher Weise (sinnlteb wahrnehmbar) dem inneren 
Uebersinnlichen gemäss ist. Uebersinnlichkeit und Sinnlichkeit sind 
dab.*r die beiden Factoren des Rechts, ohne eines oder das andere von jenen 
besteht dieses niebt. Rs ist daher eine irrige Behauptung mehrerer Schrift- 
steller, daas die Menschen, auch mit blosser Verttaadtgfceit ausgerastet, 
schon ein Recht unser steh anedtessson mdssten; denn wamm ist denn dann 
daa Recht nicht auch ein Attribut der so verstandigen Füchse» Klcpban- 
ten n. dgl.? (( 
Weiter heisst es S. 10. f.: 

„So wie uns die Erscheinung eines belebten Korpers in Menschengestalt 
g enag t und goni gen rnitss, um die fJeberstnnliebkeit in demselben ffir 
existent su höhten, so ist es anch sstt den Heodssmgen (Verandernngen) der 
sinnlichen Huile der Fall, wir müssen nämlich eonseqaeot aas der Allge- 
meinheit jede solche Handlung so lange als Mittel sum Ueber- 
siaalicbea ansehen, Ms es unmöglich wird, In ihr ein Mittel 
des ietsteren an ahnen. Öa awa diese UnmegHchkett bloss hervor- 
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tritt, wenn die Handlung aar blon ■hin liehen (thieriichen) wird, so 
laut lieh der Begriff dei Rechte! alio ■(eilen: „Recht iit jedei äuttere 
Handeln dei Menichen, welches nicht all ein bloss sinn- 
liche! lieh anichaulich macht/ 4 So iit z. B. 'dai Weinirin Iren so 
lange rechtlich bii eine Berauschung eintritt; denn all Mittel zur Kräfti- 
gung dei Körpern ericheint ei immerhin dem Uebersinulichen gemäss, geht 
ei aber iu die Berauschung über, dann iit dai blon sinnlich (thierUch) an- 
ichaulich geworden, indem doch ein durch die Berauschung ohnmächtiger 
Körper kein Mittel zum Uebersinnlichen seyn kannl Mit der Beraoiehnug 
tritt daher dai Weintrinken auf dem Gebiete dei Recht» in daa des Unrechts, 
So iit ferner dai Verwenden dei Messers znm Schneiden dei eigenen Brotes, 
- Fleisches, Holzes u. dgL eine rechtliche Handlang; wird es aber zum Morde 
des Nebenmenschen gezuckt, dann tritt die Handlung in die Sphäre des un- 
rechtes; indem dies ein bloss sinnlicher, die Anerkennung des rebersinn- 
lichen im Andern rerläugnender Act ist. So ist weiter das Reden oder 
• Schreiben an sich eine rechtliche Handlung, da selbiges all ein Mittel den 
Uebersinnlichen gedenkbar ist; allein ein Reden oder Schreiben , welches 
die niedrigsten Löste zu erwecken berechnet ist, ist unrechtlich, da das- 
selbe eine bloss sinnliche Handlung wird, die unmöglich ein Mittel com 
Uebersinnlichen seyn kann ! u 

Wie sieht es nun mit der Schrift des Doctors slmmllichcr 
Rechte? Zwar ist sie gewiss nicht berechnet, die niedrigsten Lfiste 
zu erwecken, aber ein Mittel znm Uebersinnlichen scheint sie den 
doch auch nicht zu seyn. Tritt' sie etwa darum ans dem Gebiete 
des Rechts in da» des Unrechts? 18. 



Bemerkungen, das Vergeben der Untercchlagnng betreffend, 
mit besonderer Rücksicht auf einzelne borgerliche Geschäfte. Bin 
Beitrag zum gemeinen deutschen Strafrechte, von X Scholx dem 
Dritten, vormal. O.-A. u. L.-G. -Prokur. zu Wolfsnbüttel. Alten- 
burg, 1841. 

Unter einem „Beitrage zum gemeinen deutschen Strafrecht* 1 
kann man zwar sehr Verschiedenartiges begreifen: ob aber Jemand 
das, was den Hauptinhalt dieses Scbriftchens bildet, nach diesem 
Titel erwarten dürfte, möchte Ref. bezweifeln. Nach einer nur 
drei Seiten langen Einleitung, die aber gleichwohl ziemlich ab ovo 
mit der Erörterung der Frage beginnt: welcher RechlszutUnd durch 
die Strafgesetze gesichert werden solle? folgt in §. 1. „I. Bezeich- 
nung des Verbrechens im Allg.", §. 2. „ Fortsetzung. Ansichten der 
Schriftsteller. 14 Es befremdet zuvörderst, an der Spitze einer dogma- 
tischen Entwickelnng blos eine Bezeichnung, nicht den Begriff 
des Gegenstandes dieser Entwickelnng zu finden; allein, wenn wir 
von der Ueberschrift zum Texte fibergehen, ist zu bemerken, das* 
der Verf. unter Bezeichnung allerdings eine Definition verstanden 
habe, denn eine solche gieht er in den Anfangs worteu des 1. §. Er 
springt aber sofort auf die verschiedenen Benennungen Ober, wel- 
che im römischen, deutschen, französischen und englischen Rechte 
diesem und verwandten Verbrechen gegeben worden sind: eine höchst 
unfruchtbare und durch ihre Sterilität an dieser Stelle zumal mehr 
verwirrende, als fördernde Nojnenelatur* — Nun könnte man aber 
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«Wh zunächst einen Naehweb filr jene Definition ans den Quellen 
das sog. gemeinen deutschen Strafrechls erwarten, um so mehr als 
die hier einschlagenden Qnellenstellen, ihr Complex und ihr Verhalt* 
■bs zn einander, keinesweges, wie zu erwarten war, vorher aufge- 
fihrt und dargelegt worden. Allein wir finden, dass diess weder 
hier, noch überhaupt in dem ganzen Buche irgendwo geschehen ist : 
statt dessen stehen die Ansichten der Schrittsteller da. Wel- 
cher Schriftsteller! der vorzüglichsten filteren und neueren? der 
Repräsentanten der verschiedenen Perioden in der Stra frech ts Wissen- 
schaft? Nein, blos dreier, allerdings bedeutender Crim inalisten 
dieses Jahrhunderts: Feaerbach's, Tittmann's und Mittermaier's. 
Ja die Definition des letzteren ist nur halb angeführt, nur so weit sie 
sich anf das Object, nicht auf die verbrecherische Handlung bezieht. 
Und am Schlüsse des §.2. heisst es: „Mit dieser Ansicht der Schrift- 
steller sehliessen wir, weil die Bbrigen, die wir zu vergleichen Gele- 
genheit hatten, sieh bald der einen, bald der andern Bezeichnungsart 
ansehiiessen. " Es ist ihm also ganz entgangen, dass manche Schrift- 
steller, wie i»B. Abegg, ein besonderes, als solches abgeschlossenen - 
Verbrechen der U. gar nicht anerkennen. Was nützt nun eine sol- 
che beiläufige Erwähnung einiger Ansichten der Schriftsteller, zumal 
der Verf. bis jetzt auf die Quellen noch gar nicht eingegangen ist? — 
Und auch im nächstfolgenden Abschnitt „II. Wesentliche Merkmale 
des Verbrechens u geschieht dieses Eingehen nur zum Theile, und, 
wo es geschieht, auf eine ziemlich befremdende Weise. Es werden 
nämlich §. 2 — 8* diese Merkmale durchgegangen, uud dabei (auf 
18 Seiten) dreimal die C. C. C. und Einmal eiuige Pandektenstellcn 
angeführt; darnach folgt §. 9 — 10. mit der Neben -Ueberschrift: 
„Vergleichang einiger Gesetzgebungen " und §. 11 — 13. mit der 
ferneren: „Neuere Gesetzgebung." Wir wollen nur beiläufig darauf 
aufmerksam machen, wie unlogisch es sei, in Ueberschriften , die 
doch die Kategorieen anzeigen sollen, die „neuere Gesetzgebung " 
neben die „Vergleichung einiger Gesetzgebungen " zu stellen, als 
eb jene nicht auch zu diesen „einigen" gehörte. Unter diesen 
„einigen 44 versteht aber der Verf. die altdeutschen Gesetze, den 
Sachsenspiegel, die C. C. €• und die römischen Gesetze (in dieser 
Reibenfolge führt sie der Verf. auf). Wenn er nun diese, die Lehre 
der Quellen des gemeinen deutschen Strafrechts, trennt von der Dar* 
Stellung der wesentlichen Merkmale, wie er sie in §.2 — 8. giebt, 
se kann die letztere nicht wohl Gemeinrechtliches enthalten, sondern 
mens irgend ein Aggregat von legislativ -politischen, oder rechts- 
philosophischen Sätzen sein. Und das ist sie auch, das ist ferner 
der grossere Theil des Buches: subjective Ansichten des Verls, mit 
beiläufigen Beziehungen anf positives Recht, wobei no%h fiberdief* 
häufiger anf partikulares Recht (so auch das Braun&cbweigische 
S. 39 — 42.) Rücksicht genommen wird, als auf das gemeine. — 
Unter HL wird nun das „ Ergebniss des Bisherigen in Beziehung anf 
Vollendung und Beweis" gegeben (§. 14. 15), danu unter IV. der 
„Versuch der Unterschlagung" behandelt, und unter V. der „Grund 
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der Strafbarkeit und Umfang der Sirale 44 untersucht. Mao wflid* 
hier — umgerechnet die treffliche logische Conseoueuz, www c h 
die processualiscbe Lehre vom Beweis zwischen die von Vollendung 
und Veraach eingeschoben wird — nicht wissen, was die Unter-, 
snchang iber den Grund der Strafbarkeit, die in das Gebiet der 
Crimiaalpolitik nad Rechtsphilosophie gehört, mit der dogmati- 
schen Darsteilang des Umfanges der Strafe (denn eine solche er- 
wartet man) gemein haben soll, so dass sie zusammen behandelt 
werden; aber freilich der Verf. spricht iber beides ans ganz sub- 
jectivem Standpunkte, und fügt z»B. dem, angeblich von dem gröbs- 
ten Theile der Rechtslehrer anerkannten Satze \ dass U. gleich dem 
Diebstahle zu bestrafen sei, eine Reihe von „Beschränkungen" 
(S.57.JF.) bei , deren Beweis aus den Gesetzen er entweder schuldig 
bleibt, oder die überhaupt keine Beschränkungen sind. — Bndlich 
ist unter VI. eine „Vergleichung und Beurtheilung einiger einzelnen 
Fftlle der Unterschlagung " gegeben, welche mit den Mandats Verhält- 
nissen anfangt, und in §.28. u. 29. unter Id. u. 11. — gleichfalls 
eine Probe von der Logik des Verfs. — mit „Dienstboten und Tage- 
lehnern " und „Verschärfungsffcllea der Unterschlagung" schliefst. 

Nach dieser Uebersicht des Inhalts wollen wir nur noch einige 
Beispiele von der Nachlässigkeit geben, mit welcher der Verf. ge- 
dacht und geschrieben bat. — S. 9. befsst esc „Da der rechtmSsige 
Besitz einer fremden Sache — nehmen wir den Fall desFindens aus — 
nur vertragsweise übergehen kann," u. s. w. Also inventio rangirt 
neben der traditio, und es giebt keinen Funddiebstabl mehr! — 
S. 82. „ Ein furtum konnte an einer Sache verübt werden: a) u.s.w. 
c) selbst wenn sich die Sache überhaupt in Niemandes Besitze befun- 
den hatte. u (!) — S. 83. »Sie (die Römer) legten den Beweis (des 
furtum) keinesweges schon in die nackte Handlang" [ein Lieh« 
lingsausdruck des Verls., der öfter wiederkehrt], und hiezu in Ann. 4. 
„Es scheint überhaupt bedenklich anzunehmen, dass, wie man sieh 
ausdrückt, das Delikt in facta Hege." Wir mochten wissen, was 
der Verf. sieh unter „nackter Handlang, factum" dächte! Als eh 
eine verbrecherische Tbat, Überhaupt die Thal eines vernünftiges! 
Menschen ohne einen animus sein könnte* und als ob über diesen 
anirnns und seine Süssere Erscheinung, höchstens einschliesslich der 
Folgen der letzteren, hinaus, noch „Neben umstünde zu Gunsten 
des Angeklagten 44 (wie es ebendas. heisst) berücksichtigt werden 
dürften. Vollkommen unverstandlich aber ist der Anfang des letzten 
Satzes der angeführten Anm. 4. : „ Wenn das Delikt im furtum (soll 
wahrscheinlich heissen: factum) liegen soll, so muss entweder 
die Möglichkeit ausgeschlossen sein, dass die Thatsache anders 
sei" u.s.w.? wozu Feuerbach §. 572* citirt wird, der vom künst- 
lichen Beweise handelt. — S. 88. wird gesagt, im Slchs. (Crtminal* 
gesetz-) Entwürfe Art 287. sei „früher bloss vom rechtswidrigen 
Gebrauch einer Sache die Rede gewesen. 44 FüVs erste kann hu Ent- 
wurf nur Überhaupt etwas stehen oder nicht stehen, der Entwurf als 
solcher hat keinen früheren oder späteren verschiedenen Inhalt; 



Digitized by 



Google 



BueUa, Der oovoNenkHdie Benito. 101 

ist der betreffende Art. des«, nicht 287., sondern 2Jf M und 
endlich ist in denselben weder bfos, noch Überhaupt von dem rechts* 
widrigen Gebrauche der Sache die Rede gewesen, sondern dieser 
Getrauen ist in Art. 270. dess. Entw. (287. des Gesetzes) beson- 
deren Strafprleept unterworfen. Se unrichtig sind die Mittheilungen 
des Verfs. Wir wollen noch zwei Parallelen geben. S. 45. steht 
wffrtfieh: „nur das Aneignen der fremden Sache in der wirklichen 
Absiebt, sie zu behalten und dem Eigentbflmer ohne Ersatz za ent- 
ziehen, küdet das wesentliche Merkmal der Unterschlagung. 44 Wie 
fiel fehlt hier noch zur Definition des Diebstahls? — Der Verf. hat, 
»den er ans dem tob ihm citfirten §. 315» der 12* Ausg. des Feuer- 
nachgeben Lehrbuchs so ziemlich abschrieb, nur die Kleinigkeit 
übersehen, dass es dort nach „Sache 44 noch heisst: „die ihm zar 
Bewahrung oder Verwaltung u. s. w. anvertraut war." Aber noch 
nehr, der Verf. Ifest nicht nur weg, was dasteht, sondern liest 
heraus, was nicht dasteht So S. 56.» wo er bei den Worten : „der 
erdsste Tbeil der Rechtslehrer bezeugt, dass man die Unterschlagung 
den Diebstahle gleich bestrafe" vor Allen „Feuerbach, Lehrbuch 
des petnl. Rechts, beransgeg. von Mittermaier §. 315*" citirt, in 
welchen §. wörtlich sab VI. steht, dass, wenn nicht erschwerende 
Umstände eintreten, „sich eine gelindere Strafe der U. als die des 
Diebstahls rechtfertige. 44 — Nach so vielen Irrtbameru ist es wohl 
einer der kleinsten, dass der Verf. den oft angezogenen §. 315« als 
von Fenerbach herrührend, und Feuerbach als Gewährsmann bei 
allen darin ausgesprochenen Sätzen anführt, wlhrend doch der deut- 
liche Beisatz: „des Eerausg." an der Spitze dieses §. ihm zeigen 
nusste, dass Mitternaier dessen Verfasser sei. 

Doch genug von einen Buche solcher Art! 5« 



Der oflvordenklicheBesitz des gemeinen deutschenCivilrechte. 
Unarbeitung einer von der Juristenfaeultät zu Heidelberg gekrau- 
ten Preisschrift. Von Rem« ntaefelut, Dr. Jur. utr. Heidel- 
berg, 1841. 

Gekraute Preisschriften der Studirenden sind etwas in Miesere- 
dit gekommen, mehr vielleicht durch die Schuld Aer Lehrer, welche 
die Aufgaben stellten, als durch das Ungeschick der Schaler, welche 
sie zu lisen suchten. Die obige Schrift macht aber in jeder Bezie- 
bang eine ehrenvolle Ausnahme; das Thema ist mit Einsicht gewählt, 
die Ausführung zeugt von Fleiss und guten Studien. Ihis Hauptver- 
dienst des Verfs. besteht darin, dass er einen Zusammenhang der 
in der heutigen Praxis herrschenden Ansicht von der s. g. unvor- 
denklichen Verjährung mit den älteren Deutscheu Rechtsansichten, 
an welchen schon Andere erinnert hatten, bestimmter hervorgehoben 
und nachzuweisen gesucht hat. Doch lässt freilich die Erörterung 
des Verfs. in dieser Beziehung noch gar Manches zu wünschen übrig; 
er hat zwar eine ziemliche Anzahl von Zeugnissen aus dem altem 
Deutschen Recht zusammengebracht, namentlich aus Grimm's Weis* 
Krit. Jahrb. t d. RW. Jahrg. VI. H. IL 11 
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tkflmer«; aber man vermisst nickt Mos eine strenge Sichtang der- 
selben, sondern nach eine genügende Verarbeitung des in ihnen ent- 
haltenen Rechtsstoffs. Bei dem grossen Interesse , welches der Gegen- 
stand einflüsst, ist zn hoffen, dass ein Germanist demselben umfas- 
sendere Stadien zuwenden und so eine klare Einsicht in die Rechts- 
idee, welche sich hier im Deutschen Volke entwickelt und fortge- 
pflanzt hat, vermitteln werde. — Die Anordnung der Schrift des 
Verfs. wird sich aus folgender Uebersicht ergeben. Es handele 
§• 1. von der Bedeutung des Herkommens im altdeutschen Rechte 
(S. 3 — 15.) i §• 2. von der Anerkennung der altdeutschen Rechts- 
ansicht Aber das Herkommen in dem kanonischen Rechte und den 
Deutschen Reichsgesetzen (S. 15 — 20.) > §.3. von der Bildung des 
gemeinrechtlichen Institutes Abs unvordenklichen Besitzes durch eie 
Zusammenwirken Römischer und Deutscher Rechtsansichten (S. 21 — 
26*) , §• 4. von der Forlbildung der Ansichten über den Begriff der 
Unvordenklichkeit (S. 26 — 37.) ; im §• 5. wird sodann eine geschicht- 
liehe Darstellung der Ansichten über die Natur und die Wirkungen 
des unvordenklichen Besitzes (S. 37 — 43.) und im §. 6* eine dogma- 
tische Darstellung der über den unvordenklichen Besitz geltenden 
Grundsätze (S.43— 49.) gegeben; §. 7. endlich beschäftigt sich mit 
dem Beweise des unvordenklichen Besitzes (S. 49 — 53.). In den 
letzten beiden §§. werden die in der Theorie und Praxis jetzt ge- 
wöhnlichen Ansichten mehr kurz zusammengestellt, als ausführlich 
begründet; doch zeigt sich auch hier eignes Urtheil. Um Einzelnes 
hervorzuheben, so verwirft der Verf. S. 49. f. die frühere Meinung, 
nach welcher die Zeugen, damit sie zum Beweise tauglich seyen, ein 
Alter von 54 Jahren haben müssen, und erklärt es mit vollem Recht fftr 
eine „quaestio facti > ob Jemand eine so bestimmte Erinnerung an 
Ereignisse aus seiner früheren Jugend habe, dass er dieselbe (dieselben) 
durch seinen Eid zu bekräftigen im Stande sei. 4 ' Auch v. Savigny 
bat im System des heut. Rom. Rechts Bd. 4. S. 522. jenen Satz der 
äderen Praxis verworfen; wenn er jedoch hinzusetzt: „ein Alter 
von 50 Jahren*) ist ftr jeden Zeugen schon ganz hinreichend/ 4 so 
muss Ref. gestehen, dass er keinen Grund gerade für das 50ste 
Jahr finden kann, da es recht wohl denkbar ist, dass ein Zeuge auch 
aus einem früheren Jahre, als dem zehnten, eine zuverlässige Erin- 
nerung habe. Alles wird von dem einzelnen Falle abhängen und 
nur die allgemeine Regel sich aufstellen lassen, welche die Säch- 
sische Praxis befolgt, dass die Zeugen bejahrte Leute seyn müssen. — 

*) Ei lieht nämlich v. Savigny, gestützt auf c. 1. de prettcr. in FI. 
(II. 13.J und einige Stellen de« Rom. Recht«, 40 Jahre all die Dauer desMen- 
schenalteri an, über welchei die Zeugen aui eigener Wtssenichaft austagen 
müiien. Dabei tadelt er S. 529. die Praxii der Sache. Gerichte, welche „eine 
Sächsische Friit, alio 31 Jahre « Monate und 3 Tage" erfordere. Jedoch fit 
diese Angabe dahin so berichtigen, dass nicht 6 Monate, sondern 6 Wochen 
nasser 31 Jahren und 3 Tagen verlangt werden, und dass jener Zeitraum nicht 
eine S&chiische Friit iit, londern dieie nur 6 Wochen und 3 Tage betragt, so 
dais also die Sächsische Praxii vielmehr 31 Jahre und eine Sächsische Frist oder 
SO Jahre und ein Sächsisches Jahr fordert. 
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ümftcr Jen Beweismitteln erwähnt der Verf. auch den Eid und sagt 
S. 51., die Formel desselben sey so sn stellen: „dass der Besitz 
nickt unvordenklich sei, d. h. dass derselbe nicht ununterbrochen 
während des letzten Mensehenalters bestanden habe, oder dass die 
Erinnerung an einen entgegengesetzten Zustand aus dem vorletzten 
MeascnenaJter existire." Allein dieser Formel steht ebenso, wie 
Dens, was v. Savigny a. a. 0. S. 524. f. als Gegenstand der Eides- 
defaaion nngiebt, („dass der Gegner die ununterbrochene Fortdauer 
des gegenwärtigen Znstaades während der letzten zwey Menschen- 
aker weder wisse noch glaube"), das wesentliche Bedenken ent- 
gegen, dass die Existenz eines Znstandes während eines MeaschenaU 
lers etwas so Allgemeines und Unbestimmtes ist, dass ein Eidesan- 
trag darüber durchaus für unzulässig gehalten werden muss. Dieses 
Bedenken bat auch v. Savigny a.a. 0. erkannt; denn er fögt hinzu: 
»allerdings aber ist dieses Beweismittel fOr den Beweisfuhrer ge- 
fährlich, indem ein solcher Eid in den meisten Fällen auch von einem 
gewissenhaften Gegner wird geleistet werden können." Aber nicht 
das Beweismittel, sondern jene Formeln sind gefährlich. Die Ge- 
fährde wird aufhören, sobald der Eid nicht auf den unvordenklichen 
Znstand im Allgemeinen, sondern auf die einzelnen vom Deferen- 
tea behaupteten Thatsachen gerichtet wird, auf welche er die Un- 
vordenklichkeit seines Besitzes stützen will. Nur dann wird die 
Formel der Natur und dem Zwecke des Eides entsprechen und zu 
einem sichern Resolute führen können. — Der Legaleide gedenkt 
der Verf. gar nicht, was um so auffallender ist, als ihn, wenu nicht 
der Gegenstand selbst, doch jeden Falls die sonst fleissig von ihm 
berücksichtigte Darstellung v. Savigny's a.a.O. S. 524« darauf hätte 
fähren müssen. Der letztere erwähnt nämlich wenigstens den Er- 
fälluugseid, indem er bemerkt: „Dass er (der Eid) zur blossen Er- 
gänzung gebraucht werden kann, sowohl bey halbem Beweis, als fflr 
einzelne, durch den Zeugenbeweis nicht berührte Stüeke der Zeit, 
ist nicht zn bezweifeln." Es versteht sich wohl von selbst, däss 
v. Savigny durch diese Hervorhebung des halben Beweises die An- 
wendung des Ergänzungseides bei dem mehr als halben Beweise nicht 
bat aosschliessen wollen. Wenn er aber jenen Eid auch da für zu- 
lässig erklärt, wo der Beweis einzelne Stücke der Zeit gar nicht 
berührt, so kann Bef. damit nicht einverstanden seyn. Der Erfül- 
Inngseid hat nur den Zweck, die Kraft der gebrauchten Beweis- 
mittel oder die äussere Stärke des Beweises zu vermehren. Wenn 
nämlich zwar für alle wesentlichen Tbeile des Beweissatzes Beweis- 
mittel mit Erfolg angewendet worden sind, dieselben aber nicht aus- 
reichen, nm eine vollständige Ueberzeugung des Richters von" der 
Wahrheit des Beweissatzes zu begründen, z. B. nur einen halben 
Beweis geben, so kann der Richter allerdings auf einen Legaleid er- 
kennen, welcher je nach dem Gewicht der Beweismittel und dem 
•adiren bewirkten Grade der richterlichen Ueberzeugung der Reini- 
pnpeid oder der Erftllongseid seyn wird. Hat dagegen der Re- 
veifMkrer nein Thema mit seinen Beweismitteln gar nicht umfasst, 

11* 
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sondern mar Pinselnd Thetle desselben in grössere oder ger ing e re 
Gewissbeit gesetzt, andere wesentliche Theile aber gar nicht bewie- 
sen , z. B. bei dem Beweise des unvordenklichen Besitzes ganze Zeit- 
räume, anf welche sich der Beweis noth wendig erstrecken mussle, 
gar nicht berührt, so kann bei einer solchen Lücke in dem Inhalte 
des Beweises und folglieh in den Prämissen der Scblassfolgerang, 
welche im Endnrtheil gezogen werden soH, unmöglich eine, wenn 
auch noch so geringe, Ueberzeognng des Richters von der Wahrheit 
des Beweissatzes vorhanden, also aech von einem Legaleide nicht 
die Rede seyn, da der Richter weder eine dem Beweisflbrer ent- 
gegenstehende Ueberzeugung zn beseitigen, noch eine demselben 
günstige zo vervollständigen hat. Vielmehr ist in einem solchen 
Falle gar nichts bewiesen, 104. 



Das Verhältnis* des Fiscus zu den bona vacantia. Eine 
auf Antrag der Juristen- Facultät und Verfügung des Conseils 
der kaiserL Universität %u Dorpat gedruckte Candidaten-Sckn/t* 
von Carl von UummeL Dorpat, 1840. 

Ueber die Streitfragen, welche sich anf die Snccession des 
Fiscus in die bona vacantia beziehen, und über die Resultate der 
neusten diesen Gegenstand betreffenden Untersuchungen ist in diesen 
Jahrb. 1837. S. 309. ff. ausführlich berichtet worden. Die vorlie- 
gende Abhandlung enthält den, wenn auch wegen fleissiger Benutzung 
des von Anderen, namentlich von v. Schröter gesammelten und 
verarbeiteten Materials Iobenswerthen, doch in seinen Resultaten 
sehr unbedeutenden Versuch, eine neue Ansicht über den Eintritt 
des Fiscus in das erblose Gut zu begründen. Wir heben aus S. 23. ff. 
die Grundansicht des Verfs. aus. Er entlehnt zuerst von Anderen, 
hauptsachlich von Huschke, (Ueber die Rechtsregel: Nemo pro 
parte testatus etc. im Rhein. Museum Bd. VI. S. 271. ff.)> welchen 
er aber citirt, eine Deduction über das Wesen der Aereditas, dass 
sie die vermögensrechtliche Person des Erblassers sey, dass daher 
die Vererbung oder der Uebergang des Universum jus etwas Persön- 
liches sey, und dass eben deshalb nur „eine wirkliche und bestimmte 
Person, also nicht z. B. eine universitas , Erbe werden könne, ebenso 
auch nichl eine moralische Person." Er fahrt dann S. 28. ff. so fort: 

„Wie nun, wenn kein Erbe die Erbschaft antritt? Ei waren 

hier zwei Auswege möglich: entweder bleibt die heredita* a\§jaeen§ fort- 
bestehen, — oder eie gelangt in bestimmte Besiehungsverhältnisse su An- 
dern. Das Erster« dürfte — da die htre&tms j&eens in einem gewissen 
Sinne dock eine res nullius — in einem Staate nicht die Ewigkeit w|hren 
können; in den Quellen findet sich auch nirgends eine Bestimmung der Art, 
vielmehr die, dass eine solche Erbschaft als bonum vacant an Andere 
gelange. Dabei konnte sie aber entweder als aufgelöste Einheit diesen 
anfallen ,. . . • oder als die bisherige Einheit. Nach den Quellen des röm. 
Rechts findet das Letstere Statt, — denn als Gegenstand des Uebergangs 
nennen sie die ret y die facultateu, die bona, das Patrimonium des Ver- 
storbenen, — dieselben Ausdrücke wie bei der Erbfolge nach Civil- oder 
»ratorisebem Recht, — wo unzweifelhaft die hersditm* ah) die bisherige 
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Einheit fibergebt. Dan gerade auch per mmhertitmtem^ wtre nicht erfor- 
derlich , denn auch ein gesammtes Vermögen kann durch Singular-Succes- 

sioa fibergehen Jener Uebergang der 6. v. alt die (der) bitherige(n) 

Einheit fuhrt aber zu einem verschiedenen Beziehung!? erhältniste, je nach- 
dem da« auf diese Einheit sieh besiehende uwhertumjue dabei mit fk her- 
geht, oder nicht; denn darnach werden die 6. v, eigentümlich er- 
worben oder nicht; der Uebergang dieses jun ist, wie oben gezeigt, 
anr möglich bei einer Vereinigung der vermögensrechtlichen Personen des 
Erblassers und des Erwerbenden ; wo solche nicht statthalt, da auch nicht 
der Uebergang des Jus, folgeweise keine eigenthfimliche Erwer- 
bung der avtfeertft«*, d. h. der Aereditas im objectiven Sinne, oder hier 
der 6. Vb — Finden wir nun in den Quellen die Bestimmung, dass jede Erb- 
schaft, wenn sie ö. v. geworden, dem Fiscus deferirt werde, und uach 
seiner egnitio .... ihm zofalle, .... so steht die Frage zo beantworten, ob 
durch solche ergnitio das umvertnm jus auf ihn flbergehe, oder nicht? Da 
der Fiscus eine moralische Person und hier sein Eintritt nicht auf einer 
letztwilligen Verfügung beruht, so mass die Antwort verneinend 
ausfallen .... fcf. L. 8. C. de her ed. in»t. y L.I.C. de Judaeit, L. 20. D. de 
red. d*b.). — Welches ist denn aber das Verhältniss des Fiscus so diesem 
umitertmm jus, und sonach su den b.v.% Für die Beantwortung dieser 
Frage mochte die Analogie der Cession der Forderungsrechte dienen. Auch 
hei diesen findet ein Recht Statt, das so eng mit der Person des ursprünglich 
Berechtigten verknüpft ist, dass ein Uebergang desselben aof einen Anderen 
nar bei einer Vereinigung der vermögensrechtlichen Personen Beider mög- 
lich wäre. Da aber ein Recht an sich und dessen Ausübung nicht 
mit einander zw verwechseln sind, und eine Beschränkung für jenes nicht 
geradeso aof diese su bezieben ist, es wäre denn, dass das Recht und 
seine Ausübung so in einander (Hessen, dass beide in der Wirklichkeit 
als Eins erscheinen : so fand man bei den Forderungsrechten in den Fäden, 
wo jene Vereinigung der Personen nicht eintreten konnte, das Bedttrfniss 
jedoch eine Uebertragung dieser Rechte erforderte, eine Vermitteln««; 
darin, dass man demjenigen, auf den das Forderungsrecht fibergehen iollte, 
die Befogniss zur Geltendmachung desselben gab, in der Art, dass er den 
daraus zu erzielenden Gewinn für sich behalten sollte; man ernannte ihn 
zum procura tor in rem euam, — und er erhielt ein eigenes, selbststän- 
diges Recht auf Geltendmachung der fremden Forderung und zwar als Sin- 
gular -Succeasor. — Betrachtet man nun jenes univertum. Jus, so findet 
aach bei ihna der Natur des Rechts nach, als des Vermögensrecht» selbst, 
die Möglichkeit der Trennung des Rechts an sich und seiner Ausübung 
Statt Die Beschränkung, die für den Uebergang des Ersteren gilt, näm- 
lich das Erflsrderniss der Personeneinheit, ist nicht nothwendig für den 
Uebergang der Leistern; — und so durfte man, nach Analogie der Oes- 
sien der Forderungsrechte, den Fiscus bei dem Uebergang der b. v. auf 
ihn als einen Solchen ansehen , der ein selbstständiges Recht erhalten 
auf die Geltendmachung des an den o. r., als einer wntvertitas, zuständigen 
wupertum Jus. — - Wie dort der Cessioner als Stellvertreter des ursprüng- 
lich Berechtigten in der Geltendmachung oder Ausübung des' betreffenden 
Forderung! rechts erscheint, — so hier der Fiscus als Stell Vertreter der ver- 
mögensrechtlichen Person des Erblassers in der Geltendmachung; oder Aus- 
fibung des mrnvertwm ju$ 9 eines Inbegriffs von activen und passiven Bestand- 
taoäen, und Beide in der Art, dass sie den daraus resultirenden Gewinn für 
sich behalten sollen. Jener tritt durch Vertrag, oder gesetzliche Vorschrift 
ein, dieser nur durch letztere; man könnte ihn daher einen gesetzlichen 
Stellvertreter der bezeichneten Art nennen. Nicht sei durch diese 
Psratieie gesagt, dass dieser Uebergang auf den Fiscus eine Cession: die 
Masse Uebereinstinkmung mehrerer Rechtsverhältnisse darin, dass nicht sie 
selbst des Uebergangs fähig sind, sondern nur ihre Ausübung, ist etwas 
gaas Zufälliges, und kann an sich keine Verwandtschaft zwischen ihnen 
erzeugen , sobald nicht auch die Uebereinstimimmg in den Wirkungen sich 
aas einem ganz gleichen Grunde erküren tässt." 
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In der That einem traurigeren Geschick hätte der Fiscns kaum 
verfallen können, als demjenigen, welches der Verf. ihm zugedacht 
hat Machen wir uns ein Mal recht klar, was der letztere eigentlich 
will (oder vielleicht nicht will, aber nach seinen Prämissen wollen 
mtiss,) so zeigt sich nns folgende juristische Guriosität. Es stirbt 
Jemand ohne Erben. Nicht blos* seine Person mit dem persönlichen 
Recht geht unter, sondern auch seine vermögensrechtliche, weil die 
Vererbung etwas Persönliches ist und keine physische Person existirt, 
anf welche das Universum jus fibergehen könnte. Nun kommt aber 
der Fiscus und sagt: Mir gehören die bona vocantia! Der Fiscns 
verdient schon einige höfliche Rücksicht und so entschliesst man sich 
zu einem Vorschlag zur Gate. Das Universum jus % so erwiedert man 
ihm, kannst du nicht erhalten, denn das ist, da kein Erbe vorhan- 
den, dem Erblasser ins Grab nachgefolgt. Aber wir meinen es doch 
gut mit dir; wie wäre es, wenn du dich mit dem Recht der Ausübung 
jenes Universum jus begnügtest, wenn du der Stellvertreter der ver- 
mögensrechtlichen Person des Erblassers in der Geltendmachung oder 
Ausübung des Universum jus und zwar zu deinem Besten würdest? — 
Und der Fiscus? Hoffentlich ist er nicht so unberatben, um nicht 
antworten zu können : Ich danke für eure Offerte ! In den Institutionen- 
Lehrbüchern schon beisst es, dass zu den wesentlichen Voraussetzun- 
gen eines je3en Rechts ein Berechtigter gehöre. Bei euerem Uni- 
versum jus giebt es aber einen solchen gar nicht mehr, — er ist 
gestorben, und mit ihm auch sein Universum jus 9 da er keinen Erben 
hatte, — somit würde ich, den ihr zum stellvertretenden Ausfiber 
eines Rechts erklären wollt, das Niemandem gehört und also nicht 
mehr existirt, ein Berechtigter ohne Recht oder mit anderen Worten 
gar nichts seyn. 7« 



Theorie der summarischen Processe, nach den Grundsätzen des 
gemeinen deutschen Rechts, mit Ausschluss des Goncursprocesses, 
zunächst für seine Zuhörer bestimmt von JDr« Mier*ny«raa 
Bayer, k. bayer. Hofr. u. ö. o. Prof. d. R. an d. Lndw. -Maximil.- 
Univ. zu München. Fünfte verm. u. verbess. Aufl. München, 1841. 
Die grossen Vorzüge, durch welche sich die processualischen 
Schriften Bayer's vor den meisten seiner Zeitgenossen auszeichnen, 
und welche ihn so recht eigentlich zu einem Processlehrer, nicht 
hlos für seine Zuhörer, sondern für den weiten Kreis der deutschen 
Juristen qualißeiren, haben auch bei der obigen Schrift ihre Wirkung 
nicht verfehlt. Jene WissenschafUicbkeit, welche nicht einseitig bei 
den einmal gewonnenen Resultaten stehen bleibt, sondern mit Sorg« 
samkeit aufnimmt, was die Literatur Gediegenes bringt, jene Ein- 
sicht in die processualischen Institute, welche nicht blos auf da* 
Studium der Quellen, sondern auf eine lebendige Anschauung ge- 
gründet ist, und jene Darstellung, welche das im Geiste des Schrift- 
stellers klar Gedachte auch dem Leser zur Klarheit zu bringen weiss, — 
diese Eigenschaften haben der vorliegenden Theorie, in welcher sie 
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vereint sich wiederfinde», eine Anerkennung bereit*, deren Allge- 
meinheit sich am einfachsten numerisch durch die Einweisung auf 
das Erscheioen von fünf Auflagen binnen elf Jahres ausdrücken lässt. — 
Bei dieser Verbreitung des Buches bedarf es nicht erst eines näheren 
Eingehens auf dessen Eigenthämlichkeiten , sondern es genügt eine 
Angabe des Neuen, welches diese Auflage bringt« Dieses besteht 
nun hauptsächlich in einer sorgfältigen Benutzung der neusten Lite* 
ratar, aus welcher Briegleb's gediegenes Werk Aber executorische 
Urkunden und Bxecutiv-Process den am meisten sichtbaren Einfluss 
geübt hat. Denn mit Hülfe desselben ist die Darstellung des Ursprungs 
und der Ausbildung des Executiv-Processes eine ganz andere gewor- 
den, §o dass der Verf. selbst einen neuen Paragraphen (§. 42.) in 
dieser Lehre hinzuzufügen für nOthig geachtet hat. Andere Process- 
artes haben zwar keine so wichtige Veränderungen in der Darstel- 
lung erfahren, doch vermisst man bei keiner die bessernde oder fort- 
fahrende Band des Verfs. — Aus den Lehren, in welchen Ref. mit 
dem Verf. nicht übereinstimmen kann, hebt er zwei hervor. Die 
eise ist die von der Classification der eimeluen summarischen Pro- 
ceasarteu nach der Einlheilang in irreguläre und reguläre. Zwar 
ailligt es Ref. vollkommen, dass der Verf. die herkömmliche Einthei- 
Issg in bestimmte und unbestimmte summarische Processe verlassen 
hat, (er hätte aber auch diese so viele Missverständnisse veranlas- 
senden Namen ganz vermeiden und S. 109. das reguläre Verfahren 
lieht ein unbestimmtes nennen sollen,) aber er findet nicht, dass 
durch jene Einteilung, welcher der Verf. folgt, etwas gebessert 
sey. Viel angemessener scheint es dem Ref. zu seyn, wenn Mühlen- 
krach in s. Entwurf des Givilproz. (2te Aufl. S. 210.) von solchen 
Einlheilungen ganz abstrahirt und die einzelnen summarischen Ver- 
fahren nach einer durch ihren inneren Zusammenhang gebotenen Ord- 
nung elassifieirt — Sodann hat aber den Ref. auch die Darstellung 
des Rechnnngsprocesses nicht ganz befriedigt. Sie giebt kein recht 
deutliches Bild i€B Verfahrens in seiner Eigenthflmlichkeit. Es hät- 
ten namentlich die Defecte, welche der Kläger zieht, und welche in 
einzelnen, unter fortlaufenden Zahlen vorzubringenden Monita oder 
Erinnerungen bestehen, sowie die unter entsprechenden Zahlen zu 
bewirkende Beantwortung des Beklagten, genauer beschrieben wer- 
den sollen« Doch hat der Verf. dies vielleicht dem mündlichen Vor- 
trage vorbehalten. Auch die Namen Defectant und* Defectat für die 
Parteien sind nicht erwähnt. 37. 



1. Handbuch des Civilprocesses, mit vorzüglicher Rücksicht auf 
das Königreich Sachsen, von Caurl Aon;« Welnke, K. Sachs. 
Bofr. u. Vicefinanzconsulenten zu Dresden. Leipzig, 1841. 

2* Bf% Judium VoUtammnw'e System des sächsischen Civil- und 
Admtsistrnliv-Processes nach Blemer. Erster Bd. enth. den all- 
TheiL Leipzig, 1841. 
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3. Beiträfe Mr civilgericktliohen Praxis von nr. Iradw, 

IMpfiaer, ord. Beisitzer d. Juristenfacult* an d. Univ. Leipzig. 
Bd. I. H. 1. u. 2. Leipzig, 1841. 

Ref. stellt diese drei Schriften in einer Anzeige zusammen, weil 
sie in gleicher Weise vorzigHcb das K. Sächsische Recht behandeln, 
wenn schon sie das gemeine im Auge behalten. Diese Oberwiegende 
Berücksichtigung des ^Parücularrecbts tritt am auffallendsten bei der 
Schrift unter Nr. 1. hervor, indem diese ihrem Inhalte nach richtiger 
ein Handbuch des R. Sächsischen Givilprocesses mit beiläufiger Rück- 
sicht auf das gemeine Recht heissen sollte. Aber auch so würde der 
Titel immer noeh in einer anderen Beziehung unrichtig seyn. Denn 
derselbe macht, — und dies verdient eine starke Rüge, — den 
Leser glauben, es werde Wer der ganze Givilprocess gegeben, wäh- 
rend doch nur die allgemeinen Lehren und der ordentliche Process 
vorgetragen werden. Es mag dahin gestellt bleiben, ob der Ver- 
leger oder der noch vor dem Erscheinen des Buches verstorbene 
Verf. die Schuld jenes tauschenden Titels trage. Das muss aber 
bemerkt werden, dass die anspruchsvolle Ueberlreibung, welche 
der Titel enthalt, zn dem geringen Werthe- des Buchs in dem grell- 
sten Mißverhältnisse steht. Denn dieses ist ein flüchtig zusammen- 
gewürfeltes Gemisch von locker an einander gereihten einzelnen 
Sätzen, von welchen nicht wenige ebenso unklar gedacht, wie aus« 
gedrückt, viele oberflächlich und seicht, gar manche geradezu un- 
rieltig sind. Ein Beleg zu diesem Urlheil in allen seinen Beziehun- 
gen enthält z. B. §. $., welcher einen „geschichtlichen Röckblick" 
auf das Canonische Recht mit folgenden Worten wirft) 

„War wich die Kirche weder ein Volk, noeh ein Staat, können wir* «war 

daher im Allgemeinen dem Caoopiichep Hecht ein Innerei Anaehen nicht 

unbedingt beilegen, so iit dessen Vergleichung doch z. B. in der Lehre von 

den Gerichtsständen und bei mehreren der oben gedachten und anderen pro- 

cemareehtliehen Gegenständen nieht ohne Nutzen für die Procettlehre and 

bei einigen inforo seihat überwiegend geworden. 4 ' 

Andere Satze zur Bewahrheitung des eben bezeichneten Gharacters 

des Buchs finden sich last auf jeder Seite. Einige, wie sie gerade 

beim Durchblattern desselben in die Augen fallen, mitzutheilen 

kann Ref. sich nicht versagen. S. 93. im §. 111. heisst es: „Jede 

Parthei muss fähig seyn, vor Gericht zu stehen, sie muss persona 

standi in judicio seyn." Im §. 123. wird das forum ortgtms in 

Sachsen ganz allgemein auf die Heimalhsangehörigkeit bezogen, und 

dabei nieht ein Mal des speciellen Falles, gedacht, in welchem das 

neuste Sächsische Recht ein forum am Heimathsorte kennt, (Ges. C, 

§. 36. unter Nr. 3. b.). Im §. 183. wird der Verzug des Beklagten 

als eine Bedingung dafür, dass die Klage actio natu sey, angeführt. 

Nach §. 239** kennen versäumte Einreden ausser in den Fällen der 

A. P. 0. XL §. 10. nicht weiter berücksichtigt werden. In den §§• 

226. u. 257. wird ven der E. P. 0. XVI. §. 1. die unhaltbare Erklä* 

rung gegeben, dass die Utiscontestatioa noth wendig im ersten Satze 

des Beklagten erfolgen müsse. Nach §. 267. können gegen die 

klare Vorschrift der Const. t./U. auch in den beiden letalen Sätzen 
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meae Thatsacben vorgebracht werden. Nicht ein Mal ein richtiges 
Deutsch kann der Verf. schreiben. S. 5. heisst ei z. B. : „ Die 

Geschichte eines Gesetze» soll ans die Erfahrungen kennen 

lernen." — Die Schrift unter Nr. 2. kommt einem offenbaren Be- 
dttriinUse der Sächsischen Practiker entgegen, indem die das Säch- 
sische Recht vorzugsweise behandelnden Lehrbücher von Biener 
amd Pfoten bau er, « — von welchen daa letztere noch dazn in seiner 
neusten, von Diedemaon besorgten Ausgabe ebea nicht sonderlich 
versorgt worden ist, wahrend das erstere allerdings in den jetzigen 
Appellationsräthen Krug und Siebdrat in den J. 1834. u. f. tüch- 
tige Heransgeher gefunden hat, — auf die überaus wichtigen Verän- 
derungen, welche seit dem J. 1835. in der Jtuttizverfassuag und in 
einzelnen Theilen des Civilprocesses im Königreich Sachsen vorge- 
gangen sind, gar keine oder wenigstens nicht die für die Praxis aus- 
reichende Rücksicht haben nehmen können. Der Verf. hat also in 
jedem Falle ein zeitgemässes Unternehmen begonnen, da die ver- 
beisseae neue Givilproeess- Gesetzgebung wenigstens alsbald noch 
nicht ine Leben treten wird. Auch kann es Ref. nur lohen, dass 
der Verf., da er ein Mal sich nioht stark genug fühlte, von Grund 
ans ein eigenes Gebäude aufzuführen, sich soviel als möglich an 
Biener angeschlossen bat und sein Buch in den Partieen; welche 
sich hei dem letzteren in genügender Vollständigkeit erörtert finden, 
als eine Deutsche Bearbeitung des Systems desselben erscheinen 
lässt, um so mehr, als dieses Buch sich in der Sächsischen Praxis 
einer Aactorität erfreut, wie sie wenige andere Werke gemessen. 
Eine wesentliche Erweiterung des Biene raschen Plans ist aber die 
Zugabe des Verfahrens in Administrativjestizsacben, welehe, wenn 
auch aas theoretischen Gründen bedenklich, doch dem rein praettBchen 
Zwecke des Verfs. entsprechend ist. Im Allgemeinen moss nun dem 
Verf. die Anerkennung zu Theil werden, dass er seine Aufgabe mit 
Fleiss zu läsen bemüht gewesen ist, namentlich die Bestimmungen 
des neasten Rechts sorgfältig berücksichtigt bat. Was dem Buche 
in der neuen Gestalt abgeht, ist der eigentlich wissenschaftliche 
Geist, der dem Verf. in sehr geringem Grade inne zu wohnen oder 
wenigsten* bei ihm, vielleicht in Folge von Local Verhältnissen, eine 
seJbr sparsame Pflege gefunden zu haben scheint. Dies zeigt sich 
nacht blas in der mangelhaften Bekanntschaft mit der guten Litera* 
tnr, — deoa die in Sachsen jetzt leider so übermässig florirenden 
emsvistiscJien Bücher und Blätter scheint er genau zu kennen, — 
sondern noch weit mehr in der ganzen Behandlung des Processes, 
welcher man überall die rein practische Tendenz nnd den Mangel 
einer lieferen Begründung anmerkt Es lässt sich dies weniger durch 
einzelne Beispiele nachweisen, — es ist aber dies der Eindruck, 
weichen das Durchlesen des Buches beim Ref. zurückgelassen hat. 
Pech um wenigstens etwas Einz^tues zu notiren, ist z. B. Das, 
was der Verf. in> §• 27. im Allgemeinen vom Gerichtsstand sagt, sehr 
steril and unlogisch $ denn wie anders kann man es nennen, wenn 
de? CeriebisetAnd so classifieirt wird: er ist entweder der gemeine 
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(noch ordentliche genannt), oder der privilegirte, oder der beson- 
dere, oder der gewillkürte? Im höchsten Grade ungenügend ist auch 
Das» was im §. 53. Ober die Streitgenossen .vorgebracht wird. Es 
fehlt hier durchaus an wissenschaftlicher Entwickelung und man sieht 
nicht , wie nach der Erklärung, welche der Verf. von jenem Partei- 
verhaltniss giebt, Hafner, Häusler, Handfro'hner, von denen er ab 
Beispielen spricht, als Streitgenossen gelten können. — Was end- 
lich die letzte der obigen drei Schriften anlangt, so besteht sie aus 
meistens kurzen Abhandlungen über einzelne, namentlich dem Pro- 
cessrecht anheimfallende Gegenstände ; jene werden entweder un- 
mittelbar an practische Fälle angeschlossen, oder sind wenigstens 
durch den practische^ Beruf des Verfs. veranlasst worden. Die Ab- 
sicht des letzteren ist weniger darauf gerichtet, den gegebenen Stoff 
von allen Seiten wissenschaftlich zu bearbeiten und zu durchdringen, 
als vielmehr darauf, dem Practiker durch eine bändige und fassliche 
Darstellung bei zweifelhaften Fragen Aufschluss und Unterstützung 
zu gewähren. Dieser Absiebt entsprechen fast alle Aufsätze des 
Verfs. recht gut; doch sind allerdings auch manche unbedeutendere 
darunter. Eine Uebersicht Dessen, was der Verf. bespricht, giebt 
die folgende Wiederholung des Inhaltsverzeichnisses. I. Beitrag 
zur Lehre von der Klagbarkeit S. 1 — 8» Es handelt sich hier viei- 
raehr nm eine sog. Collision der Gesetze verschiedener Staaten. 
Dieser Aufsatz bat den Ref. unter allen am wenigsten befriedigt. 
Die ausführlichen Entscheidungsgründe der Juristen-Facullät zu Leip- 
zig, welche der Verf. mittheilt, und also wohl auch verfasst hat, sind 
nicht so Überzeugend, wie die kurzen Stellen, welche er ans den 
Gründen der zweiten und dritten Instanz aushebt. — IL Ueber die 
Beschränkung der richterlichen Thäligkeit in Betreff der zu beobach- 
tenden Processformen. S. 9 — 13. — III. Kann das erste Erkennt» 
niss im ordentlichen Process definitiv sein, wenn noch unerwiesene 
relevante Tbatsachen vorliegen? S. 14 — 16. Der Verf. bejaht die 
Frage für den Fall, wenn die Parteien vollständig ihre Beweismittel 
vorgelegt haben, und die gänzliche oder theilweise(?) Insuffizienz 
derselben für Herstellung des Beweissalzes sich ergiebt. — IV. Ueber 
die Beweisfrage in dem Falle, wo Beklagter in der Antwort anf die 
condictio cerli ex mutuo den Empfang des Geldes eingeräumt, die 
Darlehnsqualität geleugnet und daneben, dass er das Geld ans einem 
andern Recbtstitel erhalten habe, vorgebracht bat. S. 17 — 24. Der 
Kläger hat zn beweisen. Dieser Aufsatz ist nach des Ref. Dafürhal- 
ten der beste der ganzen Sammlung. — V. Kann die Partei, wei- 
cher der Eid angetragen worden ist, in der Erklärung auf denselben 
variiren? S. 25 — 32. Wird bejaht. — VI. Ueber die von einer 
der Processparteien auf nicht entschuldbare Weise herbeigeführte 
Behinderung der Eidesleistung. S. 33 — 40. — VII. SoHte wirklieb 
der Eidesantrag zur Bescheinigung der Diffamation unzulässig sein? 
S. 41 — 45. — VIII. Kann AWprov. ex l, diffamari gegen den 
Besitzer der in Frage befangenen Sache erbeben werden? S. 46 — 
49« Es wird bejaiit, wenn beide Parteien gleichmässig im Besitze 
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i(?)l — DL Geht £e aach vorausgegangener area. md 
mgemdmm angestellte Haeptklage deren der«« Zurückweisung, so wie 
durch wmtmtim and reaatacMlta Ükeiä verloren? S. 50 — 56« — 
X. Ucker nie Frage, woria das Wesen der GericliUidikeil eiaes 
letztes Willeas bestehe? S. 57—62. — XL BemerkeBgea zu dem 
Ges. t. 27. ©ct. 1834., einige Abänderungen ia dem P re ce ss r erfah- 
rea betreffead. S. 63 — 67. — XII. Ueber die Aaweadeag der ia 
der E. P. 0. ÜL XXlll. §. 2. enthalt- Bestimmaag. S. 68— 72. — 
XIIL Kaa* eiae Partei, derea Aufenthalt aaaekaaat geworden ist, 
zar Vornahme etaer aroeessualischeu Haadlaag ftaTeatlich gekdea 
werden? S. 74 — 89. WM veraeiaU — XIV. Wie muss der 
Verwandtschaftsuaehweis ia Edictaisachea wegen Abwesender aad 
wegea unhekanater Erat« beschaffen seia? S. 81— 84. Nach 
Siebs. Recht. — XV. Heber die Znlissigfceit der laterveatioa im 
samusarischen Besitzaroeesse aad ia Spoliensaeben. S. 85 — 88. Jede 
Intervention ist statthaft — XVI. Ueber das Recht des Liedlohas 
iai Coacwrsprocesse. S. 89 — 93. — XVII. Voa dem Gerichtsstände 
des Arrests. S. 95 — 99. — XVIII. Zar Lehre voa der Wiederetn- 
setzaag L d. rar. St iai Civilprocesse. S. 100 — 1Ö6. — XIX. Zar 
Lehre von dar WiedereiasetzaBg i. d. v. Sl wegea aea aufgeien- 
deaer B ewei smittel. S. 107 — 111. — XX. Zur Lehre voa der Evea- 
tsmlmaxime iai Civilprocesse. S. 112 — 118. — XXI. Zar Lehre 
voa der Gemeinschaft lichkeit der Beweisniltel. S. 119 — 121. — 
XXIL Ueber die QualilicatioB der zo gerichtlicher Vornahme einer 
Cessioa aftthigea VoUaiaeht. S. 122—126. — XXIII. Ueber dea 
Eiafass des Todes der eisen Processpartei aaf dea feraera Gaag des 
Precesses. S. 127—133. — XXIV. Ueber dea Recbtsbestaed eiser 
nolkweadigea Versteigeraag bei spater entstandener Insolvenz des 
Schuldners. S. 134 — 137. — XXV. Ueber den stillschweigenden 
Verzicht aaf die exe. iermim angutti. S. 138—141. — XXVI. Zar 
proeeasaal. Behaadlnag der exe. spolii. S. 142 — 145. Nach Sachs. 
Recht — XXVII. Zum richtigen Verständnisse des Satzes: eom- 
ptmsatt* fit ipso Jmre. S. 146—150. — XXVIII. Ueber die Bedin- 
gungen des, in dem Civilprocesse zu erlangenden Armenrechts. 
S. 151— 154. — XXIX. Zur Lehre von der Beweiskraft der Zeugen. 
S. 155—158. — XXX. Ueber die gehörige Anfertigung der Aliraen- 
utioBsklagea. S. 159—164. — XXXI. Zur Lehre von der Stellung 
der Processparteien uad des Richters gegea einander. S. 165 — 169« 
— XXXII. Zur Lehre von dem Ungehorsame in dem Civilprueesse. 
S. 170 — 1 72. 49. 

1« Denkschrift in der Rechtssache zwischen den Erben des ver- 
storbenen GeaeraUteuteaaats uad Statthalters zu Breda, Theobald 
Metzger von Weibnom, gegen den Königlich Niederiändtohea 
Pineas, betreffend die AusUefemmg der Verlassensehalt des genann- 
tea Statthalters. Verfasst von dem pensionirteu Kreisgerichts- 
ViceprSaideBten J»t% W. Mohr in Oberingelheim, Provinz Rhein- 
besäen. Maine, 1839. 
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2. Vorläufige Berichtigung und Widerlegung einiger früher 
und kürzlich erneut verbreiteten falschen Nachrichten, die Graf- 
schaft Rantzao, deren Besitz und Rechtszustand betreffend. Von 
Euno Ctraf zu Rantzau-Breltenbure;. Heidelberg, 1841. 

Die beiden obengenannten Schriften haben ebenso, wie die in 
ihnen behandelten Rechtsfälle in vielen Beziehungen grosse Aehn- 
lichkeit mit einander* 

Theobald Metzger, geboren am 21* Dec. 1626. zu Kettenheim, 
einem nahe bei Alzei im Grossberzogtbam Hessen gelegenen Dorfe, 
war in holländische Kriegsdienste getreten, und ist identisch mit 
demjenigeu Theobald Metzger von Weibnom, welcher am 23. Febr. 
1691. im Haag als Generallieutenant und Gouverneur von Breda ge- 
storben ist. Er hinterliess ein viele Millionen Gulden betragendes 
Vermögen, zu dessen Erben er seine in Deutschland lebenden Ge*» 
schwister eingesetzt hatte« Der damalige Statthalter Wilhelm III. 
ernannte einen Directer der Verlassenschaft und befahl, dasa die 
Erbberechtigten „durch öffentliche Zeitungen, welche die vornehm- 
sten Theile der 'Welt durchlaufen", aufgefordert werden sollten. 
Diesem Befehl wurde jedoch nur insoweit entsprochen, das» derar- 
tige Aufforderungen in der Zeitung von Breda erlassen wurden, und 
auch diese ohne nähere Angabe der wesentlichsten Puncto. Als sich 
binnen 13 Monaten Niemand gemeldet hatte, verfügte der Statthal- 
ter, wie er sogar schon bald nach dem Tode des Erblassers rück- 
sichtlich einiger Nachlassgegenstände gethan hatte, über die Erb- 
schaft, grösaten Tbeils zu Gunsten Wilhelms von Ben« nick, Grafen 
von Portland, jedoch scheint diese* Schenkung nicht vollständig voll- 
zogen worden zu seyn. Im J. 1695. meldete sich als Erbprätendent 
ein gewisser Greropf, konnte sieh jedoch nicht legitimiren. Im Jahr 
1700» Hess der Statthalter wiederum Aufforderungen an Diejenigen, 
welche an den Ueberrest des Nachlasses Anspruch zu haben ver- 
meinten, durch zwei holländische Zeitungen bekannt machen. Es 
meldeten sich als angeblich Berechtigte Leendert Block und dann 
Johann Borgers; letzterer wurde von den General -»Staaten und der 
Domainen- und Rechnungs- Kammer zur Betretung des ordentlichen 
Rechtswegs verwiesen; ob er denselben eingeschlagen habe, ist un- 
gewiss. Es erliessen aber die General-Staaten im J. 1713. eine Ver- 
fügung, nach welcher die Erben des Grafen von Portland aufgefor- 
dert werden sollten, den Fiscus oder die Veriassenscbaft des Statt* 
halters wegen der Ansprüche der Metzger - Weibnomschen Erben 
schadlos zu halten. Im J. 1761. trat als neuer Erbprätendent Johann 
Hachenberg auf, welcher den Rechtsweg wirklich betrat, jedoch 
durch Erkenntnisse in erster und zweiter Instanz wegen mangelnder 
Erbquaiität abgewiesen wurde. Nach Goostituirung der Batavischen 
Republik ergingen in Folge eines feaehleeses der National- Versamm- 
lung v. 26. März 1797. neue Aufforderungen an die Erben, welche 
indessen *ur in dem Französische» Departement vom Niederrhein 
bekannt gemacht wurden. Aber erst im Jahre 1818* trat Cntlmrina 
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in Strasburg ab Erbprtttendeutin auf und stellte im J. tSJW. 
nach eiae Klage gegen die Administration der Staatsdomänen an, 
kannte aber wegen Unvermögens die Sache nicht forlsiellen. Später 
( 1835.) vereinigten sieh mit ihr andere Personen, weiche insgesanmt 
gegenwärtig die alleinigen Erbberechtigten zu seyn behaupten .und 
ernannten eine Commission zur Betreibung der Sache. Diese hat 
znniebst Schritte beim vorigen Könige von Holland selbst und so^ 
dann bei den Administrativ- Behörden getban, ist jedoch hier zu 
keinem günstigen Resultate gelangt. 

Der Verf. der Denkschrift unter 1. bat nun die Rechtmässigkeit 
der Ansprache dieser heutigen Prätendenten auszuführen gesucht. 
Er bat dies in so ungeschickter Weitschweifigkeit, mit so vielen zur 
Sacke nicht gehörigen Bemerkungen und unziemlichen Ausfällen auf 
die Holländischen Behörden getban, dass er sich auf diese Weise in 
die Reibe der, allerdings in foro leider nicht seltenen Sachwalter 
gestellt hat, welche der Sache ihrer Parteien durch die Art dar 
RechUrertheidigung mehr schaden, als nützen. Am ersten kannte 
man noch die Weitschweifigkeit verzeihen, da es nun einmal die 
gemeine Meinung ist, dass die Gründlichkeit nur in der Breite zu 
finden aey. Dass er aber bei aller Weitschweifigkeit namentlich in 
den rechtlichen Deductionen (er giebt, z. B. bei Erwähnung der 
kerc&tatk peiiäo sogar eine ausführliche Darstellung der'Natur die- 
ser Klage, wie sie für ein Pandecten-Lebrbuch passen würde,) den- 
noch gerade das AUerwesentUcbste, worauf es bei Entseheidnng der 
Sache ankommt, ganz unberührt gelassen bat, das fest allerdings ein 
Meisterstück von Ungeschick. Es handelt sich nämlich, um die 
rechtliche Möglichkeit der gegenwärtigen Ansprüche beurtbeilen zu 
kennen, vor allen Dingen um die Beantwortung der zwei Fragen: 
1) Waren die zu den verschiedenen Zeiten eriasseneneu Aufforde- 
rungen an die vermeintlichen Erben mit dem Präjudiz, daas sie im 
Falle des Nichterscheinens präcludirt seyn sollten, versehen und ent- 
sprachen diese Aufforderungen and die Art ihrer Bekanntmachung 
dem damals in Holland geltenden Recht? Davon steht in der Schrift 
kein Wort. — 2) Geburt nach diesem Recht zur Exstinctiv« Ver- 
jährung der Klagen, insbesondere der hertdiiatis petitio , die bona 
fides des zu Verklagenden? Der Verf. ist soweit entfernt, den Ein* 
flass dieser Frage auf die Entscheidung der Sache zu begreifen, dass 
er sie S. 128. geradezu als nicht hierher gehörig von der Hand weist, 
und sich dafür in eine äusserst langweilige Erörterung ifer Pinna im 
aisse der Acquisitiv- Verjährung versenkt. Und doch, wie kennen die 
heutigen Prätendenten klagen, wenn ihre Klage verjährt ist?*) 

Re& geht zum zweiten Rechtsfall über. — Christian Ranlzuu 
wurde am 16. Nov. 1680« von Kaiser Ferdinand III. durch die Er- 



*) Die Jted. hält die Mittheilung dieser ihr ickon vor längerer Zeit sage- 
ksnunenen Beartheilang gerade in dieiem Augenblicke für angemessen, weil 
nach den nemten Zeitungsnachrichten der Juitizbof im Haag die Klage der 
ebea erwähnten vermeintlichen Erben zurückgewiesen hat, — nnd zwar wegen 
der ihr entgegenstehende* Verjährung. Die Red« 
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neuerung der Reicbsgräflichen Würde ftlr das Geschlecht von Rantzau, 
durch die Erhebung seiner Lande an einer Deutschen Reichsgraf, 
scfaaft, njit Sitz und Stimme ihres jeweiligen Besitzers an den Reichs- 
tagen auf der Wetterauer Grafenbank u. a. m. begnadigt. Zugleich 
setzte der Kaiser die Primogenitur fest, verordnete, dass kein Be- 
sitzer der Grafschaft von derselben zum Nachtheil seiner Nachfolger 
Im Besitz Etwas veräussern dürfte, räumte jedoch für den Fall des 
Aussterbens des Mannsstammes das Recht ein, einen aus der Familie 
von Rantzau oder sonst Jemanden zu adoptiren, und auf denselben 
die Grafschaft zu vererben. Der Graf starb am 8. Nov. 1663. Ihm 
succedirte sein Sohn Detlef, diesem nach seinem im J. 1697. erfolg- 
ten Tode der filiere von seinen zwei Sännen Christjan Detle& Der 
letztere führte eine sehr unruhige Regierung, wurde sogar in Preussen 
seiner persönlichen Freiheit beraubt, jedoch von seinem jüngeren 
Bruder, Wilhelm Adolph* welcher in der Zwischenzeit die Grafschaft 
administrirte, ausgelöst. Nach seiner Rückkehr begann er ein tyran- 
nisches Regiment und wurde am 10. Nov. 1721. von einem Unbe- 
kannten erschossen. Da er kinderlos war, so succedirte nun sein 
genannter Bruder. Dieser wurde jedoch bald von DAaemark der 
Ermordung seines Bruders beschuldigt und gegen ihn, obwohl Reichs- 
stand, durch eine Dänische Commission deshalb eine Crimtnal- Unter- 
suchung geführt, deren Resultat trotz kaiserlichen Verordnungen vom 
25. Aug. 1722. u. v. 4. Juni 1725. nnd einem Ausspruche des Reichs- 
hofralhs v. 15. Juni 1723., welche das ganze Verfahren für null und 
nichtig erklärten, die am 9. April 1726. pablicirte und auch wirk- 
lich vollzogene Verarbeitung ad perpetuos carceres war, in welchen 
der Graf bis zu seinem am 21. Mai 1734. erfolgten Tode blieb. 
Schon vorher, am 18. März 1726., schloss Dänemark mit der ein- 
zigen Schwester des Grafen (.seine Ehe- war kinderlos gewesen) ein 
Uebereinkommen, in Folge dessen am Tage der Urthelspubiieation 
die schon früher von Dänischer Seite in Besitz genommene Grafschaft, 
zwar unter dem Titel einer Sequestration und unter Bestellung eines 
Administrators, an Dänemark kam. Bei dieser Uebereinkunft erlangte 
Dänemark von der Schwester des Grafen die Anerkennung einer Dona- 
üonsacte v. 10. August 1669., durch welche ihr Vater Detlef die Graf- 
schaft Rantzau, im Falle seine Sohne ohne männliche Descendenz mit 
dem Tode abgehen würden, an das K. Dan. Haus vermacht haben soll. 
Der Verf. der Schrift unter 2.» ein Descendent der erwähnten 
Schwester Wilhelm Adolphs und zugleich zu einer Seitenlinie des 
Hauses Rantzau gehörig, will nun die Ansprüche dieses Hauses auf 
die Grafschaft Rantzau als noch bestehend nachweisen. Er ist nicht 
Jurist (denn S. 32. Anm. hält er die L. 3. C. de praepos. s. cubic. 
für ein Dänisches Gesetz und S. 62. Anm. 42. versteht er die L. 84« 
D. de paclis von agnatischen Vermögensrechten) ; darum wird man 
sich nicht wundern, wenn auch er sich bei manchen nicht zur Sache 
gehörigen Dingen aufhält und seine sog. rechtlichen Auseinander- 
setzungen meistens keinen rechtlichen Halt haben, namentlich mit 
Nichtigkeiten zur Hand sind, wo es keine solchen giebt. — Auch 
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bei diesem) Falle ist eise Hauptfrage: ist der Anspruch nicht ver- 
jährt? Der Verf. weist dieselbe S. 63. knrx ab, weil der Fall za 
dea „Landes- aad Staatsrechtlichen Fällen" gehöre, weil nach* einem 
rechtskräftigen Erkeaataiss keiae Verjährung eintrete and weil üe 
Kaiser!. Urkunde vom 16. Nor. 1650. die Verjährung ausdrücklich 
ausscbliease. Mit diesen Granden steht es sehr misslich. Aber gesetzt 
die Verjährung wlre nicht entgegen, ist nicht die Donations-Urkunde 
von 1669. eia vollkommen galliger Titel Air Dänemark? Hier herrscht 
freilieb im Faetischea so viel Dunkel, dass sich etwas Bestimmtes 
sieht dariber sagen lässt. Jeden Falls ist es aber eine irrige An* 
sieht des Verfs., 6mm Detlef nicht zu Gunsten Dänemarks so hätte 
eunonirea können. Hatte nicht die Kaiser!. Urkunde von 1636. aus« 
drteklieb das Recht eingeräumt, für den Fall des Aussterbeas des 
Manusstamanes einen aus der Familie Rantzau oder sonst Jemanden 
(«es Ibersieht der Verf.) zu adoptiren und aaf ihn die Grafschaft 
zn vererben? Wie nnn, wenn Detlef den König von Dänemark adop- 
tirt kalte? — Doch der Raum verbietet dem Ref., weiter auf die 
Sache einzugehen. 

So sehr Ref. auch überzeugt ist, dass die Ansprache in beiden 
BeehtsfaUen, so wie sie vorliegen, nicht begründet sind, so mag er 
doch die Bemerkung nicht unterdrücken, dass hier jeden Falls starke 
ConfKcte zwischen den Grundsätzen des Rechts und dem allgemeinen 
BHIigkeitsgeffefel Statt finden, und dass man namentlich den zweiten 
Fall nicht ohne die innigste Theil nähme au dem Schicksale der Fa- 
milie Rantzau und insbesondere des unglücklichen Wilhelm Adolph» 
«es Opfers einer völlig rechtlosen Criminai-Procedur, lesen kann. 
104. 

Ausgaben classischer Werke darf jeder nachdrucken. Eine 
Warnung ft r Herausgeber von Kaurl Iia^ebmann. Berlin, 1841. 
Der Rechtsfall, welchen diese Schrift veröffentlicht, hat einen 
karzen Verlauf und einen für den Kläger überraschenden Ausgang 
gehabt. Beides kommt im Rechtsleben nur zu oft vor, um an sich 
Atfsehee erregen zu können. Dies bestimmt uns also auch nicht, 
wenn wir diesen Fall als einen merkwürdigen bezeichnen. Wohl 
aber veranlasst uns zu dieser Benennung die ganz eigentbümliche 
Weise, wie hier das Urtheil von Sachverständigen angewendet wor- 
den ist und sich geltend gemacht hat. — Der Verf. schloss mit der 
Vossiscben und Nicolaiseben Buchhandlung zu Berlin einen Vertrag, 
ia Folge dessen er gegen ein Honorar von 500 Thlrn. die Durchsicht 
■ad Heransgabe einer neuen Auiage der sämmtlichen Lessingschen 
Werke fibernahm, welche in etwa 12 Bänden in gr. 8* erscheinen 
•eilte; über die Stärke der Auflage wurde nichts bestimmt. Noch 
Tor Vollendung dieser Gesammlausgabe Hess die Vossische Buchhand* 
tag Separatabdrücke von sechs einzelnen Schriften Lessings, deren 
keine einen Band jener Gesammlausgabe ausmacht, mit besonderen 
Titels und ohne Nennung Lach man n's als Herausgebers, jedoch mit 
fai von ihm hergestellten Text und mit seinen Anmerkungen, und 
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zwar einen ia verludertem, die übrigen in demselben Format veran- 
stalten. Der letztere fand hierin eine Verletzung seiner Rechte 
als Autor und einen Nachdruck, indem er behauptete, dass die von 
ihm bearbeitete Ausgabe der Lessingschen Werke als ein selbststia- 
diges schriftstellerisches Producl .angesehen werden misse, da er 
den Text kritisch bearbeitet und mit Anmerkungen versehen habe, 
und Me Verleger die von ihm bewirkten Veränderungen nur zur 
Gesammtausgabe zu benutzen berechtigt gewesen sayea. Er klagte 
deshalb gegen die Vossisehe Buchhandlung mit dem Antrage, der* 
selben die Ausgabe der Separatabdrücke bei Strafe zu untersagen 
und sie zur Entschädigung ftiür die bereits geschehene Ausgabe zu 
verurtbeüen. — Auf den Antrag beider Parteien wnrde die Beant- 
wortnng der unter ihnen streitigen Frage: ob dem Kläger in Bezug 
auf die von ihm bearbeitete Ausgabe der Lessingschen Werke die 
Rechte des Autors ankommen, dem literarischen Sachverständigen* 
Verein übertragen.* Disser verneinte jene Frage (Gutachten 
S. 6 — 12.) und der Kläger .wurde hierauf mit seiner Klage abge* 
wiesen. (Urlhel des k. Stadtgerichts zu Berlin mit Entscheidungs* 
gründen S. 24 — 31.) Dies das Schicksal des Frocesses. Nun etwas 
Näheres über das Gutachten des Sachverständigen- Vereins, welchen 
den Ausschlag gab. Der Verein hat durch „eine genaue bis ins 
Einzelne gehende Prüfung der von dem Kläger bei Herausgabe der 
Lessiag'schen Werke angewendeten Thatigkeit" und durch- Verglei- 
chnng des Textes, welchen er hergestellt, mit den früheren Aus- 
gaben gefunden, „dass Klager mit unermüdlicher Sorgfalt, zumTheil 
mit Benutzung von Handschriften, die Fehler und WülkOhrtichkeiten 
früherer Ausgaben berichtigt und einen gleichförmigen, der ursprüng- 
lichen Schreibart Lessings gemflssen Text hergestellt hat/ 4 Er fährt 
dann fort: 

„Eine andere Frage aber ist et, ob Kläger für geine kritische Thatigkeit 
Autorrechte in Anspruch nehmen könne, wenn auf den Geist der preoss. 
Gesetagebung eingegangen wird. — Das Allgeni. Landrecht geht, der ganzen 
Stellang gemäss, welche in demselben die Lehre vom VerUgsr ertrage, so 
wie vom Nachdrucke einnimmt, im Ganzen mehr darauf ans, den Verleger 
als solchen gegen den Nachdruck zu schützen. — Dagegen folgt das Gesetz 
v. 11. Juni 183T. der ausgesprochenen Tendenz, dem feigenthum an den 
Werken der Wissenschaften den erforderlichen Schatz gegen Nachdruck 
zu sichern, und gestattet deshalb das Recht, eine bereits herausgegebene 
Schrift ganz oder theilweise von Neuem abdrucken oder auf irgend einem 
mechanischen Wege vervielfältigen zu lassen, nur dem Autor oder den- 
jenigen, welche ihre Befugniss dazu von ihm herleiten. — Autor nennt das 
Gesetz den Urheber, den Verfassereines Werkes, sei dies nun eine eigent- 
liche Schrift, oder eine Predigt, oder eine Vorlesung. — Es setzt also 
immer ein eigenes, mehr oder weniger selbstständiges Product voraus.— 
Wie weit durch Bearbeitung eines fremden Textes Autorrecht erworben 
werden können , darüber giebt das Gesetz keinen Wink. — Wenn aber auch 
in einzelnen Fällen für die Beurtheilung der Leistungen einer solchen Kritik, 
welche nicht bloss verbessernd, sondern auch den Text conatituirend, ja 
vielleicht theilweise als Schöpferin des Textes auftrat, Schwierigkeiten 
daraus entstehen mögen, so verhält es sich im vorlieg. Falle mit der kritU 
sehen Thatigkeit des Kl. einfacher. — In dieser Beziehung hat er nickt 
frei gesehaJfon, sondern durch Prüfung uni Vergtekhojig verschiedener 
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Teenaa d en e n Handscarifen «ad Ausgaben das tosende and Richtige aus* 
gesnebt «ad in frühere Druckt bineineorrigirt. — So gross also Aach der 
relative Werth der klägerischeii Arbeit sein mag, 10 läsit sich doch ein 
Autorrecht, wie solche» anter Gesets an Origiualwerken schützt, dem Kl. 
an den doreh seine Bearbeitung entstandenen Veränderungen der froheren 
Aasgaben Lessingaeher Werke nicht suspreche«." 

Der Verein beschäftigt sich nun noch mit der Frage, ob* in der 
Veranstaltung von Separatabdrückeif ein Nachdruck liege, und glaubt 
auch sie nach seiner „unvorgreiflich ausgesprochenen Ansicht" ver- 
neineu zu missen. — 

Vom rein juristischen Standpnnct aas seheint dem Ref. es nicht 
sehr zweifelhaft zu seyn, dass der Verf. Unrecht habe, aber freilich 
ans einem Grande, welcher von dem erkennenden Gericht nur bei- 
läufig (S. 30.) berührt worden ist. Der Verf. hatte, wie sich 
ans dem voa ihm mit der verklagten Buchhandlung geschlossenen 
Vertrage entnehmen lätst, der letaleren nicht die von ihm bearbei* 
totes Lessingsehen Werke zum Verlag übergeben, sondern diese 
hatte vielmehr ihm das Geschult der Durchsiebt und Herausgabe einer 
neuen Auflage jeuer Werke gegen ein bestimmtes Honorar über* 
tragen. Dadurch war aber einleuchtender Weise för den Verf. nicht 
das Recht eines Autors, sondern nur das Befugniss begründet wor- 
den, gegen Leistung der von ihm übernommenen Arbeit, das ver- 
sprochene Honorar zn fordern. Mithin hat er auch kein Recht, einer 
von der Buchhandlung veranstalteten neuen Ausgabe oder der Veran- 
staltung von Separatabdrückea zu widersprechen. Bin solches Recht 
würde er sich nur durch besondere Stipulation in dem Vertrage 
haben Stehern können; er hat dies aber, wie der Vertrag ausweist, 
nicht gethan. Diese Grundsätze, welche schon aus der Natur des 
hier Statt findenden Verhältnisses abgeleitet werden können, hat das 
Prensa. Allg. Landrecfat Tbl. I. Tit. 9. §. 1021. f. ausdrücklich sanetio- 
nirt, nad sie sind, soviel dem Ref. bekannt ist, in Preussen noch jetzt 
geltendes Recht. Somit musste die Klage schon deshalb in der ange- 
brachten Maasse abgewiesen werden. — Es ist aber, auffallend genug, 
die Sache aus dem Gebieje rein juristischer Cognition in das der sog. 
sachverständigen Beurtheüung "hinübergezogen worden, und da ist 
denn freilieh ein Gutachten zum Vorschein gekommen, welches ge- 
rade von dem Standpnnct des Sachverstandes aus manches Bedenken 
erregt und insbesondere eine wesentliche Lücke hat. Die Sach- 
verständigen haben nämlich einen Haupttheil der Thätigkeit des Verfs. 
bei der Herausgabe der Lessingschen Werke ganz ignorirt, — die 
Hinzufftgung von Anmerkungen. Gerade hierin zeigte sich die Ar- 
beit des Verfs. am meisten als eine selbstständige und daher mussten 
die Sachverständigen bei der Frage, ob derselbe Autorrechte habe, 
hieran/ ihr Hauptaugenmerk richten. Sie würden dann bei reiflicher 
Ueberlegang wohl zu einer andern Ansicht von der Sache gekommen 
seyn, wie sie auch das ehemal. K. Sachs. Appcllalionsgericht in einem 
Falle ausgesprochen hat, welcher, als eine Parallele zu dem hier vor- 
liegenden, mit wenigen Worten erwähnt werden mag. Im J. 1824. 
druckte ein Leipziger Buchhändler den Text der ersten Berliner 
Krit. Jahrb. f. d. BW. Jahrg. VL H. IL 1 2 
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Ausgabe de* Gajus, jedoch namentlich ohne die Noten, ab; er 
wurde deshalb vom Verleger jener Aasgabe wegen Nachdrucks in 
Ansprach genommen, die Klage jedoch abgewiesen. In den Gründen 
dieser Entscheidung, welche v. Langenn in s. n. Kori's Erörler. 
prakt. Rechtsfragen Tbl. 2. S. 233. ff. der 2. Aufl. milgetbeiJt bat, 
hefisst es S»245. wörtlieb! „Nur die Noten und da* Verzeichnis« 
der Sigleu, welche in der Berliner Aasgabe des Gajus sich vorfin- 
den, sind als nenes Werk zu betrachten, diese aber finden sich 
in der Leipziger Ausgabe nicht abgedruckt. u — Wenn nun aber 
aneb hiernach sieh erwarten läset, dass das Gutachten der Sachver- 
ständige« bei Berücksichtigung dieses Puncto eine wesentliche Modi- 
fieation erfahren haben würde, so wäre doeh immerhin die Kiage ans 
dem obigen Grande unhaltbar gewesen* — Der Verf. hat in den Bester» 
kungen Ober jenes Gutachten S, 13—33* dasselbe von allen Seiten an- 
gegriffen. Es lässt sich dabei überall die ihm eigentbAmliehe Schiffe 
des Urtheils nicht verkennen, aber dem unbefangenen Beurtbeiler 
erscheint doeh Vieles als Ausflues einer gereizte« Stimmung, Als 
ein solcher mess schon der Titel der Schrift angesehen werden. Der 
Satz: „Ausgaben classischer Werke darf jeder nachdrucken" ist 
weder, wie sich von selbst erwarten Usat* von den Sachverständigen 
ausgesprochen worden, noch eine conseqnente Folgerung aas den 
Princinien, von welchen sie ausgegangen sind.. Sie haben nur das 
Verhältnis* zwischen Herausgeber und Verleger, nicht aber das zwi- 
schen dem letzteren und »jedem " Dritten vor Augen gehabt und 
henriheilt. Liesse es sich also aneb wirklieh nach ihren Ansichten 
in keinem FaUe als Nachdruck ansehen, wenn der Verleger die in 
seinem Verlage von einem Gelehrten besorgte Ausgabe eines clas- 
sischen Werkes ohne des letzteren Zustimmung von Neuem abdruckte, 
so würde doch daraus noch nimmermehr folgen, dass dasselbe aueh 
von „jedem" Dritten geschehen kennte, ohne Nachdruck zu seyn. 
Und doch hat der Verf. diese Folgerung gezogen, nicht blos auf 
dem Titel der Schrift, sondern auch namentlich S. 4. derselben, wo 
es heisst: ♦,....., wenn ich nur einen ehrlichen Verleger fände, der 
die Aufmunterung der Sachverständigen befolgte, sticht mich der 
Kfltzel meinem Freunde Homeyer seinen Sachsenspiegel nachdrucken 
zu lassen/ 4 Dieser „Katzel"* dürfte sieher einer ruhigen Erwägung 
der Sache weichen. R, Schneider. 
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Notizen über die ausländische Literatur. 

Wir entnehmen 6er Zeitschrift he Droit (Supplement du 2t. decembre \%\\.) 
tttMittheilong, das* gegenwärtig in Paris ein neues Journal für die Rechtswis- 
senschaft anter denn Titel: Bulletin de jurisprudence ou Revue bibtiographiguc 
de jurisprudence , erscheint Es zeigt dasselbe theils verkäufliche alte Werke 
aa mit Angabe der Zeit, zu welcher sie erschienen , ihres Preises , ihres wissen- 
schaftlichen Werths und aller für die Käufer wissenswerthen t'mstHnde, theils 
nterwirft es die neaerschienenen Schriften einer kritischen Würdigung. Die 
Namen des Redacteurs und des Verlegers sind nicht genannt. 

Eine neue Ausgabe von Du Fretne Glotiarium ad scriptores mediae et t*- 
fimmt fatim'tatis wird in Paris bei den Gebr. Didot, von G. A. L. Henschel be- 
ssrgt, erscheinen und zwar ausser den an den betreffenden Stellen eingeschal- 
tetes Supplementen auch mit Zusätzen vermehrt. Sie wird in Lieferungen, 
jede für 8 Fr., ausgegeben werden. 

la Florenz erscheint seit dem Monat Mai 1841. eine juristische Zeitschrift 
sster dem Titel : Annali di Giurisprudenza publicazione periodica a eure di um* 
meieta di GiuroconSulti. Als Herausgeber haben sich genannt: die Advocaten 
Ferdinande *4ndreucct\ Gaspero Capei, Vincenzo Lundrini, Ales- 
smndro Malemchini, Celso Marzucchi und der Doctor Napoleon* 
Pini; der letzte hat die Correspondenz und unmittelbare Leitung des Instituts 
ibernomaien. Als Mitarbeiter sind viefe practische Juristen und Professoren 
Bss den verschiedenen Italienischen Staaten genannt, aber auch Ausländer, z. B. 
Mittermaie r zu „Heilderberg." Es wird jeden Monat oder alle zwei 
Monate ein Heft von vier oder acht Bogen in Octav erscheinen; der Jahrgang 
kostet iaToscaaa 12 Florimi f=16 Fr. 80 c.J. — Die ersten zwei Hefte (vom 
Mai S.1 — !•. ornd vom Juni u. Juli S. 73 — 211.) liegen uns vor. Eine tntro- 
duxione von Marzucchi (8. 3 — 18.) eröffnet das erste Heft und verbreitet 
sich über die Bestimmung des neuen Journals, indem sie die verschiedenen 
Richtuogen der Rechtswissenschaft sowohl auf das positiv geltende, als auf das- 
jenige Recht, welches gelten sollte, sowohl auf die Geschichte und die Anwend- 
barkeit, als auf den Grund und die Philosophie des Rechts, sowohl auf die Ver- 
gangenheit, als anf die Gegenwart und die Zukunft bezeichnet und die flferück- 
■iehtigung dieser verschiedenen Richtungen in der neuen Zeitschrift verheisst. 
Dabei wird auch der s. g. philosophischen und der historischen Schule unter den 
Deut. Juristen gedacht, namentlich H u go's, — uno de imaestri deHa Scuola 
fstortea, — und v. Savign/s. Wir theilen den Schlusssats ober die s. g. 
historische Schule mit; die Leserwerden daraus am besten ersehen, wie der 
Verfc die Sache aufgefaist hat: ,,/Vot* non neghiamo altm scuola iitorica, e spe- 
ckümente a coioro , che oggi appellansi di bifondatori im Germania , efra questi 
ott' Hugo, e piu ancora atSavignu, una lodeben meritata, per avere con una 
dottrinm ed una critica impareggiabile studio to e Wut trat o H Diritto Romano^ 
eper mvtrlo cosi raecomandato alla itudiota gtoventu. Ammiratori come not 
•fest* sV guel grande monumento della tapienza di Roma, ci sentiamo eompresi 
* reoerenza e di amore per tutti quetti che ne aiutano la intelligenza. Ma non 
peuiame ad um tempo nascondere, che quando VHugo espHcitamente , o tutla 
/« teuola ittorica implicitamenU nega la esistenza di um Diritto naturale , educa 
^ meuti aUo tcetHcümo y e quasi alfotalisma, 9 per lo mono ad una ra**egna- 
**•» $uir mndawtento doli* coie umume, che non tappiamo come possa dtrut 
***taggiota al perfexivnamento sociale." — Es folgt (S. 19— 39.) ein auch 
«■ nreiten Heft (S. 1% — 98.) fortgesetzter, aber noch nicht vollendeter Aufsatz 
Act das 6ffentHch« Ministerium vom bekannten Ca*, Giovanni C armig nmnt\ 
Professor der Rechtsphilosophie an der Univ. Pisa, u. d. T. : Cenni storieo - gfuri- 

12* 
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oVci tut MHtitterio pnbh'co. Der Verf. gebt von den verschiedenen Ansichten 
aus, welche Ober dieses Institut, namentlich in Deutschland und insbesondere 
inPreoMen, laut geworden lind, und findet dasselbe lehon in Römischen Rin- 
richtungen begründet. Wir können ihm hierin nicht folgen und bemerken nur, 
dass er auch die Fori «hangen Deutscher Gelehrten fleiasig berück • ichtigt, wel- 
che lieh aber freilich oft iu den Namen, welche s ie hier führen , nicht wiederer- 
kennen dürften. So heisst z. B. Trümmer bier: Frumwer, K lenze: Kleuxe, Bar- 
chardi : Burckhmrdt, Walter : Walter, . Birnbaum : Wrum mum u. dgl. m. — Weiter 
findet eich unter der Rubrik : Appendice und unter der epeciellen Ueberachrift : 
Delta proprie tu arliilica e letleraria in relazione col diritlo degli autori y di in- 
definitamente ed etlutieamente riprodurre e porre in eommereio le copie delle 
loro opere ( S. 40 — 56.) zuerst die Convention zwischen Oesterreich , Sardinien 
und Toscana v. 7. Dec. 1840. über diesen Gegenstand, dann kurze Bemerkungen 
hierzu von Pini, ein Brief des Adv. Francetco del Rotto an denselben vom 

4. März 1841. über das literarische Eigenthum und Bemerkungen von Pini über 
diesen Brief, eudlicli eine Miltheilung der beachtenswertesten Aeusserungen 
der Französischen Deputirten über das, den nämlichen Gegenstand betreffende 
Gesetz. — Die folgende Rubrik : Cronaca, enthält (S. 57 — 59.) theils unter der 
Überschrift: Fatti notabili, kurze Notizen über neue Erscheinungen auf dem 
Gebiete des Rechts und der Gesetzgebung (u. a. auch über den Deutschen Zoll- 
verein), theils unter dem Titel: Giuritprudenza dei tribunali, Mittheilungen 
von Rechtssätzen , welche Französische oder Italienische Gerichtshofe ange- 
nommen haben. — Endlich giebt das erste Heft unter der Rubrik: Bolleltino 
(S. 60 — 70.) theils Inhaltsverzeichnisse Italienischer und Franzosischer juristi- 
scher Zeitschriften, theils eine Uebersicht der neusten juristischen Literatur 
in Italien, Deutschland, Frankreich, England, Spanien uud Amerika. — Das 
zweite Heft bringt ausser der schon erwähnten Fortsetzung noch folgende Auf- 
sätze : Saggio islorico tnlle Prigioni e tnj tittema Penitenziario vom Adv. Tom- 
mato Toneili (S. 99 — 122.), noch nicht vollendet; Dello s/ato attuale delia 
Legiilazione penale in Germania , e detle opinioni fondamcnlali ici dominanti 
tu tale legiilazione von M i 1 1 e r in a i e r ( S. 1 23 — 147.) ; Del danno proceden te 
dalle ingiurie verbah\ e del riuarcimenlo ehe e dovnto alV ingiurialo vom Adv. 
Lnigi Raballia in Parma (S. 148 — 183«) und beginne tnlla qualila merernn- 
tile vou Guiteppe Montane lli, Professor des vaterländischen Rechts ander 
Univ. Pisa (S. 183—197.). — Die Rubrik Appendice (S. 198—201.) giebt dies 
Mal Anzeigen von drei Werken, und unter diesen auch von der Rechtsgeschichte 
von Danz. — Es folgt dann eine "neue Rubrik: Ouettioni di Giuritprudenza 
(S. 202 — 205.) uud wieder Cronaca (S.206. f.) und Bollettino (S. 208—211.) 
mit ähnlichem Juhalte, wie im ersten Hefte. 

Die in den Jahrb. 1 839. S. 278. ff. angezeigten Annafi di Giuritprudenzia, 
welche von einer Gesellschaft von Advoeaten zu Turin herausgegebeu werden, er- 
scheinen nach wie vor. Die neusten Hefte, deren Inhalt uns bekannt geworden 
ist (Juli bis Sepfemb. 1840. u.Juni 1841.), enthalten meistens nur Entscheidungen 
und Abhandlungen aus dem Gebiete des Sardiniscben Rechts. Von allgemei- 
nerem Interesse ist die Abhandlung von C. Boncompagni: Delle diritlo e delle 
tue relazioni com la legge morale im Juliheft von 1840. 

Ein Decret der Inquisition vom O.Februar 1842. verweist u.a. auch das Werk 
von H. Ahrcnt, Court de droit na tnrel (vgl. Jahrb. 1840. S. 857. ff. u. 1841. 

5. 3 85» ff.) in den Index liberum pro/abitorunu R* Schneider. 

Befördern ii gen und Ehrenbezeigungen *). 

Der König vonPrenssen hat den Geheim. Über- Revision* -Halb n. Prof. Dr. 
Friedr. Carl von äarigny zu Berlin zum Geb. Staate- u. Justiz -Minister er- 

•) Zur Verrolfstindigiing und theilweisen Berichtigimg der hn Novemberhef* t«m» 
9. «41. S. M1S, nkgetbettte» Nothum bemerk«* wir« Der Prof. Dr. Besnier ha* bei 
•einer Beratung nach Greifs jraU sugleic» des prädicat eines Geheim. Justiz-Ratbs er- 
halten-, euch Ut ihm neben peiner Professur du Amt eiues Lehrers an Anr Staats- nnd 
landwirthsrhafrl. Akademie stt Eldena übertragen worden. — - Der bisher. Professor der 
Geschichte Dr. -MieAelsea an Kiel vertauscht diese Stellang mit der eine« «rdenlt. 
Honorar- Professors der Rechtswissenschaft an Jena — Der Dr. ErsJeben ist nicht 
als anssernrdentl. Professor nach Bern, sondern als ordenfl. nach Zürich berufen werden. 
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mit und ihm die Verwaltaag des JupcU^misheriams fu* dfe GcscU^ Rotu no n , 
roa welcher der Staats -Minister v. Ki»|»1i entbanden werden kl, ibertra- 
gen; der Hetgerichts-Rath, Senior de« Schöppenstuals n. ordeatl« Professor an 
Halle Dr. Ernst Priedr. Pfotenhauer ist sumGcheain. Juetis- Rain n. Director 
ees Scaoppenstuhls ernannt werden; der bisherige erdest!« Pro fessor su Basel 
Dr. Agathoa Wunderlich hat eines) Ruf iu gleicher Rigeaachaft an die Univ. 
Rostock; «• Kammerer'a Stelle eraalten und aogeoommea; der bisher, süsser- 
efdeutliebe Professor su d. Univ. Zürich Dr. Gest. Geis hat den Haag eiaee 
ereenU. Professors erhalten) die bisherigen Friv atd eo cn tcn lüunntergerichts- 
Assessor Dr. Lodw. Edu. Hejdemaaa xuBorlia und Christian Reinhold 
Kdstlin xa Tibiagen siad zu aosserordeaü» Professoren aa dcaorJbea Univer- 
sitäten ernannt worden. — In üesterreich siad der Manrisck^SestJesieehe Appei- 
Istiens-Ratk Jos. Kitks, der fibornäalige Niederötterrtieh. AppeJftatiens-Reth 
keep.Standiager ot»d der Nicderdsteneieti* Leadraih Ph. Ritter roa Mano- 
getta so Rälhea bei dem Niederoslerreich. Appelmtie*»~ Gerten*, sowie dar 
Niederösterreich. Laadrath Freih. von Hockelberg* Laadaa aura Halbe beim 
Mahr.-Schle*. Appells tieas- Gericht; -— in Proassea der SUdtgerichts-Direcror, 
Tribanal-Rath B urcha rd sn Königsberg in Pr. sota Vfce~P*esNenten des Obef- 
laadesgeriebts zu Ratibor uud au seiae Stelle derTriboaalrath Seh roder, ferner 
die Land- a. Stadt-Gerickts-Directoren v. Detten zu Paderborn u. Orthinsnn 
so Kösliu, sowie der Stadtgericht»- Rath Schalter zu Ratben, der erste bei dem 
Oberlandeogerieht zu Paderborn, der zweite bei dem zu Kdslin und der dritte bei 
dem zu Magdeburg, der Criaiinal - Rath Optatus Wifh. l,eop. Richter zu 
Königsberg ia Pr. zum Director des dort. Inquisiteriats u. Mitglied des Crimtnsl- 
Seaats des Oberlsndesgerichts daselbst, der I^aadgerichts-Director S c h m i d t Zu 
Saarbrücken zum Ralh beim Apaellatioiis-Gericht au Köln, sowie der Criminal- 
gerichls-Director Bonseri zu Berlin und der in Ruhestand getretene Oberlsn- 
landesgericbts Rath Lern an tu Marien werdor an Gchnemi Jnstis^ Ralaen ; — in 
Bayern zum ersten stotttsmisaigeu Director des Oaerappellatioasgeriehts zu 
München der bisherige dritte statuem. Director ran Gorngrdss, süss zweiten 
der bisherige erste Director ausser Status van Zink, aam dritten der bisherige 
zweite Director a. St. Allwey er, and zu den dadarch erledigten zwei Director- 
stellen a, St. die bisherigen ersten AuseMationsgerichts-Direetorea Georg 
ran Silberhorn so Eichstatt und Christian Seyfert sn Amberg, ferner 
anss Präsidenten des Appc Heti a as geritata vti tJ aserrraak en n. Aschalfenburg der 
MiuisteriaI*Rath im Minist, d. Justiz Friedr. Freih. von Wulffea, uod an 
dessen Stelle der bisherige tNierapa^latiansgerichts-Rath Karl Lehner, sum 
Director 4tM AppeUationsgcricbts sn Neabncg der Polizei. Direotar von Menz 
sn München, zum ersten Director des OberappetlalioOsgvrichts von Mittelfran- 
ken 4er bisherige zweite Director B a u er , an dessen Stelle der Kreis- und Stadt- 
gericht s-Dtrectorsa Wdrshnrg Dr. Frans Xav. von Wentng, und an dessen 
Steile der Kreis- u. Stadtgerichts -Rata Senf fert, sunt ersten Director des 
A ppcllsl ion sgirich ts an Aniberg der zweite Dtrcctor von Sprnaer, an dessen 
Beeile der OberappeHaUonsgevichU-Rath Staatner und an dessen Stelle der 
A s em U al i o nigori chts-Rath sn Amberg Bautngartner; — in Württemberg der 
Oaerträh nn al-Rath von Gmelin zum aosseroroenilichen Mitglied des Geheim. 
Rains aach fir das J. 1842. ; — in Baden der Amtmann zu Heidelberg Dr. h u d w. 
von Jagemann zum Rath heim Hofgericht zu Freiburg; — In Brannseh weig 
der Kreiegertchts-Assessor sn WoHenbOtlcl Dr. hiebe svm Geheim. Canslet- 
Secretair su Brsunsehwcig. — in Hehen*»Hern*S#awaringen der Hofgeriehts- 
Rath von Sallwürk zum Geh. Referendar a. vertrag. Roth bei der Geh.Gonfe- 
renz ernnaat wordea. — Den K. Preuss. Rothen Adler-Orden haben und zwar 
2. Clause mit Eichenlaub der Kamaicrgerichts Präsident van Bfrlow zu Berlin, 
der Gen. Obcrtrihemals-Ralh Rela harnt daselbst and der Chef-Pr&sideut des 
OWrlsul img erichts zu Frankfurt a. d.O. 8 e hei her; J. Clssse mit der Schleife 
dcrGeh.Jestiz~RaUi a. Pi^dsntde« ConsiatoritttussuGre von Bohlen, 

der Geh. Justiz* u. Ohermueesgerichte-Reth Husch su Marierrwerder« der Geh. 
Obcr-Jestiz Rath u\ Oeueral-Advocat beim Rhein. Revision*- u. Cassuttonshef 
zn Berlin Jahn igen, der Geh, Ober» Justiz* Rath Kisherzu Berlin und der Geh. 
Justin- n. Oo cct amdcagtn tol i t s» R al b > Mö4ler zu#>*nkfar# Ä . a. o,; 3. Classe o. 
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Beh.deräereogt. NassanischeObcrepp eMolioiwgcriehts-Rsth Lex nWleibatoi; 
4. Clttte der President d. Karamergeriehts u. d. Karmark. Papillen -Cotlegtwmi 
»a Berlin von Kaiow, die Appellationsgeriehts-Ritlie Hanf and Lei st an 
Kflln, dar Geh. Justis- n. Oberlandesgerlehts-Rath Merck au Paderbem, die 
Geh. Obertribunal-Rathe Oppermann und von Winterfeld an Bertin, der 
Geh» Justis-Ratb u. Pro! Dr. Per nie e an Halle, der Oberianflesgericbts-Rath 
n. aweite Dir. d. Stadtgen in Berlin Voigt and der Geh. Justin-Rat* Witt an 
BerKn; — den K. Bayer. Clvil-Verdieast- Orden and awar daa Oomtharkreoa der 
Appeltalfoasgerichte-Praeident von Niederbayern ron Molltor, daa RStterkreua 
der Hofrath o. Prof. Dr. Hier oa. Bayer an Mdoehen; den K. Bayer. Verdienet- 
Orden v. h. Michael nnd «war daa Cotntaarlrren« der President dea Appellalione- 
geriehta für Schwaben nnd Nenbnrg ron Weher, daa Rltterkrena derOberup* 
peHation ager ichta-Rath Molitor an Mönchen; — daa Contntandearkrenx dea 
Gheraogl. Bad. Ord. v> Sfthringer Löwen der Oherhofgerkhta-Kanaler Aoten- 
rleth an Mannheim nnd der Hofriehter Freih. ron Benit in Raetatt; — daa 
Rftterkrona dea K. Belg. l^eoaoM- Ordern» hat der Geh. Ober-Revtsiooi-Rath nnd 
Prof. Dr. ron Savigny an Bertin; — den K. Sehwed. Nordatem- Orden der 
Professor Dr. Ah egg an Brealau erhalten. 

Versetzungen in den Ruhestand. 

Der erste nnd der aweite Pirector dea Olierappetlationtgeriehtt au München 
Reichirath Freih. voa Freyberg- Eisenberg und ron Prentner und» 
jeder nach dOjähriger DieoiUeit, auf ihr Anauchen in den Ruhestand veraetat 
worden. 

Todesfälle. 

Im Sommer lattl. atnrb an Heidelberg der ordeatL Proataaar Dr. Geo. 
Friedr. Weich, geb. an 7. Jänner 1786., 1812. Privetdoecnt , 18t«. ansscr- 
ordentlieher Professor an der Univ. Heidelberg, Verf. der Schriften: IMss. 4m 
negotii* et actiku* vimetmv* extortit (Jena, 1798.); JJtsterfo* aast avaewjnealr 
qumm prs4t*ripM**i* awfarfstficw* wwituhm* Sect. I. (Göttingen, 1794.); Plan 
an Vorleanngen ob. d. Inatitntionen d. rom. Reehta ( Hei ao l b., 181a., ataAia. 
1816.), Einladung an eine« Practiknm ofeorGeaenetaaded. rem. Reehta (ebenda 
181 X, 2te Anfl. 1816.), auch mit Chr. Martin anaammen Honanageber dea Magn- 
aint f. d. gem. tont. bürgert. Pros. ( Bd. 1. H. 1—8. Gdttingen n. Heidelberg, 1802. 
1829.). — Am 15. Deeember an Giemen der Üdfcerichts-Reta Dana. ~- Am 
5L6. Deeember an Greibwaldder ordentt. Professor Friedr. Christoph Gester* 
ding, geb. daaelbit ara 6. Man 1781., 1812. Adjnaet, 1818. ordenti« Profeaaor 
an der dortigen Univ., VerC der Schriften: Ad. $. 6. tit. 1» n. ft. OrdtmmtimmSm 
Sanum' r*gü irtfamefa t. oV r#*i#eV# , quod eeeastr aeoornaa awrnwiernav, £***•. 
<Greiliw., 1812.); UcberdieScftnldverbiaJdUchkeit, ala Object des Pfandrecht«, 
aw Gmndt. d. rem. RechU (Ebcadaa., 1811.); Die Lehre vom Pfandrecht, n. 
Grunde, d. Rom. RechU (Ebene***, 1816., 2te And. 1881.); Entwickelte Lehre 
vom Eigcnthum, a. Grunde, d. rdm. Rechte (Ebeadae., 1817.) 4 Die Irrteammr d. 
alten n. neuen Juristen (Ebenda*., 1818.); Anabente ron Nachforschungen ib. 
verschiedene Rechtsmaterien (Tbl. 1-^7. Abih.l. Ebead. 1826— 40.) nnd vieler 
Abhandlungen in Zeitschriften. — Am 28. Deeember an Nenbnrg a. d. Denen 
der erste Directer des dasigen Apnellationsgerichts A. voa Neger, Ritter dea 
Civ.-Verd.-Ord. d. Bayr. Kr., 68 Jahre alt. — Am 29. Deeember au Eldageea in 
Hannover der ehemal. v^ce-Praaident dee OberappeUationagerich«a an Celle Geo. 
Chr. Fr. Wedemeyer, 67 Jahre alt. — Am 8* Januar 1842. an Dresden der 
KJ^eche. w. Geh. Reih n. Cnnferenaminiater Geo. Ang. Ernst Freih« v. Man- 
teuffel, Grosskr. n. Ritter m.Ord., im 76. Jahre, 1788. Assessor im Appelle- 
tionsgericht an Dresden, 1783. Lands yndkus in d. NiederiaositB, ep&ter auch 
ConsisloriaUReth auUbbeu, 1797. Rasa im A.-G. anDresden, 1799. Geh. Fioane- 
Ratb , 1812. Director im 1. Departement d. Finanaen , 1820 «- 28. Geh. R. , Präs. 
d. Finaiiscollegiuma, 0. Cenfereneminister, 1880 — 39. Gesandter am Bundes* 
tage. — Am 13. Januar au Leipsig Dr. tAeoljur. #/naV/. Wilh. Trang. Krne> 
ordcnil. Henorar-Prot d. Philo«., Ritte, gen* sn Radis b. Grinnahsianchen in 
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an 22. Juni i 770., 1794. Priratdocent, dann Adjunet d. philo*. Facallat 
zu Witteaberg, 1801. ausserordenll. Prof. zu Frank f. a. d. O., 1805. ordentl. 
Professor zu Königsberg u. 1809 — 38. zu Leipzig, Verf. u.a. folgender in die 
Rechtswissenschaft einschlagender Schriften: Aphorismen zur Philosophie 
d.R. (Bd. 1., Leipz., 1800.); ( T eb. Staalsverfass. M. Staatsverwalt. (Konigsb., 
1806.); NatorrecbU. Abhandinngen (Leipz., 1811.); Dai Repriseiitatinyit. 
(ebenda*. 1817.); Entwurf s. denk u. Darstell, d. engt Gesetzgeb. üb. d. Presi- 
freihcit ( rhsartss , 1818.); fifchriftstellei**, *uea*j*«4 «, N««J>druck, sichtlich 
«.s.w. betrachtet (ebendaa., 1823.); Krit. Bemerk, üb. Schriftstellerei u. s.w. 
(ebendaa^ 1824.); Dikaopoliük (ebenda*., 1824.); Daa Kirchenrecht, n. Grunds, 
d. Vernunft u'.s.w. (ebenda« ., 1816.); Jtspret »Station (ebenda«, 1832.); Die 
neuesten französ. Ges., vornehml. d. Pressgesetz (ebenda!., 1835.); Konflikt zw. 
geisU. n. welll. Macht o. s. w. (ebenda*., 1838.), von welchen die meisten gesam- 
melt sia4 Isis Police, juridische Schriften (4 Bde. Braunaehw , 1834. f.). — An 
U. Januar in Celle der Hof- u. Canalei-ftatb von P« fendorf, 60 Jahre aK. — 
Aai 24. Jaaumr an Aschaffenbiurg der Präsident d. Appellationsgerichts das. Dr. 
Philipp Ja«, von Schmidt (eis, Comthar d. Cir.-Verd.-Urd. d. Bayer. Kr. u. 
?. h. Michael, geb. za Warzburg am 18. Nor. 1768., 1793. ausserordentl., 1803. 
ordentl. Professor daselbst, 1812. Hofgerichls-Rath, dann Appellatioasger.-Rath, 
1447. Miaastarsal-R. im Justiz-Minist., 1832. Prasid. d. A.-G. aa Wör*berg\ mit 
welchem er 183$. nach Aschaffonburg reraetat wurde, Verf. der Schrift: • Prü- 
feagea n. Erarlaraagea, d. neue bayer. u. s. w. Strafgesetzgebang betr. (Lief. t. 
Häschen, 1828.), auch mit N.T. r. Gönner zusammen Herausgeber der Jähr- 
licher d. «esetageb. u. Reehtspi. im K. Baiern (3 Bde. Erlangen, 1818—20.). — 
A» tt. Februar zu Löbeck derAath b. das. Oberappellatioasgerieht Oottfr. 8 am, 
Miller, gea. za Lobau in d. Lausitz am 15. Jan. 1776., zuerst ia Anhalt- Zerbs». 
D ien st« ia d. Herrs ch. Jerer, dann in Aurich , spater kaiserl. Roth im Haag, so« 
daaa Rat* b. kalseti. Gerichtshof in HanUmrg, 1812. erster General prOeoraior au 
deajselbea, hierauf Oberapp.-Raib eitatia Oldenburg aad 1824. ialjOfceck, Verf. 
derSchrifteu : Prakt Handbuch d. frauzö*. Cirilprozessea (2 Bde. I«eips^ lsHt.f.) ; 
F sinm la rbnch ü\fraaz<is.Crrilproz. (ebendaa., 1811.); Handb. d. französ. Crimiuat- 
Prez. vor. 4. Aaaiasea 'Gerichten, mit Formularen u. s. w. (Hamb., 1812.) 
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IT. Juristische Bibliographie. 

Neu erscliieMne Schriften« 

Mil der Jahreszahl 1841. 

296. Blunt$chli, Dr., — Die neaeren Rechtesehulea der deutschen Juristen« 
Frauenfeld, Beyd. 75S.gr. 8. (geh. U^Ngr.) 

297. Codex jurit Bmvarici judidmrii oder bayerische Gerichtsordnung tmd 
Jahre MDCCIJII. Nebit einem Anhange: Die Gesetze vom 22. Joli 1819. 
and vom 17. Nov. 1837. einige Verbesserungen der Gerichtsordnung betr. 
Mönchen. (Regensburg, Mauz.) 307S.gr. 8. ( 1 Thlr 10 Ngr.) 

398. Das Geschäfts - Reglement für die Subaltern-Bereaus der KinigL Gerichte) 
vom 3. Aag. 184L Breslau, Leuckart. 84 S. gr. 8. (geh. 7£ Kgr.) 

399. Dier Landtag sn Wenden 1692. Nach dem Originalceneept Patkul'a. 
Leipzig, O. Wigand. 72 8. gr. 8. (geh. lONgr.) 

300. Die Quellen der Armnth nnd des Verbrechern, nud die Mittel, welche dem 
Staate im Vereine mit den einseinen Staatsbürgern gegen dieselbe su Gebote 
stehen, von E. R. Stattgart v Anteairieta. 107 S. gr.8w (geh. 10 Ngr.) 

301. DiJrimt, B., — Zusammenstellung und Beartheilung der dermalen be- 
stehenden allgemeinen Gesetzgebung aber die Gemeindebehörden in dem am 
linken Rheiaufer gelegenen Theüe der Käaigl. Prenss. Rneinarovinz. Trier, 
Uns in Comroiss. vi u. 47 S. gr. 12. (geh. lONgr.) 

302. Felditrafgesets ffir das Gross beraogtl uro Hessen. Darmstadt, larattaea- 
Anstalt ( Leske in Commiss.) 12 8. gr. 8. (geh. 5 Ngr.) 

303. Feitschrift su der Jubelfeier der 25jährigen Regierung Sr. Maj. dei Königs 
Wilhelm von Württemberg. I. Programm. II. Geschichte der Rechtsgesetz- 

' gebung während der ersten 25 Reglerungsjabre König Wilhelm's. Von Dr. 
Bob. v. Mo hl, Prof. d. Staati-Wittenschafl** mm <*. ünie. Tübingen, Rit- 
ter u.i.w. III. Geschichte der die Rechtsordnung betreffenden oder berüh- 
renden organischen Einrichtungen in Württemberg, während der ersten 
25 Jahre der Regierung des Königs Wilhelm. Von A. v. Sarteey, Rmth 6. 
d. K. Würlt. Obertribummiim Stuttgart, Ritter «. f. av. Ludwigsburg, Nast. 
148 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) [Zugleich als Ausserordentl. Beilagenheft 
s. 3. Abth. d. 8. Bdes. d. Monatschrift t d. Justiz pt. in Wflrtt. , redig. v. O.- 
T.-R. v. Sa rufe u, bezeichnet.] 

304. Pürstemthal, Jon. Aug. Lud*., O.-L.-G.-R., — Dreifaches Hau ptregitter 
zur Gesetz-Sammlung für d. K. Prent». Staaten von 1806 — 1841.. in chro- 
nologischer, systematischer und alphabetischer Ordnung. Ein Handbuch 
für sämmtliche Staats- und Kommunal -Behörden, höhere Beamte aller 
Kategorien, Dominien, Gemeinden und sonstige Besitzer der Gesets-Samm- 
lung. Herausg. von u.s.w. Königsberg, Theile. vi o. 216 S. gr.8. (1 Thlr.) 

305. Geschäfte-Reglement für die Subaltern-Bureaus der KÖnigl. Gerichte. Mit 
hoher Genehmigung besonders abgedruckt. ( Berlin , Heymann.) 48 S. 4. 
(15 Ngr.) 

306. Gesetz ober die Grossh. Badische Peaerversieherongsanstalt für Gebäude 
v. 30. Juli 1840. nebst den dasa gehörigen Vollsagsverordnungen und In- 
structionen. Amtliche Ausgabe. Karlsruhe, Braun. 54 S. 8. mit 8 Tabett. 
(geh. 3^ Ngr.) 

307. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Köirigr. Sachsen. 1841. Dresden 
(Leipzig, F. FteUcher.) 4. (1 Thlr. 3A Ngr.) 

308. Glück, Dr. Chrittiam Priedr. rea, Geh. Ho fr. u. o. Lehrer d. R. u. t. w. 
im Erlangem a.s. u>., — Ausführliche Erläuterung der Pandecten aaeh Hell- 
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fcU ein C o mmeato r von a. s. w. Nach de« Verfs. Tode Coriges. von Dr. 
Chrittian Friedr. Mühlcnbruch, Geh. Juttizr. *. e. Lehrer d. IL *. s.w. 
im Gottingen y Bitter n.M.w. 42iter Tbl. Erlangen, Palm. 472S.gr. 8. 
(1 Thlr. 15 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 184«. S. 958. Nr. 257.] 

309. Gössel, Ferd. y 0.-l*.U±.- Auditor, — tHe Hannoversche Verfassung*» 
Angelegenheit nach ihren verschiedenen Seiten rechtlich lieJeuehtet von 
u,s. w. Frankf.a,M, — Hanau, Edler in Conuiu. iv. vme. 10AS.gr. 8. 
(geh. 12J Ngr.) 

310 Haude, J. K~> Schiedsmann a. Rentmeister, — Handhach för Schieds- 
männer, Kommunen, Wähler n. Polizei-Behörden. Sammlung der seit dem 
Jahre 1832. bis Ende des Jahres 184«. ergangenem 6esetse, Verordnungen 
und Verfügungen fiber das Institut der Schiedsmänner nebst einem Aussuge 
aas den allgemeinen Landes-Gesetzen. Im Seibit- Verlage des Verfi. Gold- 
herg, Köhler in Commiss. (Breslau, Grass, Barth a. Comp, in Commiss.) 
[o. J.] it u. 194 S. 8. (geh. 20 Ngr.) 

311. Herrmann, Dr. Emil, er. o. Prof. d.R. an d. Urne. Kiel, — Johann 
Freiherr su Scbwarzenberg. Ein Beitrag zur Geschichte des Crimioatarechta 
und der Gründung der protestantischen Kirche von u.s.w. Leipzig, Bernh. 
Taochnitz juo. 96 S. gr. 8. (geb. 15 Ngr.) 

312. Heide, W.G.vonder, Hofr., — Der Gast- und Schenk- Wirth oder 
Mitlheilnng der über den Gewerbsbetrieb und die polizeilichen Verhältnisse 
der Gast- undSchenkwirthe,so wie über den Handel mit Getränken iber- 
haupt, bestehenden geietzlichen Bestimniungen. Herausgr von u. s. w. 
Magdeburg, Heinrichsbefen in Commiss. xii. iv u. 128 & 8. (geh. 20 Ngr.) 

313. Hoff mann, J.G., Direct. d. Statist. Bureau*» sa Berlin , — lieber da* 
VerhAUnUM der Staatsgewalt zu den staatsrechtlichen Vorstellungen ihrer 
Vnterthamen. Kirne im der k. Akademie d. Wissensck* mm 29. Oetob. und 
fi. Noeemb. 1840. gelegene Abhandlung. Berlin, Nicolai, in Commisa. 29 S. 
gr.4. (geh. 15 Ngr.) 

314. Katholische Bedenken Aber die erswungene_£insegnung gemischter Eheu. 
Abfertigung der bei L. F. Fues in Tübingen 1841. erschienenen ausführlichen 
Erörterung eines unparteiischen Canouisten über die beiden höchst wich- 
tigen Fragen: 1. Was ist in der Streitsache Aber die gemischten Ehen streng 
Rechtens? II. Weiche Vorschläge lind zur endlichen Ausgleichung der 
dieesfallsigen Differenzen zulässig und euipfebluagswerth I Augsburg, 
Wirt*. 68 S. gr. 8. (7J Ngr.) 

315. Ktinghardt, C. G. y Pattor im Halben*, — Der schwere Kopf. Aufschlug» 
and llilfe ffir Prediger, Juristen, Schriftsteller und Alle, welche bündige 
Arbeiten verrichten, und bei Erscheinungen in ihrer Moral ität gern ver- 
weilen wollen. Glogau, Flemming. IV u. 5—15 S. 8. (geh. 2J. Ngr.) 

SIC. Kann, J. Friedr., — Der Gast- und Schenk wirtbt- Verkehr in d. Preuss. 
Staaten. Auf das Gesetz v. 7. Febr. 1835. basirt. Ein Leitfaden für Justii- 
and Polizeibehörden, Juitizcommissarien , Concipienten , Gendarmen, 
Gast- Schenk - und Speiiewirthe, überhaupt aber auch für Reisende jeden 
Standes. Herausg. von u.s.w- Quedlinb., Basse. viu.80S. 8. (geh.llj Ngr.) 

317. — Der juristische Rathgeber bei Abfasiung aller Arten von Verträgen, 
Coatracten and Vergleichen nach dem Preuss. Rechte. Nebst vereebiedeueu 
Formularen. Ein HOlobuch für Jedermann, insbesondere für Geschäfts- 
und Kaufleute, Beamte, Dorfichulzen u. •• w. Herausg. von u. i. w. 
Ebenda«, viu u. 178 S. 8. (20 Ngr.) 

318. Kurzer Auszug aus den Criininat-Untersuchungs-Acten wider den Schnei- 
d.-rgcsellen Rudolph KChnepfel den Mörder des Biichofi von Ermland Dr. 
von Hatten, and dessen Haushälterin Rosalie Pfeifer. 2te Aufl. Brauasberg 
u.Moeruagea, Bifcher-Magasin f. Preuisen. (Leipzig, Theile in Commiis.) 
15 S. 8. (geh. H Ngr.) 

819. Lachmann, Karl, — - Ausgaben classischer Werke darf jeder nach- 
drucken. Eine Warnung für Herausgeber von u.cw. Berlin, Besser. 
31 S. gr. 8. (geh. 5 Ngr.) 

320. Landtags- Verhandlungen der ProvinsiaUStände in der Preuss. Monarchie. 
Ute Folge , enth. die Verhandlungen des fünften VVestphälischcn und des 
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fünften Rheinischen Provtnsial -Landtages, vom Jahre 188t., h eint den 
Landtags~Abschieden. Herausg. von /. D. Rumpfe Ho/rat he. Fortges. 
von /. F. 6. Nittchke, Hofralht «. t. w. Berlin, Haya. 30 Bog. gr. 8. 
(1 Thlr. 15 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S. 515. Nr. 138.] 

321. Leen, Frfedr., — Dr. Karl von Rotteek's Ehren-Tempel. Eine Skizze 
»einer Verdienste alt Gelehrter und Volksvertreter, nebst Abbildungen and 
Beschreibung der Ehrengeschenke, Pokale, Becher, Bürge rkroue und Auf- 
bewahrungskalten, einer perspectivischen Ansicht dea Sche"nihofes, der 
Abbildung dea Adelswappens nnd der geprägten GedächtnissmedaiHe, in 
Stahlstich, mit ebigekomnienen Adressen, einigen Pest-, Gefegeaheits- 
and Landtagsreden, Gedichten, Toasten u. s. w. Zusammengestellt und 
bearbeitet von u. s. w. Freiburg, Waizenegger» 158 8.8. (geh. Subscr.- 
Pr. 1 Thlr.) 

322. Leeper, Herrn, v., — Ueber gemischte Ehen. Veranlasst doreh die 
Eberhard'schen Controvers-Predigten. München, Jaquet. • 11 S. 8. (geh, 
H Ngr.) 

323. Mit holten, A.L.J., Dr. d. R. u. PU*/., o.Pref. zu Kiei, — Entstehung 
u. Begründung der Predigerwahl in Schleswig-Holstein als protestantischer 
Norm. Eine kircheurechtl. Abhandlung als Jubefschrtft veröffentlicht 
von u.s.w. Klei, Universitätsbuchh. 24 S. gr. 8. (geh. %fa Ngr.) 

324. Meli, Carl Beruh., epang. Pfarr. zu Loeckwitz, — Die Besserung der 
• Strafgefangenen. Ein Wort an alle Freunde des Staats u. der Kirche a. s. w. 

Berlin, Krause. 72 S. 8. (geh. 10 Ngr) 

325. Neuwert , Karl, Dr., — Ein Wort über freie Staatsverfassung. Harn. 
bürg. Nestler u. Melle. 18 8. gr. 8. (geh. 3^ Ngr.) 

326. Nützer, Friedr. Aug., Kreitamtteepitt u. t.w. zu Bisenberg, — Kleines 
juristisches Handwörterbuch oder Erklärung der in der Rechtssprache vor- 
kommenden fremden und unverständlichen Wörter, Redensarten a. Sprach- 
weit düngen. Ein nützliches Handbuch u.s. w. 3teAafl. Eisenberg, Schone, 
rv u. 175 S. 8. (geh. 15 Ngr.) [Nur neuer Titel tu d. 1835. erschien. 2. Aufl.] 

327. Pmndeetes, Jocosus, — Anekdoten von und für Juristen u. Advoraten. 
Kur Kons weil nnd zum Lachen. Gesammelt u. herausg. von u. s. w. ls Heft. 
Quedlinburg, Basse. 64 8. 8. (geh. 10 Ngr.) 

328. Paul, C, Land- u. Stadt- Ger.- Seer., — Gehtfbreti-Taxe, ftfr die Ge- 
- richte u. Justiz-GontmisHarien in dem Mandats-, dem summarischen u. dem 

Bagatell-Prozesse v. 9. Oct. 1833., in. d. s. Zeit noch anwendbaren, vor und 
seit der Gesetzeskraft derselben bis zum Februar 1841. imei. erschienenen, 
hinter jeder concernirenden Position — nach der Zeitfolge geordnet, — 
wortlich abgedruckten , dieselbe ergänzenden , abändernden nnd erläutern- 
den Gesetzen, Verordnungen und Rescripten nebst Tabellen zur genauen 
Berechnung und Vertheikmg der Pauschquanten u. e. chrono!. Register. 
Herausg. von u.s.w. Magdeburg, Baensch. vi u. 18t 8. gr. 4. (geh. 1 Thlr. 
10 Ngr.) 

329. Faulig Dr. Carl Wiln., — Abbandlungen aus dem Ltibischen Rechte. 
Grossteutheiis nach ungedrackten Quellen. 3ter Tbl. (Mit 1 Steiudr. u. 
e. Register üb. alle 3 Thle.). — A. u. d. T.: Das Erbrecht der Blutsfreuttd« 
u. die Testamente n. Lüb. Rechte. Grossteutheiis aus ungedruckten Quellen. 
Lübeck, Asschenfeldt. vui u. 476 S. gr. 8. (2 Thlr. 15 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 
1840. 8. 191. Nr. 27.] 

330. Petöez, Dr. Mich., — Das Unmoralische der Todesstrafe. Nachtrag zu 
dessen „Ansieht der Welt. " Lpz., Broekhaus. xu.!076.gr.8. (geb. 18 Ngr.) 

331. Forsch, C, Justizkomm, u. Notar., — Geschichte u. Charakteristik dea 
tifschoftmörders Rudolph Kühnapfel, dargestellt von seinem Defensor a.s.w. 
Braunsberg. (Dansig, Gerhard in Commiss.) 00 8.8. (geh. 10 Ngr.) 

332. Probst, Dr.J.M.A., Gen.-Vüit., Prof. u.t.w. and. Univ. Heidelberg, — 
Beleuchtung der Verhältnisse der teutschen Apotheken zum Staate, aar Ge- 
setzgebung und zum Arzte. Gelegentlich des Entwurfs -einer neuen Medi- 
cinalordnung für Baden, unter Mitwirkung des Ausschusses des badrerhen 
Apothekervereins , im Auftrage der Plenarversammlung des Vereins verfasst 
von uvs. w. Heidelberg, Mohr, vui u. 138 8. gr. 8. (geb. 10 Ngr.) 
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333. IVecem-Orduung In bii-gerUchen Rechtsstreitigkeltea Wr das Grosshersog - 
tkm Baden. Au QueHea «er Ge s etzg ebung, richterlichen Entscheidungen 
and Dociria tör praktische Rechtsgelehrte erläutert von IF*M. Thilo, 
Hefger*-R. in Rastatt. Karltrane, Greos. xvi u. 912S. gr. 16. (gen. 
1 Thlr. 22J Ngr.) 

334. Miete , fiwtf, — Ueber 8traGsastaltea fir jageadücn« Vernrecber« mit 
vorausgeschickter kritischer l/eberaicbt der gegenwärtig bestehenden Straf • 
anaUltea-Systeme im Allgemeinen von n.t w. MH1 Utkographte. Heil- 
broaa, Drechsler, xv n. 167 S. gr. 8. (geh. 26 J Ngr.) 

135. Rieger, Jak. Heinri, etwa*/. iy«rr. an Wiftstätt, — Sammlang Tan 
Gesetzen aad Verordnaagen «her dai eraugelkeh- protestantische Kirchen-, 
Schal-, Ehe- a. ArsscnweseuimGrosskarzogth. Baden. Heiauug. veno. s.w. 
$ter Tbl. Nene Folge. 2ter Tbl. Vom 1. Mars 1838. Ms 1. Januar 1841 . 
Mit h. Genehmigung des gr. bad. Min. d. fnn. evang. Kirchen -Sect. Offen- 
burg, RraaainCommiss. 21} Bog. gr.8. <1 Thlr. !*& Ngr.) [Tbl. 1—4. 
1833—38. 7 Thlr.] 

338. Kelter, Dr. Gust., — Das wurttemb. Polizefrecht von u. e, w. 2te mit 
Rücksicht a. d. ncne Strafgesetzgebu ug verlad, u. venu. Aafl. Stuttgart» 
SchweUerbart. vu u. 892 S. gr. 8. (geh. 2 Thlr.) 

337. Rothschiidt, Ad», in Brounsehwetg , — Die bei dem Verkehre mit 
Wechseln an beobachtenden Formen nach gemeinem Rechte aad der Braun- 
scaweigiBckea Weckt eierdnung. Braonschw., Vieweg u. S. 48 8. gr.8. 
(gen. 7± Ngr.) 

338» RaesiockeGesetse, Aaslander beireffend. Aas dem rassisekon Codex ent- 
aommen, deutick von J. Philippi. Berlin, Askern.Comp. vi. rv u. 
408 & 8. (gek. IS Ngr.) 

33t. Sammlang köirigl. wurttemb. Gesetze a. Verordnungen in Bewachen. Ein 
Haadb. für Polizei- u. Verwaltung!- Beamte, Ben- a. Werkmeister, Hnter- 
gingev, Geometer, Baa-u. Feuerschaeer, Häuser- n. Gaterbesitser a. s.w. 
Mit Inksltsibersicht a. aiphabet. Register. Reutlingen, Karts. (Leipzig, 
Bertig.) vm n. 118 S. gr. 8. (geh. 16 Ngr.) 

340. Sammlung neuerer kdaigL. wurttemb. Gesetie 0. Verordnu n gen in Font- u. 
Jagdsachen. Ein Handb. för Forstmänner u. andere Beamte , für Waldbe- 
sitzer, Jagdiahaber, Jagdzuehter u. s. w. Mit Inhaltsübersicht u. alphabef . 
Register. Ebenda*, vin a. 184 S. gr. 8. (geh. 18 Ngr.) 

341. Smrwi't Geschickte des Konziliuma von Trident. Ina Deutsche iheneUt 
von W. Winter er, Hospitoipfr. in Mannheim, 4ter Bd. Mergentheini, - 
Neue Buch- u. Kunstbaadl. gr. 8. \ Bd. 1. 3. 1848. u. Bd. 4. susam. 6 Thlr. 
17|Agr. Vgl. Jahrb. 1841. S. 284. Nr.- 262.] 

342. Scheiting, D. Baut. Henr. Joe., pro*, eiv. et philos.jur. P. P.O., — De 
judicü deitts natura dieser tatio. Prelegvmena pro^essus civilis scripsit etc. 
Krlaagea, Palm. 21 S. 4. (geh. 6 Ngr.) 

343. Schiet ter, Dr. Herrn. Theed., Privative, d. R. *.*.*. um Leipnig, — 
Handbuch der juristischen und staatswissenschaftliehen Literatur, Ister 
Thi. Jun'sprudeum. $.4. Lief. Grimma, Verlags- Comptoir. »1 — 1924*. 
gr. 4. (geh. 22J Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S.478. Nr. 110. u. S. Ulf] 

344. Schlichting, Christian Friedr., — Sammlung derjenigen Verordnangen 
und Reskripte einzelner K. Appellationsgerichte u. K. Kreis* Regierungen, 
welche seit dem Bestehen des k. b. Hypothekengeseize* v. 1. Juni 1822. bis 
sasa Jahre 1838. über das Hypothekenwesen im K. Bayern erschienen, lind, 
mit beigefügten Erläuterungen des v. Gonner'schen Commentar's hierzu 
u. einem aiphabet. Register z. Hypothekengesetz. Gesammelt u. heraugg. 
roa o. s. w. Erlangen, Palm, vm u. 88 8. gr. 4. ( 22J Ngr.) 

345. Schmid, Geo. Victor, ade. et notar. publ. etc., — Cemmentatio juris 
R o um o mi , Germunici aeque ac Saxeniei de mdvecaHs, nee neu velert pro- 
eedtm di modo spareim adumeerate , quam scripta ete. Dresden, Grimmer. 
34 S. gr. 8. (geh. 74 Ngr.) 

346. Schumann, Bemfiniat, ~ Das Edikt vom J. 1882. oud die darauf folgenden 
Instructionen Ober das Volkstchulwesen mit Bemerkung aller darauf besag- 
liehen, spater durch die Obenc^ulbeborde bekannt gemachten näheren 
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v •Vorschriften und Erläuterungen für Schullehrer und Schal verstände u.s.w. 
des Grossberzogth. Heuen bearbeitet von u. i.w. Darmstadt, Pabst. 96 S. 
gr. 8. (geh. 15 Ngr.) 

347. Seciendorff, Friedr. Beruh. Freih.v., Reg.-Vice-Prätid^ Ritter u.t tr., 
— Er weiter tu Betrachtungen über die der f r olktgetammtheit, alt finem 
Rechltjubjrct ohne phyeitchet heben , nothige PertönlicAheilt-Darttellung 
und Bevormundung ; ein Beitrag zur Beantwortung der tehwebenden Ver- 
f attungtf ragen von u.t.w. Berlin, Hey mann, vm u. 166 & gr. 8. (geb. 

25 Ngr.) 

348. Stahl, Friä\ Jul., Phil et J. U. D. in Unit. Berol. Jur. P. P. O., — De 
matrimonio ob errorem retcindendo eomm,, quam ete, tcriptit etc. Berlin 
(Erlangen, Bläsing.) 19 S. gr. 4. (geh. * Ngr.) 

349. Statuta der Sächsischen Nation in Siebenburgen, oder: Eigen Land-Recht. 
Herroannstadt, v. Hochmeister. 17 Bog. 4. (15 Ngr.) 

350. Statuten der Bayerischen Hypotheken» und Wechselbank v. 17. Juni 1835. 
mit den durch das Gesetz v. 15. April 1840. und die Allerhöchsten Ent- 
sehlieMuiigeu v. 3. Febr. 1839. (Reg. -Blatt v. J. 1839. Nro. 5. S.148.) and 
4. Febr. 1841. (Reg. Blatt v. J. 1841. Nro. 7. S. 129.) genehmigten Abände- 
rungen und Zusätzen. München, Franz., 31 S. gr. 8. (geh. 3^ Ngr.) 

351. Sliteel, Mich. X<rp., Reg.- Sehr, in Augtburg, — Vorschriften zar An- 
wendung u. Vollziehung des Gesetzes über die Ergänzung des stehenden 
Heeres mit Formularen, Register u, e. Geschäfts-Kalender n. a. w. 2te verb. 
u. verm. Aufl. Mit K. allerh. Bewilligung. Augsburg, v. Jenisch u. Stage. 
289 n. lxxvi S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) [Nor neuer Titel und aerabges. 
Preis d. 1831. erschien. Buchs.) 

352. Strafgesetzbuch für das Grossherzogth. Hessen, nebst den damit zusammen- 
hängenden Gesetzen. Darmstadt, Invaliden-Anstalt. ( Leske in Cowniiss.) 
IV u. 185 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) 

353. Tabellarische Zusammenstellung der im Criiainalgesetsbuche für das Kr. 
Hannover und in den Gesetzen über die Bestrafung des Wilddiebstahls und 
des Fisch - Und Krebsdiebstahls enthaltenen Strafbestimmungen nach der 
aluhabet Reihetolge der Verbrechen. Stade. (Lüneburg, Herold u. WabU 
stab.) 5J Bog. gr. 4w (geh. 17± Ngr.) 

354. Termin - Kalander für die Preutt. Juttiabcamlen auf da* J. 1842. Sebtl 

1 Karte den Departement* det Ober -Landet- Gerieht* xm Sammburg, und 
pertc/iiedenen, aut amtlichen Quellen entnommenen, die Preutt. Juttte~ 
eerfattung u. Verwaltung, towie dat Jutlix-Beamlenpertonal betreffenden 
ttatittitchen Uebertiehlen u. Nachrichten. Mit Genehmigung Sr, Kxc. d. 
Ifn. Jutliz-Mim'tt. Mühler horautg. iter Jahrg. Berlin, Heymann. 298 & 
u. Tab. (geb. 22A Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S. 864. Nr. 246.] 

355. Tigeretröm, Dr. Friedr. Wilh.von, Prof. d.R. an d. Urne, zu Greift- 
wald, — Die äussere Geschichte des Römischen Rechtes von u. s. w Mit 
einem Anhang über die Fortbildung und Bearbeitung des Rom. Rechtes seit 
JusUaian. Berlin, Reimer, vm u. 373 S. gr. 8. (1 Tbl r. 20 Ngr.) 

356. Theoretisch -praktische Erörterungen aus den in Liv- Esth- uud Curland 
geltenden Rechten. Herausg; von D. F. G. v. Bunge u. D. C O. r. Madai, 
Profettoren d. R. an d. Univ. Dorpat. 2ter Bd. Dorpat, Kluge. (Reval, 
Eggers in Commiss.) 384 S. gr. 8. (geh. 2 Thlr. 20 Ngr.) [ Vgl. Jahrb. 
1840. S.766. Nr. 208.] 

357. Thomat, Joh. Gerh. Chrittian, — Der Oberhof zu Frankfurt am Main 
und das fränkische Recht in Bezug auf denselben. Ein Nacblass von u.s. w. , 
herausg. ron Dr. Ludw.Heinr. Euler, und be Vorworte! von Jacob Grimm. 
Mit dem Bilde des Verfs. Fraukf. a. M., Jäger, xxxu u. 591 S. gr. 8. (geh. 

2 Thlr. 20 Ngr.) 

358. Verletzt der katholische Clerus Ungarns den §. 15. des Art. 26. von 1790— 
1791., wenn er die gewischten Ehen nicht einsegnen will? Beantwortet 
von V. v. K. Tirnau, Wächter. 44 S. gr. 8. (geh. 7£ Ngr.) 

369. Vertheidigong des Canstains C. H. Boje gegen die in Nr. 22. des Allgem. 
Archivs enthaltene Isoalische anklage desselben. 2te Aufl. Altona. (Leipz., 
BSkme in Commiss.) 16 S. 8. (gek. 9ft N*r.) 
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366. VerzeSehutss aller im Amisblatt« der K. Regierung so Merseburg u. in der 
tteaetzsamiuluug f. d. K. Preuss. Staaten v. 1816. bii 1840. enthalt, auf dam 
Kirchen- and Schulwesen steh bestehenden Verardnangen a. s. w., in alphab. 
Ordneng f. Superintendenten , Pfarrer, Schullefarer, Kirchenpatroue und 
deren Vertreter, Kirchen vorateh er, Sehulrorstäude u. s. w. heraasg. von 
einem Superintendenten. Halle, Lipper t 44 8. 8. (geh. 10 Ngr.) 

341. 4'ieini, Amdr. s Actuerr u.t.w., — Beiträge sar Crimmai-RecbtewisseB- 
seaaft, mit besonderer Ruclalehtnuhme auf das Österreich. Criminal- Recht, 
dargestellt ron u.s.w. 3ter Bd. Wen, Gerold. 190 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) 
[Vgl. Jahrb. 1840. S. 864. Nr. 249.] 

36X> V»lkmmnn, Dv.Jul., — System des siebs. Civil- a. Administrativ -Pro- 
eeasee naca Bieaer. later Bd. enth. den allgem. Theil. Leipzig, KreHkopf 
n. Hartcl. x o. 284 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr. 10 Ngr.) 

363. Vorläofges Repertorium so den von Demme fortgesetzten Hittigfscben 
An aalen der deut. a. ausländ. Crtminal rech tsp liege, f/mmsst Bd. I. bis mit 
XVI., Im Ganzen 41 Hefte. Alten bürg, Heibig. 32 8. gr. 8. (geh. 5Wgr») 

364. Weil, /., — lieber die Notwendigkeit einer Reform des Conscriptione~ 
£esefses in Württemberg, von u.s.w. Rottweil, Herder. 15 8. gr. 8. 
(gell. 5 Ngr.) 

345. Weieelu, Dr. Jet., S. :Prof. *.#.«?. tsrf. Univ. zu Prag, — Themis, 
eine Sammlang ron Rechtsfallen nnd Abhandlungen aas dem Prtrat- und 
Strafrechte, and Aber das Stempel- u. Taxpateat v. 27. Janner 1840. Nene 
Folge, lstes, 2tes Heft. Prag, Haase Söhne. 125. 112 8. gr. 8. (1 Thlr. 

346. Wetzlar'sche Beitrage t Geschichte o. Rechtsalterthfimer. Im Namen des 
Vereins heraosg. von Dr.j.tt. Paul Wigand^ Kitter «. f. w. Stadt gerichte- 
Jh'r. zu Wetzlar. 2ter Bd. lstes Heft. Fraukf. a. M., Schiuerber. 8 Bog. 
gr.8. (15 Ngr.) 

367. Wolff, Wilh., — Abhandfangen aas dem bürgert. Rechte ron a.s.w. Neue 
Aufl. Fulda, Möller. 110 S. 8. (15Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1840. 8. 960. Nr. 281.] 

348. Würdigung der Angriffe des Hrn. J. Ellendorf so Berlin gegen den Prof. 
Walter zu Bonn. Köln, Du Mont-8chauherg. xii u. 31 8. 8. (geh. *f Ngr.) 

369. Wurm, Dr.C.F., Pmf., — Verfasaunga-Skisten der freieif und Hanse- 
städte Lübeck, Bremen und Hamburg. Hamburg, Meissner, Xfiu. 120 3. 
gr.8. (geh. 20 Ngr.) 

370. Zaekaria, KarlSalomo, — Vierzig Bücher vom Stowte. Umarbeitung 
des früher von demtetben Verfatver unter demtetben Titel herausgegebenen 
Werket. Her Rd. Heidelberg, C. F. Winter, vin u. 292 S. gr. 8. (IThtr. 

37t. Keilschrift fBr Civil- u. Criminalreeht in gleichmassiger Rfieksfeht auf Ge- 
schichte a. Anwendung des Rechts, auf Wissenschaft u. Gesetzgebung von 
Dr. C. F. Rotthirt, Geh. Hefr. u. Prof. nr Heidelberg, Ritter u. t. *>. 
4ler Bd. lstes Heft. Heidelberg, Groos. 128 S. gr.8. (geh. 20 Ngr.) 

172. Zeitschrift für Civilrecht u. Prosess. Heraasg. vou Dr. J. T. H. v. Linde, 
Geh. 8taat$r. «.s.v. zu Darmttadt, Dr. TA. 6. L. Ware zeit, Hefr.u.s.v. 
xu Leipzig, Dr.A. W.v. Schröter, Ober-App.~Ger.-tt. zu Rostock. 5ter 
Bd. 2teAufl. Giessen, Ferber. v. u. 448 8* gr. 8. (geh. 2 Thlr.) 

373. Zeitschrift für Rechtspflege u. Verwaltung, zunächst f. d. KÖnigr. Sachsen. 
Herausg. ron Dr. Th. Tauchnitz u. W. Th. Richter. Neue Folge. 2ter 
Bd. 6 Hefte. Leipslg, B. Tauchnltt jan. (3 Thlr.) 

374. Zeiler, G., Gerichttbeit. zi Nürtingen, — Daa Institut der Wörttemb. 
Oberamtsgerichtsbeisitzer m. Rücklicht a. d. berorstehenden Veränderungen 
in der Gesetzgebung practisch beleuchtet von u. s.w. Stuttgart, Autenrieth. 
22S.gr. 8. (geh. 3/ Ngr.) 

375. Zer necke, W. F., — Ueber Pressfreiheit u. Cenaur-Gesetse. Dealig, 
Gerhard. 18 S. gr. 8. (geh. 5 Ngr.) 

376. Zusammenstellung der Strafgesetze auswärtiger Staaten nach der Ordnung 
des reridirteu Entwurfs des Strafgesetzbuchs fOr die K. Preuss. Staaten. 
4r Tbl. Von den einzelnen Verbrechen und deren Strafen. Berlin, Dfimmler. 
28 1 Bog. gr. 8. (2 Thlr. 5 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S. 285. Nr. 345.] 
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Fortsetzungen: Barth , Vorlesungen üb. d. kctli. «u ncotest. Kirchen- 
recht. Tbl. 2. 240 & 8. (gek. 2 Thlr.) VgL Jahrb. 1841. 8. 1117. Nr. 251. — 
Bergius, Ergänzungen u. i. w. Lief. 2— 4. S. 117— 682. (geh. 1} Thlr.) Vgl. 
ebenda*. Nr. 252. — Ellendorf, D. Primat d. Rom. Päpste Bd.1. TM.2. 321 S. 
(geb. \\ Tblr.) Vgl. ebendaa, S. 574. Nr. 107. — Krg|ns. u. Er&ut. d. Preuss. 
Rechtsbücher. Sapplementband zu den Ergiaa. d. Allg. Landr. Abtb. 1. 924 S. 
( Z\ Tblr.) Vgl. ebend. S. 285. Nr. 38. — H*pp y Commentar üb. d. neue wurtt. 
81. G. B. Bd. 2. Abtb. 5. 6. Meuterei— Fälschungen S. 817—1232. (geb. lJTblr.) 
Vgl. ebenda». S. 480. Nr. 92. — Höpfner, BeUr. z. cirilger. Prax. Bd. 1. H. 2. 
S. 95 — 172. (geh. 15 Ngr.) Vgl. ebendas. Nr. 99. — Langt, Exaiuinatorium. 
U. 3. Obligationen. X u. 13€ & (geb.ll^Ngr.) Vgl. eWendss. S. 960. Nr.240. — 
Paul, Neuei Gemeinderecht. II. Die Arraeu Ordnung. 351 S. Hl. Dat Gewerbe- 
recht. 323 S. (Jedei lJTblr.) Vgl. ebendaa. S.286. Nu. 50. — RechtsUxikon 
redig. von J. Weist*. Bd. 3. Lief. 5. (Einrede— GruacbaCUtbeUong.) S. 769 — 
95G. Bd. 4. Lief. 1. (Erbschaft— Eigeiitbum.) 192 & (jede 20 Ngr.) Vgl. ebend. 
S. 072. — Richter, Supplement z. Repertor. *. GeaeUgeb. d. K. 8aobsen. 
Lief. 2. 3. (Einbinden— ZwiscbenurteL) > S. 129—34*. (geh. l\ Tblr.) VgL 
ebenda!. S. 960. Nr. 344. — Sammlung auserles. Dissertat. a. d. Geb. d. gem. 
Civilr. u. Civil pr. Bd. 4. Lief. 4. S. 385 — 503. ( geh. 15 Ngr.) Vgl. ebendai. S. 2S7. 
Nr. 56. — Schafft* *A, Theorie d. allg. That best d. Verbrechens u.a. w. H.2. 
[der Grundwissenscb. d. R ] S. 181—357. (geb. 20 Ngr.) Vgl. ebendaa. S. 671. 
Nr. 150. — Scholz d.Dr. y Merkw. Strafrecbtsfalle. Bd. 2. H. 2. S. 289— 576. 
(geb. 1 Thlr. 7| Ngr.) Vgl. ebendai. S. 575. Nr. 128. — Schopf, Darstell, d. 
Wirkungskr. d.Civilbeh. Tlil.l.Abth.2. 156 u. xi S. (25 Ngr.) Vgl. ebend. Nr. 129. 



Mit der Jahreszahl 1842. 

21. Altomyr, Dr., — Theorie der Verbrechen auf Grundsätze der Phreno- 

logie basirt von u.M. w. Leipzig, G. Wigaad. 64S.gr. 8. (geb. 10 Xgr.) 

22. Beitrage zu einer Geschichte der neuesten Reformen den osmanischen Rei- 
chet enthalt, den Haltischerif von Guelhane y den Ferman v. 21. Sov % 1839. 
und da* neueste Strafgesetzbuch. Türkisch n. Deutsch in Verbindung m. 
Ramis* Effendi, leeut. f herausg. von Dr. Petermann , Prof. Berlin, 
Ltiderits. lxiji u. 54 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) 

23. Borchardt, Revier - Förster , — Der Hotzdiebstaht in seinen Ursachen, 
Folgen und Umfang, nebst Mitteln nur Abhülfe, aus rein praktischer Er- 
fahrung dargest von u. s. w. Berlin, Mittler, i v. u. 131 S. gr. 8. (geb* 20 Ngr.) 

24. Briefe sweier Freunde über die in der Württemb. Abgeordncton-Karauier ge- 
stellte Motion des Hochwürdigsten Hrn. Bischofs von Rotteuburg: die Regie- 
rung an bitten, für die Aufrecbtbaltung der Autonomie der kathol. Kirche 
die geeigneten Massregeln zu Erhaltung des Kirchenfriedens treffen au 
wollen. Mit beigefügtem Abdrucke dieser Motion. Stuttgart, Metzler. 
62 S. gr. 8. (geh. 10 Ngr.) 

25» Cauonet etdecreta sacrosaneti oecumenici concilii Tridenlini tub Paulo FI f. 
Julio III, et Paulo IV. pontißcHmt mmx. Cum patrum subseripiionibus. 
Cum s. r. oonsHlorii cathol. per regn. Sax. approbationo. Ed. II. stereot. 
Leipzig, R. Tauchnits jun. 374 S. 8. (geb. 15 Ngr.) 

26. Central- Blatt der Abgaben-, Gewerbe- u. Haudels-Gesetzgebung u. Verwal- 

tung in d. K. Preuss. Staaten. 4tcr Jahrg. Redigirt unt, Verantwortlichkeit 
der Verlagshandl. Berlin, Jonae Verl. 52 Lief. 4. (* Thlr.) 

27. Central - Blatt f. preuss, Juristen, eineZeitsch. s. freimüth. Besprechung 4» 
Jurist. Interesseu Preusseus; redig. von Dr. K. H. F. Strass, sXreis- 
Jmstinr., Justiz- Comm. u,s.w. um Berlin. Berlin, Hirscnwald. 52 Nrn. 
4. (3 Thlr.) 

28. Codex Saxonkus* Cbronol. Sammlung d. gesummten praktisch -galt K. 
Sachs. Gesetze von den ältesten Zeiten, v. J. 1255. an bis z. Schlüsse des 
J. 1840.; m. e. alpbabeL-systamat. Repertoriuni von Dr. jur. Wilh. Mich. 
Schaff rath* 2ter Bd. enthalt.; die gesammt. Ges. v. 9. Mari 1818. an 
bis a. Schlüsse d. 4. 1840. Leipzig, P.RecIamJ«*. 1410 S, gr. 4. (Subacr.- 
Pr. 6} Thlr.) [ Bd. 1. ist noca nicht erschienen.] 
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25. Cmrpmsjmrii Rotnam antejuttmimni Faec. V. — A. o,d. T.: Codex Theoda- 
manut. Ad LIV. librorum manu tcriptermm et prior mm editißuum fidem, 
reeognovit et annoiatione critica inttmxit Gm st. Hmenel Lipt. Fase. IT., 
Praefatienem, efgnornm ejrpiiealiamewt, Hb. X/K. /. /. c ///.— XVI. t. 
XI. et geriet* cAroneJogicam eouetitutionum ejrJaben*. XJLVUI, u. 1373 — 
171« S. gr. 4. [Vgl« Jahrb. 1140. & 670. Nr. IM.] 

30. Daniele, Dr.A.v., j4pp.-Ger.-R., Ritter u. s. *\, — Handbuch d. f. d. K. 
Presse. Rfceinproviuzen vei*üadigten£esctze, Verordnungen u. Regier« nge- 
beschlösse aus d. Zeit der Fremdherrschaft. Herausg. von u. t. w. 7ter Bd. 
Köln a. Rh., Bachern, v u. 763 S. gr. 8. ( 3 Thlr. 10 Ngr.) [ Vgl. Jahrb. 
1841. S.480. Nr. 91.] . , 

31. Darlegung der im vorigen Jahrhuudert wegen Einführung der engl if eben 

Kirehenrerfassuug in Preussen gepflogenen Unterhandlungen. Urkundlich 
belegt mit Briefen von dem Hofprediger Jablonski, dem Preuss. Residantea 
xu London Oberhofmarsch. v. Priutzen, dem Ersbischof v. York, dem Staatt- 
secretair SC John (Bolingbroke), Leibuits u. A. Leipzig, O. Wigand. iv 
u. 116 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) 

32. Davide Dr. Chrittian Geo, Sat/t. y Prof. 4. Staatebkonomie im Kopen- 
hagen, — Ueber die neueren Venuehe zur Verbeuerung der Gefängnisse 
u. Strafanstalten. Mit e. Vorwort von Dr. N. Falck, Etatsr., o. Prof. d. iL 
m. s. w. Kiel, UniverviUtsbuchh. LH u. 103 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) 

33. Der neue Pitaval. Eine Sammlung der interessantesten Criminalgeschichteu 
aller Länder aus alterer u. neuerer Zeit. Herausg. v. Crimiaaldir. Dr. J. K. 
ilitxig u. Drz W. Häring (W. Alexis.) Ister Tbl. Leipzig, Brock- 
haus, xxii u. 381 S. 8. (geh. 1 Thlr. 24 Ngr.) 

34. Der Stadt Hamburg Gericbls-Ordneng u. Statuta. Herausg. auf Veranlas- 

sung des Vereins f. Hamburg. Geschichte. Hamburg, Pertaes-Beeser und 
Maucke, LXiv u. 592 S. gr. 4. (4f Thlr.) 

33. Die Landgemeinde- Ordnung für die Pror. WeRpbalen v. 31. Okt. 1841., in 
ihrem organischen Zusammenhange mit der. früheren Getneindcverfassung 
und der gesamatten Preuss. Gesetzgebung. Ein Handbuch t Justiz- u« Vor«* 
wallunga- Beamte, insbes. aber f. alle i. Gemeindeverwaltung Berufene. 
Rreelau, Aderholz, iv u. 228 S. gr. 8. (geh. 23 Ngr.) 

36. Do Hiner, D. Thom^ wirkt. Hofr^ emerit. Prof. *.*,•?.« — Handbuch des 
in Oesterreich gelteadeu Eherechts von u. s. w. 2ter Bd. 2te venu. u. verb. 
AuA. — A. u. d.T.: Ausführliche Erläuterung des zweiten Hauptstuckes 
des allgem. bürg. Gesetzbuches von §. 78—92. 2r Bd. taipzig, O. VVigand. 
X u. 276 S. gr. 8. (geb. 11 Thlr.) [Bd. 1. 2te Aul. Wien, 1835. 2 Thlr.] 

27. Flach, Christoph, Aers^Nass. Oberapp. Ger.-R., — Entscheidungen des 
herzogt. Nassauischen Oberappellationsgerichts au Wiesbaden über wich- 
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g&nzenden Bestimmungen, unt. besond. tfinweisong auf den gcwerbl. Ver- 
kehr in den Staaten d. deot. Zollvereins. Berlin , Heymann, x a. 132 S. 
gr. 8. (geh. l±Thlr.) 
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45. Lange, C. F. W., — Examinatori um Ob. d. ältere u. heutige Rom. Recht. 
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Römern, s.w. Halle, Heynemann. Xu. 109 S. 8. (geh. 10 Ngr.) [Vgl. 
oben S. 190.] 
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Anton, xiv u. 252 S. gr. 8. (geb. 11 Thlr.) 

47. Müller, Dr. Andr., Domkapit. zu Würzburg, — Lexikon des Kirchen- 
rechts u. der rom.-kathol. Liturgie. In Beziehung a. Ersteres m. steter Rucks, 
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A — C. Neue umgearb.. sehr verm. Aufl. Würz bürg, Etbinger. 836 S. 
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50. Ritgen, Ferd. Aug. Max. Fr. v., Ritter, Geh. Med.-R.u.t.w., — Das 
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(Hierbei InteUigcnxblatt Nr. %) 
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zu den 

kritischen Jahrbüchern für deutsche 

Rechtswissenschaft 1 842. 

Die losertioaagebüBren betragen für die dercklaufende PelitxeUe oder 

IjNgT. 



3n mciiwra fßtdaqt ift forten **U#£afri<J erfreuen imb biitd> 



8 e l> * fr tt d> 

fatftottfäett imb evangelif^ett 

mit 

befonbtret SRurtftd^t <uif bartftye 3«ftänfre 

von 

J»r. Semilfo* £ubt»ift SIbfcte*, 

gr. 8. brof*. 50j Sog. greift 3 3%. 
tftptfg, bni 10. 2Mtj 1842. 

Beruh. Tauchnit% fim* 

3m JBcrbge txm ©♦ 9» gfterfpl) in Steifen iff foeben etftieneti: 

®ie Sauböcmeitrte:iOrfctttitta 
für bie ^p*0t)ini 3Beftp$aten 

mw 31. ©ctobe* 1841, 

m tyrem organtfd)en 3ufatmne tt^ange mit ber frohem Semefobe* 

Serfafftmg unb ber gefamwten ^preupifd)en ©efefcgebwtg, 

€4« $aabfc*cf> f*r 3*£i§* »ttb fBtttpaltttttgttJBtaarte, te*l»fro« 
bort a*er fit dit »nt eemetnte*Bet»*itittt* »mtfare* 

©t.Ä. ge$. 15 Sog. $r. 20 ®r. 




*t*lflfclty%Alett, fonfoto H »fr* au« bie ftföwrotel aue betfelbe» 
«OTfr i m omai/ wxtyc Otganifatioit frfne •fweCHben mit $wxQtn fltobffl* 
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tattonen binnen fet* hixut idt erbatten werten- Ob tynlMbei 3trtmffe ma*t 
bin ©efe*. allen abtriften $ren*tf#e« S>ro*in*en »i*tia. unb icfcer 
®eittfcft)e, bet in einer freien aÄunutpalsCerfaffung ben fld^erften Gd)frm 
aaltet polttifaer gretyeft unb ©rofe finbet, wirb m<bt »etfeblen, oon ber ge* 
bauten ©emefnbe>JDrbnung äenntnif $u nehmen. 

In meinem Verlage erschien und iit durch jede solide Buchhandlung su 
beziehn: 

Jfe«*e, C. 4 M Die cautio damnl infectl, 

nach römischen Principien und in ihrer heutigen An- 
wendung nnd Anwendbarkeit dargestellt. Zweite nach 
dem von der Juristenfacnltät zn Jena mit dem Preis 
gekrönten Original übersetzte nnd vermehrte Auflage« 
gr. 8. Velinp. brosch. 1 Thlr. 

Die vorstehende Schrift bringt eine wenig beachtete, fait vergessene, aber 
wichtige, und keineswegs leichte Materie des Civilrechts znr Sprache, and 
unterscheidet eich von der dnreh die Jenaische Juristenfacnltät sehr günstig 
beurtbeilten tsten Ausgabe nicht nur durch grossere Ausführlichkeit, sondern 
auch dadurch, dass auf die heutige Anwendung der genannten Caution Röck- 
sicht genommen worden ist. Die in den Compendien bisher aufgesteUten Sätse 
sind meist ungenügend nnd ungegrjindet; dies sucht der Verf. durch sorgfaltige 
Interpretation der betreffenden feesetze und durch historische Entwickeln ng 
jeder einzelnen Lehre darzuthnn. Die heutige Anwendbarkeit dieser Caution 
aber wird durch Hinzufügung von vier, die cautio damni infecti betreffenden 
RechtsfaUen mit den diesfalMgei) Entscheidungen bestätigt qnd erläutert; da- 
her das Werkchen eben so wichtig für den praktischen Rechtsfreund, als in- 
teressant für den Theoretiker ist. 

• Leipzig, den II. Man 1842. 

Aug. Tauberfs Buchhandlung. 

SSon? 

IUd)t*U*tfan für 2utx*Un atltv 
teut*c\)tn Staaten, 

entfyiltenb bte 

gefammte %lcd}t$toiHcnfäaft. 

JBearbdtet t>on ben betü&mtejlen Surijlen unb rebigfet t>om 
$wf, u. Dr. % meiste, 
babe iä) ein gtoeitt* Abonnement eröffnet. SBon brei ju brei Söodjcn 
erftyefnt eine Lieferung t>on 12 Sogen in Umfdjlaa brcfd)trt fuc 20 9?gr. 
= i Sff. <5.=3R. 5 8ieferuna.en bitbm i S3anb, unb 7—8 »dnbe ba* 
«•»§*• jOtto äBigattb in SeipjiS- 

8ef 3« £>♦ £au erlaubet» in ftranffurt <*♦ 9R» ift foeben er* 
fötenen unb butä> äffe ©uä^anblungeri ju begeben: 

Gnttoidelun$ bt* internationalen y$ti*atte4>t*, 
Mtt Br. £& ®<baeffner. jji\8* ©*•)♦ 3ttfcl>*L 
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Sa *€ria%t mb «. &dn*tiwtt*tt in 6«uttg«rt ift rrf<|<cnen tmfc 

2>aft 

nmrttemtofgifdje |)oüjetrecf)t * 

Dr. ©«#*» Stolle*. 

3mtitt mit Stötfpc&t auf bte neue ©trafcSefefcgebung winterte 
unb bermebrte Auflage, gl. 3. 12. 

Bei <£♦ S>4*1|* in Celle Ift erföfenen: 

4P*fe»ftotf, 3S& &♦, £)bfer*attonen aber ©egenftönbe be* ©* 
wl* unb 9>rotefre*te$. 3fo* beffen »orträgen bearbeitet t>on 
». 6*mibt. lj£&(r. 

vSpaMgfttbetg, <&, 2>a* £)beratn>eUat{on*aeri4t ju 6eHe, fut 
ba3 Äinigrei* £anno»er na* feiner SSerfaffung, äuftänbigfeit 
unb na* bei betreiben @tatt ftnbenben @ef*Äf«gange unb f)ro- 
cefverfafcren bargefleUt 2X1flr. 12g®r. 

Gaul, ©♦ 9>«, SSon bem Jfmte ber gftrfprecfcet bor ©friert, . 
nebft einem Entwürfe einer Zbbocaten* unb $ar*£)rbnung* 

i STt)ln 4g®r. 

1ht*C€%tOtbnuuff fut bte Untermengte be* Ä&nigtei** #an* 
nm>cr. 9lebf[ ©portelfare mit erWutemben Änmerfungen unb 
ben emf$(agenben 9tinif}eriaU8tefat>ten. 1 Sfrlr, 

$agatt<iiiit, ir. 2$eofr„ ©runbjöge ber 9teferirfunft in 
SRe$t$fac&en. 16g@r. 

Soeben t# tri mit erfttenen: 

3nt*d)rtft 

- fftr 

%lc<t>t*pfLew ttnb s lV*ttmltuttf| 

gundcfyfl 

für ba$ ÄöHtgretc^ ©acfcfcm 

9tette $010* 

3t*eitett JBanbcS 3*ette« fceft 

$rei«: 15 9?a.r. (12 g©c.) 

3n}a(t: ^>iflorifd)e unb erfgetijdKfBemertungen über bie XVI. bcrGtyurfürfH. 
&4Pf#rn 2kctftocen o. 3. 1746. Ob unb roie lange man, wenn ein Äcufouf ge; 
W, x&nitirtn finnc? £om $rn. Dr. <5ottfd>alf, »teepräftbent be« DberaypiU 
krto«*gerf*M, bittet k. — Die Cognition be* Unterricnter« über Äppcnationcn 
W» trtenntntffe, na* Ä. ©. 9te$te. JBom $errn 3u(litiat Weifet in Cber* 
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ufffcntyal. — Ueber bie SBirfung einet Gkflanbniffrl, »el*rt in einer ttaterfu* 
d)ttng6fa'd>e abgefegt Worten i|t, in Bejug auf bürgerliche SRed)Mfrretttgfetten. Born 
$errn JDberappettation#rat& SRebrboff *♦ $>ol&erbera* — Ueber bie Bebeu* 
tung be*3eitworte«: „t>erbeuten." Com $m, IDberappcUationiraty jReferfcoff 
*• i^plberbeta* — Beantwortung bec grage: »et ift befugt, dotem profectitiam 
nadj anutttrter (Jijje oon bem gewefenen ©bemanne fturuttjuforbern? — Born $rn. 
Dberappeflationiratb 9iebrb»fF *♦ ^olberberg« — Seitrag jur fcefcre oon 
ber condictio indebiti. Gin ated)ttfaK, mttget&eitt vom $rn. Xb&otat steinten 
Ijer, in 9teu|tabt a. O. — Ueber bte SRed)t*reget: Instrumentam, quod quis pro 
■e allegat, etiam contra i« admittere debet. Com <(>rn. Xboofat SltfctP« SRfiUfl? 
in fceip jig. — 3fr bcrjenige, wetzet ein mit einem )>apierb*nbe öerfolofle ne* tyaU 
fet mit CTaffenamneifungen aulgiebt, serbunben, ben barauf bemerften 3n$alt ge* 
gen ben (Empfänger*« »ertreten? CKn atedjWfafl, mitgeteilt 9om$rn. Dr.S&or* 
aettflertt in £eip§ig. — Gin Beitrag juc Sefcre t>on ber ^rdctufton ber ©täubiger 
im öoncurfe. Born £rn. Dr. ßetobenrtidfr, Beif. b. 3ur. Jac. s« fceipjig, ger* 
ner: ©e$$e$n »tätige |>raiubt$ien u. Xu*$ügc au< Berorbnungen. 

Beruh, Tauchnitz jun. m Leipzig. 

3m Berlage oon Sernl)» 2aurl)tti$ jun. in Seipgig ift erfreuen 
unb in aUen Buctyanblungen yreufent wrrätytg: 

3)tc aUgemcinc 

für Die 
Jtpnifttid» 3tatt$if$ttt ®ia«iett 

mit ben erl&utett&en, etgänjenben ober abAnbernben fjfjtfer 

jebem S)arap&en in djronolo^fdjet Örbnung unb graten* 

t^citö roirtlid) abgebrodten neuem ©efegen, 

SSerotbnnngm unb $efcripte«. 

*ebfr 

25 Formularen, eine burc&gefu^rte DepofltaUSlec^nung barffrUenb 

unb 2)epojttak®ebübtens unb äinfens&erecbnungen. 

herausgegeben oon 

©. «*!«*, 

$4ofUa1«£affm«$«d)$aUa: bei tan Äönigt. &bafaiu*<«0frf4te ju 0tatuttarg. 

Wxt einem aty^abetifdjen ©a^regtjler. 
ix. 8. brotb. ic^. 12 $r. 

©iefrt für alle 3uftU*Beamten unb anbere ©if<Wft#männet »u&erläflfg ft&t 
roiUrommne SBerf empfleolt fid> na<b bem äeugniffe eine« $o*gefuttten Gtaatt: 
bramtcn neben ber grofen Bo&ftönbigfeit nod> befonber* baburd), baf 1) ber Ztxt 
bei ©efefce* überall bcn Grgänpmgcn ooranfre&t, wobunfc ba< läfttge $in* unb 
$erfd)lagen&ermtebenn>irb; 2) bie Ergänzungen cfconologifö hinter ftbem 3>ara* 
grapsen folgen; 3) eine burägeftyrrt ®epofttafe8te<)nung beigegeben tft, meldte 
befonberi unterria)tenb fein bürfte unb 4) am €Wuffe ein fe&r «utßtyrltyel ©ad>r 
unb 9tefcriptens9tegifler ftd) »orjinber. 
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I. Becensionen. 

Die materiellen Interessen. Eine kritische Beleuchtung der poli- 
tischen Oekonomie in ihrer gegenwärtigen Gestaltung als Wissen« 
schall von JPr» Iirnftsrnrie» Kiel, 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn Professor J*r. Bttchetoen zu Jena. 

Wer den vorstehenden Titel der kleinen, aber anregenden 
Schrift, die wir mit diesen Zeilen anzuzeigen und int Ganzen zu 
wirdigen beabsichtigen, nur oberflächlich ansiebt, möchte leicht der 
Meinung seyn, dieselbe gehöre nicht in deo Kreis der Rechtswissen- 
schaft. Wer aber ihren Gegenstand und ihren Gedankengang naber 
erwägt, kann solcher Ansicht nicht seyn» Sie beschäftigt sieh nicht 
mit dem erfahrungsmässigen und technischen Inhalte der National- 
ökonomie, sondern mit der begriSsmässigen Begründung dieser Wis- 
senschaft. Sie fällt damit nnter die Herrschaft und in das Gebiet 
der Rechtsphilosophie, von deren Gesichtspnncte ans wir sie hier in 
Betracht ziehen; sie rückt dem Staats- und Rechtsphilosophen, was 
nns sehr erwünscht ist, das allgemeine Wesen und die specolative 
Begründung der Staats- und Volkswirtbschaft näher nnter die Augen. 
Sie giefet einen Beitrag zu lieferer Auffassong und Würdigung des 
Eigenthnmsrechts im Allgemeinen. Das erscheint uns aber beson- 
ders winsehenswerth in der jetzigen Zeit, die von Vielen eine mate- 
rielle, eine zu sehr mit materiellen Interessen beschäftigte genannt 
wird; denn die allgemeine Rechtslehre als practische Philosophie 
darf am allerwenigsten unpractisch seyn. Dass aber die vorliegende 
Schrift, von einem jungen Gelehrten verfasst, der im Fache der 
SuaUwissenscbaft als Lehrer an einer deutschen Universität aufzu- 
treten gedenkt, keine materialistische Richtung hat, wird die Cha» 
rakteristik ihres Inhaltes zeigen. 

Der Verf. legt philosophisches Bedürfnis* und philosophisches 
Talent an den Tag. Er will der Gestaltung der politischen Oekonomie 
Krit. Jaarb. U n. R.W. Jaai* VI. H. 1IL 13 
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als Wissenschaft förderlich seyn, indem er den Abschnitt der öko- 
nomischen Lehrbücher, der von den Grundbegriffen und Principien 
bandelt, einer kritischen Untersuchung unterwirft* Die Volkswirth* 
schaftslebre von Rau, und die staaUwirthschaft liehen Untersuchungen 
von Hermann, als die bedeutendsten Leistungen der gegenwartigen 
Wirthschaftslehre, sind in dieser Hinsicht besonders beachtet. Die 
politische Oeaaaemic von List war damals noch nicht an's Liebt 
getreten. Er glaubt bei jeaea berühmten Schriftstellern in dar Dar- 
stellung Grundfehler zu finden , die et aW Folgen, dar Jrisher herr- 
sehend gewesenen abslracten Philosophie ansieht» Welchen nach- 
theiligen Einfluss dies aber sowohl auf die Methode und das System 
überhaupt, als auch in der Erklärung einzelner Grundbegriffe, z. B. 
Productivität, Capital, geäussert habe, ist von dem Verf. hervorge- 
hoben, aber mitunter mehr nur angedeutet, als genauer entwickelt 
und ausgeführt« Mehr im Einzelnen ist nachgewiesen, wie Her- 
an an dm*h Begriffsverwecbsefung dabin gekommen sey, den Eigen- 
■ata und den Gemeinsinn als wirtschaftliche Prinzipien aufzustellen« 
Sias Anaschtieseende, was im Begriff des Eigentumes liege, sey ver- 
wechselt and vereinerleit mit den» Eigennutz. Das Institut des Pri- 
vateigentlunM, des gesonderten Vermögens sey verwechselt mit dem 
selbstsüchtigen Gebrauebe des Vermögens. Der Gegensatz zwischen 
Eigennutz und Gemeinsinn sey aber ein ganz andrer als der Gegen- 
satz zwischen Individuum ad GesammtheiU Dem gesonderten Vor* 
mOgea, dem Eigeathum stehe die Gütergemeinschaft gegenttber, 
durch welche aber, wenn sie im Grossen durchgeführt werde, die 
Bcscbtftignug mit dem Vermögen weit mehr einen materiellen Cha- 
rakter annehme. 

Das Eige a thu m wird als eine Offenbarung der schaffenden und 
g— t a rn ende n ThOUgkeit den persönlichen Lebens erkannt; das Ver- 
hältnis« des Geistes zur Materie, worauf das Vermögen sieb grOadet, 
nicht am feindliehe Bewältigung, sondern als eine Offenbarung des 
Geistes; das eigentliche Wesen des menschlichen Geistes, welches 
der Manakhfaltigfceitseiaer Lcfronsansse rnn g ca Einheit und Weibe 
verleibt, ab die sktliebe fersOntiebkett, und diese nicht als eine 
leere nhd Mos formelle, sondern als die wehre, lebensvolle. Wir 
bedauern, dase der Verf. diesen Grundgedanken, den wir als den 
rechten geistigen MUftelpnaet seiner Begründung ansehen, nicht wei- 
ter durchgeführt, sondern nur kurz berthrt hat Wir hatten hier 
gerne eine geneeere Eatwiekelvug des Verhältnisses der sittlichen 
Per+enJiebkeit zur Natur gesehen, wie es die Aufgabe des Menseben 
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wM die Nato» zn eftUsirea, and wie das wahrhaft ethische Verbat* 
Im znr Kater sowohl cäae aaateriatistische Uenersehltzaag als eia* 
Geriagsahitxeng dar Natar aaseeldiessea bwi Sehr 
wtra es gewesen, wean der Verl hierbei die verwandten 
lad za n M mu n tt astaanncndea Unteimhaitgen der Reentaehilesophea 
jettiger Zek velstiadig io Betracht gezogen hüte. Mas lese z. B. 
den S tM n ss im H. Ritter's Darstellung iber die Priaciniea der Rechts-» 
eh iloso n b ie, we die Schwäche, an welcher die Sittenlehre lange ge- 
kfiakelt habe, dentikb aad bestimmt hervorgehoben wird, aiaritcb 
„dass aaa das Sittliche ohne alle Bemehnag zn dea losaern Gitera 
aa&assen wollte, aas weaa es allein iai Iaaera der Seele liege, wo- 
cnreh amm deaa freilich ia eaaea W iders a ra ch arit der Annahme ge- 
riet!, dass die Sittenlehre eia Theil der praktischen Philesophie 
sey; denn eia Daadela laut sich aar ia Boz ic baag aaf die nassere 
Natar denken« Aach nen dieser Sehwiche nraaste die Rechtsphilo- 
sophie krankhaft berthrt werden, da das Recht wesentlich auf das 
Baadcla ia der anseern Natar aad auf die aussein Gttter sieb 
bezieht." 

Der Verf. zeigt genaaer, waa laan bisher unter dem Materiellen 
ia der NatieaudOhenene verslanden hat« Ia dieser Hinsicht ver- 
gleicht er aach die Deakangsart der Griechen in Abertheme mit der 
aeaestea VorsteHengsweise, wie letztere sich z. B. in einer Rede 
heady thaa , mit weicher M. Chevalier rar kurzem seine Vorfeaan- 
gea aai CtlUge de France eröffnet bat. Beide diese Grnndansioih» 
tea werden bekämpft, weil sie das wahre ethische Wesen des Eigea- 
thaas nicht erJasst haben. 

Der Verl weist ferner darauf bin f wie die abstracle Philoso- 
phie m der sabjektiven Richtung, welche sie einschlug, den Eia* 
zeiaea seiaer Bestiaunena; nach ab absolut isolirt betrachtet habe. 
Zwar habe aaa da* Unbefriedigende dieser Betracbtangsweise in der 
Oekoaeeue bereits gefilMt, aber sich nicht anders za helfen gewnsst 
ab dadareb, dass die Theorie die einzelaea Persönlichkeiten sieb 
gegeaseilig beschranken liess mad eben in dieser Renchrlnknng das 
Gesaanathtben erbKckea wollte. Hiernach besteht das Gesammtieben 
ia nichts Anderen» ab ta einer traarigen Negation, und von der an« 
darea Seile wird das individuelle Leben io Gunsten eiaes selchen 
beMea Phantoms Ha Princtp willkürlich beschrankt Sftmmtliehe Ein- 
atme in dieser ihrer Besehranhang nnd leeren Goezistenz nennt ama 
Vsft, aad spricht in diesem Siaae von eiaerVelkswirthechafL Allein 
« «ersebeidet sieb anf diese Weise das Veft vom Einzelne«, and 
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ebenso das National- vom PrivatvermOgen nicht weiter and nicht 
anders als das Viele von dem Einzelnen« Der Staat hat nach dieser 
Ansicht, wenn sie consequent festgehalten wird, keinen andern Zweck 
als die Folgen des Gesamrotlebeas möglichst aufzuheben, and den 
Einzelnen durch polizeilichen nnd rechtlichen Schatz in seiner iso- 
lirten Existenz zu schirmen and zn sichern. Die Gesammtheit ist 
somit auf atomistische Weise in der Wirthscbaftslehre eine blos 
numerische, und die Volkswirtschaft, was besonders vom Verf. her- 
vorgehoben wird, nicht wesentlich unterschieden von der Privatwirt- 
schaft. Das Nationalvermögen wird danach nur als die Addition, 
als die Summe aller Privatvermögen betrachtet Solche atomistische, 
aber noch fortwahrend gangbare Ansicht wird vom Verf. in ihrem 
innern Grunde wie in ihrer Anwendung bestritten. Insbesondre wird 
dies auf das Bestenernngsrecht bezogen, indem der Verf. hervorhebt, 
wie namentlich bei der Besteuerung sehr gewöhnlich nur vom Privat« 
vermögen die Rede sey, von einer Abgabe des Einzelnen für den 
polizeilichen Schutz des Staats, wahrend doch das Stenerwesen- ganz 
anders basirt und beurtheilt werden müsse. 

Der Verf. verweist bei diesem Puncte, wie bei mehreren an- 
deren, auf Stahl's Rechtsphilosophie nach geschichtlicher Ansicht 
als die in ihren Grundbegriffen richtige und befriedigende, nnd wünscht 
vor allem das Studium und die Berücksichtigung derselben unter den 
NationalOkonomen zu befördern. Wir können dieses hier nur oben- 
hin referiren, da eine genügende Erklärung von unsrer Seite über 
Stahl als Rechtsphilosopben in die dieser Anzeige angemessenen 
Gränzen sich nicht zu fugen und zu beschränken vermochte. Wir 
wollen uns hier nur dahin erklären, dass die Resultate des Vcrfs., 
denen wir ihrem Kern und Wesen nach gerne beipflichten, auch auf 
anderen Wegen der Philosophie und des Philosophirens, als dem von 
Stahl eingeschlagenen, sich finden lassen, nnd beklagen, dass der 
Verf. für sein Thema und seinen Gedankengang, wenigstens so weit 
es ans seiner Schrift erhellet, nicht auch andere Darstellungen der 
Moral- und Rechtsphilosophie der Jetztzeit berücksichtigt bat. Frei- 
lich Schleiermacher's Ethik finden wir bei einem Puncte vom 
Verf. zu Rathe gezogen, jedoch nur in historischer Hinsicht, näm- 
lich in Bezug auf die antike Grandansicht über Eigentaum and 
Oekonomie. Aber dieselbe enthalt noch andere und wiebtigere Ele- 
mente, die Ar die vom Verf. erstrebten Resultate eine Basis hätten 
darbieten können. Wir mochten ferner hier auf das Kapitel, welches 
in H, Ritter'« DarsteUnng der Principien der Rechtsphilosophie von 
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dem fiiesscudeu, relativen Gegensatze zwischen Gemeingut und Eigen- 
ÜiBBi handelt, unsera Verf. aufmerksam machen und fragen, ob darin 
dieses GmndverhäJtaiss nicht tiefer erfasst und schärfer ist entwickelt 
werden, als von Stahl, wo er davon spricht, wie der Einzelne nach 
seinem Aatbeile am GesammtvermOgen, nach der für ihn gegebeneu 
Erwerb- und GenussmOglichkeit, besteuert werden mfisse. Wir 
tarnen Stahl's „Ausspruche über National- nnd Staats- Vermögen " 
nicht mit unserem Verf. ftr etwas so hOcbst Ansgeieichnetes halten, 
obwabl wir os an seinem bekannten Werke Ober die Rechtsphiloso- 
phie allerdings sehr rfhmenswerth finden, dass es sich auf die ethisch- 
politische Begründung der Nationalökonomie eingelassen hat, nnd 
mit unserm Verf. uns freuen wurden, wenn die Lehrer der National- 
ökonomie sich bedeutend mehr ab bisher in das Stadium der Rechts- 
philosophie und ihrer Fortschritte vertiefen mochten. Wenn unser 
Verf. deshalb sich ab einen Anhauger von Stahl bekennt, weil die- 
ser eine philosophische Grundansicht hege, nach welcher die Wahr- 
heit des Seyns sich wesentlich von der Notwendigkeit des Denkens 
unterscheidet, so bemerken wir hier nur dazu, dass Seyn freilich 
eUras andres bt ab Denken, Philosophie etwas andres als Leben, 
dats es aber gerade auf die Vereinigung beider, auf den Vermitte- 
loagsproeess ankommt 

Wir raunten dem Verf. willig ein, dass zum Theil nnbewusste 
Cetsequenzea des abstractea Rationalismus auf dem Gebiete der 
naüoialokonofliischen Theorie noch ihr Unwesen treiben, und dass 
iie Systematik in diesem Bereiche des Wissens in mancher Bezie- 
hung wie ein unfruchtbarer, daher nicht selten verwirrender For- 
■ahsmus sich darstellt. Der Verf. ist von dem Glauben, die Em- 
pirie aus dem Denken als solchem finden zu können, weit entfernt; 
aber es kommt ihm auf die Art und Weise an, wie wir die Erfah- 
raag uad das Leben auffassen, auf die wissenschaftliche Methode 
der Lehre, und wie wir Oberhaupt die Masse der einzelnen Erfah- 
rungen begeutigen. Gewiss ist es, dass man in dieser Doctrio, die 
■an meistens viel zn entfernt von der Rechtsphilosophie gehalten 
hat, vorläufig mehr über den Mangel an tieferer Begründung und 
folgeweise Ober die Methode, als Ober den Mangel an Erfahrungen 
*a klagen hat. Unzweifelhaft daher auch, dass hier in manchen 
Sagbaren Definitionen und Distinctionen viel Unbefriedigendes und 
ttNig Unwissenschaftliches au rügen ist, und wenn der Verf. diesem 
tiesel abzuhelfen, wie bei den immer neuen und wechselnden Beobach- 
tagen Überhaupt die Nationalökonomie zum Bewusstseyn des wahr- 
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haft wissenschaftlichen Standpanctes aefearufen bemüh* ist, so wün- 
schen wir vea Herzen in diese« Sireben ihm Glflek und reichen 
Erfolg« 

Zn den sterilen Definitionen nnd Diatinctionen rechnen wir aaeh 
die von der Prodaetivitit, von den produktiven nnd nneredeetiveo 
Classea der Arbeit nnd Arbeiter, wie sie buher «o oft gegeben 
worden sind. Wir stimmen nnserm Verf. darin bei» Der Handel 
.inabesondre pflegt dabei an kurz zn kommen. Dagegen bat nun ab- 
gekehrt die Urprodnetion bei anserm Verf. offenbar dieaes selbige 
Schicksal, wenn er die Wirtbsebaft deüairt ab „die Versergnag mit 
Vermügensgegeasttnden aaf dem Wege der Gegenleistung oder Eat- 
geltung." Der Weg der Gegenleistsmg oder Entgeltnng ist uastret- 
tig Verkehr aäd Handel, in Reehie die Sphire des ObKgatioota- 
reehts. Um an einer richtigen fiegriffsbestimninttg zn geiaagee, 
machten wir den eignen Nutzen an die Staue des von dem Verf. als 
Prineip der Wirtbsebaft mit Recht bekämpfte« Eigenantaes setzen. 
Denn die Lehre vom der Wirtbsebaft erfasat das Eigeatbam aas dem 
Gesichtspaacte der eweekgemisaen Nutzanwendung, .das Vermögen 
ak labegriff von Rraechlichkeiten. Die Verfolgung nnd Eutwieke- 
Inng dieses Grundbegriffe« würde jadoeb hier uns an weit ftlbren; 
wir haben ihn nur beiläufig andeuten wollen. 

Zam Schiasse der eigentlichen Abhandlung* auf welche meh- 
rere kleine Excurse folgen, deren Inkalt bereits in dem Vorstehen- 
den von ans ist berührt werden, hat der Verf. eine knrae Betrach- 
tung über den Einflass der wurthsehaftüclien Besebäftigaag aaf die 
politische Gesinnung angestellt, oder vielmehr darüber, wie anf die- 
sem Gebiete der Materialismus, ein einseitiges Auftreten and Vor- 
herrsehen der materiellen Interessen, dem Staatswesen nicht minder 
gefährlich wird, als der Kampf der abstraetea Rechtsphilosophie 
gegea das positive Staatsrecht, den Stahl nnd Andere mit revolu- 
tionärem Treiben schlechthin identificiren mochten. 

Es scheint uns unbestreitbar, dass bisher die Meisten bei dar 
Beschäftigung mit der Rechtsphilosophie sich gar au wenig um die 
Theorie der Nationalökonomie bekümmert habea, die Natioaalfiko- 
nomeu noch weniger um die Rechtsphilosophie. Das wird in Zukunft 
anders werden müssen. Die vorliegende Schrift ist ein Schritt in 
dieser Richtung, ihre Tendenz daher unseres Erachteas sehr lobens- 
werth. Darin liegt aber auch der Grund, weshalb .wir um die Auf- 
nahme gegenwärtiger aaeerer Bemerkaagea in diese Jahrbücher 
gebetea haben. 
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Gruftdsätze des gemeinen und pirussischen Pfandrechts. Von 
€. K. W. ScbnuMt^ Oberiandesgeriehtsnssessor. Breslau , 1 840. 

RecMsirt 

Herrn fUgleruams- «. Cotsssioriairatl] Jto» 4im4a«*U nu Densaa. 
Es winl ViefeB, von mmi freilich die wenigsten diese Jahr« 

MCUer MWI) C1UC CBettSO grosse als Unangenehme UenOlTaSCBUng 

sem, tob dem VciT. , dein Mitghede eines preussiscnen ubergcricnts, 
das Bekenntnis*, ja die Klage ausgesprochen zu sehen, 4ass das 
»rassische Privatrecht, also das, welches unter den Prodaclen der 
ueuern Cedifieatieu dieser Art unbedenklich mit dem grttssten Auf- 
waade tob Mitteln aller Art zn Stande gekommen, je langer je mehr 
Üe Richter der Wissenschaft entfremdet, nnd den juristischen Scharf» 
sinn geschwächt habe. (S. V. der Vorr.) Dass einem Stande, wel- 
cher so viel Intelligenz nnd Bildung in sich vereinigt, wie der der 
preustiseheu Richter nnd Justizbeamten, dies sowenig verborgen 
bleiben, als im Gefühl seiner Würde erträglich werden konnte, ist 
eine Notbwendigkeit, welche in der Gediegenheit und Tüchtigkeit 
des deutschen Gharacters ihren ewigen Grand finden wird« Er fihlte, 
er ward sieh bewnsst, was ihm, was seinem Rechte fehlte; der Verf. 
spricht es ans in den Worten (S. IV. der Vorr.), dass, nachdem 
man sich ib erzeugt, dass die ans den Gesetzbüchern abgeschriebenen 
Paragraphen und Dednctionen nimmermehr auch nur den Schein der 
WisseusebaftKehkeit erlangen könnten, welche die auf römisches 
Recht gebauten Beweisführungen wirklich in sich tragen, die Grund- 
sätze des genseinen, besonders des römischen Rechts in den preussU 
»cheu Juristen zu einem neuen Leben erwacht sind , und mit den 
Dogmen der einheimischen Gesetzgebung in Kampf liegen. Das 
Wesen dieses Kampfes fasst der Verf. so auf, dass es sich freilich 
akht um unbedingte Reception des R.Rs. streite, sondern nur darum, 
n»t der Geisteskraft der römischen Juristen die unsrige zu messen, 
nrit ihrer Kunst im Denken nnd Schliessen die unsrige zu vergleichen, 
»ad gegen ihren strengen und gemessenen Vortrag den unsrigen zu 
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halten. — Wann es, selbst bei dem eifrigsten Streben in diesem 
Sinne, gelingen wird, die Hasse des prenssischen Rechts so zu be- 
reiten, dass sie wahrhaft wissenschaftlicher Behandlung fähig wird, 
das möge dahinstehen; leider lässt sich der Zweifel nicht ganz un- 
terdrücken, ob das Uebel, welches durch die seit Einführung des 
Landrechts eingetretene gänzliche Abtrennung von der wissenschaft- 
lichen Bearbeitung des gemeinen Rechts, nnd wodurch nach 
Savigny's Zeugniss (Vorr. zum System des heut. rüm. Rs. S.XXDC) 
die preussische Praxis eins der wichtigsten Bildungsmittel entbehrt, 
die lebendige Berührung mit den juristischen Quellen früherer Zeiten 
und anderer Lander, überhaupt ganz zu kuriren sei* Es fehlt mit 
a. W. an dem Mittel, das vorhandene Recht aus seiner Geschichte 
zu erkennen, zu erklären und darzustellen, und zwar mit Aufwen- 
dung und Coneentrirung der besten Kräfte atter Zeiten; statt dessen 
sind in einem Gesetzbuch nur die Resultate der Erkenntniss, der 
Erklärung und Darstellung des Rechts enthalten, wie sie ein gewisses 
Zeitalter, oder gar nur die Redactoren aufgefasst haben. Und so 
bat denn das Streben nach wissenschaftlicher Bearbeitung des neuen 
Rechts nur Producte vor sich, deren irrthfimliche Voraussetzungen 
und steife Grundlagen vielleicht nach kurzer Zeit entdeckt werden 
und ein ewiges Hinderniss fflr freie, juristisch -logische Entwicklung 
und Anwendung sind. Dadurch muss denn natürlich die Freude am 
Beruf für den wissenschaftlich gesonnenen Juristen abnehmen, wie 
der allgemein wissenschaftliche Werth der Jurisprudenz selbst; sie 
sinkt zum Handwerk herab. Daher darf es für einen der grüssten 
Missgriffe erklärt werden, welchen die Geschichte der Rechtsgelehr- 
samkeit in Deutschland darbietet, wenn man sich in Partikularrechten 
gänzlich von der Grundlage des früheren Rechts dadurch losgerissen 
hat, dass man mit diesem eine Abrechnung hielt, den vermeintlich 
brauchbaren Rest zusammenstellte, und mit diesem der Zukunft ge- 
trost entgegengehn zu können glaubte. Wäre eine solche Proeedur 
überhaupt mit einiger Befriedigung müglich, so sollte man doch 
glauben, dass die Träger der Wissenschaft in irgend einer, oder zu 
gewissen Zeiten selbst etwas Aehnliches hervorgebracht oder danach 
gestrebt haben würden. Ist dies aber unterblieben, so wird doch 
wohl Niemand es ihrem Willen zur Last legen? Mit dem Subsiditm 
des gemeinen Rechts wird für den Rechtszustand in deutschen Län- 
dern ein Schatz weggeworfen, dessen Grösse sich gar nicht würdern 
lässt; und, was ist es denn, was nun, selbst bei Anfertigung eines 
neuen Gesetzbuches für das Privatrecht, neben einem solchen mit 
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der Beibehaltung jenen historischen Rechts in seiner gedachten Eigen- 
schaft riskirt? — Mit achtungsvoller Aaerkeaaung raus* daher jeder Ver- 
anen einer wissenschaftlichen Wiedervemaagaag v«a jedeai Verehrer 
der Rechtswissenschaft willkeamen geheissea werden, welche immer 
ihr grosses, aUgeaieiaes Interesse behalt nad sich so wenig in enge 
Grenzen einzelner Linder verkriechen, oder daria eigentbamlich 
gastalten kann» ohne ihren wahren Charactei ahzustretten, wie die 
Momente, welche die Geschichte eines Volkes regieren, in ihm and 
seinen heimischen Gaaen allein zu snchen sind. 

Der Verf. hat seinen Beitrag insofern von andern annlicher Art 
abweichend angelegt, als er nicht bei einzelnen Rechtsatzen die 
Uebereinstimmung oder Abweichung Mos angegeben hat, sondern 
einen Ahriss der sich gegenüberstehenden im Ganzen liefert Da 
der Verf. in der Meinung steht, „dass in der Literatur des Pfand- 
rechts vom GrOssten his zum Kleinsten fast Alles streitig sei," so 
war freilich dieser Weg der für ihn richtige. Auf diese Weise sind 
dean zwei Werke nicht verschmolzen, sondern zu Einem verbunden, 
denn dieselben sind, wenn auch nur nach den Abschnitten der ganzen 
Lehre, doch materienweise ganz getrennt, und somit hat nicht nur 
die Literatur des preussischen Rechts, sondern auch die des gemeinen 
Pfandrechts einen Zuwachs erhalten. 

Was den erstem anbetrifft, so lasst sich ihm umfassende 
Reichhaltigkeit des Stoffs ebensosehr nachrühmen, als Klarheit der 
DarsteUaag, and geschickte Anknüpfung an das Rom* R. Es lässt 
sich venaotbea, dass den preussischen Juristen damit ein interessan- 
ter Beitrag zur Literatur ihres Rechts dargeboten ist. In die Beur- 
teilung des Einzelnen, namentlich der Kritiken dem Verf. zu folgen, 
dürfte anr einem preussischen Juristen möglich sein, und mag daher 
einer Zeitschrift für preussisches Recht überlassen bleiben« 

Was dagegen den oben angegebenen zweiten Bestandteil des 
Werkes anlangt, so wurde schon -bemerkt, weshalb der Verf. „sich 
ia die Recht^raellea allein hineinzudenken und einen eigenen zesam- 
■eahaagenden Vortrag daraas zu bilden versuchte" (Vorr. S. VII.). 
Van welchem Gesichtspunkt er dabei ausgegangen, welchem Plaae 
er gefolgt sei, darüber lisst er sich nicht aus; er sagt nur am Schiass, 
1ms er die reiche Literatur ausser den Rechtsquellen speziall durch- 
agthea und za prüfen keine Zeit gehabt habe. Auf einzelne Con- 
toversen, erklärt er zuweilen, sich seinem Plane nach nicht ein- 
biea za ktaaen, s. z. B. S. 132. Anm. 1 *). Andere hingegea he* 
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handelt er mit der grdssten Ausilhriicbkett, wom sieh in Folgenden 
viele Belege fiaden werde©. Somit Werkt üt äbrig, tick an das 
Werk selbst seinem Umfange und Inhalte *ae!i an hallen. Jenen 
Dach haben wir keine ausftfcrKehe DarsteQueg der gesäumten Lehre 
des geneinen Pfandrechts za erwarten; es sind ihm aar Z$% Seiten 
gewidmet. Der Inhalt des Werkes aber ist snm gierten Theü kri- 
tischer Natar, indem der* Verf. nicht mir aelbstsündige nene Grund- 
sätze ans den Quellen zn entwickein, sondern diese anch gegen erea- 
tnelle Anfechtungen zn siehern sackt, also anf Erörterungen der ent- 
gegengesetzten Ansichten sich ausführlich einlässt. — Das Ganze 
zerfällt in nur vier Capitel, nemlich I. vom Begriff, der Natar und 
Entstehung des rtfin. Pfrs., IL von der Entstehung des Pfrs. III. Wir- 
kungen desselben. IV. Erlöschung des Pfandes (Sic). Hierbei 
scheint das Wort „Entsehung" im ersten Capital für Ursprung zn 
nehmen zu sein, denn im zweiten wird von den Erfordernissen ge- 
handelt, unter denen ein Pfandrecht in concreto entstehen kann. — 
Diese Abtbeilung in so wenige Capitel hat den Debelstand zur Folge, 
dass in ihnen von manchen Dingen hinter- und untereinander gespro- 
chen wird, die man sonst nicht zusammengestellt findet Dazu kommt, 
dass auch eine äussere Abgrenzung durch kleinere Paragraphen (die 
des 3. Gapitels, welches 226 Seiten hat, sind z. B. nur 6 an der 
Zahl;) und eine detaillirte Inhaltsübersicht oder ein Sach- und Quel- 
lenregister ganz und gar fehlen; es ist also äusserst schwer und zeit- 
raubend, Einzelnes zu finden. So z. B. ist die interessante Lehre 
vom Anfang der einzelnen Pfandrechte nicht geschlossen, sondern 
nur gelegentlich behandelt So beginnt ferner z. B. S. 110. in der 
Lehre von der Entstehung des Pfrs. ohne alle äussere Abzeichnung 
die vom Pfandvertrag. Ferner steht S. 235. ein Prioritätsfall gele- 
gentlich bei Erörterung der Stellung, die der Beklagte gegen die 
hypothekarische Klage einnimmt. Endlich stehen viele einzelne Leh- 
ren nicht da, wo man sie zn soeben berechtigt ist. So s. B. die 
von der s. g. aeeessorischea Natur des Pfrs. befindet sich S. 90 M i» 
dem Capitel aber dessen Entstehung. — Die besoadern Wirkaagee 
der Verpfandung der Rechte stehen nicht da, wo von diesen als 
Gegenständen gehandelt wird, sondern unter den Wirkungen des 
Pfrs. — Andererseits wallet in der Behaadiaag einzelner Lehren 
eine grosse Ungleichheit insofern vor, als manche — minderwich- 
tige — sehr aasfuJirlich besprechen, andere — wichtige — kurz 
abgethaa sind. So z. B. ist die Haftung des Pfandes Ar Zinsen S. 189. ff. 
sehr weitläoftig erörtert, dahingegen die Frage von der Natur and 
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der FeNcrnegeu, für welche cia Pfr. bestellt werden 
kann, Dur tob S. 91 — 93. beantwortet. 

Seeaeh besteht denn die Arbeit des Verls, tber dun gemeine 
Pfandrecht eigentlich aar in einer Bonprocbnng seiner Grundsätze, 
wehes er sieb aber sehr frei bewegt, und meist je nachdem er seine 
Heiaongen nad Aaaicbten für der Begründung mehr oder weniger 
bedörftig hak, wekliaAiger oder kürzer sieh fnsst, — doch ist das 
heip eawegs imnier der Manusstub. 

Hingeseben nnn aber aof den Inhalt seines Boches, die Rennt- 
täte im Ganzen wie im Einzelnen, erseheint der Verf. als Reformator 
ia der Lehre vom römischen Pfandrecht; er eröffnet den Juristen 
eane g ra s e n Zahl durchaus neaer Gesichtspunkte , nnd sacht ihnen 
v nrz a d c m oa stri ron, dass die bisherigen Schriftsteller , die „Dectoren 44 , 
wie er sie nennt, beinahe Aber alle Hauptsätze Irrlehren verbreitet 
haben, aad sich ia Widersprüche verwickeln. „Grandiose", „un- 
gegrundele", „merkwürdige", „uunach weisliche", „nichtsbewei- 
eeaee", „oigenthttadiehe Bebaaptangen ", „Verstösse wider ein- 
lache VorbegrHfe", „Verdrehungen", „dürftige Behandhing 44 , 
„Umgebung von Beweisstellen", „mangelnde Aufschlösse", „irrige 
Argumentationen", „tollkommen irrtbOmliehe Argumentationen", 
„Lächerlichkeiten", „unglückliche Beweisführungen", „Erdich ton* 
gen", „komische Vermnthangen", — das sind die Bezeichnungen, 
welche der Verf. den Leistungen seiner Vorgänger, besonders Bu- 
chet*, Mtthleebruchs nnd, wegen der hantigsten Berfhrnng mit 
jatr, verzlgnch den mninigea beilegt; (s. z. B. &. 21. 29. 36. 81. 
36. 194. 195.285. 241. 246. 248.259. 260.261. 264. 265.291.819. 
311. 824« 848. 617.); nn anerkennenden hingegen fehlt es so ziem- 
lieh ganz und gar. Einigemal kommt vor: „richtig hat schon N. 
bemerkt." 

Dans aon der Verf. in der Regel mit seinen Vorgängern an 
eiaandergerttb, findet seine Veranlassung darin, dass er die bisherige 
Deetrio in Betreff vieler tiefeiagreifender Lehrsätze, nn deren mei- 
ste* bisher nie der leiseste Zweifel gehegt wurde, inlrrthum belan- 
ge* h8Ü, woraus denn nasser seinen Angriffen nuf die Buuptprinci» 
pien noch ein fortwährender kleiner Krieg gegen Ailcs folgt, was 
damit zasammenhlngt. D%* Leser wird sich eine Vorstellung machen 
kennen, was der Verf. Alles zu bezweifeln and zn bestreiten tauig 
ist, weaa wir ihm nur Folgendes vorführen : 

I) Der Verf. verwirft uHe bisherige Ansichten tber die Natur 
des Pfrs., aad hat eine ganz Jieoe entdeckt. S. 4. ff. 



Digitized by 



Google 



284 Schmidt j Grundsätze d. gem. u. preuss. Pfandrecht*. 

2) Das Pfandrecht ist kein aecesserisches, sondern ein selbst- 
ständiges Recht» S. 90. ff. 

3) Der (römische) Verpfandungsvertrag ist stets ein Contractu 
aoeh wenn nnr eine Hypothek bestellt wird. S. 1 13. ff* 

4) Die bisherige Ansicht, dass Realcontracte durch Uebergabe 
der res contrahtrt werden, ist ganz falsch; s. ebend. 

5) Die bisherige Ansicht, dass die hypothekarische Klage erst 
dann angestellt werden könne, wenn die Forderung fallig sei. ist 
falsch. S. 121. ff. 

6) Aus der C. un.Etiajn ah chirograpkaria etc. wird irrig ein 
s. g. qualiftcirtes Retentionsrecht abgeleitet, S. 183. ff. 

7) Beimjta offerendi geht nicht die persönliche Forderung des 
ausgekauften (vorgehenden) Gläubigers über, sondern diese erlischt. 
S. 241. ff. 

8) Dass jeder Dritte invito et ignorante debitore fftr diesen 
zahlen kann, ist nicht wahr. Ebend. 

9) Dass quivüjustus possessor die exceptio ce&endarum actio- 
mtm gegen den mit der actio hypotkecaria auftretenden Pfandgläu- 
biger habe, ist nicht wahr. S. 269. ff. 

10) Das Rechtsverhältniss der nachstehenden zu dem vorstehen« 
den Pfandgläubtger wird falsch aufgefasst, wenn man dem späteren 
die Bestimmung beilegt, $i a primo creditore res liberata est. 
S. 352. ff. 

11) Dass das römische Prioritätssystem der verschiedenen ein- 
zelnen Pfandrechte (abgesehen vom Alter) die Sicherheit gefährde, 
ist ein ungegrfindeter Vorwurf. S. 406« 

Dem allem ungeachtet darf man nicht etwa hieraus den Schloss 
ziehen, als wenn der Verf., wie mancher junge Scribent mit Debermuth 
die] Feder schwingt, mit einem himmelstfirmenden Unverstand auf den 
Namen der bisherigen Doctrin ohnmächtig losschlage. Ich gehe ihm 
vielmehr, auch wenn ich ihm in keinem einzigen dieser Resultate bei- 
pflichten kann, sehr gern dasZeugniss, dass er der Quellen in ihrem 
ganzen Umfange sich zu bemächtigen gesucht, dass ihm deren Kennt- 
niss überall geläufig und zur Hand ist, dass er einen Scharfsinn von 
nicht geringem Grade besitzt Aber seine Hauptrichtung, wie sein 
hier bewiesenes Talent ist von durchaus negativer, krittscher Natur, 
zu welcher sich eine ungezügelte Neigung, Neues zu finden und zu 
sagen, und eine wahre Abneigung gegen die Resultate der Forschun- 
gen neuerer, besonders lebender Juristen gesellt. Durch das Zusam- 
menwirken dieser Gründe wird der Verl oft zu civilistisch so selt- 
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saaen Dednctionen and Paradoxen geführt, dass sich von ihnen wei- 
ter keine allgemeine Beschreibung geben, sondern die Eigenthlm- 
Kehkeit nur ans Beispielen selbst erkennen lässt. — Jeder Unbefan- 
gene wird dem Verf. einräumen, dass er die bisherige Auffassung 
einiger in der obigen Reibe aufgezählter Punkte einer Kritik unter- 
worfen hat, die alle Aufmerksamkeit verdient, und, wenn sie aueh 
kein einziges Resultat, auf den Effekt hingesehen, zu ändern im 
Stande ist, dennoch hei der Darstellung derselben in der Zukunft 
Manches vermeiden, Manches ändern und mit zur Erörterung ziehen 
lassen wird, oft weniger um Hissverständnisse zu vermeiden, ab um 
•er bessern Einsicht in den Zusammenhang und der innen Form der 
Darstellung willen. Ich habe hier namentlich den dritten, vierten 
und siebenten Punkt vor Augen; (s. nachher die Bemerk, zu S. 118. 
i. S. 241. ff.). Die Art und Weise aber, wie der Verf. zu Werke 
geht, ist geeignet, selbst da Widerstand zu provoeiren und zu moti- 
viren, wo er wenigstens auf eine nähere Beachtung seiner Ansichten 
Anspruch zu erheben berechtigt ist, und um bo mehr, wenn man 
tick bald und leicht überzeugt, dass er in allen seinen Resultaten 
gegen die bisherige, resp. durch die Neuern erst festgestellte Doctrin 
wirklich Unrecht hat. Hierzu kommen dann noch nicht selten (s. die 
vorkergennnnten Beispiele), beim Begegnen mit Andern, die ihr diese 
verletzenden Formen, neben der eigenen, unverbesserlichen Sicher* 
htH, dazu wHlk&hrliche Voraussetzungen ohne Quellenbelege, und 
ohne siehern positiven Halt, endlich — unrichtige, unwahre Rela- 
tionen der Ansichten Anderer und ihrer Beweisführungen« 

Soll ich den Character der Entwicklung der Theorie und der 
Krirtemng der Meinungen des Verfs. im Ganzen und mit wonigen 
Worten treffend bezeichnen, so mdgte ich sein Buch mit einer sehr 
täehtigen Advokatenschrift vergleichen, worin eine ungerechte Sache 
zwar mit grosser Gewandheit verfochten wird, der aber die unter 
»eichen Umständen dennoch unvermeidlichen Mängel ankleben, wobei 
nie geringste Blosse, welche der Gegner sich etwa giebt, auf eine 
*• geschickte Weise benutzt ist, dass in Nebendingen das Wesent- 
liche und die Hauptsache verschwindet und jene überall hervorge- 
hoben und wiederholt, zehn richtige und unleugbare Voraussetzungen 
ignorirt werden, und die elfte, schwächere allein mit aller Macht an- 
gegriffen wird, und der Eifer zuletzt auch Acteawidrigkeiten sich 
*ieht ibelnimmU 

Dieses mein Gesammturtheil, wie überhaupt Alles, was ich im 
Aügemeinea über des Verls. Werk gesagt habe, liegt mir nnn noch 
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ob, an denMciben mit Belegen zu bestätigen. Wir geben zu de« 
Ende das Werft des Verfs. von Anfang herein durch, wohei aber 
denn natürlich nur die hervorragendsten ud wiehtigslen Puncto aus- 
gewählt werden kennen. 

Bekanntlich ist in der neueren Zeit sehr viel iber den Begriff 
des Pfandrechts, welches die frühere Ansicht einhellig als eins 
der j*r* in re bezeichnete, gesprochen und gestritten werden. 
Unser Verf. setzt denselben darin: das rO mische Pfr* sei ei» 
zum Zweck der Sicherheit einer Forderung an einer Sacke 
bestelltes Besitzrecht. Er versucht ihn auf folgende Weise 
za begründen (S; 5.). «Die sntteru Erweiterungen des Pfendbe- 
griffs stehen nril dem ältesten in der ßducia enthaltenen in genauen* 
Znsammenhang; jedes umfassende Verstindniss des rttm. Pfrs. wird 
unmöglich, wenn dasselbe nicht auf einer Anknüpfung der spülen. 
RochtsbUdungeni des Faustpfandes und der Hypothek an die fidmeia 
beruhet» Das Hauptpfiutd (Faustpt?) bildete sich eiafaeh dadurch, 
dass das Pfand anstatt maacipirt zu werden, tradirt wurde. Da ea 
nun dem Cbaracter der rem. Rechtsbildung angemessen ist, he FaumV 
pfände kein neues Rechtsinstitut zu sehen, sondern nur ein Prednct 
der Ausbildung vorhandener Grundnrincipien , so bat man in ihn 
auch nur die Aeaderuagen anzunehmen, welche die Tradition anstatt 
der MaDCtpatioe hervorbringen rnusste. Die nächste Folge bestand 
darin, dass aW Creditor nicht Bi g on tbtt mor wurde. Wie bei dieser 
schon die Absieht des Eigenthunisübergangs fehlte, und diesen nur 
die Form bewirkte, se fehlte es bei jener selbst an der letztern, und 
also war nur eine Entüusserung des Besitzes erfolgt. Somit 
ist die Verpfändung eine wahre Verüessereug." Hiermit glaubt nun. 
der Verf. zugleich die Frage gelost, wann der Besitz anf den 
PfeadglftriMger Oeergehc, Ur Betreff deren er alle anderen ErUiron- 
gen verwirft. Bevor wir ihm darin folgen, wird es noMhig, seine 
bisherige Desseestratioa za beleuchten, welche die unterste Grund- 
lage seiner ganze» Theorie ausmacht, besonders um seine Legitima- 
tion zu dem absprechenden Unheil, wonach die Theorie, welche das 
Pfandrecht als eine Obligation betrachtet, für das ganze System 
des Pfandrechts einen schiefen Gesichtspunht aufstellt, 
(S, 16.) durch Vergleich mit dem seinigen einigermnassee kennen 
au lernen. Die Dedactiou) des Verfs. ist mit keinen Quettenzeug» 
nissen belegt, sehr natürlich, denn es giebt keine dafür. Wohl aber 
gieht es Gegenargumente, welche dieselbe als unrichtig in der Grund- 
lage, wie im Sehiuss darthan. Wenn nemüch da» Fawtnfaud und 
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die Hypothek auf einer Ankaflofung an die fidmia benheo soHea, 
so m» diese aotaweadig «Her sein als beide* Nan habe ich zwar 
schon darzathan verseeht, (mein Pfandrecht, S. 1^7. ff.), dass das 
pignma eicht aller aei als. der Fiduciareoatraet, dieser vielmehr (stth 
fteto de rtmandpamde ) die Veranlassung am der eigentlichen Vor* 
pftndaog gegeben haben möge (quum utüitas pigmtrum irrtpscrit, 
sagt aoeh Ulpia» ia Fr. 14. §. 1* €*nst p*cun>); sichte deste weni» 
ger aber habea sieh Branche angesehene Ciriliston immer aoeh nicht 
IberzeQgt, dasa aus den bekaaaten Fr. 2t&. de V. S. nicht bewie- 
sen werden kenne, daas die ZwOlftafela das Pigmu sehe« kennen, 
s. z. B, Buckel'? Reo. meines Handbachs ia diesen Jahrb. van 1837. 
S. 98» f. Naa beharre ich freilich bei meiner Aasicht, womit alaa 
aar Verf. flbereinstkimt, nur bemerke ich, dass er Die aUe gegen 
sieh haben wird, welche bei der allen Aasicht stehe» bleiben. Aber 
abgesehen hiervon kann ihm darin Niemand beistimmen, wenn er 
ittpignms ab eine Fortbildung ierfiducia betrachtet, and ihm eine 
davoa verschiedene rechtliche Grundlage ableugnet. Damit verstOsst 
er gegen die quellenmassige und in der Gew issh eit beruhende Ge- 
schichte beider Institute. Wäre die Voraussetzung des Verls* rich- 
tig, se sa&aste ifofiducia ia das pignus aufgegangen sein. Wie 
sieh beide spSter zn einander verhalten haben, davon sagt er kein 
Wert; indessen kann ihm eine andere Folgerung nicht untergescho- 
ben werden, ehne ihn in die anaafltf suche Verlegenheit zu versetzen, 
dam er einmal Fortdauer der fiducia uad dann aneh deren aus- 
gebildete Erweiterung im pignus annehmen müsste. Nua wissen wir 
aber aas Paulas S. R. IL 13>, 1., dass umgekehrt die erstere aus 
dem letzten weitere AusbUdaag erhielt, dass aus ihm die meisten 
Beziehaagea des gegenseitigen Verhältnisses zwischen den Bethei- 
Hgtea und zur Sache in die fidmia nach und nach hineingetragen 
wardea, namentlich die Befugniss den Schuldners zum Verkauf, wo- 
durch der ursprftngliehe Gesichtspunkt fttr sie ganz und gar verän- 
dert wurde; wozu bitten also wohl unter diesen Umstanden beide 
Instkate neben etaander fortbesta nden , wenn sie nicht in ihrer 
rechtlichen Nator verschieden geblieben wären? — Es ist ferner 
ganz wiMkfthrticb, wenn der Verf. der mancipatio bei Ast fiducia 
die Absiebt des Bigentbumstlbergaags abstreiten will. S. Zackariac 
aV/rincto, a\25. Fehlt denn dcai, der wiederrnflich Eigenthum 
t hst tiagt , die Absieht der Uebertragung? — Wie endlich ist 
* abglich, diese gar bei der Tradition geradezu wegzuleugnen? 
M s t am gs eifcaH diese erat durah die eaussa ihre Bedeuten*;, und 
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diese entscheidet ftr sie Oberhaupt; «Heia, weio du der Verf. in 
Folge der Verpfandung zwar Besitz übergehn llsst* aber beiai Coat- 
modat and beim Pacht eicht, so wird er doch wohl einsehen, dass 
dies nur eine Behauptung und kein Beweis, noch weniger aber dass 
es bewiesen ist? Er wird also dem Allen ungeachtet sieb in der 
Untersuchung, warum der Pfandglaubiger Besitz habe, mit andern 
Recbtsgelehrten bequemen müssen, wenn er auch (er ist stark in 
grundlosem Absprechen und dreisten Behauptungen,) ihnen vorwirft: 
„dass sie die Schwierigkeit kaum recht gefühlt haben, und zu deren 
Losung kaum etwas mehr, als Declamalion zu finden sei* 44 Was der 
Verf. dem snbstituirt, haben wir gesehen, und somit fehlt es denn 
an einer Erklärung ganz und gar; wir wollen nun aber auch sehen, 
wie er die bisherigen bestreitet. Bekanntlich ist mau davon ausge- 
gangen, dass der Besitz zunächst animus domini voraussetze, dieser 
aber sich unter Umstanden anders gestalten könne; der Verf. ver- 
weist auf meine Abhandlung in d. Zeitseh. f. Civilr. u. Proz. Bd. VIL. 
S. 223— 273. 414—36. Dagegen meint er nun: „es fehle jede 
juristische Anschauung, wie eine Tradition des blossen Besitzes, der 
mit keiner Species des Eigenthums verbunden, aufzufassen 
sei; — die Schwierigkeit aber gründe sich nur auf die durch hohe 
Autorität reeipirte Auflassung des Besitzes ab eines Facti, welches 
nur insofern als Recht zu betrachten sei, als rechtliche Folgen damit 
verbunden worden seien. — Wenn der Besitz ein Factum wäre, so 
könne er ja nicht tradirt werden. — Derselbe sei vielmehr als be- 
ginnendes Eigenthum mit Gans anzunehmen, — also, da er zum 
Vermögen einer Person gehöre, ein Recht," Der Leser wolle nicht 
besorgen, dass er sich hier in den Gaaa-Savigny'schen Streit ge- 
legentlich vertiefen solle. Ich kann mich viel kflrzer fassen. Habe 
ich auch nicht das Glttek, ein Schüler Savigny's zu sein, so würde 
ich mir es dennoch stets als eine Ehre anrechnen, an seiner Stelle 
angegriffen, Lehrsätze von ihm vertheidigen zu messen, die ich auch 
zu den meinigen gemacht habe. Nun ist es mir aber unbegreiflich, 
wie ich för diesesmal dazu kommen sollte, da ich von Savigny in 
der Erklärung von jus possessionis ganz und gar abweiche (a. a* 0. 
S.259.) und dort (S. 233. ff.) gelehrt habe, „dass zwar das dem 
Begriff des Besitzes zum Grunde liegende Verhältniss eines Subjects 
zu einem Object, welches man Detention nennt, ein rein physischer 
Zustand (also ein Factum) sei, dass aber dazwischen, dass diese 
znm Besitz werde, d. h. Anerkennung und Schutz finde, etwas vor- 
gegangen sein misse, welches ihr einen juristischen Charakter, 



Digitized by 



Google 



r 



Rtxennri r. Hrn. Rcy.* w. Gmamt.4L J3rv fluWtmrt zu 

i hu einem seieben verleihet, der sie ab einen Gegenstand roch» 
beber Bestimmungen erscheinen lasset Ich gehöre also, wenn die 
Janssen ia zwei Classea gelheilt werden sollen, je naehdenf sie den 
Besitz nur fllr ein Paetam kalten, oder für ein Recht, nicht nur er- 
sten , sondern zur zweiten Classe. Uni was nnn gar die Uefcertra- 
gong Betrifft, so habe ich ja a.a.O. S. 263« gesagt: „das* der Be- 
sitz als ursprüngliches Pactnm eigentlich nicht übertragen werden 
könne, sondern nur der besessene Gegenstand; daher könne nnr von 
einer Uehertragnng der gesäumten rechtliehen Verbükninte, unter 
denem er ausgeübt wird, mit der Befugniss znr Apprebenston und zn 
dem Bnde geschehenen Auflassung des eigenen Besitzes die Bede 
sein, welcher Inbegriff Jus possessionis in den Qnellen heisse. (8. M&< 
ist anch nachgewiesen," warum dieser Ausdruck selten, und statt sei- 
ner meist possessio scbleobtweg verkomme.) „ Der Besitzer «ber- 
ingt also in der Ueberlassuog dieses dsehtsrerhiltnisses mit der Er» 
Jaabaiss zur Apprehension offenbar etwas ganz Aennlkhes, wie der 
Eigentbümer dorcb Uebertragong des Juris p o ssidendz\ wie es die 
Neuern nennen.**" u. s. w. Was sagt der Verf. Anderes? nament- 
lich wenn er damit seUiesst (S. 11.): „man kann das Wesentliche 
bei der Sache in dem Ansdrnck zusammenfassen, das* der Benin} 
flactisches Eigenthnm ist — Hiermit ist es denn leicht erklärt, dase 
es eine traditio ^possessionis geben kann, — das factisehe Eigentbojn 
wird hingegeben — "? 

Interessant ist in dieser Parthie noeh S. 14. desVerfs. Resultat: 
„der Besitz des- Verpfände rs ist dem fcustpmndgifubiger wie dem 
Byp+Ibehgllobiger Pfand, — Object des Pfandrechts." Wenn das 
wahr ist, wie kann da eine Forderung, ein Jtoare* verpfändet werden? 
An diese Denfcoustratieu knöpft der Verf. noeh eine Anzahl von 
Materialien an, welche nach seiner Meinung zugleich Beweise und 
Verdeutlichung seiner Rechtsanschauungen enthalte» sollen, beson- 
ders um die rrrthumliehkeit der Tfaeorieen darzuthun, die das Pfand- 
recht Ar ein Forderungsrecht* halten. Nun würde es zwar, selbst in 
dieser Zeitschrift, welche weitere Grenzen gestattet, zn weit {Uhren, 
wenn hier eine neue Begründung unserer Theorie, --deren es 
gegen den Verf. wenigstens nicht bedarf, — versucht werden sollte; 
der nächste Zweck ist inuner der, die Begründung der Theorie des 
Verfs. zu würdigen, was in der Hauptsache bereits geschehen ist; 
indessen seilen doch noch einige Hauptpunkte unter jenen Materialien 
alhere Beachtung finden, welche unser obiges Gesammturtheit zu 
aslerstflizen vorzüglich geeignet sind. Der Verf. hebt unter 1) (S.15.) 
Krit Jahrb. £ «. EW. Jakrg. VL H. ML U 
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berver: „die e*Äo hypothecttiia sei eine rtttitoterid) caisiae *a» 
das Pfcndr. fttr ei* Forderungsrecht, «o lasse nick diene Erecfceinumg 
nient begreifen, denn es fehle na einem' Datum, weiches deck der. 
Restitution notkwendie; vorangegangen sein müsse; Ae* Gläubige* 
habe ja vorher nichts gehabt Sobald man* hiogtgen das Pfrw för ein 
einfaches Besitzrecht erkläre, dein es oor ab .Zweckbestimmung an- 
gebiegt seif uemlLch zur Sicherung euer Forderung tu dienen, sei 
die einfach* Erklärung da; denn auch die Interdkle ddipücenda* 
/Ml»., seien; ja restifutorisch, was darin seinen Grund hebe, da*s.d.er 
Prätor in gewissen Verhältnissen eine possessio gebe* ob** 
wokl ein wirklicher Besitz noeh nicht, statt gefunden* nie 
dann nur ein Beeitarecht sei, wahrend von der tbateAcbliche* Seite 
des Besitzes dabei gank abgesehen werde." -*- Indessen fst.von einer 
Erklärung hier, nach unserm Erachten, noeh. nichts su neOren, odet 
es ist das »gleich mitenklärt, was der Verl Ar die Ten ihm bestrifr* 
taneniTheornen leugnet Denn mit vollster* Recht häk.jnaa dem 
Verf. die Frage entgegen, was denn Denjenigen, weichem; ein eol« 
ehea Basitarecht, possessio, wie er will, zustehe, «rotem sei, ao daet 
ven einer. Restitution im eigentlichen Sinne gesprochen werden 
kenne? Dies bitte ihn doch billig auf den Gedanken bringen seilen, 
data der Begriff . Von rsstüuere nicht nur auf Vetfhäitntise solcher 
Art gedacht uad beaogea werde, in denen -von der Zurö eh gebe 
einer Sache auf den Grand eines Rechts an ihr, alsa £e man sehen 
gehabt, die .Rede Art, wenn er auch darauf seine urtnrttngJtche Rich- 
tung hat Hier mag denn anch gleich eine Aesss'erung- des Verfav 
gegem uMi in Annu**) S. 31- berührt werden; er verweilt anf meine 
Ahhnndkin£ Ober die Exemtion aus obiigatäm. ad/oe imdum ^ und- 
sagt:: *es seijuierkwurdig, dass derselbe Schriftsteller * welcher die 
Unerzwingbarkeit einer Handlung von Neuem begrOudet*, namenU 
lieh in Bezug auf die Obligation ans dem Verkauf, von. dieser: Labte 
keinen Rflckschluss auf. das Pfandrecht gemaust hai*>* Nach meiner 
nfendrtoehtlirbejfc Doclrin sei ja der Gegenstand der PfeadkJage die 
Tradition v alee eine nnerzwingbare Handlang." Wenn: etwas merk- 
wirdig hierbei. ist, so ist ea der Umstand, dass der Verf. In dem 



*) Auck. an andern Stellen »etat d#t Verf. etwas in iln Vera^tfekane; eae 
Kauft mjt d<r V.ernfandimg, «,B. S.6. „Bezeichnend fOr den Chnracter des 
Pfandco'ntracU all Verauaaerungaart Bei die Gleicliatellung der Verpfandung xum 
Kiif basSglick der ißtgenstande des Pfandrecht*.* Dsgegfavaag* 4* aei «JeJt g en» 
heit der letztem Lehr« S, 94v **Kauf und Pfandrecht werden überhaupt uneigent- 
lich zuaammengeatelft," (in Bezug auf Fr, 9« §. 1. de Pignor.*) — aind aehr ver- 
•pkiädeqeftiage, 8, an*. . 



Digitized by 



Google 



Reeeawl v* Hrn. Reg.- «, Consiai-R. Dr. SMenü znD«*au. «41 

Glauben zu eteha scheint, duas alle obligetiemes ebne Ausnahme nur 
auf freiere gerichtet seien. Nun kann ja aber das restiteere sogar 
Gegenstand einer fVi periomam actio sein. <Tr,ß& de ULF* -~ äeec 
$ententie generali* est et ed omnia % eine iuterdiete* 4we nctionis 
nt um *a>e t* personem sunt, e» quibu* arbitreto judiek quid rest** 
teuer y loeem hebet). Das arbitrium ist es, welche« für das re*i*- 
teere med dessen Erawiugbarkeit entscheidet, und somit hat denn« 
nie schon gedacht, reetiteere nicht absoluten Besag anf die Heran»» 
gäbe einer Sache, die man schon gehabt hat, — denn, was hat 
deaa Der schon gehabt, der Restitution einer Erbsehaft fordert? 
oder der Legatar per eindieetionem? — sondern, die Richtung eines 
Aasend» anf eine bestimmte Sache, nnd die Möglichkeit seiner 
DarcafOhrung in dieser Ricksicht, abgesehen v*n einer bestimmte« 
Fersen nnd deren Verpflichtung. ; (Nnr gelegentlich die Frage: -— 
kam denn mittelst der Pfandklage das Pfand dem Besitzer unbedingt 
abgezwungen werden? — Wie denn, wenn der Besitzer Zahlung 
©fcrirt? — ) Bebe ich nun also das Pfandrecht als ein dingliches 
Feideraagsreciit bezeichnet, oder m.e.W. ab ein* obligatio mit einer 
n rem eetio versehen, so ist 4er Verf. der Erste, welcher einen 
Widersprach damit in meiner Behauptung. fisdet y ,dees ein* oMgefie 
ad tredemdum nicht erzwingharsei, wird aber auch wohl der Letal» 
■ad Einzige bleiben. Denn, wo habe ich -denn gesägt, dass des 
Handbesitzers obligatio auf trauere gebe?.. Der btfaueht nichts' zn 
toadiren, zu ah ertragen, so wenig wie ein mit der Rei vindicatio 
besiegter melee Jidei possessor, de* wird aus dem Beste geworfen, 
wennfs Nolk Chat, und damit ist die Sache abgemacht. Das Verhält- 
nis* des Verkäufers ist ja biuttnclyieut verschieden * der. seil das 
Eigeatanm oder sein Recht übertragen und zu dem Ende die Sache 
tondirca. Den ist eine positive Handlung, die kann nicht;. eiwtfnngen 
werden, weil Niemandem $cin Eigenlhnnt genemm^n un4. einem An- 
dern gegeben werden kann ,< die Adjedicationsftlie ausgenommen); 
wird denn aber dem verortheilten Pfiindbf sitzer, nein .Recht,, enin 
figtithnm genommen und *nf den Gläubiger . Oberlänge*? ~ End- 
lich sei denn auch noch hier der fernem Bemerkung den Verfs. (S. $&) 
gtffua aieh gedacht: „es enthalte einen Widcrsnrudb v wfenn ^nynh 
■einer Theorie die Pfimdklage eine persönliche, aber wider JSeder- 
■anu statthafte Klage genannt werde«" Vorerst habe iah das. »ix* 
b^** 1 &***§** wftssteauch nicht, wo ich nnr Veranlassung dazu gege» 
»«» an iatergretirt werden zu können. Wenn aber Aar, Vert dann 
» *nnneinjfrcheu Wf^egung meine? fQntßtbift; «Jieia* einzige 
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Klage des" Obtigationcnrechts tonne mit einer ife rem tctfo' geltend 
gemacht werden und meine Beispiele an» der Zakl der sog. in rem 
scriptae actienes beweisen nichts/* so ist nicht» merkwürdiger, 
als wie er diese za beseitigen sucht; nemlieh er sagt: „Die a. quod 
metus caussä ist eine rein obligatorische Klage, welche nicht mehr 
als die meisten Gondictiönen in rem scripta ist Sie wftre gaun nn* 
ntttbig, und wGrde durch eine Cnudietion ersetzt werden, wenn der 
•Grundsatz gälte, dass die im Zwang abgeschlossenen Geschalte und 
statt gefundenen Handlungen ipso iure null seien. Indem der Priltor 
solche Handlungen nicht genehmigt, etablirt er mit besonder« 
Namen eine Klage, die in ihrem Princip nichts besonderes hat, in* 
dem sie nur soweit statt findet, als sie reipersecutoriscb ist, ako so 
weit das bei einem Dritten befindliche Objeet viadieirt, oder eine 
Bereicherung desselben condtcirt werden konnte« falls das metus 
ceussa gestum gar nicht als gestum betrachtet würde/ 4 Ist denn da- 
durch das widerlegt, was ich S. 8. f. meines Pfandrechts ausführe: 
dass es Obligationsverfaaltnisse gebe, aus denen i7t rem geklagt wer- 
den fcftnne, d. b, mit andern Worten, in* denen die Person dessen, 
welcher daraus in Anspruch genommen werden kann, nicht so be- 
" stimmt und unveränderlich von vorn herein als ein gewisses Indivi- 
duum feststeht, wie die sonst regelmässige Eigenschaft der Obliga- 
tionen, und der in personam actione* ist — ? Und vollends gar des 
Verfs. weitere Entgegnungen gegen meine Beispiele: j — „ebenso- 
wenig sind die Exhibitiousklagen verglefichuagsfaiiig, weil sie keinen 
VsrmOgensQbergang zur Folge haben; u — „die actio si quadfupes etc. 
ist endlich als Noxalklage nicht vergleichungsfilhig'* — sind das 
Gegengrande? sind das mir Gründe, die in einer rechtlichen Er* 
ftrterung und Disputation figuriren sollten? — 

Yen ähnlichem Wertb und gleicher Relevanz sind die übrigen 
Nummern der gedachten „Materialien" S.16— 32. Alle anznftiiren 
und an widerlegen Würde, wie schon erwähnt, zu viel Raum binweg^ 
nebmen, wUre and» ganz fiberfldssig». Einiger soll neeh beispiels- 
weise gedacht werden. Unter Nr. 8. rügt der Verf., „mit- der Theo- 
rie, wonach das Pfr. eine Obligation sein sollte, lasse sich nicht er- 
küren, dass- der Gläubiger das Pfand verkaufen könne, so lange es 
sieh in des Schuldners Üinden befinde, und [muss hinzugesetzt wer* 
den, sonst ist der Einwand unverständlich], dass doch die a. hypo- 
tkscaria dann nach Umstanden noch zuständig sein känne. Denn 
mit dem Verkauf werde ja das Pfand aufgelöst, und nun könne doch 
die >** hypttkesaria nicht, als solche ans einer Obligation verausg** 
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#eizt, narb deren Auflesang nach bcstcnen:« Warm hier auch die 
Obligation noch fprtnestehen kenne, das Folgt aas dem Begriff der 
*tU£r/ae/ie, welche nr Auflösung derselben hier erforderlieh ist, 8. 
nnen Pfr. S. 518. Aam. 0. anler b. «ad S. 520. Anm. l \ Dass ieh 
gesagt haben sollte, „die Klage habe adch nach gänzlich aufgelöstem 
Förderangsrecht statt, u ist wiederäai nicht wahr. (Ieh habe gesagt: 
»aeh dem Verkaaf, — s. nachher.) Nun wollen wir aber eiusnal 
neben, wie der Verf. den Satz erklart, dass die a. kyp* noch fort* 
bestehe, und entweder vom Käufer oder Verkäufer < Gl •■ biger) noch 
angestellt werden könne. Er sagt, „dar <L hyp. munse nbthwendig 
eW Sinn beigelegt werden, dass nie eise ebenso selbststilndige Via- 
dicatiosi sei, wie die R. F. Hiernach sei es nicht befremdlich, dass 
der Käufer dieselbe Klage habe, welche der Verkäufer vor der Dis-; 
traction hat. Der Unterschied bestehe nur darin, dass wenn Dieser, 
klage, die obligatio aus dem Verpsandnogsvertrag noch bestehe, 
wenn aber der Käufer, so sei sie schon solvirU 44 Nan fragt sich abe# 
billig: wodurch? . Fr. 13. de Ztisir. pign. sagt ans: Creditor^ qui 
Jure smo pignus Ostrmkit, Jus.süum eedere debet* et $i pignus not* 
suis/, tradere utique debet possessidnem. Also verliert der Gläu- 
biger die tu kjfp. durch den Verkauf, ebensowenig, wie das 
Pfandrecht dadurch allein erlischt (mein Pfr. S»520.), aad mithin 
besteht auch der Verpfandongsvertrag noch; erat muss noch die 
omtisf actio hinzukommen (s. o.). Sobald nun aber auch, die Obliga- 
tion (des Verpftndungsvertrags) solvirt ist, wie kann denn daan, um 
sie* Verfs. eigener Theorie zu folgen, das Besitzrecht des Gläubigers, 
d* k+ nach der Terminologie, des Verfs. sein Pfandrecht noch ab** 
getreten werden? — Hoffentlich wird doch das nicht langer dauern 
sollen, wie jene? — Ff.%.,pr. Quib. modis etc. — r Item Uberutur 
jn'gmus, si*e soJutum est debitam, sioe eo nomine säiisf actum, Sed 
et s$ tempere finitom est pignus, idem dicere dsbemtU % vet si q um 
rat tone obligatio ejus finita est 

Noch mehr ist für die. ganze Art der Beweisführung des Verfs* 
der siebente Grund bezeichnend. Er sagt: (S. 25.) „der Grund, 
weshalb der Gläubiger auch danu zur . Verfiusserung des Pfandes 
befugt ist, wenn dies bei der Verpfandung verboten worden ist, 
liege darin, dass ein Besitzrecht übertragen worden sä, womit (?'/) 
der Gläubiger die unbedingte Ausübung des Eigentumsrechts Ober« 
eignet erhalten. Unter diesen Voraussetzungen könne er immer* 
hin den Niebtverkauf versprechen, er werde dadurch nur persönlich 
ebhgirt, ebeaao wie der Eigenthtuuer -der dies. verspricht^' dies aircfc 
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werde, und 'demnach sei« Eigenthum zu fibertragen befugt bleibe* 
Der von der Gegeaparthei angefahrte Grand, die Dietractionsbefag* 
niss' finde deshalb statt, weil ohne sie ein Verpfandungsvertrag na* 
nützlich sein würde r sei unbedeutend. Denn, wenn die Pantheäoa 
einen unwirksamen Vertrag abgeschlossen haben, so fehlt aller Grand, 
das wirksam z« machen, was unwirksam contrahirt ist" — Wehr» 
schoinlich wird Andern dieses Argameat so unbegreiflich seht, wie 
mir. We steht denn geschrieben, das* der Gläabiger durch ein sei- 
ehes Versprechen zu etwas Weiterem bbügirt werde, als: ui Ur 
debüori denu*eietort (Fr.A. de P, A.) Also Ist er, wenn er dies 
beobachtet, zu gar nichts verpflichtet. Was mag sieh der Verf. an*» 
ter persönlicher Obtigatioa hier denken? Wen der Verf. mit deir 
Gegenpartei metet, weiss' ich auch nicht; ich habe darüber gelehrt 
S. 504., dass der Verkauf im neuern Recht nicht wesentlich mir dem 
Pfr. verbunden sei, se dass er sich aus dessen Natur von seihst um* 
bedingt verstand«, sondern nur neben ihm bestehe, so dass 4er Vor- ' 
trag jetzt stillschweigend vermuthet werde (§. 1. /. Quib. aließär* 
licet eto») "und iein so* unzertrennlicher Begleiter sei, dass der Gito* 
biger sieh dessen mit Erfolg nieht einmal ausdrücklich begeben LBaac» 
Ganz Aehnlftobes gilt von dem achten Grande des Verls* (S.26»), 
wonach er mir und fiücbel eine gänzlich verkehrte Behauptung 
darin beimisst, dass wir gesagt haben, das Pfr. bestehe in der hypo» 
thekarischen Klage, und. uns überführen will, dass danach im Pfand« 
verkauf eine res litighsa verkauft werde, während es doeh in meb-> 
rem Stelle*, C. i. de Litig. und C.%. de Bistr, pign. heisse, dass 
ein Gläubiger, der sein Pfand verkaufe, keine solche Sache vertasstre* 
Diese Stellen will der Verf. „natürlich so verstehen, dass der er#- 
ditor die q. hyp. schon angestellt habe;" (also,- dass die demun- 
geachtet verkauften Pfänder nicht res litig. seien). Diese ver* 
meintliche Natürlichkeit aber lttsst sich nicht beweisen; keine jener 
beiden Stellen enthalt darüber eine Andeutung, vielmehr sagt die 
erste 4 in Uebereiastimmttng mit Fr. 1. pr. de Litig. der Begriff einer. 
res htigiosd für das verkaufte Pfand entstehe auch nicht eiamal,.e/st 
debitor interdicat^ — nonfacil denunoiatio, — « etwas ganz Anderes 
ist es denn doeh aber, wenn ein wirklicher Prozess entsteht! Der 
Verf. giebt das* freilich eicht zu, und sagt: „Wenn der Crediter 
Fauitpfandgläubiger ist, se kann -er ohne wettern Prozess Verkaufs*, 
und dse Sache ist sehe« deshalb nicht litigiös. (Wie denn abery 
wenn der Verpfitoder ihn mit der *c4io direeta belegt hat?) Nur 
Ar den Kall, wo der drediter -die am Besitz des Schuldners gelassen* 
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Sacke wahrend fo Prozesses ve*h*ejt natte, konnte die ftago eät- 
ob er sieht ehne: rar iftifriösm verknall habe,.eed dute Werne, 
stlich ia €12. «/., TernehU." Diese Stelle lastet so: .Jan*. 
>!lear. ^ Mhunmae. . Creditoh, qui ftt/petkeeme «• pigmori rem eibs' 
me&mm vendhüt, titighsemrevi^eneidetwrvendere^ qnia precarüt 
detdtor posssdei. *- Sie beriüul abö den vom Verf. veraosgeseidleh 
Patt eicht nit der entferntesten Andeutung. (Beateuhg sei Jieamfcf, 
eaat 4er Verf. von den letzten Werten ausserordentliches Aufheben 
gsoogonrtlich insofern macht, eis moh danms keine geringe Aufbin» 
rann; iher wen Begriff der Hypothek ergehe; Deeattch ^weikiio gane 
allgemein muten, — ftafa debiler p+ezsario p+ssidet, nicht owei Ja 
preemrte pvssides, < — se sei auch in dieser aar ein Reteript enthalt 
tendea Steifte oia wichtiger GruaaWz enthalten«, aar das» er dann 
doch aar im sebjeetiven und nicht im .abseliiten Sinn (?) eSae preem- 
rim aanififut annimmt Allein der Verf., der wie gewöhnlich biorlei 
Anderen vorwirft, leichthin erklärt, unwiUkfihriicbe Voraus- 
setzen gen in die Stelle hineingelegt zu .haben, übersieht 
seiner Seils ema ia jener Besienaag Wichtigtee,, nemlich dnss da* 
Mawhai nirgends als Pfaadschaldnerin nahmhaft gemaeht ist!!) 
Dass aber gerade umgekehrt, «ebald die hypothekarische Klage ee- 
heben »erden, der dadurch betroffene. Gegenstand eine res ätigietm 
werne,. und abo vom GÜvbtger nicht verkauft werden dürfe, davon 
bitte skh der Verf. sehen dareb nie C3. de IMig.., die er gelegent- 
Heb selbst ettirt, Oberzeagen können: Lite fendent* actione* , nunc 
mJmdiciMmd*4Mct*ß*m*ty v*l res, pro quibus antora rem dmt+d- 
tis inteniit — müume tratuferri üb eodem aetore licemi. Und soHten 
ahm die im DriieJf hervorgehobenen Worte dabei etwa Skrupel gemacht 
haben, so bitte er nur die nrsprungliche Fassung dieser Constitution 
tat Tbood— laiaichcn Codex zu vergleichen brauchen (IV. 5., i.)t +° 
sie so lautet: Lite pemdemte iilud, quod in doutrover*iam de- 
weemimr et*., . also so allgemein wie mdglicn. Wer noch äuafear- 
hebere Beweise wünscht, des* nnd wamm die verpfändete Sache 
dareb Ecbebang der a. kyp. mit der Eigenschaft einer litigiösen be- 
haftet Verde, findet sie bei Stkmid de Mag. rtr. alten. (Jenüe % 
t840>) *• «7. 47. u- ». 

Nan jioeh der nennte Grund. Der Verf. findet esS.20. eben- 
hnn merk^ardig v dass wir, Bücbcl und. ich, Fr. 27. eV RomüL act. 
(eatfnaj e*sm pignus est', cujus perseeutia demegatw? vsms/ruetus 
«asn* rtinwmi atw* e?V deneg*, ipso* jttfe dur+t eeusque, ioneenen 
*L ernst, 4emp.peremL) ab e> Jtew^rgumeot iu>:to^b>tafa3ebe 



Digitized by 



Google 



£16 Sctmidt, Grundsätze d. gem. iL preuae* Pfandrechte. 

Eigenschaft des Pfandes aufgestellt haben« „Denn würe das Pfc. 
eine Obligation, so würde jede Erklärung fehlen, weshalb mit den 
Wegfallen der prfttoriseben Reehtsraittel nicht wenigstens eine •&#- 
gatio naturalis übrig bleibt.« — Wäre der Verf. mit sich seihet 
klar fiher das Wesen der naturalis obligatio, so würde er gefühlt 
haben, wie nichtssagend sein Zusatz ist: „Jede klagbare Obligation 
ist »gleich eine naturale.* 4 Er bitte uns beweisen sollen, dass nach 
dem Wegfall der actio kypothesaria Air den Pfandgltmiiger noch 
eine Möglichkeit übrig sei, das Pfr. geltend zn machen* So aber, 
wie er von der Sache, spricht, scheint er die rechtliche Natur der 
obligatio naturalis gar nicht begriffen zn haben, denn wer die Frage: 
„weshalb mit dem Wegfallen der prätorischen Rechtsmittel 
nicht .wenigstens eine 6* nat. übrig bleibe u , anfwerfea kann, der 
mass doch der Meinung sein, dass es naturales obh'gatwnes ohne 
alle prütorische Hülfe gebe, — und was ist denn dann noch an 
der obl. naturalis?? -*- 

Ebenfalls nur ans dem schon angeführten -Grande, die Eigen* 
thümlichkeit des Verls, im Deraenstriren und Motiviren mit Beleges 
darzuthun, sollen noch von seinen Versnchen, die Gründe zn wider- 
legen, welche für die Theorie, dass das Pfr. eine Obligation sei, 
aufgestellt worden sind, zwei mitgetbeilt werden, die vorzüglich 
dann geeignet sind. — (S. 86.) Es war von Buche! o. A. darauf 
Bezug genommen, dass es keinen Besitz des Pfr» gebt. Dagegen 
sagt nun der Verf.: „das sei ohne Einfluss, neben dem Sachbesits 
küene nicht noch ein Besitz des Rechte' zum Saehbesitz hinzukommen. 
Eine possessio possessionis kann es nicht geben." Bas' ist .die ganze 
Widerlegung. — (S.37.f.) Er erkennt an, dass der Umstand, dass 
das Pfr» nur vermöge einer Cession der o, hyp., gleich jedem an- 
dern Forderungsrecht übergehe, sehr erheblich sei. Indessen, meint 
er, entscheide das über die Natur des Pfrs. noch nicht; es sei eben- 
sowohl richtig, dass auch der Ususfruktus nur in der, Ausübung des- 
selben aus des Usufructuars Person einem -Andern überlassen werden 
könne, ohne dass er darum eine Obligation werde. — Kann denn 
aber der usuä/ruetus eedirt werden? — 

* Im zweiten Capitel, welches von der Entstehung des Pfrs» ban- 
delt, erfahren wir zuziehst S. 90., wie unangemessen es sei, das 
Pfandrecht ein accessorisches Recht zu nennen« „Wenn die Quellen 
das pignus eine accessio nennen, so sei damit der Pfandvertrag ge- 
meint« Allein das Pfandrecht selbst sei ein selbststftadiges Recht, es 
ist nur mit einem Zweck eingerammt, mit dem es wieder wegfallt. 
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Ski solcher kann aber «och bei andern diaglichen Rechten vorkom- 
■en, ohne dass diese accessorisch sind." Nun sollte man denken» 
sei dock einiger Unterschied zwischen der Notkwondigkeit und der 
Möglichkeit, nnd dass anch zwischen den verschiedenen Zwecken 
ein solcher vorwalten könne, nnd namentlich der Zweck des Pfandrechts 
ein so eigeathQmlfcher sei, wie er sich ausser der Bürgschaft, die ans 
der Verf. hoffentlich als accessorisehe Obligation nicht streitig machen 
wird , steht findet Indessen wollen; wir doch gleich za seiner weit 
tarn Behaoptaag gehen, er versichert aas neulich: „dass ja das 
Pfandrecht selbst' bei getilgter Haontobligation selbstständig n4cl 
eigen* Folgen gewähre." Unter mehrern rehneinllichan.Gewfthrs* 
nOpnern dieser Wahrheit beruft sieh der Vert anch anf Mühlen* 
brach CessionS. 13. Anm. *•). Da nun dieser. Gelehrte in seinen! 
Pandektenrecht den §.313., welcher vom Aufhören des Pfrs. han- 
delt, mit den Worten beginnt: „das Pfr. als aeeessonum der HaapU 
obligntion hOrl mit dem Wegfallen der letztem vfrn selbst anf", so' 
wird er sich, gleich den Andern, billig wandern, wie er dann ge- 
kommen sein solle, aadarwirts das zn leugnen? Natürlich- hat er* 
wie jene, das Pfr. in ganz andern Sinn ein setbststindiget Recht 
genannt, neinlich als ein vom Eigentbnm, oder andern anglichen 
Rechten wesentlich verschiedenes, „als eine besondere Form*', so 
dass darin nicht blos die Aosfibong eines fremden dinglichen Rechts 
geschehe. 'Zar Unterstfltznng seines Irrthams bereit sich der Verl« 
■och aal die drei Erscheianngen, dass, „wenn der Glinbiger seine 
Fordemng novirt, nnd sich abermals ein Pfr. bestellen Ilsst, er im 
summ loemn svecedire; dass, wenn der dritte Eigeathflmer des Pfan* 
des dasselbe auslöse, er gegen andere nachstehende Gläubiger eine 
Bxeeption gewinne, nnd dass der distrabirende Pfandgla*nbiger, we4» 
eher vom Kiefer Zahlaag erhalte, dennoch sein Recht cediren iftnae.H 
Anf den letzten Fall kann man sich aar berufen, wenn man keinen, 
richtigen Begriff ton der tatisfacti* hat, wie sie beim Pfr. erfor- 
derlich ist Ich verweise auf das was oben zn Nr. Ö. der Materialien 
des Verls, sehen gesagt ist. Der zweite Fall, zum Pfr. an eigene« 
Sachen gehörig, and somit zn einer ganz isoliri stehenden Lehm, 
kann nicht ab Argument für eine aUgemeiae Eigenschaft des Pfrs» 
gebraucht werden. Der erste endlich betritt ja gar nicht die Frage 
van der Fortdauer eines Fürs, ohne Hauptforderung, sondern es ist 
dabei vom Range eines nenbesteilten/för Den die. Rede, dessen 
Ftreamms; nomthne facta ertoscheo war, nnd mit ihr das alte 
PbatrecM, s* Mr; 3. arw 4>t p »«taew 
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Bei der Frage, was* «in Pfh. an rebus futvrü aniehge, ist zwar 
der Verf. meiner Ansicht,- und beutet «auch S/ iwl. An«. *•) meine 
Erklärungen der Stelleo aas, auf welche sich die entgegengesetzte 
Meinung berufen tat, ohne mich dabei zu nenne*. Dagegen aagt er, 
*,£V\ 7. §. i. Qmt potiir. (worauf ich mich berufe,) sei auch nicht 
ree Entscheidung, indem es voraussetze, dasa die h es d c rsattig on i Bna 
gleichzeitig bestellt wären, womit der Sehlass .der Stelle, «Wohl 
Siateais diu sehr rerwahdefüch findet« sehr wohl.zunaminemtfimin*. u 
— Der Ve»L dichtet mir hier wieder etwas .an, was iah nicht gesagt 
haha. , Wie er die Sache darstellt, hlBtte kh es ab* verwunderlich 
gefunden, dass der Schlugt der Stelle. mit gleichartiger Bestallung 
dar heidertettisjea Pfr. flberekstkune, und mithin auch diese ab ver- 
banden angenommen* Das Eine* ist aber so unwahr wie das Andere« 
Wörtlich habe ich, nachdem ich Fr. f. ,§. 1. cii. ab eatecheteW da». 
Ar genannt, dass das Pur«, an rebus futurü erst mit deren Erwerw 
aafange, so gesagt« M Es ist in der That zu bewundern, dasa masi 
das ganze Gewicht dieser Stelle mit der ~ wiilnührlicuee — An- 
nähme noch jetzt zu beseitigen suche, dasa see nicht verschiedense*» 
tage Verpfandung voraussetze, sondern gfceiehaeitige anzunehmen ge- 
statte. Dass das allgemeine Pfr»- älter sei, beweist die letzte 
Hälfte der Stelle fast muunsttssILch; das Geld nemakh, womit daa 
Landgut gekauft, und wodurch das Pfr« des hesoadern Pfandgläohi* 
gen in*s Dasein gerufen ward; wird ja ab dem Gläubiger, der daa 
allgemeine Pfr* hatte, bereits mifrejfftadat genannt. Daa war denk 
aber eben das einzige Bedenken, welches zu Gunaten den letztem 
fllr einen Vorzog denselben am Pfände hätte sprechen können« Wäre« 
beide zu gleicher Zeit beateilt gewesen, wie hätte. da die Frage ent- 
stehen können, ob einer dem andern vorgehe,, sie bitten jn dann 
nach Maaasjgabe ihrer Forderungen am Hajidgegeastande au gleich*« 
Rechten Theil gehabt? -r U.e.w." 

Einige Saiten später, S. 105.") macht sich der Verf. ciaer 
neuen Wahrheitawidrigkeit im Referiren meiner Ansicht über Ver* 
uiaodung der kabitatio schuldig. Diese hatte' ich ab zulässig gelang» 
*et; der Verf. nimmt die bejahende Meinung unk Thibant wieder 
auf, aber, anstatt meine Gegenbeweisfilhrung zu prüfen, nagt er: 
„die abweichende Meinung Sintcais\ welcher, da C. 18. ek Umfi% 
nar vom Legatar handelt, die entgeltliche miethsweia* Ueberlasaueg 
der Wohnung, und die gaaz! richtig daraus abznletlende(T) 
VorpfandongsbefttgUisa anöden. Legatar beaehräakett ajiU» seheint nur 
gegründet, da es Air den Umfang dar ötdttarechta Oberhaupt glakb- 
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Ich habe man tkr ehern gdeegaet, data, m rasa Y i w k tki gehe, 
hier amT 4m Veradaaden aasgadehnt werden keaae, aed eise gau 
med gar, aach fir den Legatar die Besngeiss zu Verpfänden ja 
Abrede smssaml. Dagegen habe ich keJaeewegs gesagt, dnss dem 
Legatar allnsn das ¥iwsnirlhim freistehe, sondcca eafter Besag aef 
$.$.!. de Us* ete. gt\*hrt, dass diese Befagatss iai satten Back aih» 
L — Somit dkhtnt mir der Verl wi ed er xae seil cl 
t de» Sana gakommea, an stthaaet*tt. 
& 107», we meh der Verl ihrigen* 4er voa mir Tcrtheidigtoa 
, dass das ftgsav figmari* im Gnade aar die 
Verpenadang der Rache n dea Rechtes des Gtanhigers sei, gieht 
er mir dach dabei einen Widersprach iasafera Scheid, das«, da ich 
das Piaadracht als aia ObGgatamnwecht beseichae, iah aach aar ata 
asgaas aa 4er Pfand ford er eng statairen dörfc. Hat daaa der Vet£ 
sacht getanlt, ak er dies schrieb, dass, wem hier eia Zasammes»» 
kaag zwischen Veraassetsnng undSchlnss rerhaaden wlra» 
aach seiner Aasieht daaa aaeh das ptgmt* pignmrü aar dia Ver» 
psaednng des Basüaraehts des Gläubigers sein konntet — 

Dass das Fordernagsreeht mit deai Pfandrecht- heia pignm 
figmuri* rerpraadcf werde» leagaet der Verf. Natürlich wendet er 
sich da wieder voesfigkch gegea mich, der ich das Gegentheii. gelehrt 
habe. Dass sieh ia etaer Controverse, wie dieser, an Gran dea jeder 
Art leicht adkeh laset, ist einlenehtead; alleia die Ausstellungen 
das Verb, siad nicht eiassal geeignet, die Notwendigkeit einer 
neaan IJaianachang ancodeaten» geschweige seihst einen pbsiwren 
AmmcUag an gehen. Was namentlich seinen ans Fr. 1 1 • §. 6* de i 1 . ^4. 
Er. 12. 13. 32. de R. C. aad C 2. Per qwot ftmnas He. sttsamme»» 
t,esaefflea Beweis eines Falk des Ittera Recht* salaagft, werk die 
inw. actio einem Andern zugestanden habe, als die Klage ans dem 
Dsrlehn, se hat Mfthlenbrnch Cessio* S.»5. ,w ) (2ieA«ag.) gezeigt, 
dass Jnstinian ia der Reladen des bestehenden Rechts irre. Schon 
Denellns (mdC. %.d.) tadelt dms, „dessen Tadel ffir alle gilt, wel- 
che sich hier dareh den Kaiser haben irre leiten lassen. 1 ' (M ahien« 
brach a.a.O.) — Weaa er ferner mit einem Aasrufen gsaeichea ans 
eatgegeablit, dass ja der Vermiether, in dessen Wohnung ein Pfand 
iefsrirt werde, hierdurch zugleich ein Ffr. in der Förderang eh- 
warbe, uen der er sie etwas erfahren habe, so zeigt dieser Vorwurf; 
dam dar Varfi «iehmehr seine Begriffe «her r*§ <*aeo/e« et itiatat 
etat heridktim** seihe. ^Wenu der Venfi flodaim & 10&<) dea Ia 
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einem von ihm an* dem Zusammenhang gerissenen Sutz meiner gan- 
zeh Entwiekeiueg vorkommenden Passus: an Pfändern bestellte Pfand* 
rechte ohne die Hauptforderung, wofür die Pfander hu$en, . 
•ach allgemeinen rechtlichen Grundsätzen nicht miglieh, die 
die Eigentümlichkeit des Pfandes und Pfrs. ganz zu verwischen, nicht 
geändert werden könnten, u mit den höhnischen ^Worten begleitet: 
»man nehme zwar in den Erkenntnissen der Gerichtshöfe den in drei 
Worten bestehenden Entsebeidungsgrund wahr: nach bekannten Rech- 
ten; damit tonne man -aber bier nicht in die Schranken treteay" ~ 
so glaube ich*- dass die Sobald nicht an mir liegt, der ich mit jenen 
Worten nnr das andeute, was ich $• 175* in 4er weitem Eatwtcke- 
kng ausdrücklich sage, nemiieh, „das* der Begriff des Pfandes 
ohne den der Hauptforderung und getrennt von ihr gleich Null sei«; 
ist der Verf. entgegengesetzter Ansieht, so wird das «nterer Juris* 
nrudenz keinen Schaden thun. — Der ans Fr. 11. §.5. de P— </. ge- 
sogene vermeintliche Gegengrnnd: „dass, wenn es da nehme, der 
erste der Hauptschuldner könne nn den zweiten Gläubiger zahlen, 
dies deutlich davon zeige, dass demselben nicht die. Forderung mit* 
verpfändet gewesen, weil es ja dann jener Bemerkung gar nicht be- 
durft hätte, 44 — zeigt wiederum davon , dass der Verf. die Dedactio- 
ncn f 8Pg«n welche er streitet, nicht aufmerksam gelesen hat. Zahlen 
kennen und zahlen müssen ist zweierlei, das hat seine Richtigkeit 
Bat denn aber Einer von Denen, welche die Hauptforderung mit dem 
Pfände als verpfändet ansehen; behauptet, dasa der Schuldner ohne 
vorgingige Denunciatio an den PfhndglAubiger zahlen mBsse? 
Erst diese stellt ein definitives Verhältnis« her, und .somit .kann es 
allerdings einer weitern Ausführung für einen cenereten Fall (deri 
wird namentlich vom Aftermiether im Verhältnis* zum ersten Ver- 
miether gebandelt) bedürfen, ob man an seines Gläubigers GUuhtger 
zahlen könne, wo' von der eigentlichen Verpfandung eines Pfandes 
so wenig wie von jener Denunciatio die Riede ist. — Endlich der 
letzte Gegengrund, worin der Verf. einen Hauptbemeis (nämlich des* 
halb, weil der Fall so häufig und wichtig sei,) findet, soll der 
•sein , dass ja eine naturale Forderung nicht verpfändet werden 
könne, weil sie nicht klagbar sei, und weil ein Pfr. ohne Rechts» 
Verfolgung keine ist. Es mOsate also auch das Ar ewe natnrat* 
Forderung bestellte Pfand nicht weiter verpttudet werden können; 
am das anuunebmen, fehlt aber beim Schweigen der Quelles alter 
Grund.« Dieser Grund mag so Junge auf eich beruhen, bis der Verf.' 
«nn nachget/ieee» tat, dass da* Pir. Or eine natnrnle Forderung 
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Jiese sieht klagbar iet. 

S. 113. lehrt 4er Veit, 4er Verp e Weagamtrag aai *ml, 
glaekeie! «fcr. «|fi I eeer llju ihia beehaeh ügt weree, eie wnt. 
Clr i rt, ea4 gaac Math aai 4m gMghaie A e w th t, ,4m «ia 
rerfiege, rat er 4arch Dahergehe Je« 
•er ByaethekeaMrtrag hiegegea eer ah 
i.« Die» Behaaptmg iet geeigaet, be- 
eil xa stehe», wethaft 4eea «et Vfc, 
S. 29$ i% warnaf er verareist, klar aaficaairt 
wM. Vor Alba wii* er kier vieler dea HtdtogtMrt«» rar, 
Rag« tm der ekGgaterieckea Wirkern* 4m FUn aa 
aicktaalbtaadtgeffet^ werde« Die Frage ward* 
«4 data aicat eWk die Hyytfcekltnetfa«g »aaer 
seka* eia perstaliek ^toradM» Verklltajse 
Klage gewakre. Er aaeia*, data dieses aUerdiafa 
Fall sei* .aftsee.«* Es in »aar ab drei*, da» ika wi go a SoantV 
ia dieser Lekre aiaaa Verwarf aa attekea, weeeker aiek 
darck die Eiaskat ia ikre Werke soft* als a eks gi a ad st fcratoUt. 
Ftr BMueaTaeUvarwaisa id? äaf Hefa HaadkaekS. 301—255*, aai 
wekkea. eick ergiekt, dass die gaase Difereas xwisckea dea. Vetfc 
aai aur klas «Jana kestekt, dass er die ▼** mar atekaaptete, aaa deea 
Pna d aet tiago eatepriegead» aai auf das Iatereeae gerichtete, im 
fmetwm aHw als „aas dea Qaettea aäerweisliek" behauptet, aad die 
pignwrttKm. tmtrarim aö deren Staue takewleirtU — Jets* wolle» 
wir aeiaa Beweastakroag nntereeckeB, dass es, also aaek rOeji* 
»ehern Reckte, keieea HyaetheJienvertraa;, pachtm, soadera ata« 
zig «ad aOaia eise» Pfandcontract geke, ia welekea. jeaer Ver- 
trag mit eatkalte» sei. Er argataeotirt so (8.2*tk): „die gee.efo* 
Aaeiekt, dass actio pignordücia eia Faastefaad rofeuaaetae, grttade 
aick aaf »ekrere' SteMea, ia daaea das pfgkut als ei» tteateealraef 
dargestallt seio soll. (§* 4. I. gut mod. re eontr* obL OeaVier fae* 
ewe, qm fig*w meeepti, re obÜgatwr, quia tpse de ea v % awaiar 
mteepit, Unctxr mcÜQne pignomtiei*.) Alleia re c4ntn*Aere be- 
deate keineswegs eise Coiitractsaksehfiessaag laiUelst der Deker« 
gake* Sekoa der Aadag des Titels de P. A* p*g*** f*ntrühihtr 
aa» flum traäitione aaaf etkm nuda co*pm$*p*e f — hatte die 
riektige Aaflaesoag aa die Hand gebea köaneo. 14 üäss pipht* kier 
•kemostHaaieaal für PCaord reeki aea den Joriateli varsUodea wird,' 
geairt aaeeni Verf. akkt kniküaieatün-, er ftadet das gaaä verwerf- 
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Keh> deen dar Tifcl hafte ja die Bdsltmmnsfe vom JRJeadfertog and 
nicht vom Pfandrecht zu handeln. Unserem Erachten nach liegt 
aber in dem Fragment selbst ein vkt näherer äehlOssel ; wenn darin 
. zur ErUnterwog des Eiagangssauses sofort der Zusatz folgt* S* igi- 
tur coitiraßtom dt pignus nuda jcmeentfonei videmmus, mm v£ qiak 
äurum o$teriderit> quasi pignori daturm^ et ats dederit* ohügämerit 
nurwn ptgnori? et camequems est) vt aurum okligetur, to Ist 
doch, wohl klar* genug, dass hier sogleich vom Pfandrecht die Rede 
sei $ welches entsteht Der Verf., dem Frieden wie es scheint night 
gaa2 trauend, fthft fort: „Andererseits haben wir in Panltfs' Aeae» 
sernngt de pignore naseifar jure konorari* ex paüU mctto, eine 
ebenso allgemein gehaltene Gesetastelle, welche nicht ie demselben 
Sinn hermmgedtehet werden kann. Dia etft'e hypetkteari* W\ri 
figHeh eine notiö ex paato genannt werden hönnfen.'.' Es ist Schede, 
dstos dem Verf. nicht belieb!, Paulus' Worte bestimmter xn fater** 
pretiree, damit wir wüssten, woJBr er eigentlich diese eä pmoitactim 
halte? De hier wenigstens dar Verf. übe* aHe Interpretation bineeb 
2* seie scheint* so wollen wir ihn nur auf die .Basiliken verweis*«, 
denen er sich vielleicht fügen wifrL . Darin ist jene StoHe( IX. 
1* 17* §« 2.) so ttherselzt: r { ,&& irtodifxaQfa *oi tmt&cu dkfc.cnn** 
<p&pcrv xcd apäip*teuy ore ctypaipaat io %Q$o$> — Der* Venf» famrt 
dann $o fort: „ein Realceetraet sei ein dnrch ber*Us<&ta.U$e-r 
habte Erföllnng von einer Seite zu Stande gekommenem VetH 
trag. Diese hostete hier nicht in der Tradition, sondern schon 
in der Convention, womit vom VerpJfcnder der Gegenstand seia*r 
Leistung; nämlich die Bestellung des Pfandrechts, das jmä pmm'demdi, 
wirklich geleistet werde ? auf die Uebergab» homtae es ni«ht m*hr 
an.«* Der Schhms «nd die Anwendung, weiche ist Verh *oa sei« 
n**„ als misch naehgewieaenen Graedansicht Ober die Nator dee 
Pfandes macht, messen deren Schickst theüee. Daher '.kann ich 
mieh dem fiberhebenv das Untfmiscbe in dieser Betraehlatfgswssse 
zu zergliedern. Das Zusammenstellen der Erfüllung mit der Cee*» 
vention behaaptet der Verf. deshalb, om dUrsaUnm, dass die pigm* 
contraria actio nach der gewöhnlichen Vorstellung vom Pfeadn 
centtact. als eine's realen sich nnmdglieh auf eine vor der Tmditioe 
des Verpfändet* bereits abzunehmende Vaddndlkhkeif desselben 
gjftnde* könne, wie doch wirklich der Fett sei*, indem Fr; Ä2. de 
%. 4+ n* *K- i> .§• 1- äe Ä A* Beispiele davon enthalt*«* in wel-. 
che», ja sogar die Verlegung, weshalb die Kinge Statt hebe, dam 
besteht* dese die afatredete XtUition «Lei r erfolgt ml—" 



Digitized by 



Google 



Recerortnfl^^ 29B 

Ei ist Mk^Blttlick seh** von Gans* übWVccot,/ 6. IM* ft% hdianp» 
tet werden, das* der Pfandeontract nicht an de» Real*, sondern st 
den Coaeensoalconträeten züaiWeJi sei.. Di* Doctrin des ?fs* ist 
bar das, was Gans gesagt hat, nur eine nun Theil andere Form* 
«ad eine Anwendung davon ; doeb eitirt er ihn nicht. Dass im die* 
ser Lebre etwas uns noeb Verborgenes liege, was bisher nicht ganz 
riebtig aafgefesst worden, ist v ebenso atfgücb, als dass anter den 
romischen Juristen selbst verschiedene Theorien gangbar gewesen, 
tnd. Wenn man z. B. den Institotionen- Titel iil. i$ M dorehliest, 
so kann man, (z. B* namentlich dordh §. 4. CredÜar quagm gut pi- 
gnus aeeepit* re obügatur, quia et ipsa de ea re, quam a'cce-* 
piti restituenda tenetur. e/e.) auf den Gedanken gerat hen, das* 
das restituere rem aeeeptam far den Realcontraet entseheidend sei; 
freüieh dirfte man dann wegen der res fungi biUs beim mutuum and 
mdebiium res in genere versieben; detanngeaehtet sind doch diese 
Feile in ihren., bei weitem meisten Erseheinegen von der Art» wie 
der Begriff des RealcontracU gewöhnlich aofgefasst wird, nämafob 
dass der Gontraet nicht eher existent wird, bis der Gegenstand veo 
eiser Seite gegeben ist, und. also allerdings rosAt eigentlich gesagt 
werden kann, re centrakitur* Ich meines Theife bebe mich daher 
noch nicht bestimmen lassen, von der bisherigen Theorie abzugeben, 
und kann anch dem Verü rfieksidhüicbder pigmr*tici* centrari* 
nette nichts zegebeaw .Die Beispiele» wonach sie begründet ist, si 
detetar atienam rem.pignori dedit, (aut mulitio** in'p. verstaut 
s*Q nnd si quü aurum astender it ttaes oWerfty weil, aurum obU~ 
gstur, non eas, quia in hoc non eonsensermt, nnd eumaes pignori 
dmreLt a^firmans hoc aurum eme, — sind doch sommüi ch von: der 
Art, dass wenigstens jäiquid datumm% also wirklich» das-Gebea ewer 
res vorkam, so dass auf diese Weise wahr bleibt, dass re' contra*« 
hirt wird, nnd mitbin mit vollem Recht bezweifelt werden kann, ob 
die pign. contrmria aefte 1 dann Platz ergreife,, wenn gar nichts 
gegeben ist, also. bei blosser tfypothekbestellang an jenen Gegen« 
standen* Hohe ich. nun für solche Fälle eise in factum actio aus 
dem Pfand vertrag (pactum) angenommen, so habe ich mich damit 
zahlreichen andern Erscbefnnngen'pritorischer ReebtsOinricbtnngen 
ganz parallel gehalten. Mit weit grossem Recht wird alioi die Be* 
haantang ies Vis. den Reellen zowioderlaüfead geoanai» sfo* 
er die meinige ans innen nnaaebweisKcb nennt Und Kenner hin* 
aAgt (S. 802.) , „die Annahme, dass der Plamdcoaüaet seine etV 
gMtncbe Katar dnreb den ßesitz erhalte, widersetzen* allen jqjh 
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statcbeu Vorsteiungoa, weif ja der Gllubiger durch die Besitzer* 
greifnng ein wesentliches Erforderniss des Contractsabechlussee eip*> 
seitig beschaffe , ü. a. W. den Contract einseitig abschliesae," so 
lieft der Aasloss nur an seinen juristischen Vorstellungen; den« 
dass der Gläubiger dazu eintretenden Falls durch die gesetzliche* 
Mittel befugt sein solle, folgt ja ans dem Willen des Verpfandera, 
es fehlt also keineswegs an der Zweiseitigkeit. — Wie passt nun 
aber gar zu dieser Rüge des Vis«, das, was §r S. 120. sagt: „die 
Hypothek wird dadurch, dass der Cretbtor irgendwie den Besitz er- 
langt, von selbst ein Faustpfand (ßignus), wie der Verpfändung*» 
vertrag schon ohnehin eine und dieselbe Pfandobligation erzeugt." 
Das ist's ja wörtlich was ich lehre!! 

S. 119. erklärt sich der Verf. Ar die Meinung, „diu das in 
der Lex commütarta enthaltene Verbot auch auf den Fall zu* beziehen 
sei, wenn der Verfall der Pfänder am einen einfach in Zahlen aus- 
gedrückten, oder in das künftige Gutachten von Sachverständige» 
gestellten Preis bestimmt worden/ 4 Dazu sagt Anm. * x ) wörtlich: 
n A. M. Sinteuis, welcher zugleich behauptet, dass das Geschäft 
kein Kauf sei, weil der cwueund ie prelio fehle« Dies wird durch 
C. 15. de Gtntr. tmU widerlegt." Geringes Nachdenken fähr» zu 
dem Resultat« dass entweder ich' Unsinn f;es*gt haben, oder der Vf. 
mir. Unsinn andichten misse. .Des letzteren, und einer Wahrheit»» 
Widrigkeit dazu, macht sich denn der Verf. wiederum schuldig. Ich 
lehre S. 267. meines. Handb,: „ob der Nebenvertrag, das Pfand solle 
auf den Fall, die Zahlung erfolge nicht zur rechten Zeit, für einen 
dann zu bestimmenden angemessenen Preis verkauft sein, zu de* 
verbotenen zu .rechnen sei, ist streitig. — Die, welche ihn zulässig 
finden, machen darauf aufmerksam, dass der Neben vertrag 
des Verfalls (neulich im Allgemeinen, nicht der t* ooacretolf) 
darum kein Kauf genannt werden kOnae, weil das Haupt« 
kennzeicben, die Einigung über einen dein wahren Werth 
angemessenen Preis (Justum) fehle" u. s.w. „Das Gewicht der 
letztern Gründe wird Aberwiegend, so bald man u. s. w.'< Es feilt 
mir also nicht ein, für den Fall, den der Verf. stellt, die Natur eines 
Kaufs zu leugnen, sondern ich leugne» sie^ nur far den Nebenveiv 
trag des Verfalls 1! Und wenn ich. dann gar noch hinzusetze: „Da- 
gegen scheint so Viel, gewiss, dass der Preis nicht schon vorher be- 
stimmt sein darf, den« dann würde freilich der Vertrag dasselbe 
gegen fiba haben* wie der des Verfalls, *—" so bin ich in diesem 
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Pnmhte nicht anderer IWuig, s o ndern der YtrL ist hierin 4er 

Seimigen. 

S. 121. setzt sich der Vert, Fr. 14. »r. «V Pigat. uu4 #>. 3. 
§• 1. far. moa*. /'£*• erklärend, in Widersprach Bit 4er bisher 
■eck nicht bezweifelte* Ansicht, dass die hypothekarische Klage 
regelmässig erst dann angestellt werden könne, wenn die Hauptfor- 
derung (allig sei. Er findet in der ersten Stelle vielmehr die Regel 
.ausgesprochen, dass dies ganz von dem Interesse in concreten Fall 
abhänge. Diese Ansicht ist ans einer so radikalen Opposition gegen 
die bisherige von der Natur dieser Klage flberbanpt genommen, dass 
man weiter, als hier der Raum gestattet, ausholen mösste, um den 
Grand 4er letzteren für Zweifler mit Deberfunrang zu construiren. 

Das dritte Capitel handelt von den Wirkangen des Pfandrechts. 
Bier begegnen wir gleich wieder, S. 183. f.» der Behauptung, 
dass die C. um. Etiem mk ckiregr. etc. ganz irrig von einem s. g. 
nualificirten Reatentionsrechl verstanden werde; ein solches gebe es 
gar nicht. Dergleichen ist freilich nur möglich, wenn der Verf. ia 
der Constitution zweierlei nicht finden su können versichert, „neu- 
lich dass 4er Gläubiger nach schon empfangener Zahlong retinirea 
dfirfe, and auch wegen anderer Forderungen; das Rescript spreche 
mit darren Worten nur von dem Fall eines erst geschehenen Ange- 
bots^ Die * entscheidenden Worte lauten so : At st in ptss&sfom* 
Ijwgnoru] fueris eonstitutus, ntsi ea quoque peeunia Übt a 
iebitTe reddatur vel offerdtur^ quae sine pignere debelur % 
emm restituere propter doli malt exceptionem *on cogerv. Man 
tollte doch denken, dass, wenn unter diesen Umständen von der 
Zurückgabe des Faustpfandes Oberhaupt die Rede soll sein können, 
vor Allem die Pfendschold bezahlt sein müsse. Statt dessea aber 
reflectirt unser Verf. so: „wäre das der Fall gewesen, so wlre ja das 
Pfaadverhältniss gelösst, und die Rentention des Pfandes ist fac- 
tisch unmöglich." Aber warum denn das? werden die Leser 
fragen» und wir mit ihnen; indessen vergebens, wir erhalten keine 
Aufklärung Aber diese laotische Unmöglichkeit, — so wenig wie 
darüber, warum denn ein Pfand Verhältnis* bestehen müsse, um 
retiniren zu können« 

S. 194., bei Gelegenheit der Frage, wie ein für mehrere For- 
derungen zugleich bestelltes Pfaud hafte, behauptet der Verf.: „dass, 
wenn es zu einer gewissen Qaote haften solle, und es dann zur Aus- 
einandersetzung - durch a. communt dividumdo komme , der nach 
VerhUtniss der Forderungen «zu berechnende AuUieil d*tt Betrag 
Krit. jibrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. III. 15 
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dieser so, wie er tar Zeit der Pfandbestellung gewesen, zur Grund- 
lage zu nehmen habe. Meine Ansicht, dass er zq der Grosse in 
Anschlag kennte* wie er bei der Geltendmachung des Pfandes ge- 
wesen, sei ohne Grund. Das Allegat Fr. 16. §• 8. de Pign. und 
die Hervorhebong der Worter pro quantiUte debiti, beweisen 
nicht*, denn die Schuld in ihrem ursprünglichen Betrag sei auch 
nichts anderes ab ein debitum.* Abgesehen davon, dass das Pfand- 
recht nur eine Obligation zu seiner Entstehung und kein debitum* 
erfordert, ist doch klar, dass das Pfandrecht fflr die ganze Schuld- 
summe aus der Obligation haften soll, woraus jene künftig 
erwächst» 

Wollte ich ferner auf die Entgegnungen des Vfe. gegen meine 
Rechnurigstheorie (S. 209 ff.) för den Fall, dass Einer an mehreren 
Gütern Hypotheken für dieselbe Forderung hat, aber Nachhypothe- 
karier vorhanden sind, und der Erlös aus allen Hypotheken nicht 
alle Gläubiger deckt, also eine TTieilong eintreten muss, naher ein- 
gehen, so würde das zuviel Raum binwegnehmen. Ieh muss mich 
daher mit der Erklärung begnügen, dass der Verf. meinen Lehrsatz 
bei dieser Rechnung gar nicht verstanden hat Ohnedies wird er, 
wenn er sein Probeexempel, welches er nach meinem Lehrsatz be- 
rechnet, um dessen Unrichtigkeit zu beweisen, nochmals vergleicht, 
finden, dass er ganz natürlich ein laich es Resultat schon darum 
allein erhalten musste, weil er einmal \ multiplicirt mit 2 (RMr.) 
■*- 1 (Rtlr.) annimmt, und unmittelbar darauf $ multiplicirt mit 2 
(Rttr.) saa \ (Rtlr.), also auf eine ganz unbegreifliche Weise im Irr- 
thum ist. Für den Leser bemerke ich noch, dass hier nicht etwa 
an einen Druckfehler zu denken ist. 

8« 235. Beim Beweise, auf welchem die hypothekarische Klage 
beruhe, bemerkt der Verf. über den Fall, wenn der Beklagte eben- 
falls Pfandglaubiger desselben Verpfände™ sei, es komme darauf 
an, ob dieser spiter Eigenthttmer geworden sei, und unterscheidet 
dann weiter ,*1) dass, wenn dies erst nach der Verpfandung an beide 
geschehen sei, der filtere vorgehe.«* Dazu sagt Anm. **): „Sinte- 
rn, 9. 564., nimmt dies ebenfalls an« gerüth aber mit seiner eige- 
nen Lehre in Widerspruch, indem er die an einer re$ aliena be- 
stellten Pfandrechte als mit dem Eigenthuntserwerb des Verpfftnders 
gleichzeitig darstellt." Hier berichtet der Verf. wieder eine Un- 
wahrheit über mich» Ich sage *. a. 0* unter *• t ,werde die Klage 
gegen einen dritten Besitzer gerichtet, so werde auch noch (ausser 
den vorher behandelten Umständen) der Beweis erfordert, dass der 
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Verpfände* die Sache m bomu gehabt. Doch kdaae sich die Sache 
Bach UmsUnden verschieden gestalten; besitze aeiaKch der Besitzer 
ehenfillt als Pfandgllobiger, so werde die Frage entscheidend, oh 
beide Heile ihr Pfr. voa deaiselhea Verpftnder abtöten«. Dana 
sei der Beweis, daas dieser aar Zeit der Verpfladaag Ei* 
geathfimer gewesen, aieht nftthig, sobald sich der Kliger aar 
iai guten Glaabea befanden, oad die Entscheidaag awischea beidea 
baage aar von des Grundsätzen des Vorzugsrechts ab. Wire der 
Beklagte im schlechtes Glaabea, so linde fer iha gar keine Wirkeng 
des Pfirs. Statt. Hier werdea also die Graadsiiae der PubUctaoitehea 
Klage analog aof das Pfir. aagewcodet," o. s. w. Wo ist hier eia 
Widersprach? Ich setae ja den Fall gar siebt aasdrficklieh voraus, 
daas der Verpfsoder aachher Bigeethlmer geworden, soadera sage, 
dass dieser Umstand fflr beide Streiteade irrelevaat seil 
ü ab eg re i flich ist es aber, dass der Verl, welcher den Eigeathnnu» 
enrerb hier ftr einen wesentlichen, mitzabeweis'enden Uautaad hilf, 
soiaea eigeaea Widersprach dabei eicht gesurft bat, ia dea er da« 
darch fftllt, dass er aa reha fiUuriS) gleich mir, das Pfandrecht 
erst mit dem Erwerb anfangen Klsst, und hier, wo seiner Vor- 
aassetzaag aaeh doch dies Statt findet, deaaoeh das Alter 
eatseheideaulisstM — 

S. 239. bei Gelegenheit der Frage, ob die Verjihraag aar die 
Klage, oder das ganze Ferderaagsrecht erloschen maehe, wobei 
sieh der Verf. für das erstere entscheidet, kommt er auch darae( 
daas ja sonst die vierzigjährige Verjlhrong der a. kyp. gegen den' 
SehaMaer aismals eintreten könne, wogegen leb bemerkt habe, dass 
dieser Umstand aichts aar Sache thoe, indem ja das persealiebe 
Klagrecbt auch aaf andere Weise erloschen sein könne, so da*» die 
NataralobBgaUoa fortbesiehe. „Dieser Grand,« 4 sagt der Vf., „mit 
welcher Prätention er aoek vergetragen wird, verschwiadet indes*, 
wenn man bedenkt, dass dann die Hypothek Mr eine Natoratobtiga» 
tieti besser and danorhafter, als die f&r eine CJvilobügatioa sein 
meiste, and dass die eirUreebtliche Lftsneg eiaer Obligation — wie 
die KlagveTJähraag — immer aagieieb eiao Losung der Natural- 
obligation sein moss, wenn man von ihr nscmVbetianpten wiR, sie sei 
eine SohrÄon and keine Soiatiea*« Wenn das erste ana aaeh wahr 
wäre, was bitte deaa der Verf. damit für seiae and gegen meine 
Ansicht gewonnen? Die zweite Stifte seiner Eatgegaeng aber aeigt 
▼en einer totalen Unkenntnis* der Notar der Naturalobligationen. 
(S. ilcfcel über Veepf. ttr M. n**mrwi. & 10$. ht) 

15* 
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Di« Lehrt vom jus offerendi findet der Verf. S. 241 ff. von 
den Schriftstellern sehr dürftig behandelt. Namentlich „fiodet er 
die Ansicht unrichtig, dasa das Augebot lediglich dte a persönliche 
Forderung betreffe, und diese durch die Zahlung mit der Hypothek 
übergehe. Er geht von der entgegengesetzten Ansicht aus, dass 
neinlich in der Regel die persönliche Forderung nicht übergehe, 
sondern diese vielmehr regelmässig getilgt werde.* 4 (Beijfieser Ge- 
legenheit leugnet aach der Verf. S. 242. den Satz, dass jeder Dritte 
invito et igkerante debitore zahlen könne, glatt weg; Fr. 39- de 
NegoL gest.: Sotvcndo quisque pro alte, tieet invito et ignorante 
liberat eum % setze vorans, dass der Greditor habe nehmen wol- 
len. Sehr wohl, — ist denn aber dadurch jener Satz, in welchem 
nnr von invito debitore die Rede ist, unwahr?) Wollte man die 
weitläufigen Reflexionen und Deductionen des Vis. (S. 240—68.) 
hier alle widerlegen, und In ihren mannigfaltigen Irrgingen durch 
alle willkfihrliche Voraussetzungen und falsche Schlösse verfolgen 
und aufdecken, so wttrde man wenigstens noch einmal soviel Raum 
verbrauchen müssen. Doeh ist dies ganz unnöthig, die Irrtfattmer 
liegen so oben auf, dass sie Andern ausser dem Verf. nicht erst 
nachgewiesen zn werden brauchen, nnd selbst diesem nicht, sobald 
sich sein Widerspruchsgeist gelegt haben wird ; bis dahin aber würde 
aUe BemUheng ohnehin wohl vergebens sein. Nur zur Probe sollen 
sjnch hier einige Motive, soweit sie sich ausser dem Zusammenhange 
des Ganzen unbeschadet ihrer Integrität verstehen lassen, gegeben 
werden. So z. B. wird S. 245. als ein innerer Grund aus de» 
Sachverhaltes folgend, der genanat: „der vorstehende Gläubiger 
möge in Bezug auf sein Pfr. wohl verbunden sein, Zahlung anzuneh- 
men, aber nicht in Bezug auf seine persönliche Forderung. 44 
S. 246» » Da des vorstehenden Gläubigers Forderung solvirt werde, 
so könne sie ja nicht noch cedirt Verden, sondern nur das hypo« 
thekariathe Besilxreehl. Das haben sich die Rechfegelehrtea nicht 
recht klär zu mächen verstanden, Jemandem ein aus einer Hypothek 
abgeleitetes Besitzrecht, nicht aber eine Hypothek beizulegen (!). 
Und doch: finde das nemliche Verhältnis» bekanntlieh Statt, wenn 
der Gläubiger das Pfand verkaufte. (S. o. d. Bern* zu S. 16—32.) 
Anch hier müsse dieser, ausser dass er noch die Tradition so 
leisten habe, wenn er selbst im Besitz sei,/M* suvm eedert. 
Fr. 13. de Distr. pigh. u Diese Stelle sagt: creditor, qmijure smo 
pjgfws dMlrahü, jus tuhm aedere debet^ et si p ig uns possidet, 
(rüdere utiqme postetsionem. Also ist doch die erste Hälfte 
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von dem Ball eh versteh«!, wo er da« ftand nicht besitzt -~ 
S. 147. „Dem Glaubiger, weicher mit Besehluag der Schot* die 
Pnaeder uoemommen, kenne oderiri werden, obwohl er die Pfänder 
emtionü titulo habe, nach fr. 5. §. 1. de Di$fr. f1g**" — - c^auw« 
eatJ. tu. em. temuerimti beisst aber: noch weiti sie dieselben ge- 
kauft haben sollten, daraus folgt doch wahrhaftig atent» das* im 
jm offerendi stets ein Kuof Hege? — Das Merkwürdigste an dl#- 
ser neuen Ansieht ist nun aber die positive Seite des vermeint- 
lichen Wesens des/.o. Eine tfbemichtliehe Zusammenstellung findet 
sieh nirgends. Mühsames Heraussuchen ergiebt folgendes: (S. 2WM 
„Der Gläubiger erwirbt dnreh das Aug. R. keineswegs ein Pfand- 
recht des vorstehenden Pfandgttubigers, sondern die Sache selbst. 
Dnran schKesst sich, dass in den Quellen das Angebot mehrfach ak 
dnreb die Perm des Kaufs zu Stande gebracht verkommt. Denn 
Uhr den offerireaden Gilnbiger ist die Besahlang nichts Anderes, ah) 
ein Loskaaf der Sache. 44 (S. 261«) «Die Substitut™ in tocum (pH*- 
rü) besieht sieb nicht auf die Forderung und das Pfrndrecht des 
Verangehenden, sondern nur auf eas Rangverbiltuiss. 44 (Hiermit 
nnmentiieh denkt der Verf. Mahlenbruohs entgegengesetste An* 
sieht, die sich auf Fr. 16. qui f*tior$$ «tatst: Hatte tum lertfres 
c r e dit or primtm de yeeunia sua dimisit, in loctnrt ejus sttbstituitor 
im ea quentitate, quam superiori exsotvit, „ak vollkommen 
irrämmJieh" dargelhan so hahenl> (S. W&) «Der Gegeagran*, 
dass das Ang. R. mir dasn da sei, nrn das nachstehende Mr. so be- 
kräftigen, verschwindet, weil noch dies ein reines Assertom (!) ist. — 
Der eigentliche Zweck des Angebotes ist, die Sache beim- vorigen 
Glftebiger snameteeea, dnss der Gilnbiger den Besitz bekomme. 4 « — 
(S. 258.) „Die Abslage Uhr den abgefundenen Gläubiger fct eine 
ebenso nitsliche Verbessernng, wie jode andere nfttsfiche Verbesse- 
rang; dieselbe nothwendige Ansinge ist eine. eben seiebe netn- 
wendige hnnense, wie jede andere nothwendige Imnense» (Äe/) Pir 
diese entsteht anch sonst keine durch Pfand so sichernde Haoptfbtv 
deruuai, sondern erst wenn der Bigenthumer das Pfand wieder •haben 
und die Verbessernng sich aneignen will. Bis dabin haftet blöd die 
Sache selbst dafür (haftet die beim Pfandrecht nicht auch?), und 
das VereaJtatss ist genau so, ab wenn der Gilnbiger das ihm gege- 
bene Pfand freiwillig um die Hüfte vergrößert kitte, (Wer versieht 
das?) Der Gilnbiger kann deshalb noch rieht klagen, sondern hat 
abzuwarten, wie der Schuldner sieb dasn verhalten wird. Witt er 
aar die Hälfte des Pfände* hoben und wieddreinldsett, so behalt der 
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, Gllubiger die andere am Plnnd bis dahin, wo er auch sie wieder 
einlösen will" (S, 274.) „Die nothwendige Ausgabe vergrössert das 
Pmndreehl (was keimt dts?) auf ihre Höhe, und wird zugleich «in 
Sestandtbeil der BaaetobKgation. Die notwendige Auslage gut 
also aiebt mehr, wie jede andere," (S. 267.) *Za deren JSntatluag 
kann der Schuldner dufth «oft* pigmraticia contraria aagehaken 
werdest — Stellt man also diese zerstreuten Gedanken 
so eiglebt sieb, dass der Offerent vom Verf. in eine Kassen! 
liebe Lage gebracht wird, besonders Dritten gegenüber. Allein 
das ist noeb aiebt Alles. Dean S* 269. £ lesen wir: „Durch das 
Angebot gebt immer nur eine Lösung der Pfaadobligation vor sieb, 
and die Lösung der HauetoMigalioa ist aiebt notwendig damit ver- 
banden* — Mit dem als stfuti* der Pfaadobfigatieh eingenommenen 
Geide ist der Creditor hierniehst in der Regel verbanden, die per- 
sQnliebe Fordereng bei sieb zu lügen, gerade wie beim Pfndver- 
kaafc Indess braaebt diese Folge nicht überall einzutreten. Denn 
die #*Atffe gut in Btaag auf das Pfand aar ebensoviel, als die satig- 
fa*UQ\ diese ka*a dem Crediter ia Benag anf das Pfand gesebeben 
sein, so dass zwar das Pfandrecht, nicht aber die Forderaag au%e- 
bobea wird." — Somit wäre dean also der.VerpfÄnder dahin ge- 
bracht, diese na*b Gelegenheit doppelt and dreifach aa bezahlen, 
aemlieh einmal die bestehen bleibende Fordenmg and dann auch 
dieselbe Samme als mpensäc utÜM an den Offerenten, dem dann 
wieder ein Dritter eferirt habea könnte, u. «. w. Wabrseaeiaüeh 
findet der Leser nunmehr die Gedanken -Confusion grösser, als daas 
er noeb Lust bitte, ihr aa folgen. — Es mögen daher aar noeb 
zwei damit ia Znsammeabaag stehende Lehrsltza desVfc mitgetbeüt 
werden. S. 260* f. leugnet er, wie Vielen, so aneh dass aus Fr. 19. 
qui petiort* (Sehlassworte: fuaero, am nrnjuaut nassester tfarat, 
compeäemdxs $it, jus Hominis cedere? Retponditi poste träfen', *** 
i$Qu$tum pottulare.) der allgemeine Satz nicht abzuleiten sei, dass 
jeder jmUm pouesstr durch Angebot die Cession der Fordernng 
verlangea könne. Und warum? Weil die Eamcbeidang dem Juristen 
sehr bedenklieh geschienen, der sieb jn auch nur so zu lassern ge- 
wagt: „es könne den Anschein haben, dasa n. s. w. Bin genaueres 
Studium des FaUs ergebe aueb neck mehrfache Bedanken a. s. w." 
Bin genaueres Studium der Spraehweiso der römischen Juristen 
wörde den Verfc belehrt haben, dass diese anspruchslose, uad dar* 
um sehr n aeb ahma ngswertbn Redewendung eine ebenso unaweideu- 
Jims Ansicht andeutet, als wein dar Verf. seinen Vergiagern irr- 
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thlndiche und grandios« B s h s iif tangen verwirft, wenn sie mit bomt 
VefsteJLennunreiae nicht untyrn nslsma n t n, — * S, 274. endlich leugnet 
der VerC, das« das fan. c*dt* d a rwn äeüomm einem nachstehen* 
de« Hyp«th«*e*gUnbig#r anstehe, und warum? „weN das A ng ehet 
Ar Mm, teu ihm ei» vorgehender Gläubiger das Pfand abfordere 
etwas Notwendiges aei." (Doch wohl nur relativ» d. h. wenn ar 
das Pfand behalte« will?) Nach diesem Setz» der ahne allen Be- 
weis aufgestellt ist, wäre also der Glanhiger» welcher ein nächste» 
bände* Pfandrecht bat» ia einer nanhlheiligeree Lage als eia «ade« 
rer Juslms p—*cs$er. . Den Beweis findet der Verf. zunächst darin, 
dasa keine Stelle des offerirenden Hvpothekce^uiibigera als Cessio« 
nars des Namen erwähnt. Ist er ana aber ein justus p*H c ss* r f 
warum aell dean da aiebt wenigstens Fr. 19* qui n*Ju»r*» auf 
- ibn Anwendung finden? (Wer im jus offerendi Uehergaag der HanpU 
ferdermtg finde*, der kommt natürlich auf diese Frage gar nicht.) 

Bin hierher sind wir neeb lange nicht zur Hälfte des 680 Sei- 
ten haltenden Baches. In Uebereinsiimmang mit dem Zweck einer 
Reeenaien- können wir aber hier nach den gegebenen Proben und 
Belegen unbedenklich substsüren, ohne dem Verf. unrecht» oder 
der MSgliehnnit Air den Leser, sieb ein vollkommenes Unheil an 
bilden« Abbruch zn thnn. — Nur noch einige Aenssernngen des 
Vfs. wider mich» in denen er der Wahrheit zuwider mir Dinge aa- 
snc h ta t » die anr an sagen nicht eingefallen ist» mass ich an meiner 
Vertheidigang ragen. — S. £91. beisst es: »»das Pfr. des Vermied 
tbers ist kein geaereUea» obwohl man dies mehrfach hat behaupten 
wellen. ***) Anrn. iai ) Simonis S. 488., obwohl die dort ver- 
sackte Beweisführung im Ganzen unglücklich ist*« Ich lehre nun 
aber gerade dasselbe! (Sollte der Verf. hier das Richtige haben 
reatrtren wollen» so bat er sieb mindestens sehr zweideutig ausge- 
druckt» indem mein Name offenbar zu denen gerechnet trerdeu 
mass, die das Gegentbeil mehrfah behauptet haben.) S. 310* 
»»Die Meinung einzelner Dectoren (Mühlenbruch und ich)» welche 

klage auf Oebergabe des Pfandes nach altera Reckt für gas* 
halten» und sie nach neuerem Recht ais eine actio aV pü 
gmare dsndo gelten lassen wollen« beruhet auf Erdichtung. Denn 
die Quellen weisen eine dergleichen actio ex paeto nicht nach/- 
Wir haben aber von dieser Klage als nach heutigem Recht» wo 
die Vertrage klagbar seien» gesprochen; davon können die Quellen 
freilich nichts wissen 1 — S. (17. Anm. 31 ) findet der Verf. es 
„komisebt dass ich (S. 660« Anm. >)) zur Erklärung der dunkeln 
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Sielte, Fr. 16. §. ö- de Pign., die Vermuthung aufstelle, dass die 
res judicuta, von welcher in ihr die Rede ist, eine Novation her* 
beigefilhrt habe,« 1 and weist mich damit zu Recht, „dass ja das 
Pfandrecht ebensowenig, wie das Eigenthum einer Novation unter- 
liege." Natürlicher Weise spreche ich a. a. 0. von der Novation 
der Schuld, für welche das Pfr. bestellt war, wie ja auch die 
Ann. 3 ) bei den Textworten: „Erneuerung der Schuld," steht. 
Zam Schlnst aber können wir es uns doch nicht versagen, noch de« 
Vfs. Erklärung /iieser Stelle, die bekanntlich sehr schwierig ist, 
(s. Keller Lit. ContesL S. Ö91 IT.) zu geben, da sie fast besser, 
wie irgend eine, geeignet ist, seine Weise, juristich zu refieetiren» 
darzulegen. „Die Stelle wird beinahe schon durch eine richtige 
Uebersetzung klar. Sie bedeutet: der Creditor, der sein Pfand 
durch richterliche Adjudicatioh erworben hat, kann nicht vindiet- 
ren, weil, wenn es ihm auch adjudicirt worden, der Zweck doch 
nicht gewesen ist, ihm Eigenthum zu verschaffen; er gebraucht da- 
her wider den Possessor, der sich das Wort der „Adjudicatiou" Ar 
eine exceptio reijudieatae auf die actio kypothccaria dienen lassen 
will, die Replik: st secundtm me judicatum non ert'L Damit sind 
die Fälle gemeint, wo ein fidejussor conventus, oder sonst subsidiär 
Verpflichtete, oder ein nachstehender Gläubiger dem vorstehende« 
Pfandgläubiger Zahlung geleistet hat, und darauf das Pfand durch 
richterliches Erkenn tniss adjudicirt erhielt 44 Betrachtungen bteraa 
zu knüpfen, mag dem Leser selbst überlassen bleiben. 

In der Sprache des Vfs. fallen nieht selten Worte auf, die wohl 
weniger Provinciallsmen, als eigene Erfindung von ihm sind, se> 
z.B.: gftndlegliche Beweisführung, S. 242.; Offerenz, S. 243* 
Beziehbirke it, S. 256.; Verauslagung, S. 274-; vergnügliche Ver- 
wendungen, S. 810.; Betagtheit (einer Forderung), S. 344.; den 
Ueberschuss ausfolgen (statt auszahlen), S. 85t; wir rfickaiehti- 
gen, u. dgl. m. 

Manche werden diese Recension zu lang oder zu glhnpüch 
finden; dem letztern Tadel sähe ich sie am liebsten ausgesetzt. Ans« 
Ehrlichkeit der Belege zu meinem Urtbeü aber schien aus mehrere« 
Gründen hdthig, vor Allem zn dem Zweck, um de» Leser den Wert» 
und Gharaeter des Buches ans *n#glichst vieien Beispielen erkennen 
zu lassen. 
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Das Recht der Actiengcsellsehaftcn mit besonderer Rücksicht 

anf Eisenbahngesellschiiften. Von Mhr, luTeno Pohls. Ham- 
burg, 1842. 

Receasirt 

von 

Herrn Professor Jfr. Welolie zu Leipzig. 

Nachdem der Verf. Einiges zur Geschichte und Literatur der 
Aetieovereiae beigebracht hat, «teilt er §. 4. vorlaufig den Begriff und 
das Wesen derselben fest, worauf wir später zurückkommen werden. 
Der §. 5. bandelt von der „Perfektion der Compagnie." Hier bemerkt 
er, dass „die Unterzeichnung des s. g. Prospectes an und für sich 
Niemanden zum Theünehmer machen kann." „Stillschweigende Be- 
diagvng ist, auch wo die Verbindlichkeit, Actien zu nehmen, unbe- 
zweifelt vorliegt, dass die Compagnie wirktich zu Stande komme, 
d. h. dass alle Bedingungen erftllt werden, unter denen eine Com* 
pagnie ah seiche existtren kann, und dass sie wirklich als Compagnie 
in Wirksamkeit trete. 44 Dies setzt voraus, „dass die projeetirte 2abl 
der Actie», wie man sich ausdrückt, untergebracht werde, und also 
der projeetirte Fond wirklich zusammengekommen sei", und dass der 
Zweck noch erreichbar erscheine. Hier vermischt der Verf. zunächst 
zwei ganz verschiedene Momente, denn es ist doch eine ganz an- 
dere Frage, ob die Actien erst untergebracht werden und ob der 
Fond zusammengekommen sei. Unter diesen Umständen weis man 
man sieht, mod das ist gerade die Sache, auf die es ankommt, wann 
■nd wenn der Verf. die Verbindlichkeit die Actien zu nehmen aner- 
kennen will. Der Verf. scheint nun zwar davon auszugehen, dass 
ein Fond bestimmt ist, „mit dem die Compagnie errichtet werden 
solle", der also als eine Art Minimum zu betrachten ist» Bis dieser 
wenigstens zusammengebracht, scheint der Verf. keine Verbindlich- 
keit, die in Felge des Prospectes gezeichneten Actien zn nehmen, 
gelten lassen zn wollen. Da dieser wichtige Gegenstand, der aller- 
dings nach Grnndsttzcn des gemeinen Rechts zn entscheiden wäre, 
darekais rieht genügend oder erschöpfend behandelt im, so wollen 
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wir auch ans dem von dem Verf. hierüber Bemerkten keine weiteren 
Folgerungen ziehen, weil wir ihm bei der hier obwaltenden Unsicher- 
heit seiner Grundsätze, leicht unrecht thun konnten. Wir wundern 
uns aber, da&s der Verf. hierbei nicht einmal der statutarischen Be- 
stimmung Erwähnung gethan bat, dass wenn der Actiennehmer nicht 
gehörig einzahlt, er seiner Actie verlustig sei. Vgl. jedoch S. 223. 
,u. 229. Ueberhaupt handelt §. 24. von obigem Gegenstande noch- 
mals und zwar ausführlicher. Sodann befremdet uns S. 22. der Satz: 
„Jeder Interessent hat ein Recht zu verlangen, dass seine s&mmt- 
lichen Mitinteressenlen für den Betrag der Actie solvent seien. 41 
Der §.6. fährt sodann so fort. „Zur Perfection der ActiensocieUt 
gehört ferner in der Regel die Genehmigung der Regierung, oder 
wenigstens werden da, wo solche nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, 
häufig gewisse Formalitäten gefordert, die beobachtet werden missen, 
ehe die Gesellschaft in Wirksamkeit treten kann." Hierbei über- 
geht es der Verf., von der juristischen Bedeutung dieser Geneh- 
migung der Regierungen zu sprechen, obschon dieselbe auf 4io 
rechtliche Gestaltung des Actien verein«, wie wir noch sehen wer- 
den, von wesentlichem Einfluss ist. Auch fragt es sich, ob sie nach 
unserem Rechte nothwendig erforderlich sei, «ad ob man sie als 
einen Sata des gemeinen d. h. unmittelbar giltigen Rechts anzusehen 
habe. Nachdem nnn im §* 6. n. 7. von den Reehten einzelner nament- 
lich nicht tentseher Staaten die Rede gewesen ist, fttrft der Verf. 
§. 8. fort: 

„Wenn nnn eine Aefiengesellachaft errichtet wurde, aber ohne die nach den 
Gesetzen erforderliche Au torisatfeut der Regierung nachznswohen, oder re- 
•pective die vorgeschriebenen Formalitäten zu beobachten, welches ist die 
Folge davon? Ist 'diese Folge in einem Gesetze bestimmt, — was leiten 
geschehen , — so ist die Antwort sehr einfach. Wo dieses nicht der Fall t da 
bleibt nicht*, als die allgemeine Regel des gemeinen Rechts anzuwenden, 
nach welcher jede Handlung, die in den Gesetzen verholen Ist, auch ohne 
dass dieses in dem Gesetze ausgesprochen wurde, 4p9o jur* als nichtig sat- 
gesehen werden solle, und daher zu behaupten, es exfetfre rechtlicher Art 
nach keine Aciiengesellschaft. Dieses ist für den Fall der nicht ertheilten 
Autorisaiion wohl unbedingt anzunehmen, und zwar selbst dann, wenn 
ausserdem in dem Gesetze eine Strafe angedroht int, welche eine ohne Er- 
laubnis in Wirksamheit getretene Gesellschaft treffen soll. Es kann daher 
hier ans den in Beziehung auf eine selche Gesellschaft ins Lehen antreten an 
Verhältnissen durchaus keine Klage weder den Theilfraocm unser «nd gegen 
einander, noch gegen Dritte eingerannt worden. 14 

Abgesehen «on Manehen, was bei den jetet in Bfinksicfct auf diesen 
Gegenstand stattfindenden Verklfenjssen in dt« einsehe* Hadern so 
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bo acbte a gewesen wäre, Manen wir dem Verl* in Besag auf Obiges 
■teilt besotissmen. Gesetzt auch, dass ein Staat die Genehmiguos 
der Re g i erung zur Errichtung eines Aetienveretns verfingt, and diese 
«cht neebgeeueht wurde, so ist deshalb doch noch nicht tob vOtKger 
Nichtigkeit and Klaglosigkeit alter schon eingegangenen Verbindlich- 
keiten die Rede. Zavärderst konnte dann deck wohl die Genebini* 
gang noch nachgeholt werden. Aber anch abgesehen davon folgt ans 
dem Mangel der Genehratgartg obiger auffeilende Satz noch keines- 
wegs» Den» eine solche- nicht beobachtete Formalität bewirkt nach 
u nser e m gemeinen Reeble noch nicht, dass das Geschäft selbst als 
ein verbotenes erscheine, nnd Klaglosigkeit zur Folge habe. Der 
Verf. sagt nichts da/äber, wann die Genehmigung nachzugeben 
sei r und doch ist dies bei seiner Hieorie von nächster Wichtigkeit, 
de*n es konnte das Geschäft erst dann fttr ein verbotenes erach- 
tet werden, wenn die Zeit der Nacfcsuchuag, ohne dass dieselbe 
erfolgt wäre, verflossen ist. Aach nimmt ja der Verf. im Vorher- 
gehenden an, dass die Aetiontre ihre Verbindlichkeiten erfülle« 
■Assen, wenn nnr die Erfordernisse vorhanden sind, dass der Actien- 
verein zo Stande kommen werde, wohin er aber durchaus noch 
«cht die gedachte Genehmigung zählt. 

Allerdings kann ein projeetirter Actieuverein, wenn das Landes- 
seine Existenz ausdrücklich von der Genehmigung iet Regie* 
abhängig macht, ohne diese nicht besteben nnd in Wirksamkeit 
treten. Deshalb sind aber doch die an sieh giltigen Vertragsverhält- 
nisse, welche bis dahin, wo die Genehmigung erst erfolgen koaole, 
begrfiacVt wurden, noch nicht ungiltig, nichtig und klaglos, sobald 
dies sieht ein Gesetz ausdrücklich als Strafe ausspricht» Ist die Ge- 
nehmigung nicht nachgesucht worden, so kennen allerdings die bis 
dahia, wo dies erfolgen musste, gütig entstandenen Rechtsverhält- 
nisse nicht nach den Grundsätzen des bestätigten Actfenvereins ver- 
folgt werden, wohl aber nach deaen, die ihrer rechtlichen Beurthei- 
hng, abgesehen von der Natar der Aetienvereine, zur Grundlage 
gasStat haben wurden. Vorzöglieh werden also hier die Grundsätze 
der secuta* zur Anwendung zu bringen sein. Schon nach römischem 
Rechte kennte eine societas durch Bestätigung von Seiten des Staats 
ia eine Corporatien Übergeben. Beabsichtigte man dies nun bei der 
Ei n geh ung der societm», suchte man dann aber obige Bestätigung 
sacht Buch, so Wieb dennoch die sottoas natürlich ah) das giltig, 
«as sia uxuprfhngticb war. So sieht auch das englische Recht, wie 
der Verf. aaderwirU erwähnt» jhs Verhältaiss au, es beartueilt die 
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Actiea vereine, welche keine Bestätigung nachgesucht haben, wie ge- 
wöhnliche Handelsgesellschaften, und lässt.die einzelnen solidarisch 
haften. Wollte gleich der Verf. die nicht bestätigten Aetienveretue 
unter die römischen collegim. Ulieäa zählen, was gewiss sonderbar 
wäre, so ist es doch auch bei diesen, wenn sie sich auflösen missen, 
den Einzelnen gestattet, ihre« etwaigen Antheil an der gemeinschaft- 
lichen Casse zurückzufordern und einzuklagen* Und in Betreff der Actio- 
näre, deren Vorsteher die nöthige Genehmigung nicht nachgesucht ha- 
ben, behauptet der Vf. ohne weiteres, daas ihnen durchaus keine Klage 
weder unter und gegen einander noch gegen Dritte eingerahmt werde* 
könne ! Auch das französische Recht fasst das gedachte Verhältnis« 
in der von uns angedeuteten Weise auf, worüber sich mehr bei 
Schiebe, die Lehre von dea Handelsgesellschaften u. s* w., 1841-. 
S. 155. u. ff. 6ndet. Ueberbaupt ist hier, freilich zunächst nur nacli 
französischem Rechte, Alles was sich auf die* Errichtung eines Aetien- 
vereines bezieht, weit anschaulicher, practischer und richtiger «an- 
einander gesetzt, als bei dem Verf., dessen Grundsätze sehwerfeh 
bei Streitigkeiten in Betreff der Errichtung eines Actienvereiees weit 
reichen werden. Doch wird allerdings später besonders §. 24« Man* 
ches noch nachgeholt. Nebenbei sei hier noch bemerkt, dass es 
sehr befremden muss, dass der Verf. öfterer Malftyre et Jotcrdaim 
traue* des socieUs commerciales zitirt, während ihm doch augen- 
scheinlich nur Schiebe's Schrift, die mehr und weniger als j e nes 
französische Werk enthält, vorgelegen hat« So zitirt er nach, Num- 
mern, die jene Schrift gar nicht hat, wohl aber die Schiebe's. Mmm 
kann daher auch ohne Schiebe des Verfr. Zitate in dem franxftei» 
rfchen Werke gar nicht einmal wieder finden. Ja es kommt, da 
Schiebe's Buch nicht blos Uebersetmng des französischen ist, auch 
vor, dass sich das Zitirte in dem französischen Buche gar nicht fin- 
det, wohl aber bei Schiebe! — 

In §. 10. handelt der Verf. von den Privilegien der GeeeMsckaft» 
Er hebt dabei aber nur besondere Vorrechte, namentlich politischer 
oder staatswirlhschaftlicher Natur aus, 'die einseinen Aetien vereinen 
ertheilt werden können oder worden sind; auf privatrechtliche geht 
er nicht ein« 

Mehr IHM sich jedoch gegen §. II. einwenden, der die Ueber- 
schrift führt: „Character der Aktiengesellschaft, " Hier spricht eich 
der Verf. daftr ans, dass sie soci*täte$ seien, ohne nur des von ihm 
selbst oft erwähnten , Umstanden, dass sie nach Landesgeecmen noeh 
als Corperationen gelten« zu gedenken. Nashdem §. 1. schon M- 
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geade Definboa 01 die Spitze gestellt bat: „Die ActieugeseUschaft 
ist eise Art der stille* Gesellschaft, deren Wesen darin besteht, dass 
sich fiele vereinige*, aai mit einem bestimmten, auf Actiea insam- 
menzabringendeu Capitata eine Unternehmung auszufahren, oder ein 
Geschäft n betreiben,« bebt §. it. aa: „Das Wesen der Actiea- 
geselbcbaft ist daaa aar unleugbar das einer SocieUt, wiewobl eioer 
eigentüm l ichen," daan heust es bald darauf: „Die Actieagesellschaft 
ist a«B diejenige aioralisebe Person, welche, ohne dass die Na- 
men derjenigen Individuen oder physischen Personen, aas weichen 
sie zusammen g esetzt ist, in Betracht komnien, gewisse bestimmte 
Zwecke ▼erfolgt. 4 * Endlich auf derselben Seite 5& steht: „in der 
Art der Association liegt etwas, was der Gesellschaft; so weit sie ia 
Betracht könnt, die Qualifieation einer nach handelsrechtlichen Grund- 
sätzen zu benrtheilenden (moralischen) Person ertheilt." Wir über- 
lassen es den Lesern, ob ihnen diese Charaeterisirnng des Actien- 
tereins genügt Unserer Ansicht nach inden wir hei Schiebe Nr. 251. 
n. 252. den Actieaverein weit besser Und richtiger aufgefasst Da 
wir aas aber Ober die Sache selbst schon in einer besonderen Ab* 
haadlung: Ein juristischer Beitrag zur Gesetzgebung Ober Actienver- 
eine; in (Pilitz) Bfllou's Zeitschrift Jahrg. 1842. Hea 3. ausge- 
sprochen haben, so verweisen wir hier darauf, und bemerken nur 
noch, dass der Verf. in der unten mitgetheiltea Stelle auf einmal 
ptotzhek anderer Ansieht geworden za sein seheint. Was soll man 
aber za einem solchen Verfahren ia einem and demselbea Buche 
sageal — Der §. 12. Ahrt die Ueberschrifl: „Unterschied von ihn« 
lieben Instituten/« Hier spricht der als Schriftsteller Ober Handels- 
recht hochgeachtete Verf. von S. 58—77. von der reguKrten Gesell 
schaft; tob derCommandite und von anderen Instituten insbesondere 
der Handelswelt Da es sieh hierbei um nichts wesentliches baadeit» 
so «Vergehen wir diese §§• Manches davon bitte gewiss wegbleiben 
kauen. 

Mit §. 17. beginnt der Verl eine eigene. Abhandlung seines 
Buchet aaler der Uebersebrift: „Von den Eisenbahngesell* 
schaften insbesondere." Der Verf. sucht das Hereinziehen die« 
ses Gegenstandes mit der Wichtigkeit desselben zu rechtfertigen« 
Wir zweifeln auch nicht, dass diese ziemlich isolirt dastehende Ab« 
handlang viele Leser finden wird. Aach ist gegen das Mitgethetke 
nichts BrbebUehes einzuwenden, vielmehr verdient die Zusammen« 
stetmug nantentüch der verschiedenen einschlagenden Ansetze der 
Linder alles Lob* AJtftn eiimal gehört der Gegenstand 
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nicht hierher , indem Alle», was der Verf. Itber Eisenbahnen mittkeilt, 
auf die Actienvereine als solche keine besondere Beziehung hat 
and ebenso zur Anwendung kommen mösste, wem Bin Privatmunm 
eine Eisenbahn baute'. Sodann zeichnet sich aber diese Abtandlung 
durch eine tiefere wissenschaftliche Begrün dang der einzelnen Grand- 
Sätze nicht ans, denn wenn der Verf. z. B. der Gesellschaft das 
Eigenlhnm an der Bahn u. s. w. zuspricht, so fragt man dann immer 
noch, wer denn die Gesellschaft sei; ob das Eigentums also den ein* 
zelnen Actionären zu intellectoellen Theilen zustehe, oder ob es dem 
Actienverein als einer juristischen Person gebore u. a. w< Endlich fin- 
den sich aber auch in Bezug auf die Rechte der einzelnen Länder, 
wenigstens wenn wir von dem, was der Verf. über Sachsen sagt, 
einen Scblnss auf die Ihrigen machen dürfen, einzelne Unrichtigkeiten. 
Doch dies wollen wir am allerwenigsten tu gen, da derartige Versehen 
gar zu leicht gemacht sind. Mag auch dieser Abseheilt genau genom- 
men nicht hierher gehören, mag er auch die gedachten Mangel haben, 
bei der Neuheit und Wichtigkeit des Gegenstandes z. B. hinsichtlich 
der Expropriationsfrage lassen wir ihm gern alle Gerechtigkeit 
widerfahren, er hatte aber auch recht gut ein Schrift eben für sieh 
gebildet, da er von S. 78 — 153. reicht. 

Das zweite Capitel handelt „von der Verfassung der Aetieu» 
gesellschaft" Hier bespricht der Verf. §. 24. zunächst das Ent- 
stehen derselben, wovon jedoch auch schon oben die Rede war. 

Die Darstellung des Verfs. ist, abgesehen von NajcUissigketten im 
Style, insofern nicht zu loben, als das Einzelne viel zu wenig geord- 
net, vielmehr oft nur neben einander gestellt ist, wie es dem Verf» 
in die Feder gekommen zu sein scheint; dies e r s c hwert selbst zu- 
weilen das Verständnis*, Bei einer Oeberarbefton*; des Gansern 
wflrde er selbst gewiss noch Vieles zu verbessern gefunden haben* 
Das ganze erste Capitel, welches gerade die Hüfte seiner Lehre 
von dem Actienvereine einnimmt, könnte hinwegfallen, ohne dann 
man etwas Wesentliches för den Gegenstand seihet vermissen wOrde. 

Der Verf. verfolgt nun in Bezug auf das Entstehen eines Atäen- 
Vereines 'den Gang, den wir ha bürgerlichen Leben wahrnehmen. 
Einer oder Einige die steh deshalb vereinigt haben, Jansen einem 
Prospect ergehen nnd fordern zur Theünaknte. an dem zu errkh* 
tendee Actienvereine auf. Pur die Stifter oder Unternehmer ist den 
Prespect, Ober dessen Inhalt sieb der Verf. weiter ausspricht, „vor* 
läufig un b e dingt verbindlich." Weichen sie aber dennoch vom den»» 
selbe« eigenmächtig ab, und *, erglüht es sieh, ehe die freeelitrheft 
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ihre Wirksamkeit begonnen, so wird freiliefe jedem freistehen, sich 
zurückzuziehen oder seine Theifnahme za versagen, wobei dann na- 
tirfieb alle Anspräche anf Entschädigung gegen die Stifter, aber 
auch nnr gegen diene, geltend gemacht werden können. Dies Unft 
dann anf eine Auflösung der Gesellschaft hinaas, sobald mehrere Be- 
theiligte sich in dieser Art zurückziehen, nnd nna die Zahl der 
Actionisten nicht* mehr vollständig ist." Dies mag allerdings der 
eine Weg sein, den die ßetheiligten einschlagen können, wenn die 
Stifter von dem Prospeet willkürlich- abweichen. Sollten die letzteren 
aber sieht anch angehalten werden können, ihren Prospeet zn er- 
füllen? Der Verf. erklärt ihn ja ftr die Stifter fitr unbedingt ver- 
bindlich! 

Das Rechtsverhältnis*, in dem die zu der projeetirten Unterneh- 
mrnng hinzutretenden Actionare zn den Stiftern oder Unternehmern 
flehen, ist von dem Verf. wenigstens in sofern nicht gehörig gewSr* 
digt worden, als er sieh nicht bemüht, einen Grundsatz deshalb auf- 
zustellen. Die societas kann denselben augenscheinlich nicht dar» 
bieten. Das Verhiltniss ist vielmehr eigenthflml icher Art, nnd 
bedürfte wehl sorgfältiger Untersuchungen. Es kommt aber nicht 
Mos bei Actienvereinen tot, sondern namentlich heutzutage in gar 
vielen- andern Verhältnissen, z. B*. wenn sich Einer oder Mehrere 
an die Spitze stellen, um einen Verein z. B. zu literarischen oder 
anderen Zwecken zu stiften; bei Auswanderung»- und Ansiedelungs» 
Coleatien; bei der Errichtung venDenJunllern durch Subseription u. s» w. 
Hier seheint ein Einschreiten der Regierungen nöthig zn sein, damit 
eÜe einzelnen sich Anschliessenden nicht getauscht oder gar betro- 
gen werden. Zwar kann man sagen, dass Leute, die kein Vertrauen 
besitzen, mit ihren Unternehmungen keinen Anklang im Publicum 
indem worden, nnd dass auch die Regierung solche Unternehmer 
nicht besser kennen werde, ab das Publicum ; allein einmal giebt es 
viele Leichtgläubige, die sich verlocken lassen, und sodann können 
Entferntere doch noch mit den fraglichen Persönlichkeiten nicht be- 
kannt sein. In gewissen Pillen greifen allerdings schon die Regie- 
rungen ein, z. B. wenn Jemand einen Gegenstand, ein Pferd oder 
nach ein Grundstock ausspielen lassen will. — • Die Einwirkungen 
der Regierung nach französischem Recht anf einen zu errichtenden 
Actienverein finden sich bei Schiebe a.a.O. S. 151. IT. 

Der Verf. will sodann zwischen dem den Unternehmern erteil- 
ten Versprechen, Actien nejkmeo zn wollen, und dem wirkjitfcen Zeich- 
nen der Aetieo, wie es seheint, UntefvcheidiBgea machen; zwar 
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vermisst man auch hierbei Schärfe und Bündigkeit, es ist aber 
doch auch recht Beachtenswertes jnitgetheilt. Dass die Schrift 
in irgend einer Art wesentliches Erforderniss sei, nm Mitglied eines 
neu errichteten Actienvereins zu werden, hätte der Verf. S„ 158. 
geradezu aussprechen und an die Spitze stellen können« S. 160* 
erklärt er sich gewiss nicht ohne Grund gegen die an den In- 
haber gestellten Actien. S. 167. spricht der Verf. noch von den 
Personen, welche Mitglieder eines Actienvereines werden können; 
dabei hätte er aber die Folgen, die es z. B. hinsichtlich der Gläu- 
biger desselben hat, wenn Jemand sein Geld in eine solche Unter- 
nehmung anlegt, in Erwägung ziehen sollen. Schon Mittermaier 
t. Pr. Neuste Ausg. §. 558. weist darauf hin. Nun folgt §. 25. 
„Nomineller* Theilhaber. Theilhaber durch concludente Facta." 
^Dieser ganze §* hätte recht gut wegbleiben können, denn das Ver- 
hältniss des nominellen Theühabers zum wirklichen, wenn es vor- 
kommt, sollte unserer Ansicht nach von dem Actienvereine gar nicht 
berücksichtigt werden, und was dann der Verf. ober den Theilhaber 
durch concludente Facta sagt, erscheint nur als eine Eigentümlich- 
keit des englischen Rechtes. 

Aus dem §. 26. th eilen wir folgende Stelle mit, die unserer 
Meinung nach zwar einzelnes Unrichtige und nicht gehörig Begrün- 
dete enthält, jedoch im Ganzen den Actienverein weit richtiger auf- 
fegst als es früher in §. 11. geschah. Das Unbegreifliche dabei ist 
aber, wie der Verf., nachdem er am gedachten Orte das Wesen den 
Actienvereins characterisirt hatte, hier nochmals darauf zurückkommen 
«od insbesondere dem früher Gesagten ganz widersprechen de 
Grandsätze aufstellen konnte* Fast sollte man glauben? der Verf. 
habe diesen §. erst später eingeschoben, und dabei nicht daran ge- 
dacht, was er durch das ganze Buch hindurch gesagt und verlhetdigt 
habe! Was ist nun seine wahre Meinung hinsichtlich des Gharacters 
der Actienvereine? Hier vertheidigt er durch den ganzen §• hin- 
durch im wesentlichen ihre Natur als Corporationen, und oben soll- 
ten sie durchaus societatts sein. Die Stelle ist folgende: 

„An, und für tick lassen sich die anonymen Geeetllchaftesi all moraüiehe 
(juristische) Person betrachten. Freilieh sind sie dadurch , wenn »an sich 
an die im Römischen Rechte vorkommenden Bejipiele von Corporationen 
i hält? noch nicht Corporationen in diesem Sinne. Wenn man aber den Be- 
griff der moralischen Person, als die Vereinigung mehrerer physischen 
\ Personen zu einem gemeinschaftlichen, dauernden Zwetke,' sofern diese 
Vetfesagfeng als Bla Subject von machten in Betracht kommt, denkt, «ad 
dann die Rechte der Af tfe a gea e Bs cfcaft hestimmt hat, *o ist 1n d«r That 
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[,Aim ealer die Bee*ik der Corpora Koecn oder 
Usurersitates des Reaüsckea Recktet gebreckt werde« kenne, in so mekr 
eise Massige, alt «an wokl öffentliche, und Priratcorporalioaeo unter- 
scheiden kann , and nie jede Corporation gerade nor tolcke Reckte kat, die 
Sor tob dem Reg en ten oder Gesetzgeber beigelegt sind. ■ Daker kaben denn 
amck aeaere Gesetze den B^grisT der CatpoiatJcm aaf Prina rfariaaigaagiia 
allerdings ausgedehnt, aofani diese einen dauernden Zareck kaben, wobei 
allenfalls, — wiewohl nickt einmal allgemein, — die Geaeknugang der 
Geaeilscnnft dnrck die Regierung hinzukommen nag. Aack lind selbst ein- 
sela , wie in Preussen and Baiern , den Actiengesellsckaften die Reckte der 
Cor s o r atienep b e i ge leg t, wie diese« in England oad America bei jeder deren 
Parlsasrnt s ead resp. Oosjgi essaeteoetroyirsreQaaapagafa gankisbt ; aik> 
read aadertwe ihaea weaaaataas dar Chaaueter einer jarittiseken Pctaoa 
aasdrncklick beigelegt worden. 

Dans dabei manche derjenigen Rechte, die das gemeine Reckt, sein 
Tkeil selbst nor die Interpretation , der Corporation all Gemeinde beilegt 
nickt aar A awend aag kommen, liegt gerade in dem €knraeter der Privat- 
carmtasnaau Part**elcrr*ehie dagegen, Wie s,B.daa feceasamhe sUcht, 
nrässra dar sa einer Gosporatioo erhobenen Ctesettschaft alle diejenigen 
Reckte eäaaeamea, welche Cerporationeu überhaupt kaben. In England 
and America, wo ja jede Compagnie. auf einem tpeciellen Gesetze beruht, 
ist dies in den einzelnen Fällen wirklich geschehen, und die, der Actien- 
geseDscnaft ertkeilten, besondern Befugnisse nähern sieh aaf eine mei*> 
wasanae Weise denjenigen , weiche daa Remis cke Reckt den mm*er*Hattim$ 
beilegt. Dia wesentlichen derselben sind: 1. Die fortwährende Dauer der> 
selben; d. h. dass sie nickt aufhört, auch wenn die Mitglieder derselben, 
bis auf Eines, sterben. 2. Wie einzelne Individuen in und ausser Gericht 
in bändeln. 8. Land und Sonstiges unbewegliches Efgenthum zu kaufen 
and sa besitzen. 4» Ein gemeinschaftliches Siegel zu gebraacheni S. Ste» 
taten flmt.lssfs> an machen, welche für ihre Mitglieder Terbia4ewee Kram 
heben; welcke Befugnisse gleichwohl der Conirolle and Genehmigaiaj den* 
SUmU» unterworfen sind." 

Trolsskn behandelt de* Verf. in Folgenden die Ae^nvereiae 
ganz entschieden wie ritasisehe soaVftwYs, nqd sieht aus.der'so ebea« 
uritgetheilten Stelle' durchaus keine weiteren Folgerungen» So sucM er 
nach nachzuweisen, dass die Directoren geschftftsffihrende 
soct't seien, and will sie nun nach den über diese geltenden Grund- 
Sitzen beortaetlt wissen. Dm, was der Verf. dann weiter Ober die- 
selben, die Generalversammlungen, die Stimmenmehrheit u. s.w. sagt, 
ist eine Ausführung der schon bekannten Ansichten, un<f\s llstt 
sieb dagegen nichts erhebKcbes einwenden, wenn man von einer 
tieferen wissenschaftlichen Begründung absiebt. Diese rer- 
missea wir aber im ganzen Werke, aueb scheint uns der Verf. hier» 
xa nicht die hinreichenden civilistischen Kenntnisse zu besitzen. Auf 
das Einzelne weiter noch einzugehen, erachten wir nickt für nötbfg. 
Krit Jakrb. f. d. K.W. Jahrg. VI. H.1II. 16 
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J44 P$U* 9 Das Reckt 4er AetiengeMtsoMkea* 

THeils haften wir Mehrere», was sieb auf die Aetien und deren Natur 
bezieht, io der oben schon angegebenen Abhandtang besprochen, 
theüs ist das Bach in wissenschaftlicher Hinsicht nicht von sol- 
cher Bedemnng, dass es nach dem neuern Plan dieser Zeitschrift 
•••er noch ausführlicheren Beartkeilufig bedlrfte» 

Da wir es durchaus für falsch halten, den A d i en t e r ein ah eine 
societas zu behandeln (s. d. Abhndl*), da der Verf. die einzig wahre 
Natur der Actie verkennt oder nicht herausgefunden hat, so kön- 
••« wir ehe« auch natirlich in den meisten setner Folgesätze ihm 
nicht beistimmen, and mflsston daher, wen wir Alias besprechen 
wöfHen, beinahe ein neues Buch schreiben. Dass das Buch trotz 
dem viel Brauchbare« und Lehrreiches enthält, wollen wir gar nicht 
in Abrede stellen. Ja wir erkennen auch gerne an, dass alle die, 
welche mit dem Verf. die bis jetzt- herrschende Meinung, das* der 
Aetienrerein eine societas und di« Aetie aia intelleetaeller Theil 
des Ganzen sei, theilen, dem Werke einen weit grossem Werth bei- 
legen müssen, als wir dies können. Wir bedauern daher aber auch, 
dass di$ falsche Döctrin in ihm eine grosse Stütze gefunden haben 

So dankeasweHb et gewiss ist, dass der Verfl ans müden hier- 
hergehörigen Rechten und Gesetzen der Amerikaner, Portugiesen, 
Spanier, Franzosen, Engländer, Russen, Ungarn, Schweizer u. s. w. 
fcekannjt macht, so wäre es doch wohl die Hauptaufgabe für iha ge- 
wesen, nnabhängig von dem Rechte dieser Völker, das Gebäude des 
Aotieumreia» nach «asern einheimischen Rechtseaeüea and verwandten 
Instituten juristisch zu constrniren und aufzubauen. Bitte er dies 
mit wissenschaftlichem Geiste versucht, so würde das Resultat leicht 
ein anderes gewesen sein, und es würde uns gefreut baten, 'wenn 
er mit den von uns in jener Abhandlung niedergelegten Ergebnisse! 
tberetngestimmt hätte. 
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Der Kindermerd, die TSdtug Erwachsener, der Selbst- 
mord md die Todesstrafen, vom seien Standpunkte eine* 
h oher « Physiologie ans befeuchtet. Für tesetzgeber, Reebtsgd* 
fehlte, Natarforscher ud denkende Gebildete, dargestellt tob 
jfrr« Klemelte, vorm. k. Hr. MHUairarzt, korresp. MhgL m. geh 
GcsettsdL etc. Leipzig, 1840« 



n Ela*to©merTVMJkwuifutdi©ÜB»t«bUchMt 
«ehr gefährlich werden." 

Klenke» derKIntfenDordiLi.w. 8. 40. 

Wem ein vorangestelltes Motto ungefähr denselben Zweck bat* 
wie Jas Anschlagen des Haaptaeeerds vor dem Vortrage eiaes Ma>* 
sikstficks, was nm so nothwendtger erachtet wird, je fremdartiger 
derselhe den m nns vorher aufgenommenen Toareihen ist, so hielt. 
et Res. für seine Pflicht, ein solches auch gegenwärtigem Berichte 
vtranzastelten, vnd er mosste, am dieser Pflicht nachzukommen, 
fernst gegen die Sitte Verstössen« welche das Motto den Aesdmeft 
einer andern geistigen Persönlichkeit sein fasst',' hier ein eignes 
Won des Vfs. vorKegeoden Baches dazu wShlen, weil ihm anch aar 1 
ein entferntet Analogen des darin enthaltenen nirgendsher zagehesi 
Wollte. Non heseheidet sich zwar Rec, dass ihm eher die rein phy» 
sMogische Sehe der hier aufgestellten Ansichten in keiner Weis* 
«n ts d. Bf. aaszasprechendes UrfheH zustehe — wenn gleich die 
Aufschrift des Boches ihm wohl diese venia gewährte — ; aHein dies* 
Seite and der sie characterisirende obige Satz wird gleichwohl, atz 
Bmis der daranfgehanfen recfaisphilosophischeo und crimiaaipolM- 
tchen Ansichten, den Inhalt des ersten Tbeils unseres Referats bil- 
den messen, und so folge denn ohne Weiteres der Kern. AeseV 
Argaaeotatfow; — Was konnte auch «fiese* Weitere* nützen, nner* 
wartet des Neuen, dal im* geioten wird? Wird min aeeb vow dear 
Schwierigheiren> Afr Umstitifeng de« Kap Born «nd von den Mittero, 
** in heben, sprechen, wenn ein Kanal dareh €enfrahntnr&a ge- 
«ntist? 

»Die Menschheit 1 wird reprisentirt durch Ae Vlelbe* der la* 
*vi*oe*.^ (9. 14.) — „Die Äenschentodfofdualil« ist von zwei* 

16* 
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eher Bedeutung für den Begriff der Unendlichkeit, da diese Indi- 
dualilät theils dem Gattungswesen , theils einer höheren Gedanken- 
iederung eingeordnet ist. Dem Gattungswesen gehört der Mensch, 
eich Pflanzen und thier ao, insofern er ein, jenen Geschöpfkrei- 
m entsprechendes Dasein behauptet, u. s. f. Einer höhern Ge- 
inkengliederung aber gehört der Mensch an, insofern er Gedanken 
it, insofern er denkt und zwar Sich selbst, und das, was ausser 
m ist, u. s.w." (S. 23.) . „Diese Unterscheidung des Menschen in 
n Wesen, der Qattung und ein Wesen 1 der 'Menschheit, oder, was 
isseine sagt, .in ein unreifes und ein reifes Menschenleben 
i Absicht auf Unendlichkeit — wird von der höchsten, nby- 
ologischen Bedeutung, welche dadurch wieder von Wichtigkeit in 
ttlichcr und staatsrechtlicher Beziehung werden muss. Denn es 
t niebt einerlei, ob von dieser Seite ein Menschenwesen als Gal- 
lo gs- oder als Menschheitswesen begriffen. und behandelt wird; -es 
rtsteht eine bedeutende Differenz, oh der Menscti stirb* oder ge- 
ltet wird als unreifes .oder reifes Wesep, denn an dein. Dasein, in 
er Erscheinungswelt als solchem allein, kann nichts gelegen sein, 
enn dadurch nicht eine unendliche Zukunft modiGzift .oder verzög- 
ert werden könnte. Der Staat und das Rpcht wollen die Integrität 
er Persönlichkeit schützen and jede Verletzung bestrafen, sie neh- 
>en den Begriff der Persönlichkeit von neugehornen Menschen auf 
od stellen diese ip gleiche Kategorie mit dem Manne, dem Greise« 
ie Verbrechen an dieser Integrität werden nach Motiven der See« 
>u- nnd Sittenlehre, wie nach gesetzlicher Observanz benrUieiU und 
raviri oder gemildert befunden. .Diese Kriterien lassen aber die 
tthere physiologische Bedeutung des Menschenwesens ohne Einfluss 
if die Beurthetluug des Todes und die Lebensstrafe, obgleich so int« 
ense Bedeutung in sittlicher und chronologischer Hinsieht damit 
uamraenfiük. -r« (S. 28 %.) „Die Beobachtung .der. $fea*chen£<, 
ipckjung Rietet au« dieseß Wegen in einher dreifachen; Fenn fldVr 
drei verschiedenen ZusUMen dar, welche Leäljchheit und Idee 
biduseitig- betreffen,. . Diesen drei Zuständen reiht tf ch -ein vierter 
i, welcher im dritten vorbereitet wurde, und auf dessen Wesen 
ir ans den Lebensetscheinuagen in den drei erstehen Mpn^uUen mü> 
uverskht schliessen können. Diese Zustande sind: 1) das urbdd- 
she Sein und .das daraus sich entwickelnde Insichbe£angen-Sein 
üi- und Fötalmensch). 2) Das zum Weltbewusstwerden (erwachende, 
»in (Luft- und Lfchtuenseh als Kind). 3) Das zum Selhsterken- 
>n gelangt« Sein* (Der gereifte Luft- und Lichtmen$ch mit a>* 
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spirituellen . FetäHeben). Diesen hier auf der Erde stailftaeende* 
Perioden Wgt on der vierte im dritten vorbereitet* Zustand, 4) die 
Reue des spirituellen Fötalineuscfaen und dessen Gebort nutn Selbst- 

lesen. (Ted and Jenseits). So lange die Individualität neb in 

der ersten und zweiten Periode befindet, gehSrt sie der Menschen* 
gnttung, der Menschlichkeit an, so wie aber die sieh bewegende 
Idee in die dritte Periode eintritt, und in sieb selbst das Vernunft* 
hi wesatscin zeugt, welches- in den Formen eines spirituelle* FöTus 
im Menseben heranreift, alsdann bat sieb das -Individuum lesgerou- 
gen ans dem Gattungswesen und ist Menschheitperstfnlicfakeit 
geworden, es gehört der Menschheit tau — Diese Phasen der EoU 
wiekelung bezeichnen demnach den unreifen und den reifen Men» 
* sehen," (S. 31 ff.) — Bas Seibstbewnsstseiu und dessen spirituelle 
nsehr oder weniger, erlangte Reife mfissen im Menschen vorausge- 
setzt werden, wenn wir seinen Ted normal oder relativ normal nen- 
nen 9 wenn wir ihn nacli dem Tode unsterblich beissen sotten« — 
Jeder Tod, welcher den. Messehta trifft, ehe er seine Bedingungen 
sv innen Unsterblichkeit durch das Bewnsstsein erf&Mt bat» jeder 
Tod, den der. Mensch passiv stirbt und den er nicht in onbewasster 
organischer Reife sich selber giebt durch die geistige Gewalt, ist 
ein abnormer Ted und kann für die Unsterblichkeit sehr gö* 
fahrlich werden." (& 39 ff.) — „Der gewaltsame Tod bat eine 
zweifache Bedeutung mit allen Todesarten gemein. Diese Bedeu- 
tung hängt von den physiologischen Fragen ab: ^„war der Mensch; 
weicher getodtet wurde, ein reifer, d. h. ein Mensehheitsglted, oder 
wir er ein unreifer, d. h. ein Repräsentant der Gattung, die durch 
Addition der Einzelwesen reprflsentirt wird? 41 * 1 (S. 41.) 

Wir haben im Vorstehenden die Hauptgedanken der, ziemlich 
die Elfte des Buches f&Ueeden Einleitung aneinander zu reihen und 
mit ihrem wörtlichen Wiedergeben zugleich die Darsteflongsweise 
de* Vis. dem iieser zu vergegenwärtigen uns bemüht Es tSsst sich 
nach aufmerksamem Verfolgen seines Gedankenganges- onset wer die 
Folgerung voraussehen, welche der Verf. an &e, sfettolweriuag der 
beiden Sdüuedfrageu knfipft, ond welche den Gegenstand der' bei* 
den erstep, vom Kindenhord und der Teilung fWacueener bandelte 
den Abschnitte bildet „Der Kiisdermbrd* heisst es &52 M ist das 
schwerste Verfbredhen, welches am der Integrität des Mensceem 
begangen werden t . kenn» Es tilgt einen Menschen uns der 
Ideenfelge der Menschheit: denn das gestörte und vernich- 
tete Wesen baue ftUnftige Bedeutung fikr de» EatwickeJungsgaog 
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der Menschheit, es halte die Gruadzflge einer ewigen, gedankea- 
haften Existeaz in ach und wurde aus dem Zusammenhang* des 
Lebet» gerissen» ehe es zum Bewosstsein reifte. 4 * Sehe* vorher 
hat sich der V£ dahin ausgesprochen: „Pflanze and Thier ster* 
beo ahne individuelle Fortdauer, das Kind stirbt gleich ihnen, 
und keine Unsterblichkeit nimmt diese« hier unterbrochene Lebena- 
erscbeinnug auf» die Idee kehrt in Gott zurück, vielleicht harren* 
auf den unbewussten Sehöpierruf za einem neuen, glickKcbereui 
Bildungslaufe, u» s r f* 44 Der Mord an einem Erwachsenen aber ist 
„eine bei Weitem gefahrloser« verbrecherische Handlang, ab 
der Kindermord. Eine schwere Schuld ist sie in allen Fallen, irad 
ein sündhaftes naturwidriges Eingreifen in das Recht der persön- 
lichen Idee, sich als Phänomen auf der Erde nnd im Vereinleben za 
betbitigen, bis innere Natnrmichtc sie abrufen. — Die Uasterb- 
lichkeit ist aber gesichert, *ad der Tod hat die trostlose Zu» 
kunffc nicht zur Folge, welche in einer Verfahluag des begoonemmi 
Lebens beim todten Kinde so schrecklich ausgedrückt ist,* (S. 67.) 
— vin e4n am se grelleres Licht wird hingegen der, von Seiten der 
Mutter begangeae Kiadermerd gestellt; er ist dem Vf. ein doppeltes 
Verbrechen an der Persönlichkeit; denn „geschieht dieser Mord tob 
einem fremden Menschen, dann bleibt das Verbrechen am Natnr- 
geiste dasselbe» aber es wurde nicht durah ein vorhergehendes 
Verbrechen beschwert, nicht durch die widernatürliche Tedtuag 
der Mutterliehe, welche ein Selbstmord eines Theils der 
seelischen Integrität 44 [oder, wie es später heisst, „ein partieller 
Selbstmord an dem ideellen Gliedbaue der Mutter»*] „genannt 
werden darf, 44 (S. 53J 

Ueberdie Richtigkeit dieser Meaedmtwicketattgslehre nnn hat 
Rat. alsNicht-Pbysioleg nicht zu urtheilea; über die Richtigkeit der 
üasterbliribkeilslehre des Vb. — obwohl er zu einem Votum darüber 
als Mensch und Christ sich f&r berechtigt hält -~ will er nicht ur- 
tbetlen* in der Meinung, en durften ausser dem Vf. weaig Mensche* 
und Christen sein, denen nicht diese Unsterbiichkeitslehre und na- 
mtatlich die Ansicht von der Gefährdung dar Unsterblichkeit durch 
einen abnormen Tod, so den Grundsfltzea der Philosophie, wie den 
GiemYenssffcca» der chrisdkhna ReHgie* widerstreitend erseheioen 
«Machtet Ober die Geltung beider Lehren für die Rechtsphilosophie 
aber weiss er in der That nur wenig zu urtheilen, schon aus dem 
efefaheA Grande, weil der Vf. nirgends eiaea bestimmten Nach- 
weis Ober deu Zusammenhang seiner nhysis4ogtschen und usbeson* 
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Aasitkten mit den Priadpiea Abs akUeabeki* 
Grisainnlreckts nu geben tiateraomaieft bat, oad ein soleker 
sckwer m Kelsrn sein dürfte. Denn Wean wir nicht am- 
hm kennen, in dem Sets*, das* dnrck einen, aknenaen Ted di* Ua« 
storklieMeiS ge fl e V do t werde, 4M cätdo der ganzen Argumentation 
des Vis. za erkeaeen, so Jiegi die Fluge auf der-Hendt Ken» der 
criminellea S(rafbarkeit einer Handlang jefflei» in der 
«der gar Geftkrdang einer Hoffnung auf ein, neck denn 
aaek dem Tode ent *a reaBsirenies geistigen Gut« liegen? Und 
weflcit wir sage* annehmen* der VL bebe die Radkftiabt aei Gefkkr- 
dang öder Niektgeftkrdang der VnsteiUMikeit — Üe Rwhtigksit 
Dis4mction«lkratnaJb«ii vorausgesetzt -~ aar ab Gmad eiaet 
oder geringeren fitrafbarkeft angesebeit wissen wollen, 
virde daa Aeeeant einer Haftung, die niemals den Cbaraeter eine* 
tt e ekls annäheren kaao, dem Raebte auf Leben in diesem Sinne und; 
mit dieser Wirkaag jenmlo beigegeben werden kennen? Sind aber 
ie Kragen, wie wir nickt uweäein, tu verneine* * so, ist 
dte NiektajiWendbarkeit der Toeorie de» Vfs- fsnf 
die Crsmdssftao der Rechtsphilosophie ausgesprochen, nad es ward* 
aar beiläufig der auffallenden Goueequenzen gedacht, die an» daa 
ajekrgodaeklen Tkoorie des Vfe. gezogen werden könne», ja die er 
in einem grosaen Uaüaoge aaaudeuten niebt unterlasse« Gebt 
die Eotwiekelang des Kindes zum Selbstbewesstseint wie 
■ich! anders nrtgtieh* nur aibaflküg, stufenweise und im eoneteten 
Fnü* unter sehr versokiedenen Modiieaüeaea voz sich* und vermag 
sensit skr Eintritt dea innerhalb des menschlichen Lekens Ballenden 
Zeit- smd Wendepunktes dieser Entwickeluug, von welchem an der 
Vf. nach seinem Ausdrucke die Unsterblichkeit ftr ^•sicberV 4 kalt, 
gewiss nickt mit natrtgUeker BeaUümtkeU im tkitrtKto beneieknet 
werte», so würde daant nicht allein die ankere ode* fasere Bat* 
f ar nnng tou diesem ZeftfUakte eine ntiue Ber«eksielftigueg kei der 
Strstftuejesnung erfordern, sondern es würde aftck die BestiaHanng 
das Eintritts im eonetete* Falle einem Physiologen anheim Seile* 
Die Gerkbtsiflafte werten ake nach de* Theorie doa\Vfc« 
gewaltsam geUftkelen fingen Maas* niakt klos die, Ue- 
deatsefke» belgekrashtea Wnaden t sondern auch 
dea Grad seiner fintwiekelnng nam SelksAewasstaein mit Rücksicht 
as* gesickerte oder not* angewisse- Unsterblichkeit %% oat ersaake n 
kaken; die Gesetzgeber aber missen eise Skala von Stroffftdea 
erinden, wvdcke in dem geeauestect YäAtiUäm zu da« voraehfedea* 
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sten Modificatienea der „Reife oder Unreife" eines Menschen stehen. 
Wfr wollen davon absehen, das» der Vf. selbst diese ConsequotH- 
zen noch weiter dahin ausdehnt, „die Rechtspflege and Gerechtig- 
keit habe die Frage zu erörtern, welche Bedeutung ffer das irdische 
Veretntleben,' ftr Staat nnd Familie die ermordete Persönlichkeit 
hatte, nnd welche Folgen in diesem Kreise der Boortkeilung schwer 
lastend auf der That ruhen?" (S. 09.) , ja dass er in eonseqnenter 
Verfolgung seiner Lehre von der Entwiokelang zur unsterblichen 
Individualität in dem bei den Römern meist straflosen Tödtender- 
Greise über 60 Jahre, nnd einem Ähnlichen Gebrauche bei den alten 
Germanen, „die dnnkle Ahnung einer Wahrheit' 4 findet (S. 67.). — 
Erinnern wir uns lieber, halb zum Tröste, bei der ungemeines 
Rücksichtnahme des Vfa. auf den noch unreifen Menschen, einer 
sagenhaften Aneodote von' einem Schulmeister, der seinen kindlichen 
Zöglingen bisweilen alle die verschiedenen Titel nnd Ehrenbezei- 
gungen* welche Staatertthen, Ministern, Generalen u. s. w. geblh* 
ren, erwiesen und, darum beiragt, erwiedert haben seM: „erkenne 
ja nicht wissen, ob nicht diese Knaben einst solche Herren werden 
würden, nun halte er es ftr Pflicht, den möglichen Keim hierzu in 
ihnen schon im Voraus gebohrend zu respectiren." — 

Es kann nach dem bereits Mitgetheiltea so wenig auffallen, als 
eine weitere Erörterung herbeiführen, wenn der Vt (S. 53 ff.) die 
Gründe, welche bei dem, im engern Sürne sogenannten Kinde*» 
morde, als strafmildernd anerkannt zu werden pflegen, als „Argu- 
mente einer alten, mitsverstandenen Erfahrüngsseelesleluna 41 ver- 
wirft, und dagegen als einzigen Milderuugsgruad (S. 57.) die mon- 
ströse Gestalt des Kindes züiisst, auch hier auf römische nnd alt» 
germanische Gebrauche hindeutend; auch wird der, mit gangbaren 
juristischen Ansichten nicht in Widerspruch gerathende, weil Ober- 
haupt dem Gebiet des criminell Strafbaren fremde, Abschnitt Aber 
Selbstmord, (der Übrigens in physiologischer Hinsicht der hoacV 
tenswertheste sein dirfle), hier unsere Aufmerksamkeit nicht weiter 
in Anspruch nehmen. Allein einige Worte Ober den öder vielmehr 
aus dem letzten Abschnitt, Ober Todesstrafen, kennen wir mit**» 
theitai) uns nicht versagen» Der Verf. gestattet, im Einklänge 
mit dem Frttheren, nur die Todesstrafe an solbetbewuasfeen Individuum 
(wobei S. 96. iber die Taubstummen ein gutes Wort gesagt ist)« 
besehnftigt sich aber weniger mit Erörterung der Rechtmässigkeit 
Oberhaupt, als der besonderen Frage, ob die Absicht, weJefce 
die Justiz habe, wenn sie die Todesstrafe indUtrt finde, 
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ior allein nnd unnmgänglieh durch den Tod selbst er* 
reicht werde« kOnne, oder ob die Intention der Strafe 
nicht schon durch das Urtfaeü erreicht sei? Diese Frage be«* 
jahend nnd auf den umständlicher dargelegten. Grund hin* dass üb 
wahre Strafe des Mörders in dem Witten vom Tode, nicht in dem 
Vollziehen der Todesstrafe seihst liege, angleich aber die Begnadi- 
gung des Verbrechers völlig verwerfend, bringt er eine ideelle 
Todesstrafe in folgender Haasse in Vorschlag: Nach verkünde- 
tem Urtheüe, werde der Verbrecher anf den Tod hingeleitet, der 
seiner wahrscheinlich in der düstersten Gestalt harre. Das 
Crtheil trete nun als Strafe dem Verbrecher näher, die Gewissheit 
des Todes ergreife ihn mit allen Bildern der Verzweiflung. Diesem 
Zustande folge aber nun ein anderer. Bin eigends zur Aufbewah- 
rung der Verbrecher dieser Art eingerichtetes Institut nehme den 
Vernrtheilten auf, keine Gnade Äussere sich in dieser Veränderung, 
das Unheil behalte die volle Rechtsgalligkeit nnd bleibe stets in 
suspenso, drohend nnd zögernd. — Dieser Znstand wird allmählig 
nie, den Ted ideell erlittene (sie!) Individualität in Etwas beruhi- 
gen, aber er wird ein zweifelhafter bleiben, gleich dem Znstande 
jenes Mannes, aber dessen Haupt das Schwert am leicht zerreiss- 
baren Haare hängt. 44 Aber auch dieser Zustand, bescheidet sieh 
der Vf., werde mit der Zeit „die sichere Wirkung verlieren, welche 
er zuversichtlich hat, wenn der wirkliche Tod niemals einträte. 
Dieser bleibe daher in einzelnen Fällen immer eine notwendige 
Handlung, um auf das Leben Vieler durch das Blut des Ein« 
ze/nen hinzuwirken. Wann nnd bei Wem aber diese reelle 
Strafe der ideellen folgen müsse, das bedarf einer auf Menschlich- 
keit gegründeten, gesetzlichen Bestimmung/ 4 Und hiezu schlägt 
der Vf. als qualificirt vor alle die Verbrecher, welche sich mehr- 
fache Mordtbaten haben zu Schulden kommen lassen, ferner „unter 
Bedingungen 44 . solche, welche, während der Zeit, in welcher das 
Todesortheil Aber ihnen schwebte, neue Verbrechen iateodir- 
ten, u. s. w. Zugleich solle aber „die Theorie der Abschreckung, 
welche in der Todesstrafe liege, 44 dadurch ausgeführt werden, dass 
der Verbrecher auch für bürgerlich todt erklärt, dass seine ver- 
brecherische Handlung in ihrer abschreckenden Tendenz durch einen, 
von der Justiz damit beauftragten, dem Volk beliebten Schrift- 
steller beschrieben werde, n. s. w. — Knrz, diese ideelle Todes- 
strafe, welche an die Stelle der wirklichen tritt, hört damit auf, 
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4a« «• efce wftrkKdie ist; ttod es gtebt keiie ideelle Tedesstmfe 
mehr, wenn es keine wirkliche mehr giebtl 

Wir aber können uns nickt versage», scUassfich 4er Worte 
des Homoneolis im „Paust" so gedenken: 

»Zwei ftiHeeopfcm bin ieh asf der Spur, 
ich horchte zu, es kiest: NeUri Natur! 
Von diesen will icli mich nicht trennen, — 
Sie mfissen doch das irdische Wesen kennen !" 
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Das Verbrechen der Elirenverletzung. Ein Beitrag zur Beur- 
theilung des Entwurfes eines Strafgesetzbuches für das Grossher- 
zogthom Baden v.J. 1836., und für das Königreich Württemberg 
v. J. 1835. von J. v. WLettmnmekmr, Hofgerichts -Direktor zu 
Mannheim, Ritter o.a. w. Mannheim, 1839. 

Receoiirt 

von 

Harn Hofgeriehtsrath Jtr\ von Jagemmiun zu Freibnrg. 

Kein anderes Verbrechen ereignet sich so häufig, als das der 
Injorie, und es sollte daher auf Schriften, die sich mit diesem Gegen- 
stand befassen, schon wegen ihres Einflusses anfeine tägliche Rechts« 
präzis stets ein besonderes Augenmerk gerichtet werden. 

Seit Weber sein durchaus tOchtiges Werk „Ober Injurien und 
Schmähschriften M herausgegeben hat, ist keine Monographie von 
erheblicher Bedeutung darüber erschienen, wenn gleich die Abhand- 
lungen von Kämmerer, Mittermaier, Spangenberg und Birn- 
baum im Archiv des Criminalrecht* uusern hohen Dank in Anspruch 
nehmen. 

Der Verf. der oben bezeichneten Schrift verräth zwar einen 
unverkennbaren Beruf zur Revision nnd Berichtigung der fraglichen 
Lehre, aber auf Erschöpfung der in neuerer Zeit immer zahlreicher 
gewordenen Bedenken und Controversen macht er selbst sich die 
Hoffnung nicht, indem er S. 2. seine Bemerkungen nur als „einige 
praktische Andeutungen und Winke M bezeichnet. Zu einer nach 
allen Seiten anregenden und lichtgebenden Darstellung würde vor 
Allem eine neue Critik der Quellen , namentlich des römischen Rech- 
tet, gehören und darauf wäre eine Entwicklungsgeschichte des mo- 
dernen Begriffes von Ehre zu bauen, um* eine Strafsanction aufzu- 
finden, welche den Volksansichten möglichst entspräche. Dies thut 
im so mehr Notb, als das Verbrechen der Injurie, Schmaltuns/ und 
Verlfumdong recht eigentlich nur in den herrschenden Zeitideen 
seine Wurzel hat Wir würden daher gerne des Verfc. Wunsch, 
„da» der Gesetzgeber eine dem Definitum entsprechende Definition 
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liefern solle'S beitreten, wenn irgend die Materialien dazu aus den 
vorhandenen literarischen und legislatorischen Versuchen hinreichend 
hervorgegangen wären: denn es ist ein wahres Wort (S. 4.):_„dass 
dem Richter die Lösung dieser Aufgabe schon aus dem Grunde nicht 
gebührt, weil es nicht angeht, dass er das Strafgesetz auf ein Ver- 
brechen anwende, dessen Charakter er selbst determiniren soll." 

Für jetzt können wir immer noch nicht weiter gehen, als den 
Begriff der Injurie auf die „Volks- und Standesmeinung", wie der 
Badische Entwurf §• 263. besagt, basiren; was aber die Volks.- und 
Standesmeinung für rechtswidrige Beleidigung ansehe oder ansehen 
dürfe, das kann so wenig durch Geselzesworte festgestellt oder 
gleichsam krystallisirt werden, als die Begriffe von Schön und Bäss- 
lich, Gut und Schlecht u. s. w. 

Das jetzt noch bestehende badische Ehrenkräakdngsgesetz vom 
28. Dec. 1831. ist so anerkannt mangelhaft, dass man heut zu Tage 
aui eine Nachweisang seiner einzelnen Lücken und Verstösse sich 
gar nieht mehr einlässt, sondern einstimmig das Verlangen nach einem 
neuen Gesetze ausspricht« Im zwanzigsten Titel des neusten Ent- 
wurfes hat die badische Staatsregierung unter der Aufschrift: „von 
falscher Beschuldigung, Verläumdung und Ehrenkränkuag" diesem 
so lebhaft kundgegebenen Bedürfnisse abzuhelfen gesackt. 

Der Wiederabdruck der v.-Ketlennacker'schen Betrachtun- 
gen über das ältere Gesetz, aus dem Archiv für Rechtspflege und 
Gesetzgebung des G rossherz ogthuras Baden Bd. IV. Heft 4., wie er 
im Anhange S. 77. bis 101. folgt, dürfte daher nur noch von unter- 
geordnetem Interesse sein, in so weit nämlich den dort angestellten 
Anforderungen durch den neuen Entwurf nicht genügt ist« Auch 
lässt sich aus der Vergleichung jener Observationen mit denen über 
den neuen Entwurf abnehmen, dass der Verf. das Gebiet der straf- 
baren Beleidigung seither in allen wesentlichen Punkten eingeschränkt 

anung des Gegenstandes /der Abhand- 
i Verletzung, welches der Verf. frtt- 
ikterisirle, gibt er zu erkennen, das« 
noch, in einer nachweisbaren RechU- 
tu Beschädigung zugestehen will, wäb- 
ikung, bei welcher die Ehre nux.ge^ 
lädigt, oder gar aufgehoben ist, kein 
aß. Es lässt sich damit auch die S. 72. 
als eine Verbesserung anzusehen, dass 
iebtspunet der Rechtsverletzung ver- 
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Urne*," nicbt wohl veretnigi». Ab <k^ntoiegst*ile ist awufahren 
& 28. o. 89 M wo der Verf. allen Beleidigungen, die «cht ftgen 
die amtliche oder blrgertiebe (politische) SteHneg» ***> "ckt gegen 
ein „tob Sktftt garaotirtee" Ebrearefcbt anstosseji, den Cba« 
rakler der Ebrenverletnung geradem abspricht. 

Es widerstreiten, sich hierin zwei wichtige Elemente der Geseiz- 
gebnagspeliük, der immer dringender verlangten Rede- ond Druck- 
freiheit einerselu und der ehrenhaften, durch die Statten ihrer Mo- 
talitlt und Bttrgertegead sieh seihst erhallenden nnd bedingenden 
Staatsgesellschaft Der Verf. möchte gerne dem Recht, die Wahft 
beit za sagen, ein bedeutendes Uebqr$ewicht vindfeiren, indem er 
bei mehreren ans der Praxis angeführten Fallen sich darüber „enW 
setzt/ 4 dass die Angeklagten mit Strafe belegt wurden, wie z. B„ 
„Jemand, der den Verferliger eines gegen ihn gerichteten, eben so 
„anversUodig*, als hämische Urtheile enthaltenden, Aufsatzes einen 
„Esel, oder Jemand, der seinen Schuldner wegen der Versich*» 
„mag: den gegen ihn produeirten Schuldschein jmd dessen Unter«» 
„sehrift nicht zu kennen, einen unverschämten Lügner, oder 
„ein Anderer, der einen strengen Bürgermeister einen Barbaren 
»oder einen nachsichtsvollen Bärgermeister einen schwachen 
„Mann nannte/ 1 

Es wird wenig Juristen geben, die sich mit ilem Verf. äbe* 
diese Ortheile „ entsetzen : M denn es mag die' VernUessÄng mm 
Gehraach der erwähnten Ausdrücke gewesen sein, welche es auch 
wwfle, so kann man es wohl Niemand »gestehen, ' seine Urtheile« 
selbst wenn sie Wahrheit enthalten, auf eine so derbbeleidigende 
Weise anszospreeben. 

Mnn lernt erst dann den Verf. begreifen, wenn man tnr Kritik 
der §§. 256* 2^7. (nach dem neusten Entwürfe- §. 274« 275. so wie 
■barhaupt der den Sünde» vergelegte Entwurf immefr im achtzehn 
Zahlen weiter hinaus reicht, als der. erste, vom Verf» benutzte) an* 
gelangt ist. Dieter Entwurf lautete : 

„$. 256. Der Beweis der Wahrheit der ausgesagten Thatsaofcen 
hebt das Dasein der Ehrenkränkung nur in io fem auf, all die Belei- 
digung im lohalt der Aunage und nicht in der Form derselben liegt 
— §.257. Besteht die behauptete Ehrenkränkung darin, dass dem Beleidig- 
ten unsittliche Eigenschaften beigelegt worden, die denieltien in der all- 
gemeinen Achtung herabzusetzen geeignet sind, so hat dir Beleidiger, um 
durch den Beweis der Wahrheit das Dasein der Zhrenkrankung aufeuheben, 
Handinngen ansufiHsren nnd in erweisen, we mn s den Dasein dieser 
Eipmseaarttsi neneifceat,« 
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0er Verf. wilt dafür Mo* die Weite eeteen: „Der Beweis 4er 
Wahahsit hebt das Dasein der Ehreukrankong und der Verhtam- 
lang auf.* 4 Er ungeht also ganz die von den Entwürfe attgedeu> 
tele and von der Commissien der zweiten Standekauner §. 266— 
266.** noch weiter ausgeführte Maxime, dass man aaeh die Wahr* 
heit nicht anf eine Weise aussprechen dürfe 1 die sie aar Beleidigung 
stempelt Gerade darin scheint sieh jenes Prahlern an etafaehsten 
' zu lösen: dass man die Wahrheit überall geltend machen 
dfirfe, wenn sich keine widerrechtlichen Neheaahaiehten 
dabei knnd gehen* 

Es ist gewiss irrig, weafl man aanehmen wM), dass ein über* 
wiesener oder an überweisender Verbrecher durch seiae Thai ipto 
jure um seine Ehre gekommen sei; es folgt vielmehr ans dieser That 
juristisch nichts, als dass der Thlter die in den Gesetzen angedroht« 
Strafe zu erleiden habe. Allen Strafrechtsprincfpien ohne Anmahnt« 
würde es widerstreiten, wenn man gestatten wottle, dass diese* 
Uehertreter der Gesetze nach Belieben unter jeder Form, wann sie 
nur einen tatsächlichen Inhalt in sieh schlieset, aufs Nene verdammt 
werden dürfe. Aechte Wahrheit kann nie mit Beleidigung in Einen 
Begriff zusammenlallen. Wer Wahrheit zu sagen sieh berufen odev 
gedrängt fühlt, der mag sich an die nackten Thatsaehen halten und 
keine Schadenfreude, keine salyrisebe Behufcchung, keine aufrei- 
zenden Zweideutigkeiten im diese Aasertton hineinlegen, und ea iaa 
gar sieht einzusehen, warum er ungestraft bleiben seil, wenn ea 
eine wirklich* UnsRttiehkett oder Schteeh+igkeit in aoUhem Tan« 
verwirft. Man darf hierbei sogar auf den christlichen Salz der »Dul- 
dung und Verzeihung" zurückweisen, der keiner Gesetzgebung die 
Berechtigung einräumen kann, alle Fehltritte der Menschen der scho- 
nungslosen Nachrede, ja dem neckenden Spotte für immer preiszugeben, 
Z» §* *4t« <*63-) sankt der Verb ein* Bee^Abeetimnaaaj ven 
Injurie zn gaben. Sie lautet wie folgt: . 

„Wer dem Andern, sei es nun in Bcslelmny auf ja u se n ttoraUsc*e*(l) 
Wertb qder in Beziehung anf den Wertk, den er vermöge seiner Stellung 
in der bürgerlichen Geiellichaft mit Hecht (?) in Anspruch nimmt, dnrek 
Worte p^er Handlungen, welche an sich oder nach der gemeinen (?) Mei- 
nung Verachtung auldrucken f leine Verachtung vorsätzlich zu erkennen 
gibt, odejf einen Dritten (?) auf gleiche Weiie der Verachtung Anderer 
UoasteUt? soll wegen Enrenkränkung (alio nicht Ehren Verletzung) mit Vsr- 
. «eis oder.Gefangnias bis au vier Monaten bestraft werden." 

In altem Entwerfe waren in der erstem Zeile die Wertet w wis- 
sentlieh falsch" eingeschaltet, welche der Verf. mit ein so mehr 
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Gfwsd bckl— pfa», weil «• ssf RcelsspuTies gar riebt p«ni t weiche 
aber sock In 4er «weites den Stisden vorgelegtes Redacüo* weg«» 
kliebes. 

Des Vorzug vor alles dieses Verschlüge* neckte jedoch jener 
4er Ceaisiirios der zweites Kasisier verdionea: 

ff Ve «tarn Aster* widerrechtlicher Weite vcaachtlfah beben« 
delt, oder steh wUtareahUkber Weis* Schaltwarte oder ScUmpfrede* 
oder überhaupt Reden oder Handlanges gegen denselben erlaubt, 
welche nach herrschender Sitte, Volks- oder Standesmeinung als 
Beschimpfung gelten, soll wegen Ehrenkranknng mit Verweis oder 
Cefingnisi bis so Tier Monaten bestreit werden." 
Die Lehre tob des Injurie* fiuet ganz vo n s gs wclc e asf römt* 
sekem Reehlsbodes) ee v er t u e st alte gewisc Billigung, wess die 
■»•der** Legislation asf diese» Pevdamest a s r fleh gofc t . Nach Beff* 
ter*e and AbeggH bückst verdieestvoUe* Forsebs*ge* ergab et stobv 
data ee eferekaos siebt in ier Istestio* jener IVotesonietketen leg, 
des Ehrbegriff ssd die Schranken des 'Schutzes so esg za nonaires, 
als es heot zu Tage von Vieles, and so auch von den Verf. obiger 
Schrill, verlangt wird. Rechtswidrige Handlungen, wodsreh die 
Nichtachtung (alse sock sieht etetaal Vermchtssg) der bürge r» 
liebes Persönlichkeit eines andern nach der allgestefoc* oder 
tocates sittlichen Ansieht ausgedrückt wird, ist als Injurie zu betrach- 
ten. (Heffter^s Lehrbach §. 298.) 

Es ist also as der Definition des Verls, zu rügen, dass er 
data Wert „W*rtk u in dieselbe Abgenommen haL Witt man es 
dsrssf aakemstts lassen, data eis Jeder is dergleichen Geofticten 
einer lYzation setner DignHsT, einer Schätzung seines reelles Ge- 
naltes sich unterwerfen muss, so wäre der straflosen Injurien gar 
kein Ende abzusehen: denn wie wollten die Richter dieses impoe- 
derahie Ost sbwlges* wenn oft die nächstes Freunde and Bekannte 
es sackt wissges f WeUle man nickt wieder asH einer Prtsamtion 
des sechsten moraffsehes nadf bürgerlichen Werthes, wodoreh jedoch 
die fragliche Stelle in des Verfs. Deßnitipn unnütz würde, nachhel- 
fes 9 so hatte ieder Anklager den Beweis zn liefern, dass seine 
DigaUft eis* fiehe erreiche, auf welcher sich die. io Frage stehende 
Aatastong sie eise widerrechtliche darstelle: den* was sott es an- 
der» keisoesy wese der Verf.. sagtt „kr Bes3ehssg ssf des Werth, 
des Jeamd v*rsr0g* seiner Steihsg is der bürgerlichen. Gesellschaft 
srit Ree*t is A ss s ro ck sinnt«* — T 

So ist «sek die Fassung: „als Besckisvpfssg gelte«« 1 jeser 
des Verfs., der alles ssf des „Asedrsck der Vcraebtuag 4 ' as- 
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nominell hissen wih\ bei Weitem yorzanekto, indem «r Ntdnrei« 
swg einer VerfichiKchkeit bei Weitem mehr gekört, eJ* tun Beweia 
der Beschimpfung (.Nichtachtung nach Heffter). 

Da» ist doch am Ende, wen» mjtti die httrgerliohe Ebre über- 
haupt beschützen will, eine der wichtigsten Rfiokskbten, data man 
dem Beleidigten nicht jaden Schritt vor Gericht eraehwere md, .den 
Widersprechenden gegenüber, nicht so grosse Rüstungen zum Be- 
weise des Ansich wahrscheinlichen erfordere, dass zuletzt die Lust 
zu klagen ganz vergeht und das Faustrecht wiederkehrt, vermöge 
dessen Jedermann , der sich beleidigt fühlt, selbst Hand anlegt« am 
sich die GeiegUraang , zu verschaffen» welche er von. den difficilen 
Gesellen, mit Daranlegung bedeutender Kosten« doch vergeblich 
in Ansprach nehmen würde. Den Injurianten eeHwt erweist man 
demnach gar keinen Gefeiten, wenn man ihre ' gerichtliche Verfbl* 
gong so sehr erschwert: denn nie werde», besonders in de* nieder* 
Sünden, am §*, empfindlicher von der PrifeUttcfee der Gefcrftefcten 
getroffen werden« 

Hierbei dirfte es übrigens am Platze sein, die sehr sechge- 
mlssen Bemerknnfee hervorzuheben, weiche der Verf. zu §♦ MA. 
<S81.) mneht: 

„Körperliche Misshandlangen sind die Quell© der ettpdrendsten Verwarn* 
dangen and Todtschlage. Die Strafgesetx e «ind in diesem Paukte aar ta 
mild. Der Gründest?, dess Realinjurie und gewisse Körperverletzungen. 
■'' nur adf Klage öder Beschwerde des Verletzten, „den Fall ausgenommen» 
da die That mit Störung der Öffentlichen Rahe and Ordnung verbanden ge- 
wesen ist« (Worte des $. 10*. neiietarngsweise £ ttft. aeaBatwswsea) 
gerichtlich verfolgt and bestraft werden sollen, wird* jener an s|eh schon 
ergiebigen Quelle grober Verbrechen neuen Zofluss verschaffen- npd die 
Gefahren für die persönliche Sicherheit vermehren. Nicht selten ist in 
einem leichten Stoss, in einer blossen Ohrfeige die TÖdtun& des Verletiten 
begründet Dass mit Bxsessen dieser Art nicht stet«, selbe* wenn sie gant 
i» Stillen and olose alles Gerafcseh. verübt werde«, efeeätfs***;, dni^sBeneV 
liehen Ordnung verbunden sei, vermag ich nicht einaaachen* Jch wup«o|se 
darum, dass hier die Poliseibehörde unbedingt einschreije^ um solche 
Falle, wenn sie sich sur gerichtlichen Verfolgung von Amtswegen eignen, 
den Gerichten zu überweisen, wenn sie hingegen ohne Anklage des Ver- 
letsten sieh gerichtlich nicht verfeigen lassen, die geeignete Atel* 
düng oder ZtioeÜgang von Polizei wegen eintreten an lassen,' 4 
Hefc musa» ei» Braküschex Jnrist, diesen Säuen paehdrflthlieh 
beipflichten, iodem ea ihm schon vielftch vorgetanmetf ist, dass, 
wegen Incompetenz der Gerichte und Aengstliohkeit der dei qfc Äe- 
fermaterien eingeeehaehUwten Polizeibehörden» die bösartigsten und 
ajifregeadetea £*zesee vftllif unbestraft hingingen. 
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Ia vielen Ländern hat sieb die irrige Ansiea* festgesetal, dass 
eine Störung des Gemeinwesens, welche nicht in ein bestimmtes Ver- 
brechen ausartet, nur dann polizeilich strafbar sei, wenn „die öffent- 
liche Ruke" darunter leidet, Ohne Zweifel ist dieses nir einer 
»»verstandenen Application der Benth aussehen Grundsätze zuzu- 
schreiben, die jede gewaltsame Rechtsäbertretang unter den Gesichts- 
ponet des Alarmes stellen. Jener grosse Denker verstand aber 
darunter nicht bloss eine Ruhestörung durch Schreien und Lär- 
men, sondern die Beunruhigung der Staatsbärger im Allgemeinen; 
es ist daher auch als eine Alarmirung zu betrachten, wenn der Ein- 
zelne den Einzelnen innerhalb vier Wänden oder auf einem ein- 
samen Wege fiberfällt und misshandelU 

Wenn daher die Commission der zweiten Badischen Stände- 
kammer in dem betreffenden Berichte die Bemerkung hinzufugte, 
dass anch da, wo der Beleidigte keine Anklage erhebe, die Störung 
der öffentlichen Ruhe Gegenstand einer polizeilichen Untersuchung 
sein könne, so sollte wohl beigesetzt werden: oder der öffentlichen 
Ordnung und Sittlichkeit« Es wird dabei natürlich, so wenig, als 
bei criminellen Untersuchungen, die coneurrirende Ehrverletzung in 
Betracht gezogen und entsteht daher niemals die Inconsequenz, dass 
eine Beleidigung, derenthalber der Gekränkte eine Anklage nicht 
erbeben will, dennoch als solche in das Gebiet der Strafjustiz gezo- 
gen werde. 

Bei Gelegenheit des §. 258. (276.) äussert der Verf. grosse 
Bedenken gegen die Abschneidung der Einrede der Wahrheit bei In* 
jorieo, die durch die Presse begangen werden, indem er anführt, 
dass die Strafbarkett bei einer Bekanntmachung durch den Druck 
zwar erhöbt werde, aber dennoch kein Grund einzusehen sei, warum 
das Recht auf Wahrheit dabei ausser Wirksamkeit treten müsse: es 
ist aber wohl der Gesichtspunkt festzuhalten, dass die Veröffent- 
licbuag einer Thatsache, welche die Ehre eines Dritten in. ein zwei- 
deutiges Licht stellt, schon an und für sieb eine bösliche Gesin- 
nung verräth, sobald nicht das Gegenthetl, nämlich die Verfol- 
gung eines erlaubten Zweckes, bewiesen werden kann. Darum 
hat aueb jene Commission den Beisatz gemacht: n ausgenommen in 
«den Fällen, wo der Urheber solcber öffentlichen Verbreitung dabei 
„ein privatrechtliches oder ein öffentlichrechtliches Interesse hatte. 4 ' 
Das Bestehen einer Censur kann hierin nichts ändern, weil sie nicht 
dafür da ist, Privatrechte zu schätzen, sondern nur um jede Gefähr- 
dung des Gemeinwesens, der Verfassung und der Moralität abzuwenden. 
K rit Jahrb.f. d. RW. Jahrg. VL H. III. 17 
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Der erheblichste Beitrag zor Berichtigung des Entwürfe dürfte 
weht in 4er Einleitung des Verft. und, in den Bemerkungen zu lern 
§4 245. (259.) eu finden sein. Er weist auf die Notwendigkeit 
einer Unterscheidung zwischen Vorsatz ind Absicht bin (S. 4 — 9.)» 
„Der Vertat s beliebt sieb auf Sie WiUembetthnmung in der Thal tmt 
„ihrer Folge; die Absicht (in so weit man dieses Wort sieht fmr gleien.- 
„ bedeutend mit Vorteil — also in «ufern Sinne — nimmt) anf die Beweg- 
gründe dei Handelnden und den damit in Verbindung stehenden entfern« 
„lern Zweck (Hauptzweck) der Handlung/ 1 

Dadurch tritt es klar hervor, dass der wegen Injurie Klagende, 
sobald die fragliche Aeusserung nach Inhalt oder Form etwas Belei- 
digendes darstellt, nicht mehr zum Beweise des rechtswidrigen Vor- 
satzes angehalten werden kann, vielmehr das Gegentheil vom Ange- 
klagten, wenn er sich von solchem Vorsatze frei weiss, darzuthun 
ist. Ein Jeder, der durch Worte ein Unrecht begeht, muss sich 
gefallen lassen, dass die Vermuthung der gesetzwidrigen Willensbe- 
stimmung gegen ihn geltend gemacht werde: denn er ist so gut, wie 
der Ankläger und Richter und jeder Dritte, im Stande, zu ermessen, 
welchen Sinn 4er gemeine Sprachgebrauch in diese Worte legen 
werde; und selbst wenn er sich unvorsichtig ausgedruckt hat, kann 
man ihm nur erwidern, dass er denken soll, ehe er redet und be- 
ziehungsweise auf seinen Nebenmenschen einen Verdacht oder eine 
Beleidigung wirft 

Desswegen muss es Ref. auch sehr hilligen, dass der Verf. 
(S.3&) gegen die im ersten Entwürfe vorkommende Worte: „mit 
Vorbedacht wissentlich falsch aussagt«, necbdrückliob «a- 
ktanft — Werte, die auch in dem ComwissioeseMwwrf gftnzUdi 
«nlerdmeht werden* 

Dieser unselige Terminus bat es längere Zeit mit sich gebracht, 
dass die Anklagen wegen Injurien fast regelmässig als unbegründet 
abgewiesen wurden. Die darin liegende Begünstigung 'des Ange* 
klagten hat nichts Geringeres auf sich, als dass derselbe vom Be- 
freist der Einrede der Wahrheit, in so weit er ihn nJfralich nicht 
als Gegenbeweis zu führen Lust hat, gänzlich entbunden ist Wie 
kann Oberhaupt die stricte Beweisführung einer bestimmte« Willens» 
richtung verlangt werden? In der Regel wohl nicht anders, als durch 
Vermntfaungen und Indlcien, die aber der Injuriat nieht dem Richter 
Vorzuzählen und zur Schlusskette zu formtreu hat, weil dieses Ge- 
schäft vielmehr recht ergentlieh zum Judfciale gebort So sagt noch 
Ab egg (Lehrbuch §. 290.). „Solche Absicht wird so wenig, wie 
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„4er Dom* in Allgemeiaea Terarathet, kann aber, wie dieser, ans 
„des Umstanden nach erschlossen werden. 44 

Alle diese Irrthflmer kommen davon her, dass man den rechts- 
widrigen Vorsatz mit der verbrecherischen Absicht im engeren Sinne 
verwechselt. Der Deutsche Jurist, in seiner oft fibergrossea Gewis- 
senhaftigkeit, mochte nicht bloss bei dem schwierigen Beweis des 
Dolos stehen bleiben, sondern sich sogar überzeugen, dass die Trieb- 
federn, die Motive der Tbat strafwürdig seien. Der moralische An- 
trieb gehört aber nicht mehr in das Rechtsgebiet, sondern in jenes 
der Tagendlehre, and es mnss zor gerichtlichen Bestrafung in allen 
Pillen genügen, sobald die Strafgesetzwidrigkeit, die etwas weit 
Concreteres, als die philosophische Strafwfirdigkeit ist, nachgewie- 
sen wird. 

Dessbalb mOchte sieh auch Ref. mit Birnbaum (Archiv des 
Criminalrechts Jahrgang 1837. S. 477.) daftr erküren, dass der 
Gebranch der Wörter „absichtlich Und vorsitzlich 44 von den Gesetz- 
gebern mit mehr Vorsicht und €onseqnenz gehandhabt werde. Es 
wlre, wenn man beide Ausdrücke als synonymisch behandeln will, 
im allgemeinen Theile des Strafgesetzes eine Erläuterung beizufügen, 
wodurch der NebeabcgriJf einer Absicht im engeren Sinne (S. Ab egg's 
Lehrbuch S. IM.) ein Ar allemal ausgeschlossen wird». 

Schon der erste Paragraph im vierten Titel des-Badisckev Ent- 
wurfes, welcher den Vorsatz zu definiren sucht und also heisst: 

„Jede den Strafgesetzen zuwiderlaufende Handlung, so welcher itch der 
„Handelnde absichtlich [durfte wohl mit dem Worte „freiwillig oder 
„ willkürlich " zu vertauschen sein] bestimmt hat und jeder .strafbare Er- 
„folg derselben) worauf seine Absicht [dafür dürfte ebenfalls das Wort 
„ Wille" zu setzen sein] gerichtet war, wird ihm zum Vorsatz zuge- 
n rechnet, u 
scheint nicht geeignet, der herrschenden Begriffsverwirrung ein- für 
allemal abzahelfejk 

So gibt dt« v. Kettenacker'aebe Schrift AiMW§aag an viele» 
interessanten Betrachtungen und die giaae Arbeit dürfte am so mehr 
lern juristischen Publikum zum Nutzen gereichen, als sie von einem 
Hanne herrührt, der von Jugend auf der gerichtlichen Praxis, theils 
als Anwalt, theils als Erstinstenzriciiter, theils als CoIlegialmUglied, 
«* das BrtoJnreieWto sich gewidmet and namentlich cor wtssam- 
leaaftöcwen Verstitadigalrg aaf dorn Gebiete der Badischea Partie«- 
krjurisprudenz wichtige Beitrage geliefert hat. 
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D. Anzeigen. 

1) Ueber das Repräsentativsystem. Von .Dr. Arnold Mftbl, 

Bezirksrichter in Prankenthal. Mannheim, 1840. 

2) Erweiterte Betrachtungen über die der Volksgesammt- 
heit, als einem Rechtssubject ohne physisches Leben, 
nöthige Persönlichkeits-Darstellong und Bevormundung; 
ein Beitrag zur Beantwortung der schwebenden Verfassungsfrageo 
von Frtedr. Beruh. Preih. v. SeckendortT, K. Preuss. Re- 
gierungs-Vice-Präsidenten, o. s. w. Berlin, 1841. 

Wer sich Ar die Öffentlichen Angelegenheiten lebhaft inleres- 
sirl und sich fleissig mit der Leetüre von Schriften aus dem Gebiet 
des Staatsrechts und der Staatswissenscbaften überhaupt beschäftigt, 
wird, wenn es ihm an der nölhigen Vorbildung nicht fehlt, leicht 
dahin kommen, ganz verstandig ober die staatlichen Verhältnisse 
sprechen, und die Ideen, welche er sich durch das Studium der Am« 
sichten Anderer gebildet hat, zusammenstellen und in geordneter 
Verbindung vortragen zu können*. Er wird es auf diese Weise auch 
wohl erlangen, dass er in dem engeren Kreise, in welchem er lebt, 
als ein der öffentlichen Verhältnisse* des Staats und seiner Zwecke, 
der höchsten Grundsätze ober Verfassung und Verwaltung vorzugs- 
weise Kundiger gilt nnd in Ansehn steht. Aber alles Dies berech- 
tigt ihn noch nicht, als Schriftsteller Ober diese Gegenstände aufzu- 
treten, ebensowenig wie Jemand schon dadurch zur Herausgabe sei- 
ner Poesieen legitimirt wird, dass dieselben bei den Gelegenheiten, 
fOr welche sie entstanden sind, oder sonst unter seinen Umgebungen 
den entschiedensten Beifall gefunden haben. Wer in dem Gebiet« 
dcrSuaUwttscnechafteo, htö bei diesen stehen zu bleiben, als Schrift- 
steller im Publikum erscheinen will, moss, um auf Erfeig und Aner- 
kennung rechnen zu können, eigene Gedanken mitbringen; eine 
Elnmenlese fremder Ansichten wird, wenn sie auch noch so ge- 
schickt zu einem Ganzen verbunden ist, in den allerseltensten Fällen und 
am wenigsten dann Beachtung ßnden, wenn der Sammler noch nicht 
bis zur Kenntnissnahme und Verarbeitung der neuste« Literatur an- 
drangen ist. Der Verfasser der Schrift unter Nr. 1. ist ein solcher 
Sammler, welcher, um Ober das Repräsentativsystem zu schreiben, 
seinen durch die umfassendste Leetüre gewonnenen reichen Schatz 
aufgethan, und was er der heiligen Schrift, den Philosophen, Staats- 
und Rechtsgelehrten, Geschichtsschreibern, Dichtem der verschie- 
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Zeiten und Völker flu? seinen Zweck pas s e n d eata ehmem m 
kJtenen geglänzt , juaanimc ngobracht und durch eine ansprechende 
Darstellung zu. einen Ganzen vereinigt bat Das so entstandene 
BAeblein liest sieh nan allerdings recht gut, wenn man daran keinen 
Amstess nimmt, dass man in den rahigen Forüesen sich fest auf 
jeder Seite dadurch unterbrechen lassen moss, dass bald die Stimne 
von Pinto oder Aristo tele«, bald die von Fichte oder de la Mennais, 
mald die von Cicero oder Savigny, bald die von Bentham oder 
Penerbach, bald die von Tacitas oder Joh. v. Müller, bald die von 
KJepstock oder Goethe, sey es in Text oder in den Anmerkungen, 
neben den Worten des Verls ertönt. Von einem- wissenschaftliehen 
Wertbe der kleinen Schrift kann aber kaum die Rede sein; Ref. 
hat nicht eine einzige neue, originelle Auflassung oder Begründung 
gefunden; weiter, gefördert sind wir durch den Verf. um keinen 
Schritt« Der Zweck desselben war nach der Vorrede die Prüfung 
des Repraseetativsvstems in Ricksicht seiner Zweckmässigkeit; statt 
allgemeiner bobler Phrasen, in welchen so oft Lobhudeleien oder 
Verunglimpfungen jenes Systems bingesproehen werden, wollte er 
„au Gründen hin und hergeben" (sie). Auf diesem Gange ihn zu 
begleiten, durfte sich der Mono nicht verlohnen, wenn man das Ziel 
betrachtet, welches er erreicht hat. Denn dieses erhebt sich nicht 
Aber ein blosses Seh ei neu, wie aus S. 78 f« hervorgeht, wo, am 
Seblasse der ganzen Abhandlung, gesagt wird: „Die Repräsentativ- 
Verfassung scheint den Vorzug [vor andern] zu verdienen, wenn mau 
den Zweck des Staates, dessen sicherste Erreichung und die hiefBr 
notbwendige Garantie in Betracht zieht." Dem Ref. scheint es aber 
ein misslieh Ding zu seyn, wenn der Verteidiger eines Systems, 
nachdem er alle möglichen Zeugen zur Bekräftigung seiner Beweis* 
gründe aufgerufen bat, am Ende doch nicht einmal sagen kann, dass 
sein System wirklich den Vorzog verdiene« — Einen ganz andern 
aebriftstelleriscben Charakter hat der Verf. des eben unter Nr. % 
aufgeführten Buchs. Hier ist eigenes Denken , selbststtndige Be- 
gründung und Durchführung zu finden ; der redliche Eifer für die 
Wahrbeit (welchen wir übrigens auch bei dem Verf. von Nr. 1. gern 
anerkennen) ist mit unabhängiger Erforschung derselben verbunden; 
es zeigt sieb nicht blos Kenntuiss und Belesenheit, sondern auch 
Geist und producttve Kraft Der Verf., welcher mehr als 45jährige 
Erfahrung im Gesehäftsleben gesammelt bat (S. 32.)« ist scheu frü- 
her mit Schriften auf demselben Gebiete hervorgetreten, 1833. mit: 
^Betrachtungen Mer die Repräsentation der moralischen Personen, 
besonders des Staats," 1835» mit: „Bedenken gegen die Oeffentlich* 
kett der Beratbung u. Bescblussfassung moralischer Personen, be- 
sonders des Staats." Die erstere dieser beiden Schriften bangt mit 
der vorliegenden genau zusammen, denn diese ist eine Fortsetzung 
und weitere Begründung von jener, duner auch der obige Titel, 
(weif her übrige as t beiläufig gesagt, gerade nicht von besonderem 
Geschick in der allerdings nicht ganz leichten Kunst, seinen Bachern 
kurze, aber bezeichnende Aulschriften zu geben, zeugt). Die An- 
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■fcbt, welebe der Verf. durchführt ist die: „da* die Swerafnttftt 
[warum nicht Senverefoetät?] alkin der Volksgesamintheit, als einen* 
Recbtssubjccte ohne physisches Leben» [also weder dem. Forsten als 
eis Bigenthamsrecbt, noek jedem einzelnen Volksglied tu seinem 
Theile,] gebühre, da« der König das Haupt, das höchste Glied, 
der. Persöalichkeitsdaretoller und Vormued der unmündigen, geisti- 
gen Volksgesammtheit sei, nid dass hiermit die Verantwortlichkeit 
der Minister gegen die Volksglieder und gegen die Wahl-Depntir*- 
len Are bisherige Grundlage verliere, die politische and moralisch« 
Verantwortlichkeit des Regenten selbst aber wesentlich erhobt und 
geschärft werde»' 4 Dies führt er so ans, dass er im 1. Abschnitt 
das BedOrfniss der Volksgesammtheit, durch eine einzige Person als 
physisch lebend dargestellt und vormundschaftlich vertreten zu wer- 
den, im 2. die Noth wendigkeit der Anscbliessnng der einzelnen 
Volksglieder von dieser Repräsentation, in 3. den Mangel der Be- 
rechtigung rnr MitansObung der Soaveraiaetat auf Seiten der oinzef- 
nen Volksglieder, im 4. die wissenschaftliche, im Vernunft- nnd 
positiven Recht anerkannte Notwendigkeit der Repräsentation der 
Volksgesammtheit durch den Landesherrn, nachzuweisen sucht, wor- 
auf er im 6. Abschnitt darlegt, dass in der Gewalt, zn regieren, 
welche allen Gedanken, besondere den Vernunfttdeen, innewohnt nnd 
gebohrt, es sieh noch mehr rechtfertige, dass eine moralische Per- 
son als Efgentbfimerin der Souverainetlt wfissensehaftlicb anerkannt 
werde, nnd endlich im 6. Abschnitt das Hauptergebnis« seiner Be- 
trachtungen noeh naher auf die Beantwortung der schwebenden 
Verfassungsfragen anwendet Ref. kann nun nicht bergen, data er 
sowohl mit gar manchen Ansiebten des Verls., als auch nicht selten 
mit der Art ihrer Begründung nicht einverstanden seyn kann. Na- 
mentlich gehört dahin die sonderbare Idee, als ob jede sog. mora- 
lische Person ala eine unmündige gelte und die Rechte der Unmün- 
digen habe, nnd nwar nicht blos nach philosophischem, sondern nach 
dem positiven Rechte; wahrend doch bekanntlich das Civilreeht nur 
einzelne Rechtswohlthaten der Unmündigen einzelnen juristischen 
Personen ertheilt, nnd die durch die Handlungsunfähigkeit der letz- 
teren bedingte Notwendigkeit ihrer Vertretung noch kein Beweis 
ftlr die Notwendigkeit ihrer Bervemundong ist. Er mnss aber zu- 
gleich bekennen, dass der Verf. in seiner klaren nnd lebendigen, 
zuweilen aber wohl zn ausflabrlichea Darstellung viele sehr treffende, 
überall aus reiflichem Nachdenken hervorgegangene Ideen und Be- 
trachtungen niedergelegt hat, weichen man mit dem grüssten Inte- 
resse folgt. Dahin gehört o. a. was er S. 65. ff. gegen die Krite- 
rien sagt, welche unsere modernen Verfassungen für die Wahlbe- 
rechtigung nnd Wahtftbigkeit aufstellen, wie er denn Überbauet die 
Schwachen des censtitotionellen Systems mit Aufmerksamkeit beob- 
achtet nnd mit Offenheit nnd Nachdruck aufdeckt. Von dieser Seite 
besonders kann Ref. die Schrift mit Uebemen&ung empfehlen, nnd 
wünscht ihr Oberhaupt atne grossere Beachtung, als sie wegen ihrer 
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Opposition gegen manche vom Liberalismus unserer 
Tag« uafgestellte und pflegte Ldcbtiogsidee erwarten darf. 

18. 



Der Exccutiv-Process in der Ausbildung durch deutsche Particu- 
lar-Gesetzgebuogen und Gerichtsgebraucb voo Adam Friedlieb 
Clett, k. bayer. Appell.-Ger.-Ass. u. Wechsel- Appell.- Ger*- Rata 
za Eichsiält. Nürnberg, 1841. 

Diese Schrift enthält eine schätzbare Monographie über einen 
■ H cntt wichtigen und in die Praxis des Rechtslebens sehr eingrei- 
fenden G ag — sta nd an dar Feder eines schon durch seine i. J. 1836. 
erschienene Schrift: „lieber die Rechtsverhältnisse ans dar. ansseiv 
ebatkheBGescMechisganiainschaftnnd der unehelichen Kinder (vergt 
diese Jahrb. 1837, S. 987. ff.), so wie durch mehrfache AbhaneV 
taugen inv. Zu-Rhein's Jahrbüchern und inSenffert's undGlück's 
Blättern Ar Rcehtsanweadung rühmlich bekannten Rechtsgelehrten. 
Ret ist mit demselben in der Ansieht vollkommen einverstanden, 
das« die schwankenden Grundsätze, wie sie gewöhnlich in den alte- 
ren (ich füge bei, wenn auch sehr wertbvoilen) Lehrbüchern des 
g ameinen deutschen Proeesses vorgetragen sind, ood die Allgemein» 
heil, mit welaher einige Particnlar^Processgesatzgebungen diese 
Proeeasart behandeln, sehr viele Centroversen, und sohin nicht sel- 
ten Unsicherheit des Rechts erzeugen* £s war daher allerdings ein 
leaenswerthes und seitgemisses Unternehmen, den Execuiiv-Process 
in seiner historischen Ausbildung, in der Ergrflüduug der allgemein 
le ite n de n Prineipten, in der Darlegung der in der Praxis sich erge- 
bende« Verwicklungen, so wie in dem Aufgreifen des Recktslebens 
•ach dam Hervortreten in dea Partfculargesetzgebnngen der deut- 
schen Staaten zu bearbeiten. — Die Ergebnisse dieser Bemfutangon 
leget ans nun das obige Werk vor Augen. Der Verf« bat noch hier 
mit seinem gewohnten Fleisse gearbeitet, and namentlich bei dar 
ZnaaaMnenstellnng der einzelnen, hieber bezüglichen gesetzliehen 
Bestimmungen sieh keine Mühe genauen lassen, indem er nickt nur 
die bayerische, österreichische, preussisebe, sehwarzburg«» senden- 
hansische, weimarische, oldenburgische, hannoversche, französische, 
anhält- dessauische, altenburgische, gothaische, eisenachische, cobmv 
gisehe, frankfurtische, würzburgische, hessische, wttrtembe rgii am s , 
sondern noch viele andere Partieniargesetzgebnagon in reichlichen 
Notaa allegirt und zum Theiie eammentirt bat Ob diese Allegatio*» 
nen alle richtig sind, kann Ref. ans Mangel der treffenden Gesetze 
nicht nach eigener Ans cha u u n g bestätigen, ist übigens hieven bei 
der bekannten Treue, mit welcher der Verf. seine ZasammensteUo»- 
gen mneht, vollkommen überzeugt. — Um für den bayrischen 
Geschäftsmann dem Werke noch mehr Brauchbarkeit za geben, 
hat der Verf. bezüglich mehrerer centroversen , hiebet- einschlagen- 
des Rechtsfragen bisweilen Beziehungen auf Erkenntnisse des ktinnul. 
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Appell. -Gerichts dir den ehemaligen Rezalkreis (nunmehr Sir Mittel- 
franken) in den Noten eingeschaltet, and «ich durch Berufung auf 
ein Justiz- Ministeria! -Rescript vom 18* Juli 1839. hiezu als compe- 
tent nachgewiesen. Die Idee solcher Allegationen ist wohl im Gan- 
zen gut; allein sie würden von grossem Werthe seyn, wenn die 
Motive der Erkenntnisse wenigstens in möglicher Kürze angegeben, 
und diese Anführungen nicht blos auf Aussprüche des genannten Ap- 
pellationsgerichts beschränkt, sondern auch auf jene der übrigen 
bayrischen Appellationsgericbte diesseits des Rheins wären ausge- 
dehnt worden (was der Verf. nach eingeholter allerhöchster Ermäch- 
tigung durch Gomnumication mit Mitgliedern jener andern Gerichte 
wohl leicht bitte bewerkstelligen können), indem erst auf diese 
Weise sich eine feste Ansicht darüber hätte bilden können, wie die 
Praxis in Bayern bezüglich jener Controversen sich normiret hat, 
oder inwiefern hie und dort Meinungsverschiedenheit vorherrschet? 
Diese Erweiterung in den fragliehen Allegationen wäre wohl auch 
um so mehr in dem Interesse und Plane des Verls» gelegen, als er 
nach seiner eigenen Angabe in seinem Vorworte seine Richtung in 
der vorliegenden Schrift auf das praktische Geschäftsleben ge- 
nommen hat, und sich nicht zur Aufgabe machte, für die 
Wissenschaft Neues zu bieten. — Dieser eigenen 4 Erklärung 
des Verfs. gemäss ist die Beurtbeilung seines Werkes auf die Frage 
beschränkt, welche Brauchbarkeit dasselbe für den practi- 
schen Rechtsgelehrten hat? Und in dieser Beziehung ist die 
Schrift aller Empfehlung werth, nicht nur fUr jüngere Rechtsgelehrte, 
welche erst die Bahn der Praxis betreten, sondern auch für den 
erfahrnen Priester der The uns, welcher hier zwar nichts Neues, aber 
das Alte gut zusammengestellt, und sich auf, eine reiche Literatur 
verwiesen findet, wessbalb auch er die Bemühungen des Verfs. gern 
dankbar anerkennen wird«, Wir hätten nur gewünscht, dass bei 
Allegatien anderer Ansichten der Verf. die seinige öfters deutlicher 
hervorgehoben, und mit Gründen unterstützt oder die gegenteilige 
widerlegt hätte, statt sich mit der kurzen Anführung zu begnügen: 
„anderer Meinung ist • . • •" — Anlangend den Inhalt des 
Werkes selbst, so wird mit der Literatur zur Lehre über den Exe» 
cntiv-Process begonnen, worauf dann in einer Einleitung die Ge- 
schichte des exeeutivisch prozessualischen. Verfahrens und dann eine 
Darstellung legislativer Rücksichten in Betreff dieser Processart, 
ihrer Abweichungen von den übrigen Processarten und des Zweckes 
des Execotivprocesses folget. Bei der Geschichte des Exec.-Pro- 
eesses wurde vorzüglich das bekannte Werk von Dr. Briegleb 
(Nürnberg, 1830) benützt. Hinsichtlich des Werths oder Uewerths 
dieser Processart finden wir die bekannten Gegengründe .wider die- 
selbe vorne angestellt und widerlegt, nnd schon aus dieser Darstel- 
lung glaubten wir folgern zu dürfen, dass der Verf. dem Execntiv- 
Proeesse nieht abgeneigt ist, ebschon er ihm eben nicht mit beson- 
denn Feuer das Wort gespreeben hat, wenn er auch nicht S. 19. 
ausdrücklich sieh dahin erklärt hätte, man werde schwerlich anate» 
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freu* die Beibehaltung des Exeeativ-Proeesses vom Standpunete der 
Legislation aus erwünscht zu finden. ' Die Abweichungen des Exe* 
cutiv- Processen von den übrigen summarischen bestimmten Processen 
■od dem ordentlichen Verfahren, sowie der Zweck des Executiv- 
Proeesses sind in zwar kurzen, doch treffenden Zfl&en dargestellt. — 
Die nun folgende Durchführung der Lehre- vom Exec.-Processe 
freginut mit seinem Begriffe, und gebt dann zo den Geschäften, bei 
welchen er statthaft ist, und zn seinen Bedingungen im Allgemeinen 
und besonders in Hinsicht des Formellen and des Inhalts der Urkun- 
den fiber, worauf dann das 'Verfahren im Exec.-Processe von der 
Einleitung der Klage bis zum Urtheilsvollznge dargestellt wird* Was 
insbesondere die Statthaftigkeit dieser Processart betrifft, so will 
dieselbe der Verf. nach mehrfacher Erwägung gegentbeiliger An- 
sichten mar bei, mit Urkunden unterstützten Geldfoderungen oder 
hei Ansprüchen auf perpetuirliche Gefalle zulassen, gleich- 
wnbl aber auch bei zweiseitigen Vertragen. Die für diese Mei- 
nung angeführten Gründe sind allerdings beachtenswert und von 
vielen Rechtslehrern adopürU Die Lehre von den Bedingungen 
des Exec- Processen ist mit vieler Sorgfalt behandelt, und es werden 
hier namentlich mehrere practisch- wichtige Fragen erörtert, wobei 
der Verf. eine reiche Casuistik entfaltet. Besonders ausführlich ist 
die Darstellung von dem Verfahren im Exec.-Processe, und 
auch hier sind die mannigfachen Fülle, welche sich nach Lage der 
Sache ergeben können, mit Umsicht berücksichtigt — Eine lobens- 
werthe systematische Haltung des Ganzen ist nicht zu verkennen; 
die Sprache rein, klar und den Anfoderungen der Wissenschaft ent- 
sprechend. Das der Schrift beigegebene allgemeine alphabetische 
Inhaltsverzeichnisse sowie eine besonders beigefügte Uebersicht des 
Inhalts hinsichtlich der in Berücksichtigung gezogenen speciellen 
Gesetzgebungen erhohen die Brauchbarkeit des Buchs. Der Druck 
int, einzelne Fehler abgerechnet, im Ganzen gut; doch wäre ein 
besseres Papier zn wünschen. K. Samhaber. 
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senschaft, oder Aber die möglichen Beziehungen der amtliehen 
und nichtamtlichen praktischen Aerzte zu den Gerichtshöfen. Ins 
Deutsche fibertragen unter Redaction des Pr« Fried. JT« 
sVelurend« Leipzig, 1840. 

Diene interessante Schrift ist ein Abschnitt der: Bibliothek von 
Vorlesungen der vorzüglichsten und berühmtesten Lehrer des Aus-' 
lande* aber Medicin, Chirurgie und Geburtshülfe, bearbeitet und 
redigirt von Dr. F. J. B ehrend, prakL Arzt zu Berlin, und führt 
uns in einer guten Uebersetsaog ein ausgezeichnetes, von Icht prak- 
tischem Geiste getragenes Werk naher, die Vorlesungen Ober ge- 
richtliche Medicin, welche ein berühmter Professor der Medicin am 
üniversity College in London, Anthony Todd Thomson, vor 
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mehreren Jahren hielt. — Ref. kann, nachdem er sieh mit die 
Werke vertraut gemacht, bezeugen, dass ihn dasselbe sehr befrie- 
digte nnd glaubt sicher, dass anch alle die Rechtsgelehrten, welche 
frir gerichtliche Med i ein, die in ihrer Ausbildung se rasch vornn- 
schreitet, und welcher, bis zo einem bestimmten Grenzzeichen, anch 
der Jurist betrachtend folgen muss, Interesse haben, sich durch viel- 
fache Belehrung sehr befriedigt finden, wenn sie sich entscbliesse«, 
.das Buch in die Hand zu nehmen und znm Gegenstand ihrer LecMtre 
zu machen. Freilich muss man mit dem englischen Rechtswege*, 
besonders mit der Gerichtsverfassung, wenigstens übersichtlich be- 
kannt sein; allein diese Kenntniss hat sich in neuerer und neuster 
Zeit nnd gerade, bei den deutschen Rechtsgelehrten, die in deren 
Erwerbung mehrfach, namentlich durch die Zeitschrift für Gesetz- 
gebung nnd Rechtswissenschaft des Auslandes von Mittermaier und 
Zachariä, so nahe Gelegenheit haben, wohl sehr verbreitet. Auch 
konnte der Uebersetzer in der Vorrede wenigstens mit ewige« Grand 
sagen : 

„ Wir haben bei der Uebertragnng die io diesen Vorlei ragen stete vorkom- 
menden Beziehungen der praktischen A erste Xu den englischen Gerichtshöfen 
und englischen Geietsen genau so beibehalten, wie der Professor ihrer in 
seinem Vortrage erwähnt hat. Wir haben nicht geglaubt, dass es nothig sei, 
in unserer Uebert ragung statt der englischen immer nur die deutsehe Gesetz- 
gebung nnd Gerichtsverfassung in's Auge zu fassen, oder durch hinzuge- 
fügte Noten auf die Unterschiede der letztem gegen die erstem aufmerksam 
zu machen. Wir sind und waren der Meinung, dass die Verschiedenheit in 
den Gesetzen und in der Gerichtsverfassung der verschiedenen deutschen 
oder nichtdeutschen civiHsirten Länder nur geringen Einfloss auf da» Ver- 
halten des praktischen Arztes und die Art seines Wirkens den Gerichtsbe- 
hörden gegenüber haben könne, und dass demnach der Werth der hier fol- 
genden Vorlesungen für den deutschen praktischen Arzt durch die Beibehal- 
tung der Rucksichten des Docenten auf englische Hechtspflege nur wenig 
oder gar nicht geschmälert wird.** 

Immerhin wflre es zweckmässig gewesen, auf einige vaterlän- 
dische Werke, z. B. auf Mittermaier: Die Lehre vom Beweise im 
deutschen Strafprozesse nach der Fortbildung durch Gerichtsgebranch 
nnd deutsche Gesetzbücher in Vergleichung mit den Ansichten des 
englischen und französischen Strafverfahrens (Darmst, 1834.) 
und auf dessen Werk: Das deutsche Strafverfahren in der Fortl#» 
düng durch Gerichtsgebrauch und Partikular- Gesetzbücher und in 
genauer Vergleichung mit dem englischen und französischen Straf- 
prozesse, zu verweisen. — Ref. würde sehr gern in das Einzelne 
des interessanten Buchs eingehen, wenn es gestattet wäre, sich in 
diesen Jahrbüchern ausführlich mit solchen wissenschaftlichen Er- 
scheinungen zu beschäftigen, welche, den sogenannten Hilfswissen- 
schaften angehörend, blos in das Gebiet der Jurisprudenz hinein- 
ragen. Er beschränkt sich daher darauf, auf die Schrift aufmerksam 
zu machen, eine Uebersicht ihres Inhaltes hinzugeben und einzelnes 
hervorzuheben. Ignorirt kann diese literarische Erscheinung von 
dem umsichtigen Rechtsgelehrten nicht werden. — In einer Einlei- 
tung (S. 1 — 60.) handelt der Verf. von der englischen Gerichtsver- 
fassung, besonders von der Organisation der Gerichtshöfe, in se weit 
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der (englische) Arzt sich darüber zn belehren hat, und von der Stel- 
lung, den Eigenschaften, dem Berufe u. s. w. desselben als tech- 
nischen Zeugen. Dann handelt der Lehrer in zehn Abschnitten vom 
Lebensalter (S. 60—81.), von der • Legitimität and Erbfähigkeit 
(S. 82—86.), von der Daner der Schwangerschaft (S. 86 — 99.)> von 
den zweifelhaften Geschlechtsverhallnissen (S. 99 — 105.)* von der 
Impotenz ond Sterilität (S. 106—126.)» von der Nothzucht (S. 127— 
151.), von den Zeichen der Schwangerschaft und der Niederkunft 
(S. 152 — 199), «vom absichtlichen Abortus und von Kindertödtung 
(S.200 — 252*)? von den richtigen Grundsätzen der Lebensversiche- 
rungen oder der mnthmaslichen Lebensdauer and von der Benrthei- 
Jug von Gesondheit and Krankheit (S. 253 — 271.) und von der 
körperlichen Untanglichkeit und den vorgeschützten Krankheiten 
(272 — 751.). Dieser letzte Abschnitt ist, wie sich aus der Seiten- 
zahl ergiebt, der umfänglichste, weil er die wichtigsten und praktisch- 
sten Lehren, die, welche von der Rechtssprechung am meisten in 
Anspruch genommen werden, umfasst, die Lehre von den Geistes- 
krankheiten ond der Unznrechnungsfohigkeit wegen derselben, von 
der Simulation geistiger nnd körperlicher Krankheiten, von der Le* 
thalität der Wanden, von den Todesarten u. s. w. Mit besonderer 
Sorgfalt ist die Doctrin von den Vergiftungen behandelt, welche die 
Seiten 477- bis znm Schlüsse begreift und leider eine praktische ist» 
Denn wir haben eine Gottfried, eine Jager, eine Lafarge kennen 
gelernt ond erfahren, welche Probleme der Gerichtsarzt und Che* 
niker zu lösen hatte. — Von besonderem Interesse ist der von Mit* 
tbeilung interessanter Rechtsfälle (womit das Werk überhaupt reich 
dotirt wurde) durchwehte Abschnitt der Einleitung, welcher das noch 
nicht gehörig erörterte Thema: Der Arzt als £eoge und die Frage, 
ob der Wundarzt, welcher als solcher Duellanten begleitet, strafbar 
sei, zum Gegenstand hat. Das, was wir in dem zweiten und dritten 
Abschnitt finden, fassen wir mit darum scharfer in's Ange, weil wir 
nahen Anfass haben, es mit dem zu vergleichen, was Savigny zur 
Beleuchtong der Lehre erst kürzlich in seinem System des heutigen 
römischen Rechts vorgetragen hat. Denkwürdig ist, was Ober die 
Zurechnungsfähigkeit wegen jugendlichen Alters mitgetheilt wird« 
So lesen wir z. 5. S. 68. : 

„Im leiten Jahre kann ein Verbrechen mit Absicht begangen und desthalb 
strafwürdig befanden werden. Obgleich ein Individuum unter 44 Jahren 
prima faei* all «V# incapax angesehen werden konnte, ao isl et dennoch, 
wenn die Jury glaubt, dass es wohl doticapax iit und zwischen Recht ond 
Unrecht, Gutem und Bösem wohl einen Unterschied zu machen Im Stande 
Ist, Cor schuldig zu halten und kann selbst mit dem Tode bestraft werde«. 
So ward ein dreizehnjähriges Manchen verbannt wegen der Ermordung 
ihrer Gebieterin und ein zehn- nnd neunjähriger Knabe, welche ihren Kame- 
raden getodtet hatten, wurden zum Tode verurtheilt ; der zehnjährige Knabe 
ward gehängt, weil der eine sich selbst versteckt und der andere den Körper 
ins Krutoreetea verborgen hatte, woraus deutlich hervorging, data sie ein 
Bewnsotnoin ihres Verbrachen« hatten, und fähig waren, Gutes von Boeesn 
zn unterscheiden. Im vergangenen Jahrhundert ward ein achtjähriger 
Knabe zn Abington angeklagt , zwei Kornboden angesteckt zu haben, und 
ia die Untersuchung ergab, dass er die That aus Bosheit, Bache und Spitz- 
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bäbarai begangen, ward er schuldig befanden und ran Rechtswegen ge- 
hingt (!!). In neueren Zeiten ward ein zehnjähriger Knabe überfuhrt, 
•einen Schlafcameraden ermordet zu haben, und da lein ganzes Betragen 
deutlich eine l»6ie Absicht zu erkennen gab, und eine Schonung desselben, 
Mos wegen seines zarten Alters, leicht die verderbliche Ansicht fan Publicum 
hatte verbreiten können , Kinder konnten solche schreckliche Verbrechen 
ungestraft begehen, so beschlossen alle Richter, den Knaben zum Tode zu 
verurtheilen." — 

In England hat die Frage des sogenannten Kaiserschnitts eine 
erhöhte Wichtigkeit. Denn es hcisst S. 199*: 

„Unter welchen Umständen ist der Arzt berechtigt, den Kaiserschnitt 
zu machen? Ehe wir die ärztliche Seite dieser Frage näher beleuchten, 
wollen wir erst einige Worte Ober das Eigentumsrecht, wenn ein solcher 
*all sich ereignet, sagen. Das englische Gesetz bestimmt, dass, wenn ein 
Weib in Kindesnöthen stirbt, und der Kaiserschnitt nachher verrichtet 
wird, der Mann keinen Anspruch auf das Kigenthum seines Weibes machen 
kann ; denn das Kind ist nicht mehr in der Ehe geboren worden , da diese 
aufhört, sobald einer der beiden Gatten stirbt ; wird aber ein Kind aos dem 
Leihe eines Weibes geschnitten, welches zur Zeit der Operation noch lebt e , 
so erbt der Mann von Rechtswegen das Eigenthnro seiner Frau.'* — 

Von Interesse ist auch die Entwicklung der An siebten des 
Lehrers von der Langenprobe, besonders von der hydrostatischeo, 
deren Werth so oft bei Untersuchungen wegen Kindesraords in Präge 
kommt, und der Vortrag Aber Untersuchung begrabener Kttrper we- 
gen Verdachts der Vergiftung, der bedauern lässt, dass ihm der 
jLafarge'sche Rechtsfall nicht dienen konnte« Auffallend ist, dass 
die Lehre von den Kunstfehlern der Aerzte, welche der gericht- 
lichen Hedicin beigezählt wird, übergangen wurde« — Die 41 lere 
Literatur der Medicina forensü ist zuweilen beachtet; diess ist aber 
hinsichtlich der neueren Literatur, welche doch eine so reiche Aus- 
beute gewährt, nicht der Fall. Daher wäre der Uebersetzer veran- 
lasst gewesen, hier das Seinige zu tbun. Er würde dadurch der 
Uebersetzung einen höhern Werth gegeben haben, als das Original 
hat. — Das Aeussere ist sehr anständig ausgestattet. Ein Register 
wird vermisst. Bopp* 



Zeitfragen auf dem Reclitsgebiete. Von A. Weatzel, Ober- 
landes-Ger.-R., Dir. d. K. Land- u. Stadtger, zu Halle u. s. w. Erstes 
Heft. Halle, 1842. 

Die Abhandlungen, deren erstes Heft vom Verf. hier veröffent- 
licht wird, sollen Gegenstände, welche für die Gegenwart ein practi- 
sches Interesse haben, besprechen. In diesem Heft werden zwei 
selche Zeitfragen beantwortet; die erste lautet: Warum soll, und 
wie kann die Salarien- Rassen -Verwaltung den Königl. Preussischen 
Gerichten abgenommen werden? — die zweite: Sind Scheidungs- 
prozesse zwischen evangelischen Ehegatten an geistliche Geriahte zu 
verweisen? — Bei der Beantwortung der ersten Frage stellt der Verf. 
die wesentlichen Nacbtheile, welche die gegenwärtige Einrichtung 
mit sich bringt, klar und eindringlich dar; er knüpft daran einen 
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Vorschlag, aaeh welehem die SaUrien- Kassen*- Verwaltung des Ge- 
richten abgenommen und an eise Steaer«Behdrde übertragen werden 
soll, oa4 sacht denselben zu rechtfertigen. Dieser Vorschlag ist ia 
seinen Grundz&gea mit dea Worten des Verls, folgender: 

„Die Sportd- Steuer wird doreh gezwungenen Ankauf einet mit rotnem 
Stempel bedruckten Stempel-Papiers erhoben. Der Tarif, nach jlem diese 
Steuer erhaben wird, wird anderweitig und »war in der Art regulirt, dass 
nicht mehr jede einselne Handlung dea Richten, sondern nur jedes Geschärt 
im Gänsen, jeder wesentliche Abschnitt eines Verfahrens mit einem Satse 
besteuert wird. Diese Sitze werden in dem Tarif so angegeben, das* dem 
richterlichen arbitrio einSpielraum zwischen einem miaimum und Maximum 
frei bleibt. Bei der Berechnung wie hoch dieSatze in dem Tarif zu bestimmen 
sind, wird im Allgemeinen davon ausgegangen, dass die Staats-Einnahme 
der bisherigen gleich bleibt, im Einzelnen aber wird der Berechnung ein 
Prozentsatz und ein Pauschquantum zum Grunde gelegt. Alle Beamten» 
Emolumente fallen weg. Alle baaren Auslagen werden , so weit es irgend 
angeht, vom Extrahenten unmittelbar an den Empfangsberechtigten ge- 
zahlt. Zur Bestreitung der unvermeidlichen baaren Verlage und der säch- 
lichen Ausgaben, besteht bei jedem Gerichte eine Bureau-Kasse. Die fixir* 
ten Gehälter der Beamten kommen auf die Etats der Regierungen, an Stelle 
der Dispositions -Fonds wird den Gerichten ein Kredit bei den Regierungs- 
Haupt-Kassen eröffnet. Die Steuer wird theils vorschussweise vom Extra- 
henten, theils nachträglich von dem zum Tragen der Kosten Verpflichteten 
erhöhen." 
Auf die Darlegang und Rechtfertigung dieses Vorschlags im Allge- 
sseinen folgt der Entwurf einer Verordnung aar Ausftthraag desseU 
ben, wobei der Verf. sogleich die Gründe der einzelnen von ihn 
projeetirten Bestimmungen in den hinzugefügten Motiven angiebt. 
Die ganze Abhandlung zeigt deutlich, wie sehr der Verf. den Gegen- 
stand durchdacht hat, desselben mächtig und dessen, was er will, 
sieh klar bewasst ist. Ref. halt den Plan des Verfs. im Allgemeinem 
für sehr saehgettiss and für wohl ausführbar. — Der auf die zweite 
obige Frage sich beziehende Aufsatz kündigt sich zugleich ab eine 
Antwort auf die Abhandlung: Die geistlichen Gerichte in Neu- Vor« 
posaasern (Berlin, 1841«) (Abdruck ans der Evaagel. Kirchenaeitaeg) 
aa. Der Ver£ spricht, zwar seine Anerkennung des Verdienstskbea 
dieser Schrift and des Guten und Wahren, welches sie enthalt, aus, 
bestrettet aber nichtsdestoweniger die Forderungen, welche dieselbe 
ia arterieller sowohl als formeller Hinsicht an die Ehe- Gesetzgebung 
■acht. Wahrend n&mlieh in jener Schrift die Ansieht ausgesprochen! 
ist, dass ricksichtlich der Scaeidaags^ Grinde Alles der sabjeetivaai 
Ansicht der Richter, welche lediglich auf die heilige SeJarift zu vor- 
pflichten seyae, aberlassee werden, und dass ein im Aenaseren wür- 
diges, dea geistlichen Character kund gehendes, und inquisitorisches, 
abrigens aber formloses, der Subjektivität des Gerichts den freisten 
Spielraum gestattendes Verfahren vor geistlichen Gerichten Statt 
firfdee müsse, ist der Verf. des vorliegenden Aufsatzes in beiden 
Hinsichten anderer Meinung. Das Princip, welches er bei Aufstel- 
lung der EhescbeidungsgrQnde befolgt wissen will» ist: dass die Tren- 
aaag in den Pillen zu gestatten sey, in welchen es sich austerlich 
erkennbar dargestellt habe, dass, nach menschlicher Einsicht, die 
Gemeinschaft der Ehegatten einen so unheilbaren Bruch erlitten habe, 
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das* da* Fortbestehen des äusseren Verhältnisses eine Löge gewor- 
den ist und bleiben muss» Er will also nicht, dass der Gesetzgeber 
von der Frage ansgehe : in welchen Flilen würden die Ehegatten 
durch die Scheidung sündigen, (die Erwfigung dieser Frage sey viel- 
mehr dem Gewissen der Einzelnen, welche sich trennen wollen, zu 
aberlassen,) sondern es soll das Gesetz Aber die Scheidungsgründe 
durch alle die Rücksichten bedingt werden, nach welchen überhaupt 
die Gesetzgebung ihre Anordnungen motivirl, nnd zu denen insbe- 
sondere auch die Rücksicht auf die Beschaffenheit des Gegenstandes 
gehört. Sonach stützt sich das Priocip des Verfs. nicht auf die 
Worte der heil. Schrift, weil „das Christentum nur Gebote filr den 
einzelnen Menschen aufstellt, die überhaupt einer gans anderen 
Sphäre angeboren, als derjenigen, in der sich die weltliche Gesetz- 
gebung bewegt, und daher die letztere nur: nicht gebieten darf, 
was das Christentum verbietet, und nicht verbieten, was dieses 
gebietet." Ref. muss dem Ernst, mit welchem der Verf. diese seine 
Untersuchung geführt hat, und seiner scharfsinnigen Entwickelung 
alle Gerechtigkeit widerfahren lassen, kann jedoch nicht verhehlen, 
dass nach seiner Ansicht die, Gesetzgebung, so lange sie sich in der 
vom Verf. beliebten Weise von dem Christenthum scheidet, eine 
christliche nicht genannt werden kann, nnd in einem Zustande der 
Unvollkommenheit sich befindet, welcher höchstens als der lieber* 
gang zu einer den Lehren des Christenthum« durchweg entsprechen« 
den Ordnung der Dinge geduldet, aber in keinem Falle eis ein be- 
friedigender Zustand für die Dauer festgehalten werden darf. In 
Besag auf die Form erklärt sich der Verf. ganz für den Unterschied 
zwischen dem Sühneverfahren nnd dem Streitverfahren. Allein das 
entere soll weder in der Art, wie die Preuss. Allg. Gerichts-Ordnung 
vorschreibt, Statt finden, sondern vielmehr den Geistlichen ganz 
überlassen werden, noch soll es, wie jene Schrift vorgeschlagen, 
mit dem Streitverfahren verbunden, sondern von demselben ganztieh 
getrennt seyn und als ein anerlzsstiches Vorverfahren vorausgehen« 
Etwas Aehnlicbes ist in Sachsen durch das Gesetz C. v* 28« Jan. 183& 
§. 56. vorgeschrieben, und hat sich daselbst, so viel Ref. in Erfahr 
rnng gebracht, sehr heilsam bewährt. Das Streitverrahren soll aber 
nach des Verfs. Ansiebt weder vor einem geistlichen Gericht Stall 
nahen, noch durch besondere Processfbrmen geregelt werden. — 
Dies der wesentliche Inhalt der Abhandlung. Sie verdient auch von 
Seiten derer, welche, wie Ref., ihr in wichtigen Puncten nicht bei« 
treten kennen, alle Aufmerksamkeit, und der Verf. wegen der Art» 
wie er seine Sitze begründet bat, volle Anerkennung. 80« 
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Dtr Uektrsetaer totes im Jahr 1&29. erteoieaeaea «Werks hat 
an eimer karzea Vorrede, der die Uebersetzaug der Vorrede des 
Verfia- felgt, dea Grand aagedeatet, der iba aar Verdeutschung des- 
reraaJasste. Wir lesea nämlich: 



„Die vorliegende Bearbeitung eines in England längst als elastisch anerkann- 
test Works sali ein tiegenstuck bilden an der bekannten ü ee ei tragn ag de« 
Black steae- Gif ferd'schen Werks, welcke das deutsche Publicum dem 
Herrn von Coldits verdankt. Was tot* ein igen Decennien Herr ron ViuLe 
(DarsteUong der inneren Verwaltung Grossbritamens, Berlin 1815. S. 5.) ge~ 
nsjssert, bleibt kein blosser Wnnseb. An die Namen: Karl Kdoard 
Schsaid, Weak, Diester, Jakobson, Gans, Phillips, Schulin, Mit 
tersaaicr, Zachariä, Ruttiniaun, Ath er u.a. «.knüpfen sick eben so 
siel Reuuaiscensen an mehr oder weniger bekannte Beiträge sur Aufhellung 
bald der Theorie» bald der Geschichte des englischen Rechts. Hinsichtlich 
•er letzteren nehmen die beiden Werke ron Phillips (Versuch einer DartteU 
Sang der Geschichte des Angelsächsischen Rechts. Gottingen 1825. Englische 
Reichs- and Rechtsgeschichte. Berlin 1827. 1829. 2. Binde) den ersten Rang 
ein. Sie können jedoch, da sie nur bis sun Ende des swölften Jahrhunderts 
reichen, keinen Totalüberblick über die Rechtshistorie Albions gewähren« 
Diesen dem deutschen Publicum so liefern, war die Absicht des Uehersetiers 
des vorliegenden Werks. Kr sehioss sich hierbei, was die für englische Rechta- 
ansdrSeke an wählenden deutschen Worte anbetraf, so viel als möglich an 
diePräcedens des Herrn vo n Coldits an, und glaubt sich gegen jeden etwaigen 
Tadel durch die Hinweisung auf die Vorrede Falcks su „„Blackstones 
Handbuch des englischen Rechts. Schleswig 1S2X Band I." u hinlänglich sicher 
gestellt anhaben." 

Wir keaaea das Crabb'sche Werk bereits aas einem (Von dem 
(Jebersetzer aicht berührten) Bericht, dea ans Zachariä darüber 
aad ober eia anderes rechtsgescbichtliches Werk (ton Reeves) im 
dritten Baade der von ihn and Mitterraaier herausgegebenen Krit. 
Zeitschrift f. Recbtsw. o. Gesetzg. d. Aaslaades. S. 402. — 414. er- 
stattete. Wir habea daraas dea Werth desselben an and für sieb 
aad zugleich die Wicbtigkeit kennen gelernt, die es für die Ge- 
schichte des deatschea Rechts hat. Damm mochte schon damals, 
als wir das Drtheil eines se eompeteaten Richters lasen, der Wunsch 
laat geworden sein, dass aas das Werk durch Debersetzung näher 
gerückt aad aufgeschlossen werden möge. Dieses ist nun gesche- 
hen, daher wir dafür Dank schuldig sind. — Ref. kann sich nicht 
dazu reraalasst finden, eher das Werk selbst sich za verbreiten; er 
bezieht sich auf jenen Bericht Zachariä's, and hebt nur, derUeber- 
setznng gegenüber, einige Momente hervor. — Crabb hat, was 
ZachariS anch a. a. 0. S. 402. als eia Verdienst seines Werkes, 
dem aar bis zar Regierung der Königin Elisabethe gebenden Werk 
tob Reeves gegenüber, anerkennt, darin die Geschichte des engli- 
schen Rechts bis auf die neuesten Zeiten (also bis tief in das neun- 
zebate Jahrhundert hinein) dargestellt. Der Uebersetzer hätte sich 
dadurch veranlasst finden sollen, diese Geschichte in einem Anbaage 
bis zum Jahr 1839. fortzuführen, also das zu thun, was der Verf. 
des Originalwerks selbst getban haben würde, hätte er dasselbe zehn 
Jahre später herausgegeben. Dadurch wäre seine Schrift so ausgestattet 
wordea, dass sie vor dem Original selbst etwas voraus gehabt hätte. 
Wir finden den Grund nicht angegeben, aus welchem er dieses Werk 
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der Abrundung, vielen Beispielen gegenüber, unterliess. Vielleicht 
20g er den Umstand in Betracht y dass die genannte. Zeitschrift von 
Mittermaier und Zacbariä, deren erster Band*) in demselben 
Jahr erschien, in welchem das Crabb'sche Werk herausgegeben 
wurde, in den vielen Beitrügen über das englische Recht und Ge- 
setzgebungswesen nnd dessen Fortbildung in neuester Zeit die Lö- 
sung jener Aufgabe der Sache nach übernommen hat, auch grössere 
Artikel in encyklopädischen Werken neuester Zeit die angegebene 
Lücke ergänzen. Allerdings lässt sich darin ein Entschuldigungs- 
grund erkennen. Nur wäre es wünschenswert, dass demnächst ein 
besonderes Scbriftchen als zweiter Thcil das gesammte vorhandene 
Material zu einem Ganzen verarbeitet liefern möchte. — Der Ueber- 
setzer, der doch wohl ein gründlicher Kenner der englischen Rechts- 
literator ist, bitte sich ferner nicht darauf beschränken sollen, das 
Original in die deutsehe Sprache überzutragen (es ist nicht zu erra- 
then, warum er sich auf dem Titel des Ausdrucks „bearbeitet" be- 
diente); er hätte, von der Betrachtung ausgehend, dass der Verf., 
seinem vaterländischen Publicum gegenüber, von Manchem dispeo- 
sirt war, was dem Verdeutscher, um seine Arbeit nützlicher zu ma- 
chen, dem deutschen Publicum gegenüber, oblag, das Dargestellte 
durch Beiarbeiten i|lustriren, auf die Erzeugnisse der deutschen Li- 
teratur, welche sich mehr oder weniger mit der Geschichte des eng- 
lischen Rechts beschäftigen, z. B. auf die vielen Beiträge in der ge- 
nannten Zeitschrift hindeuten sollen u. s. w. So würden wir uns mit 
der fremden Erscheinung schneller befreunden. 

Der Mangel eines Inhaltsverzeichnisses, einer Uebersicht der £4» 
Kapitel, in welche das Werk zerfällt, erschwert den Gehrauch. 
Ucbrigens ist das Aeussere sehr anständig ausgestattet worden. 
Bopp. 

*) Gleich der »weite Beitrag min ersten Band (ron Mittermaier) be- 
schäftigt lieh mit der Fortbildung des englischen Criminairechts durch die neue- 
sten Pariamen tsacten. 
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ID. Berichte über akademische 
Schriften. 

Commentatio de animi intentione eorum, quibtts secum- 

dum ort CÄLFIIL C. C. C. poena gladii constituta est. Diu. 

inaug. quam im Acad. Georgia Jugusta pro summt's im u. j. 

konoribm rite eapessendis stripsit J». JFr. Menneherg* Saxo- 

Gotkamu. Goltingae ex ojfic. ff. C. Seemann, 1837. vi u. 35 S* 8. 

Der Verf. vertheldigt die der Wicht ergeben entgegengesetzte Ansicht, 
wornaeu in dem angef. Art der C C.'C. nicht ron culpa dolo determinata y son- 
dern blos ron „dolus ex impetu li die Rede sei and stimmt «onach in seinen Resul- 
taten mit Kaufmann (N. Arch. d. Crim.-R. 1837. S.87.1T.) überein, der aber, 
wie der Verf. sagt, „*0x saht pleno aecurateque controversiam Warn tractuvit." 
Den Haupttfceil der Abhandlung nimmt die Widerlegung der von den Gegnern, 
namentlich ron Wich ter-anfgestellten Gründe ein, zuerst der Nachweis, dass 
das Rom. Recht ihre Meinung nicht unterstütze, sodann der fernere, dass auch 
ans den Italienischen Praktikern nichts dafür mit Grund angeführt werden könne. 
Der Verf. leitet sodann ans Art. 117. n. 14€. die Grundsätze ab , welche die Caro- 
lina bei Bestimmung der Strafe des hotmctdtttm befolgt habe: „ Qua de re C. C, C. 
quod attimtt ad homieidü poenam , distinguere videtur utrum necans in eum evem - 
fast animum s . dfrecte t. ecen tun Hier intertderit, an non. Posteriori quidem casu 
capitalem poenam toenm habere omnrno non vult; quam (1J priori commi- 
natur, poenam gradum, pro animi condttionis modique y quo (t) ratione volun- 
tat dmeta ett , varietate varie de/miens." Auf diesem Wege und unter fernerer 
Berufung auf das Prindp des deutschen Strafrechts: (S. 19.) ^factum, lege 
poenah' eelfann, tum demum ordinaria poena esse puniendum , $i veram id eoen- 
ins causam e$te appareat," oder mit näherer Beziehung ausgedrücktes. 28.): 
„ tum demum summum supplicium esse irrogandum y st corpus delicti objeetivum 
quam legaä crimmis nolioni insunl , facta conlinens erstet ," — gelangt er zu 
dem Salze, dass es den allgemeinen Regeln des deutschen Strafrechts wider- 
spreche, wenn man in Art. 148. die Strafe des Schwertes bei culpa dolo deter- 
minata gedroht faden Wolle. Vorher hat der Verf. noch mit der Beseitigung 
einiger andern ron Wicht er angeführten Gründe sich beschäftigt und auch 
(S. 13.) bemerkt: jam attendendumproponam, quanta ei (sententiae meaej in- 
9ti swmmetria, si seeuudam art. 148. partem dohtm ex impelu requirere sta- 
tuamuSy postremam autem de He toquiy qui culpa d. d. caedem commiserfnt. 
Sowohl über diesen letztern Punkt, als über die grammatische Auslegung des 
betr. Art. verbreiten sich die letzten Seiten der Abhandlung. Sie zeugt im All- 
gemeinen von Gründlichkeit und Selbständigkeit der Untersuchung; nur hat der 
Verf. über der Widerlegung Wichter's übersehen, dass er auch noch andere 
tbeflweise von letzterem dlssentirende Gegner zu bekämpfen hatte, namentlich 
Abegg; wie er überhaupt den gegenwartigen Standpunkt der Streitfrage nicht 
genügend gewürdigt hat. Sein Styl ist, wie schon einige der oben ausgehobenen 
Stellen darthun, sehr ungelenk, was nächst den vielen Druckfehlern die Lektüre 
des Schnftchens sehr erschwert. 5. 
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IV. HI I scellen. 

Akademische Tliätigkcit der Juristen Deutschlands und der 

Schweiz. 

Die im Februarheft der Jahrbücher von 1841. S. 180. ff. mitgetheilte Zusam- 
menstellung atter Vorlesungen , welche für das Jahr ?bn Ostern 1840. bis dahin 
1841. auf den Deutschen Universitäten, mit A usnahm » der Oestssrfetcaiscken, 
von Juristen Ober Gegenstände ihrer Wissenschaft angekündigt worden waren, 
hat so Tiefe Freunde gefunden, dass die Red. im Interesse der Leser eine gleiche 
Uebersicht auch in Bezug auf das Jahr von Ostern 1841. bis dahin 1842. im Fol- 
genden su geben sich für verpflichtet halt« Es unterscheidet sich aber die dies- 
jährige Uebersicht von ihrer Vorgängerin zunächst durch die Erweiterung, dass 
auch die auf den Schweizerischen Universitäten Basel, Bern und Zürich, ange- 
kündigten Vorlesungen aufgenommen worden sind. Sodann ist der Uebersicht 
der Vorlesungen selbst ein Verseichuiss der sämmUichen Docenten, welche in 
dem angegebenen Jahre Vorlesungen angekündigt haben, vorausgeschickt wor- 
den; sie sind unter den Namen der einzelnen Universitäten nach dem Unter* 
schiede von ordentlichen, Honorar-, ausserordentlichen Professoren und Pri- 
yatdocenten in alphabetischer Ordnung ausgezahlt. Im Uebrigen ist die Ueber- 
sicht der Vorlesungen ganz so eingerichtet, wie die vorjährige; namentlich sind 
die Namen derjenigen Docenten, welche am Halten der von ihnen angekündigten 
Vorlesungen durch den Tod oder eine Vocation oder durch Suspension verhin- 
dert worden sind , wiederum in [ ] eingeschlossen worden. Von Schmelzer in 
Stalle konnten Vorlesungen deshalb uieht angegeben werden, weil er auch dieses 
Mal für beide Semester dispensirt war r von Beck in Leipzig deshalb nicht, weil 
er keine angeküudigt hatte, und von Stabel in Freiburg deshalb nicht, weU der 
dortige Lectionscatalog vor dem Eintritt dieses Docenten in sein Amt bereits 
gedruckt war, und Privatnotizen über seine Ankündigung uns nicht zugekommen 
sind* R. Schneider. 

f. Verzeichnis der Docenten. 
Bei dem folgenden Verzeiehniss sind in der Regel die Le cti onscataloge zur 
Richtschnur genommen worden, so dass alle in selbigen aufgeführte Dozenten 
aufgenommen worden sind, jedoch hei denen, deren Function an einer gewissen 
Universität, überhaupt oder in einer bestimmten Qualität, sich nur auf ein 
Semester beschränkt hat, dieses Semester durch die Buchstaben: & (Sommer- 
semester) und W. (Wintersemester) in Parenthese angedeutet worden ist Ins- 
besondere sind Duttlinger in Freiburg, Walcb in Heidelberg und Kon opak 
in Jena noch für das Sommersemester, Gärtner in Bonn, Gesterding in 
Greifswald und Kämmerer in Rostock noch für das Wintersemester aufgeführt 
worden f obwohl die beiden ersten und die beiden letzten im Laufe und der dritte 
und vierte zu Anfang der angegebenen* Semester gestorben sind. Ebenso ist 
Elvers unter Rosteck für das Sommersemester genannt worden , obwohl er su 
Anfang desselben nach Cassel berufen worden ist« Hinzugefügt sind aber, ob- 
wohl sie in den betreffenden Lectionscatalogen nicht stehen, Wasserschieben 
bei Breslau im W., Stabel bei Freiburg im W. und Breitenbach bei Würx- 
burg im S. Zu bemerken ist ferner, dass bei Basel Bac holen für das S. als 
orden tl. Professor , für das W. aber als Privatdocent genannt worden ist, weit 
er, nachdem sl -n Jir Behörde die sratsre ttaaütäl brigrlrgt hntfr, freiwillig die- 
selbe wieder aufgegeben hat, um völlig unabhängig für die Universität als Privat- 
docent su wirken. Endlich sind nicht aufgenommen bei Bern: P. O. Her sog 
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^ O. i. Mahl »4 Haffssaaa, we* ateaefhta, obwohl sie 
Jarietiacbe Vertesangeti ballen, doeh atebtzar jarfstisebea. Mindern ior Staate« 
wiaacaacaafllieaea FacaMi* Ihrer Universitäten gehdren; ebeaaa ist bei «ekle*. 
aergjP* &. Erb BncbtauJgerohrt werden, weil er ebenfalls nicht aar Jeristisebca 
VtocvJtat gebart, obgleich aaeh er Vorl ea aa gea aber Gcgcastiade der Reehta- 
srisecaaibBfl aageJrdadigt hat. 

Basel. Ord.Prot: tfechofca(&),J.8ehaell, Wnaderlieb; Priratdoc: 
BaebafeB(lF.), Baassler(IK.). — Berlin. Ord. Prot: Heffter, Ho* 
saeyer, r. Laaciaelle, Ruderft, v«Sarigay, Stahl; Heo. Prot: Dirksea; 
Aaaserord. Prot: Gftschea, Heydenvaaa (W.) y Rfistell, r. Weringen; 
F ri iaee o c: Collssaan, Gaeist, Hebcrlin, Heydentaaa(S.), Schmidt, 
Wasserschleben (&). — Hera. Ord. Prot: S. Schuell, Saell; Aaoseror*. 
rraf.: Hhefawald, Scbmid; Prffratdec: Glück. — 0mm. Ord. Prot: 
r. BethesaaB*HolIweg, Vdckiag, Deiters, Girtuer, Maaraabrecher, 
K. Seil, Walter; Ansterord* Prot: Nteolarios, Parthes» Priratdoc: 
Braaa(PF.), Badde, Wiadecbeid. — Brestan. Ora. Prof.: Abegg, Gau pp, 
Haschke, ftegeabrecht; Ausserord. Prot: Fabriclas, Wasserscblebea 
(IT.); Priratdue.: Geydcr, Gitsler, Graeeh. — Erlangen, Ord. Prot; 
Bacher, Feaerbaeh, Sebelliag, Schmidtlein; Anssarord. Prot: 
t. ScbearL — ProilHirg. Ord. Pralls Amsua, Baarftttel, Buss, Dutt- 
Mager (S.), Frits, 8tabel(*F.) T Warakdaig, Welcker; Privetdec: 
Massier* — - Qiessca. Ord. Prof.: Birabaani, r, Grolmaa, ▼. Löbr, 
W.Sell; Priratdoc: Heiarieb, Schmidt« Seiti.— Gdtttogen. Ord. Prot: 
Baaer, Bergmann, Hugo, Kraut, Mftbleabrucb, Ribbentrap; Aussarons. 
Prot: Thal, Zacbaril; Priratdoc: Beafey, Krtlebcn (5.)» Grefe, 
Mdbtus. Oesterley, Plaaek, Rathamel, Schumacher, Ungar, Va* 
lett, Wippermann, Wolf f. — Greifswald. Ord. Prof.: Barkaw, Gester« 
ding, Niemeyer, r.Tfigerstro'm; Aesserord.Prot: P litter.— Balle. Ora. 
Prot: Dieek, Henke, Laspeyres, Peraico, E. F. Pfuteaheaer« 
Seh melier; Au ssc ro rc Prot : Wilda; Priratdee.: CK. Pfoteahaaer. — 
Hefaetberg. Ord. Prot: Mittermaier, Rotshirt, r.Vangerow, Walcb(&> 
Willy, K.S. Zachariä; Ansserord.Prat: Deurer,Morttadt, E.ZaeUarta» 
Zopfl; Priratdoc: Brackenhoeft, Frey, Röder, Sachise, v. Wening- 
lngeuheim. — Jean, Ord. Prot:Fraacke, Gayet, Konupak(S.), Schmid, 
Welch; Hob, Prot: Heirabach, Martin, Ortloff; Ausserord. Prof.* As- 
verus, Dans, Luden, Schnauberf; Privatdoc: Heumaun, Pautesen, 
Schmidt— KieL Ord. Prof.: Burcbardi, Falck, Kierulff, Michelsen, 
Tonsen; Ausserord. Prof.: Herrroanit, Paulisen, Ratjen; Priratdoc.: 
Osenbruggen, Schmid. — Königsberg. Ord.Prot: Backe, r.Buchbolts, 
Jacobson, Reidnits, Santo, Scfrweikart, Siuifon. — Leipzig. Ord, 
Prot: Albrecht, Günther, Hänel, Marezoll, Puchta, F. A. Schilling, 
Steiaacker; Ausserord. Prof.: Beck, Heimbach, B. Schilling, Schnei- 
der, Weiske; Priratdoc: Berger, Busse, Frege, Hopfner, Schaff« 
rath, Schellwits(&), Schletter, VogeL — Marburg. Ord.Prot: Ende- 
saann, Löbell,Platner, Richter, Vollgraf f; Aueeerord. Prot: BÜchel, 
Öuneker; Priratdoc.: Steinfeld (JK), Steruberg, Wetsell, Ziegler. 
— Manchen. Ord. Prot: Arndts, Bayer, Freih. r. Bernhard, Hacker« 
r. Moy, Pbilüns, Zenger; Auiserord. Prot: Doli mann; Hau. Prot: Bo- 
ehinger, Lauk. — Rostock. Ord. Prot: Beider, Diemer, Elrers(&), 
Grundier, Kämmerer, Raspe; Priratdoc: Gädcke. — * Tübingen. 
Or&Prot: Uepp, Lang, Mayer, Michaelis, Revscher, v. Schrader; 
Ausserord. Prot: KösUin(lf'.); Priratdoc: Bruni, Köstlin (&).— Wörs- 
berg. Ord. Prot: Albrecbt, Edel, v.Link, Muller; Aueeerord. Prot: Brei- 
tenbach, Held. — Zürich. Ord. Prof.: Bluntichli, Erxleben (TT.), 
Geib (VT.); Ausserord. Prof : Esc her, Gelb(S.) t Sartorius; Priratdoc: 
Sehaaberg, Schröter. 

Es lassen sieb diesem Verseichnisse der Docenten folgende statistische Wo- 
Dli) Gesaawattalrt sätet Jasaüliiifasa Docawten aan an Hiiiii 
iS4ly die von 245 (imf hk DeatseWand f lö ia der Sch«feia> 4 tat 
-*»^«X tofa»M<miaDee*ese4aad, ±7 hv der SÄwaia). 

18* 
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Von diesen Decentan waren im Semmersemester: 115 ordentliche Profssssrcsi 

(108 in D., 7 in der Sek.), G Honorar-Professoren (in D.), 87 ausserordentliche 
Professoren (32 mD n 5 in d. Seh«) und 67 Privatdoeenten (54 in D., 8 in d.Sea.); 
im Wintersemester 118 ordentliche Professoren (107 in D., € in d. Seh.); 6 Ho- 
norar-Professoren (in D.), 89 ausserordentliche Professoren (85 in D., 4 in der 
Seh.) und 55 Privatdoeenten (50 in D., fi in d. Seh.)* — Die grosste ZaTil von 
Doeenten hatten im Sommer Gottingen nnd Leipzig, (jede 20), die kleinste Basel 
(2); die grosste im Winter Leipsig (20), die kleinste Basel (4). — Die meiste« 
ordentlichen Professoren hatten in beiden Semestern Bonn, Freiburg, Halle, 
Königsberg, Leipsig und München (jede 7); Berlin, Göttiagen und Tübingen 
hatten in beiden Semestern, Heidelberg nnd Rostock im Sommer jede 6; Glossen, 
Kiel nnd Marburg in beiden Semestern, Jena im Sommer und Heidelberg und 
Rostock im Winter jede 5; Breslau , Erlangen, Greifswald und Wdrsburg in 
beiden Semostern, Jena und Zürich im Winter jede 4; Basel im Sommer 2 and 
Bern in beiden Semestern, Basel im Winter und Zürich im Sommer jede 2. — 
Die meisten ausserordentlichen Professoren hatte in beiden Semestern Leipsig; 
nämlich 5; Heidelberg und Jena in beiden Semestern, sowie Berlin im Winter 
jode 4; Kiel in beiden Semestern, Berlin und Zürich im Sommer jede 8; Bern, 
Bonn, Göttiugen, Marburg und Würxburg in beiden Semestern, sowie Breslau 
und Zürich im Winter jede 2; Erlangen, Greifswald, Halle und München im 
beiden Semestern, Breslau im Sommer und Tübingen im Winter jede 1; Basel, 
Freiburg, Giessen, Königsberg und Rostock in beiden Semestern, sowie Tübin- 
gen im Sommer gar keinen. — Honorar-Professoren gab es blos in Berlin (1), 
in Jena (8) nnd in München (2). — Priratdocenten endlich waren in grdsater 
Zahl in Gdttingen vorhanden, nämlich im Sommer 12, im Winter 11; Leipsig 
hatte in beiden Semestern 8; Berlin im Sommer 6; Heidelberg in beiden Seme- 
stern 5; Marburg in beiden Semestern und Berlin im Winter jede 4; Bonn, 
Breslau, Giessen und Jena hatten in beiden Semestern jede 2; Kiel nnd Zürich 
in beiden Semestern, Basel im Winter und Tübingen im Sommer jede 2; Bern, 
Freiburg, Halle und Rostock in beiden Semestern nnd Tübingen im Winter jode 1; 
Erlangen, Greifswald, Königsberg, München und Wflrsburg in beiden Seme- 
stern, sowie Basel im Sommer gar keinen. 

2. Verseichniss der Vorlesungen« 
BmcyelopMle and Methodologie« Bertin: & Gäschen, 

Collmann; W. Rostell, Collmann (alle o.M.). — Bern: S.u. IF.Sehmid 
(o.M.). — Bonn: S.Deiters, Seil; IT, Walter, Nicolovins. — Breslau: 
S. Regenbrecht, Geyder; IT. Gau pp(n.s. Grund riss), Wasserschieben, 
Geyder. — Erlangen; S. Schellingfo. M.); W. Schmidtlein. — Frei- 
burg: W. We Icke r (auch der Staats wiss.), Baurittel (o.M.), Buss. — 
Giessen: S.u. IT. Weiss (Propädeutik, n.:Con*pectut), S. Heinrich (o.M.); 
W. Schmidt (m.Rücks. a. Fatck). — Gdttingen: S. Hugo(n.s.Lehrb.; o.M.), 
Oesterley, Mdbius, Erxleben (o. M.), Unger (o. M.); W. Hugo (n. s. 
Lenrb.; o.M.), Mö'bius, Unger (n.s. Grundriss; o.M.). — Greifswald: S. 
Pütter; IF.Niemejrer. - Halle: S.Pernice; IT. Henke. — Heidelberg: 
£./».£. Zachariä, v. Wen in g- Ingen heim; IT. Rosshirt (m.lnst.), Züpfl 
(a.Falck; o.M.), P.E. Zacharift, v. We ning-lng. (m. Hinweis, a. Fo7c*).— 
Jena: S.u. W. Luden, Schmidt. — Kiel: Ä Falck; W. Paulsen. — 
Königsberg: W. v. Buch holt s. — Leipsig: S. Vogel (n. s. Einleit. in d. akad. 
Stud.d.Rw.). — Marburg: S. Richter, Büchel; IT. Löbell, Richter, 
Steinfeld. — München: IT. Phillips (o.M.). — Rostock: S.u. IT. Diemer 
(n. v. Lö w, Einleit. in d. Stud. d. Rw.; o. M.). — Tübingen: S. Bruns (o.M.); 
IT. Lang. — Würfburg: W. Held. — Zürich: S. Sartorius; W. Erz- 
leben (o.M.). 

lilter&rgeaelilehte« Kiel: 8. Ratjen, — Königsberg: W. 
v. Buehholt*. 

IVsrtarrecfct, Beehi0plilln)Mpllle« Berlin: S. Stahl, Hey de- 
mann; IT. der letztere. — Bern: S. Snell; W. Schnell (Albg.Reehtalehre). — 
Bonn: S. Gärtner, Maurenhrecher; IT. [Gärtner], Man renbree her.— 
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i: W. Abegg. — Briangen: S. Schilling. — freibnrg: S. Weleker, 

Warnkönig; IT. [Weleker], Warnkönig. — Giemen: S. Birnbaum, 

Schmidt, Heinrich, W. Weist (n. Groo*)> Schmidt, Heinrich. — 

GäUiagen: & o. W. Schumacher. — Halle: & Wilda Heidelberg: S. 

Röder(n. s. Leitfaden); IK.P. O. Zacharia (n. s. 40 Buch. v.Staate).— Kiel; 

S. Herrn «ob. — Königsberg: S.u. IT. Reidnits. — Leipzig; S. Frege, 

Scaaffrath, Schletter; W. P. O. Schill iag, Heimbach, Prege. 

Scaaffrath, Schletter. — Marborg: 5. o. W. Platner. — Manchen: S. 

v.Moy. — Rostock: £.[EWers]. — Tübingen: &Hepp (mitGeseb.); W. 

Köstlin. — Zonen: & 8chanberg ( Privat r.). 

Ctenefcfcfcto der R*CS\ts*sÜl#*€>mJkIe. Bona : & Girtaer(d> neueren 
Recftts-Pkll.). 

€ r « i Ct «ge» imy# Bann: H r . Nieolerioi (Geist d. Ges. d. Deut). 
Weltgeschichte de* Recht«. Zürich: S. Schröter. 
RänmUche* Recht. 

i. ilMllcakanfle. Leipzig: 5.Hänel(QueU.d.vorjusLR.); IT. Vogel 
(Kinleit in d. Verstand, d. Corp.jur. eftr.). 

2. Clenchlchte. Basel: S.u. IT. Bachofen. — Berlin: & v.Saviguy 
(ian.m.Inst), Rudorff, Schmidt; W. Rodorf f (inn.m. Inst), Dirksen, 
Schmidt. — Bern: S.Glück. — Bonn: SL Walter, Budde; IT, Walter. 
— Breslau: S. Fabricius (m. Inst); W. Huschke (m.Inst.). — Erlangen: 
W. Bücher. — Freiburg: W. Fritz, Mussler (m. Inst.). — Gieasen: & 
Seil (m. Rucks. a.Jtfaefe/d*y), Hein rieb, — Gattiugen: S. Hugo(n.s.Lchrb.), 
Mühlenbruch (m.inst.); W. Hogo, Ribbentrop, Valett (m.Inst). — 
Greifswald: S. Niemeyer; W. Barkow (Gesch. d. Quellen), r. Tigerström 
(inn.; n.s. Lehrb.). — HaUe: S. Witte (m.inst); W. Pernice (m.lnsO, 
/>. Pfotenhauer. — Heidelberg: S. v. Vangerow (inn.; äuss. ra. Inst) ; W* 
Willy (n./iay«), Deurer (m. Inst a. Marezoll), Rosshirt (äusi.ro. Inst ; 
n. Mmckeldey) , P.E. Zacharia (m. Inst), v. Wening- Ingenheim (inn.; 
äass. m.inst, m. Hinweis, n. Mackeldey). — Jena: S. Walch, Heimbacb, 
Heumann, Schmidt; ff*. Dans (n. i. Lehrb.), Heumann. — Kiel: S. 
Barchardl (m. Inst), Osenbrüggen; W. Kierulff (m. Inst), Chri- 
stiansen, Osenbrüggen (äuss.). — Königsberg: S. v. Buchholts (n. 
Hage); IT.Sauio. — l«eipsig: &P. O. Schilling (äuss.; inn. m. Inst; u.a. ' 
Grundrisse), Puchta (m.inst), Häael (äoss.; inn. m. Inst), Heimbach 
(m.Inst), Basse (auss.; inn. m. Inst) ; W. M area oll (m.inst n. s. Lehrb.). — 
Marburg: S.a. W. Platner. — München: IF.Zenger, Arndts (m.Inst). — 
Rostock : SL [ El v e r s (m. Inst, n. Bmrehardi) ] ; W. D i e m e r ( m. Inst n. Ko- 
nopmJt). — Tdbingen: S. v. Sc Kräder. — Wurzburg: S.Müller; IT. Brei- 
teabach. — Zürich: S. Sartorius (m.inst); W. Bluntschli (m.inst). 

gfnrrltr I Thrftr V Boan: S. v. Bethmann-Hollw. ( Gerichtswesen). -* 
Heidelberg: S.P. E. Zacharia (R. R. im Orient n. t. DelmeaUo). — Leipsig: 
W. Hiael (Gerichtswesen). — Marburg: IT. Platner (dasselbe). 

3. Imstltarttoncnu Basel: S. Wunderlich. — Berlin: S. v. Savigny 
(m. inn. RG.); W. Rudorff, Dirksen (beide m. inn. RG.). — Bern: S. 
Schmid (m. Verweis, a. Maekeldey). — Bonn: S. Böcking, Windscheid; 
W. dieselben u. Seil. — Breslau: S. Fabricius (m. RG.); W. Huschke 
(n. RG.). — Erlangen: W. Bucher. — Freiburg: Weleker; W. Aroann, 
Fritz, D. Mussler (m. RG.). — Giessen: S. Seil (m. RG. m. Rucks, a. 
Maekeldey) \ W. r.Löhr(m Rucks, a. Maekeldey). — Göttingen: S. Mühlen- 
brück (m. RG. n. s. nächstens erschein. Lehrb.), Valett, Möbius; W. Hugo 
(od. Pauct, n.e. Lehrb.), Ribbentrop, Valett (m.RG.), Möbius.— Greifs- 
wald: SL Niemeyer, v. Tigerström; W, Barkow (m. Erklär, d. Justin. 
Inst).— Halle: S. Witte (m.RG.), D. Pfotenhauer; W. Pernice (m. 
RG.). — Heidelberg: TS. r. Vangerow (ra. aass. RG.); W. Rosshirt (in. 
äuss. RG. u.Eocycl., n. Mackeldey*), P E. Zacharia (m. RG.), Deurer (m. 
RG., n. Mackeldey), v. Wening -Ingenheim (ra. äuss. RG., m. Hinweis, a. 
MmeMdry). — Jena: S. [Konopak] (n. s.Lehrb.), Fraacke; W. Guyet 

•) S. auch Cirilprocsts anterior, % 
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(u,Merew*U), Qa»x(*. «.Grunds.). _ Kid; &B«rcnar4i(at,ll0.), Chri- 
stiansen; IK. Kierulff (m.RG.). — Königsbergs «.Backe (*, tfora»//)* 
W. Sauio, Simu*m(u> MartaoU). -^ Leipzig: S, P. O. Schilling (ra.imu 
RG., u.s.Grundr,), JPachta (in, KG.), Hänel (m. im RG.), Heimbaeh (so, 
RG.), Busse (m.Hin.RG.); Marezoll (m.RG.; n, •. Ultrb.), — Marburg: 

& Buckel; R. Lobeil, Wetsell, Steinfeld Manchen: «.DoUrnnan; 

ff. Zenger, Arndt« (m.RG.). — Rostock; & Grundier (n. d. JuaL Inst»)» 
[Elvers(m. RG., n. #KrM«raY)]; W. Grundler (n.d.Jutt. Inst«), Dieajer 
(m.RG., n, Ki*pak\ — Tübingen: S. Lang; W. Brust. — Würz borg: 
S. Held; W. Albrecht, BrcUenb»*». — flßrich: & SartarU«; W- 
Blnntschli(m.RG.) 

3. Pandectea. Basel: W. Wun der Iich(n. MüMenbruch). ~» Berlin: 
&Rudorf«;Dirk8en(n.AftfM#*&iiic*); W.v.Savigny,— Bern: W^Sckmid 
(n. Mackeldey). — Bonn; & Seil) IT, v, BethmAan -Hollweg (m.£rliat. 
v.Stellen). — Breilau: S.Kuschke, Grosch; W.Fabricius, Grosch. — 
{Crlangen; 5. Bucher. — Frei bürg: 5. Frits, Mu ssier, — Giessen: S. 
y. LÄhr (n.v. Wening-lng.); W. Seil (n. t>. Wentng-Ing.). — Gottingen: S. 
Ribbentrop, Rothamel, Valett (n. s. Lehrb.), Wolff (n. Mühtenbruch\ 
m. practUeb.); IT. ftogo (oder Inst., n.s. Lehrb.), Mflhlenbruch(n.a.Lehrb.), 
Rothamel, Valett (n. s. Lehrb.). — Greifswaid: 5. Barkow (n. /fette); 
IT. [Gesterding (n. Günther)}. — Halle: & P.'O. Pfotenhaner; IT. 
Witte. — Heidelberg: 5. Rosshirt (n.a,Lehrb.), D eurer (n. Mühlenbruch), 
P. R. Zachariä n. Tliibaul), P. Erb (m. Hinweis, a. Thibaut); IT/ Ross- 
hirt (allg.Thh m. Rucks, a. v. Savt'gny, bei. TM. n. s. Lehrb.), v. Vangerow 
(n. s. Leitf.), P. Erb (m. Hinweil. a. Thtbaul), — Jena: 5. Guy et (n. v. We- 
nlng-Ing.),Daut (n.Mühlendruch); W. Fraucke. — Kiel: S. Kierulff; 
IT. Burehardi. — Königsberg: & Sanio (n. Mühlenbruch), Simson (n. 
Puchia)- W.K*ckt{n. Mühlenbruch). —Leipzig: S. Mar es oll (m. Verweis, 
a. Mühlenbruch), P E. Schilling; W. Puchta (n. s. Lehrb.), Hänel, 
Schneider (m. Köcks.' a. Mühlenbruch), B u • s e (m. Zuzieh. v. Mühlenbruch). — 
Marburg: S. LÖbell; W. Büchel. — München: 5. Zenger; IT. Doll- 
m a n n ( m. Verweis, a. Mühlenbruch). — Rostock : S. Kft m m e r e r (n. Puchta) ; 
[fT. derselbe]. — Tubingen: S. Mayer; W. v. Schrader, Mayer (IterTuLi 
— Würzburg: S. Breitenbach, — Zürich: 5. Schroter (n. s. Handb. d. 
gera.R.); W. Erxleben. 

4. Einzelne Lehren. Marburg: S. BÜchel(Vergt.m.d.deut.Prlcatr.). 
n) Besitzlehre. Glesten: & Schmidt; W. Schmidt (Krit. Darst m. 

Vergleich, d. Oesterr., Preuss. u. Franz. R.). — Leipzig: 5. Marezoll. 

o) Concursrecht. Breilanc W. Abegg ( m. Prenss. R. ). — Leipzig: S. 
Günther (m. Proc.). 

e) Eigentumsrecht, Leipzig: S. Marezoll. 

d) Erbrecht. Basel: IT. Bachofen. — Berlin: S. Rudorff, Dir* sen, 
Schmidt; fT.Rpdorff, Schmidt. — Bonn: & Böcking, Wind- 
scheid; Jf\ Seil, Windscheid.— Breslau: & Huschke, Grosch; 
fF.Gitzler, Grosch. — Erlangen: W. Bucher. — Giessen: W% 
v. Löhr. — Göttingen: 5. Valett; W. Müblenbrueh, Ribben- 
trop. — Greifswald: &u. W. v. Tigerström Halle; S.u. W. D. 

Pfotenhauer. — Heidelberg: S. v. Vangerow (einzel. Lehren).— 
^ Jena : 8. H e u ra a o n fgucc. contra tett.)\ W. derselbe. — Kiel : S. B u r - 
chardi. — Königsberg: W. Sanio (n. Mühlenbruch). — Leipzig: S» 
Frege (m. Sachs. R.)j W. Puchla (n, ». Lebrb. d. Pand.), Hänel, 
Schneider (n. Mühlenbruch), Busse. — Marburg: S. Löbell, 
Wetzell; W . Löbell, Buchet — München: & Arndts; IT. Doll- 
mann, —r Tübingen: S. Bruna. — Zürich; Ä Keller. 

«) Familien^ od. Peripnen - Rccbt. Bonn: & Seil, — Breslau: & 
Huschke. — Gottingen: &Benfey. — Hallt: Ä D. Pfotenhaner. 
— Tübingen: 5. Braus. 

/) Obligationenrecht. Freiburg: W* Fr itf (speciefL Lehren). — Hei- 
delberg: S. v. W^ening-Ingenheim (allg.Thl.) 

g) Pfandrecht Göttingen: S. Ribbentropt 
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A) Sachenrecht» Breslau: <S.£it*lcr, Gm sah, — Marburg: IT* Bt* 
c h el ( dingi. B. an fremd. Sachen). 
Servitatenrccat. Göttingen: & Bibbentrop» . 
Wiedereinsetzung in d. vor. St. Marburg: £. BfUhel. 

5. CMtetTeiffi. Göttingen: S. Kr x leben (ausgewählte); IT, WolCf 
(se. pract. lieb.), — Leipzig: 1^. Mar ex oll (auserlesene)* 

6. KeefctaflUle. Bona: IT. Seil. — Heidelberg: & Walch. 

7. Henteaentlk. Freiburg: &Warnkonig. — Giessen: TF. Schmidt, 
— Heidelberg: W. P.E. Zacharia (ra. Kritik). — Königsberg: S. v. Buch. 
boltz (auch d. Prent*. B,). 

8. JEMgeae. Berrin: JF. Rudorff (VaHc. Fr.J f Dirksen (Stell, a. 
Jmti. Intt.y — Bonn: S. r. Bethmann-Hollw. (Hebungen), Windscbeid 
(anegew.Paadeetenstell.); W. v. Bethroann-Hollw. (ichwier. Pandectenst.), 
Böckiog (£o/. /*#*.), Win dscheid (Ulp. Fr.). — Breslau: £.Fabricius 
(G«*/. /«sf. com**. 17. ///./ Uebungen), IT. Derselbe (G<*/. /»#/. comum. /K.; 
Uebfiogen) , 6 i t x 1 e r ( Nov. CX V.). — Erlangen : S. u. W. v. S c h e u r l (ausgew. 
SUHL. &, Corp. JMr.civ.). — Freiburg: &. Amann (Jutt.Imt.). — Göttingen: 
W.Bealey(Dig.t. XViil. XiX.). — Greifswald: ft r .Barkow(§fd..fetf. 
Inst.). — Halle: W. Witte (Dig. I XXrillX — Heidelberg: & Willy 
(Uebnngen m. Benutz, t. Chrestomathie), P. JB. Zacharia (Jutt. /*#/.), 
Deurer {Vlp. Fr.); W. Willy (Uebungen, ro. Benutz, s. Chrestomathie; 
Erklär, v. Cropp ioca jur. R. te/.), Deuter (Dig.?. XX.). — Jena: & Hcu- 
m*nn (Ufp. Fr.). — Kiel: & Kierulff (tff. D. de reg. jur.), Osenbrüggcn 
(Uip.Fr.); W. Kierulff (M.D. de reg.jur.) y Osenbruggen (JustJntt.) — 
Königsberg: S. S a n i o ( Gaj. in*t.; Hebungen). — Leipzig : S. P u c h t a ( Vatic. 
Fr.). — Marburg: & Buche! (/«tf./fltfj, Wetzell(£q/. Intt.comm. /r.); 
W. Buckel (Gaj. Etat.). — München: IT. Arndts (Uebungen). — Rostock: 
8. o. W. Gädeke {Gaj. InttX — Tübingen: S. r. Schrader (Rom, R.).— 
Zürich: & Keller (z.Erbrecht), Geib ( Ju$t. Inst.); W. Keller (Vorjust. 
R.; Uebnngen). 

9. IJter&rgeacltlclite. Freiburg: 5, Warnkönig. — Heidelberg: S. 
P.E. Zacharia. — Jena: 5. Walch, 

Beutocbe* Frivairedit. 

1. QneUeakumtle« Heidelberg: W. Sachsse. — Kiel: & Falck 
(u. Methode). 

2. CteacklcfcteH.JUf>rth11amer*). Bonn: S. Walter; fT.Deiters, 
Perthes. — Giessen: 5. Weiss (m. Bes. tuZbpfl), v.Grolman. — Göttia- 
gen: & n. W. Unger. — Greifswald: S. Putter (m. Dogm. a. Staatsr.). -~ 
Halle: W. Wilda. — Heidelberg: S. Sachsse (einzeL Abscbn.). — Kiel: 
S.Paolsea (Nordische RG.). ^-Königsberg: S Jacobson (Gesch. d. Quellen). 
— Leipzig: S. Alb recht (m. Gesch. d.Slaatsr.), Schietter; W. Weiske.— 
Marburg: IT. Kndemann. — Rostock: W. B eseler. — Wfirzburg: & u. 
».Müller. 

9. Il»gxaa4ik« Berlin: 8. Heroeyer (m.Lehnr,); IT.v.Laneiaolle, 
Göschen ibeide m. Lehnr,), — Berns & Rheinwald; W. Derselbe (n. P//»7- 
Up*. — Bonn: & Deiters, Perthes; W* Walter, Perthes* — Breslau: 
SLGeyder; IF.Ganpp (m, Rucks. a.Prenss»R.), Geyder. — Erlangen: W. 
Feoerbach. — Freiburg: S. Fritz. — Giessen: S. Weiss (ouLebar.; n. s. 
System); W. ▼. Grolman (m.Lehnr.; n. EicMorm). — G^tOngen: ÄKrant 
(m. Lehnr.; n. s.Grundr.), Thöl (m.Lehnr.; n. Eichhorn n. s. Lehrb. d. Han- 
delsrechts), W ol ff. — GreUswald: S. Pütt er (m. Gesch. u, Staatsr.); W. 
Kiemeyer. — Halle: S, Dieck (n. s.Grundr.) 9 Wilda; W. Wilda.— 
Heidelberg: ß. Morstadt (ohne Handelsr. ; n. gedr. Dictat.) ; Brackenhoeft 
(ohne Haadela.- Wecaa.-n.Assecur.-R., n, Eichhorn); W. Mittermaier (o. 
s.Granaa.> — Jena: Ä Ortlo ff (m.Lehnr., n. s. Grunds.); W. Walch, 
Laden (m.Lehnr.). — Kieli S. Falck. — Königsberg: S. Jacobson (m. d. 
Franse, A.f» J|., **Kr**4)} IT.Sohweikart (pn-Prenas. B*). — Leipzig : S. 
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Albreeht, Weilte, Vogel (m.Lehnr.); W. die beiden letzteren. — Marburg: 
& Enderoann (in. Hess. R.) ; W. Duncker (ni.Karhetii.lt.). — Manchen: 
IT. Phillips (m.Lehnr.; n. i. Lehrt).). — Rostock: 8. Beteler (m.Lehnr.; 
n. Kraut); W. [Kämmerer]. — Tübingen: & Michaelis (m.Priratcamer*tr.y 
Lebnr.); W. Reyscher. — Wörtburg: S. Malier, Held; W. Muller.» 
Zürich: S. Bluntt chl i (ohne Handelsr.; u. Kraut). 

4. Ein seine Lehren. Bonn: S. n. W. Walter ( ein zel. Materien), 
Perthes (ausgewählt. Theile). — Marburg: S. Büchel (Vergi. m.'d. Rom. R.J. 

a) Adelsrecht. Halle: S. Dieck. 

b) Bauernrecht. Berlin: S. Rö stell. — Halle: S. Dieck. 

c) Bergrecht. Berlin: W. Collmann. — Leipzig: W. Welske. — 

München: S. u. W. Lau k (m. Bayer. R.). 

d) Eheliches Güterrecht. Bonn: «.Deiters. — Kiel: IT. Tön gen. 

e) Erbrecht Kiel: W. Tönsen. 

/) Gewerbrecht. Tübingen: W. Reyscher (m. Württemb. R.). 

g) Handelsrecht. Basel: W. Wunderlich. — Bonn: W. Budde.-— 
Breslau: IV. Gaupp. — Erlangen: S. Feuerbach. — Göttingen: IF. 
Thöl (n.s.Lehrb.), Wolff. — Halle: W. Dieck. — Heidelberg: 8. 
Morstadt, Rrackenhoeft (beide n.v. Martern); IT. der letztere. — 
Kiel: ÄPaulsen; H". Tomen. — Königsberg: S. Jacobson. — 
Tübingen: W. Rey sc her (nu Württemb. R.). — Zürich: 5. Escher, 
Schröter. 

A) Landwirthschaftsrecht. Greifswald: S. u. W. Pütter. 

i) Privatfürstenrecht. Berlin: S. u. W. Collmann; R. Stahl, Ha- 
be rl in (alle m. Staats r.), — Halle: W. Peru ice (einzel. Abschnitte). 
»-München: W. v.Moy ( ro. Staatsr.). 

£) Seerecht Breslau: W. Gaupp. — Heidelberg: S. Morstadt, 
Brackenhoeft (beide n. Marien*) ^ W. der Letztere. — Kiel: W. 
Tönten. — Königsberg: S.Jacobson. 

/) Wechselrecht. Basel: TT. Wunderlich. — Berlin: S.Homeyer.— 
Breslau: IF.Gaupp.— Erlangen: S.Feuerbach.— Freiburg: S.Dutt- 
1 In ger (m. Wechsel proc). — Heidelberg: S. Morstadt, Bracken- 
hoeft (beide n. v. Märten*)] W. der Letztere. — Jena: & u. W. 
Paulssen. — Kiel: S. Paulsen; W. Tonten. — Königsberg: S. ( 
Jacobson. — ' Leipzig: & Günther (m. Wechsclproc). — Zürich: 
8. Schröter. 

5. Rechtaf&lle. Breslau: 5. Geyder. 

, 6. Kxeeefle. Berlin: S. u. W. Göschen (Sachsensp.). — Bonn: W. 
Budde (ausgew. Stell, d. Sachsensp.). — Breslau: S. Gaupp (Sachsensp. B.I.). 
— Halle: W. Laspeyres (Sachsensp.). — Heidelberg: S. u. W. Sachsse 
(Sachsensp.).— Würzburg: £. Held (leg. Barbar. n.Hech tsbüch.d. Mittelalter- 
Zürich: &Bluntschli (Schwab. Land recht). 

PaiÜeular-PrlTatreeht. 

i) Bavdlaehet. Freiburg: S. Baurittel (Landr.; Handelsr.; Uebungen); 
W. Ders. (Einl. in d. Bad. R. ; Handelsr. ; Ueh.). — Heidelberg: & Zäpfl. 

3) Bayerisches« München : S.v.W. Freih. v. B e r n h a r d i (m. Vergleich« 

d. Oesterr., Preuss. u. Franz. R.; n. s.Grundr.). — Würzbarg: W. B re i- 
tenbach ( R. diesseits d. Rheins). 
S) FritakUehe*. Wdrsburs: W, Held (ro. Vergleich, d. wicht Bayer. 
Particularrechte). 

4) FrawstsAsehea. Berlin : S. Heyderaann (üb. d. Cod* Nap.). — Bern: 

S. Snell (m. Bez. a. Rom. R); W. Snell. — Bonn: S. Mauren- 
brecher (Rhein. R. u. C. Nap.); W. Derselbe (Eitileit in d. C. Nap.) 

Freiburg: S. Baurittel (C. Nap.). — Giessen: W. Heinrich (Antleg. 

d. Code riv. I /.) ; W. Derselbe (Grundzüge m. Vergf . d. gem. Deut R.) 

Heidelberg: S. Zöpfl (n. Demante u. ro. Verweis, a. Zae/iaräi), Frey 
(C. Nap. u. Handelsr.) m. Rucks, a. Rad. R., n* s. LehrU); W. d. Letalere. 
— München: 5. Arndts. — - Zürich: W. Escher (Güterr. d.Eheg. «. 
Einl. in d. Fraaxöt. IL überhaupt). 
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5) ■■■!!! MMifcli GeXtingen: & Grefe («. a. Lefe£); IT. Dmefet 
(Geschichte). 

«) Me>cfldca)fcsuFSjeeJUt. Beeteck: & Diemer (a. n. AasseH), Beseler 
(0yee4aeav-R.); IT. Dieser. 

7) Tiwiiliitri Gettiagea: IT. Baaer. 

8} l?n— leiifcesj, Berlin: S. Gneisft, Heydessena; IT. Hosseyer, 
Beydessaan. — Boaa: & Nicelovies, Badde; W. Deiters. — 
Breslaa: YF.Gaopp. — Gretfswald: YF. Niemeyer. — Halle: S. P„ 
O. Pfoteaaeaer, Wille; YF. Leseeyras. — Heidelberg: W". 
Dearer. — Königsberg: YF.Schweikart(m.Deut.Privatr.), Simsen« 

Aaserleseae Lehren d.Prenss IL Berlin: S.a. W. H«j4ta*t>(a«Mr. 
lesen« Stell, n. Streitfragen) ; IF. Ho«eyer (Adels- Burger* a. Bauera-H). — 
Halles 0. Witte (Erbrecht). — Königsberg: 8. Backe («nsgew. Tit.). 

t) ttefcsiechee. Jena: W. Heim back (König). Sachs. R.), Heumaan 
(Sachten- Weimar. R.). — Leipzig: S. Weiske, Berger (a. Haubote); 
Y#'. Steinacker (n. Haubold), Weiske (gem. Sachsenr.), Berger. 
16) ft«Ue«w.-Hel*t.-La«ca». Kiel: S. Falck (Schiet. -Holst. Recht i - 
geschiente), Pa'ulsea; YF. Falek (Sebleaw.-Holat. Rechtsgeeeb.), 
Toasea (Schlesw.-Holst. Rt). 

11) Sahwelseitaehea. Basel:* »F. Schnell (Basel. B. m. bes. Berflcks. c\ 

Deal. Priratr.). — Bern: YF. Schnell (Bern. R.). — Zörich; YF. 
Kelter (Zürich. R. m. Rucks, a. d. R. d. ubr. Cantone d. deut. Schweiz). 

12) W Bi It g s aJs ci& e t i J h e i . Tübingen: 5. Beyscher; YF. Michaelis. 



Bann: S. Deiters, Nicolewfios; YF. Bodde. — Breslaa: S.U.YF. 
Geyder(m.Preuss. B.). — Erlangen: S. Feuerbach. — Freiborg: S. u. M". 
Banrittel (m. Bad. R.). — Göttingen: & Botkamel; YF. Derselbe, WoUt 
— Greifsvrald: YF. Pfitter. — Halle: & Pernice; YY r . Dieck. — Heidel- 
berg: & P.O. Zachariä (n.Bühmer); YF. Sachsse. — Königsberg: & 
Jacobson (m. Presse. R.). — Leipzig: Ä. Albrecht, /» & Schilling (ss. 
Sachs. R.), Weiske; YF. die beiden letaleren. — Marburg: 5. Endemann, 
Dnncker; YF. VollgraCf.— Tübingen: YF.Reyscher(ai.WürtteBtb.R.).-- 
Würsbnrg: S. Held ( m. Bayer. R.). 

Breslaa: 8* Gcydcr. 



Cremmelme* StrmtrecHU 

i. Geschichte. Giessen: 5. Birnbaum (ausgezahlte Stellen d. Born. 
St-R.). — Kiel: YF. Schmid. — Wurzburg: S. Edel (m. Philo*.). 

X Dajgnmatllu Basel: S. Schnell. — Berlin: S. HefTter, v. Wo« 
ringen, Goschen, Häberlin; YF. Dieselben u. Gneist. — Bern: YF. 
Snell (n.FeaeroacA). — Bonn: 8. n. YF. Böcking. — Breslau: S. Abegg 
(m. Preass. R.). — Erlangen: YF. Schmidtlein. — Freiburg: S. [u. YF.] 
Dottlinger. — Giessen: 5. Schmidt (n. Feuerbach); YF. Birnbaum (u. 
Feuerbach). — Göttingen: S. P. ß. Zachariä (n. Feuerbach); YF. Bauer 
(n. s. Lehrt).). — Greifswald: S. Gesterding (n.Meiiter); YF. Barkow. — 
Halle: S.a. YF. Henke (m. Preuss. R.). — Heidelberg: S. Mitterraaier (in 
Vergleich, m. d. neu. Strafgesetzgeb. ; n. Feuerbach); YF. Zöpfl (m. Rucks, a. 
d. neu. Gesetsgeb.; n. Feuerbach), Röder (mit Rucks, a. d. Strafrechtsphilos. u. 
Criminalpol. u. Vergleich, neu. Strafgesetsgeb. ; n. Feuerbach). — Jena: S. 
Martin (m. Bez. a. d. Sachs. CG. B.; n. s.Lehrb.), Luden; YF. Luden (m. 
Bez. a. d. neu. Strafgesetzgeb.). — Kiel: YF. Herrmann. — Königsberg; YF. 
Schweickart (m.Preuss. B.). — Leipsig: S. Marezoll (m. Sachs. R.; n. s. 
Lehrb.), Busse (n. Marezoll) , Schaf f rath (m. Sachs. R.; n.s.Lebrb.); YF. 
Schaffrath (n. s. Lehr» , Schi ctter (m. Sachs. R.). — Marburg: S. Zieg- 
ler; YF. Löbell. — München: S. Dollmaon (m. Bayer. B.u. m. Rocks. a. 
Frsnzos.R.> — Rostock: YF. Raspe (ro. Mecklenb.R.; n. Hejfler). — Tü- 
bingen: S, Hepp (m. Wurttentb.R.; n. Polizeistrafr.) j YF. Derselbe, Kos Hin. 
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— Wtob»*: W. BdeL — Zfirieh: &n. ir>G«i» (m Bflgh», e. A. »— .fiftaf- 
gebang; n. F«i«rÄacÄ). 

3. Einseht* Lehre*. Breslau: S. Abegg ( Straf rectUetAeeriea). — 
Erlangen : S. u. H\ Feuerbach (au tgewählte Lehren). — Heidelberg : S. M 1 1 - 
termaier (Zurechnung), Ruder (KritDant&StnfrechUtheorien). — Würz- 
berg: & Bdel (Philoe. d. St R. n. Gesch.). 

4. Exegese. Wönburg: S. Ed ei (ausgew. Stellen d. C C. C. u. <L strafr. 
Tit d. Corp, jair. eft%). 

Parttoular-Strafireelit« Kiel: £L Herrinana (neue Straf- 
gesetzbücher). 

1) Prewaalaehea. Berlin: Heydemann ( Grunds üge, durch aterkw. 

Rechtsfalle erlaut.). • 

2) Mehrfache«. Leipzig: 5. Schletter (Erklar. d.aTIg. Thlf. d. C.O.B.). 
3; Behweftserlaehe«. Zürich: W. Escher (Erklar, d. Zürich. St G. B.% 

S c h a a b e rg ( Exeges. d. Zürich. St G. B.l 
4) WBrtteasbergaehes. Tübingen: S. Kdsttin. 

Cremeimer BttrsrfjpreeeMU 

1. tteaehlehte« Breslau: W. Geyder (Deut). — Zürich: IT. Gelb 

(Rdm.). 

2. Dojnnntih. Berlin* S. Heffter, v. Woringen, Gnelat; H r . 
y. Woringen, Gneist, Häberlin. — Bern: S. Snell. — W. [Gärtner]. 
— - Breslau: W. Abegg (in. Preuss. R.; n. s. Lehrt».). — Erlangen: S. 
Schmidtlein. — Freiburg: 5. Duttlinger. — Giessen: S. Birnbaum 
(m. Rucks, a. Miltermaier*9 deut. Strafverf.), Schmidt (n. Müller). — Got- 
tingen: S. Bauer (n. s. Lehrb.; m. pract Ueb.), Planck (n. Martin; m.pract«. 
Ueb.); W. Zaeharia (n. s.Grun'dlin.; m. pract Ueb.). — Halle: & u. W. 
Henke. — Heidelberg: W. Mittermaier(m. Französ.R.; n. s. StratVerf.) — 
Jena: 5. Asveras (n. Martin). — Kiel: S. Herrmann. — Königsberg: 8. 
Schweikart. — Leipzig: S. Berger, Busse; W> Günther, Borger.— 
Marburg: S. LÖbell; IT. Ziegler. — München: 8. Dollmann (ra. Bayer. 
R. 0. m. Rucks, a. d. Franztis. R.); W K H äck er (m. Rucks, a. d. neu. Gesetsgeb.). 

— Tübingen: W. Hepp (m. Würtlemb. R.). — _ Würzburg: 5. EdeL — 
Zürich: S. Seh au berg (im Zürich. R.). 

3. Einzelne Lehren. Erlangen: & u. W. 8c hat idtlein (aasgew. 
Lehren). 

Partlcnl*r* Straf proeeSMi* Berlin: W. Gneist (Heut Gesckwor- 
nengerichte). — Kiel: W^Herrmann (Neueste Gesetzgebungen). 

1) Franstttdaeher. Heidelberg: S. Frey (m. Rucks, a. d. Juryverf. v. 
England n. Nordamerika). 

2) WOrtteambergeeher. Tübingen: S. Lang (m. Civil -Pr.). 

Cremeiner Ovilproeem« 

1. Geachlchte *). Breslau: W. Huschke (Rom.); W. Geyder 
(Deut). — Halle: S Witte (altröra). — Jena: W. Walen (Gesch. d. Deut. 
Pr.), Danz (Rom.). — Leipzig: W. P.O. Schilling (Rom.). — Marburg: 
S. Platner (Gesch. d. Rom. Pr.). 

2. liogmatik. Basel: 5. Wunderlich. — Berlin: S. Heffter*, 
Schmidt, Gneist (alle m. Preuss. it.; der letzte auch m. Ueb. in <L Preuss. 
Prav.); W. Rudorff, Gneist, Schmidt (allem. Preuss. R.). — Kern: S. 
Rheinwald (m. Bez. a. Bern. R.). — Bonn: S. Gärtner; W. S e 1 1 (m. Preuss. 
R). — Breslau: S. Abegg (m. Preuss. R). — Freiburg: &£u.lF.} Dutt- 
linger. — Giessen: S. Seil, Seitz (beiden. tÄnde)\ W, Seitz, Heinrich 
(beide n. Linde). — Gottingen: S. Mühlen bruch (n. s. Entwurf); IT, Berg- 
mann, Valett (n. Martin) y Benfey, Planck (n. Martin). — Greifswald: 
S. Gesterding(n./><v**); W. v. Tiger ström (ra. ßerücks. d. Preuss. A.G.O.L 
Halle: 3. Las pey res (m. Preuss. B.); W. P. O. Pfotenhauer. — Heidel- 
berg : S. Mitterroaier(n. s. Grundr. u. s. Werke : D. gem. deut. Proz. ), 

*) S. auch Römisches Recht unter Nr. 2. a. IL 
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ftrecfcemkaett («.UaaV); IT. Me rata* (ElMi.aVwA^i.Htfe* 

iMI iMfly. Mi Km LekekQ, Breckeakeeft (e. &***>). ~- - Jen*: &Gayet, 
liT«r«i(Wiki.iMffr«i); IT. Martia (e. e. Lekrk-), Aar er es. — Kid: 
«.Temsea, Sekeaid (■» fiiMw. I U M.iL); ». Felck, Sekaid (heidem. 
KcUevw. HelslR.)- — Keeugekerg: IT. Jacobson («.Pnnm.lt, a.d.Allg. 
Gerv-Ori.). — I^eipxi^: S. Sckaeider, He>fner, Sckaffrmtti (alle«*, 
Säcke. WUi der leiste au Berück*, e. Grandainstanikal* ä. a. CW. Sa-r.); IT. 
Gäataer, Sckaffralk (beide m. Sicks. R.). — Ma gka a yt £. Rickler, 
Ducker, Wetxell (alleau Beat. B.); W. Radeasaaa, Wetsell, Stein- 
feld. — Reotock 5. Raepe (tuUmäe); W. Grundier (uu Meekleak.lt * u» 
Lmdey. — Tükiagee: IT. Mi yer. — lYQnkerg: IT. Alb reckt (au Bayer. 
IL). — Zäriek: 5. Sartariaa (a.£*aaV). 

», Mk a afla el ^ ag c au Erlaegea: S. Sckelliag (eaetasar. Pr.)« W~. 
Dcntlas (oreVatL). — G ieaaoa : Hl Seits (aeunear. Pr. a. JUaaV). — GoU 
aaujra: JSL Makleakrack (aennaaer. a. Ceacara-Pr.), Beiifey (Klagen o, Eiar., 
au aract. L'ebaagea). — Heidelberg: W. Moratadt ( Concors**. n.£feeV).— 
Kiel: & Tönen (aeaMaar.Pr.); W. Sckaiid (Rechtsmittel). — Lekpsjg: & 
Gietker (Caaeure-, Weckest -Pree.). — Marburg: £1 Kadeaana; IT. 
Rick ter (beide eaauaar.Pr.). — MAochee: S. Bayer (aamaaar. a. Goacwra* 
Pr. a. a. Lefcre,); W. Derselbe (ordealL a. s* Verträge«). — Taaiageat IT. 
Mlckaelis (aenaaaar. a. Ceaccrs-Pr.> 

4. Kzegeae. Wfnborg: IT. Albreeht (Proeeaattt d. C*rp.jwr. efe> 



s 



Amfcaltaeaer. Leipzig: 5 Häpfner. 

ntortlaeker. Heidelberg: IT. Zöpfl. 
3) JBayemcker. Erlangen: W. Schilling (Geaek., Quellen, Abweich. 

r. gem. Pr.> — München: S.a. II". Bayer, 
i) riaailiiiarhfr BeMclfcergt W. Frey (a> B*rrimt~St. Prix.) 
5) HAanereraeker. Gelingen: W. Benfey. 
C) ttckyrfachaar. Jena: W. Heimback. 
1) *ehirawta^ttalateiaHca^r. >S. Tonten; IT. Paul ico (auch LauenU). 

8) ftekiwelaeriMcker. Bern: & Schnell (Bern,). — Zürich: S. Keller 

(Zürich., m. Berücks, d. fibr. Cent d. DeaL Sek weis). 

9) WRrtteaft**?rg»eJker. Tubiagea: 5. Mayer, Lang (na» Criiu.-Pr.); 

W. Michaelis (Coocors-Pr. in. gem. R.). 



i Klrchenveeht. 
1. 4|ai«llflBu Halle: S, Laeacjree, 
X CJ tM i ca U ckite. Breslau: *. «egenbreekt. . 
BbtawlM I*€>kre?a. Bei-li*« >T.Waiierichlebes(Blnfl.d.Trldsnt.Cone. 
a. Verf. a. Verw. d. kathoL Kirche. — Bern: S. Glttck («cach. d. VtrfMK d. 
christLK.). — Bretlu: & G italer (v. Kid). — 

a. «e&aaam« Rerlio: S.Stahl, Rostell, Goschen, Wassersck- 
lebea; W. Heffter, a» die drei lersterea. — Bern: W. Glttck («a. bei. Rücke. 
a,d.SehweU. Zustande), — Bonn: S. Walter; W. Boekiag, Nicoloviua, 
Braun. — Breslau: & Regenbrecht; W. Waaaeraehlebea, Gltslei*, 
Croaek. — Rrlaagen: *u. W. v. Schcuri. — Fraikorg: W. Baaa (m. 
Rad.IL). — Gteaaen: & v. Gralnian, Seita (Kalkei.); W. Weiaa (n. I. 
Caaaaee/.), Seil» (n.a. Contptct.). *— GöUingen: S. Zackaria, Ratkamel; 
IT. Kraut, Rothsmcl. — HaUe: W. Diack. — Heidelberg: Ä. Saekite; 
IT. Zaebaria (im allg. Tkl« n. r. 40 Back. v. Staat Bd. 4. Akth. X). -*- Jena; 
& Ludea; W. QrtlofC — Kiel: W. HerraiaaB. — Königsberg: 4L 
Sckweikart; IT. Jacobson (n.Ä'cÄ/er). — Leipligi & P. £. Schilling, 
Heiaikaekr IT, Alkreckt a. Dkaelkea. — Mark arg t & a. H\ Riobter, 
Bücket — München: S. Phiilipa (n. Walter). ~~ Res tack: & Grliidldr 
iu.Wime), (Klrara(«i.Meclikak.RO]; HT, Uiener (aa, Meekleak» R. t n. 
IFirscX *— Tpbinf^af «. Rcy scher (m. WirUeaib. R.); W« Lang. — 
Wörabarg: & AI br eckt (m. Ba* er. B,> — Zürich c IT. KtckCc (Kaihol.), 
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4. Staffeln« lehren. Berlin: 8. 8tahl (Ehereeht). — Breslau: W. 
Gitster(dass.).— Kiel: IT. F al e k (dass.). — Königsberg: W. Schwcikart 
(dass.),Jacobson(kirchL Gerichtsbark.). — Leipsig: W. AI brecht (Eherecht). 

5. Bxegeae. Gleisen : 5. Seit« ( tit. X. de etleör. mf$yar. ete. Itt. 41.). 

Partteular-Klrebeitreeht« Bonn: S. Nicolovius(Pjreoss.). — 
Halle: S. Laspcyres (geach. Entwickl. d. Kirchen verf. Preuss.). 

1. Allgemeines. Berlin: S. Heffter (Europäisches). — Freibarg: 
5. Buss. — Heidelberg: S. P.O. Zacharia (n. s» 40 Buch. v. Staate) , Zöpfl 
(m. Verfassungsr. d. constitot. Monarchien Deutscht.; n. s. Grundrisse )j Röder 
(in. Staatskunst; n. s. Grunds, d. Polit. d. R. Tbl. 1.) ; W. Z 6 pf 1 (m. constitot- 
monarch. Staatsr.; n. s. Lefarb.), Röder (m. Staatskunst; n. a. Grunds, d. Pol. 
d.R. Thl.l.). — Leipsig: S. Gflnther. — Marburg: S.u. W. Vollgraf f(m. 
Polit.), ZTegler (m. Deut. R.). — Mönchen: W. v. Moy (m. Deut. Staatar. 
u. Privatförstenr.). 

2. Deutsche*. 

«. efrescfclomte. (Deotsche Staats- und Rechts -Geschichte.) Berlin: 8. 
r. Lanciaolle, Hostel), v. Woringen, Wasserschleben> Haberlin; 
W. Homeyer. — Breslau: S. Gaupp; W. Regenbrecht, Geyder. — 
Erlangen: TT. Feuerbach. — Freiburg: S. Welcker, Warnkönig; W.der 
Letztere. — Giessen: W. v. Groiman (n. v. UndeZof). — Göttingen: W. 
Zacharia.— Halle: S. Wilda. — Heidelberg: S. Zöpfl (n. s.Handb.); W. 
Derselbe (n.s.Lehrb.). — Leipzig: S. Albrecht (m. Gesch. d. Privatr.); W. 
Schletter. — Mönchen: »S. Phillips. — Tübingen: W. Michaelis. — 
Wflrxburg: S. Möller; W. derselbe, Held. 

Gresehlekte einzelner Lehrem» Berlin: S. r. Lanciaolle (Rildunn- 
geschichte d. wicht. Dent. Staaten; ebemal. Reichsrerfassung)', Jr. Derselbe 
(das Letztere), Rot teil (Altdeut. Gerichtswesen). — Breslau t Pf. Regen - 
brecht (PrAriacialstande), Geyder (dasselbe). — Göttiageai W. liier 
(altdeut GerichtiYerf., n.s. W. „Ueb. altdeut.G.Y."). — Marburg: S. Voll, 
graff (Standesherren), SternLerjr (Ursprung d. h. Rom. Reichs deut. Nat.); 
W. Ende mann (Gerichtswesen), Stern b e rg (Staatsrerfass. im Mittelalt.). 

b. Dogmattk. Berlin: S. Collmann (m. Privatförstenr.), Haberlin; 
IT. Stahl (mit Privatförstenr.), Röstell, [Wasserschieben] (beide m. 
besond. Rucks, a. Preussen), Haberlin, Collmann (beide m. Privatförstenr.). 

— Bonn: S. Maurenhrecber, Perthes; W. [Gärtner], Maureu- 
brecher. — Breslan: 8. Gaupp; W. Regenbrecht, Wasserschieben. 

— Erlangen: S. v. Scheurl. — Freiburg: W. [Welcker], Buss (beide 
m. Bad. R.). — Giessen: S. v. Groiman; W. Birnbaum. — Göttingen: 
5. Zacharia (n. s.Lehrb.), Wippermann; W. Kraut, Wfppermann. — 
Greifswald: W. Pötter. — Halle: S. Per n ice (in. Verfass. d. Deut. Reichs); 
W. Wilda. — Heidelberg: & P. O. Zacharia; W. Röder. — Jena: S. 
Schmid. — Kiel: 8. Michelsen. — Königsberg: 8. v. Buchholts (m. 
Preuss. R.). — Leipsig: W. Albrecht. — Marburg: S.u. W. Ziegler (in. 
Allgr Staatsr.). — Mönchen: 8. v. Moy (m. Bayer. R), Buchinger; W. 
r. Moy (in. Allg. Staatsr. u. Privatförstenr.). — Tübingen: S.Michaelis; W. 
v. Mohl(m. Wörttemb.R.). — Wörzburg: 8. v. Linck (m. Bayer. R.); W. 
Derselbe (m. Deut. Reichsverfass. u. Gesch. Ihrer Auflösung). — 

c. Einzelne lehren. Berlin: W. Stahl (Landstände). — Breslau: 
W> Regen brecht(Provincialstande), Fabricius (Princ. d. stand. u.Repree.^ 
Verf. in Monarch.) , Wassers c hieben (Verfass. d> Deut. Bundes).-* Giessen: 

W. Weiss (Staatsregierungsr.) Göttingen: S. Wolff (Poliseir.). — Jena: 

W. Schmid (Poliseir.). — Königsberg: SL Schweikart (Cameralr.). — 

Marburg: S. Vollgraf f (Standesherren) Wftrsburg: W. v. Linck (Staats- 

verwaltuDgsr.nl. Bayer. R.), Edel (Poliseir.). 

S. sUa*tsvewht elnnelner Den*. Bandest testen. Göttingen: & 
Za c h a r i a ( Die bedeutenden Deut Verfaes.-Urk.). 

a) Itnwerstnes. Erlangen: Ä. v. Scheurl. — Möaehen: & v. Moy (m, 
Deut. Terrltorialstaatsr.; n«s,Lehrb;); IT. Buchinger. — WuTzburg. 
W. v. Linck (s)UaisverwaJtungsr. m. Pont IL). 
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Geatiagem: W. Grefe (Gesch.). 
Gieesen : IT. S e i t s ( Verf.-Urk. o. integr. Landenge*., 
sa. HkAliek«. dl Verfc d. aar. Deat St, Fraekr. *. Rag*.). 
rf) JafeefelearitassgaelMa. Rostock: & Diemer; H~. Beseler (auRial. 

lad. Deat Staatar.). 
«) VtiiMlMhw. GeHtiagea: S. Bauer. 

/) Piturtwlm HaUe: IF.Pernice. — Königsberg: IT. v. Buch holt a. 

jr) IkiiiMfcW Leipzig: S. Steinacker (Gerichaverfes*.),Schellwita. 

*S SaUe^wlaj-HolateJaüselMM. Kiel: S. a. ir.fralck(m.Rechtsffesca.). 

t ) WflrttmbergaefcM. Tübingen: S. Hoffmann (Verfass.ii. Verw.d. 

Gesaeiadea B.a.w.); W*. v. Mo hl (m. Deat St-R.). 

C 6ta*Sura*t«>r£k*wein. Baael: IT. Haussl er (Gesch. d.Sehw. 

ai. bes. Berieke. d. Bandet- n. staatsrechtl. Verkältn.). — Bern: S. Schneit 

(Verfaaa. r. Bern, a». altg. Staatsr.); S. Herzog (Bundesstaats* d. Eidgenossen- 

ackait); W. Hersag (StR. d. Seawetzercant). 

Tilkemdit 

Berlin: & Röstell, Wasserschlcben; IT, Hoffte r, Hab er lin. — 
Bern W. Sehmid. — Bonn: S. a. W. Manrenbreeher. — Breeleu: & 
Gaupp; W. Regeabrecht. — Erlangen: S.a. IT. t. Sckearl. — FreU 
barg: SwBuss. — Halle: W. Peraice. — Heidelberg: S.P. O. Zacharia 
(a.s.40Bicb.r»St.); W. Röder. — Kiel: W. Michelsea. — Königsberg: 
S.B.1F. RetdaÜx.— Marburg: S.u. IT. Vollgraff, Ziegler.— Mäncken: 
SL Bacbinger; W. t. Moy (m. gescbichtl. DarsteU. d. atiswärt Verkalt* d. 
Kaien. Staaten). 

Praxi«. 

i. CterlefcOlcae Praxi*. Berlin: W. Heffter (m. Uehungen.). — 
s: S.u. W. Paulssen. 
X A aMt i ge rickttlcke Pfaili. Gottiagen: S. u. W. Oesterley (a. 
s.Grundr.). — Heidelberg: W. Bracken koeft (m. schriftl. Ausarbeit). 

3. Referlrkeutet m. Uebungen, Göttingen: S. u. W. Bergmann (m. 
Hütweis, a. i. Anleit). — Heidelberg: S.Brackenhoeft; \V. Mittermaier. 

— Jeaa: S. Scknaubert, Asverui (n. 8. Anleit.); W* der Letztere, — 
Leipzig: S. Steinacker, Höpfner (n. S.Lei t faden); W. der Entere. — 
Marburg: IT. Ende mann (in. Pract.). — Rostock: W. Gründler. — Tü- 
bingen: S. Michaelis. 

4. Practica. Bern: W. Snell (Crim.), "Rheinwald (Deut. o. Bern. 
Proe.m. bes. Rdckaa.mündX Vortrag). — Erlangen: W. Sc hei liftg (Civil proc.). 

— Freiburg: S. Dnttlinger (Pandect), Mussler (Pandect.); W. der Letz* 
tere. — Gieesen: W. Seil (Clvilproc). — Gdttingen: S. Bergmann (Proc, 
m. Hinweis, a. a. Beitrage), Thöl, Oesterley, Planck (alle C'mlrM W. 
Bergmann (Proc., m. Hinweis, a. s. Beitrage). — Greifswald: S. [u. WJ] 
Gesterding (Uebungenn. Geniler). — Halle: S. u. W. P. O. Pfotenhauer 
(Lfebangen). — Heidelberg: S. Mittermai er (Crim. n.s. Anleit. a.Vertheldig.), 
Deurer (Pandect.), Brackenhoeft (Deut. Privatr., Civilpr.); W. Mitter- 
aaaier (Civilproc sa. Hinweis, a. GentUr'i Anleit.), Deurer (Pand.), Bracken- 
hoeft (Deut Priratr.), Frey (Cod.civ.). •— Jena: S. Asverus (Proc); W; 
Guy et (Pand.), Schnaubert (Pand. u. Proc.)» Asverus (Proc). — Kiel: 
&Falck (Proc.).— Marburg: S. Richter (Civilpr.); W. Endemann (Proc), 
Stein feld (Civilpr.). — Rostock: S. u. IT. Gädcke (Civil). — Würzburg: 
S. Albrecht (Civil- u. Crim.-Pr.). — Zurief: S. Geib (Crim.). 



Kiel: W. Paulsen. 
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Beförderungen und Ehnmfafteignngeii. 



An der Univ. Jena bat der bisherige amerordentl. Pratfeeeov Dr. Q«st A ■ - 
verns die sechste ordentliche -Professur erhalten «ad «tont dhf ausserordentl. 
Professoren Dr. H. A. A. Dam and Dr. Heinr. Laden Sd Ordentl. Iftonorar- 
Profeiioren ernaant worden ; der bisherige Privatdocent zu Gdttiasvn Dr. W II h. 
Jal. Planck hat einen Ruf alt ordentl. Prafettor an die Univ. leset angenom- 
men; der Supplent an der Univ. an Wien Dr. E. Tb es et hat die Lehrkanzel den 
Lehn-, Handele- and Wechsel- Rechts an dar Univ. salanabtadr erbalten; der 
K. Hannover. Archiv-Rath Dr. Geo. Heinr. Perti zu Hanne* er ist als Ober- 
Bibliothekar an die K. Bibliothek nach Berlin unter Beilegung des Pradteats einea 
Geh, Regierungs-Raths berufen worden. — In Preussan sind die Land- u. fitadt- 
Gerichts- Directorcn Ober- Landesgericbts -Rath Ulrich zu Kalbe a. S. and 
von Bönigk sa Sprotten, sowie die Landgerichts - Reibe Bonstedft an 
Posen und GS bei su Saarbrücken an Ratben, der erste beim Tribunal sei 
Königsberg in Pr., der sweite beim OLG. au Stettin, der dritte beim OLG. an 
Bromberg, der vierte beim AG, su Köln ernannt worden, auch haben die Ober- 
Apeellatioasger.- Rathe au Posen Lehmann aad von Karcaewkl and der 
Appellationsger« -Rath Da hm an Köln den Charaeter einea Geb. Justiz -Rathe 
und der Kammerger.-Asseaser Hinschioszu Berlin den einea Jaitiz-Retb* er- 
halten. — In Bayern sind der Appellatioasger. -Rath Dr. Conr, Cueumna an 
Neuburg sam Ober-AppeHatfonsger.-Rath und an dessen Stelle der Kreis-' aad 
Stadt- Ger. -Rath MGhlhofer au Wartburg; — in Karbeezea Ist der Ober- 
Gerichts-Rath L.W. Ester sa Hanau aum Ober-Appellatiansger.-Reth; — fai 
Baden der Hofger.-Rath v. Wechmer zum Ober-Hofger.-Ralh and an dessen 
-Stelle der Hofger.-Rath v. Jagemann sam Staatsanwalt beim Hofgericht des 
Oberrheinkreises, sowie der Hofger.-Rath Adolph Sander za Rastatt znm 
Ober- Amt mann ha Bezirksamt Hornberg (statt welcher Stellang er aber die Advo- 
catur beim Hofgericht des Mittel rheinkreises erwählt hat,) und an dessen Stella 
u*er Ober-Amtmann Schrick ei zu Mühlheim; — in Sachsen- Wehnar derOber- 
AppeHationsger.-Secretair u. Privatdoceut Rath Dr. Pauls sen za Jena und der 
Regler.- Rath Hotzel zu Eisenach zu Reihen am OAG. auf der nicht akademischen 
Seite; — und von den vier freien Städten der Dr. Oppenheimer zu Hamburg 
zum Rath beim OAG. su Lfibeck ernannt worden. — Den Rothen Adler-Orden 
8. KL mit der Schleife haben der Geh. Ober-Tribunal-Rath Di». Karl Fried r. 
Eichhorn zu Bertin und der Land- und Stadt- Ger. -Dlrector Rocholl au 
Hamm erhalten. 



Versetzungen in des Ruhestand« 

Die Ober- Appellationsger. -Rathe zu Jena, Geh. Justiz -Rath u.Prof. Dr. 
Christoph Reinh. Dietr. Martin und Geh. Regier.- Rath Dr. Maller sind 
auf Ihr Ansuchen in den Ruhestand versetzt worden« 



Todesfälle« 

Am 9. Februar starb zu Hamburg der Gherz. Siebs. Hofrath Dr. Joh. Di etr. 
Grles , geb. daselbst am 7. Febr. 1775., Verf. der Diu. de titterarum cambtaHum 
aeeeptatione (Jena, 1800.), bekannt als l Jebersetzer ausländischer Dichtungen. — 
Am 6. März* zu Mainz der Ober-Ger.- Rath Christian Ihr eil innrer, Unter- 
suchungsrichter am dortigen Kreisgericht, im 69sten Jahre, 48e7. Richter an 
der Cour de justice criminelle du depar lernen t dg Moni- Tonner e, 1811. Pro» 
cur cht imperial am Donanengericht sa Mainz, 1814. Mitglied des Special- 
Gerichtshofes daselbst, dann Gerichtsschreiber des Tribunals erster Instanz da- 
selbst, 1819. Mitglied des Kreisgerichts, 1838. Untersuchungsrichter an dem- 
selben, 1841. Ober- Ger. -Rath (vgl. Jahrb. 1841. S.1115.). — Am 7. Mira zu 
Manchen der quiesc. AppelJ^Uonsger.-Director A. Primbs, 69 Jahre alt — In 
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4er Nacht vom f. Am 18. Min aa Celle der OAG.- V1ee-Ara*i*eiit a. d. adligen 
Bank, Ritter Ledw. Mix. Freih. ▼. Hammersteiu, früher Justiz- Rat h in 
Hannover. — to der Nacht vom SO. zum 31. Min 20 Manchen der Staatsrath 
a. «niese. OAG.-Pra»ident,Groeskreoz, Ritter Ludw. Const. Preih. v. Weiden, 
im Tl. Lebeaijanre. — Am X April tu Währing b. W|en der -Präsident det Ap- 
pellatioas- u.Crim.-Ober-Ger. in Oesterreieh P.C. Freie, v. Gärtner im 74« J. — 
Am 8. April zu Breslau der ausserordeatl. Professor Dr. Karl Rerd. Fahrlcius, 
ha 43. Jahre, geb. so Stralsund oad daselbst früher Advocat (vgl. Jahrb. 1840. 
8. 1444.) , Verl ner Schriften: Der Stadt Stalsund Verfaituug u. Verwaltung 
(Strals-, 1831.); ZWt*. inaugur. de obligatione eJM, qui rext bona fide nee pro 
kerede potteuam ante euteeptum petilorium Judicium pottidere hemd dolo male 
desiit (Göttingen, 1832.); Histor. Forschungen auf dem Gebiete des Rom. Rechts, 
H. 1. A. u. d. T. : Ursprung u. Entwickelang der fion. possettio u. s. w. (Berlin, 
1837.; vgl. Jahrb. 1840. S. l.ff.); Di$i. de dnplici apud Romanot dominio 
eetoclas qumeotionet «franst (.Breslau, 1840.), auch mehrerer Abhandlaagen in 
Zeitschriften. 



V. Juristische BffrUographle, 

Neu erschienen^ Schriften« 

33. Bülow - Cummerow, — Preussen, leine Verfassung, seine Verwal- 
tung, sein Verhälluiss zu Deutschland. Berlin, Veit u. Comp. 328 S, gr. 8. 
(geh. l^Thlr.) 

36. Donnige*, Dr. W., a. 0. Prof. and. Univ. zu Berlin, — Das deutsche 
Staatsrecht und die deutsche Reichsverfassung. Ister Tbl.: Historische 
Entwicklung seit Karls d. Gr. Kaiserkrönung bis auf das zwölfte Jahrhun- 
dert. Von u. s. w. — A. u. d. T. : Geschichte des deutschen Kaiserthams 
im vierzehnten Jahrhundert. Von Heinrich VII. bis auf den Tod Karls IV. 
1348—1378. SteAbth. Ister Abschnitt. Berlin, Nicolai, xxiiu.668 8. 
gr.8. (liThlr.). 

57. Eilendorf, J., — Historisch -kireben rechtliche Blatter für Deutsch- 
land. 3ten Bdes 8tes Heft. Berlin, Duncker u. Humblot. 173— 267 S. 
gr. 8. (geh. 15 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 284.] 

58. Heimst, Theod., Strafantt.-Dir. am Görlitz , — Andeutungen su einer 
zweckmässigen Einrichtung und Beaufsichtigung der Straf-Anstalten nad 
Kriminal-Gefängnisse in Deutschland. Leipzig, flinrichs. 69 S. m. 4 Taf. 
gr. 8. (geb. 15 Ngr.) 

59. Hellmuth, Dr. d.U., — Der jetzige Lauf des Civil -Processes bei den 
bayerischen Untergarichten. (Mit Ausschluss des Concurs-Psotesses.) Als 
Beitrag zur Beförderung einer zweckmässigen und möglichst gleichförmigen 
Praxis bei diesen Gerichten , verfasst vou u. s. w. München , Liter.-artist,- 
Anstalt. xvi u. 302 S. gr. 8. ( 1* Thlr.) 

40. Hennig, F.G.v., — Uebcr Zwangs -Amortisation der Pfandbriefe, ins- 
besondere der Pfandbriefe der Westpreussischen Landschaft vou u. s. w. 
Marienwerder, Baumann. 80 S. gr.8. (geh. 6 Ngr.) 

61. Müller, Mich, Franz Job,, — Maxime zur Würdigung der Zeugenaus- 
sagen im Civil- und Criminal verfahren , aus alteren und neueren Gesetzen 
und bewährten Recbtsgelehrten ausgehoben ; nebst Winken aus der Erfah- 
rung. Trier, Lintz. 76 S. 8. (geh. 74 Ngr.) 

62. Richter, Dr. Aemil. Ludw., o. Prof . d. iL zu Marburg , — Lehrbuch des 
katholischen und evangelischen Kirchenrechts mit besonderer Rücksicht 
aaf deutsche Zustände, von u. s. w. 2te Abth. Die Lehre von der Verfas* 
sang der evangelischen Kirche, der Verwaltung der Kirche, dem kirch« 
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ttfthen lieben und den Kircbengülem enthaltend. Leipzig, B. Taucnniii jun. 
X. 295—628. u. 155S.gr. 8. (geh. ljThlr. [Vgl. Jahrb. 1841. S. 480. Nr,97.] 
6g. Schaf frath y Ade. Dr.jar., — CoromenUr iura ersten oder allgemeinen 
-Theile dei Sachsischen Criroinalgesetzbucbs von u. s. w. Stet Heft des 
Handbachs des Siebt Ueben Strafrechts. Leipzig, Feit. 258—666 S. gr. 8 . 
(geb. 1 Thlr;) [Vgl. oben S. 190.] 

64. Schellwitx, //ortet., — Kritik det Nachdrucker getelzes für Württem- 
berg tamwtt Getetzrntumrfe y die Sicher ttellung det literaritch-artittitc/tem 
Uigenüiumt betreffend. [Amt der Prettzeitung betondert abgedruckt.] 
Leipzig, Weber. 112 S. kl. 8.« (geb. 20 Ngr.) 

65. Schul tz y K,, Kammerger, -Am»., — Die Lehre von den RecbUraitteln 
gegen Erkenntnisse im Zivilprozess, in Injuriensachett und in fltkaliichen 
Untersuchungen nach den Vorschriften der Preussischen Prozessordnung 
und den späteren Abänderungen derselben für den praktischen Gebrauch, 
und das Studium systematisch dargestellt von u. s. w. Berlin, Hermann, 
xxm u. 267 S. gr. 8. (lj Thlr.) 

66. Stimme eines Abgeordneten in Betreff der Einsegnung gemischter Ehen in 

Württemberg. Stuttgart, M etiler. 38S.gr. 8. (geh. 7» Ngr.) 

67. Verzeichnis der Advokaten und Gerichtsdirectoren so wieder gesammten. 
Patrimonialgerichte im Königreiche Sachsen. Chemnitz u. Schneeberg, 
Gödsche. IV u. 82 S. gr. 8. (geh. 15 Ngr.) 

68. Weiterer Vorschlag in Sachen der gemischten Ehen, mit besonderer Rück- 

licht auf Württemberg Stuttgart, Metzler. 24S.gr. 8. (geh. 3| Ngr.) 

69. Witda, Dr. Wilh. Edu., a. o. Prof. u. f. te. an d, Univ. Hafte- Wittenberg, 
— Geschichte det deultchen Strafrechtt. Uter Bd. — A. u. d.T.: Dom 
Slrafrecht der Germanen von u*t.v>. Halle, Schwetschke a. Sohn. XXiv 
u. 997 S. gr. 8. (4JThlr.) 
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I. BeceiiBlonei. 

Pkiklagiaclie Abhaadloagen vom Oemen* Aug. C«I 

KtomUW, heransgegebca tob Kart üactoMMMfc Mit drei 
Sleiadracktafria. Berba, 183*. 

Reeensirt 

von 

Herrn Professor JDr. Ioielbe xu Breslau. 

Unter diesem Titel ha* der Herausgeber im Auftrage seines 
sterbenden Freundes sechs Aufritze aunammeadrackeu lassen, von 
denen aar der erste und die beyden letzten schon früher gedruckt 
ersehieaea waren, welche sammtiich vor den J. 1836. geschrieben 
und welche auch sammtiich mit Aosaahme einiger im Mauuseript so- 
fort zm verbessernden kleinen Versehen in dem Zustande in Dreck 
gegeben worden sind, in dem sie der Verewigte hinterlassen hatte— 
Über welches Alles die Vorrede nähere Kunde gibt. Die Titel der 
Abhandlungen siad nach dem beigefügten Inaaltsverzetchalss ; (I.) Des 
Alirömuche Gesetz auf der Bantinischen Tafel (auerst gedruckt in 
dem Rheinischen, Museum ftr Philologie, Geschichte and Griechische 
Philosophie, herausgegeben von Nie bahr und Brandts» IL Jahrg. 
( 1828.) S. 26. ff.) S. 1—24. (IL) Das Qskische GeseU an/ de? Bau* 
tauschen Tafel S. 25 — $4. (III.) Zur Geschichte der Atttaüacbea 
Volksstimme f besonders nach dea Ceberrestea ihrer Sprachen. 
S. 55—105. (IV.) Das Römische Lager und die UntiUtioa S. 10*— 
157. (V.) Ueber Reiff s Geschichte der Ramischen Bürgerkriege 
(geschrieben 1827.» gedruckt da der Hall. A. Uteratarseitnng 1829*, 
IL Bd. S.97.ff.) S. 158—174. (VI.) Ueber Rein'e Romisches Pri- 
Tatrecht (zuerst gedruckt in den Jahrbüchern für wissenschaftliche 
Kritik 1836., Bd. IL & 38Jfc ff.) S. 172—186. 

Wir siad nicht gesonnen, dem Herausgeber einen Vorwurf 
daraas zu machen, dass er dieser Sammlung; die AuwchrtfW *> philo* 
Krtt. Jahrb. f. iRW. Jahrg. VI. H. IV. 19 
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logische Abhandlungen 4 * gegeben bat: ein solcher möchte ihm eher 
von einem Theile seiner Fachgenossen kommen, die den Begriff der 
Philologie anders bestimmen zu müssen glauben, als diese Anwen- 
dung des Worts es zulässt, und gegen die er vielleicht eben durch 
die Wahl dieses Titels ein gelegentfiches wissenschaftliches Glaubens- 
bekenntniss ablegen oder deren Aufmerksamkeit er dadurch auf das 
Buch richten wollte, während es der der Juristen schon durch den 
Namen und die Fachwissenschaft des Verfassers hinlänglich empföh- 
let schien« Vielmehr wollen wir, v indem wir die Berechtigung der 
verehrlichen .Redaction und des Referenten, eine Beurthtilung der 
vorliegenden Aufsätze an diesem Orte zu liefern, auch x>bne einen 
solchen Vorwurf durch den entweder geradezu auch juristischen oder 
doch der Römischen Staats- und Recbtsgesebichte unmittelbar ver- 
wandten Inhalt derselben als hinlänglich gesichert betrachten, dem 
Herausgeber im Verein mit den Philologen, die das Verständniss des 
Alterthums überhaupt ihrer Wissenschaft mit Recht vindizieren, un- 
seren Dank dafür abstatten', dass er durch die Vollziehung des lite- 
rarischen Testaments seines verewigten Freundes uns eine Reihe von 
trefflichen Untersuchungen über das Römische Alterthum dargeboten 
hat, die auch da, wo sie unvollendet geblieben oder keine ganz 
genügenden Resultate geliefert haben, als Zeugniss eines in jeder 
Art tüchtigen Strebens erfreuend und belebend auf den Fortbau der 
Wissenschaft einwirken werden. Selbst die Aufnahme der beyderi 
schon gedruckten Recensionen in diese Sammlung wird derjenige 
sieht ungern sehen, der ausser mancher einzelnen Bemerkung, welche 
Ar immer ihren Werth behalten wird, wie z.B. S. 184. flg. über die 
Niebuhr'sche Ansicht von den Römischen genUs, den in ihnen sich 
aussprechenden gediegenen Sinn zu würdigen weiss. Im Uebrfgen 
ergibt sieb 9 abgesehen von der Schicklichkeit, welche Rezensionen 
ausser dem Fäll der Antikritiken abermals zu rccensiren verbietet, 
für das unserer Beurtheitong vmdicierte Anrecht an diese Abhand- 
lungen ans der gleichfalls zugegebenen Berechtigung der angränzen- 
den Wissenschaft von selbst das Maas«, dass wir an diesem Orte nur 
auf dasjenige «älter eingehen, was den Juristen unmittelbar interes- 
siert. Und selbst den «raten Aufsatz würden wir als einen schon 
längst bekannten von unserer Kritik vöftig ansschliessen, wenn nicht 
der zufällige üTmstand, dass efne bald nach seinem ersten Erscheinen 
vom Referenten im Auftrage der Redaction der Tübinger kritischen 
Zeitschrift verfasste und ihr zugesandte Reeension desselben ver- 
loren gegangen, eine andere tiefer eingehende aber meines Wis- 
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ist, es m rechtfertige» ech ie a o, dass dies aber* 
ansäge Bennkmfi der bcarthcilteu Schrift ab Anlast nr MÜ- 
thsilaag nachstehender Besnerkeage» beaatzt wU, van denen der 
Verl Ihrigen* wegen Lange der Zeit nicht »ehr weiss, ob aad wie 
weit sie nt dea friher niedergeschriebenen AbcreiastiauBea «4er 



Was m die erste Abhandlung betritt, s* ist es jetat bekannt 
genug, dass eiae int J. 1798. ia dem Lacaaischen Stldtehea üpnido 
ausgegrabene, jetst ia Heraüanensiseheu Mesnern aa Neapel anfbe-» 
wahrte Bronzetafel aaf der einen Seite Fragmente" eines Römischen, 
aaf der aadera Fra g mca tc eiaes ia Oskiseher Sprache verfassten 
Buutisehen Gesetzes enthält, beyde ia Lateinischer Schrift Von 
desa Bosnischen Gesetze siad aar vier durch Absätze ia der Scarift 
bezeichnete Caaitel übrig, die dem Schiasse des Gesetzes aagehgrt 
za haben scheinen, weä, wie Rleaze saerst richtig erkannt hat, 
wenigstens die drey letzten hlesse Saactieaea enthalten. Dass das 
Gesetz ia Columnen gesc hri eben gewesea sey, wie z. B.*och die 
Lex ämbria de Gmlüm CüelptMMj vermnthet Kleaie aicht unwahr- 
scheinlich aas der Kürze der Zeilen, ia deaea ehea deshalh der feh- 
leade Ansang leicht ergiazt werdea kann, weaigsteas ia dea swey 
mittleren Canitelu. Hinsichtlich des lahalU war das Gesetz ohae 
Zweifel eiae lex de imüeio nvMrce, weil mehrmals tob eiaem iudex 
ex k. Lfeetms die Rede ist. Weniger sieher ist eher Klenze's 
Aanabaae, es hahe die repehmime betroffen nad sey am wahrschein> 
lichstea ftr die Lex Aeiüa repetumdermm za halten. Flr das er- 
stcre haart er zwey Grinde aa : die ia dea sebwerea Saactioaea sich 
ie peeularische Teadcaz, welche aar f&r die Benotende* 

5, aad die- Worte ia Z. 7. sei pestmlmbit quei petet, iadeat Wohl 
uehwerBeh in einem aadera iudieie pubUco tob der postuletio dessen, 
emi petet, so viel abgehangen habe. Allein was das entere betrifft, 
eo hesdarfakea sich doch die Sauctienen, so weit sie sicher als sel- 
che erkaaat werdea küuuen, auf eine Malet tob anbekaaater Hübe 
gegCD dea nach dem Gesetz ernannten Richter and die Senatoren, 
welche wider das Gesetz handeln würden — «ad diese kam wobl ia 
den meisten leget de quaestiombus besonders des siebenten Jahrhun- 
derts vor — aad einen Eid auf das Gesetz für Magistrate nad Sena- 
toren, welcher weaigsteas für die ersteren anch schon frühzeitig 
fln>. 31., 50.; and mit der Zeil fast in jedem Gesetz selbst über die 
unbedeutendsten Dinge vorgesehrieben wurde ( Dio 58., 7.). Aber 
nach einmal angenommen, dass die Gesetzgeber der Aristekraten- 

19* 
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partey sich nicht desselben Mittels, wie ihre Gegner bedient bitten, 
so Messen sich doch wohl eben so gut noch andere leget de quaettiani- 
but ausser denen über Erpressungen denken, gegen die man die 
Senateren mit strengen Mitteln zum Gehorsam zu bringen suchte* 
Warum sollte z. B. unser Fragment nicht der Lex Livla Ober die 
Bestechungen der Richter angehören (wovon nachher) oder auch 
der Lex Varia de maiestalc, welche kurz nach dem Ausbruch des 
Bundesgenossenkriegs wider den Willen des Senats eine quaetUo 
gegen diejenigen anordnete, welche den Bundesgenossen mit Ratk 
oder Tbat bey gestanden hätten (OrelL Ind. leg. in Cic. Opp. 
Fol. VUL p. 291 , besonders da sich alsdann — mag man das eine 
oder das andere Gesetz annehmen — das grosse Interesse der Ban- 
tiner, sich dieses Gesetz abschreiben zu lassen, noeb, mehr erklären 
wfirde, als wenn es Erpressungen betraf, bey denen doch baupU&ck-» 
lieh die Provincialea interessiert waren? Das zweyte Argument be- 
ruht aber auf einer irrigen Auslegung der angeführten Stelle unseres 
Fragments, wie nachher -gezeigt werden soll* 

Gesetzt aber auch, dass wir eine lex repeiundarum vor ans 
bitten, so stimmen wir zwar darin Kl e nie bey, dass er dessen Al- 
ter vor die Ertheilung des Bürgerrechts an alle Italiker setzt, weil 
mit ihr alles besendere Interesse der letztern an den leget repetmm- 
darum wegfiel (wiewohl die Archive der Mroieipien an Abschriften 
Römischer Gesetze aller Art viel reicher gewesen seyn können, ab 
wir uns gewöhnlich vorstellen); aber ein Grund dafür, dass es un- 
ter den verschiedenen uns bekannten leget repeiundarum jener Zeit 
gerade die LtxAcilia gewesen sey, scheint ans um so weniger vor-* 
banden zu seyn, als K lenze's Beweisführung für diese von der An- 
nahme ausgeht, dieses Gesetz sey jünger als das Serväisehe, wah- 
rend Ernesti im Index^legum (bey OrelL I.e. p. 122—124.) und 
besonder» M advig. de Jteon. Paedian. cowment. ditp. crii. Harn*. 
182$. p. 116. $e*.y. wie ans scheint, unwiderleglich dargethne haben, 
4*68 sie nach Cie. Verr. act. 1., 9. vielmehr alter gewesen sey, «ad 
die entgegengesetzte Angabe des Scholtasten zu dieser Steile, de« 
ama kein Kundiger mehr für Ascenius halt, hier wie anderwärts 
nur aus falscher Interpretation hervorgegangen ist* — Hiernach 
baffen wir nun, dass unser Fragment in Zukunft wenigstens nickt 
mehr geradezu unter dem Namen der Lex Aeilia aus den J. 6&4* — 
665» werde angeführt werden,, wie dieses z. B. in der Zeittchr» L 
genchickü. R.-W. Bd. 10. S.78. 82* geseheben ist 

Um iiß Ergänzung und Erklärung des Bmcbstueks hat Kleaze 
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die traUtagbarsten Verdienste. Der Irrthnin des Italieners Quartal, 
welcher (1820.) eine eigene Bearbeitung desselben geliefert nnd in 
dieser ans IfissversUtedniss der UeberMeibsel unseres ersten Gapitels 
es seinem Hauptinhalt nach för eine füeiderordnvng gehalten bat) 
ist tob ihm gründlich beseitigt nnd das Meiste richtig gedeutet wor- 
den. Doch nOthigen uns einige auch ihm noch begegnete Miss griffe 
auf den Inhalt der einzelnen Gapitel einzugeben. Das erste lautet 
mit Klenze's Ergänzungen: 

Z. 1. . . e. in poplico. ioudicio. nesep... 

Z. % . . o. neive quis mag. testumonium police, et dem. sinito. 
denonHari 

Z. 3. ...dato neive is. in poplico. lunci praetextam. neive. 
soleas. habeto. newe. quis ' 

Z. 4. mag. prove. mag* prove. quo. imperio. potesta* 
teve. er iL queiquomque. comitia. conciiiumve. habtbit. eum. sufra- 
gium. ferre. nei. sinito. 

Klenze meint, dass dieses die Strafen des Magistrats gewe- 
sen seyen, der dem Gesetz entgegenhandeln würde. Aber wenn man 
bedenkt, dass hier Unfähigkeit zum Richteramt (den Anfang möch- 
ten wir nebmlich etwa so ergänzen: neive. quis. mag. eum. iou- 
dicem. in eentumvireis. neive in poplico ioudicio ne seinito 
tedere neive pr. ioudexve quaestionis eum ioudicem /<?- 
gito. sortito. subsortitoq.*)) zum Zeugntss, zum öffentlichen 
Tragen von Solen und der verblümten Toga und zum Abstimmen in 
der Volksversammlung, also die. strengste Infamie und IntestabttiUU 
gedroht wird und ein Entgegenhandeln auch auf geringfügige Anord- 
nungen des Gesetzes steh beziehen konnte, so wird man unmöglich, 
jene Meinung theilea, noch Oberhaupt dieses Gapitel mk an der all- 
gemeinen saneüo des Gesetzes ziehen kennen. Viel wahrschein-» 
lieber ist es, dass diese Strafe auf- ein bestimmtes Vergehen gesetzt 
wurde, am passendsten auf das der iudiecs sclccti, die sich hatten 



*) Der Schluss der ersten Zeile Ut nchmtich nach der beygefOgte» Tafel 
wahrscheinlich SEIN und dai O zu Anfang der zweiten Zeile eigentlich Q. Der 
erste Theil des Verbots bezieht sich aber darauf, dass wer schon Richter ist, als 
solcher nicht mehr fungieren (tedere bekanntlich dafür der gewöhnliche Aus- 
druck), der zweyte darauf, dass er auch nicht zum Richter bestellt werden soll. 
Kben so wird Z. 18. bey der Senatsberec htigung unterschieden. Seinito ist 
zwar sonst immer******* geschrieben. Aber ähnliche Varietäten kommen: auch 
sonst in unserem Gesetz vor und auf andern Denkmälern wird auch das kürzet 
50er mit ei gegeben. Das Gesetz verbietet übrigens tromer dem Magistrat die 
Handlang su gestatten, nicht geradezu die Handlung selbst, weil jenes wirk- 
samer ist, indem der Magistrat auf das Gesetz schwören musste und ihn im Falle 
des Entgegenhandelns eine Mulct traf. 
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bestechen lassen (da vota diesen, wie wir sehen werden, im Fol- 
geaden nicht die Rede ist, die entgegenhandelnden Magistrale aber 
in dem senatorve der Sanclioa des nächsten Capitels regelmässig mit 
eingeschlossen und obendrein durch den ihnen vorgeschriebenen Eid 
gebunden waren) and $o wäre es nieht na wahrscheinlich, dass unser 
Fragment der awar für den Senat regierten, aber von diesem keines« 
wegs gebilligten Lex Li via vom J. 662. angehörte, die die Gerichte 
zwischen Senat und Ritterstand theilte und eine quaestio anordnete, 
si quis ob rem iudicalam pecuniam cepüsei ( Cic. pro Rabir. Post. 7. 
pro Cbtent.56. Vellei.%^ 13. Liv. epit. 70. Appian. 1, 35.)« Dana 
die Stadt Bantia sich Abschrift der Rogationen des Livius Drusus, 
des Patrons der Italiker, der diesen das Bürgerrecht zn verschaffen 
suchte, besorgen Hess, würde nicht wenig zur Unterstützung unserer 
Vermuthung dienen. Doch wollen wir diese, wo sieh verschiedene 
Möglichkeiten darbieten, nicht für sicher ausgeben. Namentlich 
könnte man, stände die Zeit nicht im Wege, auch an die Lex Cal- 
pumia de ambitu vom J. 686« denken, welche et pecunia multavit 
et in perpetuum honoribut iussit carere dammatos. Hahebant tarnen 
lieentiam Romae morandi (SckoL Bobiens. p.Sßi.seq. vgl« Ascon. 
in Cornea p. 68. OrelL Dio 26, 21. Cic. pro Mur.2%.) Wenig- 
stens möchte sie das einzige uns bekannte Gesetz seya, welches 
solche Ehrenstrafen festsetzte, und die Zeit betreffend, §o wäre ea 
doch nicht unmöglich, dass man erst viel später das Römische Gesetz 
auf die Rückseite geschrieben httte, als die Vorderseite liegst zn 
dem Bantischea Gesetze verwandt war. 

Auch das zweyte Capitel müssen wir hersetzen, um dessen hie 
jetzt verfehlten Sinn deutlich machen zu können: * 

Z. 5* Seiquis. ioudex queiquonque. ex. hace. lege pie* 
beive. scito. f actus erit. senatorve. fecerit. gesseritve. quo ex. Amte lege 

Z. 6« minue fianU quae. fieri. oportet, quaeve. fiari. 
oportuerit. oportebitoe, non fecerit. sciens. d. *• sefte. adpereue. 
kance. legem, fecerit 

Z. 7. gesseritve. sciens. d. m. ei mutta. esto. ...eamque 
pequniam. quei. volel. magistratus. exsigitp sei. postulabit. queu 
petel. pr. recuperateres 

Z. 8* dato. facitoque cum sei» ita pareat. con- 

dumnari. pepul. facitoque ieudieetur. sei. cendemnatus 

Z. 9. fuerit. ut. pequnia. redigatur. ad. Q. urba$u out. 
bona. eins. popUee. possideantur. facito Seiquis. mag. muttum. in~ 
rogare volet 
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Z. 10. apud. populum. dum» minor it. partus. /wmilia*. 
taxsaU liceto. eiq. omnium. rertm siremps. lexs. esto. quasti sei. is. 
kämet lege 

Z. 11« condemnatus /uerit. 

Wir bemerken hierzu Folgendes. 

1. Die Z. 5* ist von Klenze ohne Zweifel richtig ergänzt, 
wie aus Z. 13. 14. hervorgeht, wo bey Aufzahlung der slmmtlichen 
wichtigem Magistrale nach Ulviri a. d. a. auch der ioudex ex A. /. 
piebive scito /actus vorkommt. Allein eben aus dieser Stelle gehl 
hervor, dass K lenze im Irrthum war t ;weon er hier und in Z. 5. 
unter diesem iudex irgendwelchen der iudices selecti verstand, wel- 
che das Consilium des quaesüor bildeten; denn diese können nicht 
mit den Magistraten zusammengestellt werden. Vielmehr ist der bey 
Cicero gewöhnlich s. g. iudex quaestionis gemeint, der vom Volke, 
ernannt, meist nach bekleideter Aedilität (Cic* Brut. 76.. pro Cluent* 
29. vgl c.20. 27. 33. Suejon. Ca es. 11. vgl. c. 10. 14.;, mit einer 
gewissen magistratualen Gewalt selbst an der Spitze eines GousiKnm, 
von Criminalrichtem stand ( Cic. pro Rose. Am. 4. Ferr. ab. 1, 61* 
pro Cluent. 20. 27. 33. 53. 54. in Fatin. 14. L. 1. pr. D. ad leg. 
CarneL de sie. (A8*8.J leg. Mos. et Rom. Coli. 1, 3. §. 1.) und 
der auch nachher in unserem Gesetz -Z. 18. unter der Bezeichnung 
Quei. ex. k. L ioudieaverit vorkommt, wo das ihm übertragene Ge~ 
schaft, dafür Sorge zu tragen r dass die Namen derer, welche dieses 
Gesetz beschweren hatten, aulgeschrieben würden, Klenze selbst 
das Gestandniss abnOthigte, dass hier von dem iudex quaestionis die 
Rede sey. Zar Bestätigung unserer Behauptung dient noch der Aus- 
druck /actus, mit dem der iudex quaestionis auch in der LexServiU 
c. FIU. vorkommt: ad. iudieem. in. eum. annum. quei ex hac lege, 
/actus, erit. in. ious. educito nomenque. eius de/erto,, wogegen von 
den Richtern im Consilium ebendaselbst und sonst der Ausdruck 
leetz gebraucht wird. Dieses festgestellt, ist nun zuvörderst unser 
Gesetz Air die schwierige Untersuchung über den iudex quaestionis 
von Wichtigkeit, indem daraus, wie auch aus der angeführten Stelle 
der Lex Servüia hervorgeht, dass der Name dieses Magistrats kei- 
neswegs so feststehend iudex quaestionis gewesen ist, wie man neuer- 
lich hat behaupten wollen, und dass die Verdächtigung einer Reibe 
von Inschriften, worauf derselbe auch unter etwas modifizierten Na- 
men vorkommt, keinen Grund hat. Dass aber auch das Resultat der 
neuesten Untersuchung aber diesen Gegenstand (M advig. de Aston. 
Paed. p. 121. seqq.), wonach die iudices quaeslionum ganz seibstän- 
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«Kg neben den Pritoren diejenigen QuSstionen geleitet haben sollen, 
für welehe die Zahl der jährlichen Prfltoren nicht ausreichte, bis 
Cflsar und Augustus sife so sehr vermehrten, dass dadurch dieses 
ausserordentliche Amt überflüssig geworden sey, nach Hinzuaehmuog 
der dort übersehenen Stellen unseres und besonders des Servilischen 
Gesetzes (wo offenbar neben (lern iudex quaestioni$ auch ein Pritor 
als quaesitor vorkommt) sich modificieren müsse, wollen wir hier 
nur andeuten. Wenn nun unsere Beziehung des vorigen Gapitels 
auf die iudices ieeti richtig ist, so stieg das Gesetz in seinen Straf* 
bestimmungen von unten auf, indem es in diesem Capitel sich zu 
dem iudex quaestionis und den Senatoren wandte, eine Verbindung, 
welche ans alter Zeit üblich seyn mochte, wo man sieh immer die 
Senatoren als oberste Verwalter der Justiz dachte, vielleicht aber 
auch in dem sonstigen Inhalt unseres Gesetzes noch einen besondern 
Grund hatte. 

2. Missverstanden hat Klenze auch Z. 7. u. flg. Er glaubt, 
die Worte sei. postulabil. quei. petet. nicht auf den unmittelbar vor- 
hergehenden die Mulct exigierenden Magistrat beziehen tu dürfen, 
was doch der Zusammenhang schlechterdings fordert, sondern von 
dem, der wegen ihm widerfahrener Erpressungen klage, verstehen 
zu müssen (worin denn sein Hanptargument dafür, dass dieses Gft- 
setz die Repetunden betroffen habe, besteht), wiewohl ihn Z.8., wo 
offenbar wieder von der Mutet die Rede ist, in eine Verlegenheit 
bringt, der er sich durch die in Z. 8. vorgeschlagene Ergänzung sei. 
is. provocassit. mag. irrogato vergeblich zu entziehen sucht. 
Offenbar ist durchgingig nur von der in Z. 7. vom Gesetz ausgespro- 
chenen Mulct die Rede , von deren Einklagung petere das technische 
Wort ist (Cie. Brut. 34. Ferr. üb. 1, 60. pro Cluent. 34. 35. 37. 
Die Todisehe Inscbr. bey Haubold monum. ieg. p. SS.) nnd das 
Gesetz sagt: Jeder Magistrat kann diese Mulct beytreiben — was 
regelmässig populi iudicio geschah; wenn aber der Namens des 
Volks klagende Magistrat es verlangt, so soll der Prütor dafür aueh 
Recuperatoren geben, deren Beschaffenheit ohne Zweifel in der Lücke 
näher bezeichnet war*) nnd sie in der Formel instruieren: si paret, 

*) Nach dem , was wir über das tiebenzehnte Capitel der Lex Thoria in 
dt e Jen Jahrbüchern Jahrg. 5. S.Ö98. kürzlich bemerkt haben, zweifeln wir nicht, 
daas der fehlende Anfang der Z. 8. in diesem Sinne gelastet habe: dmf e. B. 
non minuM Vlt^ quei elatiii preimae tient y facitoque. Grotte 
Muteten waren nehmfich offenbar auch Sachen von Bedeutung, In denen ein 
iuditium teptemvirale eintreten mnsste, aussät da gewöhnlich ein Volks- 
gericht darüber erkanute nnd dethalb Cie. Ferr.liö. 1,60. dieses Gericht geradem 
tin publicum Judicium nennt. 
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illum z.B. adtersus legem (Liviam) fecisse gessisseve (das 
ITA weist zartick auf Z. 5->-7.), recuperatores, eum populo 
HS... milia N. condemnanto s. n\ p. o. (das popul. ist also pö+ 
pulo f nicht mit Rlenze populum aufzulösen). Wenn wir aber sonst 
sieht wissen, dass Recoperatoren auch zur Einklagung ron Mulctfor- 
derungen gegeben wurden, so sollen wir den daför uns hier gege- 
benen klaren Beweis desto dankbarer annehmen, als er zur Bestäti- 
gung 4er Bemerkung dient, dass anch sonst Ar Beitreibung von 
Strafen (poenae) und ron Forderungen des Volks Recoperatoren er- 
sannt und selbst in den Gesetzen vorgeschrieben wurden (J. Hutckke 
Anal, literar. p. 223. 228. seqq.), und daraus eine bisher unerklSr» 
Bebe Stelle des Cicero ein unerwartetes Licht erhält. Dieser er- 
zählt Ferr. Üb. 1, 60. Atque etiam iudichan in praeter a publicum 
exereuit . . . • Petita multa est apud istum praetorem a Q. Opimio: 
qui adduclus est in iudicium . . • quod, quam esset tribunus plebis, 
intercessisset contra legem Corneliam .... De quo iudicio .... t*n~ 
tarn Hcom, paueos homines, ut levissime dicam, arrogantes, hoc 
aiiutore, Q. Opmhtmper htdum et iocum fortunis omnibus evertisse.. 
Und spltef : quam apud ipsum tribus horis Q. Opimius, Senator po- 
puliRom., bona, fortunat, ornamenta omnia amiserit? cuius propter 
indignilatem iudieii saepissime est actum in stnatu, ut genta hoc 
totem multarum ac iudiciorum eiusmodi tollereter. Offenbar ist 
bicr ebenfalls von einem iudidum recuptralorium die Rede, welches 
also auch die Lex Cornelia, die den Volkstrfbonen das lntercedierea 
Ja dem erweiterten Umfange verbot, bey Einklagung der dem Con- 
f raveaieaten angedrohten Mnlct verstauet hatte ; denn nur mit einem 
solchen lisst es sieh vereinigen, dass das Gerieht aus wenigen vom 
Praetor urbanus niedergesetzten Richtern bestand und der Proeess 
sofort innerhalb drey Stunden beendigt war, wogegen die gewöhn- 
lichen, iudicia publica in der Regel viele Monate erforderten. Rein 
Wender also, wenn damals der Senat, in Betracht, dass Höhe und 
Wirkung der Strafe bey solchen Muleten denen in deu eigentlichen 
imdiciü publicis häufig gleichkam, und die Kürze und Unzuverlässige 
keit des reenperatorisehen Verfahrens, welches die Gesetzgeber nur 
in dem Bestreben, den Gontravenienten recht schnell und sieher zur 
Strafe zu bringen, eingeführt hatten, mit der Grösse der Gefahr Sa 
gar Keinem Terblltnisse stehe, daran dachte, diese ganze Art voa 
Muteten mit Recuperatoren abzuschaffen. — Ein anderer Fall, der 
vielleicht auch hieber gehört, wo ein Völkstribun von einem iudew . 
fuaestionis deswegen, weit er aieht in legem geschworen hatte (was 
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derselbe auch nach unserem Gesetze musste und dessen Unterlassung 
also auch unter der Mulclandrohung inZ. 7. flg. stand) eine Malet ror 
Richtern, die der Prätor niedergesetzt hatte, einklagte, kommt bey 
Cic. pro CiuenL 33 — 35. vor. 

3* Die Ergänzung ad Q. urban. aut. ist schwerlich richtig» 
iß die Abkürzung urban* (für urb. oder urbanum) ,auf Inschriften 
nicht vorkommt. Vergleicht man das heygegebene Ifacsimile der In- 
schrift, wo nicht der schräge Strich für ein A (in «ttf), sondern ein 
senkrechter (für T) sichtbar ist, so wird man unßedenklich die Er- 
gänzung ad Q. urb, aut. ut. billigen, welche auch vom Sinne erfor- 
dert wird, da nur dann, wenn der Verurtheilte nicht zahlt, es zur 
possessio bonorum kommt. Ausserdem darf man aber den ganzen 
Satz nicht mit Klenze zu ioudiectur ziehn: „der Prätor soH ar- 
theilen lassen , dass das Geld nach der Verurteilung an den Quästor 
gezahlt werde a u.s. w.; denn das wäre ein ganz unerhörter Inhalt 
des richterlichen Urtheils. Vielmehr schliesst der vorige Satz mit 
facito ioudieetur ab, womit ausgedrückt wird, das« der Prätor, auf 
4essea Imperium zumal jeder recuperatorische Process beruht 9 nach 
niedergesetztem Gericht und ertheilter Formel dafljr Sorge tragen 
soll, dass die Recuperatoren auch die Sache aburtheilen. Vgl. z. B. 
Lew Rubr. col L v. 17. 52. 53. CoLII. v. 2A. 57. L.7A.pr.D. de 
iuiic. (5,10 A*3* C.deped. iud.% r Z.) und bey Cic. I.e. p au cos 
komines... hoc adiutore Q. Opimium evertisse. Darauf 
beginnt mit Sei. condemnatus fuerit. ein neuer Satz, in welchem 
das ut von dem am Ende stehenden jaeiio abhängig ist: „wenn der 
Beklagte verurtheilt ist, soll der Prätor dafür sorgen, dass das Geld 
an den. städtischen Quästor gezahlt, oder dass das Vermögen des 
Verurteilten fttr die Staatscasse in Besitz genommen werde. Vergl. 
die s. g. LexMcmiL in fin. bey Haubold monum. leg. p. 168. Et 
st is 9 unde ea peeunia petita erit, condemnatus etil, eam peeuniam 
ab eo 9 devt bonis eito, primo quoque die exigito. 

4. Auch den Schlug* des Capitels hat Klenze offenbar miss- 
verstandea, wenn er ihn darauf bezog, dass jedem Magistrat es frey 
sieben sollte, den der Erpressung Verdächtigen mit einer Mulct vor 
dem Volk zn belangen, und dass diese Malet eben solches Recht 
haben soUte, wie die Hanptstrafe, welche das Gesetz gegen ihn fest- 
gesetzt hatte. Es ist ja hier gar nicht von dem Bauptougeklagten, 
sondern von dem iudex quaesüonis oder Senator die Rede, der wi- 
der dieses Gesetz fohlen würde. Auch kommt nirgends multam ir- 
rogare apud populum vor; tnuitam dicere ad populum hat Gellius 
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11, i n über auch-nfcht als technischen Ausdruck, sondern nur 
im Gegensatz des wtultam facere im exercitu. Haa nusa also viel* 
nehr ergänzen: qumnttm. voIeC duwu miuoris. /wtet,*) und 
der Sinn ist folgender. Bekanntlich hatte jeder Magistrat als selcher 
das Recht, eine* eiou noxms (Cic. dp legg. S, 3.> eioe Malet an- 
zusagen, Ober welcbe dann bey der Plebs certiert wurde« Diese 
(siebt orit der gegen deo citris nee obediens zu diciereadeo gesetz» 
lieh aaf 3020 Asse beschriebe* zu verwecbselDde) Malet war an 
sich unbeschrankt und auch da zulässig, wo eia Gesetz, wie das 
unarige in Z. 7., eiae bestimmte Malet vorgeschrieben hatte. Sehr 
natürlich aber koante es Bedeakea erregen, ob der Magistrat diese 
willkfihrliehe Malet auch dann, wean das Gesetz eine bestimmte vor- 
geschrieben, hatte, ftber diese hinaus irrogierea dürfe nnd dabo* 
insserte sich denn das Gesetz, wenn es den Magistrat in seinem ge- 
wöhnliche* Rechte nicht beschranken wollte, ausdrficklicb darfber, 
beschrankte aber dann doch den Magistrat wenigstens so weit — 
was aber nach mitunter bey der gesetzlichen Malet selbst vorkam 

GelL 7, 3 dass die Malet nicht Aber den Betrag der Hüfte des 

Verm*gens hianasgehn sollte (vergl. J. Hutekke AmaL Utermr* 
». 254— 267-X. So also anch unser Gesetz, weichet nor noch hin« 
saugt, dass die magistrajaale Malet dasselbe Recht haben, also na* 
mentlich eben 'so beygetrieben werden seile» wie die von ihm seihet 
festgesetzte. 

Das folgende dritte Capitel, welches zuerst (Z. 12. 13.) fttr die 
gegeawirtigea Magistrate and dann (Z. 13. flg.) für die jedes folgen» 
den Jahres einen innerhalb fitaf Tagen vor dem Quastor hm Tempel 
des Caslor firey effenlüch am bellen Tage' und nach dem Forum zu- 
gewandt beym Jupiter nnd den Penaten zu leistenden Eid bey Stsafe 
der Amts- und Senetsnnfuhigkeit vorschreibt nnd die Verzeichnung 
der Namen der Geschworenen im Archiv des Quastor anordnet, ist 
im Ganzen schon richtig erklärt worden. Namentlich hat PnehCa 
schon die irrige Interpretation K. lenze's berichtigt (Rhein. Mas, t 
Jnrinpr. Bd. 4. S. 887.), nach welcher, weil er die stickweise VeroruV 
nnug der Erfordernisse desselben Bidschwnrs nicht als solche an*. 
lasste, ein doppelter Eid herauskam, den die zukünftigen Magistrate 



*) So kekst ee in der e. g. L*r dedieuliomU bey Ha ubold JHomum. U$>p> 14*. 
v. 15. Sei qui heic Hierum turupucrit aedilit multatio etto quantiv oteit (7+ quanli 
mhüj. Vielleitkt tat anek in der Ltx SiHm bey F*$t. * Publica p**4era fat 
dem Satze eum qwi* volet megitlratus multeSetur dum minori* partim fmmiHm$ 
iajrat üeeto das Wort muliatetur wegen einer 10 aufzulegenden Sigle verdorben : 
mmJtmr* i(umntme) u(*Ut) p(*tuni**). 
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zu schwören verpflichtet seyn sollten 5 und wir bemerken nur zo wei- 
terer Bestätigung, dass eine Ähnliche stückweise Verordnung der 
Bestandteile einer einzigen Handlung (eines auszustellenden Edicts) 
sogar in verschiedenen Capiteln in der Lex Thoria vorkommt (Cap. 25. 
26. in diesen Jahrbb. Jahrg. 5. S. 606 — 608.) Im Einzelnen ist noch 
Folgendes zur Ergänzung oder Erklärung dieses Gaßitels nachzu- 
tragen. 

1. Der Verf. erklärt nieht, in welcher Verbindung der Castor- 
tempel mit Jupiter und den Penaten gestanden habe. Offenbar gehört 
diese Eidesvorschrift der Vorstellung an, dass die Dioskoren, welche 
im Castortempel verehrt wurden, die Penaten seyen, worüber man 
Dionys. 1, 68. nnd die Nachweisungen bey Eekhel P. N. u. d. 
gens Caesia, Hertzberg de diis Rom. patr. p. 113., auch die 
vielleicht aus guter Quelle geflossene , in dem apokryphen Frag- 
ment der acta diurna (Reines. Inier. *ynt.lV*%. />• 341.) vor- 
kommende Angabe von den Syrischen Gesandten SACRIFICARVNT 
AD CASTORIS DIS PENATIB. P. R. vergleichen kann. Da nun 
aber bey dieser Eidesvorschrift gewiss eioe sehr alte Sitte zu Grunde 
lag, so scheint Oberhaupt der mit dem neuen Capitolium gegründete 
Gonsolar-Staat in religiöser Hinsicht die Diescuren als seine eigen* 
thümlicfaen Schutzgötter anerkannt zu haben (worauf auch die Zeit 
der Gründung des Castortempels nnd die Zweyzahl der Dioskoren 
hindeutet), welche ScbutzgOlter dann zu den Penaten des Urstants 
sieh ähnlich verhielten, wie das Capitolium tut dem Tarpejischen 
Berge zu dem Capitolium vetus. 

% In Z. 13. in Anfange mochten wir die Pflicht der damals 
fungierenden Magistrate, vollständig so ergänzen: is. in. diebm. F. 
proximeis. quibus. queique. eorum. seiet, h. I. popuhtm.ptebemve 
(Z. 13») ioussise. iouranto. ut i. s. e. fd. h. ttt infra scriptum 
est). Sehr natürlich gab das Gesetz- die Erfordernisse des zu lei- 
stenden Eides erst da an, wo dieser als eine allgemeine Pflicht aller 
zukünftigen Magistrate vorgeschrieben wurde, und bezog sich bey 
der Verpflichtung der jetzigen Magistrate zu demselben, die gleich- 
sam nur eine Anwendung jener allgemeinen Pflicht war, auf die 
gleich nachher folgende Angabe. 

3« Der Anfang der Z. 15. kann sicher so ergänzt werden: 
iouranto (Z. 15.) apud. Quaestorem. urb. in. aede. Castorus. 
Da nehmlich am Ende der Zeile die Betheuruugsformel, deren die 
Magistrate sich bey diesem Eide bedienen sotten, hinzugefügt und 
dabey, um die Identität dieses Eides mit dem vorher erwähnten nach- 
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drteUieber hervorzuheben, die vorher angegebenen Nebenbe*titn~ 
■rangen, wovon die Zeit allein sich erhalten hat, recapitolierl wer- 
den, so muss schon vorher apch die Gegenwart de» Quästors vorge- 
kommen sern ood zwar mit der an dieser Hauptstelle nothwendigen 
nihern Bezeichnung als Quaestor urbanvs, weil bey der Wiederer« 
wahouog hlos Q(uaestor) steht. . Ehen so heisst er aach Z. 18. Q. 
urb., in der unmittelbar darauf folgenden WiedererwShnuag aber 
hlos Quaestor. Was die Zeit betrifft, so hatte aus Liv. 31» , 50. 
bemerkt werden können, das* -die hier vorkommende Frist von fünf 
Tagen für solche von den Magistralen zu leistende Eide schon langst 
hergebracht war. Ueberhaupt aber ist es eine unrichtige Vorstellung 
vieler Neuem, wenn sie glauben, der Eid der Magistrate in leget 
sey eine au* der Natur des Magistrats folgende, auf alle Gesetze sich 
beuchende Verpflichtung derselben gewesen, wie etwa unser Amtseid. 
Ein solcher würde mit der Selbständigkeit der Amtsgewalt der Rö- 
mischen Magistrate vor der Kaiserzeit im Widerspruch gestanden 
haben. Vielmehr bezog sich dieser Eid nur auf diejenigen Gesetze, 
welche einen solchen Eid ausdrücklich vorgeschrieben hatten und 
nach Cic. pro CUent. 33. §. 91. Multam pethit. Qua lege? Quod 
im legem non ütrasset: quae res nemini unquam fraudifuiL scheint 
es selbst bestritten gewesen zu seyn, ob die in der sanetio für lieber« 
tretnng de* Gesetze* vorgeschriebene Mulct auch auf die Nichilei- 
slnog de* in der sanetio verlangten Eides erstreckt werden dürfe 
(was aber doch nach strenger Auslegung zu behaupten war) oder 
jene Vorschrift, sofern sie nicht, wie hier, durch besondere Strafen 
verstärkt war, eine blosse lex imperfecta sey. 

4. Die Z. 18. ergänzt Klenze so: neive. t*. senatu (Z. 18.) 
si. aifuerit. sententiam. dicere. eum quis sinito neive. cum 
cemser. im senatum, legilo. Richtiger und zum Räume passender ist 
eher diese Ergänzung: esse, neive. sententiam. dicere eum 
quis. simito.. In senatu esse ist der gewöhnliche Ausdruck von die* 
ser Sache, z. B. in der Lern Cassia bey Ascon. in Cormel. p. 78. 
in der Lex Servilia repef. c 6. 7. 

Da* vierte und letzte Capitel schreibt denselben Eid innerhalb 
16 Tagen, nachdem das Gesetz durchgegangen seyn wird, den im 
Senat Stimmberechtigten vor, nur soll dieser nicht, im Tempel des 
Caster, sondern,, wie gewöhnlich, im Aerar geleistet werden, ohne 
Zweifel, weil der Tempel des Caator und dessen Vorbau, welcher 
ein Tribunal nach dem Forum zu gewährte, in Uebereinstimmung mit 
seiner vorhin bezeichneten ursprünglichen Bedeutung der gewöhn« 
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liehe Schauplatz der magtstratnafen Thfttigkeit «od daher eis Ehren* 
ort nor der Magistrate war. Vgl. Cic. Ferr. lib. 1 , A%. Der An- 
fang dieses Gapitels ist aber sicher nicht richtig ergänzt mit den 
Worten Senalores. quei. sententiqm deixerint pott hattet legem 
rogatam n. s.w., sondern es mnss statt dessen heissen: Quei im 
sena tu senteritiam etc* — nm so beyde Arten von Senatsbereefc- 
tigten, die wirklichen Senatoren nnd diejenigen , welche Mos Stimm-» 
recht hatten, zu umfassen. — So viel Aber die erste Abhandlung. 

Die aof die Röckseite der Bantinischen Tafel bezOgliehe zweyte 
Abhandlung ist unvollendet, und zwar, wie man aus ihr selbst 
schliessen darf, nicht hlos in der Ausarbeitung, sondern auch wohl 
in der Sache selbst. Der Verf. scheint es bey der Ausarbeitung 
inne geworden zu seyn, dass er in dem Verständnis» 4er Oskischen 
Sprache noch nicht weit genug vorgedrungen sey, um etwas ihm 
selbst Genügendes Ober diese grüsste Oskisefae Urkunde, welche uns 
übrig geblieben ist, zu liefern, und dieses ihn zu der dritten Ab» 
handlang bewogen zu haben, in der er über die historischen Grund- 
lagen, von denen man bey Erforschung der Oskischen Sprache aus- 
gehen mOsste, aufs Klare zu kommen suchte, die aber selbst aucJi 
wieder unvollendet geblieben ist. Wenn er nichts desto weniger die 
Veröffentlichung jenes Fragments wünschte, so hat* ihn dabey das 
richtige Gefühl geleiter, dass besonders bey Untersuchungen dieser 
Art auch blosse von verschiedenen Standpuncten aus unternommene 
Versuche von grossem Werthe sind. Jeder findet am Ende, wenn 
auch neben vielem Verfehlten, doch etwas Richtiges, weraaf ein 
Anderer nicht gekommen wire; das Irrige aber wird von dem Nach* 
folger bald als solches erkannt, und so gelangt die Wissenschaft mit 
der Zeit zu einem immer grosseren Schatze richtig bestimmter Wort* 
bedeutungen und sprachlicher Regeln, bis endlich das ganze Dunkel 
aufgehellt ist. Bey dem vorliegenden Oskischen Gesetzesfragmente 
Ist aber offenbar ein Zusammenwirken von Juristen und Philologen 
fast nnerlüsslicb, weil hier Sache und Sprache immer wechselsweise 
zur Erläuterung dienen müssen. Auch haben heyde ein gleich grosses 
Interesse an dem Gelingen der Arbeit, weil eine Erweiterung unserer 
Kenntnisse über das altitalische ansserrümische Recht für die Rechts- 
geschiente nicht weniger wichtig ist, als die Kenntniss der tttfita- 
lischen Sprachen für die vergleichende Sprachlehre. — Von der 
Wahrheit unserer Bemerkungen kann man schon durch Vergleichung 
der beyden einzigen tüchtigeren Versuche, welche bis jetzt zur Er« 
klärung dieses Monuments gemacht und Öffentlich mrtgetheUt worden 
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sind, sich überzeugen; wir meinen K lenze's Arbeit und 6» P. 
Grotefend's Rudimenla Linguae Oscae (ffannov. 1839.J, wovon 
sich S. 9 — 20« anf unsere Inschrift insbesondere beziehen. Die er- 
stere enthält schöne sachliche Bemerkungen und den Anfang za einer 
planmässig angelegten Oskischen Sprachlehre; die letzteren zeichnen 
sich mehr durch Beherrschung eines grössern Quellen- und Sprach- 
gebiets und durch glückliche einzelne Worterklärungen aus. An 
offenbaren Irrtbümern fehlt es dabey weder der einen noch der an- 
dern Auslegung, obwohl wir, ohne Partheylichkeit für unsern Fach- 
genossen , bekennen müssen, bey ihm einen solchen Missgriff nicht 
wahrgenommen zu haben, wie er Grotefend mit der Annahme be- 
gegnet ist, das Oskische Gesetz sey eine Uebersetzung des Latei- 
nischen auf der Rückseite, womit jedoch das wieder einigermaassen 
aussöhnt, dass er dieser Annahme bey seiner Erklärung fast gar 
keinen Einfiuss gestattet hat. In Betreff des Sprachlichen scheint es 
Klenze nicht wenig hinderlich gewesen zu seyn, dass er bey seiner 
na sich richtigen Bemerkung, das Oskische sey dem Lateinischen, 
sieht dem Griechischen, unmittelbar verwandt, übersehen hat, dass , 
das Lateinische selbst und sodann auch das Oskische mit dem Grie- 
chischen genan zusammenhängt, so dass oft die eine, oft die andere 
Sprache der letzleren näher steht und aus verwandten Wörtern der- 
selben erklärt werden kann. 

Wenn Klenze den Inhalt des Gesetzes als publicistisch bezeich- 
net, so scheint uns schon dieses problematisch. Ein Capitel spricht 
freylieb sieher vom Census, aber wie es scheint, nur um einen Pri- 
vatansprnetr wegen Unterschleifen beym Census anzuordnen. Doch 
dem sey, wie ihm wolle, für sicher irrig halten wir Klenze's Be- 
hauptung, dass die Hauptbestimmungen auf Ackervermessung und 
Verkeilung gingen. Er stützt sich hauptsächlich auf das öftere Vor- 
kommen des gewöhnlich mit einer Ordinalzahl verbundenen Ausdrucks 
xiculos (Z. 17. tieolom. XXX. nesimum Z. 25. zicolois X. nesimofs 
Z.31. zieuiom. FL nesimum) , den er mit sicilicus, einem Achtund- 
vierzigtheil des a*, für identisch hält. Aber als ein 'Acker maass, 
wie iugerum, actus u. dergl. ist uns sicilicus durchaus nicht bekannt, 
obgleich es eben so wie die übrigen Theile des as auch wohl von 
einer beliebigen Aekereinheit vorkommt, und wie seltsam wäre ei, 
dass das Gesetz mit so kleinen Ackertheüen, wie z. B. sechs acht- 
undvierzig Theile eines Jucherts (wie Klenze will) wären, sich be- 
schäftigt hätte? Noch weniger empfiehlt sich freylich, wenn man 
anf Sinn und Zusammenhang sieht, Grotefend's Erklärung dieses 
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» 
xicolos, (nach ihm mit 46ty zusammenhangend) mit iudiciun und a>* 
nesimos mit continuatus (wahrend er in der von Mazoehi bekannt 
gemachten Campanischen Inschrift sakra nessima mit sacra solennia 
erklärt). . Uns scheint das erste Wort eine Münze zu bezeichnen, 
sey es der bekannte seclus, den Hesychios wenigstens auch als 
2kq>dotuwr(aho in Sardinien) kennt, wiewohl Bttckh in den metro- 
logischen Untersuchungen tfesea in SoQduxxb* emendieren will, oder 
„ein Sikuler", (Siculus nummus) also irgend eine Sicilische Münze, 
die in Bantia ging und gäbe geworden wäre, wie denn bekanntlich 
Siciliens Verkehr überall auf daa unteritalische Münzsystem stark in« 
fluiert hat Dazu würde dann auch nesimos git passen, welches wir 
nach dem Griechischen yvqoiog (denn g vor n feilt oft weg, wie in 
gnatus, und die Adjectivfor men toq und uaoq wechseln häufig) mit 
probus, genuinus, acht, vollwichtig, übersetzen (daher denn auch in 
der Gampanischen Inschrift sakra pouse eka oumiia nessima s. seym 
würden sacra, sicut hie ominosa (augusta) genuina (solennia) sunt)* 
Da nehmlich, wie wir aus den Mitbestimmungen unsere« Gesetzes 
(Z. t£» 26») sehen, die gesetzliche Bantrache Münze iet-N(ummus) 
war, und dazu jene ausländische Verkebrsmünze sich etwa so ver- 
hielt, wie damals in Rom der victoriatus zum sestertius (Volus* 
Maecian. de asse §. 45., wo man so lesen muss: V1GT0RIATVS 
enim qui nunc tantundem valet> quantum quinarius f olim utpere- 
grmus nummus ioco mercis, ut nunc tetradrachmum et drachma^ 
habebatur), so musste bey der ausländischen Münze, der nicht schoa 
ihr Gepräge einen bestimmten öffentlichen Werth £ab, die Voraus- 
setzung, dass sie acht Und vollwichtig sey, hinzugefügt werden« Ein 
zweytes Argument für den agrarischen Inhalt dieses Gesetzes soll in 
dem Z. 15. angeblich vorkommenden actus privatus f ein drittes in 
dem häufig auch in der Nähe jenes actus privatus wiederkehrenden 
comono liegen, worin Klenze das Gemeinland, den ager publicus % 
erkennen wiO. Wir setzen die Stelle vollständig her, weil wir an 
die Widerlegung der bisherigen Erklärungen zugleich den Versuch 
einer neuen anzuknüpfen beabsichtigen. 

(Z. 13. in der Mitte) SVAE PIS PRV MEDDIXVD ALTREI 
5t quis pro magistratu alieri 
CASTRO (S)AVCI. EITVAS 

(Z. 14) ZIC0L0M. DICVST. IZIC. COMONO. NI HIPID NE(P) 
dixerit non nee 

DONOPfOVTAD. PETIRVPERT. VRVST. SIPVS. PERVM. D0L0M 
duntaxat quater oraverit sciens per dolum 



Digitized by 



Google 



Recensirt vom Hern Professor Dr. HmcUe a Breslaa. ' 305 

(Z. 15.) MALL0M..1N. TR\TVM. ZICO. TOVTO. PEREMVST. 
mmJum et peremerit 

PETIROPERT. NEIP. MAIS. POMTIS. COM PHBIVATVD. ACTVD 
mmmter neque magä cum private 

(Z. 16.) PRVTER.PAM. MKDICAT. LVOM. DID1ST. IN. PON- 
praeterquam dederü et 

DOSMO. XX. CON PRBIVATVD. VRVST. EISVCEN. ZICVLVD 
XX. tum prtvato eraverit 
(Z. 17.) ZICOLOM. XXX. NESIMVM. COM(O) NOM NI HIPID. 
siculorum XXX. proborum non 

Hier ist des zweifellos Scheinende nn Theil nach Grotefend 
mter lern Werl fthettetzt werden. Die Constrnction dieses Satxes 
scheint »sr se gedacht werden zn kennen* Vordersatz: tuae pis... 
dienst, Zwischensatz: izic com*** ni kiptd % fortgesetzter Vorder- 
satz: jMp....ancrf, weiter fortgesetzter Vordersatz: in (r erwandt 
nrit enim and dem inim in TL 6. «nd aaf der Tab. Abett. /. v. 28. 29. 
vgl. Z. 26. a. 2S M wo in turne pi$ nur heissen kann et si quü) tru~ 
tum • • . peremmst (peremerit)*). Da nnn mit pruterpam ein Anfangs 
salz folgt, so mnss der Nachsatz in den Worten petiropert.. . actud 
liegen. Dieses nftthigt dann aber, in actud ein Verbam nnd zwar 
einen Imperativ von aeum d. i. agere*, anzunehmen, wie Hcitud ftr 
Jieefe, ettmd (esitud) ftr esto y faetud fttr /aci/o zweifellos mehrmals 
verkommt. So werde denn der Nachsatz lanten : quater neque »«- 
gis... cum private agita, wie anch Grotefend annimmt. Deasen 
Erklärung von pomtis s. v. a. 'puncto (quater neque phtribus viribus) 
oder die Kitazische quintis seheint uns aher bedenklich. Wir moch- 
ten vielmehr qminquies vermuthen („viermal und nicht ttber fünfmal* 4 ), 
so dass die Osker bev den ersten Zahlen bis vier pert als Molüpli* 
eativum gebraucht hatten, dann aber t#, wie die Lateiner to, nur 
dass jene es an den Stamm der Ordinal-, diese an den der Cardinal- 
zahlen anhängten. Wenn nun hiernach an keinen actus prwatus zu 
denken ist, so kann auch mit eomono kein Gemeinland bezeichnet 
werden. Eine der deutlichsten Stellen ist Z. 11. tuae pü, contrud 
est eiefef neust auti eomono kipid % etmnio mol (Z. 1.) to estud n. 



*) Damit diese Haßger wiederkehrenden ftUnra txaeta nicht stören , be- 
merken wir ein für alle Male, dass das Oskische statt des alt Lateinischen est'* 
(■fiter erit) mit bildete nnd dann das i wegliest , wie im Lateinischen mir seftc* 
a. B, in est fesitj,. voll (voNt) y Urt n. s. w. geschieht. Urust kommt von dem 
Mhdtrr mrrnm y attlateinUch orsre; denn der Form orare würde im Oskischen 
«rmwi entspreche»» 
Krit. Jahrb.£d. RW. Jahrg. VI. H. I\ r . 20 
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J&JB. d. h. «i ^«> eoitlra tV» hecfecerit atque . . . idonea multm eslo 
numum bis mite. Hier kann oif/i comono hipid gewiss nicht heissen, 
wenn er Gemeinland inne hat, da dieses, wenn es ein Grand der 
Strafbestimranng seyn sollte, schon vorher bitte erwähnt seyn müs- 
sen und dann in dem si quis contra fecerit schon mit gelegen bfitte. 
Man wird es also mir Grotefend für commune, to xottot, »die 
Commune, der Staat", im Nominativ nehmen müssen. Hipid braucht 
aber nicht nach K lenze mit habet gleichbedeutend za seyn, weil 
Z. 25. pruhipust so viel als prokibuerit ist, worin wir ihm beystim- 
men (wtthrend Grotefend es sprach- und sinnwidrig repetat er- 
klärt); denn es mttsste denn auch hapid heissen (wie sich denn auch 
in den Iguvischen Tafeln VL a, 50. 63. VII. «, 46. 61. hattest für 
habutrit findet); aber auch Grotefend's Erklärung peiit, weil es 
sich zu habet verhalte, wie cupit za capit f befriedigt nicht. Viel- 
mehr wird das Oskisehe hipum dem Griechischen &kw entsprechen 
und „um etwas seyn, sich interessieren* 4 bedeuten, so. dass comono 
hipid heisst: es geht den Staat an. Dazu passt sehr gut, dass Z. 11., 
wo von einem Entgegenhandeln, welches den§taat berührt, die Rede 
ist, eine M ulct yon 2000, (wovon die Hälfte an den Kllger, die an- 
dere Hälfte an die Staatskasse fallen mochte, wie in der s. g. Lex 
Mamil. cap. ult. Haubold monum. leg. p. 168. und dem prötorischen 
Edicte L. 21. §. 2. D. de SC. Silan. 29., 5.), Z. 25. dagegen, wo 
dieses Erfordernis fehlt, nur eine Malet von 1000 vorgeschriebe« 
wird« In Z. 14* heisst aber izie comono ni hipid, wie wir glaube», 
ubi popidi non inlerett, und eben so Z. 16. eisuc en xiculud xicolom 
XXX nesmum comonom ni hipid: wenn der Staat en mieulud nicht 
zum Betrage von 30 siculi probi interessiert; denn ixie (in Z. 21. 
eixeie) und eisuc (in Z. 80. eixue) sind gewiss dasselbe nur ver- 
schieden geschriebene Wort, dem laiebischen sie verwandt, aber, 
wie unser da, der, die, das, zugleich in relativer Bedentang (wo, 
welcher, welche, welche«, wer, was), so dass eisuetn auch mit 
xiculud zusammen genommen werden kann: (quo in xiculo) wie 
Z. 20. ligus, aisc censtur censaum anget, uxet heisst: legibus, quibus 
censor censere adigit, obediat* 

Um nun positiv bestimmen zu können, wovon dieses Capitel 
handele, käme es hauptsachlich auf die Bedeutung von eituas xicolom 
dicust und von con preivatud urust an. Wie hart es erscheinen 
mag, so scheint es doch nothweadig, für xieo (ein Neutrum) und 
das davon abgeleitete alleinstehende xicolom eine andere Bedeutung 
anzunehmen, als welche dasselbe Wort (wir glauben als MascaHn) 
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im der Verhiadong mit Zahlen and nesimem hat, etwa so wie in La- 
teinischen das Wort mina doppelsinnig wurde, als man es auch fttr 
das Griechische pva gebrauchte, und hier hietet sicli keine grossere 
Wahrseheinüehkeit dar, als naeh etaer Zusammenstellung mii dica 
es mit Grotefend für tuüeium so erkläret, xicoUm dicustolso mit 
diemm scripserit, iudicium instituerit zu Oberseiten t wonach denn 
nach amtsf, verwandt mit orare f nach dem Sinne, dea es schon in 
den zwölf <Tafeln (cum orant ambe praesentes) hat, von dem cau- 
sam erore, postuiare vor der Obrigkeit pru meddüntd ("wie pro tri* 
bsmaU also s. v. a. in iure) und irutwn (toiotiv) zieo touto peremust, 
d. k. trriiam dkam totam peremerit, sehr gut von dem Iihsticb- 
lassee des Processes verstanden werden kann, wodurch er alle Krall 
verlor, wie dieses in Rom hey den i*dicia, quae imperio contine- 
bantur, und folglich noch nm so viel mehr hey den extraordinariae 
perseemtioncs dem Kläger gestattet war (Cic. pro Place. 21. Q. 
Nasa . . . iudex sumitur: qui quam sententiom seemndum Plotium st 
äuturum ostendtr et, ab eo iudiee abiit, et quod iudicium iege nom 
ermt 9 causam totam reliquit. Vgl* dann J. Uuschke AnmaL 
titerar. p. 252. )• Diese Analogie scheint sich dadurch zu bestä- 
tigen, dass man in Z. 13. altrei Castro sauci (wie man nach dam 
Sparen der Inschrift wohl erglnzen moss) kaum anders als mit Grole- 
fead „in (oder mit) der andern socialen Stadt" (ricktiger wohl nur 
einer andern Ansiedelung in der Stadt Baatia — wie sieh einst in 
Rom die Romani und QuiriteSy später so häufig in den Goianion die 
Ureinwohner und die hingesandten Römischen Colonen so einander 
verhielten) verstehen kann, indem dann der Protest als mit einem 
Peregrinen geführt, jedenfalls nur ein imperio continens iudicium 
war. Nan fehlt zum Verständniss noch das Wort eituas % welches 
am so wichtiger scheint, als es auch in aUcn Haaptbesthnmengen der 
Ihrigen erhaltenen Gapitel vorkommt, Z. 9. (in eüuasfactud Z. 19* 
im eitmam poixad), so dass sn vermuthen steht, das ganze Gesetz 
hake sich darauf bezogen. Grotefend hat es mit aerarium iker- 
setzl, aber ohne irgend einen haltharen Grund. Vielleicht bringen 
ans die .Stellen des Gesetzes auf die Spur, welche am Schlüsse jedes 
Capitels die Strafbestimmungen gegen die Contravenienten enthalten, 
worin das Wort auch jedesmal vorkommt 

Z. 1 1 . Sitae pis eontrud exeic fefacust auti comono kipid 

etamio mal (Z. 12.) to estud n.*J4f. in suae pis ionc fortis meddis 
moitaum Aerest ampert mistreis aeteis (Z. 13.) eituas moltas mol- 
tuum beilud. 

20* 
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Z. 17. — — &ftze pis comtrud exeic fefacust ione suae pis 
(Z. 18.) Acre«/ meddis mcltaum heitud ampert mistreis aeteis eitmas 
licituä. 

Z. 25. — — Suaepis contrud (Z. 26.) ea?e*c pruiupusU motte 
etanio estud n. 8. in suae pis ionc meddis moltaum herest Heitud 
(Z. 27.) ampert min(s)treis aeteis eituas moltas moltaum Heitud* 

Grotefend übersetzt die erste Stelle: Si quis contra in ist* 
fecerit, atque commune petita iusta multa esto n. MM. *Et si quis' 
eum fortis magistratus multare volet, una cum magistris altis aera- 
rii multae multare licete, woraus sich seine Auflassung der übrigen 
Stellen von seihst ergibt. Bis anf das schon besprochene hipid und 
den Schluss stimmen wir im Ganzen mit ihm überein ; aar ist fortis 
nicht zu meddis zu ziehen, sondern offenbar so viel als das Latei- 
nische forte, fortassis; auch wird Zierest (im Stamme wohl nicht mit 
alqiouah sondern mit herus, der Gebieter, der Wollende, verwandt) 
nicht futurum {dieses bildete die Oskiscbe Sprache in so (wie die 
Griechen in <ra>) zes, zet, wie eensanel censebit in Z. 19» zeigt, von 
dem Infinitiv der ersten Gonjogation censaum), sondern futurum 
exaetum (also in der Bedeutung voluerit) vom Infinitiv hereum seyn, 
wie man sich durch die Uebergaagsfontien herevsit, keressit, herest, 
verdeutlichen kann. Sehr merkwürdig ist nun bey diesen Mnlcten 
und ganz zur Bestätigung dessen, was wir bey Auslegung des Rtf mi- 
schen Gesetzes auf der Rückseite bemerkt haben, dass auch hier 
neben der gesetzlichen Mulct (denn wohl gewiss ist etanio nichts 
anders als idonea 9 eine gesetzlich als angemessen, hinreichend fest« 
gesetzte Mulet) das willkührliche Muictrecbt der Magistrate aufrecht 
erhalten wird. Dass der rüthselbafte Zusatz Ähnlich wie der in den 
Römischen Gesetzen dum minorüpartis familias tamat, eine Beschrän- 
kung dieser Willkühr enthalte, hat schon Grotefend vermntheU 
Unmöglich aber kann man seiner weder von Her Sprache noch von* 
Sinn unterstützten Erklärung dieser Worte beystimmen. In ampert 
deutet die Endsylbe verglichen mit petiropert auf ein numerale at*/- 
tiplicativum und welches könnte dieses anders seyn als das von eins 
gebildete, da duo und tres fast in allen Sprachen ganz andere Stimme 
haben, von fünf an aber die Anhangsylbe is war? Zwar möchte man 
für unus im Oskischen onos oder inos erwarten; aber auch sonst 
findet sich dort oft statt des Lateinischen i ein a (vgl. Grotefend 
S. 10.). In minstreis oder mistreis aeteis (nehm lieh aeteis hat 
die Inschrift, nicht alteis, wie Grotefend liest) dürfen wir Ab- . 
lative des Plurals der ersten Declination vermuthen, da die der 
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zweyten. in oi$ gebildet and die Ifcrigea verbürgte« Casasferin»- 
tioneu der ersten Dociton tiefe, 4er Genitiv in «0 and 4er Accusativ 
in sun, mit des Lateinischen ebenfalls ganz übereinstimmend, sind. 
Dem Stamme nach ist aber minstreis schwerlich nacb K lerne 
s. v« a. vti/Ustris ©der nacb Groiefend magütrü, sondern nacb 
der beständigen Umlautnng des c in t dasselbe Wert mit dem 
Lateinischen menstruü, wobey, wenn man potter und mtOuum, 1«- 
digaus und iniigus, prodigums und prodigas u. s. w. vergleicht, auch 
die verschiedene Adjectivbildang nicht auffallen wird, «*tea aber 
nichts als das Lateisiscbe aetaii&as, aar nacb der ersten DeeKnatien 
gebeugt, wie iat Lateiaiscbea wveatas und iuventa, senectus und 
aeneeta gesagt wird. «Legt man nun «eleu den allgemeinern Sinn 
von Zeiten nnd Fristen bey, dea auch atias im Lateinischen milaater 
hat, so würde minstreis aeteis heissen in Monatsfristen, welche voa 
Monaten so verschieden sind, wie bey den Romern eine Frist von 
dreyssig Tagen vom Monat, d. h. sie bezeichnen nicht CalendeiS 
seadern abstracto Moaate mit willhtthrlieheai Anfange. Es bleibt 
ann noch eitaas meitas übrig, statt dessen die mittlere Stelle Mos 
eüoos hat, was also mit jenem vollständigeren Ansdrncke gleichbe- 
deatend seyn musi. Man könnte dieses fär den Accusativ PlaraHs 
oder Ar einen archaistischen Genitiv Singnlaris halten, wie im La- 
teinischen gerade auch bey Moktbestimmmigen mimetis portis famiües 
regelmässig vorkommt! Denkt man sich eitaas moltas von moitaum 
abhängig, so wflrden sich beyde Casus rechtfertigen lassen; multas 
muletare (vgl. Plaut. Stich* S> 1. e. 18.) wflre wie pugnas pmgnare, 
wnsitme mtultare, wie perdaeUionis poeaae, tudicare, dammare. Nach 
der zweyten Stelle scheint aber eitaas vielmehr von mistreis aeteis 
nhanhlngen, weil sonst die Auslassung von moitaum in diesem Zu- 
setze etwas Hartes hat; doch kehrt eine Ihnliche Harte auch Z. 24. 
wieder (vgL unten) nnd so bleiben wir nngewiss, doch aber von 
granraatkeher Seite her für den Accusativ geneigter, weil Z. 9. 10 
eitmms factitd bloa der Aeensativ gedacht werden kann. Hinsichtlich 
des Sinne* kommt wenig darauf an, ob man den einen oder andern 
Casus annimmt. Was heisst nnn aber eituat HAU man sich auch 
hier an das Lateinische, als die dem Oskisehea verwandteste Sprache, 
so mnas man es voa fitere (ehemals ilere, wie fast alle Verba der 
ersten Coajugation früher nach der dritten gingen) eben so ableiten, 
wie z. B. arare antut, molare mutous, proterere proteruus gibt. 
Das Adjectiv ei tuet, a, om 9 wflrde also fortgehend, sich wieder- 
holend bedeuten. Mit dieser Ableitung steht a«ch im Einklang die 
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auf einer Portieos siehende Pompejische Inschrift D. bey Grotefend 
S. 28., wenn dort eitiuvam wirklich, wie Grotefend ans ganz an- 
dern sachlichen Gründen glaubt (denn der Sprache nach leitet er es 
von eu&ovca ab), einen Gang, Säulengang bedeutet, und eine andere 
Pompejische Inschrift (F. bey Grotefend S. SO.)» wo eituns auch 
nach den Sinne schon von Grotefend mit ilans, ver$an$ erktlit 
ist. So wftre also, mo/fa eitua eiae fortgehende Mnlct im GegensaU 
der etania oder gesetzlich fixierten and das absolute Adjectivam 
eitua in derselben Bedeutung splter in ein Substantivum fibergegan- 
gen, während man wohl molta schleejithin für die gesetzliche Mutet 
im Gebrauch behielt. Aehntiehe in Substantive übergegangene Ad- 
jeetive gibt es aber bekanntlich in allen Sprachen, auch im Latei» 
nischen viele z. B. sesterlius (nummus), teneeta (aetas), argentaria 
(taberna), und ursprünglich gehören wohl fast alle Substantive in a 
dahin, wie mensa (tabula). Mala (Dea), sfatua (imago). Mit dieser 
Bedeutung von eitua stehen auch die Verba nicht in Widerspruch, 
mit denen verbunden daa Wort ausserdem in unserem Gesetz ver- 
kommt, Z. 9. (i)n eituas faetud d. h. et multat }acito % wie auch 
Cato multamfaeere sagte, (Gell. 11, !•), und Z. 19. von entern 
Baniischea Bürger, der censiert wird, in eituam poizad, vielleicht 
et multam poseit (iro#«?), Grotefead jedenfalls anrichtig: im aerar 
rhm pensat. Der Sinn ist jedoch anklar. 

Was soll nun aber diese Beschränkung des magistrutisdsen 
Mulctrechts heissen: „einmal soll es ihm in Monatsfristen der fort- 
gehenden Mutet gestattet seyn zu muletieren", oder w einmal soll es 
ihm gestattet seyn in Monatsfristen fortgehende Muteten auszuspre- 
chen" — was auf dasselbe hinauskommt? Wenn wir ans nicht sehr 
täuschen, so erläutert sie sich sehr leicht aus dem Romischen Molct- 
recht, wie sie umgekehrt eine überraschende Bestätigung nnd wei- 
tere Entwicklung da§ erst von Niebuhr (Rom. Gesch. Bd. % S.341.) 
«inigermaassea eröffneten richtigen Verständnisses des letzteren ge- 
währt. Bey den Römern hatte nebmlich der Magistrat das Recht 
einen ungehorsamen Bürger am ein Schaf oder ein Rind Ar den Tag 
in Busse zu nehmen und diese Busse stieg jeden Tag um ein Haupt, 
so lange bis der Ungehorsam gebrochen war. Dieses Steigen der 
Mutet um einzelne Stücke lag so sehr in deren ursprünglichem Be- 
griffe, dass man ursprünglich multae im Plural von den einzelnen 
Strafbefebfen sagte (womit sich denn noch der Accusativ in eituas 
motte* 'rechtfertigt) nnd noch zu Varro'e Zeit dje Landleute multam 
addere für ein Maass nach dem andern einschütten gebrauchten (de 
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LL5.,3i §♦ 177., wo in Bit einer kleinen Vernetzung za An- 
fang so lese« massr Jfc&e peeunia, quae a magistratu dicta, ut 
emigi peeeit 9 eb peeeatum, oppelUta e (est) eo, quod singulae 
eUemmissr mvltae et qued oüm unam dieebant multmm. itaque quom im 
dmihtsm out emleum vinum addunt rustici, primam urnam addiUm 
Hemmt etiam nunc muitam.) Anfangs kennte eine selche multa in 
simgmdos die* dieta (denn dies«« war dar voa dem Berichterstatter 
(Geil. 11, 1.) selbst nickt sehr verstandene Kunstaesdruck dafür) 
in* Unendliche steigen. 'Aller schon frühzeitig wurde sie durch das 
Aftemuncbe Gesetz anf zwey Schafe and dreysig Riader als nmttm 
amprema beschrankt, womit man nnr nicht die Molct ftr Volksgerichte 
verwechseln darf, welche nicht gegen ungehorsame, sondern gegen 
schädliche Birger alle Magistrate, besonders die plebejischen, in 
wülkabrticher Hohe zn irro gieren berechtigt waren. In unserem 
Oekisehen Gesetze haben wir nun offenbar dieselbe Beschränkung, 
welche in Rom die LexMernia einführte, nnr in anderer Ausdrucks- 
weise; denn die dreyssig Riudejr sind die durch dreyssig Tage , eine 
Monatsfrist fortlaufende Holet für die Pflichtyerslumuiss (peccatum) % 
weshalb eigentlich gestraft wurde; z. B. dass Jemand als Schieds- 
richter nicht fungierte. Die beyden Schafe wurden vermuthlich nur 
etulettmngsweise deswegen angesagt, weil der Pflichtige auf die er- 
gangene EdicteJeitaiion nicht erschienen war, wozu er nach einer in 
dam ganzen alten Gerichtsverfahren wiederkehrenden Gewohnheit 
dann noch zwey mal, jedesmal auf den zehnten Tag aufgefordert 
werde, se dam bis zum Anfange der eigentlichen Mutet auch ein 
Meaat herauskam. Plintus H. N. 18«, $. bezeugt nehm lieb, dass 
die Mutet stets mit Schafen anfangen mnsate (non emiitenda prisca- 
legum benenoteutia* eautum quippe est, ne bovem prius quem 
nomineret, qui indietret muitam) und Gell ius führt als verba 
legitime, quibus minimm muteta diceretur, aus Varro folgende aas 
Je*. TerentiOy quando eitmtus neque respondit, neque eveu- 
satus est, ege ei unum ewem muitam dieo. War also am ersten 
und am folgenden Terminstage der Pflichtige vergeblich durch An- 
saguag der Malet eines Schafes erinnert worden, so begann, wenn 
er auch in dem entscheidenden dritten Termin, Oberhaupt also am 
dreyasigsten Tage, nicht erschienen war, gegen ihn in contumaciam 
das Ortheil der eigentlichen Mutet mit einem Rinde und diese stieg 
gegen den dauernd Widerspenstigen conlinuierlich eine Monatsfrist 
btnaurch. Dass eben diese Milde des Römischen Gesetzes, wonach 
die Malet im Ganzen zwey Monate umfasste, auch in Bantia galt, 
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daftr scheint der Plural minstrei* aeteis zu sprechen. Im Uebrigen 
bestand die Verschiedenheit des Römischen und Bantischen MnlctrechU 
der Magistrate in Folgendem. 1 . In Bantia hatten die Magistrate an 
sich das unbeschränkte Recht des Mulctienens behalten, daher in 
jedem Gesetz, welches ihnen dessen Ausübung in Betracht der Ge- 
ringfügigkeit des Vergehens nur auf* beschrankte Weise gestatten 
wollte, der Znsatz gemacht wurde, sie sollten nur einmal die monats- 
weise fortlaufende Mulct verfügen dürfen. Etwas diesem Zusätze 
Verwandtes in Romischen Gesetzen scheint in den Fragmenten einer 
unbekannten Lex bey Haubold Afon. leg. p. 178. v. 14. vorzukom- 
men, wo es in der Nachbarschaft einer vorgeschriebenen Mulct heisst: 
lieefo. si lerne/ si saepius vblet dictio esto, ohne Zweifel nach dem 
Zusammenhange (es ging etwa voraus: qui volet mag. multawt 
die er e, liceto.) in diesem Sinne: wenn der Magistrat ihn wegen 
jenes Vergehens (vermuthlich eines Ungehorsams) einmal oder mehr- 
mals (weil er sich noch nicht gefügt hatte) mit (der in diesem Ge- 
setze angedroheten oder einer willktthrlSchen) Mulct belegen will, so 
soll es ihm gestattet seyn. Doch gewahrte dieser Zusatz in Rom 
dem Magistrate ein grösseres Recht, da er an sich wohl nur einmal 
wegen eines Vergehens zn multieren befugt war, ausgenommen wenn 
die Ungebühr fortgesetzt wurde. 2. Die «Bantischen Magistrate hat- 
ten dagegen nicht das Recht der Romischen Magistrate wegen irgead 
eines Verbrechens eine willktthrliche Mulct für ein Volksgericht an- 
zusagen , welches Recht zu Rom wieder für einzelne Falle, wo das 
Gesetz es beschranken wollte, mit dem Zusätze dum minoris partie 
familias taxat verwilligt wurde. Vermuthlich vertrat in Bantia die 
Stelle desselben zugleich jene eitua > indem der Magistrat diese wahr- 
scheinlich auch auf einmal gegen den Ueberlreter des Gesetzes aus- 
sprechen durfte. 3. Ausserdem scheint in den Bantischen Gesetzen 
zwischen einer multo etanio und der eitua der Unterschied beobach- 
tet worden zu seyn, dass bey reinen Privatinteressen man den Uebeiv 
treter lediglich dem magistratischen Muletreeht unterwarf; wenn da« 
gegen ein Magistrat selbst gegen das Gesetz verstiess, so wurde ihm 
eine molto etanio oder eine eitua angedroht , was auch an sich na« 
türlich ist. Den Beweis liefert das Gapitel (Z. 13 — 18.), von dem 
wir oben ausgingen, im Vergleich mit dem folgenden. Dort ist blos 
von einem Kläger, der das Gesetz übertritt, die Rede und ihn be- 
droht dasselbe nur mit der magktratischen eitua. Das letztere han- 
delt von einer Verpflichtung der Bantischen Bürger beym Censua 
(Z. 18. l>on eenstur Samae (LBa*$ae) tuutam ce/uazet d.h. Quum 
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censitor Bansae crvitatem eenseUt; deae tari* klagt wohl mit ro? 
saamaamea, welches die Grammatiker *oA«?, /u^ erklären, und be- 
deutet dann das Grosse, das Viele, dea Staat, wie neh^ oad popuius 
vom jcebv) and ertheilt jedeai gegen den, dar sich hinsichtlich jener 
Verpflichtung nicht fügt (eom atrudiaeud Z. 24., welches Wert mit 
itQwrog unbesiegbar, nanacMSssig verwandt und im Allgemeinen mit 
denn Lateinischen eontumax gleichbedeutend za seya scheint) eise 
metio poenaläy die der Air die Rechtsstreite der Privaten bestimmte 
Magistrat nicht anter 10 xicoloi nesimoi beschranken soll. So glau- 
be« wir aebmJteh (zum Theil nach Grotefead) die folgende Stelle 

▼erstehen za missen. Z. 23. Pr. turnt prae/ueus podpost exae. 

Bmncae fust suae pis op eixois com (Z. 24.) atrudiaeud acum kerest 
muH prumedicatud manimasepum eixaxunc egmazum pas exaiscen 
Ugis scriftas set nc pkim prukipid mais sicolois X nesimois. D. b. 
Praeter seu prae/eetus, f mT eorum (dieses seheint das Neutrum pod 
so bedeuten) postkac Bantiae fuerit, st euis ob ista cum eontumaee 
agere uohterit, atque pro tHbunaii manu maneipium *) idem emauü 
rere (ixpäCiup), euius in kisce legis scriptae stt (nntar .welche der 
vo rg e da chten ceasorisehen Rabriken (Z. 19«) der Sclav (fameto) 9 
▼an dem Z. 22. die Rede war, gebare) ne eum (praetor agere) pro» 
kibeat magis decem xieulis probis. Unmittelbar hierauf folgt naa: 
Saat pis contrud exeic pruhipust, molio etanio estud n. J&* in suae 
pis ionc meddie moliaum kerest lieitud mmpert mistreis aeteis eitucs 
moitas moUmum lieitud. Hier wird also der praetor oder prae/eetus 
(fia dem sehen Klenze einen dem Römischen pruefectus urbi ver- 
wandten Magistrat richtig erkannt hat), wene er dar Bestimmung des 
Gesetzes nicht nachkommt, alternativ mit der gesetzlich fixierten 
Malet oder mit der eitua bedroht. Das* aach die Androhnag der 
motte etanio in Z. 11. ein Vergehen, wobey der Staat interessiert 
war, betraf, ist schon eben bemerkt worden. 

Kehren wir nun zu dem Capitel zurück, dessen Erklärung uns 
zuerst beschäftigte, so wurden wir jetzt folgenden Sinn desselben 
erhalten, för den wir freylich nur Wahrscheinlichkeit in Anspruch 
nehmen können: Wenn Jemand (der Bürger der einen oder der an- 
dern Bevölkerung) vor dem Magistrat in der andern verkündeten 
NiederJasaaag (wegen irgead einer Verpflichtung eines dortigen In- 

*) Grotefead übersetzt mtummnepum als Ein Wort mit maneipium i 
maatre Ttvnsmag von «wrarf «•*•*** and wuuepuw =. mameipittm ist gewiss 
sprachlich richtiger. Statt Sei Lateinistheu u hat das Oskische häufig i, das « 
vor t taut s. B. auch in mütreis aus. Manu heisst aber mit gebrauchter Gewalt 
(***nm imUct«) vi mamuque) wie aoeh im Lateinischen häufig. 
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« , 
sassea, der werselfee nicht nachkommen wollte), eines Mnlctprecess 
angestellt 9 d. h. beym Magistrat daranf angetragen hat, ihm eine 
Basse anzusagen nnd zwar in einem Falle, wo der Staat nicht in- 
teressierte, (wie dergleichen anch in Rom zo Gunsten von Privaten 
vorkam, z.B. hey verweigerter Uebernahme der Tutel oder Zahlung 
von Alimenten u. s. w.) und wenn er dabey wissentlich arglistiger 
Weise seine Anträge vor der Obrigkeit nicht gemacht bat, was je- 
doch (wenn der Beklagte nicht erschien) nicht aber vier Male (a|so 
an vier verschiedenen Terminen) zu erfordern ist, und danri den 
ganzen Process hat fallen lassen, so soll er vier mal und nicht mehr 
als fünfmal gegen den Privatus klagen können. Es scheint also, dass 
in Bantia, wie in Rom (L. 68—73. D.de iudiciisb, l.) der auf eine 
Mulct antragende Klfiger im Fälle des Nichterscheinens des Beklag- 
ten nach Gefallen des Magistrats mehrmals wieder auftreten musste, 
ehe der Beklagte als conUmax behandelt wurde. War er verschul* 
deter Weise nicht erschienen (in einem der neu angesetzten Ter- 
mine) und hatte nun die Sache liegen lassen, so sollte er aufs Neue 
klagen können, dergestalt jedoch, dass er dann auch wieder viermal 
eiskommen musste, aber vom Magistrat nicht zu mehr als fünfmaligem 
Einkommen genöthigt werden konnte*). Handelte er dawider, lodi- 
ficierte also den Magistrat durch abermaliges Klagen und nicht zu 
zu Ende Bringen, so sollte ihn dieser mit Mulct belegen können« 
Nur eine Ausnahme macht das Gesetz: pruterpam mtdieatmom (denn 
so als Ein Wort liest schon £rotefend mit Recht) didist im pom- 
dosmo XX. con preivatud uruit eisuc en xiculud zkoUm XXX. me* 
stmum comünom tu kipid. Hier vermuthen wir unter meaV ew/df n y, 
was offenbar von nedix abzuleiten ist, ein Magistratsgeld, eine Art 
von s*cramentum % welches in wichtigern Fallen, wie in Rom in den 



*) Ei ist nicht unintereetant, die Aehnlichkeit See RSmitcken Contameetal- 
verfahren! in den (extruordinariae) cogmf tonet, wohin ja AU ei gehörte, wobey 
eine Malet autzuzprechen war, etwas genauer hervorzuheben. 1. hing auch 
dort die Anzahl von Malen, wie oft der Kläger einkommen mutzte, vom dem Br- 
mezzen der Obrigkeit ab. L. 72. D. de iudic. (5, 1.). 2. Regelraazzig aber motzte 
der Kläger auch viermal einkommen, indem, wenn der Beklagte daz erzteMat 
irfeht erzchienen war, er durch daz eüetum ptimmm auf mindeste«« den zehnten 
Tag wieder vorgeladen wurde und im Falle weitern Nichterscheinen! ein zwevtet, 
dann ein drittes Edict und endlich das peremptorium erfolgte, welchez die Dro- 
hung enthielt, dazz, wenn der Beklagte auch am finden Termine nicht er« 
zchieae, die Sache auf einzeitigen Vortrag verhandelt werden zollte. L. 68 — 71. 
D.e*4, S. Auch in Rom zog die Veraaamaizz einez Termine, zelbztdez letzten 
am Ott eogmWe*ft, nicht den Vertuet der Sache nach zieh, der Klager kennte 
wieder klagen ; ob er aber dann $ wie in Bantia, wieder vier neue ttdicte impetrie* 
reu muzzte oder gleich wieder ein ptremptorium erlangen konnte, izt aus unteren 
Quellen nicht ersichtlich, L. 7S. $• 2. D. eod. 
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cmusue centumvirales, erlegt werden mochte; pondosmo XX. aber 
scheint eilen bedeutenderen in Pfänden (Silbers) ausgedrückten Be- 
trag des Streitgegenstandes zu bezeichnen, wie es noch den zwftlf 
Tafeln die 1000 asses waren Gai. 4,14. (Vgl. z.B. Cacs. de bell, 
ew. 2, 18. argtnti pondo XX milia. Plin. U. N. 33, 3. (15.) ar- 
genii pondo annua in quinquaginta anno* imperavü; die Verlan- 
gerang in osnio ist als Sabstantiv ?on einem, Wagen bedeutenden 
verbum, wie das Griechische uspog von (tp zn denken). So entsteht 
denn der Sinn: „ausgenommen wenn er ein Wettgeld an die Obrig- 
keit erlegt und um ein Objeet von wenigstens 20 Pfund Silbers mit 
einem privates processiert haben wird, bey welchem Processe der 
Staat nicht um 30 vollwichtige Skuler interessiert. " Bey einer so 
bedeutenden Sache sollte also jene Beschränkung fflr Privatus und 
Magistrat nicht gelten; denn theils musste es ihm freystehen gegen 
Verlust des medieatinom die Sache fallen zu lassen, theils war es 
billig, dem Magistrat in so bedeutenden Processen zu gestatten, dass 
er dem Beklagten in gerechten Fallen auch mehr als fünf Termine 
bewilligte. Wie aber dabey das Interessieren des Staats um 30 Si- 
kuler zn verstehen sey, muss dahin gestellt bleiben ; vielleicht bezieht 
es sich auf einen Antheil an dem nach Art der Römischen sponaro 
(Gau 4, \7\.) in einem Theil des Streitgegenstandes bestehenden 
medicatinom. Ueberhaupt kann für dieses Interessieren oder MUtn- 
tereasieren des Staats bey Klagen der Privatleute nur bemerkt wer- 
den, dass es auch nach Romischem Rechte Fälle gab, wo Privatleute 
Namens des Volks Strafgelder einklagten (z. B. Tab. HeracL v. 19. 
97. 107. 125. 140. S. g. Lex Mamil. hap. Uli. bey Haubold 
moMum. leg. p. 167.) oder wo ein Theil an den Klager, ein Theil 
an das Volk fiel (z. B. s. g. lex Mamil kap. LF. SC. de aquedact. FL 
Baubold p. 168. 173.). 

So wjre es uns also gelungen, wenigstens mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit auch positiv ein Unheil Ober den Inhalt dieses Ban- 
tischen Gesetzes aussprechen zu können. Die beyden mittleren 
vollständig erhaltenen Capitel sind judieiflr, sie betreffen Klagen, 
welche die Obrigkeit unter gewissen Voraussetzungen den Privaten 
nicht versagen soll. Die besondere Klagart aber, worauf sie steh 
beziehen, ist in dem einen Capitel die durch titua oder multae dictio, 
also nach Romischen Begriffen das ausserordentliche Verfahren, wel- 
ches in Bantia hauptsächlich im VerhXltniss zu den Mitgliedern einer 
andern Bevölkerung gegolten' zu haben scheint, im andern dagegen 
wohl ein gewöhnliches iudioium. Unsere Vermuthungen über das 
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Uebrige halten wir zuröck, weil sie za weniger sicheren Resuluten 
fahren und aber das ganze Gesetz nächstens eine ausführliche Arbeit 
von Lepsins zu erwarten ist. Das, was uns aufzuhellen gelungen 
seyn möchte, reicht schon hin sich zu überzeugen, Äass.das Recht 
der Osker dem Romischen eben so verwandt gewesen sey, wie ihre 
Sprache der Lateinischen, was man freylich schon aus allgemeinen 
Gründen annehmen musste, aber doch gern anch durch Einlebe« 
bestätigt siebt *)• 

Als der gediegenste Aufsatz der ganzen Sammlung ist uns ier 
vierte über das Römische Lager und die Limitation erschienen. Der 
Verf. hat hier nicht nur die Einrichtung des alt Rom* Lagers nach, 
den Angaben des Pol yb ins auf überzeugende Weise viel richtiger 
als seine Vorgänger dargestellt, sondern auch — was für den Juristen 
von grösstem Interesse ist — den genauen Zusammenhang der Castra- 
metation mit den Grundsätzen der Limitation, wie sie bey der An- 
legung von Städten galten, und das natürliche Abbild des Staates 
selbst, welches das Lager in seiner wunderbar conseqnenten Ordnung 
darstellte, nachgewiesen. Wir erlauben uns hauptsächlich in letz- 
terer Beziehung einige Bemerkungen vorzulegen, die sieh uns beym 
Lesen unwillkübrlich aufgedrängt haben. 

Hinsichtlich des Ursprungs der Lagerform, die Polybius be- 
schreibt, ist wohl nicht zn bezweifeln, dass sie in ihren wesentlichen 
Grundzügen der Form des Staats und der militärischen Einrichtungen 
entspricht, die Servius Tullius einführte und die seit der Vertrei- 
bung der Könige und seit dem Latinischen Bündnisse der Grundtypns 
des ganzen Römischen Verfassungsgebäudes bis zum Untergange der 
Republik blieb. Wie damals die Sechszahl die Römischen Heeresah- 
theilungen beherrschte, so finden wir diese anch im Lager wieder, 
wo Römer und Latiner in sechs Hauptabteilungen, drey rechts und 



*) Wie die Örtliche Sprache der alt Lateinischen näher steht, so wird 
•ach hinsichtlich dei Rechts ein ähnliches Verhältnis Statt gefanden hafcea. 
Dafür möchte noch die fragmentarische Z. 30. unserer Tafel einen Beleg liefern 
in den Worten izic atnprufid facut et lud , die man wohl übersetxen muss: im'bi 
improbum faeirmt 99t». Denn am (an) entspricht dem Lateinischen in (im) vgl. 
Crotef end p. 10., nfave kommt auch in den Iguytaehen Tafeln (11 f. a« 17 .) für 
proba vor, und das Adjcctiv scheint im Oskischen probit probe (wie inanimit, e) 
gebildet gewesen sn seyn, • steht wie gewöhnlich fOr das Lateinische #, d ist 
ebenfalls das gewöhnliche ifiXxvotixor. Facut aber verhält sich zu/arcätvs, wie 
Her zu itincr. Zur Sache vergleiche man ober diese Sanction Li v, 10, 9. Valeria 
ier cum tum, qui provoeatttt, virgis caeäi tecurique neemri petufttet^ ti qm's 
adeer tut ea fecitset, nihil ultra quam improbe factum adiecit: irf, qui tum 
pttdor homiHum erat, vitum credo vi neu! um tatit validum legit. Wahrschein- 
lich aber machte es den UebertreUr tum improbut imtmaMlitpu. 
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drey links von dem das Lager in der Länge durchschneidenden earäo 
näxtmvs lagerten. Wenn aber die Lattner Oberhaupt mit im Lager 
aufgenommen nnd den Römern ganz gleich behandelt wurden, so 
mochten wir dieses nicht mit dem Verf. daher ableiten, dass sie ins 
eommercii mit den Römern gehabt hätten; denn anf Ertheilang von 
Gmndeigenlhum war es ja beim Lagern nicht abgesehen, sondern 
daher, dass sie nach dem foedus Latinum als eine ähnliche Verdop- 
pelang des Romischen Volks für das ganze äussere Staatsrecht, dem 
das Militärwesen angehört, angesehen wurden, und so mit ihnen in 
derselben Gemeinschaft standen, wie hinsichtlich des Innern Staats* 
rechts die Plebejer im Verhältnis» zu den Patriciern. Es konnte also 
etnem nicht zum turnen Latinum, gehörigen auswärtige« Volke das 
hu eommercii ertheilt seyn, ohne dass deshalb seinen HÜfstruppen 
(euxili* externa) eine gleiche Lagerstätte mit dem Römischen Heere 
zugestanden hätte ; es konnte einem popmlas Latinus nicht zustehen, 
ohne dass darum dessen gleiche Behandlung im Lager einen Eintrag 
erlitt 

Bemerkesswerth ist, dass während die Ackerümitation bojr 
Grflndnng von Colonien unabänderlich nach den Himmelsgegenden 
von Norden (rflckwärts) nach Süden (vorwärts) ftr den card* 
maxmus und von Osten (links) nach Westen (rechts) für den deeu- 
manus maxmus sich richtete, bey Absteckung des Lagers der cardo 
maximus veränderlich war und von der Stellung des Feindes abhing, 
die hier ab die Richtung nach vorwärts genommen wurde. Der Ver£» 
bitte diese bestimmt bezeugte Abweichung nicht mit misstrauische« 
Augen ansehen und als eine blosse Ausnahme zu entschuldigen suchen, 
sondern vielmehr eine Anwendung des Princips darin erkennen sol- 
len, weiches den Römischen Staat so wunderbar geschickt machte, 
sich schnell und dauernd durch Eroberungen zu vergrOssern, wir 
meinen das Princip, dass das Militärische durchgängig auf der Frey- 
heft des durch das augenblickliche Bedürfnis* bestimmten persön- 
lichen Handelns , das innere Staatsleben dagegen auf der gesetzlichen 
Gebundenheit beruhte und erst nach dieser Voraussetzung dornt et 
militme nach möglichst gleichen Grundsätzen verfahren wurde. So 1 
gelten z. B. ftr das Strafverfahren in Rom die festen unabänderlichen 
kges mit dem auxiUum tribunorum pt., der provocatio ad populnm 
b. s.w., im Heere dagegen~das blosse wHlkflhrliche Imperium. Das 
Testament war in Rom an die zweymal im Jahr berufenen nach dem 
Kaieader fest bestimmten Volksversammlungen gebunden , im Heere 
konnte es an jedem Schlachttage gemacht werden* Die Kalender- 
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eintheilang Dach diesfasH and nefaeti galt für das gesetzliche Rechts» 
verfahren im Innern des^ Staats, nicht aber auch für das wider den 
Feind; n. s, w. War also solchergestalt das Mililflrwesen von der 
civilen Zeit entbanden, so konnte es auch nieht an die Grundsätze 
der civilen Ortsauffassuag gebunden seyn. 

Eine wichtige Uebereinslininiung des Lagers mit Städtegründang 
scheint ans anch darin za liegen, dass die Hälfte des Lagerterrains 
and zwar die dem Feinde zugekehrte für den Prätor (Imperator) and 
dessen tabernacuhtm and daher anch für die Auspicien and Opfer, 
die übrige Hälfte für die Soldaten abgesteckt wurde, ebenso wie 
nach der Darstellung des Dionysins 2, 8. Romalas das Territo- 
rium der voo ihm gegründeten Stadt in die beyden Theile für die 
Priesterthümer, vor Allem also den rex (sacrorum) selbst (daher ager 
regius), und für das Volk in den dreyssig Gurion schied, vgl* Cie. 
de rep. 5, 2. Der von Dionysins noch erwähnte Gemeinacker, 
weicher nicht abgesteckt wurde, kann anch nieht mit dem Lager, 
sondern muss mit dem auswärts liegenden Felde verglichen werden, 
wo die velites Wache hielten, ebenso, wie die Clieaten den ager 
publicits für die Patronen inae hatten. So wie femer der Künig auf 
seine Domänen Hintersassen d. h. aus der Fremde zugetretene dien- 
ten aufnahm, die den Acker für ihn bauten (Cic.i.c* DJonys.3,1.), 
so lagerten auch auf der Lagerseite des Prälors die extraordiuarii 
aas den Bandesgenossen, die als eine Art Leibwache in einem be- 
sonderen Abhängigkettsverhältniss zu ihm standen, and wenn auxiüm 
zugegen waren, noch diese pack weniger strengen Regeln der Caalra- 
metation, wie denn überhaupt im Lager auch wieder die Seite des 
Volks oder Heeres als die innere an die festen Grundsätze -der Miii- 
tärdiseiplin gebundene, die des Feldherrn als die äussere dem 
Feinde zugekehrte and den auswärtigen Völkern verwandtere za 
betrachten ist» 

Zur Bestätigung davon, dass im Lager überall die Person and 
die Handlung, nicht der Boden das Bestimmende war, scheint uns 
auch die Benennung der verschiedenen Lagertheile zu dienen. Der 
freye Platz zwischen dem praetorium, welches selbst eben so wie 
das quaestorium von den dort lagernden Personen genannt ist, and 
den Zelten der Truppen hiess bekanntlich priucipia und die beyden 
Seitenthore rechts and links an den principiis porta prmcipalis «'- 
nütra und dextra, ohne Zweifel weil sie an die manipuH principe* 
(primi) anstiegen, indem die zehn Manipel jeder Truppengattung 
von den principüs anhebend nach dem Hintergrunde des Lagers za 
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aufstiegen. Ebendeshalb wurde der Qnerweg, welcher zwischen den 
f&nften and den sechsten Manipeln hinlief, via quintana nnd das 
Thor in der Rückseite des Lagers, also an der Seite, wo die zehnten 
Manipeln ihre Zelte hatten , porta decumana, wie das gegenflberfie- 
gen de, dessen nächstes Zeit geradeaus das Prätorium war, porta 
praetoria genannt Fast alle diese Ableitungen kommen auch schon 
bey den Allen vor und hatten vom Verf. nieht in Zweifel gezogen 
werden sollen. Aach der Name porta extraordinaria för die prae* 
toria wflrde sich dadurch rechtfertigen, weil dort rechts nnd links 
die extraordinarii lagerten, wenn er nur bey Liv. 40, 27. auf siehe* 
rer handschriftlicher Autorität beruhte* Jedenfalls war er kein kunst- 
mässiger Aasdruck. Mit Unrecht seheinen aber der Verf. nnd seine 
Vorgänger die Notiz des Paulus ex Festo v. Quintana zu verwer- 
fen: Quintana appelhtur porta in castris post praetorium, ubirertm 
utensilium forum fuit. Freylich werden sonst überall nur vier aus 
dem Lager fahrende Thore erwähnt, nnd deren gab es auch zu- 
verlässig nicht mehr. Aber an ein solches hier zu denken verbietet 
schon die Beschreibung dieses Thores als eines Marktplatzes im 
Lager. Uns scheint darunter ein in der Mitte der Feldherrnseite 
des Lagers, am dortigen fünften Urne* gelegener und folglich der 
auf der Heeresseite liegenden via quintana entsprechender Querweg 
▼erstanden werden zu müssen, den man deswegen porta quintana 
nannte, weil die Einfahrt für die Wagen zu ihm durch eine auf der 
Richtung von der porta decumana zur praetoria mithin post prae- 
torium angebrachte Art von Thor — etwa dem Janas in Rom zu 
vergleichen — bezeichnet war and er sonst als Strasse — da hier 
recht* und links keine Zelte standen — sich nicht charakterisierte. 

Zum Schlüsse möge noch ein Punct hervorgehoben werden. 
Polybins berichtet 6, 41. §.7., dass bey Absteckung des Lagers 
die för die Manipel bestimmten Lagerplätze theils mit blossen Lan- 
zen theils mit Fähnchen verschiedener Farben (ausser Roth und Weiss) 
— mnthmasslich nach Verschiedenheit derTruppentheite — bezeich- 
net worden seyen. Indem nun der Verf. die Vermuthung aufstellt, 
dass auch bey der Limitation des Ackers dieses Bezeichnen der ein- 
zelnen fundi durch haitae üblich gewesen sey, sucht er dadurch die 
bekannte symbolische Bedeutung der hasta im Romischen Recht und 
den Ausdruck agros assignare zu erklären. Allein wir wissen nicht 
nur nichts von einem assignare agros per hastam, sondern ein sol- 
ches ist auch an sich nicht wahrscheinlich, weil nach der bereits 
hervorgehobenen Verschiedenheit des militärischen and des inneren 
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Staatsrechts ein derartiger kriegerischer Gebraach für die Limitation 
der Aecker sich nicht eignen würde. Auch erklärt sich die symbo- 
lische Bedeutung der kasta als Signum iusti dominü viel besser auf 
die von den AJlen selbst schon angegebene Art, als durch eise An* 
wendung der kasta nur neben anderen militärischen Zeichen und 
nicht um Eigenthum zu geben, sondern um blosse Lagerplätze abzu- 
stecken. Endlich scheint der Ausdruck agros assignare vielmehr 
von der Verzeichnung des den Colonen überwiesenen Ackers in öffent- 
lichen Büchern und Karlen herzurühren, wie tbeils aus den so zu 
erklärenden Ausdrücken peeuniam assignare, praedia. subsignare^ 
theils auch daraus hervorgeht, dass in Zusammensetzungen mit dare, 
z. B. IJlviri agris dandis assignandis das assignare immer nach- 
steht, während es nach des Verfassers Erklärungsweise der dati* 
(der wirklichen Einweisung in die abgesteckten Felder) vorangehen 
mttsste. 

Breslau den 12. Angvst 1841. 
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Die Lehre von den Erfcverträgen von Cte«r| Besnier. — 
Erster Theil: die Vergabungen von Todes wegen nach dem älter* 
deutschen Rechte* Gffttingea, 1835. — Zweiter Thoil, erster 
Band: allgemeiner Theil; der Erheinsetzungsvertrag in Allge- 
meine«. Elendes», 1837. — Zweiter Theil, zweiter Band f beson- 
dere Arten des Erbeiasetzangsrertrages, der Erbverzicht, Anbang. 
Ebenda«., 1840. 

Recensirt 

von 

Herrn Hofratb and Professor JHy Alttreemt in Leipzig. 

Die Erfahrung bat mehrfach gezeigt, dass besonders in Gebiet 
des dentsehen Rechts mit dem Talente für reehtsbistorisebe Arbeiten 
niobt immer ein gleiches. flr dogmatisebe verbanden ist; Oberdem 
geaiessen die enteren das natürliche Privileg einer nachsichtsvollem 
Beurlheilang binsiehllieh der Schärfe der Argamentation und der 
Vollständigkeit in der Ausführung. Als daher Ref., bald nach dem 
Erscheinen des. ersten Theiles des obigen Werks, diesen ersten 
grossem schriftstellerischen Versuch des Verfassers für sehr gelan- 
gen erklären konale (Gott, Gel. Aaz. 1835. St. 54, 55.), mochte der 
Zweifel erlaabt seyn,. oh er die dogmatisebe Aufgabe, welche für 
die folgenden Theile qbrig blieb, mit gleichem Glück zu lösen im 
Stande seyn werde. Um so erfrenlicher ist es, ihn auch dabey eine 
Meisterschaft bewähren zu sehen, die nicht blos das vorliegende 
Werk den ausgezeichnetsten Erzeugnissen der germanistischen Lite- 
ratur aa die Seite stellt, sondern auch bey der Jagend und geistigen 
Frische den Verls, za den grtissten Erwartungen für die Zukunft be- 
rechtigt. Was er (Bd. II. S. 18.) an Hasse rühmt, „das scheue 
Talent, in freier wissenschaftlicher Deduktion, die eben so sehr durch 
logische Schärfe als durch die lebendige Anschauung der Lebensver- 
hältnisse unterstützt ward, Rechtsinsütute zu oonstrtriren und sie in 
da* rechte Verhältniss zu andern verwandten Instituten zu setzen", 
das besitzt er selbst in ausgezeichnetem Grade. Und gerade dieses 
Talent wird vorzugsweise bey Bearbeitung des gemeinen deutschen 
K rit. Jahrb. f. d. RW. Jahr*. VI. H. IV. 21 . 
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Rechts in Anspruch genommen, dessen Sätze fast ohne Ausnahme 
nnr einer innern Begründung fähig sind; wobey es daher vorzugs- 
weise ankommt auf die Consequenz, mit der sie aus höhern Prin- 
cipien abgeleitet werden , auf die Harmonie mit den Lebenszwecken 
und*Verhältojs&eu,*filr die sie berechnet sind, und auf den orga- 
nischen Zusammenhang, k dem sie unter einander und mit dem 
ganzen übrigen Rechtssystem stehem Diese» Talent des Verfs. für 
die freiere geistigere Operation des Germanisten geht aber bey ihm 
Band in Hand mit der gewissenhaften Sammlung und Benutzung des, 
in den Quellen der verschiedensten Art zerstreuten, Materials, wie 
er 'denn z.B. in der Dogmengeschichte des Erbvertrages im zweiten 
Bande ein, wenigstens im Detail, bisher fast unbekanntes Feld er- 
öffnet. Aber auch wo ihm von Andern vorgearbeitet war, zeigt er 
in eigenthflmlicher Benutzung, Begründung und" eigner Prüfung des 
Vorgefundenen die Selbständigkeit, die überhaupt ein hervorstechen- 
der Zug seiner Arbeit ist. Hiezu kommt endlich, dass ihm die Gabe 
einer gefälligen und lebendigen Darstellung in einem Grade zu Gebot 
steht, wie sie in der juristischen Literatur noch immer eine Selten« 
feeit ist. — Znm Zweck einer nähern Beleuchtung des Werks ver- 
weilt Ref. bey denjenigen Parthien und Punkten, die ihm, sey es 
um ihrer Neuheit, sey es uro des Problematisehen willen, welches 
sie in seinen Augen haben, besondere Aufmerksamkeit zu verdienen 
seheinen. 

Dahin gehört nun vor Allem die Ansicht des Verfs» Ober die 
Entstehung der Erb vertrage, deren Entwicklung und Begründung 
der ganze erste Band, ein grosser Theil des zweiten und selbst noch 
einige Nachtrüge im dritten gewidmet sind. Sie ist im Wesent- 
lichen folgende. Das ältere deutsche Recht, und zwar während des 
ganzen Mittelalters bis zur Reception des fremden Rechts, habe (ab- 
gesehn von den Erbverzichten ) keine wahre Erbverträge gekannt, 
d« b. Verträge, durch welche Jemanden ein Erbrecht gegeben wird. 
Seine Vergabungen von Todes wegen seyen Geschäfte gewesen, durch 
welche sofort ein dingliches Recht auf den Bedachten überging mit 
Hmaueseaiehung •des Besitzes und Genusses bis zum Tode des Gebers. 
.Die Erbverträge seyen vielmehr erst ein Erzeugnis* derDoctrio seit 
dem 16. Jahrhundert. Diese habe den Gang genommen, dass sie — 
an die sohan ältere Lehre der Glossatoren und ihrer Nachfolger sich 
anschliessend — aunäeast den Erbvertrag in einzelnen besondere 
Anwe ndunge n, namentlich in Ehestiftungen, in der Erbverbrfldemng, 
in der Bin ki nds eh aft statuta*, sodann zur Anerkennung des Erbver- 
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traget überhaupt sich erbeb. So wenig diese Dectria die firbver- 
trage bereite ie der Praxi«, „in einem entschiedenen gemeinen 
Rechts- vnd Gericbtsgebraueh" vorgefunden hebe (II. 201.) — 
etwa mit Ausnahme des Erbvertrages anter Eheleuten, der sich viel» 
leicht, ohne direkte Hülfe der gelehrten Juristen, zufolge eines im 
Leben gefühlten Bedürfnisses zur Ehestiftung gesellt bebe (IL 
195.) — t «hon so wenig seyen euch nach jener Doktrin die Brbver- 
träge, abgesehn von jenen einzelnen besondern Gattungen derselben, 
jemals in einem irgend bedeutenden Grade wirklich angewandt wor- 
den (II., 200.); vielmehr habe sich das Leben selbst , nach Unter* 
gaag jener alten deutschen Geschäfte, im Allgemeinen den einsei- 
tigea JetiCwiNIgen Verfügungen zugewendet, die auch schon viel 
früher, als man gewöhnlich annahm, neben den alten Vergabungen 
von Todes wegen im deutschen Rechte eine SteHe erhalten hltten 
(I. §. 14.). Die Frage nach dem Rechtsgrund der Erb vertrage, als 
gemeinrechtlichen Instituts, wird daher auch Air die Gegenwart da- 
hin beantwortet, dass er sich, abgesehen von einzelnen Arten, nur 
auf die gemeine Meinung der Juristen stütze (II., 203.); die Existenz 
de* s. g. Partikularerbvertrages aber wird im Allgemeinen ginfclich 
geleugnet, mit Ausnahme derjenigen, die dem Gesetz, so weit dieses 
ausnahmsweise eia Erbrecht an einzelnen Sachen stataire, nachahmen 
aai derjenigen, die einem Universalerbvertrege in der Art, wie Le- 
gate einem Testament, beigefügt werden (IL, 22., 21&U. folg. III. 
109. o. feig.), — 

Dea historischen Theil dieser Ansieht einstweilen bey Seite ge- 
netzt, erregt der dogmatische von vorne herein grosses Bedenken* 
Was man auch über die, neuerdings wieder mit grossem Nachdruck 
vertheidigte, Ansieht von der Bedeutung der communis doeterum 
opintOy als einer eigentlichen Rechtsquelle, denken mag, jedenfalls 
wird man ihr doch nur die Macht zuschreiben können, ein bestehendes 
Institut im Einzelnen zu gestalten, zu modificiren, nicht aber das 
positive Recht mit ganz neuen Instituten zu bereichern und, wenn 
man aaeh des behaupten wollte, dürfte doch jedenfalls ein, durch 
die Doktrin geschaffenes Institut nur dann auf Geltung Anspruch 
machen kennen, wenn es dem praktischen Bedftrfniss wahrhaft ent- 
spräche. Gerade diese Eigenschaft aber spricht der Verf. dem Erb- 
vertrag im Allgemeinen entschieden ab, er erscheine nicht Mos 
neben den einseitigen letzwiHigen Verfügungen überflüssig, sondern 
lege aaeh den Erblassern einen, ihren natürlichen Wünschen und 
AWichten ganz unangemessenen, Zwang aa (11.108.).* Einwurfs 

21* 
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dieser Art bat der Verf. selbst vorausgesehen, er begegnet ihnen 
aber nur durch die Aeusserung, er halte zu viel auf ein allgemein 
angenommenes Juristenrecht, und sehe es för eine zu wichtige Quelle 
der Rechtseatwickelung an, dass er es nicht auch da anerkennen 
seilte, wo es zu ungünstigen Resultaten gekommen zu seyn scheine. 
Zwar dürfe sich % die Opinion der Doktoren noch weniger als positive 
Gesetze der Kritik entziehen, aber so wie sie den Charakter der 
Allgemeinheit annehme, „und in die feste Ansicht der Gerichtshöfe 
übergegangen sey", lasse sich ihre Geltung so wenig negiren, wie 
die eines vielleicht unpassenden Gesetzes (II. 203.) • Sollte in den 
letzten Worten gesagt seyn, dass ein Erzengniss der Doktrin nur 
dann auf Geltung Anspruch machen dürfe, wenn es entschieden in 
die Praxis und das wirkliche Leben übergegangen sey, so würden 
wir darüber nicht streiten, aber zugleich behaupten, dass es alsdann 
nicht sowohl in der Doktrin, als vielmehr in dem Gerichtsgebrauch 
und dem Gewohnheitsrecht seine Stütze hatte. Dass dieses aber 
nicht der Sinn jener Worte sey, ergiebt sich aus der, schon oben 
' erwähnten, Bemerkung des Verfs., der Erbvertrag im Allgemeinen 
sey niemals in einem nur irgend bedeutenden Grade wirklich ange- 
wandt werden. Erscheint somit die Doktrin, auf welche er die 
Existenz unseres Instituts gründet, als eine solche, die ohne Rück- 
sicht auf praktische Brauchbarkeit und wirkliche Anwendung ledig« 
lieh um ihrer selbst willen Geltung verlangt, so können wir nicht 
umhin, ihn eines Widerspruchs mit sich selbst zu zeihen. Denn bey 
einer andern Gelegenheit bezeichnet er eine Jurisprudenz dieser Art 
als eine maasslose Uebersehatzung einer an sich ganz praktischen 
Disciplin, deren Theorie stets im Leben und in den Verhältnissen 
die feste Grenze ihrer Unabhängigkeit finden müsse (II., 228.)* 
Spricht er damit nicht selbst der Doktrin, auf welche er den Erb- 
vertrag stützt, das Verdam mu Bgsurl heil? Oder sollte sie Mos da* 
durch, dass sie den Charakter einer communis doctorum opimia an 
sich tragt, hinlänglich davor geschützt seyn? Das Gewicht, welches 
die Uebereinstimmang aller oder der meisten Juristen in einer An- 
sicht neben andern Gründen, als adminiculirendes Moment, hat, soll 
nicht gelaignct werden, aber dass sie allein im Stande sey, Etwas, 
was als opinio Einzelner unhaltbar wäre, zur Wahrheit und Gültig-, 
keit zu erheben, kann schwerlich gebilligt werden. — Gesetzt aber, 
die. Existenz der Erbvertrlge im heutigen gemeinen Rechte stehe 
meh der Ansicht des Verfs. fest, so scheinen uns andererseits die 
Gründe, aus welchen er die Partikularerbvertrage davon ausnimmt, 
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sieht aa t rc l ca e* . Sie bestehe«, 4er Haeetsache «ach, 4aria % 4ms 
erstlieh 4as beaNge gweiae Reckt eise Beerbmg mm* ia 4er Ferai 
4er UatrersalMeeessiea keaae, ead sweiteas, das* ilie bisheriges 
V ccsatbc , 4ea ftotilralarerbvertrag sa eeastreirea, anselaegea serea 
(III. 109. *argi Mit II. ?t3. folg.). Das Beweisea4e 4es erstes 
C rw4 cs seN earia liegea, 4ass 4er Gegeastaa4 des Bratertrages 4ss 
Erbrecht «a4 aiebt 4er Nachlass, ab« aaeh eicht eis eiacelaes Stack 
4a s so l h f « sey. Biese UatereebeteWg, 4ie 4er Verf. bey saehrera 
Getegeebeitea aaf eiae geistreiebe aa4 rracbtbriagea4e Wrise fest« 
hak, seil beiaeswegs beatrittea wertea, doch aebeiat aas ia 4cr Be~ 
•sehrfakaag 4es Erbvertrages aaf Uairersalsaeccssiaa eiae petita* 
friwtffü sa liegea. Was bia4ert aas m sagea, Erbvertrfge seyea, 
ibrer Wirkaag aarb betrachtet, ebea 4as ia 4er Gestalt eiaes ea- 
wieeeranichea Rechts, was 4ie letstwilligea Verffcgeagee ia 4er Ge- 
stalt eiaer M a ssea Heffmmg, aa4 soaiit aebea 4em Uairersalerbvee- 
trage eteea> Siagatarerbrertrag sa statairea, 4er 4eai Legat gera4e 
aa aaraf lef gabt, wie jeaer 4eai Teslaateal? Dass 4ie Werte : Beer- 
be**; 7 Erbrecht aa4 lhafiche, seibat safere sie 4ie AateriUt 4er Ge- 
setse rar sieb habe«, aiebts eatscbei4ea kftaeea, be4arf kaaai eiaer 
Er w s a ee a g , 4a sie aiebt eiae so beKÜaiaite aasacbfiesslicbe Berie- 
baag aaf UairersalsBeeessioB, wie 4ie lateiaiscbea aeres, AereeY/e* 
babea aa4 4ea Maagel eiaer aa4era geliefigea Tenaieeiogte fir Recht 
aa4 Saecessiea voa Ta4es wegea tberhaept ersetaea arirssea. Mit 
4eai zweitea ehtgea Graa4e will 4er Verf. aastreitig soviel sagea, 
4ass aW Partikalarerbrertrag aiebt so, wie 4er Uaiversalerbrertrag, 
eiae eewummü 4eeJertr*t eeätre för sieb habe. Alleta 4ie Divergeas 
4er Aasicbtea hiasiebtlieh 4es erstem besiebt sieb doch aar aaf 4ie 
jarietfitche Natar 4essetbea, keiaeswages aaf 4essea Existeax'aai 
Giftigkeit, 4ie riehaehr aar vaa Eiaigea Weaigea bestrittea worden 
ist (III. 18. 11.224.)- Mag maa 4aber ianaerbia mit de» Verf. be« 
baaetee kawaea, eiaea teiettfBdigea „Veraachtaissvertrag" keaae 
4ie deataehe Jarispre4eez erst seit Hasse, so besiebt sieb 4as 4ach 
aar aaf dHejeaige Caastrektiaa 4e*setbea, 4ie iba als eia ia 4er Forst 
des VeHrmg9% 4em Legat corresaoa4irea4es Geschäft aeffasst, Air 
welche 4aoa jeaer Name gaas passea4 voa Hasse erfee4ee ist 
Besteh« «weh aoeh aebea 4er eaaMtataar oafeie Ober die Extsteez 4es 
Bair e r sal e rh vertrages, sehr rerschtedcee Aasiebtea ia Betreif 4er 
reehttfebea Natar 4es*etbe«. 

fcaaa aaa aaeh 4eai Obigea 4as Fae4as*eat, aaf welebes 4er 
Verl 4ic spauiaMcslliebe Galligkeit 4er Brbvartrige ittttxt, aiebt 
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für haltbar angesehen werden und wird tick auch ebeh so wenig ein 
erst der neuem Zeit angehöriges gemeinem Gewohnheitsrecht dafür 
darthun lassen, so gewinnt die Frage, ob sie nicht schon ans dem 
aliern deutschen Rechte herstammen, eine um so gressete Wichtig- 
keit* da es sich dabey nicht blos um ihr Alter, sondern an ihre 
Existenz im heutigen gemeinen Rechte bandelt. Die Ansieht, welche 
Ref. darüber bereits früher (Gewere §. 20.) aufgestellt hat und die 
er im Wesentlichen auch noch jetzt festhalten machte, gebt dubia, 
dass das deutsche Reeht bis etwa ins 14. Jabrh. wahre Erbverträge 
allerdings nicht gekannt, seit der Zeit aber sich denselben zuge- 
wandt habe. Das Erste hat durch die Ausführung des Verfs» eise« 
neue StQtze erhalten und in Betreff der fahrenden Habe wird ee 
nunmehr wohl keinem Zweifel unterliegen, dass das älteste Recht 
für Vergabungen derselben keinen andern Weg zulieas, als diu 
Cebergabe beym Leben des Gebers. In Betreff .der Immobilien ent- 
stehen Zweifel daraus, dass das Geschäft, mittelst dessen sie nneJi 
dem ältesten Reeht Jemanden auf den Todesfall zugewandt wurde«» 
eine täuschende Aehnlichkeit mit dem Erbvertrag hat, indem nicht 
blos der Geber bis au seinem Tode im Besitz blieb» sendet« «neb 
die Stellung des Bedachten in Beziehung auf Veräusserungen und 
gegen die Gläubiger des Gebers dem Anschein nach keine andern 
war, als die des gesetzlichen Erben. Und in der That stdast man 
bey dem Versuch, die Stellung beyder als materiell verschieden dar- 
zustellen, auf maneherley Schwierigkeiten« So dürfte namentlich , 
die Ansicht, auf welche der Verf. zu diesem Zweck das gtttaste Ge- 
wicht legt, dass die bekannten Rechte des nächsten gesetzlichem 
Erben in Betreff den Veräusserungen ven Immobilien keieesweges, 
wie man bisher geglaubt hat, von jeher gegolten, sondern sich erat 
später gebildet hätten (I. §.&.), während dem vertragsmassig Be- 
dachten von jeher dergleichen Rechte zustanden, starken Wider- 
spruch erfahren* Hiemit soll zwar nicht gesagt werden« daas sie sich 
nicht dennoch in einem gewissen Sinne vertbetdigen und euch noch 
andere materielle Verschiedenheiten zwischen den Rechten des ge- 
setzlichen Erben und des vertragsmässig. Bedachten auffinden lassen» 
wiewohl sie nach Verschiedenheit der Zeit und der Partikularreckte 
bald mehr bald weniger hervortreten, bald sogar verschwinden» 
Allein, auf Unterschiede. dieser Art kommt es überhaupt nicht an, um 
jene Vergabuogen von Erbverträgen zu scheiden, vielmehr liegt die\ 
wesentliche Differenz darin, dass der vertragsmäßig Bedachte so- 
fort, beym Leben des Geben, ein dinglichen ileeh* (eine Gewere) 
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am der Sack* «Uk; • man mBest* einen neck mit Pkilline die dl« 
Ansiekt fem Gcanmmteigantkem (Getammlgewere), all die Basis der 
Rächte des gesetziiehee Erben rertkeidigea wolle», die anck der 
Verf. tm Neaem widtrle§t (HL, 49., 225.)- Asch die Vergakneg 
eines, aas Immobilien «ad Mobilien bestehenden Versedgees, ' die 
Bef. Iraker (Gewere §-21.) aaf den Naeklass anziehen zu «Base» 
guabte aad aar aaf eine elaraa knnstlicke Weise voa den Eraver* 
trage nntcrsebeiden kocnte, tritt snfolge der Bemerkneg des Verls» 
(L §. 10.), dass sie nrserüngliek sick aar aaf das gegenwärtige Ver* 
snftgaa beschrankte, sait der Vergakaag eiaseftner Immobilien mit 
ikrea beweglichen Pertiaeasea aaf gaaz gleiche Linie* 

Was naa aber dea zweiten Tkeil der ebigea Ansiekt des Ref. 
ketrial. dass das deutsche Reckt iai anltera Mittelalter wahre Erb* 
rertrige in sick aufgenommen habe, so kommt es dahey aoaückst 
aaf die Aaflaasung eines, in dea Qnellea jener Zeit erwihaten Ge- 
schäfts an, mittelst dessea Jemand einem Aadern fahrende Habe aaf 
den Fall seiaea (des Gebers) Todes anwendete« Dasa darin etwas 
Neees, vaa, den Priecipien des aleern Rechts Abweichendes liege, 
bat aeeb der Verf. anerkannt (L, 156., 160.), allein er siebt darin 
aar einen gewdhnlicken Schenknngsvcrtrag, dessen Erftlllnng bis zna 
Tede dea Sehenkers hinanfigeseUt ist (I. a.a.O. HI., 112.). Danaek 
mnsete man erwarten, dass der Beseheakte beyat Tode des Schan- 
kers den Ihrigen Gläubigern desselben gleich stinde and dass sein 
Reckt wenigstens im Zweifel auf seine Erben überginge. Beydca 
aber ist eicht der Fall; der Beschenkte steht allen Gläubigern nach 
aad wenn er vor dem Sckenker stirbt, sind dessen Erben aller Verr 
bindlicbkeit aas dem Geschäft entledigt*). Der Verf. erkennt Reyde« 
an, meiet.eber, es erkläre sieb hinlänglich tbeils aus Billigkeitsrlick« 
siebt lÄr die Gläubiger, tkeils daraus, dass einem nenen Geschalt 1 
nickt die volle Wirkung anderer obligatorischer Verträge zugestan- 
den werden mochte (1. 159. folg.). Ref. glaubt, darüber nicht so 
leicht kinwegkommea zu können, vielmehr darin einen Beweis tm 



*) Fat* da« Letztere, weJehes nicht so klar wie das Erste aos den QaeUear 
hervorgeht, ist besonders eine Stelle wichtig. In den Schöffenurtheilen hinter 
dem Sachsen ip. (I., 12.4.) heisst es nämlich: ,,ob ein man bey gesundem leibe 
sein gnt binares; gehe«, und deck derselbigen gäbe ihm die Herrschaft behielt, km 
seinem leib, stirbt der Geber... so hat die gäbe kraflt und macht; stirbt aber der 
begabt man, es erbt auf seinen nechsten." Dass bey den leztcn Worten nicht, 
wie der Verf. (L 196.) meint, die Erben des Begabten, sondern des Gebers ge* 
meint sind, geht aus dem n. CuJmer Recht hervor, welches eben jene Stelle so 
wiedersieht: . . . stirbt aber der Begabte, so bleibet die Gabe des Gebers, uud 
des begabten Erben mögen nicht daran kommen ( B« Hl. Tit. a. Ken. ?•)* 
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luden, dass das Geschäft ms einem andern Gesichtspunkt und zwar 
den des Partikularerbvertrages zu betrachten sey, dem jeae beydea 
Abweichungen vom gewöhnliche» Obligationenreeht vollkommen ent- 
sprechen. Dass dabey das Verhältniss des Promitteaten und seines 
Erben einerseits uad des Bedachten aadereraeits als ein bles obliga- 
torisches, ein Schuld-Verhältniss erscheint, — worauf der Verf. eia 
so grosses Gewicht Ar seine Ansieht legt (I. 156. folg«) — steh* ja 
mit der nasrigen nicht im Mindesten ia Widerspruch. Ist nicht aaeh 
das Verhältnis* des Legatars zam Erhen in der Regel ein bloss obli- 
gatoriscbes? Ueberdem scheint uns die Annahme nicht zu gewagt, 
dass, im Fall das Geschäft eine Speeies znm Gegenstände hatte, aaf 
den Bedachten im Augenblick des Todes des Gebers ipso jure die 
Gewere «herging, indem der Grundsatz der gesetzlichen Erbfolge 
„ le mort saüit le vif" aaf ihn angewandt wurde. Einen Beweis 
daflr konnte man ans dem alten Gulamchen Rechte hernehmen, wel- 
ches (B. IV. Kap. 17.) 8 >eh so ausdruckt: »Gebit ein Man synem 
Wybe adir synen Kindirn adir eime vremden beaumet gelt, adir 
andir vareade gut, noch syme tode tzu tnne and tau lasseae, das 
seilen sy nemen, waz der man noch der gyft oberig gelassen hat, 
das sullen syne Erbnamen nemen. 44 Die Bedentang, welche wir dem 
obigen Geschäft, als erstem Beyspiel eines wahren Erbvertrages zu- 
zuschreiben geneigt sind, scheint zwar dadurch vermindert zu wer« 
den, dass es sich mit voller Sicherheit aur ia verbältnissmässig we- 
nigen Quellen nachweisen läset, and somit zu eiaer blos partikularen 
Erscheinung herabzusinken scheint. Allein wenn es gelange, die 
Veränderung in den Rechtsideen, durch welche die Zulässigkeit des- 
selben im Gegensatz des altera Rechts bedingt war, als eiae allge- 
meiner verbreitete darzustellen, so mttsste das wohl den direkten 
Beweis seines wirklichen Vorkommeos eioigermassen ersetzen. Z* 
diesem Zwecke müssen wir nun ein anderes Geschäft, welches un- 
gefähr gleichzeitig mit dem obigen Eingang ins deutsche Recht fand, 
mit in Betrachtung ziehen, nämlich eine einseitige widerrultiehe Ver- 
fügung Aber fahrende. Habe auf den Fall des Todes. Ob diese „Testa- 
mente", wie der Verf. meint (L §. 14«) dem römischen, oder viel- 
mehr canonischen Recht und der Präzis des geistlichen Standes ent- 
lehnt, oder anabhängig davon entstanden seyn, möchte sich schwer 
entscheiden lassen; genug, dass ihre Geltung Sm deutschen Rechte 
des spätem Mittelalters dea Beweis liefert, es habe von seinen fruV 
hern Principfen abgelassen. Jedenfalls ist ein Bauptargoment wider 
den einheimischen Ursprung des Geschäft*, nämlich sein an grosser 
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Abstand von den Principien des altern Rechts nickt anzuerkennen. 
Dieser Abstand erscheint nur dann so gross, wenn man von den alten 
Vergabungen sofort zu diesen einseitigen widerruflichen Verfügungen 
übergebt, ohne das Mittelglied der obigen Erbvertrage zn berück- 
sichtigen. Zwar sind wir gewohnt, auch Erbverträge und lelziwil« 
Kge Vertagungen noch als weit auseinander liegend zu betrachten. 
So erscheinen sie uns aber nur, wenn wir dabey die wesentlich ver- 
schiedene Stellung, in welcher sieh der Verfügende dabey befindet, - 
ins Aoge fassen. D*s aber ist nur der Gesichtspunkt des römischen 
Rechts, Für das deutsehe Recht ist ein anderer aufzufassen, näm- 
lich die Stellung des gesetzlichen Erben zu der Disposition "und in 
dieser Beziehung stehen beyde auf ganz gleicher Linie. Sicherung 
und Begünstigung ies Interesses des gesetzlichen Erben ist augen- 
scheinlich die Grundidee des altern deutschen Erbrechts. Abgesehen 
tob den besondern Rechten desselben in Beireff der Immobilien 
(«»der wenigstens der Erbgüter) war für ihn der Nachlass überhaupt 
nicht Mos der Gegenstand einer Hoffnung, wie im römischen Rechte, 
sendern eines wirklichen Rechts, welches ihm nicht entzogen oder 
geschmälert werden durfte. Daher kannte das Stiere Recht eben so 
wenig Erb vertrfige als Testamente, sondern nur Geschäfte, durch 
welche der Erblasser -sich schön beV seinem Leben der Sache ent- 
lusserte mittelst Uebertragong der Gewere an den, dem er Etwas 
zuwenden wollte. Jene Ansiebt ron einem wirklichen Recht des 
gesetzlichen Erben auf den Nachtass war es nun, welche das deut- 
sche Recht in seiner spltern Entwicklung aufgab, und von dem 
Augenblick an stand ihm die einseitige letztwillige Verfügung um nichts 
entfernter als der Erhverlrag. Beyde sind, wie ich glaube, vom 
Standpunkt des deutschen Recht* nur als zwefy Formen eines und 
desselben Geschäfts zu betrachten. Der eigentlich praktische Uuter* 
schied zwischen beyden lag woW weniger in der Widerruflichkeit 
des einen, im Gegensatz des andern, da ja anch bey dem Erbver- 
trage der Vorbehalt des Widerrufe zulassig und gebräuchlich war, 
als vielmehr in der grissern Bequemlichkeit des einen in -Fallen, wo 
die Gegenwart des Bonorlrten Schwierigkeiten hatte, wie namentlich 
bey Vertagungen zu frommen Zwecken. Daher möchte ich behaup- 
ten, dass wo wir die einseitigen letztwilligen Verfügungen finden, 
auch die Zolflssigkeit und Existenz des Erbvertrags anzunehmen scy 
und njagekebrt. Diese Annahme wird, abgesehen von den obigen 
innern Gründen, unterstützt einestheils durch das erweisliche Vor- 
kommen beyder Geschäfte in einer und derselben Quelle, wie z. B. 
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ia den Bremer U/lheilen (bey O.elriehs) neben den „Teatamente" 
die „Gifft" unstreitig in der Bedeutung des Erbvertrags vorkommt, 
und in den Bf agdeburgor Schüflenurtheiien hinter Zobel'« Saebsensp. 
ausser dem Erbvertrag auch Spuren einseitiger Verfügung nicht wohl 
geläugnet werden können*); anderentheils dadurch, dass die Quellen 
sich oft Ausdrücke bedienen, die es zweifelhaft lassen, welches Ge- 
schäft gemeint sey, und daher wahrscheinlich beyde nmiaaaen, wie 
dieses, ausser dem Wort „vergaben" und ähnlichen, mit der 
„Schickung" des Bamberger Rechts (Ztfpfl, das alte Bank. Recht 
Art. 361« u. folg. Art. 40.) der Fall ist. Auch der Ausdruck „jeman- 
den ein Gut schaffen" lässt sich wohl nicht mit Sicherheit bios auf 
einseilige Zuwendungen beziehen, namentlich können in der bekann- 
ten, vom Verf. (I., 137.) ausführlich besprochenen Stelle des Schwlb. 
Landr. (Art 311.) die Worte des §. 1.: „ist aber das ein man einem 
freunde gut schaffen wil nach seinem tode, wil er in das sicher 
machen, er sol im geschrift darüber geben 44 wohl nur auf eine 
Zuwendung in Gegenwart und mit Acceptation des Bedachten belo- 
gen werden, zumal da sie (§. 8>) als »stät", unwiderruflich bezeich- 
net wird. Dass in einigen Statuten neben der Zulassung des „Testa- 
ments " doch noch der alle Grundsatz, fahrende Habo dürfe nicht 
anders als mittelst sofortiger Tradition vergeben werden, festgehal- 
ten wird (I., 258. folg.)» ist kein Beweis der Ausschliessung den Erb- 
Vertrages, sondern Testament hat dort augenscheinlich die specielle 
Bedeutung des Seelgerfllhs und der Sinn des Ganzen ist der, dass 
nach diesen Statuten das neue Geschäft noch nicht zu allgemeiner 
Geltung gediehen, sondern noch auf jenen, besonders prtvilegirten, 
Anwendungsfall beschrankt ist; gerade so, wie aftderwlrts der Erb- 
vertrag nur erst zum Zweck der Bemorgeogabung der F«an dnrck 
den Mann gestaltet wird (Gfrlitzer Lehnr. 45.) und in dieser An- 
wendung, wie es scheint, sognr schon dem Sachsensp. bekannt wmr 
(III., 74.). 

Nachdem der Erbvertrag und die letztwillige Verfügung in Be- 
ziehung anf fahrende Habe Eingang gefunden hatten, stand ihrer An- 
wendung auf woblgewonnene Immobilien nichts im Wege« Nor in 
Beziehuog auf Erbgüter blieb, wegen der besondern Rechte der 



*) Dahin gebort nicht bloS das Urtheil I., 11. 3., denen entgegengesetzte 
Deutung det Verfi. (I., 254.) ein hochit willkührlichei Verfuhren der Schöffen 
rorautaelaen ward«, toudern auch die in I., Zt. 1. erwähnte ineeenfoe Ver- 
gebung „an eine person, danach an die andre, die dritte, nach ihrer aller tode, 
an kirchen und an ielgerethe" die tich wohl nur al* eine einseitige Verfügung in 
Abwesenheit der UonorUlen denken laut. 
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gesetzlichen Erben daran, die alte Form der Vergabung nothwendig, 
weil jenen auf keine andere Weise begegnet werden konnte, als da- 
durch, dass der Bedachte schon beym Leben des Gebers eine rechte 
Gewere erwarb. Für jene Ausdebnang des neuen Geschäfts in seinen 
beyden Formen auf woblgewonnene Immobilien fehlt es denn auch 
nicht an ausdrücklichen Zeugnissen« z. B. für das „Testament" des 
Llbisehen und Goslarschen Rechts, für das „Vorgheren im Suiht- 
bedde" der Hamburger, Stader, Braunsehweiger Statuten, die 
„Schickung" des Bamberger Rechts, das „ Geschäft " des Schwab 
LaudrecbU. Dagegen lässt sich auch nicht läugnen, dass andere 
Rechte, hinter dieser natürlichen Reehtsentwickelang zurückbleibend, 
hinsichtlich der Immobilien überhaupt nach wie vor die alte Ver» 
gabnng in der Form der gerichtlichen Auflassung beibehielten. So 
namentlich das Magdeburger Recht, wie es in den SchöfTeuurtheilen 
bey Böhme, hinter dem Sachsensp. und in dem alten Gulm. Recht 
(aus dem 16* Jahrb.) Vergabungen woblgewonnenen Guts nicht blos 
mittelst der Auflassung, sondern auch „in seiner Behausung vor 
zwey Gerichtspersonen sammt dem Gerichtsschreiber und selbst im 
NethfaU vor zwey ehrlichen und unverdächtigen Zeugen, die es im 
nächsten Geriebt mit ihrem Eide bezeugen/ 4 zulässt (B. III., Tit. 3« 
Kap. l.u.2.). Wo nur das neue Geschäft auch Immobilien in seinen 
Kreis zog, stand — abgesehen von den hie und da vorkommenden 
Beschränkungen desselben auf einen von der Obrigkeit zu bestim- 
menden Theil dtt Vermögens (Beseler L,262. NoL26., Bluntschli 
Staats- n. Rechtsgesch. von Zürich L, 471.) — an sieh nichts ent- 
gegen, aneb ein ganzen, ans Immobilien und Mobilien bestehendes 
Vermögen, mit Ausnahme der Erbgüter, zum Gegenstande desselben 
sn machen. Ob aber das deutsche Recht vor dem Ausgange des 
Mittelalters nnd dem Einflösse der neuem Theorie dazu wirklieh ge- 
langt sey, kannte deswegen bezweifelt werden, weil noch bis ins 
16te Jahrhundert Vergabungen des ganzen Y erm0 £» ejBS regelmässig 
in der Form der gerichtlichen Auflassung geschahen und zwar auch 
nach Statuten, die das neue Geschäft nicht blos in Betreff der fah- 
renden Habe, sondern auch der Immobilien, adoptirt halten (L, 188« 
IL, 176* 190.)« Da sieh dieses aber füglich aus der Rücksicht auf 
die, im VernaUgen- enthaltenen, Erbgüter erklärt, so würde die An« 
nähme frey stehen, dass, trotz jener Form, das Geschäft wenigstens 
in Beziehung auf das übrige Vermögen dennoch nur die Wirkungen 
des ärbvertragea halte, eine Annahme, zu der man um so geneigter 
ist, da dio Beurtheilung desselben nach den Grundsätzen der alten 
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Vergabung zu praktischen Inconvenienzeh führt, über die man nicht 
leicht hinwegkommt. Der Verf. bat bestimmter, als es bisher ge- 
schah, nachgewiesen, dass ursprünglich die Vergabungen des Ver- 
mögens sich nur anf das gegenwärtige bezogen nod erst etwa vom 
18* Jahrhundert auch auf das später Erworbene ausgedehnt wurden. 
Damit scheint ans zugleich eine wichtige Wendung in der rechtlich** 
Natur nnd Auffassung des Geschäfts zusammenzuhängen. Hey der 
Altern Gestalt desselben konnte es fBglich ohne Unbequemlichkeit 
nach den Grundsätzen der alten Vergabung einzelner Grundsttfeke 
mit dazu geheriger fahrender Habe benrtheilt werden nnd eben 
darntn, weil dem deutschen Rechte damals noch der Erbrertrag ua- 
bekannt war, -konnte das Geschäft Aber den gegenwärtigen Bestand 
des Verrottgens nicht hinausgehen. Dagegen lässt sieh d4e spätere 
Gestalt des Geschäfts kaum anders begreifen, als unter der Voraus* 
setzung, dass es eigentlich auf den Naehlass bezogen und somit alt 
Erbvertrag angesehen wurde. Lässt sich wohl bey den damals so 
häufigen wechselseitigen Zuwendungen des Vermögens (oder einer 
Quote davon) unter Eheleuten denken, dass der Mann sieh hinsicht- 
lich der Verfügung aber sein eigenes Vermögen den Beschränkungen 
unterworfen habe, welche die Grundsätze der alten Vergabung mit 
sich führten? zumal da, wie' es scheint und noch neuerlich Heydo- 
mann (die Elemente der Ioachimischen Constitution v. 1517.) darauf 
aufmerksam gemaeht hat, jene Zuwendungen hie und da die Grund* 
läge eines statutarischen Erbrechts des Überlebenden Ehegatten 
waren. Dass nach den Quellen des Magdeburger Rechte die freie 
Verfügung über die einzelnen Bestandteile des Vermögens erst 
dnreh den, der Vergabung beigefügten, Vorbehalt, während des Le- 
bens damit thun nnd lassen zu wollen, erworben werden jnnsste 
(1., t92.), kann dagegen nicht eingewandt werden, da, wie oben 
bemerkt, jene Rechtsquellen den Erbvertrag nur erst hinsichtKcb der 
fahrenden Habe statuirten, somit für Vergabung den ganzen Ver- 
mögens kein anderes Geschäft, als die alte Vergabung kannten. Dans 
aber jener Vorbehalt überall, wo in jenem Queltencychre Von Ver- 
gabung des ganzen Vermögens die Rede ist, erwähnt wird, besengt 
eben so sehr die Unvereinbarkeit dieses Geschäfts mit den Grund- 
sätzen der reinen unbedingten Vergabong des altern Rechts, als um* 
gekehrt der Umstand, dass in andern Quellen, soviel Ref. sich er- 
innert, keine Spur von jenem Vorbehalt vorkommt, einen Beweis 
giebt, dass sie das Geschäft bereits geradezu als Erbvertrag beur* 
theiiten. 
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Daa Obige dörrte, wie wir glaube», den Resultat eintgerniassen 
Zar Stütze dienen, dass der Erbvertrag uicbt erst das Erzeugnis* _ 
einer neuem Theorie sey, sondern schon im Rechte des spätem 
Mittelalters tbeils vollständig ausgebildet, tbeils in der Bildung be- 
griffen war, oder* .wenn sich auch das nicht für ganz Deutschland 
sagen liesse, wenigstens als ein Institut zu betrachten ist, für wel- 
ches das deutsche Recht, nach der Wendung, die in seiner Ansicht 
Ober das Recht des gesetzlichen Erben eingetreten war, eine Em* 
piangiicJikeit hatte ; daher die spätere allgemeine Anerkennung des« 
selben das Prädikat einer wahrhaft organischen Fortbildung des 
Hechts verdient, wofeey sich freilich von selbst versteht, dass ein 
Erbvertrag mit der Wirkung einer Dniversalsnccession im Sinne des 
römischen Rechts allerdings erst Erzeugniss der spätem Theorie 
war. Mit dieser Ansiebt steht denn auch die Geschichte der Doktrin 
in Betreff der Gültigkeit der Erbverträge, um welche sich der Verf. 
ein so ausgezeichnetes Verdienst erworben hat, keineswegs in Wider- 
spruch. Was ihm allmählige Erzeugung der Erbverträge ist, er- 
scheint uns als allmäblige Anerkennung derselben im Kampfe mit 
dem römischen Recht und, wie uns dünkt, gewinnt das Ganze, aus 
diesem letzten Gesichlsptnkt betrachtet, an innerer Wahrheit und 
Natürlichkeit* 

Das Talent, in welchem, wie oben bemerkt, der Verf. sich auf 
wftrdige Weise Hassen an die Seite stellt, zeigt sich insbesondere 
im dem Abschnitt (IL §.8., 9. 10. iL), in welchem er die Theorie 
4es Erbverlrages im Allgemeinen, mit Ausschluss besonderer, dem 
dritten Bande vorbebaltener, Arten desselben entwickelt; nur Schade, 
dass, in Folge der Verwerfung des Partikularerbvertrages, dieser, 
dessen Theorie wohl noch in heberm Grade, als die des Universal* 
erbvertrages, der Feststellung und Berichtigung bedarf, von seiner 
Darstellung ausgeschlossen geblieben ist. Wem etwa der Glaube an 
die Möglichkeit eines gemeinen deutschen Privatrechts wankend ge- 
worden ist, dem mochten wir jenen Abschnitt zu Trost und Beruhi- 
gung empfehlen. Doch darf freilich auch nicht verkannt werden, 
«ass, wie die Institute des deutschen Rechts Oberhaupt in sehr un- 
gleichem Maasse ffir Construirung einer gemeinrechtlichen Theorie 
eawfaoglich sind, so das vorliegende in dieser Beziehnng ein beson- 
ders günstiges und dankbares Feld darbot. Denn das heutige Recht 
der Universalerb vertrage ist im Grunde kein anderes, als das der 
Testamente, niut mit den Modifikationen, welche die Vertragsnatur 
derselben mit sieh bringt; das ältere, deutsche Recht liefert dazu 
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keinen Stoff. Zwar bat Eichhorn versucht, das Requisit einer 
Form und namentlich der schriftlichen Form ans dem alte» deutsches 
Recht herzuleiten, allein er hat damit keinen Beifall und auch htj 
nnserm Verf. eine ausführliche Widerlegung gefunden, wiewohl 
Letzlerer, und gewiss mit vollem Recht, die Formlosigkeit der Erh- 
verträge, aus dem Gesichtspunkt der Zweckmässigkeit betrachtet, 
keinesweges in Schutz nimmt. In hoberm Grade zeigt sich jenes 
Zurückgehen auf das Allere Recht in der bisherigen Theorie des 
Partikularerbvertrages. Denn, indem Eichhorn (d. Prtvatr. §. 344.)t 
nach Vorgang Anderer, behauptet", er fibertrage „noch jetzt 14 ein 
sofort wirksames Recht an der Sache, kraft des%en der Vertragserbe 
sie beyra Tode des Erblassers von jedem Dritten (also 4ech auch 
wohl von dem, an welchen sie durch VerSusserung gekommen ist) 
findicire und von den Schulden des Erblassers, sofern sie nach dem 
Erbvcrlrag contrahirt wurden, nicht betroffen werde, so coastruirt 
er das Verhaltniss in der That nach dem Vorbilde der ältesten Ver- 
gabung. Darin liegt denn aber auch schon die Widerlegung der 
Ansicht; die richtige ist, dass der Partikularerbvertrag sieh in eben 
. dem Maasse und mit eben den Modifikationen den Vermächtnissen 
ansehliesst, wie der Universalerbvertrag dem Testamente. Zufolge 
dieser allgemeinen Conslruktion der Lehre ist sie nicht Mos dem 
Zweifeln, denen jede, ans Grundsätzen des Iltern Rechts geschöpfte 
Theorie in Hinsicht ihrer Gern einrech tlichkeit unterliegt, enthoben, 
sondern auch einer Ausführlichkeit im Detail fthig, die bey eisern 
Institut jener andern Art nur selten oder in geringerm Grade er- 
reichbar ist. Die Hauplschwierigkeit unserer Lehre besteht in der 
richtigen Begrenzung und Ausscheidung dessen, was von der Lehre 
der Testamente nicht anwendbar auf dieselbe ist Gewöhnlich geht 
man darin, hauptsächlich aus einem zwiefachen Grande, zu weit, 
tbeils weil man nicht fest im Auge halt, dass der Erb vertrag nur ein 
Erbrecht, oder mit andern Worten nur eben das in der Form einet 
eigentlichen (unwiderruflichen) Rechts giebt, was das Testament in 
der Form einer blossen (widerruflichen) Hoffnung gewahrt, tbeils 
weil man Satzungen des remischen Rechts Aber die testamentarische 
Erbfolge schon darum als unanwendbar för die Erbverträge ansieht, 
weil sie sehr positiv und nicht durch die Natur der Sache gegeben 
scheiuoo. Der Verf. hat beide Abwege mit grossem Glfick, ab 
seine Vorgänger vermieden; daher verdanken wir ihm in mehreren 
Punkten Berichtigung oder Feststellung der bisher flbtkhen oder 
schwankenden Theorie, in einigen jedoch scheint auch er die rieh* 
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ttge Linie verlassen oder wenigstens nicht allen Bedenken begegnet 
xq haben. Zn den Punkten, die in der einen oder andern Hinsicht 
die Aufmerksamkeit vorzngsweise anf sich ziehen, möchten folgende 
gehören. Wahrend unter Andern Eichhorn glaubt, dass die Bc- 
stimnnngen des röm. Rechts über die Testamentifaktion der Haus- 
kinder ihrer Fähigkeit, im Wege des Erb Vertrages Ober ihr pecu/ium 
vdventitium zn verfügen, nicht entgegenstehen, ist der Verf. ent- 
gegengesetzter Meinung (II. 255.) und gewiss mit Recht, da der 
Grund jener Bestimmungen nicht in der Form der Verfügung, son- 
dern im Inhalte, oder mit andern Worten in den Rechten der väter- 
lichen Gewalt liegt. Eben so aber ist ihm darin beyzupIHchten, 
dass mit Zustimmung des Vaters der Haussohn allerdings Erbver- 
trlge seh Hessen kann,' da der entgegengesetzte Grundsatz des röm. 
Hechts hinsichtlich der Testamente auf dem eigentümlichen Wesen 
der teslamcntifactio beruht, wie sich schon daraus ergiebt, dass 
m. e. donationes den Hanskindern mit Genehmigung des Vaters ge- 
stattet sind. — Etwas zn flüchtig gebt der Verf. Aber die Frage hin- 
weg, ob und in wie fern Minderjährige Erbverträge eingehen dürfen. 
Zwar ist soviel auf den ersten Bück klar, dass von ihrer testomenti- 
facto* auf die Fähigkeit zu Erbverträgen nicht geschlossen werden 
darf. Darauf aber allein baut der Verf. die Verneinung der obigen 
Frage (a. a. 0.). Wenn man nun aber die Ansicht derjenigen theilt, 
welche die Minderjährigen nach röm. Recht im Allgemeinen für fähig 
kalten, ohne Gonsens des Cnrators auch in Beziehung auf ihr Ver- 
mögen Verbindlichkeiten zu Übernehmen, mit Ausnahme, unter an- 
dern, der Veräußerungen, so dürfte auch ihre Fähigkeit zu Erb ver- 
tragen zu behaupten seyn, da diese wohl nicht unter den Begriff der 
Veräusserung zu subsumiren sind. Gehl man dagegen von der ent- 
gegengesetzten Ansicht in Betreff der Handlungsfähigkeit des Minder- 
jährigen aus, so scheint es zwar, als ob man zu keiner andern Mei- 
nung gelangen konnte, als der, dass er zu Erbverträgen der Zustim- 
mung des Cnrators bedürfe, mit oder ohne obrigkeitliches Dekret, 
je nachdem man Erbverträge zu den Veräusserungen zählen will oder 
nicht. AHein auch dagegen Hesse sich, wie wir glauben, mit gutem 
Grunde einwenden, dass Erb vertrage, eben so wie Schenkungen, 
Aber den Ressort der vormundschaftlichen VermOgensadministration 
binausgehn, wonacb sich dann ergeben würde, dass Minderjährige 
Iberhaupt nicht Erbverträge schliessen können und dieses Resultat 
scheint' uns auch hinsichtlich seiner praktischen Brauchbarkeit nichts 
gegen sich, vielmehr viel Ar sich zu haben. — lieber die Frage, ob 
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Weiber des Consenses der Gescblecbtscuratoren zu Erbverträgea 
bedürfen, spricht sich der Verf. nicht aus. Ref. möchte sie mit 
Eichhorn (d. Privatr. §.326.), gegen Mittermaier (d. Privatr. 
§.438.) bejahen; jedenfalls gestatten die Gründe, ans. welchen der 
Conscns des Curators bey Minderjährigen unnüthjg erscheinen könnte, 
keine analoge Anwendung, da sie eine selbständige Handia ngsßhig- 
keit des minor voraussetzen, die in Betreff des Weibes mit der Ratio 
des Institute der Geschlechlsvorraundschaft in Widerspruch sieht. — 
In Betreff der Wirkungen unzulässiger, dem Erbvertrage beygefög- 
tcr Bedingungen ist man darin einverstanden, dass sie den Erbver- 
Icag selbst ungültig machen, nicht wie beym Testament für nicht ge- 
schrieben gehalten werden. Wenn aber z.B. Mittermaier (§.454.) 
auch dieZulässigkeit selbst von Bedingungen nnd Zeitbestimmungen nach 
den Grundsätzen der Verträge beurtheilt wissen will, so bemerkt der 
Verf. dagegen mit Recht, dass Resolutivbedingungen und ein dies ad 
quem bey Erbverträgen so wenig wie bey Testamenten zulässig seyen, 
weil die Regel sein el her es semper Acres sich auf jene so gut, wie 
auf diese bezieht. Nicht ganz klar ist uns aber geworden, was er 
Aber caplatorische Bedingungen sagt (IL, 270.). Einen Erbvertrag, 
mit dem das Versprechen des Acceptanten, den Erblasser wiederum 
in einem Erbvertrage zu bedenken, verbunden wird, hält er für zu- 
lässig und gewiss mit Recht. Das rOmischrechtKcbe Verbot eapta* 
toriseber Dispositionen steht nicht entgegen, weil es nur den Zweck 
hat, die Testirfreiheit vor jeder, auch indirekten Beschränkung z« 
bewahren, und was andererseits insbesondere von Hasse gegen die 
Gültigkeit eines pacti de contrah* p. Success. gesagt worden, ist 
vom Verf. an einer andern Stelle (II., 56. folg.), wie uns scheint, 
siegreich widerlegt. Ein älterer Beleg für ein solches pactum findet 
sich in dem alten Culm. Recht IV., 46. Wenn der Verf. nun aber 
fortfahrt: „Zweifel ist nur dann vorbanden, wenn der Acceptant 
•ich nicht gleich über die Wiedereinsetzung erklären will und der 
Promittent die Wirkung des Erbvertrages von seiner spätem Ent- 
Schliessung abhängig macht ", so gestehen wir die Gründe des Zwei* 
fcls nicht einsebn zu können. Uns scheint ein Geschäft, welches 
auf diesem Standpunkt stehn geblieben ist, ganz unzweifelhaft ein 
nichtiges, weil es an dem nöthigen Consense fehlt; es ist weder ein 
bedingter Erbvertrag vorbanden, weil der Acceptant noch nicht in 
die Bedingung gewilligt, noch ein unbedingter, weil der Promittent 
ihn noch von einer künftigen Erklärung des Acceptanten abhängig 
gemacht hat. — In der bekannten Controverse, ob der Vertragserbe 
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fie Erbschaft beym Tod« iß* Erblassers ipso jure oder. erst dareh 
Brbechaftsantretung erwerbe, stell! sich der Verf. auf die Seite der 
letzten Meinung (271.) und wenn man festhält, dass der Erb vertrag 
eben nwr das als eigentliches Recht, was das Testament als blosse 
Hoffnung gewahrt, so kennte es fast unbegreiflich erscheinen, wie 
die entgegengesetzte Meinung sich sogar ein beynahe überwiegendes 
Ansehn habe versebaffen können. Sie ist aber, wie manche andre 
Irrthomer in unserer Lehre, daraus entstanden, dass man sich, ver- 
wohnt durch das rem. Recht, in ein Erbrecht, welches mehr als 
eine blosse Hoffnung ist, nicht recht hat finden können, wiewohl 
noch jenes in seinem Notherbenrechte eine Analogie darbot, die man 
wohl bitte zu Hülfe nehmen können« Daher substituirte man, die 
mittelbare Folge ^es Erbvertrages mit der unmittelbaren Wirkung 
verwechselnd, dem Erbrecht, d. h. dem Recht, dereinst Erbe zu 
werden, das Recht auf das Vermögen, wie es beym Tode seyn 
werde; daher dieser Moment ab derjenige erschien, wo dieses Recht 
dem Vertragserben sich nicht erst eröffnete, sondern nur aus einem, 
seinem Objekte nach, schwebenden in ein bestimmtes, fixirtes ver- 
wandelte. Sehr klar tritt dieser Gedankengang bey Eichhorn her- 
vor, welcher den ipso jure Erwerb der Erbschaft mit den Worten 
erläutert: „durch den Tod des Erblassers wird das Erbrecht des 
Vertragserben nicht erst erworben, sondern nur unbedingt/' (deut. 
Privatr. §. 344.). Aber auch die Art, wie diese Ansieht gewöhn- 
lich, unter Andern auch von Mittermaier (d. Privatr. §. 454.)i be- 
gründet wird, indem schon in der Abschliessung des Vertrages die, 
zur Erbschaftsaatretung nöthige, Erklärung liegen soll, beruht auf 
demselben Irrthnm. Die Acceptation bey dem Erbvertrage bezieht 
sich nur auf das Recht, Erbe zn werden, nicht anf den Nachlass» 
Sehr richtig bemerkt der Verf., dass mit jener Argumentation Mit*« 
termatert das Recht des Vertragserben, die Erbschaft auszuschla- 
gen, schwer zu vereinigen wäre. — * Auch die Ansicht, dass, wenn 
der Vertragserbe vor dem Erblasser stirbt, seine Erben in seine 
Stelle treten, hängt vorzugsweise mit der Vorstellung zusammen, 
der Erb vertrag erzeuge unmittelbar ein Recht auf das Vermögen, 
sey es nun, dass man sich dasselbe als ein dingliches oder als ein 
obligatorisches Recht dachte. Es war daher zu erwarten, dass der 
Verf. sich fÄr die entgegengesetzte Meinung entscheiden werde, für 
welche es auch nicht an Zeugnissen im altern Recht fehlt. Er geht 
eher in diesem Punkt weiter, als z. JB. Eichhorn. Letzterer, dem 
als Grund des Nicht-Eintretens der Erben unstreitig das vorschwebt, 
Krit. Jahrb. f. d. K. W. Jahrg. VI. H. IV. 22 
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data beym Erb vertrage, wie bey jeder Erbeinsetzoag die, Rfickstcht 
auf die Person des Honorirten obwalte, betrachtet jenes nur als ein 
Naturale des Geschäfts, von dem das Gegentheil im einzelnen Falle 
entweder nach ausdrücklicher Verabredung, oder auch stillschwei- 
gend, eiutreten könne. Der Verf. dagegen (S. 307.) sieht es, mit 
Hasse, für ein Essenliale des Erbvertrages an; die unwiderrufliche 
Hoffnung, Erbe eines Andern zu werden, sey vor dem Moment der 
Delation und Adquisition noch kein Vermögensrecht, und so wenig 
der Vertragserbe sie frey veräussern, übertragen, cediren dirfe 
(S. 253.) • eben so wenig ginge sie, als Theil seines Vermögens, 
auf seine Erben aber. Von Seiten der innera Consequenz wird sich 
diese Ansicht nicht bestreiten lassen; ein blosses Erbrecht uuss, 
meiner Natur nach, erloschen, sobald der Erbe nicht den Erblasser 
überlebt. Aber von Seiten der praktischen Anwendbarkeit konnte es 
Anstoss erregen, dass dadurch, wie es auf den ersten Blick scheint, 
die Möglichkeit, den Erb vertrag auf die Erben des Bedachten zu 
erstrecken, absolut abgeschnitten ist. Dem aber ist nicht so, indem 
sich dafür die Form einer Substitution der Erben darbietet. Zwar 
wird dadurch das Geschäft (sofern man nicht etwa den substitoirten 
Erben als mitcontrahirend denkt) auf den schlöpfrigen Boden der 
Erbverträge zu Gunsten Dritter herübergeleitet. Allein nach der 
Theorie, welche der Verf. Ober die Giltigkeit der letztern Oberhaupt 
aufstellt (II. S. 71. folg. 231. folg.), wfirde eine solche Substitution 
den beabsichtigten Erfolg, den Erben des Honorirten nach dem 
Tode des Letztern ein unwiderufliches Erbrecht gegen den Pro- 
mittenten zu geben, stets wirklich haben. Bey dieser Theorie geht 
derselbe von dem, gewiss richtigen, Princip aus, dass für die Erb* 
vertrage singulare, von den allgemeinen Grundsätzen Jiber Verträge 
za Gunsten Dritter abweichende, Grundsätze nicht anzunehmen seyn; 
diese allgemeinen Grundsätze selbst aber, wie er sie, abweichend 
von denen des röm. Rechts, aufstellt, näher zu prüfen, geht über 
die Aufgabe dieser Anzeige hinaus. — Die Folgen einer Verletzung 
des Nolherbenrechts durch den Erbvertrag will der Verf. eben so, 
wie bey dem Testament, beurtheilt wissen (S. 294.) , während be- 
kanntlich Andre, wie z. B. Eichhorn, den Notherben in keinem 
FaHe eine Klage anf Vernichtung des Erbvertrages selbst, sondern 
immer nur auf den Pflichtteil geben. So viel ist nun wohl klar, 
dass, wie singnlär oder, wenn man will, subtil das römische Noth- 
erhenrecht seyn mag, dieses kein Grund seyn kann, es für unan- 
wendbar bey dem Erbvertrage zu erklären, da dessen Verschieden- 
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bert tm Testament das VerkJUlniss 4er Notherben nickt im Min- 
destem berifcrt. Ekem so wenig kann man slck aaf die Analogie der 
imm/fieiosm domafio berufen, da gerade derea Anfechtung durch die 
Notkerbe* gewiss ab Etwas Singulare* zu betrackteu ist Dagegen 
kaute man der Ansieht des Verls* entgegne«, dass weder Institution 
■eck Bnterbnng der Notaerben in einen, mit einem Dritten geseklos- 
sen-eu, Erbvertrage den beschälen lassen, daher neben dem Ernrer- 
trage jedesmal ein Teslameal hlos zu jenen Zwecken gemacht wer* 
den misste* Zwar wurde diesem Verfahren die Regel: memo pro 
parte testatus etc. nicht entgegenstehen, da sie» nach ricktiger Mei- 
Bwng keym Erbvertrage überhaupt nickt gilt (U. S.279.); allein nack 
nnserm Dafürhalten wfre anck das nickt einmal notkwendig. In 
Betreff der Institation der Notherben bemerkt schon der Verf., dass 
ikr darck blosse Besckriakaag des Erbveringes auf das Vermögen 
mit Abzug des Pflickttkeils Genüge geschiebt, weil dieser alsdann, 
ber der Möglichkeit concarrirender rertragsmissiger nnd gesetzlicher 
Erbfolge, den Nolberben als wirklichen Erben ab iatestato deferirt 
wird (S. 304-)« Eben so aber glauben wir, dass anch eine Enter« 
bang gftltig in einem Erbvertrage ausgesprochen werden könne. 
Denn dass sie nack römischem Rechte nur in eiaem Testament gesebehn 
kann, ist gewiss nicht so aufzufassen, dass dadurck die Form des 
letztern zu einem selbständigen Requisit einer gültigen Enterbung 
gemacht ist, sondern nur so, dass sie mit der Erbeinsetzung in 
einem Akte gesekehn müsse und wenn nun nach unserm Recht sa 
der letztern die Form des Erbvertrages hinreicht, dürfte sie auch 
ftr die crslere als genügend betrachtet werden. — Zwey Punkte, in 
denen Ref. dem Verf. nicht beistimmen kann, sind die Nicht-Anwend- 
barkeit der quarta Faleidia auf die Erbverträge und die Befagniss 
des Erblassers, trotz des Erbvertrages, über sein Vermögen nicht 
blos inter mV**, sondern auch im Wege der *t. c. donatio zu ver- 
fügen, so fern es nur nicht in fraudem des Vertragserben geschieht. 
Das Erste gründet er darauf, dass, weil dem Vertragserben Ver- 
mächtnisse nur mit seiner Einwilligung aufgelegt werden können, er 
es sich selbst zuzuschreiben habe, wenn er dadurch mehr beschwert 
werde, als es die Regel des röm. Rechts für die testamentarische 
Succession gestattet (S. 277.), also in jener Einwilligung zugleich 
ein Verzicht auf den Abzug der Quart enthalten sey. Allein wie 
schon Oberhaupt ein Verzicht nicht prflsumiri werden darf, so steht 
der Annahme desselben im vorliegenden Falle noch das entgegen, 
er im Augenblick des Erbvertrages, wo sich die Grösse des 

22* 
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Nachlasses noch nicht genau Obersehen lässl, ntcht anders als aufs 
Geralhewohl geleistet werden könnte. Eben so halt Ref. auch um- 
gekehrt den in einem Parlikularerbvertrage Bedachten nicht für be- 
freit vom Abzüge der Quart. Für das Gegenlheil wflsste er keinen 
andern Grund, als die Annahme, dass in der unwiderruflichen Zu- 
wendung eines Vermächtnisses zugleich ein Verbot des Erblassers 
an den Erben, die Quart zu verlangen, enthalten sey. Diese An- 
nahme scheint ihm 'aber eben so willkührlich, wie die obige des 
Verzichts. — Die Befugniss des Erblassers zu Schenkungen von 
Todes wegen stützt der Verf. darauf: „das Wesen der m. e. donatio^ 
im Gegensatz zum Vermüchtniss zeige sich gerade darin, dass sie 
unabhängig von der Beerbung aus dem Nachlass herausgehe, es liege 
also in ihr kein direkter Angriff gegen das vertragsmäßig bestellte 
Erbrecht" (S. 262.) Man sieht, dass er das Institut der n. c. do- 
natio so, wie Hasse, Savigny und Andre, constrüirt, nämlich im 
Allgemeinen folge es der donatio überhaupt, den Legaten und Fidei- 
commissen nur in den einzelnen Beziehungen, in denen dieses ans« 
drücklich im römischen Recht bestimmt sey. Wenn nun aber anch 
diese Ansicht für solche Fragen, die unmittelbar aus dem romischen 
Recht zu beantworten sind, festgehalten werden muss, so ist es 
doch anders bey solchen, die, wie die vorliegende, ausserhalb des 
Bereiches des . röm. Rechts liegen. Bey einer Frage dieser Art 
muss unstreitig die Präsumtion für die Beurtheilung nach den Grund- 
sätzen der Schenkung überhaupt zurückstehen, wenn zwischen ihr 
und denjenigen Punkten, in welchen das röra. Recht die m. c. do- 
natio den Legaten gleich stellt, eine Analogie obwaltet. Eine 
solche bietet sich nun für unsere Frage in dem Verhaltniss der 
Notherben zu den m. c. donationes dar. So wenig diesen ihr Recht 
durch dergleichen Vertilgungen geschmälert werden darf, ohne dass 
es von ihrer Seite erst einer querela inoßoiosae donationis bedarf, 
eben so wenig glauben wir, dass der Vertragserbe sich dergleichen 
gefallen zu lassen braucht. Dass mit diesem Ergebniss nicht blos 
die herrschende Doktrin, sondern auch Partikulargesetze überein- 
stimmen, hat der Verf. selbst zugeben müssen. 

Der erste Abschnitt des dritten Bandes kündigt sich als Dar- 
stellung besonderer Arten des adquisitiven Erbvertrages an, in der 
That aber beschäftigt er sich vorzugsweise mit Instituten, die nicht 
zu den Erbverträgen gehören. Hierin soll keinesweges ein Tadel 
aufgesprochen werden« da jene Institute bisher mehr oder weniger 
allgemein ab besondre Gestaltungen des Erbvertrages betrachtet 
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worden sind, und daher von den meisten Lesern unter jener Rubrik 
erwartet wurden. Höchstens könnte man sagen, dass aus demselben 
Grande das pactum de keredittte tertii, welches der Verf. in einen 
„Anbang' 4 verweist , jenem Abschnitte hütte angereiht werden kön- 
nen. Da nan aber jene Institute blos in sofern zur Aufgabe des 
Verls, gehörten, als ihre Ausscheidung aus dem Gebiet der Erbver- 
trSge dargethan werden musste, so scheint er uns in der Betrach- 
tung, die er denselben widmet , .hie und da das richtige Maass zu 
überschreiten. Dieses gilt zuvOrderst von dem Capitel: „der Erb- 
etnsetzongsvertrag im Bauernstände" (III. S. 193. folg.;. Der ein* 
zige Pnvkt, der hier zur Sache geborte, war der, dass die Guts- 
abtretang gegen den s. g. Altentheil nicht als Erbvertrag zu be- 
trachten sey und dazu bedurfte es, wie uns dankt, nur weniger 
Worte. Denn selbst Diejenigen, welche jenem Institute die An- 
sicht von einer antieipirten Erbfolge zum Grunde legen, müssen ohne 
viele Mfibe einseben, dass es danach nur als eine vertragsmäßig 
aalieipirte Erbscbaftsantretung erschiene, nicht aber' als Erbvertrag. 
Woher lasst sich nun der Verf. weitläufiger auf Widerlegung nicht 
Mos jener Ansicht, sondern auch einer andern, neuerdings von 
Puchta aufgestellten, ein? wober die vorangeschickten, mehr poli- 
tischen als juristischen Betrachtungen Ober Besonderheiten des Bau- 
ernreehts Oberhaupt, Ober UntheiJbarkeit der BauergOter, Anerben- 
recht n. s. w.? — Derselbe Tadel trifft, wie wir glauben, das Ka- 
pitel Ober dem Erbetnsetzungsvertrag unter dem Adel. Hier aber 
kommt noch der ungleich wichtigere Umstand hinzu, dass die Grenz- 
linie zwischen dem , was in das Gebiet der Erbverträge gehört und 
was davon auszuscheiden ist, vom Verf. entweder wirklich verkannt 
oder wenigstens dunkel und zweifelhaft gelassen worden ist. 

Drey Institute sind es, auf welche er seine Untersuchungen in 
diesem Kapitel hinlenkt: der Faroilieevertrag, das Familieaiidei* 
eommiss und die firbverbrOderung. Den Weg dazu bahnt er sich 
durch die Ansicht, die einzelne Familie des hohen Adels (und, wie 
wir biozusetzen würden, auch die einzelne Linie derselben) erscheine 
nicht blos als eine Summe von einzelnen gleichzeitigen oder auf ein- 
ander folgenden Individuen, sondern als ein, von diesen verschie- 
denes, Ganzes, als eine Genossenschaft. Diesen Gedanken, der frei* 
Kch schon Andern mehr oder weniger klar vorgeschwebt haben mag, 
bestimmt ausgesprochen zu haben, halten wir für ein grosses Ver- 
dienst des Verfs. Er Ist der Sehlttssel der wichtigsten fiigenthflm- 
Ikbketlen in dem Rechte des hoben Adels; ob tr auch vom niedere 
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Adel zu behaupten sey, hangt davon ab v in wie fern dieser iher- 
bauftt oder einzelne Zweige davon, wie namentlich die ehemalige 
Reicbsritterschaft an jenen Ejgenthömlichkeiten Tbeil . nimmt. Zu 
diesen gehörte nun vor Allem die Autonomie, welche sich in den 
Hansgesetzten des hohen Adels zeigt. Nach jener Ansicht stellt 
sie sich, ihrem allgemeinen formellen Charakter nach, unmittelbar 
der Autonomie der (Korporationen zur Seite. Wie die Statuten der 
letztern Normen sind, welche die Corporation den einzelnen Mit- 
gliedern vorschreibt, so sind auch die Hausgesetze als AusÜoss 
eines, Ober den einzelnen Familiengliedern stehenden , Willens 4er 
Familie zu betrachten, mögen sie nun in der Gestalt einer ein- 
seitigen Verfügung des Familienhauptes erscheinen, oder in der eines 
Beschlusses der jeweilig stimmfähigen Familienglieder. In beydeo 
Fällen sind nicht die Einzelnen , als solche, sondern als Organe der 
Familie, tbfltig; die einseitige Verfügung ist nicht ans dem Gesichts- 
punkte einec letztwilligen Disposition eines Erblassers ftlr seine Erben 
zu betrachten, der Bescbluss der Familienglieder nicht als Vertrag, 
den diese unter sich und für ihre Socccssoren scbliessen, so wenig, 
wie das, aus einem Corporationsbesc|iluss hervorgehende Statut ein 
Vertrag der Corporatioasglieder unter sich ist; eine Ansicht, die 
freilich oft genug, vielleicht unter dem Einfluss des irreführenden 
Ausdrucks „Statut* cotwentienaüa" übersehen worden ist nnd da- 
her von Eichhorn (Kirchenrecht Bd. IL S. 33. Note 60 von 
Neuem hervorgehoben zu werden verdiente. Wenn nun obige Auf- 
fassung eines, aus dem Bescbluss der Familienglieder hervorgehen* 
den Hausgesetzes oder des s. £. Familienvertrages, wie wir voraus- 
setzen zu können glauben, auch die des Verfs. ist, so begreifen 
wir nicht, wie er ihn in Hinsicht seines, das Erbrecht betreffenden, 
Inhalts den Erb vertragen zuzahlen, oder wenigstens ein Missver- 
ständniss dieser Art auf mehrfache Weise begünstigen konnte, unter 
Andern schon dadurch, dass er sich weitläufig auf die Theorie des 
Familienvertrages einllsst. Wie werthvoll auch dieser Heilrag zu 
einer Materie seyn mag, die zu vielen Zweifeln und interessanten 
Fragen Anlass giebt, so liegt sie doch ganz ausserhalb der Grenzen 
seiner Aufgabe. — Auch das Familienfideicommiss wurde natür- 
licherweise nur dann als eine besondere Gestaltung des Erbver- 
trages erscheinen, wenn es durch denselben errichtet werden 
könnte, nicht aber, wenn es blos als möglicher Gegenstand einer 
erbvertragsroässigea Zuwendung an Jemanden in Betracht käme. 
Der Verl, bejaht nun zwar das Entere, wie es von den Meisten ge- 
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gekiekt , bemerkt jedoek, dass es key solchen FideieeuMsitsstiftuagen, 
die nur Unvertussertickkeit und nicbl zugleich eise kesoudere Erb- 
folge ueerdnen, gar webt zur Frage gestellt werden k«une. Darans 
sckl i es se n wir, de» er den Fall, wo A, eine Sache, als Fideicem- 
fliiss jeeer Art, deai B. oad seilen Nachkommen im Wege eines Erb- 
vertragen vermacht, niekt Air eine vertragsaiMssige Errichtung eines 
Fideieommisses halt, sondern — wie es unstreitig euch das Richtige 
ist — för ein Geschäft, welekes ans zwei Bestandtkeilen ausammen- 
gesetst ist, einmal der Belegung des Okjekts mit der Fideteommbs- 
qeelitflt durch den einseitigen WiNen des A. nnd sodann die Zuwen- 
dung desselben an B., die allein den vertragsmassigen Theil des Ge- 
sckftfts bildet. Von ganz gleicher Struktur sind aber, nach nnserm 
DaJferkulten, auch diejenigen keyden Geschäfte, die der Verf. für 
Pille vertragsmassiger Erriehtang von Fideieemmissen erklart. Pas 
erste kezeicknet er so: „wenn derjenige, weleker bey einer letzt- 
willigen Verfügung der Ftdeieommittent seyn würde, die Vertrags- 
form wlblt, indem er seinen Willen auf diese Weise ausspricht, ihn 
aeeeptiren Übst" (S. 87.). Unstreitig denkt er sick unter den Ac- 
ceptireuden niekt etwa solche Personen 9 deren Einwilligung, wenig- 
stens unter Umstanden, noth wendig ist, wie namentlich die, vom 
Ftdeieommiss ausgeschlossenen, Not herben, (auch ist klar, dass deren 
Zustimmung der Stiftung den Charakter einer einseitigen Verfügung 
niekt benimmt), sondern umgekehrt die cum Besitz des Fideicom- 
roinses Berufenen, daher der factische Unterschied dieses Geschäfts 
ven dem obigen nur darin liegen wird, dass dort eine Fideicommiss- 
Stiftung zu Gunsten einer fremden Familie angenommen wurde, der 
Verf. sieb eine- zu Gunsten der eigenen Familie des Stifters gedaekt 
bat. Dann aber sehen wir niekt ab; woher das letzte Geschäft 
anders anfjrefasst werden soll, als das erste. Den zweiten Fall eioes 
vertragsmassigen Fideieommisses bezeichnet der Verf. so: „wenn 
mehre Personen zusammentreten und in einem wechselseitigen Erb- 
einsetznngnvertrage bestimmen, wie ihre Erben oder Nachkommen in 
das gemeinschaftliche Vermögen succediren sollen, ist ein Familien- 
naeicommies anzuerkennen, wenn nur die Intention wirklich darauf 
ging, ein «etekes zu- erriekten". (S. 88.). Auch darin sehen wir 
wiederum eine Belegung des beydersettigen Vermögens mit der Fi- 
«eiconNniseeigeiisekaft durch den einseitigen Willen der resp. Be- 
ateer, verkünden mit einem Erkvertrnge, durek welchen sie dasselbe 
ie dieser Eigenschaft steh und ihren Nachkommen wechselseitig zu« 
wenden. Auch glauben wir, dass unsere Auflassung der obigen Ge- 
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sobäfte nicht blos möglich, sondern nothwendig sey. Denn tollte 
das Fideicommiss auf dem €onsens der dazu Berufe Ben berahen, so 
wfirde die Unvoräusserlicbkeil und Untbeilbarkeit nicht als eine der 
Sache selbst anklebende Eigenschaft, sondern als eine vertragsmäßig 
übernommene Verpflichtung der Berufenen gegen den Stifter er- 
scheinen, ein Gesichtspunkt , der unstreitig zu vielen Widersprochen 
mit der rechtlichen Natur des Fideicommisses führt. — Noch kommt 
der Verf. (S. 89.; auf die Frage, ob auch Familienverträge zu den 
Entslehungsgri^nden eines Fideicommisses gerechnet werden können? 
und, wenn wir ihn recht verstehen, verneint er sie, doch zweifeln 
wir, dass das Auffallende dieser Antwort, die auch wir filr die 
richtige halten, durch das, was er darüber sagt, auf eine klare 
Weise beseitigt seyn rauchte. Denn auflallend scheint sie gewiss, 
wenn mau bedenkt, dass Anordnungen der Unveräusserlichkeit und 
Untheilbarkeil gerade den Hauptgegenstand der Hausgesetze und 
Familien vertrage bilden. Es kommt aber nur darauf an, dass man 
sich Aber die Bedeutung der Fideicommisse verständigt. Jene, in 
den Hansgesetzen des hohen Adels enthaltenen Anordnungen sind 
ein reines Erzeugnis! der Autonomie, die Fideicommissstiftungen da- 
gegen heutzutage eis blosses, im Zweifel Jedermann zugäogüches 
Rechtsgeschäft, welches nach den darüber bestehenden Landesge- 
setzen beurtheilt wird, während gerade das Befreit-Seyn von der 
Herrschaft dieser Gesetze den charakteristischen Vorzug der Haus- 
gesetze des hoben Adels bildet. Daher können die , in diesen ent- 
haltenen Anordnungen über Unveräosserlichkeit und Untbeilbarkeit 
nicht Fideicommisse im eigentlichen Sinne 'genannt werden, so fern 
man darunter das bestimmte, in den Gesetzen normirte, Institut die- 
ses Namens versteht, so wie umgekehrt die Befugniss, Fideicommisso 
zu errichten, den Namen der Autonomie nicht verdient, wenigstens 
nicht in dem Sinn der Hausgesetzc. Allerding« ist diese Scheidung 
der Fideicommisse von jenen hausgeselzliebeu Bestimmungen ähn- 
lichen Inhalts erst die Folge einer verhältnissmässig neuen Rechts- 
bildung. Ursprünglich hatten Verfügungen dieser Art ihren Sitz 
eben nur in den Hausgesetzen des .Adels und fanden in dem beste- 
henden Rechte so wenig eine Stütze, dass sie anfänglich, wie be- 
kannt, von sehr problematischer Gültigkeit waren. Jene Scheidung 
tritt ganz unzweideutig hervor, seitdem in der neuem Zeit die Fi- 
deicommisse Gegenstand ausführlicher Gesetzgebung geworden sind 
und eben dadurch den Charakter blosser Rechtsgeschäfte annahmen, 
doch datirl sie in der That schon Ton viel frllkerer Zeil, da längst 
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vorher ein, wenn auch schwankendet und weniger ausgeführtes, auf 
der Doktrin beruhendes, Recht der Fideicommisse die SteHe jener 
Gesetzgebungen vertrat. — < Unter den drey Instituten, die der Verf. 
alt besondere Anwendenden des Erbvertrages im Gebiet des Adels- 
rechts ansieht, können wir demnach nur das dritte, die ErbverbrOde • 
rang, für eine solche ansehen. Ans den Betrachtungen, die er der- 
selben widmet, milchte Ref.* besonders zwey Punkte als bedeutend 
med bisher zn wenig beachtet herausheben. Dass nämlich jenes Ge- 
schäft sich nicht blos anf die Contrebenten, sondern anf deren Nach- 
kesnsnea bezieht, betrachtet er nicht aJs eine Abweichung von der 
Regel, dass Erbverträge nicht anf die Erben gehen, sondern als 
Folge davon, dass dabey die Familien, als Ganzes, die eigentlichen 
Paciseeaten sind nnd da diese Auflassung der Familie zunächst nur 
f&r des hoben Adel gilt, so sieht er die Thatsacbe, dass das Ge- 
schäft von jeher vorzugsweise nur bey ihm vorkommt, keiaesweges 
für zufällig, sondern für Etwas im Recht Begründetes an. 

In dem Kapitel von den Ehestiftongen (S. 107. folg.) be- 
gegnen wir einer Ansicht, die Bedenken erregt, wiewohl deren 
nähere Erwägung so wenig zur Aufgabe des Verfs. als dieser Aut 
zeige gehört. Derselbe stellt nämlich den Grundsatz auf, dass, 
wo das Institut der portio statutaria bestehe, das auf Ebesttftuugea 
sich grändende Erbrecht der Ehegatten im. Zweifel naeh eben den 
Grundsätzen , wie jenes gesetzliche beurtheilt werden müsse, was 
denn allerdings viel Air sieh haben würde. Wenn er nun aber das 
letztere für ein in mehreren Beziehungen singulare« und namentlich 
die von Posse darüber aufgestellte Theorie für die ausgemacht rich- 
tige hält, so scheint uns das zuviel behauptet. Im Gegentheil 
dürften die beyden Singularitäten, auf die es hier, bey der behaup- 
teten Gleichstellung des vertragsmäßigen und gesetzlichen Erb- 
rechts, fast allein ankommt — nämlich der ips* jure Erwerb und das 
Nicht-Hallen für die Schulden über den Bestand der Erbschaft — 
anf schwachen Gründen ruhen. Der neueste Schriftsteller über das 
eheliehe Güterrecht hat sich, wie wir glauben , mit Recht dagegen 
erklärt (Runde, deutsches ehel. Güterrecht. S. 242. folg.) 

Die Einkindschaft hält der Verf. weder für einen Erhvertrag, 
noch für eine eigentümlich deutsche Adoption,, sondern das all- 
gemeine Prineip, weiches das Institut beherrsche, sey, „dass zwi- 
schen den Kindern und ihrem Stiefparens ein solches Verhältnis 
begründet werde, wie es* zwischen Kindern und ihren natürlichen 
filiern bestehe" (S. 179»), welches dann aber in den einzelnen 
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Rechtes in verschiedenem Umfange durchgeführt werde, I» fernem 
allgemeinen Princip schliesst er sieb also der Ansicht Ringelmauns, 
Mittermaiers, Phillips und Maarenbrechers an, in 4er Bestim- 
mung des gemeinrechtlichen Umfangs seiner Durchffehrung aber 
weicht er von ihnen ab, indem er ihn auf Gleichstellung der Vor- 
und Nachkinder in Vermögens- und namentlich erbrechtlicher Be- 
ziehung beschränkt (S. 188). Dass er dadurch im Resolute auf die 
Ansicht vom Erbvertrage zurückkomme, Jässt sieb nicht behaupten, 
da nach der seinigen das Erbrecht der Vorkinder nicht den Cha- 
rakter eines vertragsmassigen, sondern, wie das der naturlichen Kin- 
der, den eines Inlestat- und .Notherbenrechts bat« Was nun die 
Begründung jenes -Princips betrifft, se legt er mit Recht kein ao 
ausschliessliches Gewicht, wie z. B. Phillips (deutsches Privatr. 
2te Aufl. II. §. 149.), auf den praktischen Zweck den Geschäfts, 
dass nämlich die Theilung des Vermögens vermieden nun* dieses ins- 
gesammt in die zweite Ehe unter die Herrschaft der Gütergemein- 
schaft gebracht werde. Diesen Zweck hat das Geschäft noch mit 
andern gemein, wie namentlich mit dem s. g. Aussprach (Anwei- 
sung); nicht in ihm, sondern in dem Mittel, welches dazu bey der Ein- 
kindsebaft gebraucht wird, ist ihre eigentümliche rechtliche Nalur 
zu snehen. Dagegen legt der Verf. das Hauptgewicht darauf, dass 
in den Statuten stets die Ehegatten als die eigentlichen Contra* 
heuten, die Kinder, oder deren Vormünder, nur als coeseaftmud be- 
zeichnet werden. Widerspricht das nun augenfällig der Idee einen 
Erbvertrages, so gestehen wir doch, dass es uns auch mit der An- 
sicht des Verls, über unser Institut nicht übereinzustimmen seheint. 
Denn, wenn sie auch mit der Idee einer Adoption in ihrer vollen 
Wirkung nicht identisch ist, so steht sie ihr doch sehr nahe und 
namentlich mit der adoptio minus plen* fast auf gleicher Linie. - 
Danach aber mtfssten wenigstens in dem Fall, wo die Mutter der 
Vorkinder die Einkindschaft schliesst, die Kinder selbst, oder deren 
Vormünder, als eigentliche Mitcontrahenten erseheinen. Um diesen 
Einwand zu heben, möchte Ref. die Ansicht des Verfs. nicht sowohl 
verwerfen, als vielmehr nur anders ausdrücken, nämlich »o: das 
Princip der Einkindsebaft liege in der Fiktion, dass die Vorkinder- 
erst in der zweiten Ehe erzeugt aeyn. Soll nun eine Fiktion dieser 
Art durch Vertrag begrüadet werden, se ist es, wie mieh dftukt, 
ganz natürlich, dass die beyden Ehegatten die eigentlichen Urheber 
6e% Vertrages sind, indem die fingirte Erzeugung die wirkliche, 
nachahmen muss. Die Bestimmung des Umfangs, in welchem jenes 
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allgemeine Priucip des Instituts gemeiarechüieb durehzotilhren scy» 
ist freilich eine sehr schlüpfrige Aufgabe, doch mächte Ref. dazu 
allerdings den praklischeo Zweck desselben, wie er obea bezeichnet 
wunde, an Hälfe nehmen and gerade aus diese» Grande scheint ilgn 
der beschrankte Umfang, in welchem der Verf. die Gleichstellung 
der Vor- und Nacbkinder durchführt, mehr für sich au haben, als 
der ausgedehntere, den die übrigen, oben erwähnten, Schriftsteller 
annehmen. Mit eben dieser Frage hingt aufs Genaueste die viel« 
fach bestrittene zusammen, ob die Vorkinder von dem Sliefparens 
enterbt werden tonnen T Beschränkt sich nämlicb die Wirkung der 
Eiakiadschaft auf Gleichstellung der Vor- und Nachkinder in ver- 
naäejenereekllicher Hinsicht, in Betreff der Alimentation, Aussteurang 
und Erbfolge, so wurden wir jene Frage, wie der Verf., verneinen» 
erstreckt sie sieb aber zugleich auf die persönliche Stellung der 
Kinder zu den Eltern, so worden wir sie bejahen, weit 
das Enterbungsrecht auf Verletzungen dieser Stellung sich grßn- 
det. Dem leiblichen Parens der Vorkinder wärde zwar das 
Enlerbnngsrecht jedenfalls zuzugestehen seyn, nur wird er es, in 
Folge der Gütergemeinschaft, in der Regel nur gemeinschaftlich mit 
dem Stiefparens ansähen können. 

In dem Kapitel vom Erbverzicht wird es, wie wir glauben, 
wohl jeden Laser befremden, die Einwilligung der nächsten Erben 
in die Veränsserung von Immobilien (oder Erbgüter) ab Erbverzicht 
betrachtet zu sehn (S. 221« folg.;. Ref. kann nicht umhin, diese 
Auffassung für einen Irrthum zu erklären, der am so bedenklicher 
ist, da er leicht auf noch andere Verhältnisse, wie namentlich auf 
den Coasens der Agnaten in Veräusserangen des Lahns, ein falsches 
Licht werfen könnte. Was zunächst diese Ansicht zu widerlegen 
scheint, ist, dnss ein Verzieht auf das Erbrecht die Revokation der 
Veräusserang boyin Leben des Autors, wie sie bekanntlich den 
nächsten Erben zustand, "nicht hätte hindern können. Diesen Ein-* 
wand kann jedoch wenigstens der Ref. nicht benutzen, da er in den 
Worten den Sacheensp. (1. &Z.): „sfj'e erben unterwinden eich (des 
ohne ihre Einwilligung veräusserten Guts) mit rechtem urtheil, als 
ob der tod teere ^ der es gab" das Princip ausgedrückt Gndet, 
tass daa Revokationsrecht der Erben beym Leben des Veräusserera 
wf der Fiktion des Todes des letztern beruhe (Gewere S. 36.)« 
Dagegen steht der Auffassung des Verfs. vor Allem der Umstand 
••^«gen, daas die Einwilligung der Erben auch bey nicht totalen 
Verlasseningen, bey Conatitutrung einer Leibzucht, einer Satzung, 
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der lnfeudation, also bey solchen nothwendig war, bey denen das 
Erbrecht der Consentirenden unangetastet fortbestand. Ueberdem 
scheint uns ein Erb verzieht in Beziehung aof einzelne Sachen, so- 
fern sie nicht in Betreff der Erbfolge von dem übrigen Vermögen 
gesondert sind (was sich zwar nach dem Altern deutschen Rechte 
von der Gesammtheit der, in einem Vermögen enthaltenen, Immobi- 
lien, nicht aber von den einzelnen, sagen lasst), mit dem Begriff den 
Erbverzichts ganz unvereinbar. Der Verf. beruft sieh zum Beweise 
seiner Ansicht auf die Form, in welche, wenigstens nach Altern Ur- 
kunden, die Zustimmung der Erben in die Verfiusserung eingekleidet 
wurde. Danach na*mlich nahmen sie an der gerichtlichen Auflassung 
in dem Sinne Theil, dass auch .sie mittelst dieses Aktes ihre Recht« 
an dem Grundstöcke feyerlich aufgaben, was denn der Verf. auf 
nichts Anderes, als auf das Erbrecht beziehen zu können glaubt. 
Nun ist nicht zu l&ugnen, dass wahre Erbverzichte in der Form der 
gerichtlichen Auflassung vorkommen (S. 224. u. folg.); das Recht 
aber, welches die Erben bey jener Theilnahme an der gerichtlichen 
Auflassung ihres Verwandten aufgaben, war nicht das Erbrecht, 
sondern ihr' Recht, die Verlusserung zu revociren, und dass der Vor* 
zieht auf dieses Recht in jene Form eingekleidet wurde, war um 
so consequenter, da es auf der Gewere beruhte, die im Augenblick 
der Verfiusserung, wie beym Tode des Erblassers, auf den Erben 
fiberging. — Nftchstdem, dass der Verf., nach seiner Ansiebt Ober 
die Einwilligung der nfichsfen Erben, darin die erste erweisliche 
Spur des Erb Verzichts findet, benutzt er sie zugleich als Stütze des 
obersten Prtneips über die rechtliche Natur des Erbverziehts. Er 
dürfe nfimtich nicht als das Versprechen gedaebt werden, sich der 
Erbschaft, falls und wenn sie deferirt werden wflrde, zu eatschlagen, 
also nicht als ein blos obligatorisches Geschäft, sondern das Erb* 
recht selbst und unmittelbar sey der Gegenstand desselben (S. 230. 
folg. 236.). Fällt nun auch, nach unserer Meinung, jene reehts- 
historisebe Grundlage dieser Ansicht fort, so könnte man sie doch 
schon wegen der Analogie des adquisiliven Erbvertrages anzuer- 
kennen geneigt seyn, und in Beziehung auf ein vertragsmässig er- - 
worbenes Erbrecht scheint sie uns ganz unzweifelhaft« Warum 
sollte hier nicht der Erbverzicbt eben das direkt aufbeben, was der 
Erbvertrag gegeben hat? Nicht so unbedenklich seheint sie uns 
in Betreff, des gesetzlichen Erbrechts. Zuvörderst stellt ihr hier 
entgegen, dass das gesetzliche Erbrecht beym Leben des Erblassers 
noch gar nicht als eiu wirkliches Recht .exisürt und daher auch 
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»teilt unmittelbar Gegenstand eines Rechtsgeschäfts, seyn kann. AucK 
das, etwa darin enthaltene, Notherbenrecht macht keinen Unterschied, 
da es sich nur der testamentarischen oder vertragsmässigen Erbfolge ge- 
genüber als Recht geltend macht, so lange es sich aber blos von 
der gesetzlichen Erbfolge handelt, gar nicht in Betracht kommt. 
Demnächst halt sich der Verf. an das leitende Princip, dass, wie der 
Adqnisiüv-Erbvertrag im Augenblick des Todes des Erblassers keino 
andere Wirkungen hervorbringt, als das Testament, so auch die 
Wirkongen des Erb Verzichts in jenem Augenblick von denen der 
testamentarischen Enterbung nicht verschieden seyn können. Mit 
diesem Princip tritt nun aber jene Ansicht von der unmittelbaren, 
direkten Vernichtung des Erbrechts durch den Erbverzicht in mehr- 
fachen Widerspruch. Danach nämlich würde der Reountiant im 
Augenblick des Todes des Erblassers als gar nicht vorhanden in Be- 
treff der Erbfolge betrachtet werden müssen, daher u. A. bey Be- 
rechnung des Pflichtlheils der übrigen Erben nicht berücksichtigt 
werden dürfen, und falls er der Sohn des Erblassers war, würden 
seine Descendenten zur Erbschaft berufen seyn. Das Erstere wird 
nnn zwar von onserm Verf., nach Vorgang Franc k es und Mühlen- 
bruchs wirklich behauptet (S*. 253.), allein es ist nicht wohl ein- 
zuseha, wie dem Erb verzieht, als einer res inier alias gesla, ein, 
wenigstens unter Umständen, verkürzender Einfluss auf das Recht 
Anderer gestattet werden dürfte, und das Letztere wird nicht blos 
vom Verf. geliugnet (S. 252*)» sondern wohl von Niemand behaup- 
tet werden. Ref. ist daher geneigt, den Erbverzicht der gesetz- 
lichen Erben nicht direkt auf das Erbrecht, sondern auf die künftig 
deferirte Erbschaft zu beziehen. Darum aber ist Jas Geschäft 
weder als ein blos obligatorisches zu betrachten, indem es sieb von 
der Ausschlagung einer deferirten Erbschaft nur durch seinen even- 
tuellen Charakter unterscheidet, noch braucht es die angeblichen 
Absurditäten zu scheuen, zu denen jene Ansicht nach der Meinung 
des Verls. (S. 238.) hinfuhrt. Denn wenn auch danach die Stellung 
des rennntiireuden Notherben die ist, dass seine Ansprüche nur 
ope exceptionis beseitigt werden, so ist es doch wohl eine reine Sab- 
tiÜtät» zu verlangen, dass er noch instituirt oder gehörig ezheredirt 
werde. Hat er auf die Sache verzichtet, so kann er auch die Form 
aicht in Anspruch nehmen. Eben so thut der Verf. unserer An- 
sicht Unrecht, wenn er zu glauben scheint, dass die Verbindlichkeit 
des Verzichts fftr die Erben des Renuntianten eine Folge derselben 
sev. Sie ftthrt eben *o, wie die seinige, zu dem Resultat, dass der 
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Verzicht selbst dann, wenn er mit auf die Erben gestellt ist, die- 
selben nicht bindet, (wenigstens nicht direkt S. 251.)- Sein Irr- 
tham liegt in der Vorstellung, dass der Verzicht nach jener Ansicht 
ein gewöhnliches obligatorisches Verhältniss begründe. Als evern- 
tnelle Ausschlagung einer künftigen Erbschaft wird er offenbar ganz 
wirkungslos, sobald der Rentmtiant den Moment der Delation nicht 
mehr erlebt und selbst wenn er zngleich im Namen der Erben ge- 
leistet wurde, bindet er diese nicht, weil ihnen die Erbschaft pro- 
prio und nicht hereditario jure deferirt wird. 

Was die Erbverzichte der adligen Töchter Abweichendes 
von den allgemeinen Grundsätzen haben, ist zum Theil so zweifel- 
haft in der Theorie und so schwierig in der praktischen Durchfüh- 
rung (vergt. S. 305. Note 48. S. 306, 307.), dass es als Gewinn an- 
zusehen ist, wenn es gelingt, sie anf einen möglichst engen Raum 
der praktischen Anwendung zn beschränken. Zwar kann der Weg, 
auf welchem die Theorie eine Zeit lang zu diesem Resultate gelangte, 
indem sie jeden Verzicht für einen notwendigen, für eine blosse 
Cautel erklärte und den freiwilligen, von dem, als dem einzigen 
wahren Verzicht, hier allein die Rede ist, fast gänzlich übersah, 
nicht gebilligt werden. Gerade für die ältere Zeit ist das fast noch 
weniger, als für die spätere zu behaupten. Die so verbreitete An- 
sicht, dass die Erbverzichte beyra Adel ursprünglich nur zur Er- 
haltung des altern Rechts wider das römische dienten, ist, wie der 
Verf. näher ausfahrt (S. 271. folg.), eben so unrichtig, wie sie es in 
Betreff der Hausgesetze ist Sie erstreckten sich von Anfang an 
vielfältig Ober die gesetzliche Ausschliessung der Töchter von der 
Snccession hinaus und dienten, sammt den Hausgesetzen, einer Be- 
vorzugung des Mannstamms in einem ganz neuen, dem altern Rechte 
unbekannten Grade. Eben so willkührlich und den Standes -Inter- 
essen des Adels entgegen ist die Behauptung 'Maurenbrechers 
(d. Frivatr. §. 569. Note p.), dass die freiwilligen Verzichte der adligen 
Töchter nichts Singulare« haben. Dagegen findet Ref. einen Weg 
zur Beschränkung derselben auf einen engern Raum darin, dass, wie 
er glaubt, Verzichte mit jenen besondern, von den allgemeinen 
Grundsätzen über renuntiative Erbverträge abweichenden, Wirkungen 
im Allgemeinen nur bey dem hohen Adel vorkommen können. 
Diese Ansicht, die auch der Verf. ihren Hauptgründen nach an- 
deutet, ohne sie jedoch klar und bestimmt auszusprechen, stützt 
sich auf folgende Betrachtung. Zu jenen Singularitäten der adligen 
Verzichte ist zwar nicht der Vorbehalt des Rückfalls an die Re- 
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namtiantin seiest zu rechnen, da er unstreitig bcy jedem freiwilligen 
Verzicht zur Bedingung gemacht werdet kenn, wohl aber die Er* 
Streckung dei Verzichte sowohl als jenes Vorbehalts auf die Nach- 
kommen der Renuntiaatin, ohne Rücksicht darauf, ob sie Erben der- 
selben sind, oder nicht Beydes lässt sich nicht anders erklären, 
als mit Hilfe der oben erwähnten Auffassung der adligen Familie 
und ihrer einzelnen Linien als einer Gesammtheit, die durch ihr 
Haupt, als ihrem Repräsentanten, Rechte erwirbt und Verbindlich- 
keiten flbernimmt. Denn, was insbesondere den Vorbehalt des 
Rfekfrlls fn> die Nachkommen des Ren nn listen (den Mannstamm) 
betrifft, so lässt er sich weder in der ersten Beziehung als ein ge- 
wöhnlicher Erbvertrag zn Gunsten Dritter (wie Eichhorn will), noch 
als pactum de Aereditate tertii auffassen, da jener doch wohl jedea- 
fclls einem bestimmten Dritte« veraassetzt nnd dieses nach richtiger 
Meinung die Einwilligung des Dritten (das hiesse des Letzten vom 
Mannstamaie) erfordert* Bedenken könnte zwar erregen, dass die 
Rolle des Repräsentanten der Familie oder vielmehr der einzelnen 
Linie, in uusenn Falle einem weiblichen Mitgliede, der Renunliantin, 
zugewiesen wird« Allein ihre Eigenschaft als Stammmatter, als 
vermittelndes Glied zwischen ihren Nachkommen und der übrigen 
Familie, erkürt das wohl hinlänglich, zumal wenn man die Bemer- 
kung des Verfs. zn Hälfe nimmt, dass ihr Gemahl, also das männ- 
liche Haupt der verzichtenden Linie, an dem Akte des Verzichts 
Theil zn nehmen pflegt. Da nun aber, zufolge einer frühem Be- 
merkung, die Auffassung der Familie als ein Ganzes sieh im Allge- 
meinen nar auf den hohen Adel beschränkt, so kann auch ein Ver- 
siebt mit jenen Besonderheiten nur bey ihm als zulässig betrachtet 
werden» Der Verf. meint zwar (S. 291.), dass er auch dem niedere 
Adel zugänglich scv, „in so weit ihn das Particnlarrecht von dem 
gemeinrechtlichen Erbrecht frei gehalten habe." Stellt aber der 
Verzog des Mannstamms gesetzlieh fest, so ist ja der Verzicht nicht 
mehr ein freiwilliger, von dem im Obigen allein die Rede war. 
Dennoch soll die Galligkeit eines, mit jenen Singularitäten ansge* 
stattete», Verzichts für den niedere Adel nicht absolut geläugnet 
werden, nur wird sie stets den Beweis voraussetzen, dass er auf jene 
Anfassnng der Familie, als Ganzes, Anspruch habe, was selbst für 
die ehemalige Reichsritterscbaft nach ihrem gegenwärtigen Rechts- 
znstande nicht so unzweifelhaft ist, als es den Anschein haben 
könnte. — Den Vorbehalt „auf den ledigen Anfall 44 bey einem 
freiwilligen Verzieht, scheint der Verf. stets, oder im Zweifel, als 
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Vorbehalt'des Rückfalls, der Begredienterbsehaft zu deuten (S. 308.). 
Dario geht er wohl zu weit. Im Zweifel mochten wir darin ledig- 
lich den Vorbehalt des gewöhnlichen SuccessionsrechU nach Ab* 
gang aller nihern Successoren, finden. Das ist auch wähl die An- 
sicht "Eichhorns. Denn, indem er die RegredienterbfoJge stets 
für eine besonders zu begründende Ausnahme erklärt (d. Private. 
§. 349)9 Ifogt darin zugleich, dass ein Vorbehalt, der auf eise andere 
Weise gedeutet werden kann, im Zweifel nicht von jener verstan- 
den werden dürfe. Dass nun ein Vorbehalt, der lediglich das ge- 
setzliche Successionsrecht der Renuntiantia und ihrer Nachkommen 
nach : den gewöhnlichen Regeln sichern soll, nur die Bedeutung 
einer Cautel, nicht die eines s. g. p. succes. coruervativi habe, also 
jenes Successionsrecht dadurch nicht den Charakter eines vertrags- 
mässigen annehme, dürfte wohl nicht bezweifelt werden« Wohl 
aber wird man von da aus zu einem Zweifel über die Bedeutung 
eines, auf den Rückfall gerichteten, Vorbehalts geführt, den der 
Verf. übergeht. Er bestreitet nur die Ansicht, dass ein solcher 
Vorbehalt die Güter, auf die er sich bezieht, mit Fideicommissqua- 
litüt zu Gunsten der Renunciantin und ihrer Nachkommen belege 
<306.), dagegen giebt er ihrem, darauf gegründeten, Sueeessioas- 
rocht unbedenklich den Charakter eines vertragsmassigen (308). 
Wenn man aber das Princip, in den Vorbehalt nicht mehr, als 
nöthig, hineinzulegen, auch hier anwendet, so Hesse sich wohl ver- 
theidigen, dass durch ihn im Zweifel nur die Sueeessionsordnuag, 
nicht auch das Successionsrecht abgeändert werden soll« 

Unter der Rubrik „Erbverzicht oey der Abschicbtung der 
Kinder" erklärt sich der Verf. mit Recht gegen die Ansicht, dass 
in der s. g. qualificirten Absonderung ein Erbverzieht liege. Nur 
hat es den Anschein, als ob er alles Gewicht darauf lege, dass durch 
jene Absonderung die Kinder ihr Erbrecht ' nicht absolut verlieren, 
sondern nur von den nicht abgefundenen Kindern Und etwa noch 
durch den zweiten Ehegatten ausgeschlossen werden, im Mangel 
derselben aber succediren 5 daher den Gegnern der Ausweg geblieben 
ist, die Absonderung als einen Erbverzicht zu Gunsten der nicht 
abgefundenen Kinder und des zweiten Ehegatten aulzufassen. Un- 
streitig ist aber anch das unrichtig und beruht auf dem, vielfach in 
unserer Wissenschaft begangenen, Irrthum, gesetzliche Wirkungen 
eines Rechtsgeschäfts als stillschweigend vertragsmäßige zu be- 
trachten. Diesem Irrthum hat der Verf» selbst Vorschub geleistet 
Indem er nämlich bemerkt, dass mit der Absonderung ein Erbrer» 
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zieht verbunden werden könne, und dann nach gewöhnlichen Regeln 
mm beurtheilen sey, kündigt er deck eine Ausnahme davon an (S. 
324*). Diese sojl darin bestehen, dass die Enkel der abgefun- 
denen Kinder gleich diesen von den nicht abgefundenen ausge- 
schlossen werden. Das aber ist, wie er selbst hinterdrein andeutet, 
nicht Folge des Verzichts, sondern der Absonderung. 

Ref., der sich den Verf. vorzugsweise zum Leser dieser Recen- 
sion wünscht, wendet sich an ihn mit dem Wunsche, er mochte sie 
als einen Beweis ansehn, dass das Interesse, mit dem er einst den 
ersten Band des Werks, als eine ausgezeichnete Bereicherung 1 der 
germanistischen Literatur, begrflsste, in unvermindertem Grade sich 
auch auf die folgenden Bände fibertragen habe; und wenn damals 
jenes Interesse durch ein glückliches Zusammenleben mit dem Verf. 
nech erhobt w er de n mochte, so ist an dessen Steile mit gleicher 
Wirkung ein unrergessKches Andenken an Zeit und ort jener per- 
sönlichen Vereinigung getreten. 
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KL A n z ei g e n. 

t. Die Staatsgrundgesetze des deutsdie» Reiclies, Zusammen- 
gestellt, eingeleitet u. historisch erklärt von Vriedr. Maac. 
Oertel, drittem Pfof.u. Lehrer d. Gesdh. an d. K. Sachs. Lan- 
doeschute St. 4fr* zu Meisten u. s.w. Leipzig, 1841.' 

2. Darstellung der Europäischen Verfassungen in den seit 
1828. darin vorgegangenen Veränderungen von Frledr. Bülam, 
o. Prof. d. prakt. Phifos. zu Leipzig. — A. o. e\T.: Das positive 
Eurep. Staatsrecht nach den Verfassoagsurkundbn dargestellt vmm 
Karl BUsinr. JLadw. Petita, weiL Gfc. Haas, geb. R. u. a. w. 
Ergänzungsband vom Prof. Bülau z. zweit, Aufl. bearbeitet und 
v. 1828—1841. fortgeführt. Leipzig, 1841. 

Die Sammlung unter Nr. 1. ist nicht för Juristen bestimmt; dem 
Herausgeber konnte es gar nicht einfallen, sie für dieselben zu be- 
stimmen, da er die wunderliche Idee hat, dass die Rechtsgelehrten 
seit dem Sturze des Deutschen Reichs sich nm dessen Gesetze gar 
nicbt mehr kümmern. Diese Hee tat beinahe das Einzige, was an 
dem Buche für Juristen merkwürdig ist, und so möge sie denn etwas 
ausführlicher ans dem Vorworte mitgetheilt werden. Die Staats- 
grundgesetze des Deutseben Reiches galten, nach dem Bericht des 
Verfs., so lange dieses Reich bestand, als ein Eigen th um der Juristen 
und Diplomaten, und diese betrachteten sich als die legitimen Schatz- 
herren und Erklärer derselben. Daher die ausführlichen Commentare 
Einiger, die Abhandlungen Anderer über einzelne Abschnitte oder 
Paragraphen, die Sammlungen noch Anderer unter dem Titel: Cor- 
pora juris etc. Es war dies aber auch sehr natürlich; — der Eigen- 
nutz und Ehrgeiz producirte diese reichsgesetzliche Literatur; jene 
Juristen wollten gern „zu den ehrenvollen und einträglichen Stellen 
bei dem Reichskammergericht und Reichshofrath" gelangen, und der 
Weg dazu war eine solche SchriftstellereL „Aber seit der Auf- 
lösung der Reichsverfassung, seitdem also jene wissenschaftliche 
Thätigkeit für Amtirung nicht mehr erfolgreich und vorteilhaft war, 
haben Juristen und Diplomaten im Allgemeinen die Reichsgesetze 
aufgegeben und als AntiquitiUtten ihrem Schicksal überlassen. Sie, 
von der theoretischen und praktischen Rechtslehre auf die Seite ge- 
schoben, sind nun einer anderen Wissenschaft angefallen, einer 
Wissenschaft, welche uneigennützig und frei von allen Nebenrflck- 
sichten Alles nur um seiner selbst willen erfasst und nicht fragt nach 
dem Nutzen für die Gegenwart. Diess ist die Geschichte." Also 
vor Auflösung des Reichs gehorten die Reichsgesetze noch nicht in 
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«Ue Gesekichtet und seit dieser Zeil b*t die Rechtswissenschaft sie 
• aafjgegeben? Hat ei den« vor 1806. keine Geschichte des Reieke 
md teiner Verfassung gegeben? Und ist nickt die Deaiseke Staats« 
«ad Rechts- Geschickte vorzugsweise oder vieldiehr allein von den 
Juristen der Gegenwart bearbeitet werden? Deck wozu den Herausgw 
se fragen , er selbst kennt ja and cHirt Schriften der hastigen Juristen, 
wie Eichhorn*« Deut. Staats- n. Rechtsgcscbichte, Bmmingbau* 
Corp. jmH* Germ* pv&L icadem., n. a. dergl. Und dock haben die 
Juristen die Reiebsgesetze ihrem Schicksal ikerlaaten ! I Reime diea 
zusammen, wer kann; Ref. kann es nicht» Wohl aber kann er ver* 
alekern, daes der Heransg. ia der geschichtlichen Literatur. nioht 'so 
bewandert ist, wie man es gerade von ihm erwarten sollte; denn die 
Memtmenta Germmniae historica von Pertz hat er nicht gekannt 
oder, was noch schlimmer wlre, wenn er sie gekannt kitte, nicht 
benatzt. — Abgesehen von diesen Ausstellungen mnas aber Ref. die 
Arbeit des Verfe. loben. -Seine Einleitungen und Sehlussbemerken« 
gen au den mitgetheilten Gesetzen, die Anmerkungen, welche er. 
zur Erkllrung schwieriger oder nicht allgemein v ersttindlicker Stellen 
beigefügt hat, sind gut abgefasst und werden nickt blos F r eu nden 
der Gesckickte, ffcr welche der Heruosg. sie geschrieben bat» im All- 
gemeinen, sondern insbesondere auch angehenden Juristen , welche 
die Reichsgesetze studiren woflen, von Nutzen seyn. Daher em- 
pfehlt denn Ref. auch ia diesen Blittern die Sammlung' nie ein Httifs» 
bucb fftr Studireude. Hdherea Anforderungen entspricht dieselbe 
aber freilich nicht. Zorn Schlüsse möge noch ein Veraeicbniss der 
vom Heransg. zusammengestellten Gesetze folgen, um dadnrck zu* 
gleich den allerdings eigenthumlichen Begriff, welchen derselbe mit 
dem Ausdruckt „Steatsgruadgesctze" verbindet, anschaulich zu 
machest Rs sind folgende sechzehn. I. Frideriei IL praecepüm* 
(•her die Rechte der geistlichen Forstes) v, 1220.; II. Hexriei regit 
diploma (gegen die Associationen in den Stidten) v. 1231.; IIL Fri* 
deriei IL deereU (zur Beschränkung der Autonomie der Städte) von 
1232.; IV. Henriti regü drploma (aber die Tbeiiuanme der adeligen 
Lendsassen an der legislativen Gewalt der Fftrsten) v. 123.1. ; V. Akt** 
Bulla Frideriei //. (über die Rechte der welllichen Forsten) v. 1232.; 
VI. Decretum imperatoris ei ordinum (RA. Lndwigs d. Bayern üb. d. 
Unabhängigkeit d. dent. Kffnigsroacht vom Papste) v. 1338.; VII. Aurea 
bulla Carotiir.; VHI. Maximilians I. ewiger Landfriede; IX. KarPsV. 
Wahlcapitnlation; X. Psssauef Vertrag; XI. Allgemeiner Relrgious- 
friede; XII. Wcstphälischer Friede; XIII. Frsnz's II. WahlcapHu- 
lation; XIV. Reichsdeputationshauptschlüss V. 1805.; XV. Rhein- 
bundsacte; XVI. Frsnz's II. Abdaukungsaete. Noch ist zu bemerken, 
dass der fferansg» sich um die Berste Hang eines richtigeren Texten 
der Urkunden unter Nr. V. IX. bis XIII. u. XVL verdient gemuckt 
bat, was ihm besonders durch die ihm gestattete Benutzung des Raupt» 
Staatsarchivs zu Dresden möglich geworden ist; bei anderen hat er 
dagegen sich mittlen gewöhnlichen, keineswegs guten Tezten begnügt 
— Die unter Nr. 2« oben verzeichnete Schrift kindigt sieb eis ei* 

23* 
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Supplement an so dem Theile des Werke* von Pölitz: „Dito Staats- 
wisseuschaftea im Lichte unserer Zeit", ia welchem er das Euro* 
p&ische Staatsrecht durch eine Mittbeilung des Inhalts der Verfas- 
se ngs- Urkunden darstellte. Seitdem nlalich jener Theil, der vierte, 
in aweiter Auflage (1828.) erschienen war, haben so viele aad an 
wichtige Verfossungs- Veränderungen Statt gefunden , das«, eine nach- 
träglich« Zusammenstellung derselben und eine Fortfithrang jenen 
Staatsrechts bis auf unsere Zeit rithlich war, um dem Werke fortan 
Freunde im grossen Publikum zu verschaffen. Men ranss nun bei 
Beurtheilung der Schrift unter Nr. 2. diesen Zweck derselben nicht 
ans den Augen lassen, um gegen den Verf. gerecht zu seyn. Denn 
die ganze von ihm befolgte Art der Behandlaag des Staatsrecht«, 
welche in der Hauptsache in einer Relation Dessen besteht, was die 
geschriebenen Verfasstiogs- Urkunden enthalten, ist durch die An- 
lage des Hauptwerks geboten gewesen. Der Verf. hat das Unge- 
nügende derselben gefohlt, und in der Vorrede sehr richtige Bemer> 
knngen darüber gemacht. Auch der Character des Bnehs im Uebrigee, 
seine Richtung nicht sowohl auf wissenschaftliche Erörterung, als 
vielmehr auf lichtvolle, gemeinverständliche Darstellung erscheint als 
eine notwendige Folge seiues Verhältnisses zu dem Pölitzschea 
Werke. In der Weise nun, wie der Verf. hiernach sein Buch ein- 
richten mnsste, ist es als sehr gelungen zu bezeichnen, und vom 
seiner Verbreitung im grösseren Publikum eine erfolgreiche Einwir- 
kung auf die richtige Beurtheilung der Europäischen Staatsverfassun- 
gen zu erwarten. Wer sich schnell einen klaren Ueberblick dieser 
Verfassungen verschaffen und das Eigentümliche der. einzelnen kennen 
lernen will, dem kann das Buch mit vollem Rechte empfohlen worden« 
Die einzelnen Staaten, von deren Verfassungen hier gehandelt wird, 
sind folgende: Grossbritaneien» Nordamerikanischer Bundesstaat, 
Frankreich , Niederlande , Belgien , Italien , der Deutsche Staa- 
tenbund, Preussische Monarchie, Königreich Sachsen, Hannover, 
Knrstaat Hessen, Sachsen -Meiningen,. Sachsen ~Altenburg, Brann- 
schweig, Lippe- Detmold, die Ftirstenthftmer Hohenzollern, Däne- 
mark, Polen, Osmanisches Reich, Griechenland, Schweiz, Spanien, 
Portugal. 18. • 

Erinnerungen aus dem Leben and Wirkai eines alten Beamten» 
vornehmlich för AnDinger in der juristischen, besonders A ernte r- 
Praxis. Von JDr. Wolfe;. Heinr. Puehta, pens. Landrichter 
zu Erlangen, Ritter u. s. w. Nttrdüngen, 1842« 

Dieses Buch ist in seinem Plane ebenso eigentümlich, wie in 
der Ausführung anziehend und lehrreich«—» Ein Mann, welcher nach 
einer hartgeprüften Jugend flnf und vierzig Jahre lang bis in sein 
siebzigstes Lehensjahr Justiz« und Verwaltungs*Bleamter gewesen ist, 
während dieser langen Zeit die verschiedensten Zweige der j «Hellsehe« 
Praxis unter mannigfachen, oft hdchst schwierigen Verhältnissen 
kennen gelernt, neben der schweren Bürde, welche durch seinen 
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anfttttehen Beruf ibm auferlegt war, zugleich der Wissenschaft treu- 
lich gelebt und selbst zur Forderung derselben wesentlich beigetra- 
gen hat, — dieser Ehrenmann, ein lebendiges Muster unermüdlicher 
ThäHtgkett, kann auch die wohlverdiente Ruhe, welche ihm uacb des 
Tages Last und Hitze am Abende seines Lehens geworden ist, nicht 
zum Stillstand werden lassen, sondern verwendet sie, trotz anhaften- 
den körperlichen Leiden, um seine Erfahrungen zum Nutz und From- 
men der spateren Generationen aufzuzeichnen. Und dies thut er in 
einer überaus ansprechenden Weise, namentlich mit einer Geaülh- 
licbkeit, welche den Leser um so mehr fesselt, je seltener gerade 
dieses Element in der juristischen Literatur gefanden wird* Er er- 
zählt in ungezwungener, natürlicher DarsteUuag und mit jener Ge- 
sprächigkeit, welcher wir heim Alter so gern gewähren, seine zwar 
in einem kleinen Kreise sich bewegenden, aber dennoch au Ergeb- 
nissen so reichen Lebensschieksale, er gedenkt mit der liebenswür- 
digsten Offenheit der Schwächen, deren er sich zeihen zu mttssen 
glaubt, aber auch mit dem Selbstgefühl, welches dem Manne wahren 
.Verdienstes so wohl ansteht, der. Leistungen, deren Erinnerung ihm 
beim Ueberblicken seiner Laufbahn, woblihut, er lässt den Ernst, 
mit welchem er voll gettesfilrchtigen Glaubens auf die Fügungen des 
Höchsten hinweist, oder warnend, ermahnend, belehrend zu seinen 
Lesern spricht, mit heilerem Seherz und Witz in anstehender Weise 
wechseln, und er versteht von jedem Ereigniss seines Labans, von 
jeder bemerkenswerthen Erscheinung, weiche ihm bei seiner Amts« 
fübrung vorgekommen ist, eine so weise Nutzanwendung zu machen, 
dass sein Buch als ein wahrer Juristenspiegel gelten kann. So lehrt 
er durch sein Beispiel, wie fruchtbar auch noch das Alter werden: 
kann, wenn ihm eine gewissenhaft angewendete Zeit der Jugend und 
der Manaeskraft vorangegangen ist, und bestätigt aufs Neue, wne 
Ja*. Cato bei Cicero sagt: Jpttssima omnino sunt armm senectutis 
mrtes exercüatt'onesque* virtutum: quae in omni aetüte euitae , qmum 
vmltotn dktque vixeris, mir\fico8 efferunt fruetus, neu so/im» quiä 
nunquam deserwtt, ne in extremo quidetn tempore letalis , — quun- 
quam id maximmm est, — verum etiärn quia conscientia bene aciae. 
9// je, multorumqu* benefaotorum reeordatio jueundissima esL -— 
Doch Ref. ist es seinen Lesern schuldig, etwas Näheres von den! 
Buche milzutheHen, und so möge zuerst über den Zweck desselben 
Folgendes mit des. Verls« eigenen Worten gesagt werden: 

„Eine blosse Selbstbiographie) die also keinen andern Zweck hätte, als 
etwa meinen Bekannten mein Andenken au erhalten, und Denen , • die nientn 
von mir wissen, von meiner ifixisteus and meinen Lebensumständen KenmV 
niss an geben , konnte nicht meine Absicht sein. Ein Unternehmen dieser 
Art wurde auch hei dem Standpunkte, den ich in. der menschlichen Gesell- 
schaft einnehme, wohl nur Wenige anziehen. Mein Zweck war vielmehr,' 
wie ea aueh der Titel des Bueas ankündigt, Erinnerungen ans maftnemr 
lieben und Wirken als Beamter mitaulheileo, auuäcast für die amtlich«. 
Geschäftsführung, vorzüglich mit Rucksicht auf das Bedürfnis* an- 
gehender Practiker , und darunter wieder besonders für die meinem Berufe 
sieb widmenden. Das Buch soll diesen eine Vorsclinle werden sur richtigen 
Auffassung dar ntensilicnen Stellung eines äussern, nnailUalbar dem Volke 
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Torgesetaten , Beamten und «er Art un«; W«m seintr 
Functionen im Justiz- und Verwaltungsfache. Sie sollen daraus die hiebe! 
zn beobachtenden Maximen einet klugen und vorlicht igen Benehmen! er- 
'* kennen, um dem in den Beamten gesetzten Vertrauen zu entsprechen, und 
da so Vieles dessen vernünftigem Ermessen überlassen ist, Verantwortun- 
gen von sich absuwenden. — , Vielleicht dass auch manche Bemerkungen 
selbst Gesetzgebern, Ordnern und Regieren! der Staaten als der Aufmerk- 
samkeit nicht unwerthe Winke erscheinen, namentlich in Beziehung auf 
Aemterorganisation , Geschäfts vertheilung, Anforderungen an die Beamten, 
und für die Dienstpragmatik überhaupt, — Gegenstände, bei deren Bfw 
waguns; .die Stimme der Erfahrung so überaus gewichtig, ja entscheid en d 
ist, oder doch sein sollte." 

An einer späteren Stelle lesen wir noch: 

„Bine Anleitung zur Praxis, besond er s zu der A en terarasis, oder 
doch, wenn man so will, einer Art derselben, zu geben, ist die eigentliche 
Tendenz dieser Schrift, die sich von andern dergleichen Anleitungen nur 
durch die Form unterscheidet. Denn meine Lehensgeschichte, soweit sie 
nein dienstliches Wirken betrifft, oder darauf Einfluss äusserte, fe+glica 
noch meine Vorbereitang auf dasselbe, ist gleichsam der Faden, an den die 
Erfahrungen in Beziehung auf theoretische und practische Privat- und 
öffentliche Rechtswissenschaft sich anreihen , die ich als Rechtsanwalt , 
Crimioalrichter und Inquisitor, dann als Justiz-, Polizei- und Verwaltungs- 
beamter gemacht habe, so dass ich sagen mdchte: die Grundsätze und 
Regeln der Recataasübunaakuust sotten in meiner Pesaon gewtssersaaatm 
verkörpert erscheinen." 

Die Wer ausgehobenen Stellen sind der Einleitung; entnommen, 
welche unter der Ueberschrift: „Erklärung über den Zweck dieser 
Scbrift und ihre Richtung, besonders auf die juristische Geschäfte- 
fenroug" den ersten Abschnitt des Boches (S. 1 — 14,) bildet Sie 
enthalt ausserdem noch Manches, auf dessen Mittheilnng hier ver« 
ziehtet werden muss« — Der zweite Abschnitt (S. 15*— 70.) ist 
tbersebrieben : „Des alten Beamten erste Jagend« und Lehrjahre in 
österlichen Hanse; dann Frlfungen unter der Zucht eines väterlichen 
Stellvertreters. 44 Hier sehen wir, wie ein gutes Saamenkorn auch 
unter den widrigsten Verhältnissen aufgeht, gedeiht und die hotten 
Früchte trlgt Auszuzeichnen ist die Oberaus anschauliehe Weise, 
in welcher der Verf. die Geschichte seiner Jugend darstellt und die 
in dieselbe eingreifenden Gestalten dein Leser ver die Augen fahrt. 
Dieser Abschnitt ist zwar fttr die folgenden, welche dorn Zwecke 
des Baches unmittelbar dienen, nur vorbereitend, enthält »her viel 
Bebernigungswerthes für Diejenigen, für welche der Verf. vorzugs- 
weise geschrieben hat. — Im dritten Abschnitt (S. 71 — 105.) wird 
von des Verfs. Gymnasial- und Universität* -Studien, sowie von seiner 
wissenschaftlieben Ausbeute und Bildung überhaupt gesprochen* Hier 
interessirt besonders die Schilderung der Studien auf der Univ. Er- 
langen in den Jahren 1790 — 92. Manche treffende Bemerkungen, 
namentlich über den akademischen Unterricht dürfen nicht übersehen 
werden. — Der vierte Abschnitt (S. 106*— 157.) verbreitet sich über 
die Praxis des Verfs. im öffentlichen Amt als Rechtsanwalt, Crimioal- 
richter und Fiskal unter Preuss. Regierung. Als besonders bemer- 
kenswerth bezeichnen wir in diesem Abschnitt die Ansichten des Verfs. 
Ober die Examinir-lfethoden (S. 120. ff.), und hauptsächlich die über 
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da* erste Verhör im strafrsahlttchen Verfahren und die unzweck- 
massige Beschränkung des Richters bei demselben nach dem Bayer» 
Strafgesetzbuch (S. 141. ff.). — im tinAes Abschnitt ist die Rede 
yon> der Praxis des Verfs. als Preessischen Justizamtmaans in Cadolz- 
fcurg (S. 15$ — 223*); der Leser findet hier einen grossen Reich« 
tkom praetischer Bemerkungen. Von allgemeinerem Interesse dürfte 
es jseye, dass ein so denkender Practiker, welchem eine Erfahrung, 
wie wenigen Anderen, zur Seile steht, sich auch am Schlisse seiner 
langjährigen amtlichen Thäligkeit noch ebenso, wie früher, für den 
Vorzug der Instruction der Civilprocesse nach der Preuss. sog. Unter- ' 
suchungs-Methode vor der nach der gemeinrechtlichen sog. Verband» 
lungs-Mazime und gegen die Oeffentlichkeit in Civilprocessen erklärt 
(S. 202. f.). — Den SchUiss der praclischen Laufbahn desVerfs. schil- 
dert der sechste Abschnitt, welcher von seiner Praxis als Bayerischer 
Landrichter, erst in Cadolzburg, dann in Erlangen, bandelt (S. 229 — • 
323.). Hier lesen wir zuerst eine ausfuhrliche Schilderung des fast 
riesenhaften Um Fanges, welchen der Wirkungskreis eines Bayerischen 
Landgerichts hat (S. 230. ff.); auch in diesen Jahrb. 1840. S. 125.f. 
hat der Verf. eioe kurze Mittheilung darüber niedergelegt. Sodann 
begegnet uns eine sehr wahre Bemerkung über den Nutzen der Ver- * 
bindung praetischer Beschäftigungen schon mit den akademischen 
Studien (S. 255. ff.). AuffaHend und in dAr Gegend, in welcher Ref. 
lebt, gewiss sehr selten ist der vom Verf. S. 276. ff* mit starken 
Farben geschilderte Unfug, welchen Juden mit dem Erwerb von 
Celdfordernageu durch Cession z« treiben pflegen; arur Steuerung 
desselben werden von ihm sehr zweckmässige Vorschlage gemacht. — 
Der letzte Abschnitt (S. 324—365.) beschäftigt sieh mH der TbHig- 
keil, welehe der Verf. als Schriftsteller entwickelt hat. Dieselbe er- 
regt bei einem Manne, dessen Kräfte für sein Amt so sehr in An* 
spruch genommen worden sind , die grosste Bewunderung. Welehe 
Liebe zur Wissenschaft, welehe Spannkraft de» Geiste« gehörte 
dazu, um neben einem solchen Amte noch liierarisch su wirken J 
Der Verf. fand in dieser Wirksamkeit seine Erholung von den drücken* 
den Amtsgeschäften ; man kann es in der That nicht ohne Staune* 
lesen, auf welche Weise 'es ihm mttgltcb geworden ist, die treue 
Verwaltung seines Amtes mit fortgesetzter wissenschaftlicher Beschält» 
Ligimg zu verbinden* liier erscheint er, wie schon oben gesagt 
wurde, als ein lebendiges Bild der Arbeitsamkeit. Den. Beschluss 
macht in diesem siebenten Abschnitte, sowie im ganzes Buche ein 
Verzeichniss der Schriften des Verfs. , sowohl der selbständigen 
Werke, als auch der in Zeitschriften erschienenen einzelnen Abband» 
langen. ,An diesem Verzeichniss bal Ret Etwas auszusetzen, — die 
Uswollstftndigkeit. Denn auch die Kritischen Jahrbücher haben sich 
fortwährend der" tbfitigea TbeiJnahroe des Verfs, erfreut und verdan- 
ken ihm gar manchen gehaltvollen Beitrag; — dennoch gedenkt er 
der von ihm .geschriebenen Rezensionen gar nicht. Ref. verweis* 
zur Ergeozoag dieser Lücke auf die früheren Jahrgänge 1837. **d 
1*30—1841* deren jeder .Kritiken des Verfs. enthüt, und hofft so- 
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gleich, dass derselbe auch ferner unserm Institute gewogen bleiben 
werde. Mit dieser Hoffnung und mit dem herzlichen Wunsche, da» 
es dem ehrwürdigen Greise vergönnt seyn möge, noch recht lange 
•einer so segensreich angewendeten Masse sich zu erfreuen, schliefst 
Ref. diesen Bericht. R. Schneider. 



1. Handbuch des prenssiscben Krirainalprozessverfahrens. 
Ein systematischer Versuch vom Oherlandesgerichtsassessor Allcer« 
Erster (Allgemeiner) Theil. Zweiter (Besonderer) Theil nebst An- 
bang, betr. die Geböhren- und Stempel -Taxe in Kriminalsachen« 
Berlin, 1842. 

2« Der Preassische Subhastations- und Liauidations-Prozess. 
Nach dem Titel 52 der Process-Ordnung und der Verordnung w 
4« Mira 1834, so wie den Gesetzen und Verfügungen , welche 
selbige ergänzen, erläutern und abändern, dargestellt von Verd« 
Jul, WUttemmnm, K. Preuss. Justizcommissarins. Nebst fünf 
Anhängen, betr.: das Rheinische Subhastationsverfabren. Fort- 

Sesetzt bis auf die neueste Zeit von Alller 9 0.-L.-G. -Assessor. 
Ibendas., 1842. 

3. Die Lehre von dem Rechtemittelm gegen Erkenntnisse im . 
Zittlprozees, in Injuriensachen und in fiskalischen Unternehme* 
gen nach den Vorschriften der Preuss. Prozeßordnung und der 
späteren Abänderungen derselben für den praktischen Gebrauch 
und daa Studium systematisch dargestellt vom Kammergeriehtsv 
Assessor M* gefault«* Ebendas«, 1842. 

Die obigen drei Schriften gehören insgesammt einer Gattung 
der Literatur an, welche in Staaten, deren Gesetze eine wesentliche 
Veränderung erfahren oder einen bedeutenden Zuwachs erhalte« 
haben, für den Augenblick dnrch ein dringendes Bedürfnis« hervor- 
gerufen wird, auf die Dauer aber durchaus nicht herrschend werden 
darf. Es sind geordnete Zusammenstellungen der vielen gesetzlichen 
Bestimmungen, welche an verschiedenen Orten zerstreut sind. Solche 
Bücher muss es geben; denn Niemand ist bei häufigen und mannig* 
fachen Umgestaltungen des bisherigen Rechts im Stande, dieselben 
immer oder wenigstens in ihrem Verhältnis* zu den schon vorhan- 
denen Normen im Gedächtniss zu haben. Sie erleichtern die Ueber- 
sicht und die Anknüpfung des Alten an das Neue. Aber es darf 
doch die Literatur nicht in solchen Büchern aufgehen, sonst droben 
nie ier Wissenschaft Gefahr. Die Kritik muss daher, wenn Schriften 
dieser Art su beurf heilen sind, vor Allem die Frage aufwerfen und 
beantworten: ob sich ihr Erscheinen wirklieh durch ein wahres Be- 
dürfnis* rechtfertige? — Wenn wir nun bei der Schrift unter Nr. 1. 
diese Frage stalten, so kann die Antwort nur verneinend ausfaHetH 
Die Preassische Criminnl-Ordnung ist in neuerer Zeit schon so oft 
mit den späteren, dieselbe abändernden, ergänzenden und erläutere» 
den Gesetzen und Vertagungen zusammengestellt worden (namenU 
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Ih* ▼« Firstonthat 1927«, Richter 1836. f., Hafemaw 
1832-, Paal 183«., Maankopff 1839. u. A.), dass Ar dea ta> 
liehen Gebraech schon mehr als hinreichend gesorgt ist Nh sind 
zwar nach In der neuesten Zeit, nach dem Erscheinen dieser, deai 
Boche des Verfs. vorangegangeaea Sckriftea einzelne, nicht an- 
wiehlige Neuerungen binzegekommen , diese reehtfertigea an aber 
■immermebr, dass nm ihretwitfen die gesaataitea Illeren von Andera 
schon aar Genfige zusammengetragenen NoHaen noch eia Mal abge- 
druckt werden« Denn so heauem oder ta aageoehiekt sind dock die lV e ea 
niseken Juristen nicht, daas sie solche Nachtrage ohne eine fremde 
Brücke mit dem bisherigen Recht zu verbinden nicht im Stande 
waren. Daza kommt, dass nach untrflgtickeu Anzeigen eine Grand*, 
refbrm Ar den Griminalprocess in Prenssea bevorsteht; wozu avo 
noch eia Bach, weiches in einigen Jahren Makulatur seyn wird?- 
Von dieser Seite ist die Genügsamkeit des Verfs., welcker seine Zeit 
auf einen roraossiektlick bald anpraetischen Gegenataad verweadet, 
ebeaso bewunderungswerth, wie der Math des Verlegars, welcher 
seinen Gewinn in einer kurzen Spanne Zeit sa erringe« koÄ. Sinkt 
atea aber auf die Leistung des Verls, an sich, so ist anzuer ke n nen , 
dass er mit Fleias and Gesckick gesammelt and geordnet koke. Von 
einem eigentlich wissenschaftlichen Gekalt des B a c k es kaaa aker 
aicht JtigUek die Rede seyn; was so aussieht, die jftnMtone; — » 
BcmerkuDgen ober die Fortbildung des Strafverfahrens in Deutsek* 
laad und namentlich in Preussen — ist eine dürftige, nickt ein Mal 
anf die Resultate der neuesten Forschungen im Gebiete des gemeinen 
Rechts gegründete Compilation« Von Tantologieeu scheint der Verf. 
ein Freund zu seyn; dies zeigt sich nicht Mos auf dem Titel in dem 
„Kriminatarozessterfahroa",' sondern auek sonst, z* B. in der 
Einleitung wird wiederholt „die peinliche Hai sgerichtsordoung" 
erwähnt — Die anter Nr. 2. oben bemerkte Schrift ist nur zu 
einem Dritttbeile wirklich neu. Denn bis S. 206* enthält sie die 
schon im Jahre 1837. von Hafemann unter demselben Titel heraus- 
gegebene Compilation, auf welche von S. 207« — 300. der vom 
jetzigen Herausg. verfasste Nachtrag, „enthaltend die in den Jahren 
1836 — 1841. gegebenen, und auch einige Altere, diesen Proras* 
betreffende gesetzliche und ministerielle Bestimmungen," folgt. Wir 
haben es also wohl mit. dem Versuche zu thon, eine Schrift, welcfco 
nickt sonderlich abgegangen seyn mag, mit einer neuen Zuthat wie- 
der aufeuwlrmen und dem Publikum zu empfehlen. Dass die Schrift 
wenige Käufer gefunden haben mag, lasst sich denken, da es neck 
ikr aickt an Concurreatea gefehlt bat, und sie schlechterdings nichts 
weher ist, als eine blosse Compilation der betraffenden Gesetze und 
Verftguageu. Ob aber das Buch in der neuen Gestalt saekr Glick 
maeken werde, ist sehr problematisch; deun wenn es auek bis auf 
die neueste Zeit fortgeführt ist, io geht ihm doch Das, was solchen 
Gempilatioaea den wahren Werth giebt, und nach ihrem Zweck 
weseattiek ist, ab, die 4 Bequemlichkeit das Gebrauchs, welcko in 
¥<Agp der Kaabtrlga bedeutend bewtrftcksigi wink ~ Dia haala 
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von den obigen drei Schriften ist die unter Nr* 3« aufgeführte systn- 
inatische Darstellung der Lehre von den Rechtsmitteln ven Schultz» 
Zuvörderst muss bei ihr ein practisches Bedürfmks anerkennt werden, 
ans welchem sie hervorgegangen ist. Denn die dnreh die neuest* 
Gesetzgebung zum Theil bedeutend umgestaltete Lehre voa den 
Rechtsmitteln bat noch keine für den practiscbea Gebrauch be-> 
stimmte, ausreichende Bearbeitung gefunden. Der Verf. hat sieb 
aber auch nicht mit einer nackten Aufführung der verschiedene« 
gesetzlichen Bestimmungen begnügt, obwohl auch diese sehen beim 
Mangel einer anderen verdienstlich gewesen wäre, sondern er zeigt 
auch wissenschaftlichen Sinn theils in der Anlage des Buches int 
Aligemeinen, theils in manchen, besonders in den unter dem Text 
gegebenen Bemerkungen. Dabei läuft denn freilich auch Blanche« 
mit anter, was nicht probebaltig ist, wie, um nur ein Beispiel anzu- 
führen, gleich auf der ersten Seite die Begriffsbestimmung: „Die 
Verhandlung eines Rechtsstreits und seine Lage innerhalb eines be- 
stimmten Stadiums nennt man eine Instanz"; schon deshalb weil es 
Verbandlungen und Lagen eines Rechtsstreits in einem gewissen 
Stadium giebt, welche keine lostanzen sind, z. B. im Beweisstadiuuu 
Aber es verdient jeden Falls das Buch im Ganzen Loh und es wäre 
schon viel gewonnen, wenn alle Sammler und Ordner der verschie- 
denen über einen Gegenstand vorhandeuen Rechtsnormen in der- 
selben Weise, wie der Verf., arbeiteten» 20» 



Ü Lehrbach des bayerischen Hypothekenrechtes and der 
Prioritäts- Ordnung mit dem Concurs- und Exekutions- 
Processe von C. B. Lelmer, k. b. App.-Ger.-R, zu Bamberg, 
[jetzt Oberapp.-Ger.-R.] 2. Bde. Sulzbaeh, 1838. 

2. Lehrbuch der bayerischen Hypothekenaints-Ordnnng von 
C. B. Ii ebner o.s.w. Ebendas., 1837. (Vgl.Jahrb.1839. S.460.) 

Im Jahre 1822. wurde für das Königreich Bayern mit Ausnahme 
der Pfalz (des vormaligen Rheinkreises) ein neues Hypotheken- Gesetz 
und eine neue Priori tfits- Ordnung erlassen. Die neue Gesetzgebung 
war Gegenstand mehrerer literarischer Bearbeitungen, als: v. Gönner« 
Commentar Ober das Hypothekengesetz für das Königreich Bayern 
(2 Bde. München, 1823. f.); Nibler, systematisches Handb. den 
bayer. Hypotheken- u. Prioritttts-Rechtes (München, 1329*) ; Puchtn, 
W. H., Unterricht über die neue Hypothekeovarfassung in Bayern 
(Erlangen, 1823.); Sambaber, das neue bayer. HypothekengeseU 
zum Gebranch för Nichtjuristen $ mit besonderer Berücksichtigung 
dessen, was GUubiger und Schuldner während der Einfilbrnng6perto4f> 
bis zum wirklichen Eintritt des neuen Gesetzes zu beobachten haben 
(Nürnberg, 1826«); Bezzel, über Anweisung von Forderungen« 
welche auf mehrere Immobilien mit ungetheilter Summe eingetragen 
study auf den Echte aus diesen Immobilien, wenn *r Mir ^tnilichnn 
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Befrioägnag aller Iftothekea nickt hinreicht. Bise Kontroverse 
aas 4er hayer, PrioriMts-Ordnnag v, 1. Jony 1822. Mit einem Vesv 
wert vee Frkrn. r. Leonrod (Ansbach, 1829.); Pelliager/ das 
Cvuittutum possessorium nach gemeiaeni und bayerischem Reckte. 
(Amherg, 1834.). Aaf die vorletzte der angefükrten Sckriften ist 
ia dem vorliegenden Werke Lekner's Rfirksieht genommen* die 
•hrigen aiit Ausnahme de* Kommentars v. Gftnuer's aiod aieht an* 
e^fthrt, waa ab ein Mangel erscheint; weoa gleich dat Werk Nikler'a 
gar zu kurz nad fragaseniarisck iat, nad daraai ekea keine reieke 
Ausbeate gewahrt; wenn auek Paekta nad Samkaker zunickst 
nickt jarlstiaeke Ausffehrungen, sondern aiekr aar eiae praktisch« 
Anweisung für Laien bezwecken: der Anführung wlrea die Werke 
deck weki wertk gewesen. — Das Verblltniss zo r. Gftuncr's Werk 
gibt die Vorrede des Lekrkaekee des Hypoikekenrechies dakia an» 
dnaa Reauaenlare ihren Gegenstand mehr historisch -dogmatisch un4 
vergleichend mit an dere n Gesetzgehoagea, Lehrbücher aber exegetisch* 
dogmatisch behandeln, indem sie den Text des Gesetzes aaefc den 
Regeln der Kritik nnd Hermeneutik erklären nad die angeleiteten 
Gradnetze nad Recktsgewekakeiten ia wissenschaftlicher Ordanag 
darstellt*. Ab spezielle Anfgake eines Lehrbacket des Hypotheken* 
Reekles nnd der Prioriais-Ordaueg bat tick der Verf. gesetzt: niekt 
klon* die ans dem Texte der nenen Gesetze hervorgehenden Reckte* 
wakrkettea in einer systematiseken Ordnung vorzutragen, sondern 
anck die Biawirknngen der kesleheadea Civitgesetze nad der Pro* 
aeaserdnnng anf dieselbea zo verfolgen nad sie ia ihren Folgesätzen 
zu erläutern, daan zar voJIsllndigen, Lehre der Reckte nnd Vorzage 
der Hypothek-Forderungen nach das prozessualische Verfahren ah* 
zokandela, welches ia der HalfsveJIstrocfauag ia nnd ausser dem Ron* 
knrse zn keokacbten ist. Dabei ist sich rnckskktlick des Koakare» 
Prozesses aal Aasheknag derjenigen Tkeile deeseikea besebrlnkt 
worden, welche darch die neeestea Gesetze (Hypotheken« Gesetz, 
PrioriUlls-Ordanag, Gesetz v. 17. Nov. 1887. einige Verhesseraagen 
der Geriefats-Ordnaog ia bürgerlichen Rechtsstreiligkeiten betreffend) 
Akindernagea erlitten haken, oder wegen des Znsammenhanges der 
Lekre eingereiht werden mussteau Als die Aufgabe des Lekrkncks 
der HyeothekeaamU- Ordnung ist bezeichnet: darch spezielle EaU 
wieklnng der oft zo kurzen nnd an einfachen gesetzlichen Vorschrift 
ten aber das Verfahren in Hypotheken-Sachen eine Gleichförmigkeit 
im kynotkekenamtlickea Verfahren herheiza Ähren, nnd anf diesem 
Wege die legislative Erlassung einer künftigen Hypothekeaamts*Orn% 
anng vorzubereiten, deren feste Handhabung allein die woblthltigea 
Wirkungen der Gesetzgebung Ober Hypotheken sickerstellt, — Dass 
der Kommentar v. Gftnner's ein weiteres Werk Aber das bayerische 
Hypotheken* Reckt nicht uberfKlesig gemacht hat, wird niemand be- 
zweifeln, welcher die ermidehde Weitschweifigkeit und Breite den 
zwei Binde von 5*4 nnd Ml Seiten umfassenden Baches kennt, «es 
noch daan die Priorität*- Ordnung nicht behandelt. Die Arbeit 
JLebaer'* ist eine verdieastheae zn nennen; BäBfaekheit des Systems, 
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VoWsUadigkeit io den Materien, Präzision und Klarheit der Daniel» 
lug zeichnen dieselbe auf eine vorteilhafte Weise aus« Ausser 4er 
bereits berührten Nichtberücksichtigung der vorhandenen LiteraUrr 
findet Ree. , der unverkennbaren Vorzöge der Bearbeitung ungeaeb» 
tet, Folgendes zu bemerken sieb veranlasst: I. Ein Lehrbuch wird 
seinen Zweck um so vollständiger erreichen, je mehr es bei der 
Bearbeitung seines Gegenstandes *n jene Disciplinen anknüpft, rttck> 
sichtlich deren es einige Keontniss auf Seile des Lehrlings vornan* 
setzen darf. Fftr das bayerische Hypotheken -Recht ist eine solche 
vorauszusetzende Disciplin, an welche anzuknüpfen ist, die Theorie 
des gemeinen Civil- und des deutschen Privatreehtes über das Pfand- 
recht, Ein Anknüpfen an diese Theorie wird in dem Lehner'scbe*. 
Lehrbuchs gänzlich vertnisst, und doch wäre gerade biedurch der 
Lehrling am einfachsten in die bayerische Gesetzgebung eingeführt 
worden. Es wären zuerst die drei verschiedenen Systeme 4ts Hypo- 
thekenrechtes anzugeben und zu eharakterisiren gewesen; nehmlieh 
I) das r* mische, 2) das germanische, 3) das gemischte oder fron* 
einsehe System , worin neben den -germanischen, in demselben nicht 
konsequent durchgeführten, Prinzipien der Publizität und Spezialität 
»och aus dem römischen Systeme mehrere Bestimmungen fortbeste- 
hen, z. B. noch in manchen Fällen stillschweigende Hypotheken an- 
erkannt werden. Die Charakterisirnng dieser Systeme hätte einen 
natürlichen Uebergang zu der Entwicklung der Grundprinzipien des 
bayerischen Hypetheken-Rechtes gebahnt. — II. Ein Lehrbuch braten* 
zwar keine Aesfthrnng von Kontroversen nnd eben so wenig das ganze 
Detail der abgeleiteten Folgesätze zu enthalten; allein ein Lehrbuch 
ist um so vorzüglicher, je mehr es in der einen nnd in der andern 
Beziehung im Texte wenigstens Andeutungen und in der Note ent- 
weder kurze Ausführungen oder Verweisungen auf Hlllfsmittel, wo 
die einschlägigen Erörterungen zu finden sind, enthält In dieser 
Beziehung, iu welcher z. B. Marti n's Lehrbuch des deutschen ge- 
meinen bürgerlichen Prozesses in bis jetzt unübertroffener Weise 
sich auszeichnet, vermisst man manches in den beiden vorliegenden 
Werken. — In dem Lehrbuche der Hypothekenamts-Ordaung S. 252. 
heissl es z. B~, dass, wenn dem Gesuche um Löschung eines im Hypothe- 
kenbuche eingetragenen Rechtes der Ober dieses ausgestellte Rekogni- 
ttottsschein oder Hypothekenbrief nicht beigelegt war, die Bethei* 
Hgten in der ersten Verfügung auf das Gesuch hieran erinnert wer* 
den seilen. Welches aber die Folge sey, wenn, die Partheien der 
Erinnerung nicht nachkommen* ob zur „Löschung des eingetragenen 
Hechtes die Vorlage des Hypothekenbriefes oder Rekognitionsscbei» 
nes, und im Falle des stattgefundenen Verlustes Amorttsirung nbsolnt 
erforderlieb sey, darüber ist sich nicht ausgesprochen. — • In der 
Darstellung der Hypothek -Zinsen -Klage (Lehrb. des Hypotheken- 
Rechtes Bd. 1. S. 118.) ist die Frage nicht hervorgehoben, ob die- 
selbe auch bei Annuitäten einer im Hypotheken buche eingetragenen. 
Rente. statthabe. Ebendaselbst (S. 147.) wird gelehrt, dass die Ap- 
pellation gegen mwel m der Hauptsache gleichförmig© Erkenntnis** 
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mW eine solche Klage* *■ ** VoMeesaUuwe;, dass dBm OBteelie- 
geadeii Theile die gesonderte Rechuverfolgujig im gewöhnlichen- Pro* 
zesse vorbehalten bleibe, niebt stattfinde, und sieh dabei auf Prez^- 
Gesetz v. 17. Aov. 1837. f. 54. Nr, 6. berufen; allein die Gesetzes- 
stelle spricht nur von dem Exekutivprozesse, und das Verfahre« hei 
einer Hypothek-Zinseu-Klage ist mit den Exekutivprozease «war ver*. 
wandt, aber nicht identisch. — Das Reluitioes- und WiedereitUeuap« 
recht des Schuldners ist, wie es im Lehrb. des Hypotheken-Rechtes 
Bd. II. S. 243. heisst, zulässig bis zur wirklichen Versteigerung und 
auch nachher bis zum erfolgten „Zuschlage"; aber es wird dabei 
der dorch die Redaktion des Proz.* Gesetzes v. 1837. (§. 107.) her- 
vorgerufene -Zweifel, oh der sogleich am Schlüsse der Versteigerung 
auszusprechende Zuschlag (§. 102. Abs. I. ebd.) oder das längstens 
binnen 14 Tagen dem Meistbietenden »zustellende förmliche Zu« 
schlagsdekret (Abs. 2* a. a.0.) gemeint sey, gar nicht aufgeworfen, 
viel weniger gelöst. — In der Lehre von den Partikular- Konkursen 
(Bd. II. S. 271.) wird als Erforderniss eines solchen ausgesprochen : 
„das Daseyn eines besonderen Vermögens, welches durch ausdrück- 
liche Gesetze als solches anerkannt ist and nur unter die hierauf be- 
rechtigten Gläubiger vertbeilt werden soll." S, 273. wird dies» 
Voraussetzung der Partikular-Konkurse mit anderen Worten wieder« 
holt, und nun so fortgefahren: „ Dieselben treten daher, in der 
Voraussetzung, dass der einzelne Vermügeestheil zur vollständigen 
Befriedignag der hierauf einzQwefceu^en Gläubiger nickt hinreicht, 
io folgenden Fällen ein: 1) ^ei Hypothek- Objekten , wenn die? 
darauf eingetragenen und vorgemerkten Glaubiger, nur gugß* diene 
ihre Forderungen verfolgen; 2) bei Familien - Fideikommißen rück- 
skhthch der Fideikomniss- Schulden; 3). bei Leben rUcksicbtlich der 
Lehenschuldea; 4) bei Erbschaften; 5) bei deti gesonderten Ver- 
«ffgeatttheilee der verschiedenen Fabriken- eines Schuldners; 6) bei 
dem Mobiliar- Vermögen streng leibfällige» Güter; 7) bei dem. Vor« 
mOgen eines Ausländers; $) bei den mit Ewiggeldern belegten Gü- 
tern 4er Stadt München.« Ob die hier aufgezählten 8 Fälle exklusiv 
oder nur exemplifikativ seyn sollen, darüber ist sieb nicht erklärt» 
und die in der Priori Uta- Ordnung, welche in §• 7« das Prinzip für 
den Parükular-Konknrs aufstellt und in §» 8, die einzelnen Fälle auf- 
zählt, vorkommende Schwierigkeit, vielmehr Undeutlicbkeit kehrt int 
Lehrbuch- wieder. Re c. hält die Aufzählung der einzelnen Fälle 
nicht ffir exklusiv, sondern nur für exemplifikativ, . indem sonst die 
Aalstellung des Prinzips, dass ein Partikular-Konkurs entsteht, wenn 
gewisse Gläubiger das Recht haben, aus besonderen Theilen oder 
Gegenständen des Vermögens eines Schuldners ohne Vermischung 
mit dessen übrigem Vermögen und mit andern Gläubigern ihre Befrie- 
digung zu verfangen , ganz überflüssig wäre. Die Sache ist praktisch 
wichtig; so ist z, R. das Bergvermögen nicht unter den Objekten de» 
Partikular *i Konkurses aufgezählt, und doch m^ss man in Folge des 
Prinzips den Eintritt eines solchen behaupten; weil die Bergordnunfl 
v. & JhUy 1734* Art 104*. Ms. 2, bestimmt, dass aus.jiein.fiergver* 
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mögen die Bergschaden vor den andern Scheiden befriedigt 
sollen« — Die hier hervorgehobenen Lücken sollen nur zum Nach- 
weis des Satzes dienen, dass in Bezug anf Andeutung von Kontra« 
versen und abgeleitete Folgesätze manches vermisse wird« Dagegen 
enthalten die beiden Lehrbücher im Einzelnen viele vortreffliche An- 
deutungen, welche nlher hervorznhehen des eben eher die Werk« 
im Ganzen gefällte anerkennende UrlheH wohl überflüssig macht. 

Laufe. 

Festschrift zn der Jubelfeier der 25jährigen Regierung Sr. Maj., 
des Königs Wilhelm von Württemberg, Ludwigsbarg, 1841* 

Wie das Fest, welches das Württembergische Volk im vorigen 
Jahre mit Begeisterung gefeiert hat, von der allgemeinen Theilnahme 
Deutschlands begleitet worden ist, so ist auch die Festschrift, welche 
wir hier anzeigen, geeignet f die Aufmerksamkeit aller Deutschen 
Juristen in Anspruch zu nehmen. Sie ist „ein Denkmal des Dankes 44 , 
welches die unter der Redactien des Ober-Tribunal-RaHit v. Sarwey 
erscheinende Monatsschrift für die Justizpflege in Württemberg, 
deren auch die Jahrb. bereits rühmlichst gedacht haben, (vgl. Jahrg. 
1841. S. 86. IT.) dem edlen König, dem sie „die ersten Bedin- 
gungen ihrer Begründung und ihres glücklichen Fortganges bis zum 
heutigen Tage verdankt, 44 gesetzt hat, weshalb nie denn auf einem 
zweiten Titel auch als ausserordentliches Beilagenbeft zur dritten Ah- 
theilnng des sechsten Bandes dieser Zehschrift bezeichnet ist. Ihr 
Inhalt wird ebenfalls auf dem Titel so angegeben: I. Programm« II. 
Geschichte der Rechtsgesetzgebung während der ersten 25 Regie» 
rnngsjahre König Wilhelms. Von Dr. Robert v. Mohl, Prof. 
v. s. w. 111. Geschichte der die Rechtsordnung betreffenden oder 
berührenden organischen Einrichtungen in Württemberg, während 
der ersten 25 Jahre der Regierung des Königs Wilhelm. Von A. 
v. Sarwey, Rath u. s. w. — Das Programm gieht (S. 1 — 4.) die 
Veranlassung und den Zweck der Festschrift an. — Die Abhand- 
lung v. Mobl's (S. 5. — 83.) entwirft in einer darch Uebersichtlich- 
keit und edle Einfachheit ausgezeichneten, ansprechenden Dar- 
stellung ein Bild der Schöpfungen des Königs auf dem Gebiete der 
Rechts-Gesetzgebung. Nach einer kurzen Vorbemerkung wird die 
Geschichte dieser Gesetzgebung unter den Hauplrnbriken: Staats- 
recht, Kirchenrecht, Strafrecht, Verfahren in Strafsachen, bürger- 
liches Recht, Verfahren in bürgerlichen Reehtsstreitigkeiten vor- 
getragen. Bei Schriften dieser Art und Bestimmung läuft der 
Verf. nur gar zu leicht Gefahr, Alles ganz vortrefflich und unver- 
besserlich zu finden, nnd, statt ein Geschichtschreiher zn seyn, ein 
Panegyrfst zu werden. Mohl ist dieser Klippe glücklich entgangen 
nnd bat bei aller Anerkennung Dessen, was durch den König ins 
Leben gerufen worden ist, doch mit anstund igem Freimnth auch 
Das hervorgehoben, was noch lückenhaft oder ungenügend gehlieben 
ist. Ref. deutet nur auf einen Gegenstand allgemeinen! Interesses 
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im, auf die Bäderkunden, Weichtier Varfc S. 22« Ober dib Nelhwea- 
digkeit einer Verböserung der Gesetzgebung ttber den Nachdruck aus- 
geatmeten hat Gewandert bat sieb Ret, S. 48, von dem „Recht der ja- 
{Hacken Kirche" in lesen» da doch die Jaden zwar eine Religkmsge- 
meinchaft bilden, aber nimmermehr eine Kirche, in deren Begriff- das 
Christliche ein wesentlicher Beslandtheil ist. — Dem Aufsatze V. 
M oh I*s schüesst sich als ein würdiges Scitenstöck, oder vielmehr 
als ein notwendiges Supplement zur Vollständigkeit des Bildes der 
Rechtsordnung, welche von König Wilhelm ausgegangen ist, die von 
v. Sarwey dargestellte Geschichte der organischen Einrichtungen 
an, welche die Rechtsordnung betreffen oder berühren (S. 84 — 
148.)* Der Verf. spricht nach einigen einleitenden Worten feuerst 
von zwei atigemeinen, auf das Organisationswerk des Königs sich 
'beziehenden Gegenständen, von dem Beamtenwesen und von allge- 
meinen Maassregeln zum Uebergang in den neuen Zustand. Dann 
betrachtet er die drei Hauptorganisationen, welche unter des Königs 
Regierung zu Stande gekommen sind r die Organisation der hohem 
Behörden im Justiz- und Verwaltungsfach v. 18. Nov. 1817. mit 
ihren Ergänzungen nnd Correctionen, die Aemter-Organisation v. 31. 
Dec. 1818. nnd die Organisation der Gemeinde- Hölfebeamten, ins- 
besondere im Notariats-» Verwaltungs- und Pfand-Wesen. Ferner 
bandelt er von der Organisation einiger weiteren Zweige der Staats- 
verwaltung, nflmlich des Kriegs -Departements, des Landjäger-Corps, 
des Departements der auswärtigen Angelegenheiten, des Zoltweseos, 
der Bof-Organisation. Zuletzt erwähnt er noch einige besondere, 
mit der Rechtsverwaltong und ihren Formen zusammenhangende In« 
fUtntiouen, das Unterpfapdsweseo, die Lartdes-Vermessung mit ihren 
Anhingen, die Grund- u. s. w. Abgaben-Erleichterungen, die Sportein 
n. s. w., du Strafanstalten -Wesen." Wenn die Darstellung aller 
dieser Verhältnisse und Einrichtungen nicht so anziehend ersah eint, 
als die Abhandlung v. MofaPs, so ist der Grund davon ohne Frage 
ein rein objeetiver. Die Schilderung von Staaiseinrichtungen in all- 
gemeinen Umrissen und ohne weiteres Eingehen auf einsteine Lebens- 
Insserongen derselben wird nothwendig etwas zu Abstractes haben, 
um lebhaft interessiren zu können. Der Verf. hat aber seine Auf- 
gabe mit Sorgfalt, Genauigkeit nnd Liebe znr Sache gelöst, und 
verdient dafür alle Anerkennung. — Ref. sagte oben, die hier an* 
gezeigte Schrift sey geeignet, die Aufmerksamkeit aller Deutschen 
Juristen zu erregen. . Sie ist es, weil sie uns ein ziemlich ausge- 
führte* BHd der Hechtseinrichtungen eines Staats vorföhrt, in welchem 
der Gesetzgeber mit der Zeit fortgeschritten und wo gar manche 
Erfahrung gemacht worden ist Dem Ref. ist keine andere Schrift be- 
kannt, in welcher die Rechtsordnung irgend eines deutschen Staats 
so übersichtlich und lehrreich bebandelt wurde. 77. 
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Handkich för Vormünder *4er Uaterricht Aber die Rechte 
und Pflichten der Vormünder und Curatoren, nach den 
Grundsätzen des Particular-Rechts, för das Herzogthom Oldenburg 
und die Erbherrschaft Jever, entworfen von F. XL Steenlcenu 
Oldenburg, 1839* 

Der Verf. dieses Boches hatte hei dessen Abfassung den Zweck* 
die VormQnder seines Vaterlandes über die Rechte und Pflichten 
ihres wichtigen Amtes vollständig zu belehren «nd demgemäss die in 
Oldenburg und in Jever geltenden partikularrechtlicben Bestimmungen 
über die Vormundschaft, und, wo jene nicht ausreichen, die Vor- 
schriften des gemeinen Rechts in fasslicher Kürze systematisch zu* 
sammenzustellen. Wir haben es also hier mit einer populären Be- 
arbeitung einer Rechtslebre zu thun. Diese ist aber in so hobest 
Grade gelungen, wie Ref. kaum ein anderes Beispiel in der Lite- 
ratur kennt. Der Vortrag des Verfs. ist bündig und deutlich, er 
bat das Wesentliche, was ein Vormund wissen muss, um sein Amt 
zum Besten des Mündels und zu seiner eigenen Sicherheil gut 
verwalten zu können, mit richtigem Tacte ausgewählt, und sieh 
ebenso fern gehalten von der unangemessenen Manier mancher ffcr 
das Volk schreibender Juristen, welche das Gemeinverständige dnrch 
Breite- und Verdünnung zu erreichen suchen, wie von dem Fehler 
Anderer, welche das Strengjuristische nicht vermeiden künnen. Nach 
dem Vorworte ist der Verf. Pupillenschreiber gewesen, d. h. ein der 
Justiz-Kanzlei, als der über die Landgerichte, welche das Obervor- 
mundschaftsamt führen, oberaufsehenden Behörde, untergeordneter 
Beamter, welcher zu einer beständigen Wachsamkeit für das Inter- 
esse der Pflegbefohlneu besonders verpflichtet ist. Als, solcher hat 
er viele praktische Erfahrungen in diesem Rechtszweige gesammelt 
und diese, sowie die von einem anderen Pupillenschreiber ihm raU- 
getheilten Bemerkungen bei Ausarbeitung dieser Schrift treulich be- 
nutzt; denp überall erscheint er als ein mit seinem Gegenstande ganz 
vertrauter, in denselben eingelebter Schriftsteller« Aber auch die 
Theorie ist ihm gar wohl bekannt; dies zeigt die zweckmässige Be- 
nutzung der guten gemeinrechtlichen Literatur, namentlich der Mo- 
nographie RudorfPs. So wird die Schrift, selbst für theoretische 
und praktische Juristen ausserhalb Oldenburgs nicht ohne Interesse 
und Nutzen seyn. Zur Rechtfertigung dieser Erwartung führt ReL 
als Beispiel die S. 145. ff. zu lesende, recht gute Auseinandersetzung 
der Zweckmässigkeit der Vorschrift Justinfan's, (L. 25. C. de 
adm. et peric) an, nach welcher Gapitalzahlungen an den Vormund 
nur unter obrigkeitlichem Decret geschehen sollen, einer Vorschrift, 
welche von namhaften Juristep ohne genügende Gründe für unzwecfc- 
mässig und unanwendbar gehalten worden ist. 39. 
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Verfassungs-Skizzen der freien nnd Hansestädte Lübeck, 
Bremen nnd Hamburg. Von Dr. €• F, Warn, Professor. 
Hamburg, 1841. 

Die drei Aufsätze, ans welchen diese kleine Schrift gebildet 
wird, sind im Wesentlichen nicht neu. Sie sind Wiederabdrucke 
des Artikels: „Bremen" im Brockhausischen Conversalionslexikon 
der Gegenwart, und der Artikel: „Hamburg" und „Lübeck" im 
v. Rotteck-Welckerscheo Staat&*Lexikon. Indem Ref. sieb daher 
bei etwas bereits Bekanntem kürzer fassen kann, bemerkt er nur, 
dass die Schrift durch ein Sendschreiben an die Gesellschaft zur Be- 
förderung gemeinnütziger Thätigkeil in Labeck eröffnet wird, in wel- 
chem sich ebenso wie in den einzelnen Aufsätzen die freisinnigen 
Ansichten und Bestrebungen des Verfs. in kräftiger, ansprechen- 
der Darstellung ausdrücken. Dann folgen jene Aufsätze, welche in 
der Tbat mir als Skizzen geilen können, — lebendige, leicht zu 
überschauende Bilder, mehr auf Befriedigung des politischen Sinnes, 
als auf wissenschaftlich -genügende Erörterung berechnet. Die ur- 
sprünglich verschiedene Bestimmung der Aufsätze hat auf ihre Ge- 
stalt sichtbar eingewirkt. Der Artikel Bremen sticht daher gegen 
die beiden übrigen, Ref. möchte nicht sagen vorteilhaft, ab; selbst 
im äussern Umfang steht er ihnen sehr nach; denn auf Lübeck kommen 
39, auf Bremen nur 17 und auf Hamburg 61 Seilen. Dem Arti- 
kel Hamburg sind bei diesem Wiederabdruck einige Zusätze in An- 
merkungen beigefügt worden ; der Verf. will sich desselben künftig 
als Leitfadens bei seinen öffentlichen Vorlesungen bedienen. — Zur 
bessern Charakteristik fügt Ref. zum Schluss noch die Ueberscbrif- 
ten der einzelnen Capitel bei. Sie lanten bei Lübeck: 1. 'Alte 
Macht, altes Recht. 2. Grundlage der Verfassung. 3. Patriciat. — 
Die Cirkler. 4. Entstehung anderer Corporationen. 5* Recess von 
1416. 6* Bewegungen der Reformalionszeit. 7. Fortschritt im 17. 
Jahrhundert. 8* B^s Befreiung«} ahr. — Bedürfniss der Initiative der 
Reform. 9. Der Entwurf von 1816. — Bürgerliche Repräsentation. 
10. Fortsetzung. — Organisation des Senats. 11. Betrachtungen über 
den Entwurf. 12. Stand der Dinge. — Der Artikel Bremen dage- 
gen bot folgende Abteilungen : 1. Theorie und Praxis. 2. Refor- 
men im Einzelnen. 3. Verhandlungen über das Ganze der Verfas- 
sung. 4. Grundzüge des Entwurfs von 1837. — Die Darstellung der 
Uamburgischen Verfassungs* Verhältnisse endlich ist so gegliedert: 
1. Einlettende Bemerkungen. 2. Historische Uebersicht. 3. Von 
der höchsten Gewalt. 4. Der Rath. 5. Die Bürgerschaft. 6. Die 
bürgerlichen Collegien. 7. Von der Gesetzgebung. 8. Von der Ju- 
stizverfassung, 9- Von der Polizeiverfassung« 10. Von der Staats* 
wntbschaftlieben Verfassung. 11. Von der kirchlichen Verfassung. 
12. Von der Verfassung des Landgebietes. 13. Von der Wehrver- 
fassung. 14« Von der äusseren Staatshoheit, 51* 
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m. Berichte über akademische 
Scliriften* 

Beitrage zur Geschichte der gerichtlichen Medizin ans den 
JnstUianeischen Rechtssammlnngen. Inaugural-Jbhandhmg 
von tito*#* Adolph von der Ffordten, d. Med., Ckrr. v. 
Geburtsh. Doctor. Warzburg, Druck v. Thein, 1838. 56 S. 8. 

De archiatris Romanü inde ab eorum origitie usque 
adfinem imperii Romani occidcntalis. Diss. inaugttr. 
historico-jnedica quam scripsit etc. Cor* Jusl. CfoItfJtorft» 

Lipsiemsis, Med. Baccaiaur. Lipsiae, typ. B. Tauchnitzü. (1841.) 

vu a. 86 S. 8. 

Diese beiden Abhandlungen ifnd von Jungen Medicinern Ober Gegenstände 
geschrieben, welche für des Verständniss unserer Quellen md «r die Rechts- 
geschichte von Interesse sind. Ueber beide rauften wir gleichmessig unser Ur- 
theil dahin abgeben, daai aie recht fleissige und für den Standpunct ihrer Verfc 
lobemwerthe Arbeiten liud, dan aber durch dieielben für die Rechtswissenschaft 
nicht viel gewonnen iit. Darum wird ei auch genügen, wenn wir kurz den In- 
halt der Schriften referiren. — Der Verf. der enten Abhandlung, welcher leider 
aeiaem Wirknngakreii zu früh entriaten worden ist, (vgl. Jahrb. 1841. 6. 111*.) 
hat den Zweck, die Spuren de« Einfluciea su bezeichnen, welchen naturwissen- 
schaftliche und raedicinii che Kenntnisse auf dai Rech ti verfahren der Alten aus- 
geübt haben, soweit diete Spuren von Ihm in den Justinianischen Rechts- und 
Cef ets-Samrotoogen aufgefunden worden find. Er beschränkt ■ ich jedoch dabei 
«nur auf die Institutionen , die Pandecten und den Codex , wahrend er die 
Novellen, ohne Angabe eines Gründet, ganz ausser Acht lässt, obwohl auch 
Sie Manches enthalten , was für seinen Zweck tauglich gewesen wäre ; s. R. 
Nov. XXXIX. c. 2., CXLII. Zuerst untersucht er, ob und in wie fern man bei 
den Römern eine gerichtliche Medicln annehmen kenne und gelangt su de« 
gewiss richtigen Resultate, daas »war eine ger. Medicin mit formeller Ausbil- 
dung sich nicht nachweiten lasse, wohl aber es tebr wahrscheinlich sey, dass 
In zweifelhaften Fallen Aerzte um ihre Enttcbeidung befragt worden ■ eyen. Er 
spricht dann von den verschiedenen Arten der Aerzte*), deren Rechten und 
Pflichten, und geht hierauf auf diejenigen rechtliehen Restimmungen ober, wel- 
che medicinischen Kenntnissen ihr Entstehen verdanken, indem er namentlich 
zuerst im Allgemeinen die Krank hei ts Verhältnis se , aufweiche »ich Rechtsvor- 
schriften , hauptsächlich des Ed. Aedilicimm^ beziehen, aufzählt und darauf 
eine weitere Aufführung ober folgende einzelne Puncte folgen lässt: psychische 
Beistände, Geseklechtssphäre, Organe des Gesichts, des Gehörs und der Sprache* 
und Gift «nd Zauberei Uebcralt entwickelt der Verf. hiersei eine ausserordent- 
liche Belesenheit in den Rechtsquellen und seine Zusammenstellung der zer- 
streuten Notizen, welche er gesammelt hat, ist recht gut. Dass Missverstand- 

_ •) 8. H. # legt mir der Verf. die Verdeutschung von vnletuiH**rü durch „Kranken- 
wärter" bei, doch rührt dieselbe nicht von mir, sondern von Treitschke her. 
' R. Schneider. 
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■ine und- Fehler bei juristischen Gegenständen zuweilen vorkommen , darf ans 
von einem Nichtjuristen nicht wundern. — Der Verf. der iweiten Abhandlung 
gesteht telbst in dem Vorworte zu, dssi er nichts Neues vorbringe. Wenig 
Hoffnung auf wissenschaftliche Behandlung erregt der Contpectmt librorum re- 
eentiorit origittin, in quibut de eadem re agihtr. Denn hier lind Rechtf quellen, 
juriitifche und mediciniiche Abhandlungen u. dergl. m. in Staunen erregender 
Mischung zusammengewürfelt. Dass gerade tolche Schriften fehlen ,**us wel- 
eben der Verf. über das Juristische hatte Belehrung schöpfen könne«, s. i. die 
Dissertation G a u p p's de Profettorib** et Medicit eorutuque pHvilegnt •'* jure 
Rmmano ( VratUL , 1827 \) ist um desVerfs. willen ts bedauern. Er beginnt 
■eine Abhandlung mit ausführlicher Erörterung der Etymologie und Bedeutung 
Ton archiater und entscheidet sich für «i/o? tmv iaxQuhr, princep* medicontm, 
nimmt jedoch mehrere verschiedene Bedeutungen an. Dann handelt er kurz von 
den froheren Verhaltnissen der Aerste in Rom, und verfolgt ihre Geschichte bis 
aof die letzte Zeit des Qccidentalischen Reichs, indem er zuletzt die Rechte und 
Befreiungen der Arehiatri zusammenstellt. Aucb er zeigt Belesenheit und ein 
bei einem Nichtjuristen gewiss Anerkennung verdienendes Stadium der Rechts* 
quellen. 6. 



De judicii civilis natura. Programma, quo ad orationem 

pro ioco in Senatu aeademieo rite obtinendo d. XXUL m. Jan* 

MDCCCXLl. k. L q. c. publice Aabendam invitat, auctor D. Vom*. 

Menr. Jos* McheUtmg, proc. civ. et philos. jur. P. P. 0. 

Erlangae^ typ. Kunstmann. 21 S. 4* 

Dieses Programm weicht von der gewöhnlichen Weise insofern ab, als es 
dem Verf. nicht sowohl um die Entwicklung und Begründung irgend einer neuen 
Ansicht zu thon ist, sondern er vielmehr seinen Zuhörern eine* Uebersicht der 
obersten Grundsätze vom Civil process su geben beabsichtigt hat Diese Absicht 
deutet das kurze Vorwort an und bestätigt auch die ganze Einrichtung der Ab- 
handlung. Daran, dass aucb eine solche Tendenz in einer akademischen Gc- 
legrnheHsschrUt sich geltend su machen berechtigt sey, lässtsich nicht fügttch 
zweifeln. Was aber die Art, wie jene Absicht vom Verf. durchgeführt worden, 
anlangt, so wäre wohl zu wünschen, dass die pAiio$*phia proee$mit dviNt y 
welche er in der Venrede su geben ♦erspricht, das Gänse etwas mehr beherrschte; 
der Verf. stellt seine Grundsätze mehr als fertige hin, als dass er sie philosophisch, 
su deduciren und zu begründen sucht. Was er aber sagt, ist sehr fasslich und 
gewahrt einen lehrreichen Ueberblick. Auf Streitfragen lässt er sich gar nicht 
ein; höchstens deotet er an , dass Etwas zweifelhaft sey. 49. 
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IV. Berichte über reehtewisscn« 
schaftliche Zeitschriften. 

Themis, eine Sammlung von Rcchlsftllcn und Abhandlungen aas 
dem Privat- u. Strafrechtc, and über das Stempel- und Taxpatent 
vom £7. Jan. 1840. 'Von J*r. Jos. Weaaely, k. k. 0. o. Prof. 
d. allg. bOrg. R. an d. Univ. zu Prag, u. s. w. Neue Folge. 1. 2. lieft. 
Prag, 1841. 

Zufolge einer auf dem Umschlage des 1. Heftes enthaltenen Bemerkung 
beginnt deswegen eine neue Folge dieser Zeitschrift, weil von jetzt an in 
jedem Hefte auch Aufsätze über das neue Stempelpatent enthalten sein werden, 
wodurch der ursprüngliche Plan derselben erweitert worden ist« 

I. Abhandlung über da» Verfahren und die Stempelpflicht bei Aufkündigten - 

gen. Von We»»ely. H. 1. S. 1— 30. 
Vorschläge ober die sweckmässigste Einbringung schriftlicher gerichtlicher 
Aufkündigungen und Widerlegung der Ansicht, als ob die aussergericlitliche 
schriftliche Aufkündigung dem Stempel von 10 Xr. unterliege« 

II. Abhandlung über die Stempelpflicht einer mit der Einverleibu*g»bcwiUi- 
gung veraehenen Urkunde. Von Weetelu. H. 1. S. 31 — 18. 

Eine solche Urkunde unterliegt wegen dieser Einverleibungsbewilligung 
nicht noch besonders dem 15 Xr. Stempel. 

III. Rech l$f all über die Wirkung der Gläubigerworrufung bei Verlanen» 
»ehaflen. Von Wettely. H. 1. S. 39— 76. 

Der Verf. bestreitet die Richtigkeit eines Appelletionaurthetls, in welchem 
einem Verlassenschaftsgläubiger die Auszahlung seiner Forderung vor Ablauf 
der Ediktalfrist bewilligt wurde. " 

IV. Beitrag zur Lehre über da» Te»limng»recht der Eltern in Bezug auf 
ihre Kinder, nach §.009. de» a.b. G.B. VonWc»»ely. H.l. S. 77—100. 

Die Eltern sind nach diesem §. in Beziehung auf das Substitutionsrecht an- 
dern Erblassern lediglich gleich gestellt, und sie können ihre Kinder unter der 
daselbst angeführten Reschränkung wie jeder andere Erblasser seinen Erben 
fideieommissariscb oder gemeinhin substituiren. 

V. Beitrag nur Erläuterung de» §. 205. der allg. G. O. Von Dr. Frz. Xar. 
Haimerl, k. k. o. o. Prof. an der Prager Univ. H. 1. S. 101—114. 

Der Verf. deducirt, dass der ang. §. dann eine Ausnahme erleide,' wenn es 
sich in Rezug auf §. 163. dess. 6. R. um einen Haupteid handle, als auf welchen 
nicht erkannt werden dürfe, wenn er dem Pupillen oder Kuranden hiebei aufge- 
tragen werde. 

VI. Abhandlung Über da» Verbrechen der Subordination»- Uobertfetumg nach 
Saterreich. MiNtoir - Strafgesetzen. Von Frz. Jotephi, k. k. Haupt» 
mann u. Garn» tont- Auditor aar Prag. H. 1. S. 115 — 125. 

Der Verf. giebt eine mit Beispielen erläuterte Darlegung des Thatbestandes 
dar einzelnen (3) Grade dieses Verbrechens nach der Strafnorm v. 1790. §. 1. 
Uli. K. u. Kriegsartikel 1. n. 2. n.J. 1808. 
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! üe^dU8t emp e lp fi ic& der bma>n Ehen der Civil- u.MMtair- 

b oomten umd der O/finiere vorkommenden Vermchtsreverse und Heirathe- 

kauniom-WidmmngSMrkunden. Van Wessely. H. 2. S.1— 37. 

Die Verzicfilsreverse der Frauen der Civil- u. MiHtarbeamten unterliegen 

dem SeXr. Stempel and entere in gewinen Füllen, letztere stets dem f«egali- 

siiwsupstemeel, die Peueiousvcrzichtsreversc der Briete der Offiziere sind nicht 

stempelpfiichtig. Aehnfiche, noch detaillirtere Bestimm engen giebt der Verf, 

hinsichtlich der einzelnen Arten der Widnangsnrknnden. 

II. Abhandlung über die StempelpfKeht der EinreichungsprotokoUs- Bestäti- 
gungen (mucU Protokolls- Rexepitte y Extrakte oder Zeugnisse genannt .J 
Fan Wessely. H. X S.S8— 48. 
Dieselben sind nn sich stempelfrei, (diese Ansicht wurde nachmals, wie der 
Verl in einem Nachtrag am Schlüsse des Heftes meldet, durch ttaCkammer- 
dekret vom IfS. 41. gesetzlich anerkannt), missen aber, wenn man von den* 
selben bei einer Behörde Gebrauch macht, als Beilagen mit dem 6 Xr. Stempel 
ane hg e st empelt werden. 

IIL Revision der Anrichten über die Frage*: was Rechtens sei y wenn Kon- 
kurtinstanz einen Konkurs als beendigt erklärt und hierauf ein früher 
schon vorhandenes oder erst neu erworbenes Vermögen det Kridatars 
zum Vortchein kommt* Von Wessely. H. 2. 8. 49 — 84. 
Auch dieses Vermögen haftet ausschliesseud den in dem abgeführten Kon« 
korse angemeldeten und klassifizirteu Gläubigern, so lange diese nicht ganzlich 
befriedigt sind. 

IV. Rechtsfaü % über die Vertheilung des Feilbietungserlbses unter die Hypo- 
thekengläubiger. Milgetheilt von F. L n Justitiar in W. H. 2. S. 85— 9a. 

Der Verf. glaubt, daif im vorl. durch Vergleich beendigten Falle die rich- 
terliche Entscheidung dahiu zu geben gewesen wäre: der ganze Lizitut ionseriös 
sei bloss nach der chronologischeu Ordnuug der bewilligten Verbilcherungen 
allen Gläubigern zu ertheilen. 

V. Rechtsfall mrit •Bemerkungen über die Frage, wie die Strafbehorde mit 
den angebUeh gestohlenen Sachen vorzugehen habe, wenn der des Dieb» 
Stahls derselben Beschuldigte aus Mangel an Beweisen losgesprochen 
wird. NKtgelheilt von Af. Hawelka, subst. Magistrats™ th. H. 2. 
S. 91 — 111. 

Der Verf. hält im Gegeniatze zu den gesprochenen Krkenntntssen dafür, 
dass der Strafrichter im vorl. Falle das Object des angeblichen Diebstahls der 
Anzeigerin habe abnehmen uud der ab instantia Losgesprochenen rück ver- 
schaffen sollen« 



Schlesisckcs Archiv, für die pntctische Rechtswissenschaft, 

herausgeg. von C. F. Koch u. Ct. O. Baumeister, O.L.G.- 

Rätfaco. Bd. 2. Heft 2. u. 3. Breslau, Aderholz. 1838. S. 217— 

586. (Vgl. Jahrb. 1838. S. 668. ff.) 

Heft 2. enthalt hauptsächlich Erkenntnisse, die sich suf die Rechts Verhält- 
nisse heim Brocken- und Chausseeban beziehen, namentlich: Ober die Verpflich- 
tung zur Unterhaltung vorhandener und Anlage neuer Brücken (die Gutsherr- 
scharten der Gemeinden in Schlesien sind su IJauptreparataren an Brücken auf 
Cha uss e en nicht verpflichtet, wohl aber zur Anlage neuer Brücken; bei Um- 
wandlung des Weges in eine Chaussee von Seiten des Staats treten die Bestim- 
mungen dee AUg*. L. R. an die Stelle der Proviuzial Verordnungen); über deuBe* 
griff des öffentlichen Weges (ein öffentlicher Weg ist entw. Haupt- oder Com- 
— nj eat isnaweg, steht also nicht dem letzteren, sondern dem Privatwege 
gegenüber, umfasst aber auch den Weg, der nicht bloss zwei benachbarte Ort- 
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•durften miteinander verbindet, sondern mehrere Orte berthrt); ffcer die Sovge 
fir ungefährdete Sc hinfahrt muf dem Oderstrorae Seiten der üferbeellser (bes. 
in Bezog auf des vorgeschriebene Aulroden der nicht tiefer eis 1£ Voss unter dem 
niedrigsten Wasserstande liegenden Baumstämme , — SchAdeaersatzpfUchtig- 
keit der genannten). Amierdem: über Zahl- und Aufnahmegelder (entere 
haben kein Realrecht, diese geboren nicht au den grundherrlichen Abgaben), 
und über zwei Punkte aus dem Erb- und Pfandrecht. 

lieft 3. Zuerst: über die Rechte und Pflichten der Dreschgartner (dieselben 
nahen vom Rdba und Raps Mandel und Hebe, 10 wie für den Verlust an letztenn 
durch Übermässigen Anbau von Futterkrautern - oder durch Verpachtung von 
Gutsäckern oder durch Annahme von Lobndrescbem Entschädigung zu fordern; 
sie find gemeinschaftlich, aber nicht solidarisch zur Verrichtung der Hofarbei- 
ten verpflichtet; sie können, wenn sie als Lassiten kein Recht auf Verleihung 
des Eigen tha im haben, ihrer Stellen nicht willkdhrlich vom Gatsherm entsetzt 
werden). Sedann: No. 12. Aber Dienstpflicht der Bauern zur Grabenreuiunng, 
* welche gleichmaaaig auf Grabenerweiterung zu erstrecken ist. No. SS. Aber die 
Einitandip Richtigkeit des Gerichtiherrn , für die an den Gerichtshalter zwr An* 
nähme ad depaitum gezahlten, .wegen mangelnder Deposital-Einrichtung aber 
nicht ad depotitum genommenen , sondern von letzterem unterschlagenen Gel- 
der; Nr. 34. Bei tätigung der in Heft I. No. 6. mitgetheilten Entscheidungen durch 
zwei Erkenntnisse des Geh. Obertribunals; Nr. 35. über die unrichtige Ableitung 
von Rechten der Gutsherrschaft ausKaufcontracten, denen sie nicht ausdrück- 
lich beigetreten ist (ein solcher Beitritt liegt auch nicht in der früher erfor- 
derlichen gerichtsherrlichen Confirraation); Nr. 36. die zu Regalirang der öffent- 
lichen Steuern von den Steuerbehörden aufgenommenen Verhandinngen und 
daraus gezogenen Fassionstabellen liefern keine Beweishfilfe der Qualität des 
der Gutsherrschaft zu entrichtenden Zinses, falls nicht wenigstens die Zuzie- 
hung oder Genehmigung der letzteren dargethan ist; No. 37. 38. über die Be- 
schaffenheit des Erwerbes von Privat-Binneiizöllen (ein solcher findet nach 1738. 
nicht mehr statt durch Verjährung, durch Verleihung aber nur, wenn die- 
selbe zu dem ausdrücklichen Zwecke der Unterhaltung der Wege geschehen ist, 
wozu die gesetzliche Verpflichtung zur Instandhaltung des Weges im Zolld ist riet 
nicht hinreicht); No.39. iuCivilprocessen dürfen beiVerthetleng der Kosten auch 
bestimmte Summen statt der Quoten einer Partei auferlegt jwerden ; No. 40. die 
Scheidungsklage der Frau wegen Versagung der eheliehen Pflicht ist begründet, 
ohne dass ihrerseits eine ausdrückliche Aufforderung zur Leistung vorhergegan- 
gen ist; No. 41. über die Grenzen des den Gutsherrn zustehenden Zücbtigungs- 
reohtes gegen das Gesinde. 



Beitrage zur Kunde und Fortbildung der Zürcherischen 
Rechtspflege« Neue Folge der Monatschronik der Zürcherischem 
Rechtspflege. Herausg. unter Mitwirkung eines Vereines praktischer 
Rechtsgelehrten von JDr. Jon. Schmubern;. 1. Bd. 2. 3. Heft. 
Zürich, 1841. S. 145— 496. (Vgl. Jahrb. 1841. S. 88. f.) 

XIII. Zweifelhafter Fall de§ Kompen*ation*recht9 y erörtert in einem Ur- 

theile de* Bezirksgerichte* Zürich v. 2. Juni 1840., und de* Obergerien- 

te* v. 8. Sept. 1840. S. 145—181. 

Gegen das obergeriehtllehe Urthel werden die Sitae ausgeführt, 1. dass 

dureh das Separationareeht der Gläubiger dea einzelnen Handluagsbeuses und 

die daherige Bildung einzelner Maaaen es ausgeschlossen wird, dase gegen eine 

Forderung der einen Masse eine Sehuld der andern compensirt werde , und J. dass 

die Kompensation einer erst naeh dein Ausbruch des ZahlungtnsHrerssdgens oder 

des Konkurses f&llig gewordener Weehselforderung an den Gemoiasshntdaor mit 

einer Gegenforderung dea ktateren nnsuiaseig sei. 
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XIV. ifeber die Ko mpe t enz de* Brmehmngm^mthe*. Zur Fhrttetuumg und 
mmm Sehümm der umter Nr. V. mitgothoilton Streitvermamdiumgom 
S. 182—197. 

Recura and Becurjslentaeheid des Qbergerichts au Zärieh, die Erklärung 
des §.12. Nr. 2. Litt. *>• det Gesetzes einer Geschäftsordnung für den Erziehungs- 
rath betreffend. 

XV. /* wie fem haftet 4er Eigentümer einet TMere* für dem durah sbt» 
tetbe einem Dritten zugefügten Sehaden. S. 197 — 214. 

Im vorlieg. Falle wurde die Haftverbindlichkeit dei Beklagten darum aner- 
kannt, weil er nicht leine Hunde mit solcher Sorgfalt bewachte oder bewachen 
Hess, das» dieselben nicht Im Stande gewesen wären, fremde» Eigenthojn an 
beschädigen. 

XVI. Von dem Augenblick de* Autb r uch e* de* Kenkurte* mm gehSrem die 
Früchte de* Vermögen* det Schuldner* der Matte. S. 214 — 280. 

Anerkannt in einem Recunalentacheide des Obergerichtt v. 16. Novbr. 1840. 
and mit Rückficht auf gemeinea deuttcbea, wie schweizerisches Partikularrecht 
geschichtlich ausgeführt. 

XVIL Einige Gedanken über die Frames im welchem Falten iet der Vormund 
bei *einer Verwaltung am die Einwilligung der Vo rmumdte haftebehärdem 
geb un d en , und wie haften der Vormund , und die Behörden^ wenn dem 
Mummet au* der Verwaltung Schade entzieht 1 Vom Spbndlim 
S. 280 — 291. 
Der Verf. hält die allgemeine Vorschrift für wunschenswerth : der Vogt hole 
die Bewilligung der Aufsichtsbehörde ein, wo es sich um verhältnissmässig wich- 
tige , in den Bestand des Vermögens bedeutend eingreifende Verwaltungsakte 
handelt. . 

XVIII. Verordnung de* Obergericht* v. 2. Decbr. 1840., da** in alten und 
jeden Fällen der Statut der unehelichen Kinder gerichtlich bettimmt wer- 
den tolle. S. 292. 293. 

XIX. Wie bestimmt *ich die Kompetenz beim Betrüge , der mit Gebrauch 
faltcher Prioaturkunden verübt wird? Von Dav. Bahn. S. 294 — 302. 

Die Kompetenzfrage reducirte sich auf die andere Ober Vollendung dieser 
Fälschung, welche erst im Gebrauche gefunden wurde. 

XX Verordnung de* Bezirktgerichtet Zürich v. 6. Jan. 1841. über die Art 
und Weite, im weicher die Notariat tkanzleien die gerichtlich bewilligten 
Inpemtarien anzufertigen haben. S. 303. 
XXL Einige* au* dem obergerichtlichem Enttcheidungen während de* Monat* 
December 1840. S. 304 — 309. 
Entscheidungen über 17 Rechtsfragen. Mitgeth. vom O GJSebreiber Römer. 
XXII. Einiget au* der ttrafrechlHchen Praxi*. S. 309 — 312. 

Entscheidungen des Kriminal, und des Obergerichts über einen Fall det 
Betrages; mitgeth. vom Kriminalgerichtspräs. Oreili. 

XXUI. Welche* Gerieht itt dat nur Eröffnung und Durchführung de* Kon- 
kürtet zut tändige f Erläutert an einem obergerichtHchem Becurtalent- 
echeide v. 14. Novbr. 1840. S. 314—324. 
Dm* forum domicilii, oder, wenn ein solches nicht begründet, das forum 
origimity civitatis (das Gericht des Bürgerrechts) des Gemeinscholdnera. 

XXIV. Beitrag nur Lehre von der ttillen Geteü*chaft. 8. 325 — 383. 
Das- Resultat der ausführlichen rechtsgeschichtlichen Erörterungen des 
Verla, ist im AUg., dass die stillen Gesellschaften bei ausgebrochenem Concurse 
den bezogenen Gewinn, insoweit und weil darin eine Verringerung oder Zurück- 
nahme des Einlagekapitals enthalten war oder ist, schlechthin wieder einlegen 
B y wenn das GcscUachaftsvcrmögen keine Zinsen ertragen hat; wodurch 
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jedoch die Ziehung von Jahresreehnufigen nicht ausgeeehleesen , vielmehr die 
Unwiderroftichkeit derselbe* and die Gültigkeit der dabei gehabten Gewinne an- 
erkannt wird. 

XXVI. Hat der Utisdenunciat das Recht der weiteren Litisdenuncialionf 
S. 384—398. 
Der Verf. hält die verneinende Am ich t dei Bezirksgerichts m Zürich, 
gegenüber der dei Obergerichti, fär die richtigere. 

XX Vif. In wiefern und wie weit haften die Gastwirt he für da» Eigen thum 

der bei ihnen eingekehrten Reitendem? erläutert an einem Rechtsfalle, 

8. 898—410. 

Im vorlieg. Falle ward die actio de reeepto auf Ersatz einer angeblich im 

Gasthofe abhanden gekommenen Uhr wegen mangelnden Beweiiei der Thatiache 

dea Einbringen! sowohl all der Entwendung abgewiesen. 

XXVIII. lieber Besitzet - u. Gebrauchsentwendung mit Rucksicht auf das 
Zürcher'sche Recht. Von J. David Rahn. 8. 411 — 422. 

Die ßeiitzeientwendong wird, wenn der Eigen th um er den Besitzer zum 
Ersatz für die Sache anhalten will, all Betrog, wenn er ihm aber die Aalübung 
seines dinglichen Rechtes entziehen will, als Diebstahl, defern endlich das 
Recht dea Besitzenden nur ein Retentionsrecht ist, analog der an erlaubten Selbst- 
hdlfe zu bestrafen sein; die Gebranchsentwendung erscheint nicht immer als 
strafbar, es fehlt aber auch hins. ihrer eine besondere Strafbestimmung' im 
Zürcherischen Gesetzbuch. 

XXIX. Fällt der Diebstahl und Betrug unter Schwägern, auch wenn sie 
nicht beisammen wohnen, unter den Begriff des Familiendiebstahls? 
Von J. David Rahn. S. 422— 426. 

Die bejahende Ansicht wird vertheidigt. 

XXX. ist der von einem Gast hansgenossen an dem andern verübte Dieb- 
stahl nach dem Z.' sehen Strafgesetzbuche als ein ausgezeichneter xu 
betrachten? S. 426 — 470. 

Die bejahende Ansicht dei Obergerichts wird mit Rücklicht auf die gemein- 
und partikularrechtliche Gesetzgebung und auf Interpretatiunsregelo bekämpft. 

XXXI. Etwas aus der kriminalistischen Praxis. Von Spöndlin. S.470 — 474. 
Heber Criminal Verjährung nach Z.'icheu Geietzen. 

XXXII. Einiges aus den obergerichtlichen Entscheidungen während der 
Monate Januar, Februar u. März d. J. 1841. 8* 475—403. 

Entscheidungen aber 61 Rechtspunkte, mitgeth. vom O.G.Schreiber Rom er. 
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V. Wach Weisungen von Beeensionen 
in anderen Zeitschriften. 

Jahrbacher für wissenschaftliche Kritik« 1841. 

i. Mai. Nr. 93. 94. S. 763—763. 
DraitS du domaine public ou de la distinction des biens; par M. 

Proud'hon, doycn de la faculU de droit de D\jon etc. 5 VoL 

Dijom, 1833. 34. 
Nachdem der Rec. du Verhältnis« dieses Werkes zo froheren des nunmehr 
verstorbenen Verls, angegeben hat, fahrt er so fort: ,, Vorliegender Tractat 
schlagt übrigens nur indirect in die Materie des Code civil ein , da dieses (dieser) 
das Privatrecht som Gegenstand hat und das Domaine public, zufolge dem Verf. 
ganz verschieden selbst vom Domaine de tKtat (Staatsdomäne) , eigentlich dem 
öffentlichen Rechte angehört. Auch hat Hr. Proud' hon bei der Unzulänglich- 
keit des Code civil, welcher über das Domaine public nur einzelne vage und eher 
negative Verfügungen enthalt, seine Lehre aus Specialgesetzen herleiten müssen, 
indem er zugleich das römische Recht als sog. raison ecrite zuzog. Seine 
Methode ist auch hier wieder Üe von Ref. schon früher bezeichnete; er erhebt 
sich aber stets über die Mittel mässigkeit in allgemeinen Regriffen, welche den 
Rechtsschriftstellern seines Vaterlandes so oft vorgeworfen wird. Also, indem 
er zu gleicher Zeit und vermischt das Subject und den Gegenstand des öffent- 
lichen Rigenthums und noch obendrein die Jurisdiction, die über die dasselbe 
betreffenden Streitigkeiten zu sprechen hat, abhandelt, und indem er von vorne 
herein stillschweigend annimmt, dass das Tom. Recht die Grundlage des Code 
civil ist, erhebt er sich immerfort zu philosophischen Ansichten, ohne deshalb 
in Declaraation zu verfallen. Seine philosophische Grundansicht ist ohngefähr 
die von Grotius und Pufendorf, also die socialistische. Er entwickelt 
dieselbe aber als eine ihm selbst eigene, und ohne von diesen Schriftstellern 
Meldung zu thun; wenn er sich auf eine Autorität beruft, so ist diese entweder 
das Corpus Juris oder die Bibel.' 4 — £s folgt eine Angabe des Plans und eine 
kritische Uebersicht des Inhalts, um die Behandlungsart des Verfs. zu zeigen; 
eine Darstellung des Details behält der Rec. sich für einen zweiten Artikel vor. 
(Rec. Rauter in Strassburg.) 

2. Juni Nr. 110. 111. S. 893 — 994. 
Ueber Kirchen - Staatsrecht io der preuss. Rhcinprovinz. Von W. 
v. Schütz. Würzburg, 1841. 

Durch Aushebung characteristischer Aeusserungen aus der Schrift sucht 
der Ree. ein Bild derselben dem Leser vorzuführen. An eine solche Aeusserung, 
in welcher der Verf. der Opposition gedenkt, welche er hervorrufen werde, 
knipft der Rec. folgende Bemerkung: „Wir unserntheils müssen erkläre», dass 
das Raisonnement des Verfs. uns zu keiner andern „„Opposition"" bewegen 
kann, als welche die Wahrheit dem Irrthum schuldig ist und dass wir in seiner 
Schrift keine andere „,, Belehrung" u gefunden haben, als darüber, wie weit 
die Verblendung eines in seinen erkünstelten, geschraubten Vorstellungen befan- 
genen Geistes gehen kann. Die bittern Anfälle, die häuslichen Anschwärzungen 
äer protestantischen Kirche wollen wir ihm gern schenken und verzeihen; wir 
werden dergleichen täglich immer mehr gewannt und sehen aar nicht, wo das 
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seine Grinse haben soll. Doch so lange wir nni noch der freien» öffentlichen 
DU eoiaion erfreuen dürfen, werden auch solche Angriffe ohne Schaden vorüber- 
gehen ; denn wie die Diplomatie heotigei Tagt den Krieg in geiitiger, schrift- 
licher Weite abthut und beieitigt, so beruhigen sich auch im Felde der Wissen- 
schaft und dei socialen Lebern die Geister weit eher, wenn sie gehörig, wie 
Luther sagte, auf einander platzen können, und ertragen es nur nicht leicht, 
wenn der einen Seite das grosse Wort vergönnt ist und der andern kaum ein 
kleines smd gemässigtes." Es folgen längere Mktheiluagen und Besprechungen 
einzelnerstellen, an welche sich derSchluss reiht; „Nach diesem allen, wel- 
ches Ober Kritik hinausgeht, oder vielmehr unter ihr ist, können wir dem Verf. 
nur rathen, sich von seinem Beichtvater die nöthige Absolution geben su lassen." 
(Rec. D. Marheineke.) 

5. Ebendaselbst Nr. 112. HS. S. 905—915. 
Das Stadtrecht von München u.s. w. heransg. ron F. An er« Manchen, 
1840. (Vgl. lahrb. 1841. S. 948.) 
„Der Forscher auf dem Gebiete der deutschen Sprache, der Kenner des 
deutschen Rechts und der praktische Jorist Bayerns wird diese Schrift, welche 
das Stadtrecht von München in mehrfacher Beziehung zu ihrem Gegenstande bat, 
gern willkommen heissen. Mit grosser Genauigkeit und Sorgfalt hat der Verf. 
nach den von Seh melier erlernten Grundsätzen, gegen den er auch in der 
Vorrede »einen kindlichen Dank bezeugt, eine Ausgabe des Münchener Stadt- 
rechts, wozu ihm mehr als fünfzig Codices, theils der k. Hofbibliothek,, theils 
des magistratischen Archivs zu München, zur Vergleichung zu Gebote standen, 
veranstaltet und somit ein wichtiges sprachliches Denkmal des Mittelalters, wel- 
ches in diesem Umfange noch nicht bekannt war, so Tage gefordert; auch hat 
er nicht unterlassen , dieser seiner Arbeit ein -tüchtiges Glossar beizufügen , wo- 
durch er sich ein wahres Verdienst um das Studium der deutschen Sprache er- 
worben hat Zu gleicher Zeit ist in diesem Münchener Stadtrechtsbuche eine 
wichtige Rechtsquelle des Mittelalters dem germanistischen Publikum über- 
geben; die Einleitung, welche der Verf. dem Abdrucke des Textes voranschickt, 
beschäftigt sich in dieser Hinsicht mit der Beschreibung der benutzten Hand- 
schriften, giebt Rechenschaft über die Wahl und Behandlung des Grundtextes, 
so wie über die Varianten und liefert eine äussere Geschichte des Münrhener 
Stadlr*chts, in welcher viele interessante Aufschlüsse über das Verhältniss der 
einzelnen von Ludwig dem Bayern herrührenden Rechtssammlungen gegeben 
werden. Ausserdem aber enthält diese Einleitung einen andern sehr wichtigen 
Gegenstand, nämlich eine Darstellung des noch gegenwärtig geltenden Stadt- 
rechts, durch welche der Verf. auf eine geschickte Weise das Interesse des 
bayrischen praktischen Juristen mit dem des Theoretikers zu verbinden gewusst 
hat." Der Rec. giebt nach diesem Eingange eine Uebersicht der benutzten Hand- 
schriften, und verbreitet sich ausführlich über das Stadtrecht von München und 
einzelne Gegenstände der obigen Schrift. Er schliesst: „Es wäre sehr su wün- 
schen, wenn der Autor Gelegenheit nähme, bald durch ähnliche Arbeiten die 
Wissenschaft zn bereichern." ( Ree. G.Phillip s.) 

4. 5. September 1841. Nr. 41—44. S. 521—547. 
t) Kolderup-Rosenvinge, Grundrids af den danske Rirkeret. 

(Grundriss des dänischen Kirchenrechts). TU Brug ved Farciäs- 

ninger. Kopenhagen, 1840« 325 S. 8. 
b) Laerobok t Svenska Kyrkv - Lagfarenketen. (Lehrbuch der 

schwedischen Kircbenrechtskunde). Försök af L. H. Rabenius % 

J. U. D. Prof. etc. Orebro, 1836. 482 S. 8. 
„ Wenn in neuer Zeit manchmal nicht allein auf die Wichtigkeit und den 
Werth des Studiums des nordischen Rechts für den deutschen Juristen aufmerk- 
sam gemacht, sondern auch manche skandinavische RechUparthie mehr oder 
minder in die deutsche JnrJsnrnäens eingeführt ward; ao besagen sich diese aU- 
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gemeinen Hürweisengen oder specieBcren AnsfBhrungen in der Regel auf das 
ältere Recht, besondere das Privatrecht and deuen Geschichte. Aber auch das 
neuere Recht nnd die heutige Rechtswissenschaft des Nordens, Dänemarks, 
Schwedens, Norwegens, Islands verdient in Deutschland vorzugsweise beachtet 
tu werden. Das Interesse, welches wir für ein Recht und eine Rechtswissen- 
schaft hegen, die nicht auf römischem, sondern auf acht vaterländischem Boden 
erwachsen i»t, 'darf sich nicht auf das Alte und Antiquarische beschränken. 
£ben so wenig darf unser Studium sich, wie bisher, fast ausschliesslich dem 
skandinavischen Civilreeht xuwenden. Es sind vielmehr noch manche andere 
Seiten des Rechtslebens und manche andere Theile der Rechtswissenschaft, die 
in gleichem Maasse unsere Beachtung und Tbeiluahme anzusprechen würdig 
sind. Zu diesen Parthieen, die bisher in Deutschland wenig oder gar nicht von 
den Juristen berücksichtigt worden sind, und dennoch unsere vorzugliche Auf- 
merksamkeit verdienen mochten, rechnen wir auch das Kirchenrecht der nor- 
dischen Reiche und Lande." — Der Rec. fuhrt dies weiter aus, giebt dann sehr 
schätzbare Notizen über die Literatur des Dänischen Kirchenrechts, und bemerkt 
von dem obigen Buche Nr. a): „Der Verf., von dem wir einen ähnlichen Gruud- 
riss über das dänische Polizeirecht bereits in der zweiten Ausgabe, wie ebenfalls 
bekanntlich über die dänische Recbtsgeschichte besitzen, hat sich durch diesen 
GrundrisS . . . um das gründliche, wahrhaft wissenschaftliche Rechtsstudium in 
seinem Vaterlande ein neues, entschiedenes Verdienst erworben. Es sind diese 
Lehrbücher zunächst auf die Vorlesungen ihres Verft. berechnet, wonach man 
sie auch in ihrer Kürze, in ihren Andeutungen und in ihrer ganzen Einrichtung, 
um sie richtig und gerecht zu würdigen, zu beurtheilen hat. Sie zeichnen sich 
aber alle durch einfache Anordnung und klaren Vortrag, wie durch sorgfältigen 
Fleiss nnd gewissenhafte Genauigkeit in den Angaben der Quellen uud lite- 
rarischen H ülfs mittel aus. Sie sind zwar nur kurz und vielfach nOr andeutend, 
aber den Sachen nach vollständig. Was zunächst das Kirchenrecht anlange, 
so sagt der Verf. in der Vorrede, dass er den vorlieg. Grundriss für seine Vor- 
lesungen ausgearbeitet habe, die er sowohl an der Universität vor Studirenden, 
als auch im Pastoralseminar vor Candida! en der Theologie hält. Für die letzteren 
schien es aus mehreren Gründen vor allen wünschenswerth, ihnen einen solchen 
Leitfaden an die Hand geben zu tonnen. Aber unzweifelhaft ist es uns, dass 
dieses Buch nicht Mos dem Anfänger in der Jurisprudenz und Theologie, son- 
dern auch dem gereiften und angestellten Juristen und Theologen von vielfachem 
Nutzen sein kann und sein wird/ 4 An dieses Ürlheil schliesst sich eine nähere Be- 
trachtung des Buches, nach welcher der Rec. sich zu dem Lehrbuche unter Nr. b) 
wendet, und von demselben im Allgemeinen bemerkt: „Dieses Werk beabsich- 
tigt» wie die Vorrede ausführt, nur eine Darstellung des Grundbegriffes des 
Kirchenrechts in Schweden, nicht eine detaillirte Erörterung. Es will weder 
tiefere historische Untersuchungen noch speculative Auffassungen undKntwicfce- 
lungen, sondern nur eine Einleitung in die kirchliche Rechlskunde des Vater- 
landes dem angehenden Geistlichen wie dem jungen Juristen an die Hand geben. 
Es ist insbesondere auch, wie das dänische Lehrbuch von Rosen vinge, darauf 
berechnet, ein Leitfaden beim Universitätsstudium zu sein. 4 * Auch hier giebt der 
Rec. eine sehr genaue Uebersicht über den Inhalt des Buches, ebenso wie bei dem 
Buche unter a) mit einem genaueren Eingehen auf den kirchlichen Zustand des 
Landes. (Rec A. L. J. Michelsen in KieL) 

6. September. Nr. 49. 50. S. 389—895. 
urkundliches zur Geschichte und Verfassung der Provinz Preussen. 
Berlin, 1841. 
Nach einer Bemerkung über das Verdienstliche dieser Schrift giebt der Rec« 
eine allgemeine Betrachtung des aus den mitgetheilten Urkunden erkennbaren 
Geistes der Verfassung und der Geschichte der Provinz. ( Reo. B o u m an n.) 

7. 8. November. Nr. 90 — 92. S. 718— 735. 

a) Geschichte 4er rOm. Staatsverfassung o. s. w. von Gattung. 
Haue, 1846. 
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b) Die Epochen itar Verfassungsgesehiehte der röw. Republik o. s. w. 
von Peter. Leipzig, 1841. 
„Es ist N i e b u h r*s unsterbliche« Verdiemt dem Studium dei römischen Al- 
f erthums nicht nur eine neue Anregung, sondern auch diejenige Richtung gege- 
ben zu haben, welche einen gemeinsamen Vorzug aller neueren Forschungen 
über diesen Gegenstand vor den gelehrten Sammlungen früherer Zeiten aus- 
macht. Das antiquarische Interesse an äusserlichcr Zusammenstellung des über- 
lieferten Stoffes, an Untersuchung über Verhältnisse und Thatsachen in ihrer 
Einzelheit ist dem historischen an der organischen Gestaltung und innerlich 
notwendigen Entwickelung des röm. Lebens gewichen, so dass, was die neueste 
Zeit ah speziellen Arbeiten auf^ietem Felde geliefert hat, jemehr es dieser 
Richtung angehört, um so mehr als Vorarbeit einer historischen Gesammldar- 
stellung der Innern Zustände Roms betrachtet werden kann. Nichts desto weni- 
ger bildete bisher die Geschichte der Verfassung einen entweder untergeordneten 
oder doch nach besondern Gesichtspuncten ausgeführten Theil der Geschichte - 
des röm. Rechtes, worin, abgesehen von der Beschränkung des Gegenstandes, 
mehr die Darstellung ausgebildeter Verhältnisse in ihrer vollendeten Erscheinung 
nach einem bestimmten System , als das Eingehn auf das Werden nnd die all- 
inählige Gestaltung der Verfassung unter dem Einfluss der gesammten Entwicke- 
lung des Volkes Hauptsache wurde; den historischen Zusammenhang dieser Ge- 
sainmtentwickelung darzulegen, das Gesetz des Fortschrittes in derselben nach- 
zuweisen, ist zum erstenmal in den vorliegenden Werken versucht worden , und 
zwar in dem ganzen Umfange der Aufgabe in dem ersten, von welchem wir zu- 
nächst spreche.!!." Der Rec. rühmt nun an diesem Werke „die neuen und in- 
teressanten Resultate, welche, im Einzelnen aus der eigentümlichen und von 
allen Vorgängern durchaus unabhängigen Untersuchung des Verfs. hervorgehn 1 *, 
und bemerkt, nachdem er ein Beispiel angeführt hat: „Der Verf. geht auf diese 
und ähnliche Erörterungen mit besonderer Sorgfalt ein, und das vorhandene 
Material in seinem ganzen Umfange prüfend, die lückenhafte Tradition durch 
eine scharfsinnige Comhination ergänzend, die unsichern Theile der Darstellung 
durch den Zusammenhang des Ganzen stützend, behandelt er nicht nur die- 
jenigen Parthieen seines Werkes mit der grössten Liebe und dem glücklichsten 
Erfolge, in welchen an jeder für ihn brauchbaren Vorarbeit Mangel war; sondern, 
indem er dem' Gange der Verfassung in seinen einzelneu Fortschritten nachspürt, 
sucht er den noch todteu überlieferten Stoff zu einem lebendigen Organismus zu 
erheben, in welchem das nachweisbare Glied die Existenz des nicht mehr vor- 
handenen erfordert." Es folgt eine ausführliche Relation über den Inhalt mit 
einzelnen, aber bedeutungslosen kritischen Bemerkungen. — Von dem Werke 
unter h) sagt der Rec. U.A.: „Hr. P. hat... keineswegs die Absicht gehabt, eine 
Geschichte der röm. Verfassung in ihrer Vollständigkeit zu schreiben: sein Buch 
soll nur eine Grundlegung hiezu sein: es soll die Wendepunctc dieser Geschichte 
bezeichnen, essoll, wie der Verf. sich ausdrückt, einen, wenn auch schmalen, 
aber auf dem festen Boden quellenmässrger Darstellung zwischen dem Gewirre 
des verschiedenartigsten Widerspruchs hindurchfühlenden Weg durch dieselbe 
bahnen, ja die äussere Veranlassung war zunächst, die in den gleichzeitig er- 
schienenen Zeiltafeln der röm. Geschichte enthaltenen Resultate durch eine aus- 
führliche Auseinandersetzung zu rechtfertigen und zu begründen. Je anspruchs- 
loser aber so der Verf. sein Werk in das Publicum einführt, je enger er die 
Greuzeu seiner Aufgabe zieht, je mehr er alle zur Seite liegende Fragen ab- 
weist, ohue doch irgend etwas, was mit seinem Gegenstände in Verbindung steht, 
zu übersehen oder zu vernachlässigen, um so mehr gewiuut er den Vorthcil einer 
iu sich auf das Engste geschlossenen Darstellung, einer so consequenten und 
innerlich begründeten Entwickelung des Fortschrittes der Verfassung, dass, ab- 
gesehn- von der Ucberzeugung, die eine solche Durchfuhrung noth wendig her- 
vorbringt, auch das Interesse des Lesers fortwährend höher gespannt und ge- 
steigert wird; dadurch aber, dass die Untersuchung nicht über die historischen 
Zeiten zurückgeht, wird es möglich dieselbe, so wie sie durch ihren inneru 
Zusammenhang gestützt uud gehalten wird, so auch auf die feste Basis der 
Ueberlieferung zu gründeu", u. s. vy. Auch hier folgt ein lobender Bericht 
über den specieUeu Inhalt. (Rec. Marquardt.) 
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9. Decwmber. Nr. 1#2— 10*. S. 811—828. 
Historisch-kritische Einleitung in die angshurgische Confcssion. Nehst 
erneuerter Untersuchung der Verbindlichkeit der Symbole und der 
Verpflichtung auf dieselben. Von Dr. A. 6. Rudelbach u. s. w. 
Dresden, 1841. 
Der Rec. bemerkt im Eingange, dass die Schrift durchaui ein kirchliches 
Gepräge trage und der Titel ihre Bestimmung nur beiläufig andeute. Kr tollte 
nach ihm lauten: „Nach Weitung des guten Rechts der lutherischen Kirche, ihre 
Mitglieder, besonders ihre Prediger und Lehrer, auf ihre symbolischen Bücher 
zu verpflichten." Er fugt hinzu: „Denn die „ „erneuerte Untersuchung"" am 
Schlosse der Schrift ist keineswegs eine blosse Zugabe, sondern das Resultat 
und der einzige Zweck des ganzen Buchs, handelt jedoch nicht von der Ver- 
pflichtung auf Symbole überhaupt, sondern lediglich von der verbindenden Kraft 
der symbolischen Bucher der lutherischen Kirche. Die Verpflichtung wird aber 
auf den ganzen Inhalt des Concordienbuchs ausgedehnt und keineswegs bloss auf 
die augsburgische Confession bezogen. 1 ' Der Rec. giebt im Folgenden einen 
Versuch, „das streng abgeschlossene Lutherlhum, das der Verf. repräseutirt, 
in Beziehung auf die symbolischen Bücher mit der ooirten Kirche auseinander« 
zusetzen." (Rec. Schmied er.) 

10. Ebendaselbst. Nr. 110—112. S. 875-896. 

Cursos der Institutionen. Von G. P. Puchta. Bd. 1. Leipzig, 1841* 

Nach einer Darlegung der Bestimmung des Werkes sagt der Ree. : „Pacht a's 
Name, die Richtung seiner Studien auf alle jene Seiten der Wissenschaft, wel- 
che das gegenwartige Werk berührt, der anerkannte Werth seiner früheren 
Leistungen auf diesen und verwandten Gebieten, berechtigen, der Schwierig* 
keit so mannigfaltigen Zwecken zu genügen ungeachtet, zu ungewöhnlichen 
Ansprüchen. Wer indess jene älteren Arbeiten mit der gegenwärtigen zusam- 
menhält, wird den Fortschritt nicht verkennen und die Erwartungen, welche 
dort erregt wurden , hier erfüllt, ja Abertroffen Anden." Um dieses Urtueil zu 
belegen , zergliedert der Ree. den/f nbaK des ersten Bandes and verweilt bei Ein- 
zelnem länger, um es entweder als besonders gelungen hervorzuheben, oder 
seine Bedenken dagegen zu äussern. Am Schlosse dieser Erörterungen fügt er 
noch bei: „Wh? haben das vorliegende Werk bis jetzt fast nur nacb den neuen 
Ansichten betrachtet, welche es für einzelne Lehren darbot. Je mehr wir aber 
dem Verf. für die mannigfaltige Forderung verpflichtet sind, welche wir schon 
in dieser Beziehung seinem Buche verdanken , um so weniger dürfen wir uns 
verhehlen , dasa in der EntwickeUmg neuer Lehrmeinungen über einzelne Punkte 
nur der geringste Theil des Werth es desselben enthalten ist Der grössere 
besteht in der Schärfe des Gedankens, welcher den Stoff dberall durchdringt und 
belebt, in dem Adel der Form , in der geistreichen geschmackvollen Behandlung 
des Ganzen. Möge diesen Vorzügen die entsprechende Anerkennung der Zeit- 
genossen so Theil werden, möge es ihnen namentlich gelingen, den Einfluss 
der ntittelmässigen und schlechten Literatur niederzuhalten, welche verleidend 
«ad entntothigend, den Eingang in die Rechtswissenschaft umlagert und beengt." 
(Rec Rudorff.) 

11. Ebendaselbst. Nr. 116. 117. S. 921—936. 
Itegtnonis abb. Prüm, libri duo de synodalt bus causis et diseiplinis 
ecclesiasticis. Ad optimorum codd. ßdem rec. etc. F. G. A. 
Wasser schieben, etc. Leipzig, 1840* 

Die Forde rung en , welche den verschiedenen Seiten des kirchlichen Rechts 
In der neuere« Zeit zu Theil geworden sind, namentlich die Bearbeitungen der 
älteren Quellen «od die Bedeutung derselben auch für das heutige Recht, wer- 
den vom Ree. zuerst hervorgehoben und der Herausg. des Regino unter „denen, 
weiche erfolgreich ihre Studien auf diesen Punkt gerichtet haben«, rühmlich er- 
iriaftt. Nashdsss dar Rec. a«f «esse« Beiträge aar Geschichte der vorgratian. 
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Kirchenrechtsqnetlen (Leips., 1819.) zur! ekgegangen ist «ad die mit dem obigen 
Werke zusammenhängenden Abhandlungen bezeichnet hat, zeigt er kun die 
Wichtigkeit desselben für die wissenschaftliche Auffassung der späteren und 
jetzigen Praxis. Er erklärt demgemäss, dass „das Unternehmen des Hrn. W. 
gewiss schon an und fflr sich vollen Beifall verdiene «ad dies ia um so bdherra 
Grade, als die Ausfuhrung des Werkes eine wahrhaft tüchtige genannt werden 
darf.'* Er gebt nun näher auf den Inhalt des Werkes im Einzelnen ein , theilt 
u. A* eine von ihm gemachte Entdeckung des Beichtspiegels vpn Beda in einem 
Codex des Domarchivs zu Paderborn mit und spricht überall seine Anerkennung 
dieser „trefflichen Edition " und des „wahrhaften Verdienstes <( aus r welches 
der Herausg. durch dieselbe um die canonistilche Literatur sich erworben hat 
(Rec. H. F. Jacobson.) 



Tl. Juristische Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

70. Amiel, Xav., Staal$$chr eiber , — Hilft- und Handbuch su der Samm- 
lung der für den Kanton Solothurn v. 1803. bis o. mit 184*. erlassenen Ge- 
setze u. Verordnungen und der dieselben betreffenden seit 1798. bis and mit 
1840/erlasseuen helvetischen und eidgenössischen Beschlösse, Verordnun- 
gen, Konkordate und besonderen Verkommnisse mit auswärtigen Staaten« 
Heraasg. von u.s.w. Soloth., Jent u. Gassmann. 4 u. 140 8.8. (geh. 2* Ngr.) 

71. Annalen für Rechtspflege u. Gesetzgebung in den preuss. Rheinprovinzea. 
Sammlung interessanter Entscheidungen der rheinpreuss. Landgerichte 
in Civil- u. Strafsachen, und Abbandlungen über wichtige Rechtsfrage«« 
Herausg. von einem Vereine rheinischer Rechtsgelehrten. 2ter Bd. Trier, 
Lintz. gr. 8. (2 Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 868. Nr. 183.] 

72. Archiv des Criminalrechts. Neue Folge. Herausg. von den Prof. J. F. HT. 
Abegg in Breslau, J. M. F. Birnbaum inQiessen, A. W. Hef/ter ist 
Berlin, C J. A. Mittermmier in Heidelberg, C. G> v. Wächter igt 
Tübingen, H.A. Zaehttriä in Göttingen. Jahrg. 1842. 4 Sticke. Haue, 
Schwetschke u. Sohn. 8. (2 Thlr.) 

78. Archiv für die Civilist. Praxis. Herausg. von Frm nte y v. Linie, t». LShts 
Mittermaier, MühUnbruch, v. Vangerew nnd v, Wächter* 
25sterBd. Heidelberg, Mohr. gr. 8. (2 Thlr.) 

74. Archiv fdr Geschichte, Statistik, Kunde der Verwaltung n. Landesreebie 
der Herzogthümer Schleswig, Holstein u. Lauenburg. Herausg. von Dr. 
N. Falck, Etater., Prof. st. f. w. in Kiel. Des SUaUbfirgetiichen Maga- 
zins 3te Folge. Ister Jahrg. Kiel, Schwere, gr.8. (8|Thlr.) 

7». Beck, Dr. Jeh. Lmdw, WM., Präiid. 4. K. Sacht. Appetlat.-Gtr. sjsj 
Leipzig, — ' Bemerkungen über den Crirainalgerichtsstand im Königreich 
Sachgeii. Von u.s.w. Leipzig, B. TaUchnitz jun. 62 S. gr. 8. (geh. lONgr.) 

76. Benfey, S., Dr. jur. in Göttingen , — Ueber die bei der Verauaserung 
n. Verpfandung bSrgerlicherGrundslticke $n den althannov ersehen Provinsesi 
vorgeschriebene Anmeldung bei der städtischen Obrigkeit. Besonderer Ab« 
druck aus der Jurist. Zeltuug für das Kdnigr. Hannover v. J.1842. Lüneburg^ 
Herold u.Wablstab. S4S.8. (geh. 5 Ngr.) 

77. Bergmann, Dr. H.A., — Kritische Beleuchtung der von J. A* Rehland 
gegen Dr. Bretschneiders „Uaznlässigkeit des Svmbolzwaags" au%estellteti 
Apologie der evangelischen Symbole nnd das Symboleidas. Qaettiabaife, 
Basse, vi n. 168 S. gr. 8. (geh. 28 Ngr.) 

78. Bibliothek fdr moderne Politik und Staa ts wese ns th arl. Herasjag. vesi Dr. 
Kmri Riedel lies Hell: v. Hauers sleatarcchtischc Orsmlsahu. Nach 
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deuten Restavrattou der StMtswtesenschaflt bearbeitet o. beleuchtet von Dr. 
ÜT. Ried*!. Darmstadt, Leike. xxx u. 258 S. gr. 16. (geh. 20 Ngr.) 
£H. 1.: Der Fönt des Niccolo Macchiavelli. Uebenetat u» eingeleitet von 
«.s.w. 1841. geb. 20 Ngr.] 
79. Böttcher, J. H., Pattor %u Innen b. Alfeld in Hannover^ — Geschichte 
der Mässigkeits-Geeellschaften in den norddeutschen Qundes-Staaten, oder 
General-Bericht Aber den Zustand der Massigkeits-Re'form bif zum J. 1840. 
Kreter Jahresbericht Aber Devttehland. Mit juridischen und medizinischen # 
Gutachten und anderen Docnmenten , itatiitiichen u. tabellarischen Zuga- 
ben u. einem literarischen Anhange. Hannover, Hahn, xxxiv u. 668 8. 
gr. 8. (geb. If Thlr.) 

88. Bepp, Adt>. in Darmetadt, — Hessische Beitrage für Rechtskunde. 
Heraueg. von u. t%w. later Thlr. Darmstadt, Leske. vi u. 122 S. gr. 8. 
(lThlr.) 

M. Brefetd, Krext-PJtyt. *. t. w., — Maturilat in Bezug emf Freiheit und 
Zurechnung für Gesetzgeber, Criminatieten und Staattärzte. Munster, 
Deiters. IV n. 189 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) 

8X Budde, Dr.Joh.Friedr., Privaldoc. an d. Univ. uu Bonn, — fJeber Recht« 
losigkeit, Ehrlosigkeit nnd Achtlosigkeit Eine Abhandlung aus dem deut- 
schen Rechte von n. s.w. Bonn, Marcus. X o. 166 S. gr. 8. (geh. 25 Ngr.) 

88. Das Regierungsblatt für das KÖnigr. Württemberg im Auszüge. Eine Samm- 
lung der in den Regierung»- Blattern des Königr. Württemberg vom J.1806— 
1836. enthaltenen, noch gans oder tbeilweise gültigen Gesetze, Verord- 
nungen u. s. w. mit erläuternden Anmerkungen und einem Hauptregister. 
4 Bde. Stuttgart, MeUler. Till n. 1014. 1441. 1397. IV u. 1048 S. 8. mit 
vielen Tabellen, (geh. 12} Thlr.) 

84. Das Wärtteiabergiscfae Landrecht v. Juni 1610. Neue mit Paragraphen« 
zahlen versehene Ausgabe, unter Zugrundlegong der ersten Ausgabe von 
1610. u. mit Benutzung der betreffenden Archival-Urkunden besorgt von 
Chr. H. Rieche, Univ.-Amtmu zu Tübingen. 2 Lief. Ebendas. gr. 8. 
(geh. 14 Thlr.) 

88. Die ehristkatholische Kirche nach Ihrer göttlichen Stiftung bestimmt sich 
selbst zu regieren; frei u. selbstständig, aber mit dem Staate in Eintracht 
zn wirken; gegenüber der sogenannten Machtvollkommenheit des Staates. 
Dargestellt von einem katholischen Geistlichen der Diözese St Gallen. 
St Gallen, Seheitlin u. Zollikofer. 26 S. gr. 8. (geh. 3} Ngr.) 

86. Die fünf französischen Gesetsbdcher. Mit gegen aberstehendem franzö- 
sischem Texte. Herausg. von Jefi. Cramer. 9te Aul. der deutschen Ab* 
tbeilung. 6 Hefte. Crcfeld, Funke. 8. (2 Thlr.) 

87. Die Kriegsverfassuug des teutsehen Bundes nach den neuesten Bestim- 
mungen. Mains, Kupferberg. 100 S. m. 8 Tab. gr. 8. (geh. 16 Ngr.) 

88. Feim, Dr. Bdu., — Das Recht der Collation. Dargestellt nach den 
Grundsätzen des vom. Rechts von n. s.w. Heidelberg, Mohr. 27Bog.gr. 8. 



(2 Thlr.) 
.Feh 



8t. Feldstrafgesetx für das Gherzogth. Hessen nebst der Instruction für die 
Feldschötzen mit einer historischen Notiz, einer Uebersicht der landstan- 
disehen Verhandlungen und einem alphabetischen Register u. s. w. Mit Er- 
mächtigung dei Gherzogl. Ministeriums d. Innern n. d. Justiz abgedruckt. 
Mains, Kirchheim, Schott u. Thielemann. 67 S. gr. 8. (geh. 5 Ngr.) 

98. Frey, Dr. Ludm^ Decent u.t.w. zu Heidelberg, — Frankreichs Civil- 
n. Criminal-Verfassung. Kritisch beleuchtet von u. s. w. Mannheim, Hoff. 
X n. 468 8. gr. 8. (geh. 1} Thlr.) 

81. HnndelsgerichtKches Verfahren und Erkenntnis* über die Hamburger Bark 
Louise wegen Verdachts der Betheiligung im Sklavenhandel. Ein Beitrag 
zur Würdigung der neuesten Vertrage das Durch suchnngsreeht zur See 
betreffend. Nach authentischen Quellen. Hamburg, Eric, vi u. 852 S. 
gr.8. (geh. IfThlr.) 

92. Heinrich, &, Dir. d. A". Kredit-Inttitutt f. Schleeien, — Ueber den 
EiaOoss der neuern Gesetzgebung auf die landwirthschaftlicben Verhält- 
nisse Schlesiens, insbesondere über, die Folgen der unbeschrankten Theil- 
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barkeit' des Grund und Roden* von e.s.w. Berlin, BBjwumm. 92S.gr. 8. 

(geh! 15Ngr.) 

93. Hopf n er, Dr. Ludw^ o. Beisitz. d. Jur.-Fac. zu Leipzig, — Beitrage 
i. civil gerieb tl. Praxis von u.s.w. [3tea Heft] % Leipzig, Köhler. 173 — 
296 S. gr. 8. ( geh. 15 Ngr.) [ Vgl. oben S. 190.] 

94. HüllutanHy Karl Dietr., — Geschickte des Urs prangt der Deutschen 
Fürst en würde. Bonn, Marcui. vm u. 266 S. gr. 8. (l£ Tblr.) 

95. Juristische Zeitung für das Königr. Hannover. ITter Jahrg' Herausg. vom 
Jutlizr. D.E. Schlüter. Lüneburg, Herold u. Wahlstab. gr.8. (3 Tblr.) 

96. Lange s C. F. W., — Examinatorium über das altere and heutige Rom. 
Recht. In Fragen und Antworten zur Vorbereitung auf akademische und 
Staats-Prüfungen. 2te»HeIt. Sachenrecht. — A. u. d. T.: Examinatorinm 
über das Sachenrecht, nach dem altern u. heutigen Rom. Recht» Halle, 
Heynemann. X u. 140 S. 8. (geh. 10 Ngr.) [Vgl. oben S. 190.) 

97. Lew an, L. K., Geh.-Just.-IL, Ritter u.$.v>., — lieber Oeffentlichkeit 
u. Mündlichkeit d. Strafverfahrens in d. Prenss. Gerichten von u.s.w. Berlin, 
Schröder. 78 S. gr.8. (geh. 10 Ngr.) 

98. Lehmann*», Orla y vor dem Höchsten Gericht in Kopenhagen am 19t en 
Januar 1842. gehalteue Verteidigungsrede gegen die Auklage des General- 
fiscal. Nach der 2ten Auflage aus dem Dänischen übersetzt nebst Vorwort 
des Autors u. d. Uebersetzers. Kiel, Bunsow. xvi u.94S. gr.8. (geh« 15 Ngr.) 

99. Monatschrift für die Justiz -Pflege in Württemberg. Redigirt durch A. 
Sarwey, Ober-Trib.-R. 7teBd. Ludwigsburg, Nast. gr. 8. (geh. lThlr. 
26| Ngr.) 

100. Mühlenbruch, Dr. C, F., — Lehrbuch der Institutionen d. Rom. Rechts. 
Halle, Schwetschke u. Sohn, xvi u. 363 S. gr. 8. (geh. 1} Tblr.) 

101. Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Schwurgerichte. Von einem rb ein prenss, 
GerichtHbeauiten. Köln, Boisseree. iv u. 35 S. gr. 8. (geh. 7 \ Ngr.) 

102. Promptuarium zur Erleichterung des Studiums u. der praktischen Anwen - 
düng des neuen Strafgesetzbuchs für das Gherzogth. Hessen. Mains, Kirch, 
heim, Schott o. Tbielemann. vm u. 208 S. gr. 8. m. 2 Tab. (geh. 20 Ngr.) 

103. Rechtslexicon für Juristen aller teutseben Staaten, entb. die gesamsate 
Rechtswissenschaft u. s. w. redigirt von' Dr. Jul. Weitke. 4ten Bd. 2te I-ief. 
(Eigenthum — Frohneu.) Leipzig, O. Wigand. 193 — 384S.gr. 8. (geh. 
20 Ngr.) [ Vgl. oben S. 190.] 

104. Scheidler, Dr. Karl Herrn., — Paranesen f. Studirende. Ite Sammlung 
Zur Rechts- u. Staatswissenschaft. lste Abtbeil. Deutscher Juristenspiegel. 
Als paränetische Propädeutik f. d. Studium der positiven Jurisprudenz und 
Beitrag zur Reform desselben im Geiste deut. Volkstümlichkeit heraasg. 
von u.s. w. — A. u. d. T.: Deutscher JuristensniegeL Feuerbach's, Thi- 
baut's, Welcker's u. A. Ansichten üb. Wesen u. Bedeutung d. posit Rechts, 
sowie den gegenwärt. Zustand d. Gesetzgebung , Rechtswissenschaft and 
Rechtspflege in Deutschland , und die Notwendigkeit seiner Reform im 
Geiste deut. Volkstümlichkeit. Ans Licht gestellt d. Dr. K. H. ScA eidler, 
Prof. in Jena. L Jena, Cröker. xvi u. 136 8. gr. 8. (geh. 221 Ngr.) [Vgl. 
Jahrb. 1841. S. 1120. Nr. 293.] 

105. Wächter, Dr. CarlGee., Kanzler d. Univ. Tübingen, — Handbuch des 
im Königr. Württemberg geltenden Privatrechts. Bd. 1. Abth. 2. — A. u. 
d. T.: Geschichte, Quellen u. Literatur d. Württemb. Privatrechts. Abth. 2. 
— Bd. 2. Abth. 1. Stuttgart, Metzler. vm u. 1146. 188 S. gr. 8. (3^ Tblr.) 
[Vgl. Jahrb. 1840. S. 377. Nr. 78.] 

106. Wildner, Dr. Jgnaz Edler v. Maithttein, Dr. Carl Einert's, k. Sachs, 
geh. Justisr., Eutwurf einer Wechselordnung f. d. Königr. Sachsen nun 
J. 1841., beurtheilt u. ra. d. ungar. Wechselordnung v. J. 1840. verglichen 
von u. s. w. Wien, Beck. 78 S. gr. 8. (geh. 15 Ngr.) 
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I. Becenslonen. 

Vom Wa«serlcitnngsreclit. Abhandlung des «.B.Roms^noni. 
Nebst Fragmenten ans dessen Privatwasserrecht, im Auftrage Eines 
K&nigl. Prenssiscben Hoben Ministerii des Innern und' der Polizei 
auszugsweise Übersetzt von Marcus) Hlebulur, Auscaltator. 
Halle, 1840. 

Beitrage zum Wasserrechte« Herausgegeben von Cb. Fr. 
Elvers* — A. u. d. T.t das Recht des Wasserlaufs nach seinen 
leitenden Principien und in seinen einzelnen Bestimmungen aus 
den Quellen des Römischen Rechts dargestellt, nebst einem An* 
hang Aber Romagnosis Schriften vom Wasserrechte, von Ch. 
Fr. Klvera. Göttingen, 1841. 

Die zuerst erwihnte Schrift ist in der Hauptsache ein Auszug 
aas 4er etwa ums Jahr 1828. vollendeten Schrift des Mailändischen 
Rechtsgelebrlen Romagoosi: Detta eondotta deiie aegue, in welcher 
Romagnosi nicht sowohl ein völlig setbststindiges Werk, als viel- 
mehr eine mit theoretischen und praktischen Ausführungen vermehrte 
Umarbeitung eines alten italienischen Hauptwerks Ober Wasserrecht 
gab, nlmJich des Franc. Maria Peeckti Trattahtt de aquaeductu 
(Ticini Regit Hb. /. 1670, //. 1673, ///. 1680, IV. 1686. foL) % 
dem als Einleitung Fragmente aus einer andern, im J. 1629. er- 
schienenen Schrift desselben Rechtsgelehrten: Ragion cwiie delle 
acque veraagescbiekt sind. Beide Werke schienen, ob sie sich 
gteieh zunächst mit den Verhaltnissen der Lombardei beschäftigen, 
deeh auch Ar die deutsche Landwirtschaft nicht ohne Interesse, 
and der K. Preussische Minister des Innern und der Polizei fand 
•s deshalb zweckmässig dieselbe durch eine Uebersetzung dem 
deutschen Publikum zugänglicher zu machen. Er tibertrug die Fer- 
tigung dieser Arbeit, auf den Vorschlag des Barons G. F. von 
Ramohr, dem auf dem Titel genannten Herrn Marcus Niebuhr, dem 
in Rom geborseil Sohne des verstorbenen berühmten B. 6. Niebu-br, 
■ad dieser nnterzog sieh der ihm aufgetragenen Arbeit, lieferte 
jedoch sieht sowohl eine votistandige Uebtrsetzong als vielmehr 
ftrit JaksKf. *. RW. Jakrf . VL H. V. 25 
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einen Auszng ans jenen Werken, der, wie er selbst in der Vorrede 
versichert, kaum ein Viertheil des Originals beträgt. Dass dem 
Recensenten sonach kein Unheil Ober das Original, sondern nur 
Ober Dasjenige möglich ist, was der Uebersetzer gegeben hat, leuchtet ^ 
von selbst ein. Auch verkennt der Letztere selbst nicht (s. S. XIII. 
der Vorrede), dass seine Arbeit nnr ein unvollständiges Bild des 
Originals gibt — was allerdings bei der abkürzenden Behandlung 
desselben unvermeidlich gewesen. Er entschuldigt diese Mängel 
mit der Schwierigkeit, bei einer solchen» Behandlung bestimmte ob- 
jeetive Gesichtspunkte festzuhalten, — mit der „vagen, juridischen, 
philosophischen Redeweise 44 der Italiener, — ferner damit, dass 
Romagnosi in dem Gebrauch vieler, selbst technischer Ausdrücke 
sehr schwanke, so dass die eigentliche Bedeutung derselben ihm, 
dem Uebersetzer , oft nicht klar geworden sei. Uebrigens 
bittet er den Umstand zu berücksichtigen, dass der Druck sehr 
bald /fach dem Anfange der Arbeit hat beginnen müssen, wodurch 
eine Ueberarbeitung des Niedergeschriebenen häufig unmöglich ge- 
worden ist. Ueber den Autor selbst spricht der Uebersetzer fol- 
gendes Urtheil : „Von grossem Nachtheile für die Schriften des 
Romagnosi ist dessen gänzliches Verkennen seiner eigenen Fähig- 
keiten. Er hält sich für berufen, das Wasserrecbt ans specnlaUvem 
Standpunkte zu behandeln, während er nicht einmal im Stande ist, 
die Einteilung seines Buches festzuhalten, und stets sich selbst und 
den Leser daran erinnern muss. Von der Seichtheit seiner politi- 
schen und legislatorischen Raisonnemeats, die wir meist ausgemerzt 
haben, schweigen wir. Dagegen hat er verschmäht, eine historische 
Darstellung der Mailändischen Praxis und ihrer Grundtagen zu geben, 
wozu ihn sein ausgezeichneter praktischer juristischer Verstand, seine 
grosse Erfahrung und sein für Italien höchst achtbares Wiesen be- 
rufen halten, wie sie sich an vielen einzelnen Stellen seines Bocks 
zeigen, welche mit der Flachheit der allgemeinen Darstellung einen 
grossen Contrast bilden." — Dieses Urtheil haben wir bei Prüfung 
des vorliegenden Werks nicht nur bestätigt gefunden , sondern 
müssen es fast för noch zu gelind erklären. Wir boten, diese Be- 
bauptong durch nähere Betrachtung Dessen, was Romagnosi ga- 
geben bat, zu begründen. 

Auf einige Vorbemerkungen , deren Hauptsatz oogeJfchr der ist: 
dasa das Wasserrecht einer enltivirten Nation, wie die jetzige ital- 
ienische sei, sich schlecht mit den beschränkten Ansichten der alle« 
Römischen Juristen vertrage, folgt eise Einleitung, welche in awei 
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Kapiteln die Fragen untersucht: Was die wahre Natur der Was- 
serleitungen sei nnd auf welehe Weise das nicht durch Vertrag ent- 
standene Privateigentum an einem natürlichen Privatflusse Modi« 
ficationen erleiden könne? Bei Gelegenheit der ersten Frage wird 
untersucht : Ob eine Wasserleitung unter die unbeweglichen Sachen 
zn rechnen sey? nnd es werden hieran verschiedene Betrachtungen 
Ober geleitetes Wasser 'geknüpft, von denen die interessanteste fol- 
gende ist (VII. 2.) : „Die fliessende Natur eines laufenden Wassers 
bat Einigen den Kopf verwirrt, die in der niedrigen Sphäre der ge-^ 
meinen Rechtspraxis befangen, die sittliche nnd juristische Seite der 
Dinge mit der materiellen vermischen, weil ihnen das nöthige Ur- 
theil abgebt, um die Eigentümlichkeit von den Beziehungen der 
Begriffe zn unterscheiden.* 4 Sodann erörtert der Verf. : Ob es als 
Diebstahl anzusehen sei, wenn Jemand das in dem Gerinne des An- 
dern fliessende Wasser für sich ableite — und ob eine Wasserlei« 
tnng Gegenstand eines Pfandes sein könne? Die erste Frage bejaet 
er ganz unbedingt, und bezieht sich auf Pauli rec. sent. V* L 6, 9« 
(ed. Schulung) : „Si inter vicinos ex communi rivo aqua ducatur % 
induci priut debet ex kis viribus, quibus a singulis duci censuevit: 
ducenli autem vis fieri prohibetur. Mienam autem aquam usur- 
panti nummaria poena irrogatur : cuius rei cura ad solliciludinem 
Praesidis special." Die poena nummaria sei keine Entschädigung, 
sondern eine Criminalstrafe — also — sei die Ableitung des Was« 
ners ein Diebstahl! Auch die zweite Frage bejaet er — zwar mit 
der Bemerkung, dass L. 11. §. 3. und L. 12. D. De pignoribus 
mit einander in Widerspruch zu stehen schienen, doch aber ver- 
einigt werden könnten, wenn man nur den Gennss eines von einem 
gewissen Grundstücke trennbaren Dienstes unterscheide von dem 
Genosse eines solchen Dienstes, der, wie z. B. das Traufrecht, von 
dem herrschenden Grundstücke nicht getrennt werden könne. Nicht 
Servituten der letztern Art, wohl aber die der erstem Art könnten 
verpfändet werden, nnd somit könne denn auch das Recht der Was- 
serleitung verpfändet werden, wenn die sachlichen Verhältnisse sich 
so gestalteten, dass der Deberlassnng nn den Pfandgläubiger, also 
der Trennung von dem herrschenden Grundstücke, keine Hindernisse 
im Wege ständen« — Ref. .bekennt, dass er diese Sätze kaum ver- 
standen haben würde, wenn nicht die Note des Debersetzers S. XIL 
§. 5* zu Hülfe gekommen wäre, wo bemerkt wird: „Romagaosi ver- 
steh« hier unter ipvteca die anticArSse, nicht die hypothique des 
Code ctViV.« — Eine nähere Beleuchtung aller dieser Ansichten 

25* 
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dürfte übrigens für die Leser dieser Zeitschrift wohl «ehr Ober- 
flüssig sein. — Im zweiten Kapitel der Einleitung erwähnt der 
Verf. zuvörderst, dass hier nur von einem natürlichen, im Privat- 
eigenthum befindlichen Gerinne nnd von einem Wasser gesprochen 
werde, „dessen Eigenthnm nicht durch einen Contract begründet, 
das also durch eine ursprflngjiche, dem Rechte eines Andern 
nicht nachtheilige Besitzergreifung, oder durch einen, entweder 
durch Erbgang oder durch Handinngen einer durch Verjährung ge- 
rechtfertigten Herrschaft gesetzlich bestätigten Besitz erworben sei." 
Das Recht oder Eigenlhum an einem solehen Gerione soll aber nicht 
nach abstracten und allgemeinen Verhältnissen bestimmt werden, 
sondern „nach dem Zustand einer bürgerlichen ackerbauenden Ge- 
sellschaft/ 4 Es komme also bei der vorliegenden Materie zweierlei 
in Betracht : das Recht des Individuums nnd das Recht der Gesell- 
schaft. — Dann spricht er von der natürlichen Verpflichtung des 
tiefer liegenden Grundstücks, das Wasser aus dem höher liegenden 
aufzunehmen, und untersucht hierauf die Frage : Ob Jemand, dem 
das natürliche Recht der Vorfluth zustehe, in das natürliche Gerinne 
ein anderes Wasser künstlich einleiten und mit dem alten verbinden 
dürfe? Er bejaet diese Frage, insofern die Vermehrung des Was- 
serslroms ohne Belästigung des tiefer liegenden Nachbars geschehen 
kann. Uebrigens stellt er den Satz anf, den er „einen Satz des 
natürlichen und bürgerlichen Rechts, welcher der ackerbauenden 
Gesellschaft eigenthümlich sei" nennt, dass, wie die schiffbaren 
Flüsse im gemeinen Gebrauche aller Mitglieder eines Staates bleiben, 
so auch die nichtschiffbaren natürlichen Wassergänge im gemeinen 
Gebrauche aller Besitzer der Grundstücke blieben, welche sie durch* 
schneiden. (Wie kann man aber den allgemeinen Gebrauch eines 
schiffbaren Flusses mit dem Rechte der Eigentümer eines Grund* 
Stücks, durch welches ein Privatfluss läuft, vergleichen wollen?) 
Hieran knüpft sich eine vierte Frage: Ob, wenn Mehre an dein 
Wasser Eines Gerinnes Nutzen hätten, der Besitzer des Quellgrund* 
Stücks in den Verhältnissen der bürgerlichen ackerbauenden Gesell- 
schaft den tiefer liegenden Nutzern das Wasser ableiten nnd neh- 
men dürfe? — welches Hecht R. ihm zugesteht, wenn der Quell 
oder Flu** „von künstlichem Ursprange oder Beschaffenheit und der 
Eigentümer eine landwirtschaftlich - nützliche Ursache beweint, 
das Wasser abzuleiten* 4 , worauf noch Einige« über das Ableiten ad 
memuiationem gesagt wird. — Man sieht schon ans dieser kernen 
Darstellung den Inhalts der Einleitung, daas es dem Buche an aller 
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und jeder Melkte and dem Aster (wir meinen den italienischen 
Verfasser, nicht des anschuldigen dänischen Uebersetzer) an «Her 
«ad jader Begründung »titer rechtliche« Ansichten fehlt Anstatt 
so untersuchen, was die rihnischen Gesetze Ober das Eigenthum am 
Wasser festsetzen, und xa zeigen, wie dies« in splterer Zeit durch 
Be stimm enge n der deutschen Kaiser, der italienischen Landesherren, 
des Code Napoleon u. s. w., oder auch darch rechtsbestiadige Ge- 
wohnheiten sich gelodert hat, wird hier AHes nnter einander ge- 
worfen und, am die Verwirrung vollständig so machen, das jus 
constitutum Termengt mit allerlei willkürlichen Ansichten über das 
jus constituenmuM , weiches aas dem Interesse der ackerbauenden 
Gesellschaft hergeleitet werden soll. Wie sich diese Vernachlässi- 
gungen riehen, wird sich bei der fernem Betrachtang der Erörte- 
rungen des Vcrfs. zeigen. — Br spricht nämlich nach jener eon- 
fnsen Einleitung in drei Buchern : I. aber die allgemeinen Grund- 
zlge des Privatwasserleitungsrechts — IL vom Erwerbe and Ver- 
luste — HL ron der Sicherstelleng und (rechtlichen) Verfolgung 
desselben. — Unter Wasserleitung versteht er — im juristischen 
Sinne wie er sagt — : „das Recht, ein Wasser in jeder Gestalt 
und zu jeglichem Zwecke zu leiten", wogegen unter demselbeo Aus- 
drucke in der Sprache des gemeinen Lebens „jedwede Röhre, Ganal 
oder andres künstliches Rinnsal , durch welches Wasser geleitet 
wird 44 verstanden wird. Das erste Kapitel des ersten Buchs soll 
neu jene allgemeinen Grundsätze, deren Mangel wir vorhin beklagt 
haben, nachholen, und es wird hier namentlich vom Eigenthum am 
Wasser und am angrenzenden Boden und von den Bestimmungen 
des Code NamoUon Aber dasselbe und wie durch diese Bestimmungen 
gewisse Arten der Gewässer, die unter den frühere Legislationen 
öffentlich gewesen, zum privativen Eigenthum geworden sind, ge- 
sprochen oder vielmehr geschwatzt, ohne dass von einer historischen 
Entwicklung oder nur von einer Unterscheidung der verschiedenen 
Perioden die Rede ist. — Hierauf stellt er „ein strenges Krite- 
terinm zur Unterscheidung der öffentlichen und Privatgewässer« 4 
anf, und geht von dem Satze aus, dass die gegen wirtige Bestim- 
mung einer Sache zum öffentlichen Gebrauche den eigenthömlichen 
Charakter bilde, der juristisch eine öffentliche Sache von einer Pri- 
vatsache unterscheidet — ein Satz der in dieser Allgemeinheit offen- 
bar falsch ist. Ein öffentliches Gewisser sei daher das zu nennen, 
dessen Benutzung durch Schifffohrt, Flösse, Fischerei u. s. w. allen 
SUatsmitgüedem vorbehalten sei — Privatgewttsser diejenigen, welche 
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diese Bestimmung nicht haben. Unter Privatpersonen aber wären 
nicht blos einzelne Individuen oder Familien, sondern nach Stadt- 
gemeinden zu nennen. Daher könne man L. 4« C. de aquecdmetu 
(XI. 42.) nicht zum Beweise anführen, dass man durch unvordenk- 
Ikbe Verjähniog das Recht, ans einem schiffbaren Flosse Wasser 
abzuleiten, erwerben könne. Denn die Wasserleitung von welcher 
jenes Gesetz spreche, sei nur für eine einzelne Stadtgemeinde bestimmt 
und also gar keine öffentliche! Nun spricht aber jene Stelle gar 
nicht von einem Flusse oder Bache, sondern von einer gemauerte* 
Wasserleitung — etwa den grossen öffentlichen Röhrenleitungen in 
unsem Städten vergleichbar, und es ist also ein ganz wunderlicher 
Gedanke, Das, was bei einer dergleichen Einrichtung Rechtens ist, 
übertragen zu wollen auf die von seihst fliessenden Gewässer. Am 
Schlüsse des ersten Abschnitts erklärt er sich jedoch dabin, dass 
nach der Gesetzgebung des ehemaligen italienischen Reichs sowie 
nach den jetzt geltenden gesetzliches Bestimmungen die nicht schiff- 
baren Stellen später schiffbarer Flösse als im Privateigenthum ste- 
hend betrachtet werden mUssten, (für welche an sich zwar richtige 
Behauptungen er jedoch den Beweis schuldig bleibt), dass dagegen 
nach gemeinem Rechte die Sache sehr zweifelhaft sei, weil nach 
Römischen Bestimmungen nicht blos ein schiffbarer Wasserlauf ab 
öffentlich betrachtet werde, sondern auch jedes nichtschiffbare Ge- 
rinne, insofern es dazu beitrage, ein andres schiffbar zu machen, 
wodurch jede feste Grenze aufgehoben werde, so dass man die Cen- 
sequenzen bis zu den Flussquellen und dem Regen, der vom Himmel 
falle, treiben könne« 

Der zweite Abschnitt spricht von dem Eigenthume am Wasser 
.mit Rücksicht auf die rein privatrechtlichen Verhältnisse, und nennt 
hier als Quellen den Code Napoteon, das Reglement vom 28. April 
1804. und das Reglement vom 20. Mai 1806« Die frühere Gesetz- 
gebung, sagt er, sei in dem gemeinen, Rechte enthalten, „soweit es 
als subsidiarische Norm, die vor dem Code NapoUon in Kraft war, 
dienen könne. Diese von demselben aufrecht erhaltene Regel be- 
gründe Rechte in Ermangelung ausdrücklicher Verträge, eines durch 
regelmässige Verjährung bestägtigten Besitzes oder autenomischer 
Reglements und Localgebräuche. Man köane es als herrschendes 
Recht betrachten, wo es durch die unter seiner Herrschaft erwor- 
benen Rechte Kraft habe, oder auch als subsidiarisches, wo es in 
Verbindung mit der italienischen Gesetzgebung Rechtsnorm neu Die 
nachfolgende (Gesetzgebung) sei die gegenwärtig herrschende, die 
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man sowohl nach ihrer aasdrfccklichen ab nach dem stillscawetgen« 
den Inhalte berücksichtigen misse. Io den fetzten, seien besonders 
sowohl die wohlerworbenen Reckte, die ausdrücklich bestitigt seien, 
als die Rechte, welche aas den über Eigenthum, Besitz and Servi- 
tuten aufgestellten Grundsätzen hervorgingen» wichtig." Wir aber- 
lassen es den Scharfsinn« des Lesers au errnthen, was nun eigent- 
lich in Italien hinsichtlich des Wasserrechts gilt nnd was als Qadte 
desselben anzusehen ist! — Es wird nun ferner von der natürlichen 
Entladung der Gewisser nnd den entsprechenden Rechten und Ver- 
pflichtungen — von deri Quellen — von den natürlichen Gerinnen — «- 
von den Bestimmungen der Reglements über Privatwasserrtfcht — 
voa der DarcMeHang zu Zwecken des Ackerbaues und des Gewerbes , 
— von der Entladung ies Wassers dareh künstliche Abzagsgertnae 
oad von dem Widerstände gegen die Wirkung des Wassers ge« 
sprechen, Der dritte Abschnitt behandelt die Hauptgesichtspaakte, 
an ein Privatwsssereigenthaaisrecht bei dem Stillschweigen der posi- 
tiven Gesetzgebung zu begründen. Man soll nämlich 1. unterscheiden, 
welchen Nutzen man gewöhnlich ans laufendem Wasser ziehen kann 
and welchen Schaden man za entfernen hat — 2. erwägen, dass 
in beiden Beziehungen die Menschen ihre gegenseitigen Befugnisse 
missbrauehen können — 8« die Anstalten, bei denen man sich des 
laufenden Wassers bedient» sondern, und unterscheiden, welche von 
diesen in Bezug auf die bürgerliche Gesellschaft gerechtfertigt, 
welche nicht gerechtfertigt werden können — 4« die Rechtsnormen 
fairen, welche zu beobachten sind, am den allgemeinen Zweck 
des Recht» zu erreichen, anter Privatleuten die Vertheile, unbescha- 
det ster unverletzten Ausübung der Freiheit, nuszugleichen. Im 
zweiten Kapitel spricht der Verf. über die Aufhebung der Lehn- 
rechte und Das, was von ihnen in Bezug nuf Landeigentum und 
daher auf das Recht am Wasser übrig geblieben ist, und im dritten 
Kapitel von den Äussern und innera Erfordernissen dor Servitut der 
Wasserfeitang. Erdefinirt die letzterefolgeaö/rgestalt : Aiedurch über- 
einstimmenden Willen begründete rechtsbestindige Befngaiss, andre 
handlungsfähige Personen zu nethigeu, sich zn positiven oder nega- 
tiven Handlangen in Bezog auf Abfluss and Richtung eines Wassers 
za verstehen, um einen Vortheii zu erreichen oder einen Schaden zu 
verhüten» Hieran knüpft er verschiedene, für den deutschen Ju- 
risten nicht sehr interessante Erörterungen über die Frage : Oh 
die Servitut der Wasserleitung continum oder diseontinua — • welches 
der Sinn von L. 4- fr. D. Dt Servitut. — ob das pretarhtm 
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namentlich bei Wasserleitungen unter den hesondern Arten 4er Ser- 
vituten mitbegriffen sei — Ober die Eigenschaft der Wasserleitung 
als Real- ond Personalservitut — Aber die Frage, ob die Servitut 
aquaeductus blos servitus rusä'ca oder auch urbtuta sein könne — ? 
und gebt sodann in zweiten and dritten Abschnitte aber auf die 
Betrachtung der rechtlichen Eigenschaft der Grundstöcke, auf wel- 
chen, und der Personen, von welchen Wasserleitungsservituten er- 
richtet werden. 

Im zweiten Buche wird die Lehre vom Erwerbe und Verloste 
des XVasserleitungsrechtes in fünf Kapiteln behandelt; nämlich 1. von 
der Erwerbung der Wasserleitung — 2. von den durch die neuesten 
Gesetzgebungen aufgestellten Normen Aber Erwerbung eines Rechts 
auf Wasserleitung — 3. von der Ausführung derselben — 4. 
von deren Instandhaltung nach den letzten Gesetzgebungen — und 
5. von deren Benutzung gesprochen. — Erst in diesem Buche wird 
bemerkt, dass ein Unterschied sei zwischen dem allgemeinen Rechte 
der Wasserleitung (dem Rechte des natürlichen Wasserlaufs) und der 
Servitut der Wasserleitung, und bei der letzten unterscheidet der Verf. 
wiederum die eigentliche Wasserleitung von der Wasserspen de. 
Unter dieser versteht er nämlich die Gestattung, ans dem fremden 
Wasserschatze etwas in ungern Nutzen zu verwenden, an und für 
sich betrachtet, und so unterscheidet er denn einen doppelten Con- 
traet: den Ober die Wasserspenne und den Ober die Wasserleitung. 
Ja das allgemeine Recht der Wasserleitung soll sogar drei Momente: 
die Wasserspende, die Fällung und die Wasserleitungsservitut, 
Jedes ak ein für sich Bestehendes oder, wie der Uebersetzer sagt, 
„als einen disparaten Theil" enthalten. Es werden im ersten Ka- 
pitel die Bestimmungen ie^ Osterreichischen und französischen Rechts 
dargestellt und zugleich Ober £. 37. D. De servit. praetL rustic. 
eine wenig erhebliche Bemerkung gemacht. Im zweiten Abschnitte 
des ersten Kapitels ist das Interessanteste die Erklärung einiger in 
den römischen RechtsqueJIen in Bezug auf Wasserlauf und Wasser- 
leitung gebrauchten Ausdrücke und ihre VergJeichang mit .italieni- 
schen Ausdrücken. Dieser Gegenstand ist durch einige Kupfertafeln 
erläutert. Der dritte Abschnitt bespricht die Wasserspende in Be- 
zog auf die Erwerbung der Wasserleitung. Der Verf. verbreitet 
sich hier Ober die Zwecke der Wasserleitung» die er in nutzbare 
und schützende theilu Unter den nutzbaren erwähnt er die **§& 
nannte Golmatnr von Lflndereiea. Man macht nlmlieh in Italien 
bisweilen Wasserleitungen, um trübes Wasser, das vegetarische 
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Bestandteile enthalt, auf ein wüstes, meist durch eine Uebersehwem- 
mung mit Kies bedecktes, Grundstück zu leitet. Diess wird ein- 
gedämmt nnd das Wasser durch eine Sehleusenthür eingelassen, bis 
die Einfassung voll ist; dann wird die Thüre geschlossen. Hat der 
vegetabilische Niederschlag sich ganz gesetzt und das Wasser ist 
ganz klar, so Itsst mau durch eine andere Thöre es ablaufen. Nun 
hat sich eine Lage vegetabilischer Erde gebildet, und so lange bis 
diese dick genug ist, um Culturpflaazen zu nähren, wird jene One* 
ration, die Colmala, wiederholt« — Was in den weitern -Paragra- 
phen dieses Abschnitts über die faettsebea Erfordernisse eines Was*- 
serzeflosses und den Ausflusspunkt einer Wasserleitung — über 
QoeJIgrüben in Bezug auf Erwerbung der Wasserleitung — über die 
Wahl von verschiedenen Gattungen von Wasser und über die Quan- 
tität desselben, insoweit beide Umstünde bei Erwerbung des Zu- 
flusses von Wichtigkeit sind, namentlich über die Art und Weise, 
wie das Maass des Wassers tfaeils in den Gesetzen angegeben ist, 
theils in Vertragen angegeben werden soll — über die officiclle 
Feststellung der Methode der Wassermessung und über die bei Be- 
stimmung der Wasserspenden gebräuchlichen Vertrüge gesagt ist, 
dürfte leicht das Wichtigste und Interessanteste des ganzen Werks 
sein. Desto uninteressanter ist das zweite Kapitel, in dessen erstem 
Abschnitte vom langj Ihrigen Besitz als Erwerbungsmiltel des Rechts 
einer Wasserleitung- und im zweiten Abschnitte von den ursprüng- 
lichen und abgeleiteten Erwerbungen desselben Rechts gehandelt 
wird. — Das dritte Kapitel, die Ausführung einer Wasserleitung 
betreffend, beginnt mit dem Satze, dass nach ülterm filmischen 
Rechte weder ein* Wasserzufluss noch eine Wasserleitungsservitut durch 
blossen Vertrag habe begründet werden künnen, sondern dass'erst 
durch die Tradition das dingliche Recht entstanden sei, dass jedoch 
Justinian durch §. 4. Inst, De serviL und §. 1. IjuL De usufruetu 
Diess geändert und das Erfordernis* der Tradition bei Errichtung 
einer Servitut abgeschafft habe. Dass Romagnosi von den Unter- 
suchungen der deutschen Juristen über diesen Punkt nicht die min- 
deste Kenntnis« bat, ist ebenso gewiss, als dass der deutsche Jurist 
ans R.'s Untersuchung nichts lernen kann. — Hierauf wird die 
Frage erörtert: Wem das Recht zustehe, den Ort zu bestimmen, 
wo das Rinnsal ausgegraben, und welche Richtung ihm gegeben 
werden solle? Alsdann wird untersucht, was hinsichtlich der Quan- 
tität eines Wasserzuflusses und der Zuflussmttndungen Rechtens sei, 
nnd zuletzt von einer Leitung zur Entladung des Wassers gesprochen. 
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— Das vierte Kapitel — von der Instandhaltung der Wasserleitung 

— beginnt seltsamer Weise mit der Lehre von der Zerstörung der* 
selben, und bespricht dann erst ihre Erhaltung* Instandhaltung, Rei- 
nigung -und Reparatur, — Im fünften Kapitel — von der Benutzung 
der Wasserleitung — ist die Rede von der ersten Anstheilung des 
Privatwassers, namentlich von der Verkeilung aus gemessenen Mün- 
dungen, und es werden hier nicht uninteressante Notizen Aber die 
sonst und jetzt in Piemont angewendeten Methoden ,< sowie Aber die 
Art und Weise, wie diese Vertheilung im lombardisch-venetianischen 
Königreiche, namentlich in Mailand, Lodi, Pavia, Novara, Cremen*, 
Crema, Brescia, Bergamo, Manlua und Verona geschieht, worauf 
noeh Einiges Aber die in Piacenza und Modena, sowie in dem süd- 
lichen Italien gebräuchlichen Methoden hinzugefügt wird« — Der 
zweite Abschnitt spricht von der Verwendung des Wassers, und der 
dritte von der Entladung oder den Abzugsgerinnen, in welchem 
letztern Abschnitte die dort aufgestellten verschiedenen Gesichts« 
punkte über die VorfluthsgewSsser Aufmerksamkeit verdienen« 

Das dritte Buch — von der Sichcrstellong und Verfolgung des 
Wasserleitungsrechls — ist verhaltuissmüssig sehr kurz. Denn es 
umfasst nicht mehr als 32 Seiten. Es beginnt mit einer ziem- 
lich oberflächlichen Entwickelang des Begriffs der Selbsthilfe, und 
spricht dann von den Besilzstörungen in Bezug auf den verschie- 
denen Besitzstand an der Wasserleitung nach natürlichem und römi- 
schem Rechte — von der Beweistheorie, den richterlichen Cautionen 
und den Ordnungen der Exekutivgewalt bei Streitigkeiten «her 
Wasser, wobei der Verf. aber Beweistheorie in Bezug auf die Was» 
serleitung nach der römischen, französischen und österreichischen 
Gesetzgebung und von den gerichtlichen Cautionen und Disciplinen 
der Execulivgewalt in Bezug auf Wasserleitung spricht. Rec. bette 
lehrreiche Mittheilungen über die verschiedenen Beweistheorien ge- 
hofft; allein er hat sich sehr getauscht gefunden. Das Hauptsäch- 
liche, was uns der Verf. zu vernehmen gibt, ist Folgendes. Nach 
französischen Gesetzen kann das Recht auf .eine senritude di'scom* 
tinue and continue nom apparente nur durch Urkunden bewiesen 
werden; nach römischem und österreichischem Rechte aber bat der 
verschiedene Charakter der Servitut keinen Einfluss auf die Beweis* 
mittel. Es wird nun die Frage aufgeworfen: Ob, wenn eine solche 
Servitut an Wasser zur Zeit der Herrschaft des Code Napoteon begrün- 
det und unter österreichischer Herrschaft streitig geworden wäre, der 
österreichische Richter den blossen Zeugenbewets, zu dem sich eine 
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Partei erböte, zulassen könuae? Diese Frage beantwortet der Verf. 
auf höchst seltsame Weise dahin : „dass der Titel» die Klage und 
die Art des Beweises wesentlich zum Rechte seihst gehörten «ad 
einen integrirenden Theil des nnter der frühem Gesetzgebung wohl- 
erworbenen Rechts, das derch die österreichische Gesetzgebung auf- 
recht erhalten sei, bilden. Nor aas einem ganz verkehrten Gesichts- 
punkte pflege man die Processform mit der Art der Beweisführung 
zu verwechseln, aof welche die Parteien ein unverletzliches Recht 
erworben hätten. 4 *» Damit man ihn ja nicht missverstehe f giebt er 
folgendes Beispiel: „Titius behauptet vor 12 Jahren, also zur Zeit 
der französischen Herrschaft, das Recht auf einen sommerlichen 
Wasserzufluss aus dem Fontanil des Sejus erworben zu habea, oder 
macht Ansprach auf das Recht, zu einer gewissen Jahreszeit eine 
Wassermasse durch das Grundstock des Sejus zu leiten, und beruft 
sieb, um die Erwerbung und den Besitz eines solchen Rechts zu be- 
weisen, aof Zeugenaussagen. Sejus behauptet, dass dieser Beweis 
der Erwerbung völlig unzulässig sei und verlangt die Abweisung des 
Titius. In Bezug darauf beruft er sich auf das Gesetz, unter dessen 
Herrschaft Titius das beanspruchte Recht erworben zu haben be- 
hauptet, und das in diesem Falle nur .den Urkundenbeweis zulässt. 
Dagegen kann Titius nicht einwenden, dass nach dem österreichi- 
schen Gesetzbuch der Zeugenbeweis allenthalben ohne Unterschied 
zulässig ist/ 4 „Denn — fügt R. hinzu — der Beweis ist ein inte* 
grirender Theil des Rechts, weil, wenn ein Recht zugestanden ist, 
noch die Möglichkeit gegeben sein muss , diess auszuüben ; diess ist 
aber unmöglich, wenn nicht Beweismittel gegeben sind. 44 (Mithin 
hat, wer ein Reeht erworben bat, auch die Beweismittel erworben 
und daran ein wohlerworbenes Recht) Was soll man zu solchen 
Demonstrationen sagen? — Aus dem übrigen Inhalt dieses Kapitels 
heben wir nur noch den Rath des Verfs. aus, ftir Bewässerungs- 
sachen ein den Processen in Handelssachen ähnliches sehr kurzes 
gerichtliches Verfahren einzuführen, ungefähr in der Masse , wie ein 
solches in der Provinz Valencia in Spanien tinter dem Namen corte 
de los acequieros schon seil den Zeiten der Araber besteht 

Ungefähr mit der Empfindung, wie sie einen Wanderer durch- 
dringt, der nach stundenlangem Waden im tiefsten Sande endlich 
wieder festen gebahnten Weg betritt, wenden wir uns zu dem 
zweiten obengenannten Werke: Zu dem Recht des Wasserlaufs 
v. C. F. Elvers. 

Derselbe zeigt in einer kurzen Einleitung wie wichtig die 
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Malern sei,- deren Bearbeitung er unternommen, und verspricht den 
Leser „die nach reinem romischen Rechte in Bezug auf Wasserlauf 
geltenden Grundsätze in ihrem ianern Zusammenhange als ein Ganzes 
nachzuweisen« zugleich aber aUe einzelne Bestimmungen des reinen 
Pandektenrechts möglichst in die Darstellung aufzunehmen, sie je- 
doch überall auf ihre ratio zurückzuführen, und so aus der Masse 
der betreffenden uazusammenhangendea Pandektenstellen wieder einen 
lebendigen Organismus herzustellen, auch durch die sorgfältige Be- 
rücksichtigung und Benutzung der praktischen «Bestimmungen des 
römischen Rechts der Arbeit für unsere heutigen Zustände grössere 
Brauchbarkeit zu verschaffen, und überhaupt in Einer Lehre einmal 
die ganze Fülle und den Reichtbum des römischen Rechts zur An- 
schauung zu bringen/ 1 — Auf die abweichenden Meinungen neuerer 
Juristen will er gegenwärtig noch keine Rücksicht nehmen, sondern 
erst, wenn der römische Standpunkt wieder gesichert und die ge- 
sammte römische Rechlslchre vom Wasserlaufe in ihrer Eigentüm- 
lichkeit und in ihrem Zusammenhange nachgewiesen ist, die neuere 
Auffassungs- und Darstellungsweise einer Kritik unterwerfen, die er 
sich jedoch für spätere Mittheilungen vorbehält* — Hier musa Ref. 
nun gleich zweierlei erinnern. Offenbar hat der Herr Verf. seine 
Arbeit in der Absicht unternommen, dass sie dem deutschen Prak- 
tiker als Anleitung zur richtigen Beurlheilung und Entscheidung 
streitiger Fragen des Wasserrechts dienen solle. Aber dann durfte 
er sich nicht auf die Darstellung des reinen römischen Rechts be- 
schränken, sondern er musste das römische Recht nothwendig in 
Verbindung mit dem allerdings in verschiedenen nicht unwichtigen 
Punkten von den Ansichten der Römer abweichenden deutschen 
Rechte betrachten. Einigemal scheint er diese Notwendigkeit 
selbst gefühlt zu haben, wie er denn z. B. schon S. 15. auf ein 
deutsches Herkommen — das Recht der Wasserfolge — hindeutet. 
Allein die Abweichung des deutschen Rechts in Bezug auf das flies- 
sende Wasser ist bei weitem grösser, wie man aus der Constitution 
des Kaisers Friedrich I. vom J. 1158. (IL Feud. 56«), welche zwar 
zunächst Zur Italien gegeben, bald aber auch in Deutschland ange- 
nommen worden ist, und aus der Constitution des Kaisers Adolph 
vom J. 1293. ersehen kann (Goldast Tom. I. p. 3150, deren Echt- 
heit zwar von Einigen bezweifelt wird, deren Bestimmungen aber 
doch, trotz der entgegenstehenden Aussprüche des Sachsenspiegels, 
(/. P*. S. Lib. IL art. 56.) in ganz. Deutschland Geltung erlangt 
haben. Doch wollte Herr E. auch wirklich nur das reine römische 



Digitized by 



Google 



Elvers, Beitrüge zun Wasserrechte. 3Ö7 

Recht darstellen, so durfte er wenigstens seine Untersuchung nicht 
so ausdrücklich, wie er gethan, auf das Recht der Pandekten be- 
schränken. Denn nicht unwahrscheinlich ist es, dass Das, was die 
Pandekten Ober den Wasserlauf festsetzen, durch das Recht des 
Codex eine theoretisch nicht ganz unbedeutende, praktisch sogar 
sehr wichtige Abänderung erlitten hat* — Der Verf. handelt hier- 
auf §. 2. von den Quellen und Brunnen — §. 3. vom fliessenden 
Quellwasser — §. 4. von den Landseen — §. 5. von den Bachen 
und Flössen — r §. 6. von den Wasserleitungen aus den Öffentliche« 
Flüssen — §.7. von den Wasserleitungen aus Seen und Teichen! 
aus C istern en und ex coelo — §. 9. von den öffentlichen Wasser- 
leitungen — §. 10. von nachtheiligen -Laufe des Regenwassers — 
§.11. von der Beschrankung der natürlichen Grundsatze Ober den 
Lauf des Regenwasssers besonders durch Servituten — §» 12. vom 
nachtheiligen Laufe anderer durch Regenwasser angeschwollener oder 
entstandener Gewässer — §.13. von den allgemeinen, Rechtsmitteln 
zur Aufirechtbaltung der Grundsätze fl^er den Lauf des Regenwas* 
sers — §. 14. von den besondern Rechtsmitteln der actio aquat 
pluriae aretmdae — §. 15. vom Ablauf des Grundwassers — §. 16. 
von der Erhaltung oder der Reinigung und Wiederherstellung der 
verschiedenen Wasserwege — §. 17. vom Meere und Meeresufer, 
womit die eigentliche Abhandlung schliesst. 

Das Material derselben betreffend, so geht der Herr Verf. von 
dem richtigen Grundsatze aus, dasa der Besitzer eines Grundstücks 
auch Besitzer der auf demselben entspringenden Quellen sei, wor- 
aus folgt, dass die auf öffentlichem Grund und Boden befindlichen 
Brunnen and Quellen als res pubiieae anzusehen seien. Was da- 
gegen den Abflugs aus den Quellen und Brunnen des fliessenden 
Quell wassers anlangt, so sei dasselbe zwar als messendes Wasser 
eine res commwns und der Grundeigentümer kenne sich nicht als 
Eigeathflmer des auf seinem Grund und Boden fliessenden Wassers 
betrachten; wohl aber könne er jedem Dritten den Eintritt in das 
Grundstock versagen und eben dadurch ihn mittelbar an der Occu> 
petton desselben hindern, Anch der Landsee, und zwar dieser noch 
in bekenn Grade als die abfliessende Quelle sei in der Regel Privat- 
eigeathum ; wenigstens gelte dies von den kleinen Seen» Die gros* 
sern hingegen, auf denen sich eine wahre Wogen- und Meeresge- 
walt finde und die den Boden des See» dem commercium humanum 
entzögen , waren nicht als Privateigenthnm anzusehen , sondern 
mfissieo ebeaao wie das Meer beurtheüt werden. Anders jedoch als 
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Seen (und Quellen) sei die rechtliche Bedeutung der Flüsse und 
Buche zu bestimmen. Beim Bache soll, weil die Strömung des 
Wassers noch keine solche Gewalt habe, dass dadurch das Bett dem 
menschlichen Verkehre bleibend entzogen werde, dieses Bett selbst 
im Privateigeulhume des Grndherra und bei einem Grenzbache im 
gemeinschaftlichen Eigcnthume beider Nachbarn verbleiben, so dass 
im Zweifel die Mitte des Bachs die Grenze bilde. Bei Flüssen 
aber, wo die Stromgewalt stärker und gleichsam den Boden des 
selbstgewfihlten oder auch des durch Menschen gegrabenen Bettes 
bleibend in Besitz genommen habe, sei das Flussbett eine res extra 
commercium und der Fluss — versteht sich wenn er ein imroer- 
fliessender und nicht blos torrenshl — ein flumen publicum. Verlasse 
ein solcher Ftass sein Bett bleibend, so werde der aheus relictus wieder 
res in eommercio^ und falle, wenn der angrenzende ager arcißmus 
sei, den Anliegern zu, wenn er aber ager Umitatus sei, so trete ein 
Occnpationsrecbt ein. fDiess Letztere ist nach reinem römischen 
Rechte unbestritten richtig; dagegen möchte sehr zu bezweifeln 
sein, dass der Unterschied zwischen ager Umitatus und arcißnius in 
Deutschland praktische Giltigkeit habe.) Das temporair Ober* 
schwemmte Land bleibe res privati juris. (Der Verf. vergleicht 
das Verhallniss mit dem der rerum ab kostibus capto rum nondum 
inter praesidia redactarum.) Sobald aber der Bach sich so vcr- 
grössert habe, dass er ein Fluss geworden sei, so höre aach die Be- 
fugniss Einzelner auf, Andre von der Occupalion und Benutzung des 
fliessenden Wassers auszusch Hessen. Wohl aber stehe dieses Aus- 
schliessungsrecht dem Staate gegen jeden Fremden zu. Der Flosa 
sei nunmehr res publica geworden» Doch sei neben dem usus pth 
blicus auch noch ein usus privatus zu Gunsten Einzelner möglieh, 
der durch besondere Concession oder durch die vom Prtttor ge- 
schätzte lange Dauer des ausschliessenden Gebrauchs entstehe. Der 
Verf. führt hier die bekannten, einander wenigstens scheinbar 
widersprechenden Stellen an, L. 7. D. De div. tempor. praescrrpt. 
(XL1V, 8.) and L. 45. pr. in fin. D. De usurpat. et usucapion n 
in deren erster es beisst: Si quisquam in fluminis publici devtr- 
ticulo solus pluribus annis piscatus sit> alterum eodem jure uti 
prokibet % wogegen in der zweiten Stelle Papinian sagt: Prae» 
scriptio tongae possessionis ad obtinenda loca juris gentium publica 
eoncedi non solet: q uod itu procedity si quis aedißcio funditos 
diruto, quod in litore posueraty aut dereliquerat aedjjicium, alterius * 
postea eodem loco exstructo occupantis datam exteptionem oppona$ y 
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vei st gms auod in flumims publici deverticuh solus phtribus anmis 
piscalus sit, alierum eodem Jure prokibet, nnd will sie dadurch ver- 
einigen, dass er die letztere auf die civilrecbtliche praescriptia hngi 
iemporis bezieht , welche ad ebtinenda loca public* nicht zulässig 
ist, die letztere hingegen von dem ausserordentlichen prätoriscbea 
Schutze versteht, der durch die Länge der Zeit erworben werden 
ka,nn. Nicht ganz in demselben Sinne wie die Flüsse selbst achtet 
er die Flussofer ftr res publieas. Sie seien nlmlich nicht bleibend 
der Gewalt des Stroms unterworfen, und ebendeshalb nicht extra 
co mm erc ium : es finde hinsichtlich ihrer blos ein usus pubUcus statt; 
die Proprietät mit allen ihren Folgen, insbesondre auch in Betreff des 
Frachtgenusses bleibe unverändert. — Gleichsam als Ersatz fllr 
diese Beschwerde sei den Uferbesitcerh der Anwachs durch Alluvion 
nnd die insula in flumine natu gegeben. Ober welche letztere der 
Verf. indessen nur das Römischrechtliche beibringt, dessen Anwen- 
dung jedoch in Deutschland mehr als zweifelhaft ist, da wenigsten» 
die grossem Ströme in Deutschland als Regalien angesehen werden, 
and mithin 'die in denselben entstandene Insel nicht den Uferbe* 
sitzern, sondern dem Landesberrn oder Staate gehört. — Ueher 
die rechtliche Natur der AUuviouen und Inseln, wo das am Ufer 
liegende Land ager areifinius war (denn beim ager limitatus kann 
natQrtick von einem Erwerb durch ailuvio u. s. w. nicht die Rede 
sein) bemerkt der Verf., dass -beide nnr dann zu den Accessionen 
gezählt werden, wo es sieh um möglichst weite und liberale Aus- 
legung handelt (wie bei den vom Legatar zn restitnirenden Fidet- 
eommissen) dass aber ausser diesen Fällen die Insel ein vom Ufer* 
gmdstäek verschiedenes besonderes Grundstück sei, welches nicht 
als pars /und» angesehen werden könne, und daher namentlich dem 
Ususfruktus am UfergrnndstOcke nicht unterworfen sei, woraus er- 
kette, dase~ die Lehre von den im öffentlichen Flosse entstandenen- 
Inseln nicht sowohl zur Lehre von der Accession, als vielmehr gleich 
der Lehre vom thesaurus, dem partus aneillae u. s. w., in einem be- 
sondern Abschnitt vom Eigenthnmserwerb durch ausserordentliche 
banefida fortunac abzuhandeln sei. Auch in Betreff des usus 
publtcus des Flusses sei Alles sorgfaltig im Interesse des Ganzen 
und der Anwohner geregelt, namentlich in Bezug auf schiffbare 
Flusse, und hier wieder besonders in Betreff der Wasserleitungen — 
welche Gegenstände sämmtHch sich eines prätoriscbea Schutzes er- 
freutes. Hiastehslich Dessen, was der Hr. Verf. in §• 7. Ober die 
WasserleiUnigea aas Queüen sagt, missen wir bemerken, dass wir 
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namentlich mit seiner Ansieht Ober L. tO. D. Si skrvit. vrndic. 
(Siquis diuturno usu et longa quasi possessiene jus aquae dueendae 
naneius sit caet.) nicht einverstanden sind, and zweifeln, dass dieses 
Gesetz von einen unvordenklichen Besitze zu verstehen sei. Nach 
nnserm Dafürhalten reichte wohl, so wie zum Verloste, so auch zum 
Erwerbe der Wasserleitung ein zehn und zwanzigjähriger Besitz zu. 
Eben so glauben wir nicht, dass, wenn eine Quelle vertrocknet und 
zehn oder zwanzig Jahre lang ausgeblieben war, spftter aber wieder 
zu fliessen anfing, nunmehr eine förmliche Restitution nothwendig 
gewesen sei, sondern verstehen L. 34. §.1. L. &5. D. De sentit* 
praed. rttstic, nur so, dass dis Wasserleitungsbereebtigten nach der 
Wiederkehr des Wassers von selbst in den Wiedergenuss der Was- 
serleitung eingetreten sind. In diesem Sinne werden jene Gesetze 
auch von der heutigen Praxis genommen. 

Die Wasserleitungen aus Seen und Teichen, aus Cisiernen und 
ex coe/o, welche der Verf. in §. 8. behandelt, geben ihm Veran- 
lassung Über die Servitut haustus und das Interdictum de aqua Jon* 
taua zo sprechen, wobei er untersacht, was es mit der cause per- 
petua bei dergleichen Wasserleitungen Ar eine Bewandniss habe. — 
Ebenfalls interessante Bemerkungen finden sich in §• 9., namentlich 
über die Assignation des Wassers aus öffentlichen Wasserleitungen. 
Doch versteht sich von selbst, dass diese Erörterungen keine prak- 
tische Anwendbarkeil in Bezog auf unsre Verhältnisse haben. Wich- 
tiger ist daher der Iahalt von §. 10., wo vom nachteiligen Laufe 
des Regenwassers gesprochen, und namentlich der Grundsatz auf- 
gestellt wird, dass wahrend in andern Fallen Jeder sich gegen Nach- 
theile schtttzen dürfe, dennoch in Bezug auf den Lauf des Wassers 
ein Andres gelte, indem es hier oft Pfttcht werde, die Hand ruhe« 
zu lassen, und Besitzthum und Arbeit dem Untergange Preis zu 
geben, obwohl beide vielleicht durch geringe Vorkehrungen, aber 
freilieh zum Nachtheile Dritter, gerettet werden konnten. Nament- 
lich dürften gegen derartige natürliche Ueberslrömungen von den 
Umwohnern keine Schutz werke zum Nachtheile der Nachbarn unier* 
nommen werden, so lange durch die Servituten und Qeasiservitutea 
nicht ein Andres begründet sei. Er bezieht sich hierbei auf die be- 
kannte und vidbestrittene Pandektenstelle L. 23. §• 2. k% De 
aqu. pluv. mrc. : Aggeres juxta flumina in prwato facti in erbt* 
triam aquae piueiae ateendae veniunt 9 etiamti trams flumen nece* 
ant; ita si memoria eorum emsJet, et sifieri non deouerunt. Aller* 
dings würde diese Stelle beweisend sein, wenn nur die Worte : „ef 
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si'JSeri no* delmsrumt" nicht dabei stendnav Biese Worte geben 
offenbar zu erkennen, das« in dem Gesetze selbst, keine allgemeine 
Regel aufgestellt werden sollt*, sondern nur eine besondre für den 
Fall, dnss ein specieüer Verpflichtuogsgrond, den Dammbau zq unter- 
lassen, anf Seiten de* Bauenden vorhanden gewesen. Auf diese 
Weise lasst^sich auch jene Pandektenstelle mit neueren Gesetzen 
wohl vereinigen, nach denen ein Dammbau zum Schutze des eignen 
Grundstücks sieb als völlig rechtmässig darstellt, z. B. L. i» C de. 
mtimxnoju (FI/. 4L). Quanvü ßumi^is naturalem cursum opere 
mamu facto alio non Ueeüt wertere, tarnen ripmm suam adversm 
rapid* omni* impetum muuire prpäüfikm non est* Daher haben 
denn auch angesehene Becbtslehrcr sieh vieU&ltig für die Meinung 
erklärt, dass man durch einen an der Seite eines Backes oderPrivafc- 
ßusaes errichteten Damm. «ein^GrnodÄöck schützen dürfe, wenn anch 
das Wasser alsdann dem gegenOberliegemlen Nachbar allein zefliesst 
— und dass diessfatU dem JLeUtern kein 'Klagerecht, sondern nur 
die Befngniss zustehe* sich ebenfalls durch einen auf seiner Seite 
aufgeführten Damm gegen Ueberschwemmnng zn. schätzen. (Mewii 
Decü. P. Vllh D. 230. — JCtL Tubing. VoL 1F com. 17t. *v48. 
et VoL V1U com. 22. «• 2t«. et 2$6. — H^rtius de serv, nmt. 
cemst. IL §. 4. — Struck de damn. at. reL iu t ÜL IL #• 184.)^ 
Sie nächstfolgenden garagranben (der 11., 12.» 13. n. 14*) tnt- 
baU*a die bekannten Grundsatze über das Begenwasser und das 
d«rch den Regen vermehrte Wasser der. Bäche, Flüsse und Teiche, 
. s+wie die Theorie, der actio aqua* phmae aree*d*e und der son- 
stigen diessfaUsigen Rechtsmittel. — Wenn der Verf. in $. t5. vom Ab- 
laufe des Grundwassers spricht» so, versteht er. unter, dem Ausdrucke: 
^Grundwasser" nicht Das, was man gewöhnlich bo nennt, nämlich 
dasjenige Wasser, welches in der Tiefe des Erdbodens, gefunden 
wird und von den unterirdischen Quellen herführt, die ge wdhnlich 
in einem ganzen grossem Districte einen gewissen Zusammenhang 
bähen, weshalb denn auch dergleichen Quellen in einen* solchen 
Districte gewöhnlich in einem und demselben mveau oder wenig- 
stens ia einer nur sehr sanft gesenkten (unterirdischen) Ebene liegen. 
Wo man durch Ausgrabung der Erde auf dergleichen Grundwasser 
Siosol, de erlangt man in der Regel die besten, und beständigsten 
Brunnen (S. Zin.k, Oekonqm, Le*ikea» Aujig, Vh van Ljdipk. Tb-L 
u. <L W, Grunu>aeeer)... Dieses Grundwasser kann nun. wohl dem 
Acbe^hami^nje.anciMMHigc werden* .Unser Harr Verf. scheint aber 
wt jenem, An^daucke mehr d^e, zu Anzeichne*,, wejmae aens^l^aehe 
KriC Jahrb.?. d. RW, Jahrg. VI. H. V. 26 
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Besät, d. I. eine tu niedrig gelegenen Gegenden sieb sammelnde und 
anr selten ganz austrocknende sumpfaftige PHRze. Mit Recht be- 
merkt er, das« Niemand ein Recht habe, eine solche dnreh Abzugs- 
graben Aber seines Nachbars Grundstück abzuleiten, dafern er nicht 
eine diessfalkige Servitut erwerben hat. Doch glaubt er, dass in 
dem Falle sich allenfalls eine Ausnahme würde rechtfertigen lassen, 
„wenn der Rigenlhflmer des niedrigere Grundstücks, welches das 
.Wasser des hebern aufnehmen moss, sich von dem listigen Wasser 
durch Abzugsgraten zu befreien wünscht." Wir möchten jedoch 
bezweifele, dass eine solche Befreiung durch Abzugsgräben aaf eine 
für das hebere Grundstück nnnaehlheitige Weise überhaupt mftgtieh 
sei. Denn abgesehen von allen sonstigen Schwierigkeiten, so 
mtMsen doch iso diesem Zwecke wenigstens Gräben aagefegt werde«, 
und hierdurch würde allemal dem Besitzer des Nachbargrundstflleks 
die Disposition über eihen Tbeil seines Grundes nnd Bodens ent- 
zogen werden. — Im §. 16. (von der Erhaltung oder Reinigung 
oder Wiederherstellking der verschiedenen Wasserwege) wird das 
Pkrgure von dem Rtfieere und dieses wieder Von dem Muntre un- 
terschieden, hierbei auch von dem coercere aqtmm gesprochen, und 
k Bezug auf das Letztere bemerkt, es dürfe nicht dabin ausgedehnt 
werden, dass Jemand zar Erhaltung einer Quelle neue Adern suche 
und eröffne. — Dass diess Jemand nicht auf fremdem Boden ver- 
suchen dürfe, ist freilich unstreitig richtig. Auf seinem eigenen 
Grund und Boden aber kann es, wie auch der Herr Verf. zuzugeben 
neheiat, Niemandem verwehrt werden. *— Beim 17. Paragmptfe* 
-— vom Heere und Meeresufer — ist nur im Allgemeinen zu be- 
merken, dass nach den beatigen völkerrechtlichen Ansichten ein 
grosser Tbeil Dessen, was iu Rom gaft, eine gänzlich veränderte Ge- 
stalt angenommen bat, so dass selbst das Fischen am Afeeresafar 
nicht unbedingt als eiae jedem Menschen freistehende Handlung an- 
gesehen werden kaue. 

Den Rest des Buchs nimmt der Anhang ein, in welchen* ein 
Auszug ans Romagnesi's oben angezeigter Schrift oder vielmehr der 
Niebuhr'sehen Uebersetznag derselben gegeben, und zuletzt noch, 
unter Berücksichtigung der Schilderungen und Untersuchuifgett Rh- 
ttohr's, eine Üebertichtder ftewlsseruagsvethaltnisse ttberilalien*, be- 
sonders den Lombardiseh»1tenetfaafseheu Königreichs in rechtlicher 
und faetfseber Hinsicht mftgethellt, urid hiermit Einiges über dee> 
selben Gegenstand ans Johann Bürget"* „Reise durch Oberitatten« 
(!*. Tb. Wien, IBM. 1092«) beigebracht wird — recht interessante 
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Notizen, die wir freilich, als dem Zwecke dieser Anzeige zo fern 
liegend, hier übergehen müssen. 

Wir kommen auf die schon oben ausgesprochene Bemerkung 
zurück, dass jede Untersuchung der Art, wie sie Hr. E. in 
dieser Abhandlung angestellt hat, ihrer Natur nach nur aus dem Ge- 
sichtspunkte der praktischen Nützlichkeit beurtheilt werden kann. 
Praktisch nützlich aber Ist sie nur, Wenn das durch sie gewonnene 
Resultat uns in den Stand setzt, die Streitigkeiten der Parteien rich- 
tiger, sicherer und dem Geiste der Gesetze angemessener, als es 
bisher maglieh war, au entscheiden. Inwieweit Dfose durch des Hrn. 
Verfs. Benrinmngen möglich sein wird, linst sich in diese» Augen« 
Miete noch nicht vollständig übersehen. Den* er hat, wie bemerkt* 
in der gegenwärtige* Abhandlung nur erst das reine Wtamscbe Recht 
über den Wasseriao«* daorasteilea versprochen und dargestellt, und 
diess zwar mit gewohnter Deutlichkeit und Gründlichkeit. Attein 
die Anwendung der rftmit ch-reehtliehea Grundsätze wird in Deutsch* 
land vielfach modiheirt durch eigenthümliebe deutsche Reehtseu* 
siebten, welche von denen der Römer in mehren nicht unwichtigen, 
Punkten abweichen. Hoffentlich wird derselbe in künftigen. Fort* 
Setzungen der jetzt begonnene« Arbeit diesen deutschen rechUkbe* 
Momenten die ihnen gebührende Würdigung nicht versagen und da* 
durch sein Werk nu einem wahrhaft pnaktiech brauchbaren erbeben« 
wobei wir-noch den Wunsch nicht unterdrücken können, dass wf bei 
de» künftigen PorteetBOngnni <lic ziemlich: zahlreiche Literatur des 
vom ihm bearbeiteten Gegenstandes' nicht so gan* unbeachtet laescn 
ntfgo* wie er es in diesem ersten Hefte gethan hat > 

K* F. G. 
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Die Lehre vom Schadensersätze nach Römischem Rechte. Eine 

., civilistische Ah baid hing von JF. ST. v. Wenrinff-lMgepbeln), 

d. R. Dr. tu Privatdoc. aß d. Univ. zo Heidelberg. Heidelberg« 1841. 

Jeder, der selbst die Stellung eines Privatdooeaten einst gebäht 
hat, kennt ans eigener Erfahrung die geheimen Triebfedern, an« 
welchen ein Solcher das Erscheinen eines literarischen Produkte von 
seiner Seite beeilt, nad diese Eile an sieb kam nnntftglicb getadelt 
werden, es nriteste denn Jemand im Ernste von der kirzlieh aofge» 
stellten, durch die Verkümmerung des Pmatfeeenteanveaeos ber- 
vorgemfenen, Ansicht eherzeugt sein, wornaeb hauptsächlich vea 
Privatdoeenten die Wissenschaft vertreten werde« Jedoch sobald 
diese Eile zur Gebereftung wird, sich also es deutlich herausstellt, 
dass es dem Privatdoeenten nur darum zn thun ist, sein Produkt aarf 
den literarischen Markt zn briagen, und dadurch aar steh* nicht die 
Wissenschaft za fördern;, dann muss eine solche Selbstsucht aufge- 
deckt, und gleichsam als ein Verrath an der Wissenschaft bezeichnet 
werden. 

Bin eigenthumlicber Wunsch hat nach der Vorrede die nlchste 
Veranlassung zur Abfassung dieser Abhandlung gegeben» aemlieb - 
der Wunsch des Verfs., ein seinen Ansichten entsprechendes Lehr- 
buch den Vorlesungen zum Grunde zu legen, welche er Ober die 
Lehre vom Schadensersatze nach Römischem Rechte „zu halten 
sich vorgesetzt." Der Wunsch, sich ein Lehrbuch für eine noch 
nie selbst gehaltene Vorlesung zu schreiben, der hier wegen des In- 
haltes der Lehre schon auffallend genug ist, könnte nur dann nach 
des Rec. Dafürhalten ' gerechtfertigt erscheinen, wenn entweder es 
an einem Lehrbuche oder Handbuche ober diese Materie ganz fehlte, 
in welchem Falle fürs Erste ein Grundriss genfigen möchte, oder 
wenn der Verf., begeistert von den selbstgefundenen neuen Auf- 
schlüssen zu der in seiner Vorlesung demnächst zn behandelnden 
'Materie, diese neuen Resultate einem grössern Publikum als seinem 
Zuhörerkreise mitzutheiien brennt. Beides ist hier entschieden nicht 
der Fall. Wir haben eine kurze und fassliche Darstellung der Lehre 
vom Schadensersätze von Hlnel ans dem Jahre 1828., die ganz 
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vortreffwch die Stalle einet Lehrbachs, wen es eines solchen he- 
dOrfte, vertreten konnte, sodaea eia etwas umfangrekkeres Werk 
•her densetbea Gegenstand ib lateinischer Sprache von Wehre, 
wmd endlich gar eine zweibawdige Schrift aber diese Lekre von 
Schemen, so 4ms der erste Grund, der Mangel eines Lehrbaches, 
nicht vorbinden ist, Dass «her «ick der zweite Grand, Neuheit der 
gefundenen Aafscblesse, nicht die Ursache der Herausgabe dieses 
Werke« ist, deutet der Verf. » der Vorrede selbst an, indem er 
sagt, dass ia dieser Materie „ vorerst weniger Neuheit der Ansieh- 
„tan, ab eiae durchgreifende Systeinatisiruog des Vorhandenen Noth 
„tkuc. tt Wir hahea daher auf die Anordnung des Stoffes a diesem 
Werke aaser heaoaderaa Augenmerk gerichtet, aber auch hier vorerst » 
wenig Neuhait eatdeeiL 

Der Verl beginnt seine Abhandlung mit der Aufschrift r n zdr 
„Quellenkunde der Lehre wem Schadensersatz" 8. 1—13. Ungeaeh- 
tet aach Ama Titel des Buches diene Lehre nur nach Römischem 
Reckte behandelt werden soll, so wird doch die Darstellung der 
Quellen des Remischen Rechts unterbrochen, um ganz in der. KOrae 
den Ort za erwihaen, wo sich diene hu Corpus iuris, backst zer- 
streute Materie im iVeussischen LeaeVeehte, hm OesteNreichischtfn 
Gesetzbuchs and kn Code Napoteon finde, ohne dass aber in der 
systematischen DarsteHaog dieser Lehre auch nur ein einziges Mal 
auf diese Gesetebicber zurückgewiesen wird. 

Bei einer DarsteHaog der Quellen kann man einen doppelten 
€esichtspuakt im Aage haken; entweder den: nur kurz die Titel 
anzugeben, in denen der Hauptsilz dieser Lehre sich befindet, oder 
•wJistffadig jedes Gesetz oder Fragment zu verzeichnen, worin wir 
auf diese Materie Rücksicht genommen finden. Diesen letzten Weg 
sekeint der Verl eingeschlagen zu haben, indem er in den vorjusti- 
nianeisefaen Quellen einzelne Paragraphen aus Gaius, der CmNalh 
«ad Pauli Receptae SmtenittB, femer aus Justiaiaa's Compilation 
sagar die einzelnen hierhin gehörigen Fragmente aus den beiden 
httstea Digesten titeln, endlich eben so in den naebjuntmiaaeisehen 
Sammlungen die einzelnen Paragrafhen von TheopbHus bis au 
Harmenopul genau angegeben zo baban scheint. Da es gewiss 
sehr wichtig ist za wissen, ob der VerL< in der That alle QueHeo 
h anätzt kat, so wellen wir bei diesem ersten, wie es seheint mit 
vieler Liebe bearbeiteten Abschnitte etwas länger verwetten. Der 
Verf. beginnt: „4. Das ZwöMefelgesetz, Es enthalt aaf der zweiten 
„Tafel an 4eas4*en (nach Bouckaud Commmt. enV2* n.*4«.f. 1.) 
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„und 5ten Gesetze Yieies Merkwtrdlge Ar - nmeerft Lehre«« Daa 
scheint es auffeilend, dass unter dea Wiederhe rat e M ern des Textes 

. dar zwölf Tafel« der Verf. de« unkritischen Bo sehend dea Vorlag 
gegeben hat, da Dieaar aach dem eesanetenten Urthaile Hogo's Lita- 
rftrgescbichte S. 433. (nicht Literaturgeschichte, unter welchem Na- 
men der Verf. diess vortreffliche Werk S. 104. naeh einer alten Ana- 
gebe citirt) nur „zum Uebersetzer Dessen , was Andere in latet- 
aisener Sprache gesagt" taugt. Aber 'die Flüchtigkeit dieses Fran- 
zosen seheint nicht ganz spurlos bei nnsena Ver£ variaer gegangen 
zu sein. Gewiss ist es, fährt der Verf. S. 4« fort, daas in den zwölf 
Tafeln nie beiden Worte damnum and saroito vorkommen; fügt aber 
gteieh darauf hincu: Restiieirt bann das Gesetz nicht weiser werden 
als: si iniuria rupitias. . . sarcito. Freilich bedeutet aaeb Servias 
Sulpicin* rupitias soviel als damnum soto'to, aber daa V/ort dam- 
num selbst kommt dock Dicht in den zwölf Tafeln tfer. Niehat desto 
weniger behauptet der Verf. aaeb S.,26«, daas in einer andern Statte 
4er zwölf Tafeln der Ausdruck damnum daeidera wörtlich verkommen 
soll, neulich mit den Worten si füre damnum deeismn cscif, furü 

■ na adaroAo, und findet darin einen Beweis, dasa die Bedeutung des 
Wortes damnum ab Strafe schon in den ältasfen Zeiten bekannt war. 
Der Verf. hat aber hier in verba Goiko/redi geschworen, und ver- 

i gessen, daas Dasjenige, was wörtlich in dessen Restitution der Frag- 
mente der zwölf Tafeln steht, deshalb noch nicht wirklieb der uelhen- 
tische Text der zw*lf Tafeln ist Nach Hanheld and Dirksen sind 
ans aber die Worte derselben aber aas Pacjaotrea in Hinsiebt dar 
Strafe des Diebstahle zur Zeit noch ganz unbekannt« Von nie* zwölf 
Tafeln geht der Verf. sogleich auf „//» Gaii tnaÜtuHamum Cammtn- 
„tari* IV. w Aber. Zu dieser UeberechriA sind ohne allen Grand- in 
der Note sechs Schriftsteller angefahrt, sogar Hago's Aufteta: 
Cajus ein Zeitgenosse. Garaeallas; es sind ferner die Ausgaben 
Ton Göschen und Heffter, nicht aber etwa die neuestes Ausgeben 
Ten Böeking und Lachmann angeführt* Diese ist aber charak- 
teristisch voa dem Verf., daas er das Allerneueste in der Literatur 
nicht zu kennen scheint. Se wird stete Brissonius satt seinem 
Wörterbush, nicht Dirkaan'e Manuale citirt; so, sind dkm Verf. die 
cesrfio damni infecti ron Henne Sud der Aussatz ven k* ritz, im 
dritten Bunde seiner Rechtslage „zur KaUik der herbömmHchea Ae- 
aiehten von dem id quod intarest" ttuhekanat geblieben; xmA atshZn- 
rechnnng van Aepp^ se wie Dirksen's Werk iber die narelf Tateki, 
sind zwar einmal genannt aber ganz unbenutzt pbtfehem, Der Verf. 



Digitized by 



Google 



v. We*i*g~Ingenkeim> Die Lehre von Schadensersätze. 407 

fährt uamiMelhnr nach der mjtfethailften Ueberacbrift so fori: „Wir 
„führen die fftr unsere Lehre wichtigen Titel an in Vergleichnng mit 
„den Institutionen JUrstioiaVs nach der Ausgabe von Aug. 0. (soll 
„Carl beizten) Kleuse und Ed. Böc|ung Comm. III. §. 90., 91.; 
§• i«2— 208,3 §. 210— 219.; JV, §.75—81.« Die beiden luerst 
angefiUiPten Paragraphen enthalten nicht ein Wort von unserer Lehre* 
sondern geben nur den Begriff von mutui datio und indebiti cen* 
dictifu In den §§. 182 — 202« wird von Gajus nur der Begriff des 
Diebstahls erörtert. Allerdings kann der Diebstahl eine Qualle für 
die Forderung des Schadensersatzes sein, und in dieser Beaiehung 
können die §§. 204 — 208. möglicherweise hierher gezählt werden, 
da in ihnen die Frage, Wer der Diehstahlsklage hafte, beantwortet 
wird* Statt dieser unnützer Weise hier eitirten Paragraphen hätten 
besser die §§. 137., 149., 160» aus dem dritten Buehe von Gains 
hierher gezogen werden können. Die iifuü ex cerpore Ulpiani 
werden wegen der intpemve, der Theodosisehe Codex nur wegen de» 
Titels de cuttedi« rearum genannt; aber mit gleichem Rechte hätte 
der Titel de comtrakemda emtione 3„ 1. und der Titel unde vi (c. 5. 
§. 1. C 9 4», 22.) aus dem Theedosischen Codex angefahrt werden 
können; auch aus den Reeeptae Sententiae des Paulus hätten noch- 
V., 20. §. 3« ■• 6., und V., 23., 7. eine Stelle hier verdient* Wenn 
aber ober die Zweckmässigkeit dieser Citate noeb Dissens möglich 
wäre, so ist es doch offenbar unrecht, dass die Vatteanischen Fragv 
mente ganz übergangen sind, da diese, namentlich in dem Titel ex* 
emt* et vendito viel hierher Gehöriges enthalten. Aber diese so; 
äusserst wichtige • und von .den Römischen Juristen als Muster Dir. 
niedere Verträge vorzugsweise bearbeitete Lehre vom Kaufe bat der 
Vewt ganz hkitenaiigeset?t{ so fehlt dieser Titel auch bei den Cila~, 
tan ans JustiniauViestitutionen, Digesten und Codex. Ueberhanpt 
hat der Verf. aus dorn dritten Buche dieser Institutionen nur den 
Titel fuifas modis re centrahitur obligatio angefahrt {als fünfzehn- 
ten, ungeachtet in den guten« und neuen Ausgaben er überall der 
vierzehnte ist); und doch hätten nach die Titel de verborum obligat 
tiomiku* §. 7m de inulilibu* stipulatkwibus §. 20*. de emtione et veu- 
ditiwe pr. §,3«, de localipne et conduetione §. 3*, §• 5., de socie- 
tmte §.4-, §•?.» de man dato, de obtigationibus quae quasi etc. hierhin, 
gehört. Ahe* alle diese Titel, welche merkwürdig genug der Verf. 
hei des Thaophilns Paraphrase anfährt, sind von ihm auch hei- 
der Auszählung der hierhin gehörigen Codex- und Digesten -Titel 
übergangen* Unter den, „naetyusiiaianeiscnen Sammlungen 4< finden 
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wir zuerst die Paraphrase des Theopkilus genügend berftcksiehtigt. 
Riebei ist mir zu erinnern, das« für dies Werk das Prädikat einer 
nacbjustinianeischen Sammlung flicht passt. Sodann ist das/VoeAärra 
Basilii Obergangen, trotzdem dass die Titel 14., 16.« 17., 18:, 19.» 
zum Theit auch die Titel 38. (cap. 61.) und 89. (cap. 52.) hier eher 
hätten eine Stelle finden sollen, als Michael Psetlns, Michael 
Attaliata und die leges agrariae. 

Anf diese Quellenkunde folgt ein allgemeiner Tb eil S. 14—45-, 
welcher die Begriffe des Schadens und Sehadensersatzes nach natür- 
lichen Prinzipien und nach den Romischen Gesetzen zu entwickeln 
sich zur Aufgabe gestellt hat. Der Schaden d. h. jeder mögliche 
Verlust, der uns durch irgend eine Kraft oder Gewalt, 6ie mag in 
uns oder ausser uns liegen, zugegangen ist, kann nach dem Verf. 
sowohl von der Polizcy als von dem Richter getilgt werden. So 
wird z. B. die Polizey den durch Überschwemmung angerichteten 
Schaden bisweilen aus Rücksichten des Öffentlichen Wohls darch 
Erlass der Contributfon oder auf andere Weise aufzuheben suchen. 
Bleiben wir aber bei den eigentlichen Rechtsverhältnissen stehn, so 
ist Jeder, der nicht etwa durch sich selbst beschädigt ist, berech- 
tigt, vom Staate Genugthuung zu verlangen. Diese Genugtuung 
kann in Beziehung auf den Beschädiger reiue Strafe sein; in Bezie- 
hung anf den Beschädigten ist sie Ersatz, der sich in Abbitte bei 
Verletzung des Rechts auf Ehre, und in Ersatz im eigentlichen Sinne 
bei Verletzung schätzbarer Güter theilt. Der Ersatz kann entweder 
blosse Zurückgabe oder Leistung aus eigenem Vermögen, oder end- 
lich Beides zugleich sein. Dieser letzte Fall des vom Verf. 8» 24. 
aufgestellten Schema's, wo Beides zugleich Statt findet, scheint war 
dann richtig hierhin gestellt zu sein, wenn die Rückgabe nickt mehr 
vollständig möglich ist, sey es dass einzelne der mehreren zn resti*» 
tnirenden Objecte aus physischen oder juristischen Gründen nieht 
restituirt werden können, oder dass die zn restituirenden Objecto 
theil weise oder gänzlich inzwischen deteriorirt sind; in jedem en- 
dern Falle bOrt diese Leistung auf, Ersatz zu sei» ; sie wird Strafe« 
Schadensersatz ist nemlich dem Verf. ganz richtig der Anspruch den 
Verletzten anf die Vergütung der zugefügten VermOgensverringernng 
durch Ueherhissung eines mit dieser in Gleichgewicht stehende« 
schatzbaren Gutes« So nach natürlichen Prinzipren. kn Romtochen 
Rechte ist Damnum das Hauptwort in dieser Lehre. Es hat nach 
dem Verf. verschiedene Bedeutnagen, je nachdem es im engem oder 
weHefn Sinn für jeden VermOgensverlust oder jeden sonstigen- Ver- 
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last, oder „*a etaer gaaot eigeaea BesJeheag" gehraeeht wird fJr 
Strafe, aad zwar eiae Geldstrafe. Wer asichte leagaea, das* «fear*» 
x*st die Bedeotaag einer Geldstrafe habe, welche 4er Verf. aas 
. Cicero und dem €erpm juris aa beweise« sieb abmäht; aber dass 
diese ftedeateag eine ganz eigene Besiehnag aebea allea aadera 
bebe* seil, ist rieht sazegesteba. Denn dmmmum beseicbaet eiaea 
jedea VersrtgeasTerlnst, s^ssewviel ob er verschuldet ist oder akht, 
ob er dareb «iae vom Richter ausgesprochene Geldslrafe oder dareb 
eiaea wnverscbiiideten Uaglftckafall, oder dareb die Gewalt des Fein« 
des, die Arglist eiaes Nathberea, iit Nacbllssigkeit oder Verarmung 
eines Geechrtsfreaades hccboi g o f tthrt wird fr. 80. pr*D. S5 M 2. Di« 
versefciedeaea aas der Nator der Sache ebstrahirtea, aad aaeb iai 
RBmischea Rechte vorkommenden Biatbeiloogea des dammm werdea 
Tom Verf. richtig angegeben; aar kenne» wir nieht sogestehn, dass 
das Rtaische Recht eiae Eintbeilaag ia dmmmum directum aad i*M 
directum keaae. Einmal wird der Verf. seihst sieht boboeplaa 
wolle*, dass sie wertlieh io den Qaellea sieb finde. Aber ihre« 
Sinne nach, den der Verf. aicht alber angibt, sondern ihn aar aas 
dea citirtea Beweisstellen (fr. 9. D. 48., 8. fr. 54« §* %. D. 47-, 2 ; fr. au 
pr.fr. 31. Ä 9., 2.) erratben ftlsst, Jttllt sie mit dem ebeafails ab*» 
gebändelten Unterschiede zusammen, ob die schldliebe Handlung «a» 
imriü oder tme miuria gescheba war. Bei der Biatheilang des Scba-> 
deas faciendi) und mm f meiernd* bitte der" Verf. bemerken sollen, 
dass diese Bezetehsueg dea Qaellaa fressd ist. Aaeb ist hier /r* 220» 
Z>. 50., 16. eine unrichtige Beweisstelle. Wenn endlich der Verft 
fetsea dorch eiae freie aaverscboldete Handlang verursachten Scha- 
de« sieht aaerkeaaen will, trotz /r. 25. §.2. B. 96«, 1., so sind wie 
aaderer Mciaeag, «ad beaufen uns auf Thibaut's (Braun's) Erör- 
teraagea §. 274. Dea Uatersebled zwischen den Ansichten de* 
Römischen Rechts und dea natQrttcbeii Recutsaasicbten findet der 
Verf. ia zwei Paakter. Biaaal darin, dass im Rdmischea Rechte 
aiebt bloss ein von vernünftigen Wesen, sondern aater Umstftadesi 
aaeb ein voa Thierea aad leblosen Sachen verursachter Schaden er- 
setzt werdea mos* (eine Ansiebt, die der Verf. gewiss sehr modifi • 
eist ausgesprochen haben würde, wenn ihm Hepe's Zorecbaong 
(Tlbingen 1888.) geatlgend bekannt gewesen wltre). Sodaaa aber 
darin, dass der wabre- Charakter einer Strafe, der sieb ia einer 
derehaes a^tbweadigen Folge- ausspricht, im Rftmtscbea Rechte gnaa 
oatergegaagaa za sei» oad die Privsutrafo vielmehr ei» mehrfach 
gesicherter Ersatz dareb zufällig ertbeütea Gewiaa za se4a scheine. 
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Dieser Ansicht konneu wir nickt beistimmen. Sie to euch bereits 
von Kierulff Theorie de* gemeine» Civilreeht* Bd. L S, 17$, von 
Neuem widerlegt. Auch halten wir diese Ansiebt aemenUfch im 
Munde des Verfs» ftr ineoaseqnent. Denn wenn Derselbe S. 9* 
schreibt: „Das ganze 47fite Bach (der Digesten) ist für unsere Leta 
^von grnsster Wichtigkeit, und enthalt Viele«, wns genaue Dnreh- 
»lesung unentbehrlich macht. So sang man ausserdem mit einer 
»richtigen Ansicht des Verhältnisses der Privatstrafen z*n 
„dem wahren ErsatE nicht zu Stande kommen 4 ' — and nun auf 
S. 44. derselbe Verf. schreibt; es sebeinl der wahre Charakter einer 
Strafe (im Römischen Rechte) ganz untergegangen, und die Privalsftrafe 
vielmehr ein mehrfach gesicherter Ersatz durch zufälligen Gewinn« 
so kennte man fast auf die Meinung verfallen» der Verf. habe doch 
wohl die genaue Durchlesung des sieben und vierzigsten Buches der 
Digesten Jnstiniaa's für entbehrlich geholten. Am Schlosse de« 
allgemeinen Theiles stellt der Verf. die beiden Hauptfragen an/» 
welche nein besonderer Theil nn beantworten bat. Es sind folgende; 
Welches sind die Entstebungsgründe des Hechts auf Schadensersatz? 
und welches ist der Umfang der Verbindlichkeit zum Ersatz? Durch 
die getrennte Beantwortung dieser beiden Fragen zerftüt der beson- 
dere Theil in zwei ihrem Umfange noch sehr verschiedene Bacher 
(Buch 1. S. 46—272.; Buch II. S. 273—29$.); <* scheint jedoch, 
als wenn eis durchaus übersichtlicher gewesen wäre, den Umfang der 
Verbindlichkeit bei jedem einzelnen im ernten Bache aufgestellten 
Falle augleieh mit anzugeben. 

Das erste Buch zerßült in drei Abschnitte, Der ernte gioM 
eine allgemeine Uebersicht der Bntatebungsgrttede des- Recht« auf 
Schadensersatz; tev zweite handelt vom paetom,, als Grund de« 
Rechts auf Schadensersatz sowohl bei Centcaclsverhxltnissen ale ausser 
solchen; und der dritte spricht von der Entstehung der Verpflichtung 
zum Schadensersatze ausser einem heseudern ptchm darüber* Die* 
ser dritte, der ans (Ehrlichste, Abschnitt zerftMt'in zwei Abtheilunfne» 
„ausser Centraetsverbftltnissen u und ,» EntscWdigUSgsgrönde den 
„Rechts auf Schadensersatz bei Conlractsverhältnissea des Besah*. 
t,digers mit dem Beschädigten 4 ' überschrieben. Die erste Abtbei- 
fang hat drei Capital: Verbindlichkeit zum Schadensersatz, wegen 
Bereicherang des Einen mit dem Schaden des Andern — ans uner- 
laubte« Handlungen — wegen Bigenthum der beschädigenden Sache. 
Die zweite Abtheilnng hat vier Capitel: Schadensersatz. ata Nah*»* 
Verbindlichkeit einer andern Obligatio* wegen cn^rt and m*r*i 
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nie Ba a ptwhj ect der O aligaÜ se; vea im dm hei 
Cc*tractsrerbihaije*a and dessen Tragen ( p t rie &A m) ? von 4m Vaj* 
woadangea nnd deren Ersatz. 

Im AtigemeiaeB kftaaea wir aagea, aast der Vnrf. sanie dkm 
richtige Aasieht anfgesteUt bat? dass aber auch diees nicht als 
grasees Verdienst für den Verf. gelten kann, iadem er aa Löhr 
(den 4er Verf., feiner oben getadeltea Weise gemäss, aielir als 
Hassen benetzt hat) bei der eif^p«, -aa Madai, dea er «ehr all 
wOrtKeh «anschreibt, hei der w%orä, uod ganz besonders aa Unter* 
holnner's Lehre ran den Schaldverhlltniesen die sichersten Führer 
gefendea hat. Aber der Verfc ist uestreitig so wenig prftcise ia 
der Darstetluag, and bleibt auch an wenig bei der Sache. Kr gibt 
Aflee, was ar Ober den Gegenstand weiss, ia den Druck. So er» 
xihlt er S. 6 M dass dar Tbeodoeiaehe Codes nmprilaglica aar ans 
dar weatgetbieehen Sammlang bekannt wer? S. 122. n. 154. leeea 
wir die hekanaiaaten Sachea ober den Unterachted der dirtci* und 
UäUis actis ans der hx ^fanWa, sowie Ober die *ctio de paftm und 
de pmuperief 8. 246» wird die nicht hierher gehörige Frage, obi 
wena ein eastu das Gehea völlig bindert, bei zweiseitigen Obligat» 
täanen deaaoch die Gegealeistuag gefordert werdea kenne, aesflhrt 
lieh besprochen« Wir wallen gera sagestehn, dass alle Aosflhma» 
gen desVerfs. in einem tolajdtfche* Vortrage bfanehbar, aognr seibat 
ia Uelaea Wiederholungen - (z* B. S. 234. 2S9.) no4bwendig sied* 
aber sie gehören nur nicht in eine Monographie, bei weicher die 
Ahafeht vorherrschen moss, die nehandeJte Lehre weiter fortsafthJ» 
ren, aicht aber die bekannten, schon aUgaroain angenommenen Lehr- 
eitze ensftlhrUch na wiederholen, ja hia aod wieder, nach älterer 
Joristen Vorgang, weittauftig zu begrflndea* So a* B. ist die Lehre 
roa der mora aaF dreiasig Seiten ans der Schrift von Madai excerv 
pirt, nnd dabei so Üchtig verfahren, dass dar Verf. auf S. 208«) 
naeh Madai, wegen fr\ 24. pr. A>. 22., 1. nicht immer wegen gesche- 
hener Hiis couUsiatio die vteta entstehe Übst, ohne diesen so denn* 
tiefc hervortretenden Widersprach zn bemerken, aal welchen schon 
Schilling ia diesen Jabrbftchern 188Ä. S. 230. aufmerksam gemacht 
hat. Bhea so stellt der Verf. S. 118. die unrichtige Befaauptang an( 
dass die mora nor bei GantractsverktiJtniasen vorkommt. Auf S. 164* 
167«, 168. vertbeidigt er noch einen Unterschied zwischen bonus 
nnd diligens paterfamilias, der schon von Hasse mit fiberzengen- 
den Grttaden verworfen ist. Auf S. 274. will der Verf. den Begriff 
des Interesse fttr seine Aufgabe dabin modificiren, „dass es der 
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. „Werth aHes, durch wUerreehÜicbe Handlungen Anderer wie inner 
•^entstandenen Verlustes sep. u Er bitte sieh hier nur an §. 72. 
erinnern dürfen, wo von der damni infecti emmtie gehandelt wird, 
am sieh zu überzeugen, data er hier einen zn hescfariokten Satz 
vertrfigt» Auf S. 288. nennt er ei« „Interesse affkctionis", nnd 
doch ist S. 277. Alciat's Behauptung, dass dae Wert Interesse von 
den Rtfmern nicht Substantive gehraacht ward, gebilligt. Materielles 
Etgenthum des Verfs. glauben wir höchstens an folgenden Orte« za 
finden: S. 92., 119.« 121.« 125. (eine in eine rein rimisehe Ah- 
handlang ungehörige Einmischung des Duells) S. 150., 152., 167«, 
168., 170., ohne jedoch überall ihm beistimmen zu können. 

Wie es übrigens mit den Kenntnissen des Verfe. hinstehtltch 
der juristischen Notabtlitlteu beschaffen ist, darüber mOge folgendes 
Sündenregister sprechen. Wenn wir auch zugestehen- wollen , dass 
viele Namen falsch gedruckt sind, indem es ftberfcenpt von Druck* 
Dehlern im Bnebe wimmelt , die der Verf. nicht etwa durch Entfer- 
fernung vom Druck orte entschuldigen konnte (S.S. Buehbard^uud 
Hefter; S.6. Bechardi; S, 29. Nathanus stfifatthaeus; S.57. 
v» 63. Carpzow; S. 71. Rfiward; S. 87. Sonde st. Sanwe; 
& 157. Merilius; S. 197. Leewen; S. 256. Harprecht), so samt 
4och folgende falsche Namen bftchst wahrscheinlich Schuld den Verfs.: 
6. 6. Bluhme als Herausgeber des Bonner Corpus iuris Jmteimt.; 
beständig SebdmannjrodMeermafca; S*40. Volins (et. Vallias), 
S-42.U.277. PriUejusu.S.56. Prlbejus; S.42. Paul (sLfl'ugd) 
Deneau; S. 105. Prlvardos sL Rav«rdus^ S. 165*. cnd 186. 
Pranskiua u. Hottomann; S. 116. Averanus, S. 165. u. 288. 
Cerrasrus; S. 297. Schmallenburg. Auch die enpassensWn Ab- 
kürzungen kOnnen eine Rflge verdienen, so S. 8. Schutt. Gothofr. 
8.88. n. gemeinhin Goccej., welchen Namen der Verf. nach & 87., 
105., 175. u. 285. mit Goccej as unrichtig aussehreibt; S. 60« uni 
fmctu Höchst wahrscheinlich ist dem Verf. der bei Franzke genannte 
Hennings (soll hetssen Henning v.) Wegner „J. C. u. Prof. Reg." 
<so S. 1435.) unbekannt geblieben, sonst würde er diese Sigie mit 
Professor Regimontanus, was derselbe von 1612. bis wenigste« 
1627. nach ArnolA's Geschichte derKOnigsbergerUnivertititBd.it. 
S. 242., 252., 261. gewesen, aufgelöst haben. 
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Handbach der Gefängnisse, oder geschichtliche, theoretische 
und praktische Darstellung des Boss- und Besserungssystems von 
Ctrellet - W»mmy, Mitglied der Genfer gemeinnützigen Ge- 
sellschaft, der Schweiz. Gesellschaft für die Verbesserung der 
Gefängnisse; der Genfer Ausschüsse für die moralische Aufsicht 
in den Gefängnissen, för die sehatzende Leitung der Freigelas- 
senen u. s. w M aus dein Französischen tibersetzt von Karl 
Mathy. Solothurn, 1838. Erster Theil. (Vgl. Jahrb. 1840. 
S. 183.). 

Receasirt 

von 

Herrn Appellationsratb JH\ Krag zu Zwickau. 

Et wurde überflüssig sein, zur Empfehlung eines Werke* uoeh 
etwa« zu tagen, aber weichet sich die ausgezeichnetsten in« und 
nna&ladiaeaen Gelehrten bereits mehrfach anerkennend ausgesprochen 
haken. Wir beschranken uns daher darauf, denjenigen unserer 
Laeer, wekhe nickt Gelegenheit gehakt haken, dataeibe aus 4ea> 
fraazdeitcaea Originale kennen zu lernen, eine Uabertickt teinet In» 
knitat milavtheilea, nnd daran einige die Sache, selbst an g eh end e 
Bestärkungen zo knüpfen- . Leicht könnte der Titel des Buches, zen 
■ti wie er eiek in der deutaebe» Uebersetzuag ajitninunt, Veraalaa* 
aaag gehen» etwas Andres au erwarten, als der Verf. geben wollte* 
Indem man qehmtich von dem Begriffe ausginge, .welchen <üe deutsch* 
Wistentrfceft mit der Benennung eines „Handbuches" zu verbinde« 
piegt, konnte manaiue aytlemaüsche Zusammenstellung allee-Deteea* 
wen bisher in der GefnnajMtswissenschaft geleistet worden, erwarten«. 
Allein der Vf. wollte kein Handbuch der Geftnspitawissaesehaft geben« 
aeaeera nur ein Handbuch der Gefeaanjisee (mgnuei des priMom*)* 
einen Fahrer, welchen alle Diejenigen zur Band nehmen sollten, dict 
dnrch ihre SteHun# •*»** näkafen e^ex entfernteren Einflute auf daa 
€eÜngnitfweaen.a«azMAbea berufen &in4« Sein, Werk »t. daher, he-», 
eiimml, 4ia GrnaeUa^e M4 4"* {^^nismBa^datjmgea.Snat- oe« 
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Besserungssystemes darzustellen, welches ihn eine elfjährige sorg- 
fältige Beobachtung als Mitglied des Ausschusses för moralische 
Aufsicht in den Gefängnissen za Genf als das wahre (französische T) 
Boss- und Besserungssystem erkennen Hess. (S, VI. X.). Die 
Form der Darstellung ist daher im Ganzen eine dogmatische, wenn 
gleich den Verf. die Wichtigkeit mancher noch bestrittener Punkte 
zu weiteren Digressionen von polemischer Färbung veranlasst' hat. 
(S. VI.). Besonders ausführlich, und, wir dürfen sagen, siegreich 
ist diese Polemik gegen die Meinung, dass die Besserung der Ge- 
fangenen durch die blosse Disciplio, sei sie von dem Princip der 
Milde, oder von dem der Strenge geleitet, ohne directe moralische 
und religiöse Einwirkung auf das Gemfllb derselben erreicht werden 
könne (&• 28. ff.), so wie gegen das System der absoluten Absper- 
rung gerichtet, dessen Anhinger sich überhaupt in Europa von Tage 
zu Tage za vermindern scheinen. Der erste Theil des Buches, auf 
welchen sich zur Zeil diese deutsche Uebersetzuug beschrankt, und 
welchem der zweite nur dann folgen soll, „wenn die begründeten 
Erwartungen des Uebersetzers hinsichtlich der Aufnahme von Seiten 
des Publicums nicht allzusehr' getäuscht werden", enthält den ge- 
schichtlichen und theoretischen Theil, mithin ohne Zweifel die inte- 
ressantesten Abschnitte des Werkes. Der Verf. behandelt seinen 
Gegenstand, nach Vorausscbiekung einiger einleitender CapfceJ, In 
welchem er seine Ansichten Ober den GemMhsBuetand der Geflsn* 
genau, über den Zweck des Buss* und Besserangssyslemi (mit diese« 
doppelten Name* glaubt der Üefrersetaor die fteeeihwhkg tyt$tm4 
ptkHnnciaite wiedergeben zu messen) und bber da» Wesen der 
bessernde* Zucht im Allgemeinen ausspricht, in vier Banftahse fcit t 
te*\, tw denen 4er erste (Cup. V:) von den Lokal, der nwefte 
(Cef, VI) Ven dem Verfahren (seilte wohl besser hefese» von der 
Diseifriia — rtgime)^ der dritte (Cap. VH») von der tneraliaclMM, 
ewd der vierte (Cap« VIII.) von der religiösen fontigkeft (Eiutrtiw 
ftmg) handelt. Die beiden letzten Abschnitte siud ohne Zweifel die 
wichtigsten und 4nter0s*antesteu. Der Verf. dringt tief mit 4ber- 
seogenden Gründen darauf, dass die moralische und religiöse Bte- 
wirkung auf das Gemflth der 1 Gefangenen ven treten Vereinen aus- 
geben mOsse* die mit derBIrWtinn des Gefängnisses Autcatftfs in 
feekew Abhiegi^itsverhlltuiss» stehen, Indem jede- Einwirkung 
dieser Art, welche eitt Mitglied de* Directien erder eines derselbe» 
be%0gebenfce Ausschusses versathen wellte, an'tan Misstrunea 4tf 
6#*sg*a*Q eefcettero «wde» der Änwirkentfe «toste den* mit efnem 
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V t r w w 4er aasgeaeiehaetstee Cabea wpmm aete, 
wieanamtaaroademPersoeel der Dire«üea der Ge^agaisseb^Orgaei- 
satm derselben nicht voraessetzea dUhrfe. Ner ist te beftrtbtee, 
dass freiwillig« Commissioaea ftr die moralische Beaemiebtigeeg ««4 
Leitung der Getaageaea, wie sie 4er Verf. ftr jede« Geflogene ret^ 
laagt, bei dem Aufwände von Kraft and Zeit, webtet dermales die 
materieHea Iateressea fast auf gebieterische Weise ia Aespracb 
aebsaen, auch laage eia frommer Wunsch bleiben werde«« Aoeb 
des Gte Capitel (vom Verfahren) verbreitet sieb iber riete wichtige 
Peakte. Abgesehen voa dem Stillschweige« , wereaer der Verf* 
höchst iateressaate Erfahrungen mittheilt, sied die wichtigsten bter 
abgehandelten Frage» t Sollee die Gefengeeen sar Arbeit geawae» 
gea werdea? seil ibaea eia Aalbeil am Lohn ibrer Arbeit Obertasse* 
werdea? sellea Belebaaagea stattfinde*? »eil dem Verbreeber im 
Fall der Besseruag die Aussiebt auf eise Abkürzung seiaer Straft, 
seh ertfnet werdea? Weoa der Verf. in dem §. voa der Arbeit 
S. 88» «a4 90. davea aasgellt, dass der Verbreeber aar Abhessuag 
seiacs Fehltritts dem Staate eiae aagestreogte Arbeit sebaldig sei* 
and hierzu bei Strafe angehalten werten müsse, aad wenn er hier* 
aiebst S. 89* als einzige Aufmunterung zur Arbeit den Aatiteil am 
Lehne betrachtet, so sollte man glauben, er wolle gleich bei der 
Bialiefereeg 4es Gefangene* meinen direeten Zwang zur Arbeit eia» 
traten lassen, was aar dea Erfolg babea werde, dass der Gefangene 
4re Arbeit als eiae Last so betraebtea fettftthre, deren er sieh bei 
wiedererlangter Freiheit so bald als »«glich entledigen müsse. In* 
dess siebt man spiter S. 186% f«> dass dies 4ie Meinung" des Verla, nicht 
ist, dass .vielmehr auch er gaaz von der Idee der neueren amerikani» 
aehea Besseraagssysteme ausgeht, die Arbeit sei eine Wohlthat, die 
asaa dem zuerst in einsamer Zelle eingesperrten Verbreeber nicht 
eher gewähre, als bis er den Ermahnungen zu nützlicher Thftigkek 
von selbst aaehgiebt. Nur wlre za wtnseben, dass der Verf* diesea 
Gesichtspunkt gleich anfangs S* 88. hervorgehoben hatte, deaa es 
aebeiat von der höchsten Wichtigheit, dass jeder mit der Gaftag> 
aissdiseiplia Beschäftigte vea der Ueberseugang 4ur*hflruHgea m^ 
mitbin diese Ueberzevgung aaeb dem Gefangenen mitzutheilea lucVe* 
4ass Arbeiten keine Ldai, sendara eine sieh selbst belohnende 
Pflicht, ja, eia Bedürfnis! sei. Nor dadurch wird diesem die Arbelt 
aaeh aad aaeb lieb werden* Dea Arbeitsgewiaa wird er daaa aicfct 
ab eiae Belohnung seine* Fleisses, sondern aar als eiae webt 
tbitige Folg« aeiaer Afbefteamkait feettaohaja» Wichtig Ist diese 
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Ansicht, indemssie ihn zu der helleren Ansicht Junleftef » dass Aberhnonj 
aHes Rechte und Gute um seiner selbst willen xm flben sei, und in 
sieb selbst seinen Lohn trage, dass aber ia der Regel d*4 Rechte 
nnd Gute auch zugleich dos Nütz liebe «ad Vorteilhafte sei. Wird 
4er Arbeitsgewinn auf diese Weise als eine Nebensache, als eia 
nach einer weisen und gfltigen Weltordnung mit der Arbeit ver- 
knüpfter Äusserer Vortheil betrachtet, so verschwinden auch alle 
Einwürfe, welche gegen die Ueberiassnng- eines AntbeUes am Lehne 
nrboben werden mtfgeo, and deren Widerlegung dem Verf. S, 92. ff. 
nnr unvollkommen gelungen ist. Am wenigsten dürfte der Arbeits» 
verdienst dem Gefangenen als eine Belohnung seines Fletsses- ver* 
sp rochen werden» denn was .man auch für die Notwendigkeit ge- 
wisser Prämien anführen mag, immer wird eine Belohnen*;, die sieb 
ab solche, und nicht bloss als eine natürliche Folge eines vernünf- 
tigen Verhaltens ankündigt;, etwas Willkürliches an sieb tragen» 
und daher leicht Misstrauen in die Unparteilichkeit des Belohnen» 
den, und in deren Gefolge Neid und Trotz erzengen. Am entschie- 
densten aber muss sich Ref. gegen die von dem Verf. dringend 
empfohlene Abkürzung der Sirafzoit im Falle, der Besserung des 
Sträflings erklären. Liesse sich wirklich erweisen, dass diese Ab- 
kürzung der Strafzeit für die Zwecke des BesserongssysWmes ei*> 
snriesslich sei, so würde sie dennoch um deswillen verwerflieb er- 
seheinen, weil sie mit. dem Princin der Gerechtigkeit in Widerspruch 
leite. Denn müssen wir nach dem Verf. darin beipflichten, dass die 
Notwendigkeit der Strafe nicht unmittelbar aus der Idee der (fWr 
lieben) Gerechtigkeit dedneirt werden könae, so lässt sich doch Ar 
die Abmessung der Strafe durchaus kein anderes richtige* Prjncie 
eaffinden, eis das .der Gerechtigkeit, d. h. der Angemessenheit sn 
dem Maasse der (verausgegangenen) Verschuldung. . Ret kann sich 
nn diesem Orte auf eine nähere Erörterung dieses Gegenstandes 
eicht einjasnon, muss sich vielmehr begnügen, zur Begründung seiner 
Ansieht auf seine Schrift: Die bürgerliche Strafe, als Bnu- 
xwang, (Zwickau, 1836.) zu verweisen, nnd auf die Coteqoeazcn 
aufmerksam zu machen, zu denen selbst der Verf. durah das Fest- 
haken an der entgegengesetzten Ansiebt gelangt ist. S* 147. hofft 
er, dass. die Rficksicjht auf die Jegftnd, im bteresse.de* Ponisentie*. 
nyntfisns künftig ein Grund zur SirsAer&ngenieg sein werde!. Wenn 
er dabei anßlbrt» dass dies bei den französischen Gerfcblen . *um " 
Tkeü schon der Fall «ei, so benenn wir uns nicht anders denken^ 
eis dw hier ein Mi** Verständnis* zun* Qrun.de liege, Wo der 
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Richter die Wahl «bat zwischen einer kürzeren , aber schwereren, 
und einer längeren, aber leichteren Strafe, die zugleich eine Ein- 
wirkung anf die Besserung des Bestraften gestattet, (z. B. 1 Jahr 
Galeerenstrafe und 2 Jahr Ge&aguiss) da kann ihn die Jugend des 
Verbrechers wohl bestimmen, die letztere zu wählen, nimmermehr 
aber würde es sich entschuldigen lassen, wenn das Gericht einen 
Dieb, der nur 1 Jahr Geftagaiss verwirkt hatte, wegen seiner Jugend, 
und um ihn desto sicherer zu bessern, zu 2 Jahr Gefängniss vörnr- 
theilen wollte. So nimmt ferner der Verf. S. 158. ff. 161. ff. für 
die Commission ," welch« über die Abkürzung der Strafdauer ent- 
scheiden soll, das Recht in Anspruch, diese Abkürzung auch wegen 
mildernder, bei der Verurtheünng nicht zur Sprache gekommener 
Umstände eintreten zu lassen. Er findet hierin eine heilsame Er- 
gänzung der Rechtspflege die „viel majestätischer sei, wenn sie an- 
erkenne, dass sie geirrt habe, als wenn sie in gewissen Fällen ihre 
Unfehlbarkeit aasposaunen lasse, wo Jedermann wisse, dass sie ge- 
irrt habe." Wohl; aber dann moss das Anerkenntniss des Irrlhnms 
von den Organen der Rechtspflege selbst ausgehn (wie denn auch 
wenigstens in Deutschland wohl allgemein dem Verurtheilten eine 
nochmalige Verteidigung wegen neuer mildernder Umstände ge- 
stattet wird), nicht aber die Justiz von einer Commission, welcher 
so Beruf, als Fähigkeit dazu abgeht, rectificirt werden. Auch 
kennen wir unmöglich glauben, dass die Berufungscommission in 
Genf in dieser Weise ihre Befugnisse überschreite. Wenigstens 
folgt dies daraus keineswegs, dass dieselbe, wie der Verf. S. 160» 
anführt, sich vor der Betfchlussfassang auch Aber das frühere Leben 
des fraglichen Individuums unterrichtet, denn dies kann nothwendtg 
sein, um die Aufrichtigkeit der gezeigten Reue nnd die Wahr- 
scheinlichkeit einer nachhaltigen Sinnesänderung zu prüfen. Ref. 
kann aber auch nicht zugeben, dass es im Interesse des Besserungs« 
Systems selbst zweckmässig sei, dem Gefangenen bei bewiesener 
Rene die Aussicht auf eine Abkürzung seiner Haft zn eröffnen. Der 
Einwand, dass hierdurch die Heuchelei begünstigt werde, wird nie 
ganz zn beseitigen sein. Zwar ist es, wie der Verf. bemerkt, noch 
nicht Heuchelei zn nennen, wenn der Gefangene, ohne eigentliche 
Sinnesänderung, sich bloss deshalb gut beträgt, weil er sieht, dass 
es nun einmal nicht anders geht, nnd dass dies der einzige Weg ist, 
sich seine Lage zn erleichtern. Die meisten Menschen thun ja das 
Hechte nnd Gate nicht um seiner selbst, sondern am der damit ver- 
knöpften Vorthette willen. Wohl aber ist es Heuchelei, wenn der 
Krit. J&arb. t d. RW. Jahrg. VI. H. V. 27 
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Verbrecher mit dem innigen Wunsche, sein verbrecherisches Lehen 
so bald als möglich von vorn anzufangen, sein Betragen darauf be- 
rechnet, seine Vorgesetzten glauben zu machen, dass bei ihm eine 
wirkliche Sinnesänderung vorgegangen sei, wozu ihm die Aussicht 
auf frühzeitigere Entlassung Veranlassung giebt. Hierdurch wird 
für ihn Alles, was eine Schule der Besserung werden soll, eine 
Schule der Verstellung. Wenn endlich der Verf. noch darauf auf- 
merksam macht, das* auch die Aussicht auf die schlitzende Leitung 
nach der Entlassung eine niebt zu beseitigende und die alleraa- 
ziehendste Lockung zur Heuchelei für den Sträfling enthalte, so 
kann Ref. dies nicht zugeben, so lange noch von so vielen Ver- 
brechern, diese schützende Leitung ganz abgelehnt wird. Den 
meisten entlassenen Sträflingen dürfte dieselbe eher als eine neue 
Demüthtgung und Bedrückung, denn ak eine lockende Aussiebt er- 
scheinen. 

Schliesslich sieht sich Ref. noch zu einer Bemerkung allgemei- 
neren Inhaltes veranlasst. Es ist sehr erfreulich, zu bemerken, 
dass die Idee» den Verbrecher nicht bloss zu strafen, sondern anwb 
zu bessern, immer allgemeineren Anklang findet, und die Kenntnis* 
der Mittel hierzu sich zu einer besonderen Wissenschaft zu gestalten 
beginnt. Allein verderblich würde diese Wissenschaft werden, wenn 
sie ihre Grenzen überschreiten, und, statt im Dienste der Criminai- 
justi£ zu erscheinen, sich zur Beherrscherin derselben aufwerfen 
wollte, indem sie die Besserung des Verbrechers als den letzten und 
eigentlichen Zweck der bürgerlichen Siralb proklamirte. Ein» Nei- 
gung zu dieser Richtung ist in der vorliegenden und manchen andern 
neueren Schriften (Vgl Jahrg. 1840. S. 118. ff. dieser Jahrb.) nicht 
zu verkennen, und es ist daher an der Zeit, davor zu warnen« Zu 
welchen Consequeezen dies führen würde, haben, wir zum Theil be- 
f reits an den oben angefahrten Beispielen gesehen. Ber Hnnplnacb- 
tbeil aber würde darin bestehen, dass die Strafrechtspflege den Cha- 
rakter der Justiz ganz verlieren, und den einer anmasslkhen Bevor- 
mundung annehmen, hierdurch aber in völligen Misscredit geraihen 
würde. Die bürgerliche Strafe hat ihren eigenen, selbstetändigea 
Zweck, der, wenn, er auch subjeetiv nicht hüber steht, als der der 
sittlichen Besserung, doch für den Staat der wichtigere int. Ihr 
Prjncip aber mnss die Gerechtigkeit bleiben. Nur so viel kann «an 
im, Interesse des Pönitentiarsystems von der Strafgesetzgebung ver- 
langen, dass ihre Bestimmungen der sittlichen Besserung nicht gor 
rade entgegenwirke, dann sie vielmehr dem Bestreben die Hand 
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biete, auf die Besserung Derer, die einmal durch die Justiz zn einem 
temporären Verluste ihrer Freiheit verurtheilt sind, während der 
Dauer dieser Freiheitsberaubung auch positiv einzuwirken. 

So viel von dem Werke selbst. Der Uebersetzer versichert 
S. IX-, dass er sich die Lösung seiner Aufgabe weder zu leicht noch 
zu beqnem gemacht, sondern alle mögliche Sorgfalt darauf verwen- 
det habe. Besondeie ist er bemdbt gewesen, keine Fremdwörter 
mit herüber an nehmen. Indess möchten wir bezweifeln, oh er in 
deren Debertragung stets glücklich gewesen sei , und oh dadurch, 
wie er beabsichtigte, die Klarheit immer gewonnen habe. Was 
kann man sich z. B. ohne Erläuterung bei Sätzen denken, wie 
folgende : „Die Verbesserung ist das Feld der bessernden Zucht ; 
die Wiedergeburt ist ihre Leuchte ;" „die bessernde Zucht ist eine 
umzubildende Erziehimg u T Im Ganzen Rest sich aber die Ucber- 
selznng fliessend und gut. 
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Die Erwerbung und Erlöschung der Grundgerechtigkeiten 
durch Verjährung. Von Frledr. Wilk. Lange, Königl. 
Justiz-Rathe o. Herzog). Ratiborschem Kammerdirector. - Breslau, 
. Rntibor u. Pless. 

ttecensirt 

von 

Herrn Ober-Landesgerichts-Rath u f FOrstenthums- Gerichts -Director 
Koch zo Neisse. 

Der Verf. theilt unter diesem Titel dem Publikum drei Abhand- 
lungen mit , von welchen er, wie er in der Vorrede sagt, vielfältigen 
Gebraoch in Prozessen gemacht hat; er kündigt sie mithin als Par- 
theischriften an. Jede dieser Abhandlungen oder Schriften stellt 
einen Abschnitt vor. Die Erste ist überschrieben: „Wie ist §.14. 
Tit. 22. Tbeil I. des Allgemeinen Landrechts auszulegen? 44 ; die 
Zweite: „Ist durch die Verordnung vom 30. December 1798., wo- 
durch die durch §. 18. sequ. Tit. 22« Theil I. des Allgemeinen Land- 
rechts für nothwendig erklärte Eintragung aufgehoben wird, auch 
zugleich §. 24. a. a. 0. aufgehoben?"; die Dritte: „Ist durch §. 164. 
der Gemeinheitstheilungs - Ordnung die Erwerbung der in dem §. 2. 
derselben aufgeführten Servituten. durch Verjährung vom Tage der 
Publication derselben aufgehoben?" In einem vierten Abschnitt fin- 
det sich eine „Zusammenstellung der Meinungen, wie mehrere Ge- 
setze Preussens, die Verjährung betreffend, auszulegen ? w welche 
Zusammenstellung eine Art von Vorwort auf 3 Seiten und darauf 
einen „Auszug aus den Ergänzungen und Erläuterungen der Preossi- 
schen Rechtsbücher von Gräff, Koch u. s.w. Erster Theil, Tit. 22. 
§§. 1. bis incl. 26. pag. 905.", and eigene Anmerkungen des Verfs. 
dazu enthält. — Rec. sieht aus diesem Unternehmen keinen Nutzen 
für die Wissenschaft; der Verf. nimmt adf die Quellen derselben und 
auf die einmal feststehenden Grundbegriffe keine Rücksiebt, und 
scheint Oberhaupt die verschiedenen Grossen (jeder Rechtsbegriff ist 
eine bestimmte Grösse, woran nichts verändert werden kann ohne 
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etwas Anderes daraus zu machen) und deren Bezeichnungen nicht 
recht in seiner Gewalt zu habe». Ihm ist z. B. ein jus im re — 
sabjeetiv dingliches Keeht (S. 7., 10., 11.); der Besitz eines ne- 
gativen Rechts Titel zu einem dinglichen Rechte (S. 12., 14., 
16., 60-); die Verjährung ein Titel zur Erwerbung von Gruodge- 
reehtigkeiten (S. 41. §. 9.) ; und die Besitzergreifung giebt ah einen 
Titel zu einem dinglichen Rechte (S. 44. §. 16.); auch redet er von 
der Ergreifung des Titels zu dem Besitze eines dinglichen Rechtes 
durch nicht schriftliches Anerkenntnis* (S. 50.); von dem Nachweise 
der Besitzergreifung als Recht (S. 59- Anmerk. 12.); von einem 
strengen, stricten und stringenten Beweise (S. 89. §. f., S.53», 
63.), was, wenn damit ein vollständiger oder ein natürlicher 
Beweis gemeint ist, eine durchaus unrichtige Behauptung sein würde; 
und die Verjährung sei ein singulaires Institut; sie finde nur unter 
Zulassung eines Gesetzes statt und leide keine logisch aussehende 
Erkürung (sie!) (S.71.). Eine solche (Jnbehulfltohkeit im Aus- 
druck findet sieh bis zur UnverstlndHcbkeit auch sonst, wo es nicht 
grade auf Bezeichnung eines Reebtsbegriis ankommt. Es heisst 
z. B. 8. 17. §. 46.: „Der §. 14. Tit. 22. /. c. würde nie zweifelhaft 
geworden sein, wenn der Verf. des Landrechts sieht 2 Sätze in ihn 
aufgenommen und den Letzten als Resultat hingestellt hätte, statt 
dass er ihn als Prämisse, die durch den, im ersten Satze angeord- 
neten Beweis gehoben werden solle, hatte aufführen sollen, um jede 
Dunkelheit zu vermeiden. 4 ' Dem Rec. ist dies unverständlich. Ferner 
$.-57. Anmerk. 9.; „Die Handlungen, wodurch animus possi- 
dendi als dauerndes — Recht — ausgesprochen, mössen stringent 
— nachgewiesen werden"; S. 59. Anna. 12 : „Nachweis der Besitz- 
ergreifung als Recht ohne Widerspruch des zu Belastenden, — 
ist hinlänglich aber unter allen Umständen notawendig"; S. 60.: 
„ Der Anfang des Eigenthums einer solchen Grundgereehligkeit ist 
in diesem FaHe der Antritt der ersten Minute nach abgelaufener 
Verjährungszeit, daher die pure Besitzergreifung zu einem noch 
schwankenden Titel zu einem dinglichen Rechte kein anfangendes 
Eigentbum genannt werden kann" — (wodurch „die Aufstellung des 
v. Savigny, eine solche Besitzergreifung sei ein schon anfangendes 
Eigentbum **, widerlegt werden soll); S. 44. §.18.: „Da aber grade 
diese Servituten — zu grosse Opfer dem Bei asteten kosten * die nur 
Wenige bringen wollen; so wurde noch eine sehr geraume Zeit hin- 
gehen, ehe aHe dergleichen jetzt bestehende Grundgerechtigkeiten 
«bgelttset sein wurdecu" Was der Verf. gelegentlich von seiner 
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Kenntnis* der Rechts- und Degmengesehicbte Lücken liest, ist eben 
so wenig geeignet. Erwartungen zu erregt«. Se Berichtet er z,. B. 
S. 25. §. 10. a. : „Für die in die Auge* fallenden Servituten fand 
zwar, da sie keine Eintragung bedurften, diese Art der Erlöschung 
nicht statt, wohl aber schuf auch flu* sie der scharfsinnige, alle 
Servituten hassende Gesetzgeber eine neue Art der Erlöschung 
in dem, §. 43. Tit. 22., bestimmten Falle, wenn der Belastete die 
sichtbaren Anstalten u, s. w. wegschaffte." Damit meint er die Er- 
löschung der Servituten durch stillschweigende Remission , die er 
für eine ganz neue Erfindung des scharfsinnigen Gesetzgebers hilf. 
„Eben so — berichtet er S. 26, §. II. weiter — - lOste der Schöpfer 
des Allgemeinep Landrecht* die Contreverse der froheren Rechts- 
lehrer: ob einmal bestehende Servituten durch blossen Nichtgebrauch 
innerhalb einer bestimmten Zeit erloschen können, affirmative durch 
§. 546. Tit. 22," (womit vermuthlich der §, 50. gemeint ist, denn der 
ganze Titel bat überhaupt nur 248 Paragraphen) „dahin: daas blosser 
Nichtgebrauch durch 30 Jahre hinreiche. Es erleichterte und ver- 
mehrte daher das Allgemeine Landrecht die Art und Weise der Er- 
löschung der Servituten/* 8. 24. §» 6- erfahren wir, dass „sieh 
die Begünstigung der nicht in die Augen fallenden, den Nutzung«- 
Ertrag des zu belastenden Besitzers nicht schmälernden Servituten 
auf das Princip des Chris tenthums: dass das, was mir nicht schadet, 
Andern aber nützt, ich dulden solle, s tötet'S ein Grundsatz, den 
ganz wortlich schon der Heide Paulus (L. 2. §. 5. D* de aqua et 
aquae pluv. arc. XXXIX. , 3.) lehrt. Ebenso bemerkenswert!! sind 
die sich findenden drei literarischen Nachweisungen Ober Vorland- 
rechtliches Recht. S. 2. wird aUegirt; „CarpoMow Ju jur. praed. 
P. //. Co*$t. 41. 0e$. 4. 5."; »Mevius P. L p*fr 163."; u. S. 61.: 
»Benckendorff* s Gecenomia forejisi*." Wenn der Leser sich 
aberzeugen will, so mag er die 8 Quartbäade dieser Oecomemia 
forensis durchlesen, und die unter den beiden ersten Allegaten ge- 
meinten Schriften mag er errathen. Nach diesen Proben ist man 
wohl berechtigt, Vieles, was dem Verfasser bei Anderen nicht zu- 
treffend, oder unrichtig, unklar und oberflächlich erscheint, för miss- 
verstanden anzusehen. Dahin gehört die Bemerkung S. 62.: „Sehr 
richtig! Die Erwerbung des Titels nennt Savigny ein anfan- 
gendes Eigenthum." Woher der Verf. diess hat, wird nicht ange- 
geben^ S. 64» wird zu einer Stelle der abgedruckten Ergänzungen, 
worin ans einem Erkenntniss des zweiten Senats des Ober -Landen- 
Gerichts zu Breslau, vom 15. Jnji 1837., mitgetheilt wird, dass wer 
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den Beweis der Erwerbung einer Gradgemhttgkeit durch Ersitzung 
Ähren wolle, bloss, um den Reehtsbesitz darauthnn, beweisen müsse, 
das*, er die /urw qum$i pvmesrio (Ausübung des Recbts) cerporc ei 
anürto erworben habe, und dass der §. 14. Tit. 2%. Tbeil I. detA.L.R. 
sieb nicht nuf die Eigenschaften des Besitzes, sondern auf die 
Erfordernisse zur Erwerbung des Besitzes an Rechten beziehe, — 
bemerkt: „Die Grundsätze sied zu oberflächlich hingeworfen* im 
lieht dariber zu verbreiten, wer den Beweis and wie fthren soH^ 
ürtetsgründe enthalten freilich keine auf den Lehrslobl gehörige 
Unterweisungen , nnd AuszUge daraus können noch viel weniger der 
Lernbegierde eines in den Rechtsbegriffen nnd dem organischen Zu* 
sanunenuange der Rechtssätze noch nicht heimisch Gewordenen schon 
von Nutzen sein» — Sollen wir nun noch aber das in der Broschüre 
dargebotene Sachliche berichten, so besteht dasselbe zum allergrdss* 
ten Tbeil aus ganz bekannten und unbestrittenen, sehen von Andern 
viel besser vorgetragenen Gegenständen, zu einem andern grossen 
Heile uns leeren durchaus unsachlichen Tiraden, wie z. B. S. 40» • 
nnd 41. §. 6»: * Welcher Unzahl von Prozessen ist dann der Hopf 
abgetreten, wenn alle nicht in die Augen fallende Servituten der. 
Grundeigenthfimer abgeloset sein werden." — §. 7.J „Man kann sich 
diesen Moment, wo dieses Ziel erreicht wird, wozu freilieh noch geraume 
Zeit gebären durfte, wenn nicht noch durchgreifendere Gesetze znr 
Beförderung desselben erseheinen, — als den Anfang eines goldenen 
Zeitaltersdeankea" — (uns wundert, dass der Verf. nicht anf das 
ganz unfehlbare Mittel, dieses goldene Zeilalter sogleich herbeizu- 
führen, gekommen ist; er darf nur jedem Rechtsverhältnis Aner* 
kennung nnd Schutz ganz versagen, dann giebt es gar keine Pro* 
zesse mehr); zu einem ganz kleinen Tbeil aus, die vorgenommenen 
Rechtsfragen betreffenden, Erörterungen. In Beziehung anf den 
§. 14. TN. 22. ist die Auslegung sehr verkehrt and «juristisch. Es 
wird behauptet, der §. 14* fordere den Nachweis: 

1) dass der ^Verjähren Wollende" als Besitzer einer Possession 
die Gerechtsame in Besitz genommen habe ; 

2) dass er sie als ein wirkliches Recht ( als jus in re — - als 
sabjeetiv dingliches Recht), 

3) dass er sie btnäfide, und zwar 

4) mit Wissen und wenigstens stillschweigender Geneh- 
migung des zn Belastenden, 

5) nicht aber ab eine Messe Vergünstigung in Besitz genom- 
men, und 
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6) ununterbrochen durch rechtsverjährte Zeit ausgabt habe. 

Die beiden erstes vermeintlichen Anforderungen des §. 14. 
fallen gewissermassen zusammen ,' denn was Jemand in der Eigen* 
schaft als Besitzer eines Grundstücks thut, das hat eben den Cha- 
racter der snbjectiven Dinglichkeit. Das Dritte ist ganz, und das 
Vierte znr Hälfte falsch* Die Behauptung, dass ohne Anerkenntnis 
von Seiten des Besitzers des belasteten Grundstücks keine Vcrjäh- 
raag möglich sei, wiederholt sieh sehr oft, z. B.> S. 16. §-43., S. 18. 
§. 47., S. 30. §. 26., S. 39. §. L, S. 54. Anmerk. 6. 8. 57. Anmerk. 9., 
S. 59. Anmerk. 12., S. 62. Anmerk. 16., S. 66. Anmerk. 24. In der 
zweiten Abhandlung will der Verf. darthun, dass der §• 24* Tit. 22., 
wonach die im §. 18. bezeichneten Grondgereehtigkeiten nach Ab- 
lauf einer gewissen Zeit durch Verjährung nicht mehr sollten erwor- 
ben werden , durch die Aufhebung des §. 18. dicht mit aufgehoben 
worden sey; und er erklärt das. Urtel des Geheimen Ober-Tribunals, 
vom 15. Februar 1834., für ein solches, welches gegen klare Ge- 
setze Verstösse, nämlich gegen den §. 59« der Einleitung zum AU* 
gemeinen Laadrecht, welcher zur Aufhebung eines Gesetzes die aus- 
drückliche Erklärung des Gesetzgebers fordert. Hier macht sich 
der oben angedeutete Mangel der Einsicht in das innerste Wesen 
der Institute und den daraus resultirenden Zusammenhang der Sätze 
bemerklich. Der §. 18. hatte den genannten Servituten den Cba- 
racter der Dinglichkeit genommen und eine hypothekarische Dinglich- 
keit durch Eintragung ins Hypothekenbuch surrogirt Daraus folgte von 
selbst, dass nach Ablauf der Frist, die zur Eintragung vorgeschrie- 
ben war, keine Ersitzung gegen Dritte mehr miglich sein konnte, 
und dieser Satz ist im §.24* ausgesprochen. Nun ist aber der §. 18. 
mit seinen Folgen als unpractisch schon vor Ablauf der Zeit, wo er 
in Kraft treten sollte, wieder aufgehoben worden, und hat mitbin 
niemals Wirksamkeit erhalten. Ist der §. 24. ein blosser Folgesatz, 
so hat es mit diesem dieselbe Bewandniss, d. b. er hat ebenfalls nie 
Gesetzeskraft erhalten, folglich ist auch die Behauptung des Verfc., 
dass, angenommen, der §. 24. sei aufgehoben, doch das durch den- 
selben gegebene Gesetz gehörig publictrt und daher bis zur Wieder- 
aufhebung wirksam gewesen sei, durchaus ongegrändet. — Die im 
dritten Abschnitte behandelte Frage gilt nicht mehr für streitig; und 
was den vierten Abschnitt betrifft, so kennen wir dem Eigenlobe des 
Verfs« in der Einleitw"? S. 48., dass diese Znsammenstellung sehr 
nützlich sei, durchaus nicht beistimmen, indem der Auszug aus den 
Ergänzungen u. s. w. ganz entbehrlich und in den Anmerkungen kein 
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juristischer Gedanke zo finden ist, wenigstens hat Ree. nicht ergr 
den können, was man sich z. B. bei der Anmerk. 1. S. 49.: „ 
wichtiger Puokt des Kultur-Ediets ist der, dass der Gesetzgeber 
gesteht: wie bisher die Rusticalen in Rücksicht der Servi toten 
begünstigt worden sind", oder bei der Bemerkung S. 49.: „§. 1 
der Gemeinheit9-Theitungs- Ordntrag llsst die Erwerbung der Sei 
tuten, die §. 2. als ablösbar erklärt sind, durch Verjährung — ni 
mehr zu, daher dieses allgemeine Gesetz in die Gener; 
Theorie des Allgemeinen Landrechts eingreift 44 — 
denken hat. Wird nun überdiess noch dem Leser zugerautbet, Na 
ISssigkeiten der Redaction (S. 56. ist z.B. mitten in der Zeile 8 i 
unten eine Lücke von eioigen Worten, und S. 45. §. 18. ist die C 
strucliea undeutlich), and die zahlreichen, in dem langen Dru 
fenierverzeicbniss nicht angezeigten sinnentstellenden Druckfehl 
wie z. B. S. 42., wo es Zeile 13. von oben heisst: „das Recht i 
Plauen- Heide- und Blatten- Hiebe ", vermutlich statt: das Re 
zum Plaggen-, Heide- und Bttiten -Hiebe, zu überwinden, so 
scheint es wenigstens als eine ganz absonderliche Dreistigkeit, d 
gelehrten Publikum überhaupt ein solches Erzeugnis« zu bieten. 
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Entscheidungen practischer Rechtsfragen (,) mit Rücksicht auf 
Erkenntnisse von Überbehörden, bearbeitet von Adolph Kaurl 
Heinr, von Hartifoieh, K. S. Appellat.-R. Leipzig, 1840. 

Recensirt 

ron 

Herrn Ministerial-Secretair Mhr. Schwane zu Dresden. 

* 

Es ist gewiss ein ebenso nützliches als dankbares Unternehmen, 
die von den höheren SpruchbehOrden und insbesondre dem beehrten 
Gerichtshöfe ertheilten Entsebeidnngen zweifelhafter Rechtsfrage* 
dem juristisebeo Publicum bekannt za machen und mttzutheileu, 
doppelt verdienstlich, wo, wie in Sachsen, eine einheimische ge- 
schlossne Civilgesetzgebung nicht vorhanden ist und meist auf die 
Bestimmungen recipirter fremder Rechte zurückgegangen werden 
muss. Gibt auch eine solche Entscheidung nicht zugleich die Birg- 
schaft, dass die derselben zum Grunde liegende Rechtsansicht auch 
in allen andern künftig an dieselbe Spruchbehörde gelangenden 
gleichen Fällen zur Anwendung kommen werde, so lisst sich doch 
hoffen, dass die Spruchbehörde nicht ohne Weitres und ohne beson- 
ders wichtige Gründe von der ausgesprochenen Absicht wieder ab- 
weichen werde. Deshalb gebührt insbesondre Mannern, wie Berger, 
Kind, Gottschalk, v. Langenn, Kori, Krilz u. s.w. der aufrich- 
tigste Dank für die ausgezeichneten Verdienste , welche sie sich um 
die Fortbildung des vaterländischen Rechts durch die Herausgabe 
ihrer Erörterungen praclischer Rechtsfragen erworben haben. Ohne 
nun den Verdiensten des gelehrten und fleissigen Verfs. des obge* 
dachten Werks nur im .Mindesten zu nahe zu treten, die demselben 
schon in Rücksicht auf seine früheren wissenschaftlichen Arbeiten 
im Gebiete des gemeinen und vaterländischen Rechts nicht abzu- 
sprechen sind, vermag doch der Recensent nicht, diese Schrift den 
so eben gedachten Arbeiten an die Seite zu stellen, zumal überdiess 
der Verf. von einem andern Plane, als der den letztern unterliegt, 
ausgegangen zu sein scheint 

Als Anhalt zur Beurtheilung kann und muss das dienen, was der 
Verf. selbst in der Vorrede über Zweck und Einrichtung seines 
Werks bemerkt: „Der Verf. hat die in den Überschriften der 
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verschiednen N«nunern ausgesprochenen Recbtssttze gross ten- 
tlieils aas Entscheidungen der höheren Spruchbehörden entlehnt, 
nnd selbige mit einer kurzen, diesen Entscheidungen jedoch 
nicht entnommenen Ausführung versehen. Nur bei einigen 
wenigen Nummern sind zum Theil die den betreffenden Erkennt- 
nissen beigegebnen Entscheidungsgrunde wörtlich aufgenommen wor- 
den. Der Umstand, dass die Spruchbehörden nicht durchgängig ge- 
nannt sind, rührt lediglich daher, dass der Verf. sich solche. nicht 
aberall notirt gehabt. Der Zweck der Herausgabe ist ein doppelter, 
erstlich Rechtsgelehrten, welche Zeit haben, tiefer in die beregten 
Fragen einzugehen, hierzu Veranlassung zu geben, sodann den Uater- 
behörden nnd Sachwaltern eine grosse Anzahl von Prä Judicien mit» 
zutheilen, um sie auf diese Weise mit den Ansichten der Oberbehör» 
den und dem Schicksale • hiervon abweichender Ausführungen und 
Entscheidungen im Voraus bekannt zu machen." 

Nun folgen unter einzelnen Robris in alphabetischer Reihen- 
folge nach vorgängiger kurzer Inhaltsangabe die gewöhnlich je eine 
Seite fallenden Ausführungen der angegebenen Rechtssätze, z. B. I. 
Abgabe* Der Berechtigte hält sich deshalb an den Besitzer. (AG. 
zn Leipzig. OAG.) Ausfahrung. — Nach Anleitung der Vorrede 
muss man also annehmen, dass diese Ausführung nur die Ansicht des 
Verfs., nicht unbedingt aber zugleich auch die der angezognen Spruch- 
behörden enthält, obgleich dieselbe hier wie oft den Styl der Ent- 
scheiduagagrttnde nicht verläugnet. — Allein gerade diese Aus- 
führung dürfte fllr den Theoretiker ebensowohl als den Practiker 
von wesentlichem Interesse sein. Auch kommt man mit dieser An- 
leitung nicht durch, wie viele Beispiele beweisen; z.B. XVII. Sub- 
sidiarische Verpflichtung zur Alimentation unehelicher Kinder (AG. 
zu Leipzig), indem man ans dieser Inhaltsangabe noch gar nicht die 
Ansicht des A.Gs. über die subsidiäre Alimentationspflicht erkennen 
kann. Je interessanter oft die Ausführungen und wichtiger die in 
ihnen ausgesprochenen Rechtsansichten sind, um so mehr muss- man 
bedauern, dass man nicht zugleich ersehen kann, ob diese Ansichten 
des Verls, mit den von den Spruchbehörden ihren Erkenntnissen bei- 
gegebenen Entscheidungsgrönden harmoniren, da die in der Vorrede 
enthaltene Bemerkung die Annahme einer solchen Uebereinstimmvng 
nicht ohne Weiteres zulässt. Bei vielen, sehr wichtigen Rechts- 
sitzen fehlt nun aber auch die Angabe, ob dieser Reebtssatz in der 
Tbat von einer der oberen Spruchbehörden bei ihren Erkenntnissen 
zn Grunde gelegt werde; hierher gehört — - um nur einige solcher 
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sen zu erwthuen — - N. 72. 4er Besitzer in guten Glauben tragt 
i nach angestellter Klage den ohne sein Verschulden entstandenen 
iden nicht, während gewöhnlich mit Beziehung anf Dec. 2. v. 
6. das Gegentheil behauptet wird; 88. die Coilation kann auch 
ichweigend erlassen werden; 108« bei dem Depositum ist das 
;ntionsrecht nicht ausgeschlossen (wo fibrigcns die wichtige c 
!. IV. 34. gar nickt erwähnt wird); 144. bei dem Vorbehalte 
Eigenlhums streitet die Vermuthung Tür 'die suspensive Wirkung; 
. das Stuprura ist kein Enterbungsgrund; 176. die Evictionsiei- 
g findet beim Kaufe per aversionem StaU; 434. zur Verjährung 
Onlicher Klagen ist b. /. des Beklagten nothwendig; 363. die 
enkung a. d. Todesfall bedarf der Acceptation; 397. das höchste Ge- 

nicht der Zuschlag ertheilt dem Ersteherein Recht auf den sub- 
irten Gegenstand, und so sehr viel «andre. Es ist auch bei 

diesen Thesen beigegebeuen Ausführungen sich oft begnügt 
den, nur ganz allgemein einige Satze ohne weitre Begründung 
;ebeu (z. B. unter den vorangeföhrten 72. 201. 434.). Es wQrde 
gens zu weit führen, diese Thesen so wie manche andre hier 
er zu erörtern, und nur bei einer dieser Gasse von Thesen sei 
em Recensenten vergönnt. Es ist nämlich N. 354. die Ansicht 
esprocben worden, dass nach §. 96. des Maad. vom 31. Ja*» 
9. in Verbindung mit §. 61* des Mand. vom 19. Febr. 1827. in 

Falle, wo zwei katholische Ehegatten in perpetmtm separat 
ien sind, dem unschuldigen, nicht auch dem schuldigen Theiie das 
recht vorbehalten bleibe, indem diese separatio perpettta nach 
1. cit. in Ansehung der eherechtlichen bürgerlichen Wirkungen 
protestantischen volligen Scheidung gleichgestellt sei. Davon 
t jedoch in §. 61* nichts und kann auch bei den Ansichten des 
olischen Eherechts nichts stehen. Durch die separatio perpettta 
I lediglich das Zusammenleben der Ehegatten aufgehoben, die 

besteht noch fort und mit ihr das impedmentmn Ugaminis, ein 
einem der Ehegatten begangnes Stuprum gilt als Ehebruch und 
Igte die Trennung wogen eines von dem andern Ehegatten 
er begangnen Ehebruchs, so kann dieser Ehegatte nun wegen 
eingetretnen Compensatio« Wiedervereinigung fordern, bei der 
isowenig wie nach jeder andern Trennung eine neue Einsegnung 
Igt; die von den Ehegatten wahrend der Trennung mit einander 
ugten Rinder sind nicht spurii, sondern iegiiimi. Ebenso 
ig daher die Ansicht des Verls, in den angezognen Gesetzen bc- 
idet ist, -80 lässt sich auch nicht verkennen , dass durch die 
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letzten in der Thal eine ausreichende Entscheidung der betreffen- 
den Frage gar nicht gegeben worden ist 

Auffallend ist es aocb dem Rec. gewesen, dass bei vielen Thesen 
fast nnr das Rubrum wiederholt und eine Beweisstelle hierfür, ohne 
irgend eine Ausführung, abgedruckt worden ist So z.B. 426. der 
Besitzer in schlechtem Glauben kann sieh zwar gegen den Eigen- 
thftmer mit der Einrede der Verjährung schützen, nicht aber von 
diesem die Sache vindicireu : hier wird der Satz fast wörtlich noch- 
mals wiederholt und darauf die bekannte conti. 8. §. 1. C. VIL 39. 
verboten*** abgedruckt womit sich diese Nummer dann seh li esst 

Auch unter den mitgethetlten Prajudicien aus Erkenntnissen der 
bdberen Spruchbehörden finden sich manche, welche doch vielleicht 
auf allgemeine Anerkennung der in denselben ausgesprochenen Rechts- 
ausichten Versieht leisten mussten, und bei denen zum Theil, wenn 
sie von einem Beztrksappellalionsgerichte ausgingen, nicht angegeben 
ist, ob in dem Rechtsstreite, in welchem das Erkenntniss des Appel- 
laüonsgerichts gesprochen worden ist, auch ein Erkenntniss von dem 
Oberappellationsgerichte ertheilt worden ist, und diesfalls, ob solches 
die vorige Entscheidung bestätigt hat oder nicht So z. B. 197. 
wo die Ansiebt des A.-Gs zu Leipzig mitgetheilt ist, dass die aus 
den gesetzlieben Zeitfristen entspringende Vermuthung für die Pa- 
ternität durch die körperliehe Beschaffenheit des Kindes entkräftet 
werden könne, — eine Ansicht, welche bedeutenden Zweifeln unter» 
liegt und auch von dem 0, A. G. (vergl. die Untersuchungen des 
Rec. S. 295.) nicht getheift wird. 104. Der Gorrealglaubiger kann 
bis zur vollen Befriedigung in den verschied nen Goncursen voll 
liquidiren. Hier wird dieser Satz in der Ausfuhrung nur wiederholt, 
ohne ein Argument für die auch von Kori, Erorter. III. S. 30. 
widerlegte Ansicht vorzubringen« — Ganz bedenklieh erscheint der 
Satz (111.), dass der Kläger an dem ausgeklagten, gerichtlieh depo- 
nirten Gelde durch die Deposition das Eigenthum erhalte. — Die 
Ansicht (N. 170.) wonach es widerrufliche und unwiderrufliche Erb- 
vertrage geben soll, steht mit den Ansichten der teutschen Rechts- 
praxis ia Widerspruch, sofern man von Ehevertr&gen, die über- 
haupt einen eigenihflmlichen Bildnngsweg gingen, absiebt. Bei 171* 
ist zu bedauern, dass nicht das Erkenntniss des dritten Senats des 
0. A. Gs beigefügt worden ist, in welchem die These : „der Erb- 
vertrag ist Delation, nicht Delationsgruttd " noch genauer durch- 
geführt wird. (Vergl. die angefahrten Unters. S. 22. fg.) Die An- 
sicht (244.), dass die ConsL EL 35. P> IL sich nur auf eidliche Erb- 
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verzichte der filiae dotatae bezöge, steht mit den klaren Worteo 
des Gesetzes in Widerspruch. In 393. ist die Ansicht des A. Gj. 
zu Leipzig mitgetheilt, dass der, welcher einem studirenden fiUusf. 
die notwendigen Studirkosten vorgeschossen habe, deren Restitution 
nicht vom Vater, sonder« nur von dem Studenten zu fordern be- 
rechtigt sei; mithin würde ein Professor, der einem seiner Zuhörer 
die Collegiengelder creditirt, von dem Vater desselben kein« Befrie- 
digung fordern können. Eine Klage gegen den Sohn wfirde hier 
gewöhnlich lange Zeit nur eine actio inanis und der Gläubiger oft 
betrogen sein. Man hat diese mit den Grundsätzen der a. de in 
rem verso und ncg. gest., so' wie mit D. ad Set. Mae* fr. 7. §. 13. 
in Widerspruch tretende Ansicht mit der in den „Gesetzen für die 
Studirendea §.11. %g»" enthaltenen Bestimmung zu rechtfertigen 
versucht. Es ist hier alferdings nur von den Klagen gegen den 
Studenten, nicht auch dessen Vater die Rede und dem ersten» das 
Recht eingeräumt worden-, die auf seinen aeademischen Aufenthalt 
bezögliehen Vertrüge giltig abzaschJiessen. Allein wie die letztere 
Bestimmung sich ans der Stellung der Stndeuten und der Zwecke 
ihres Aufenthalts auf der Universität von selbst rechtfertigt, so ist 
doch weder hierdurch, noch durch die erstre Bestimmung das ge- 
meine Recht auch insofern abgeändert worden, dass der Gläubiger 
eine gütige Schuld nicht auch von dem Vater des Schuldners, 
da erstrer ja immer noch zur Verabreichung der Studirkosten 
verpflichtet bleibt, und sonach eine offenbare versio* in rem 
vorliegt, einklagen dürfe. Der Zweck des Gesetzes ging dahin, dem 
leichtsinnigen Schuldenmachen und dem dasselbe begünstigenden 
masslosen Creditiren vorzubeugen; indem man aber die klagbaren 
Schulden bestimmt bezeichnete, war man gewiss weit entfernt, dem 
Gläubiger die ihm sonst durch die Gesetze nachgelassene Verfolgung 
seines Rechts so bedeutend, wie jenes Präjudiz annimmt* abzuschnei- 
den» Allerdings wird der Gläubiger hier wie gewöhnlich zuvörderst 
in der Regel den in Anspruch nehmen, zu dessen Nutzen unmittelbar 
» die Verwendung geschah, allein auch nicht gebindert sein, nach 
dessen Ezcussion den, in cujus rem versum est, in Anspruch zu 
nehmen. Wegen einer uagiltigen Sehuld würde schon nach Rom. 
Rechte eine a. de in rem verso nicht Statt gefunden haben. — 
Hierher gehören auch N. 138. 153» 232* u. a. m. 

Am auffallendsten ist es dem Rec. aber, in Hinblick auf die 
Vorrede, gewesen, dass der Verf. eine Menge Sätze aufgenommen 
bat, >die die sächsische Praxis und zom Theil auch die gemeine Praxis 
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stets als zweifelte« abgesehen hat, so dass 4er Advoeat und der Ua- 
terrickter diese Thesen auch in jedem ^ Compendi um finden wird. 
zumal der Vert sieh gewtthaKeb begaägt hat, mit wenig Werten 
seine Ansicht auszusprechen and hierfür ana die Rechuiehjfer, welche 
dieselbe tkeilen, anzuziehen, ae dass. sich hier eia Eztract der 
meisten Abhandlungen Kort«, Gottachalk's, v.Langenn's wieder- 
findet. Is sollen hier nur einige solcher Thesen erwähnt werden ; 
N. 152. die JSiaJassaag na/ die Klage bhiss in pr*e> ori. punktweise 
erfolgen. 58. der Borge verliert wenn er die Bürgschaft läugnet 
das statt/, eneuuümü. 76. der Cedent hat aar die Wahrheit der 
Forderung in vertreten. 6& der eck, Riekter hat, sich streng an 
das Beweiathema an haken« 109. der Depositar hat in der Regel die 
ea*. compens. nicht 154. Nor liquide Einreden können im Execu* 
tivproc. Berfteksichtigang finden. 165« der Erbe haftet nur im Fall« 
des, Betrags aas eignen Mitteln. 212. Hoebzeitsgoscheak ist gemein* 
sekaftl. Gut der Eheleute. 225« Vorlkeil nnd Gefahr geht mit der 
Perfeetion des Kaufs auf dea Käafer übei^ wenn aaeh die Sache 
aoeh nicht übergeben ist. 226* Kauf bricht Miethe. 231* Kinder sind 
als Zeagea fflr ihre Aeltern verdächtig. 277« bei der Mfinzverän- 
derang entscheidet die Zeit des geeehJossenen Goppels» 302. der 
Gläubiger atass des Pfand an den Concors ausliefere, 305. das qualif. 
Retentionsrecht gilt im Gone. nkht. Sil. die Gr#sse dea Pflkhttheil* 
richtet sieh nach dem Tode des Erblassers. 587. die Gegenbeweis» 
frtst läuft voa Uekergabe der BeweisarükeL 306% dnreh Subhast» 
erloseken Reaäastea im engern S. niekt» 406« die gerichtl. Testa- 
areattaaergabe masa in Person geschehen» 40& eje vor dem Dorf- 
riekter errichtetes Testament ist kein gerichtliche*. 47« die Diffiea- 
aien voa Urkunden kann im Raoanttvpr. nicht durch Zeugenbeweis 
abgeweadet werden. 446. der Verzug des einen Kanfeontrahenten 
ia Erfüllung des Vertrags berechtigt den andern zur Klaganstelluug, 
nicht zu dessen Aufhebung. 453. fg. der Satz „Hand muss Hand 
wahren' 4 leidet keine Anwendung mehr; — die Vindication erfordert 
genaue Bezeichnung des Objecto. — Solche zum Theil durch aus* 
drOcklicbe Gesetze, jedenfalls aber durch eine constante Praxis ent- 
sekiedne Sätze finden sich auch 3. 19. 31. 52. 59. fg. 64. 68. 77. 
fg. 87. 93. fg. 97. fg. 109. 131. 148. 179. 191. 209. 220. 222. 
230. 236. 247. 249. 254. 264. fg. 272. 282. 292. 294. 299, und 
ebenso auch in dem 4ten und 5ten Hundert sehr viele. Die Erör- 
terung ist oft zu kärglich. So heisst es z. B. „N. 169. Erbverträge 
bedürfen der gerichtl. Errichtung nicht Obschon mit Hinsicht auf 
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die Quellen o.s.w. zur Giltigkeit unwiderruflicher Erbvertrüge die ge- 
richtliche Errichtung nothwendig 2a sein scheint, Bommel u. s.w. 
Kind u. s. w., so wird solche in Praxi doch ni^ht erfordert. Kind 
o. s. w., Haohold u. s. w." Das ist alles! — 

Ebenso vermisst man hei den mitgetheilten Entscheidongen der 
höheren SprncbbehOrden die Angabe des Jahres, in weichem die 
Entscheidung gegeben worden ist, worauf, bei dem doch nicht aus- 
geschlossenen Wechsel in den Ansichten, ein besondres Gewicht ge- 
legt werden muss. 

Rec. kann daher nicht glauben, dass der Sachwalter and Unter- 
riebter aus diesen Thesen , da sie sowohl nicht stmmtlich aus Ent- 
scheidungen höherer Spruchbehörden entnommen und die Gründe 
derselben nicht angegeben worden sind, als auch hei vielen eine 
Bemerkung darüber vermisst wird, ob das O.A.G. dieselbe Ansicht 
hei den von ihm ausgebenden Erkenntnissen befolge, mit Zuversicht 
ersehen werden, „was die Ansichten der Oberbehürden sind und 
welches Schicksal hiervon abweichende Ausführungen und Entschei- 
dungen haben werden. '* 

Es ist zu beklagen, dass der Verf. nicht es vorgezogen hat, 
diese Prajudicien, unter Ausscheidung der bereits durch die Praxis 
hinlänglich anerkannten, in der Masse zu publiciren, dass er die- 
selben in einer für den Practiker angemessenen Weise gründlieh er- 
örterte und seine Ansicht Ober die Haltbarkeit derselben naher mo- 
tivirte. Es wäre dann gewiss zu erwarten gewesen, dass diese 
Escurse von den Practikern als ein sehr willkommener Ratfageher 
hei den ihnen vorkommenden Rechtszweifeln, von den für die Port- 
bildung des vaterlandischen Rechts thAtigen Juristen als eine würdige 
Fortsetzung der von den oben genannten Recbtsgelehrten herausgo- 
gobnen Erörterungen aufgenommen worden sein würde. 
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Sehkawig-Hwlsteiiiß künftiges Strafaystem, erörtert im Vorwort 
4er Schleswig- Holsteinischen Anzeigen für 184§. und in Beiner* 
bongen zu den Vorworte von Mr. 9T. H. Jnlluu. Altena, 1840, 

Recensirt 

von 

Herrn Professor Mr. JMteflg zu Breslau. 

Bei der aügemeinen Theilnabme, welche die Bemühungen der 
nenesten Zelt, Jen Mängeln der $trafirechtspflege in Wege der Ge- 
setzgebung abzuhelfen, in Anspruch nehmen, wendet sich unser Blick 
billig auch den Vorbereitungen zu, die in einzelnen Ländern zu sol- 
chem Zweck getroffen werden« Durch solche ist geräuschlos schon 
viel Gntts bewirkt. worden , «ad wo die Erfahrung den. gehegten Er* 
Wartungen nicht entsprach, war es leichter, aJs bei durchgreifenden 
Versuchen im Grossen, durch andere für zweckmässiger erkannte 
Einrichtungen . den Schwierigkeiten zu begegnen, Man wird auch 
gewiss geneigt seya, zuzugeben, dass durch neue Gesetzbücher allein 
(auch in dem. Sinne, wie diese jetzt genommen werden, wo sie zu 
den Bedenklicbkeiten, die man gegen sie aufgestellt hat, weniger 
Aulass geben) dennoch die gewünschte Verbesserung eines derselben 
bedürfenden Zustande* nicht herbeigeführt werden könne, wenn 
weht gleichseitig das Augenmerk, auf andere Gegenstände gerichtet 
wird, die als Grandlagen, ab organische Umgebungen und als ein« 
inssreiobe, selbst auch nur entfernte Glieder des Ganzen, des Staats- 
und Rechtslebens und der Sitte, von der höchsten Wichtigkeit sind* 
Diese Wahrheit, ist wohl auch jetzt überall anerkannt. Bei dem Zu- 
sammenhang der Theile mit dem Ganzen steht nichts entgegen, wenn 
das, was wir Ohr untern näcbsten Zweck auf die Strafrecbtspflege Als 
Mittelpunkt beziehen, von einer andern Seite aufgefasst wird, die 
aothwemüg aneb ihm Geltung und Berechtigung für sich bat und 
nicht blos aus dem untergeordneten Gesichtspunkte eines Verhält- 
nisses u. s. w. aufgefasst werden darf. Dahin rechne ich z. B. alles, 
was durch Staat und Kirche för Erziehung» Unterricht und religio 
Krit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. U. V. 28 
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Bildung geschieht, welche oh n erachtet der ihnen innewohnenden 
selbststfndigen hohen Wichtigkeit auch in so fern in Betracht kom- 
men« als sie ein wirksameres Mittel siod, den Verbrechen, die ans 
böser Gesinnung oder doch ans dem Mangel der guten hervorgehen 
könnten, vorzubeugen, als es die beste — obgleich bier auch ganz 
besonder» wichtige Polizei im Blande ist, — ja, deren- EinJluss sieh 
nickt blos in jener negativen abhaltenden Weise, sondern positiv, 
das Gate erzeugend, Inssert*). Ist dach die Gerechtigkeit» die 
wir als Princip auch des Slrafrechts und der Rechtspflege erkennen, 
nicht auf das Gebiet beschränkt, welches von ihr den Namen ent- 
lehnt, sondern eine weitere, das ganze Leben in allen seinen Bezie- 
hungen durchdringende, und wie könnte, was bei den sittlichen Men- 
schen als Einheit seiner Geftthle, seines BewusstseynS, seines Han- 
delns hervortritt, und sich bestimmend zu erkennen giebt, ftusserlich 
getrennt und so genommen werden, dass das eine Moment z. B. das 
Recht ohne iie anderen, die Sitte, Religion u.e.w. *n bestehen* ver- 
möchte? 

Naher gehört hierher die Gerichtsverfassung, dfo Ein- 
richtung der Strafanstalten, und manches was die kleine in- 
teressante Schrift berShrt, die bier um so mehr empfolen werden 
soll, als sie wegen der localen Beschränkungen leicht der Anfmerk- 
samkeit des auswärtigen Pablienms entgehen könnte. Auf seJehfe 
Örtliche Verhandlungen muss besonders Rucksicht genommen wer- 
den, wenn wir uns ein Unheil ober den ganzen Rechtsziistand eines 
grössern Landes erlauben wollen, der begreiflicherweise überall in 
lebendiger Portbitdung ist, und nicht nach den grtfsnern 'Massen ge- 
schriebener Quellen, die in der Regel dem Fremden nilein bekannt 
•ind, aber meist einer weit frühem Zeit, angehören , gewürdigt wer* 
den darf. So halten sich z. B. die Benrtbeifer des Preuss. Straf- 
rechts und Verfahrens, wie ich bei anderer - Gelegenheit bemerkt 
habe, meist nur an das Allg. Landrecht üwd an die Crrtm-Ö., ebne 
den Retebfnum nener Gesetze zu berücksichtigen, dnreh welche jene 
so vielfach umgestaltet und mit den Forderungen der Zeit in üeber- 
einstfmnrttng gebracht sind. Fehlt es doch nicht an Tadtern des 
gemeinen Strafrechts, welche der Meinung sind (oder zu seyn «ich 
das Ansehn geben), als körne die P. G.-O. CarPs V. nach mehr ah 
dreihundert Jahren unmittelbar und buchstäblich zur Anwendung. 



*) Vgl. Hohbach Bettrage som Strafrechte uiid Strafverfahren Nr. II. und 
meine beurteilende Anzeig* diese* Werkes in diesen Jahrbüchern i$J7. S.%42.ff. 
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in de» Lande, weichem die d geste h en Provinzen verbunden 
sied, denen diese Schrift gewidmet ist, bereiten sieh unter günstige* 
Anspielen wichtige Werke -4er Gesetzgebung vor, so deren Verur« 
scite« Männer berufen smd, deren Namen, in 4er Wissenschaft und 
Verwaltung räumlich bekannt *), die Gewährleistung bieten Ar dem 
Erfeig. Eine kurze Betrachtung dieser Schrift und die Bemerken« 
gen des um die Verbesserung des Gefangnisswesens und um die 
Wissenschaft so verdienten Herausgebers, wird uns gestatten, eine« 
Blick ** tbun in die jetzigen Verhaltnisse und nie nächsten Flaue* 
und Gelegenkeit geben einige allgemeinere Gesichtspunkte hervor* 
anheben. 

Wir ersehe« aus diesem Vorwort zu dem neuen Jahrgänge der 
Sammlung „von obergerichtlichen Erkenntnissen, welche zweifelhafte 
Rechtsfragen entscheiden oder sonst in wissenschaftlicher und prak- 
tischer Ricksicht ein allgemeines Interesse besitzen", dass seit fünft 
Jahren (nach der Verordnung vom 15. Mai 1894.) erst bei den hohem 
Behörden die Trennung der Justiz von der Administration ins Lebe« 
getreten sey. Doch sind den Obergerichten zeitraubende ausser« 
gerichtliche Geschäfte überwiesen, welche „der Ausbildung einer 
festen , gleichförmigen , einsig und allein auf dem feine n Reebtsnriu* 
cip basirten Praxis <( eine erhebliche Schwierigkeit entgegenstellen. 
Für diese soll durch „Anualea der Holsteinischen Praxis 4 ' gesorgt 
werden, da sehon durch wissenschaftliche Arbeiten über mehrere Zweige 
des vaterländischen Rechts viel geleistet ist, wovon Or. Fraacke's 
gemeiner Deutscher und Schleswig-Holstein. Civilnrocess 
(bis jetzt der erste Theil) und Falck's Handbuch des Privatreehts 
hervorgehoben werden, wahrend der von einem der Redacteure be- 
reits im Jahre 1834. zum Druck vorbereitete dritte Theil des dor- 
tigen Criminalrechts und Prozesses, der das Strafverfahre« 
enthalt, wegen der bevorstehenden Reform zurückgehalten worden 
ist — eine Verztchtleistung, die zwar durch die Umstände gerecht- 
fertigt seyn mag, uns aber, bei dem Interesse für das hergebrachte 
einheimische Verfahren, wie es sich im Gänsen auch dort erhalten 
hat, empßndlich ist. Hieran knüpfen sich einige Bemerkungen, bei 
denen wir verweilen. (S. 16. ff.). „Durch Abschaffung der Folter und 
des Reieignnge-Eides, welche ehedem die UavoUstlndigkeit eines 
andern Beweises in Ermangelung des Geständnisses ergänzten und 



•) Präsidenten «er Ceamissieat Ceofartns-ltath H*p» und Kt»te-U*tk 
Professor Dr. Tals k. 

28* 
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stets zu einem sicher**) Resultat führten, imd daher direbafes aaieut- 
behrtteh waren, habe das Inquisiüoasverfahreu nUe Haltung verlörest 
«ad die Praxis sich nur durch die AuskunfrsaiHlel der Absolutio* 
von der IasUaz und der ausserordentlichen Strafe zn helfen 
gewusst, deren UuBUtrügliehkeit, was die letztere belrilft, jetzt «41- 
gemein anerkannt sey." Das Bedürfuiss einer guten -Slrafprezess« 
Ordnung sey unzweifelhaft. Jetzt steht die Sache -dort so: Durch 
die Verordnung v. 21. Dec. 1770. wegen Abschaffung der Tor- 
tur muasteu Zweifel gegen das Fortbestehe« der ausserordentlichen 
Strafe erweckt werden. Die Präzis hat aber nicht uur diese letzter* 
beibehalten, da dieser Verfügung zufolge die ordentliche Strafe nie 
auf künstlichen Beweis erkannt werden kann, sondern sie hat sogar 
die Streitfrage, ob der Thatbestand durch künstlichen Beweis mittelst 
Indicien hergestellt werden könne, bejahend entschieden, und zwar 
stimmen das Holsteinische Obercriminalgericht und das Oberannella- 
tioasgerieht in dieser Beziehung Oberein. Dabei ist man aber nicht 
stehen geblieben. „So wie es in der Natur der Sache. liegt, dass 
aUes Thatsachliche, woraus man schliessea will, erst selbst 
in Gewissheit gesetzt werden müsse, ehe man eine Folgernag aus 
demselben ableiten kann, so bestimmte nuch die P. G.-0. Art« 23*, 
dass jede Anzeige mit zwei guten Zeugen erwiesen seyn, 
und im Art. 30., dass Eine Zeugenaussage nur halben Beweis 
ausmachen soll, wobei sie auch ausdrücklich hinzufügt, jade« Iadi- 
eium müsse allerwenigstem} mit zwei guten, tüchtigen, unverwerf- 
licbeo Zeugen erwiesen seyn; damit stimmen deau auch die bewahr- 
testen Criminalisten abereia**) und für uns wenigstens ist das Fort* 



*) Sicher nur in dem Sinn, dass Immer ein formell gewisses Ergebnis*, 
•in Gest&nduiss — dareh Folter — * «der eine Tilgung der Anseigen 
durch Reinigungs-Eid erreicht, and der Fall einen Zweifelf, das „moj* Iig*ct li 
ausgeschlossen wurde: nicht aber sicher in so fern auf den Inhalt gesehen 
wurde, da rfielmefcr die Erfahrung der TrOglicUreit und Bedenklichkeit beider 
JUaasaregelo (deren eine jedoch, aehmlich der Reinigungs-Eid in der P. G.-O., 
nicht erwähnt Ist — s. meine Geschichte des Reiniguugs-Rides in den historisch« 
urakt, Erörterungen aus dem Gebiete des strafrechüivmen VtrCabrenaS. SSLft) 
dto allmahlige Aufbebung derselben veranlasste, 

**) Da mir die Ehre widerfahrt, unter diesen und iwar als der genannt zu 
werden, der sich am stärksten Ober jene Notwendigkeit gründlichen Beweises 
ausgesprochen habe, so «riaube Ich mir auf die, dem Veit 4 wie es •»theiatt 
nicht zur Hand gewesene weitere Begründung dessen mich zu beziehen, was 
ich in der von ihm angeführten ersten Ausgabe des Crim.- Prozesses nur iura 
angedeutet hatte: mein Lehrbuch des Criminal- Prozesses (zweite Umarbeitung) 
§.91. f. 132—139. Historisch-praktische Erörterungen aus dem Gebiete det straf« 
recatKclieti Verfahrens S.-2*0.f. und mein Prvgr. äa tcntonlim crimtmoM er soü$ 
tmh'cHM iecunduM primeipiajurti romani haud admittenda. rrwJ&A i*|8, . 
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bestehen dieser Vorschrift durch die Verordnung vom 21. Dec. 1779. 
gesetzlich sanktionirt. Desseo ungeachtet Ifisst die übereinstimmende 
Praxis — nicht nur wie gedacht 

1) de» Thalbestand dqrch hidicien und halben Beweis eousta- 
lirea, sondern nach 

2) das nahe Indicinm (welches nach der Praxis des Hol- 
steinischen Obercriminalgerichts die Bedingung der ausserordentlichen 
Strafe ist) durch Indicien and halben Beweis herstellig Bachen 
und erkennt sogar 

3) auf ausserordentliche Strafe in dem Falle, wenn sowohl der 
Thatbesland als auch das nahe Indiciu« nur halb oder künst- 
lich erwiesen sind, 

Ergiebt sich nun schon hieraus, dass hn Grunde nur die sub- 
jektive Ueberzeugung des Richters entscheidet, dass er daher 
eigentlich, nur als Geschworner urtheilt, so ist diese auch vom 
Oberappellatioasgerkht förmlich anerkannt worden." 

Ich habe diese ganze bemerkenswerthe Stelle wörtlich aufget- 
eommeo, um den Leser unuiittelbar in den Stand zu setzen, sein 
Urlheil Ober diesen Zustand zu bilden, von welchem der Bericht 
<S. 21.) sagt: „Wenn das Interesse fflr die öffentliche Sicherheit 
«ach den angeführten Grundsätzen als das überwiegende erscheint, 
wenn die gegenwärtige Praxis, im Widerstreit mit dem humanen 
Ausspruch der Verordnung vom 21. Dec. 1770., „„lieber solle nun 
erneu Schuldigen freilassen (nicht etwa ausserordentlich bestrafen), 
als dass man Gefahr laufe, einen Unschuldigen zu martern, MU der 
Gefahr, welche aus der Lossprechung möglich Schuldiger entspringt; 
eine vorzugsweise Berücksichtigung vor der Gefahr, welche aus der 
Bestrafung eines möglich Unschuldigen entsteht, einräumen zu missen 
glaubt, so stellt sich eine Reform in diesem wichtigen Theiie des 
Strafverfahrens bei uns um so mehr als ein dringendes Bedürfnis* 
dar," da*) den urtheilenden Gerichten der administrative Gesichts- 
punkt nicht fremd ist, dieselben aus subjeetiver Ueberzeugung er* 
theilend, nicht die untersuchenden sind, ihnen daher das lebendige 
Bild der Persönlichkeit des Angeschuldigten und der Zeugen fehlt, 
dem höchsten Tribunal sogar ein Schaffungsrecht eingeräumt ist, 
und die untersuchenden Unleroriminalgerichte, mit deren Augen die 
erkennenden allein die That und den Thfller sehen, grösstenteils 
mit Einzelariehiern und höchst mangelhaft besetzt, namentlich nicht 



*) Diess siehe ich kitsttf* i 

v Google 
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durchgehend* «kr Inqoirent und der Aktuar von einander geson- 
dert und die Aktuariate — wenigstens nicht überall rechtskundigen 
Beamteo anvertraut sind. So ist ea denn natürlich, dass die Hol- 
steinischen Stlnde, in ihrer Petition wegen Erlaasuug ein« Strafge- 
setzbuchs, auf die baldige Erlassang eines Geseties über den In- 
dieienbeweis anzutragen sieb bewogen fanden« 

Wenn dieser Zustand» der gegen die Gesetze durch die Praxis 
herbeigeführt Ul, und, wobl zu merken, nicht wie ea bei der Praxis 
des gemeinen Rechts der Fall ist, und eine innere Rechtfertigung 
findet, durch das Bedürfnis«, der zu grossen Strenge der Bestim- 
mungen der P. G.7O. im Verhältnis* zu den Ansichten der neuem 
Zeit, mittelst grosserer Milde entgegenzutreten, sondern vielmehr 
so, dass gegen das Gesetz v« J. 1770- eine Härte hinsichtlich der 
Entscheidung über die Tbatfrage besteht, welche die Bestimmungen 
der P. G.-O. bei weitem überbietet, so ist zu hoffen» dass eben diese 
Praxis auch wieder die Abhülfe mindestens theilweise, und durch die 
Gründlichkeit der Erwägungen eintreten lasse, vermöge welcher jene 
Sitze in der Anwendung minder gefährlich erscheinen mögen, als 
sie, so allgemein aufgestellt, lauten« Doch bleibt immer noch das 
grösste Bedenken. Man hat die in der P. G.-O. gestattete Folter mit 
Recht abgeschafft, doch gewiss aus der Ueherzeugung, dass sie kein 
sicheres Mittel sey, die Wahrheit zu entdecken und dass Unschuldige 
dadurch in Gefahr gerathen*). Nach diesem Gesetze konnte anf 
die peinliehe Frage nicht anders erkannt werden, als anf den Grand 
vollständig erwiesener Anzeigen, in der Regel mehrerer zusammen- 
treffender, nur ausnahmsweise schon auf eine einzige redliche An*, 
zeignng. Jetzt aber will man nicht nur gegen das alte und gegen 
das neue Gesetz einen zur Strafe führenden Anzeigebeweis zulassen, 
sondern anch diesen selbst auf zwiefache Weise erleichtern, theils 
nach den Erfordernissen, theils nach der Befogniss, die die Gerichte 
sieb beilegen. Man ist wohl darüber einig, dass seihst, wenn man 
das Geschwornen- Institut för uns als zulässig erachten sollte, was 
die Kenner gradezu verneinen — jedenfalls es dann in seiner Eigen« 
thttnriiehkett, und nicht in der Art statt finden dürfe, dass die rechts- 
gelehrten Richter, und zwar die nehmlichen, welche Über die Rechts- 
frage urlheileu, zugleich, über die Tbatfrage ihr Verdikt in jener 



' *) Vgl. Mhon L.l.fai. D. de fua*t*Unibu9 : „Q* m*H mmt Jimam mm 
temper, nie tarnen nunquam habenmam, ConstihttiomMut deetaratur: etemim 
ret e$t fragilig , et pericmlo$a, et quae veritatem fmllmt." $.*5. 
«W. „Causa eognitm ? habenda fidtt, mm* mo^kmkmda.^ N . 
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Kigemschaft abgeben durften, ww die grOssten Bedenken erregen 
snfisste*). Allerdings müssen auch unsere Richter, als Geschwor ne, 
urtheileu, d\ h. Irea ihrem Eide, den sie auf gewissenhafte Befol- 
gung und Anwendung der Gesetze geleistet haben, womit denn ein 
Hinwegsetzen über die bestehenden Beweisvorschriften unverträglich 
ist« Der Art £4., dem man vergebene seine jetzige Galligkeit streik 
tig macht, und desaea Fortdauer in Holstein eine ausdrückliche Ver- 
ordnung bestätigt, bleibt ein notwendiges Palladium ftlr den Schnta 
durch gerechte Handhabung der Gesetze. t 

Statt dieses einzuschlagenden Weges — durch ein baldige« 
Gesetz Aber den IndieienbeweU abzuhelfen, wird (S. 24.) augera- 
tuen, gewiss mit glücklichem! Erfolge das von der Badenschen Ge- 
setzgebung« -Commissi on ampfblae Princip anzuerkennen : „schuldig 
ist jeder, den eine bestimmte Mehrheit der Richter nach 
ihrer subjektiven Ueberzeugung für schuldig erklärt, 44 is- 
dem zugleich eine Prozess- Ordnung, welche die nOthigen Gewähr- 
leistungen darbietet, entwerfea werden möge. Ueber die letztem, 
mit denen ich mich, wenn noch nicht durchgängig einverstanden er- 
klärt habe**), gehe ich jetzt hinweg; sie werden auch hier nur 
kurz berührt mit der Bemerkung, dass diese Prozess- Ordnung eine 
Referat der Gerichtsverfassung und ein neues zeitgemlsscs Straf*- 
gesetzback voraussetze***). Allein jenes angebliche Princip der 
Bauschen Gesetz- Commission, welches hier nur aus zweiter Hand 
snilgetbeih wird, und wie es lautet, durchaus nicht ein Grundsatz, 
sondern eine Behauptung und willkührliche Annahme ist, würde 
schwerlich flr sich geltend machen dürfen, dass dadurch nuf eine 
gründliche, gerechte Weise allen den Bedenken ein Ende gemacht 
sey, denen jede Beweistbeerie, oder was man an die Stelle derselben 
setze« utebte, unvermeidlich, bei der Mangelhaftigkeit des mensch- 
lichen Erkennens unterliegt. Wenn in den Fällen, wo es an genü- 
genden, und durch die Ergebnisse der Untersuchung bestätigten Ge- 
standnissen, oder vollständiger Ueberßihrung fehlt, wo also ein Man- 
gel int, der Ausweg getroffen wird, statt der, gewiss nicht zu bil- 
ligenden anssererdeatUehea Strafe eine ordentliche auf Indicie* 



*) Meine kritischen Betrachtungen über den Entwarf einer Steafprosese- 
Ordnnng für das KSnigrekh Württemberg. 6. 36, ff., 129. ff. 

**) In den oben angeführten Kritischen Betrachtangen S. 3. ff. 17. ff. 

***) Umgekehrt will man an andern Orten 0er Verabschiedung des aar Bera- 
thang gelangten Strafgesetibacbes entgegentreten, weil das Gesetzbuch 
aber das Strafverfahren noch nicht vorgelegt ser. 
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zuzulassen, diese aber nicht auf die höchsten Grade der sonst zu- 
lässigen gesteigert werden darf, oder wenn behauptet wird, es 
entstehe dennoch voller Beweis, und sogar die volle Strafe er- 
kannt wird, so ist jenes ein Zugestund niss, dass man den Indicien 
nicht die ' Sicherheit des andern direkten Beweises (der gemein« 
rechtlich auch die Grundlage fttr die Vordersitze der Schlussfolge* 
rungen seyn soll) und deren rechtliche Folgen beizulegen wage; 
dieses aber unbegründet. Und wenn man, ohne Beweistheorie und 
Rechenschaft, durch Geschworne ein entschiedenes Schuldig oder 
Nichtschuldig aussprechen lässt, so werden zwar die Bedenklich« 
keiten eines unvollständigen Beweises, die Inconsequenzen einer s. g. 
ausserordentlichen Strafe auf Verdacht, oder einer ordentlichen ge- 
lindem vermieden ; allein es wird hier der Gordische Knoten nteht 
getoset, sondern durchhauen, und unter Umständen, wo nicht die 
Rechtfertigungen zu solchen Schritten eintreten, die Alexander 
dem Grossen etwa zur Seite stehen mochten. Noch weniger kann 
man, da die Punktion und Stellung der Jury eine wesentlich andere 
ist, als die der eigentlichen Richter, den Satz als Princin aufstellen, 
den wir so eben angeführt haben. Man tnuss umgekehrt sagen, und 
hoffen, „die Mehrheit der Richter wird nach ihrer gewissenhaften 
Ueberzetfgung den, und nur den für schuldig erklären, der schuldig 
ist." Sonst — und praktisch, wenn es einmal sollte zum Gesetz er- 
hoben seyn, würde man, wenn man die Verhältnisse hier würdigt, 
wie sie sind, und wenn man aufrichtig seyn will, nur bestimmen 
können: „Bestraft werden soll jeder, den die bestimmte Mehrheit 
der Richter nach ihrer Ueberzeugung für schuldig erklärt"*), aber 
weiter nichts, nehmlich für die Falle, wo eben jener Zweifel auf 
diese Weise gehoben werden soll. Möge man dieses doch recht 
sorgfältig erwägen, und sich nicht durch glänzende Theorien, fremde 
Institute und scheinbare Folgerichtigkeit bestechen lassen I 

Ein weiterer Gegenstand hoher Wichtigkeit, auf den sieh die 
Wünsche der Stünde beziehen, ist das Geflngnisswesen, tkeils 
die fiusserliche, auch technische Einrichtung der zur Aufbewahrung 
der Sträflinge bestimmten Gebäude, theifs die innere, und die Be- 
handlung der Strafgefangenen (S. 25. AT.). Es werden die Vorzüge 



*) Diess gilt überall, wo reehtagetebrf« Riehfer die Thatfragen auf den 
Grund einer geaetslicjien Heweistheorie xa entscheiden haben, da man nicht, 
wie bei den-Geschwornen in England — Einstimmigkeit fordern kann. Lieber die 
Art der Stirn mensahlung, um eine absolute Majorität an bewirken, giebt es 
dann noch besondere gesetsfiehc Vorschriften. S. Preuas. Crim.-O. €. 004— »07. 
mit f. 395. 
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und Nnchtheile der besonders durch Dr. Julius verdienstliche, auf 
eigene sorgfältige Prüfung gegründete Mittheilungen um bekannter 
gewordenen zwei Amerieaniscben Systeme, das Aubornsche und das 
Philadelphisehe erwogen und für ersteres entschieden« Ueber 
«lesen Pmkl enthalte icb mich der weitern Betrachtung, da Dr. J alias 
selbst am Sehlas* der gegenwärtigen Schrift einige nicbt unerhebliche 
Berichtigungen giebt, and icb in diesen Jahrbüchern eine Schrift 
desselben über diesen Gegenstand angezeigt habe*), woranf ich ver- 
weisen darl Hervorheben will icb nur, ans dem höchst beaebtens» 
werthen Aufsatze dieses menschenfreundlichen Mitarbeiters auf dem 
gemeinsamen Gebiete, die Bemerkung, die er an die gerechte Wür- 
digung der ren dem Berichterstatter empfohlen Einrichtung des 
Genfer Strafhauses knöpft. OertKche Verb*ltni*se und eine derofc 
diese and die Lebensweise in einem kleinen, wohlhabenden und gut- 
geordneten Staatswesen begünstigte freie Theilnahme der Borger, 
wo noch bei „ein^r kleinen religiös -sittlichen, fleissigeo, gebildeten 
und wohlhabenden Bevölkerung, eine Sträflingszahl von nur 56 Köpfen 
beispiellos sorgfältig fiberwacht wird von 77 Mannern untejr Leitung 
eines erfahrnen nnd höchst befähigten Direktors " (Hrn. Aubanel) 
zu dem Ergebniss fuhrt, „dass das Genfer Straf haus eine mit den 
grossen Strafanstalten, die andere Lander heischen, ganz incommea- 
snrable Grosse bildet (( Er ist mit Vielen der Ueberzeugung, dass 
dieses für andere Länder nicht als Musteranstalt dienen kOnne. 
Giebt es auch Mangel der Einrichtungen, die nirgends geduldet wer* 
den dürfen, Vorzöge die überall erstrebt werden sollten, so wird 
doch im Uebrigen die ganze Eigentümlichkeit eines Landes nnd 
seiner besondern Theile ihre notwendige Berücksichtigung for- 
dern**). Der Heraasgeber erklärt sich für das Pen nsy Ivanische 
(Philadelphiscbe) System, und glaubt, dass eine zur Untersuchung 
der besten auslandischen Strafhauser abzusendende Gommission das 
„einstimmige Zeugniss aller in Amerika gewesenen Geftngnisskan« 
digen der verschiedensten Nationen ohne Ausnahme 44 begründet finden 
werde, „dass das seit 1832. auch in Amerika die Oberband gewinnende 
Pennsylvanische System, das am seltensten wirkungslose^ das rfith- 
liehste nnd am Ende auch mindest kostbare sey. u 

Dass für die Einrichtung der Strafanstalten die Rücksicht auf 
die Besserung, welche fflr sich ein ausreichendes Princip der 



*) Jahrgang 1837. 8. 289. ff. 
**) VgL „Englische und deutsche Znchthauseinrichtung" von Dr. Kr nie 
im Freihafen. Zweiter Jahrgang, viertegHeft. 1839. Nr. 111. S.C2.IT. 
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gerechten Strafe nicht seyu kam, unerlaealiehe Pflicht aey , ist 
allgemein anerkannt und wir dürfen in dieser Hinsicht ohne weitere 
Crttrteruugen diese Anzeige sehliessen. Dean es ist eine Verwechs- 
lung* wenn man die Besserung, auf welche Äei Vollziehung dar Frei- 
heitsstrafen ganz besonders hingewirkt werden mnss, und hier allein 
aach kann, mit dem Prineip der Strafe für einerlei aasgiebt, oder« 
wenn man, aus dem Grunde, weil die Besserung nicht als solches, 
»ick für die Begründung nnd weitere Bestimmung und Aosa a ess ong 
der gerechten Strafe, wirksam äusserndes Prineip gelten lasse o kann, 
deshalb glaubt die Rücksicht auf Besserung solle dadurch ausge- 
schlossen seyn. Diese ist von höchster Wichtigkeit und eine Pflicht, 
aber sie hat ihre Bedeutuag nur als ein neben andern geltendes 
Meine nt bei Anwendung nnd Vollziehung der überhaupt und für den 
besondera Fall achon gerechtfertigten Strafe*). 



*) Meine Schrift: Die verschiedenen Straf rech Ulk eorieen u.i. w. S. 32. If. 50.1. 
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IL Anzeigen. 

a) Päränesen für Studirende. Zweite Sammlung. Zur Rechts- 
nnd Staatswisseaschaft Erste Abrheilung. Deutscher Juristen- 
Spiegel. Als pari neu sehe Propädeutik für das Studium der posi- 
tiven Jurisprudenz und Beitrag zur Reform desselben im Geiste 
deutscher Volkstümlichkeit, herausg. von JDr. Kaurl Herau 
Seheidler« — A. u. d. T. : Deutscher JuristenspiegeL Feuer- 
bach's, Thibaut's, Welcker's und A. Ansichten Ober We- 
sen und Bedeutung des positiven Rechts, so wie den gegenwär- 
tigen Zustand der Gesetzgebung, Rechtswissenschaft und Rechts« 
pflege in Deutschland, und die Notwendigkeit seiner Reform im 
Geiste deutscher Volksthfimlicbkeit. Aa's Liebt gestellt durch 

•JDr. WL M. ScheiaUer, Prof« in Jena. I. Jena 184?. 

b) — — — Zweite Abtheilung» Parinetische Propädeutik 
f&r das Studium der Rechtsphilosophie« Herausg. von JDr« M* 
M« Seheldler« — Ä* »• d. T. : Paränetische Propädeutik der 
Rechtsphilosophie* Mit besonderer Beziehung auf die praktische 
Bedeutung des Vernanftrechts filr die wichtigsten politischen Pro- 
bleme unserer Zeit, den Constitntionalismus und die Lebensfrage 
der Civilisation Oberhaupt. Herausg. von u. s. w. Ebenda*., 1842. 

Die Angabe auf den Titeln, welche diese beiden Schriften als 
Abteilungen, einer zweiten Sammlung für Studirende erscheinen 
lässt, wird in der Vorrede zu der ersten von ihnen so erläutert, 
dass diese Sammlung als eine Fortsetzung der im J. 1840. (mit der 
besonderen Bezeichnung: .,Zur Methodik des akademischen Studiums", 
nnd mit der Bestimmung einer Ergänzung der 2teo Ausgabe der * 
Grundlinien der Hodegetik des Verls.) herausgegebenen zu betrachten 
ist. Dem Ref. ist diese frühere Sammlung nicht bekannt geworden; 
er kann sieb aber in Uebereinstimroung mit der Tendenz dieser Zeit- 
schrift bei seiner Anzeige um so mehr auf die vorliegende zweite 
Sanaufang beschränken, als jene auf das akademische Studium im 
Allgemeinen und nur diese auf das besondere Studium der Reebts- 
nd Staats-Wissenscbaft gerichtet ist. — Es stellt sich nun aber 
diese zweite Sammlung in der Wahrheit als eine Sammlung und 
zwar meistens von fremden Aufsätzen und Sentenzen dar; dieser 
Safimelcharacter ist ihr so durch and durch aufgeprägt, dass auch 
da, wo der Herausg. selbst redet, kaum eine Seite gefunden werden 
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wird, auf welcher er, sey es im Context oder in den Noten, nicht 
wenigstens eine fremde Sentenz anführte. Und zwar ans allerlei 
Volk entlehnt er seine Mittheilungen, besonders aber ans Deut- 
schen Dichtern (hauptsächlich ans Goethe), Gescbichlschreibern, 
Juristen und Publicisten. Die Freigebigkeit des Herausg. in solchen 
Anführungen gebt so weit, dass in beiden Abtheilnngen selbst die 
Rückseite der Titelblatter und in der ersten sogar die Rückseite des 
Dedicationsblattes mit Stellen ans Schriften Anderer bedruckt sind. 
Dieses fremde Gut kann nun höchstens in sofern Gegenstand dieser 
Kritik seyn, als die Wahl und Anordnung, desselben in Frage kommt, 
und in dieser Hinsicht hat Ref. etwas Erhebliches nicht auszusetzen, 
sondern nur die Belesenbeit des Herausg. und die Reichhaltigkeit 
seiner Gollectaneen anzuerkennen. Das Eigene aber, was derselbe 
giebt, beschränkt sich in der ersten Abtheilung auf das Vorwort, 
welches die Tendenz der Sammlung bezeichnet. „Das krause Unwesen 
unserer Gesetzgebung", wie der Verf. mit Tbibaat sagt, „die 
maasslose Ueberschätzung des römischen Rechts und die ent- 
sprechende Vernachlässigung unseres deutsehen", „die practT- 
sche Verderblichkeit der Aufnahme der Justinianischen Compi- 
lalion als Gesetzbuch oder Rechtsquelle für unser ganzes Volks- and 
Slaatsleben", sind dem Verf. ein Gräuel und der Gegenstand setner 
Bekämpfung; „die ursprünglichsten nnd löblichsten Grundzöge un- 
serer deutschen Volkstümlichkeit, lebendiges Rechtsgefühl und 
Sinn für persönliche und staatsbürgerliche Freiheit — die 
ieider! durch die eingedrungenen fremden Gesetzgebungen grade 
in unsern Juristen seit Jahrhunderten zur Unkenntlichkeit verwischt 
worden sind, — möglichst wieder aufzufrischen und zn beleben, 
sodann überhaupt richtigere Ansichten sowohl Über das Wesen des 
positiven Rechts, als auch des sog. Vernunft- oder Natur- 
»echts nnd über das Verhältnis beider zum Staatsleben nnd (zu) 
den Forderungen der Gegenwart, zu verbreiten 4 ', — das ist das Ziel 
seines Strebens, Um in jenem Kampf zn siegen und dieses Ziel zn 
erreichen, schlägt er vor, den Feind mit seinen eignen Waffe« am 
schlagen. Das Rom. Recht soll fortan stndirl werden, „so gründlich 
als möglich", aber versteht sich, „immer mit dem klaren BewussU 
seyn, dass es in practischer Beziehung für uns eigentlich gar nichts 
taugt, und nur ad inttrim als noth wendiges Uebei beibehalten wer* 
den raus*", „immer so wie Hermann den Krieg bei den Römern 
stodirte, der dabei zugleich der Letztem schwache Seite kennen 
lernte", — unsre jüngeren Juristen sollen „lernen, mit juristi- 
schen Waffen geschickt umzugehen, um damit gegen die Juristen- 
zunft zn kämpfen". Ausser dieser Verkündigung des Kampfes, 
„dessen Fortsetzung der Verf. fortan alle seine KraAe zn widmen 
gedenkt", (er halt es für ersprieselich, sich deshalb auf eine SteUe 
in Shakespeare'» K. Richard II. zu berufen,) enthalt das Vorwort 
noch eine Rechtfertigung des Titels ; „JnrisUnspiegel" nnd die An- 
gabe der Bestimmung dieses Spiegels. Zuletzt werden noch den 
jungen Juristen zwei Rathsehlftge ertheUt, wie sie skh flr die hohen 
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Zwecke, Ar wette sie im Sieee des Vet*. wwkea asJea, geecfcicaa 
n machen haben. Eiter dieser rWhschlage mtge, als eesewlere 
emaracteristisek flr die Schreib- aad Ssaacsart des Vernu, wettitca 
haer wiederholt werden Es haben also die jungen Juristen 

„einmal einen gründl ichen Ähschenia «ick au erwecke« rar 4er Laaitte 
der gemeinen neueren Juristen, welche das Reckt ab bloss nesitire 
willlcührliche Satzung, losgetrennt ron der Moral und Religion, durch blos- 
sen Staatszwang geltend, die Rechtskäufe alt todtes positires Gedacht- 
■ me wer k, die Reehtsknast als Ptacti* van Kniffe» and WHfen, die 
Beehts wissen sc ha ft als bornirte Facultalssciens fstcj } als Rustseuf das 
empörendste Unrecht so beschönigen, das Volk nur als eine durch PoliseU 
gewalt und Crirainafterrorismos xu bändigende Rotte, den Staat als eine 
Mdhle, die Individualitäten, Gefühle und Leidenschaften der Bürger sn einem 
einfarbigen Brei su mahlen, oder als snasUge todte Mascaieaerie, sieh 
selber aber ala Minne Bader in deiaetaenhetrachten!" 

We ein Aator so urhriftig spricht, bedarf es weiter keiner Be* 
merknng des Kritikers;, etee selche Sprache versteht Jeder und iher 
dea Werth solcher Poesie dürfte aach Niemand zweifelhaft seya. 
Aach iher dea gründlichen Haas des Verfs. gegen das Römische 
Recht kein Wort weiter. Woaa wiederholen, was schon hundert 
Mal gesagt worden ist, wiederholen hier, wo der Gegner sieht mit 
Granden, sondern mit Redensarten in die Schranken (rill? Nur seine 
Verwanderong vermag Ref. nicht an unterdrücken, sein Erstaunen 
dartber, dass der Verf., „früher selber, aoeh einige Jahre praotH 
scher Jurist" ron unserem Rechtszastand die Vorstellung hat fassen 
aad festhalten können, dass uns mit Ejuttrpalioa des Römischen, 
Recks aad mit Regeneration des Deutschea geholfea werden kfaae* 
Maa sollte meinen , das Verlesen auch nur eisiger Jahre . ia de» 
juristischen Praxis kenne genügen, um sich su überaeugen» dass einat 
Seit* das Romische Recht während der langen Zeit seiner Gültigkeit 
ia Deutschland mit unserem Reehtslehen vollständig verwachsen sey 
and aufgehört habe, ein uns fremdes Recht za seyn , und änderet 
SeiU das Deutsche Recht , nachdem es durch die Aufnahme des 
Römisches ia seiner Entwickelaag gehemmt werden ist, für unser 
beutiges Rechtsbedürfeiss nimmermehr ausreiche* Ein Gesetzbuch 
fftr das heutige Deutschland aus rein Germanischen Elementen und 
ohne Esawirkang Römischer Ideen würde die gröeste Qual seyn # 
welche steh Cur unsere Reehtazastaude. nur irgend ausdenken Hesse« 
Ja. halte es aar Zeit der unglückseligen Reception des Römischen 
Rechts einen So karopAustigen Scheidler gegeben, wie unser Jahr- 
hundert .ihn besitzt, wie ganz anders würde es mit unserm Recht, 
mit «aserer Velksthümücbkeit stehen! — Doch genug* vielleicht 
schon zu viel von dem Vorworte» An dasselbe schliessen sich fol* 
geade Anderen entlehnte. Stücke an: L Feuerbach fiber die, Idee 
der Gerechtigkeit and die hohe Würde des Richteramts, II. Feuer* 
nach aber positive Rechtswissenschaft and die Noth wendigkeit des 
positiven Reehts. HL Jusjtus Moser über den wichtigen Unterschied 
des wirklichen und förmlichen Rechts. IV. Thibsut über die Not- 
wendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts in Doutschlandf 
(Aasz«g a*bst Beilagen, Erklärungen Thibau.t's gegen die Ueber- 
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rthfitzung des Rftm» Rechts und die sog. historische Reetftssnbule.) 
V* Feuerbach ttber historische Reehisgelebrsamkeit und einhei- 
mische deutsche Gesetzgebung. VI. Wefcker's Scbandgemälde 
der gemeinen deutschen positiven Juristerei und Joristeo^aste. [Wer 
erkennt in dieser (Jebersebrift nicht unsern guten Scheidler wie- 
der?] VII. Schildener über die Behandlang des deutschen Privat- 
nnd Staatsrechts im Geiste der deutschen Volkstümlichkeit. VIII. 
Beseier über die Stellung des römischen Rechts zu dem nationalen 
Recht der germanischen Volker. — Man wird zugehen, dass diese 
Sammlung för den Zweck des Herausg. recht gut veranstaltet sey. 

In der zweiten Abtheilong ist schon Einiges mehr, was der 
Herausg. sein eigen nennen kann. Vor Allem wieder das Vorwort, 
welches jedoch, wie sich nach dem Obigen von' seihst versteht, mit 
mancher geborgten Sentenz verbrämt ist Es enthält eine Mit- 
theilung Aber Entstehung nnd Zweck dieser zweiten Abtheilung. Sie 
t elfte dem ursprünglichen Plane nach erst nach Vollendung des Ju- 
ristenspiegels (das oben Besprochene ist nur der erste Abschnitt 
desselben) erscheinen, eher Verschiednes hat ihr Hervortreten he* 
schleunigt. Die Hauptbestimmung hat sie mit dem Joristenspiegel 
gemein, „nümltcb die Erweckung eines lebendigen Rechtsge- 
fühls und einer echten, nachhaltigen Begeisterung ftrdas wahre 
Reeht der Gerechtigkeit." Sie soll aber insbesondere dem 
von nnsern Juristen fort und fort verkannten und ignorirten Natur- 
recht — an dessen Verfall, wie sieh denken Iflsst* wiederum „der 
krankhafte Zustand nnsers positiven Rechts, so wie die demselben 
entsprechende Einseitigkeit des Recbtsstudinms entweder in bloss 
historisch-antiquarischer oder in bloss positiv -praktischer Richtung 44 
Schuld ist, — unter die Arme greifen. Der Verf. halt seit einer 
Reihe von Jahren Verlesungen Ober das Natwrroeht nnd da ist es 
Hirn denn nach gerade lästig geworden, alle Mal zu Anfang einen 
Beweis zu fahren, dass es wirklich ein Naturrecht gebe. Was thut 
er also? Er stellt atfs der Vorrede nnd Einleitung 6^6 Rott eck- 
schen Lehrbuchs des Vernunftrechts diejenigen 6§. 9 welche die 
Vorortbeile gegen das Vernunftrecht widerlegen und seine Bedeutung 
für das positive Recht ond die positive Jurisprudenz entwickeln 
seilen, zusammen und so hat er nicht hlos die vortrefflichste Abhilfe 
jenes Uebelstandes, sondern auch den 42 Seiten fallenden ersten 
Abschnitt eines nenen Buchs. Da nun aber der Verf. ein Mal 
Rott eck redend eingeführt hat, man jedoch , ,in Nord Je utschland" 
[nicht auch im Süden?] „manche Vorurtheile gegen denselben als 
Historiker und Rechtsphiiosopben, namentlich aber gegen sein poli- 
tisches System hegt, und er doch mit Recht als einer der Kory- 
phäen des s. g. Liberalismus oder Gonstitnttonalismos gilt**, so hat 
sich der Verf. — - ganz natürlich — veranlasst gesehen, jene Vorur- 
theile nfther zu beleuchten und Oberhaupt einen Beitrag zur Charac- 
teristik R/s zu liefern, als des besten Vorbilds ftr die „das Ver» 
nunftreeht $tu4irenden". So ist denn wieder ein Abschnitt von & 
45 — 113. fertig, ihr welchen* die von der Leipziger Attgajn. Zci- 
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tung, der Augskwger AHgem. Zeitung und den Halleschen JahrbO- 
chern über R. veröffentlichten Urtheile zum Tb eil wieder abgedruckt, 
alle aber ausführlich beleuchtet werden« Man wird deo richtigen 
Tact otcht verkennen, mit welchem hier der Verf. einer HodegetnY 
för Stadireade dieselben gleich zun Anfang ihrer Studien anf das 
Feld führt, welches für sie der rechte Kampf- jind Tummelplatz ist. 
nnd ihnen in der scharfsinnigen Kritik geistreicher Artikel politischer 
nnd anpolitischer Zeitungen „lebendiges Rechtsgefühl'* und „echte, 
nachhaltige Begeisterung fttr das wahre Recht der Gerechtigkeit 14 
erweckt. Doch Hoch nicht genug! „Um die practische Bedeu- 
tung des Vernunftrechts fo> unsere Zeit noch klarer zn zeigen", 
theilt ein folgender Abschnitt (S. 118 — 177.) Rotteck's und An- 
derer (namentlich WeitzePs, Wachsmnth's nnd W. v. Hnm- 
boldt's) Ansichten von der französischen Revolution — „weil dieses 
welthistorische Ereigniss zuerst das Vernunftrecht im Grossen 
geltend zu machen angefangen hat" — mit nnd verbreitet sich Ober 
diese, sowie über den Zusammenhang jener Revolution mit dem 
neuern CoosUtutionalismus oder Repräsentativsvstem. Endlich, um 
„die practische Bedeutung nnd Wichtigkeit der Lehren nnd For- 
derungen des Vernunftrechts für die gegenwärtige Crisis der socialen 
Zustande u klarer zum Bewnsstseyn zu bringen , werden zum Schlüsse 
(S. 179 — 208.) Stimmen Verschiedener wiederholt, nämlich zuerst 
die Stimmen v.Gagern's, Tegner's, Guizot's und Russel's „ober 
die dermalige Weltlage, über die Klagen der Volker nnd die krank« 
hafte Verstimmung der Zeit überhaupt" nnd hierauf die Stimmen 
Tb. Carlyle's, Jeremias GotthelPs und Diesterweg's „Über 
die gegenwartige Armennoth insbesondere, nnd ihre Gefährlichkeit 
in Folge der Nachwirkungen der französischen Revolution." — Dies 
ist ein Abriss der zweiten Abtheilung. Wird der Leser noch ein 
Urlheil Ober dieselbe vom Ref. verlangen? 18* 



Zerstreute Blätter aus den Hand- ondHuHsakten eines Juristen. 
Wissenschaftliches und Geschichtliches aus der Theorie trad Präzis 
•der ans der Lehre nnd dem Lehen des Rechts. Heransg. von 
Karl Friedlr. «dachet, K. Preuss. Geh. Ober-Justiz-R., D.j.u. 
3ter Tbl 2le Abth. — A. n. d. T.t Zur theologisch -jurislischea 
Biographie und Literatur. Heransg. n. s. w. 2t© Abthl. Schien» 
singen, 1$42. 

In dem ersten Jahrgange dieser Jahrb. S. 495. IT. hat der nun 
verstorbene Gärtner die ersten zwei Theile nnd die erste Abtei- 
lung des dritten angezeigt, und da eine Characteristik des Werkes 
and seines Verfs. hingestellt, welche, freilich in eigenthümlicher 
Form, durch nnd durch treu nnd wahr ist. Bei dieser Ueberein- 
stimmnng des Ref. mit seinem Vorgänger kann der erstere sieb, um 
eine Wiederholung des bereits Ausgesproebenen in der nämlichen 
Zeitschrift za umgehen, getrost anf den letzteren bezieben, um bo 
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mehr, ab sieh erwarte* Mast, data unseren JviiMi, welche in dar 
Theorie oder Praxis ihrer Wissenschaft nicht ganz verweltlicht sind, 
sondern einen Auf blick zu dam Höheren habalten haben, daa Werk 
im seinen' früheren TheUea schon darch eigenes Anschaffen «od Ge- 
niesseu bekannt and lieb geworden sey. So wendet sich denn Ret, 
um seiner Pflicht eines Berichterstatters za genügen, ohne Weitere« 
zu dem Iuhalt der vorliegenden Ablbeilung, und will dem Leser eine 
Uebersicht dosseihen gewähren. Zur Einleitung wird ein Aufsatz: 
De bona fide (S. 1 — 14.) gegeben, in welchem der Verf. den 
Glauben, als die Grundlage des Rechts, darstellt, r- eflmjich den 
christlichen Glauben. Wie dieser Aufsatz durch die Glaubens fülle, 
welche er offenbart, und durch die wirklich überraschenden Combi« 
nationen des Verfs. lebhaft erregt nnd anzieht, eo ist dies eicht min* 
der der Fall mit den Worten, mit welchen der Leser in den folgen* 
den Abschnitt: „Römisch -katholische Juristen .aas den leUtea drei 
Jahrhunderten " (S. 17 — 146.) eingeführt wird. Sie enthalten Geist* 
nnd Gemüthvolles über katholische und evangelische Kirche. Die 
einzelnen Juristen aber, deren mehr oder weniger ausgeführte Bio« 
grapbieen dieser Abschnitt giebt, sind: Petrus Havannas, Maria 
Sebastian Brant, Jacob von Salza, Wilhelm Budfins, Johann Valdea, 
Joannes Lange, Aemilius Ferrctus, Petrus Rufftis, Conrad Beresbacb, 
Gabriel Mudäus, Joachim Hopner, Viglius ab Aytta Zaiehemos, Je« 
docus Dambauderus, Marcus Antonius Muretus ( beiläufig auch die 
Alciati), Franz Suarez, Guido Panzirolus, die Familie Aldobrandiai, 
Wilhelm Maranus, Antonius Faber, Antoine le MaUre, Thomaa de 
Thomasettis, Colesltn Sfpndrati (EugeniusLombaidueK Louis, Ferrauo* 
Pierre Taisaad, Johann Caspar Barthel, Ludwig Anton Muratori, 
Zeger Bernhard van Espen, Johann Niclas von Hoatheim, Johann 
Peter Banniza, Georg Christian Neiler, Peter Conrad Ebertb, Joseph 
Valentin Eybel, Fricdr. Wilh. Franz Freih, v.. Fürstenberg, Dr. Cle- 
mens August v. Droste- Hülshoff. Besonders die Biographie des 
letzten ist ein schönes, gerundetes, von trefflichen Gedanken durch- 
drungenes Gemälde. — Der nächste Abschnitt ist so bezeichnet: 
„Von der Wanderschaft einiger Juristen nach Rom", und geht Ton 
S. 140—194»; er wird eingeleitet durch eine- wahrhaft erbeaKche 
Betrachtang über das Unterscheidende Bwisehen katholischer nnd 
evangelischer Kirche, ausgezeichnet durch anerkennende Müde auf 
der einen und festen evangelischen Sinn auf der anderen Seite. 
Möge sie viele Leser und Beherziger auf beiden Saiten finden ! Nach- 
dem der Verf. zugleich einen tiefen Blick in die Motiven dea Ueber- 
tritu $o Mancher zur, Römischen Kirche gethan hat, führt er uns 
folgende Juristen, welche in dieselbe zurückgekehrt sind, in kurzen 
Lebens-Skizzeo vor: Franz Stpiera, Franz Balduin (Baudonia), Boetina 
Epo, Obertus Gifanius, Bernhard Sutholt, Christoph BesoJd, Dr. Helf- 
reich Ulrich Huoniua, Job* Christian Freih. v. Boineburg, Geo. Cbri* 
stopb Ferd. v, Räsewitz, Joh. Philipp Treiber, Job. Heior. Becris, 
eigentlich Boakreuss, Friedr. Leop. Graf zu Stotlberg. — „Die evan- 
gelischen Juristen aus den letzten drei Jahrhunderten ", welche nun 



Digitized by 



Google 



G9$ckelj Zeratr. Blätter a. d, Hand- u» HiillsaJcten e. Juristen. 4*9 

folgen (S* 197 — 458.)' werden eingeführt durch eine ernste Briefe* 
ruog über die Unkirchlichkeit unserer Zeit gegenüber den früheren 
Jahrhunderten; die warnende Stimme des ehrwürdigen Verfs. lässt 
uns die Gefahr erblicken» welcher wir auf dem von so Vielen betre- 
tenen Wege verfallen werden. Jene evangelischen Juristen sind aber 
folgende: Dr. Martin Luther, Dr. Philipp Melanchthon, Job. Reuchlin, 
Henning Göden, Sebald von Münster, Jacob Sturm, Hieronym. Schürt; 
Georg Brück, Melchior Kling, Bilibald Pirk heimer, Wolfg. Fabricius 
Gapito (Küpflin), Matthias v. Jagow, Franz Burkhard, Joannes Fer- 
rarins, Christoph v. Carlo witz, Joannes Schneide winos, Hieronym. 
Gerhard, Ulrich Sitzinger, Caspar Wild, Nicolaus Eisnerus, Mat- 
thäus Wesenbecius, Heinr. Husaaus, Jah. Fischart, gen. Menzer, 
Job. Ficbard, Franciscus Bottomannus (richtiger; Holomanas), Hugo 
Dooellus, Wenzeslaos Zuleger, Joachim v. Beust, Philipp Marnix, 
Ritter v. St. Adelgonde, Joh. Wolf, Franciscus Junius (du Jon), Ja«. 
Monavius, Nicol. Reusner, BarthoL Reusner, Heinr, Stroband, Chri- 
stian Distelraeyer, Wenzeslaus v. Zedlitz, Conrad Rittershusius, 
Rainer Bachof v. Echt, Albericus und Scipio Genlilis, Martin Aich« 
mann, Joh. Keckius, Philipp Mornäus, dn Plessis-Marly, Ernestus 
Colbmannus, Martinus Chemnitius, Andreas Dinner, Henning Renne- 
mano, Desiderios Heraldus, Geo. Richter, Joh. Gryphiander (Gry- 
penkerl), Geo. Christoph Walther, Joh. Engel v. Werdenhagen, 
Geo. Franzkius, Dietrich v. Reinking, Benedict Carpzov IL, Aug. 
Carpzov, Christoph Forstner, Fried r. Brummer (hier legt der Verf. 
S. 341. auf Brummer's Schrift ad legem Cinciam zu viel und auf die 
viel bedeutenderen Forschungen unserer Zeitgenossen zu wenig Werth,) 
Joh. Brunnemann, Matthias Haie, Joh. Otto Tabor, Qnirinns Kobl- 
manu, Veit Ludw. v. Seckendorf, Ulrich Huber, Joh. Andr. von der 
Molen, Dr. Ahasverut Fritscb, Job. Christoph Wagenseil, Joh. Chri- 
stoph Würtenberger, Job. Geo. Gicbtel, Lorenz Grammendorf, Dr. 
Samuel Stryk, Job. Samuel Stryk, Nicol. Hieronym. Gundling, Daniel 
Kolshorn, Joh. Bereut, Gottfr. Wilh. v. Leibnitz, Heinr. v. Cocceji, 
Herrn. Deusing, Joh. Ortwin Westenberg, Joh. Barbeyrac, Job. 
Friedr. Horabergk zu Vach, Carl Gottfr. Böse, Ernst Joh. Fried r. 
Mantzel, Job. Ernst Flörke, Joh. Christian Grubner, Joh. Gottlieb 
Stör, Job. Christian Petersen, Siegfr. Cäso v. Arminga, Ludw. Martin 
Kable, Christian Ulrich v. Ketelhodt, Augustin v. Balthasar, Job« 
Wolfg. Brenck, Job. Heinr. Kirchhof, Joh. Gottlieb Frenze I, Philipp 
Jac. Heister, Adolph Friedr. Reinhard, Joh. Carl Bretschneidcr, Geo. 
Heinr. Hinüber, Christian Aug. Scbultze, Erhard Friedr. Weinland, 
Eberhard Friedr. v. Georgii, Dr. Christian Friedr. v. Glück, (hierbei 
zugleich eine kurze Erörterung der politisch »juristischen und der 
kirchenrechtlichen Frage über das Verhältnis* des christlichen Staa- 
tes und der^ganzen Kirche zur Mission,) William Wiftberforee. — - 
Der folgende Abschnitt: „Die Publizisten aus dem vorigen Jahrhun- 
derte" (S. 459—506.) wird eingeleitet durch, einige Worte über 
Kirche und Staat, die Eintbeilung des Kirchenrechts in äusseres und 
inneres, den Gegensalz zwischen Staats- und Privat - Recht. Die 
Krit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. V. 29 



Digitized by 



Google 



4$6 Sckaßrntk, Theorie der Auslegung constitationeUer Gesetze. 

Publfcisten, deren Atidenken von Verf. gefeiert wird, sied: Job. 
Jac. Moser, Friedr. Carl Freih. v. Moser und Joh. Stephan Pulte* — 
Nach ei wem anderen Princip, als die bisherigen, sind die beide» 
leisten Abschnitte angeordnet. Der erstere von ihnen (S. 507 — 548.) 
ftlhrt die Uebersehrift: „Naumburg an der Saale" nnd macht ans 
mit drei christlich denkenden und lebenden Juristen bekannt, mit 
welchen der Verf. durch den Ort seiner eigenen früheren Wirksam- 
keit, sowie zum Theil durch die engste Freundschaft verbunden ge- 
wesen ist: Gottlieb Aug. Mossderf, Karl Heinr. Wachsmutb, Gött- 
lich Ernst Pinder. Der Schlussaufsalz unter der Uebersehrift: „Lan- 
gensalza in Thüringen" (S. 549—556.) ist der kindlichen Pietlt ent- 
flossen, in welcher der Verf. sieh Ober das segensreiche Wirken 
seines Vaters Christian Friedr. GOschel verbreitet. — Ref. steht hier 
am Ende des Buches, welchem er so viel Anregung, Erhebung, Er- 
bauung verdankt. Er hat leider in seinem skizzenhaften Bericht nur 
hier uad da auf die goldenen Worte, welche der Verf. in dieser nach 
Form und Inhalt so eigentümlichen Sammlung niedergelegt hat, auf- 
merksam machen können. Aber ihn tröstet die Hoffnung, dass ein 
Buch solchen Inhalts anch ohne weitere Besprechung und Empfeh- 
lung sich selbst seinen Weg babnen werde, zumal ihm gleichgehal- 
tene Theile vorausgegangen sind. Wöge jener Weg unmittelbar tu 
das Innere der Standesgenossen fahren! 20. 



Theorie der Auslegung constitationeller Gesetxe, nach con- 
slüulionellem Staats- und gemeinem denischen Rechte von Dr*jvr> 
Wilm. Hieb. Schaft»» th, Privat Joe. <L Rechuwisa. an der 
Univ. Leipzig. Leipzig, 1842. 

Der Verf. dieser kleinen Schrift hat in der neusten Zeit eine 
ungemein grosse Produetronskratt entwickelt; fast gleichzeitig sind 
von ihm mehrere Schriften Aber Gegenstände von Wichtigkeit er- 
schienen. Nun Iftk zwar Ref. eine so häufig geflbte Schriftsteüerei 
im Allgemeinen nicht gerade Hr etwas besonders Lobenswerthes. 
Br muss aber doch in dem vorliegenden Falle dem Verf. die Aner* 
kennnng zu Theil werden» lassen, dass, wenigstens nach der obigen 
Schrift za urtheilen, die Quantität hier die Qualität nicht verdrängt 
hat. Vielmehr ist diese Schrift nach der Ansicht des Ref. recht 
gelungen und verdient der allgemeinen Aufmerksamkeit empföhlen 
zu werden. Eine sehr sebfitzenswerthe Eigenschaft des Verls, ist 
die Selbstständigkeit seines (Jrtheiis, die Bestimmtheit seiner Ueber- 
zeugung, Dadurch erwirbt er sich, auch wenn der Leser seinen An- 
sichten nicht beistimmen kann, doch einen Anspruch auf dessen Ach- 
tung. Auch conseqnente und scharfsinnige Entwicklung legt sich in 
dieser Schrift Überall an den Tag. Dagegen muss Ref. bekennen, 
dass ihm die Form, in welcher der Verf. seine Gedanken vortragt, 
nicht zusagt; sie hat etwas Schwerfälliges, Starres und Eckiges, 
mehr jedoch im Anfange, als in den spateren Abschnitten, in wei- 
che« sie an Leichtigkeit und Rundung offenbar gewonnen hat. Den 
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Malt der Schrift anlangend, so »teilt der Verf. eine ton fast allen 
Bisherigen Ansichten abweichende Theorie Über die Ausfegung con- 
siituiioaeller Gesetze „aus anderweiten Erklärungen besonders der 
gawea geaetagebeaden Slaatagewall (6tr Regierung «od Stttndever- 
sammhing) oder einzelner Pactoren derselben (der Retferong, beider 
Kammern oder einer, einer Deputation oder einzelner Mitglieder, 
mithin aus Gesetzentwürfen, Motiven, ständischen Schriften, Depu- 
tati+asgotachten, Erklärungen der Regierungscotmnissarien oder ein- 
zelner Kammermitgtieder)" auf. Sie ist S. 08. f. kurz zusammenge- 
fasst und Ref. theilt sie so mit den Worten des Verfs. mit: 

„I. Ungeeignet *ur Auslegung sind dieselben (jene Erklärungen): l)als 
materielle Hölfsroittel oder alt Quellen der Auslegung , 2) überall, wo 
nie (ihr Wortverstaad ode r Sinn ) mit dem (autxutegenden) Gesetze, u) mit 
dem«* Wort vers lande, oder a) mit der qualitative* oder Quantitativen 
Beschaffenheit des S innes desselben nicht übereinstimmen oder gar im 
Widerst*»*** stehen, insbesondere aber 3) su* beschränkenden (restricti- 
wen) und eweiternden (extensiven) Auslegung des Getetses, sumst wenn 
diese 4) auf ein Derogiren, Obrogiren, Subrogiren oder Exrogiren 
des Getetses hinsaskommt. II. Geeignet sur Auslegung sind sie: 

1) als formeller] ülfs- oder Beweismittel der Auslegung stets, insbesondere 

2) tat grammatischen und 3) zur declarativen Auslegung der Gesetze, zur 
Aufklärung von Dunkelheiten oder Zwei- oder. Vieldeutigkeiten, Atauhlbo*- 
lien (nicht aber von — stets mit materiellen — , mit Unordnung im Denken. 
des Gesetzgebers verbundenen Verworrenheiten) und nicht zur Aus- 
füllung von Unvollstäudigkeiten oder Lücken, besonders nicht in Straf- 
gesetzen/ 1 

Nach der Zusammenstellung dieser Resultate führt der Verf. 
noch ans, dass jene anderweiten Erklärungen der gesetzgebenden 
Staatsgewalt aueh nicht als authentische Auslegung eines Gesetzes 
angesehen oder zu dieser benutzt werden können. — Um zu jenem 
Ergebnis» zu gelangen, stellt der Verf. zuvörderst den Begriff der 
Auslegung fest, untersucht und bestimmt sodann das Wesen des Ge- 
setzes und handelt zuletzt von dem Begriff und Wesen der Auslegung 
der Gesetze. Ref. hat nun fn dieser ganzen Darstellung sehr viel 
Wahres und Gutes gefunden, sich jedoch nicht von der Richtigkeit 
der Ansicht des Verfs. in allen Puncten Überzeugen können. Der- 
selbe geht bei seiner Untersuchung von einem Begriff der Auslegung 
und einem Unterschied zwischen Auslegen und Erklären aus, welche 
dem Bef. eben so neu waren, als unrichtig zu seyn scheinen. Der 
§. 1. enthält nämlich Folgendes: 

„Auslegen beisst: den (relativ) unverständlichen Sinn einer Rede, 
Erklären: den unverständlichen Gegenstand oder Stoff, den Inhalt 
oder Umfang einer Rede, jedoch abgesehen von Ihr, mithin den Gedanken 
(Rugrift, Schtuns oder daa Urtkcir, dem Witten) eines Menschen verständ- 
lich machenv Die.Ausleguug besieht sieh daher nur nnC Satze, . nicht suf 
Urtheile, Begriffe, ferner nur auf die Sprache, Worte oder die Form einer 
Rede selbst oaer auf den Au sdruck eines Gedankens, Regriffes, Urtheiles 
und Willens afs auf raren Gegenstand und auf die Ermittelung des 
InaalU und Uesfangs eine* Rede als auf raren Zweck. Eine unmittelbare 
Vorsusseisuog der Auslegung ist daher stets die Rede, Sprache oder 
Worte. Die Erklärung dagegen bezieht sieh nur auf Gedanken, Be- 
griffe, Crthefle, snf den Willen eines Menschen, nicht auf den Ausdruck 
derselben, nicht auf Sitte nie auf ihren Gegenstand und mit auf den hr- 

29* 
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halt und Um fang einet Gedankens, Begriffet u. i. w. Eine unmittelbare 
Voran SHctzung der Erklärung ist daher nur der Gedanke, Begriff, 
Wille oder die rein geistige Tbätigkeit eines Menschen, nicht aber die 
körperliche (und geistige) äussere Mittheilung derselben an Andere. 
Die Erklärung ist ohne Sprache, ohne Worte, Ausdruck u. s. w. mög- 
lich, die Auslegung nicht Diese setzt aber allerdings auch das Denken, 
Begreifen, Lrtlieilen, Wollen oder einen Gedanken, Regriff oder Willen 
als Stoff und Gegenstand, folglich als unmittelbare Voraussetzung der 
Rede, aber in Bezug auf sieb, die Auslegung selbst, nur mrtlethar voraoa. 
Mit andern Worten: Die Erklärung hat e*< nur damit zu thuu, was ein 
Mensch wirklich gedacht, gewollt n. s. w. habe oder was er habe denke« 
und wollen wollen. Die Auslegung dagegen damit, was jemand gespro- 
chen, gesagt, ausgedruckt, mitgetheilt habe oder: was er spre- 
chen, ausdrucken, sagen, mittheilen wollen und was er gespro- 
chen, mitgetheilt, ausgedruckt habe. Allerdings kommt man beider Aus- 
legung auch darauf, was jemand gedacht und gewollt habe. Aber das ist 
nicht Zweck der Auslegung, sondern nur Zufall, oder wenigstens nicht 
nächster nnd eigentlicher, nicht Haupt-, sondern nur ein Neben-, ent- 
fernter Zweck der Auslegung. Aus diesen Grinden ist in Beziehung auf den 
Gegenstand und Zweck, eine jede Auslegung nur eine gramma- 
tische, und die Ein th eil nng derselben in eine grammatische und logische 
falsch." 

Aus diesen Gründen? Aber wo findet sich in der ganzen hier 
mit gel heilten Stelle auch nur ein einziger Grand? Sie enthalt blos 
Behauptungen , deren Peweis der Verf. schuldig geblieben ist Und 
ijieser Beweis wird sich wohl auch nicht führen lassen. Denn 
weder Sprache noch Logik nöthigt zu dem Unterschied, welchen der 
Verf. zwischen Auslegung und Erklärung macht. Doch wir wollen 
ihm deosclbcu zugehen; was folgt daraus weiter, als dass för die 
Glieder der bisherigen Eintheilung in grammatische und logische Aus- 
legung andere Namen zu subsliluiren sind und jene A., diese E. zu 
nennen ist? Freilich soll des Verfs. E. ohne Sprache u. s. w. mög- 
lich seyn, und insofern scheint sie mit der bisherigen logischen A. 
nicht zusammenzufallen. Es wäre aber wohl nicht zu viel verlangt 
gewesen, dass der Verf. uns ein Beispiel der Erklärung des Gedan- 
kens eines Anderen, welchen dieser nicht äusserlich mitgetheilt hat, 
vorgeführt hätte. So unbefriedigend wie diese neue Unterscheidung 
des Verfs. ist auch sein Begriff der Auslegungskunst als des systema- 
tischen Inbegriffs der Regeln, nach welchen der Sinn einer Rede jn 
derselben Sprache verständlich zu machen ist; geschieht dies 
nicht in derselben Sprache, so ist es nach dem Verf. keine Ausle- 
gung, sondern Uebersetzung. Hiernach sind also Auslegung und 
Uebersetzung gar nicht dem Wesen, sondern nur der Form nach 
verschieden. Wir müssen mithin Den, welcher eine Stelle von 
Cicero lateinisch paraphrasirt, einen Ausleger, Den dagegen, wel- 
cher ganz die nämliche Paraphrase in Deutscher Sprache giebt, einen 
Uebersetzer nennen, und Den, welcher eine x Stefle jenes Schrift- 
stellers ins Deutsche Überträgt, als einen Uebersetzer, Denjenigen 
aber, welcher diese Deutsche Uebersetzung ins Lateinische zuröck- 
tlberträgt, als einen Ausleger des Cicero bezeichnen. Endlich 
stimmt Ref. auch mit dem Begriff der Auslegung des Gesetzes, wel- 
chen der Verf. im §. 21. aufstellt: „Erforschung des — relativ — 
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unverständlichen (wahren) Sinnes eines Gesetzes aus demselben '< 
nicht öberein; die Gründe seines Dissenses liegen in dem Obigen 
und darin, dass er relative Unverstlndlicbkeit eines Gesetzes nicht 
als eine Bedingung der Auslegung anerkennen kann. Er verweist 
deehalb aof v. Savigay'rf System des heut. Hörn. R. Bd. 1. S. 318. f., 
dessen ganze * höchst lehrreiche und eigentümliche Behandlung 
der Auslegung vom Verf., welcher doch nach dem Datum der Vor- 
rede wenigstens ein Jahr nach dem Erscheinen jenes Bandes schrieb, 
ganz ignorirt worden "isl. Wie nun Ref. den Hauplbegrilf, welchen 
der Verf. aufgestellt bat, nicht za dem seinigen, machen kann, $o 
weicht er natürlich auch in den Folgesätzen , welche auf jene Grund- 
lage sich stützen , von dem Verf. ab. Doch muss er immer die Unter* 
suchung des Verfs. für dankenswerlh erklären, schon deshalb, weil 
sie manche Schwächen und Mängel des bisherigen Verfahrens bei 
der Interpretation constilutioneller Gesetze hervorgehoben und nach- 
gewiesen hat. — Den Schluss der Schrift bildet die Darstellung der 
Theorieeo Anderer über die Auslegung jener Gesetze. Aus dieser 
interessanten (Jebersicht ergiebt sich, dass die Theorie Mitter- 
niaier's der des Verfs. am nächsten kommt. 3. 



Die deutschen Auswanderung»-, Freizügigkeits- und Heraiftths« 
Verhältnisse. Eine vergleichende Darstellung der darüber in den 
Staaten des deutschen Bundes besonders in Oestcrreich, Preussen 
und Sachsen bestehenden Verträge, Gesetze und Verordnungen, 
zugleich mit literarischen Nachweisungen und Bemerkungen für 
die Gesetzgebungs-Politik. Zur Selbstbelchrüng" für deutsche und 
auslandische Staatsbürger jeden Standes von Alex. Müller, 
Gherzogl. Sachsen- Weimar. Regieruogsrathe. Leipzig, 1841. 
Ausserordentliche Belesenheit in Deutschen Gesetzsammlungen 
und in der neueren slaatswissenschaftlichen Literatur kanu man dem 
Verf. nicht absprechen. Auch Leichtigkeit der Auffassung und Ge~ 
wandtheit der Darstellung lassen sich nicht verkennen. Das ist aber 
auch Alles, was Ref. an dem Buche zu loben vermag. Denn betrach- 
tet man dasselbe aus dem rein wissenschaftlichen Standpuncle, so 
kann es durchaus nicht genügen. Es ist ein Aggregat von Raisonne- 
ments, iu bunter Mannigfaltigkeit an einander gereiht, aber wissen- 
schaftliche Entwickelung, Begründung und Anordnung werden ver- 
nisst. Der Leser wird mit einer Masse von Notizen Oberschüttet 
und sieht sich vergeblich nach dem Geiste um, welcher dieses Chaos 
beherrschen und die Vielheit zur Einheit gestalten soll. Aber der 
Verf. wollte wohl gar nicht für die Wissenschaft wirken, sondern, 
wie der Titel sagt, blos „deutsche und ausländische Staatsbürger 
jeden Standes" belehren. Für diese nimmt aber das Buch wieder 
einen zu gelehrten Anlauf. Was thun die Nichtjuristen und Nicht- 
poliliker mit den historischen Mitteilungen und besonders mit 
dem vielen literarischen Notizen? So weiss denn Ref. in der That 
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sieht, Ar wm der Verf. gesebricbea hat, aber eben dura» weh, 
das* teil Bach in keiner Beziehung gang passend ist. Jeden Fall« 
ist die Wissenschaft durch dasselbe um heia Haar breit gefordert 
worden, obwohl aiebt geleugnet werden mag, daaa die Zusammen- 
stellung so vieler gesetzlicher Bestimmungen and Ansichten der Ge- 
lehrten in dieaer Vollständigkeit für diejenigen, welche (u> den Gegeew 
stand ein Interesse haben 9 von Werlh aeyn kann. 18. 



Quellen des Criminal-Proceeses bei den Civil- Gerichten des 
Königreichs Hannover, mit Ausschluss des Fürstenthums Ost- 
friesland, des Harlingerlandes und der niederen Grafschaft Lingen 
nebst den sogenannten Mttnsterschen Absplissen. Von Cteo* Ana;* 
Willi* Bechtold Bfteper. Justiz -Ganzlei -Ass. zu Hannover. 
Hannover, 1841. 

Diese Sammlung beschrankt sich keineswegs auf eigentliche 
Criminal-Process-Gesetze und Verfügungen, sondern sie umfasst anch 
diejenigen Vorschriften, welche sich auf die Verwaltung der Criminal- 
Gerichtsbarkeit Oberhaupt beziehen. Der Herausg. wollte aber nur 
einheimische Rechtsquellen dieser Art zusammenstellen, weshalb er 
denn die auf dem Titel angegebenen Landestheile, in welchen das 
Prenesiache Recht die Grundlage des Strafprozesses bildet, von seiner 
Sammlung ausgeschlossen bat. Innerhalb dieser Grenzen stellt sich 
nun aber dieselbe als eine sehr zweckmässige und brauchbare dar. 
Die Ordnung ist in der Hauptsache die chronologische, doch sind 
dem Inhalte nach zusammen gehörende Vorschriften auch abweichend 
von jener Ordnung neben einander gestellt worden. Den Anfang 
macht die Criroinal-Instruction von 1736», den Beschluss das Patent 
von 1841«, die Eröffnung des bei dem Ober-Appellaüonsgericht an- 

J;e ordneten Ciiminal- Senats betreffend. Die Gesetze sind meistens 
n ihrem vollen* Umfange gegeben, wenn nicht etwa ein Auszug als 
ausreichend erschien. Solche Gesetze, welche ein blos historisches 
Interesse gewähren, sind nur dann aufgenommen worden, wenn sie 
in einem so engen Zusammenhang mit den noch geltenden stehen, 
dass sie wesentlich zum Verständuiss der letztern dienen. Ein An- 
hang enthalt im ersten Heft die Gonventioncn Hannovers mit andern 
Staaten, im zweiten einzelne Bestimmungen Ober Prämien und Eides- 
formeln. Der Herausg. zeigt überall Umsicht und Genauigkeit. 

39 
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Rätter fir RrchtsaBWt*d>m» »uicksf i* Bayer«, Wni^, 
vmm Mr. J*»lv Atel Sw-Fm* md Art C kri^tm Cut 
V.Bsl EsiMmgf, 1840- (Nr 1— *6.) Jm^4t6S. 



Nr. 1 11 S. 1— tr u. 1*4- 1»* 
t knrs 4m rallifa I asirherhrit des stechte in 
i; er will mit Hilf* der Dactria ee riet a»*$ttch festen 
i wc ka . fir bandest I. tsm 4er Neter 4er Knift««rW aas 
X «wi ihrer smeremue;, &. vem dem mit ifcm verheariesmn Yee- 
ad klagcreeht, 4. wem 4er stefagaies, aber sie sn emnan im, and 
ihrer Veraas sernn g im Cw ciw, S. ran ihrer Krlöscheus; durch Nichtausübung, 
C. ran dem rHrteirerhattams bei Gewerbrechts - CMsUUrtugta and Recht** 




JsVtterrhners «t aVr fturi*. Nr. i. & 13—1«. 

i. Cent pctcs« aar Ijrtacheideag 4er Frage, ab eine L'rkende dee> seit aneu> 
fertigen sej. 2. Jnetisaache — Bcach u ldignne; der l : ntreuc %eu Sauen des 
flnaalhsiin gegen den Die— tarnten. 3. Xer l^nt v<* derlicwttsiasl, 

Cfaser eW W9rhmg*n eW Jht ftrtmmg «Vr *» faJjr* einer ,#**«**»*« erhmft+n 

■ itsrnftmns G c w mit eftsrcA freserlrwgnaf 1 immt ItWnV, e ecA i iaissii'm 

«W^riteAf« *ee*#. #'•* Dr. J^i«*, FiUmi «.s.w. Nr.l.S,U- IS. 

Diese Art 4er Aufhebung sieht des Verlust des Succsasieasrechla sieht 

•ach steh. 

Zmr UAr* 90m ImäimitmkewHs. KinJ.S. He//#r. Nr.2.3. &12-2».3&— «3. 
»Maeebee* Erkenn tnisse ,- welche« auf die bobcrw c i s usur durch Ittdialea 
■ach Art. 328. II gegründet ist, sieht mau die übcrgresee Anstrengung sn , we~ 
siit aas allea Eadea and F.cken die nach dem Gesetae und der Praxis erforder* 
liehe Ansaht von Eines* nachfolgenden , dann ein Paar gleichseitigen Ansehun- 
gen gtasmmslt, saun inocbte beinahe sagen, seeam m eng« t ro m melt werde» am 
dt» Otb n rt eines Kindes der juristischen ©ewissheit 4er Welt snr Aueehaueae; 
an heiagea." Der Verf. hese e teht naet einige Anseignngen , welehe am backen-» 
busser in numerischer Hinsicht, meistentheils eine Rolle su spielen stiegen; 
namentlich Araiath nnd Noth, Gegenwart om die Zeit und an dem Orte des 
begangenen Verbrechens, und erörtert noch mehrere andere in diese Lehre ein» 
schlagende Grundsätze. 

Urter Ammmdtmg adframWarr JteeAftregW*. Nr, 1» S. 29—41. 

Der Verf. eifert gegen den verkehrten Gebrauch eilgenielaer Rechutregettt. 
Mittheilmngen aus dtr /Veui'f. Nr. 2..& 31. f. 

1. Zur Lehre rom Erfüll ongseid. — 2. lieber fiidesdelatio« im Cos\«ur*. 
ZmrL*Ar€9*m der D— mmd aar f*€mm*Ü0* dar ScA e a d umg. Nr. I. &34.L 
Wird dem kinfligen Mann eine Aussteuer *crsprocbcus> se liegt darin keine 
inhenhuMe;, woad aber wann der HrantKtwas geschenkt wird und diese tick selbst 
ds«njm daiiet. Usst muss laawua n ca erColgen. (Nach gem. u. bayer, lUebA) 
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Beitrag zum Wechselrecht. Nr. 3. S. 34— 37. 

Aua einem Wechsel» in welchem der Zeitraum nach dessen Ablauf die Zah- 
lung geleistet werden toll, angegeben» aber der Anfang desielben nicht ausge- 
druckt ist, kann der Wechselprocess nicht angestellt werden. (Eric des O.A.G. 
nach Preuss. Recht.) 

Vom Gerieft tsstande der Schauspieler. Nr. 3. S. 37. f. 

Ans 6 e s te r d i n g's Ausbeute III. S. 46. f. 
Von Schätzungen im Strafsachen. Von J m N. Hofier. Nr. 3. S. 43 — 45. 
Das in der Praxis angenommene Verfahren, nach welchem dann, wenn 
die Meinungen der Sachverständigen so getheilt sind, dass dai Urtheil des einen 
die Verbrechenssumme erreicht, nach der Taxation des anderen aber nur ein 
Vergehen vorhanden seyn wurde, die mittlere Durchschnittssumme angenommen 
wird, lässt sieh gesetzlich nicht rechtfertigen, am wenigsten, wenn sich nach 
der Durcbscbnittssumme ein Verbrechen ergiebt. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 3. S. 45 — 48. 

1. Von factischer Anerkennung einer Verbindlichkeit. — 2. Beurtheilung der 
Gesetzkraft. — 3. Klagenverjährung bei bedungener Aufkfindigungszeit. — 
4. Termin zur .Eidesleistung, wenn kein Präjudiz angedroht war. — 5. Krb- 
folge der Eheleute. — 6. Aussereheilcher Beischlaf. — 7. Berufangssumme.— 
8. Zustellung des Erkenntnisses gegen hinreichende Bescheinigung. — 9. Novelle 
v. 17. Nov. 1837. — 10. Zur Lehre von der Berufung. 

Zur Lehre von der Wider Setzung gegen die Obrigkeit. Nr. 4 — 6. $. 49 — 56. 
69—73. 85 — 94. 
Wenn eine aus Widersetxlichkeit geschehene wortliche oder symbolische 
Beleidigung gegen dieObrigkeit selbst Verübt wurde, so kommen nach Art. 411. 
Th. I. desSt.G.B. die Gesetze wider die verletzte Amtsehre zur Anwendung. Ob 
auch, wenn jene Beleidigung nur gegen den obrigkeitlichen Diener gerichtet ist, 
d. h. wenn er bezüglich der Dienstverrichtung in seiner Person geschimpft oder 
herabgewürdigt wird? Der Verf. entscheidet sich für die verneinende Meinung. 

Zu $. 12. der Prozess- Novelle v. 17. Nov. 1837. Von Dr. Feus t Nr. 4. 8. 56X 
In appellablen Sachen kann die Frist zur Antretung des Beweises nie unter 
14 Tagen betragen. 

Von dem Satze : documenta produetionefiunt communia. Nr. 4. S. 58 — 61. 
Der Produccnt muss nicht alle in der pröducirten Urkunde enthaltenen An- 
fuhrungen pnd Behauptungen, soweit sie sieh auf den Gegenstand des Rechts- 
streits beziehen , gegen sieh als wahr gelten lassen. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 4. S. 61 — 64. 

1. Verbot der Einkindscbsft nach bayer. Recht. — - Familienverhältnisse 
der. Offiziere. — CoHiston der Statuten. — 2. Relative Wirksamkeit einer un- 
gültigen Einkiadschaft. — Einfluss eines Irrthumss, den das ganze Publicum 
theilt. 

Beitrag zur Lehre von der Abhör der Zeugen zum ewigen Gedächtnis*. Von 
Dr. Lauk. Nr. 5. S.65 — 69. 

Die Vorschrift -des §.46. des Ges. v. 17. Nov. 1837., wonach den Parteien, 
wie ihren Anwälten gestattet ist, -bei der Zeugenvernehmung gegenwärtig sn 
seyn und durch das Organ des Richters die aar Aufklärung aber die Glaubwür- 
digkeit der Zeugen und die nähere Erläuterung der Thaturastände dienlichen 
Fragen zu stellen, findet auch bei der Abhör der Zeugen zum ewigen Gedächt- 
niss Anwendung. 

Beitrag zur Lehre über die Vor trage »wischen Christen und Juden nach bmfer. 
Rechte. Nr. 5. S. 73—75. 
Das bayer. Uandrecht Tbl. IV. Cap. 1. $. 14. Nt. 1. 2. macht die «IK%*eK 
der zwischen unsiegeJinässigeu Christen mui Juden • abgetcfeftasseMir VsvUrage 
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rem «er amtlichen Protoeollirang de i s elben abhängig. Dies Ist im ABgemefaen 
■och anwendbar; doch ergicbt sieh eine Modiicatfon aus den Judeaediet vans 
10. Juni 1813. f. 18. 

Tmt Lehre vom prtvHegirten Geriehtttand». Nr. 5. S. 76 — 76. 

Die Heupier regierender deutscher Hiaier haben in Bayern einen befreiten 
Gerichtsstand. 

Mi tt Heilungen out der Prärie. Nr. 5. S. 78 — 80. 

1. Zur Auslegung des $. 31. des Finanzges. v. 28. Dec. 1831. — 2. Schein- 
bare reformatio inpejue. — 3. Berfuungsfrist bei Nullitätsklagen imExekutions- 
vorfahren. — 4. Von dem Verzieht auf die Berufung. 

Beiträge zur Erläuterung den Prozen- Ge$. v. 17. Nov. 1 837. Von Dr. Laut: 
Nr. C. 9. 11. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 20. 21. 24. S. 81—84. 134— 
137. 171—176. 201—204« 215—224. 229 — 238. 246 — 261. 262— 
269. 278—285. 311—318. 331—833. 380—384. 
1. Inwieweit gehören Klagen wegen J<£renbeJeidigungen in denjenigen Ge- 
bietstheilen, wo das preuss. Landrecht noch gilt, in den Kreis der mündlichen 
Verhörssachen 1 — 2. Kann vor Leistung der von einem Ausländer zu bestellen- 
den Kaution noch ferner die Antwort auf die Klage verweigert werden? — *- 
3. Unterliegt der Bekl., welcher blos processhindernde oder naturam praejudicii 
an sich habende Einreden der Klage entgegen gesetzt hat, die als solche ?er- 
" worfen worden sind, sofort dem Rechtsnachtheil der Nichtbeantwortung der 
Klage } — 4. Wenn der Geldbetrag des Streitgegenstandes noch ungewiss oder 
wenn streitig ist^ ob eioe Sache Ober oder unter 100 fl. werth sey, so tritt das 
beschleunigte Verfahren im mundlichen Verhör nicht ein. — ' 5. Heber die Kl a- 
genbaafung im beschleunigten Verfahren im mündlichen Verhöre. — 6. Ueber 
die Leitung des mindiicben Verhörs durch wirkliche, mit dem Richteramte be- 
kleidete Staatadiener. — 7. Ueber die Publikation der Erkenntnisse im beschleu- 
nigten Verfahren im mündlichen Verhör, wenn der Beklagte nicht erschienen 
ist. — 8» Die Stefttfng von Beweis-Artikeln andet in dem beschleunigten Ver- 
fahren im mündlichen Verhör nicht statt. — ' 9. Den Parteien ist es unbenommen, 
durch Vertrag die Fristen kürzer zu bestimmen, als sie das Gesetz anordnet.—* 
10. Zu dem Reinigungseid muss der Probat, welcher auf die eventuelle Zuschie-* 
bung de* Haopteides sich nicht erklärt hat, noch gelassen werden. — 11. Ueber 
§. 51. Abs. 1. des Gesetzes. * — 12. Zu §. 52. Abs. 2. — 13 — 15. Zu $. 54.— 
16 — 18. Zu $. 57. u. 58. (U. A. über Anschlag der Zinsen bei Berechnung der 
Berufungssumroe.) — 19« Zu $.61. — 20. Zu $.62. — 21. Zu $.64. —> 
22. Ueber die Strafen gegen unzulässige Berufungen. — 23* Za $• M, — 24. Zu 
f. 116. — 25. Zu f 64. Nr. 5. a. 6. 

MUtheilungen am* der Praxi: Nr. 6. S. 94 — 96. 

1. Kann sich der Editionssucher, welcher vom Im pet raten den Editionseid 
begehrt, eventuell auch der Eidesdelation bedienen? — 2. Von Gerichtszustän- 
digkeit in Bezug auf den Kostenpunct. — £. Zum Art. 111. Tbl. I. des St.G.B. 

Beiträge zu der Lehre von der Binkindtehmft in Boyern. Von Prof. Dr.- e. d. 
Pfordten «** Würzburg. Nr. 7—9. S. 97—105. 117—123. 138— J42. 
Nachdem der Verf. einige Nachträge zu seinem frühern Aufsatz über dieseu 
Gegenstand (vgl. Jahrb. 1840. S. &63.) gegeben hat, handelt er von der Ein- 
gebung und Eröffnung der Einkindechaft. 

Menechenfreundlicke*. Nr. 7. S. 105 — 108. 

Empfehlung der Gründung von Vereinen zur Beaufsichtigung und Besserung 
entlassener Sträflinge. 

MittheUungem em$ der Prmxie. Nr. 7. S. 108. 

1. Ausnahme van der Regel , dase jeder Tbeilbaber die Aufhebung der 
Gemeinschaft Terlawgeu ktoue. — 2. Zur Lehre van der Restituii diu — 3. Bc- 
fugitias tobeibreeMetu, auf den ieibftll igen Wies #a Torf zu steeaenw — 4. Bero- 
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fongssumete bei wi e de rk ehrenden Pr t t i t ti ona n . — 8. Zur beere von ZaJäateg- 
keit der Jlevisten. — 6. Von der Wirkung versauerter Lrkuaden-Pr*du«UoM. 

Inwiefern ist der Thatbestand den Meineiden nmeh bayer. 8t.Q*B. in dem Patte 
gegeben, wenn der Anzeiger, emf weine Aasmage beeidet , falsehe An- 
zeige eineg angeblich vorgefallenen Verbrechens , jedoch ohne Richtung 
gegen eine bestimmte Perton, erstattet I fe* Gett. Nr. 8. S. 113 — 11T. 
Der Verf. halt dafür, dass et in diesem Falle an dem Thalbettand des M. 
gebreche. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 8. S. 121. t 

Motivirung der Erkenntnisse» durch weicht eine Beratung alt unstatthaft 
abgewiesen wird. 

Literarische Anzeige^ Nr. 8. 8. 124 — 128. 
Empfehlung 4er Gesetzes-SteUstik von Mitteilranken «»s.w. von Dr. Frans 

Kumpf. Eichstalt, b. Verfasser, 1839. 

Zar Lehrt von der Kompetenz der Kriminalgerichte. Nr. 9. S. 119—114. 
Es wird die Richtigkeit einer Entscheidung besweifelt, In welcher fahr- 
lässige Rechtf Verletzungen als Verbrechen behandelt waren und von einem Cri- 
miaalgericht darüber erkannt worden war. 

Mitteilungen ans der Praxis. Nr. 9. 8. 142 — 144. 

Unzulässigkeit der Provocation gegen den im Besitze befindlichen Dlffa- 
manten. — Die Provoc. ist kein subsidiäres Rechtsmittel. — Eintragung ins 
Hypothekenbuch wirkt keine Besitzübertragung. 

Kann auf auseergerichtUche Verhandinngen ein richterh'ehes Er k enn t nis* 
mit Wirksamkeit erlassen werdent Nr. 19. S. IM-— 151. 
Weder naen gemeinem Recht, noch nach der Bayer. Gerichte-Ordnung. 

Veber die Befmgnies des Bickters , die Gesetzeskraft la md ew h s rrNeuer Verord- 
nungen nu prüfen. Nr. 10. S..151 — 153. 
Die Bayer. Regierung bat Met« Befagniss in einem mttgetaetttea Patte 
factisch anerkannt. 

Zur Lehre ton der Rückgabe oder Mert(fizirung der Sehuldurkunde nach 
getilgter Schuld. Nr. 10. S. 153 — 155. 
In dieser dat Preussisehe Recal betreffenden Abhandlung wird geneigt, dass 
det Gläubiger, um sieh seiner Verbindlichkeit gegen den gewesene« Schuldner 
durch Ausstellung eines Mortiflcationsscheius tu entledigen, keineswegs ver- 
bunden sey, erst einen Nachweis darüber zu liefern, dass die Urkunde wirklich 
abhanden gekommen sey. 

Von der Tradition — bezuglich der auf dem Stamme verkauften Bäume, 
Nr. 10. S. 155-158. 
Diese Tradition setzt nothwendig Trennung der Bäume von dem Bodeu 



Mittheilungen aus der Praxis, Nr. 10. S. 158 — 160. 
Zur Lehre von den Einreden. 

Veber die dem Dolus schuldige Rücksicht bei Generatuutersuvhungen. Von 
J, N. Höfler. Nr. lt. S. 161—171. 
In dar Praxis nimmt man an, dass dem Zwecke der General- Untersuch nng 
hinreichend entsprochen werde, wenn sie den beiden Anforderungen Genüge 
leiste, bis zum Grade der Gewissheit oder Wahrscheinlichkeit zu ermitteln, ob 
wirklich ein Verbrechen begangen worden, und worin dasselbe beetvwe, «ad 
welch' eilt bestimmte« flottiert die in Frage stehend« JteeMevntietasmf bewirkt 
habe. Alle» Uefrriges nsNaeatliefti wie weit diese HantJuny mit diesen iaenn Fal~ 
gen dem we n ig s t e n s bis aar Wehrtrbeenllshnasl eisgemiynHen Üanswar susn- 
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rechnen oey, verweist sanjt lsj 4k Spacisl iaaailsjssasi « Aar VetC neigt, inss 
auch dies, namentlich die Berücksichtigung des <hAw in sehr riefen Fallen not- 
wendig in die General-Untersuchung gehöre, 

Ueker das Berufumgs - Fatale A fXn e&i ekeu Un t e rsutkungom. Vom £.-&• 

,<**. itfcM an Kipfenberg. Nr. 12. S. 177 — 184. 

Man tollte erwarte«, das* dieses fatale beschränkter sey, als bat Vergehen 

and Verbrechen, and dennoch ist ei in der Praxis viel satgedehnter. Der Verf. 

zeigt, dass alte bisherigen Annahmen von der Terminidaner in polizeiliches) 

Berufungsfallen sich nicht rechtfertigen lassen. 

MUtkeüungen ans der Praxis. Nr. 12. &> 19Q— 191. 
Zor Lehre von der BcstUation. 

Beitrag xxr Auslegung de$ Ge$. v. 17. Nov. 1837., die Vertu tang wnghieA- 
fermiger Erkenntnis— km dem obersten Gerocutsbefe beer. Nr. 12« 
S. 193—197. 
Ueber Art 1. 

Ven Autbeutung der Praxis fSv MUktrtm med Gev o in g obun g. N*\ 4* 

S. 197 — 201. 
Am Schlüsse diesef Aufsatzes wiederholt der Verf. den Vorschlag lur Grün- 
dung eines unter Aufriebt des Justizministeriums herauszugebenden Jahrbuchs 
für Gesetzgebung und Rechtspflege. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 13. S. 204—208. 

1. Ist ein Funktionär fflr versorgt zu betrachten in der Art, dsss die ihm 
bis sor Vers o rg ung gebaavende Waisenuuterstitzong sufhe'rt? — 2. Mandats- 
prosess. Nullität. — 3. Zur Lehre von der Tilgung der Schuld durch Deposition. 

Ist dte VerekeHgung im Sinne der DfenstpragmaHk eine Ve rs e t zung t weltke 
den Genuss der den Kindern der Staatsdiener zugesicherten Pension auf- 
hebt? Nr. 14. S. 209—214* 
Wird verneint. (Verf. F.) 
Von KeWsien der Geoetne in Benug auf WethsoifahtgMt. Nr. 14. 8. 214. f. 
Wenn eine nach den Gesetzen ihres Wohnorts nicht wechselfähige Person 
auswärts Wechselverbindlichkeiten eingeht, welche an diesem Orte erfüllt 
werden sollen, so kann sie sich nicht dnreh Berufung auf das Becht ihres Wohn- 
orts 'gegen den Wecbselanspruch schützen. 

MitiAeilnmgen aus der Praxi*. Nr. 14« S. 224» 

Znlassigfceit der Berufung nach $. 53. Nr. 2. der Nov. v. 17. Not; 1837. 

Von Urkunden mit Interlineaturen und Zusätzen am Rande. Nr. 15. 
8. 22»~227» 
Der VcrC. giebi sehr kurz an, in welchen Fäden InterHneutwren und Zu- 
sätze als BcetendlheUc der Urkunde su betrachten seyen oder nicht. 

Zur Lehre von der Urkundene&ttton. Nr. 15. S. 227 — 229. 

Der Verf. bespricht die Bestimmung der Rayer» G.-O. XI. $.6. Nr. 2., nach 
welcher der Beklagte Ausnahmsweise dann dem KL Documenta su edirea scnul- 
ute; ist, wenn der Bicbter es billig luden würde. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 15. S. 238—240. 

1. Klafrabweisung und Entbindung von der Klage. — 2. Zulässigkeit der 
Ktiesdetation zum Beweise der Diffamation. 

Zur Lehre vom der Wirksamkeit aumengericbilteher schriftlicher Verträge 
über tmmojsiiien und deren Nebenbemtimmmngsn. Nr. 14. S. 241— 246. 
Nach Angsburger BtaJutaerceht , nach wefehem solche Verträge nicht Mos 
unter den Oc4%tffthcnte*w4i*MUNjstt«, sondern sogar bei Strafe verboten sind. 
(UsAnm^,) 
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Mittheiktngen aus der Praxis. Nr. 1«. 8. 15t — 356. 
n 1. Zur Lehre von der Provocalion. — 2. Zar Lehre vom Sühne v*r«ucb" der 
Gemeinde -Behörde. — 3. Beitrag zur Lehre von Aufhebung der Injurienklage 
durch freiwillige Decfaration. — 4. Vom Beweis« der UnvordefürlichlceiL 

Vom Verfahren in Verlassenschaftssachen, wenn mehrere Intestat- Präten- 
denten um Einräumung det Besitzet streiten. Nr. 17. S. 257 — 260. 
Hat daf Gericht, all Verlassenschaftsbehorde, den ganzen Nachlass unter 
«eine Verwahrung genommen, §o findet ein Verfahren Statt, in welchem die 
Natur des interdictum quorum bonorum nach seiner Auffassung in Glosse und 
Praxis ausgeprägt hlt. 

Von Nachweisung der Verwandtschaft^ insbesondere in Brbrechtsprozessen. 
Nr. 17. S. 260— ,262. 
Es ist vollständiger ordentlicher Beweis neUhlg. 
Mitteilungen aus der Praxis. Nr. 17. S. 269 — 272. 

1. Zur Lehre vom forum rei sitae. — 2. u. 3. Zur Lehre vom Urkunden- 
beweis. — 4. Verhältnis! dos Bditioaveides xom Manifestatlonsefd. 

Kann die eidliche Schätzung nach Art. 293. Thl. It. des St.G.B. die Stelle 
des juramentum in litem (GO. XIII. §, 4. Nr.l.J vertreten f Nr. 18. 
S. 273. f. 

"Wird verneint. 
Zur Lehre von den Prozesskosten. Nr. 18. S. 275. f. 

Nur bei einem Enderkenntnis» ist die Uebergcbung für Coanonsattosi tu 
halten. 

Von Abfindung der Konkurrenten bei Versteigerungen. Nr. 18* S. 276. f. — 
Zur Lehre von der Intervention. Nr. 18. S. 277. f. 

Mittheilungen aus der Praxis. Nr. 18. S. 285 — 288. 

1. Zur Lehre vom Provokationsprocess. — - 2. Cession im Laufe des Rechts- 
streits. Eidesleistung des ursprünglichen Gläubigers nach erfolgter Cession» — 
3. Ergänzung der Beweiskraft der Handelsbucher. — 4. Von der Verbindlich- 
keit der Gerichte, den Urtheilen Entscheidungsgründe beizufügen. 

Ueber Anwendung des Gesetzes v. 17. Nov. 1837., jie Verhütung ungleichför- 
miger Erkenntnisse des obersten Gerichtshofs betr. Nr. 19. S. 289—295. 
Der Verf. ist nicht einverstanden mit der Art,*wie das O.A.G. bisher von dem 
Ihm verliehenen Recht zur doktrinellen Auslegung, weicher die Auetoritit der 
authentischen in beschränkter Weise beigelegt ist, Gebrauch gemacht hat. 

Zur Lehre von der exceptio plurium coneumbentium. Nr. 19. S. 295 — 304. 
1. Von thatsächltcber Begründung derselben. ( Es missen der oder dre an- 
deren Zuhalter genannt oder sonstige Umstände, welche das Behauptete als 
besondere Thatsarhe erscheinen lassen, angegeben werden.) — 2. Von dem Ein- 
flüsse der exe. auf die Alimentenklage. (Sie xerstört die letztere.) 

Beitrag zur Lehre über Erbschafteanfall und dessen Folgen. Nach preussi- 
sc/tem Recht. Nr. 20. S. 305 — 311. Nr. 21. S. 326—380. Nr. 22. ■ 
S. 344—349. 

Es wird die Frage: ob das Vorbringen eines wegen einer Schuld des, Erb- 
lassers als desseu Erbe in Anspruch genommenen Beklagten, — welcher wegen 
Fristversäumniss die Rechtswohlthat des Inventars nicht geltend machen kann, 
aber sein Verhältnis« zum Verstorbenen, nach welchem er zu dessen Erbsehaft 
berufen gewesen Wäre, night zu be etre ft e n vermag, — dass er nesbalb nicht 
Erbe geworden eey, weU der Versterben* nisbta im Vermögen gehabt hat* und 
ihm daher keine Erbschaft desselben angsfaUsn so* rioosatlish oaetfeksieht srev- 
den und bei dem Widerspruche von Seiten des Klägers zu einer Beweisnnflafe 
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Veranlassung gebe« könne , s»U*r Abwägung 4er dafür — » dagegen symflhcndca 
Gründe bejaht. 

Mittheihmgen au$ der Praxi*. Nr. 20. 8. 300 — 802. 

1. Einrede der Kompensation bei gegenseitigen Injurien nach Preuss. Hecht. 
— 2. Zar Lehre von der Ents chedigung der Geschwächten. 

Beiträge zur Lehre von der Week*elfähigkeit. Nach »reu**. Recht. Fem 
Dr. Feu*t. S; 321 — 326. 
1. Inhaber von Fabriken sind wechselfähig; ein Merkmal der Fabrik ist 
namentlich die Erlangung der Concession von einer K. Kreisregierung. — 2. Das 
Verbot der Wechseigeschafte für einen Wechselsensal hat nicht Nichtigkeit zur 
Folge. — 3. Handwerker, weiche den Handel nur nebenbei betreiben, sind nicht 
wechseiahig. — 4. Bierbrauer sind nicht wechselfahig. 

Mittheilungen au* der Praxi: Nr. 21. S. 333 — 336. 

1. '£or Lehre von der Klagänderung, — 2. Von der actio inuitäria in 
Bezug auf den Hausirhandel. 

Beitrage zu der Lehre von der kirchlichen Bmulatt. Yen Dr. Lauk. Nr. 22. 

- S. 337 — 344. 

1. Ueber die Beitragspflichtigkeit in gemischten Ehen. Nach gemeinen! 
Recht tragt in einer gemischten Ehe jeder Ehegatte zu der Reparatur der Kirche 
bei, in welche er eingepfarrt ist. Nach Bayer. Recht richtet sich die Beitrags- 
pftiehtigkeit nach der Person des Ehemanns, als des wirkKchen GenteWideniit- 
glieds, und naehvseinem Tode nacb der Nerton der non in die Reihe der Gemeinde« 
Mitglieder tretenden Ehefrau ; ist der Ehemann nicht GemeinnemitgNed , son- 
dern blos sonstiger Gemeindeangehoriger, so entscheidet die bisher rücksichllich 
der Beitrage zu Gemeindelasten bestandene Uebung. — 2. lieber die Beitrags- 
pftiehtigkeit der Forenseri. Auch katholische Forcnsen sind von der Beitrags- - 
pflieht frei. 

Mittheilungen out der Praxi*. Nr. 22. S. 349—352. 

Beitrag zur Grenzbestimmung zwischen Justiz- nnd Finanz- Sachen. 

Beiträge zur Lehre von der Berufung. Von Dr. Feuet. Nr. 23. S. 353—362. 
1. Die Frage, ob gegen Inteiiocute, durch welche über die bei einer Eides- 
leistung zu beobachtenden besonderen Feierlichkeiten erkannt wird, selbstän- 
dig appellirt werden könne, wird vom Verf. bejahend entschieden. — 2. Die 
f. 64. Abs. 4. Nr.l. der Proc.-Nov. v. 17. Nov. 1837. aufgestellte Regel, naeh 
welcher die Berufungsfrist gegen Erkenntnisse im Executionsverfahren auf 
14 Tage festgesetzt ist, leidet mehrere Ausnahmen. — 3. Die §. 54. Nr. 8. 
u. §. 108. Nr. 2. desselben Ges. enthaltene Beschränkung der Revision ist nur 
auf richterliche Erkenntnisse über die Statthaftigkeit der Execution und die 
Bxecotionsart anzuwenden. 

Zur Lehre von der vorgängigen Betretung de$ Adminittrativtcegei* Ebendas. 
S. 362—364. 
Er ist bei den Finanzstellen, nicht bei dem Ministerium und den Kammern 
des Innern zu betreten. 

Mittheilungen au* der Praxi*. Ebendas. S. 364—368. 

i. Zur Lehre vom Provocationsprocess. — 2. Provocation zur Anstellung 
einer noch nicht geborenen Klage — 3. Injurie durch unmotivirte Erwirkung 
einer Durchsuchung. — 4. Forum der Nachklage. — 5. Ueber dieprov. ex. /. diff. 

Zur Lehre vom Kindermorde. Von/. N. H öfter. Nr. 24. 25. S. 369—377. 

385 — 393. 

Der Verf. theilt einige Fälle mit, welche trotz der Casuistik in den Art. 157.flf. 

de«St.G.B. sich unter keine der gesetzlichen Bestimmungen bringen lassen, und 

fügt ihre Beortheilung bei. Angehängt ist eine sehr instruetive Tabelle Aber die 

verschiedenen in den angegebenen Gesetzstellen enthaltenen Bestimmungen. 
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tmrl^hreveum^Beu^okrmfte^derie^A n ue tetimn m. Nr, 2*. S. 9H— 38*. 
Der Einwand, der Cessionar habe weniger, all er einklagt, für die Forde- 
rung gegeben, ist eine partielle Beanstandung der SacMogstissatio*, and 
demzufolge trifft die Beweislast den Cessionar. Enthalt jedoch ecfcoa die Ces- 
siönsurkunde eine Empfangsbescheinigung des Cedenten über das Ganze «der 
liegt lonit eine Quittung desselben über den ganzen Betrag der Forderung vor, 
behauptet aber der Beklagte dennoch eine Mtaforzahlimg, Mittet seine Sache, 
den Beweis der Simulation zu führen. 

Zur Lehre vom Arreslprozeit. Nr. 24. S. 384. 
Sowohl xum Zweck der Arrestanlegung, als auch «um Zweck der Rechtfer- 
tigung ist blos Bescheinigung erforderlich. 

Von Fällen, in welchen e* zweifelhaft Ut, ob eine Unterbehbrdm mh Jwttb* 

oder Verwaltungoetelle erkannt hat. Nr. 25» S. 393. & • 
Von Zuläitigkeit der Reetitution gegen Versäumung der im &taat$§chmldeu- 
Getetze e. 1. Juli 1822. Art. Hl. festgesetzten Anmeldungsfrist. Nr. 2t* 
S. 401—404. 
©er Verf. unterstützt seine Ansicht, nach welcher die Restitution zulässig 
ist, durch Das, was r. Savigny, System Bd. I. S. 321., über die logische Aus- 
legung sagt. 

Mitteilungen aus der Praxis. Nr. 26. S. 404 — 408. 

1. Zur Lehre von Froaeasvollmackten. — 2. Ist ein« Mdisi Noiherbiei Ihres 
zur christlichen Religion übergetretenen Vaters? Wirdbejaaft. — o\ Z«rl«brt 
von Proteatatiooen ia Isys^hekeneacbea. 

fMerarische Anzeigen, Nr. 26. S» 408' — 415. 

Es werden angezeigt: v. Jägern ann's CJntersuchungskunde von JF. N. 
flüfler, MittermaiePs vierter Beitrag z. gem. deut. bürgert. Procesa nad 
v. d. Pfordteu's Abhandl. a. d. Pandektenrecht. 

Eine Bemerkung über Referirmethoden. Nr. 26. S. 415. f. 
Gegen Oberflächlichkeit und zu grosse Weitläufigkeit. 
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IV- Mach Weisungen tob Becenslonen 
In anderen Zeitschriften. 

Allgemeine Literatur-Zeitung. 1841. 

i— 15. Nr. 1 — lt. S. 33 — 38. 4t— T2. 7T— 80. 

d) (Kluber), Rechtl. Ausführung <L väterl. Ebenbürtigkeit u.Familien- 
fidejeeniaiisear. Saeeeesieaeftkigkeit d. Hrn. Reicbsgr. W. F., G. A. 
u. P. A. Bentiaek «. s. w. Varel i 1 830. ( Vgl. Jahrb. 1 840. S. 579 JF.) 

3) (J. G. Claus), Vorläufige Gegenbemerkungen, die Saccession*- 
Slreitsache der Hrn. Reicbsgr. Job. Carl Beutinck u. s. w., Klüger, 
gegen den reg. Bro. Reicbsgr. Wilb. Gast. Friedr. Bentinck, Bekl., 
insbesondere die se> betitelte: Rectal. Ausflbraag a. s. w. betr. 
Oldenburg, 1830. 

e) (Claus), Rechtfertigende Darstellung d. bereits am 11. Hai 1829. 
bei desi gb. Oftdeak. O.-A.-G. klagend ausgeführten anwartsekaftl. % 
Soeeesaione-Reehtes des Hrn. Reiektgr. Job. Carl Bentinck a. s. w. 
Frankf. a. M., 1830. (Vgl. Jahrb. a. a. 0.) 

d) Theod.v. Kobbe, Die reichsgräfl. Bentincksche Snccessionsfrage, 
Bramea, 1836. 

e) (Taker), Pr* Memoria von Seiten des Gr. Wilb. Fried. Christ 
v. Bentinck, rechtmässigen Nachfolgers in die gräfl. Aldeob. Fami- 
tien-Fideic-Herrschaften u. s. w. Oldenb., 1836« 

/) Or. Heffter, Die ErhfoJgerecht* der Mantelkinder, ius.w. Ber- 
lin, 1837. (Vgl. Jahrb. 1837. S. 1090. ff. u. a. a. 0.) 

g) Die Gewissens-Ehe u. s. w. von Dr. C. F. Dieck. Halle, 1839. 
(Vgl. Jahrb. 1840. S. 579. ff. u. 1841. S. 661.) 

k) Replik des Klägers, am 21. April 1838. k d. Oldeab. O.-A.-G. über- 
geben. Verf. Dr. Tab or. Oldenburg. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 579. ff.) 

t) Abdruck der Duplikschrift u. s. w. Hcrausg. von C. F. Dieck u. 
F. G. Eckenberg. Leipzig, 1839. (V r gl. Jahrb. a. a. 0.) 

k) Benrtkeilung des Rdahagräfl. Beat, fcbiolgestreites von Zachariä. 
(Vgl. Jabrb. ». a. 0.) 

/) Prüfung der Gründe, welche den Erbfolge R. d. H. R.G. G. A. 
v* Bentinck a. s. w. Zachariä entgegengesetzt hat. Von F. G. Ecke n- 
b«rg. Leipzig, 1840. (VgL Jabrk a.a. 0.) 

st) Die gegenwärtige Lage des retchsgrifl. Aidenbarg-Beatinck. Rechte- 
Streites u. s. w. Berlin, 1840. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 1057. ff.) 

n) Diortbose der gegenwärtigen Lage des reichsgräfl. (Aldenburg-) 
.Beatanck'seben Reektselreiaaa u» e. w. von Dieek u. Eckeuberg, 
Leipzig, 1840. (Vgl. Jahrb. a» a. 0.) 
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464 ' Naebweisungen von Recensionen. 

o) Beitrag z. Bestimmung des Rechubegrifles des deutschen hohen 

Adels von Dr. G. A. Tabor. (Vgl. Jahrb. a. a. 0.) 
p) Der Reichsgräfl. Benlinck. Rrbfolgestreit, dargestellt von Wild«. 
Leipzig, 1841. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 1060. ff.) 
Der Rec. gieht zuerst eine gedrängte Danteilung der Thatsachen ond der 
Proccssgeschichte. Dann folgt eine darauf gestutzte Entscheidung des Falles 
Bach der „unparteiischen Doctrin." Hierbei erklärt sich der Rec bei der are- 
judicirenden Hauptfrage: oh die Aldenburg-Bentincksche Familie bis auf den 
letzlverstorbenen Grafen und den dermalfgea Klüger, ao wie dessen beide Brü- 
der, zum hohen oder regierenden Adel gebore und sich dabei durch ebenbürtige 
Vermählungen erhalten habe, für die bejahende Antwort, indem eru. A. S.58.C. 
ausführt: „Zum hohen Adel gehörten zur Zeit des deut. Reichs alle Familien, 
welche proprip jure Land und Leute mit Landeshoheit regierten, dadurch 
ipzo facto et jure reichsunmittelbar waren und wenn sie vom Kaiser die 
Reichsfürsten- oder Grafen würde schlechtweg erlangt hatten, dadurch befä- 
higt, wenn aber Im Diplom auch zugleich die Reichsstandscha£t miter- 
theüt war, dann auch berechtigt waren, als Fürsten im Fürsten colfegiüm 
und -als Grafen auf einer der 4 Grafen hinke Platz zu nehmen, wobei sie sich seit 
1454. vor ihrem Eintritte gehörig auszuweisen hatten, daas sie die erforderlichen 
Qualificationen gehörig belassen. Die Reichsstandschaft war also, da sieh alle 
Befähigteu und Berechtigten in der Regel beeilten, sich zu qualifiziren und sie in 
Besitz zu, nehmen, allerdings ein regelmässiges Accessoriuni und sonach 
ein weiteres Kennzeichen des hoben Adels, was die späteren Pabtieieten, 
jedoch irrigerweise, verleitete, sie ebensowohl als eise wesentliche Bedin- 
gung zu betrachten , was sie nicht war; denn es verhielt sich mit der Erwerbung 
der Reichsstandschaft ungefähr und analog wie mit der Habilitation eines schon 
r.uni Doctor creirten oder wie mit der ditputatio pro loeo eines bereits ernannten 
Professors, um dadurch Sitz ond Stimme in derFacoltat zu erlangen. Doctor 
und Professor bleiben im Unterlassungsfälle was sie sind. Der ganxe Begriff des 
hohen Adels, gegenüber dem niedem, beruht lediglich auf dem Besitz der Lan- 
deshoheit und diese war in der That nichts anderes als ein'Mitregierungs- 
Recht über ein zum deut. Reich gehörendes Territorium , die Reichsstandschart 
war aber nichts anderes als ein weiteres factisches Milregierengs-ffeetht auf 
dem Reichstage und man Jconate darauf unbedenklich entsagen, ohne dadurch 
aufzuhören, zum regierenden hohen Adel zu gehören; man hätte daher auch 
schlechtweg für hohen und niederen Adel sagen können: regierender und regier- 
ter Adel. Eine Mittelstufe zwischen hohem und niederem Adel gab et nicht. Den 
Familien, die als Beispiel dafür angeführt werden, fehlte die Reich sfflrsten- 
oder Grafen würde, die zwar an sieh den hoben Adel noch nicht gab, aber doch 
nöthig war, am wirkliche Landeshoheit erwerben zu können, oder zu dieser 
hinzu treten musste, um zum hohen Adel gezählt zu werden. " — Zuletzt 
spricht sich der Rec. über die obigen Schriften im Allgemeinen so aosr „Im All- 
gemeinen moss den Schriftstellern beider Thelle das Zeugnis« ertheilt werden, 
daas sie sich gut geschlagen haben, wobei natürlich kleine Persönlichkeiten und 
au zig liehe Redensarten (wie Taschenspielerkünste u. s. w. besonders iu der 
Diorthose) nicht fehlen konnten ; beide Theile konnten sich keine besseren Vcr- 
theidiger wählen. Namentlich haben die Herren Schriftsteller des' Beklagten 
ausnehmenden Scharfsinn entwickelt ond auch nicht da» Entfernteste f*r die 
, Sache desselben unbenutzt gelassen. Sie haben, wohl eiuaeheod, daas wenn 
die Familie Aldenburg- Bentinck. zum hohen Adel gehöre und demgemäaa das 
Fideicoiumiss noch bestehe, ihr Client keine Successionsansprüche habe, ihre 
ganze Kraft auf den Gegenbeweis verwandt und dass dann auch ein durch nach- 
folgende Ehe Legitimirter wohl suceeeeiansCähig sey. Uebrigens dürfte fielleicht 
mit einiger Sicherheit behauptet werden können, daas nicht alles, was sie als 
Vertheidiger gesagt haben, auch ihre doctrinelle Ueberzeugung sey, ond dass 
wenn heute Klüber, Kobbe, Dieck nnd Eckenberg zu Schiedsrichtern in 
dieser Sache bestellt würden, sie so nicht entscheiden würden, wie sie als Ai- 
voketen »laidirt haben, weshalb ee denn an** ateat gut ist, wienn Maren und 
Recbtslehrer ParleischrifUteUer werden; sie verscheqaeu dadurch e^aa Xheil 
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ihres Aotoransefcns, das stets unparteiisch mit Ausnahme reis dectrineUcr Con- 
traversen , über allen concreten Parteilnleresten schweben raus*. — Die Schrift- 
steller des Klägers hatten natürlich leichtere Arbeit, haben aber eben wohl 
nichts übersehen, was ihrem Clienten diente, ja manche Punkte z. B. dass die 
Aldenbargische Familie Reichsstandschaft wirklich gehabt habe, oder doch durch 
Art. 40. des R.D.S. v. 1803. erworben 1 haben soHe (wie besonders Nr.*». behauptet) 
smuöthigerweise sn weit verfolgt, da es genügte, dass sie dasn berechtigt 
war durch das Diplom v. 1653. und ihre Landeshoheit. Nor den Nachweis über 
die fortgesetsten ebenbürtigen Vermählungen haben sie sehr oberflächlich behan- 
delt ( z. B. nur Nr. A. §. 19 n. m. $. 10.), weil sie dabei auf Schwierigkeiten ge- 
stossen waren. a Es folgt dann noch eine kurze Betrachtung der einzelnen 
Schriften, an deren Schluss derRec. sagt, dass die Leetüre der Schriften unter 
k — p. ihm „wirklieh eine Ueberwindung gekostet 44 halte , und dass sich aus ihnen 
fflr ihn keine neuen Gesichtspuncte ergeben hatten. (Rec. Karl Vollgraf f.) 

16. Erganzungsblatter Nr. 5 — T. S. 33 — 37. 41—56. 
*j4r£xdora, Tom. IL Justiniani Codicis Summ am Perusinam etc. ed. 
G. E. Heimbach. Leipzig, 1840. (Vgl. Jahrb. 1839. S. 275. 
1840. S. 675. 1052. 1108. f.) 
Nach genauer Angabe des Inhalts folgen viele Bemerkungen Aber Einzelnes, 
unter Anerkennung des Verdienstlichen dieses „Werkes deutschen Fleisiea." 
(Rec. A. v. B.) 

IT, Erganzungsblatter Nr. 8. S. 57 — 63. 
Leitfaden für Pandectenvorlesungen von Dr. K. A. v. Vangerow. 
Bd. 1. Marburg, 1839. (Vgl. Jahrb. 1839. S, 219. ff.) 

Es wird hier der Beschluss der im Jahg. 1840. der Allg. Lit.-Z. angefangenen 
Reeension (vgl. Jahrb. 1841. S. 271. f.) gegeben. Nach Beschreibung der Ein- 
richtung des Buches verweilt der Rec. bei der von dem Verf. gegebenen Erörte- 
rung der Controversen ; er referirt die vom Verf. für diese Sammlung angeführten 
Grande und fahrt dann fort: „Man kann von der individuellen Veranlassung zur 
Entstehung dieser Sammlung und kritischen Betrachtung von Rechtsfragen ab- 
sehen; man braucht keineswegs- die Anforderung des Verfs. als die allein rich- 
tige gut zu heilten, dass nur nach Grundrissen die Pandekten gelesen werden 
sollen; denn auch hiergegen gilt zum Theil das zu Eingang dieser Rec. Bemerkte, 
nnd ohnehin wird Jeder, der ein Lehrbuch geschrieben hat, schon darum da- 
gegen protestiren, und gegen den Verf. vielleicht seine eignen Waffen und Zuge- 
ständnisse deshalb kehren. Man konnte ihm entgegenhalten, dass hiernach 
seine Sammlung, wenn sie noch dazu das Obligationenrecht und Erbrecht nach 
gleichem Maassstabe behandelt, eine dem Studirenden ganz unbezwingliche 
Masse zurauthe, und höchstens für gereiftere Jahre ein Repertorium darbiete, — 
dass sein Leitfaden schon wegen des ungewöhnlich hohen Preises nicht zum Lehr- 
buch geeignet scy> — dass um den Studirenden in die Controversen und in 
Detailfeinheiten einzufuhren, es einer noch weit gedrängteren Darstellung als 
der des Verfs. bedürfe, wenn mit andern Disciplinen des juristischen Studiums 
in dieser Hinsicht nur einigermasseir gleicher Schritt gehalten werden solle, — 
dass, wenn man ihn, nur zur Ausfüllung und Ausschattirung eines das Material 
schon ganz vollständig enthaltenden Pandektenvortrags — wie ihn der Verf. ver- 
langt, — mit hnndert enggedruckten Bogen (die Seite zu 43 Zeilen) belaste^, 
von vornherein nicht wenige in eine Art von Verzweiflung geratheu können. — 
Alles dieses und noch mehrere« Andere, was dem Verf. an Bedenken entgegen- 
gehalten werden könnte, wollen wir jedoch darum fallen lassen, weites auf 
einen Methodenstreit hinauskommen würde , der hier nicht an seiner Stelle 
Ware." Indem der Rec. noch anerkennt, dass das Buch für Practikef*um so 
brauchbarer seyn werde, als es an eiuem Werke der Art über das ganze Civil- 
recht in der Literatur fehle, äussert er fiber die Behandlung derCoatroversen: 
„Die verschiedenen Meinungen sind mit Treue und Schärfe referirt. Die Po- 
lemik des Verfs. ist anständig und der Würde der Wissenschsft angemessen; nur 
Krit Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. V. ^ 30 
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auwetlen wffnteote Ree., der Verf. mäge mit weniger MbstgefQM aufgetreten 
sern.' 4 Ei werden noch die vom Verf. erörterten Controverten in der Lehre Tdm 
Besitz rom Rec. hervorgehoben, um eine Anschauung der Benandf en gtwe i se 
no geben. 

18, Ebendaselbst S. 63. f. 
Die Lehre von der Erwerbung der Erbschaft a. s.w. von R. Döring. 
Zerhst, 1839. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 500. ff.) 

„Diese Schrift kann in einem literarischen Blatte nur am ihre« Titels willen 
Erwähnung inden , insofern dieser nämlich, als der einer Monographie, geeignet 
ist, die Aufmerksamkeit 'zu erregen. Die Erwartung aber wird sich mehr, wie 
irgend sonst dem Rec. vorgekommen, getauscht finden, und wenn sie noch so 
niedrig gestellt wird." Es folgt eine weitere Characterisirnng dieses Machwerks. 

19. Februar Nr. 35. S. 276 — 280. 
Bibliotheca juridica u. s. w. von W. Engel mann. Leipzig, 1840* 
(Vgl. Jalirb. 1840. S. 90. ff.) 
Der Rec. giebt eine Uebersicht über die für die juristische Bibliographie vor- 
handenen Hälft mittel, schildert die Einrichtung des Buch», macht einige wenige 
Nachtrage, und erkennt neben der Hervorhebung einzelner Mingel die Bestre- 
bungen des Herausg. lebend an. (Rec. xfy.) 

20. Mars. Nr. 44—48. S. 345- 376. 380 — 384. 
Lehrbuch des Kirchenrechts aller christlichen Confeasiooen von Dr. 
P.Waller. 8. Aoft.*) Bonn, 1839. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 567. f.) 
„Rs hat seit langer Zeit kein wissenschaftliches Lehrbuch gegeben, welches 
so viel Glück gemacht hat, als das vorliegende. Ist es ja, auch über die Grinsen 
Deutschlands hinaus, Lehrbuch an fast allen kalb. Anstalten geworden, und 
wird es ja für ein Muster von gediegener, tiefer und unbefangener wissen- 
schaftlicher Forschung ausgegeben. — Schon dies reicht hin, um eine ausführ- 
liche Beurtheilung desselben tu rechtfertigen, die tief und gründlich in die Sache 
eingehend, darlegen soll, ob es wirklich die Lobsprfiche und den Reifalt ver- 
diene, die ihm so reichlich geworden sind. — Gebt man in Walter's Ruche mit 
Aufmerksamkeit alle diejenigen Paragraphen durch, die sich auf die Constroclion 
der katholischen Kirchen Verfassung, namentlich auf die Bestimmung der pa öst- 
lichen Gewalt und ihres Verhältnisses zur Kirche beziehen, so wird 
man leicht inne werden, dass W. ein entschiedener Freund des monarchischen 
Kirchenregiments in der Person des Papstes, d. h. ein Ultramontaner sey. 
Seine Grundsätze als solcher hat er von Auflage so Auflage stets scharfer ent- 
wickelt und energischer ausgesprochen, ond ist dadurch ganz entschieden in die* 
eine bezeichnete Richtung gerathen. W. hat dadurch bewiesen, dass erden 
Satz: „,,wenn man sein Gluck machen will, muss man sielt mit aller Kraft In 
eine Richtung werfen, und diese mit Beharrlichkeit und Energie verfolgen "" 
wohl begriffen habe. W,'s Lehrbuch verdankt sein Gfflck blos seiner ultramon- 
tanen Richtung, die in derkath. Kirche seit zwei Decennien vorherrschend, fast 
zur Mode geworden ist. Darum ist er der Liebling der TJItrambntanen. Vor 
hundert Jahren war die entgegengesetzte Richtung an der Tsgesordnung und 
dadurch gelangte van Espen zu noch grösserer Celehritat. Wahrscnelnllcn 
wird W.'s Lehrbuch des Kirchenrechts den Durchgang durch* den UttramoutanUv* 
mus zur rechten Mitte bezeichnen.** Rs folgt nun eine sehr ins Einzelne gehende, 
scharfe, entschiedene, die Sache bei der Wurzel fassende und mit starken 



•) Dass diese Recension sich nicht auf die achte, wie hiev irrthSsdich aa g sms h aa, 
sondern auf die fünfte Auflage beziehe und eine abgekürzte Wiederholung der indes 
Rec. (Dr. J. Rflendorf In Berlin) Hlitnr. -kl retten rec hfl. Buttern, !WO. f ~«hge*rwelr. 
tenRecensri«« »•*„ wt der Ree. seihst in «\ iAteUngsnsbl. d. Alle. LiU-Zetf. Aaga* 
19*1. Nr. 3'J. S.32a-~3a& in einer Gegen -fcrkJjwu«f gegen eine daselbst *f. 3». sm lesende 
Erkläninr Walter'*, in uelrber dieaer lirh wegen des Weiteren auf die Schrift; Herr 
. JUIendorf gegen Waltet's Kirehearscht \ Bonn, lltl.) besieht. 



Digitized by 



Google 



Nacbwelsangen voft Recensiomen. 467 

Worten beielclmende Kritik, welch« die ersten 9t $$. de« Buchs amffttrtt. Arrt 
Schlots e sagt der Bee. : „Wir glauben hinreichend erwiesen tu haben, das* das 
Wal ter's che Lehrbach durch und darch den altramoutarten Und curlalistisehen 
Interessen fröhne und eineil entschiedet! antideutschen Charakter Habe; dati es 
ferner in allen Funeten, die jene Richtung verfolgen, iehr oberflächlich, voH 
Ton Fehlern und irrigen Anrichten sey, und dabei nicht leiten den Verdacht der 
Unredlichkeit adf den Verf. fallen laue. Hr. W. mag mit dleiem Buche fein Glück 
machen, aber er Ist ein Feind von der Wahrheit, fit sich auch nie mit Partei* 
zwecken vermählt." (Ree. J, E. in B.) . 

2*. April Nr. «1—64. S. 489—512. 
Copmentar Über das Strafgesetzbuch für das Königr. Württemberg u«s.w, 
vo» Obertribanalraüje Hufnagel. Bd. L StuUg., 1840. 

,,Wle verschieden auch die Meinungen aber* neue Gesetzgebungen, da* 
Bedürfniiff und die Weite der GertSgung desselben seyn m6gen — im Gebiete de* 
Strafrechts ist es Selbst zu der Zeit, wo der Streit am lebhaftesten geführt wurde, 
anerkannt und später bethätlgt worden, dass noch eine andere Abhälfe der bisher 
gefühlten Mangel ndthlg sey, als die, auf welche auch jetzt nicht Verzicht gefor- 
stet werden' darf, die man von den Fortschritten der Wissenschaft und einet 
geläuterten Praxis erwartet. Es ist hier nicht erforderlich, unser gemeine« 
Recht — besonders auf dem Standpunkte seiner Fortbildung, gegen so manche 
unbillige und unbegründete Vorworte in Schutt zu nehmen ; man kann und mos* 
den ganten Werth desselben drtd die Bedeutung erkennen* die es als geschicht- 
liche und wissenschaftliche Grundlage immer, auch nach dem Erlasse neuer 
Strafgesetzbücher behaupten wird, und dennoch ohne Widerspruch die bedingte 
Notwendigkeit der letztern zugeben; — Cs ist ebensowenig erforderlich, die 
wahrhafte Bedeutung der s. g. Codiffcatlon auszuführen, um dem Missrerständ* 
ntsse ZU begegnen, als seyen die neuen Strafgesetzbacher Erzeugnisse gesetz- 
geberischer Wltfkfihr, ohne die Festhaltung des Zusammenhangs, in welchem 
die Bestimmungen mit dem Rechtshewusstseyn des Volks stehen, dorch das sie 
wiederum mit den andern Elementen des Recht* und der Sitte in ehter Verbind 
dang stehen , deren Verkennung sich bald rächt. Wir linden in den riefen, tbeili 
nx>eh als Entwürfe vorliegenden , thefts schon zur Verabschiedung gediehenen 
Sfrafgesetzgehtfngen deutscher Länder eine so grosse Ueberelnsllmmmig, da*» 
wir nicht umhin können, dfe Anerkennung einer sich gegen alle tfruderirisse umf 
Particirfarftaten behauptenden ftothweiidigkeit, und somit auch die ttnehaltung 
der gewährenden Grenzen gut zu hellten, Innerhalb deren sich das Recht unserer 
Zeit fm Wege der Legislation Wertend machen darf und dium. Es kann bezwei- 
felt werden, ob dadurch dl »er all der Reehtszustand verbessert, den Mängeln ab- 
geholfen sey ; die Erfahrung wird hierdher entscheiden, und sefbrft noch an denf 
Werke zu bessern haben ; aber das' mag nicht in Abrede gestellt werden, das*' 
die Wissenschaft im Gattten und die der Gesetzgebung Insbesondere ungemehK 
schätzbare Bereicherungen erfahren habe dorcli die neuen Entwfirfe, die riet* 
fachen Kritiken derselben, die Darlegung der Motive, die Com missionstte richte' 
Und die standischen Verhandtungen, und überhaupt durch die mittelst der *tr« 
seh iedeueri. Organe zur Sprache gebrachten Gegenstände, die in näherer oder 
entfernterer Beziehung sa den Aufgaben steheu, welche zu läsen unsere Zelt da* 
Bestrehen hat. Die Wissenschaft ist in der günstigen Lage, nicht nnr Ifiettf 
vorbereitend und ergänzend mitwirken und ihre Dienste bieten, sondern auetr 
die Ergebnisse, selbst die minder gelungenen oder verfehlten, s?cTi' zu ihrem* 
Vortheire aneignen zu können, indem Sie bei der Bemdhung', die Wahrliell zu 
erkennen, auch die Belehrung sich nicht entgehen lässt, welche de> Irrthunt 
gewährt. Nicht gleich gunstig ist das Verhaltniss derer, die ein neues Gesetz- 
buch, wie es nun ist, anzuwenden oder bei Beurteilung' threi*FIartdrungen an- 
wenden zu lassen haben: was sich als mangelhaft erzeigt und so mehr ooVr min- 
der als nicht recht, das kann nicht anders als mangelhaft wirken. WeUto elW 
solches Gesetzbuch in der Art zu Stande kommt, wie es der Verf. des Jetzt anzu- 
zeigenden Werkes in der trefflich geschriebenen Vorrede schildert, wenn die 
zweckmäßigste Methode der Zelt und die gewissenhafteste Weise der verfas*- 

30* 
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sungsmässig vorgeschriebenen Berathung unter den verschiedenen Fabforen der 
Gesetzgebung selbst unvermeidliche Missstände mit tich führt, so dait das neue 
Werk doch stets nur einem halbgeschliflenen Edelsteine gleicht, denen trübe 
Stellen und tc harte Ecken ent durch die Anwendung, welche die Gerichte auf 
wirkliche Fälle machen, aufgehellt und Abgeschliffen werden mosten, to setzt 
er mit Grund hinzu: »„Es ist allerdings eine sehr bedenkliche Art, das Werk 
zu vollenden , denn jene scharfen Ecken , Jene Härten greifen in das weiche 
Leben ein. " u Zwar werden derselben rerbältnissraässig wenige seyn, denn die 
Richtung der Zeit geht auf die Herstellung einer Harmonie zwischen den Forde* 
rungen, die an die Gesetze gemacht werden und dem, was diese leisten, da das 
Missverhältniss des Ueberkommenen zu dem jetzigen Bildungsstand erkannt ist. 
Aber es werden dadurch die Bedenklichkeiten nicht ganz gehoben, zumal da es 
nicht nothig und nicht gerecht wäre, jene Härten mit ihren nachtheiligen Wir- 
kungen lediglich in der Beziehung auf die Individuen zu betrachten , welche nach 
dem Gesetze gerichtet werden, und diejenige ausser Acht zu lassen» die auf den 
Staat, das Gemeinwesen und die Rechtspflege selbst einwirkt, and nach der 
Natur des Gegenstandes keineswegs eine untergeordnete ist. * Ich konnte in Ver-r 
Buchung gerathen , ganze Stellen der gelungenen Schilderung mitzuthcilen, 
welche der Verf. in dem Vorwort über die Eigentümlichkeit und die Entstehungs- 
weise des Gesetzbuches in Anerkennung der „„glucklichen Umstände 4 "* macht, 
,,,, unter denen der Keim des neuen Gesetzes geboren ist, wo ein heller Verstand 
und ein für Bürgerglück und Burgerfreiheit erwärmtes Gemüth die erste Anlage 
geschaffen hat ; " " seine lehrreichen Bemerkungen über die Geschichte der Bera- 
tungen und des Zustandekommens des Gesetzbuches, über das Verhältniss za 
dem bisherigen Rechte, über die politische, die moralische und die intellektuelle 
Seite derselben, und ich wurde dieses rechtfertigen können durch die Pflicht, 
mittelst der Anzeige des Werks den Leser in den Stand zu setzen, dasjenige sich 
zu vergegenwärtigen, was er bedarf, um sich eine genügende Vorstellung von 
dem Gegenstande, der Aufgebe und der Art ihrer Losung zu machen. Dennoch 
Versage ich mir dieset. fts wird hinreichen, auch den nicht unmittelbar für die 
Württembergische Gesetzgebung sich interessirenden Leuer auf die Wichtigkeit 
dessen, was hier geboten wird, aufmerksam zu machen, wenn es nothig seyn 
tollte, und die, welche auch aus dem, was zunächst nur ein örtlich beschränk* 
tes Interesse zu gewähren scheint, sich das Allgemeine herauszufinden Witten, 
zu dem Studium einer Schrift einzuladen, welches in so hohem Grade belehrend 
ist. Ich gedeuke mich auf diesen Gesichtspunkt vorzugsweise zo beschränken/ 4 
Nach diesem Eingang giebt der Rec. zuerst den nächsten Zweck der Schrift und 
die Grunde an, welche die Herausgabe des Commentars schun jetzt geboten und 
rechtfertigen; hierbei gedenkt er den Berufs des Verfs. zu einer solchen, hei den 
Zweifeln, welche durch das neue Recht nothwendig entstehen müssen, so er- 
tpriessliehen Arbeit mit folgenden Worten: „Wenn daher „„bei einer solchen 
Lage des neuen Rechts wohl Jeder, der zur Thätigkeit für unsere Strafrechts- 
pflege berufen ist, die Verpflichtung hat, zur Erläuterung des neuen Rechte bei- 
zutragen"", so werden alle Jene Vortheile, die in dem Gebrauch der bezeich- 
neten Mittel liegen, in noch viel höherem Grade erreicht werden, wenn ein 
gelehrter und erfahrner, auch als Schriftsteller so hochverdienter Geschäfts- 
mann sich dem mühevollen Unternehmen unterzieht, der durch seine amtliche 
Stellung, seine Thätigkeit bei der Königl. Gesetzgebungs-Commission^, bei der 
sur Begutachtung des Entwurfs niedergesetzten ständischen Commission, und 
als einer der Referenten derselben, endlich als Mitglied der Kammer der Ab- 
geordneten vorzugsweise dazu einen Beruf hat, über den er sich zu bescheiden 
ausdrückt, wenn er nur von ,,,, Beschäftigung"" in allen diesen Beziehungen 
Spricht, Erregt alles dieses grosse Erwartungen , und steigert es die Ansprüche, 
so dürfen wir mit Freude und Dank anerkennen, dass dieselben befriedigt seyen 
und dass uns hier ein Werk geboten werde, dessen Bedeutung weit über den 
Kreis Jijkiausgeht, für welchen es zunächst bestimmt ist.** Der Rec. beschreibt 
hierauf unter Vergleichung mit dem Werke ron Hepp und unter fortwährender 
Anerkennung des Verdienstliehen der Schrift die äussere Einrichtung derselben, 
und wendet sich sodann zu Einzelnem, jedoch seiner oben mitgetheilten Absicht 
gemäss nur zu solchen Gegenständen, welche ein allgemeines Interesse in An- 
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Spruch nehmen. Er geht dazu mit folgenden Worten über: „... schon die bis- 
herige Betrachtung wird den Beweit geliefert haben, dast dieses Werk ein lehr* 
reiches für die Criminalitten aller, imbetondere deutscher Linder sey, nnd 
nicht blos nach seiner Form nnd Methode, sondern auch nach teinem Inhalte, 
nnd in Betreff dieses letstern wieder nicht blos in sofern eine Menge von Specia- 
litaten sogleich eine allgemeinere Auffassung , eine Analogie o. s.w. zulassen, 
sondern auch in sofern unmittelbar gar viel Allgemeines gegeben wird, was un- 
serer Wissenschaft und Anwendung, sowie der Oesetzgebungspolitik zustatten 
kommt. 4 ' (Rec. J. Fr. H. Abegg.) 

IX KrgansungahlaUer. April Nr. «4 -36. S. 265— 2%1. 2T3-287. 
Die innere Geschichte des römischen Rechts. Nach den Quellen 

bearbeitet von Dr. F. W. v. Tigerstrtfni. Berlin, 1838. (Vgl. 

Jahrb. J840. S, 865. ff.) 
Nach einigen Worten über die getrennte Bearbeitung der äasseren nnd ia> 
neren Rechtsgeschichte, bemerkt der Rec., dass der Zusatz auf dem Titel: „aus 
den Quellen beafb. u auf den ersten Blick nicht nur überflüssig, sondern auch 
seltsam erscheine, dass aber der Verf. dadurch wohl nur habe anzeigen wollen, 
wie er ein«» sehr sei bat ständigen Weg eingeschlagen nnd weniger die Literatur 
als die Quellen so. JRaAhe gesogen habe. „Wir wissen aus andern Arbeiten des 
Verfs., dass er immer seinen eignen Weg einschlägt, und dass er bei dieser Nei- 
gung dann sich sehr häufig dem opponirt, was der orbit Httrariut als wissen- 
schaftliche Errungenschaft zu betrachten gewohnt ist. 44 Es äussert sich nun der 
Rec. über die in den Anmerkungen enthaltenen Quellencitate, indem er den Verf. 
In dieser Hinsicht als „sehr ungenau und unzuverlässig" bezeichnet. Sodann 
geht er die Vorrede und das Werk selbst im Einzelnen durch und hebt Vieles h er- 
ror, uro darata krititche, die Schwäche des Buches darlegende Bemerkungen 
zu knöpfen. Am Schlosse fasst er seine Ansicht Ober dasselbe in folgende Worte 
zusammen: „Hiemit glaube ich das vorliegende Werk in seiner Mittelmässig- 
keit characterisirt und Grund zu haben , ein freilich hartes Urtheil über dasselbe 
zu fallen. Dem Verf. schwebte ein guter Plan vor, als er es unternahm eine 
rem. Rechtsgeschichte zu sehreiben mit Beziehung darauf, wie das rom. Recht 
auf den Rechtszustand der Gegenwart eingewirkt, er war aber nicht befähigt 
diesen Plan auszuführen. Es fehlen ihm slle höheren Eigenschaften eines Histo- 
rikers, von historischer Kunst finden sich keine Spuren. Wohl hat v. T. es 
geahndet, dass das rom. Recht aus dem Geiste der starken Nation hervorgegan- 
gen, und dass in demselben sich eine Seite des Volkslebens zeige, aber er hat 
es nicht begriffen; wohl hat der Verf. ein dunkles Geffihl gehsbt, dass eine 
Rechtsgeschichte in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts die Rechtsphilo- 
sophie nicht entbehren könne, aber seine Principien gehören nicht der Wissen- 
schaft an. Somit kann «tan In dem vorliegenden Werk keinen Fortschritt der 
Wissenschaft der Rechtsgeschichte sehen." (Rec. Ed. Osenbrüggen.) 

23. Mai. Nr. 81. S. 33—35. 

Ueber die Notwendigkeit und zweckntfissigste Einrichtung einer 
Verbindung der Consistorialverfassung mit der Presbyterial - und 
Synodalorduuog in der evangelischen Kirche. Ein kirchenrecbtliches 
Gutachten d.s. w. von Kiaiuerides. Qnedlinb. u.Leipz., 1841. 

Der Rec. erklärt sich im Eingänge der Recension gegen die Alleinherrschaft 
der strengen Consistorial- Verfassung, und geht dann auf die Schrift, als deren 
Verf. er den Superintendent Seh midt in Quedlinburg bezeichnet, mit folgenden 
Werten Ober : „ Der Verf. des anzuzeigenden Gutachtens spricht sehte Wünsche, 
Erwartungen nnd Vorschläge im Hinblick auf die preussische Landeskirche au«. 
Ohne gerade tief in das Verhältniss zwischen Kirche und Staat einzugehen, auch 
ohne strengere Ordnung — was wir jedoch der Schrift nicht unbedingt zum Vor- 
wurf machen wollen, da sie zugleich für grössere Kreise bestimmt scheint und 
wirklieh in ihnen gelesen sv werden verdient — webt dss Buch nach einer kurzen 
Darlegung des Ursprungs und Wesens der reinen Consistorial- und Synodal« 
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Verfettung das Ungenügende von beiden Back and begründet mit den allen, aber 
nicht genug zu wiederbolenden Argumenten die Forderung, dass die kirchHcne 
Gesetzgebung auch von der Kirche ausgehen müsse und ihr nicht aufgedrungen 
werden dürfe von der Staatsgewalt. Dieie Forderung zieht die einer Vertretung 
der Kirche unmittelbar nach sich, übe aber sofort zu den Kreissynodea geschrit- 
ten werden konnte, mutete die Bildung von Kirchenvorständen durchgesprochen 
werden, welche weiter unten zur Sprache kommt, aber, wie Ref. bedanken will, 
such da noch nicht in der Weise, dais auf eine lebendige kirchliche Gemeinde* 
Verfall ung dai gehörige Gewicht gelegt wurde. 4 * Der ftec. berichtet in gleicher 
Weite weiter über den Inhalt der Schrift, indem er namentlich die Umsicht 
und FreimOthigkeit des Verls, anerkennt, and zum Schlüsse sagt, dass Wahre 
und erleuchtete Freunde der Kirche, beiondert in Preusseo, auf diese zeitgt- 
mäste Schrift nicht mit Unrecht aufmerksam leyn werden. 

24. Ebendaielbit. Nr. 82—84. 3. 41 — 56. u. 60— «4. 
€erjms Juris Civilis, reeognosti brtvibusque adnotatiombtrs eritieis 
instrui coeptum a D. Alb. et D. Maur* fratr. Rrigeliis^ eo*- 
tinualum cura D. Aem. Herrmanni % absolutem studio D, K(U 
Osenbrüggen. Pars III. Novelle* et reliqua conti****. Leip- 
zig, 1840. (Vgl. Jahrb. 1838. S. 777. ff. 1063. ff. n. 1840. S. 657.) 

Die JReceniion beginnt mit einer Bemerkung über die Richtung unserer Zeit 
auf dai Auftuchen und Wiederherstellen der Rechtsquellen, und wendet sich 
dann zu ihrem speciellea Gegenstande; 5l Das vorüeg. Werk, die neueste kriti- 
sche Auigabe des Corpus /arte, gebort unter die allgemein wichtigen Bestre* 
bungen für die Feitttelluog einer Grundlage des Hauptwerkes für den, rom. 
Juristen; mit reichen Schritten nähert et ijch der endlichen Vollendung, und 
wie werden in ihm eine voll «Und ige Ausgabe des C J. erhalten, die zugleich den 
Forderungen unterer heutigen Quellenkunde zu entsprechen, und dem tägliches 
Gebrauche zu dienen im Stande ist. Schon teit einiger Zeit sind die Fandectca 
in der kritischen Bearbeitung der Gebr. Kriegel dem Publikum übergebeu; die 
Vollendung des Codex von Herrmann steht naldigst zu erwarten, und der 
dritte Theil det C, J. f die Novellen und die Anhänge, sind nun so eben vollendet. 
Dass dasselbe Bedürfnis!, eine solche Aufgabe zu besitzen, auch früher achoa 
da gewesen ist, wird Niemand bezweifeln; dats aber dieses Bedürfuitt jetzt 
gefühlt und ausgesprochen wird alt ein allgemeine!, das ist der Unterschied des 
gegenwärtigen Standpunkt* der juristischen Bildung im Allgemeinen von dem 
einer frühem Zeit; und wie wir daher den Männern» die diese mühevolle uud 
nicht immer erfreuliche Arbeit übernommen haben, uusero QanJt nicht versage« 
dürfen, so müssen wir dieselbe zugleich würdigen als du erfreulichste Zeichen 
einer erwachenden, auch in diesem rein kritischen Felde der Selbständigkeit 
entgegen streben den Zeit." . Der Rec. gieht hierauf, nachdem er eine Uebersicht 
der Literaturgeschichte der Novellen vorausgeschickt hat, die allgemeinen 
Gesichtipuncte der Reurtbetlung an: „Was hierbei besonder! in Betracht kom- 
men musi, ist vor Allem ei« Doppeltes« Zuerst haben die geschichtlichen For« 
sebungen Bicuer's und v. Savigny's all ein, jetzt wohl über allen Zweifel er- 
hebend Resultat das fettgettellt, dats die Herstellung eines griechischen Textes 
nur dadurch geschehen könne, dass man die renetiaiilsche Handschrift, oder 
Scrf mger's Ausgabe derselben zum Grunde legt und dazu Hatosnder und 
$c sonstigen Quellen vergleicht D**n aber ist durch die Nachforschungen 
Biener's, v. Savigny's und Beck 's die ursprüngliche Vuigata der 134 UteU 
. nischen Novellen uns wiedergefunden; und damit ist eine Reihe van Frage« 
gegeben, von deren richtiger Beantwortung iotat der Werth einer NoveMeoaus- 
gahe mehr oder weniger abhängen muss. Wir wollen dieselben hier einzeln mit 
besonderer Beziehung auf die vorlieg. Ausgabe hervorheben; es scheint als 
behaupte mau nicht zu viel, .wenn man sagt« dass dieselbe, wie einst Contius* 
für Isnge Zeil die Grundlage det täglichen Gebrauches» und zugleich auch wohl 
det krititcheu abgeben dürfe; desto wichtiger ist es, sieb darüber zu verstän- 
digen, in wie weit sie dazu berechtigt ist» und .um so mehr, ist dieses notbwtwdjg» 
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ee sin »iaht die eianige, noch die «rat« ist, die ausgerfstet mit d«*» Resultaten* 
andauernder Forschungen , dem Publikum als eine ueue entgentritt, Ei wird 
uns dieses veraalaseen müiiw, auf ihre Vorgängerin, die Beck'sehe Ausgabe 
einen vei^leicheadca Blick tu werfea, and kurz iu beleuchten, in wie fern sie 
im Stande ist, neben and aach derselben aufzutreten. Und zwar glauben wifr 
hier schon dag Urthoil aussprechen zu können, das» wie im Allgemeinen da» 
Kriegel'acue C. X, to im Beiondern die Novellen von Dr. Osenbrdggen bei 
wettern der schnelleren Arbeit Beck'i versuaiehen sind.'< Ali einen wesent* 
liehen Vorzug der Kriegerseben Auagabe hebt der Rec. hier den kritischen Ap- 
parat hervor. Er betrachtet dann fetter im Riiiselueri 1) den griechischen Text, 
indem «r bemerkt, dass die Frage, ob der Kritiker diesen Text aach der Vulgata 
emeadireo dürfe, im Allgemeinen sich geradezu weder bejahen, noch verneinen 
lasse, dass aber das Princip, dem der Herausg. gefolgt ist, am richtigsten sn 
seyn scheine: sie zu benutzen als Hulfsmitlet bei solchen Stellen, die an sich 
einer Emeudation bedürfen. Er giebt mehrere Beispiele gelungener Emenda- 
tionen des Herausg., welchen er aber sogleich einen kleinen Nachtrag beifügt. 
2) betrachtet der Rec. die Vulgata und hebt hier u. A. besonders den Umstand 
hervor, dass der Herausg. richtiger, als Beck, nicht den Text der Vulgata .nach 
allen Seiten zu ändern und das, was als Fehler oder Unschonheit ericheint, ' 
möglichst anssumerzen, sondern vielmehr die alte Vulgata ihrer ursprüglichen 
Form aach, .sowie sie von den Glossatoren gefunden ist, herzustellen gesucht 
hohe. „Ee mnas für alle gleich nützlich und gleich erfreulich sevn, diese au 
besitzen; wir müssen dem Herausg. für diese Restitution eines alten, lange ver- 
lorenen Schatzes den herzlichsten Dank wissen, umso mehr, da derselbe durch 
die vorkehrte Behandlung Beck's aufs neue auf demselben Wege, wie zu 
Conti na Zeit verloren zu gehen drohte; und nicht mit Unrecht kann man» 
sagen, dass dieses eben der graute Vorzug dieser ganzen Ausgabe ist und ihr 
den Vorrang vor allen frühem einräumen wird." Ei folgen Beispiele der Behand- 
lung des Textes. Endlieh betrachtet der Rec 8) die Ueborsetzeng dea Herausg., 
indem er ein altgameiuesUrtheU über dieConcinMitat der.SpraflUe dam Leser Qber*- 
läist, dagegen das Verhältnis! der vorliegenden ('ebersetzung zu den früheren, 
namentlich der Beck'ichen, ins Licht zu setzen sucht. — Die Recenslon 
sehlieeet so: „Mit diesen koraen Andeutungen sehtlesten wfronaere Anzeige in 
der Ueberzeugung, dass dieselbe sich allen Anforderungen entgegeuatellen kann, 
die eine Kritik aufzustellen hat. Wir halten uns damit zu dem Urtheile berech- 
tigt, data das voriieg. Werk, ausgearbeitet nach den richtigen Principien, die. 
eine so bedeutende, uud mit all dem Fleivs, den eine mähevolle Arbeit forderte, 
nicht ohne dankende Anerkennung von Seiten der wissenschaftlichen Welt blei- 
ben wird, der mit ihm eine Grundlage kundiger Fortschritte auf diesem Felde, 
geboten scheint; so wie auf der andern Seite dem praktischen Bedürfnis abge- 
holfen ist, in einer Ausgabe, die zugleich zuverlässig, ausgestaltet mit neu 
verschiedenen Varianten und Lesarten für die eigne Kritik , und bequem iat, u 
(Rec. Dr. L. Stein.) 

25. Ebendaselbst Nr. 88— 91. S. 89 — 112. 115—129. 
Geschichte der Römischen Staatsverfassung von Erbauung der Sudl 

bis zu Cffsar's Tod. Von K. W. Götlliog. Halle, 1840. (Vgl 

oben S.379.F.) 
Den Rec. obaraetarisirt das Werk im Kiagange seiner RecensJon so: „Hr. 0« 
gleichweit entfernt von einer den Quellen Hohn sprechenden Skepsis, als ron 
abergläubischer Khrfurcht vor der Ueberlieferung und ebenso abhold vorgefass- 
ten philosophischen Principien, befolgt im Gänsen die historisch krttieebe Me- 
thode NiebuhVs, aber freier ron WtMkar in Benulsung und Verwerfung der 
ttoeHea und nur selten die Grenzlinien der Wahrscheinlichkeit überech reitend« 
Ke naaehen sich »war auch einig« Liebltagaidceo dea VerCs. geltend — aber dieen 
sind von der Beschaffenheit, 4a*s sie der Wahrheit jies Gänsen keinen Eintrag 
tosen und saohr sum Verstandniso des Altertums beitragen, als Misaverarend* 
a iaos reranlssseo^ was sich -nicht von allen neueren Forschungen rühmen lässt* 
— am Wesentlichen geht Hr.G. von den NieUubrVhen HouptresuUeio» s*t% 
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welche trotz mancher Entgegnungen für alle Zeiten fast stehen werden, ick 
sieine leine Entdeckungen von de« Verbeltnissen der einzelnen Volksabthei* 
langen, im Einzelnen aber weicht er vielfach von N. ab und verheuert thefls 
manche von jenem gewaltigen Mann allzu kühn aufgef teilte Behauptung, theils 
fahrt er das von Jenem Begonnene oder Angedeutete weiter aus, theila arbeitet 
er dal noch nicht Berührte in demietben Geilte durch und beleuchtet mehre Mä- 
her wenig beachtete PertMen mit mehr oder weniger glucklichem Erfolg. — Wie 
die Methode der Darstellung , verdient auch die ausserordentliche Klarheit, 
Lebendigkeit und Anschaulichkeit alle Anerkennung." .Es folgt eine nihere An- 
gabe des Plans des Werks und hierauf eine sehr ins Einzelne gehende kritische 
Würdigung des letzteren , mit vielen, namentlich auch die privatrecKUicbea 
Partieen betreffenden Bemerkungen. Am Schlüsse dankt der Rec., ein Seh 01er 
des Verfs., für die vielen aus dem „eben so gelehrten alt scharfsinnigen Werk" 
gesogenen Belehrungen. (Rec. W. Rein.) 

26. Junius. Nr. 06. 97. S. 151-105. 

Die Unzollssigkeit des Symbofzwangs in der evangelische« Kirche. 
Aus den symbol. Büchern selbst und deren Beschaffenheit nachge- 
wiesen u.s.w, von Dr. C. G. Bretschneider. Leipzig, 1841. 
Der Rec. stimmt überall mit dem von ihm aucführl ich referirten rahalle der 
Schrift Oberein, in welcher der Verf. „gründlich" gezeigt hat, was die s. B. »eye 
wollen und seyn können. Am Schiasse wünscht der Rec. , dnss der Inhalt der 
Schrift von allen Denen beherzigt werden möge, fflr die sie geschrieben eey, 
„von einflossreichen Laien, namentlich Juristen, Staatsmännern, Militarea 
und politischen Notabilitaten , -die wir jetzt eifrigst auf neue Vinenlhmng der 
Theologie durch die s. B. dringen sehen." 

27. Ebendaselbst. Nr. 97. 98. S. 16«— 174. 
Die Protestantisch-Evangelische unirte Kirche in der Bairischen Pfalz. 
Eine Sammlung von Actenstücken, mit staatsrechtlichen, dogma- 
tischen und kirchenrechtlichen Beleuchtungen u. s. w. von Dr. H. 
E. G. Paulus. Heidelberg, 1840. 

„Wenn Thatsachen lauter reden, als Worte, und eine an die Geschichte 
angeknüpfte kräftige Rede am schlagendsten auch auf Verblendete und Uebel- 
wollende einwirkt, so kann man es nur ein höchst verdienstlichstes- Werk des 
ehrwürdigen Veteranen deutscher Theologie nennen, dass er sich der Mühe 
Unterzogen hat, in der vorlieg. Schrift eine möglichst vollständige Sammlung 
von Aktenstücken über die Verhältnisse der unirten Prolestanten in Rheinbaiern 
' zu geben, und dieselben mit gediegenen Üebersichten , Anmerkungen und Ab- 
handlungen zu begleiten." An diesen Anfang reiht sich ein Auszag aus der 
Schrift. Am Schlüsse empfiehlt der Rec. noch ,, die gediegenen Beigaben des 
freisinnigen und gelehrten Herausg., mit denen er jene Aktenstücke wie mit 
einem goldenen Rahmen umgeben hat", der allgemeinsten Aufmerksamkeit und 
bezeichnet die Beleuchtungen des Verfs. als „höchst befriedigend, gründlich und 
umfassend. ** ( Rec — p.) 

28. Julius. Nr. 120. 121. S. 345— SSO. 156— *6». 

Beiträge £öx Einleitung In die Praxis der Civifprozesse vor deutschen 

Gerichten. Zum Gebrauche bei Vorlesungen von F. Bergmann. 

2te Aufl. Gttllingen, 1839. 
Der Rec. schildert ausffihrlitn die Wichtigkeit derPractike für den Unter« 
rieht in der Rechtswissenschaft, indem „er es geradeso «hr einen Mangel an der 
Gesamtntheit und Vollkommenheit der eeadenrisehen Studien hak, wenn keine 
Gelegenheit dazu geboten,, wenn nicht darauf gehalten und" gesehen wird, das» 
die Professur fir Praktik« stand?*; ebenso- bettelst eey, wie jede andere. Irrt 
Ref. nicht sehr, so ist in diesem Mang«! an manchen Universitäten der «rund sn 
den suwdllen laut gewertMien Klagen der Praktiker, ' der in den Gerienteu 
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fsngirenfen Juristen, su suchen, das* sie die tob manchen Uriiversft&ten uu- 
riekkehrenden jungen Laute ,' wenn sie in die Gerichte übergehen , nicht gebrau- 
chen können, — * dase sie sich mit neuen Ansichten, welche diese mitbringen, 
nicht befreunden können , nicht aber wie Unverständige oft geklagt haben, — in 
denBinflosi und der Richtung der historischen Schule! — Es ist ferner, wie 
Ref. glaubt, hierin ein Grund mitxusuchen, dass richtigen, durch die Wissen- 
schaffe uewgeförderten Resultaten der Eingang in die Praxis so schwer gemacht 
wird, dass der Schlendrian noch wenigstens so sähe ist, wie er ist, dass endlich 
die Wissenschaftlichkeit so leicht mit dem Eintritt in das Geschäftlichen erkaltet 
nad aoletat der Routine Plats macht !" — Nach einer weiteren Besprechung 
dieses Gegenstandes wendet der Rec. sich xu dem Buche selbst, indem er an eine 
Beschreibung desselben mehrere Bemerkungen über Einzelnes anknüpft. Am 
Schlosse dieser Beschreibung sagt er: „ Dass nun nach dem Bisherigen das Buch 
allen Docenten sum Gebrauch bei praktischen Co! legten angelegentlichst su em- 
pfehlen sey, und von diesen den Studirenden überhaupt empfohlen su werten 
verdient, brancht^cht weiter hervorgehoben su werden. In der letzteren Hin- 
sicht nämlich ist gar nicht etwa not Mg, voraussusetsen , dass es nur in prak- 
tischen Collegien benutst werden könne; seine grössere Partie, die Sammlung 
der Beispiele wird, namentlich wegen der Berücksichtigung der Geschichte des- 
deut. Prozesses, und des dargebotenen Vergleichs zwischen dem Reichsgerichts-, 
dem gemeinen und wichtigern partlcularrechtlichen Prosessen , mit bestem Er* 
folg auch vo» denen benutzt werden, welche nur die Theorie des Civilprosesseu 
studieren, und deren Gestaltung In der Wirklichkeit sieh klar machen wollen. 44 
Zuletst bemerkt der Rec. noch, wie er su seiner Sammlung von Material su 
Ausarbeitungen im Proeess-Practikum gelangt sey. (Rec. Dr. Sintenis.). 

39. Ebendaselbst. Nr. 121. 8. *«<h 

Anleitung z. Referiren, vorzüglich in Gerich tssAchen. Zorn Gebrauche • 

bei Vorlesungen von F. Bergmann. 2te Aufl. Gottingen, 184Ö. 

Nach Angabe der Verschiedenheit dieser Auflage von der ersten bemerkt der 
Rec.: „Das Buch selbst braucht denen , die es kennen, nicht erst empfohlen su 
werden ; denen die es nicht kennen aber ist es angelegentlichst sa empfehlen, 
und auch hervorzuheben, dass es keineswegs blos auf den Gebrauch in Verlesun- 
gen berechnet ist, sondern mit dem besten Erfolg sum Selbststudium dienen 
Wfrd. Es zeichnet sich ror anderen besonders dadurch vortheilhaft aus, dass 
es in ungezwungener, freier Entwicklung das reichhaltige Detail vortragt, wel- 
ches bei anderer Behandlung gar zu leicht in trockenen , abschreckenden und 
langweilenden Schematismus und reines Formen wesen übergeht. — Die Reich- 
haltigkeit ist beinahe zu gross su nennen.** Die letztere Bemerkung rechtfertig« 
der Ree. dadurch, dass kaum Etwas Übrig bleibe, was sich in Vorlesungen hin* 
zusetzen lasse, und dass der Vortrag alles Dessen , was im Buche stehe, ohne 
Belebung durch Relationen nicht leicht fasslich und den letzteren zu viel Zeit 
wegnehmen werde. (Rec. Dr. Sintenis.) 

30.31. Ergänzungsblätter. Nr.dO— 64. S. 473— 478. 481— 510. 

a) Archiv fttr die Civilis*. Praxis. Bd. XVIII— XXH. Heidelberg, 
1885 — 1839. 

b) Zeitschrift für Civilrecht und Prozess. Bd. IX — XIII. Giessen, 

1836-rl839. 

Es soll nur eine kurze Anzeige der wichtigsten Abhandlungen aus den fünf 
letzten Binden beider Zeitschriften gegeben werden. Der Rec. bemerkt zunächst, 
wie sehr die Bestimmung 4w Wichtigkeit vun subjeetiven Ansichten abhänge und 
referirt sodann* hier und da mit meistens zustimmende« oder auch wohl roiss- 
hitHgendea fcusätsen, Ober die Aufsitze von Mühlenbrueh, v. Wächter, 
Thibaet, Praneke, Mittermaler, v. Lahr, Sintenis, Burchardi, 
liettpvvres, K Immer er, W. Seil, Halmberger, r*ang, Warn* 
könig und rtn de* Pfordten h* Afthiv, sowie «her die v. Schröter**, 



Digitized by 



Google 



474 Nacbwasuflgea tob Rectetoto***. 

M* res oll V, Llnde's, Schweikart'j, Tboo's, «filier filMt v^ufndai's, 
Heimbach's, Kammerer's, Duncker'e, Heerwart's, Schneidert, 
Huschke's, Schenk'«, v. Löhr's, Gesterding*s «Ad Geiger 9 » in der, 
Zeitschrift. (Rec A. v. B.) 

33. August. Nr. 139— 143. S. 497 — 528. 534— 53«. 
Ueberstcht der Liiert tu r desCriininalrechts v. 1837 — 48. (Unvollendet.) 

i 33. September. Nr. 156—159. S. 25— 29. 33— 4* 63— 56. 
Geschichte des Rom. Rechtes Bis auf Jostininn, von Fr. Watter. 
Bonn, 1840. 

- Der Rec. bezeichnet im Eingänge das Verhältnis* de» obigen Werks zu 
Niebohr 's Römischer Geschichte und berührt die durch das getrennte Er- 
scheinen- des ersten« und der leUten Bücher des erstem Werks in diesem selbst 
herrorgebrechten Differenzen. Dann bespricht er die grosse Verschiedenheit 
zwischen den einzelnen Buchern desselben hinsichtlieh ihres UmCsngs« and 
lobt 4*e- Zuverlässigkeit der Citate. Weiter heisst es,: „Form und Darstellung 
diese» Werks sind wahrhaft ausgezeichnet Ich wüssie kein Hand- und Lehr- 
buch, in welchem in solcher gefälligen bündigen Sprache die Gegenstande so 
bestimmt und erschöpfend dargestellt wären/ 4 lieber die vomVert verdeutschten 
technischen Ausdrucke bemerkt er; „So gern wir die Verdeutschungen W altert 
nebenden lateinischen technischen Ausdrücken sehen würden, so wenig können 
wir es billigen , dass die letzteren ganz in den Hintergrund treten. 4 « Be wird 
ferner die grosse Vollständigkeit in der Benutzung der Quellen, namentlich der 
Agrimensoren, gerühmt, der Mangel an Citaten aus der neueren recbtshisto- 
rischen Literatur besprochen, und dann das Werk im Einzelnen durchgegangen 
und dabei eine gruise Zahl beachlenswerlber Bemerkungen gegeben. (Rec 
Ed 9 Osenbrüggen.) 

34. October. Nr. 175 — 178. S. 177— 180. 185— 200. 205— 208, 
Erläuterungen über verschiedene Lehren des Civilprocesses nach 
■ Lfitide's Lehrbuch, ia einzelnen Abhandlungen von Or. C. F. F. 
Stntenis. Bd. 1. dessen, 1841. (Vgl. oben S. 45. ff.) 

Nachdem der Rec. die Tendenz des Buches bezeichnet und es für erfreulich 
erklärt hat* dass der Verf., welcher „die Praxis aus langjähriger Erfahrung 
kennt, daneben auch als theoretischer Schriftsteller rühmlichst bekannt ist, 
seine literarischen Arbeiten im Gebiete des Civilprocesses veröffentlicht **, rügt 
er, dass er an einzelnen Stellen die nothige. Klarheit vermisst habe. Er gebt 
die einzelnen Abhandlungen der Reihe nach durch, indem er ihren Inhalt weit- 
lau füg referirt und hier und da namentlich bei der ersten Etwas dagegen bemerkt. 

35. Ebendaselbst. Nr. 188 — 190, S. 281 — 304. 
Friesische Rechlsqnellen von Dr. K. v. Richthöfen. Berlin, 1840. 
(Vgl, oben S. 87.) 
Auf eine kurze Bemerkung über den bisherigen Ausland der Literatur der 
Friesischen Gesetze folgt über das obige Werk Nachstehendes: „Jetzt "Wird 
allem Mangel durch das grossartige Unternehmen des Hrn. v. R. grosstentaeils 
abgeholfen. Ein wahres corpus jurit fritici antfgui macht den Anfang: es ent- 
hält die alten Gesetze sowohl des gansen Frieslands als seiner verschiedenen 
Landschaften, oft in mehr als einer Redaction, mit der Angabe der abweichen- 
den Lesarten und den Früchten sorgfältiger Kritik ausgestattet ; die frühem Aus- 
gaben des einen oder andern Rechtsbuches werden nunmehr mehr oder weniger 
entbehrt werden können. Das mit vielen Beispielen versehene \Vdrterboeh ait* 
det die Fortsetzung. Eine friesische RcchJageechiehte, deren Rrsohesnen nicht 
lange zagem möge, soll das Gänse beschliesscn." Der Rec theJH bei einer 
näheren Betrachtang des Werkes, ei nachlief stich des dazu n^bdrisjfto. Wörter - 
bocbfs, nsanehe Bemerkungen über lOnzoinsa mit (Äse $uur in Nferden.) 
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U. Ebeadas. BijiMw^iMitter^ Nr, #8— »0. S.€0f-~M9 k TOS— T42, 7IM. 
Die Stipulation und das einfache Versprechen. Eine driHst Abband* 

lang von Dr. jar. F. Liebe. Braunschweig, 1840. (Vgl. Jahrb. 

1841. S. 86». ff. 961, ff.) 
Der Rec. r weither eineeine Hauptsätze de» Backet fcerejnheet rnid sieh 
teer dieseH>en seid beistimmend bald widersprechend erklärt, urtheiK aber 4M 
Bach im Allgemeinen, das* dasselbe „in seiner Haupt richteng durchaus rer- 
fiehlte, am wenigsten aber practische Resultate enthalte." (Rec. Sintenii.) 

17. Deeeraber. Nr. 212 — 217. S. 473— 478. 481 — 512. 519. f. 
Corsas der Institutionen von G. F. Pachta. Bd. 1. Leipzig, 1841. 
(Vgl. oben S. 381.) 
Der Rec. bedauert im Eingänge, data ei ans noch ganslich an einer Ge- 
schichte der Rechtswissenschaft fehle» — „deren Bearbeitung unsere Gegen- 
wart nicht blos bedarf, sondern die sogar täglich dringender wird, und dem 
denkenden Juristen als die Hauptgrundlage eines vorurteilsfreien Erkennens 
des Standpunkts unserer heutigen Auffassung erscheinen matt," — und dass bei 
diesem Maugel sich auch der Standpunct unmöglich genau festsetsen lasse, wel- 
chen das vorliegende Werk in dem allgemeinen Gange der wissenschaftlichen 
Entwicklung einnehme. Er unternimmt jedoch eine Periodisirung der Geschichte 
der wissenschaftlichen Behandlung des Rom. Rechts und unterscheidet die drei 
Hauptperioden: die der reinen Interpretation, die der Systematisirung und die, 
der Wissenschaft Die letxtere Periode „hat nach ihrem Inhalte eine scheinbar 
doppelte Aufgabe, obwohl beide nur eine und dieselbe sind: zuerst die verschie- 
denen Rechligebiete in dem Einen Begriff des Rechts xu vereinen, und dann, 
diesen allgemeinsten Begriff wiederum nur ab» eine Entwickelung des Geistes» 
oder wenn man das Wort lieber will, der Wissenschaft überhaupt erscheinen zu 
laisen." An der Schwelle dieser Periode stehen wir nun nach 4er Ansicht dea 
Rec. und dai obige Werk ist ihm ein Beweis von dieser seiner Ansicht. Nachdem 
er darauf hingewiesen hat, welch* ein wesentlicher Unterschied zwischen der, 
Behandlung! weise in v. Savigny'a System und zwischen der gewöhnlichen Auf» 
fassuog des C. J. sey , namentlich in sofern, als v. S. die Entstehung des Rechts 
ans dem Geiste überhaupt herleite, fahrt er fort: „Schon in dem vorliegenden 
Werke sehen wir die heilsamen Folgen davon, dass Hr. v. S. diesen Gedanken, 
als Grundstein seines Werkes ausgesprochen hat» Der Verf. folgt dieser geisU 
reicheren Form der Behandlung unbedingt; er hat im Wesentlichen denselben 
Gang in der seinem Werke voran fgesebickten Encyclopädie des Rechts, 
und wir wollen es ihm nicht zum Vorwurf machen, wenn er hier nicht eben lauter 
eignes odpr neues zu Tage fordert. Wir wollen dahingegen zuerst im Allge- 
meinen dankbar anerkennen, dass durch solche und ahnliche Arbeiten die Bahn 
gebrochen wird, dass auch in das alte, todte Gebäude des rom. Rechts ein Strahl 
des Lichts zu fallen beginnt, das jetzt durch das ganze mächtige Leben und 
Kämpfen der Wissenschaft pulsirt, uud seine ersten Früchte zu tragen beginnt.' 4 
Ferner gedenkt der Rec. der Bestimmung, nicht allein fürStudirende, sondern 
auch für practiiche Juristen und Gelehrte anderer Fächer, welche der Verf. dem 
Buche gegeben hat, indem er zugleich auf die schwierige Aufgabe hinweist, v 
welche man dep practischen Juristen stellt, wenn man von ihnen das Studium 
dea r. Savign j'schen Systems und des obigen Werkes neben dem der Quellen 
and seinem Partikularrecht zumuthet. Er berührt dabei das immer grossere An- 
wachsen des zu erlernenden Stoffs und zeigt, wie durch die Wissenschaft selbst 
das Mittel zur Abhilfe des dadurch entstehenden l'ebelstandes dargeboten werde. 
— Indem der Rec. sich sodann zu u>m Inhalte des Werkes und zwar zunächst der 
Encyclopädie wendet, bezeichnet er es als wesentliche Mängel, — welche ,, da- 
von zeugen, dass auch dem Verf. noch die Auffassung des Abstractea und des 
Concreten ziemlich unvermittelt neben einander liegen," — dass der Civil uro- 
cess in der Encyclopädie gar nicht erscheine und doch iu dem Werke selbst einen 
Hauptabschnitt eiuuehmen solle und dasa man in keinem von beiden zu einem 
Begriff oder zu einer Darstellung des Criminelrechts komme. Er verbreitet sich 
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sodann in einer sehr ausführlich ert Erörterung «ber Efosetahetten äee Werke«. 
Wir kennen ihm hierin nicht folgen und heben nur die von ihm $. W4. gemachte 
Bemerkung heraus, dass er sich bei der Dorchlesung des Werkes des Gedan- 
kens nicht habe erwehren hönnen, „dass der Verf. im Grunde Institutionen an 
den Pandekten des Hrn. v. Saviguy habe geben wollen, damit man auch in 
dieser Gestaltung des röm. Rechts der Institutionen nicht entbehren woge." 
Nachdem er den Inhalt der Encyclopadie in S. 489—412. besprechen, handele 
er noch mit wenigen Worten auf einer Seite von der Geschichte» 



IV. Miscellen. 

Beförderungen und Ehrenbezeigungen« 

Der bisherige ausserordentl. Professor an der Univ. Gottingen Dr. H einr. 
Alb. Zacharift Ist zum ordentl., und der bisher. Privatdocent an der Univ. 
Heidelberg Dr. Karl Röder zum ausserordentl. Profewor ernannt worden. — 
In Oesterreich ist der Viceprasid. des K. Böhm. Appellationsgerichts Joh. Freih. 
von Aehrenthal zum Öbcrheftehnrichter im Königr. Böhmen ernannt wor- 
den. — In Preussen sind zu Mitgliedern der Gesetzcommission, welche als eine 
besondere Behörde unter dem Justiz-Ministerium für dieGeietz-Revision besteht, 
durch Kabinets-Ordre V. 22. April ernannt worden: der wirkt. Geheime Rath u. 
Chef- Präsident des Revisions- u. Cassations -Hofes Set he, der wirkl. Geheime 
Rath u. Kammergerichts-Präsident v. Grolman, der wirkl. Geh. Ober-Jusliz- 
Rath u. Director der Rheinischen Abtheilung des Justiz-Ministeriums Ruppen- 
thal, der wirkl. Geh. Ober-Juatiz-Rath Bottich er und die Geh. Ober-Tribunal- 
Rithe Zettwacb u. Dr. Karl Friedr. Eichhorn. Der Geh. Ober-Finanz* 
Rath Joh. Wilh. Jac. Borne mann Ist zum Mitglied des Staatsrat ha befördert 
worden. Der General -Prokurator des Rheinischen Revisions- und Cassations* 
Hofes, wirkl. Geh. Ober-Justiz-Rath Ambros. Hubert Eichhorn, Mitglied 
des Staatsrats, iat bei seinem Dienstjubilaum am 2t. Mai zum wirkl. Geheimen 
Rath mit dem Pradicate Ktcetlenz ernannt worden. Der Ober- Appellations- 
gerichts - Rath Dr. r. Seeckt in Greifswald, der Appellationsgerichts- Ratu 
Degreck zu Köln und der Landvogtei- Gerichts -Director Olszeweski zu 
Heilsberg haben den Character eines Geheimen Justiz- Raths erhalten. Der 
Staats -Prokurator v. Fisenne zu Aachen ist zum Rath beim Appellationsgericht 
zu Köln; der Crfminalgerichts-Rath Temme zu Berlin zum Criminalgerichts- 
bireetor, derLand- u. Stadt Gerich tu- Director O p per mann zu Ottmachau zum 
Rath beim Ober-Landesgerictit zu Frankfürt a. d. O. und der bisherige Kammer- 
gerichts-As*essor Franz Sales Aug.Hinschius zum Justiz-Commissar beim 
Stadtgericht zu Berlin und zum Notar im Departement des dasigen Kammer- 
gerichts befördert worden. — In Bayern ist der Staats -Rath Maxim. Pro- 
copius Freih. v. Freyberg, ordentl. Mitglied der Akademie der Wisienichaf- 
ten, zu deren Vorstand ernannt worden. — Den K. Preuas. Rothen Adler-Orden 
I.Klasse mit Eichenlaub hat der Geheime Regierungs-Rath u. Prof. Dr. HO 11- 
mann zu Bonn erhalten. — Unter den Mitgliedern der am Stiftungstage der Frie- 
dens-Klasse des Ordens pour U tnerite, fflr Wissenschaften und Künste, am 
31. Mai 1842. zu Rittern dieser Ordens- Klasse ernannten Penonen belinden sich 
Dr. Jacob Grimm und der Justiz-Minister Dr. v. Savlgny zu Berlin. — Dan 
Comthnrkreuz 2. Klasse des Herzogt. Sachsen - Krnesttnischen Hausordens hat 
von dem Herzoge von Sachsen-Coburg-Gotha der Geheime Rath Dr. v. Langcnn 
zu Dresden erhalten. 



Digitized by 



Google 



Juristische Bibliographie. 477 

Todesfälle*). 

Am 22. Februar starb sa Paderborn der Ober -Landesgerichls-Cnef-Prasideot 
Dr. D.F.K. von Schlechtendal, Ritter B.S.W., im 15. Jahre. — Am 21. März 
zo München der Central rata u. Reuthsarchivar Felix Jos. Lipo wsay im 79. J., 
«•erat Pfalzbajer. Hofkriegsrates -Assessor a. Professor der Recbte a. 4er Gö- 
sch tebte an der Militair-Akademie zu München, seit 1798. Hofkriegs-Ralh, dann 
Lanaesdirections-Rsth, Verfasser der Schriften: Geschichte der Baiem in Ver- 
bindung mit ihrem Staatsrechte (ThL 1. Mönchen, 1799.); Geschichte d. baier. 
Crimi aal rechtes, mit Urkunden (ebenda*., 1893.); Materialien s. baier. Straf- 
gesetzgebung (ebenda s.> 1823.); Geschichte der Landstande r. Pfalz -Neuburg, 
mit 22 Urkunden (ebenda*., 1827.). — Am 8. April so Königsberg der Geheime 
Ober-Justis-Rath a. ordeotL Professor Dir. Daniel Christoph Reidenits, 
Kanaler der Universität , geb. su Legitten in Ostpreussen 1751., teit 1779. 3ter, 
1802. Ister Professor, 1806. Ü.-L.-G..R., 1810. Oberbürgermeister, Verfasser 
der Schriften: Ditt. de qwtetti»me % utntm querelm imoffie. UutamemU comtrm 
tettmm. miHli» etfiliifmm. de pecmlio eoslreast r#/ qumti eatr. tit edmillemd* 
(Königsberg, 1790.); Naturrecht, nach Kant's Grundsätzen (ebenda*., 18QX). — 
Am 9. Mai zu Karlsruhe der penaion. Hofrichter Fr. A. Hartman u, 82 Jahre 
aH, 1808. Geh. Justiz-R. zu Freiburg, 1828. Hofrichter so Rastatt. 



T. Juristische Bibliographie. 

Nev erschienene Schriften. 

Mit der Jahreszahl 1841. 
311. BmHheormm HtriLX. F$$t A. ftreretf carat etc. cstteYf «re. D. Cmr. Guil. 
Em. Heimkack^rnnttctuorJenewis. Fol. III. Sser«a. Leipzig, Barth. 
i62S.gr. 4. <Subser,-Pr. l^Thlr.) [Vgl. Jakrb. 1841. S.281. N*. IK] 

378. Belenehtung der Rbeiaisehen Land tags Verhandl u n g e n in der iiishssilinf 
lieben Angelegenheit. Barmen, Langerwisch in Commiss. 2^ Bog. gr. 8» 
(gek. «A Ngr.) 

379. Blätter f. Justiz u. Verwaltung im Gh erzogt h. Baden. In Verbindung mit 
Mehreren berausg. von.*/ aysr, Hof-Ger*-Au. 2ter Jahrg. 8 Hefte. Frei- 
burg, Emmerling. gr. 8. (2} Thlr.) 

380. Cava Ho, — Sammlung der die Feuer- Polizei betreff. Verordnungen im 
Köuigr. Bayern. Zunächst für Bauwerkmeister. Bamberg, Liter. -artist. 
Institut 11 Bog. gr. 8. (geh. 17J Ngr.) 

381. Der Jurist. Eine Zeitschrift vorzüglich f. d. Praxis deagesammten östeir. 
Rechtes, unter Mitwirkung vieler Rechtsgelehrten herausg. von Dr.Ignax 
Wiidmer Edlen vom M*ith$tein, Indig.v. Ungarn u.$.w. Jahrg. 1841. 
oder5terBd. 6 Hefte. Wien, Braumüller u. Seidel, gr. 8. (4 Thlr.) 

382. Die geistlichen Gerichte in Neu- Vorpommern. Aus der Evangel. Kirchen- 
zeitung. Berlin, Oehmigke. 30 S. gr. 8. (geh. 3 Ngr.) 

383. Gesetzsammlung f. d. FQrstenth. Schwarzburg-Sondershausen. 1841« Soo- 
dershausen, Eupel. 320 S. 4. (jJThlr.) 

384. Handbuch der Gesetze, Verordnungen u sonstigen Vorschriften f. d. Forst- 
strafwesen im Gherzogth. Hessen. 2te Abth. Vorschriften über das Verfah- 
ren z. Straferkennuiig der Forstvergehen. Darmstadt, Leske. 9} Bog. 
gr. 8. (geh. 15 Ngr.) 



•) Nachträglich bemerken vir %m S. 2M- das* der am 7. Mira versterbeae A.-G.-Dir 
Dr. Ant Primbt (früher Knrpfshbaver. Hef- Wechsel- n. MerksntilgerichUsdv., dann 
Ober-Justis-R., 1806. O.-A.-K., 18t0. Dir. d. A.-G. tn Barghauten , 1817. des zu MBnchen) 

«*-*-*-- ...... — — — .. ... - UebewIeaS allei 

v Google 



Verf. d. Schriften ist: juridlsehei Taschenbuch (1790.) u. Vollständige Usbersleas aller 
bsyer. Gesetzbücher (5 Xble. tW,ff.) 
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885. Huf naget, Dr. C. F., Vicedir. d. QerkhUfof* nu Tübingern, — Com- 
mcntar Ober daa Strafgesetzbuch f. d. Königr. Württemberg, zunächst für 
Praktiker, m. besond. Rücksicht auf die gewählten ObefamtsgerlcMsbei* 
aitzer. ir Bd. 3 Abth. Stuttgart, Metzter. 586 u. 68 S. gr. 8. (geb. 
?1 Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S 1111. Nr. 382.] 

888. kniet**, Dr., Actnttr u.t.w. — Hand b ach des tfsteiTeich. Wechsef- 
rechts, mit Berücksichtigung de» Cortice dt Commereio, der Botzner Markt- 
•ta tuten u. der in Salt borg geltenden Wechselgesetze. Zum Gebrauch für 
Richter, Advocaten, Stodirende u. Geschäftsleute. Wien, BraunriRleru. 
Seidel. }*Bog. gr. 8. (25 Ngr.) 

187. Kilka, Jo$., Landr., — Ueber das Verfahren b. Abf&isu*g ö\ Gesetz- 
bücher Oberhaupt, nnd der Strafgesetzbücher Inibetoddere. itbendas. 
10 j Bog. gr. 8. (geh. If Thlr.) [Vgl. oben S. 89. ff.] 

£88. Mejer, Otto, Claus thaUeneH, — Cbunnentationii de tHvertttafe tttm- 
morum poenere principtorum et in jure romano et apud Gratittrtum oÖviorum 
tpeeimm. Die*, inangur. ete, — Hanitorer, Haha. 52 S. gr. 8. (10 Ngr.) 

889. Mitit, Dr. Ferd. Ritter v., tCatrteralrath, — Uebersicht deV stempel- 
u. der tax Pflichtigen Urkunden, Schriften n. Akte, nach den Bestimmungen 
dea Stempel- a. Tax -Gesetzes v. 27. Jänner 1840, Innibrack, Wagner. 
3 Bog. gr.4. (5 Ngr.) 

380. — Vergleichende Berechnung der sich nach dem Geldbetrage der Urkunden 
richtenden Stempel klauen mit Rücksicht auf die §§. 14. n. 15. des Stempel» 
n. Tax-Geeetzea. Ebenda*. | Bog. Fol. (1^ Ngr.) 

391. Müller, Alex., Regierunger., — Die Fortbildung der Gesettgebung im 
Geiste der Zeit u. Ober die Hindernisse derselben bes. in Deutschland, mit 
tiiiüiM* a. d. dent «säet»- n. HecnMmilsjiid nv «. fegislator. Vorarbeiten ; 
sodann ob. d. zweckmässigsten Mittel zu e. guten Gesetzgebung, überhaupt 
su gelangen, mittbist Angabe der vornehmsten hierher gehörenden Lite- 
Taturquellen, f. Cftmde u. emhoUn. btogerl. Geiatzgebung. Leipzig, Polet 
in Commiss. G Bog. gr. 8. (geh. 15 Ngr.) 

392. Nieper, Geo. Aug. Wilh. BechtoM, Juttte-Canxlei-Att. zu Hannover, — 
Qmetftfn den Crimfnal-Proeessea bei den Civtt*Gerlchten dea Kdntgr. Hao~ 

. novo? mit Auaecfcluss des Pürstenthunis üstfrieetaifd, de* HerÜugerfandea 
«n4 Aar niederen Grafschaft Lingen nebst den sogenannten HOnateHichen 
AssapHssen. Hannover, Hahn. Mi*., 219», 84 n. 2t S. gr. 8». (gell. 1 TUr.) 

893. Rixy , Dr, Theabv&d, Sttppten$ d. LeArkanzeld. bürgert. ». a. d. Vtrtv. xm 
Wien, — Ueber die Verbindlichkeit z. Beweisführung im Cfvllprezesse. 
Ein Versuch die Lehre v. d. Last des Beweises auf eine feste Grundlage zu 
Steffen; m. vorzögRcher Rücksicht a. d. osterreich. Prozessgesetze. Wien, 
Braumüller u. Seidel. 16} Bog. gr. 8. (geh. f J Thlr.) 

89*. Rudorff, Dr. A&tfph Aug. Friedr., o. Prof. d. R. % — Grundrtss zn Vor- 
lesungen ab. die Geschichte des Rom. Rechts bis Justinlant. Von tt. s. w. 
Berlin, Dümmler. x u. 172 S. 8. 

395. Sammlung von besetzen U.Verordnungen hrfferg--, Hütten-, Hammer- u. 
Steinbruchs -Angelegenheiten, wefche seit derWirkgamkeit des K. Preusa. 
Rheinischen Ober- Berg- Amts erlassen worden sind und fn dessen Haupt- 
Berg- Distrikt Gültigkeit besitzen. 1836 — 1840. fferausg. von Dr. Jak. 
Noggeratht Oberbergr., Prof. u. t. n*. Bontt, Weber. fO Bog. gr.*. 
(25 Ngr.) [tste Samml. 1829— 1835. JEbendaa., 1836. 1 5 Hgr.] 

J96 1 . Schultz, C.F., Synd.in Gntdberg, — Die Städte- Ordnung v. 19. Nor. 
1808. nebst d. Instruction f. ff. Stadtverordneten m. allen noch geltenden 
ergänzenden u. erläuternden Verordnungen bearbeitet f. Bürger von o.s.w. 
Breslau, W.«; Korn. 80S.gr. 8. (geh. 7J Ngr.) 

Mit der Jahreszahl 184t. 

101. Ate fiel, C. O. F., Supwrint. m. t.w. am Homebnrg, — Kurte Uebersicht 
der verbotenen Grade der Blulafreundschaft und Schwägariohaft sammt 
n^Ungen Krinu C e n— ge n. ondVeigtetohnag der betreffenden* Gesetz« in den 
verschiedenen Landestheilen dea Königr. Hnnaoreri Ktan HatttdgeVrtRKll 
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fOrAtle, wetohe mtt Khe-Dltpeiisatfone-Sachen su tlion haben, tonn. s.w. 

Hannover, Hahn. 40». gr.8. (?J Ngn) 
109. BmHh'contm libri LX. {ed. C. G. E. Heime-ae*."] Vol. Itt. Sett. 2. 

Leipzig, Barth. 153— SM 8. gr. 4* (Subscr.-Pr. IJThlr.) fVgl. oben 

S. 417. J 
f#9. Cer bereit, Comte de, — De/* rdnciien gemeernementaJe en tfanovre. 

Amt por «tarne de fordre pekltp et du benhemr gfae'raft Aux fordet avan- 

cdet det vrmtw intMlt maticnmux de V Allem* put Par etc. 2de tidiltmi, 

revme et re rr t ge e p*r Vtmteur. Hannover, Hahn. VM o. 1WS. gr. 8. 

(geh: 1 Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 480. Nr. §0.] 

140. Die jorisfische Faeukät der Univ. su Berlin seit der Bernfang des Hrn. 
*. Savigny hie nur Niederlegnng lernet akademischen Amtes und deren er- 
forderliche Umgestaltung. Berlin, Buchhandl. d. Berliner Leseeabinets. 
32S.gr. 8. (geh. 7J Ngr.) 

141. Die Lehre der englischen Kirche und Einiges über Ihre Geschichte und 
Verfassung. Verlin, Eysaenhardt. «0 8.8. (geh. 5 Ngr.) 

113. Die Sitte itt besser als das Peseta. Eine Verwahrung gegen' ein neues 
Kbetcheidungsgesets. BerKn, Buchhandl. <d. Bert. Leteeabinets. 23 S. 
gr. S, (geh. 5 Ngr.) 

11$. Die Verwandtschaft alt Ehehiudernie» in der katholischen Kirche. Von 
einem Geistlichen der Diöeete Münster. Der Ertrag ht für den Dombau sn 
Kefe bebttntmt. Köln, Bachern. XIB.MS.8. (geh. 10 Ngr.) 

114. Frey, Fried*. Wtik., Stmdtpfr. m. t. te. ss* Vmstadt, — » Gedanken aber 
Lathorthuju and Union und Aber Kirche und Staat in ihrem gegenseitigen 
•VerMItnlsse. Angeknüpft* an die Beurtheiluns; mehrer <r>er diese Gegen- 
stände erst bienener Schriften unserer Zeit. Eine Ansprache an die Lehrer 
der christlichen Kirche roa o. s. w. Dannstadt, Pabst. 148 S. gr.' 8. 
(geh. 21 Ngr.) 

11$. Hey mm, Peter Ermem., Lmndr.to 6r*t%, «— Abhandlung iher die Pidei- 
eommt*se\ Nach dem Österreich. Gesetze bearbeitet ron v. s. w. 1 Bde. 
I. Von dem Fideleommisse überhaupt. H. Von den aus dem Pidereonimisa- 
InstHnse herv orgehenden Keehtsrerhät tals o c n. Wien, Gerold. Jtvr. 144. 
»X. «. »12 S. gr. 8. ( geh. 2\ Thlr.) 

41«. Häe+rtin, C.F.W.J., Dr. d. R. w.t.w. xu Berlin, — Systematische 
DearbeHang der h» Micbelbeek't Historie Frisaigeueis enthaltenen; Ifrkun- 
densammlung. Ister TW. Rechttgeschiehte. Berlin, Dihnmler. xrm o*. 
2WS. gr.8. (lThtr.) 

Mt. Hndtwatker, *f. ##., Dr.n. Senmter, — Sendschreiben an einen aus- 
wärtigen Freund Ober den in Hamburg bevorstehenden Neubau der Straf- 
ge ftng ni sse. Hamburg, Perthes-Besser u. Mauke. 68S.gr. 9. (geh. 10 Ngr.) 

118. Hufmegel. Dr. €. F. y l'ieedir. d. GeHektehefee sm Tübingen, — * Das 
Strafgesetz für das Königr. Württemberg und die damit in Verbindung ste- 
henden Gesetze, nebst erläuternden Bemerkungen von u. s. w. 3teAbth., 
entb. den 2(en Bd. des Commentars über Jas Strafgesetzbuch. — A. u. d. T.* 
Commentar'Qb. d. Strafgesetzbuch f. d. Königr. Württemberg, zunächst für 
Praktiker, m. bes. Rückt, a. d. gewählten überamtsgertchtsbeisUzer, von 
u.s.w. 2rBd. Stuttgart, Metzler. 416S.gr.8. (2frT»rr.) f Vgl. oben S. 478.) 

119. Jott, J. l¥f u Vr.y — Legislative Fragen betr. die Juden un-Preuss. Staate« 
•erlin, Schröder. 88 S. gr. S. (geh. 10 Ngr.) 

120. Neue Samrahmg bemerkenswerther Entscheidungen des Ober-Appdlatfions« 
Gerichts su Cassel. Herausg., nnteY Aufsicht des Kurf. Justiz-Ministeriums, 
vm F. G.J» Strippe Immnm, 0.-A.*G^S**r*L U TkU Casaei, Krieger. 
Buchhandl. vm u. 244«. gr-t. (gen. lf Taar.) 

121. Preussens gerichtliches Verfahren in Civil- u. Kriminal-Sachen. Ein Ans« 
zag aus den darüber bestehenden Gesetzen, insbesondere aus der allgera. 
Gerichtsordnung, der ailgenuDasjaattal OzoV der allgem. Hypothekenord., 
der Kriminat-Ord., dem Stempelgesetze u. s. w., nebst einer Einleitung, das 
Studium angehender prakt Jnristen n. deren Laufbahn betr. 3te völlig 
nmgeacb., n. m. Rucks., a» d. neueren u. neuesten Bestimmungen ergänz, u. 
▼ertn.Aofl. fiöln^ Baeheni. t j u» 62* 9. gr; 0. (2} thlr.) ' 
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112. Recht, J. P. //., J. V. D., — Justiaiaii»B Institutionen, | Kniet Buch, 
betondert von den Personen, | Welches Bach in diesen Büchlein | Zn 
deutsch ist gegeben in zierlichen Reim lein | von u. ■. w. Oldenburg» 
Schulse'sche Ruchh. IV u. 105 S, 8. (gek. ll^Ngr.) 

123. Sammlung auserlesener Dissertationen aus dem Gebiete des gemeinen Civil- 
rechts u. Civilprozesses. 5ton Bdes. lsle Lief. Augsburg» v. Jeaiach u.Stege. 
128 S. gr. 8. (geh. 15 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 287. Nr. 56.] 

121. Sammlung der allgem. und für den Regierungsbezirk Trier besonders gölt 
Polizeigeietze U.Verordnungen. Nebst einem Anbange, enlh. die für die 
einzelnen Bürgermeistereien des landräthlichen Kreiset Saarbrücken beste- 
henden Lokal »Polizei- Verordnungen. Herausg. von Heimr. P/eil$tücker y 
Gerichtsschreiber t zu St. Johann - Saarbrücken. Saarbrücken , , Arnold. 
842 u. 78 S, gr. 4. (geh. 1 J Thlr.) 

125. Schlemmer, C. J?., — Der praktische Criminal- Polizei -Beamte, oder 
Belehrung für diejenigen Beamten , welche die Mittel, Verbrechen zn ent- 
decken, sich zueignen wollen, so wie die Kenntnissnabcse der Diebesgattun- 
gen und deren Machinationen, über den Aufenthalt in Kesse, AcheJkesee 
und Duftebennen, nach der Koch einer- oder Diebessprache, mit Abwech- 
selung der geführten Beweise verschiedenartiger Entdeckungen vorgefallener 
Verbrechen, und einem alphabetischen Verseichniss dcrKochemer» oder Die* 
bessp räche, als auch der vorteilhaftesten Aufsichtsfuhrung über Criminal- 
Gefangene in den Crirainal-Gefangen-Anstalten, fdr Inspecleren, Gelangen- 
Aufseher, Wärter u» dgl. Beamten, und zum Nutzen u. Gebrauch für das 
handeltreibende kauf mann. Publikum, wie für jeden wißbegierigen Privat- 
mann beschrieben von u. s. w. 2teAufl. Erfurt, Hennings u. Hopf. III u. 
218 S. 8. (geh. 20 Nr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 1183. Nr. 374.) 

126, Schreck, Chr. G. F., Stemerrendant *. s. «r., — Repertorium zu der 
Gesetzgebung des Fdrstenthums Schwarzburg-Sondershausen v« J. |819. bis 
aiit 1836., umfassend 1) ein aiphabet. Sachregister, 2) ein chronologischen 
Verzeichuiss der in dem vorbemerkten Zeiträume erschienenen Gesetze, 
Verordnungen , Rescripte, Publicaada u. s. w. und entworfen von u. s. w. — 
A. u. d. T.: Handbuch des Schwarzb.-Sondershausiscben besonders nenern 
Privatrechts in einem Repertorio vorgetragen von Jeh. Christian v. Hell- 
lach, weit. Hofrat/t m. t.tr. 2ter Thl. Sondershaufen, JEapel. xvi a. 
402 S. 8, (l^Thlr.) (Thl. 1. des Handbuchs, Arnstadt, 1820. 1| Thlr.] 

J27. Xachariae, Cor. Edu., j.u.D. etc., -*- ANEKJOTON. Li*. XFtll. 
Tit. I. BasiÜcorum cum scholiis antiquis. Specimen codicis polimpeestt C*n- 
staniinopnlt tani bibljothecae t. sepulcri, quisolus #66. XK— XVI lt. Beim'" 
licorum inlcgrot cum scholiis conlinet, etc. edidit, prolegomenis % versione 
latinm et adnotationibus illustravit etc. Heidelberg, Reichardt. [Leipzig, 
Barth in Commiss.J 28 S. gr. 8. m. 5 Tab. (geh. 22{ Ngr.) 



Fortsetzung: Scheidler , Paränesen f. Studirende. 2te Sammlung. 
Zur Rechts- u. Staatswissenschaft. 2te Abtbeil. Paränetische Propädeutik f. d. 
Studium der Rechtsphilosophie. — A. u. d. T.: Paränetische Propädeutik der 
Rechtsphilosophie. Mit besonderer Beziehung a. d. pract. Bedeutung des Ver- 
nunftrechts f. d. wichtigsten politischen Probleme unserer Zeit, den Constita- 
tionalisraus n. die Lebensfrage der Civilisation Oberhaupt. Herausg. von u. s. w. 
Tili u. 208 S. gr. 8. ( geh. 1 Thlr.) [ VgL oben & 384. Nr. 104.] 



Berichtigung: 8. 331. Z. 15. v. o. ist hinter: „Co!«. Recht" einztrfcbal- 
ten: erscheint, wogegen schon das neuere Culm. Recht. 



(Hierzu eine literarische Beilage von Lieh t/er $ in Neuwied.) 
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I. Becensionen. 

BmsWcorum Ubri LI. Post Annibelis FebreH cur** ope Codi. 
Mss. a €tuet. Mrmu Meimnhachio aliisque coltatorum integrie- 
re* cum schotHs edidit, editos denuo recensuit, deperditoe resti- 
tuit, tnmsiationem latbtam et adnotationem criticam mdfeeit D. 
Cmr* Guit. Mm. Meinibach Jfmtecessor Jenensis. Tom. f. 
I£b. I — XII. continen*. Tom. IL Lib. XIII — XXIII. continens. 
Leipzig, 1833., 1840. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 657.) 

Recensirt 
von 

Herrn Professor JUr. JB. WmdhmxUk zu Heidelberg. 

Ueber deo Werth oder Unwerth der Basiliken ua4 ihrer Scho- 
tten filr die Kritik «ad Exegese des jostini an stechen Rechts ist bis 
aof die neueste Zeit gestritten worden. Dens Viele, ohne sie geberig 
mm kennen oder sieb auf deren Benetzaog zu verstehen, ebenso un* 
passend Leb oder Tadel und Geringschätzung ausdrücklich oder still» 
eebweigend ansgesproehen haben, darf freilich nicht Wunder nehmen. 
Aber dass Männer, wie Müalenbrucb und Puchla, beide gleich 
gereckt' in der Berücksichtigung wissensebafttteher Hülfsmittel, und 
gleich fabig, Ober den Werth der griechischen Jurisprudenz zu rich- 
ten, in ihren Urtheilen so sehr ton einander verschieden sind, dass 
jener erklärt, ene Ra&itiken seien vielleicht das wichtigste HiHfsariUei 
Ar Aaslegnng und Kritik des justiniaaeischen Rechts, während die> 
ser eine solche Erklärung entschieden missbÜiigt, kann nicht anders 
als befremdend sein. Vielleicht, dass Folgendes zur Verständigung 
beitragt, wobei übrigens von dem Nutzen der Basiliken für 4fc 
Restitniion der justtnianeischen Geeetzeftcher ganz abgesekea wer* 
den soll. 

Die Basiliken beben als Basiliken, d. b. als ein Werk de* Kai- 
sers Leo des Weieea, und die gesanmte griechische Jurisprudenz 
Krit Jahrb. f. d. K.W. Jahrg. VI. H. VI. 31 
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der späteren Zeit hat als solche kaum einen Werth für die Interpre- 
tation des justinianischen Rechts. Nur mittelbar haben sie in die- 
ser Beziehung für uns ein Interesse, d. h. insofern sie aus Schriften 
de> justinianeischen Juristen ( — Schriften, welche uns über die 
Gestalt und zum Theil auch über den Sinn der justinianeischen Rechts- 
quellen am Besten zu belehren vermögen, — ) compilirt sind oder 
geschöpft haben. Inwieweit dies aber der Fall sei, ist vor Allem 
zu bestimmen, bevor ein gegründetes Urlheil über die Geltung der 
Basiliken und ihrer Seholien für die Kritik und Exegese de« jestinia- 
neiseben Rechts gefällt werden kann. 

Der Text der Basiliken ist bekanntlieh aus den Digesten, 
dem Codex und den Novellen Justinian*s zusammengesetzt. Die No- 
vellen haben die Redactoren der Basiliken in der Sammlung von 
168 Novellen, also gewissermassen im Originale., benutzt: Digesten 
und Codex aber nur in griechischen Bearbeitungen. Und zwar sind 
die Digestenstellen in der Regel aus der Bearbeitung des Anonymus 
genommen. Dieser, wahrscheinlich identisch mit dem Antecessot 
Juliamts, also in der zweiten Hälft« des sechsten Jahrhunderts lebend, 
hatte eine griechische Summa der Digesten mit Anmerkungen heraus- 
gegeben, und jener Summa entspricht regelmässig der in den Basi- 
liken befindliche griechische Digestentext. Die Codexstellen sind in 
der Regel ans dem Commentare des Tkalelaeus entlehnt; dieser, 
schon a. 5S3. Rechtslehrer in Konstantinopel, hatte einen Conunentar 
com Codex verfasst,- welcher zn jeder Constitution einleitende Be- 
merkungen und Summen, hernach, (wenn die Constitution eine latei- 
nische war,) eine wörtliche Uebersetsung, und zuletzt verschiedene 
Anmerkungen lieferte; jene Summen, zuweilen such die wörtlichen 
Uebersetzongen des ThaMaeus, sind in die Basiliken übergegangen. 
~ Soll nun angegeben werden, welches der Werth des Textes der 
Basiliken für die Kritik der justinianeischen Recbtsquellen sei, se 
bildet er begreiflicher Weise für die Novellen, von denen uns alte 
ASS. fehlen, ein wichtiges kritisches Hülfsmittel, bei dessen Benutzung 
man nur (wegen der in den Basiliken vorgenommenen Interpolationen) 
mit einiger Vorsicht verfahren muss. Für die Kritik der Digesten oder 
des Codex aber hat der Baailikentext weit weniger Werter: denn in den 
darin enthaltenen Summen des Anonymus und Tkalelaeus können wir 
nur mehr oder minder entfernte Andeutungen der Lesarten finden, 
welche die Handschriften des Anonymus oder Tkalelaeus boten , und 
auch diese Andeutungen sind nicht immer ganz sicher, weil sich auch hier 
die Redactoren der Basiliken Interpolationen erlaubt haben« Seilen wir 
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welchen der Warth des Textes 4er Basilikea fitr 
ase Exegese 4er jastiaiaaeischea Rechtsanellea sei, so kaaa er »et 
4er Exegese derNoveHea keiaerlei Hilfe biete», weil er regeJsstssig 
mar den Text 4er Norellea selbst, nad aiebt Erlloternegea derselben 
enthalt. Dagegen bei 4er Exegese 4es Codex siad 4ie in den Basi» 
l&entexte erhaJteaea Sassssea 4es TkmUlmems, besonders iber 4ie 
jingeren Coestitnüeaen, dierdiegs TonOglicaer Aufaierksankeit 
wert». Denn theils war ihm 4er wahre Siaa 4ie6er Coastitotioaea 
ekreb enanttelbare Ueberliefereag 4er Schale bekaaat, theils kalte 
er 4ie Qaellea 4es Codex rar Aagea, theils lebte er ia 4er Zeit, 
4eram juristische Aasebanaag aa4 Deakweise ia jenen Coastieatioaea 
sieb aossarieht: ea4licb war 4ie lateinische Sprache, besonders wie 
sie ia dea jlagerea Constitutionen 4es €o4ex vorliegt, an seiaer 
Zeit selbst aacb in Leben dea Jaristea gellnfig. Mit eiaem Worte: 
TkmleUeus, ein Zeitgeaesse 4es TYeepatTWs , kaaa bei 4er laterere- 
tatiaa 4es Go4ex aiebt f&gticb geringer aegeschlägea werdea, ala 
dieser bei 4er laterpretatioa 4er Iastüationea. Gaaz aaders ist der 
Wertb der SaaiBiea des JnomymMS für die Exegese der Digestea 
xa benrtheilea. Zwar gebort Am+mynus aostreitig sa dea bestea 
grieebisebea Jaristea, und war aneb der lateinisebea Sprache hesoa- 
ders nichtig. Aber er stand der Zeit, aus welcher die Qaellea der 
Digestea stammen, ja selbst der Zelt zu ferne, in welcher die Di- 
gasten eompiJirt wordea sind; er war nicht einmal eia Schaler der 
Reebtslebrer ans der Üteren justiniaaeisebea Zeit, und aoeb viel 
weniger aal dea aatejastiniaaeischeo Rechtsqoeliea bekannt. Seiae 
lalerpretatioaea können mithin höchstens aar soviel, ua4 für das 
gemeine Recht selbst aiebt soviel geltea, als die Auslegungen der 
dossatorea. 

Die Scbolien der Basilikea, wie man sie nennt, siad theils 
nenn, theils alte, d. hvsie sind theils wirkliche Scbolien oder An* 
merkungen spaterer Juristen za den Basiliken seihst, theils Bruch* 
sticke aas dea Gommentaren 4er jnstinianeisehen Juristen. Die neuen 
Scbolien sind, wie oben bemerkt, för uns von geringem Interesse; 
die altea Scbolien aber von grösserem Werthe, als selbst die in den 
Basilikentext aufgenommenen Fragmente justinianeisclier Jaristea, weil 
jene vorzugsweise acht, d. \, nicht in derselben Weise, wie diese, 
interpolirt sind. — Die alten Scholien *) zu den Stellen der Digesten, 



*) Die alten Scholien siad nicht bei allen Bachern d«r Basiliken gleichartig, 
selbst da nicht, wo diese Bücher uns mit den volliländigen Scholien erhalten 
siad. So weift jedoch des Ret Uatersnehangsn reichen, wagt er nicht sn 

31* 
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die sich im Basilikentexte befinden, enthalten regelmässig Aussige 
aus den Bearbeitungen der Digesten von Cyrillus i Stepkanus und 
Anonymus. Von der Digestenbearbeitang des Anonymus, von wei- 
cher schon vorhin die Rede gewesen ist, geben die Schotten die 
Anmerkungen, während die Summen im Texte der Basiliken stehen: 
dabei stehen auch noch Auszöge aus desselben Verfassers Bach sran) 
baruoy>anS* d. b, über die scheinbaren Widersprüche in den jnsti- 
nianeischen Rechtsquellen. Die Digestenbearbeitung des Cyriüms 
kann als ein Messer Index 4. h. eine Summa der Digesten bezeich- 
net werden: sie unterschied sich von der äes Anonymus durch 
grossere Kttrze und den Mangel an Anmerkungen: sie ist beinahe 
ihrem ganzen Inhalte nach in die Schölten der Basiliken aufgenom- 
men worden. Der Commentar a)t% Stepkanus endlich, der bei- den 
späteren Griechen als Haoptcommentar betrachtet wurde, gab zu 
einer jeden einzelnen Stelle der Digesten regelmässig erst eine ein- 
leitende Summe, dann eine weitläufige Paraphrase, zuletzt einzelne 
Anmerkungen; er war also ähnlieh dem Codex des Tkafelaems, nur 
dass in jenem eine wörtliche Uebersetzung des lateinischen Textes 
nicht enthalten war. Der Commentar des Stepkanus ist beinahe 
vollständig in denScfaoKen der Basiliken wiedergegeben worden, und 
nur diejenigen Anmerkungen des Stephanvs, die sich auf den latei- 
nischen Text 4er Digesten bezogen, scheinen zuweilen absichtlich 
weggelassen worden zn sein. — Zu den Codexsteil eti geben die al- 
ten Basilikenscholien regelmässig Auszüge aus dem Codex des Tkee~ 
dorus und dem oben beschriebenen Gommentare des Tkaieiaews* 
Der Codex des Thcodorus war eine Art Summa des Codex mit Ver- 
weisung auf Parallelstellen im Codex und in den Novellen : er scheint 
fast vollständig in die Scholien aufgenommen worden zu sein. In 
eben diesen Seholien ist von dem Commentar des Thateiaeus regel- 
mässig das nachgetragen worden, was nicht in dem Texte der Basi- 
liken stand: also die wörtliche Uebersetzung der lateinischen Con- 
stitutionen und die Anmerkungen des Tkalelaeus. — Zu den NovoUoo- 



enticheiden, ob dien daherkomme, dass verschiedene Arbeiter an der Coat- 
ttttatiou dieser Seholien TkeU gehabt haben , oder daher, dan die alte« Common* 
tare, die man brauchte, entweder nicht auf alle TheUe der Digesten lieh er- 
streckten, oder wenigstem nicht in vollständigen Manuscripten sur Hand waren« 
Uehrigeas ist in dem Folgenden nur auf den Inhalt der alten Seholien, der 
im Ganzen bei allen Büchern der Batiliken, die um mit Scholien erhalten sind, 
gleichniässig vorkommt, und zwar grade deswegen Rücksicht genommen, und 
also mit StRftchweigen übergangen worden, dass uns die Schollen ah und an 
auch manche Fragmente aus anderen wichtigen Schriften , t. B. aus einem Coat- 
tnentare des TAtopAtfu* «her die drei .ersten pmtHi der Digesten daertieferau 
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•teilen endlich wurden in den alten Schotten regelmässig die eatspre- 
ehrenden Sticke aas dem Bremarimm der Novellen von Theodorus 
fei eingeschrieben. — Fragt man nun, welche Hülfe diese Bestand- 
tfeeile der alten Schotten fnr die Kritik und Exegese der IKgestea, 
des Codex and der Novellen nieten, so lisst sich daran f Folgendes 
antworten: die Kritik der Digesten gewinnt durch die Lesarten des 
lateinischen Textes, welche in einzelnen Anmerkungen AesStephmnus 
and Anonymus ausdrücklich hexengt werden: weniger durch die 
Andeutungen oder Schlüsse auf Lesarten in den Handschriften des 
Cyrillus, Stephan** und Anonymus, welche sich aus den Summen, 
Paraphrasen oder Aamerkengen dieser Juristen machen lassen. Was 
die Exegese der Digesten betrifft, so ist schon vorhin ausgeführt 
worden, dass die Erklärungen des Anonymus in dieser Beziehung 
nur von untergeordneter Bedeutung sind. Weniger noch, als den 
Auslegungen des Anonymus y kann denen des Cyri/Ius ein Gewicht 
beigelegt werden: denn Cyrillus ist jünger, jer lateinischen Sprache 
nicht m demselben Grade mächtig, und mit den antejustinianeiscbeu 
Rechtsquellen noch weniger bekannt, als Anonymus. Stepkanus 
endlich ist zwar dem Anonymus vorzuziehen; nicht blos deswegen, 
weil er ausführlicher ist, sondern weil er älter, als jener ist, uad 
unmittelbar auf die Juristen folgt, die bei der Compilation der Di- 
gesten selbst thätig waren : er hat unter der Leitung dieser Juristen 
die Digesten studirt, und beschäftigt sich häufig mit den Auslegungpen 
einzelner Stellen durch Theophilus u. s. w. Allein auch Stepkamms 
stand den klassischen römischen Juristen zu ferne, und scheint mit 
den antejustinianeischen Reehftsquellen so durchaus unbekannt gewe- 
sen zu sein, dass auch seiae Interpretationen Ar uns nicht wohl ein 
grosseres Gewicht haben können, als die des Anonymus. — Viel 
wichtiger sind in jeder Hinsicht die alten Scholien für den Codex, 
hei dem wir auch weit mehr, als bei den Digesten, der Hülfsniittcl 
für Kritik und Exegese bedürfen. Die wörtlichen Uebersetanngen 
lateinischer Constitutionen durch Thalelaeut sind nächst alten Haad- 
sehriften die wichtigsten Hülfsmittel für die Texteskritik. Ebenso 
luV die Exegese die Bemerkungen des Thalelaeus, in denen häufig 
die Meinungen und Erklärungen der antejustinianeiscbea Rechts- 
lebrer und Stellen aus den alten Constitutionenoodices angefahrt, 
und Tribonianismen bezeugt werden. Weniger Gewicht ist aller- 
dings auf die Summen des weit jüngeren Theodorus zu legen, auf 
welche das eben Gesagte durchaus keine Anwendung leideU Indessen 
auch Theodorus lebte zu einer Zeit, (gegen das Ende des sechsten 
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Jahrhunderts,) wo noch derselbe Geist waltete, in dem die jeeti* 
nianeischen Constitutionen erlassen waren, wo wenigstens zum Theil 
noch dieselbe Sprache and dieselbe Art des Gedankenausdruck* im 
Gebrauche waren, so dass aneh seine Interpretationen allerdings 
Berücksichtigung verdienen. — Was endlich die Schotten zu 4en 
Novellen betrifft, so sind uns diese nnr um deswillen von geringerem 
Interesse, weil das Breviarium Novellarum des Tbeodorus, ans wel- 
chem sie excerpirt sind, vollständig erhalten ist. 

Das Resultat der vorstehenden Ausführung kann auch so aus- 
gedruckt werden: die Basiliken und ihre Schölten gewahren einige 
Hülfe bei der Kritik, weniger bei der Exegese der Digesten; für 
die Auslegung und Kritik des Codex sind sie aber allerdings ein 
wichtiges Httlfsmittel, und in dieser Hinsicht noch lange nicht genug 
benutzt., Um nur Eines anzuführen: Die lateinischen Constitutionen 
des Codex aus der jüngsten Zeit wimmeln von Gräctsmen; das beste 
Mittel, sie zu verstehen, ist oft das, sie in's Griechische zn über- 
setzen, wo dann dem, der des Griechischen kundig ist, sofort Sinn 
und Meinung des Kaisers klar wird. Müssen uns nun nicht die grie-i 
chischen Uebersetzungen justiniaaeiseber Juristen, wo uns solche er- 
halten sind, besonders werthvoll sein? 

Wenn nun feststeht, dass den Basiliken und ihren Schollen 
wenigstens in gewissen Beziehungen ein nicht geringer Werth JÜr 
die Kritik und Exegese der justinianischen Aechtsquellen beizumes- 
sen ist, so braucht nicht erst besonders ausgeführt zu werden, dass 
vor Allem eine gute und allgemein zugängliche Ausgabe der Basi- 
liken und ihrer Schölten Bedürfnis« sein muss. Diesem Bedürfnisse 
sind und waren aber die älteren Ausgaben, theils wegen ihrer Be- 
schaffenheit, theils wegen ihrer Seltenheit, zu genügen durchaus 
nicht im Stande. Wir besitzen nemlich von den Basiliken und ihren 
Scholien keine einzige vollständige Handschrift, sondern nur Hand- 
schriften, die einzelne Stücke der Basiliken bald mit bald ohne Seho- 
lieo, bald mehr bald weniger in ächter, ursprünglicher Gestalt eat* 
halten. Diese HSS. umfassen nur heiläufig zwei Drittheile des Gan- 
zen, und das Fehlende kann blos zum Theil aus Schriften byzantini- 
scher Juristen, die theils geordnete theils gelegentliche Auszüge ans 
den Basiliken geben, nothdürftig ergänzt werden. — Einzelne Stücke 
der Basiliken waren aus jenen HSS. schon früh von Genttanus 
Hervetus, Jac. Cujacius, und aas des Letzteren Papieren von 
Cor. Labbaeus in lateinischen Uebersetzungen herausgegeben wor- 
den. Die erste Gesammtausgabe aber mit griechischem Texte und 
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Jattinfscber Uehersefeting besorgte nach den damals auf der könig- 
lichen Bibliothek za Paris befindlichen Handschriften C. A. Fabrot 
in 7 Binden Folio, Paris 1647. Dazu sind später ans anderen Hand- 
schriften einige Bücher der Basiliken griechisch und lateinisch heraus- 
gegeben worden von. Ruhnken und Reitz, und der Titel de regulis 
juris (Hb. 11. tU. 3.) von Witte, ohne dass jedoch durch diese 
Nachtrage Alles, was uns von den Basiliken mittelbar oder unmit- 
telbar erhalten ist, bekannt geworden wäre. 

Die Ausgabe vpn Fabrot, welche demnach bis auf die neueste 
Zeit die Hauptausgabe geblieben war, ist jedoch in grosser Eile be- 
sorgt worden, wie denn Fabrot erzählt, dass, während er an der 
Ausgabe arbeitete, mit zwei Pressen gedruckt worden sei, was um 
so glaublicher ist, als die sieben Foliobände, aus denen seine Aus- 
gabe besteht, in einem Jahre gedruckt worden sind. Spuren jener 
Eilfertigkeit finden sich nun aueb in Fahre t's Ausgabe in hinrei- 
chender Menge, wenn gleich nicht in Abrede gestellt werden kann, 
i»ss Fabrot bei all' dieser Eile, namentlich in. Beziehung auf die 
Restitution der verlorenen Bücher, weit mehr geleistet hat, als man 
zu erwarten geneigt sein möchte. Manche Fehler und Ungleichhei- 
ten der Fab rot' sehen Ausgabe scheinen daher zu kommen, dass 
Fabrot, wie dies die Franzosen noch heut zu Tage zu thun pflegen, 
mit Hülfe verschiedener amanuenses arbeitete, welche die HSS. für 
den Druck copirlen, während er zum Theil aus der HS. selbst über- 
setzt haben mag; andere Fehler aber, namentlich der, dass die 
Uebersetiuag ungenau und fluchtig ist, fallen lediglich ihm allein 
zur Last Anmerkungen hat Fabrot gar nicht gegeben, sondern 
sich regelmässig auf Randbemerkungen Ober die Quellen der ein- 
zelnen Stellen der Basiliken beschränkt. 

Aus Altem diesem geht zur Genüge hervor, wie in unserer dem 
Quellenstudium besonders zugewendeten Zeit ein lebhaftes Bedürfnis* 
nach einer neuen, vollständigen und brauchbaren Ausgabe der Basi- 
liken nothwendig gefühlt werden musste. So erklärtsich, wie Herr 
Dr. C. W. E. Heimbach (jetzt Oberappellationsgerichtsrath und 
Professor in Jena) zum dem Entschlüsse kam, die Besorgung einer 
neuen Ausgabe der Basiliken zu unternehmen: ein Unternehmen, wo- 
für demselben schon deswegen pank zu zollen ist, weil dadurch 
jedenfalls einem wirklichen Bedürfnisse abgeholfen wird. Heim- 
bach bereitete die gelehrte Welt auf sein Unternehmen schon im 
J. 1825. durch eine Dissertation vor, welche den Titel führt : De B*$i- 
licorum §rigine, fontibus, kodier na conditione, atque nova editione 
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adornanda. Fflnf Jatore spater Hess er einen förmlichen Prospeefas 
der neuen Ausgabe drecken, wonach dieselbe in angemessener flösse- 
rer Ausstattung in dem Verlage von Job. Ambro«. Barth in Leipzig 
erscheinen sollte. Nunmehr reiste auf Kosten des Verlegers der 
jüngere Bruder des Herausgebers, Herr Dr. Gustav Ernst Heim- 
bach (jetzt Professor der Rechte in Leipzig) nach Paris und Italien» 
um die noch unbenutzten Basilikenhandschriften oder anderen hand- 
schriftlichen Hülfsmittel für die Kritik und Restitution der Basiliken 
zu vergleichen und theilweise zu copiren. Endlich erschien im 
J. 1832. der erste Pascikel der neuen Ausgabe. Im folgenden Jahre 
wurde der ganze erste Band, lib. I — XIL enthaltend, vollendet; 
und ein zweiter Band, lib. Xlll— XXIII. enthaltend, ist im J. 1840. 
erschienen. Ueber die Fortsetzung schreibt der Herausgeber in 
einem Vorworte zu diesem zweiten Bande Folgendes: „Fimito tomo 
Basilicorum seeundo, qui jam dudum in lucem prodiisset, nisi im 
siglis Codieum manuscripiorum, quae in ultimis foliis kujus tomi 
conspiciuntur % typis exscribendis haud exiguum temporis spatium 
consumendum fuisset*) , statim inilium fiet tomi tcrlii typis reddendi. 
jitque is quidem, quantum conjicere postum, h'bros XX tF — XL/1. 
Basilicorum contineäit, et haud dubie intra biennium divulgabitur, 
nisi forte siglarum Codicis Florentini in kbris XXFI1L et XXIX. 
Basilicorum reddendarum necessitas longius temporis spatium postulmt* 
IIa spero fore, ut intra quinquennium tota Basilicorum editio ab» 
solvatur. Nam in Hbris posterioribtis edendis tarn larga mihi nom 
sunt in promptu subsidia**), quam quibus in ptioribus kbris frut 
mihi lieuit." 



*) Dieter Aufwand hatte vielleicht erapart werden könne* und könnte 
wenigstem in Zukunft vermieden werden. Die ungewöhnlicheren Abkürzungen 
derHSS. lauen sich nicht to genau iin Drucke wiedergeben, all data man sich 
bestimmt darauf Verlanen könnte. Und auch: wenn das der Fall wäre, so wür- 
den sie doch kaum von Jemand erklärt und gelesen werden können, wenn sie der, 
dem das vollständige Original vor Augen gelegen hat, zu lesen nicht imstande 
gewesen Ist. Ref. glaubt im Lesen griechischer HSS. und namentlich der in den* 
selben vorkommenden Abkürzungen nach langer Lebung so ziemlich bewandert 
zusein: muss aber gestehen, dass ihm die Siglen in Heimbach's Ausgabe, bis 
auf wenige, die Heim bach selbst grösstenteils richtig gedeutet hat, ganz an» 
verständlich geblieben sind. 

**) Möchte doch der Codex noch aufgefunden werden, den einst* Cuj «etat 
in Händen gehabt hat, und der lib. XLIX — LIX. enthielt. ( Delineatio p. 4T. 
not. 16.J Ref. glaubt, dass er irgendwo in einer Pariser Privatbibliothek ver- 
borgen ist. Ein acocat a Im eour royale, der sich mit dem Jnt Graeco-Romanum 
eifrig beschäftigte und auch in Privatbibliotheken gearbeitet zu haben schien, 
gab Ref. darüber im J. 1834. eine etwas mysteriöse Andeutung. Aber sein wei- 
teres Forschen blieb damals ohne Resultat: ebenso noch neuerlich wiederholte 
Anfragen, zu denen ihn das plötzliche Erscheinen der Rosambo'sotcn Biblto- 



Digitized by 



Google 



Recensirt von Herrn Profi Dr. ZacJutrM iu Heidelberg. 489 

Von der ReJattfon anfgefbdert, über die Ms jeUt erschienenen 
zwei Bande, und insbesondere über den jüngst erschienenen zweiten 
Band der Hoinrba eh'sehen BasiKkenansgabe in diesen JabrbQebern 
za berichten, hat sieh Ref. diesem ehrenvollen Auftrage um so lieber 
unterzogen, als er von Anfang an dem Portschreiten der neuen Aas- 
gabe mit dem wärmsten Interesse gefolgt ist: und seine Aufgabe 
glaubt Ref. am besten so za erfüllen f dass er zuerst dnreh eine Ver- 
gteiebnng der Heimbaeh'schen Ausgabe mit den alteren Ausgaben 
die Vorzuge jener vor diesen in das gehörige Licht steHt, und als* 
dann einige Redenken nnd namentlich Erinnerungen, die Forlsetzung 
des Werks betreffend, hinzufügt. 

Die Vorzöge der Heimbaeh'schen Ausgabe im Gegensatze zu 
den alteren Ausgaben zeigen sich tbeils in dem reicheren Apparate, 
welchen der Heransgeber zu Grunde gelegt hat, tbeils in der Behand- 
lung des griechischen Textes, theils in der Ausarbeitung der latei- 
nischen Uebersetzung, theils endlich in den hinzugefügten Anmer- 
kungen. Es sollen daher jetzt 

I. die Quellen aufgezählt werden, aus welchen Heimbach 
im Gegensätze zu den froheren Herausgebern bei den einzelnen 
BQcbern der Basiliken der Reihe nach geschöpft hat. Lib. I — Ff. 
hatte Fabrot edirt aus dem Cod. Paris reg. gr. 1352., welcher den 
Text der Basiliken (in diesen Bachern wenigstens) nicht vollständig 
giebt. Manches ist nemlich hier ganz ausgelassen, für andere Stellen 
des Textes sind kürzere (ans den SeboKen entlehnte) Summen unter- 
stellt worden. Die HS. ist übrigens auch lückenhaft, indem ein Blatt 
fehlt (vgl. Baril. ed. Fabrot I. p. 48.; — Fabrot bal diese Lücke 
an» verschiedenen, von Heimbach nachgewiesenen, byzantinischen 
Recbtsbücbern zu restituiren gesucht — ), und im sechsten Buche 
eine ganze Reihe von Titeln absichtlich übergangen sind (ibid. p. 211. 
222.)« Dagegen enthält die HS. ausser dem Texte der Basiliken 
auch noch einzelne, freilich zum Theil interpolirte Auszüge aas den 
Scholien am Rande. — Heimbach hat Hb. I — FI. aus dem €od* 
Coülin. 151. herausgegeben*). Dieser, ans welchem schon Üb. IL 

thek veranlagt hatte. — Gelegentlich noch folgende Bitte an Herrn H. Ref. hat 
häufig bei Vergleichungen der Fabrot'achen Aasgabe mit denen von Heroelnt 
o.a. w. Abweichungen gefunden, welche wohl xu bericksiebtigen sind. Machte 
Herr H., wenigstens bei zweifelhaften Stellen-, jene alleren Ausgaben künftig 
zar Hand nehmen, 2 u mal da er die HS-, die Fabrot benatzt hat, nicht wieder- 
holt hat vergleichen lassen. 

*) F0r Hb. VI. benutzte H. eine Herrn Hofrala Hänel gehörige Abschrift 
ans Cof'gl. 151., für die übrigen Bucher von seinem Bruder besorgte Abschriften 
nnd CoüatieAen. Kor Hb. II. tnt. 9. hat er aus W i tt e*s Aasgabe genommen. 
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tit. 3. (De regulis juris) von Witte 1826. herausgegeben worden 
war, giebt zwar keime Scholien, aber doch den Text ganz vollständig« 
Ja es ist sogar die Frage, ob der Text der Basiliken in dieser Hand* 
sebrift nicht etwa dnreh Aufnahme von Znsfitzen ans den Scholien 
interpolirt ist, was namentlich für das erste Bach mehr als wahr- 
scheinlich ist. (Vgl. Heimbach's Ausgabe to. L p. 1. not. a. p. 15. 
not. I. etc. Delineatio p. 46. not. 14.) Als Hiilfsmittel bei der 
Kritik des Textes des Coislin. 151. hat Heimbach hauptsächlich 
benutzt: die Ausgabe von Fabnot 9 die Synopsis in der Ausgabe 
von Leunclajus, und die Ecloga Hb. I — X. Basiiicorum (den sg. 
Theodorus Hermop o Uta) in einer Biener'schen HS. Die letztere 
giebt Exeerpte (xet'ft&a) nicht nur aus dem Texte, sondern auch aus 
den Scholien der Basiliken; die x«//umt der ersteren Art sind bei 
der Kritik des Basilikentextes wichtig: <aus denen der letzten Art, 
( — sie werden in dem Werke selbst als naQBxßoXai bezeichnet, — ) 
könnte man auch zum Theile die zu den ersten Bachern fehlenden 
Scholien der Basiliken reslituiren. Ebenso wären zu letzterem Zwecke 
tauglich diejenigen Stellen in dem Texte der Fabro t'scben Ausgabe, 
welche nach dem Obigen nicht den eigentlichen Basilikeatext, son- 
dern aus den Scholien entlehnte Summen enthalten. Vielleicht hätte 
deshalb Heimbacb jene nuQ&tßoXai des sg. Theodorus Hermopoäta 
und diese Stellen der Fabro t'scben Ausgabe wenigstens in den No- 
ten vollständig wiedergeben sollen. Indessen es ist dieses regel- 
massig nicht geschehen, und so ist denn auch in dieser Beziehung 
der Inhalt der Fabrot'schea Ausgabe nicht ganz in die Ueim- 
bach'sche übergegangen, die erstere also durch die letztere in 
diesen Stücken nicht ganz entbehrlich geworden; in andern Bezie- 
hungen aber giebt die letztere weit mehr,- wie denn namentlich auch 
die Marginal -Scholien des Cod. Paris reg. gr. 1352. aus Fabrot in 
dieselbe aufgenommen worden sind. 

Lib. Vll. bat Fabrot aus Cod. Paris, reg. gr. 1352« Heim- 
bach folgt Fabrot i verbessert jedoch dessen Text theils ans 
Coislin. 151., (der aber hier nur wenig von jener HS. abweicht,) 
theils aus den andern vorhin genannten Subsidien. 

Lib. FIII. Hier folgt Heimbach ganz der Ausgabe von 
Ruhnkea, selbst in der äusseren Anordnung des Druckes, die hier 
verschieden ist von der bei andern Büchern befolgten. In den An- 
merkungen werden verschiedene« Lesarten (und Nachträge) gegeben 
aus Fabrot (der auch hier aus dem Paris, gr. reg. 1352. schöpfte), 
aus Coislin. 151., aus der Synopsis, dem sg. Theodorus U§rniopoUta^ 
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a»d endlich aas einem C#4ev ffaemeiiänas, von welchem der Ley- 
dea'sebe Code*, den Rabakea abdrucken Hess, eine blosse Ab- 
schrift ist. Allerdings ist nun auch hier Heimbaeh'-s Aasgabe rei- 
cher als ihre Vorgänger: aber es kann kann gerechtfertigt werden, 
dass Heimbach ficht eine durchgängige Revision des Textes nach 
der Hftnel'schen HS. vorgenoaHnen bat, da Ruhnken nur aus einer 
daraas abgeleiteten Quelle geschöpft hat uad dabei die Kritik (nament- 
lich in angeblicher Emeadaiioa der Citate) allzu willkürlich hat sc bal- 
len und walten- lassen. In keinem Buche sind die Noten der Hei m- 
bac h'sehen Ausgabe beim Gebrauche so sehr zu berücksichtigen, als 
in diesem. 

Lib. rx. Hier gilt ganz dasselbe, was vorhin voa Lib. VIU 
gesagt worden ist. 

Lib. X. Hier verläßt uns der Cod. Co«/. 151. Fabrot giebt 
dieses Buch aus Parts, reg. gr. 1352.» und Heimbach reproduciri 
im Ganzen den Fabro fc'sehen Text, mit Verbesserungen aus der 
Synopsis uad dem sg. Theodorus Hermopolita. 

Lib» XJ — XI F. Hier verlässt uns auch der sg. Tkeodorus 
Hermopolita. Fabrot giebt diese Bücher aus Paris, reg. gn. 1352. 
Heimbaeh aber folgt hier dem Cod. Coisiin. 152.*), (einer HS., 
die diese Bächer vollständig mit reichen Schölten enthüll,) indem er 
genaue Rücksicht auf die Fabro fache Ausgabe und die Synopsis 
nimmt. Es ist dieser Tbeil der neuen Ausgabe vor Allem wichtig, 
weH wir hier zum ersten male die voilsUadigea, kostbaren Scholien 
zu jenen vier Büchern kennen lernen. 

Lib. XF—XVllL, 2. Fabrot giebt diese Stücke aus Paris. 
re fr £T- 1352., und Heimbach repreducirt den Fabro tischen Text, 
ab und zu Einzelnes verbessernd, namentlich mit Rücksicht auf die 
Synopsis. Der Cod. Paris, reg. gr. 1352. bat hier wegen fehlender 
Blatter einige Lücken (vgl. Fabrot IL p. 260. 304. 306.)» welche 
Falrot nicht ausgefüllt, Heimbach aber aus der Synopsis, den 
Baeiükeoscholien, Harmenopulut und Ttpueitas zu restituiren gesucht 
hat. — Ref. bedauert aufrichtig, dass hier fiir Heimbach's Aus« 
gäbe der koatbare Codex reseriptus, den er seitdem in Konstantinopel 
gefunden hat, und welcher lib. XV — XVUL mit den vollständigen 
Schotten enthält, noch nicht benutzt werden konnte. Die Ausgabe 
dieses Codex % von welchem Ref. weit mehr zu entziffern gelungen 
ist, als der jüngere Heimbach in diesen Jahrbüchern 1839* II« 



*) Nach den Abschriften und Collatioiten leinet Brüder«. 
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S, 992. vewnuthet, wird nicht nur „fför die Rechtswissenschaft er- 
sprieastich", sondern auch ein notwendiges Supplement der flet«- 
bach'schen Ausgabe werden*). 

Lib. XVIII., 3. sqq. XIX. Diese Stöcke fand Fabrot in 
keiner BS. unmittelbar vor, und suchte sie daher aus der Synopsis 
und Harmenopulus, und aus Anfahrungen in den Schotten anderer 
BOcher der Basiliken zu restjtuiren, ohne jedoch seine Quelle« bei 
jeder einzelnen Stelle anzugeben. Heitnbaeh, der jene Stücke 
ebenfaHs nur in einer Restitution liefert, hat das Verdienst, Überall 
die Quellen von Fabrot's Restitutionen nachgewiesen, alsdann aber 
auch noch viele Restitutionen aus bisher unbenutzten Quellen, nament- 
lich aus Tipucitus und Balsamon's Gommenlar zu des Photius Nomo- 
kanon, hinzugefügt zu haben. - 

Lib. XX— XXIII. Der Fabrot'sche Text, der aus Cod. 
Paris, reg. gr. 1348. genommen ist, findet sich hier in Heimbach 9 « 
Ausgabe wieder, und es sind nur Verbesserungen und Varianten ans 
verschiedenen byzantinischen Rechtsbüchern hinzugekommen. Jene 
Handschrift, ehedem Eigenthum des Franz Gabriel Dukas, ent- 
halt den Text der Basiliken mit reichen, wenn gleich durch neuere 
Auslassungen oder Zusätze inlerpolirten Schölten. Ein Blatt der- 
selben, welches jedoch nur auf der einen Seite zu den Basiliken 
Gehöriges, auf -der andern hingegen ein fremdartiges Einschiebsel 
enthalt, ist von Fabrot ganz übersehen worden. Der jüngere Heim* 
bach, der übrigens diese Handschrift nicht collationirt hat, ist doch, 
( — wahrscheinlich durch eine bandschriftliche Bemerkung, die auf 
einem der HS. vorgeklebten Blattchen steht, dazu veranlasst, — ) 
auf diesen Umstand aufmerksam geworden, und hat das von Fabret 
Uebergangeue copirt. Nach dieser Copfo hat die neue Ausgabe an 
dem betreffenden Orte einen Nachtrag. 

II. Der Heimbach'schen Ausgabe gebürt also schon darum ein 
grosser Vorzug vor den alteren Ausgaben , weil sich der Herausgeber 
einen weit grösseren Apparat zu versebaffen gewusst, und viele bis- 
her noch ganz unbekannte Stacke zuerst herausgegeben hat. Aber 
es zeichnet sich dieselbe auch dadurch namentlich vor der Fabrot 1 - 
sehen Ausgabe vorteilhaft aus, dass der Herausgeber eine weit 
grössere Sorgfalt auf die Kritik verwendet hat. Insbesondere ist 
die Kritik des Textes der Basiliken selbst eine vorzügliche s« 



*) Ein Specimen hat der Hr. Rec. kurzlich heranigegeben. Vgl. oben 
8. 480. Nr. 127. DU Re& 
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4er Text der Sckolien dagegen seheint Ref. nicht mit glei- 
cher Liebe behandelt zu sein. Freilich war bei den Scholiea fast 
Mir durch Ceajeeturalkritik zu helfen, während der Apparat des 
Herausgebers Ar den Text der Basiliken selbst zahlreiche Varianten 
xnr kritischen Aaswahl lieferte: aber bei den Scbolien hätte webl 
aach der Cenjecturalkritik ein grosserer Spielraani gegeben werden 
dirfen. — So mnes es /e. //• p. 60. /wt. 3. statt inoUi xd' diy. heiKten: 
bulcfH tj d' did*. — Ib. p. 67. /*'*. 7. xal ftdda oder dgl. statt xal 
ikXa Aioqp. — Ib. p. 384. durften in de« Scholiom des tmdona 
sieht naversncht bleiben die Worte : e£ 'EXlrp** pilta*** Dean was 
aoU das hetssea: »Testutm usus frcquens et necessarius er«/, maxime 
ex Graeeü"? Man mdchte deeb eher an die Notwendigkeit von 
Solenaitätszeogen denken» — Endlich hätten wohl manche von 
den aas dem Cod. Coulin. 152. erstmals herausgegebenen Scbolien, 
namentlich in Ub.XlF., nicht in einem so durchaas halflosen Zustande 
gelassen werden sollen« 

III. Was die lateinische Uebersetzung betrifft, so hat 
Heimbach diejenigen Stücke, welche er zuerst edirt hat, natürlich 
ganz neu übersetzt. Von denjenigen aber, die schon von Pabrot 
edirt waren, hat er die Fabro tische Uebersetznng in verbesserter 
Gestalt wiedergegeben; nur in lib. IL tit. 3. und tib. FW. liegt 
sieht die Fabrot'scbe, sondern dort Wilte's, hier Ruhnken's 
Uebersetznng zum Grunde. — Durch die lateinische Uebersetzung, 
wie sie jetzt in Heimbach's Ausgabe vorliegt, ist allen billigen An- 
foderangen vollkommen GenUge geleistet. Zwar konnte Mancher 
der Meinung sein, dass die Uebersetzung dem griechischen Texte 
nicht genug Wort für Wort entspreche — , wodurch dem, der des 
Griechischen nicht kundig sei, der sichere Gebrauch der Basiliken 
bei der Interpretation der justinianeiseben Rechtsquellen unmöglich 
werde: — aber wer das Griechische nicht kennt, thut Oberhaupt 
besser, die Basiliken ganz bei Seite zu lassen, und für den, der 
nur etwas griechisch versteht, ist die Heimbach'sche Uebersetzung 
vttttg. genflgead. b» Einaelnen freilich waren manche Versehen zu 
rOgea: — x. B» to. I. p. 341. Un* 15* 1& sind die Worte: „foveo 
de von nmtit tijt tdevtafap dtiitfap %ov naforto? tklov" nach 
Rnhnken*) fibensetzt: „Hoc cnm inteliige soeundum tUHmm verbu 
kujms constitutionü\" — ibid.p. 389* med. hat Rnhnken die Worte: 



*) Ueberbaapt hat dieser tüchtige Phileloge doch dt* GriecMiohe der 
Juristen häufig theils grammatisch theils togiich falsch interpretirt* Heimbach 
kitte -Bebake»'* ITebersetsung vielfach verbessern können. 
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„irmv&a oV, intl äftoxa&fotatcu, donet fitji' oXmg froöffifiti duuorri r 
qiov xat avttjg rifc anocpaaemg anoxatcunaprog tov kr&yovrog" (4. h. 
hoc autem casu, ubi restitutio datur, Judicium omnrno non proce*- 
sisse videtnr, quum actor adversus sententiam restitutus fuerii) 
nicht verstanden: and auch H ei in b ach, dem sie doch gewiss keine 
Schwierigkeiten bieten konnten, hat sie nicht übersetzt; — ibid. 
p. 696. Im. 32. sind die Worte: „xat toirouj pb 6 nqmoq xata rfff 
öifitaZtr" in der Uebersetzung ganz übergangen; — ibid. p. 755. 
lin. 2t. af. sind die Worte: »tovro eldmg oga Xombttb fr^oxiifi9Pov u 
ganz falsch übersetzt mit ^postquam httee cognovisti, mde reüquum 9 
quod proposkum e*f", da Xoifiof nicht za rtQoxttfiifo* gehört, son- 
dern die im Munde der Nengriechen so gewöhnliche Uebergangs- 
partike! ist; — to. IL f. 227. lin. 21. sind die Worte: kf o) yogtki 
Gtnüj&ai xal <rrillet* ait$" allzakurz wiedergegeben dnreh „4** 
merces comparandas"; n. dgl. m. — Aber alle diese kleineren Ver- 
sehen können gegen die Masse des Guten nicht in Betracht kommen. 

IV, Die Noten in üeimbach's Ausgabe sind doppelter Art 
Sie bestehen theils aus Citaten der entsprechenden Stellen des Cor- 
pus juris, welche bei einer jeden Stelle des Basilikentextes hinzu- 
gefügt sind, theils aus Anmerkungen unter dem Texte, welche zu- 
nächst den Zweck haben , Varianten aus dem Apparate des Heraus- 
gebers und kritische Bemerkungen mitzutheilen, zuweilen aber auch 
gelegentliche Notizen anderer Art enthalten. (Es sind übrigens in 
dieselben auch die Anmerkungen von Witte zu Hb. II. tit. 3. und 
von Ruhnken zu Hb. VIII. vollständig aufgenommen worden.) Die 
Anmerkungen sowohl der ersten als der zweiten Art geben der vor- 
liegenden Ausgabe einen grossen Vorzug vor der FabroTschen: 
denn in dieser fehlen kritisch -exegetische Anmerkungen gänzlich, 
und bei den Randcitaten sind wenigstens vieJfach Irrthümer unter- 
laufen, während in Heimbach's Ausgabe bei letzteren kaum einige 
Druckfehler vorkommen*). (Z. B. to.I. p. 822. to. II. p. 312. sq.) 

hi dem Obige« glaubt Ref. duret eine Darstellung <tes Intakt 
der zwei ersten Bände der ffoimbach'seben Basilikenausgabe die 
grossen Vorzüge derselben, namentlich vor der Fabrot'sehen Aus- 
gabe, in daa gehörige Lieht gestellt zu haben. Freilich werden die* 



*) T. /. p. n Ct. itt.t.\. e. S.J ist jedoch statt AW.13T. «. X |. inrtkflmUch 
angeführt: 7V#v. 129. 1. 1. 2. 

•V Sehneiier« 
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jenigen durch die nne BnsiKkenausgabe nicht ganz befriedigt Bein, 
welche darin allen Nutzen, den die Basiliken för Kritik und Exegese 
des jüstinianeiseben Rechts haben kennen, recht plan vor Augen 
gelegt so sehen erwarteten: aber den bescheidenen Anfoderungen 
derer, welche in den Basiliken ein wichtiges Hfllfemittel für die In- 
terpretation erkannt hatten und dieses HttJfsmktel nur in einer mög- 
lichst eorrecten nnd vollständigen Ausgabe zu erhalten hofften, ist 
in Ganzen gewiss Gentige geschehen, 

Ref. erlaubt steh nun, den bisher Gesagten noch einig« Bemer- 
knngen hinzuzufügen, welche nicht sowohl den Zweck haben, Ober 
das Geleistete zu berichten, als vielmehr den, Grundsätze der Be- 
handlung aufzustellen, welche nach seiner Meinung bei der Fort- 
setzung der Ausgabe zu bericksichtigen wären. Diese Bemerkungen 
betrafen: 

J. Die Behandlung der Schotten. — - In mehreren alten 
HSS. einzelner Stücke der Basiliken finden sich bald Interlinear- bald 
Randglossen (s. g. Schölten), und zwar letztere regelmassig einen 
vollständigen Apfaratus bildend, so dass jene BSS. änsserlich den 
glosairten BSS. des Corpus jurii ähnlich sind. Zuweilen wird in 
dieselben durch ein Zeichen im Texte nnd am Rande angedeutet, auf 
welche Steife sich ein s. g. Scholium beziehe: zuwehen geschieht 
dies dadurch, dass die erklärten Textesworte als Aufschrift zu dem 
SehoKum wiederholt werden. Jedoch ist dies durchaus nicht immer 
der PaU; vielmehr stehen gewöhnlicher die einzelnen Schölten, nicht 
durch Absätze, sondern nur durch grössere Punkte oder Striche von 
einander geschieden, in ununterbrochener Reihenfolge ohne alleVer* 
Weisung auf den Text neben nnd hinter einander. — Diese Behand- 
lung der Scholien in BSS. kann nun begreiflicher Weise schon ans 
typographischen Räcksichten von einem Herausgeber der Bastitken 
nicht beibehailen werden, und es entsteht daher die keineswegs 
leicht zu beantwortend* Frage, in welcher Anordnung die Scholien 
in Drucke wiedergegeben werden seilen. — ßentianu$ Hervetut 
und Cujacius haben in ihrer lateinischen Cebersetzung folgende 
Methode gewählt: Erst wird soviel vom Texte gedruckt, als in ihre« 
HSS. auf einer Sehe gestanden hatte; alsdann wird der Text unter- 
brochen, und es folgen, mit kleinerer Schrift gedruckt, die Sche- 
uen, welche sich auf derselben Seite der HSS» am Rande befunden 
hatten; zugleich werden durch Bucbstabenzeichen im Texte nnd an 
der Stime der Scholien die Stellen bezeichnet, wozu die letzteren 
gehören sollen* — Diese Methede .war gewiss eine verwerfliche. 



Digitized by 



Google 



496 SasiHcorum iibri LX. ed. fiemfao*. 

Demi, abgesehen davon, dass bei derselben der Teil und die Scho- 
tten nach zufrftigen Umstflnden in einzelne SlOcke zerrissen wurden, 
war sie schon deshalb verfehlt, weil sie nicht einmal streng durcb- 
Atbrbar war. Text und Schoben brechen natürlich anf einer Seite 
oft mitten in einem Satze ab, und in solchen Fallen mussten sich 
Gentianus Hervetus and Cujmciu* nothgedrungen mehr oder 
minder willkürliche Abweichungen von ihrer Regel erlauben. Endlich 
mussten zuweilen noch grossere Abweichungen von der vorgesteckten 
Regel angelassen werden, wenn nicht das Zusammenpassende im Texte 
oder in den Schotten ungehöriger Weise getrennt werden seilte. 
Durch diese Gründe veranlasst hat wohl spater Fabrot immer «Ml 
den vollständigen Text eines Titels, und darnach erst die Schotten 
in ununterbrochener. Reihe abdrucken lassen, und dabei im Texte 
eines Titels durch fortlaufende Buchstabenzeichen die Stellen kennt- 
lich gemacht, zu denen sich am Schlüsse Schollen, mit denselben 
Buchstaben bezeichnet, finden sollen. Diese Fabrot'sche Methode 
bat besonders einen grossen Mangel, nemlich den, dass es ftlr dem 
Gebrauch höchst unbequem Ist, wenn man erst lange nach dem Texte 
suchen muss, zu welchem ein Scholiuni gehört, zumal in längeren 
Titele, in denen dieselben Buehstabenzeichen steh oft zwei« und 
mehrmal wiederholen. — Endlich nach einem dritten Phne sind die 
Schotten in Rubnken's Ausgabe des achten Buehes dfer Basiliken 
geordnet. Hier linden sich unter eine jede einzelne Stelle des 
Textes die Schotten zusammengestellt, welche zu derselben geboren 
aollen. Dieser letztere Plan ist es nun, den auch Heimbach nach 
einigem Schwanken in seiner Ausgabe befolgt hat. 

AHeia es ist nach des Ref. Brachten dieser Plan fast noch 
mehr ein verfehlter zfr nennen, als der der älteren Herausgeber. 
Dehn erstens erhalten durch diese Anordnung die Schotten schlecht* 
bin den Charakter von Anmerkungen zu dem Texte der Basiliken« 
£e hat aber bei weitem die Mehrzahl eine ganz andere Bedeutung. 
Es sind nemlich entweder Übersetzungen oder Auszüge von Stellen 
der Digesten, des Codex oder der Novellen, und Anmerkungen doxa, 
die einige hundert Jahre vor Abfassung der Basiliken geschrieben, 
nicht aber für oder zu den Basiliken gemacht worden sind. Es ist 
danach in die Augen springend, wie sehr die Mehrzahl der Schotten 
durch jene Anordnung in ein völlig schiefes Licht gestellt wird. 
Und noch mehr ist dies in Heimbacb's Ausgabe dadurch geschehen, 
dass hier sogar oft gegen die Ancterititt der USS. die Worte den 
Textest auf wekhe sieb angeblich die Schotten beziehen sollen, den 



Digitized by 



Google 



Recensirl von Herrn Prof. Dr. Zackariä zu Heidelberg. 497 

letzteren mit gesperrter Schrift vorangedruckt worden sind, wodurch, 
sie recht eigentlich zu Anmerkungen zum Texte der Basiliken gestem- 
pelt werden. Ref. will nur ein Beispiel an fahren, um zu zeigen, 
welche Verkehrtheiten dadurch entstanden sind. In den Basiliken 
Hb. XVIJ1. tit. 1. them. i. (7. 1, de inst, act.) heisst es vom dominus 
tabernae: ,,«x« & neu xata tw* cvrttXla^drTayp tqj rtooecTtSti <iov 
iQyaarrjQfov" , nach Heimbach's Uebersetzung: „habet autem et 
actionem in eos, qm cum institore contraxerunt." Hierauf folgt 
ein Scholium, welchem Heimbach die Worte: „fytt & xai" »habet 
autem et actionem a hat Vordrucken lassen. Es wird darin die 
Frage aufgeworfen Und beantwortet, ob es denn auch kommen könne, 
dass der, welcher ial i<p davt&iv d. h. peeuniis foenerandis prae- 
positus ist, verbindlich werde, so dass gegen leinen Herrn mit der 
institoria geklagt werden könne. Gewiss wird hiebei Jeder aus- 
rufen: was in aller Welt soll dies zur Erklärung der angegebenen 
Textesworte beitragen? Das Scholium istJn der Beziehung, welche 
ihm Heimbach giebt, durchaus unpassend. Betrachtet man aber 
die Sache näher, so zeigt sich, dass sich Heimbach, durch Fabrot 
verführt, geirrt hat. Jenes Scholium nemlich ist eine interrogatio 
und responsio aus dem Digestencommentare des Stephauus, und ge- 
hört zu /. 5. §.2. De institoria actione. Da wird gesagt, wer 
einen institor peeuniis foenerandis d. h. zum Ausleihen von Gel- 
dern bestelle, der sei in soll dum verhaftet. Ein Zuhörer des Ste- 
phanus hatte dabei folgenden Zweifel: der institor soll in dem an- 
gegebenen Falle nur Geld ausleihen; durch Gclddarlehne können ihm 
und dem Herrn Foderungen erworben, niemals aber Verbindlichkei- 
ten auferlegt werden; wie kann also möglicher Weise der Herr in 
soiidum verbindlich werden? Dieser Zweifel ist es, welchen 
Stephanus in dem angegebenen Scholium zu beseitigen sucht; in 
Heimbach's Ausgabe freilich ist diese Bedeutung und dieser Sinn 
des Scholiums nicht zu erkennen. 

Der zweite, mit dem voranstehenden zusammenhängende, Grund, 
aus welchem Heimbach's Anordnung der Scholien verwerflich er- 
scheint, ist dieser: Es sind bekanntlich nicht alle Stellen der jusli- 
nianeischen Rechtsquellen ohne Ausnahme in die Basiliken reeipirt, 
sondern vielmehr in nicht geringer Anzahl ausgelassen worden. Zu- 
weilen nun kommt es vor, dass aus den allen Bearbeitungen der Di- 
gesten u. s. w. Summen und Bemerkungen zu weggelassenen Stellen 
in die Scholien der -Basiliken mit aufgenommen worden sind. Alle 
solche Scholien müssen natürlich in Heimbach's Ansgabe der Basi- 
Krit. Jftkrb. f. d. R VY. Jahrg. VI. II. VI. 32 
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liken als ein referens sine relato erscheinen und uaverstÄndlicli 
bleibeo. (Eio Beispiel hat Ref. angeführt in den Wiener Jahrbb. der 
Literatur Bd. LXXXVII. S. 100. Not. 182.) 

Der dritte Grund endlich gegen jene Anordnung ist dieser: Es 
findet sich häufig in Heirabach's Ausgabe der Missstand, dass zn 
der einen Stelle des Textes ein Scholium hinzugefügt ist, welches 
sich zugleich auf vorhergehende*) oder gar nachfolgende Stellen er- 
streckt. So giebt Heimbach's Ausgabe zu Basti. Hb. Xlll. tit. f. 
cap. 1. them. 2. (— es ist /. 1. §. 2. commodati) folgendes, mit 
„Üvtlßog", dem Anfangsworte dieses Thema's, bezeichnete Scho- 
lium: Utrjßog avev inngonov iQ^apivos ov natiptai, ovr« ti peta 
**> Ißt* diXof "°rf?V> ovts (MtfOfiffog. xmitcu de oft Ü^ißMovp xal 
fr (#*> (hier war ein Punkt zu setzen,) $<p ok ** nXovaimBQog ysyo- 
ttr (hier oder hinter dem folgenden avrjßog sollte einComma stehen) 
awjßog v.tear^cor (muss heissen: xatfynat). »Impubes, qui sine 
tutore commodatum accepit, non tenetur, nee si post pubertatem 
dolum admiserit: nee furiosus. Sed convenitur ad exhibendum et 
in rem. In quantum autetn locupletior facta* est, impubes tenetur." 
Bei einer Vergleichung der betreffenden Stellen ergiebt sich sofort, 
dass dies nicht eine Anmerkung zu der angezogenen Stelle, sondern 
vielmehr eine Summe (wahrscheinlich des Cyrillus) zu /. 1. §.2. 
und zu /. 2* und /. 3. pr. commodati ist. 

Ref. will gar nicht davon sprechen, dass das Citiren einzelner 
Scholien nach Heimbach's Ausgabe viel schwerer ist, als nach 
Fabrol; so dass kaum abzusehen ist, wie ein künftiges Manuale 
Basilicohim wird passend eingerichtet werden können. Schon die 
angeführten Gründe beweisen zur Genüge, dass eine andere Anord- 
nung der Scholien hätte gewählt werden müssen, und dass es er- 
wünscht sein würde, wenn Heimbach in den folgenden Bänden eine, 
andre Methode wählen wollte. Vielleicht wäre der beste Plan der, 
welcher in so manchen Ausgaben der Klassiker nnd ihrer Scholiasten 
befolgt worden ist: nemlich oben auf jeder Seite den Text, darunter 
die Scholien, beide für sich und in ununterbrochener Aufeinanderfolge, 
drucken zu lassen, am Rande aber, wie bei dem Texte, so auch bei 



*) Am schlimmsten lieht et to.I.p.496. aus, wo (nach RuhnLen) eine 
Summe der /. 11. C. de procuratoribnt von Theodorus hl zwei Stücke aus- 
einandergerissen ist, wovon dai erste dem index der /. 11. C. «7., welcher den 
Text der Basiliken bildet, voran, das andere aber diesem Texte nachgestellt 
worden ist. 
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denSeholien kurz zu bemerken die Quelle, »der (bei letzteren) aoch 
die Textesworte, worauf sie sieb allenfalls beziehen*). 

Uebrigens hat Ref. Ober die Behandlung der Schotten in Heim* 
baeh's Ausgabe noeb mehr zu bemerken. In seiner Dissertation De 
Büsilicorum origine.... etque nova editione adernanda bat 
Heimbach selbst den Grundsatz aufgestellt, dass bei einer neuen 
Aas gab« der Basiliken aoch die Citate, die in den Basilikenscholien 
vorkommen, verbessert werden missten. „Cum denique", heisst es 
dann weiter a. a. 0. p. 160., „in singulis scheliis saepius multa 
legantur * diversis sc ho Haitis profeeta, $ed eontinua serie scripta, 
kmec omnia diUgenter seeemenda sunt, ita tit ex uno scholio, quot 
ouetortm adn+tationes in eo continentur, tot divers* sckoli* orian- 
tw." Beide Grandsitze hält Ref. für ganz richtig. Zwar die Citate 
gegen die Auetorität der HSS. gradezu za verbessern, dürfte nnr da 
erlaubt sein, wo eine offenbare Corruption vorliegt: in andern Füllen, 
d. h. bei kleineren Abweichungen, die möglicher Weise nicht Cor- 
raptiooea sind, würde eine kurze Bemerkung in den Noten passen- 
der sein. Hingegen das Trennen eines Scholiums in mehrere Schö- 
lten unterliegt keinerlei Bedenken. Das Zertheilen der Schölten in 
verschiedene Absitze ist im Ganzen erst eine Erfindung der Heraus- 
geber: ein jeder Herausgeber bat das Recht, hierin nach seiner 
besseren Einsicht von dem Vorgänger abzuweichen. In den HSS. 
ist, wie oben bemerkt, gewöhnlich nur durch einen grosseren Punkt 
u. dgl. angedeutet, wo ein neues Scholinm beginnt: zuweilen aber 
fehlen diese Cnterscheidungszeidien. Wo es nun an einem sicheren 
Anhaltspunkte in der Handschrift ermangelt, hat der Herausgeher 
nach seinem Urtbeile die richtige Abtheilung zu wühlen, sobald ein- 
mal, , was allerdings im Interesse der Leser zu billigen ist, Abthei- 
longen gemacht werden sollen. — Jene von ihm so richtig erkann- 
ten Grundsätze für die Behandlung der Schoüen hat nnn aber Heim-* 
bach in derThat bei seiner Ausgabe nicht befolgt. Als Grand giebt 
er in der Vorrede zum ersten Bande p. XII. Folgendes an: »Jrgu- 
memium autem seholhrum diügentius inquirere, et mMwime locos 
Corporis Juris et Basilicorum in sehotüs laudatos evohere et numeros 
corrigere 9 .i . • hoc certe ultra vires mens est» (Folgt eine Aufzäh- 
lung der Schwierigkeiten einer solchen Arbeit) " — Je mehr nun. 



*) Möchte et 4oek auch Herrn H. gefallen, in den folgenden Banden feiaer 
Ausgabe , die **mina proprio der Seholiaiten , wie lie in den Baiiliken«cholieii 
s. B. alt Ueberachriflen vorkommen, mit gesperrter Schrift drucken tn 
lassen. Der Gebranca der BasUikeMcaoiien würde dadurch um Vieles erleithtert. 

32* 



Digitized by 



Google 



500 BasiKconim libri LX. ed. HeimbmcL 

aber Bach dem Objgea den Scholien wenigstens theilweise eine 
grössere Wichtigkeit beigemessen werden niass, als dem Texte der 
Basiliken selbst, desto weniger werden Manche dem Herausgeber zu 
verzeihen geneigt sein, dass er wegen der Schwierigkeit des Unter« 
nehmens seine Pflichten vollständig zu erfüllen versXumt hat. Die 
Umgehung einer genauen Kritik der Ci täte verdient indessen in der 
That volle Entschuldigung. Es würde eine solche Arbeit eines jeden 
Heransgebers Kräfte tibersteigen, und es muss uns im Ganzen genO« 
gen, dass Heimbach's Ausgabe die Fabrot'sche an Gediegenheit 
und'Reichthum so weit übertrifft Endlich, wer die Basiliken und 
deren Scholien in einzelnen Fallen benatzt, dem wird es vielleicht 
besser, als einem Herausgeber des Ganzen, möglich sein, die nOtki- 
gen Berichtigungen zu machen. Wenn aber Heimbach es ausser- 
dem auch unterlassen hat, die Scholien verschiedener Verfasser so 
trennen, und überhaupt über die Quellen der einzelnen Scholien, wo 
der Name ihres Urhebers in den HSS. nicht angegeben ist, seine 
Vermut hangen auszusprechen, so glaubt Ref. allerdings, dass dieses 
ihm zum Vorwurfe gereiche. Der Werth eines Scholiums für Kritik 
und Exegese der justinianeischen Rechtsquellen hingt bat ganz von 
der Frage ab, aus welcher Quelle es geflossen sei. Diese Frage 
beantworten kann aber, wo die HSS. darüber keine Nachweisungca 
enthalten, nur der, der durch langes Studium mit den Scholien der 
Basiliken völlig vertraut geworden ist; und wer sollte jand konnte 
das mehr sein, als ein Herausgeber der Basiliken? Wenn also ein 
solcher am besten zu beurtb eilen versteht, ob ein Scholium ein Frag* 
ment aus dem Commentare eines alten Juristen oder eine neuere 
Bemerkung zu den Basiliken ist, ob ein Scholium von Stephan**, 
Anonymus, Cyrillus, Thaleiaeus oder Theodorus hcrrlkrt, so ist es 
eine dringende Pflicht desselben, an den betreffenden Stellen nach 
diesem seinem Urlheile die Scholien von einander zu trennen, und 
Ober deren Urheber seine unmassgebliche Meinung mitzutheilen. So 
z.B. das Scholium des Stepkanus bei Heinibach to.IL p. 592. ent- 
halt einen Zusatz eines neueren Seholiasten, der auf p. 595. wört- 
lich wiederkehrt, und in dem die Basiliken und sogar ein Scholium 
des Stephanus selbst zu einer andern Basilikenstelle oitirt werden. 
Ebenso to.tt. f. 4 13. das Scholium des Theodorus. Hotte hier niebt 
der Herausgeber angeben sollen, dass und wo der neue Zusatz be- 
ginnt? Ferner to. IL p. 1% 4. sind ohne in die Augen fallende Tren- 
nung zusammengedruckt ein Scholium des Anatolius und ein Scho- 
lium des Theodorus. Rotten nicht wenigstens diese durch einen Ab- 
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salz vaa einander getrennt werden sollen? Umgekehrt sind to. IL 
p. 646. zwei zusammengehörende Fragmente ans dem Codex des 
Theodorus mit Unrecht von einander getrennt: und 'dergleichen Bei- 
spiele Hessen sich noch viele anführen. 

Ueberbanpt hat He im ha eh den, nach des Ref. oben begrün« 
deter Meinung weit wichtigeren, Scholien vergleichsweise geringere 
kritische Sorgfalt gewidmet, als dem; wenigstens fDr den Interpreten 
des Römischen Rechts, weniger bedeutenden Texte. So z. B. ist es 
kaum zn rechtfertigen, dass er (freilich nach dem Vorgänge FabrotY) 
den Namen des Basilikenscholtasten, der im Genitiv manchen Scho- 
Ken vorgesetzt ist, und in HSS. durch iie Sigle nx (mit einem a 
Aber dem x und einem acutus daneben) bezeichnet wird, bald vpccUov^ 
bald ftxatov (sie), bald vixaicoq schreibt. Ebenso ist zn tadeln, dass 
er, wo Fabrot's Text und Uebersetzung von einander abweichen, 
willkürlich bald den Text nach der Uebersetzung, bald die Ueber- 
setzung nach dem Texte corrigirt. Wo der Name des Auetors eines 
Scholinms bei Fabrot nicht im griechischen Texte, sondern nur in 
der Uebersetzung steht, lässt er ihn zuweilen ganz weg, zuweilen 
eupplirt er ihn umgekehrt nach im Griechischen. (S. to. IL p. 489. 
not. au. p. 595. not. IL p. 613. not. y.). Warum nicht in solchen 
Fallen lieber an die so ausnehmend gefälligen Vorsteher der könig- 
lichen Bibliothek in Paris sich wenden, damit in der flS. naehge- 
seben werde?' Endlich die Scholien, welche aus den Basiliken in die 
HSS. 4er Synopsis Übergegangen and znm Theil von LabbS heraus- 
gegeben worden sind, hat Heimbach theils bei der Kritik der uns 
in HSS. fleht erhaltenen BasiJikenscholien theils bei der Restitution 
der Blicher, die ans entweder nur dem Texte nach, oder gar nicht 
licht erhalten sind, zu berücksichtigen vielfach unterlassen. Und 
wenn ans dagegen in Heimbach's Ausgabe zuweilen Scholien aus 
und za Tipucitus mitgetheilt werden, so ist dies wiederum nicht 
passend; diese Scholien, welche allerdings (fflr die byzantinische 
Reehtsgescniehte) interessant sind*), hatten wenigstens nicht im Texte, 
sondern in dea Anmerkungen abgedruckt werden sollen. 

B. Der zweite Punkt, Ober welchen ich einige Ausstellungen 
machen za müssen glaube, betrifft die Restitution der uns nicht 
fleht erhaltenen Stücke der Basiliken, und zwar des Textes 



*) So erfahren wir 2. B. am dem Sc/tohurn, weichet to. tt. p. 276. wahr- 
scheinlich ans diesem Grunde mitgetheilt ist, den der Vertaner des Tipucitut 
ein Schüler de* Garidat gewesen ist, während ich in meiner Delineatio $.40, 
den Tipucitut fflr älter gehalten hatte. 
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«der Basiliken: — denn Aber eine zu versuchend« Restitution Aar 
Scholien hat sich Ref. schon im Vorhergehenden hinreichend ausge- 
sprochen. — Unter Restitution eines verloren gegangenen Schrift- 
werks hat man dem Worte und der Natur der Sache nach zu ver- 
stehen, nicht eine Angabe dessen, was in jenem Werke gestanden 
hat, geschehe dies nun nach eigenen Vermnthnngen oder nach Rela- 
tionen alterer Schriftsteller, sondern eine Wiederherstellung der ur- 
sprünglichen Textesworte in der Aufeinanderfolge, in welcher sie 
sich in dem zu restitoirenden Werke fanden. Allerdings wird, wo 
eine solche Wiederherstellung nicht möglich ist, auch eine blosse 
Nachweisung über den Inhalt des Fehlenden namentlich aus lltereo 
Schriftstellern, die das vollständige Werk vor Augen hatten, »ehr 
willkommen sein; aber dies ist nicht Restitution and ist von a*er 
eigentlichen Restitution gar wohl zu trennen. Uebrigens können und 
dürfen begreiflicher Weise zu dem einen oder dem andern Zwecke 
nur solche Quellen benutzt werden , welche und wenn sie erweislich 
aus dem zu reslituirenden Werke schöpfen oder sich auf dasselbe 
bezieben. — Auch für die verlorenen Stöcke der Basiliken kann 
nun eine eigentliche Restitution und ebenso eine Nachweisung ita 
Inhalts des Mangelnden ans Alteren Schriftstellern versucht werden. 
Fabrot hat jenes unternommen, Heimbach aach dieses. Letzterer 
hat die eigentliche Restitution weit vollständiger und genauer gelie- 
fert, theils weil er mehrere Hölfsmittel zu Rathe gezogen, theils weil 
er überall seine Quelle genau angegeben hat. Aber Beide, Fabrot 
und Heimbach, haben darin gefehlt, dass sie, wie nachher gezeigt 
werden soll, erweislich Unechtes in ihre Restitution mit aufgenommen 
haben: und Heimbach ist noch ausserdem darin irre gegangen, daas 
er die Nachweisungen Ober den Inhalt des Fehlenden mit den Textes- 
restitulionen durchgängig vermischt hat. Den letzteren Irrthum be- 
treuend, glaubt Ref., dass in Zukunft vor Allem Beides sorgsam von 
einander zu scheiden wäre. Am Besten würde dies vielleicht so zu 
bewerkstelligen sein, dass auf jeder Seite obenan der Teil, so weit 
denselben zu restituiren möglich ist, unten auf der Seite aber (etwa 
mit kleinerer Schrift) die Relationen filterer Schriftsteller aber den 
zu reslituirenden Text gedruckt worden: etwa in ähnlicher Weise, wie 
in dem Bonner Corpus Juris AntejutUniani bei des Julius Pauiius 
Rcctptae Sententiae eine Trennung zwischen dem Texte und der 
westgolhischen Interpretatio gemacht worden ist. Was dagegen 
den zuerst gerügten Fehler der Fabro fachen und Heimbach'seben 
Restitutionen betrifft, so will Ref. denselben in der Art nachweisen, 
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er alle von Fanrot und Heim back för die Restitution der 
Basiliken benutzten Quellen in chronologischer Reibe durchgebt, wo* 
bei gehörigen Orte noch diejenigen Qoellea angeführt werden sollen, 
welche später von Heimbach ooeh zu benutren sein dürften. Es 
sind aber diese Quellen, welche ifaeils gedruckt theils anr handschrift- 
lieh vorbanden sind, folgende: 

1. Giossae nomicae. (Vgl. des Ref. Dciintatio §, 20., 4.) — 
Sie sind von Fabrot nnd Heim back benutzt worden: aber gewiss 
mit Unrecht. Dean sie sind weil Älter als die Basiliken und nicht 
Quellen der Basiliken: auch sind nicht einmal die Basiliken und jene 
Glossen aus denselben Quellen geschöpft. 

2. AI portal oder des Pseudo - Eustathius über de 
temporum intervattis. (Detineatio §. 20., 7.) — Diese Schrift 
benutzte schon Fabrot zur Restitution, wahrscheinlich in dem Glau- 
ben, dass sie nach den Basiliken geschrieben sei und ihr Verfasser 
aus diesen geschöpft habe, obwohl eine genauere Vergleich uog ihn 
sofort bfltte belehren mfissen, dass eine Verwandtschaft zwischen dem 
Text der jhmal und dem der Basiliken nicht bestehe. Neuere Unter- 
suchungen haben es ausser allen Zweifel gesetzt, dass jene Schrift 
lange vor den Basiliken geschrieben sei, und ihr Verfasser sogar aus 
Quellen geschöpft habe, die von denen der Basiliken gänzlich ver- 
schieden waren. Dies erkennt auch Heimbach an to. IL p. VU. 
Um so ua begreiflicher ist es, wie er sich dennoch durch Fabrot 
verleiten lassen konnte, bei der Restitution der Basiliken die (Jonal 
zu Ratbe zu ziehen. Zwar hat ein griechischer Jurist des Uten 
Jahrhunderts zn den Gitaten der Digesten, des Codex und der No- 
vellen, die sich regelmässig bei jedem Satze der QoncU finden, die 
entsprechenden Stellen der Basiliken citirt: aber, diese Basiliken- 
eitate nützen fflr die eigentliche Restitution nicht das Geringste, son- 
dern sind höchstens als Nachweisungen über den Inhalt verlorener 
Basilikeastellen, und auch da nur mit Vorsicht zu gebrauchen. 

3. Collectio constitutionum ecclesiasticarum. (Beim. 
§. 22., 7.) — Heimbach seheint es Fabrot ge wisser massen zum 
Vorwurfe zu machen, dass er sich dieser Sammlung nicht als eines 
Hflifsmittels zur Restitution der Basiliken bedient bah.e. Er selbst 
sagt Aber die Benutzung dieser, lange vor den Basiliken gemachten, 

Sammlung: „ Collectionem . . constitutionum ecclesiasticarum 

eodem jure adkibere me posse credidi, quo libro Eustatkit de diver- 
sis temporum pnescriptionibus usus sum. u ( Praef. to. IL p. Vll.) 
Aber heisst das nicht den einen MissgfiJF durch den andern rechtfer- 
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ligen? — Indessen darf nicht verschwiegen werden, dass sich viel- 
leicht die Benutzung dieser Sammlung noch eher rechtfertigen Hesse, 
als die der (>oncU. Nemlich die Digesten stellen in dem zweiten Tbcile 
derselben sind aller Wahrscheinlichkeit nach aus der Digestenbear- 
beitung des Anonymus genommen, derselben, aus welcher nach dem 
in der Einleitung Gesagten auch die Basiliken regelmässig geschöpft 
haben. Die fehlenden Basilikenstellen also, welche einzelnen in dem 
zweiten Theile der Collcclio constituUonum eeclesiasticarum vorkom- 
menden Digestenstellen erweislich entsprochen haben, könnte man 
aus dieser Quelle zu restituiren versuchen. Dennoch glaubt Ref. 
einen solchen Versuch entschieden verwerfen zu müssen, und zwar 
besonders deswegen, weil in der angegebenen Colleclio die Digesten- 
stellen aus Anonymus sich acht vorfinden, wahrend sie in die Basi* 
liken gewiss nur mit mancherlei Interpolationen (i$elL).tjviüpoi) über- 
gegangen waren. 

4. Ecloga Leonis et Constantinu (Delin. §. \Q.) — Diese 
hat Fabrot mit Recht nicht benutzt. Heimbacb hat sie in der zu- 
sammengestückelten Gestalt, in welcher sie in Löwenklau's Jus 
Gr. Rom. to. II. gedruckt ist, zu Rathe gezogen, ohne zu bedenken, 
dass sie Alter ist, als die Basiliken, nnd die Stellen aus den justi- 
nianeischen Rechtsquellen oft ganz willkürlich entstellt wiedergiebt. 

5. Scholia Basilicorum (Delin. §.38.), sowohl von Fabrot 
als von Heimbach benutzt. Beide haben jedoch nicht genug den 
Unterschied zwischen alten und neuen Scholien beachtet. Aus jenen, 
welche aus Schriften vorbasilischer Juristen excerpirt sind, also z.B. 
aus den Scholien des Stephanus, Enantiophanes u. s. w. können eben 
deswegen die Basiliken in keiner Weise restituirt werden. Dagegen 
könuen allerdings die Scholien neueren Ursprungs,, je nachdem in 
denselben die Textesworte selbst oder nur der Inhalt citirter Basi- 
likcnslellen referirt werden, bald zur eigentlichen Restitution, bald 
zu Nachweisungen Aber den Inhalt verlorener Stellen mit Erfolg 
gebraucht werden. 

6. Synopsis Basilicorum. (Delin. §. 39. J — Diese,— ein 
Auszug aus den Basiliken, in welchem regelmassig der Text der letz- 
teren, wiewohl mit Auslassungen und Abkürzungen, und in anderer 
Ordnung, aber mit genauen Citaten wiedergegeben wird, — ist un- 
streitig die ergiebigste Quelle für die Restitution der Basiliken. Sie 

'ist auch zu diesem Zwecke von Fabrot (nach IISS.) und von Heim- 
bach (nach der Ausgabe von Leunclajus nnd mit Rücksicht auf 
Labbaei Obss. in Synopsin) vollständig benutzt worden. 
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7* IleTQa, (Dehn. §. 41.,) eine Sammlung von Rechtsftllen 
ans dem Uten Jahrhunderte, bis jetzt noch angedruckt. In dersel- 
ben werden regelmässig citirt nnd wörtlich niitgetheilt die Basiliken* 
»teilen, welche bei den Entscheidungen von vorgekommenen Rechts* 
fällen in irgend einer Weise berücksichtigt worden waren. Besonders 
reich ist die neiget an Stellen ans dem 19ten Bnche der Basiliken; 
dagegen liefert sie fu> die übrigen zu reslituirenden Bacher ver- 
gleichsweise nur eine geringe Ausbeate. Es ist zu bedauern, dass 
weder Fabrot noch Heimbach die ntiQa besoaders bei lib. XIX. 
benutzt haben. Ref. besitzt die netqu in Abschrift, und wird Herrn 
IL für die folgenden Böchcr der Basiliken dasjenige daraus mitth ei- 
len, was zur Restitution zu gebrauchen ist. 

8. Tipucitus. (Vgl. Deli*. §. 40., und besonders auch Heim- 
bach in der Vorrede zu to. II. p. FL sqq.) — Auf die angebliche 
Wichtigkeit dieses Repertoriums für die Restitution der Basiliken hat 
zuerst Assemani aufmerksam gemacht. Nach ihm hat Pardessus ' 
zu diesem Zwecke davon Gebrauch gemacht: und Mai Einiges daraus 
im Drucke herausgegeben« Der jüngere Heinibach hat. einen grossen 
Theil davon abgeschrieben, und seine Abschrift ist von dem älteren 
Heimbach bei der Restitution besonders von Hb. XVIII. und XIX. 
der Basiliken vielfach benutzt worden, und soll auch weiterhin noch 
benutzt werden. Nach des Ref. Erachten jedoch kann für die eigent- 
liche Restitution der Basiliken nur selten von Tipucitus Gebrauch 
gemacht werden. In der Regel nemlich enthalt Tipucitus nur bald 
weitläufigere, bald kürzere Inhaltsangaben der einzelnen Stellen eines 
jeden Titels, und blos ausnahmeweise werden auch die Worte des 
Textes selbst angeführt. Regelmässig also würde, was Tipucitus bie- 
tet, zn der Klasse der Nachweisungen Ober den Inhalt verlorener 
Stellen, nnd nicht zu der Klasse der eigentlichen Restitutionen zu 
zählen sein. 

9« Michaelis Attalensis opus. (Delin. §. 45.) — Ist von 
Heimbach benutzt, und mit Recht. Denn es ist dasselbe ein kurzes 
Rechtsbuch, welches aus den Basiliken geschöpft ist und grössten- 
teils ans wörttieben Auszügen ans den Basiliken (nnd vielleicht auch 
ans deren Scholien) besteht. Weniger günstig ist freilich Hoim- 
bach'a Unheil über den Werth dieses Buchs für die Restitution der 
Basiliken (vgl. to. II. praef. p. VII.)\ allein Ref. glaubt fast, dass 
es Ueimbach unterschätzt bat. 

10. Der sg. Theodorus Hermopolita. (Delin. §. 46J — 
Ist für Fabrot eine Quelle der Restitution gewesen. Da sich jedoch 
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dieses Werk, insoweit es uns erhallen ist, nur auf die zehn ersten 
Bücher der Basiliken erstreckt nnd nur selten auf die folgenden Bö* 
eher Rücksicht nimmt, die sehn ersten Bücher aber ans jetzt voll- 
ständig vorliegen, so hat es seine Bedenlang als Quelle für Resti- 
tutionen verloren. 

11. Theodtri Balsamonis commentarius ad Pkotii 
Nomocanonem. (Delin. §. 51., 8.) — Des Photius Nomocono* 
ist bekanntlich nur eine Ueberarbeitung eines Siteren Werks« Dieses, 
und ebenso die Ueberarbeitung, stammt ans der Zeit vor den Basi- 
liken, und Beide sind daher für die Restitution der Basiliken gar 
nicht zu gebrauchen. Anders verhalt sich die Sache mit dem Com* 
mentar des Balsamon. Dieser hat den ausgesprochenen Zweck, bei 
allen Stellen der justinianeischen Rechtsquellen, welche im Nomo- 
canon citirl werden, nachzuweisen, ob und wo sie in den Basiliken 
stehen. Nun beschranken sich freilich ßalsamoo's Bemerkungen 
gewöhnlich blos anf diese Angabe, und bieten also nur entferate 
Nachweisungen über den Inhalt gewisser Basilikenstellen: indessen 
zuweilen führt er auch Worte des Basilikenlextes an, and wird daan 
Quelle für eigentliche Restitotionen. — Aus dieser kurzen Darstel- 
lung des Sachverhaltes ergiebt sich von selbst, dass Heimbach zwar 
allerdings Recht hat, wenn er auf Bnlsanton's Commentar bei der 
Restitution der Basiliken Rücksicht nimmt, dagegen anf einem Irr* 
wege sich befindet, indem er auch den Nomocanon selbst zu Ratbe 
zieht. 

12* Traetatut de peeuliis und Traetatus de creditis 
cum kypothcca sive sine kypolkeca. (Delin. §. 50., \.et% 
Erstcrer Tractat ist seit dem Erseheinen der Delmeatio von dem 
jüngeren Heimbach in den 'Avixd. to. 11. p. 2 A7. sqq., letzterer von 
Ref. in den Heidelberger Jahrbüchern 1841. S. 540. ff. herausgege- 
ben worden.) — Beide Abhandlungen, von Fabrot nicht benutit, 
wird Heimbach künftig bei der Restitution verlorener Bücher ge- 
brauchen können. 

13. Enchiridia juris privata (Delin. §. 42. ) y und ias- 
besondere die Epanagoge aueta (ibid. §. 42., 2. k.) nnd das . 
Prockiron au c tum (ibid. §.48.) — Die grösseren oder kleinere« 
Handbücher, die im 10. nnd in den folgenden Jahrhunderten von ver- 
schiedenen Juristen aas allerlei Quellen zusammengetragen sind, ent- 
halten regelmässig auch Stellen aus den Basiliken, und zwar in der 
Art, dass bald die Basiliken ab Quelle eitirt werden, bald nicht. Für 
die Restitution sind natürlich nur diejenigen Steilen mit Sicherheit 
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za gebrauchen, bei dem» bestiniett angegeben ist, dass sie aus den 
Basiliken genommen sind. Solche Stellen finden sieb theils als Be- 
atandtbeile der Titel, ans welchen die Handbficber bestehen, theils 
ia angeordneten Anhangen. Dies ist z. B. der Fall in dem Cod. 
Paris, reg. gr. 1367., aas welchem Ref. Einiges für üb. XXXV. 
BmsiL bereits dem Herausgeber mitgetbeilt hat: ferner in der Epa- 
nagoge eueta, wofür Ref. die Belege in seiner Ausgabe des Z7oo- 
X*Qog rifiog p. CXVIL seqq. not. 64. 73 — 75. 88. 90. 109. 111« 
115 — 117. gegeben bat: endlich in dem Proekiron auctum, welches 
nach in tit. XXV IL zahlreiche Stellen ans Text und Scholien des 
Hb. XXI. und XX1L der Basiliken enthält. Weder Fahrot noch 
Heimbach haben diese Haoo'böcher benotzt. 

14. Mattkaei Blastaris Sy Magma. (Deün.% 51., 10.) — 
Heimbach hat dasselbe als Hülfemillel zur Restitation gebraucht, 
was aber schwerlich zu billigen ist. Denn es kann mit Bestimmtheit 
behauptet werden, dass Blastems die Basiliken nicht unmittelbar 
▼or Augen gehabt hat, uod wo einzelne Basilikeastellen aus mittel« 
baren Quellen von ihm aufgenommen worden sind, finden sieh doch 
niemals Verweisungen auf die Basiliken, so dass er auch ia diesen 
Fällen aar Restitution nichts laugt. 

15. Harmenopuli Hexabiblus. ( Dehn. §.49.) — kt schon 
früher von Fabrot benutzt worden, und jetzt auch von Heimbach. 
Fabrot glaubte, dass Harmenopulus zum Theil unmittelbar aus den 
Basiliken geschöpft habe, und konnte sich deshalb zu einer Berück* 
siehtigung desselben bei der Restitution verlorener Basilikeastellen 
berechtigt glauben. Nachdem aber neuere Untersuchungen heraus« 
gestellt haben, dass Harmenopulus die Basiliken gar nicht zur Hand 
gehabt hat, sondern alle in seinem Handbuche vorkommenden Basi- 
likenstellen theils aus der Synopsis theils aus* der miQa genommen 
sind, bitte Heimbach*) von Harmenopulus eigeutlich gar nicht 
Gehrauch machen, sondern seine Restitutionen vielmehr lediglich auf 
die Synopsis und wo möglich auch auf die ftelga zu stützen suchen 
sollen **), — 

*) Heimbach erkennt jetzt seihst au, dass Harmenopoltii die Basi- 
liken nicht vor Augen gehabt habe. Vgl. Praef. ad to. II. p. V. : „Promptuarium 
Hmrmentpuif, quem non ex ipsi* Baef tieft , Med ex Syn*p$i majori hautitte etc.' 1 
Nor darin irrt H., dass er glaubt alle Stellen der Basiliken bei Harmenopulus 
seien am der Synoptit geschöpft; — ein Theil ist ans der nelqa genommen. 

**) Manche Stellen der Basiliken werden in den Novellen byzantinischer 
Kaiser, in Synodaldecreten u. dgl. in Lennclavii JGR. wörtlich citirt Allein 
nach des Ref. Untersuchungen findet sich hierunter nur Weniges, was für die 
Restitation verlorener Stacke der Basiliken zu gebrauchen wäre. 
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Fassen vir das bisher Gesagte zusammen, so halte Heinibach 
von den Hülfsmittcln für die Restitution der Basiliken, deren er bis* 
her sich bedient hat, mehrere durchaus bei Seile zu lassen, und nur 
einige wenige bis jetzt vernachlässigte noch zu Rathe zn ziehen. 
Uebrigens gilt dies nicht nur für die Restitution, sondern ganz 
dieselben Hülfsmiltel, die für diese 'tauglieb sind oder nicht, sind 
auch lauglich oder nicht tauglich als Hülfcmittel fflr die Kritik des 
erhaltenen Textes, bei welche», wie Ref. glaubt, recht wohl die 
Varianten aus Blastares, Harmenopulus u. s. w. , weil sie nur wenig 
glaubwürdige Zeugnisse aber die Lesart der Basiliken geben, un- 
beachtet und unbemerkt gelassen werden könnten. Sollte es Ref. 
glücken, Herrn Prof. Heimbach von der Richtigkeit seiner Ansich- 
ten über die Kritik und Restitution der Basiliken zu überzeugen, so 
würde sieb die Arbeit der Herausgabe einiger Massen vereinfachen, 
und um so mehr der Herausgeber Müsse finden, die oben geäusser- 
ten Wünsche über die Behandlung der Scholien zu erfüllen. — 

Der zweite Band der vorliegenden Ausgabe der Basiliken hat 
zwei Anhänge. Der erste enthalt nach Abschriften des jüngeren 
Heimbach einen nicht ganz vollständigen Abdruck von einigen 
Stücken des Tipucitus (lib. I—X1L XYL XFIL) ohne lateinische 
Ueberselzung, und fuhrt die Ucberschrift: „Parmtitla Tipuciti 
cum Basilicis collata", eine Ueberschrift, die Ref. entschieden 
missbilligen muss. Heimbach erwähnt selbst in der Vorrede zn 
diesem Bande (p. IX.) , wie Tipucitus nicht ein Name eines Juristen 
sei, sondern (nach der richtigen Ableitung von tl nov xefrai) soviel 
als Repcrtorium bedeute: warum also die Ueberschrift, in der doch 
wieder Tipucitus als Name des Verfassers gebraucht wird? Eben- 
daselbst weist ferner Heimbacb nach, dass das Buch nicht den 
Titel naQcmxXa führe,' wie denn auch dieser Titel demselben keines- 
wegs angemessen ist: warum nun doch wieder der falsche Titel 
naQ&tnXa in der Ueberschrift der Appendix? Endlich was der Bei« 
salz: „cum Basilicis collata" bedeuten soll, gesteht Ref. aufrichtig 
nicht zu verstehen. Vielleicht sollte es heissen; „cum Basilicis 
conferenda" in dem Sinne, dass hier ein Stück des Tipucitus mit- 
getbcilt würde, damit ein Jeder dies Buch nach Belieben mit den 
ächten Basiliken vergleichen könne. Indessen möge das eben Gesagte 
nicht so gedeutet werden, als ob Ref. überhaupt tadeln wolle, dass 
Ileiinbach ein Stück des Tipucitus habe drucken lassen; Ref. hält 
vielmehr dasselbe nicht nur an sich für interessant, sondern auch 
dessen Abdruck Air ganz passend, da es durchaus nolhwendig war, 
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dass von einem Buche, welchem der Herausgeber einen so grossen 
Einfluss auf die Restitution der Basiliken eingeräumt hat, eine Probe 
zur grosseren Anschaulichkeit mitgetheilt wurde. — Der zweite 
Anhang des zweiten Bandes enthalt auf 27 Seiten Addenda et 
Corrigenda ad Tom. L et IL editionis Basilicorum. Eine 
Recension des ersten Bandes in den Heidelberger Jahrbüchern von 
Herrn Prof. Deurer mit grossem Fleiase ausgearbeitet, bat den 
Herausgeber veranlasst, den kritischen Apparat für seine Ausgabe 
durch erstmalige oder wiederholte Vergleichung der Collectio con- 
stilutionum ecclesiasticarum, des Pbotianischen Nomokanon's, des 
Blastares n. s. w. zu vervollständigen, und es sind hauptsächlich die 
betreffenden Nachträge, die wir in jenem Anhange erhalten. Nach 
dem, was Ref. oben Ober die Hölfsmittel für die Kritik und Restitu- 
tion der Basiliken gesagt hat, kann er freilich diese Notizen nicht 
in dem Grade hoch anschlagen, in welchem das Sammeln derselben 
Müsse und Fleiss gekostet hat. Auch Prof. Deurer würde gewiss 
nach den neueren Untersoohengen Ober das Alter und die Quellen 
jener angeblichen Hölfsmittel für die Kritik und Restitution deren 
Benutzung nicht mehr in gleicher Masse för wichtig oder ntffhig hal- 
ten, als er dies früher thun zu müssen geglaubt bat. 

Ref. schiftesst diese Recension mit dem Wunsche, dass Herr 
Prof. Heimbach dieselbe freundlich aufnehmen möge. Gewiss Ref. 
Hätte im Lobe freigebiger, im Tadel sparsamer sein können. Aber 
sein Tadel bezieht sich am Ende doch lediglich und allein auf die 
Behandlung der Schotten und die Restitutionen: wenn er noch sonst 
Etwas getadelt hat, so war es nnr das, dass uns ein fast allznreicher 
kritischer Apparat in der neuen Ausgabe geboten wird, und ist dies 
kaum ein Tadel zu nennen. Ref. glaubte voraussetzen zu dürfen, 
daas ier entschiedene Vorzug der neuen Ausgabe vor den filteren 
and namentlich der Fabro tischen bereits allgemein bekannt und an- 
erkannt sei. Es mussle ihm deshalb eine ausführliche Lobpreisang 
entbehrlicher erscheinen, als die Ausstellungen, die er machen zu 
mfltsen vermeinte. Denn diese haben bei der neuen Ausgabe, die 
wohl, wie die Fabrol'sche, wieder für zwei Jabnhuaderte wird aus« 
reichen müssen, vergleichsweise einigen Werte. M*ge Herrn Prof. 
fleimbaeb Kraft und Math zur baldigen Vollendung eines Unter- 
nehmens werden, weiches in jeder Hinsicht die wärmste Theilnahme 
verdient« 
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I. Die katholischen Zustände iiuBadeiu Mit urkundlichen Bei- 
lagen. Regensburg, 1841. 

IL Die katholischen Zustände in Baden mit steter Rücksicht 
auf die im J. 1841. zu Regensburg erschienene Schrift unter glei- 
chem Titel. Von JDr. C. F. ÜTebeniug, Staatsrath und ehe- 
maligem Präsidenten des Grossh. Badischen Ministeriums des Innern. 
Carlsrune, 1842. 

Recensirt 

von 

Herrn Prof. JDr« üa*peyretj " Halle. 

Erster Artikel. 

„Es ist aller Grund vorhanden anzunehmen 'S heisst es in der 
Vorrede der bekannten Beitrage zur Kircbengeschichte des 
1$. Jahrh. in Deutschland, „dass mehrseitig ihoKche Beitrige 
wie die gegenwärtigen gesammelt worden sind, und dass nur gin- 
stige Veranlassungen abgewartet werden, davon Öffentliche Mitthei- 
long zu veranstalten." Ob zu diesen damals tu Aussicht gesteUles 
Geschenken die erste der obigen Schriften gehöre, ob sie derselben 
Feder, wie jenes berechtigte „rothe Buch", ihren Ursprung ver- 
danke, lassen wir unentschieden ; an Werth siebt sie, wir mögen auf 
Form und Fassung oder auf deren Inhalt aeben, jenem Libelle des 
L 1835. in Nichts nach, und beider Tendenz ist dieselbe, gleich 
gehässig nnd gleich verwerflich. Schon das aus Thocydides ent- 
nommene Motto: „Wenn man die Gleichberechtigten nickt bedruckt, 
so giebt das eine stärkere Macht, als die Uebergriffe, welche man 
sieh im Hocbmotbe des Glücks bei der Bedrängnis* Andrer erlaubt", 
mehr noch die kurze Vorrede geben Ziel und Gesinnung des anonymen 
Verfs. zu erkennen. Ein flüchtiger Blick aber in das Buch selbst 
wird vollends genügen, um jeden Zweifel zu beseitigen, wie es niebin 
als leere Worte sind, wenn der Verf. in der Vorrede die Versiche- 
rung giebt, dass er „nach den Grundsätzen des Rechts und der Bil- 



Digitized by 



Google 



Schriften aber die katholischen Zustande in Buden. Sil 

ligkeit", nicht „üb allgemeines Aufsehen zu erregen, sondern innere 
Verständigung herbeizuführen ", die katholischen Zustande Badens 
untersuchen und darstellen wolle, dass der Wunsch „aufrichtigen 
Friedens und dauerhafter Beruhigung, die dem Lande zur dringenden 
Notwendigkeit geworden ", seine Schrift veranlasst, keineswegs 
„•ine augenblickliche Leidenschaftlichkeit zur übereilten Qeffentlich- 
keit getrieben" habe. Auf Anschuldigung und Verunglimpfung der 
Badisehen Regierung ist die Intention des Verfs. wenn nicht allein, 
doch zunächst gerichtet, die „geschichtliche Deduetiou" der dor* 
tigen Zustande der katholischen Kirche weniger die Aufgabe selbst, 
als das Mittel zum Zweck. In diesem Sinne kann man auch dem 
Verf. das Zeugniss nicht versagen, dass seine Schrift ein nicht 
gemeines Geschick bekunde; doch beneiden wir ihm weder diesen 
Ruhm, noch zweiflen wir, dass auch ohne die treffliche Widerlegung, 
welche diese Beschwerdeschrift gefunden, kein unbefangener Leser, 
selbst des Auslandes, Bedenken getragen hätte, sie „als ein unbe- 
gründetes Pamphlet zu behandeln", so sehr schwächt der Verf. durch 
die Form seiner Darstellung und durch die Art, wie er bekannte und 
neu milgetheilte Data für seinen Zweck benutzt, von vorn herein das 
Vertrauen auf die Glaubwürdigkeit, welche er in Anspruch nimmt» 
Nicht dass wir auf diese Anklageschrift ein besondres Gewicht leg- 
ten, vielmehr nur um der Wichtigkeit des darin erörterten Gegen* 
Standes willen, und wegen des allgemeinen Interesse, welches den 
katholischen Kircheii Verhältnissen der Gegenwart zugewendet ist und 
nanniehfache Befriedigung in der Gegenschrift 6ndet, zugleich nm 
die Parthei, deren eifrigstes Bestreben ist, Unfrieden zu säen zwi- 
schen Staat und Kirche wie zwischen den verschiedenen Confes* 
sinnen, naher zu eharacterisiren , kann deren genauere Beachtung 
und Beleuchtung rathsam und erwünscht erscheinen. 

Wer Ar Kirchenrecht und neuere Kirchengeschichte sich in* 
teressirt, wird gewiss jeden, auch den geringsten Beitrag zur kirch- 
lichen Statistik unserer Zeit mit Dank erkennen; je zuganglicher 
und reichlicher das statistische Material wird, um so ober darf der 
Wunsch, sagen wir lieber das Bedürfniss eines ähnlichen Werks Er« 
föllong hoffen, als uns für die Zeit vor den politisch-kirchlichen Um- 
walzungen der J. 1803 — 6. in Staudlin's bekannter, immer noch 
unentbehrlicher Arbeit gegeben ist. Die heutigen Zustande beider 
Kirchen, welche aus dieser Periode totaler Umgestaltung aller Lebens- 
verhaltnisse hervorgegangen sind, historisch zu entwickeln, und die 
Faden darzulegen, durch welche der kirchliche Organismus der 
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Gegenwart immer noch, wenn schon je in den einzelnen Deutschen 
Staaten io verschiedenem Maasse mit den ans früherer Zeit überlie- 
ferten, nnd bis in das vorige Jahrhundert ziemlich gleichförmig and 
unverändert erhaltenen Einrichtnngen verknüpft ist, das tbtit nicht 
minder dringend Noth, soll anders für die bald vor-, bald rückwärts 
strebenden kirchlichen Bewegungen unsrer Zeit, ja nur für die 
faclisch gegebene Organisation der Deutschen Kirche richtige Wür- 
digung und volles Verstftudniss gesichert sein. Die grossen Schwie- 
rigkeiten, welche bei solchen historischen und statistischen Ver- 
suchen überwunden werden müssen , um die Zuverlässigkeit und 
Genauigkeit zu erreichen, welche den Werth derartiger Beitrage 
bedingt, sind wir, durch eigene Erfahrung belehrt, gewiss zu ver- 
kennen weit entfernt. Wer indessen durch seine bürgerliche oder 
amtliche Stellung, durch seine persönlichen Verbindungen so begün- 
stigt wird, dass er sogar diplomatische Actenstücke mitzat heilen im 
Stande ist (die Beil. No. I. giebt eine Note, welche im J. 1810. der 
Französische Minister der auswärt. Angeleg. an den damaligen Ba- 
sischen Gesandten in Paris, spateren Minister des Innern, Freih. 
v. Andlaw richtete, die Beil. No. II., und zwar „nach dem Original 64 
ein darauf bezügliches Schreiben des Erb -Grossherz. Carl), dass 
ihm sowohl eigenhändige Cabinets- Befehle (Beil. No. III.) als Ver- 
handlungen des Staats-Ministerii (Beil. No. V., ein „dem Original- 
Entwurf" entnommener Auszog aus einem Gutachten ^es Ministers 
Winter v. J. 1823. über den damals viel besprochenen Religions- 
wechsel des Gutsherrn, Pfarrers und grösseren Theils der v. Gern- 
mingen'schen Gemeinde Mühlhausen) zu Gebote stehen, f&r den 
wftre es gewiss ein Leichtes gewesen, sich auch über geringfügigere 
Thatsachen die vollständigste und sicherste Kunde zu verschaffen; 
und je grösser die Zuversicht ist, womit unser Anonymus den TbaU 
bestand darlegt, welcher seine Beschwerden und Beschuldigungen 
rechtfertigen und bewahren soll, um so mehr müssen ihm die zahl- 
reichen Berichtigungen, welche seine Angaben in der Gegenschrill 
erfahren, zu gerechtem Vorwurfe gereichen. 

Wer wollte andrerseits es unbedingt tadeln, so Jemand, aus 
freier Wahl oder amtlichem Berufe, als Vertreter seiner Glaubens- 
genossen aufzutreten sich veranlasst fühlt, um das ihnen drohende 
oder zugefügte Unrecht darzulegen und abzuwehren? Die vielfach 
sich widerstreitenden Interessen nicht bloss des Staats und der Kirche 
überhaupt, sondern aoeh der verschiedenen christlichen Confes« 
sionen vollständig auszugleichen und zu einer allseitig befriedigenden 
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Orgasrinaftion der kirchlichen Verfassung mit Verwaltimf ca getnogea, 
ist freilich eiae Aufgabe, denen vollkommene Lösung schwerlich, 
jemals auf dem Gebiele der Innern Staatspraxis zu hoffen stebu Dies 
Ziel aber anzustreben, muss sich die Gesetzgebung nicht minder als 
die Wissenschaft berufen fühlen, und so kann es beiden nur er- 
wünscht sein, wenn die b erteilenden Einrichtungen einer kritische* 
Prüfung unterworfen werden, um die vorhandenen Mangel und Gebre- 
chen aufzudecken, und durch Wünsche oder Vorschläge eine dem 
Wohl und Wesen der Kirche gemässere Gestaltung des religiösen. 
Lebens vorzubereiten. Die nächste Aufforderung, um nicht zu sagen: 
Verpflichtung, hat dazu, wer selbst der Confession angehört, deren. 
Grundprinzipien, Interessen und Bedürfnisse die territoriale Geetai* 
tuag des kirchlichen Organismus zu verletzen, gefährden oder unbe- 
friedigt zu lassen scheint, und je weniger wir es verbellten kennen 
oder wollen, dass uns in den katholischen Zuständen Badens, wie 
sie in den letzten vier Decennien nus völliger Zerrüttung des Kir- 
ehenwesens sieh zu einer neuen Ordnung der Dinge entwickelt und 
festgestellt haben, Einzelnes einer bessernden Hand wohl bedürftig, 
und eine Refbrin, die nur das richtige Maass eben so sehr als Kev 
der Theile Rechte und Interessen festhalten mttsste, in kirchlicher 
Hinsicht billig und erspriesslich , in staatlicher ungefährlich dünkt, je 
klarer es vorliegt, dass auch die Regierungen diese Seite unserer 
öffentliche* Einrichtungen keineswegs als abgeschlossen, geschweig« 
denn als innerlich vollkommen erachten, je zuversichtlicher man da-* 
her deren Bereitwilligkeit voraussetzen darf, keinem Beitrage zu 
richtigerer Würdigung dieser Verbältnisse, möge er auf' amtlichem 
Wege oder in Form litterarischer Erörterung, als Beschwerde oder 
in Wünschen and Vorschlägen hervortreten, Beachtung und reifliche 
Erwägung zu versagen, um se weniger soll unsrerseits den Verft 
bloss um deshalb ein Tadel treffen, weil er „ seinen Bedenken und 
Wünschen die Gestalt lauter Klagen und unumwundener Forderungen 
gegeben hat. Selbst das entschiedene Festhalten des confessionellen 
Standpunkts können und wollen wir nicht unbedingt tadeln; wird 
doch sogar in rein historischen Erörterungen kirchlicher Angelegen- 
heiten da» Interesse für die eigne Kirche offen hervortreten, und 
der frischen Lebendigkeit der Darstellung, welche von solcher in- 
nerer Theilnahme des Verls, bedingt ist, der vermeintliche Verzug 
völliger ObjectirU*t wohl zum Opfer gebracht werden dürfen. Und 
eben so scheint es uns nicht schlechthin verwerflich, wenn Beschwerde- 
Schriften, wie die vorliegende, sieh auch über die Persönlichkeit derer 
KriL Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. tf. VI. 33 
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v er br e iten , welche auf das kirehlie^ Leben «ad dessen Gestaltung 
einen entscheidenden Eiufltis* zu Oben vermögen, oder gar durch 
ihre amtliche Stellung berufe« sind. Allein oiemals wird doch das 
Interesse für die Glaubensgenossen , zu deren Vertretung nun sieb 
gedrungen fault, bis zu solcher Einseiligkeit nnd Leidenschaftlich- 
keit sich steigern dürfen, dass man fremdes Recht gar nicht »ehr 
»•erkennt, sondern die eigne Kirche als die allein berechtigte be- 
trachtet, oder dass die Nichterfüllung gehegter Wünsche ohne weitres 
mit dem Vorwurfe der Rechtsverletzung und Unterdrückung gestern* 
nelt werde. Die Zuversiebt der persönlichen Ueberzeugung soll nicht 
svn -Wahne eigner Unfehlbarkeit werden, noch in dem Verhallen 
des Gegners, welches man missbilligen' zu müssen glaubt, immer nur 
hose Absicht und geflissentliche Zurückweisung jeder Belehrung 
suchen. Weder zu Blisdeutungen oder Reticencen, noch so gehäs- 
sigen Verdrehungen und vagen Anschuldigungen wird der Wunsch 
glücklichen Erfolges seine Zuflucht nehmon dürfen und bei aller Ent- 
schiedenheit des Angriffs muss er doch immer nur der Sache gelten 
und der Wahrheit die Ehre geben, nicht auf Schmähung uns! ner- 
stfrfiebe Erniedrigung des Gegners gerichtet sein. Denn das Ziel, 
welches solche Erörterungen erstreben, darf nur das wahre Wohl 
der Kirche wie des Staats sein, also nicht Erbitterung und Verwir- 
rung, nicht Unfriede und Haas, nicht Steigerung der Schwierigkeiten, 
welche sich dem harmonischen Zusammenwirken der Staats- und 
Kirchengewalt entgegenstellen, sondern möglichste Ausgleichung 
und Versöhnung der ihrer schützenden und fördernden Vertretung 
anvertrauten, vielfach freilich sich durchkreuzenden Rechte und 
Interessen. 

Von dem allen findet sich bei nnscrmVerf;, wie in den meisten 
Flugschriften, welche die neueren Kirchenwirren hervorgerufen 
haben, leider das gerade Gegenlbeil. Auf Einzelnes, was zu nähe- 
rem Belege dieses allerdings harten Unheils dienen kann, werden 
wir im weiteren Verlaufe dieser Anzeige zurückzukommen genüthigt 
sei», namentlich auf die misdeutende Kritik, welcher der Verf. 
(8.48—53.) die bekannte Verordn. v. 30. Januar 1839. unterwirft, 
und welche wir böser Absicht zu zeihen um so weniger Anstund 
nehmen, als trotz aller gegebenen Blossen doch eine zu vertraute 
Bekanntschaft mit der gesäumten Verfassung und Verwaltung der 
Badischen Kirche bekundet wird, um die Folgerungen und Vorwürfe, 
weiche der Verf. auf den Inhalt jener Verordn. gründet, für ernst* 
Jtd* gemeint und ans wahrer Ueberseugung hervorgegangen gelten 
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sä luseen. Aach des bHteru Tadels mögen wir nicht weiter gedenk 
keu, weieher bald ii lieblesen Cbaraeteristtken über einzelne Mflnucr 
(&27. 36« 51. 57.)» bald in vagen Urt heilen Ober das Gesammtrer* 
kalten der kirchlichen Behörden (S.48. 58.) ausgegossea wird, and 
de« selbst der ganze Beamtenstand Badens nicht entgeht, indem ihm 
der Verf. , hinweisend auf das Verfahren des Römischen Stahls bei 
der Wahl des Erzbiscbofs Ignaz (Demeter) im J. 1837.,' wahre 
Staats Weisheit abzusprechen sich nicht scheuet (S. 70.)* Wie atte 
Schritte der Regierung, detreo der Verf. seine Beistimniuog versagen 
zu missen glaubt, immer nur als bewnssle Hintansetzung der katho^ 
liscken Interessen, als absichtliche Schmülerung und Hemmung der 
bischoflichen Gewalt, als Beförderung onkirchiicher Tendenzen, als 
Begünstigung der protestantischen Unterlhanen aufgefosst und be- 
zeichnet werden, wie bei dem Verf. in den munnichfaltigslen Formen 
und Ausdrücken stets der Vorwurf einer Verfolgung, 'Bedrückung, 
Misshandlung seiner Glaubensgenossen wiederkehrt, davon giebt fast 
jedes Blatt seines Büchleins Zengniss. So weit gebt sein leiden- 
schaftlicher Eifer über die vermeintlich feindselige Gesinnung der 
„protestantischen" Regierung (so* beliebt er sie vorzugsweise 
zn nennen), dass er selbst von „Sclaverei der Katholiken" spricht 
(S. 55. 56«), und in einer Massregel der Regierung, welche hoch* 
stens, selbst nach desVerfs. unrichtiger Darstellung, der Tadel eines 
wohlgemeinten Fehlgriffs treffen konnte, eine Bestätigung finden wiH 
für „die leidige Erfahrung, dass gegen die Katholiken alles recht 
ist, für sie aber nichts M (S. 70.). Noch unverhohlener tritt des 
Verfs. Gesinnung hervor, wenn er, der „protestantischen Regierung** 
den „Protestantismus" snbstituirend, seinen Klagen Ober Bedrängnis» 
der Katkoliken die gehässigsten Vorwürfe und Insinuationen mit den 
Worten unknflpft: „Fürchtet der Protestantismus überhaupt Ate katbo* 
„liseuc Dogmatik? das ist bei seinem Bunde mit der uHmtchtigen 
„ Phttosophie doch kaum glaublich« Will er die Katholiken zwingen, 
„seine Aufklärungen anzunehmen? das kann er bei seiner ausgespro- 
„chenen Toleranz und der Achtung der Freiheit Andrer nicht wollen. 
„Hat er die Absicht, die Katholiken des Landes zu protestantisiren? 
„nickt mOglieh, da die Katholiken nicht protestantisch werden wollen. 
„Sieht er den schlnmmerhaften Znstand des Kathelicismus im Lande 
„ab ein Zeichen seines baldigen Todes an? er konnte auch ein Vor- 
„bot* des Brwaehens sein. Sind ihm die Katholiken zu linkisch und 
„dumm? das sollte ihm reckt sein, weil ihm die Fronde bleibt, sich 
„•kor nie an erheben and ihrer zu spotten." (S* 49.) Bebet seien« 

SS* 
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Aeossereagca kann wahrlich das unbefangene Urlheil nicht zweifel- 
haft sein) aber wenn es mehr 4a* des Bedauerns and Mitleiden* ist, 
dass der Verf. io solchem Maasse vergessen konnte« wae er, wir 
wollen nicht sagen, seinen Gegner, sondern was er sich selbst and 
seiner Kirche schuldig war, so ist kein Tadel stark genog ftr die 
vielen aufreizenden nnd Unfrieden fördernden Beraerknngen , welche 
er seiner Darstellung einwebt Man kann es dem Verf. tu gute hal- 
ten, wenn er die bekannte Denkschrift über die Wessen her g'sche 
Angelegenheit v. J. 1818. einen „ Staatsfehler 44 nennt, „verschuldet 
durch eine beschrankte protestantische Ansicht' 4 (S. 33.)» allenfalls 
auch wenn er, von curialistischcr Ansicht geleitet, in dem Verhalten 
der Regierung das Streben findet, „dem Pahste Kirchenrechte zu 
nehmen, um sie dem Erzbischofe zu geben, und diesen nur nach 
Wohlgefallen handeln 44 zu lassen (S. 55.)* Aber wenn er seinem 
Tadel die Frage anfügt: „war es im Hinblick auf die Selbsterhak» 
„tung klug, war es in politischer Beziehung würdig, die unteren 
„Krttfte zum Beistand in dem Kampfe gegen die kirchliche 
„Auetoritat aufzuregen und herbei zu rufen?' 4 wenn er jene 
Beschuldigung zu dem Vorwurfe steigert, dass die Regierung „sieb 
auf den Boden der Willkür stelle und dadurch selbst den Gehorsam 
der weltlichen Gesetze untergrabe 44 , und zu der Warnung sich be- 
rufen und ermächtigt glaubt: „Wer heutzutage noch nicht weiss, 
dass der Gehorsam zufotzt nicht auf der Gewalt d«s Befeh- 
lenden, sondern auf dem Willen der Gehorchenden berubt, 
und nur Gott die Geister beherrscht und dem Willen zum Guten 
Gnade verleiht, der darf sich keiner erhaltenden Grundsatze rühmen", 
so leben wir der vollen Ueberzougong, dass selbst im Kreise der 
eifrigsten Katholiken solche aufwiegelnde Aeusserungea niebt die 
Entschuldigung unbesonnener Uebereilong finden, sondern die unge- 
theüteste Indignation erregen müssen; jedenfalls werden sie neben 
den anderweitigen Belegen, welche wir für unser Urtheil beigebracht 
haben, mehr als genigen, nm Tendenz und Haltung dieser Schrift 
in ihrer ganzen Gehässigkeit uud Verwerflichkeit erkennen zu lassen. 
Wie beklagenswertb aber auch dies neue Froduct der polemi- 
schen Tagesschriftstellerei ist, Gutes ist gleiohwohl aus Bösem er- 
wachsen, und in gewissem Sinne darf man sieh des Erscheinens die- 
ser Schrift freuen, Dass aJL die gehässigen Beschuldigungen, weiche 
vor einigen Jahren das rothe Buch gegen die Preussisebe Regierung 
erhob, keine grfindlicbe und vollständige, wenn auch nur halb offi- 
eieüc Entgegnung gefunden beben, welebe auf Grund amtlicher 
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gelles die Za*l!ade 4er kathoJiscbea Kirche Prenssens in ihrem 
wahren Sachverhalte dargelegt kitte, 4m Intal gewiss Viele mit 
us lebhaft bedaaert. De» Kundigen wnd Unbefangenen hat zwar 
Wert* qbiI Bcdeelaag jener Sehmihscbrift nicht zweifetbaft bleibe» 
kewnen; je ssebr aber bei der grossen Masse des Paniken», selbst 
des s. g. gebildeten (aail aa diese batle sieb, gleicb eiaesi grosse» 
Tbeifo der dareb die Celuer Wirres hervorgerufenen Litterater; 
, jener LibeH vorzugsweise gerichtet), Tbatsaebea ianaer "das eot- 
sebeidendste Gewicht babea werden, oai se siebrer aad leiebter hatte 
der Naebwets *ea der LSgcehaftigkeit and l; »Zuverlässigkeit der de» 
Angriieo za Grande gelegteo feetiseben Dala die Kraft der erbe« 
bcaen Besebwerdea and Aasebnldigangea gebmeben; von Miawftttge» 
kernte das Stillschweigen, zu welebem das gale Bewassteein reibe» 
moebte, als Gestaudniss gedeutet werden» Mi4 freudigem Danke bat 
nun es daber za erkennen, dasa der Badiscben Lügen- and VerfeenK 
danguschrrft ein Mann wie Hr. Staalsratb Nebeaias efeuen Antlitzes 
entgegengetreten ist f and weder von der Uuerfreeliebkeit solcher 
Angine- Arbeit neeb von der Besorgniss neaer Vernngtimpfuugen sieb 
bat absebrecken hissen , die Bebaapkingen and Anschuldigungen 
seiaes aaoaymen Gegners aaf ibrea wahren Gebalt aad Weetb zw* 
rüekzafilbrea ; nicht minder/ dass derselbe dies als seine Bauptuet- 
gabe erachtet bat, Sebritl vor Sebritt der Bosch werdesebrift zn fol- 
gen, nad deren materielle faetisebe Unwahrheit darzutbuu. Oben 
Zweifel N war dies fir die Widerlegung des Gegners der richtigste 
Slaadpeekt; zagleieb ist damit Aber die kirchlichen Zustlade Badens, 
der froheren sowohl ab der jetzigen Zeit, eine Reibe der interes- 
santesten Notizen gewonnen , fir deren Veriassliekkeit der wohlbc- 
wXbrte Naaie ^ Vcrfc. die wflnsebentwerlbeste Gnrantie darbietet, 
aad ftr deren Mtttbeilung ibm die Wissenschaft an so g ro s sere» 
Dank scbaldet, eis vielfach dndnreh der Bück in die kirchliche Vor- 
wakoeg dieses Bentsehen Laades erhellt ist« 

Sebwerlieb bitte der hier gestellten Aufgabe irgend Jeniawd 
ssebr gewaehsea seta kennen. Mit dem Vertbeite gröndttehater wie- 
senschaftKcber Bildung Terbindet unser Verf., eiast eine Zierde der 
Jhpertästf, eine reiche praktische Erfthrong, welche derselbe! gerne* 
aacb in Betreff der kireblieben Angelegenheiten seines Vaterlandes, 
erst als Mitglied, dann als Vorstand des Minister« des Innern no 
gewinne» Gelegenheit und Beruf bette; seit dem Aastritte ans dem 
aetivea Staatsdieaste za liUeririseher ThOtigkeit »aruekgekebrt, hat 
er aber aneh aeuerdiegs (S. 44. No***) seine Muse der Gesebtebte 
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jener mehr ab 60jährigen, höchst denkwürdigen Regierung des 
Grosse. Carl Friedrich gewidmet, in welcher theils zu der jetzigen 
politischen Bedeutung Raden*, theils zu- dessen nenerer kirchlicher 
Organisation der Grund gelegt wurde. So beruht des Verfs. Dar- 
stellung auf der umfassendsten und genauesten Bekanntschaft mit den 
Badisehen Verhältnissen, welcher selbst das unbedeutendere statisti- 
sche Detail zn Gebole steht. Dieser Sachkenntniss gesellt sich die 
Ruhe und Besonnenheit des wahren Staatsmannes, und verleugnet 
sich selbst da nicht, wo die Angriffe unmittelbar gegen des Verfs. 
Person gerichtet sind. Bei aller Indignation Ober Tendenz, Inhalt 
und Form der Beschwerdeschrift läset der Verf. nirgends einen ge- 
reizten oder erbitterten Ton anklingen, noch weniger zu persönlich 
verletzender Entgegnung sieh verleiten ; immer hat er nur die Sache 
▼or Augen, wie wenig auch die mannlchfachen Kunstgriffe Gnade 
finden, durch welche der Gegner seinen Klagen und Beschwerden 
den Eingang in die GemUther zu siehera, und die davon gehöhte 
Wirkung zu steigern beflissen ist. Weder leugnen wollen wir es, 
noch dem Verf. verdenken, dass derselbe zur Verteidigung 4sr 
Regierung aufgetreten, nichts unbeachtet fässt, was nur irgend zu 
Gunsten der von ihr beliebten Maassregeln geltend gemacht werden 
kann; und wenn er. bierin zuweilen zu weil gegangen sein möchte 
(S. 102. 106* 110. 123.), so spricht er.es doch auch mit unumwun- 
dener Offenheit aas, wo seines Erachtens die obersten Behörden oder 
deren untere Organe, von falschen Ansichten geleitet, Jen richti- 
gen Weg verfehlt, wenigstens nicht die angemessensten Manasanbmen 
erwählt hohen <S.37. 50. 61. 103. 131. Note*). In Form und Aus- 
druck bat er seine Erwiderung von dem Vorwurfe einer blossen Par~ 
theisebrüt frei zu halten gewussl, und bekundet auch darin seine 
Uabe&ngenheit und. UnpartheiKchkeit, dass er an mehr als einer 
SteHe seinem Gegner unverholen einrlomt r wie man die Regierung, 
wären anders die tbatsgchlichen Voraussetzungen richtig, auf welche 
jener seine Beschuldigungen stützt, von dem Tadel eines Min- und 
Eingriffs, einer bedrückenden Beeinträchtigung der Katholiken kaum 
würde freisprechen können. Auf die Ansichten unsere Verb, ttber 
des Verbftltaiss der Kirchen- zur Staatsgewalt und die Stellung der 
katholischen Kirehenverfassnng in und nur Landesorganisation, wel- 
che bald in ausführlicher Erörterung (S. 75. 78. 111.) dargelegt 
werden, bald nur andeutungsweise seiner Argumentation zum Stutz- 
punkte dienen« werden wir im weiteren Verlaufe dieser Anzeige 
noch naher einzugehen Veranlassung finden. Hier sei vorläufig nur 
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so viel brmerkt , duss er um allerdings öfters de» staatlichen Gesichts» 
pumbt zu entschieden festzuhalten, und gegenüber de« Prineiuiua 
mnd Riekeichtee, welche für die Staatsverwaltung der neueren Zeit 
bauptsicbiieh bestimmend geworden sind, den etgentlrihnJicheuj Zu« 
saamneabang nicht allseitig genug zu wMrdigea scheint, welcher m 
Katholicismus das äussere KircbearegiaieBt mit den Dogma verknüpft, 
dass aber doch tberuti sieh die Schrift voa dem Extreme eines an* 
bedingten TerrUoriaKsmos fera hilt, wahrend die earialistische An« 
sieht des Gegners immer in vollster Sehrolheit hervortritt. Oh nnsee 
Vert mit genügender Couseouenz den Grundsatz dttrtbgeftlbrt habe« 
welchen er seihst aufstellt (Vorr. S.V.), dass dem Staate eiae wei- 
tere Gewalt ober die Kirche ah das Schatz- und Aufsichtsrecht 
nicht viedictrt werden könne, oh er nicht das Gebiet der s. g. Imtermm 
eeehsimstiea zu eng begrenzt, dürfte nicht zweifellos sein; Anstoss 
hei den Katholiken zn erregen , hegt er aber so gewissenhalle Sehen» 
dass er, veranlasst durch eio Bedenken, welches eine etwas uube* 
stimmte Aeusserung bei Lesern dieser Cenfeesioa gefunden hatte, 
selbst gegen den Schein die entschiedenste Verwahrung einlegt, als 
oh er die Unabhängigkeit der Kirche in ihrer innern Sahire als aa- 
erÜssKch anzuerkennen nicht genei&t und gemeint sei. Und gerade 
die eoneiNatorisehe Gesinnung «nseres Verfs., welche sich nach uteri« 
bekundet, ist es, die wir schliesslich noch nrit ehrender Anerkennung 
hervorzuheben uns um so mehr gedrungen Ahlen, als leider unsere 
Zeit, im Leben wie in der LHterator, die Verschiedenheit der An- 
siebten und Bestrebungen zum schroffsten Gegensätze sich hat euU 
wickele sehen, wo unbegrenzten Forderungen sich der entschiedenste 
Widerwille gesellt, auch nur das geringste Zngestindniss zu machend 
Als das scheuste Ziel, welches die Regierungen gleich den Kirchen» 
obere, und Jeder zu seinem Theile, mit dem redlichsten Brüste er* 
streben misstenr, erseheint unserm Verf. dies, dass der Friede im 
Lande gewahrt und 'gesichert, Hess und Zwietracht unter den ver- 
schiedenen Confessiouce nie und nirgends geweckt werde. Se weit 
es zur Erhaltung des Friedens zwischen Kirche- und Staat uuerlass- 
Hch sei, misse von deren Leitern, unter Beiscitsetzeng aller un^ 
nutzen Streitfragen, zumeist eine versöhnende Vermittelung der ent- 
gegengesetzten Interessen und Ansichten gesucht werden. Den Per- 
tbeien gegenüber, welche in unsere Tagen zu unbefugter zudring- 
licher Einmischung in Staats- und Kirebenregiment nicht minder 
geneigt waren, als- zu unbegründeten, bald heimlichen, beM oJenee 
Beschuldigungen und au unbescheidener , nur zn eft unkundiger* 
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Kritik, erachtet unser Verf. dies als die schönste, freilich aneb 
schwierige Aufgabe der kirchlichen Obern des Landet, zu harmo- 
nischem vertrauensvollen Zusammenwirke« sich den Staatshehördea 
auzusebliessen , und hierin wird er bei allen, welche mit unbe/an» 
genem Urlheile die Gegenwart zu würdigen wissen, auf zustimmen- 
den Beifall mit nicht geringerer Zuversicht hoffen dürfen, als wir 
die Ueberzeugung hegen, dass trotz aller Verschiedenheit dtr An- 
sichten kein Leser des Büchleins, wenn ihm nicht Parthei- Interessen 
herber stehen, denn das Gemeinwohl, von dem Verf. mit anderen 
Gefühlen, als der aufrichtigsten Verehrung und Hochachtung schei- 
den wird. 

Der allgemeinen Beurtheilung der vorliegenden Schritte«, wel- 
che wir vorstehend versucht haben, specicllere Miltheilungen aus 
deren reichem Inhalte anzuknüpfen, glaubten wir uns nicht versagen 
zu dfirfen. Denn zu bedeutend erscheint uns der Gewinn, welche« 
Kircbengesehichte , Kirchenrecht und kirchliche Statistik daraus 
ziehen können, und die meisten Fragen, welche hier in besonderer 
Beziehung auf Baden erörtert oder berührt werden, haben jetzt ftr 
'das gesammle Deutschland eine erhöhte praktische Wichtigkeit, flu* 
die Wissenschaft ein bleibendes Interesse. Einriehtune; wie Beslis*- 
»sg beider Schriften schien aber eine etgenthömliche Form unserer 
weiteren Relation zu bedingen« Indem neulich der Verf. von No. L. 
eine chronologische Ordnung befolgt und nach drei Epochen so rubri- 
ckt: »Von dem ReichsdepeUtiousrecessbU zum Erlöschen der akeu 
Bitthumer" (vom 9. Mai 1803. bis 10. Feen 1817.), „ünlerhaad- 
lengea zur Gründung des Erzb. Freiburg" (1818. bis 21. OeU 1827.) 
und „Von der Einsetzung des ersten Brzbischofs zh Freihurg bis suf 
die neueste Zeit" (1827 — 1841.), seine Darstellung sondert, hat 
er verwandte meierten an ganz Verschiedenen Stellen seiner Schrift 
erörtert, und ausserdem nicht bloss durch zahllose Einzelnheiten, 
welche der historischen Darstellung eingeweht sind» die Uebersieht« 
liehkeit, sondern auch dadurch das Verständnis« erschwert, dass er, 
ohne Zweifel seihst Badeaser, offensichtlich sich an seine Landsleute 
wendet und bei dem Leser Bekanntschaft mit der Geschichte und 
gesummten Organisation des Landes, wie mit den wichtigeren kireh- 
lieben Angelegenheiten und Verhandlungen voraussetzt; eine Voraes- 
setzung, weichein weiteren Kreisen, selbst der Rechtskundigen, nur bei 
Wenigen autreffen dürfte* zamaLaoch dem bekannten Werte Leugner^ 
( Darstellung der Reehtsverh. der Bischöfe in 4er oheirbein» Kircheu- 
provinz) sowohl Übersichtlichkeit als , genaueres Eingehen in dit 
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Basische KircJMsrsermnmmg Mit Der >csth wo ed k**hr ift folgt aber 
Hr. Su-R. Neben ins Punkt filr Punkt, und je weniger es dabei za 
v ermeiden wir, hold noch mehr Specialen hervorzuheben, welche die 
Darstellung des An ony m us berichtigten und vervollständigten, bald 
eaf die Zeil vor de« J. 1863. zuriekzugehee, wo ncmlicb n dieser 
erst die jetzigen kirchücben Zustande ihre Erklärung finden, bald 
m politische Ereigeisse zu erinnern, welche auf die Enlwickeluag 
des inaern Staatsrechts von Baden eingewirkt beben, bald endlich 
des historisch-statistischen- Xolisea eine anhere Erörterung einzelner 
hirchen- nnd stnalsreckllieben Fragen an« and eiuzurethee, liegt 
zech in No. IL dasjenige, was nickt bloss loeales oder voruaea» 
gehendes Interesse bat, vielmehr allgemeiner Beaehtong wertb er- 
scheint, in bentcr Mischung nnd lerstrent in Text and Noten vor* 
Sinti ezeerptweiser Relation ans den vorliegenden Schriften erschien 
daher der Verseeh einer mehr selbständigen Darstellung sich an em- 
pfehlen, welche, unter Remission auf die wichtigeren Nittbcitungea 
unserer Verf. nnd gleichseitiger Benutzung andrer Hülfsmittel, so- 
wohl fther den Entwiekelnngsgung, den die kirekliebe Verfassung 
Badens genommen hat« als über die heutigen Zustande der kathe» 
lisehen Kirche dieses Landes einen Ueberbllck gewahrte. Dans wir 
dabei fast nüe Personalien, welche von untern Verff. in den Kreis 
der Erörterung gesogen siad, und gieichergestalt alle unerhebliche*, 
ren Leoeiiea anageschieden haben, wird entschuldigender Bevecwee- 
lung eben so wenig bedürfen, als* dass. wir uns erlaubt haben, mit 
dieser his4orisch~stfttistiscben Uebersieht der Badiseheii Kirchenver- 
fassung die nihere Erörterung einzelner kirchenrechtlichen Streit- 
fragen zu verbinden, welche, zwischen unsern Verff. verhandelt, zu- 
gleich für andere Deutsche Länder als wichtige und schwierige Pro* 
hleme der Wissenschaft wie der Gesetzgebung sich darstellen. 



I. Die Ansicht, als sei Ar unser beuliges Staatsrecht nnd für 
die Territorial -Kircheaverfassung der Gegenwart die Zeit des Deut- 
schen Reichs nicht viel mehr als eine bedeutungslose Vergangenheit, 
wird in unsern Tagen immer allgemeiner för irrig erkannt. Zn 
wie eigent heimlicher Gestaltung auch aus der raschen Folge von Um- 
wälzungen, welchen zu Anfang dieses Seeali ein seil Jahrhunderten 
ftberiieforter Rechtszustand plötzlich erlag, sieb die politischen und 
kirchlichen Verhallnisse der Jetztzeit entwickelt haben, ein volles 
and sicheres Versliitdniss derselben ist ohne veigleiehenden Rflck- 
lüiek auf Jene frohere Periode unseres Vaterlandes nicht zu bofen, 
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ttfi«l dem aufmerksamen Beobachter knmi es nicht «»ig eben, das« die 
Gleichartigkeit, welche auf diesen Doppelgebiete das öffentlichen 
Rechts der jetzigen Bundesstaaten in legislativer und administrativer 
Beziehung theils schon sanetieairt ist, theüs in Aussicht genommen 
nnd erstrebt wird, keineswegs in gleichem Maasse aaeb schon ins 
Leben abergegangen ist, hier vielmehr sieh vielfach sowohl die 
Erinnerang an die früheren Zustande, als der Einlhiss derjenigen 
Verhältnisse erhalten hat, unter weichen die einseinen, in neuerer 
Zeit erst zu grosseren Staatsgebieten vereinigten Territorien einen 
beistimmten confessionellen Gbaracttr froher gewonnen nnd bis sn 
Anfang dieses Jahrb. ziemlich unverändert bewahrt halten. In recht- 
lichem Sinne sind die Deutschen Bundesstaaten allerdings jetzt slmmt- 
Keh als s. g. territoria mixta anzuerkennen 5 fttr deren einzelne 
Lnndestheile aber ist dieser Gegensatz gegen die frohere Kirche»* 
Verfassung Deutschlands noch nicht zur vollendeten Thatsache gewor- 
den. Dies hat auch Hr» St.-R. Neben ius nicht verkannt, nnd wie 
er mehrfach zu richtiger Würdigung der seit dem J. 180$. ins Leben 
getretenen kirchliehen Organwation auf Einrichtungen der früheren 
Zeit hinzuweisen für dienlich erachtet, wird insbesondre von ihm 
die eonfessionelle Verschiedenheit hervorgehoben, welche zwischen 
dem ^ehemaligen und dem heutigen Baden, und zwischen den ein- 
zelnen Provinzen und Diatrtcten des letztere obgewaltet hat, zum 
grossen Theile noch fortdauert* Bekanntschaft mit der neueste« Ter- 
rtferialgesehichte seines Vaterlandes voraussetzend« beschrankt sieh 
derselbe aber auf Messe Aufzthtung der rein katholischen, rein evan- 
gelischen und gemischten Gebiete (11. S. 20.)* oö ^ »o möge im In- 
teresse der Mehrzahl uasrer Leser, bei welchen jene Voraussetzung ' 
nicht zutreffen dürfte, es uns gestattet sein, durch einen Ueberbtiek 
über die froheren Territorialverhiltnisse des jetzt zum Grossherzog« 
tbume gehörigen Gebiets das richtige Verstindniss der Grundlagen 
zu vermitteln, auf weichen die heutigen eonfetsiouellen Zustände 
und die seit Auflösung des Deutschen Reichs eingetretene kirchliche 
Organisation Badens beruhen. 

In den alten Badischen Stammlanden, seit dem Ende des 
ifctcn Jafarlh zwischen der Hoch bergischen und Badischen Linie gu- 
theilt, zu Anfang des 16ten auf kurze Zeit (1503 — 1527.) unter 
Markg. Christoph von Baden wieder vereinigt, hatten dessen Söhne 
Bernhard und Ernst, die Stifter der neuen Linien Baden-Baden 
und Badea-Durlach, so wie deren Söhne Philibert und Carl 
die Reformation vollständig durchgeftlbrt. Schon nach Pbilibert's 
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Tode in J. 1569« begann aber nnter seinem Sohne Philipp wahrend 
vormundschaftlichcr Verwaltung des Landes in den Baden -Badischen 
Gebieten die Gegenreformation, welche seit dem J. 1588* sein Vetter 
«od Nachfolger Eduard Foi^tunatus, selbst zur kalholisehen Kirche 
übergetreten , mit Eifer and Erfolg fortsetzte. Im Interesse seiner 
Glaubensgenossen wie seiner Fnmilie nahm zwar Mar kg. Ernst Frie- 
drich von Baden-Durlacb (f 1604.) die wegen Ueberschuldung 
Sequestration bestimmten Badischen Gebtete im J. 1595. in Besitz, 
glücklich gelang es auch ihm ond seinem Bruder Georg Frie- 
drich, sich darin eine Zeitlang gegen Eduard'* (f 1600.) in un- 
staudesmässiger Ehe erzengten Sohn Wilhelm zu behaupten, obschon 
dieser für seine vermeintlichen Rechte bei dem Kaiser und den katho- 
lischen ReiehsstJfndca die eifrigste Vertretung fand. Allein bald nach 
dem Ausbruehe des Religieeskrieges erzwangen im J. 1662. die 
siegreichen Waffen der Ligue die Vollstreckung des vom Reiehshof- 
ratbe nunmehr leicht für Eduard erlangten restitutorischen Erkennt« 
nisses, und die gewaltsame Gegenreformation, welche unmittelbar 
folgte und selbst über die Lande der andern Linie sich erstreckte, 
gewann für Baden-Baden durch den WcstphiHiscfcen Frieden Dauer 
und Garantie, indem Friedrieh V. von Baden-Durlaeh, der Sohn 
Georg Friedrich's, nichts weiter als Restitution m das eigne Be- 
sitztliuro zu erlangen vermochte. 

Seitdem blieb bis auf die neueste Zeit herab die *• g- obere 
Markgrafschaft eder Baden-Baden ein rein katholisches Terrt- 
torinm; nur die Herrschaft Mahlberg und die Grafschaft Eberstein, 
jene gleich der Herrschaft Lahr im Gondominate mit Nassau und 
erst im J. 1629 gegen Verzieht auf Lahr an Baden-Baden gefallen, 
letztere seit dem J. 1660., wo der Ebersteiner Grafenstamm erlosch, 
alleiniges Badisches Besitzthum, waren gemischter Gonfession. Ab 
herrschende Kirche dagegen erhielt sieh das lutherische Bekenntnis* 
j» den Baden -Dur lach 1 sehen Landen, sowohl in der s. g. untere« 
Markgrafschaft fbis auf das Gemmingen'sehe Gebiet), als in der 
Markgrafschaft Hochberg und dem dazu gehörigen Amte Sulzburg 
(nur 5 Ortschaften waren hier theHs katholisch , theils gemischter Be- 
völkerung) und in der Landgrafsehaft Sausenberg nebst den Herr« 
sehafteu Röteln und Badenweiler (bis auf 2 Rotel n's ehe Dorfer), 
so dass in confesstooeller Hinsicht die beiden Linien und die Be- 
sitzungen des Zflfaringer Hauses scharf von einander geschieden 
waren. Erst seit dem Aussterben des Bernhardinischeu * Stammen 
mit Markgr« August Georg Simf ert, wodurch im J. J771- die 
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gesammten Stammlande in der Dorlacber Linie vereinigt wurden, 
konnte Baden als gemischtes Territorium gehen ; ül* durch die Reicha- 
friedenssohlüsse gnraalirlen kirchlichen Zustände Änderte dies aber 
so wenig, dass selbst iu Karlsruhe, wo schon Marks;. Carl (+ 1746.) 
die Bildung einer katholisohen iMissionsgemeinde nachgegeben, sein 
Enkel and Nachfolger Gar! Friedrich in J..1768. die Erbauung 
eines Beihauses und einer Schule den Katholiken gewährt halte, die 
katholische Gemeinde erst im J. 1864. Exemtion von, dem bisherigen 
Stolgehübrcu-Zwange, und vollen Genuss der ParoebiaJrecfate gewann. 
(I. S.22., II. S.28.) 

Eine völlig andere Gestalt erhielt Baden, nidht blos in terrt- 
torinler Beziehung (bisher hatte es aus drei, ganz von einander ge- 
trennten Gebieten bestanden), sondern auch in Hinsicht auf Coü- 
fessions- Verhältnisse, und bald darauf auch in Betreff der kirchlich- 
pelttiacben Organisation, durch die Säeulartsalion der Deutschen 
Stifter und .die Äußerung der Rekhsverfassung. Der Regensburger 
Retcbs-Dcputatiens-Hauptscbiuss v. 25. Febr. 1868* überwies im -§.5. 
dein Markgrafen, nunmehrigen Kurfürsten Carl Friedrich (bannt- 
aächHcb ans persönlichen Rücksichten; „4 cause de \ses verlm," 
IL S. 21.) einen Länderzuwachs, welcher den Verlust auf dem linken 
Rbeiaufer, hauptsächlich in dem Aolbeil an der Grafsch. Spönnet« 
bestehend, um das Achtfache (fiir 8Q.-M. mit 25*500 Seelen nach 
Gasnari 59| Q.-M. mit 237,000 E., nach Pf ist er'« geschieht. 
Bntwickl. des Staats/, d. Gr.-H. Baden 58 Q.-M. und 246,000 ff.) 
Oberstieg, und der Grösse, der diesseits rhetnisehen Lande, (nach 
Pfister 60 Q.-M. mit 177,000 E.) fast gleichkam. Zar grosseren 
Hälfte bestanden diese neuen Erwerbungen aus geistlichem, somit rein 
katholischem Gebtale, nemlich nun den auf dem rechten Rheioufer be- 
legenen Besitzungen der Bistbtimer Constanz, Speyer, Strass- 
bürg und Basel (das Amt Schlingen nur £Q.~M. gross) nebst 7 
dann gehörigen und speciell im Recesse überwiesenen Mediatsüftem, 
und aus dem Terrilorio von 4 reichsunraUtelbaren Prämaturen, der 
Benedict.« Abteien Gengenbach und Peterahaasen, des fretweU- 
liehen Stifts Oden heim zu Bruchsal und der Cisterz.-Abtei Sal- 
in* iii weil er« Auch von den 7 Reichsstädten, welche Badtscber 
Hobeil unterworfen wurden, Offen bürg nemlieb, Zell, Gengeft- 
bacb, Ueberlingen, Pfullendorf, Biberacb und Wimpfeaf 
waren nur die beiden letzteren gemischten Bekenntnisses, und fee- 
ttac* durfte selbst in den Kurp>f*l»iscben Aemiem, Heidelberg* 
Bretten und Ladeoburg, weiche der R. D. IL Schi, diesaeiu des 
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Rheines an Baden attrwies, die katholische Kirche als herrschend* 
gelte». Den« balle« «ich Hrc bekannten Französisch »Neobarg'scben 
Religiensverfolgungenzu Ende de* 17ten Jahrb. nicht 4er evan- 
gelisches Partbei das numerische Uebergewiebt zu entziehen veiv 
moeht, und war gleieb im Düsseldorfer Retesse vom 21.Novbr. 1708« 
die Parität aller drei christlichen Bekenntnisse sanctioairt werden» 
politisch blieben doch die Katholiken be vorsagt, namentlich im fast 
ausschliesslichen Besitze der öffentlichen Aemler jeder Art, and die 
kurz vor dem Uebergange an Badea vom Kurfürsten Maximilian 
Joseph von Baiern erlassene Religion*- Deelar. vom 9. Mai 1799* 
hatte in dieser politischen Stellnag dtr Confessionen noch so gut 
wie nichts geändert (II. S. 33.). An ungemischt evangelischen Dis* 
trieten gewann Baden zu Regensburg mir 4ie oben erwähnte, zuletzt 
Nassen- Usingcr Herrschaft Lehr, und von Hessen -Darmstadt die 
Aemter Lichtenau: und Willstldt, bisher zor Herrschaft Hanau* 
Lichtenberg gehörig. Wie sich in Folge dessen das Zahlenverhlltuiss 
der katholischen Unterthanen zm den- protestantischen gestellt hak*, 
ist uns nicht bekannt (die Notiz bei Stöudlin, welcher auf 164*163 
Luther^ und 42,512 Reform, nur 42,912 Kathol. rechnet, passt nicht 
cm der von ihm angegebenen Zahl der Pfarren , deren hiernach die 
Kathol. 273, die Luther. 192» die Reform. 57 besessen haben sollen); 
dnss jedoch schon damals das Uebergewicht aaf Seiten der katho- 
lischen Coufession gewesen sei, Ittsst sich nicht bezweifeln, nnd noch 
mehr war dies der Fall seit der Auflösung des Deutseben Reichs. 
Was der Presburger Friede v. 26. Decbr. 1805. im Art 8. an nenea 
Erwerbungen dem Kurf&rstenthume zuwies, die Stadt Constanz, die 
Deutsche Ordeos-Gomthnrei Meinan, die Ortenau, und der grösste 
Tkeil der. früher Oesterreiehiscben f im Ji 1863. zur EnUchadignug 
des Herzogs von Modena bestimmten Besitzungen im Breisgan (im 
Ganzen nach Pfister 51 Q.-M. mit ungefähr 200,000 Einw.), war 
«lies rein katholisches Land. Die Rheinbunds-Acte aber überwies 
dem nenea Gressberzogtbume nicht bloss im Art. 14. gegen Ab- 
tretung der ehemaligen Reichsstadt Biberach die Grafschaft Bona* 
dorf f seit 1803. zu Wörtern bepg, froher dem Stifte S. Blasii gehörig, 
so wie den zu Presburg an Wörtemberg gefallenen Tbeil des Breis- 
gan's, die Gebiete von Brennlingen und Willingen, (das Alt« 
wflrtemb. Amt Tuttlingen, evang. Genf«, welches gleichfalls an 
Baden fallen seilte, wurde später bei Wttrtemberg belassen), sondern 
tagte auch im Art 19« das Johanniter. Meisterthum oder FUrstentkvm 
Heitetahoim und die Deutschen Ordens-Gommenden Beuggen nnd 
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Fr e »barg Im Brebgw htaan, und noch bedeutender war der Zu*» 
waefes, welehei die katholische Kirche des Landes ia den- Badischer 
Hoheit unterworfenen mediatisirlea Gebieten gewann. Wie die Bis- 
her reicbsritterschaftlieben Untertbaaea (auch Pftster 58,000) meist 
der katholischen Gonfessien aagehöriea, war diese auch ia de« 
gröesiea Theile der bisher reicbsstandiscben Gebiete, welche Badea 
gewann (aach Pf ister mehr als 90 Q.-M. mit uageflthr 200,000 Einw.) t 
herrschende Kirche gewesen ; so, in den Fürstenberg'sehen Landen, 
welcbe bekanntlich zur grössern Hälfte «ntcr Badische Bobeit kamen, 
ia der Grafschaft Theagen und im Klettgau, damals noch deä 
forstlichen Häusern Allersberg und Schwarzeaberg gehörig, in der 
früher vom Stift Weingarten besessenen, seR 1803. Nassau-Oranische» 
Herrschaft Ray n au, im ehemals Mainzer Amte Kraut heim * welches 
im J. 1803. an §aim-Rcifferscheidt gefallen war. Nur die fürstlich 
Lei Hingen 'sehen Gebiete, aus ehemals Mainzer, Würzburger und 
Pfttlzisehea Aem lern bestehend,, und die Löwen stein- Werl h bei mer 
Stamm» und Enlschtfdigangslaade , welche auf dem linken Mainufer 
an Baden fielen, waren gemischter Gonfession, übrigens dort die 
Katholiken, hier die Evangelischen in überwiegender Mehrzahl. Von 
geringerer Erheblichkeit sind die satteren Erwerbungen Badens ge- 
wesen; von den kleineren durch Grenzreguliruag veranlassten Bin- 
und Ansiausebungen möge nur das Allwürtembergische Ami H o ra- 
te rg, und die früher zu Vorder-Oesterreich gehörige, dann Wörtern- 
bergkehe Landgrafschaft Neuenbürg genannt, und dies noch tchtieas» 
ücb bemerkt werden, dass abgesehen von dem im J. 1820. erfolgten 
Eintausche der fürstlich Leyen'sehea Herrschaft Geroldseck der 
Territorial - Bestand Badens, so wenig auf dem Wiener Congresse 
als dareh die späteren Abiretana»- Reeesse irgend eine Aenderaag 
erlitten hat. 

Gewinnbringend ia territorial -politischer Beziehung (der Ge- 
sa «mibe trag der sfleularisirten Gebiete, welcbe Baden unmittelbar 
und als standesherrliche Districte gewonnen habe, wird ia I. S. 18. 
auf 67Q.-M. und 220,000 Einw. berechnet), in kirchlich- eonfessio» 
netter Hinsicht von dem entscheidendsten Einflasse war so in aller 
Weise Ar Badea der Gewaltsaet geworden , welcher plötzlich die 
Deutsche Hierarchie vernichtete, in seinen Folgen die Auflösung des. 
Deutscbea Reichs nach sich zog. Verschiedenartiger BeurtheiJang 
wird dies tief eingreifende Ereignis* immerdar unterliegen. Unter 
dem Gesichtspunkte blosser „Feindseligkeit gegen die katholische 
Kirche " möchten auch wir die Süceiarieatieu des J. 1808. nicht 
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betrachten <I1. S, 19-)» da ja ** •*»**« katholischen Ftestes4smm*r 
Deutschlands gleich den evangelischen Lundesbefres «je benutzt 
haben, «Dil was von selbetstftudigeiu Bositzthume bis dabin noch «er 
protestantischen Kirche erhaben war, gleichem Schicksale anbcim 
fiel; wir wollen aucb siebt leugnen, dass dem letzten Resultate naeh 
diene Katastrophe „zur nationalen Krafteetwickeltmg" Deutschlands 
wesentlich beigetragen hat; „mit dem Gesetze der Notb" scheint 
«na jedoch hier daa an sieb unzweifelhafte Recht der Kirche nur zu 
geringem Theile in Cooflict gerathen , weit mehr unserer Obmaebl 
and der Selbst- und Habsucht jener Zeil unterlegen an sein, welcher 
eine grossere Zahl cont ri b n ahler Soeiea und Ortschaften als der 
einzig reelle Gewinn, Forderung der ausser liebsten politischen In* 
teressen fast als die höchste Staatsweisbeit erschien. Doch he* 
schranken wir uns lieber auf zusammenfassende Darlegung der Felgen, 
welche namentlich für Baden diese jedenfalls unerfreuliche Periode 
der Deutschen Geschiente gebebt bat. Früher aas drei getrennten 
Gebieten bestehend, war es innerhalb eines Deceunii zu einem g§> 
sebiossenen, wenn sehen nichts weniger als abgerundeten Territorio 
geworden, sein Areal um das Vierfache (nach Pfisler bis auf 280 
Q.-M.), in noch höherem Maaase die Bevölkerung angewachsen, 
welche fflr das J. 1811. Pfisler zu mehr als 950,000 angieht, für 
die Gegenwart der Verf. von No. II. (S.20.) auf «her 1,250,000 
Btnw. berechnet; wichtiger für unsere Zwecke ist, dass damit Baden 
sugleich ans einem verberrsebend evangelischen Lande in ein Terri. 
torium mit aberwiegend katholischer Bevölkerung umgewandelt wen 
Fttr dit aimmlliehen Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz 
stellt sich allerdings das Verhältnis« beider Confessionen in ziemlich 
gleicher Weise wie in Preusseu, indem wir die Zahl der Katholiken 
Air das J. 1827. auf 1,660,000, gegenwartig auf 1,930,000, die der 
Protestanten anf 2,570,000, resp. 2,940,000 angegeben linden (IL 
£. 70.). Aber mehr als drei Siebentel dieser katholischen Gesammv 
Bevölkerung, und noch nicht ein Siebentel Atr protestantischen beat- 
men anf Baden, wo die neueste Zahlung 852,824 katholische und nur 
401,845 evangelische ünterthanen (II. S.20.), für dies Land also «in 
VerhOkntss von 2 zu 1 ergeben hat, nur scheiden sieh beide Con- 
fessionen keineswegs Provinzenweise wie dies z. B. meist in Preussen 
4er Fall ist, sondern bei aller Verschiedenartigkeit der Verkeilung 
sind doch die engemtsehieo Districte der einen wie der andern Kirche 
n^Oseteniheils von geringem Umfange, und mit solchen Gebieten, wo 
heHTe Confessioaen Öffentlicher Rtttgtensnbuog geuieeseu, dergestalt 
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uune**H*ea* t da« der Varf. ven Na. IL nicht mcl Unrecht meint 
(S. Z\*) 9 »an. kenne den Basischen Staat im Ganzen ßtgüebeiee 
gemischte Ehe zwischen Katholiken and Protestanten nennen. 

II. Erwigt man unbefangen die EigeuthtiutUebkeit der hiev 
angedeuteten Zustünde, ia welche die Bediscben Lande eintraten, 
$o wird man die Unvermeidlicbkeit umfassender Qrganisattees-Maass» 
regeln schwerlich in Abrede nehmen kennen, und würde sie seihet 
denn anerkennen müssen , wenn ta Betreff der geistlich-kirchlichen 
Verwaltung die Wirksamkeit der katholischen Hierarchie durch den 
Verlast ihres Besitztums und ihrer bisherigen nautischen Steileeg 
in keiner Weise berührt werden wäre, oder wenn die im-R. D. H. Seh!, 
ven neuem bestätigte Reichsverfassueg dadurch wirklich die Gewfthr 
ungestörter, obschon nicht unveränderter Fortdauer gewonnen halte. 
EiuBedüp&iiss, die grosse Zahl verschiedenartiger Territorien, welche 
flosserlich jetzt Einem Staate angehörten, innerlich darch die Ver- 
waltung wenigstens, wenn auch nicht durch gleichförmige Gesetz- 
gebueg zu verbinden, war unleugbar vorhanden, in dieser Bezieheng 
nueh den neuen Landesherren im Art 6#. ies R. B. H. Schi, aus- 
drücklich freie Hand vorbehalten, übrigens eine selche administrative 
Verschmelzung der alten und neuen Lande in Baden wohl um ae 
leichter ins Werk zu setzen, als Stadt« und Amtsverfassung hier wie 
dort damals noch auf gleicher, von Alters her überlieferter GruaeV 
lege heruhtea, und die Provineial-Einricbtung, im Wesentlichen auf 
Trennung der Cameral- Verwaltung von der Justiz- und eigentlichen 
bandes- Administration bastrt, ehae Schwierigkeit auf die neu« 
erworbenen Stiftslerritorien übertragen werden konnte, in denen 
schon im vorigen Jahrb. fast überall die weltliche Verwaltung von 
der geistlichen war gesondert worden. Selbst die Zusicherung des 
R. D. IL Schi., dass die politische Verfassung der sücutarisirtee 
Lande. ungestört erhalten werden solle,. war mehr dem äusseren An- 
seheine naeh als in Wahrheit ein Hinderniss fär eine solche Reor- 
ganisation der öffentlichen Verbaltnisse, da die Land*tandiscbe Ein- 
rieb tun g langst schon für die Verwaltung alle Bedeutung verleren 
hatte, fast überall nur noch dem Namen nach fortbestand , und bei 
vorurtheilsloser Erwägung selbst den dabei betheiligtea Untertanen 
«ich die Ueberzeugung aufdringen mutete* dass ia der Zerstückelung 
der Territorien, weichen sie früher, und in der bunten Zusammen- 
eetzuag des Staaten , dem sie fortan angehörten, eine auch nur der 
Fern nach etwa beliebte Beibehaltung der Illeren Verfassung last 
■ntbernteighere Hindernisse gefunden bitte. Niemand wird es daher 
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tadeln können, und sogar der Verf. von No. I. erbebt keine Be- 
schwerde darüber, dass die Badische Regierung ihre legislativen und 
administrativen Reformen über die alten und neuen Lande, gleich- 
■»Aasig zu erstrecken sich bemfeo und berechtigt glaubte; nur die 
Principiett, worauf dieselben, wenn nicht gleich bei ihrem Beginn, 
doch in deren weiterem Fortgange basirt wurden, und die Art und 
Weise ihrer Durchführung sind, wie sich zeigen wird, Gegenstand 
der in dieser Schrift erhobenen Klagen. Eben so wenig Iftsst sich 
verkennen, dass von dieser Organisation die katholischen Kirchen- 
verhältnisse nicht ausgeschlossen bleiben konnten« In unmittelbarem 
Zusammenhange stand zwar selbst in den ehemaligen Stiftsgebieten 
die kirchliche Verfassung nur noch zu geringem Thetle mit der welt- 
liehen Land eseiarieb lang; aber ganz ahgesehen davon, dass die neuen 
Landesherren manche von den geistlichen Fürsten geübte Rechte 
ab Attribut der Landeshoheit in Anspruch nahmen, war jedenfalls 
die Stellung der katholischen Kirche, der Laien wie der Geistlichen, 
zu dem weltlichen, einer andern Gonfession angehörigen Landesberra 
eine andere geworden, als bisher, wo weltliche und geistliche Obrig- 
keit in derselben Person vereinigt war. Wie Überall in Deutschland 
führte zugleich auch in Baden die Säcularisation nach und nach 
zum, ärgsten Verfall des Kirchearegtments , welcher Abhülfe nnd 
Herstellung eines geordneten Zustandes dringend erheischte, und 
alle hieraus erwachsenen Uebelslflnde steigerten sich für Baden noch 
dadurch, dass dies verbültnissmüssig kleine Territorium zu nicht 
weniger als sechs verschiedenen Bischofssitzen, zu Gonstanz nem- ' 
lieb (17. Roral-Kapitel mit 399 Pfarreien), Strassburg (3 R.-K» mit 
WPf.), Speier (6R.-K.mit92Pf.), Würzburg (4R.-K.mit66PfO 
Worms (3R.-K.mit 44 Pf.) und Mainz-Regensburg (2R.-K. mit 
31 Pf.) gehörte (I. S. 13.25), von denen, da Coustanz und Worms 
mit Mainz in den Händen des Reicbserzkanzler's , spätem Fürsten 
Primas, v. Dalberg unirt, der Bischof von Würzburg und Bamberg 
fremder Hoheit unterworfen, und Strassburg damals schon erledigt 
war, eigentlich nur Speier in politischer Hinsicht zum Lande ge- 
rechnet werden konnte. 

Den kirchlichen Angelegenheiten wendete sich, nicht bloss, weil 
sie die wichtigeren und schwierigeren waren, sondern vor allem, weil für 
diese in den bisherigen Zustanden am wenigpten ein ausreichender An- 
halt gegeben war, zunächst die orgam sirende Fürsorge der Regierung 
su. Der allhergebrachten Reichspraxis gemttss erging, noch ehe 
die Regensburger Verhandlungen zur Pubtication gediehen waren, 
Krit. Jahrb. f. d. K.W. Jahrg. VI. H. VI. 34 
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in dem Religionsedicte vom 11. Febr. 1808. (u. a. in Berg 1 » Handb. 
des Policeyrcchts Th. VI. 2. No.XXII.) eine Religions-Assecoration, 
welche die neu gewonnenen katholischen Unteiihaoen gegen solche 
heimliche und offene Benachteiligungen, als die früheren Zeiten 
nar zu häufig bei d|em Anfalle eines Landes an Forsten andrer Gon- 
fession gesehen hatten, vollständig sicherte, das gegenseitige Ver- 
haltniss beider Confessionen feststellte, und zugleich die Wahr- 
nehmung der landesherrlichen Kirchenhobeitsrechte -ordnete. Unter 
solchen Umstanden konnten denn auch die Katholiken Badens sieh 
aller Besorgaiss um ungestörten Fortbestand ihres Religions-Exer- 
citii enlschlagen, welche in andern Landern die in der Rheinbunds- 
Acte ausgesprochene Annullation aller Reichsgesetze, und mehr noch 
das mit Sachsen über seinen Beitritt zum Rheinbünde zu Posen am 
1 1 . Decbr. 1806* geschlossene Abkommen dadurch erweckt habea 
mochte» dass es sich mit allgemeiner Freigebung der katholischen 
Religionsfibung und bürgerlich-politischer Gleichstellung aller christ- 
lichen Hanptbekenntnisse nicht begnügt, sondern erklart hatte, es 
seien „les lois et uctes^ qtä de* terminalen t /et droits rMproqnes des 
„divers cultes itablis en Allcmagne, abolis per le fait de la disso- 
„lution de Pannen corps Germanique, et (Tailleurs (in)compe- 
„tibles avee les principe*, sur les -quels la confide'ration a M* 
„formte." In grosserer Beruhigung aller Religionspartheien erliess 
indessen Grossh. Carl Friedrieb, schon unterm 14. Mai 1807. is 
Kraft einer pragmalischen Sanction und eines ewigen Grundgesetzes 
eine neue Assecuralioa in dem Constitulions-Edicle, betr. die kirch- 
liche Staats -Verfassung des Grossherzoglbnms, (u. a. im Codicillns 
das landesh. jus circa sacra betr. No. VI.). Anscheinend zwar sagte 
es sich, durch Substitution des J. 1806. an die Stelle des reicbs- 
friedensmasBigen jinnus decretorius f von den zeither befolgten Prin- 
cipien los, im Wesentlichen aber Hess es, wie sieb unten zeigea 
wird, den hergebrachten Religtonszustand unverändert, und gewinnt 
dadurch für die Gegenwart an Interesse und Wichtigkeit, dass es 
eben sowohl das Vermittelongsglied zwischen der heuligen Kirchen- 
verfassung des Landes und den kirchlichen Einrichtungen der Mherea 
Zeit, als Ar jene immer noch die Hauptgrundlage bildet. 

Gleichzeitig knüpfte die Regierung, da zu der vom R* D. H* 
Schi, in Aussicht gestellten gemeinsamen nenen DiOcesan-Einrichtang 
mit dem Pressburger Frieden alle Hoffnung verschwunden war, mit 
dein Romischen Stuhle Unterhandlungen an. (I. S. 25.) Dass sie s« 
wenig zu Regensburg, wohin sich im J. 1806. der Cardinal Dells 
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Genga als päbs tlieher Nuntius begeben hatte, alt bei der im J. 1809. 
in Rom selbst erfolgten Wiederaufnahme zom Ziele führten, dass 
bald darauf die Gefangenschaft des Pabstes fast allen Verkehr mit 
dem Oberhaupt der Kirche aufhob, war von der Regierung unver- 
schuldet, für die kirchlichen Angelegenheiten aber des Landes ein. 
Unglück, und von entscheidendem Einfluss auf die spatere Organisa- 
tion der katholischen Landeskirche. Den Mangel eines geordneten, 
das ganze Land umfassenden Kirchenregiments konnte die Viearials- 
verwaltung nicht ersetzen, welche selbst in den noch nicht erledig- 
ten Bisthümern , namentlich auch in Constanz bei der steten Abwesen- 
heit des Forsten Primas und bei seiner Vorliebe für ganz andere In« 
teressen eintrat; die eigentlich geistlichen Bedürfnisse der Diö- 
cesanen thunlichst wahrzunehmen, mussten ja die Vicariate als ihre 
nächste und wichtigste Aufgabe erachten, durchgreifende Verwal- 
tnngsmaassregeln dagegen mochten sie wahrend eines solchen pro- 
visorischen Zustandes für bedenklich halten, konnten jedenfalls zu 
Neuerungen in der Verfassung der Kirche sieb nicht ermächtigt 
glauben. Ein noeb grösserer Uebelstand war, dass in den meisten 
Sprengein selbst der caaonische Rechtsbestand dieser vicarieiJen 
Leitung der Geschäfte erheblichen Bedenken unterlag/ Denn wie 
die Strassburger Pfarrer gleich anfangs ohne weitres unter die Lei- 
tung des Gostnitzer Bisthums gestellt worden waren, so wurde spä- 
ter bei dem Tode der Fürstbischöfe von Würzburz (1808.) nnd von 
Speier (1810.) auch nicht einmal der Versuch gemacht, dio de jure 
noch fortbestehenden Domcapitel zu Einsetzung eines Capilularvicars 
zu bestimmen, sondern der Fürst- Primas glaubte sich, weil sedes 
Itemana impedita sei, kraft seiner Metropolitan -Gewalt ermächtigt, 
das Speierscbe Vicariat zu Bruchsal theils dem Badiseben Antheile 
der Würzburger Didcese vorzusetzen, tbeils nach dem Tode des 
dortigen Bischofs zu Fortführung der Geschäfte zu autorisiren (I. 
S. 25.)» ähnlich wie er spller. in Würtemberg die gesammte geist- 
liche Verwaltung des Landes auf den Wunsch der Regierung* in die 
Hlnde des Augsburger Weihbisebofs legte. Unter solchen Umstan- 
den wäre ein Verfall des Äusseren Kirchenwesens selbst dann kaum 
vermeidlieh gewesen , wenn es bei den althergebrachten Formen, 
Einrichtungen und Grundsätzen, welche bisher für Öffentliche Ver- 
fassung und Verwaltung bestimmend und massgebend gewesen waren, 
•ein unabänderliches Verbleiben behalten hätte, wenn nicht in Folge 
der völlig veränderten politischen Stellung des Staats eine Reorgani- 
sation des innern Regiments bis zu einem gewissen Puncto zur Noih- 

34* 
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wendigkeit geworden, drüber hinaus der Regierung dienlieh und er- 
spriesslich erschienen wäre, wenn endlich auch Ober die Principiea, 
auf welchen das gleichsam neu zu errichtende Staatsgebffode beruhen 
sollte, und welche insbesondre för das Verhftltniss der katholischen 
Kirche zur Staatsgewalt und in Betren" der inneren Kirchen Verfassung 
als bestehend festgehalten werden roussten, der ungeteilteste Ein- 
klang der Ansicht bestanden hätte. 

Blickt man auf jene Zeit zurück , so Iftsst sich zunächst nicht 
verkennen, wie die Gegensatze kirchlicher Ansicht, in welchen mehr 
oder weniger alle die Bewegungen wurzeln, die in der neueren und 
neuesten Geschichte der katholischen Kirche hervortreten, gerade 
die mit Baden vereinigten katholischen Gebiete in schroffster Weise 
trennten. Als eine (fingst „vollendete Thatsache" (II. S. 19.) wird 
man zwar die Josephinische Kircbengesetzgebung weder f*r die 
Gegenwart noch für die damalige Zeit betrachten dürfen; denn so 
Voller Realität ist sie von Anfang an nicht gelangt, nnd bildet selbst 
in ihrem Geburtslande mehr den Ausgangspunkt und die Basis der 
heutigen kirchliehen Organisation, als dass sie deren typischer Ais- 
druck wfire. Welch ungeteilten Beifall aber gerade in den ehemals 
Vorderösterreichiscben Landen, nnd vor allem auf der Univer- 
sität Freiburg, die Reformplane Kaiser JosephVund die episco- 
palistischen Grundsätze v. Espen's, Hontheim's, Riegger's und 
Andrer gewonnen halten, ist bekannt genug; nieht minder, dass die 
berühmten Bad- Einser Verhandlangen nnd Entwürfe von dem Eil- 
st ifte Mainz aus waren angeregt worden nnd dort die eifrigste Be- 
förderung fanden, dass Carl v. Dalberg, nunmehr an die Spitze 
der katholischen Kirche fast des ganzen Deutschlands gestellt, uad 
als Bischof von Constanz und Worms in nähere Beziehungen zn 
Baden getreten, hauptsächlich seiner Uebereinstimmung mit den in 
Ems eröffneten Projecten die Erwählung zum Coadjutor von Haiai 
zn verdanken gehabt hatte, und dass Derselbe, wie wenig ernst- 
liche Theilnahme er auch den von ihm verwalteten Kirchenlmtem 
widmete, doch seinen anticurialistisehen Bestrebungen und Ansichten 
nie untreu geworden ist. Andererseits war es die Pfalz, jetzt auch 
Badisches Besitzthum, gewesen, deren kirchliche Organisation zn 
den Nunliaturstreitigkeiten und damit zu den Bad -Emser Verband- 
lungen den Ansloss gab, wo aber auch, namentlich in Heidelberg, 
die Vertheidiger des Römischen Stuhls und seiner althergebrachten 
Primatinirechte ihren Hauptsitz hatten, und gerade die Bischöfe von 
Speier nnd Strassburg waren unter den Suffraganen Deutschlands 
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die ersten gewesen, welche, so viel bekannt, in Einklang mit ihrer 
DiOcesan-Geistliehkeit, den Projectea der Metropelitea jede Mitwir- 
kung verweigerten, and deren Widersprach mehr noch, als die bald 
darauf eintretenden politischen Ereignisse, diesen erneuerten Ver- 
sach za practischer Durehftihrong des Episcopalsystems scheitern 
Hess. Einklang der Ansicht aber die Grundlage des Kircnenregiments 
and über das, was der Kirche Noth thue, fand daher die Badische 
Regierang in den katholischen Districten, weder unter dem Geras 
noch im Laienstande, im Leben so wenig als in der Wissenschaft 
vor, so dass bei der weit verbreiteten Misstiramung, welche die 
Sflcuralisatioa selbst bei den freier gesinnten Katholiken hatte her- 
vorrufen missen, schon dies wahrlich keine leichte Aufgabe war, 
noch nur die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten nach den 
in den einzelnen DiOcesen and Landestheilen bestehenden Normen 
in solcher Weise zu leiten, dass die Unzufriedenheit mit den neuen 
politischen Zustanden sich nicht steigerte. Für eine Reform der Kir- 
ehenveriassung und eine das ganze Land umfassende Reorganisation, 
wie sie der Regierang dienlich und uothwendig erschien, war vol- 
lends nicht auf allgemeine Beistimmung der katholischen Untertbanen, 
geistlichen wie weltlichen Standes, zu rechnen, da dem Einen als 
verwerfliches Festhalten am Buchstaben des canonischen Rechts und 
an Indien Formen der hergebrachten Einrichtung erscheinen mochte, 
was Andere mit dem Vorwurfe freventlicher Verletzung der wesent- 
lichsten Grundlagen des katholischen Kireheoregiments zu stempeln 
sich berechtigt wie verpflichtet hielten. Die Erfahrung, welche die 
Badische Regierung seit dem Anfalle der oberen Markgrafscbaft in 
der Behandlung der katholisch -kirchlichen Verbaltnisse gewonnen 
hatte (II. S. 22.), war allerdings immer schon ein Gewinn, kam aber 
mehr der laufenden Verwaltung, als solchen legislativen Reformen 
za Statten ; selbst die eifrigste Mitwirkung der geistlichen Obern des 
Landes wflrde, wie hier die Verhältnisse sich gestaltet halten, das 
Ziel, nach welchem die Regierung strebte, schwerlich haben errei- 
chen lassen. Zu solcher Concurrenz kam es aber nicht; die Regie- 
rung sab sich zum Theil genötbigt, zum Theil mochte sie sich herech* 
tigt glauben, die betreffenden kirchlichen Reformen gleich den Maass- 
regeln zur politischen Reorganisation des Landes mit völliger Selb* 
stfndigkeit ins Leben zu rufen, und nicht sowohl auf dem Wege con- 
cordatralssiger Einigung als durch einseitige Legislation festzustellen. 
Der Regierung dies zum Vorwurfe zu machen, sind wir durchaun 
nicht gemeint. Die damaligen Zustande der Kirche waren Oberhaupt 
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völlig anomal und die Bedflrfnisse zu dringend, welchen man auf 
jenem Wege abzuhelfen sachte; ordnungsmüssige Regulinmg der 
kirchlichen Angelegenheiten stand, wenn Oberhaupt damals, wenig- 
stens nicht zeitig genug zn hoffen. Wie wenig wir andrerseito be- 
haupten mögen, dass in Baden bei Organisation der Staats- und 
Kirchenverfassung die Grenze zwischen dem den Kirchenobern ge- 
bührenden Jus in saera und dem landesherrlichen Jus circa sacra 
richtig anfgefasst und scharf gezogen sei, nnd obwohl dabei maeehe 
Rechtsbefugnisse der Kirchengewalt als ausschliessliches Attribut der 
Staatsgewalt vindicirt, oder doch der letzteren Entscheidung »ad 
Mitwirkung als die principale behandelt wurden, dem Principe nach 
hat wenigstens die Regierung in Kirchensachen keine andere ala die 
kirchenbobeilliche Gewalt fttr sieh verlangt. Was aber der Verf. 
von Nr. II. in Bezug auf deren Ausübung S. 62* sagt: „Für den 
rechtmässigen Gebrauch ihrer Höh oi tsrechte bedarf die Staatsgewalt 
nicht der Zustimmung der Landesbischöfe; verlangt sie dieselbe, so 
scheint sie ihre unveräusserlichen Rechte in Zweifel zu stellen, nnd 
macht sie davon einen ungeeigneten Gebrauch , so würde die Zustim- 
mung der Bischöfe das Unrecht nicht heiligen u , wird man von legis- 
lativer Feststellung dieser Rechte in gleichem Maasse, und am so 
mehr müssen gelten lassen, als es, was auch unser Verf. S.-84. mit 
Recht hervorhebt, eitle Hoffnung wäre, dass die Kirche in ihrem 
Oberhaupte jemals diesen Rechten das Zugeständoiss förmlicher Auer- 
kenaung machen werde, oder dass es über alle zwischen Kirchen- 
nnd Staatsgewalt obwaltenden Streitfragen der Art zu vergleicbs- 
weiser Feststellung kommen könne. Eben so wenig als jene formal 
Einseitigkeit der kirchlichen Reorganisation Badens wird man es un- 
bedingt tadeln dürfen, wenn, so viel deren materiellen Inhalt betriff», 
die. Regierung die Josepbinische Legislation als Ausgangspunkt nnd 
Vorbild festgehalten hat. Ist doch iu kirchlichen Dingen, wie sehr 
sie auch in das bürgerliche und politische Leben eingreifen oder 
darauf zurückwirken, das Curialsystem so gut wie gar keine Rechte 
der Landesherrschaft, vollends wo diese ausserhalb der katholischen 
Kirchengemeinschaft steht, einzuräumen geneigt. Ganz abgesehen 
davon, dass für einen grosseo Theil der von Baden neu gewonnenen 
katholischen Districte jene Gesetzgebung, zwar noch nicht völlig und 
unbedingt zur Ausführung gekommen war, aber doch formellen Reehts- 
bestandes schon genoss, wird selbst eine katholische Regierung (die 
Bayrische Gesetzgebung dient hierfür zum Belege) bei Feststellung 
des beiderseitigen Verhältnisses zwischen Kirche und Staat immer 
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▼an Grundsätzen sich missen leiten lassen, welche dea Principiea 
4er Os s t er roichiscboa Gesetzgebung tidi annähern; aiir dies wird in 
pro t e st a nt i s chen Had ern nicht ausser Anrechnung bleiben dörfen, dass 
kiar die Stellung der Regierung zar katholisches Kirche eiae weseallicli 
aadere ist, weaa aech die landesherrliche Gewalt an sich dieselbe 
Meint, möge ihr Inhaber der eiaea oder aaderea Coafesstoa ange- 
boren, aad das*, was ia katholischen. Lindern bei Oherea aad Mit- 
gliedern der kalhelischea Kirche weder Widersprach findet aoeh 
Klage erregt, aaf eiae gleich willfährige Aanahae oder doch gleiche 
Resigaatioa schwerlich wird reebaea können. Endlich wollen mir 
es steh nicht ia Abrede aehsMa, dass auf dea Gang, welchen in den 
ersten Deceaaiaai dieses Jabrhaaderts die Gesetigebong and Vrrwal* 
taag Badens genommen bat, ia kirchlicher wie weltlicher Besiebaag 
die Ansicht eingewirkt habe, welche die Basis des Rheinhiadiscben 
Staatsrechts bildet; die Ansicht neailich, dass mit Auflösung des 
Deniseben Reichs aech die bisherige Landesverfassnag alle recht- 
liebe Bedeatang and bindende Kraft verloren habe, dass damit keines- 
wegs bloss Unabhängigkeit vom Kaiser, sondern aneb den Unter* 
tbaaea gegenüber eiae völlig aabescbrlnkte Soaveroinelät gewonnen 
worden sei, welche öffentliches aad Privatrecht nach freiestem Er- 
messen za gestallen das eben so unzweifelhafte Recht, als im In- 
teresse des Staats aad an Förderang des gemeines Wohls die Pflicht 
habe, and von welcher man eine ganz neue Ordnung der Dinge um 
so anbedenklicher erwartete and forderte, als man eine unbedingte 
Omaipeteaz der Gesetzgebung anzunehmen and diese fe> die alleinige 
Quelle alles Rechts au erachten geneigt war. Unter der Regierung 
des greisen Carl Friedrich haben zwar, so viel aus den interessaa« 
ten Mittheilungen sieb entnehmen lasst, welche Nebenias Ober diese 
Periode zu machen veranlasst ist (1. S.20., IL S.SO, ff.), die Grund- 
sätze des alten Deutschen Staatsrechts immer noch in den höchsten 
Kreisen der Badischen Beamteawelt Vertreter gefunden; wie man 
anmittelbar nach der Säkularisation wo möglich dea neuen Zustand 
der Dinge, dessen Notwendigkeit man fühlte, an die Ueberiicfe- 
reagea der froheren Zeit anzuknöpfen bedacht war, so scheinen auch 
nach erlangter Souverainetfit Manche Bedenken getragen zu haben, 
die Reformen, auf welche die Anhänger des neufranzösischen Sy- 
stems drangen, über den Bereich des unmittelbarsten Bedürfnisses 
za erstrecken. Seitdem aber der Erbgrosshersog Carl, mit der 
Adoptivtochter des französischen Gewaltherrschers vermählt, unmit- 
telbareren Antheil an der Staatsverwaltung erhielt, gewannen mehr 
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und mehr die Prineipieo der Rheinbunds- Publicisten auch in Baden 
das Ueberge wicht Ober die Ansicht der „Perücken des Deutschen 
Reichs" (II. S. 34.), welche nicht alles, was der Zeit des Deutschen 
Reichs seinen Ursprung verdankt, als absolut verwerflich und ver- 
derblich anerkennen mochten; die ganze Landesverwallung ward in 
steigendem Maasse auf einer die niedrigsten Lebenskreise durchdrin- 
genden Gentralisation der Geschäfte , und auf einem bestimmenden 
Einflüsse der landesfttrstlichen Beamtenwelt basirl, neben welchem 
der selbständig freien Bewegung der corporaliven Elemente im Staats- 
organismus nnr ein sehr beschränkter Raum verblieh. Wer indessen 
erwägt, wie weil verbreitet zu jener Zeit diese Ansichten waren und 
wie sie damals eine fast uabestrittene Autorität genossen, wer es 
weiss, dass erst in neuerer Zeit der Einfluss, welchen die Auflösung 
des Reichs auf die Landesverfassung üben mussle und konnte, in 
seiner wahren Bedeutung aufgefasst worden ist (IL S. 52.), wird es 
erklärlich finden, dass auch Baden die Neuerungssucht dieser Ueber- 
' gangsperiode erfuhr, und eher könnte es befremden, wenn die neue 
Landes- Einrichtung sich von dem Einflüsse jener damals herrschen- 
den Ideen frei erhalten hätte, als dass diese für einzelne Theile des 
Staatsorganismos, bald in höherem, • bald in geringerem Maasse, 
bestimmend geworden sind. 

Weder in dieser Beziehung, noch in Betreff der andern vor- 
stehend angedeuteten Puncto wird jedoch dies unberücksichtigt blei- 
ben dürfen, dass, was in den damaligen Verhältnissen und Umstän- 
den seine genügende Erklärung findet, darum noeh nicht die Berech- 
tigung unabänderlichen Fortbestandes in sich trägt. Niemand kann 
verkennen, welch bedeutender Umschwung in den staatsrechtlichen 
Ansichten einerseits, in den kirchlichen andrerseits eingetreten ist. 
Unbedingt diesem zu folgen, wird zwar keiner Regierung zuzu- 
niulhen stehen, da auf beiden Gebieten der Abwege viele sind, die 
zum Verderben bald des Staats, bald der Kirche, eigentlich beider 
führen müssten; allseitige Beachtung und reiflichste Erwägung wird 
aber diesen jetzt herrschenden Ueberzeugungen kein Staatsmann 
versagen dürfen, möge sein Beruf ein rein weltlicher sein, oder ih» 
einen Aotheil geben an der Leitung der kirchlichen Angelegenheiten. 
Wie die politische Landes-Organisation, obwohl im wesentlichen aus 
jener Zeit beibehalten, doch eine andere Bedeutung nicht bloss, son- 
dern auch mancherlei Modificationen erhallen hat, seitdem auch in 
Baden die Vorschrift der Bundesacte zur Herstellung landständischer 
Verfassung führte, so daltrt von der Errichtung des Freiburger Erz- 
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sMstboms, welche die Katholiken Badens zn Einer Landeskirche ver- 
einigte ond neben erneutem Anerkenntnisse des Staats ihrer Süsseren 
corporativen Gemeinschaft die unerlässliche Basis episcopaler Auto- 
rilit sicherte T für die katholischen Zustande dieses Landes nicht 
minder eine neue Epoche, für welche freilich nur thoricbte Verblen- 
dung in dem kirchlichen Organismus des vorigen Jahrhunderts oder 
gar noch froherer Zeiten Vorbild und Norm suchen wird, unseres 
Erachteos aber eben so wenig die Grundsatze und Einrichtungen ans 
der Zeit jenes vicariellen Interims schlechthin als entscheidend und 
massgebend werden gelten können. Nicht als Abschluss der kirch- 
lichen Organisation, welche seit der Zerstörung der Deutschen Hier- 
archie im Regensburger Recesse geboten war und bald darauf Oberall 
begann, erscheint uns die nach langen Verhandlungen in Baden wie 
anderwärts glOcklich herbeigeführte Herstellung des Episcopats, son- 
dern weit mehr als der Moment, mit welchem eigentlich erst die 
Möglichkeit einer festen und bleibenden Gestaltung der kirchlichen 
Landes- Verfassung gegeben war. So wenig wir alle die Forderungen 
billigen oder für wohlbegrOndet erachten , welche der Verf. der Be- 
schwerdeschrift für seine Glaubensgenossen (oft freilich nur im In- 
teresse seiner Parthei) gestellt hat, so wird man sie doch nicht ohne 
weiteres als verwerfliche Neuerung und Anfechtung eines wohl- und 
feslbegrtindeten Rechtszustandes bloss um deshalb zurückweisen dür- 
fen, weil die Einrichtungen, gegen welche diese Beschwerden gerich- 
tet sind, de facto schon längere Zeit bestehen und in der aus der 
Rbeinbundszeit erhaltenen Gesetzgebung eine formliehe Sanetiea er- 
halten haben. Bei aller Wichtigkeit, welche auch wir gerade für 
Offentliehe Verhältnisse der Observanz zu vindiciren gemeint sind 
(IL S. 6.), können wir gleichwohl dem Hrn. St.-R. Nebenius darin 
nicht beipflichten, dass er um den Angriffen und Klagen der Beschwer- 
deschrift zu begegnen, auf Herkommen und Besitzstand hinzuweisen 
sich zn wiederholten Malen (S. 89. 94. 101. 112. 130. 150«) begnügt, 
welche für die zur Zeit bestehenden Einrichtungen sprachen, in vie- 
len Beziehungen aber bei näherer Prüfung doch nur aus den letzten 
Decennien datiren. Bei und seit der Hersteilung des Landeshisthnms 
ist ja die kirchliche Verfassung fast ununterbrochen Gegenstand der 
verschiedenartigsten Verhandlongen gewesen, ein Anerkenntnis der 
gesummten damals vorgefundenen Einrichtungen somit auf Seiten der 
Kirche und ihrer Oberen nicht vorhanden; noch weniger aber kann 
die unmittelbar vorangegangne Zeit entscheiden, wo die katholische 
Kirche, ihrer ordfluogsmäseigen Obern beraubt, in wirklichem Noth- 
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stände sieh befand und zu Wahrnehmung ihrer etwaaigea Interessen 
and Rechte last Oberall der geeigneten und berufenen Vertreter ent- 
behrte, in Erwartung einer besseren Zukunft daher nur dem Unver- 
meidlichen sich duldend unterwarf. Eher ist auf das Herkommen der 
alten markgräflicheu Zeit und auf diejenigen Einrichtungen Gewicht 
zu legen, welche die Badiscbe Regierung in den neu erworbenen 
katholischen Districten vorfand (IL S. 26. 27.). Nur lässt sieh auch 
hier nicht verkennen, dass factisch wie politisch die katholische Kirche 
seit dem Anfange .dieses Jahrb. eine andere Stellung in Raden ge- 
wonnen hat, trotz dem dass dies Land schon in den drei letzten 
Dccennien des vorigen zu gemischtem Territorium geworden war, 
und dass nach aussen hin, d. h. in Beziehung zum Staate und zu 
den andern Gonfessionen, die Verhältnisse der katholischen Kirche 
je in den einzelnen Ländern und Gebieten sich nach dem Westphi- 
lischen Frieden zu verschieden gestaltet haben, bei Verzichtleistung 
auf diese historische Basis auch zu sehr einer festen Gewähr und 
Norm entbehren, als dass es nicht, wie entschieden aacb die neuere 
Politik dahin drängt, bedenklich erscheinen mUsste, ob ohne wei- 
teres der Zustand eines Landestbeils, wie wohl und festbegrfindet 
immer, zum Maassstabe fttr eine das ganze Staatsgebiet umfassende 
Organisation dienen könne. Bloss um deshalb also, weil die zur 
Rheinbundszeit erfolgte Feststellung der kirchlichen Landesverfassung 
seit längerer Zeit schon besteht, und damals entweder nur in gerin« 
gern Ilaasse oder vieileieht überall nicht Tadel und Widerspruch ge- 
funden bat, und eben so. aus dem Grunde allein, weil sich ftlr die 
Vorschriften und Einrichtungen, auf welchen sie jetzt beruht, in 
dem Recht anderer Länder oder einer früheren Zeit Analogieen und 
Vorgänge nachweisen lassen, kann diese Organisation noch nicht 
unbedingt für gerechtfertigt gelten, aber freilich eben so wenig auch 
darum allein schon für verwerflich, weil sie nicht auf Vereinbarung 
mit den Kirchenobern sich stutzt, und eines ausdrücklichen oder 
doch unzweifelhaften Anerkenntnisses derselben entbehrt* Reifliche 
und unbefangene Prüfung der damals beliebten, später im Ganzen 
festgehaltenen Organisation der katholischen Landeskirche erscheint 
vielmehr om so unerlässlicher, als einerseits zwischen den Internii 
ecciesiasticis y für welche die katholische Kirche mit vollem Rechte 
Selbständigkeit fordern kann , und zwischen den ExUrnis ecclesüuti- 
eii 9 auf welche das landesherrliche jus circa $acra und die Befug- 
niBs zu einseitiger Normirnng des Kirchenstaatsrechts sich beschränkt, 
eine scharfe Grenze zu ziehen geradehin unmöglich, ein coliidirendes 
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Z mummen treffen der kirchlichen and staatlichen Rechte nnd In- 
teressen somit unvermeidlich ist, als andrerseits jene Organisation 
im eine Periode fallt, die weder den Ruhm wahrer Slaatsweisheit, 
■och richtiger Auflassung und vorurtheilsloser Würdigung der kirch- 
lich-politischen Verhältnisse ansprechen darf« nnd mit der Gegenwart* 
mögen wir anf das Gebiet der Staatsverwaltung uusern Blick beschran- 
ken oder aber die kirchliche Verfassung erweitern, bloss die facti- 
neben Zustande ins Auge fassen oder die leitenden Grundsätze in 
Betracbt ziehen , sicher nicht gleichgestellt werden kann. Notwen- 
dig und unbedenklich wie eine solche Prüfung ist, liegt sie unseres 
Erachtens aber auch im Interesse des Staats nicht minder, als in 
dem der Kirche, deren beider wahres Wohl in gleichem Maasse von 
m ö gl ichster Harmonie beider Gewalten bedingt ist,* und wie gering 
immer anscheinend gerade in unseren Tagen die Aussiebt dazu ist, 
der Hoffnung darf man nicht entsagen, dass ernster Wille und Un- 
befangenheit ie& Urtheils, welche fremde Rechte und Interessen 
nicht geringer achten als eigene, den Werth äusserer Formen nicht 
verkennen, ohne gleichwohl diese hoher zo stellen, als das Wesen 
der Sache, and von der Einseitigkeit Übertriebener und nutzloser 
Anforderungen sich in gleicher Weise frei erbalten, jenem schonen, 
preiswfirdigen Ziele, welches der Weisheit der Regierungen und der 
vielbewahrten Klugheit der Hierarchie in der Gegenwart gestellt ist, 
wenn nicht in unmittelbarster Folgezeit zuführen, doch mehr und 
mehr annähern werde. 

HI. Eine speciellere Darlegung der neuen Landes -Organisa- 
tion, welche bald nach der Stiftung des Rheinbundes in Baden eintrat, 
würde uns, da sie hauptsächlich die politische Verfassung und eigent- 
liche Landes -Verwaltung betraf, auf ein unsrer Aufgabe fremdes 
Gebiet führen, andrerseits den Bemerkungen vorgreifen, mit welchen 
wir, in unmittelbarer Bezugnahme auf die vorliegenden Schriften, 
einzelne Punkte der kirchlichen Verfassung Badens weiter unten zu 
beleuchten gesonnen sind. Um indessen für diese Erörterungen eine 
Grandlage zu gewinnen und die legislative Entwickelung der katho- 
lischen Zustände Badens in übersichtlichem Zusammenhange darzu- 
legen, dürfte es nicht undienlieb sein, die Hauptmomente der damals 
ergangenen Organisation* -Edicte hervorzuheben und in gedrängtem 
Schema sowohl die Zusammensetzung als die Ressort - Verhältnisse 
der verschiedenen Landesbehörden anzudeuten, welchen nach den 
dort bestehenden Einrichtungen au der Leitung oder Verwaltung der 
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kirchlichen Angelegenheiten eine bald grössere, bald beschranktere 
The il nähme zukommt. 

Die Organisations- Maassregeln, welche gleichzeitig mit dem 
Erwerbe der säcularisirten Lande in mehr politischer Beziehung be- 
liebt worden, beschrankten sich, abgesehen von den bereits erwähn- 
ten Religions-Assecurationen, im Wesentlichen auf neae Provineial- 
Einlhcilung des Landes (II. S. 32.), und auf Errichtung einer beson- 
deren „katholischen Kirchen- Commission", welcher das Edict vom 
4. Febr. 1803. die. „ Verwaltung aller Staatsrechte in Kirchen- und 
Schulensacben", go weit sie „dem landesherrlichen Amte anhangen", 
tibertrug, und Bruchsal, die alte Residenz der Speierscben Bischöfe, 
zum Sitze anwies. (II. S. 52.) In jener Beziehung suchte man den 
historischen Znsammenhang der einzelnen Landestheile, und selbst 
in den Namen der Provinzen die Erinnerung an die froheren Zu- 
stünde festzuhalten, indem die Pfälzischen Aemter mit dem Speier- 
scben Sliftsgehiete zn einer Provinz, der s. g. Pfalzgrafschaft, ver- 
bunden wurden, die allen Stammlande als Markgrafschaft, nur darch 
die unbedeutenden rheinischen Erwerbungen vermehrt, vereinigt 
blieben, und die neu gewonnenen Besitzungen am Bodensee als s. g. 
oberes FOrstenthum die dritte Provinz bilden sollten. Eine Neue- 
rung dagegen war die Bildung der Kirchen -Comroission, mehr in* 
dessen för Baden, als Air die neuen Lande, da ja im Oester- 
reichischen eine ibnlicbe Unterordnung der geistlichen Administra- 
tion unter die Aufsiebt der Landesbehörden eben so seit längerer 
Zeit schon bestand, als in der Pfalz, wo das Regierungs-Gollegium 
die Jura circa sacra wahrzunehmen halte, und selbst im Speier- 
scben, wie es scheint, eine derartige Einrichtung in dem neben 
dem bischöflichen Vicariate dort bestehenden geistlichen Halbe 
sich vorfand. Jedenfalls war es aber eine Neuerung, welche, bei 
ausschiesslich katholischer Besetzung jener Behörde, den neuen Un- 
terthanen eine nm so grossere Garantie för gebibrende Beacbtuag 
ihrer besonderen Interessen und Einrichtungen darbot, als gleich- 
zeilig dem Geheimen Rat he, als der Landes CentrakiteJIe, Geheime 
Referendare katholischer Coufossion beigeordnet wurden (IL S. 83.)» 
und die Bildung einer besonderen „katholischen Conferenz <4 in ober- 
ster Instanz erfolgte, zur Vorbereitung aller „Gegenstände, welche 
die Aufrechthaltung der Kirchenverfassung und des Kirchenguts be- 
treffen 44 und zu möglichster Verhütung solcher Maassregeln, welche 
„etwa in den reichsgesetzmassigea Stand des Religioostheils Verän- 
derungen einführen 44 konnten (I. S. 20.)« 
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Eine völlige Umgestaltung der Laodes- Verwaltung nach Fran- 
zösischem, insbesondre Westphalischem Vorbilde beabsichtigte im 
J. 1808. der Minister v. Dalberg, bald nach der Stiftung des Rhein- 
bunds an die Spitze der Verwaltung berufen (II. S. 34.), nnd begann 
sie in dem Bdict Ober Organisation der obersten Staatsbehörden vom 
5. JqIv 1808. (u. a. in Winkopp's Rhein.-Bund. Bd. 7. S. 812.) mit 
Aufhebung des Geheimen Ruths, an dessen Stelle föof Ministerial- 
Departements, jedoch ohne die bisherige coüegtalische Verfassung 
und in entschiedener Unterordnung unter die Centralgewalt des Ca- 
binets Ministerii, zugleich ein Staatsrath zu coosultativer Vorberei- 
tung der Gesetze treten sollten. Die völlige Ausf&hrung seiner wei- 
teren Reformplftne hinderte Dalberg's Rücktritt; zu gross war aber 
schon in jener Zeit die Verehrung Französischer Staats- und Ver- 
waltungs-Weisheit, zu mHchtig der Etnfluss des Französischen Gewalt- 
habers (mit welcher kaum glaublichen Anmossung sich Napoleon 
und seine Schergen in die innere Verwaltung der angeblich souve* 
rainen Rheinbunds-Staatta mischten, darüber giebt NebeaiusS. 34.IT. 
in ausführlicher Darlegung höchst interessante Belege), als dass in 
der neuen Landes» Organisation, welche der neue Cabinets- Minister 
Freih. v Reitzenstein unter Mitwirkung des Freih. v. Marschall 
durch das Constitution- Edict v. 26. Nw. 1809. und dessen 6 Bei- 
lagen (Wiiikopp Bd. 14. S.27. 192. 408., n. 15. S. 42. 239.) ins 
Leben rief, mehr als geringe Anklänge an die VerwaltungsgrundsNtze 
der früheren Deutschen Zeil sich hatten erhalten können Die Ein- 
richtung der 5 Minisieria l Departements blieb unverändert, nur dass 
das Cnbinets-Ministerium als besondres Departement wegfiel und zu 
gemeinsamer Erledigung resp. Vorbereitung der wichtigeren allge- 
meinen Angelegenheiten, darunter auch einzelner Kirchensachen, 
namentlich der Besetzung der Pfarreien, Decanate, höheren Lehr- 
ämter, Ministerial - Conferenzen dienen sollten. Naher aber wurde 
Ressort und innere Einrichtung der einzelnen Ministerien geordnet, 
von denen das des Innern in 5 besonderen Departements mit eignen 
Directoren neben der weltlichen auch die kirchliche Landes- Verwal- 
tung in der Weise überwiesen erhielt, dass dem katholischen Kirchen* 
Departement, welches mit erweitertem Ressort, übrigens wie bisher 
mit collegialischer Verfassung und ausschliesslich katholischer Be- 
setzung, an die Stelle der Bruchsaler Kirchen -Commission trat, die 
obere Aufsiebt und Leitung des gesammten katholischen Kirchen-, 
Lehr- und Stiftung*- Wesens zustehen sollte, jedoch nicht bkrss uoter 
Vorbehalt der den Ministerial- Conferenzen zugewiesenen derartigen 
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Sachen, sondern auch mit der Maassgabe, dass alle wichtigeren 
Gegenstande, und Oberhaupt solche, wo es dem Departontents-Director 
'wegen abweichender Ansicht oder aas sonst einem Grunde dienlich 
scheinen wörde, an das ans dem Minister, dem Geaeral-Director aad 
den sttmmtlichen Departements-Vorständen gebildete Generat-Di recto- 
rium gelangen mussten, in welchem zwar wieder Mehrheit der Stim- 
men entscheiden sollte, aber dem Minister die Ueberweisnng an die 
Miuisterial-Conferenz vorbehalten blieb. Eine ganz neae Organist* 
tion ward zugleich für die Provincial- Verwaltung beliebt; den zehn 
Kreisen, in welche, mit Hintansetzung der bisherigen, nur fÄr die 
Justizverwaltung als Sprengel der Hofgerichte beibehaltenen Landes- 
einlheilung, das ganze Staatsgebiet zerfiel, wurden als mittlere 
Cameral-, Policey- und Regiroinal- Instanz, übrigens auch mit geist- 
lichem wie weltlichem Ressort, s. g. Kreis-Direclionen vorgesetzt mit 
rein bureaukratischer" Einrichtung, iadem die den Vorstünden bei- 
geordneten Rflthe, abgesehen von den diesen Behörden Überwiesenen 
Civilrechtssachen, nnr ein consoltatives Votum erhielten. Mit der 
Kreiseintheilung ward eine neue Organisation der Aemter verbündet, 
weuiger mit Rücksicht auf die bisherigen Amtsgrenzen, als nach der 
Seelenzahl, zugleich mit einer Bureau- Verfassung, welche selbst da, 
wo ausnahmsweise einem Amte mehrere Beamten yorgesetzt worden, 
und sogar in Civil- und Criminal* Sachen die Entscheidung lediglich 
dem ersten Beamten znwies, übrigens so, dass zwar den städtisches 
und ländlichen Ortsbehörden, welche gleich felis eine von der bis- 
herigen ganz abweichende Organisation erhielten, gewisse Ange- 
legenheiten und Attribute verblieben, im wesentlichen aber alle Ver- 
waltungszweige in den Aemtern sich concentrirten und denselben nnr 
/ttr einzelne Angelegenheiten, (so för das geistliche und weltliche 
Gefall- und Rechnungswesen die Amtsrevisorate und Bezirks Verrech- 
nungen, für die Aufsicht über Kirchen- und Schulwesen die ans den 
Pfarrern zu besetzenden landesherrlichen Decanate) besondere Behör- 
den Iheils bei-, theils untergeordnet wurden. Die in formeller Hin- 
sicht dadurch neu geregelte Landes- Verwaltung vervollständigte aber 
eine Reihe der wichtigsten, den materiellen Rechtszustand betreffen- 
der Verordnungen, welche neben der im J. 1809. bekanntlich in 
Baden beliebten Einführung des Code Napoteon theils schon froher 
erlassen waren, theils mch und nach ergingen, und von denen in 
kirchlicher Beziehung, als besonders erhebliche Ergänzungen des 
bereits "oben erwähnten Constit-Edicts Aber die kirchl. Staatsverfas- 
sung des Grosfherzogtburas vom 14. Mai 1807., das Gesetz über die 
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Kirchen- und Sehulbaulichkeiten v. 26. April 1808. and die Verordn. 
Iber Ausfibung der KircbenJehnberrliehkeit v. 24. M*rz 1808. nebst 
deren Ded. ▼. 14. Mai 1813. n. 28. Dee. 1815., so wie das Regu- 
ktnr ftr die klftsterl. Institute v. 16. Sept. 1811. hervorgehoben 
werden mögen. 

So nnd das J. 1815. die katholischen Zostlnde Badens in ihren 
Beziehuugea zum Staate nnd nach der Seite des formellen Geschäfts« 
Mechanismus bin vollständig geregelt vor, sonst aber freilich die. 
katboKochc Landeskirebe in einer Lage, welche nicht bloss den cano- 
usehen Recbtsbestand der vorhandenen Einrichtnngen mehr als zwei- 
felhaft liess, sondern auch nur in sehr unvollkommener Weise den 
geistlichen Bedarfnissen der katholischen Untertbanen an genügen 
geeignet war, so lange es noeb an der Herstellung eines geordneten 
Dieeesanregiments, nnd damit aa der nnerllsslichcn Basis der katho- 
lischen Kirchenverfassoag fehlte. Die Regierung verkannte weder 
das dringende Bedtirfaiss, nach dieser Seite bin filr Zurilckftlhrung 
kireblieber Ordnung in sorgen, noeb die Unvermeidlichkeit desfall* 
siger Vereinbarong mit dem Römischen Stuhl. Hemmend aber tra« 
len der Erreicbnag dieses Ziels von vorn berein die bekannten 
Wessen berg'seben Streitigkeiten (LS. 50. f., 40 f., H.S.55— 59.), 
mehr noeb die offensichtlich reformistische Tendenz entgegen, in 
welcher die im J. 1818. so Frankfurt a.M. mit Wfirtemberg, Hessen 
und andern Bundesstaaten eröffneten gemeinschaftlichen Berathungen 
ftr die Verhandlungen mit Rom und das davon erhoffte förmliche 
Concordat eine vorbereitende Basis so -gewinnen suchten. (I. S. 35. f. 
IL S. 60.) Deber die kirchliche Zullssigkeit und den politischen 
Werth der Grundsätze und Vorschlage, welche in den bekannten 
„Grundzdgen zu einer Vereinbarung ober die Verhältnisse derkatboJ. 
Kirche in teutseben Bundesstaaten 44 zusammengestellt wurden, und 
deren wesentlicher Inhalt in Form einer Declaration fflr die zu Rom 
im J. 1819. begonnene diplomatische Verhandlung gleichsam als 
Praelimtnarien dienen sollte, wird das Unheil des Einzelnen je nach 
seinem religiösen und staatsrechtlichen Standpunkte zu allen Zeiten 
ntebt minder verschieden bleiben, als in Betreif der Frage, ob und 
wie weil die Idee einer von Rom möglichst unabhängigen, in sich 
fest gegliederten katholischen Nalionalkirche Deutschlands, von wel- 
cher unbestreitbar die Repräsentanten jener Bundesstaaten sieb lei- 
ten lieaaen, einerseits dem Interesse des Staats und der katholischen 
Kirche selbst entspreche, andrerseits ausfahrbar sei. Das aber wird, 
wer nur einigenaaasen mit Kirchenrecht und Kirchengeschichte ver- 
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traut ist, nicht in Abrede nehmen mögen, dnss zn einen nicht gerin- 
gen Theile der Inhalt jener Documente als wirkliche und wesentlich* 
Neuerung sich darstellt, und noch Ober die Vorsehlage der cpttco« 
palislischen Ganonisten und über die Josepbinische Gesetzgebung 
hinausreicht; wir zweifeln auch, ob die unterhandelnden Regieren- 
gen zu irgend einem Zeitpunkte, vollends nach der Römischen Gegen- 
note v. 10. Aug. 1819 M sich wirklich und ernstlieh der Hoffnung hin- 
gegeben haben, es werde der Römische Stuhl auf solcher Grundlage 
zu Abschluss eines Goncordats geneigt, oder doch zu besthuuttn 
sein. Jedenfalls war das Resultat ein andres. Nur ober die nene 
Diöcesanhegrenzung und die Dotation der Bisth&mer kam in der 
Bulle „Provida solersque e/r." v. 16. Aug. 1821. die Unterhand- 
lung zu thcilwcisera Abschlüsse, brachte aber zunächst der zum Erz- 
bisthume Freiburg vereinigten Badischen Landeskirche nicht einmal 
den Gewinn, dass die bisherige VicariaUverwaltung aufhörte, indem 
die Regierung nicht sofort von der Designatiou Wessenherg** für 
den neuen Bischofssthul abstehen mochte, spater 'die Bestätigung de* 
an Wessenberg's Stelle prSsentirten Professors Wanker, wie vir 
jetzt erfahren (II. S. 61 .), zu Rom auf Schwierigkeiten stiess und 
in einer Note v. 27. Febr. 1823. nnbediugl verweigert wurde; weni- 
ger vielleicht, weil die Regierung, in bester Absicht ohoe Zweifel» 
doch unbekümmert um die canonischen Wahl formen und die desfalls 
schon in der Antwort auf die Declaration vom Pabste erhobenen Be- 
denken, den ersten Vorschlag zur Gandidatnr in die Hlnde der 
(landesherrlichen?) Decane gelegt hatte, als in Folge davon, das! 
inzwischen die s9mml liehen Regierungen der oberrheinischen Provinz 
sich auf Grund der Frankfurter Beschlüsse Über den Eotwnrf einer 
laudesberrlichen Kirchenpragraalik geeinigt, und diesen, was nach 
den bisherigen Vorgangen allerdings in noch höherem Grade bedenk* 
lieh erscheinen niusste, den designirten Bischöfen, wenn nicht sar 
Unterzeichnung und förmlichen Approbation als Bedingung der in 
Aussiebt gestellten Würde, doch zu vorlaufiger Vergewisserung fkhtr 
deren Ansieht und mit dem Wunsche freiwilliger Adhäsion zugestellt 
hatten. Dadurch wurde denn auch der weitere Fortgang der Coa- 
cordats-Verhandlungen gestört, aus welchen man zwar, nach de* 
unerwünschten Ausgange der zu Rom seifest gepflogenen Negotiatioaen 
Vieles ausgeschieden halte, worüber Einverständnis nicht za erwar- 
ten stand, für welche indessen noch manche Punete, wie namentlich 
die Besetzung der Bisthümer und Gapitel, übrig blieben, rar deren 
Erledigung die Bulle v. J. 1821. ohne Bedeutung war. 
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Das Resolut dieser weiteren Verhandlungen Hegt bekanntlich 
in der Bnlle „Ad Dominici gregü e/c.* 4 v. 11. April 1827. vor; 
ober den Gang dieser Ncgotiationen, und dass eigentlich nur partiell, 
gewissermassen mehr dem formellen Anseheine nach als in Wahrheit 
eine Cebereinkunft beider Theile erzielt worden, giebt erst Hr. St-R. 
Nebenius nähere Auskunft. (IL S. 62. 63.). Uoterm 16. Juni 1825. 
■anlief hatte der Römische Stnhl den vereinigten Höfen ein Ulti- 
matnm zage fertigt, im Wesentlichen den sechs Pnncten der spateren 
Balle entsprechend. Die vier ersten, Ober die Bischofswahlen nnd 
die Vergebung der Canonicale, nahmen die Regierungen an, indem 
sie von ihrem ursprünglichen Verlangen zurücktraten, aus den von den 
Decanen erwählten drei Bisthumscandidaten Einen zu designiren, und in 
ähnlicher Weise die Canonicate, ausserdem nach freier Wahl die Dem* 
decaaate zu vergeben ; die beiden andern Artikel dagegen über Ein- 
richtung der Seminare, so wie ober den Verkehr der Bischöfe mit Rom 
nnd deren Gerichtsbarkeit wurden in einer gemeinschaftlichen Gegen- 
note v. 6. SepU 1826. unter der Erklärung verworfen, dass man wider 
diese, wenn sie in die Bulle hinflbergenommen würden, zu ausdrück- 
lichem Vorbehalte der Souveränetätsrechte sich genötbigt erachten 
rnüsste. Ob zu solcher Erklärung hinlänglicher Grund vorlag, lassen 
wir dahin gestellt; unseres Brachten» hätte, dass die Erziehung der 
Cleriker in den Seminarien „ad formam decretorum ConciUi Tri' 
dejtfwu" geschehen sollte, um so eher für unverfänglich gelten 
können, als schon in der Bulle v. J. 1821. ein »seminarium puero- 
rum ad praescriptum S. Conc. Tridenlini" ausbedungen und zuge- 
sagt war, und so wenig wir andrerseits leugnen wollen, dass unter 
den „canones nunc vigentes", und der „praesens eeeiesiae disci- 
plina", nach welchen die bischöfliche Gerichtsbarkeit „pleno jure" 
zustehen sollte, die Römische Curie etwas andres gemeint habe, als 
den in dieser Beziehung dermalen in Baddb u. s. w. bestehenden Zu- 
stand und die in der Declaration für die bischöflichen Jurisdictioas- 
recbte gezogenen Grenzen, und wie schwierig oder gar unmöglich 
es auch gewesen sein mochte, im Einzelnen Ober Sinn und Bedeu- 
tuag jener Worte zu völligem Einverständnis* zu gelangen, immer 
will es uns doch bedünken, dass im Vergleiche zu der Passung des 
Bayrischen Goneordats, welches im Art. 12. „pro regimine diöcesium 
id omne" den Bischöfen gestattete, „quod sive em declaratione sive 
ex disposüione S. canonum secundum praesentem et a S.S. adpno- 
batam ecclesiae disciplinam competit", und gleich den Bischölen 
anch dem Geras und den Laien eine „communicatio cum S.S.pror- 
Krit. Jahrb.! d. RW. Jahrg. VI. H. XL 85 
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sus libera" ausbedang, die obige unbestimmtere Passung wohl als 
Berücksichtigung der eigentümlichen Verhältnisse jener Länder, 
nieht als verfänglicher Vorbehalt hätte gelten können, und das* 
dorch Annahme jenes Artikels schwerlich die Regierungen „ihre 
Anerkennung einem Systeme " zn ertheilen geschienen hätten, „wer- 
nach als cauon vigens Alles gelten würde, was die Römische Curie 
dafür erklärt " (II. S. 63.). Zu ausdrücklicher Reprobation ojler der 
angedrohten förmlichen Verwahrung kam es auch nicht, ais jener 
Erklärung ungeachtet die Bulle v. 11. April 1827. (nach der beglei- 
tenden Note v. 6. Jan. 1827*» weil doch die Freiheit der Aufnahme 
oder Weglassung gewissermassen anheimgestellt geblieben wäre und 
der Romische Hof eine Gefährdung der „legitimen Rechte der For- 
sten" darin nicht finden kdnne) jene beiden Artikel gleich den vier 
npprobirten enthielt (II. S.63. u. 85.). Aber allerdings gab die Ba- 
dische Regierung, mit den übrigen) ihrem Widerspruche die ange- 
kündigte Folge, als sie in der Confirmations-Urkunde v. 16* Oct. 1827. 
nicht bloss im Allgemeinen erklärte, es solle aus den Bullen nichts 
abgeleitet oder begründet werden können, „was den Hoheitsrechten 
Schaden oder Eintrag thun konnte, oder den Landesgesetzen und 
Regierungs -Verordnungen, den erzbischOflichen und bischöflichen 
Rechten, oder den Rechten der evangelischen Confesston und Kirche 
entgegen wäre'S sondern auch beide Bollen nur. „in so weit** als 
angenommen bezeichnete, als dieselben die Bildung der oberrhein. 
Kirchenprovinz, die Begrenzung, Ausstattung und Einrichtung, so 
wie die Besetzung der BisthOmer und Domkapitel zum Gegenstände 
hätten. Nur war freilich damit für die (Jnterthanen, welche jene 
diplomatischen Verhandinngen nicht kannten, die Annahme, es sei 
der gesammte sachliche Inhalt der Bullen durch deren Pnblication 
zu staatlicher Gültigkeit gediehen, um so weniger ausgeschlossen, 
als jene beiden Artikel wohl für unter der „Einrichtung der Bis- 
thflmer** mitbegriffen gelten konnten, und so blieb von vorn herein, 
obwohl die Regierung formell vollkommen in ihrem Rechte war, zn 
der "M isdeutong Anlass oder doch Vorwand, als ob dieselbe den ver- 
tragsmässig übernommenen Verpflichtungen und gemachten Zuge- 
ständnissen (denn dass die Vereinbarung mit Rom, obschon kein 
, förmliches Concordat, doch die Kraft eines Vergleichs und eines 
einseitiger Rücknahme oder Abänderung nicht unterliegenden Ueher- 
einkommens habe, erkennt auch Hr. St.-R. Neben ins S. 90. unum- 
wunden an) vollständige Folge zu geben nicht geneigt sei. 

lieber den Vollzug der Bullen verbreiten sich die vorliegenden 
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Schriften nicht naher. Neu rat u. W. nur die Mittheilung (II. S. 64.)* 
dass in Bezog auf die Wahl von Personen, welche den Fürsten an- 
genehm waren (die allerdings nicht »bedeutungslose Passung des 
Preossischen Breve „nee minus gratae" ist anch hier von der Curie 
beliebt, von den Regierungen stillschweigend gebilligt worden), ein 
besondres pabstliches Breve v. 28. Mai 1827. an das Freiborger Dom- 
kapitel ergangen ist, dessen Inhalt zwar nicht vollständig, aber doch 
quoad patsum eoneernentem mitgetheilt wird (II. S. 87. Note **). 
Bekannt ist übrigens, dass in Baden sebon im October d. J. 1827. 
sowohl die feierliche Ereetion des neuen Erzbisthums als die Ein- 
weihung und Einführung des dafür designirten Erzbischofs Bernhard 
Boll, bisher Pfarrers am Freiburger Münster erfolgte; nicht minder, 
dass, nachdem die Ereetion und Provision der übrigen oberrheinischen 
Bistbümer zu Stande gekommen, unterm 30. Januar 1850. die viel- 
besprochene, bereits am 27. Novbr. 1827. zu definitiver Redaction 
gediehene Verordn. über die Ausübung des obersthoheitlichen Schutz- 
und Aufächtsrecbts über die katholische Kirche gleichzeitig in allen 
vereinten Bandesstaaten publicirt wurde. 

IV. Aeusserlich war damit die langersehnte Reorganisation der 
katholischen Landeskirebe vollendet; zu völliger Beseitigung aller 
Differenzen zwischen ihr und der Regierung und zu definitiver, allen 
Ansprüchen und Erwartungen entsprechender Feststellung der kirch- 
lichen Verfassung kam es nicht, und konnte es, erwägt man unbe- 
fangen die Verhaltnisse, auch wohl nicht kommen. Die rechtliche 
Befugniss der Regierung zum Erlasse jener Kirchen -Pragmatik laset 
sich allerdings nicht in Zweifel ziehen, noch verkennen, dass, wenn 
schon dieselbe über manche Puncto sich erstreckte, welche wie z. B. 
die Bestimmungen über die Qualitäten der Bisthums- und Caaonieats- 
Candidaten, über die Stellung der Domkapitel zur Diücesan- Regie- 
rung, über die Studien und Prüfungen der Geistlichen u. s. w. vor- 
zugsweise die innere Kirchenverfassung betreffen, wenn gleich auch 
die Regierungen sich keineswegs unbedingt darauf beschrankten, 
Umfang und Bedeutung des landesherrlichen Jus cfrea saera wie die 
Formen und Modalitäten seiner Ausübung festzustellen, doch dies 
Gesetz weit mehr als die Frankfurter Beschlüsse und die früheren 
Entwürfe, dem gemeinen canonischen Rechte sich anschliesst, und 
die reformatorische Tendenz, welche bei jenen Verhandlungen gelei- 
tet hatte, nur noch in schwachen Anklangen bekundet. Aber die 
strenge, fast starre Conseqoenz, mit welcher für alle und jede Theile 
der kirchlichen Verwaltung die tirandprineipiea der Kireheuhoheits- 

85* 
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gewalt durchgeführt worden waren, nm für alle Eventualitäten, wie 
unwahrscheinlich immer, in Zukunft einen gesetzliches Anhalt zu 
den etwa für nothwendig zn erachtenden Maassregeln zu haben, 
andrerseits die etwas unbestimmte Fassung, welche Art, Ziel und 
Grenzen der den Landesbehörden und der Regierung für die kirch- 
liche Administration vorbehaltenen Concurrenz nicht mit genügender 
Sicherheit erkennen Hess, würden selbst ohne die früheren Vorgänge 
nicht verfehlt haben, Bedenken und Besorgnisse sowohl unter den 
Katholiken des Landes als zu Rom zu erregen. Dazu kam, dass die 
Kirche sich wohl der nichts weniger als unbillig scheinenden Erwar- 
tung hingegeben haben mochte, es würden manche zur Zeit jenes 
vicariellen Interims getroffenen Verwaltung*- Einrichtungen nunmehr 
nach hergestelltem ordnungsmäßigem Diücesannezns aufhören, oder 
doch die früheren Organisations-Edicte einer modificirenden Revision 
unterliegen, wahrend die Regierung ihrerseits alle ihr darin vorbe- 
haltenen Gerechtsame mehr oder weniger als unzweifelhafte Aus- 
flüsse nnd Attribute der landesherrlichen Gewalt, und die damals von 
ihr ins Leben gerufenen Zustände und Einrichtungen als in aller 
Weise wohl- und rechtsbegründet zu betrachten geneigt, und enver- 
rückt festzuhalten um. so mehr gemeint war, als den wahren und 
wesentlichen Interessen der katholischen Unterthanen dadurch voll- 
kommen Genüge zu geschehen schien, dass die Handhabung aller 
kirchlichen Rechte der Staatsgewalt unverändert dem katholischen 
Kirchendepartement anvertraut blieb. Befremden kann es daher nicht, 
wenn der Gegensatz der Ansichten, Wünsche und Hoffnungen bald 
auch in Differenzen nnd Beschwerden hervortrat, die katholischer 
Seits sowohl Nahrung als Unterstützung und anscheinende Rechtfer- 
tigung darin fanden, dass die neue Kirchenpragmatik kaum publicirt 
war, als auch, was freilieh nicht überraschen kennte, von Rom aus 
förmlicher Widerspruch erfolgte, indem die Curie erst durch ein 
Breve vom 30. Juni 1830. die oberrheinischen Prälaten anwies, die 
Grundsätze jener Verordnung amtlich zu bekämpfen, dann aber, als 
deren Vorstellungen erfolglos blieben, sich in einer Note v. 5. Oct. 
1833. mit ihrer Beschwerde unmittelbar an die vereinigten Höfe 
wandte (IL S. 81. u. 05.). 

Dass die Regierung sich durch diesen doppelten Widerspruch 
nicht irren, wenigstens nicht zur Zurücknahme der ganzen Verord- 
nung bestimmen Hess, sondern in ihrer Antwort an den päbsUichen 
Hof auf eine Beleuchtung der gegen sie erhobenen Beschuldigungen 
beschränkte, sind wir weit entfernt unbedingt zu tadeln. Denn ia 
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gutem Glauben au ihr vollkommen wohlbegrfindetes Recht, und dass 
sie nur Befugnisse der Kirchenhoheit mit jener Pragmatik gewahrt 
und beansprucht hake, hat dieselbe zweifelsohne sich befunden, und 
nicht ohne Grund von der Ansicht sich leiten lassen, dass sie inner- 
halb der wahren Grenzen des Jus circa sacra weder eines kirch- 
lichen Anerkenntnisses bedürfe, noch etwaoigen Widerspruch zu 
fürchten brauche, vielmehr durch den, in den meisten Puncten sicher 
ohnehin erfolglosen, Versuch einer Vereinbarung Aber diese ober- 
hoheitlichen Aufsichts» und Scbutzrechte nur ihre eigne Unabhängig- 
keit gefährden, oder doch in Zweilei zu stellen scheinen wörde. Ob 
aber der Römische Hof wirklich bloss eine formelle Verletzung der 
Rechte der Kirche in jener Verordnung gefunden, und mehr nur zur 
Wahruog der Consequenz, weil bisher nie und nirgends das jus 
mqjestaticum circa sacra förmlich von Rom aus anerkannt worden 
sei, jenen Widerspruch erhoben hab&, mochten wir bezweifeln, und 
daraus allein noch nicht folgern (II. S. 95.), dass der päbstliche 
Stuhl nach Beantwortung der oben erwähnten Note die Frage ruhen 
üess, und bei der Wahl des Erzbischofs Demeter von den aus Ver- 
sehen und Irrthum des Regierungs-Commissars dabei vorgekommenen 
formellen Unregelmässigkeiten (IL S. 105 — 108.) keine Veranlas- 
sung nahm, die Bestätigung dem Gewählten zu verweigern. Eine 
andere Frage scheint uns auch, ob nicht doch io dem einen oder an- 
dern Puncte jene Pragmatik Bestimmungen enthalte, durch welche 
nnbewusst und wider Willen, aus Unkenntniss des canonischen Rechts 
oder ungenügender Würdigung der katholischen Lehre und Dtsciplin, 
den wesentlichen Rechten der bischöflichen Gewalt zu nahe getreten 
werde und in so fern die katholische Kirche auch materiell verletzt 
oder doch beeinträchtigt sei, ob wirklich diese Verordnung in allen 
wesentlichen Bestimmungen „auf Grundsätzen aber das Verhältnis 
„des Staats zur Kirche beruht, welche die europäische Ver- 
nunft (!?) und eine ganz entschiedene allgemeine Praxis 
anwiderruflich sanetionirt hat" (IL S. 94.)? Und verhehlen darf 
man sich unsere Erachtens nicht, dass in den Verhältnissen der katho- 
lischen Kirche zum Staate selbst den blossen Formen ein nicht gerin- 
ger Werlb beizulegen ist, und letzterer eben so sehr ohne Gefahr 
das Zugeständniss machen kann, als erstere von ihrem Principe ans 
darauf wird Bedacht nehmen müssen, in deo Formen des kirchlichen 
Verwaltungs-Organismus wenigstens den Anschein eines selbständigen 
bischöflichen Kirchenregtments zu wahren. Jedenfalls wäre es, wie 
»vir glauben, fOr die Regierung unverfänglich gewesen, und würde 
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auf den geistliches Stand wie die Gesammtheit der katholischen Un- 
terthanen eines beruhigenden Eindrucks nicht verfehlt haben, wenn 
jener doppelte Widersprach Veranlassung geworden wäre, in olfi- 
deller Verhandlung mit dem Bischöfe oder auf minder formellem 
Wege sowohl das neue Geseti als die ganze, rheinbttudische Orga- 
nisation nach ihren Beziehungen zum Rirchenwesen einer gutacht- 
lichen Prüfung zu unterziehen, hei welcher ja die wirkliche Aeude- 
ruog, je nach dem Resultate dieser gemeinsamen Erw&gung, immer 
noch dem Ermessen der Regierung anheimgestellt blieb, und zur 
Wahrung des Princips auch wieder in der Gestalt einseitiger Deela- 
ration hatte erfolgen können. Dass der Erzbischof in Folge des 
Breve vom 80. Juni 1830. auch nicht einmal den Versuch „einer 
versöhnenden Vermitterang" machte, sondern der pSbstlichen Wei- 
sung sofort in der Form entschiedener Remonstration Folge gab, war 
gewiss ein grosser Fehlgriff (IL S. 87*); aber um so schöner würde 
sich der conciliatorische Sinn, welchen bei unvermeidlich gegebner 
Collision beider Gewalten mit vollstem Recht unser Verf. von deren 
Organen fordert, bewahrt haben, wenn trotz dem die Regierung in 
der bezeichneten Art zu gegenseitiger Verständigung die Hand gebo- 
ten und dadurch bekundet hätte, wie sie, ober allem Parthei-Interesse 
stehend und frei von aller Einseitigkeit, das wahre Wohl der katho- 
lischen Kirche allein vor Augen habe, und zwar ihr eignes Recht 
vollaas und unbedingt wahren wolle und werde, aber auch nicht 
mehr als ihr unzweifelhaftes Recht verlange. Doch mag allerdings 
die politische Constelktion jener Jahre, wo auch Baden der Aufre- 
gung nicht entging, welche zwar nicht die Existenz der Deutschen 
Staaten, wenigstens aber die Grundlagen und Formen ihrer Verfas- 
sung in Frage zu stellen schien, auf den Entschluss der Regierung 
mit eingewirkt haben, und es unvermeidlich haben erscheinen lassen, 
mindestens nach der kirchlichen Seite hin den bisherigen Rechtszu- 
stand des Landes unversehrt zu erhalten, und lieber billigen Ansprü- 
chen alle Beachtung zu versagen, als der Rerormsucht jener Tage 
ein neues Feld zu eröffnen. Darauf deutet wenigstens das Verhalten 
der Regierung bei den bekannten Antrigen aber Aufhebung des Cö- 
libats hin,, welche im J. 1828. fest einstimmig verworfen, im J. 1831. 
mit noch grösserer Majorität von der Kummer gebilligt und dem 
Ministerium zur Verhandlung auf einer Diöcesan- Synode Überwiesen 
wurden, welchen jedoch Folge zu geben die Regierung noch weniger 
als bei jenem Verlangen des Erzbischefs geneigt war, vielmehr ge- 
radeso Air Unklogheit erklarte (L S. (2. 63.). Ueberhaupt scheint 
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ob* dies die Stellung, welche ia neuerer Zeil die Badische Regie- 
rung in Bezug auf die katholischen ZusUnde eingenommen hat, das« 
sie den eignen Reformpliaen, welche das Motiv und die Basis der 
Frankfurter Verhandlungen bildeten» ihrerseits entsagte, mit entschie- 
denster Consequenz dagegen das terrilorialistiscbe Princip festzuhal- 
ten bestrebt ist, auf welchem aus der Zeit des Rheinbundes her die 
kirchliche Landesgesetzgebung nicht minder als die Verwaltung be- 
ruht Das erstere leugnet zwar der Verf. der Beschwerdeschrift und 
will fiberall in dem Benehmen der obersten LandesbehOrden Spuren 
bald protestantisch-propagandistischer, bald katholisch-reformistischer 
Bestrebungen entdecken; jenes z.B. in der der aotikalholischen Presse 
zugestandenen grösseren Censurmilde (1. S. 102.) , in der Reichlin- 
Meldegg 9 schen nnd Gemmingen - Hennbftfer'schen Angelegenheit (1. 
S. 44. f. u. 57. f.); dieses in der Art, wie Anhänger episcopalistiscber 
Ansichten bald, wie z. B. Amaan gegen Einschritte der geistlieben 
Behörden vertreten, bald zu einflussreichen Aemtern, insbesondre in 
den katholischen Kirchenrath befördert worden (I. S. 27. 51«), nicht 
minder darin, dass die Regierung den im J. 1838. gestifteten Schaf* 
hlnser Verein, wie offenkundig er unter dem Anscheine freier Be- 
sprechung der katholischen Kirchenangelegenheiten nichts anderes 
als Reformen des Co Uns und der Verfassung bezwecke, nicht bloss 
nicht verboten, sondern gegen die inhibitorischeo und dehortatori- 
schen Maassregeln des Ordinariats in Schulz genommen habe (I. 
S. 83 — 88.), dass dem in neuerer Zeit, in Folge der Cöiner Wirren 
lautgewordenen Verlangen nach Berufung von DiOcesan- und Provin- 
ciai- Synoden nnd den darauf gerichteten Kammer- und sonstigen 
Antragen nicht entschieden genug entgegengewirkt werde (I. S.89.f.). 
Indessen auch ohne die Widerlegungen und Berichtigungen der Gegen- 
schrift fühlt man sogleich die gehässige Uebertreibnng durch, wel- 
cher Nichtbeachtung nnd NicbtbefOrderung ullracurialistischer For- 
derungen und Tendenzen ab planmassige Untergrabung der hierar- 
chischen Grandlagen erscheint, nnd gewinnt die Ueberaeugung, dass 
die Regierung, wenn ihre alaassnahmen auch nicht Überall unbedingte 
Billigung verdienen mögen, doch entschieden bestrebt sei, gegenlber 
den kirchlichen Bewegungen der Gegenwart zwischen den inneren 
Partheiungen der katholischen Kirche den Standpunkt völliger Neutra- 
lität zu behaupten. Billigen wird dies jeder müssen. Eine innere 
Reform der katholischen Kirche mag sie immerhin auch für den Staat 
in seinen Verhältnissen zur Romischen Curie als wünsebenswerth gel- 
ten, wird nur im Innern der Kirche und aus ihr selbst heraus sich 
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mit der Hoffnung glücklichen Erfolges and dauerhaften Bestandes 
entwickeln können; die Regierungen, rollend* die protestantischen, 
mflsseu dies als ein Gebiet anerkennen, in weiches ihre rechtliche 
Gewalt nicht hineinreicht, und wo ihre Einmischung, Oberhaupt jedes 
Süssere Mittel nur hemmen, uicbt fördern würde, wo dadurch nur 
Unfriede und Haas zu ernten ist, so lange der althergebrachte Besitz- 
stand der Romischen Curie in der religiösen Ueberxeugung von der 
Unerlisslichkeit primatialer Oberleitung eine unangreifbare Schutz- 
wehr findet. Nur seine eignen Rechte hat der Staat gegen An« 
massung und Eingriff, woher sie auch kommen, mit aller Macht zu 
wahren, welche ihm zu Gebote steht, die innere Entwiekelung da- 
gegen des kirchlichen Lebens und die Reform der inneren Kirchen- 
verfassung dem anheimzustellen, welcher aller Kirchen und aller 
Staaten Herr und Lenker ist. Kein andres Princrp kann und darf 
die weltliche Macht leiten, wie nahe auch ihr eignes Interesse von 
den katholischen Kirchenaagelegenbeitea berührt wird, und wie 
wenig sie ihre unterstützende Autorität den kirchlichen Interessen 
wird entziehen mOgen, als das völliger Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit auf dem ihr anvertrauten Gebiete des politischen und bür- 
gerlichen Lebens; in diesem Sinne wird und muss das territorialisti- 
sche Princip, welches die Ereignisse der neueren Zeit zu voller Aus- 
bildung geführt haben, die Basis bleiben für das gegenseitige Ver- 
hältniss des Staats und der Hierarchie. Aber Recht zu gewahren 
und zu üben ist nicht minder Pflicht der weltlichen Obrigkeit, als 
das eigne Recht zu behaupten; unter dem Scheine allseitiger Ver- 
teidigung des Gebiets eigner Berechtigung darf den wohlbegrün- 
deten Befugnissen der kirchlichen Gewalt und ihrer ungehemmten 
Thätigkeit auf dem ihr angewiesenen Gebiet weder Abbruch noch 
Eintrag geschehen. Unbefangener Würdigung der factischen Zu- 
stände wie der von kirchlicher Seite geltend gemachten Wünsche 
wird sich die Staatsgewalt so wenig entziehen, als den für wohlbe- 
gründet anerkannten Ansprachen, unter bereitwilligstem Verzicht auf 
bisher geübte Befugnjsse, ungeschmälerte Befriedigung versagen 
dürfen; denn nie kann für sich allein Besitz als Beweis des Rechts 
gelten oder guter Glaube Unrecht in Recht wandeln. 
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H. Anzeigen, 

Die juristische Fakultät der Universität zu Berlin, seit der 
Berufung des Herrn von Savigny bis zur Niederlegung seines 
akademischen Amtes, und deren erforderliche Umgestaltung. 
Berlin, 1842. 

In den öffentlichen Blättern, welche sich bisher Ober diese Bro- 
schüre haben vernehmen lassen, ist der Verf. derselben ganz und 
gar missverstanden worden und ihm grosses Unrecht. geschehen, — 
freilich nicht ganz ohne seine Schuld. Man hat geglaubt, die Ten- 
denz des Verfc. sey eine ernstliebe, er ziehe wirklich gegen die 
Vertreter derjenigen wissenschaftlichen Richtung, welche er die 
historische Schule nennt, zu Felde, seine Absicht sey in der Tbat 
auf eine Umgestaltung der Berliner Facultät gerichtet, bei welcher 
Jene Richtuog verdrängt und einem anderen Princip die Herrschalt 
eingeräumt werden solle. Weit gefehlt! Die Schrift ist das Erzeug- 
nis* eines losen Schalks,, dessen einziges Bestreben dahin geht, Die- 
jenigen, welche sich der sog. historischen Schule als Jünger einer 
sog. philosophischen Weisheit entgegengestellt haben, lächerlich zu 
machen und dadurch, dass er zum Schein einen in ihrem Sinne ge- 
haltenen Plan zur Umgestaltung jener Facultät entwirft, durch die 
Tbat zu zeigen, wohin es fübreu würde, wenn man sich ihnen in 
die Arme werfen wollte. Sieg der historischen Schule! das ist sein 
Losungswort. — Aber, wird man einwenden, die Schrift athmel doch 
vom Anfang bis zum Ende nur Hass gegen die historische Schule. — 
Das ist eben derPunct, bei welchem Ref. den Verf., in Betreff jenes 
Mißverständnisses, nicht ganz von Schuld freisprechen kann. Man 
erzählt sich von einem grossen Schauspieler, er habe, wenn er den 
Renig Lear gespielt, sich so sehr in diese Rolle hineingedacht, dass 
er am Ende sich selbst vergessen und geglaubt bätte, er sey wirk- 
lich Lear. In ähnlicher Weise ist es unserem Verf. ergangen. Er 
bat, um die Rolle eines Gegners der sog. historischen Schule ganz 
dnrchf&hren zu können und die Täuschung möglichst zu vollenden, 
Alles, was die Widersacher jener Schule gegen dieselbe zu Markte- 
gebracht, gelesen und wieder gelesen, er hat sich in ihre Ideen ganz 
versenkt, gewiss hat er manchen schönen Tag, vielleicht selbst Nächte 
dazu gebraucht, um sich zu eigen zu' machen, was „der preussische 
Jurist u und dessen Genossen bei Gelegenheit des berechtigten Besitz- 
streits der undankbaren Mitwelt zum Besten gegeben haben, — die 
magische Kraft dieser Studien hat auch hier ihren Zauber geübt, — 
der Verf. hat sich zuletzt selbst für „den preussiscben Juristen" und 
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für einen Besitzung gehalten, und nur mit der Zange eines solchen 
gesprochen. Es lässt sich nicht leugnen, dass hierin eine nicht ge- 
wöhnliche Darstellungsgabe sich offenbart habe, — aber ein jeder 
Spass muss seine Grenzen haben. Der Verf. hat sich Missdeu- 
tungen ausgesetzt; der Zweck seiner Schrift ist verkannt worden; 
er bat zwar die Freude gehabt, die Grösse seines Histrionentalents 
zn erproben, aber Das, worum es ihm eigentlich zu thun war, ist 
darüber verloren gegangen. Seinen scheinbaren Ernst hat man so 
sehr für Ernst genommen, dass man die köstlichen Funken des Humors, 
welche doch unwillkührlich hier und da hervorspringen, Ober dem 
grauem Gewände, in welches sich der Satyriker gehüllt, ganz Über- 
sehen hat. — Aber man wird fragen, woher dem Ref. die Kunde 
von des Verfs. wahrer Intention geworden sey. Die Antwort auf 
diese Frage ist sehr leicht; Ref. braucht nur einen kurzen Heb erblick 
Über den Inhalt der Schrift zu geben und dabei besonders die von 
Anderen ohne Zweifel bisher übersehenen Stellen, wo der Sebalk 
durchblickt, hervorzuheben. Dann mag der Leser sich aufs Gewissen 
fragen: ob er es für möglich halte, dass das Ganze mehr als ein 
Joser Scherz sey, dass wirklich Jemand im Ernste den Gedanken zu 
einem solchen Plane fassen könne, wie der Verf. ihn hingestellt hat. 
Das argumentum ab absurdo wird die Antwort erleichtern. 

Nach einer kurzen Vorrede langt der Verf. ohne grosse Umwege 
sofort bei der historischen Schule an. Alles, was „der preussisebe 
Jurist " und dessen Geistesverwandte schon früher dieser Schule nach- 
gesagt haben, — aber auch kein Wort weiter — ist vom Verf. mit 
erstaunlichem Fleisse excerpirt und in geschickter Verbindung zu- 
sammengestellt worden. Wir lesen also wieder, dass jene Schule 
„aus dem Uebergreifen der römischen Sprach- und Alterthumskunde. 
in die juristische Fakultät" hervorgegangen sey, dass sie „fortwah- 
rend gegen eine apriorische Jurisprudenz gekämpft habe, die gar 
nicht vorhanden", dass ihr Gegner Thibaut „der wahrhaft histo- 
rische Jurist" gewesen sey, dass, nachdem dessen Antrag auf Ab- 
fassung eines allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs zu den Acten 
gelegt worden, „die Einheit der juristischen Bildung nur insofern 
aufrecht erhalten worden sey, als die Recbtslehrer sich wenig um 
die neueren Gesetzgebungen gekümmert, und nach wie vor ihre Vor- 
träge so gehalten hätten, als ob das gemeine deutsche Recht noch 
fortwährend allgemeine Geltung hätte", „dass die Rechtswissenschaft 
sich mehr und mehr in eine blosse Kunde der Recbtsalterthümer ver- 
wandelt habe", dass die historische Rechtsschule „sich mit der fixen 
Idee der Wiederherstellung des Zeitalters der classischen römischen 
Juristen und der Rechtsfortbildung durch die gelehrte Juristenzunft 
und eine der römischen Prätor nachgebildete Magistratur getragen 
habe", dass „ihre Arbeit nur noch im äusserlichen Zusammentragen 
historischen Materials bestanden, das nur in so weit dankenswert« 
gewesen, als aus eignen Mitteln nichts hinzugethan gewesen, weil 
sonst ohne den leitenden wahrhaft historischen Gedanken, die will- 
kührlichste Verwendung desselben eingetreten seyn würde", dass 
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„dieser gänzlichen Entgeistigung der juristischen Fakultät u die Be- 
rufung HegeT« nach Berlin entgegengewirkt habe, das« mit Gans 
„der Gegner in die juristische Fakultät selbst eingedrungen " sey, 
und dass dieser den Entschluss gefasst habe, „den Angriff auf die 
grossartigste Weise dadurch zu machen, dass er das leistete, was 
eine wahrhaft historische Schule zu leisten hätte, indem er eine 
Rechtsgeschichte yom philosophischen Standpunkte aus unternommen/ 4 
Nachdem der Verf. so auf den Urfeind der historischen Schule ge- 
kommen, ergreift er, des Zusammentragens der Sentenzen kleinerer 
Gegner Überdrüssig, die Gelegenheit, mit den Worten von Gans den 
scheinbaren Kampf gegen jene Schule fortzusetzen. Er lässt S. |4 — 
20. eine Stelle aus dessen System des röm. Civilrechts wörtlich ab- 
drucken. Dann bemerkt er weiter, „Gans habe als akademischer 
Lehrer die grosse Aufgabe gelöst, die Rechtswissenschaft wiederum 
mit der Philosophie zu versöhnen ", aber während so „die Philoso- 
phie der Einseitigkeit der historischen Schule entgegengewirkt habe, 
habe diese selbst einen Fortschritt zum Bessern dadurch gemacht, dass 
sie in sich selber in mehrere Theile zerfallen sey", die Germanisten 
und Kanonisten hätten „gleich einseitig wie die Romanisten, nur auf 
Wiederherstellung des germanischen und des kanonischen Rechts 
gedacht", auch im öffentlichen Recht habe man „von der Wieder- 
herstellung der deutschen Territorial Verfassung geträumt", die histo- 
rische Schule habe „alle diese Richtungen als ihre Kinder in ihren 
Schooss aufnehmen müssen", „damit sey ihr schädlicher Eiofluss auf 
die Gesetzgebung gebrochen worden, indem diese verschiedenen 
Richtungen innerhalb derselben Schule einander selbst entgegengear- 
beitet hätten", aber „die Germanisten hätten sich" mehr und mehr 
von der Einseitigkeit der historischen Schule entfernt", auch „mit 
der Philosophie sieb zu befreunden angefangen", und ständen jetzt 
„den Romanisten schon fast feindlich gegenüber." „Den Ausbruch 
eines wirklichen Kampfes habe zwar v. Savigny dadarch zu besei- 
tigen gesucht", dass er sich in der Vorrede zn seinem System gegen 
die Einseitigkeit erklärt habe, welche das römische Recht ohne Rück- 
sicht auf dessen Modifikationen durch das kanonische Recbt und die 
germanische Rechtssitte mit besonderer Vorliebe behandle, und dass 
er „den Prof. Stahl unter seinen Schutz genommen." „Beide 
Maassnahmen seyen aber weder geeignet noch im Stande gewesen, 
den hereinbrechenden Sturm zu beschwören." Der Krieg habe der 
historischen Schule auch von aussen gedroht. „Es hätte sich näm- 
lich das von ihr verachtete und misshandelte prenssische Recht, durch 
Vermiltelung der Philosophie zur Wissenschaft mächtig emporgear- 
beitet. Diese habe nicht mehr bloss zum Angriff bereit gestanden, 
sondern schon der historischen Schule empfindliche Niederlagen bei- 
gebracht, so dass sie von derselben das Schlimmste zu fürchten ge-? 
habt habe. Die Wissenschaft des preussischen Rechts sey in kurzer 
Zeit kräftig herangewachsen und führe das Heer der jüngeren Prak- 
tiker." Sie fordere „Umbildung der juristischen Fakultät." Diese 
Umbildung werde freilich immer nur „eine vermittelnde zwischen 
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den beiden Aeussersten der Alleinherrschaft des gemeinen Rechts 
und der Unterdrückung de« vaterländischen sein können, weil sonst 
die prenssischen RecbtsfakulUten ihre Stellung als Bildungsanstalteu 
für die Juristen aller deutschen Staaten aufgeben, und damit leicht 
ihre wissenschaftliche Bedeutung verlieren würden. Das gemeine 
Recht werde daher fortdauernd gelehrt werden müssen, aber nicht 
als gemeines Recht d. i. HOlfsrccht fiir alle zum vormaligen deutschen 
Reiche gehörigen Länder, sondern als historische Grundlage der 
besonderen Gesetzgebungen der einzelnen deutschen Staaten. Die 
Gesetzbücher, aus welchen das gemeine Recht seine gesetzlichen 
Bestimmungen geschöpft habe, seyen gegenwärtig herabgesetzt zu 
rechtsgeschichtlichen Quellen/ 4 Dagegen seyen „mannigfache Vor- 
träge über das preussische Recht erforderlich." „Erst wenn die 
Fakultät diese Umgestaltung erhalten habe, erst dann sey die histo- 
rische Rechtsschule gründlieh besiegt und ihr schädlicher Einfluss 
auf den Rechtsunterricht gänzlich' beseitigt/ 4 — Die nächstfol- 
genden Sätze muss Ref. in ihrer Vollständigkeit wörtlich mittheilen, 
er ist dies dem Verf. schuldig, dessen satyrisches Talent sich hier 
mehr, als in allem Bisherigen, kund giebt; auch sind aie gerade 
am meisten geeignet, der Aufopferung des Verls., der sein besseres 
Wissen verleugnend die Maske der schnödesten Ignoranz angenom- 
men, um die Gegner der historischen Schule zu persifliren, die ver- 
diente Anerkennung zuzuwenden. 

„Zu einer solchen Umgestaltung aber bat die historische Schule selbst un- 
bewusst and wider ihren Willen Alles vorbereitet. Sie ist ein uuwillkuhr- 
licbes Erzeugnis des Zeitgeistes, und war nur Mittel, während sie Zweck 
su sein glaubte. Nach der durch die Aufhebung des deutschen Reiches er- 
folgten Vernichtung des gemeinen- deutschen Rechtes, hatte dieses nur noch 
geschichtliche* Interesse, *ein dogmatischer Vertrag über dasselbe, als über 
ein noch gelteudei Recht, -war daher nicht mehr an der Zeit, es musste des- 
halb aufgelöst werden in seine Elemente, das römische, kanonische und 
germauische Recht, and diese mussten für sich vom rechtsgeschichtlicheu 
Standpunkte aus bebandelt werden. Diese Auflosung brachte die historische 
Schule su Stande, es war ihr aber, wegen mangelnder philosophischer Bil- 
dung nicht gegeben, die Elemente in ihrer Kigenlhfiralichkeit su erfassen 
und eine wahrhafte Rechtsgeschichte su begründen. Auch wusste sie nicht, 
was sie that, indem sie die Meinung hegte, dass durch die Erforschung der 
Quellen des gemeinen Rechts, dieses sich in einer denselben entsprechenden 
Form wurde wieder herstellen lassen. Der Geist der Zeit aber war längst 
Ober das gemeine Recht hinaus, und hatte zuerst in dem Allgemeinen 
preussischeu Landreclit eine neue Gestalt gewonnen. Fast in allen deut- 
schen Staaten sind seitdem neue Gesetzbücher entstanden. Ein dogma- 
tischer Vortrag über das vormalige geroeine Recht ist daher ein Anachronis- 
mus, und durch die auflösenden Bemühungen der historischen Schule seibat 
fast eine Unmöglichkeit geworden. Damit hat dieselbe die ihr vom Zeit- 
geiste gestellte Aufgabe gelöst. Zum äusseren Zeichen der Vollendung 
dieser Periode hat denn auch gegenwärtig ihr Haupt, Herr V. Savigny, 
sein Amt als öffentlicher Lehrer niedergelegt, nachdem er noch durch sein 
neustes Werk „„System des heutigen römischen Rechts u<< hauptsächlich 
die Richtigkeit unserer Behauptuug bewiesen, dass eine dogmatische Dar- 
stellung des gemeinen Rechts sur Unmöglichkeit geworden ist, da solche 
sich ihm unter. der Hand in Rechtsgeschichte verwandelt hat." 
Nun rückt der Verf. dem Hauptstflck seiner Satyre ndher. Die 
juristische Facultät muss also umgestaltet werden. Aber „wo plfllz- 
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lieh die tauglichen Lehrer hernehmen?" Nichts leichter, wie das. 
„Man lege nur den Obergerichts- Assessoren " [wie boshaft! — Man 
erinoere sich, dass „der preussische Jurist " als ein solcher Assessor 
erkannt worden ist,] „unter gewissen, zur Bekundung ihrer Leb rfähig- 
keit dienenden Bedingungen, das Recht zain öffentlichen Lehren bei, 
und es wird sich theils aus diesen, thcils auch aus höheren Beamten, 
bald eine grosse Anzahl tüchtiger Lehrer hervorthun, die frisches 
Leben in die Rechtswissenschaft bringen. " Aber wie soll die neue 
Faeultät gestaltet werden? „Sollte zu der Zahl der bisherigen 
Professuren keine neue hinzutreten , so würden wir es für angemes- 
sen halten, solche folgendermassen zu vertbeilen: 1) für die römische 
Recbtsgeschichle, 2) för die deutsche Rechtsgeschichte, 3) für das 
preussische Privatrecht, 4) für das preussische Criminalrecbt, 5) für 
das preussische Kirchenrecht und 6) für das preussische Staatsrecht/ 6 
Alles Uebrige rauss den ausserordentlichen Professoren anheimfallen, 
noch die Pandecten, da das gemeine Recht „noch in manchen Thei- 
len des Staats als Provinzialrecbt Geltung hat", „auch noch in einr 
zelnen deutschen Staaten* nicht durch neue Gesetzbücher ersetzt ist." 
„In dieser Anordnung würde die Berliner juristische Fakultät sich 
als Central- und Muster- Fakultät für die übrigen Universitäten nicht 
nur Prenssens sondern auch Deutschlands darstellen, da für alle all- 
gemeinen Bedürfnisse, insbesondere aber auch für die der vaterlän- 
dischen Juristen gesorgt wäre." — Der Leser wird glauben, hiermit 
habe die Persiflage des Verfs. ihren Röhepunct erreicht; — aber nein! 
er hat seine Maske zo lieb gewonnen , er ist eifersüchtig darauf, dass 
man ihn durchschauen könnte, statt sich am Schlüsse zu demäskiren 
und in das herzliche Lachen des Lesers einzustimmen, nimmt er noch 
ein Mal die ganze Kraft seiner Kunst zusammen und versichert mit 
der ernsthaftesten Miene von der Welt S. 32.« sein Vorschlag sey 
nicht etwa „ein abenteuerlicher." R. Schneider. 



Karl Ludw. v. Haller's staatsrechtliche Grundsätze. Nach 
dessen Restauration der Staatswissenschaft bearbeitet u. beleuchtet 
von JH% Karl Riedel« — A. u.d.T.: Bibliothek für moderne 
Politik o. Staatswissenschaft. Herausg. von JJr. R« Riedel« 
2tes Heft: v. Haller's staatsrecbtl. Grundsätze. Darmstadt, 1842. 

Die Idee, welche der Sammlung zum Grunde liegt, deren zwei- 
tes Heft Gegenstand dieser Anzeige ist, kann nur gebilligt werden. 
Soll politische Bildung, welche in Deutschland noch so sehr vermisst 
wird, und wahre Verständigung über die Aufgaben unserer Staatsent- 
wicklung im Volke verbreitet werden, so ist es nolh wendig ihm die- 
jenigen Schriftsteller näher zu bringen, welche als Repräsentanten 
heutiger politischer Richtungen gelten können oder deren Ideen sonst 
auf die Gegenwart von Einfluss gewesen sind. Wenn nun der Herausg. 
zo diesem Behufe im ersten Heft seiner Sammlang Macchiavelli's 
Fürst mitgetheilt hat, so ist von ihm aus nahe liegenden Gründen 
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nicht minder passend in diesem zweiten Hefte Haller's Restauration 
der Staatswissenschaft gewählt worden. Er leitet die derselben 
entlehnte Darstellung durch eine kritische Betrachtung ihrer Grand- 
principien ein, welche die Hauptgebrechen derselben hervorhebt und 
in kräftiger Sprache zurflckweist. Dann folgen die staatsrechtlichen 
Grundsätze Haller's selbst in einem Auszug aus dessen genanntem 
Werke und darunter hier und da kurze 'Anmerkungen des Herans- 
gehers. Der Auszug ist recht einsichtsvoll abgefasst und gewflhrt 
eine sehr gute Uebersicht der Haller'schen Principien. Die Anmer- 
kungen sind im Ganzen unbedeutend. Sie machen allerdings oft auf 
Verstösse des Autors gegen Logik oder Geschichte, an f Widerspräche 
desselben mit sich selbst u. dergl. aufmerksam; aber sie sind auch 
nicht selten ohne weiteren inneren Gehalt, blosse Exclamationen, 
z. B. : „Das ist sehr scharfsinnig, Herr Haller!" oder andere zum 
VerstSndniss nichts beitragende Sitze. Solche Zuthaten hatten füg- 
lich wegbleiben sollen, sie tragen zum Zwecke des Buches nichts 
bei. Auch wäre zu wünschen, dass der Herausgeber in seiner Sprache 
durchgängig den Anstand walten Hesse, welchen Ref. z. B. S. 74. 
vermisst hat, wo zu dem Satze Haller's, dass die Menschen, welche 
das Volk eines Fürsten bilden i nicht in corpore beleidigt werden 
können, bemerkt wird: „Wohl dann nur, wenn sie niedrige Hunde 
sind, wovon allerdings Beispiele in der Geschichte existiren;" ieglei- 
ehen S. 105. in den Worten: „Hier verhaut sich endlich Haller." — 
Im Uebrigen kann das Werkeben Allen, welche sich mit Haller's 
Grundsätzen bekannt machen wollen, ohne sie in alle Einzelnheiten 
zu verfolgen, als ein gutes Hülfsmittel empfohlen werden. 18. 



Jastinian\s Institutionen, | Erstes Buch, besonders von den Per- 
sonen, | Welches Buch in diesem Büchlein, | Zu deutsch ist 
gegeben in zierlichen Reimlein | von J. F. II» Recht 9 J. Um D. 
Oldenburg, 1842. 

Ref. hatte geglaubt, dass die Zeit solcher Spielereien und Rin- 
dereien, wie sie dieses Buch wieder auflischt, längst vorüber sey. Er 
bat sich getauscht. Nicht genug, dass ein Zeitgenosse die völlig nutz- 
und sinnlose Arbeit einer gereimten Uebersetzung der Justinianischen 
Institutionen unternommen und theilweise ausgeführt hat, es ist dies 
auch in so trivialer, witzloser und wahrhaft jammerlicher Weise ge- 
schehen, dass man das Buch nur als eine traurige Verirrung des 
menschlichen Geistes betrachten kann« Zum Belege mögen hier nur 
pr. u. §. i. des tit. de jure naturali stehen: 

„ Das Rechte , was Mama Natur Aus diesem Rechte es entsteht, 

Lehrt alle Wesen anf der Flur, Dass Jüngling zu der Jungfrau geht; 

Das nennen wir natürlich Recht, Und kommen kleine Kindelein, 
Denn nicht dem menschlichen Geschlecht Wie sollen sie erzogen sein I 

Bios cigenthömlich ist dies Recht; Denn alle Wesen Knall and Fall 

Auch allen Tftieren rings umher, Gehn diesem Recht 9 nach fiberall. 

Der Luft, der Rrde, und im Meer. Cfvilejui rom Völkerrecht 
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Man 10 tu unterscheiden pflegt : Vorschreibt derganzen Menschensanft, 

Ein Volk , das eig'ne Rechte führt, Dai gilt bei allen Völkern auch 

Und wo Gewohnheit gubernirt, Und tat darum auch hier im Brauch ; 

Das hat doch immer auch zugleich Bei allen Völkern angewandt, 

Das Recht vom ganzen Menschen reich. VVirds darum Volkerrecht genannt. 

Denn wai ein Volk bei lieh bestimmt, Daher sieht auch der Römerraann 

Und lieh all Recht zu Herzen nimmt, Sich diene beiden Rechte an. 

Was man in diesem Staate hegt, Doch wie beschaffen jedes sei, 

Das heilst sein bürgerliches Recht. Das ist vorläufig einerlei." 

Was aber schlechthin die Vernunft 7. 



Beiträge zu einer Geschichte der neuesten Reformen des Os- 
inanischen Reichs, enth. den Hattischerif von Guelhane, den 
Ferman vom 21. Novbr. 1839., und das neueste Strafgesetzbuch. 
.Türkisch- und deutsch in Verbindung mit Ramis JSfendi, Lieut. 
in grossherrlichen Diensten herausg. von JH\ Peteraann, Prof. 
Berlin, 1842. 

So lange das Stndinm der tfirkisehen Sprache noch nicht in den 
Cyclus der juristischen Propädeutik aufgenommen ist, werden wir 
uns mit der Garantie begnügen müssen, die der Name des Hrn. Prof. 
P. für treue und tüchtige Uebersetzung der vorliegenden türkischen 
Gesetze abgiebt; eben darum wird aber auch nur die rechte Seite 
dieses Buches Gegenstand unserer Besprechung sein können, welche 
die Uebersetzung des links stehenden Originals enthält. Dem Haupt- 
gegenstande der Schrift, dem türkischen Strafgesetzbuche aus dem 
ersten Drittel des Monats Mai 1840. (genauer ist es nicht datirt), 
gehen die beiden, auf dem Titel genannten grossherrlichen Verord- 
nungen voran, welche die Gruodzüge der Reformen der Justizpflege 
enthalten, die in dem Strafgesetzbuche näher bestimmt wurden. Wir 
ersehen aus ihnen ebenso den traurigen Zustand der Administration, 
wie das Gesunkensein der öffentlichen Moralität, indem sie in und 
neben jenen Grundzügen zugleich Sätze und Ermahnungen enthalten, 
die schwerlich ein Gesetzgeber eines christlich« europäischen Staates 
auszusprechen haben würde. Da in ihnen weniger die juristischen, 
als die cukurgeschichtlichen Momente von Bedeutung sind, fallen sie 
gleichfalls ausserhalb des Kreises unserer Betrachtung, zumal, wie 
schon bemerkt, das Strafgesetzbuch die meisten derselben wieder 
enthalt. Der Hr. Herausg. berichtet nun (S. XXXVIII— LV), zu- 
meist nach den in der Augsburger Allgemeinen und der Haode-Spener- 
schen Zeitung gegebenen Nachrichten, über die sehr verschiedenar- 
tige Aufnahme, welche diese Verordnungen und insbesondere der 
Hattischerif fanden; er leitet damit zu dem Strafgesetzbuch über, 
das nunmehr vollständig in seinen 13 Kapiteln mit Vorwort, Schluss 
nnd Unterschriften der Kronbeamlen, roitgetheilt wird. Man hat sich 
darunter kein Gesetzbuch im neuern Sinne des Wortes zu denken, 
an wenigsten ein den neuen Strafgesetzbüchern nur entfernt ähn- 
liches Codificationsw'erk; es ist vielmehr ein Aggregat einiger der 
wichtigsten auf den Schutz der persönlichen nnd Eigenthums-Rechte 
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abzweckenden Vorschriften, deren Uebertretung mehrentbeils mit 
einer, bald genauer bald allgemein bestimmten Strafe bedroht und 
bei welchen zugleich das Nöthige über das dabei statt finden sollende 
Verfahren bemerkt ist. Der Gesetzgeber geht gewöhnlich von den 
grellsten Missständen aus und dann auf den allgemeineren, ihrem 
Verbote zu Grunde liegenden, oft blos moralischen Grundsatz Aber, 
woran die Strafe, auch wohl blos beispielsweise, geknüpft wird und 
worauf er mit der Bestimmung Aber das Gericht, vor welchem die 
Sache verhandelt werden soll, zu seh liesseil pflegt. So enthalt gleich 
§. 1. des 1. Kap. mehrere, nach unsern Ansichten ganz disparate, 
Vorschriften. Er verbietet das geheime summarische Verfahren hei 
Aufreizung zum Aufruhr und Verschwörungen, er verbietet die Voll- 
ziehung der Todesstrafe in einem solchen Falle „ohne gerichtliche 
Bestimmung, selbst wenn das Verbrechen ohne Leidenschaft erwiesen 
ist", und schliesst damit, dass „selbst wenn z. B. ein Vezir auch 
nur einem Hirten nach dem Leben trachte, an ihm die gesetzliche 
Vergeltung vollzogen werden solle." Die übrigen 3 §§. dieses Kap. 
sind Amplificationen und processualische Vorschriften; insbes. wird 
noch in diesem Falle die Vollstreckung des gesprochenen Urthels von 
dem kaiserlichen Befehle abhängig gemacht. Das 2* Kap. beginnt 
mit den Worten: „Es giebt nur zwei Arten von Aufwiegelung; die 
Einen thun es durch Worte, die Andern durch die Tbat. " Erstere 
sollen mit 1 — 5 Jahr Geftngniss [in der Tersane oder dem Arsenal 
der Residenz, wo die Verbrecher zum Bau 1 der Schiffe verwindet 
werden], letztere mit dem Tode bestraft werden, jedoch auch dieses 
unter den im vorigen Kapitel ausgesprochenen Modifikationen. Am 
charakteristischsten in mehrfacher Hinsicht ist das 3. Kap., das von 
Injurien handelt. Es beginnt so: 

„ Da die Ehre einet Menschen io gross and wichtig wie seine Seele ist, 
so liegt in demselben noihwendig der Eifer and die Pflicht, sie su bewehren 
and xu schätzen ; and da s. B. gegen einen Andern ehrenrührige Worte aus- 
sprechen oder ihn schlagen oder schimpfen, soviel heisit, als ihm seine 
Ehre nehmen; so sollen von jetzt an die Vorgesetzten der Soldaten, wie die 
Gemeinen und die Polizei, und andere Staatsbeamte von selbst Niemanden 
schlagen , oder schlechte Worte gegen ihn aussprechen ; ihre Pflicht ist nur, 
wenn auf den Strassen Streit oder Händel entstehen, oder andere Vergeh un- 
gen Statt finden, die schuldigen Personen zu arretiren und sie, ohne ihnen 
etwas zu thun, geraden Weges an den Ort des betreffenden Vorgesetzten 
zu bringen und ihm zu überliefern/ 1 
Wörtliche Injurien werden biernüchst mit 5 — 25 Tagen Einsperrung 
bedroht, in geringern Fallen soll man sich mit „Drohung und Schwor" 
begnügen ; Realinjurien — - wenigstens sind diese wahrscheinlich 
gemeint, wenn es heisst: „wenn Einer gegen einen Andern seine 
Hand erhebt, am ihn mit derselben oder mit einem Stocke zn -schla- 
gen" — mit 15 Tagen bis 3 Monat Einsperrung. Die falsche Be- 
schuldigung des letzteren Vergebens wird mit 5 — 45 Tagen Arrest 
gebüsst. Das 4. Kap. bedroht den Fall, „wenn Jemand z. B. -sich 
eines Andern Vermögen und Besitz bemächtigt, daran aber verbin- 
dert, vielleicht mit List geraubt hat" mit ljährfgem Exil in eine an- 
dere Provinz, oder, bei einem Beamten, mit Amisentsetzung. Di« 
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Argumentation: „Da aJlea Staatedieaera geefl geader tabeasnmterhatt 
««4 monatlicher Sold bestimmt ist, so haben sie keiaea Grand Mehr» 
flick bestechen zu lassen *% — leitet za den Strafprlcepten gegea 
Bestecheeg in 5. Kap. über: Ar dea Bestochenen 3 JaJur Geftag- 
niss aad .Unfähigkeit zaAemtera, flr den, welcher gezwungen erge- 
ben bat, es aber nicht anzeigt, 1 Jahr Exil in eine aadere Provinz, 
Mit eiaer gleicben Argumentation wird im 6. Kap. der Diebstahl ver- 
böte* und mit 3 Jahr Gewahrsaai, ingieichen Unfähigkeit za Aem- 
Uro, bedroht Schon diese Pftnalbesümmaag scheint aber zaaichst 
auf Beamte berechnet zo sein, noch atehr ist diess der Fall mit den 
Vorschriften des 7. Kap. Aber die Haftverbindlichkeit derselben Ar 
die ihrer Verwaltaag anvertrauten Gelder; das 8. Kap. enthält gar 
anr Vorschriften, wie sich die verschiedenen .Gerichte gegen eiaaa» 
der vernähen solle». Kap. 9. handelt von ungehorsam gegen die 
Vergesetstea (10 — 40 Tage Einsperreng) und WidersetzlicbkeH 
gegea die Obrigkeit (2 — 5 Jahre Gefängnis», je nachdem eine Waffe 
dabei gebraucht ward); Kap. 10. von Verwundungen (1 — 3 Jahr 
Geföngniss). In Kap. 11. wird über dea Baub disponirt: Rluber f 
welche die Menschen „ausziehen", sollen 7 Jahr Geftngaissstrafe, 
„wenn es aber wahrscheinlich and beinahe augenscheinlich ist, daas 
sie eiaea Meesebea umgebracht babea", 10 J. Gefiagniss erhalten. 
Ist es „bestimmt ausgemacht", dass sie iha ermordet haben, so geht 
es „nach dem Vergaltangsparagraphea", womit wahrscheialich die 
im 1. Kap. aasgesprochene Todesstrafe gemeint ist. Kap. 12. und 
13. empfehlen, theils allgemeiner theils specieller, nocbmals Gehör* 
sam gegen die Vorgesetzten, Befolgung der kaiserlichen Instructionen 
und Beohachtaeg der processuaüseben Vorsehriftea. 

Gewiss ein treffliches Gesetzbach, aber der Himmel behüte uns, 
dass wir es braacben kannten 1 — Die Seltsamkeit seiner Form scheint 
anf den Verleger dieser Schrift so verführerisch gewirkt zn haben, 
dass er Siecht statt mit 10$, mit LV aad 54 Seitenzahlen hat 
pagieirea lassen. 5. 

Sammlung derjenigen Verordnungen and Reseripte einzelner k. Ap- 
peUatioasgerichte und k. Kreis -Regierungen, welche seit dem 
Beetehen des k. b. Hypothekengesetzes v. 1. Juni 1822. bis zum 
Jahre 1838. Ober das Hypotheken wesen im Ktfnigr. Bayern er- 
schienen sind, mit beigefügten Erläuterungen des v. Gönner 1 sehen 
Commentars hierzu u. einem aiphabet. Register zum Hypotheken» 
gesetz. Gesaromelt u. herausgegeben von ChiiaÜan Friedr. 
gehrlchtitie;. Erlangen, 1841. 

Das in Bayern am 1. Juni 1822* verkündigte Hypothekengesetz 
ist in seiner Aus ffchrung, wie es nicht selten neuen Gesetzen zu genen 
pflegt, wenn sie in das Leben treten seilen, auf st> mannigfaltige 
Schwierigkeiten gestosseu, dass es alsbald nach seinem Erscheinen 
einen gelehrten Commentar durch v. Gönner hervorgerufen hat, und 
spater von andern bayr. Rechtsgeiehrten z. B. Lehner, Puchta u.s. w. 
bearbeitet worden ist Auch sind vielfache ertfleterade Rescripte 
KriL Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. VI. 36 
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4er Aepeilattonsgeriehte und, was die Tnxordauag und andere*, 
in ihn Gebiet der Regierungen Emscfctugendes betraf, der Kreis- 
i cgi er ungen erschienen, mdem namentlich bei Enteren w ähres t 
4er Eifrfntnwgsperiode des Hypotheken «Gesetzes eigene s. g. Hypo- 
theken «-Senate bestunden, deren Aufgabe es war, erhobene An- 
stände ier HyeomekeuJtniter durch Belehrung zu beseitigen, und ia 
formeller Hinsicht sachdienliche A n or dn ungen za treffen. — Eine 
Zusanimenstetiong selelier zum Theiie «gedruckter, Erlasse finden 
wir Mm ia vorengezejgtem Werke, ia welchem auch mehrfache 
lliaisferial-Entscbliessuitgen aufgeführt sied. Das Werk Im! eolrin 
allerdiags einen practischen Werth för den bayrische« Hyp otheken 
bearaten, um so mehr, als aach auf v. Gftnner's vorerwähnten Com- 
mentar bisweilen Bezug geuoaimeo wurde. Die Sammtang ist fleiseig 
und ganz zweckmässig, dem Bedurfnisse des Practikers eatspreefcend 
gemacht. Zuerst erhallen wir nämlich eine tabellarische Ueherstcht, 
woraus sieb ergiebig welehe Erläuterungen und Verordnungen za 
den einzelnen §§. des Hypethekengeeetzes, des EiofÄhrungsgesotzes 
und der Inetructiou zum Hyp.-Gcsetz in dem vorliegenden Bache uns 
dargeboten werden; dann folgt ein alphabetisches Register zu dem 
neuen Hypotheken« Gesetze mit Allegution der treffenden Gesetzes« 
stellen, und hierauf werden, nach vorausgeschickter kurzer msd nicht 
ganz vollständiger Anzeige der Literatur, die neueren Geaeralver- 
ordnüngen Aber das Hypothekenwesen aufgeführt. Die hier beobach- 
tete Reihenfolge -ist jene .der einzelnen §§. des Hyp.-Ge*eases. Za 
wünschen wäre gewesen, dass bei menehen Gegeaatiaden der Verf. 
nicht bloss auf dns Int.- Blatt (Dir den Rezatkreis), wo die tretende 
Erläuterung zu finden ist, hingewiesen hatte, sondern dass, da deck 
diese Quelle den meisten Lesern niumganglieh ist, ein wenigstens 
kurzer Auszug des fragt. Rescripts gegeben worden wäre* Aach 
wurde das Werk eine allgemeinere Brauchbarkeit erhalten beben, 
wenn uicht nur die Anordnnagen der Kreisstellen im ehemaligen 
Rezalkreise Ober das Hypothekenwesen dariu aufgenommen worden 
waren, sondern Oberhaupt die einschlagenden Verfügungen derOber- 
hehOrden aller Kreise Bayerns diesseits des Rheins. Deeh nach 
das hier Dargebotene wird dem Practiker schätzbar «eyn , nad das 
Unternehmen des Verfs. ist euch in der beschränkten BehanäMnugs- 
weise desselben immerhin dankenswerth. Samhaber. 



Die Wurtteiobergisclic Baupolizei, verbunden mit dem Bau- 
rcclite. Nach der Bau- Ordnung und den übrigen Gesetzen» In- 
struktionen und Erlassen. Für Justiz«, Administrativ-, Finanz- und 
Bau -Beamte, Stadt- und Gemeinde- Räthe f so wie Ar säuunlJiobe 
Baugewerbe. Von C. H. lUehiear, vormals K. Württ. Oberamts- 
Hehler. Hit 181 Beilagen und 1 Uthognapbirten Tafel. Zweite, 
sehr verm. u. verbess. Auflage. Tubingen, 1842. 

Schon nach 8 Jahren erscheint von diesem Buche eine zweite 

Auflage. Ein' so 'schneller Absatz erweckt ein günstiges VorarthenV 
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und der Inhalt bestätigt dasselbe vollkommen. In grosser Vollstän- 
digkeit sind die Bestimmungen der WttrUetnbergschea Gesetze tber 
Baupolizei und Baureeht von dem Verf. nickt blos gesammelt» sondern, 
was dem Bliebe eine hShere Bedentnng verleiht, auch verarbeitet. 
Der Verf. giebt nicht» wie so viele Schriftsteller Aber Prenssisches 
Recht, eine wissenschaftlich geordnete Zusammenstellung der Gesetzes- 
worte, sondern er ahstrahirt ans den Wflrttembergschen Rechtsauelle» 
die seinen Gegenstand betreffenden Grundsätze, entwickelt diese mit 
Klarheit und reiht sie in wissenschaftlicher Ordnung an einander; 
zom Beleg verweist er unter seinen Paragraphen auf die bezüglichen 
Beilagen, in welchen "er die einschlagenden Gesetze hat abdrucken 
lassen. Ein eigentlich juristisches Interesse hat nur der Abschnitt 
des Buches, welcher die Ueberschrift : „Justiz in Bau-Sachen" führt 
(es ist der dritte, während der erste vom „Hoch- und Wasser-Bau a 
und der zweite vom „Strassen- Bau u handelt). In jenem Abschnitt 
ist zuerst von den Gerechtigkeiten an Gebäuden, dann von den Schutz- 
mitteln för diese Gerechtigkeiten» hierauf vom Processgang und zu- 
letzt von der Abtretung des Eigenthums für allgemeine Staats- und 
Corporation« -Zwecke die Rede. Diese Rechtsverhältnisse beruhen 
in Württemberg mehr oder weniger auf dem gemeinen Recht und 
daher findet man hier zum Theil eine Darstellung Aer gemeinrecht- 
4ichen Grundsätze Ober dieselben« Der Verf. hat hier auch auf die 
Literatur Rücksicht genommen» dochr erstreckt sieh seine Kenntnis« 
derselben nicht auf die neuesten Schriften« Da das Baurecht und 
besonders die Baupolizei von den Württembergschen Gesetzgebern 
mit mehr Sorgfalt, als in manchen anderen Deutsehen Ländern ge- 
schehen, eulUvirt worden ist, so kann die Schrift auch ausserhalb 
Württembergs mit Recht empfohlen werden» um besonders bei der 
Abfassung neuer Gesetze als Rathgeber und Wegweiser zu dienen. 

77. 



Das Braunschweigsche Wechselrecbt in Beziehung auf Prä- 
sentationen» Respecttage und Protestationen. Für Juristen und 
Kaufleote vom Advocaten Rothnchildt in Braunschweig. Braua- 
schweig» 1841. 

Die Veranlassung zu dieser kleinen Schrift haben die manchen 
Zweifel gegeben, deren Quelle die Braunscbweigsehe Wechsel- Ord- 
nung v. 1» Aug. 1715. ist. Dieselbe leidet nämlich an vielen Man- 
geln, unter welchen die Undeutlichkeit ihrer Bestimmungen nicht der 
geringste ist. Die spätere Gesetzgebung bat wenig nachgeholfen» 
ist vielmehr seit mehr als fünfzig Jahren im Gebiete des Wechselrechts 
.ganz verstummt; wissenschaftliche Behandlung ist diesem Theile des 
Braunsehweigscben Partikularrecbts auch nicht zu Theil geworden; 
so hat es denn nicht ausbleiben können» dass der häufige Wechsel- 
yerkebr durch eine Menge Zweifel and Controversen erschwert wor- 
den ist. Der Verf.» dureh seine Praxis mit diesem mangelhaften Zur 
stand vertraut geworden» sucht demselben dadurch abzÄhelfon, dass 

36* 
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er die Vorschriften der Wechsel- Ordnung, soweit sie die auf den 
Titel bemerkten Gegenstände betreffen, in systematischer Ordnung 
zusammenstellt und, wo sie dunkel und zweideutig sind, zur Klar- 
heit zu bringen sucht. Dies ist von ihm mit Einsicht und Genauig- 
keit geschehen; sein Schriftchen wird dem Zweck, welchem es dient, 
gewiss entsprechen. Da das partikulaire Wechselrecht fiberhaapt 
eine grössere Bedeutung fttr das Allgemeine hat, als andere Tbeile 
des Privatrechts einzelner Linder oder Städte, so moss die Arbeit 
desVerfs. auch den Juristen, fttr welche die Braunschweiger Wechsel- 
Ordnung nicht die vaterlandische Recbtsquelie ist, Interesse gewah- 
ren, und zwar um so mehr, als sie auch einzelne IrrthUmer in der 
sonst so genau gearbeiteten Encvclopädie Treitscbke's nachweist. 

' 39. 

Handbuch des Herzogl. Sachs. - Altenburg'schen Privat- 
rechts (j) einschliesslich der dahin einschlagenden polizeilichen, 
kriminal- und staatsrechtlichen Bestimmungen, gemeinfasslich für 
alle Stände bearbeitet von Mhr. jur. Christ. Awaj. Heone. 
Altenburg, 1841. 

Bei der durch die Particularlegislation immer steigenden Been- 
gung des Wirkungskreises' des gemeinen Rechts in Teutschland und 
bei der immer mehr hervortretenden Wirksamkeit der Erstem ist es 
erfreulich, den Sinn fttr wissenschaftliche Bearbeitung des Parttcular- 
rechts auch in solchen Teutschen Staaten erwachen zu sehen, aus 
welchen dem literarischen Publicum bis jetzt keine Beweise davon 
gegeben wurden. Vom Herzogthum Altenburg kann man diess nur 
insofern sagen, als blos wissenschaftliche Bearbeitungen des gesumm- 
ten Altenburger Particularrechts oder einzelner Theile desselben bis 
jetzt feblen. Aber von jeher hat es dem Herzogthum Altenburg 
nicht an rechtswissenschaftlich gebildeten Männern gefehlt, nur wen- 
dete ihre wissenschaftliche Thätigkcit sich dem gemeinen, nicht dem 
Particularrechte zu, wie denn die Namen von TrOlzschler, Eich- 
mann u. s. w. unter den verstorbenen, Schenk unter den lebenden 
Altenburger Rechtsgelehrten in der literarischen Welt einen guten 
Klang haben. Ueberdicss zeigt die von jeher so sorgsame, vortreff- 
liche Altenburger Gesetzgebung von dem hohen wissenschaftlichen 
Geiste, von welchem die dort an der Spitze stehenden Geschäfts- 
männer beseelt sind. Auch unser Verf. ist dem literarischen Publicum 
bereits vorteilhaft bekannt. — Zwei verschiedene Arten der Bear- 
beitung solcher Particularrechte, welche nicht durch ein allgemeines 
Landrecht begründet sind, sondern nur aus einzelnen zerstreuten 
gesetzlieben Verordnungen entnommen werden können, lassen sich 
denken. Die eine, welche man hier erwartet hätte, da der Titel 
des Buches ein Altenburg'sches Privatrecht, nicht blos das Alten- 
burg'scbe Partieular- Privatrecht verspricht, ist die, dass der Bear- 
beiter ein System des Rechtes, von dem er handeln will, z. B. hier 
des Privatrechtes, nach aligemeinen Grundsätzen aufstellt, an den 
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Stellen, wo das Parüeolarrecllt die gemeinrechtlichen Grundsatz« 
bestätigt, aar diese Bestätigung erwähnt und da, wo es abweicht, 
diese Abweichungen, statt des gemeinen Rechtes, einsehaltet. Hatte 
der Verf. diese Methode befolgt, so hatte er in das gemeinrecht- 
liche System als Altenhurger Partiealarrecht nicht nur die Abwes- 
eboBgen aufnehmen mttssen, weiche die besondern Alteaharger Lan- 
desgesetze, 6oa dem auch die, welche das Ktfnigl. Sächsische Recht, 
so weit solches im Herzogthume Allenburg aaweodbar ist ( Biol. §. 6* 
S. XL), vad welche das geneine Sachsearecbt, eine hauptsächliche 
subsidiarische RecbUqaelle flr Alien barg (ebenda*. §.4.), enthalten. 
Die zweile Art der Bearbeitung des Parlicalarrechtes ist die, dass 
saaa es so, wie aaa eben die einzelnen Gesetze des fraglichen Lan- 
des das Material dazu hergeben, aphoristisch zusammenstellt and 
aar durch gemeinrechtliche Grandsätze eine Art von System in dieses 
Material zu bringen sucht Dass eigentlich nur die erstgedachte 
Methode den Forderungen der Wissenschaft entspricht, bedarf keiner 
nähern Auseinandersetzung. Sie ist aber die bei weitem schwierigere 
and zur Bearbeitung eines Rechtsbaches fär alle Stände eines be- 
stimmten Landes, eben weil sie vom rein wissenschaftlichen Stand- 
punkt ausgeht, in keiner Weine geeignet. Der Verf. hat den zweiten 
von nns erwähnten Weg eingeschlagen und spricht sich darüber 
(&1IL) so ans: 

„Daher unternahm der Verf., alle Steine des Aiietosse* mit keckem Muthe 
„überse* reitend, eiu Handbuch des Herzog! . Sacb*eu~Allenbarg'ichen Pri- 
„vatreeniet so bearbeite», weichet er) nicht allein dem jungen angehende* 
„Juristen ein Hilfsmittel zur leichtem Krwerbuug der uölhigen Kenntnis* 
„des Partikularrechts werden und b) auch den mit unsern Landesgesetzeu 
„schon vertrauteren Geschäft Kinäntieru ein bequemeres und übersicbtli- 
„eaerea Nachschlagen und Neehlesen, denn die vorhandenen RepertoHen 
„ gestatten , u — [Ref. kann hier nicht unerwähnt lassen, dass gerade die 
' Alten burger Repertorien ganz vorzüglich bequem and, so weit es ihre al- 
phabetische Form zuläiist, wissenschaftlich gul eingerichtet sind J — „gewäh- 
ren, sondern auch e) dem ganzen j uriitischen Publik um ein Lese- 
„und (fnterricbtsbuch hinsichtlich der Rechte und Gesetze unseres Landes 
,, werden sollte. — Um nun diesen dreieinigen" — 1 dafür hatte es wol 
einen andern Ausdruck gegeben] — »(und eben dämm schwierigen) Zweck 
„gleich massig zu verfolgen, hat der Verf. folgende Grundsätze bei der 
„Bearbeitung im Auge behalten (:); — 1) Von den gemeinen Rechten ist 
„nur so viel aufgenommen , als erforderlich war, um einen nothddrf- 
„ ligen Zusammenhang und eine genügende Ueberakat ganzer Lehren ner- 
„ zustellen." — 

Damit ist nnn freilich dem Altenbnrger- Laien, der sein Privaireeht 
fcenneii lernen will, wenig geholfen. Wenn Jemand z. B. Ober das 
Servitatenrecht sich belehren will und da (§. 242. S. 185.) liest: 
M (Jeher den Erwerb nud Verlust, die Ausübung und den Schutz der 
„Servituten gellen im Allgemeinen die Bestimmungen des Römischen 
„Recht*. Doch sind feigende Erläuterungen nnd Abweichungen zu 
„bemerken:" und wenn er nun aus diesem Buche erfahrt: auf einer 
halben Seite Etwas Ober Errichtung der Servituten und dann auf 
einigen Seiten einzelne Verordnungen ober Hut- und Triftgerechtig- 
keit, Holzleaen, Stockroden, Streuholen, Harzreissen, Gras-, Schilf« 
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oad RaseaheJea, dann ia drei Zeilen die Breit« eiset Ri hrwey tind 
Fnsssteigs and dass auf Letzten» in der Regel auch geritten werden 
darf; so kennt er dadoreh doch gewiss nicht das Alleaburg'sche 
Privntrecht rttcksichtlich der Servituten* Denn dazn gehören auch 
alle die Vorschriften, weiche ans dem Sächsischen Rechte, dem Tent- 
schen Privatrechte und dem gemeinen Civil- Rechte Nomen Air den 
Akenburger Grundbesitzer abgeben. Der Verf. sagt über seinen Plan ia 
dem Vorworte ferner (S. III.): „Es sind nicht Mos rein privat i e t b c 
„liehe, sondern auch polizeiliche, kriminal- oder staatsrechtliche 
„ Vorschriften aufgenommen, ja hie and da auch Bestimunmgea über 
„das gerichtliche Verfahren berficksiebtigt wordou." Darin scheint 
nen der Ver£ dem Ret jeden Falles zn weit gegangen an sein* Deaa 
wenn er z. B. in demjeaigen Theile des Handbuchs, wo er voa dem 
Rechtsverhältnisse einzelner Stünde handelt, eine eigene Abtheiiaea; 
und zwar die erste den Landstanden (§. 3t5. IT» S. 256. ff.) widmet 
und da „ 1) die Rechte der Landslinde nnd Landesdepotation, 2) Eigen*» 
„schalten und Wahl der LandsUnde, 3) den Landtag" abhandelt; so 
gehört diess Alles gewiss nicht ia ein Privatrecbt. Ueberhaupt durfte 
das in diesem Theil untergelegte Abtheilangsprincip wol eicht das 
richtige sein. Zn den Standen, deren Privat recht der Verf. beson- 
ders zum Gegenstande dieser Schrift macht, rechnet er nämlich: 
wie gedacht, die Landstände, den Stand der Rittergutsbesitzer und 
darunter den Adel, dann den Bürger- und den Bauernstand, ferner 
die nicht erblichen Stande, als Staatsbeamte, den geistlichen Stand, 
den Militairstand. Dass die Landstande hierher gar nicht gehören, 
ist klar und ebenso die Rittergutsbesitzer. Denn zn den verschie- 
denen Standen, als Subjecten von besondern Rechten, sind nur Adel, 
Bürger- und Bauernstand nebst den nicht erblichen Standen zn rechneu. 
Von diesen Standen gehören wieder einzelne den Landstanden an, 
aber nie bilden die Landstände för sich ein Subject von Privatrech- 
ten; sie sind vielmehr die Repräsentanten aller andern Stände des 
Landes in staatsrechtlicher Hinsicht. Eben so ist es nach der jetzigen 
Gestaltung der Sachen offenbar irrig, den Adel unter den Ritterguts- 
besitzern abzuhandeln, da es so vielen Adel giebt, der keine Rit- 
tergüter besitzt. Und dann gründen die besondern Rechte der Rit- 
tergutsbesitzer sich nicht auf einen besondern Stand , sondern auf die 
Realrechte der Rittergüter. Ueberhaupt scheint die Abt heilang des 
Privatrechts in zwei Hanpttheile: „Allgemeines Herzog!. Sachsen- 
„ Altenburg. Privatrecht (ohne Rücksicht auf besondere Stande)" 
and „Jiesonderes Herzogl. Altenburg'sches" (gedruckt ist hier in- 
censequent: Allenburgisches) „Privatrecht, die Rechtsverhältnisse 
„einzelner Stände " nicht glücklich gewählt. Schon der Umstand, 
dass der Verf. sich geaftthigt gesehen hat, im ersten Theile ein 
Caput Insgemein zn machen, hätte ihn darauf fahren müssen, dass. 
seine Abtbeilnng einem richtigen Systeme nicht entspreche. Er be- 
handelt nämlich im 6. nnd letzten Buch des ersten Theils „vermischte 
Lehren" (S. 245.) und zwar: „ Erste Abt heilung. Vom Ronkurse der 
Gläubiger 1 « — wir bekennen, dass wir diesen in einem Privatrechte, 
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als welchem tbrigeas alle Proeessgrundsätze ausgeschlossen sind, 
aiehl erwartet hätten. Die zweite Abiheilung des 6. Buches ist jedoch 
abermals überschrieben: „Vermischte Lehren' 4 (S. 253.) (also der 
Theil, wie das Ganze) and behandelt 1) die Verjährung (§. 313.), 
2) Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Auch diese gebort nur 
dem Proces* an. In dam zweiten- Heile de* ganzen Werken wenden 
nicht nur bei jedem einzelnen Stande alle Mal die (andsföndischen 
Verhaltnisse jedes Stande*» inwiefern er ein Theil der Landstäude 
ist, abgehandelt, sondern auch öfter Rechte, die man in dieser Zu- 
sammenstellung nicht erwartet bitte, z.B. nnter den Rechten des Bör- 
gerstandes das Handels- und Wechselrecht (S. 273.)» wahrend auch 
nach Alsenkmrg'aclem Renate viele Personen wechscHfchig sind, die 
keineswegs zum Handels stande gehören (S* 274.). Doch wir können 
dem Ver£ wegen des geringen Raumes, der in diesen Blättern dem 
Particularrechte angewiesen ist, nicht in das Einzelne folgen und er- 
lauben uns nur noch nachstehende aphoristische Bemerkungen. Unter 
den Quellen des Alten burg'schen Rechts ist ganz das Teutsche Privat- 
recht (S. XL) übergangen, das gerade bei den eigenthlmlieben Gewohn- 
heiten der einen Hälfte der Alteuburg'schen Landesenterthanen eine 
so bedeutende Rolle spielt, so wie auch die einzelnen ReehtsqeeMen. 
nicht so geordnet sind, das« der Laie daraus ersehen könnte, wie 
Eine fllr die Andere subsidiarisch eintritt. . So z. B. stehen die 
Reichsgesetze zwischen dem- Sachsenspiegel und den K. Sachs. Ge- 
salzen. Bei der AUeaburger Processardnung (S. XVU.) ist ganz 
der Binfluas der erläuterten Knrsächsisehen Processerdnung^ dnmuf 
ignorirt. Unter den besondern Rechten des Adels heisst es (§. 320): 
„-Einen Vorzug bei Besetzung von Staatsäralern $q\\ der Adel schon 
„seit dem 15. Jahrhundert nicht mehr haben." Dabei ist sich auf 
eine Constitution Wilhelms IIL von Weimar naeb Palmarum 1444. 
bezogen. Aber auf die diess für die jetzige Zeit klar aussprechen- 
den §§. 61* u. 62* des Grundgesetzes Ist sich nicht berufen* 

£n Ganzen möchte sich wol ergeben, dass der Verf. sich eine 
unerreichbare Aufgabe stellte, wenn er diess Handbuch fär alle 
Stände einrichten wollte. Er musste auf diese Art Hauches sagen, 
was far Aeu Mann von Fach übrig ist, und sich andererseits im Vor* 
werte selbst bescheiden, dass für den Laien (S. IL) „hie und da 
„Einiges unverständlich bleiben wird." Indes« ist dieser erste Ver- 
such einer Systematisirung der einzelnen Gesetze eines so sorgsam 
regierten Landes höchst dan&euswerth und wird sicherlich in jenem 
Lande selbst von vielfachem Nutzen sein, zumal wenn der junge 
Mnnn, Äer sehen jetzt eine so bedeutende Keenioiss seines vaterlän- 
dischen Rechtes an den Tag giebt, sieh durch längere Präzis auch 
mit den dort sehr häufigen besondern Observanzen bekannt macht 
und diese bei einer neuen Auflage raitberücksichtigt, da sie gerade 
in denn Altenbarg'sehan Privatrechte eine bedeutende Rolle spielen. 

Buddeus. 
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ID. Berichte über akademische 
Schriften. 

Univcrsitatis literar. Vratislamensis novi Rectorts etc. 
eolemaem, inaugurationem etc. indicit Mrn* flfteotf« €fau&p, 
k. t. Rector. — Praemissa est commentationis de oeettpaäene et 
divisfone provinciarum agrorumque Romanorum, per populos (7er- 
manicos inde a saeculo quinto facta^ particula prior , qua de 
popuiis GermaniciSi qui in Jinibus Gaiiiae consederunt, agilur. 
Fratislaviae typ. Univ. MDCCCXLL 36 S. 4. 

Der Verf. macht hier den Anfang einer interessanten und lehrreichen Unter- 
suchung. Die Öffentlichen Einrichtungen in den Reichen, welche Germanische 
VÖUcerstämme im fünften und sechsten Jahrhundert im Römischen Occiflenl 
gegründet haben, bedürfen noch einer Aufklärung, welche iwar bei dem Zu* 
stände der Quellen mit (rrc^sen Schwierigkeiten verknüpft ist, aber auch wich- 
tige Resultate verspricht. Denn eine richtigere und vollständigere Einsicht in 
diese Verhältnisse wird die Kenntnis! der späteren Gestaltung der Öffentlichen 
Zustände in den vpn jenen Völkern in Besitz genommenen Ländern wesentlich 
fördern.* Zu den einer sorgfältigeren Betrachtung vorzugsweise bedürftigen 
Einrichtungen gehört nun ohne Frage die Vertheilung der Ländereien in den 
eroberten Provinzen zwischen den Germanen und Römern. Dies ist tter Gegen- 
stand, welchen der Verf. hier zu bearbeiten begonnen hat. Nach einer Einlei- 
tung (p. 8—7.) spricht er im ersten Capitel überhaupt von dem Unterschiede, 
welcher sich zwischen dem alten und dem neuen Völkerrecht in der Behandlung 
der besiegten Völker rücksichtlich der Personen und ihrer Besitzungen von Sei- 
ten der Sieger zeigt (p. 7 — 16.). Diese Erörterung ist zwar, da sie nur zur 
Vorbereitung des Hauptgegenstandes dient, Vurz gefasst, stellt aber die Bau pt- 
momente Mar und übersichtlich dar. Bei dem Römischen Recht hätte der Verf. 
vielleicht auch Sell's Abhandlung über die Reeuperatio der Römer un<f die treff- 
liche Beurtheilung dieser Schrift, welche Huschke in den Krit. Jahrb. Jahrg. L 
S. 861. ff. gegeben hat, berücksichtigen können. Das zweite Capitel (p. 16 — 
86.) enthält den Anfang einer Sammlung der Stellen, in welehen die Leget Bar- 
barorum und die Schriftsteller des Mittelalters von der Länder r ort heil ong zwi- 
schen Germanen und Römern handeln. Es sind nämlich hier die Stellen, welche 
sich auf die in Gallien seit dem dritten und vierten Jahrhundert sesshaflen Völ- 
kerschaften beziehen , zusammengestellt, nachdem vorher eine Uebersicht dieser 
Stämme gegeben worden ist. Unter denselben sind es aber nur die Burgunder, 
die Westgothen und die Franken, von welchen dergleichen Nachrichten vor» 
banden nind oder zum Theil überhaupt vorhanden seyn können. Auf diese drei 
beschränkt sich daher die mit grosser Sorgfalt veranstaltete und geordnete Samm- 
lung. Dieselbe ist aber auch dadurch sehr werthvoll, dass der Verf. manche, 
für die äussere und die innere ReCbtsgeschiehte interessante Bemerkung hin- 
zugefügt hat. Wir machen Mos auf eine aufmerksam, weil nie, ob* eben vom 
Verf. früher gemacht, bis jetzt sehr wenig beachtet worden ist, nämlich die über 
des Alter der Lex Rurgun di t mwm , deren jetzt noch vorhandene Redaction er 
schon unter Gundobald f nicht erst unter Sigismund setzt ( vgl. des Verfs. Buch: 
Das alte Gesetz der Thüringer S. 7. ff.). Wegen der übrigen müssen wir auf die 
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Abhandlung selbst verweisen ond bemerken aar noch, dass die Fortsetzung 
ausser der Vollendung der erwähnten Sammlung den wichtigsten Theil der ganzen 
Abhandlung, in welchem der Verl bisher vernachlässigte oder ganz übersehene, 
auf die Ländervertheilung tirh besiehende schwierige Fragen beantworten wird, 
erwarten lässt. Mochte diese Fortsetsang nicht so lange aasbleiben , wie dies 
sonst wohl bei solchen Gelegenheitsschriften der Fall ist. 18. 



Commentatio de confeMone in articulis probatoriali- 
bus rel reprobatorialtbus facta. [ScripsitD. Cmr.WrUL 
t tümthe r, Ordintt. ete. Upsiae, 1840-] 18 S. 4. % 

Der Sats: Articuiant non fatetur, welchen Mittermaier (Archiv f. d. 
Civ. Pr. Bd. 2. S. 293. ff.) und Spangenberg (Zeitsch*. f. Civilr. u. Pr. Bd. 5. 
S.33.ff.) wieder vertheidigt haben, wird hier mit überzeugenden Argumenten 
widerlegt. Nach Angabe Dessen, was von jenen beiden Schriftstellern sur 
Begründung ihrer Ansicht beigebracht worden iit, handelt der Verf. über dss 
Wesen des Geständnisses überhaupt und in besonderer Besieh ung auf den in 
Frage stehenden Sats. Er unterscheidet zwischen zwei wesentlich verschie- 
denen Arten des Geständnisses, je nachdem sich dasselbe auf das Vorhandensein 
eines Rechts oder einer Verpflichtung besieht, oder eine Thatsache betrifft. 
Ausser anderen Verschiedenheiten zwischen beiden Arten hebt er namentlich die 
hervor, dass der sog. amimmt coMßttndi im enteren Falle in der Absicht besteht* 
eins Verpflichtung zu übernehmen oder anzuerkennen oder zu erlassen, im 
letzteren Falle dagegen lediglich in der Absicht, Etwas ernstlich su versichern. 
Das Gestandniss einer Thatsache ist swar wiederum verschieden, je nachdem 
der Geständige eine Behauptung des Gegners zugicbt oder selbst erst eine ihm 
uacbtheilige Thatsache vorbringt, der ammut confilendi hat aber dort wie hier 
die nämliche Natur. Dass nun aber die Absicht Desjenigen, welcher eine That- 
sache einräumt oder anführt, eine ernstliche sey, dafür spricht, wenn jenes in 
den gerichtlichen Processacten geschieht, jeden Falls die Vermuthang. Dabei 
kann es keinen Unterschied machen, in welchem Stadium des Processes das 
Gestandniss erfolgt. Denn wenn auch insbesondere die Beweisartikel nicht die 
unmittelbare Bestimmung haben, dem Gegner Zugeständnisse zu machen, so 
wird doch hierdurch dann , wenn solche Zugeständnisse wirklich in deu Artikeln 
erfolgen, der am'mus conßttndi nicht ausgeschlossen und die Kraft der Geständ- 
nisse nicht gemindert Auch ist der Inhalt der an die Zeugen gerichteten Ar- 
tikel keineswegs blos für die Zeugen berechnet und für den Gegner des Beweis- 
führers eine re$ inlcr alias acta. Vielmehr geschehen die Erklärungen in den 
Artikeln in der That gegen den Gegner und den Richter zugleich. Hat also ein 
Gestandniss an sich diejenigen Eigenschaften, welche erfordert werden, damit 
es beweiskräftig sey, so muss es als ein solches angesehen und festgehalten 
werden, es mag erfolgt seyn, wo es wolle. Diese Sätze erläutert eine am 
Schlüsse mitgetheilte Stelle aus Entscheid ungsgründen eines Erkenntnisses der 
Juristen-Facultät zu Leipzig, hauptsächlich durch ein sehr schlagendes Beispiel. 

20. 



Digitized by 



Google 



n 



570 



IT. Hl s cell eil. 



Rechtsalterthuraer» 

. Neben der verfliegende» Tagesliteratur erscheinen in KraaJtrefoli aach 
Werke von ernster wissenschaftlicher Forschung. Bekanntlich Bammelt man 
jetit dort alle noch angedruckte Schätze der alteren Geschichte, -und es er- 
scheint, auf Kosten der Regierung, und unter den Auspicien des Ministeriums 
des öffentlichen Unterrichts, eine grosse Sammlung ungedruckter Docuroente, 
an der, trotz des Ministerwechsels, mit ununterbrochenem Ffeisse und gleich- 
massiger Unterstützung, ist fortgearbeitet worden. — Die erste Serie „Hittm're 
poiitigue H umfasst in den ersten beiden Bänden: Colfeetion de$ Cartntairet de 
France. Cartnlaire de TAbbayc de Saint -/Vre de Chartree*). Einen wahren 
Schatz eröffnen diese Werke für die Geschichte des Mittelalters, und der Aeissige 
und gelehrte Herausgeber, Hr. Gue'rard, mit Hülfe seiner eben so gründlichen 
als wohlunterrichteten Mitarbeiter (!H. Perreanx und M, GerautT), hat in 
einer Einleitung ron 370 Seiten uns auf eine höchst belehrende Welse den Reich- 
thum der Resultate zusammengestellt, welchen diese Urkunden, hauptsächlich 
für Verfassung, Rechte, Gewohnheiten, Sitten und mannichfache Denkwürdig, 
leiten des Mittelalters bieten. Wir finden diese gelehrten Manner auf dersellien 
gründlichen Bahn, wie unsere deutschen Forscher im Felde der Staats- und 
Hechtsgeschichte und derRechtsalterthümer; und es ist nur zu bedauern, dass 
sie auf die deutsche Literatur nicht mehr Rücklicht genommen haben; die wech- 
selseitigen Besiehungen worden manches in ein helleres Licht gestellt, und das 
Hindeuten auf Gemeinsames in Abkunft und Bedeutung, würde auf manches Ver- 
wandtschaftliche geführt, und zur Erklärung viel beigetragen haben. 

Indem wir nun die Freunde des Alterthüms auf diese wichtigen Sammlungen 
aufmerksam machen, wollen wir einige kleine Proben mittheilen, die auch für 
den Germanisten von Interesse sind. Es linden sich nämlich S. 224. der Einlei- 
tung die in deu Urkunden vorkommenden Symbole bei Verleihungen zusam- 
mengestellt. 

1. Das Messer (Grimm, Rechtsalt. S. 170.). Der Bischof von Chart res 
verlieh dem Kloster 8aint-P?re eine Kirche mit Zehnten, die ein als Kreuzfahrer 
nach Jerusalem ziehender Ritter übergeben hatte: Abbatet* Witts nomine inde 
revestient per qnendam cultellnm in capitulo S.Pelri.(a. 1116 — 1129. />. 512.) 

2. Stab, Stecken, Ruthe (Grimm, S.1SS.). Bei einer Verleihung des 
Bischofs an das Kloster heisst es: In eignum vero et tettimonium rei Anjn$, 
domtno Wiltetmn^ tune temporit abbali per dem. Huber tum celferarftn« , ba- 
culnm qnendam mitf, et hoc modo, per öaculum t/fr*, videtteet 8. Petriecete- 
tiam de dono ntpradicto reveetivi. ( a. 1116 — 1120. p. 526 .). — Ein gewisser 
Godo/ridn» gab eine Kirche mit Zehnten, welche der Bischof dem Kloster ver- 
lieh: dono ejntdem eccleeie, per Cenanmm Cetlerarinm abbali Witletma per 
vir g am preeentoris S. Marie Salomonit , trn'sto. Vidente eodem Salomone, 
oreeenfre no$tro, et Bemardo capteerio etc. («.1116 — 1149.,- p. 545.) Der 
Herausg. sagt in einer Note: te bdton de» ehantre» e'tait qnefqnefoi» en argen t. — 
In einer Urk. ums J. 1127. heisst es: feeerunt donnm in mann Joec+Nni , wacer- 
dotis et % monachi y per qnandam vir g am de hulto {nne brane/te de nonx). — 
Nach einer gleichseitigen Urkunde willigt ein Vater mit seinem Sohne in die Ver- 
leihung eines Grundstücks: cni filio Rainald** mtmar/ut$ dedit nummot, de 

<) 4 tmrii 1840., Tom. L IL 
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quibu* enteret eutteltum et vaginmm; (wahrscheinlich am ihn an beaehwich» 
tftgen). Hoe iptum eenee**it Henrieu* de (Heile enrgo, qui erat maxi mm* *W£- 
m», et d* cmritate Semcti F. *oHdet babuit, atque Dr eg e ne m monmenum per 
wirf mm reee*tivit, qumm virgmm Robert** de Vitrmi in mmnu monmehi 
im teetimanium /regit , munuente WilMmo , HenricißHe. Btne Frau muss 
auch noch einwilligen, und erhalt de earUate Srnneti tret re/tVot. — Di« Ein* 
willignng wurde oft durch efai kleine! Geschenk erkauft; to kernt ee hei einer 
Tradition von 1080. p. BIS,: De htm m fernen mmnmen i teutum unum Wtferie 
wmJentem X. foJ Wes (dederunt.). Pfalzgraf ü de tagt in einer Urk. gegen 1088. : 
Cenfere bmmmum B ermerH vtitme , e/K*m temper ibi me Ambmiete efßeiale* mei 
t ee tmutnr. Reden* eHmm et mliej* commetmmmrt md me pertineutet, si forte im' 
aa ems s s memoru n tm / mtquenune, V.idmjJuHi, *aeinme rmmn*emlm (rmmemu 
de e mbmm } deuum wnper mttmre &' Petri ap. publice y pr* tmlule mem, malm 
pmmere. p, 128. — In einer and e rn Urinrade verspricht ein gewileer G**linn* 
de Leugit allen Anoprfiehen und Angrillen anf die tüter dea Ktoetera an enU 
na gen . Im mmnu G*mfrtm\ Cm rmm t e mH* epite+pi, prtmitm* em* guerpieit, et 
nwde rectum feeit / quod ettetm rectum per wir g mm fmetum ntem epi*e*pu* 
im empituhun umetrum , per Ä. eemterartum mmumvmn u, nmbi* trmnmmm' t. p. 88eV 
— In einer gleichen Verziektnrkunde ron Ml». steht: tpente *mm im ettte*imm 
S, Petri vemHy et de e m iumpmt m, mumm feeermt, per cuitel-tum *uptr mttmre 
*mti*f meiern* i imjuetitimm *umm recegnevit. — In einer Verleih uegsork au de von 
1108. keisat ea ron einen? Bruder, der bei de« Akt der Schenkung nicht aogegen 
war: pmuri* dfebu* elmpei t per *uum mrtaeum mitit *uum m eeemmm tuper 
mttmre S. Petri. 

9, Ala ein beaonderes Zeichen der Verleihung kommt in einer Urkunde von 
«127. vor der Weih ranchlöf fei (erneuter m encen*). Et de i*ti* ommbm 
rebu* fecerumt mmbe denmm tuper mttare 8. Geergti per qmoddmm eeclear umde 
tum* in t*\uribulum mittebmtur. p> 571. 

4. So wie die Symbole (Wahrzeichen) ala Volke- und RechteeHte eotstaa- 
den waren, und immer eine iKnnliehe Beziehung auf die Vollziehung der Hand- 
lung kaUen, ee Set ea wohl ala eine Singularität mit Recht rem Hrn. Guirard 
herausgehoben worden , wenn nach einer Urkunde de* 11. Jahrb. die Mönche 
dieae Reehtaaitte nachahmen, und enrMossbuchats foreetUuraeichen fir die, 
gegen eine von dem Normannen, Heribert de Me'lincourt, gemachte Sehen» 
keeg, versprochenen Fürbitten gebrauchen. Et pro* Im* re mute iptum mttmre 
per argen t tum miimmlem de orationibu*, tum prme*entium fratrum m u mm 
*meeedentium , eum revettiri voMmu*, eermm Ui litis* kit ete, 

». Auch ron der Sitte dea Obrzopfeaa fflhrt der HerauBg. S.221. der 
Predeg. mehrere Beis pie le an, und besiebt sieh zugleich auf Grimm, Deutsche 
Jteehtaalterth. 8. 104—146. 

0. Von der Bedeutung dei Worte* jmrmmlt* im Gegensatz von jnger, 
In onecrii denteeben Gtrterregistern , habe ich in meinem Werk „die Dieaete", 
(Hamm, 1828.) S. 22., mit Einverftändniia Grimm'i, in den Rechtselterth. 
8. 901., gehandelt. In dieaen rraazAsisehen l'rk undenklichem kommt öfter der 
Auedruck dimrn**, ttfurm vor (a. 1088. p. 027. m. 1112. p. 034.). Der Heraoig. 
•agt: ProLp.\61.: l*e dimrnmt, mmtrement jermaii* y e*t le jeumat, et 
eemtiemt Im quantile de lerre qm'rnne eharrue peut tmbeurer em um jeur , qummtHe' 
exlrfmememt variable, *u/eant la re*i*temee dm tot. Ißrnn* le pofyptiaue d'Irmimen 
man* moom* Jcalue, d'aprh de* texte* po*ilif*, le jeumttl dm IX. eieele em «enge 
mur enteren* de Pari* et de Chnrlret, a XI are* 8 cemHair**; et nout m deptirmm* 
eelle vmdeur, en tuppoumt au'etfe *e toil eoneervee Im meme, en metat tu***?* 
tafim dm XI. eieele: c'e*t em effet vert eette e*po&ue que not c/iarte*, ** il e*t 
fmit mention du diurnu* y ent e'ie eeritet. 

Viel Intereseantee wird Ober Rigenthum, «Oterabgaben, OI»er Standesrer- 
kiltniaae ond Aemter herausgehoben und erläutert; dem Topographischen 
grosse Sorgfalt gewidmet. — Ich habe in meinem Werk „der Corveveehe Güter« 
besitz" (Lemgo, 1801.) die Ansicht vertheidigt, dass die Gaiieintheilnng in 
Sachsen eine politische Karls d. Gr. gewesen sejr, dass sie «leb auf eine allere 
volkemaseige, in Moder, umrundet, ond dass man die kirchliche Dioeesan- 
Kiiitheilung damit •oezogleieliOn gesucht hal>e; ich bemerkte zugleich, dasa die 
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Gauefothellung Dickt recht in't lieben getreten sey, und tick sehr bald aas de« 
Urkunden verliere. Denkwürdig sind in dieser Beziehung die auf Frankreich 
gerichteten Beobachtungen des Herrn Gu/rardi Vaneienne dieisiou territo- 
riale de la Gaule en pagi n'est observee que dans le$ ehartes les plus andennee. 
Le Systeme r omain, peu altere par leg Francs , tC apres lequel la Gaule etait 
dioitee, sous les Carlovingiens , en 18 provinces subdicisJes en 127 dieeeses am 
eites, eommenca en effet a tomber en desuetude des le* pressiert temps de Im 
troisirme rate, et fut a peu pres aboli partout aoant le miHeu du X/« stiele. 
DEgtise seule le eonserea, en le modißant avee prudenee, jusqu'a notre reea- 
lution, tellemenl que la plupart des divisions dioee'saines de la France represen- 
taient encore assez fidelement sous Louis XF/., Irs divisions eiviles de la Gaule 
sous les Romains. — Le pays, pagus, repondait quelquefois ä taut le terri- 
toire d'une cite ou d'un dioeese, et plus souvent ä une partie senlement de ea 
territoirex dams ee dernier eas il formait oVordinaire une subdivision dioeesm'ne 
teile que rurcMdiacone, Varchipretre ou le doyenne, et tut dannait son neu*. — 
La plupart des pays ayant eonstitue des eomte's de mime nam, et, presque /•«- 
joursy surtout dans les eommencements , de mime elendue, la divisien par 
eomte's, Sans abotir la division par pays, la remplaca tressouvent, ou fut en 
usage eoneurrement avee eile. Ainsi, au Heu de dire, pour mar quer la potition 
dun viüage, qu*H etait sitae dans tel pagus , on dit qu'il etait situe dans tel 
comle*. {Proleg. p. 6 — 8.) 

Vom Saltand tagt Herautg. folgende»: Cette terre, ainsi que neus croyomt 
Vavoirprouviailleurs, etait % non la terre du Saliern, mais la terre de la sala, 
c'esl-a-dire la terre attachee au prinzipal manoir ^ ou, en oVautres lermes, 
le domaine mime: de sorte que la terre saKque, terra saliea, et la terre 
domaniale ou seigneuriale , terra dominiert ou deminicata e taient nun 
seule et mime chose. Cette terre n*etait donnee ni en benefice ni en eenm've; 
le mailre Voceupail lui-mime, en la faisant eultieerpar ses propres syms (p. 22.). 
Die Ausdrücke mansus dominicus , dominicatus und indominieatus 
halt Herausg. in den Urkunden für gleich bedeutend, p. 28. Kr versprich* *">•- 
weitere Ausführung in seiner Einleitung zu dem nächstens herauszugebenden 
„ Pelyptyque eVIrminon." 

Auch die in den Urkunden vorkommenden Nahmen hat Herr Guerard 
einer Prüfung unterworfen. Sie geboren meist den nordischen Sprachen; die 
früher seltenen Beinahmen kommen schon im 11. Jahrb. vor. Sie sind von 
physischen Kigenschaften , von Tbaten und AbenUieueru\ vom Wohnort» von 
Tltieren, Bäumen, und vielen andern Zufälligkeiten entlehnt; oft »md es wahre 
Spottnahmen. In Frankreich scheinen sie früher erblich gewordeu zu seya, als 
in Deutschland, denn p. 97. wird bemerkt: Ce qui merile surtout d'itre remar- 
que, c*est que dejä dans le XI. sieele des surnoms semblent e'lre hereditairesy 
et eoustituer par eonsequent de vrais nems de famille. Beschreibende Bei- 
nahmen finden sich eben «o, wie bei uns. Bei Einigen findet man den Zusatz: 
gut non bibil aquam. Mehrere heissen: Osculans diabolum, basians dia- 
bohtm {daemonem). In Deutschland scheint es dem Teufel schlimmer gegangen 
au seyn; denn wir haben Beinahmen, wie Schlag den Teufel; Beiss den 
Teufel 5 und heute noch heisst eine Bauernfarailte in einem kleineu Braun- 
schweigschen Dorfe unweit Corvey, im plattdeutschen Idiom : Bit den Düwel. 

Vor den manniebfacben Denkwürdigkeiten, welche dieses Urkuudeubuck 
enthält, und die uns Lichtblicke iu die Geschichte und das Leben, iu Sitten 
und Gebrauche der Vorzeit gewähren , liegt leider der trübe Flor eines Priester- 
geistes, der, Alles in Unwissenheit und Knechtschaft zu begraben, unermüdei 
thätig war. Die Menschen werden aufs listigste und planmässigste um das ihrige 
gebracht , und die Züge nach Palästina gewährten besonders die grösste Aus- 
beute. Es wird ihnen mit aller möglichen Ueberreduogsgabe zu Gemüthe gefuhrt, 
dass das, was sie der Kirche schenken, sie Gott selbst oder dem Heiligen gebeu, 
der es ihnen unfehlbar in der Ewigkeit gedenken wird, ja dass es ein gaus un- 
trüglicher Kaufpreis, und das einzige Mittel sey, die Seligkeit zu erlangen. — 
Diejenigen, welche die Gabe anfechten würden, werden selbst da, wo es sich 
nur um einen geringeu Acker bandelt, mit den Hörigsten und uu christlichsten 
Fluchen exeommuniciet, und zur ewigen UöUeusisnte verdammt. Petrus null 
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sie aus Mm Paradiese weiten; mit Dathan and Abiron toll sie die Krde verschlin- 
gen; mit Herodes, dem Morder der Unschuldigen , mit Judas, dem Verreibe* 
des Herrn, und mit denen, die den Herrn gekreuzigt haben, mit Nero, dem 
Mörder der Apostel Petras and Paalas, sollen sie auf ewig den Flammen der 
Holle fibergeben und vom Teufel unablässig gepeinigt werden o. s. w. 

Dennoch hat das reiche Kloster aufgebort au eiisliretf , und aus den Gebaa- 
den ist eine CavaJlerie-Caserne geworden. Dr. P. Wigand. 



Beförderungen und Ehrenbezeigungen. 

Der bisherige ordentl. Professor an der Univ. Bonn, Geheim. Justiz-Rath 
Dr. August von Bethmann-Hollweg ist sum Kurator und ausserordentl. 
Regierungs-Bevoltmäcfatigten bei derselben Univ. ernannt worden; der ordentl. 
Professor au der Univ. Leipzig, Hofrath Dr. Geo. Fried r. Puchta hat einen 
Ruf an die Univ. Berlin an v. Savigny's Stelle angenommen; die bisherigen 
ausserordentl. Professoren an der Univ. Kiel Dr. P. D. Christian Paulsen 
aad Dr. Emil Herr mann sind so ordentl. Professoren ernannt worden; der 
Professor Dr. H. von Seari zu Olmfits ist als Professor der politischen Wissen- 
schaften, der Gesetze und der Statistik an die Univ. Innsbruck versetzt worden. 
— In Oesterreieh ist der Präsident des Stadt- u. Land reih ts in Laibach Dr. V. 
Rat eich zum Vice-Präsidenten des In nerost erreich, kustenländ. Appeilatio«** 
gerfehts und an dessen Stelle der Böhm. Appellation»- Rath K. v. Pettenegg; — 
in Preussen ist der wirkl. Geh. Ober-Justis-Bath Bötticher zum Ober-Prä- 
sidenten der Provinz Preussen und an dessen Statt sum vortragenden Reihe im 
Staats- Ministerium der bisherige Staats-Secretair u. Director im Ministerium der 
geistl. Untern- u. Mediein.- Angelegenheiten, wirkt. Geh. Ober- Justiz -Rath 
von Dues berg, ferner der bisherige Vice-Prasident de* O.-L.-G. zu Frankfurt 
von Gerlach zum Mitgliede des Staatsraths und der Gesetz- Commlssion mit 
dem Character und Rang eines Geh. Ober- Juatis-Raths, der Geb. Ober-Tribunal- 
Rath Zettwach sum Geh. Ober- Justiz- Kath und vortragenden Rath im Justiz- 
Ministerium ffir die Gesetz-Revision nnd der wirkl. Geh. Legations- Bath Kiefe- 
rn an n zum Mitgliede derGesetz-Commission ernannt worden ; auch hat der Bath 
am 0.-L.-G. zu Hamm St uve den Character als Geh. Justiz-Rath erhallen. — In 
Sachsen- Weimar ist dar Justiz-Rath Thon zu Eisenach unter Beibehaltung 
•einer bisherigen Stelle zum Ober-Consistorial-Rath auf der weltlichen Bank des 
Consistoriums ernannt worden. — Den Stern zum Rothen Adler-Orden 2. Classe 
mit Richenlaub hat der wirkl. Geh. Rath u. Chef-Prastdent des O.-A.-G. zu Posen 
von Frankenberg-Ludwigsdorf erhalten. 



Todesfälle. 

Am S.Juni starb zu Gottingen der Justiz-Canzlei* Director Dr. von TVerl- 
hof, Ritter des Guelphen- Ordens. — Am 6. Juni zu Berlin der Oberlandes- 
gerichts-Rath Adolph Willi. Tettenborn, erster Director des dasigen Stadt- 
gerichts, bis 1841. in Stettin (vgl. Jahrb. 1841. S.478.), im 43. Jahre. — Am 7. Juni 
ebendaselbst der wirkl. Geh. Oher-Justiz-Rath Conrad Christian v. Gossler, 
geb. am 30. Juni 1799. zu Magdeburg, seit dem 1. Juni 1790. Auscultator bei der 
dortigen Regierung, 1791. Referendar, 1793. Assessor, im Novemh. 1795. Rath 
bei demselben Collegium, später Mitglied des dort. Criniinal- Gerichts u. Con- 
sistoriums, auch Ober-Accise- u. Zoll- Rath, sodann bei der Justiz-Organisation 
des Königr. Westphalen General-Proeurator bei dem Appellationshofe zu Kassel 
und Requetenmeister im Staatarath, auch in den Adelstand erhoben, nach 1818. 
HGlfsarbeiter im Preuss Justiz-Ministerium, (besonders mit der ersten Redaction 
des Anhangs der A.-G.-O. und mit anderen legislativen Arbeiten beschäftigt,) im 
Febr. 1816. Mitglied dieses Ministeriums und Geh. Ober-Justiz- Rath, 1825. Ritter 
des R.-A.-O. 3. Cl., 183«. der Schleife dazu , 1834. wirkl. Geh. Ober-Justiz-Rath, 
1836. Ritter des R. A.-O. 2. Cl. mit Eichenlaub, 1840. Jubilar (vgl. Jahrb. 1840. 
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S. 663.)/ Verf. *** Schrift: Entwarf eines Anhanget s. allg. Preose. Landrechte, 
worin d. seit d. J. 1863. gemachten Abänderungen u. Zusätze, in so weit sie noch 
gegenwärtig bestehen , abgekarzt genmnunelt sind u. s. w. (Berlin , 1816.). — An 
9. Jaiu zu Kiel der ObeiappeUationsgerichts-Rath Jürgen Nissen, Ritter 
v. Danebrog. — Am 16. Juni su Regeulborg Leon h. Seit s, TA. et /. V. J>„ 
Prof. des Kirchenrechts u. d. Kirchengeschichte am dort« Lyceum. — Am 26. Juni 
su Marienbad der Vice Präsident des 0.-L.-6. su Stettin Ernst Weudlandt 
im 62. Jahre. 

Necrolog. 

Der am 8. April d. J. als ansserordentlicher Professor der Rechte au Breslau 
verstorbene Dr. C. F. Fahr i eins (vgl. Jahrb. oben S.287.) war am 16. Sept. 
1798. zu Stralsund geboren. Seine erste Jugendbildung verdankte ergroasten- 
theils seinen Eltern, insbesondere dem claatisch gebildeten Vater, welcher daa 
Amt eines Stadtsyndicus bekleidete. Nach vollendeten Gymnasialst« dien beaas; 
er im Herbst 1818. die Universität Jena, dann Ostern 1819. Berlin, von wo er 
sich Ostern 1820. nach Gotlingen, und endlich im Herbst 1821. wieder nach 
Berlin begab, und horte die berühmtesten Lehrer dieser Hochschulen mit groaaent 
Eifer. Sein lebhafter Wunsch war, sich einst dem academiscaon Lehrfach an 
widmen, indess fand er sich doch veranlasst, zunächst die praktische Laufbahn 
und zwar, wie es in seiner vaterländischen Provinz die Einrichtungen bedingten» 
zuerst in der Advocatar einzuschlagen, wodurch ihm bald, bei der Anerkeaauaa; 
seiner Rechtlichkeit und Tüchtigkeit, die er erfuhr, eben ao ein befriedigender 
Beruf als eine gute Vorschule für die Ausfahrung der fortwährend gehegten 
wissenschaftlichen Pläne wurde, — wobei das in seinem Vateriande geltende 
gemeine Recht die ununterbrochene Verbindung mit der Wissenschaft und deren 
Vertretern begünstigte. Im Jahr 1832. wurde er in Göttingen rite zum Doctor der 
Rechte promovirt. Die durch den Tod des hochverdienten Uuterholsuer's 
im J. 1838. eingetretene Erledigung einer civilistischen Professur veranlasste 
den durch mehrere gut aufgenommene Schriften und durch anerkannte Aucto* 
ritäten vortheilhaft Kmpfolenen Schritte su thun, um den längst genährten Plan 
auszufahren. Nach beifälligem Gutachten der Juristen~Facullät wurde F. im 
J. 1839. zum ausserordentt Professor mit Anwartschaft auf das Ordinariat ange- 
stellt, zu welrbem er von der Facultät gleich nach sein«t Habilitation im J. 1846. 
empfolen wurde. Nach 2|jährigeni, sehr verdienstlichem Wirken starb er, 
tiefbetrauert nicht nur von den Seinigen, sondern auch vou seinen Amtsgenoeeen» 
deren Hochachtung und Liebe er sich dnreh seinen biedern Charakter uud seine 
wissenschaftlichen Bestrebungen erworben hatte. F. war nicht nur gebildeter 
theoretischer ond praktischer Jurist, sondern auch feiner Kenner der Musik uud 
thätiger Forscher im Gebiete der vaterländischen Geschichte, und je vielseitiger 
seine Leistungen, um so schmerzlicher wird der Verlust eines Mannes empfun- 
den , von dem noch so viel zu erwarten stand. 

Zu den oben S. 287. bemerkten Schriften sind als nicht juristische nachzu- 
tragen: Die Einfährung der Kirchen-Verbesserung in Stralsund (1835.); meh- 
rere Aufsätze in den JahrbOchern des Vereins fflr mecklenburgische Geschichte 
und in den Abhandlungen der Pommerschen histor. Gesellschaft; so wie ein Auf- 
satz über Tone und Tonarten unserer Musik in der Musik. Zeitung 1832. Extra- 
Beilage Februar Nr. 9, 
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Nt3* erschienen Schriften. 

128. AkteaaOssige Darstellung der Verhandluegen der Wörttemberg. Kammer 
4er Ab g eo r dneten an* die Aue^aeteabcitea der kalhol. Kirche in Württem- 
berg, Mf des l*aatage von 1*41— 42. Hit einem Vorworte. Stuttgart, 
Metzler. 366 S. gr. 8. (gek. 1| Talr.) 

13». Bikmimb, Cmrl WUA. y Jpp*a.-Ger.-B*gißtr. «.*.»*,— Allgemeine 
Darstellung und Anweisung de« Regutfraturdienstes der Justiz- Berichte. 
Bearbeitet von u. a. w. Ister Bd. Uatergecickte, m. 33 Formularen. Neu- 
burg a. d. D., Preebter. vin a. 112 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) 

134. Bmdmw - Cmmmir^w, — Nachtrag »er dritten Auflage de« Werkes: 
Pwiiift, seine Verfassung, seine Verwaltung, sein Verhillaiss au Deelscb- 
laad. Berlin, Veit o. Comp, xtiv S. gr. 8. [ VgL oben S. 287. Nr. 53.] 

131. Das heutige Preessiscke Wechselrecht, die Handeliibillets and kaufnianui* 
Aeaignationca. Nebst zwei Anhingen, eath.: das ju Naumburg geilende 
Weckeelrecht a. dea Wechsdprocess. Ria Heedbueh für Juristen n. alle 
Diejenigen, welche Weeaaelgesehafte treiben, haupmachtkh Cur Kauf- 
leate. Hefausg. von einem praktischen Jurietca. Magdeburg, SckmiUnsky. 
11$ Bog. gr. 8. (gek. 1 Tblr.) 

132. Deutschet Staatsarchiv, iter Bd. Heraasg. warn Beg.-R*tA Buddeui. 
Jena, Fromuaan. via. 320 S. gr. 8. (geh. lfTblr.) [ Vgl. Jahrb. 184t. 
8. 1118. Nr. 260.] 

133. Die staadisehe Monarchie. Versuch einer staatsrechtlich - historischen 
aegraaduagdea Priacips des Staude- Wesens in der heutigen Monarchie, mit 
besonderer Bezugnahme auf Preussen u. Deutschland. Berlin , Posen nnd 
Bromberg, Mittler. 35 S. gr.8. (geh. 7i Ngr.) 

134. Bin Wort aber Ehescheidung. Mit besonderer Rucklicht auf Preussen und 
die eaaoiast im Werke begriffene neue Bearbeitung des Khegeectzes. Halle, 
KAumeL TIS. gr.8. (geh. 7J Ngr.) 

135. Frankei, Dr. W.ü., — Die Unmöglichkeit der Emancipatioa der Juden 
im christlichen Staate. Als Entgegnung historisch nachgewiesen von u. a» w. 
Klbcrfeld, Hassel, xui u. 164 S. gr.8. (geh. 22^ Ngr.) 

§36. FrictiuB, Dr. Cmrl, G*n.-4*diUur d. 4^ Ritter u. t. w.> — Preussttche 
MUitair-Gesets-Samialung. 3ten Bdee. lstes Heft, eath. die auf die mili« 
tairiacke Beck! »pflege sich beziehenden Gesetze, Verordnungen u aJIgem. 
Vesfigaagen aas d. J. 1841. (Nr. 518 - 537.) Mit Genehmigang Sr. Maj. 
des Königs betauag. van n. s. w. Berlin u. f^hing, Nicolai. U n. 1 — 40 S. 
gr. 8. (gek. 15 Ngr.) [ VgL Iah rb. 1841. 8.861. Nr. 193.] 

137. Gärret) J. c, " — Kirche und Staat nach Ablauf der Collier Irrung. 
Weiasenburg a. S., Meyer's VerlagiuRxpedit. 230 S. gr. 8. (geh. 25 Ngr.) 

138. G***ler y Ckritioph, €**.-/**/&- «. Kmmvurgtr.- Ä., — Handbuch 
gemeinnütziger Recfctswahrhaitcn. Nach Anleitung dei Allgeui. Laudrecbts 
f. 4. Preuss. Staaten entworfen u. s. w. 4te Ausg., unter Berücksichtigung 
der spater ergaageaea Gesetze, gänzlich umgearb. durch H. L. v. Stramp/k 
0.-L.-G.-nce-Pr**d. Berlin, Nicolai, xvi u. 500 S. gr. 8. (2} Tblr.) 

139. Grein, F. E. 4^ Stmdtger.-iL, — Die BechUverhaHniase der Nachbarn 
in Bau -Angelegenheiten nach den Vorschriften des Allgem. Landrechts m. 
Hinweisung auf die nach der Rau-Ordn. v. 30 Nov. 1611. u. deuSpecial-Bau- 
Observanzen In Berlin vorkommenden Abweichungen von u. s. w. Berlin, 
Naack. vm o. 139 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) 
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140. Mepp, Dr. Ferd. Carl Th., Prof. d. Rechtswiss. zu Tubingen, — An- 
klageschaft, Oeffentlichkeit u. Mündlichkeit de» Strafverfahrens gegründet 
auf eine historisch-kritische Beleuchtung des bestehenden Inquisitionspro- 
cesses von n. s. w. Tubingen , Oslander, vi u. 190 S. gr. 8. (geh. 22£ Ngr.) 

141. Ho ff mann, J. G., Dir. d. Statist. Bur. zu Berlin, — Das VerfütltnUs 
der Staatsgewalt zu den Vorstellungen ihrer Untergebenen. Ein Beitrag zur 
Erleichterung gründlicher Urt heile über die Anforderungen, welche das 
Zeitalter an die Staatsverwaltung macht. Dargestellt von u. s. w. Berlin, 
Nicolai. Vit! u. 184 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) 

142. Jacoby, Dr., — Meine Rechtfertigung wider die gegen mich erhobene 
Anschuldigung des Hochverrathes, der Majestatsbeleidigung u. des frechen 
unehrerbietigen Tadels der Landesgesetze. Zürich u. Winterthur, Litterar. 
Comptoir. gr. 8. (geh. 8} Ngr.) 

143. Julius, Gust. % — Ueber die Hebung d. kirchlichen Lebens in d. Protestant. 
Kirche. Eine kirchenrechtl. u. praktische Erörterung von u. s. w. Leipzig, 
Brockhaus, xm u. 343 S. gr. 8. (geh. \\ Thlr.) 

144. Leuchs, Dr., Rechtsanwalt, — Der Staatsanwalt oder Leben, Grund- 
sätze und Handlungen eines musterhaften Rechtsgelehrten, nach einer 
Sammlung mehrjähriger Erfahrungen u. Beobachtungen von u. s.w. Dinkes- 
köhl, Walther. X u. 360 S. 8. (geh. 1 Thlr.) 

145. Michelsen, A.L.J., — Sammlung alldith marsch. Rechtsquellen von u.s.W. 
Namens der Schleswig - holstein - lauenburg. Gesellschaft fo> vaterländ. 
Geschichte herausgegeben. Altona, Hammerich. XXviii u. 870 5. gr. 8. 
(geh. 31 Thlr.) 

146. Neue Jahrbücher für Sachsisches Strafrecht. Herausg. von Christian 
Beruh, v. Walzdorf, Ministeriair. zu Dresden, u. Dr. Gust. Albert 
Siebdrat, Appell.-R. zu Zwickau. Ister Bd. 2tes Heft. Dresden u. Leipi~, 
Arnold. 141 S. gr. 8. (geh. 20 Ngr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 960. Nr. 242.] 

147. Osenbrüggen, Ed., Dr.d Ph.u.b. R., — Zur Interpretation des Cor- 
pus Juris Civilis. Bin kritischer Beitrag von u. s. w. Kiel, Schwer«. 
54 S. 8. (geh. 7J Ngr.) 

148. PauUen, Dr. P. D. Christian, a. o. Prof. d. R. u. s. w. zu Kiel, — Lehr- 
buch des Privatrechts der Herzogthumer Schleswig u. Holstein, wie auch 
des Herzogth. Lauenburg. 2te Aufl., verb. n. ro. d. Lauenb. R. vermehrt. 
Ebeudas. XVI u. 419 S. gr. 8. (2 Thlr.) 

149. Spie s, App.-Ger.-Vicepräs. von, — Beleuchtung der Verfassung* - 
Urkunde f. d. Königr. Bayern von dem u. s. w. Ister Tbl. Enth.: Tit. L bis 
IV. der Verf.-Urk., die Beilagen I — III., die Anhänge I. u. II., ond'die ergän- 
zenden neuern Gesetze u. Verordnungen. Erlangen, Palm u. Unke. xii 
u. 283 S. gr. 8. (geh. 1 J Thlr.) 

150. Thibaut's, Anton Friedr. Jwstus, juristischer Nachlas*. Herausg. von 
Carl Jnl. Guy et. 2ter Bd. Römisches Civilrecht. — A. o. d. T. : Lehrbuch 
der Geschichte u. Institutionen des rom. Rechtes. Hermeneutik u. Kritik den 
röm. Rechtes. Von Dr. Ant. Friedr. Just. Thibaut, Geh. Ä, o. Prof. d. 
R. u. s.w. in Heidelberg. Nach d. Verfs. Tode herausg. von Dr. C. J. Guy et, 
O.-A.-G.-R. u. o. Prof. d. R. zu Jena. Berlin, Duncker u. Huroblot. vm 
u. 504 S. gr. 8. (2} TMr.) [Vgl. Jahrb. 1841. 8. 862. Nr. 216.] 

151. Ueber die heutige Gestalt des Eherechts. 2te Aufl. Berlin, Oehmigke. 
43 S. 8. (geh. 5 Ngr.) 

Berichtigungen. S. 124. Z. 7. v.o. ist zwischen „Verf." und,, gebührend" 
zusetzen: keineswegs. — S. 127. Z. 3. v.o. statt: wie I. wenn. — S. 128.Z. 23. 
v. o. st Absicht 1. Ansieht — S. 131. Z. 10. v. «. sl. Kr L Es. — 8. 132. Z. 1. v. o. 
n. Z. 8. v. n. st. 1835. 1. 1834. — S. 134. Z.13. v. u. st. der Verf. 1. Ref. — S. 137. 
Z. 14. v. o. st Wir 1. Wie. — S. 139. Z. 16. ▼. o. st. Passvergehen 1. Pressver- 
gehen. — S. 146. Z. 21. v. o. st. ein 1. sein. 

(Hierbei Intelligenxblati Nr. 4. und eine literarische Beilage 
von Äderholz in Breslau.) 
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INTELLIGENZ-BLATT M 4 

zu den 

kritischen Jahrbüchern für deutsche 
Rechtswissenschaft 1842. 

Die Insertion igebühreo betragen für die durchlaufende Petitzeile oder 
defen Raum 1 \ Ngr. 

3m SBertage bet Unter$ei$neten ift erföitnen unb burcft atte S8ud)$anb? 
tungen *u bejte(K».* 

H. E. Dirksen: 

S)te 

Scriptores Historiae Aogostae. 

Andeutungen jur Äearteahrittk und Auslegung ftemlben* 

3« 0** 8. IBtofdrfrt. |>rei* IVa 3W*. 
Seipjtfl, im 2Hai 1842. 

»trftf opf g Dattel. 

Set Statt 9tüP$ in 4>eibelberg tft erfdjfcnen unb in allen 83tid)$anbs 
lungen ju fraben: 

3ett$djrift 

für 

<£it>il< nttfc (£*imtn<ilred>t 

in gletö)m<ifrget 3tücffta)t auf ©ef<f»c|>te unb Xnroenbung 
bt8 9tea)t$, auf SEBijfenfc&aft unb ©efe&gebung 

»on 

Dr. «♦ & 9to**itt, 

@rof$. »ab. @«$. $ofratye unb 3>tofeffot in 4><ibelbeca.. 

©iertet »an*, gttettt* tut* btitte* $tft. 

gr. 8. gef>. SWt. 1. 12 g©r, ob. gl. 2. 42 3Er. 



fcn* JöcrfWjenbein ifi befonbetd abgcbrntÜ : 

Da* 

Jtax\)ös\ec\)e und flaötsd)* 

bötgejltttt von 

Hr.- «♦ fr ftofti««. 

Crfter ®a*b erffc 9tbtfceH« ttnb fünfter Satt*. 

Sintdtnna. Betm&aen«ted)t im TfUacmetnen. IBeff^ unb fcia,entyum inu 
befonbe«. Xttaemeine Gate über bie tfmoenbuna, bei öitrilted)« außer ben 
Gerichten unb in ben Gerieten. 

a.r.8. *Ptei« Styir.i. 8g©r. ob. gl. 2- 24 3£r- 
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3n t>u «♦ «dfrUtertet*!**« &tfdftanblting [9tft4fblget fitforid» 
fttttcr] in granffurt o. SR. i|t foeben erföfcnen unb burd) atfe&ud^tnb? 
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I. Recensionen. 

Da» Eigenthura im Allgemeinen and das geistige Eigenthnm 
insbesondere fttr Gelehrte und Laien natur- und rechtsgeschicht- 
lieh dargestellt von lu gehrttter/ Breslau, 1840. 

Recensirt 

von 

Herrn Professor J»r. EMer zu Heidelberg. 

Sehwerlieli mägte es, zonal Air unsere Zeit, eine nicht bloss 
in rechtlicher, sondern auch in aller andern Hinsicht menschheillich 
so wichtige Untersuchung geben, eine solche wahre soziale Lebens- 
frage, wie die des Eigentbums. Denn die Gestaltung der Eigen- 
thumsverhältuisse and des damit aufs Innigste zusammenhängenden 
Erbrechts ist es, wodurch ganz vorzugsweise die gesammien male« 
Hellen und intellektuellen Zustände jeder Nation bedingt sind, wie 
ein vergleichender Hinblick auf die Vergangenheit und auf die 
Gegenwart des Välkerlebens Jeden Überzeugen muss, dem derglei- 
chen Betrachtungen nicht ganz fern liegen. Um so mehr erwünscht 
muss jeder Versuch der Aufhellung dieses schwierigen Gegen- 
standes sein, als derselbe bisher bei Weitem noch nicht in dem 
Grade, wie er es verdient, der Aufmerksamkeit der Reehtsforscher 
und Staatsmänner gewürdigt worden ist und darum in der Tbat fast 
schon die Wahl eines solchen Stoffs zu einer Abhandlung eine Art 
von Verdienet ist. Denn leider ist unsere- Literatur nichts weniger 
als reich an Schriften, welche sich auch nur die Aufgabe setzen, ins 
Leben tief eingreifende rechts- und staatswtssenschaftiicbe Fragen in 
allgemein verständlicher und ansprechender Form zu läsen und so 
zugleich der Gesetzgebung nltzlich vorzuarbeiten. Die Mehrzahl 
ergeht sich vielmehr noch immer in der beliebten abstrus -gelehrten, 
für Gegenwart und Zukunft ganz sterilen, bloss rückwärlsblickenden 
Manier, die uns jetzt wieder als die alleinseligmachende von Manchen 
K rit. Jahrb. f. d. A \V. Jahrg. VL U. VII. 37 
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aufgedrungen werden mögte in der eitlen Hoffnung, noch einmal die 
Stimme des Zeitgeists zu übertäuben. 

So lobenswerth nun ihrer Richtung nach diese kleine Schrift 
ist, die der Verf. als Vorlaufer einer Reihe weiterer auf Versöhnung 
von Theorie und Praxis berechneter Arbeiten ankündigt, so klar und 
gut (mit Ausnahme einiger Nachlässigkeiten im Styl z. B. S. IV. in 
med. S. VI. Z. 10. v. o. S. 3. Z. 5. v. o. S. 18. Z. 4. u. 5. v. u. S. 21 . 
Z. 9. u. 4. v. u. S. 56« Z. 6* v. o. Z. 4* v. u.) im Ganzen die Darstel- 
lung ist, so manche treffenden Bemerkungen, zumal zur FilosoCc 
der Geschichte des Eigentumsrechts, sie enthält, so sehr weit ist 
doch die Arbeit hinter Dem zurückgeblieben, was hier geleistet wer- 
den muss. Der Verf. hat seine Aufgabe viel zu leicht genommen, 
da, wo es einer gründlichen Prüfung bedurft hätte, oft nur abge- 
sprochen, noch öfter, offenbar aos mangelhafter Kenntniss der Lei- 
stungen Anderer auf diesem Felde, Schwierigkeiten der Theorie, die 
gehoben werden mussten, optima fide ignorirt — ein Ignoriren, das 
freilich durch Schimpfen über die Armseligkeit aller Spekulation und 
Theorie (deren eine der Verf. doch selbst aufbaue« mögte) schlecht 
entschuldigt wird und, wie eben dieses Schimpfen, ein sehr unzweck- 
mässiges Mittel scheint, die Wissenschaft mit dem praktischen Leben 
zu versöhnen. Hätte der Verf. auch nur Hugo's, Zacbariä's 
oder Ähre nt' Darstellung des Eigenthums gekannt und durchdacht, 
er würde so nicht haben schreiben können, sondern eingesehen 
haben, wie unerlässüch es ist, um auch nur über das geistige Eigen- 
thum mit Erfolg zu handeln, tiefer einzudringen in die Natur des 
Eigenthums überhaupt, in seinem innigen Zusammenhang mit allem 
Recht. Die nöthigen Aufschlüsse darüber kann aber nur ein er- 
schöpfender Rechtsbegriff ergeben, zu welchem freilich der Verf., 
der ersichtlich hei Kanl's nur zum Theil wahrer Auffassung des 
Rechts stehen gehlieben ist, sich nicht erhob. 

So erhalten wir denn vom Verf. nur eine sehr einseitige, wenn 
auch in ihrer Art nicht uninteressante Durchführung derjenigen filo- 
jofischen Ansicht von der Begründung des Eigenthums, die man 
die Spezifikationstheorie genannt hat und nennen kann, d. h. 
einen Versuch zu beweisen, dass nicht der blosse Besitz, die kahle 
Thatsache der Okkupation, sondern nur die Schöpferkraft des 
Menschen, die Bearbeitnag eines Stoffs durch denselben die recht- 
liche Grundlage des Mein und Dein bilde (S.27.; 85. ff*). Dass nun 
diese Ansicht der Wahrheit schon bei Weitem näher steht als die 
rohe Okkupationslheorie, ist ausser Zweifel, und Wer Diess noch 
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nicht oder sieht hinreichend einsehen sollte, dem wird die direkte 
und indirekte Widerlegung dieser Theorie durch den Verf. doppelt 
lehrreich sein. Nor freilich hatte Derselbe eicht vergessen dürfen, 
dass gar Manches, was' er gegeo die Okkopatioestheorie einwendet, 
aech gegen seine eigne Ansicht gilt: dass nämlich auch die Bearbei- 
tung des Stoffs, resp. Spezifikation , ebenfalls nur ein eigenmächtiges 
Faktum, wenngleich ein bedeutungsreicheres, daher auch in recht- 
lieber Einsieht effektvolleres Paktom ist, als die blosse Besitzergrei- 
fung; dass also jene allein ebenfalls den Rechtsgrund unmöglich ab- 
geben kann fax die Aneignung einer ursprünglich herrnlosen Sache; 
dass jedenfalls zur ausreichenden Bestimmung der rechtlichen 
G ranzen des Privateigentums schlechterdings (sogar schon vom 
Standpunkt des.Kant'schen Rechtsbegriffs ans) Rücksicht genommen 
werden muss auf sämmtlicbe zugleich mit den unsrigen sich geltend 
machenden Bedürfnisse aMer mit das zum Staat vereint lebenden 
Menschen, je nach deren stets wechselnder Zahl; dass mithin 
jene, aothwendig selbst stets veränderlichen Grunzen einer höheren 
Sanction von der Gesammtheit (man nenne sie nnn Gesetz oder 
Vertrag) bedürfen und dass wiederum diese Anerkennung, um die 
Schranken des Rechts genau einhalten zu können , eine aus dem 
obersten Rechtsprinzip selbst geschupfte Norm der Auseinander- 
setzung Aller, der Zutheilung des suum an einen Jeden, wesenlteh 
voraussetzt und zum Anhalt punkt nehmen muss. Das Ueberspringen 
dieser tieferen Untersuchung, die der Verf., ohne darum weniger 
, populär zn werden, recht wohl hätte anstellen können, ist das Haupt- 
gebrechen seiner ganzen Ausführung, von der er ebendarum ohne 
Fug behauptet, dass sie ebensowohl filosofisch als historisch begrün- 
det sei, wie sich dies bei genauerer Betrachtung derselben bald 
zeigen wird. 

Die Schrift ist, nach vorausgeschicktem Vorwort, ziemlich will- 
kürlich in folgende Kapitel getheilt: von den Gegnern des Eigen- 
Ihums — von den Vertheidigern des Bigentbums — von dem augen- 
scheinlichen Beweise des Eigenthums — von der Naturgeschichte 
des Eigenthoms — von der Rechtsgeschichte des Eigenthums — von 
der Verüusserung des Eigenthums — von dem Verlust des Eigen- 
thums wider Willen — von den wohlthitigen Wirkungen des Eigen- 
thums — von der Erblichkeit des Eigenthums. In den ersten Kapi- 
teln stossen wir sogleich auf die dreiste Behauptung: dass unsere 
spekulativen Küpfe sammt und sonders krank seien, — wodurch der 
Verf. alle die starken Bedenken erklärt und entkräftet zu haben 
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glaubt, welche gegen die Rechtmässigkeit und Nützlichkeit eines 
Privateigentums wenigstens in der Art and Ausdehnung wie 
es In alter und neuer Zeit regelmässig sich findet, wahrhaft sieh auf- 
dringen, auch wenn Manche darin zu weit gingen, dass sie dieselben 
Oberhaupt gegen alles Privateigenthum geltend machten. Der 
Verf. wirft allen solchen Zweiflern vor, dass sie mit dem Eigen ibum 
die Hauptscheidewand umstürzen mogten, die, wie er auf S. 53 — 57« 
noch naher zu entwickeln sucht, zwischen Thier and Menschen be- 
stehe, and von deren Umsturz V^iedereintritt des kaust durch -Ver- 
rottgensgelüste verdrängten Blutdurstes zu fürchten sei; ja er nimmt 
keinen Anstand, Rousseau (also wohl auch Plato, Morus u.s. w.?) 
desshalb das unwürdige Prädikat eines „Tbierfilosofen" zu eriheilen. 
Auch von Beccaria's Satz, dass das Mein und Dein ein „notwen- 
diges Uebel" sei, Iflsst der Verf. nur soviel gelten, dass es, gleich 
der Nahrung, eine Notwendigkeit, nicht aber, dass es in irgend 
einer Hinsicht vom Uebel sei. Ueberhaupt scheint ihm allen doktrinären 
Einwürfen gegenüber gänzliches Ignorirea die beste Taktik zu sein, 
eine besondere Verteidigung aber, wie sie Bentham versacht habe, 
halt er eher für schädlich als nützlich. Eine solche vornehme Art 
eingebildeter Widerlegung scheint nun dem Ref. doppelt Übel ange- 
bracht da, wo es sich von wirklich antisozialen revolutionären Irr- 
lehren handeln soll, wie der Verf. die Anfechtung nicht etwa bloss 
des Eigenthums, sondern sogar der Erblichkeit desselben qualifizirt 
(S.5. 58.)* In derThat vergisst auch der Verf. selbst in den Schlass* 
kapiteln seinen vornehmen Vorsatz- wieder und sucht auszuführen, 
dass das Eigenlhum materiell and moralisch gleich segenreich sei 
(S. 53. ff.), da es allein Mittel, Müsse und Sicherheit zu ruhigem 
Vorwärtsschreiten in der Ausbildung, einen kräftigen Sporn zur Tä- 
tigkeit und dem Leben einen Werth gebe; dass aber mit der Erb- 
lichkeit des Eigenthums nicht nur dessen Hauptreu und Werth, son- 
dern auch ein Hauptmittel der Befestigung der Parailienbande und 
somit des Staats zerstört werde, indem mit der Möglichkeit der Be- 
lustigung der Aelternliebe eine der Grundbedingungen ihrer Erwide- 
rung durch Kindesliebe aufgehoben sei. Zu dieser unheilvollen Zer- 
rüttung aber scheint ihm durch die Aufhebung des Erbrechts beim 
geistigen Eigentbum von Seiten Frankreichs schon der erste Schritt 
gelhan (S. 61.). 

Gegen Bentham ist allerdings mit Recht bemerkt (S. 6. u. 7.), 
dass das Eigeuthumsrechl so wenig wie alles andere Recht erst das 
Werk einer Menschensatzung sei, sondern schon vor allem Vertrag 
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oder Gesetz von Natur da sei; irrtbflmlich aber ist der Verf. auf der 
andern Seite in weit gegangen, wenn er vergisat, dass weder jemals 
irgend ein Reckt in den absoluten Sinne ein na tu r lieb es Recht, 
■och auch der Recbtsverein oder Staat selbst so ganz und gar Natur- 
produkt genannt werden dürfe, dass niebt bier wie dort die bewusste 
freiwillige Anerkennung, nlbere Bestimmung und Weiterbildung des 
zum Tbeil schon durcb unbewusaten Naturinsünkt ins Leben Getre- 
tenen hinzukommen müsse in Form des Vertrags oder Gesetzes, 
kurz des positiven Rechts. Insofern verdienen denn Recht und Slaat 
auch Kunst- oder Vernunftprodukte zu beissen und es ist an 
Bentham's und so vieler Anderen Salzen jedenfalls soviel wahr, dass 
das Eigenthum, wenn auch nicht bloss aus dem Gesetz, doch auch 
ans demselben abzuleiten ist, durcb welches sein Umfang hier so 
dort anders, je nach Verschiedenheit der Bedarfnisse gegebener 
Orte und Zeiten, bestimmt wird und werden muss. Dass, in Wider- 
spruch mit seinen eignen Sitzen, der Verf. gezwungen war, diess 
selbst zuzugeben, wird sich spXter ausweisen. Seine gänzliche Un- 
klarheit über das Verbältniss des Natur- und Kunstelements der 
Recbtsbildang zeigt sich besonders in Dem, was er (S. 8 — II.) über 
den von ihm s. g. „augenscheinlichen Beweis des Eigenthnms" sagt; 
er bemerkt nfimlich hier mit ebensoviel Wahrheit als Unwahrheit, 
dass die Natur, nicht die Menseben, die Gesetze mache und verspricht, 
die „ handgreifliche " Natur des Eigentbnms aufs Schlagendste dar- 
zulegen durch offenkundige Thalsachen der Menschen- und Rechts- 
geschichte (denn Geschichte sei die Manifestation der Natur), da in 
diesen das Meiste der scheinbar positiven Gesetzgebungen Bicfa vor- 
gezeiehnet finde und nur der Mangel an Universalität der Beobach- 
tung die Empirie in Verruf gebracht habe; — Aensserungen, die so 
sehr der Verf. sich auch sonst aUer Filesofie abhold zeigt, doch 
einigermassen an eine bekannte Seite der Lehre HegePs erinnern, 

Jene Thatsachen, worauf seine Eigenthumstheorie historisch 
begründet sein soll, sucht nun der Verf. zumal in dem Kapitel zu 
entwickeln, was er Naturgeschichte des Eigentbums getauft 
hat (S. 11—26.)« Er führt hier ans, dass in dem frohsten Zeiten, 
wo noch bloss die Natur durch ihre rohen Erzeugnisse för die Be- 
dürfnisse des Menschen sorge ohne alles andere Zuthun Seiner ausser 
dem Zugreifen, unmöglich der Begriff des Eigenthums entstehen 
könne. Wie Wald, Feld und Meer selbst, so geborten auch ihre 
Produkte Keinem; der blosse Besitz derselben und der Wille 
zu besitzen, geben noch Niemand ein exklusives Recht zu 
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besitzen. Nor der augenblickliche Hanger treibe hier zum Greifen 
nach den Mitteln der Selbsterhaltung, zum Vergreifen aach am Be- 
sitz des Nächsten — was in solchem Nolhstand selbst bei ans straf- 
los bleibe. So unnatürlich nun der Begriff eines bleibenden Eigen- 
thums in einem solchen Naturstand sein werde, wo Alles wandelbar 
und unstet sei, Keiner hinaus denke Ober das Bedürfaiss des Moments 
z. B. ans Aufbewahren $ so natürlich entstehe er, wie Oberhaupt feste 
Rechtsnormen, (die allein, im Gegensatz von Laune und Willkür, 
Gesetze heissen dürften) mit dem Alles fixirenden Ackerbau und 
seinen aufbewahrungsfähigen Erzeugnissen. Der Fleiss gebe nach 
dem Gefühl Aller (also, wie es scheint, doch durch iac. civ. con- 
scnsus! Ref.) ein Recht auf die Früchte des Fleisses, deren Besitz- 
ergreifung nun, als Resultat eines bereits gewonnenen Rechts, all- 
gemein respektirt werde, äusserste Nothfalle ausgenommen; da- 
gegen beim Boden selbst, je weniger er noch durch mühsame Kultur 
verbessert sei, um so häufiger auch, wenn die Volkszahl anwirbst, 
neue Theilung gefordert werde und bei den blossen Naturprodukten 
(in Wald und Meer) erst allmalig, je mehr Kunst und Mühe auf ihre 
Erlangung verwandt werden und so jenen Charakter verwischen, um 
so mehr auch ein Recht auf ihren abschliessenden Besitz zur An- 
erkennung gelange. Je überwiegender die menschliche Kraft und 
Kunst in Verhältniss zum natürlichen Stoff, z. B. bei den Produkten 
der Handwerke und Gewerbe, ja schon bei den Gebäuden, hervor- 
trete, desto natürlicher erscheine das Eigenthum, um so mebr trete 
durch die Arbeit das ursprüngliche Unrecht der Besitzergreifung in 
den Hintergrund und umgekehrt (S. 18.). Diese Unterscheidung nun 
zwischen Natur- und Kunstprodukten in der Eigenthumslehre, von 
der der Verf. selbst meint, dass sie etwas neu erscheinen werde, ist 
zwar, wenn sie auf die Spitze getrieben wird, leicht ins Lächerliche 
zu ziehen; im Wesentlichen aber ist sie unstreitig gegründet und 
fruchtbar an sehr zu berücksichtigenden Konsequenzen. Der Verf. 
sucht sie noch weiter zu stützen auf den, allerdings in der allge- 
meinen Meinung begründeten, ganz bedeutenden Unterschied zwischen 
Diebstahl an Feld - oder Baumfrüchten *) und Diebstahl an Koffern, 
Schranken u. dgl., so wie auf das allgemein weit stärkere, darum 
verzeihlicher gefundene Gelüste aach Produkten, die zur Befriedi- 



*) Ref. will alt Beleg dafür,* wenn es eines solchen überhaupt bedürfen 
sollte, nnr noch das in seiner Heimath beim Landvolk übliche Spruchwort an- 
fuhren: „eine RüV ist keine RüV, zwei Rüben sind eine Rüb', drei Rüben ist 
ein Rübendieb." 



Digitized by 



Google 



Recensirt von Herrn Prof. Dr. Räder zu Heidelberg. 587 

gung von reinen Natorbedürfnissen dienen. Diess bestätige die G Ge- 
schichte überall, indem sie berichte von häufigem ungestümen Ver- 
langen des Volks nicht etwa nach industriellem Vermögen, wohl aber 
nach Ländereien oder Getraidevorräthen, von Usnrpirong des Bodens 
durch Adel oder Eroberer, wie z. B. durch die Franzosen in Afrika, 
die Englander in Ostindien, bei aller Achtung derselben für das in- 
dustrielle Eigentbum der Städte; daher Zerstörung der Städte (im 
Gegensatz zu Wald und Feld) im Kriege heutzutage sogar als die 
grösste Barbarei gelte. Ein weiterer Grund dieser Achtung sei wobl 
auch der, dass das Eigentbum an Kunstprodukten, zum Unterschied 
vom Grundbesitz, ins Endlose und nicht bloss auf Kosten An- 
derer und ihres gleichen Rechts sich vermehren lasse, daher neid- 
loser sei, auch die Nützlichkeit der Kunstprodukte schon dadurch 
mehr hervortrete, dass sie nicht, wie Früchte des Bodens, Jeder pro- 
duziren zu "können sich zutrauen dürfe. 

Nach diesen Sätzen, die man grossentheils zugeben kann, ob- 
wohl z. B. das Geldvermögen, das wenigstens neidloser als das Grund- 
eigenthum von der Menge schwerlich betrachtet wird, nicht unerheb- 
liche Zweifel veranlassen mögte^ wendet sich der Verf. zur Betrach- 
tung der Geistesprodnkte, durch welche er seine nalurhistorischo 
Theorie des Eigenlhums aufs Glänzendste bestätigt glaubt, an denen 
sie aber, wie nachher gezeigt werden soll, sich in. der That bloss- 
stellt in ihrem gänzlichen Unvermögen, Das zu leisten, was nur von 
einer erschöpfenden acht filosofiscben Theorie des Eigenthums gelei- 
stet werden kann, die als Oberflüssig hinzustellen dem Verf. eben- 
darum gänzlich misslangen ist 

In dem Abschnitt „Rechtsgeschichte des Eigenthums" 
(S. 27— 46.) sucht nun der Verf. seine Theorie durch positivrecht- 
liche Bestimmungen zu erhärten. Hier zeige sich ganz deutlich wie 
mit der menschlichen Schöpferkraft selbst — dieser alleinigen Grund- 
lage des Eigenthums — erst allmältg auch dessen Rechtsbegriff sich 
entwickle, der beim Grund und Boden fast nur im Keime, ausge- 
bildeter schon bei Mobilien, am Vollendetsten erst bei Geistes- 
produkten hervortrete, Im Ganzen (denn über einzele Ungenauig- 
keiten will Ref. mit dem Verf. nicht rechten) wird Diess nun wenig- 
stens am unbeweglichen und beweglichen Eigenthum ziemlich gut 
und nur bei den Geistesprodukten recht schlecht ausgeführt. Der 
Verf. erläutert am germanischen, mosaischen und römischen Recht, 
dass ursprünglich die Erde dem Menschen nirgends als ausschliess- 
liches und alleiniges Eigentbum zu freier Verfügung zugesprochen 
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werde, sondern der Besitzer überall nur als Niessbraucher gelte, 
beschränkt durch die Anrechte der Familie oder der Gesammtheit. 
Erst allmälig habe sich auch das Recht des Besitzers bis zom freien 
Eigenthum gesteigert in Folge der Steigerung der Kultur; und 
nur allein in dieser, durch welche zugleich der Werth des Bodens 
sich erhobt habe, und nicht im (etwa verjährten) Besitz oder in der 
Staatsgenebmigung, von der sich in Rom und Deutsehland keine Spur 
finde, liege der wahre und innere Grund des freien Grundeigentums 
(S. 34.) Die8S erhelle daraus, dass erst von der Zeit der verbesserten 
Kultur an in Rom das Geschrei nach neuer Theilung des Bodens, 
bei uns die Anmassung und Belastung desselben durch den Adel nach 
und nach aufgehört, habe ; ebenso das Anrecht der Familienglieder, 
indem anfangs nur mit ihrer Zustimmung habe veräussert werden 
können, dann nur mit ihrem Vorkaufsrecht, das zuletzt nur auf 
Familien- und StammgUter beschrankt geblieben und ganz erst (wenn 
auch nur zufällig) mit der Revolution weggefallen sei. Noch ein- 
leuchtender zeige es sich an den eroberten Ländereien, die bei den 
Römern und Germanen Staatseigentum gewesen seien, dem Besitzer 
also, wie die Proviuzialgrundstücke und die Lehen bewiesen, anfangs 
nur Nutzungsrechte gegeben hatten, woraus endlich wahres erbliches 
Eigenthum geworden sei« Neuere Rechte halten auch richtiger als 
das römische Recht die Besitzergreifung nicht anerkannt als ^rwerbart 
des Eigenthums herrnloser Grundstöcke, sondern dieselben dem Staat 
zugesprochen. Eine Frage, auf die der Verf. hier seine Ausführung 
ganz natörlich hinleiten zu müssen schien, hat er sich nicht aufge- 
worfen, so sehr sie auch einer nähern Prüfung werth gewesen wäre, 
die Frage: ob nicht vielleicht alles Eigenthum nur als Bedürfniss- 
befriedigungsmittel rechtlich denkbar sei, auch in der Zeit der hoch« 
sten Bildung, (so wie es der Verf. fttr die frühste Zeit von den als 
Lebensmitteln dienenden Naturprodukten behauptet), ob folglich 
nicht vom Eigenthum einer Sache nur in Hinsicht ihrer Brauch- 
lichkeiten geredet werden könne und jeder Eigentümer im Grunde 
nur als Niessbraucher anzusehen sei? ob also nicht die altdeutsche 
mutaU'e mrvorum per annos eine bedeutungsvolle Hinweisung auf das 
normale Verhfiltniss insofern gebe, als nach diesem unmöglich ohne 
Rücksicht auf die wechselnde Zahl der Fodernden und ihrer Bedürf- 
nisse die Mittel zu deren Befriedigung ausgetheilt werden dürfen? — 
Dass nur die Menschenarbeit Basis des Eigenthnms sei, tritt nun 
uach dem Verf. noch deutlicher bei Mob ilien hervor, an welchen 
Eigenthum um so früher anerkannt worden sei, je weniger das Objekt 
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Naturprodukt ist, (also z. B. am Wild nur wenn es bereits gezähmt 
war, während ausserdem auch das Wiederentlaufene Dero gehört habe, 
der es einfing) am Unbeschranktesten bei Handarbeiten; daher denn, 
die Geistlichkeit den s. g. Personalzehnten bei Indastrieprodakten nie 
habe durchsetzen können, während bei Grundstöcken Rechte auf 
Zehnten, Erstlinge, Grundzins, Nachlese und Grundsteuer vorkom- 
men ; daher auch mit Recht die speeificatio als Eigenthumserwerbart 
und der Vorzug der pietura vor der tabula bei Römern und Neueren 
sich finde. 

Diess fährt den Verf. nun auf die Beurtheilnng des Rechts an 
Geistesprodukten. Schon in der Naturgeschichte des Eigenlhums, 
die in Hinsicht der Geisteswerke durchaus dürftig vom Verf. behan- 
delt ist, der darin von den besonders lehrreichen Zeiten vor der 
Buchdruekerkunst auch nicht die mindeste Notiz nimmt, hatte er 
(S. 24. ff.) hervorgehoben, dass gerade nnr diese Werke nach Stoff 
und Form des Menschen wahrhaft göttliche Schöpfung seien, dess- 
halb bei ihnen der Begriff des Eigenthoms als ewig (?) dauernden 
Rechts am Reinsten sich offenbare, da sie allein unvergänglich för 
alle Zeiten und Orte, am Nützlichsten und schon ihrer Natur 
nach ausser dorch den Willen ihres Urhebers Anderen unzugäng- 
lich, also ausschliesslich seien; so dass das Gesetz, indem es Dieses 
dem autor gewährleiste, ihm kein neues Recht gebe, sondern nur 
das alte erhalte; dagegen bei andern E igen thnmsobjek ton erst durch 
das Gesetz die Ausschliesslichkeit bewirkt, also das Eigenthum 
geschaffen werde (S.25.)> — ein Zugeständniss des Verfs., was 
freilich diametral seiner eignen froheren Behauptung entgegengesetzt 
ist, dass nämlich die rechtliche Begründung des Eigenthums völlig 
unabhängig sei von aller sozialen Anerkennung. 

Wie schwach und nichtsbeweisend diese vermeinte Beweisfüh- 
rung ist, braucht kaum gesagt zu werden. Der Verf. hat, wie es 
seheint, auch nicht einmal daran gedacht, dass jede Untersuchung 
aber das geistige Eigenthum ohne alle Basis sei, die sich über die 
Beantwortung der Frage hinwegsetzt: inwiefern denn überhaupt von 
einem Recht und Eigenthum hinsichtlich innerer Zustände und Pro- 
dukte (d.h. Ideen und Gefühle) die Rede sein kann? Zeigt nun eine 
nähere Prüfung, dass Diess nur von da an der Fall seiu kann, wo 
und insoweit das Innere irgendwie z. B. dorch Aeusserung in Wort, 
Schrift oder Druck als Objekt einer Einwirkung von Aussen über- 
haupt steh denken lässt, so können folglieh alle bloss vom Verhält- 
nis« des nicht geäusserten Gedankens zu seinem Inhaber und Andern 
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abgenommenen Sehlasse, bei Uebertragung kurzweg auch auf den 
geäusserten Gedanken , wie sie dem Verf. zur Last fällt, natürlich 
nur Fehlschlüsse sein, die dann oft sogar ins Absurde hinauslaufen. 
Davon hatte den Verf. Nichts besser überzeugen können, als wenn 
er, anstatt sich zu der eben erwähnten unerwiesenen Voraus- 
setzung verleiten zu lassen vermnlhlich durch die Erinnerung an 
den „handgreiflich" wahren Satz: dass man zollfrei denken dürfe, 
was man will — , sich zugleich de« wohl ebenso „augenscheinlichen 44 
Nachsatzes erinnert hatte, der da heisst: wohlverstanden, wenn man 
sich nicht einfallen lässt laut denken zu wollen. Ebenso ist es zwar 
sehr klar, dass Jeder von seinem Gedanken in einem sehr weiten 
Sinn (so etwa wie von seinem Kind) als einem ihm zu eigen gehö- 
renden oder, was hier ebensoviel ist, als einem von ihm ausgegan- 
genen, reden kann, so dass er, wenn ihn literarische Eitelkeit pla- 
gen sollte, sich allenfalls ein Ursprungszertifikat darüber ausstellen 
lassen könnte, um in einem kleinlichen Priori lätstreit primo ioco 
gestellt zu werden, dass aber der Gedanke in diesem Sinn, auch 
nachdem ihn der Urheber geäussert hat, ausschüesaend sein 
bleiben wird. Aber einleuchtend würde doch wahrlich der Unsinn 
sein, wenn Jemand darauf hin nun eine Ausschliesslichkeit in 
der Art an jenem Gedanken kraft eines angeblichen Eigentumsrechts 
geltend machen wollte, wie er sie z. B. von seinem Rock mit allem 
Grund behauptet, so dass etwa Niemand diesen Gedanken ebenfalls 
aussprechen, weiter verarbeiten und verbreiten dürfte ohne seine 
Bewilligung. Gerade der Gedanke aber ist so offenbar immaterieller 
Natur, verträgt so wenig eine äussere Fessel, dass ihm Nichts mehr 
widerstrebt als eine so engherzige egoistische Auffassung, als ob er 
bloss für Den da sei, der ihn zuerst hatte, anstatt zu Nutz und 
Frommen der gesammten Menschheit. Auf diese wesenliche Eigen- 
schaft des Gedankens als Gemeingut weist auch schon Das hin, dass 
er nicht, gleich materiellem Gut durch Mittheilung an Andere für 
den Mittheilenden verloren geht, dass ferner sogar der ursprünglich 
rein geistige Zweck und Wunsch des autor selbst auf dessen mög- 
lichste Verbreitung geht und eine Beschränkung nur dadurch erlei- 
den kann, dass und insofern dessen Mittheilung ein Mittel auch des 
materiellen Gewinns zu werden vermag, zumal wenn das Geistespro- 
dukt z. B. durch die Presse mit einem äusseren Stoff verbunden wird. 
Ein solcher Gewinn darf nun ohne Tadel als untergeordneter ua- 
geisliger Nebenzweck insolange mit Mass verfolgt werden als der 
Wissenschaft- und Wahrheitforsefaer in unsern heutigen Staaten noch 
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auf diesem Wege seioBrod zu suchen gezwungen ist; indem es dann 
allerdings eine grosse Rohbeit und Undankbarkeit sein würde, wenn 
der Staat ohne Weiteres duldete, dass der Nachdruck ihn völlig um 
die FrSchte seines Fleisses brächte, stall sie ihm zu siehern und ihn 
dadurch zu weiteren Geistesprodukten zu ermuntern, wie der Verf. 
(S. 56. f.) es mit Wärme fodert. Völlig unerwiesen bleibt darum 
aber dennoch die nur durch fortwährende Unterschiebung des inneren 
Eigenlhums an die Stelle des äusseren Recbtseigenthums erklärliche 
Behauptung des Verf.: an Geistesprodukten (nämlich nicht bloss an 
den Ideen als solchen, sondern auch sofern sie in Bücherform 
fi bergegangen sind) finde gerade das reinste, wesenlich ganz unbe- 
schränkte und unbedingt erbliche Privateigentum statt, wie- es im 
Preuss. L.-R. auch ganz absolut anerkannt sei, dessen Bestimmungen 
ebendarum auch dem Verf. als die völlig normalen zur Weltherrschaft 
berufen erscheinen. Die neuste Gesetzgebung, die der Verf., sofern 
sie ihm nnbequem ist, als bloss zur Bildung eines Uebergangs bestimmt 
zu erklären sucht, zeigt aber, anstatt seine Ansichten zu bestätigen, 
unverkennbar ein Streben, ebensowohl die vom Verf. ganz und gar 
ignorirten Rechte des Publikums als 4ie des autor zu wahren, 
und beide ins rechte Gleichgewicht zu bringen. Die stärkste Waffe 
für ein in seinem Sinn unbeschränktes Geisteseigenthum will endlich 
der Verf. (S. 46. ff.) in dem Veräusserungsrecht finden, das nur bei 
oberflächlicher Betrachtung dagegen zu sprechen scheine. Nie könne 
nämlich der Käufer eines Buchs mehr Rechte erwerben als der Ver« 
äusserer übertragen wolle. An die von diesem beigefügten Bedin- 
gungen d. fa. an dessen Gebrauchsvorschrift bleibe der Käufer gebun- 
den, und auch der letzte Einwand zum Nachdruck sei Letzterem ge- 
nommen, wenn der Veräusserer seinen Willen über den Gehrauch, 
nicht etwa auf dem Titelblatt oder in Zeitungen, sondern dnrch das 
Organ zur Publikation der Gesetze, das Alle lesen müssen, zur Kennt- 
nis! Aller bringt. Auffallen muss es, wie der Verf. die Nichtigkeit 
dieses ihm so neu und schlagend scheinenden Gedankens nicht selbst 
einsah, da es doch einleuchtet, dass niemals der blosse Wille des 
Verfassers oder des Buchhändlers dem Käufer oder gar dem ganzen 
Publikum Gesetze vorschreiben kann, nicht also insofern er viel- 
leicht auch wollen kannte, dass Niemanden sein Buch geliehen oder 
daraus vorgelesen werde u.dgl. — sondern dass dieser Wille selbst 
nur rechtlich in Betracht kommen kann, sofern er auf Bewerkstel- 
ligung eines an sich (objektiv) Gerechten gerichtet ist. Dieses also 
muss vor Allem för das fragliche Verhältniss gefunden sein, wenn 
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anders nicht die Einfalle eines Jeden zur Rechtsquelle erhoben wer- 
den sollen. Auch scheint der Verf. Diess selbst zn fühlen, da er 
doch dem geistigen Eigenthum eine Grunze ziehen zn müssen glaubt, 
indem er einräumt (S. 50. ff.), dass es auch wider Willen des Eigen- 
tümers verloren gehen könne, und zwar auf eben die Weise wie es 
erworben worden sei, durch die Schöpferkraft des Menschen , mit- 
hin durch wahre Verarbeitung, ganz analog wie der desertus 
ager bei zweijähriger Kultur desselben durch den Okkupanten ver- 
loren werde für den früheren Eigner oder das durch Spezifikation 
uns Erworbene im Fall seiner abermaligen Spezifikation durch einen 
Andern diesem zufalle. 
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Abhandlungen ans verschiedenen Theilen der Rechtswissen- 
schaft, herausgegeben von Cernr** Meyer» Gherzogl. Hess. 
Landgerichtsassessor za Giessen. Gi essen, 1841." (Vgl. oben 
S. 32. a. 38. ff.) 

Recensirt 

von 

Herrn Gebeinen Canzleisecretair JDr. Iilebe zu Braunschweig. 

Der Verf. isjt nach der Vorrede durch den Gonfltet, welcher bei 
der Thttigkeit des praktischen Juristen oft zwischen der eigenen 
Ueberzeugung und den Lebren der Doetrin entsteht, zur Herausgabe 
dieser Abbandlungen veranlasst. Dieselben betreffen folgende Fra- 
gen: 1. Ist ein Vertrag zum Vortheil eines Dritten ungültig? 2. Ueber 
inteUectaelle Urheberschaft und deu Beweis derselben. 3. Ist die 
vom Beklagten vorgesehatzte Resolutiv- Bedingung immer als wahre 
Einrede zu betrachten? 4. Ueber den Diebstahl eines Mtteigenthü- 
• mers an der gemeinschaftlichen Sache« 5. Ueber den Goncurs der 
Injurienklagen. 6. Ueber die Delation und Relation des Eides, so 
wie die Gewissensvertretung, als Handlungen im Beweisverfahren, 
vorzüglich beleuchtet mit Beziehung auf die Frage: Kanu zur Füh- 
rnng des eigentlichen (s. g. directen) Gegenbeweises niemals der 
Eid gebraucht werden? 

1. Die erste Abhandlung erweckt Ar das ganze Buch kein gün- 
stiges Vorurtheil. Der Verf. erklärt die Sitze in §. 4. 1&. /. de inutiL 
ttip. und /. 38.§. 17. /. 126. §.2. D. de verb. obL für Singularitäten 
der Stipulation, wobei er es nicht überflüssig hält, aus der Stellung 
dieser Titel nachzuweisen, dass dieselben von eigentlichen Stipula- 
tionen, und nicht blos von Stipulationen als Vortrügen überhaupt 
handeln, und stellt die Regel auf: ein an sieh und aus allgemeinen 
Gründen giltiger Vertrag zum Vortheil eines Dritten hat volle Giltig- 
keit, auch wenn dessen Erfüllung nicht das eigne Interesse dos Con- 
trahenten, sondern das des Dritten zum Gegenstand« hat, und erzengt 
zwischen den Gontrahenten eino Klage. Ein eignes Interesse des 
Krit Jahrb. f. d. K.W. Jahrg. VI. H. VII. 38 
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Conlraheoten sei allgemein als Erforderniss der Verträge nicht vor- 
geschrieben. Die /• 7. D* de tervis cxp* „entscheidet die in Rede 
stehende Frage nicht nur, sondern motivirt sie auch in dem oben 
aufgestellten Sinne'S allen möglichen Zweifel aber schlagen tit. /. 
de mandato, t. 6« §* 5. D. mandati und /• 6* §• 4. D. eod. nieder, 
nach denen ein zb Gunsten eines Dritten gereichendes Mandat giltig 
und nnter den Contrabenten klagbar ist. Nur der Dritte bat keine 
Klage aus dem zu seiuem Besten geschlossenen Vertrage, dessen 
endliche Wirksamkeit hängt aber von seinem Consense ab. — Das 
ist der Kern der durch allgemeine Raisonncmenls auf 32 Seiten ver- 
weitläuftigten Deduclion. Wir entgegnen dem Verf. darauf: 1) dass 
es unrichtig ist, die Giltigkeit der Beredungen beim Sclaven verkauf 
(tit. D. de serv. exp.) — die dem Sclaven nützen oder schaden 
konnten — hierher zti liehen, weil dieselbe auf ganz andern Grün- 
den beruhte und Sclaven keine Menschen waren, die ein Interesse 
hauen. Solche Vertrage gereichten auch oft sehr zu» Naehthetl 
iw Sclaven, urid so würde denn dieses Argument gegen den Verf. 
sprechen, wenn derselbe behauptet, doss durch Vertrag imter akios 
einem Dritten nicht geschadet werden kenne (S 29.). — 2) Beim 
mandätam ahena gratia ist nur von einer Klage des Mandatars, der 
dem Auftrage Folge gegeben hat, die Rede, eine Klage des Man- 
danten setzt nach L 8. §. 6. O. mandati dessen eignes (nicht ein 
fremdes wie S. 27. in not. behauptet wird) Interesse voraus; Aber 
/. 6. §. 4. een 9 . tit. aber wire die Erklärung von Cujae. ataer*. * 
US. 17. cap. 29. zu berücksichtigen gewesen. 

2* Der zweite Aufsatz betrifft den Beweis der iatetteotnellen 
Urheberschaft, und führet aus» dass dreierlei dazu nftthig sei, die 
Nachweisung i) des ertheilten Auftrags, 2) dass dieser Auftrag zuerst 
den Willen zur Begehung des Verbrechens erregt habe, 8) dass der 
Auftrag die bestimmende Ursache dazu gewesen sei. Nur der erstre, 
nicht aber die beiden letzten Punkte sollen beweisbar sein. Wenn 
aber znm Auftrage noch physischer oder psychologischer Zwang hin« 
zugetreten ist, dann soll der Auftraggeber als alleiniger, beziehungs- 
weise als Miturheber zu betrachten sein. Das Weitre wird dann mit 
Berücksichtigung der Lehre vom Cemplott erörtert, und aachgewie- 
aen, „dass unsre Gesetzgebung (wie es scheint, das gemeine Recht) 
in dieser Hinsieht keineswegs der Verwarf der Mangelhaftigkeit tref- 
fen kann.' 4 „Gestützt auf die Dectrtn — so sehliesst der Verf. — 
steht man jedoch, dass eine Praxis schon bei bewiesenem Moearn 
Auftrage den Thatbestaad der intellectuellen Urhebersehalt ftr cou- 
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Oatirt ansieht, und darauf hin Strafen erkennt." Rec. hat in dar 
Praxi» dergleichen noeh nicht erlebt 

3* Eine Polemik gegen die Geaterding'sche Lehre, dass der 
Beklagte die Resolutivbedingung, auf die er sich beruft, beweisen 
müsse, darauf gestützt, dass diese keta Aufhebungsgrund sei, son-' 
dem den Umfaag des Rechts besehrünke. Der Klüger müsse bewei- 
sen, „nicht deshalb weil der Gontract intperfoct sei, sondern weit 
die Voraussetzung welche seinen Anspruch begründen solle, in Zwei« 
fei stehe." Nach den neueren Erörterungen Über das qualiScirfte 
Geständniss bietet dieser Aufsatz nichts Erhebliches. 

4. Der Grundsatz, dass der aochis an der gemeinschaftlichen 
Sache ein furtum begehen ktfane, wird filr das römische Recht ge- 
billigt, aber bei dem deutschen Gesammteigenthame Ür unanwendbar 
erklärt, weil hier „weder alle einzelnen Theile der Sache, aas wel- 
chen die Sache besteht und weiche sie reprüsentiren , noch ein 
bestimmter Theil als solcher bezeichnet werden ktinne, an wel- 
chem der Einzelne nicht berechtigt sei." Allein aueh nach römi- 
schem Rechte sind die Theile nur ideell bestimmt, and da man ideelle 
Theile der Miteigentümer zieht stehlen kann, so würde der aageftihrta 
Grund auch auf das romische condominium passen. Die Anwendung 
dieses Satzes auf das Gesammteigeothum von Gemeinden fttWt dann 
etwas verworren aus: der Tatbestand eines Diebstahls oder einer 
Unterschlagung wird bei dem Eingriffe eines Einzelnen mit Bestimmt- 
heit geleugnet, weil kein einzelner Theil der Sache als einem An- 
dern gehörig bezeichnet werden könne; der Eingreifende soll indes« 
das* ihm nicht Gebührende herausgeben. Dann heisst es weiter: 
<,, Entweder müssen bei Illegalitäten der Art die Grundsätze zur An- 
wendung kommen, welche bei unbestimmten Verbrechen gehen, oder 
die unerlaubte Handlung characterisirt sieh als solche, welche unter 
ein bestimmtes Strafgesetz gestellt ist. Am häufigsten wird steh der 
Tatbestand der Eigeemaeht, Eigenthumsbesehüdtgimg, Eigeuthunis- 
beeiatrüehtigung, Widersetzlichkeit, der Selbslhüife oder des Betrugs 
constatiren lassen." (?) 

No. 5« ist, wie der Verf. sich ausdrückt, ein kleiner Beitrag, 
„welchem, obgleich ganz aaspraehlos auf die Verdienste derjenigen 
geistreichen Federn, welche diese Lehre in Bewegung setzte, doch 
eine Stelle nicht versagt werden wird", and macht darauf aufmerk- 
sam, daas den Ausnahmefällen, in denen wagen einer Injurie auf 
öffentliche und Privatstraf« zugleich angetragen werden kann, auch 
noch die Fülle : der Gonenrrenz unmittelbarer und mittelbarer Injurien 

38* 
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hinzugefügt werden müssten. Es ist non freilich richtig, dass in 
den Fällen, welche /. 1. §. 9. de r*/trr. erwähnt, Öffentliche und Pri- 
vatstrafe zusammen vorkommen kann, aber eine Ausnahme von der 
Regel ist hierin nicht enthalten, da verschiedene objectiv zu s*n~ 
dernde Deliete vorliegen, deren Folgen von einander unabhängig 
sind. Es findet genau genommen gar keine Concurrenz der Klagen 
statt, v. Savigny System Bd. 5. §.234. 

6. Die letzte und ausführlichste Abhandlung sucht nachzuwei^ 
aen, dass weder in der Natur der Sache, noch in den Gesetzen ein 
Grund vorhanden sei, die Eidesdelation bei dem directen Gegen- 
beweise auszuschliessen. Die gemeine Lehre widerspreche der Gleich- 
heit der* Parteienrechte , und der Beklagte sei nicht blos bei dem 
Mislingen des Hauptbeweises, sondern auch bei dem Gelingen des 
directen Gegenbeweises interessirt. Ueberflflssig sei der Eid auch 
nicht, denn verweigere ihn der Klager, so müsse dies eben so viel 
wirken, als wenn derselbe einfach die Unrichtigkeit seines Beweis- 
thema's zugestehe. Der Kläger mflsse auch den seinen Behauptungen 
entgegenstehenden Widerspruch beseitigen, nicht blos dieselben ein- 
fach beweisen. Das eap. 2* X. de probat, sage blas, dass der Be- 
weisführer nach geführtem Beweise sich auf die Eidesdelation nicht 
einzulassen brauche. — Nach einer näheren Bestimmung des Be- 
griffs von Beweispflicht stellt dann der Verf. noch die Ansicht auf, 
dass zwischen Delation und Relation des Eides noch ein Stadium in 
der Mitte liege: nach der Zuscbiebung, und so lange der Eid noch 
nicht ausgeschworen oder zurückgeschoben sei, sei derselbe verwei- 
gert, und somit der Beweis gegen den Delaten geführt Dieser Be- 
weis kftnue aber durch Gegenbeweis wieder aufgehoben werden und 
das Gegenbeweismittel sei — die Relation des Eides. Schwärt dann 
der Relat nicht, .so ist der erbrachte Beweis durch Gegenbeweis 
aufjgeboben. 

Rec. muss gestehen, dass ihm diese ganze Deduction, die sich 
auf die Fielion stützt* dass der Beweis schon erbracht sei, bevor 
sich der Delat noch referendo oder aeeeptando auf den Eid erklärt 
bat, nicht sehr plausibel vorkommt, und da es wohl den Meisten eben 
so gehen wird, so möchte eine weitre Beleuchtung der Anwendung, 
die Aer Verf. im Einzelnen und namentlich auf Gewissensvertretung 
macht, sehr überflüssig sein. 

Das ganze Buch müssen wir nun für einen noch schwachen und 
unreifen Versuch halten. Wenn es gleich Anerkennung verdient, 
dass der Verf. mit Aufmerksamkeit über manche Fragen nachgedacht 
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hat, se ist doeh wohl ze treanee, ob ein« Forscheag för den Eia- 
zelten voo Werth aad Verdienst oder oh sie aeeh fir den Staad 
der Wissenschaft aad die Literatar von Iatereste ist Dieses In- 
teresse fehlt aaa aber deai ▼erliegeadea Bachlein, aad so köooea 
wir den Verf. aar rathea ia Zaheaft etwas habere Aaforderaegeej 
der Wissenschaft an literariscbe Leislengen voraaszasetzen, zagkach 
aber aaf die Aasbildang seines Styl« — der sieOeaareise geradeso 
aalesbar ist — Bedacht za nehnwn. 
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Der Sckwabeasptlgel fn der Ältesten Gestah mit den Abweichungen 
der gemeinen Texte and den Zusätzen derselben herausgegeben 
von Wilhelm Wacltcraagel, Erster Theit. Landrecht. Zürich 
u. Frauenfeld, 1840. 

Reeensirt 

von 

Herrn Professor JDr. BlUMtBCMI zu Zürich. 

Schon seit Langem war eine gründliche kritische Bearbeitung 
des Schwabischen Land- u. Lehenrechts ein Bedürfnis* der aufleben- 
den Wissenschaft des deutschen Rechtes. Seitdem Homeyer den 
Sachsenspiegel in einer reinern Gestalt dem wissenschaftlichen Publi- 
cum eröffnet hatte, musste jenes BedUrfniss desto fühlbarer werden. 
Zwar gab es noch manche sogar gelehrte Juristen, welche ganz ge- 
trost sich mit dem entstellten Texte der von der Lahr sehen Ausgabe 
begnügten und um der Bequemlichkeit der Benutzung willen in dem 
Corpus Juris Gcrmanici von Senckenberg zwar wohl jene Ausgabe 
nachschlugen, aber den vortrefflichen von Senckenberg mitgeteil- 
ten Ambrasercodex nur selten der Beachtung würdigten. Aber in sol- 
cher Weise konnte es doch auf die Lunge nicht fortgehen. Und 
wenn auch zur Stunde noch ahnliches geschieht, so haben dennoch 
die Anforderungen aof eine sorgfältigere Behandlung der deutschen 
Rechtsquellen sich in dem Masse gesteigert und erweitert, dass jene 
Unsitte in Bilde — aus der guten Gesellschaft wenigtens der echten 
Rechtsgelehrten — verschwinden muss. 

Die im Jahr 1840. erschienene neue Ausgabe des Schwaben« 
spiegeis vom Freiherrn von Lassberg macht keinen Anspruch dar- 
auf, eine kritische Bearbeitung dieses wichtigen Rechtsbuchs zu sein. 
Sie gibt lediglich den Text, wie ihn die Lassbergische Handschrift 
vom Jahr 1287. (?) liefert, stattet denselben gelegentlich mit einigen 
Anmerkungen aus und enthalt eine für den Handgebrauch bequeme 
Synopsis. Die Ausgabe von W. Wackernagel dagegen macht in 
der Thal jenen Anspruch. Und sie ist auch die erste und bisher 
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einzig« kritische Aasgabe de» Schwabenspiegels. Wir 
werden daher ab die tterichterstaUang iber dieselbe auch etaeo ea% 
dem Masestab anzulegen haben, als wenn wir aas vorsetzten, Um 
Lassbergische Aasgabe naher zu prdfeo. 

Reyscher bat in der Vorrede zur Lassbergiscbeu Aasgabe 
ea für wahrscheinlich erklärt, dass jene Handschrift den ältesten unter 
den bis jetzt bekannten Texten des Schwabeaspiegels darstelle and 
dass dieser Text selbt zu Anfang des 13. Jahrb. vielleicht ora das 
Jahr 121 5. entstanden sei. Wackernagel dagegen deutet in der 
Vorrede seiner Aasgabe an, dass das Rechtsbach nicht lange vor 
1276« entstanden and der Ambrasereodex, den er zu Grunde legt, 
den ältesten und reinsten Text desselben liefere. Er verspricht im 
zweiten Theile diese Behauptungen genauer zu begründen. 

Prüfen wir voraus die von Reyscher angeführten Gründe für das 
höhere Alter des Schwabenspiegels. 

1) Wie „der Umstand, dass aas dem 13. and 14. Jahrhundert 
so manche Abschriften aus Schwaben, Baiern, Franken und der Schweiz 
erhalten sind** dafür beweisen käune, „dass das Rechtsboch nicht 
wohl erst nach 1250 entstanden sein könne, 4 * ist schwer einzusehen, 
wenn man weiss, dass auch nicht eine einzige Handschrift in die 
erste Hälfte des 13. Jahrhunderts gehört, dass die sehr seltenen 
Handschriften, die noch in dieses Jahrhundert hinaufreichen, erst 
gegen Ende desselben geschrieben wurden, die mehrern aber ins 14. 
Jahrhundert fallen. Der Zustand der Handschriften beweist demnach 
nichts für jenes höhere Alter, wohl aber eher dagegen. 

2) Dass ferner im Schwabenspiegel einige Bestimmungen der 
alten Volk «rechte insbesondere der lex Jlamannotum et Bajuvariorum 
benutzt sind, rechtfertigt jene Annahme eben so wenig. Es folgt 
daraas nur, was wir ohnehin wissen, dass der Schwabenspiegel später 
als jene verfasst worden, nicht aber, weder dass er in der ersten 
noch dass er in der zweiten Hälfte des 19. Jahrh. bearbeitet wor- 
den ist. 

3) In c. 149. (Wackern.) kommt in spätem Handschriften 
(Lassberg Anni. 122.) der Zusatz vor: „als die pfaffen Kaysei' 
Friderichea taten. 44 und in c* 108. (Wack.) wird ebenfalls in einer 
spätem Handschrift Friedrichs II. gedacht. Wäre der Zusatz 
wirklich in den altern Handschriften und namentlich auch in der 
Lassbergi sehen enthalten, so Hesse sich deanoeh dieser Sehlusa so 
wenig rechtfertigen, aJs wenn moa aas der Erwähnung des Kaiser 
Gonstantin oder des Papstes Sylvester die auch isa Schwaben* 
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spiegel vorkommt, folgern wollte, das Rechtsbuch sei unter der 
Herrschaft dieser verfasst worden. Nun findet sieh aber Oberden 
dieser Zusatz in keiner altern und bessern Handschrift und ist serait 
offenbar ein späterer Zusatz eines späten Abschreibers. 

Man sieht, alle diese Beweise sind durchaus unhaltbar, und um 
das wahre Alter unser» Rechtsbuches zu bestimmen, bedarf, es jeden- 
falls einer schärfern Kritik. Es steht zu erwarten, dass Wacker« 
na gel diese liefern werde. Auf Einiges können wir indessen hier 
schon aufmerksam machen. 

1) Es ist unzweifelhaft, dass der Verf. des Schwabenspiegels 
seiner allerdings in mancher Hinsicht eigen thüm liehen Bearbeitung 
den Sachsenspiegel zu Grunde gelegt hat. Ebenso gewiss aber ist 
es, dass jener bedeutend später verfasst worden sein muss als dieser. 
Denn nicht nur sind mancherlei ältere Bestimmungen des Sachsen- 
spiegels im Schwabenspiegel theils weggelassen theils offenbar nicht 
mehr recht verstanden ; sondern Überall finden wir ein stärkeres Ein- 
dringen des römischen Rechts und weitere Fortbildung des einhei- 
mischen Rechtes in dem letztern. 

2) Die bekannte Verordonng Innocenz III. vom J. 1215. ist 
gleich von Anfang an ans dem Sachsenspiegel in die älteste Recen- 
sion des Schwabenspiegels (c. 6.) übergegangen. 

3) Das Wahlrecht der 7 Kurfürsten e. HO. erscheint nunmehr 
vollständig ausgebildet und gesichert; während es im Sachsenspiegel 
III. 57. offenbar erst im Werden begriflen ist. Daraus wird es wahr- 
scheinlich, dass der Schwabenspiegcl in die Zeit König Rudolfs 
von Habsbtirg fällt, indem vorher mancherlei Schwankungen noch 
vorkamen. 

4) Auf die nämliche Zeil weist die bestimmte Erwähnung der 
Kurstimme Baierns hin, schon in der Ambraser HS. Und es ist 
doch wohl eine Folge der nicht ohne Erfolg gemachten Ansprüche 
Böhmens auf das Kurrecht, wenn die Lasbergische und Züricher 
HS. diese Erwähnung wieder weglassen. 

5) Merkwürdig ist auch die Stellung der Kaufeute z. ß. in 
Gap. 19. des Schwabenspiegels, an der Seite der Ministerialen, was 
auf die Veränderung der städtischen Verfassung in der Mitte des 
13. Jahrhunderts hinweist. Ueherhaupt sind die ständischen und die 
städtischen Verhältnisse im Schwabenspiegel gegenüber dem Sach- 
senspiegel bedeutend fortgeschritten. Ein klares Auge wird för die- 
sen Satz eine Reihe von Belegen aufzufinden wissen. 
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6) Mehrfach sind im SchwabeaspiegeJ die Predigten des be- 
rühmten Franciscauerm0uchs Berthold (f 1272.) beautzt, z. B. 
c. 1. Aam. 76. hei Wackern.; c. 147. n. a. f. 

7) Ist es. nicht auch psychologisch wahrscheinlich, dass eine so 
umfassende — Oberdem wohl von einem Geistlichen vorgenommene — 
Bearbeitung eines deutschen Rechtsbuches, damals vorgenommen 
wurde, als das Reich durch König Rudolf« Thronbesteigung ans 
langen innere Kämpfen wieder die • ersehnte Ruhe fand uad eine 
feslere Ordnung gehofft wurde? In die Zeit Friedrichs IL kann 
sie nicht hinauf reichen; und von da bis auf Rudolf mochte es am 
rechten Mathe und an der rechten Stimmung fehlen, eine solche 
Arbeit zu unternehmen. 

Alles diess bestltigt in der Thal die Annahme Wackernagels, 
dass das Rechtsbuch unmittelbar vor 1276. (Abfassung des Aogsbur- 
ger Stadtreehts) verfasst worden sei. 

Das Verhältnis» Atr verschiedenen sehr von einander abweichen- 
den Handschriften zu einander nSher zu ermitteln, ist nicht eine 
juristische sondern eine philologische Aufgabe. Sie zu lüsen, musste 
sieh einmal ein tüchtiger Spraehkenuer, dem die Einsicht in 
die Spraehformen und kik) nagen des Mittelalters offen steht, und 
welcher zugleich den kritischen Blick durch ähnliche Arbeit geschärft 
hat, der Sache annehmen. Und dass solches auf treffliche Weise 
nun wirklich geschehea ist, davon wird sich Jeder überzeugen, wel- 
cher die Arbeit genauer prüft. Wir haben nunmehr einen durchaus 
gereinigten Grundtext erhalten und zugleich in den zahlreichen 
Noten einen Ueherblick bekommen über die mannigfaltigen Zusülze, 
Erweiterungen, Verstümmelungen, Abkürzungen und auch Entstellun- 
gen der spatern Texte. 

Ein paar Beispiele mögen das Verhältnis der Ambraser und 
einiger anderen alten HS. andeuten. In Gap. 1 . wird die Noth wendigkeit 
des Friedens auf den göttlichen Willen hasirt und diese Grundansicbt 
zum Theil auch darauf gestützt, dnss Christus gepflegt habe, mit den 
Worten zu grossen: Friede sei mit Euch. „D6 unser herre got 
hie uf erderiehe gie, s6 wa* daz ie sin eil ich wort „Pax vobis." 
So der Text hei Wackern. Die Züricher und die Lassb* HS. 
haben „sin unlieb, u offenbar weil die Schreiber das alte Wort 
eil ich (v. all, fiberall gebrauchtes) nicht verstanden haben. — In 
c. 6. ist von der Stppezahl die Rede. Bekanntlich berechnet der 
Schwabenspiegel die Magscbaft insofern anders als der Sachsenspie- 
gel, als er einen andern Ausgangspunkt der Zahlung annimmt. Der 
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Ambra». Text httlt die neuere Zählung gang einfach fett und schlies»t 
«ich imllebrigea dann genau aa den Sachsenspiegel an. Die Lassb. 
und Zflr. HS. dagegea haben hier eia offeabarea Glosse* eiage- 
schoben Ober dieae Controverse. — Art* 44. (Wack.) enthält die 
merkwürdige Stelle: „Als eia aian kumt ze ahne järea, a6 bat er 
iioe volle tage. Wil er, io mäe er vonaände aeatao. wil er, er 
taac ir ooch enperea." Das bettet: Wenn eio Mano ein Alter 
von 80 Jahren erreicht hat, daaa hat er »eine voMea Tage erlebe 
Und wie man in der Jagend eines Vormaudes bedarf, so wird sieh 
auch iai hohen Greisenaller von Neuem wieder das BeaDrfnUs dea 
Schutzes oft regen und der * altersschwache Greis desshalb eine» 
Altersvormund begehren müssen. Der Ambr. Cod. hat hier offen* 
bar wieder die rechte alle Lesart; während die nebten HS. auch 
die Lass bergische ganz unpassend und im vollsten Widerspruch 
mit dem vormundschaftlichen System des Schwabenspiegels statt von 
a c h z i g von achzehen Jahren reden und so geradezu Uasinn schreiben. 

Diese wenigen Beispiele mögen genügen, am die Bedeutung 
des hier gegebenen Textes Ins klare Ucht zu setzea. Eine kritische 
Aasgabe hat aber noch mehr zu thun, als nur das rechte Verhält* 
atss der Handschriften festzustellen und Satz für Satz nachzuweisen^ 
Es muss auch dio Beziehung des Rechlsbuchea zu seinen Quelles*, 
zu den andern Rechtsbüchern und za der äbrigea Litteratur, welch« 
voa fiinfluss auf dessen Abfassung war, genau angezeigt werde». 
Und auch das ist in der Wackernagelschen Ausgabe mit grosser 
Sachkenntnis« und Sorgfalt geschehen. Im Einzelnen mägen hie 
und da noch Zweifel sein, manches auch nachträglich ergäazt 
werdea. Aber bis auf eisen hohen Grad von Vollständigkeit sind 
die Parallelstellen des römischen Rechtes (der Verf. des Schwa- 
henspicgels halte dasselbe offenbar vorzüglich aus dem breviarium 
Alaricianum kennen gelernt), der lege$ Barbarorum, namentlich der 
lex Momdnnorum ei ßajuvariontm, der deutschen ReehtsqneUea 
und mehrerer unjuristischer Schriftsteller des Mittelalters bei jedem 
Capitel angegeben. 

Eines fehlt der Aasgabe für jetzt noch, und erschwert ihrem 
Gebrauch, nämlich eine Synopsis und ein Glossar. Beides ist 
indessen versprochen und wird somit mit dem % Theile, dem Leben- 
recht erscheinen. Hoffen wir, dass diese Arbeit bald nachfolgt 
und eben so gründlich und vollständig geliefert werde, wie das, 
was wir bereits besitzen. Dann wird diese Ausgabe Air lange Zeit alle 
billige Anforderungen befriedigen und auch ihr Gebrauch gesichert seia. 
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I. Die kAtkoIwdie* Zwtande im ftwiei- Mh urtandKcheu Bot- 
lagen. Rcgcnabarg, 184t. 

IL Die katholischen Zustande in Baden mit steter Rücksicht 
auf die im J. 1841. zu Regeosborg erschienene Schrift unter glei- 
chem Titel. Von JH\ C. F« Hememluus, Staatsrath und ehe- 
maligem Präsidenten des Grossb. Badiscben Ministeriums des Innern. 
Carisruhe, 1842. 

Recensirt 

ron 

Herrn Prof. jps% Lagpeyre« «• Halle. 

Zweiter Artikel. 

Fast mochten wir ftrchtea, mit de« bisherigen Bemerkungen 
•her die Richtung, in welcher, und diePrincipien, nach weleben die 
katholischen Zustande Badens sich entwickelt haben, das richtige 
Maasa überschritten zu haben. Die Wichtigkeit jedoch dieser katho- 
lischen Kirchen- Angelegenheiten, welche zu einer Lebensfrage der 
Gegenwart und dem bedeutendsten Probleme der Zukunft geworden 
sind, so wie der Umstand, data sie neuerdings auch in dem benach- 
barten] Württemberg, dessen kirchliche Verfassung auf ähnlicher 
Grundlage beruht, zu officieller Verhandlung gekommen sind, und 
dass jüngst mit der unerwarteten Erledigung des Freibarger Bischofs- 
stuhles flr die neuere Kirchengeschichte Badens ein bedeutungsvoller 
Zeitabschnitt eingetreten sein dürfte, glauben wir zu unsrer Recht- 
fertigung geltend machen zu können, und hoffen, dass uns die Nach* 
sieht des Lesers auch für die nachfolgenden Bemerkungen nicht feh- 
len werde, in welchen wir einzelne Hauptmomente der Baditchen 
Kireheuverfassung, und damit zugleich die erheblicheren Puncto der 
Bt schwerdesebrift mit parteiloser Offenheit zu beleuchten gedenken. 
I. Bürgerliche und politische Gleichheit' hat die Deut- 
sche Bandesacte den Bekennen der katholischen und evangelischen 
Confession för den gesemmten Umfang des Bundes garantirt, und 
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zum Fundament des neueren Staatsrechts erhoben. Die entere förm- 
lich zu bestätigen, hat die Badische Verfassungs-Urknnde v, 22. Aug. 
1818. nicht einmal für nöthig erachtet, nnd in dieser Beziehung selbst 
die Beschwerdeschrift keinen Anlass gefunden auch nur den Schatten 
eines Vorwurfs auf die Regierung zu werfen; politisch aber, meint 
sie, wären trotz der verfassungsmässigen Zusicherung völliger Gleich- 
heit die Protestanten begünstigt und bevorzugt; jenes in Betreff der 
Landslandschaft , indem die rein katholischen Wahlbezirke einen 
grosseren Umfang erhalten hätten, als die rein protestantischen, so 
dass auf 548,000 katholische Einwohner nur 21, auf 142,000 pro- 
testantische Einwohner dagegen schon 9 Depulirte kämen (I. S. 39.), 
letzteres, in wie fern gleich Anfangs die Katholiken, unter dem be- 
quemen Vorwande mangelnder Befähigung, von den Staatsämtern 
wären ausgeschlossen worden, nnd noch immer, namentlich in Betreff 
der höheren Bedienungen, gegen die Protestanten zurückgesetzt 
würden (1. S. 19. u. 103.). Di® erstere Anschuldigung verliert von 
vorn herein alles Gewicht, da der Beschwerdeführer selbst zugeben 
rauss, es hätten, trotz dem dass die Wahlen der Städte nnd der 
gemischten Amtsbezirke der zweiten Kammer fast regelmässig eine 
gleiche Zahl von Protestanten nnd Katholiken zuführten, immer die 
Abgeordnelen der katholischen Gonfession die überwiegende Mehr- 
zahl gebildet (35 — 86 gegen 27—28). Kaum hätte es daher der 
grOndlichen Widerlegung bedurft, welche die Gegenschrift (S. 66 — 
70*) dnrch den Nachweis liefert, dass der Umfang der ländlichen 
Wahlbezirke lediglich mit Rücksicht auf die directe Steuerlast be- 
stimmt worden sei, jener scheinbare Vorzug der Protestanten daher 
nur in der grosseren Armoth der katholischen Distriete seinen Grund 
habe, und dass bei Zntheiluag der städtischen Wahlrechte die Berück- 
sichtigung früherer Verhältnisse und historischer Erinnerungen sogar 
den katholischen Städten entschiedenen Vorzog (5 gegen 2) gebracht 
habe. Unbegreiflich aber und völlig unentschuldbar ist, wenn die 
Beschwerdescbrift über Begünstigung der Protestanten bei Besetzung 
der öffentlichen Aemter klagt. 

Will man freilich jene politische Gleichstellung dahin verstehen, 
dass mit Hintansetzung aller andern auch der rein dienstlichen Rück- 
sichten für jede Brauche des Staatsdienstes» für jede Rangstufe oder 
gar für jede einzelne Behörde eine bestimmte Anzahl von Stellen 4er 
eioen und der andern Gonfession, je nach Verbäbaiss ihrer Bekenner, 
garantirt werden müssten, so würde auch in Baden die verfassnaga- 
mässige Gleichheit fehlen. Hat denn aber der Verf. an die. Praxis 
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seiner eigne» Glaubensgenossen, an das traurige Schicksal eameat- 
lieh derPfals nicht gedacht, die» obwohl damals noch ein rein evan- 
gelisches Land, hei dem Anfalle an das Neuburg'sche Hans nicht 
einmal Ar die Hilft« der oberen Landesstellen die Znsicheraag evaa- 
geliaeber Beselzong erlangen konnte, wo znletzt, trotzdem dasa aar 
ein Viertel der BevOlkeruag dieser Cenfossion angehorte, die Katho- 
liken im ausschliesslichen Besitze aller Aemter, bis anf die niedrig- 
sten Commnnal-Bedienstnngen herab, sich befanden? «ad ist denn 
aneh nnr in Einem dar katholischen Staaten den Evangelischen, je 
■ach Verhlhaiss der Volkszahl, die TbeifBahme an der Laadesver- 
waltnng früher zugestanden oder gegenwärtig gesichert? Diesem 
Principe, welches wir Übrigens als richtige Auflassung jener Gleich- 
heit zn betrachten weit entfernt sind, nlhert^sich aber sogar die 
gegenwärtige Aemter-Vertheilong Badens , die dem Beschwerdeführer 
sicher nicht unbekannt war, wohlweislich indessen versehwiegen wird. 
Nnr in der Finaaz- Administration, sicher derjenigen, wo das Glau- 
bensbekenntnis* am einflusslosesten ist, bilden nach der vom Hm. 
St.-R. Nebenins mitgetheilten Uebersieht (IL S. 154) die evange- 
lischen Beamten die Mehrzahl (jedoeh nur von 207 gegen 205, und 
einschliesslich der Gentralslellen von 280 gegen 224). In allen an- 
dern Branchen ist das Uebergewieht weit auf Seiten der Katholiken; 
denn von den Vorstanden der Mtuisterial - und Provincialbebnrdeo 
geboren 16, von deren übrigen Mitgliedern 97 der katholischen, und 
nnr 13 resp. 65 der protestantischen Kirche an, eben so von den 
78 ersten Bezirksbeamten jenem Bekenntnisse nicht weniger als 57, 
voa den 95 Beamten zweiter und dritter Glasae sogar 72, und so- 
wohl im Ressort des Justizministerii als des Minist er ii des Innern be- 
finden sieh von der Gesammtzahl aller Stellen (dort 68 gegen 27, 
hier 363 gegen 163) mehr als $ in den Bauden der Katholiken, 
denen zugleich so wenig irgend eine Kategorie höherer Bedienstnng 
verschlossen ist, dass das Staatsministerium immer Mitglieder dieser 
Confession (meist zwei) gehabt hat, und selbst das Ministerium des 
Innern, obwohl dazu das evangelische Kirchendepartement gehört, 
katholischen Staatsmännern anvertraut gewesen ist (IL S. 34. 37. 
153). Denn auch die Beschuldigung, dass wenigstens früher „die 
confessionelle Partheilichkeit" der Regieraag es „bei der theore- 
tischen Gleichheit der Ansprache 44 habe bewenden lassen, hat die 
Gegenschrift siegreich zurückgewiesen, und daa anscheinend gewich- 
tig« Zongniss velbtindig widerlegt, welches der Beschwerdeführer 
in der oben erwähnten Note des franzosischen Ministers v. J. 1810. 
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gewonnen zu haben vermeinte (1. S. 20* u. 107.), in der allerdings 
von einen Systeme der Regierung die Rede ist, »qui tend ä e&ciure 
de toute participation aux emplois et/omclions publique Ies catko- 
liques et Ies habitans des premmees riutdes. In der Pfaizgrafschaft 
blieben nach der Säcularisatien noch längere Zok die meisten Bedie- 
naagea, namentlich alle Direeterialstellea bei den Landes Dicasterien, 
nnd in dam oberen Fflrsteuthume sogar sämmtliehe Landes- wie 
Comonal-Aemter im ausschliesslichen Besitze der Katholiken; selbst 
in der Markgrafscbaft, den alten evangelischen Stammlauden, wor- 
den diese so wenig zurückgesetzt, das* r abgesehen von den Dtstricts- 
und Ortsbehörden, welche regelmässig mit Beamten von der Confes- 
sion der Insassen besetzt worden, schon im Jabr 1805* das dortige 
Hofgericht 5, die Pro viocta> Verwaltungs-Behörde 7 katholische Mit- 
glieder zählten und nur noch die Directorien den Evangelischen an- 
vertraut geblieben waren (II. S. 32. 33.)* Nicht minder günstig für 
die Katholiken stellten* sich die Verhältnisse in Folge der neuen Or- 
ganisation des J. 1809. Nach den Mittheilungen von Nebenius 
(II. S. 38. 47.) waren im J. 1810. im Justiz-Ministerin m der Minister 
nnd die Hälfte der Räthe katholischer Confessioo, im Ministerium des 
Innern zwar der Chef, dagegen aber auch von den 15 Direetoren 
nnd Räthen nur 5 protestantisch , und nicht bloss die wichtigsten, son- 
dern auch die Mehrzahl der Departements dieses Ministerii waren in 
den Händen katholischer Direetoren, die so bei den wichtigen Bera- 
thungen des General -Directoril stets die Majorität halten. Zu glei- 
chen Theilen war das Ober- Hofgericht, unter einem katholischen Prä- 
sidio, mit Räthen beider Confossionen besetzt, und an den drei Hof- 
gerichten waren 2 Präsidentenstellen und von 39 Direktorial- nnd 
Rathsstellen nicht weniger als 31 in katholischem Besitz; kaum der 
Beachtung werth aber ist das Uebergewicht, welches die Evange- 
lischen (mit 17 gegen 15) in den Kreisdirectionen genossen, zumal 
die Stellen eines Vorstands völlig gleich unter beiden Confossionen 
vertbeilt waren (U. S. 87.)» and von den ersten Bezirksstellen die 
Katholiken mehr als f., (auf 81 nicht weniger als 64) tnne hatten, 
, ohnedies ,flir die gesammten höheren Landesämter das Verhältnis» 
der katholischen Beamten zu den protestantischen sich wie 78 zu 52 
stellte. Solchen Thatsachen gegenüber zerfallen die Beschuldigungen 
der Beschwerdeschrift in Nichts, nnd wer vorurteilslos die Verhält- 
nisse würdigt, wer nicht dem religiösen Bekenntnisse das bei weitem 
erheblichere Requisit dienstlicher Befähigung unbedingt unterordnen, 
oder das woMbegrfladete, für die höchsten CentramleHen insbesondre 
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unerlSssliche Recht des Laadesberrn zu freier Aaswafal seiner Diener 
vernichten will» wird der Badischen Regierung das rühmende Zeng- 
aiss, nicht versagen können, dass sie mit einer Gerechtigkeit und 
Gewissenhaftigkeit, fttr welche sich. wenige Beispiele möchten nach- 
weisen lassen, die gleich heim Erwerbe der neuen Lande in dem 
Edicle v* J. 1803. ertheilte (II. S. 30.), durch die Verfassungsur- 
kande im J. 1818. nea bestätigte Zusage erfüllt hat, es solle bei 
Besetzung der Provincial-Collegien wie der Aemter Ihunlichst darauf 
Ricksicht genommen werden, dass kein Religionstheil ohne Obere 
und Vorgesetzte seiner Confessien bleibe, iberhaupt bei Anstellung 
der Staatsdiener „durchaus keine Retigioasinfluenz fttr oder wider 
einen oder andern Religionsgenossen entscheiden", sondern die Be- 
förderung geschehen „je nach dem Afaass der Ansprüche, die weh 
ein Jeder durch bessere und frühere Qualificalion, sodann durch 
fleissigere und sittlichere Application erwirbt.*' 

II. Neben bürgerlich -politischer Rechtsgleichheit aller christ- 
lichen Haupteonfessionen ruht das neuere Kirchenstaatsrecht Deutsch- 
lands auf dem Fundamente völliger Freiheit der Religion6Übung 
und uabeschräakter Fortdauer der hergebrachten Pfarr- und 
Gemeindeverfassung. Unbenommen war allerdings der Landes* 
hemchaft, we nicht besondere Landesverfassung entgegenstand, der 
einen oder andern Confession öffentliches oder Privat- Religions- 
Ezercitium neu zu gewahren, so es nur, was freilich öfter hintan- 
gesetzt als beachtet worden, ohne directe und indirecte Beeinträch- 
tigung der bisher reeipirten Kirche geschah $ der kirchlich -religiöse 
Zmtiand des reichsfriedensmlsstgen Normaljahrs sollte aber in allen 
Ländern und aller Orten gegen jede Ansprache und Schmalerung 
.geschützt sein, und wo die eine oder andere Confession öffentliche 
ReJigionsObung auf Grund dessen genoss, diese gleich den Pfarr- 
rechten und dem kirchlichen Besitzthnme fttr alle Zukunft gesichert 
sein. Eine erneute Garantie gegen Aufhebung und Kränkung aller 
Art hatte der Art. 63. des R«D.H.Schl. fttr die bisherige Rdigtons- 
übnng jedes Landes, und für Besitz wie ungestörten Gentiss der 
Kirchen- nnd Schulfonds jeder Religion er th eilt, den neuen Landes- 
herren aber zugleich fttr die säcnlarisirten Linder, eben um jener 
Abweichungen der Landesverfassung willen und weil die Grenzen 
eines erlaubten Simukaueums streitig waren, ausdrücklich die Frei- 
heit verbehalten, andere Religionsverwandte zu dnlden. Sehen wir, 
wie in Baden dieses kirchlich-religiöse Verhältnis« der verschiedenen 
Confeesionen sieh durch Gesetzgebung nnd Eiuflon des Lebens ge- 
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staltet hat. Schon seit dem Anfalle der Baden - Badisehen Lande 
galten katholische und protestantische Kirche gleicbmässig als reci- 
pirt, aber jede nnr für die ursprünglichen Gebiete der beiden Linien 
und überall nur nach Massgabe des hergebrachten Besitzstandes. In 
ganz gleicher Weise fasste das Religious-Edict v. J. 1803« diese An- 
gelogenheil auf, indem die bisherige Religionsübung, auch wo sie 
nicht auf dem Westphilischen Frieden, sondern auf neueren Reces- 
sen u.s.w. beruhte, unverkflmmert fortdauern 9 und der confessionelle 
Karacter der einzelnen Districte und Ortschaften, mochten sie rein 
evangelisch oder rein katholisch oder gemischt sein, unverändert er- 
halten werden sollte. Jedes Simultaneum wurde, wo es nicht schon 
hergebracht war, ftlr unzulässig erklärt, und sogar die Erwerbung 
des Gemeinderechts, um jenes System gemischter und ungemischter 
Orte zu erbalten, nur für die erstereu freigegeben, dagegen in un- 
gemischten Orten des flachen Landes, ausser bei besonderer Dispen- 
sation des Landesberrn selbst, an das Requisit gleichen Bekenntnisses 
geknüpft und für die Slädte dieser Art wenigstens nur auf besondere 
Bewilligung der Hofralhs-Gollegien andern Gonfessions-Verwandten 
gestattet (I. S. 15. II. S. 26.). Es behielt somit, zumal fremde Cos- 
fessions -Verwandte, auch nach erlangtem Bürgerrechte, nur durch 
freie Wahl ausnahmsweise in den Rath u. 8. w. sollten gelangen können« 
der kirchliche Zustand des Landes nach dieser Seite hin ganz die 
reichsfriedensmässige Basis. Hemmend ist dies Princip gemischter 
und ungemischter Orte für den bürgerlichen Verkehr und die Ver- 
waltung gewiss in gleichem Grade, und eine consequente Durchfüh- 
rung ohne Zweifel um so schwieriger gewesen, je näher Orte und 
Districte der einen und andern Art einander lagen, je mehr durch 
Heirath u. s. w. der Gegensatz sich verwischte, und Ansiedelungen» 
obsebon ohne Bürgerrecht, herüber und hinüber eintraten; gleich- 
wohl hielt auch noch das Coostit.-Edict v. 14. Mai 1807. dies Princip 
im Wesentlichen fest. In den eanzleisäsaigen Städten und an den 
Sitzen der höheren Landesbehörden sollte zwar jede christliche Con- 
fession das Ortsbürgerrecht für ihre Angehörigen, und eben so Pri- 
vatreligionsübung fordern können, letztere auch durch besondere 
landesherrliche Bewilligung zu einem exewitium publicum sich er- 
weitern dürfen; zugleich substituirle, wie oben bereits bemerkt, dies 
Ediet dem annu* deerttorms des Westphälischen Friedens das Jahr 
1806., nach welchem sich Art und Umfang der Religiensübuog, Ge- 
nuas der Pfarrrechle und Besitz der Kircbeagebäode, Eigenthum der 
Kirchengflter (übrigens fortan ohne irgend eins der bisher genossenen 



Digitized by 



Google 



vw Hern P*e£ Bt. fmytjrfi m Hatte. CO» 



i) anleckende» seihe. Alka» akwekl forme» dnrch dies 
Nona a ljakr 4er ReligteaszasUad eise andre Basis gewaaa, ae 
er sidi deck seil dem J. 1803. factisck wenig geändert kahen, 
«ad die ikrigeci Bestimm Mgtt des Censtitations-Edicts, welche darek 
die spätere» Oigasisatieea-Edicte nickt Teraadert werde« , sickerte» 
des eiaxetac» Ortes «eck flr die Zakaaft ikrc bisherige coafnssieaeHe 
QsafiUU Um der Religiös willen aemlick seilte «wer nirgends die 
a. g. Ortsdnldeag e\ k. das Reckt des Aafealkalts verweigert werde», 
aack eiae e. g. ^aaJüctrte Haasaadaekt ekerall gestattet seia, sogar 
keia Aagekeriger eiaer aadera Coafessioo, was weaiger rna killigea 
aeia dlrfte, tob deat Mitgeaasse der aüMea Stiftange» i. e» S^ d*k. 
der üatctsWaangsfeads, Kraakeakiaser a. s. w., sack wo diese kirch- 
lichen Crspraags wäre», aaders als auf Grand ansdrtcklicker Fan» 
datioas-Bedingaog aBsgeseklessea werden, soast also das Armea- 
wesea oahediagt, nickt etwa kloss in Betreff der sebsidiZraa Haler* 
stiUzangsnfiicki, als Commuaal-Angelegenbeit gelte» x Auf das Orts« 
kirgerreckt hingegen, ist Gegensatze des Staatskirgerreckts, er» 
tkeüte das Edict r. 1807* aar denjenigen eiaea Ansprach, welcke 
sa der CoafessioB gehorten, die aa jedeai Orte Pfarrrechte geaoss; 
alle aas Gaade des Laadeskerra bewilligtea Aasnakmen soHtea als 
reis persönlich geltea aad dea Nachkommen aar daaa das Borger* 
reckt sickern, weaa sie ia der kerrsekeadea Confestion des Orts er- 
zogen waren; damit auch in Folge gemischter Eben die Religion** 
etgeasehaft der Cemmoae nicht gelodert werde» sollten der schon 
int J. 1803. angestellten Regel nach alle Kiader aas solchea Ehen 
k der Religioa des Vaters, mochte dieser entweder selkst der dort 
kerrsckendea Kirche aagehftren oder des Bargerreekts eetbehren, 
ersogen werden, und abweichende Verträge vor Eingebung der Eke 
darin keschriakt sein, dass eiae Eraiehnag aller Rinder in der Reli- 
gioa der Matter in gemischten Orten iberall nicht, und auch sonst 
aar da eintreten durfte, wo deren Coafeasioa im anssckliesslichea 
Besitze der Pfnrrgerechtsame sich befand. Unverkennbar hat man so 
den Principien sich angeschlossen, in welchen die frühere Doctrin 
and Praxis eine Garantie des coafessionellen Karacters der Territo- 
x rien und sogleich des kirchlichen Friedens fand, and wir wollen nickt 
lengnea, dass, je mehr in rein katholischen Gebieten and Ortschaften 
die Ansiedelung and Aasbreitang evangelischer Familien Anstoss m 
finden pflegt nnd bald zu Besorgnissen, bald zu Misdealungen Anlast 
pebt, es für die Vermeidung kirchlicher Differenzen wobl wünschens- 
wert» gewesen wfirc, wenn sich diese conlessienelle Sonderong der 
Krit. Jahrb. t d. RW, Jahrg. VI. H. VII. 39 
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Cotnmunen hätte festhalten lassen. Indessen als ausführbar 4*uaea 
anch wir dies wenigstens für Baden nicht anerkennen, wo rein katho- 
lische und rein evangelische Districte meist geringen Umfanges waren 
nnd bunt unter einander wechselten, das ganze Land also weit mehr, 
als in Baiern, Preossen, Hannover, wo beide Confessionen je nach 
ganzen Provinzen oder doch grösseren Gebieten sich scheiden, als 
gemischt gelten kann. Für unsere Zeit, welche die frühere Abge- 
schlossenheit des b ärgerlichen Lebens und Verkehrs, eine stilige, 
von Geschlecht zu Geschlecht sich fortpflanzende Familien -Ansässig- 
keit kaum noch kennt, ist ohnedies unbeschränkte Freizügigkeit in- 
nerhalb Landes zu unabweislichem Bedürfnisse geworden, und wer 
dürfte sich verhehlen, dass die Selbständigkeit der Commuaalverias- 
saog sieb in dem Staatsrecht der neueren Zeit auf ein Minimum rc- 
ducirt hat, dass gegenüber der Staatsangehörigkeit die Gerne indemit- 
gliedschaft nur noch als durchaus untergeordnetes Moment in Betracht 
komroU Tadeln wollen wir es daher keineswegs, erkennen es viel- 
mehr als unvermeidliche Folge der gegebenen Verhältnisse und als 
deren natürliche Entwicklung an, wenn das Gesetz über die Bechte 
der Gemeinde-Bürger vom 3l.Dec. 1831. für alle christlichen Con- 
fessionen und für alle Gemeinden des Landes das Becht der Ortsdul- 
dung in volles Gemeinderecht umgewandelt, Wahlrecht und Wahl- 
Alhigkeit in den Ortsvorstand allen Confessionen ertheilt und den Un- 
terschied gemischter und ungemischter Orte, welcher bei der Znläs- 
sigkeit und Unerlässlichkeit dispensativer Ausnahmen doch seine frü- 
here Bedeutung verloren hatte (II. S. 26.) , nach dieser Seite hin 
lieher direot aufgehoben als nnr dem Scheine nach aufrechterhalten 
hat Die Besehwerdeschrift beklagt es, und von ihrem Standpunkte 
aus darf man ihr dies um so mehr zu gute haltea, als sie hierin eine 
Begünstigung protestantischer Interessen weder gesacht noch gefun- 
den hat (L S. 15.), darf es sich auch nicht befremden lassen, wenn 
derVerordn. v. 8«-Juni 1826.» weiche für gemischte Eben in gemisch- 
ten Orten die bisher bestandene Gesetzgebung, namentlich die Notb- 
wendfgkett aufhob, wenigstens die Söhne in der Religion des Vaters 
erziehen au lassen, eine Beziehung aaf diese commuaal* Gleichstellung 
der Confessionen gegeben, und darin eine Benachteiligung der Ka- 
tholiken gefanden wird, ohne zu bedenken, dasa ja diese Yerorda. 
die gesetzliehe Regel über Erziehung in der Religion des Vaters 
steht aafbob, auch die völlige Freiheit vertragsmassiger Abrede vor 
der Ehe anerkennt, und somit in katholischen Orten«, mochte Mann 
oder Frau evangelisch eeiu, ans dem Orte gebürtig sein oder einwau- 



Digitized by 



Google 



Recensirt von Herrn Prof. Dr. Latpeyrei zu Halle. 611 

den, immer eio Mittel dargeboten war, dass die Nachkommenschaft 
ia der herrschenden Ortskirche verharrte. Aenderte doeh auch diese 
Freizügigkeit aad Ertheiluug voller Bürgerrechte mehr die coofee- 
sieneU-conunuaale, alt die eigentlich kirchliche uad pfarrliche Qua- 
liUt der einzelnen Ortschaften, weil die nea sich aesiedelnden An- 
gehörigen eiaer aadera Coofessioa weder einen Simultangebrauch 
der Ortskirche anspreche r durften noch an sich mehr als Privat-Reli« 
gions-Exercitium genossen. In diesen letaleren Beziehungen konnte 
man vielleicht der Ansicht sein, dass die Regierung strenger, als es 
geschehen, die gesetzliche Unznlissigkeit eines Stmultsneums hätte 
festhalten sollen. Aber jedenfalls verdient es Anerkennung, dass die 
Regierung voa dem ihr vorbehaltenen Reehte dispeasativer Erthei- 
lung eines öffentlichen Reiigioes-Exereitii nur massigen Gehrauch ge- 
macht, und dabei ebenso wie. bei der Domicilirueg der Landesbehör- 
den, welche auch in Baden meist zn Gründung neuer Pfarrsysteme 
flhrte, die Interessen beider Religionstheile, naeh den von Nene n ins 
(II. $.36. 143. ff.) zur ROekweisung grundloser Beschuldigungen (I. 
S. 96.) gegebenen speziellen Nachweisen, mit der Hlhmenswerthestea 
Billigkeit gleiehmlssig berücksichtigt hat, dass nicht minder in den 
angefallenen katholischen Landestheilen für Dotation neuer oder Ver- 
besserung bestehender Pfarreien höchst bedeutendes geschehen ist« 
Die Beschwerdeschrift klagt freilich auch hier wieder, dass der Staat 
für .die wachsenden Bedürfnisse der katholischen Landpfarren beinahe 
nichts thne (I. S.97.)» «■* wenn wirklich aber 350 katholische Ort- 
schalten von 200 — 1000. ja sogar 5 Gemeinden voo über 1000 Einw. 
eines eignen Seelsorgers oder gar eines regelmässigen Gottesdien- 
stes zur Zeit noch entbehren, wenn es katholische Pfarreien mit 
10 — 25 Filialen giebt (Nebenius lisst S. 146. die Richtigkeit 
der betreffenden Angaben dahingestellt), wird man das Dasein sei- 
ober Bedürfnisse eben so wenig in Abrede nehmen, als verkennen 
mögen, dass die Einaicjmng der Kloster und Stifter im J. 1803* (<Ut 
Zahl der JfeedicaatenkKftster soH nach 1. S. 13. nicht weniger als 40, 
nach Pfister nnr 8 betragen haben) in der ersten Zell weder für 
das Schulwesen ohne Nachtheil bleiben konnte, noch för die Seel- 
sorge, die in vielen Gegenden nur durch stationirte Regularen oder 
excmrrend* von den Klöstern aus verwaltet wurde (II. S. 22*)* la- 
de** die Einziehung an sich, und dass man selbst die der Armen- 
nnd Krankenpflege gewidmeten Orden nicht fortbestehen Hess, ge- 
reicht, da der Regensburger Reeess hierin freie Hand gegeben hatte, 
dar Badiseaen Regierung nicht specieil zum Vorwurf, auch nicht die 

' 39* 
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Benedictiner- Abtei Frauen -Alb, welche die Beschwerdescbrilfc 
§.16., II. S. 22.) vornemlich beklagt, indem diese alte Ebersteiner 
Rang zu den im §. 42« des R. D.H. Schi, gewissermassen garaatir- 

„ geschlossenen Frauen klöstern" wohl nicht gehörte; dieUmwan- 
ung aber der letzteren in weibliche Lehranstalten, deren Baden 
;enw8rtig 8 mit 2 Filialen besitzt (II. S. 22.), scheint die Bescbwer- 
ehrift selbst zn billigen, sogar mit dem Ober deren Einrichtung 
1 Verfassung unterm 16. Sept. 1811. ergangenen Regulativ ganz 
verstanden (I. S. 16.). Auch hätte nicht verschwiegen werden 
len, was wir erst aus der Gegenschrift (IL S.22.1T.) erfahren, wie 
les, und zwar ohne alle Begünstigung der Protestanten, bisher 
lon für höheres und niederes Schulwesen einer- , für das katho- 
she Pfarrwesen andrerseits von Seiten der Regierung geschehen 
Neben 3 katholischen nnd 2 gemischten Lyeeen besitzt Baden 
r 1 protestantisches, neben 8 katholischen Gymnasien nur 2 pro- 
iantisehe, nur 1 Seminar fftr evangelische Schnllehrer und deren 
für katholische; wahrend fttr die Protestanten nur 5 Stadt- und 
Dorfpfarren neu errichtet, einige wenige Filialen zu Pfarreien er- 
ben und dotirt worden sind (IL S. 147.), haben nach Neben ins 
5 Katholiken an 30 neue Pfarreien erhalten, und nahe an 100, 
(her den Kidstern zugewiesenen Gemeinden eine feste Dotation 
wonnen, der in grosser Zahl errichteten Kaplaneien nicht zu ge- 
nken, welche, theilweise für die eines eignen Geistliehen noch 
tbehrenden Ortschaften bestimmt, unseres Erachtens als Ersatz ffer 
3 von den excurrirenden Regularen froher geübte Seelsorge wohl 
Iten kennen. Von Vernachlässigung nnd Hintansetzung kann somit, 
e vieles auch noch zu thun fibrig bleibe, gewiss nicht die Rede 
In; jedenfalls ist es unbegreiflich, wie der Verf. der Besehwerde- 
brift hieraus eine Anklage gegen die Regierung hernehmen kann, 

ihm die Erklärung der Regierung im §. 9. des Const.-Edicts vom 
1808.» dass sie das Vermögen der Ordensgesellschaften „mit Vor- 
heil und Lasten" ftbernommen habe, sonaeb „auch mit der Pflicht, 
lie fortdauernden kirchlichen oder Staatszwecke, als Seeborge» 
ugendnnterricht, Krankenpflege u. dergl. anderweitig hinlänglich 
ja begründen' 4 , noch ttber 4ie im R. D. H. Schi, auferlegten Ver* 
ichtungen hinauszu reichen scheint; denn wenigstens von diesem, 
ch unserer Ansieht naeh (IL S. 23.) irrigen Gesichtspunkte ans 
teste, da dann nur ein einseiliges und generelles Versprechen vor* 
?e, eine eigentliche Rechtspflicht der Regierung in Abrede genom- 
m werden, wenn gleich die Entgegnung (IL S. 147.) uns nach der 
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Fassing des §. 9. hedenkittb scheint, das* jene Zusicherung sich 
nicbl auf neu entstehende oder gesteigerte Bedürfnisse der in Frage 
siebenden Gemeinden beziehe, sondern nur auf Fortleistung dessen, 
was die Klöster zu leisten bisher reehllich verbanden gewesen, 
■nd dies allein unler den übernommenen Lasten zu begreifen sei. 
Was in Baden bisher für die eigentlich religiösen Bedürfnisse, für 
CuIpbs und Seelsorge wie für Unterrieht geschehen ist, darf und muss 
die Katholiken des Landes mit dem zuversichtlichsten Vertrauen ftlr 
die Zukunft erfüllen, und das unbefangene Urtheil wird der Regie- 
rung das wohlverdiente Lob nicht versagen, nach dieser Seite hin 
die Rechte der katholischen Kirche eben so gewissenhaft gewahrt 
und geschüttt, als deren Interessen und Bedürfnisse berücksichtigt 
und befördert zu haben. 

III. Wenden wir nunmehr, unsern Blick auf das Gebiet der 
eigentlichen Kirchenverfassung, und vomemlich auf die Stellung 
der katholischen Landeskirche zum Staate, so kann es nicht unsere 
Aufgabe sein, das s. g. Jus circa sacra erst noch als ein wohlbe- 
gründetes und zugleich wesentliches Recht der Staatsgewalt zu er- 
weisen. Auf kirchliche Anerkennung der Kirchenhoheitsgewalt, wenig- 
stens auf eine förmliche, nicht blos durch die That bekundet*, ist 
nicht zu rechnen; darum aber wird sie nicht minder als wesentliches 
Fundament unseres heutigen Staats- und Kirchenrechts gelten künnen 
und festgehalten werden müssen. Weniger ist es auch dies Jus .eine« 
sacra an sich, wogegen sich die Angriffe der Beschwerdeschrift rich- 
ten, als die Art, wie von Staatswegen dasselbe geübt werde, und 
ä^r Umfang, in welchem die bestehende Gesetzgebung dies Recht 
anerkennt und als Ausfluss desselben eine Ein- und Mitwirkung oder 
Entscheidung den Laadeabehürden bei dem Kirchenregimente vindf« 
cirt. In beiderlei Beziehungen werden uns die Klagen und Besehwer- 
den unseres Anonymus auf Fragen von allgemeinerem Interesse fu> 
die Gegenwart führen können. 

In der katholischen Kirehen-Section, als Abtheilung des 
Minister» des Innern, Concentrin sieb nach der staatlichen Seite hin 
die ganze Kirehenverwaltung in ähnlicher Weise, als nach der reiu 
kirchlichen in dem Ordinariate. Die Besetzung dieser Behörde ist 
mehrfach Gegenstand von Klagen in der Beschwerdeschrift, welche 
mit Bitterkeit und Leidenschaftlichkeit die Ansichten, Bestrebungen, 
Leistungen der Münner vor ihr Forum zieht, die das Vertrauen des 
Landeaherrn in diese einflussreiche Stellung seit dem J. 1803. beru- 
fen hat Solche Personalien lasten wir, unier blosser Hinwnisnng 



Digitized by 



Google 



614 Schriften über die katholischen Zustande in Baden. 

auf die Vnrtheidigung, welche die angegriffen** Männer (II. S. 53. 
77. 122.) gefunden haben, biHig auf sich beruhen« Die hohe Wich- 
tigkeit angemessener Auswahl der Mitglieder dieser Behörde ver- 
kennen wir nicht, um so weniger, als wir der in der Gegenschrift 
öfters wiederkehrenden Ansicht (II. S. 51. 53. 54. 106.) nicht bei- 
pflichten können, dass Missgriffe -und Versehen des Kirchen -Depar- 
tements bloss dessen Mitgliedern, somit nur den eignen Glaubens- 
genossen der katholischen Unterthanen, nicht aber der Regierung 
beigemessen oder zor Schuld angerechnet werden dürften, jedenfalls 
es sebr erklärlich ist, wenn der grossen Masse jene Behörde nur ab 
Organ der Regierung, und diese, für deren Maassregeln mitverant- 
wortlich erscheint. Eben so klar liegt die grosse Schwierigkeit vor, 
jetziger Zeit im Schoosse der katholischen Kirche Minner zu luden, 
welche mit kirchlichem Sinne und Eifer Achtung vor den kirchen- 
hoheittichen Rechten der Staatsgewalt verbinden, und weder reactio- 
nftren Bestrebungen hoid r noch zu übereilten Reformen geneigt sind, 
vielmehr Aber den Partheien stehen, die die katholische Kirche in 
ihrem Innern spaken. Indess nicht die Persönlichkeit der zu solcher 
Wirksamkeit berufenen Manner entscheidet allein, weder zum Guten 
noch zum Nachtheil ; wichtiger, und näherer Erwägung werth dankt 
uns die Bildung nnd Zusammensetzung der Behörden, welchen 
die Landesherren die Wahrnehmung eines ihrer wichtigsten Rechte 
-vertrauen, so wie deren ressortmassige Stellung im Gesammt- 
Organismus des Staats. 

Die Sonderung der zur Handhabung des Jus circa sacra bestimm« 
ten Centralinstanz von den übrigen Departements der inneren Lao- 
des Verwaltung und besonders von der obersten evangelischen Kirchen- 
bebörde, wird man sicher eben so nngetheilt billigen, als die rein 
katholische Besetzung dieser Behörde , von welcher, wenn anch nicht 
die Garantie der der katholischen Kirche zukommenden Rechte, doeh 
das Vertrauen bedingt ist zu der Regierang, dass sie deren beson- 
deren Interessen gebührende Beachtung schenken wolle und werde. 
Eine andere Frage aber scheint uns, ob es rathsam sei, dieser Auf- 
sichtsbehörde, wie es in Baden und den meisten übrigen protestan- 
tischen Xindern Deutschlands geschehen ist, auch geistliche Mitglie- 
der beizuordnen, deren Vermehrung hier sogar für wttnschenswerth 
erachtet wird (II. S. 53. 156.)? Grössere Vertrautheit mit der katho- 
lischen Kirchenverfassung und mit der geistlichen Verwaltung wird 
allerdings bei ihnen öfter vorbanden sein, als bei den weltliehen 
Reihen, da der Aufschwang, welchen das Studium des canonischen 
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Rechts neuerdings sjna ommea, der juristischen wie cawtralistischen 
Praxis, wenigstens der evangelischen Länder, bisher noch wenig 
Früchte getragen hat. Allein die Gefahr, des« die Mitglieder der 
Aufsichtsbehörde, weon derselben Confesston angeborig, sich nicht 
sewehl „an die blosse Rechts- und Thalfrage 4 ' halten, sondern sieb 
reo ihren individuellen Ansichten über Kirclpen- und geistliche Ver- 
waltung leiten lassen (I. S. 50. 53. IL S. 1230» ißt offenbar bei den 
geistliche» Mitgliedern am grüssten, «ad da diese auch über Ange- 
legenheiten des inneren Kirchenregunents sich ein competentes Cr« 
theil beilegen können, wird es, wo durch ihre Peinlichkeit oder 
anderweitig ihr Einflnss das Uebergewicht gewinnt, auch am ersten 
dahin konnten, dass das sJrcheebebeitliche Aufsicht*- Prüfung*- und 
Cenfiruiatioasrecbt über die richtigen Grenzen hinaas zu direeter 
Leitung und Entscheidung sich erweitert, und dass Differenzen mit 
den eigentlich geistlichen Behörden entstehen, die solche Eingriffe 
in ihr Ressort um so unwilliger auf nehmen durften, als es nach dem 
Systeme der katholischen Hierarchie keinem Zweifel unterliegt, dass 
die in den Kirchenrath berufenen Cleriker, ihrer staatlieben Stellung 
ungeachtet, in kirchlicher Beziehung immer dem Bischöfe unter- 
geordnet bleiben, und in dieser Hinsiebt selbst dann wenig gewonnen 
wäre, wenn die Renrfscfae Curie , was sicher nicht zu erwarten, dann 
bewogen werden kennte, den geistlichen Mitgliedern jener Behörde 
die W«rde eines Epüeoput in ptrtibus zu verleihen. Emniebieas- 
wertber erscheint von diesem Gesichtspunkte ans die in Prensse» 
nenerdings beliebte Einrichtung, wonach wir Laien katholischer Co*» 
fossfon jene CentraJbehffrde bilden» Glaubt man aber anf die Vor? 
theile nicht verzichten zu Litauen, welche nach andern Seiten hin, 
besondere wo dieser Aufsichtsbehörde ein mehr direeter und posi- 
tiver Antheil an der eigentlichen KsrcbenverwalMing zukommt, von 
der Beiordnung geistlicher Rühe allerdings zn erwarten stoben, so 
dttrfte wenigstens darauf Bedacht zn nehmen sein, dass deren kirch- 
liche Ansichten und Grundsatze nicht in greller Opposition zn denen 
der obersten Kirobenbebttrde stehen. Von förmlicher Genehmigung 
des Ordinariats wird allerdings bei Besetzung dieser geistlieben Stellen 
nicht die Rede sein dürfen (IL S. 124.); eise vorgftogige, mehr coo~ 
ßdenüeile Rücksprache dagegen mit dem Bisehofe zu möglichster 
Verständigung Ober die zu treffende Wahl, wie sie ja auch bei an- 
dern geistlichen A emiern z. B. den theologischen Lehrstellen an Uoi- 
versiUtten ond£eminerien vorkommt (und auf diese waren wohl, dem 
Wesen nach, zunächst die Antrüge gerichtet, welche der Freiherr 
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v. Andlawwfhrend des Landtags v. J. 1S39. bfrtcksicbtigt wünschte, 
und die Gegenschrift S. 118. ff. ausführlich beleuchtet), erscheint 
ans in Betreff der geistlichen Stellen, jedoch anch dieser allein, eben 
so sehr dem Principe möglichst conciliatorischer Erledigung der Rtr- 
ehenangelegenheiten angemessen als leicht ausführbar in einem Staate, 
welcher sich des Vortheils episcopaler Einheit der Landeskirche er» 
freut, in aller Weise aber anch unprffjudiciriich für die Rechne und 
das Ansehen des Thrones , da die letzte freie Entscheidung unver- 
kürzt dem Landesherrn verbliebe. 

. Was sodann die Stellung des katholischen RircfaendepartemeaU 
zur fibrigen Landesverwaltung betrifft, so scheint zwar dessen Selb- 
ständigkeit und der Gewinn, welchen man davon erwartete, in dem 
Maasse gefährdet, als das General-Directorinm und die Ministe- 
rfial-Gonferenz eine höhere Instanz bilden, an welche die wich- 
tigeren katholischen Angelegenheiten gebracht werden müssen, aHc, 
wie wir oben sahen, gebracht werden kennen, und in welcher dann 
der Regel nach der entscheidende Beschluss von Evangelischen aus- 
geht Allein sofern nur das Ressort des Departements wirklich naf 
die landesherrlichen Majestätsrechte beschrankt bleibt, und dessen 
Thütigkeit sich nicht zu eigentlicher Leitung der kirchlichen Verwal- 
tung oder doch zu bedeutender directer Theilnahme an derselben er- 
weitert, wird man diese Unterordnung als natur- und sachgemäss 
anerkennen müssen, da sonst leicht die Fürsorge für Wahrnehmung 
der katholischen Interessen in Hintansetzung und Vernachlässigung 
der staatlichen Rechte umschlagen könnte. Beschwerden, welche 
hierauf basirten , sind uns auch so wenig in den vorliegenden Schrif- 
ten aufgestossen, als Klagen über die durch jene Stellung notwen- 
dig bedingte Verlegung der Kirchencommission von dem bischoflichen 
Sitze an den der Centralverwaltung, wohl aber und u. E. nicht ohne 
Grund, ein Bedauern, dass die im J. 1803. im Geheimen Raths-Gollegio 
gebildete katholische Gonferenz eingegangen, und die bierin ftr 
die Entscheidung katholischer Fragen in letzter Instanz gegebne 
Garantie verloren sei. In der Stellung und Zusammensetzung der 
Section selbst seheint uns eine solche nur so weit gegeben , als die 
an das Staatsministerium gebrachten Angelegenheiten weder dort 
vorbereitet und angeregt sind, noch mit einer vorgingigen Verwal- 
tnngsmassregel des Departements, gegen welche Reenrs ergriffen 
oder Beschwerde erhoben wird, in Verbindung stehen; denn in die- 
sem Falle allein ist die Section und deren Vorstand für so uabethei- 
tigt zu erachten, als ea für das Gewicht der von ihnen etwa erfor- 
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Herten gutachtlichen Aeesserengen unerfassJicb erscheint. Jene Vor- 
aussetzung dürfte aber, ganz abgesehen von wirklichen Recursen, 
seilen zutreffen, 4a selbst für den von Nebenins (IL S. 153.) her- 
vorgehobenen Hauptfall, wo im gewöhnlichen Laufe der Geschäfte 
katholische Fragen an das Staatsministeriuni gelangten,, für die Be* 
setznng nenrfich derfrarr- und Lehrstellen, eine Mitbetheiligung der 
Seetion durch deren Vorschlagsrecht gegeben ist, ausserdem auch, 
so viel bekannt, Vorbereitung und erster Entwurf neuer kirchlicher 
Verordnungen in den Händen der Seetion liegt, und der erste Au- 
stoss dazu meist durch Bedürfnisse, welche sieb bei der von der 
Seetion in oberer Instanz geleiteten Verwaltung herausstellen, gege- 
ben sein wird. Je seltner man sich wird entschliessen kennen, Ilaass- 
regeln und Pline der höchsten Laadesbehörde zuvor dem gutacht- 
lichen Urtheile von Hannern zn unterwerfen, welche auf einer Bie- 
deren Stufe der Beamtenhierarchie oder vielleicht gar ganz ausser- 
halb derselben stehen, und je offener der Verf. der Gegenschrift 
zugesteht (II. S. 153.), dass den Mitgliedern des StaaUariaisteeii 
grösstenteils das jus canonicum etwas entfernt liege, und nur selten 
„eine canonistisebe Specialität" sich unter ihnen finden werde, durfte 
es sieh wohl nicht in Abrede stellen lassen, dass in der jetzigen Or- 
ganisation des Staatsmiaisterii für allseitige Beachtung der besondere 
katholischen Interessen und Grundsätze, und für genaue Kenatniss 
der canentschen Formen und Vorschriften keineswegs eine so genü- 
gende Garantie gegeben, und nicht mit gleicher Sicherheit auf das 
entgegenkommende Vertrauen der katholischen Unterthanen zn rech* 
nen sei 9 als bei jener Einrichtung des früheren Geheimen Raths. Her- 
stellung einer solchen Conferenz, welche ja weder die Freiheit des 
Regenten in der Bildung des Raths, mit welchem er seine Person 
umgeben will, beschrankte noch demselben die alleinige letzte Ent- 
scheidung entzöge, möchten wir daher nicht für unnütz erachten, 
und schon dies zur Beruhigung der katholischen Gemüther förderlich 
halten, wenn anch nur ein des canonischen Rechts sowohl als der 
Landesverfassung vollkommen kundiger Beamter, welcher gar keiner 
andern, oder doch keiner mit der kirchlichen Verwaltung irgend 
cennexen Dienststellung angehören dürfte, der obersten Centralbe- 
hörde als Gonsuient für alle katholischen Angelegenheiten beigeordnet 
würde« Unseres Dafürhaltens wäre damit zugleich für angemessene 
Erledigung gerade der schwierigsten Falle der kirchenhoheitlichen 
Csncurrenz in Kirchensacben ein sicherer Anhalt gegeben , für die 
Falle neinlieb, wo nicht sowohl von Privaten oder niederen Clerikern 
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gegen Manssregeln des Ordinariats, insbesondre wegen Misbranckn 
der geistlichen Gewalt eine Beschwerde bei den Staatsbehörden ein- 
gelegt wird, sondern wo die Landesbehörden selbst ex ojficio den 
s. g. recursHM ad Principem zn nehmen oder sonst gegen die oberen 
Kirchenbehörden einzuschreiten sich veranlasst finden; denn in sol- 
chen Fällen kann doch die Prajudicialfrage, ob überall aemlicb ein 
Misbranch der geistlichen Gewalt oder eine Verletzung der Amt*» 
püichten vorliege, der Entscheidung des Ministerü des Innern oder 
des katholischen Departements nicht füglich anbeim gestellt werden, 
da beide gewissermassen ab Parthei oder doch als personlich "bethei- 
ligt erscheine». Und wer dürfte es sich endlich verhehle», daes in 
den evangelischen Staaten Deutschlands für keine Parthie der innern 
Staatsverwaltung sich eine grossere Unsicherheit mauifestirt, als in 
der Leitnag der katholischen Kircheoangelegenheiten, und dass diese 
zn nicht geringem Tbeile in mangelhafter Kenntnis* des canonisehen 
Rechts ihren Grund hat. Einen andern als üblen Eindruck kann ea 
aber nicht machen, — dessen zu^geschweigen* dass dies leicht dem 
Staatswohl wirklich nachtheiligen Bestrebungen zum Vorwand nnd 
Deckmantel dienen könnte, — wenn in neuerer Zeit so häufig Maass- 
regeln, welche die Regierungen getroffen oder doch schon geneh- 
migt hatten, wie insbesondere beiVacanzen der Btsthtimer, hinterher 
von Rom aus als uncanonisch beanstandet oder gar ohne weiteres 
geändert werden, und wenn dann bei näherer Erwägung wirklich 
nichts übrig bleibt, als entweder solcher Correction sich zu fügen 
oder mit dem Oberhaupte der katholischen Kirche in GonSict zn 
treten« 

Auf die Stellung 'des Kirchen -Departements au den unteren 
Landesbehörden, insbesondere den Kreis-Directionen geht die 
Beschwerdeschrift, uad somit auch deren Widerlegung nicht näher 
ein. Bei der Stellung, welche den Directionen als mehr ausfahren- 
der Behörde angewiesen ist, und bei deren bureaukratischer Einrich- 
tung dürfte den Interessen der katholischen Kirche dadurch aus- 
reichend genagt sein, dass den ausschliesslich oder überwiegend 
dieser Gonfession zugehörigen Kreisen Manner gleichen Bekenntnis- 
ses vorzusetzen constantes Princip der Regierung geblieben tat 
Anders stellt sich z. B. die Sache für Preussen, wo den Ober-Prlsi- 
dien theils eine umfassendere und selbständigere, theils eine mehr 
leitende nnd anordnende Einwirkung auf die katholischen Kirchen* 
angelegenheiten zusteht, und wo abweichend von der sonstigen Ein- 
richtung der Provincial- Verwaltung die Wahrnehmung dtrJmra circa 
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mctc sich ia 4er F erse« Eises, 4er cvaag e lischo« Lehre aagethaat« 
Beamtem eoaeeatrirt. Hier mochte et «Iberer Erwägung nicht au*» 
werth. erscheinen, oh sieht die Beiordnung eiset arit dem caaoni scb cn 
Rechte vertraute« Bai ia 4er katholische« Kircbeuverwaltnag wohl 
bewanderte« Beiraths an so eher sieh empfehle« sollte, als ia de« 
ihrige«, gleichsam die Stufenleiter zu jeaeai eiallossreichea Amte 
biMeadea Kreises der iaoerea Staatsverwaltung sich zu Erwerbung 
ausreiebeader Bekanntschaft mit dem gesummten Gehiete des katho- 
lische« Kircheaweseas aar selten und ia geringem Maasse Gelegen« 
hek durbietet. Doch kennen wir hierauf, ohae voa aasrer eigent- 
Aafgahe abzuschweifen, nicht* naher eingeben, und wollen ia Betreff 
des Badischea Verwaltung*- Organismus nur noch bemerke«, dass 
xwar ia der Zeit vor WiederhersteltaBg des Episcopats, aachdem 
mit der factisebea Auflösung des alten DiOcesan- Nexus oad mit Ein- 
ziehung der Stifter die frühere Verfassung der Rural-Kapitet io Ver- 
fall geratbe« war, hiareicheBdo Veraalassaag und selbst eiae gewisse 
Notbweadigkeit so der im J. 1810. beüebtea Einrichtung landesherr- 
licher Bezirks -Decanate vorgelegen haben mag, wodurch einem aas 
der Mitte des Pfarrclerus zu erwählenden Geistlichen, voa Staats- 
wegea and mit Unterordnung anter die Kreis- Directionen\ die 
Aufsicht Ober das gesummte Kirchen- and Schulwesen Obertragen 
wurde, dass indessen unseres anvorgreifliehea Dafürhaltens, nach 
Gründung des Erzbisthums und mit Herstellung der althergebrachten 
Archipresbyteml - Einrichtung ia den erzbischOflichea Decaaatea, 
jene Neuerung als bloss provisorische Maasregel hatte behandelt nnd 
aufgehoben, oder doch in die Form eines blossen Schul- Inspeetorats 
umgewandelt werden können und sollen, indem ja in gemetnschafU 
lieher Auswahl der zum Decanate zu befördernden Pfarrer, und selbst 
schon in dem Confirmationsrechte der Regierang ein aasreichendes 
Mittel zur Wahrnehmung der besonderen Interessen der Landesver- 
waltung vorzuliegen scheint, uud bei einem solchen Doppel -Decanate, 
als zur Zeit noch besteht, zu Conflicten and Weitläufigkeiten ein 
eben so unvermeidlicher Anstoss, als ia dem Süsseren Pormalismus 
des Kirchen wesens ein zu greller Widerspruch gegen die vor allem 
zu erstrebende Harmonie zwischen Kirchen- und Staatsverwaltung 
gegeben sein dQrfte. 

IV. Von höherem Werthe und grosserem Gewichte, als die 
äusseren Formen der kirchlichen Landeseinrichtung, welche wir bis- 
her berücksichtigten, ist die richtige Grenzscheidung zwischen den 
der Staatsgewalt als Ausfluss der Kircbcnhoheit beim Kircheoregi- 
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ment gebührenden Rechten und der selbständigen Gewalt der Kir- 
chenoberen, damit weder unter dem Scheine bloss schnUboheiUicber 
Einwirkung den Landesbehörden wesentliche Episcopalrechte betge- 
legt werden, noch die wirklichen Jura circa sacra in die kirchliche 
Verwaltung hemmend nnd störend eingreifen. Nach Anleitung der 
vorliegenden Schriften wollen wir zum Schluss noch in dieser Be- 
ziehung die katholischen Zustände Badens in näheren Betracht siebe«, 
erachten es jedoch für angemessen, nicht bloss auf einzelne flanptr 
momente uns zu beschränken, sondern auch in Betreff dieser gleich- 
zeitig die Stellung nnd die Rechte des Episcepats ins Auge zu fas- 
sen, und so äussere und innere Kirchenverfassung mit einander zu 
verbinden. 

Ob überhaupt es rathsam sey, die gesäumte Verfassung nnd 
Verwaltung der Kirche in ihren Beziehungen zum Staate und je nach 
der Seite der den Staatsbehörden gebührenden Ein- und Mitwirkung 
hin gesetzlich zu reguliren und bis in das geringere Detail bleibend 
festzustellen, könnte von vorn berein nicht zweifellos erscheinen. 
Der Geist unsrer Zeit verlangt allerdings wo möglich alle Lebens- 
verhältnisse gesetzlich geordnet, vermeint auch anf diesem Wege 
alle und jede ordnen zu können; je mehr in unsern Tagen einschrän- 
kende Gesetzes- Vorschriften für minder bedenklich und missfällig 
gellen, als einschreitende Maassregeln der Verwaltung, um so unvoll- 
kommener erscheint ein Zustand, wo, wie noch im vorigen Jahrhun- 
dert fast überall» die Principien unseres heutigen Kirchenstaatsrecbts 
mehr auf der Präzis der Regierung beruhten und in dieser sich kund- 
gaben, als gesetzlich sanetionirt waren. Indessen dem Gewinne fester 
Normen steht jedenfalls der Nachtheil zur Seite, dass dann, will man 
nicht die Kraft des Gesetzes «chwäehea, kaum etwas andres als des- 
sen rücksichtslose Durchfahrung übrig bleibt, unbekümmert um die 
daraus erwachsenden Collisionen, und wie viel Gründe auch im ein- 
zelnen Falle dafttr sprechen mögen, geringfügigere Ungehörigkeiten 
oder Hintansetzungen der landesherrlichen Gerechtsame» zu ignnrirea. 
Auch scheint die Erfahrung dafür zu sprechen, dass, je mehr hei 
solcher umfassenden gesetzlichen Fixirung der Jura circa sacra selbst 
der Schein der Freiheit verschwindet, welche die katholische Kirche 
für sich und ihre Obern in Anspruch nimmt und mindestens formell 
wahren zu müssen glaubt, um so eher deren NichtZustimmung zu der 
vom Staate mit Recht angesprochenen Goneurrenz Gestalt und Form 
eines ausdrücklichen Protestes annimmt Wie dem nun aber auch 
sein möge, nicht bloss auf Anerkenntnis Seitens der Kirche wird die 
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Regierung fttr ibre kirchenhobeitlichen Rechte verzichten müssen, 
sondern sich auch die Schwierigkeit ihrer gehörigen Begrenzung, 
und zugleich dies nicht verhehlen dürfen, wie wenig eigentlich mit 
dem Principe gewonnen ist, in welchem man meist ffir jene Grenz- 
regnlirung zwischen Kirche nnd Staat eine einfache Formel gegeben 
erachtet, dass nemlich in ihrem Innern die Kirche unabhängig sei, 
in ihren äussern Verhältnissen die Gewalt und den Einüuss des 
Staats anzuerkennen habe. (IL S. 83. ff.) Denn soll etwa der Um* 
lang der Interna ecclesiae auf Lehre und Cultns beschrankt werden, 
ohne Röcksicht darauf, dass in der katholischen Kirche die Verfas- 
sung wesentlich aaf dem Dogma beruht, ^und dass eben so wieder bei 
der jurisdictio Jon intemi Cultus und Dbciplin untrennbar verbunden 
sind? und würde nicht jene Freiheit im Innern völlig illusorisch, 
wenn unbedingt und ohne weiteres dies schon die Gewalt und Con- 
enrrenz des Staats reichlieh begründete, dass ein kirchliches Ver- 
hiltniss, wie mittelbar immer und entfernt, auch auf das gesellschaft- 
liche Leben und die bürgerlichen Verhältnisse Einfhfss äussert oder 
in irgend welcher Beziehung zur Staatsverwaltung uud deren Inte- 
ressen steht? am wenigsten aber wird man, wo die katholische Kirche 
mit anerkannt öffentlicher Verfassung besteht, jenen Gegensatz der 
Interna und Externa, die Selbständigkeit und Unterordnung, dahin 
lassen können, dass den kirchlichen Gewalten hauptsächlich nur das 
Recht der Aufsicht, *der Ermahnung und Belehrung, eine mehr mora- 
lische Autorität gebühre, eine execntive Gewalt dagegen und das 
Recht zu dispositiven Anordnungen oder legistativer Feststellung der 
kirchlichen Verhältnisse überall nicht zukomme. Und nicht bloss 
dass solchergestalt ein durchgreifendes Kriterium fehlt, wonach in 
der Idee sich Inneres und Aeusseres scheidet, dass im Leben, wie 
man auch diesen Gegensatz fassen möge, beides in einander über- 
gebt oder doch in naher mannicbfaltiger Berührung zu einander steht, 
welches soll denn von jenem ganz abstraeten Gesichtspunkte aas die 
Grenzlinie sein, wo in Betreff der Externa die Gewalt des Staats ab 
alleinige aufhört und in blossen Einfluss sich umwandelt, wonach -sich 
Art, Umfang und Zweck solcher Coneurrenz bestimmen? 

Als bindende Norm fßr das gegenseitige Verhältniss zwischen 
Kirche und Staat kann allerdings die Verfassung der katholischen 
Kirche, wie sie im Laufe der Jahrhunderte sich ausgebildet, seit der 
Reformation in Deutschland sich festgestellt hat, in keiner Weise 
mehr gelten. In weltlich -politischer Beziehung hat die Säcnlarisation 
Deut sc h l ands Hierarchie vernichtet, und das Staatsrecht der Gegen- 
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wart ist ei* anderes gewordeo, als das zur Zeit des Deutschen Reichs; 
nicht mehr neben oder gar über dem Staate steht die Kirche da, 
sondern nur im Staate ist ihr eine corporative Existenz geblieben, 
fflr welche nach der politischen Seite hin Geschichte and Recht des 
Mittelalters alle praktische Bedeutung so unwiderbringlich als unzwei- 
felhaft verloren haben. Ihrem ganzem Umfange nach and in voller 
Integrität ist auch aber die Kirche als Corporation die Souveränität 
erworben und Wohlbegründet, und Ober deren Glieder wie Oberen 
jede Regierung innerhalb der Grenzen ihres Landes die Rechte 
der Staatsgewalt zu oben berechtigt und berufen. In ihrem kirch- 
lichen Bestände dagegen hat die Deutsche Hierarchie jene Zeit poli- 
tischer Umwälzung aberdauert; nicht durcb eine auf freier Gewährung 
beruhende Reception, welche deshalb auch je nach Ermessen «od 
Belieben Bedingungen und Einschränkungen unterläge, haben die 
früher evangelischen Reichslande eine katholische Landeskirche ge- 
wonnen, sondern diese, unter vorbehältlicher Währung der Souve- 
ränitätsrechte, *nur in und mit der dermaligen Verfassung überkom- 
men; so weit diese nicht mit der weltlich -politischen Stellung der 
Prälatnr .zusammenhing, hat sie sogar eine bestätigende Garantie bei 
dem Uebergange nnter eine neue Landeshoheit gewonnen. Der 
Verfall des Kirchenregiments in der nächst folgenden Zeit kann kei- 
neswegs als Auflösung der Kirchenverfassung, dessen Reorganisation 
nicht als neue Reception der katholischen Kirche gelten, bei welcher 
deren innere Verhältnisse wie äussere Beziehungen einseitig neu 
geordnet werden dürften, jind eben so wenig wird man die aus Rechts- 
pflicht geschehene Redotation der Bisthttmer für einen Rechtstitel 
erklären können, um fflr die Staatsgewalt neue und grossere Rechte 
in kirchlichen Dingen zu vindiciren , als ohnehin schon in Folge der 
Souveränität und der über die Kirche und ihre Glieder gewonnenen 
weltlichen Hoheit dem Landesherrn zuständen. Für die Feststellung 
der Beziehungen, in welchen die kirchlichen Angelegenheiten zur 
Staatsverwaltung stehen, wird daher die damalige Verfassnag der 
katholischen Kirche, wenigstens ihren wesentlichen Bestandteilen 
nach, als Aosgangspunct jedenfalls nicht bloss gelten können, 
sondern anch müssen. Politische und bürgerliche Vorrechte werden 
freilich weder der Kirche als Corporation noch deren Obern um 
ihrer geistlichen Stellung willen von Rechtswegen gebühren, sondern 
hängen von der Landesverfassung und dem Ermessen der Landen- 
herrschaft ab; noch weniger kann die Kirche auf dem Gebiete des 
bürgerlichen oder politischen Lebens irgend eine Autorität neben der 
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Staatsgewalt, geschweige denn Ober diese selbst ansprechen. Andrer- 
seits dürfen diejenigen Rechte in kirchlichen Dingen, welche die 
früheren Herren der neu gewonnenen Territorien entweder als 
Grundherren oder als. Landesherren besassen, als übergegangen 
in so weit anerkannt werden, als sie nicht mit der damaligen Reichs-, 
Landes-' und Kirchenverfassong in so engem Gonnexe standen, dass 
nach deren, unwiderruflich nun einmal eingetretenen Aufhebung auch 
für sie gar kein Grund mehr der Fortdauer obwaltet. Unzweifel- 
haft wird endlich die Landesherrschaft bei kirchliehen Angejegen- 
heiten ein Recht der Mitwissenschaft in unbedingter Allgemeinheit 
ansprechen, und das in dem Wesen der' Staatsgewalt begründete* 
Recht der Aufsicht und Controlte geltend machen dürfen, und da sie 
ihre eignen Rechte wie die Interessen des politisch -bürgerlichen 
Lebens überhaupt selbständig zu schützen, zu wahren und zu for- 
dern, eben so sehr berufen, als mittelbar betheiligt ist bei der Wahr- 
nehmung und Entwicklung der kirchlichen Interessen, da die Kirche 
nur die Verfassung, in und mit welcher sie in den Staatsverband 
eingetreten ist, als ihr Recht anzusprechen befugt ist, bo wird neben 
jener Aufsicht bei Handhabung des Kirchenregiments die Staatsge- 
walt auch ein Recht der Goncurrenz in der Art ansprechen können, 
dass sie die Fürsorge der kirchlichen Gewalten für religiös -kirch- 
liche Zwecke nnd Bedürfnisse bald anregt bald unterstützt, und dass 
sie, bald durch directes Verbot, bald durch Verweigerung ihrer Zu- 
stimmung nnd Mitwirkung, überall einschreitet, wo mittelbar oder 
unmittelbar die Hausregeln und Anordnungen der Kirchenobern die 
Interessen des Staats oder der Unterthanen, die Rechte der Landes- 
herrsebaft oder des Einzelnen zn gefährden oder zu beeinträchtigen 
scheinen. Im übrigen dagegen wird stets und überall davon auszu- 
geben nnd daran festzuhalten sein, dass die katholische Kirche nicht 
ein blosses Staatsinstitut ist, sondern ein unzweifelhaftes Recht zn 
selbständiger corporativer Existenz im Staate hat, und dass das 
wesentliche Fundament ihrer Verfassung, wie diese aus der Lehre 
heraus durch ihre eigne Gesetzgebung sich geschichtlich entwickelt 
hat, unverändert bleiben muss. Eine wahre potestas, die der Staats- 
gewalt zwar nicht gleich, aber doch analog ist, wird daher, unbe- 
schadet wie unerachtet jener Rechte der Landesberrsehsft, den Kir- 
chenobern für das gesammte Gebiet der kirchlichen Angelegenheiten, 
4er innern wie der äusseren, gebühren, und als das verfessungsmäs • 
•ige Organ dieser pvtestas, zugleich als der Mittel- und Ausgangs- 
punkt der gesammten kirchlichen Verwaltung kann. nach wie vor das 
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Episcopat allein gellen, welches, trotz der Unterordnung einerseits 
unter das Oberhaupt der Kirche, andrerseits das Oberhaupt des Staats, 
über alle Beamten, Diener und Glieder der Kirche das volle Recht 
einer wahren Autorität ansprechen darf, und in welche« sich, wie 
im* Landesherrn jene raebr negativ- indirecte, beaufsichtigende, und 
zustimmende Mitwirkung, so die mehr positiv-directive, anordnende 
und verwaltende Fürsorge ftir alle kirchlichen Interessen und Bedarf- 
nisse concentriren muss. 

Ffir das gesammte Gebiet zwar der Kirchenangelegenheiten, 
aber doch immer nur in bestimmter Beziehung und Richtung, ge- 
bührt sonach der Staatsgewalt ein. Recht selbständiger, gleichwohl 
nicht unbeschränkter oder beliebiger Goncurrenz. In welcher Art 
und Form, nach welchen Grundsätzen und durch welche Organe d^ese 
mitwirkende Autorität zu oben sei, wird innerhalb der rechtmäs- 
sigen Grenzen dieser, in der Souveränität des Staats und in der 
Landsässigkeit der Kirche begründeten Gewalt allerdings dem freiem 
Ermessen der Staatsgewalt so lange anheimgestellt bleiben, als dies« 
sich nicht durch Verträge oder Concessionen gebunden hat. Jene 
Grenzen selbt aber werden je nach der inneren Verschiedenheit der 
einzelnen Kirchen -Angelegenheiten auch in verschiedner Weise sich 
bestimmen, und können zugleich nur festgestellt werden mit Rück- 
sicht auf die Eigentümlichkeit der gemeinen wie besondern Verfas- 
sung der katholischen Kirche überhaupt und der einzelnen katho- 
lischen Landeskirchen, wie diese sich in früherer Zeit entwickelt hat 
und zur Zeit der Säcularisation und Mediatisirung der Deutschen 
Kirche in unzweifelhafter Wirksamkeit bestand. In dieser Beziehung 
also 'steht der Kirche, gegenüber der Landesherrschaft, ein wahres 
Recht zu, dem ein abweichender Besitzstand einiger Decennien am 
so weniger derogiren kann, als entweder die Verhältnisse, unter wel- 
chen derselbe sich gebildet und erhalten hat, der Schlussfolgerang 
eines freien Verzichts auf an sich wohl begründete Ansprüche der 
Kirche entgegenstehen, oder wohl gar das in Frage stehende Recht 
als ein wesentliches, unverzichtbares Attribut der Kirchengewalt sich 
darstellt. Nur nach jener andern Seite hin kann die Kirche kein 
Recht ansprechen, sondern muss vertrauensvoll sich der Hoffnung 
getrüsten, dass die Staatsgewalt auch ihrerseits, mit all den reichen 
Mitteln, welche ihr zu Gebote stehen, die kirchlichen Interessen för- 
dern und die Wirksamkeit der Kirchengewalt unterstützen werde, 
dass dieselbe, wie sie ein harmonisches Zusammenwirken von den 
Kirchenobern zu erwarten befugt ist, so auch ihre eigne Mitwirkung 
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ttiefct durch formen nid VeradirHten bedingen werde» deren Hand- 
habung-, statt fioowkfen vorzubeugen, jene Harmonie bedroht oder 
doch im äussern Staats-* und Kirchenorganismus fast verschwinden 
Msst, vielleicht gar ohne Zweck nnd 'Grund der vollen Wirksamkeit 
4er lürehenobern hemmend entgegentreten würde, dass endlich dfe 
Regierung, mag ihr Refehl za frei beliebiger Normirung dieser Seite 
des Kirchenregiments und der Staatsverwaltung auch noch so unzwei- 
felhaft seiri, doch der wesentlich andern Stellung, in welche die katho- 
lische Kirche zu ihr, sie selbst zur Kirche getreten ist, auch dieser 
zum Vortheil Rechnung zu tragen nicht abgeneigt sein werde. Denn 
mag immerhin das Wesen Aer Staatsgewalt nnd der Inbegriff ihrer 
Hechte nnd Attribute davon nicht bedingt sein, in wessen Händen sie 
ruht, verkennen Rlsst sich gleichwohl nicht, dass die Stellung eines 
katholischen Pursten zur katholischen Kirche seines Landes nicht 
dieselbe ist, als dfe eines Forsten, -welcher für seine Person ausser* 
bafb dieser Religion*- Genleinschaft steht, und dass Einrichtungen 
Und Formen des Staatsorgan ismus, welche dort und bei wesenttfeb 
vorherrschender katholischer Bevölkerung, wie z.B. in'Oeslcrreich, 
ohne Widerspruch und Klage bestehen, durch Debertragung auf ge- 
mischte Territorien unter evangelischer Landeshoheit eine andere 
Bedeutung gewinnen. Eben so mügen wir weder verkennen, dass 
natu der ganzen Richtung, wefche die Verwaltiingsprinciplen unsrer 
Zeit genommen haben, es unvermeidlich scheint, jene controllirende 
und ^lacetirende Coiicurrenz der Regierung in alle Zweige and bis 
In das speciellere Detail der kirchlichen Verwaltung zu erstrecken, 
noch 'wollen wir (I. S. 30.) leugnen', dass Geschichte nnd neuere 
Erfahrung zn misstrauischer Besorgniss vor Ein- und Uebergrilfeu 
der Kirehengewalt nicht bloss Antass geben, sondern gewissermaßen 
'berechtigen. ' Immer indessen wird bei Handhabung nnd gesetzlicher 
Feststellung der landesherrlichen Jura circa sacra der Umstand für 
ein nlcfiüwenfger als unerhebliches Moment gelten dürfen, dass die 
Süssere Macht, durch welche jene Tendenz der katholischen Hierar- 
chie in früheren Zeiten wahrhaft gefahrdrohend worde, mit dem Ver- 
fette politischer Unabhängigkeit und des eignen territorialen Besitz- 
tums gebrochen ist, und dass auf die Bildung wie auf die Berufung 
aller Kirchen -Beamten und Obern, in deren Händen das Regiment 
der Landeskirche und die geistige Leitung der katholischen Unter- 
thaaea' ruht, fn jetziger Zeit den Regierungen ein verfassungs- und 
rechtmässiger Einfluss gesichert ist, welcher zwar zu unbedingtem 
Vertrauen nicht berechtigt, noch jene Gefahr gänzlich ausschlieft, 
KriL Jahrb. f. 4. KW. Jahrg. VI. H. Vit. 40 
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aber doch dea frühere* JahehnndcrAea freiad war, we die ßlcjUuer 
den Lande, welchem der Einzelne taaserlicb «Weh de* ihm ttuer- 
tregime Amt zugewiesen war, weder «othweadig durch Gebort mach 
der bürgerlichen RecbtssteUnng nach wehrhaft aagekerto«, and die 
obere episcopale Leitung de» Jurcheaweseas, ebne eile Beziebaaig 
zum territorialen Bestände das Reiahf, des geistlichen Mite! lade* 
der Deutschen Fanten anvertraut wer. 

V. Prüfen wir unter den vorstehend angedeuteten Geeicbta- 
punkiea die Klagen derBeecbwerdeecbrift Ober die vo*der£udi*cbee 
Regierung angesprochenen «ad zeither geübten Jurcheehohcijiichen 
Rechte, so ist de& Jus placeti ia Folge der Rainer IjUSereazea 
vielfach Gegenstand nftberer Besprechung gewesen* «ad weao dar 
Be*chwerdeßlhrer (I. 3* M.) aas der Eiasichtsaabme der Uederhert- 
licben Behörde»,, welche die Pragmatik v. SO. Jan. 1830* im §. 4. 
auch bei Erlassen reia geistlichen Inhalts vor und zum Bebnfe der 
Pablication erfordert, folgern will* das« darnach die Glaubenslehre 
der Katholiken einer laod^berriicben Genehmigung unterliege, deren 
ReligiensQbnng rem Gntbefinden der Regierung abhinge, dasa diese 
damit sich das Recht zuerkannt habe, „die Ketboükee des Laadee 
zu Protestanten, Heiden and was sie will zu machen", und dieselben 
„ia ihren heiligsten religiösen Rechten zar Sclaverej. herahdrücke*, 
so liegt Grundlosigkeit, lächerliche Uebertreibanf , wie Genauigkeit 
dieser Anschuldigungen in solcher Evidenz vor, des* deren Wider- 
'•W$ (U. S, 01,) nicht minder überflüssig erscheint, als der nihere 
Erweis 4er vollkommenen Rechtmässigkeit des J*s ftUceä Oberhaupt. 
Auch darüber wollen wir nicht weiter Worte verlieren, ob picht za 
grosserer ßerohigeng .der kathplischep Unterthenen eine ähnliche 
Versicherung, wie in der knrhessisckeu VerCassungeurkunde, dasa die 
Regierung die Bekanntmachung aller bloss einer EinsichUnahsne 
upterworfeneq Erlesse nicht hindern werde, wenn deren Inhalt desa 
Staate keinen Nachtbeil bringe, mü jener Vorschrift bitte verbanden 
werden können; eben so Jessen wir es dahin gestellt, ob von der 
ausdrücklich zur Pflicht gemachten Erwftbnüng des Placets bei PoMi- 
catioa kirchlicher Gesetze erheblicher Gewina an erwarte*, fleht, und 
ob die« nicht zu den entbehrlichen Formellen zu stellen sei. Wir 
beschränken uns vielmehr auf die Bemerkung, das* uns vor der nahe- 
stipisaten Fassang des §. 4., welcher för alle Verpcdeuogcn, durch 
welche Geistliche oder Diöcesaaea „su etwas verbanden werden?' 
sollen, ein eigentliches Placet vorschreibt, dabei aber fU& Folgen 
otwaniger Verweigerung gar nicht o%r berührt, o>s Religion^- Edift 
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der «eJtlicbea Obrigkeit« aal diejenige* v1 «etsUicben Ver* 
•rdeaagee, welche die Jettere Staalelage des UnteribaeeB mittelbar 
#4*r BBnüHnlbir aftciren", Jke eefrr äaU nnd tait 4er eigeeOkbe 
Z w ^ ck end Gfinad des fteeeti wenigstens angedeutet ist, xogfeivfc 
mtk «ihüti wd, wje üb Vortegmg gesekekea solle m zpr Erike** 
Uu^mmMr%&Um4m^rU\jmMt^Phu%i 9AßrK^^üuuug utd freuest 
sBbaftlichen Beseitig nag. 4er Uaa etwa beiwohnenden An\+ 
sil b4#", die ftagemeg alte weder einseitige Aepdereng&bcfugnias 
Baeh Wiegte «4er Mea* nerUefe PUceUnwg anspreche, Grtoteref 
B ed e n k en degey ab der §» 4. bat in 4er eberrheinischen Pcovteg 
eW §* g» jener Vesordo. v- J. J83P-, em«t» welcher in fest w4K*> 
Udker tMeeetns*in»nang »* <•** Oesterr. Bofdeerete v. %7. kttrg 
»7»I* a¥e bedeskwUeheGenebn^Bf 4er Rftniscliea Beile*, fir* 
vee ete. „wob ftr Rlle frt^rea e*h*UicheA Anordnnnfea, sobald 
cUvoe Gebraaeh . gtins^ht werden will* 4 erfordert» und n selbst für 
MpeeeMMB» Batlen," die Gültigkeit nur so keg* dauern l*ssj, «ajs 
■jebi im Staat» dnrek «euere .Yertcfkmegen etwas anders eingefilbxt 
wMK Unbegreiflich i*t e» »war, wenn die Be&cbwerdescbrjft bier r 
nee tadelten will* daes sonaeb die ttegierueg auch das Landesbier 
tbeei naeh GaJbe£adeji wieder Aufheben kOnqle, daes die KatkelUtan 
„apr n*efc ans Gnade im, I*a4e 4 gejätet" wfrde* und »kein Recb> 
*v»r reli^Beee JWateex" fafttten (), S r 54r 56.) Dar W^emberr 
fifidiee^bein>en^üi$^fte&o|utioe. yow iö« Jaew J3$3. (Lfregnef 
&t 105.)» w#lebji.ai»r.9erBhAgBjtf Ahfr «beliebe Besorgnisse erklärte, 
des* jenw Vbesebrift „sieb keiasswegssuf Glaubenslehren, nud weaeu,fa. 
IMP JW%MtnaliaadlonjaB besiehe", eed das* es niebi in , der Absiebt 
de» ftegier<n*g liegen banne, „die Glauben* und Beligieiiifreihett der 
bUheliacM kUrene irgend anzutasten", bftt|e es unseres Brückten* 
«befall Riebt bedurft. Aber anch in Beirief der eigentlichen EctU- 
süuticß* im Gegensätze 4er Spirilwtißt iai jene Bestimmung riebt 
unbedenUieh «nd näherer ßrvväguog bbi 19 inebr werib t *1» aueb 
*m4*rtm*tU ges^ U lich e Sanelienirnng jeeer GtnndsHUe ralhsam er^ 
«ebaanefi i#t. Ais SinguUrU^t $\e\$ tax die /nähere Zeit jene Qe^Usr- 
reicbUcbe Vemrdwng n. W. da» wie denn munonilic^ auch 4ie 
Prensawcbe üeselggebiinf des veqgen Je^rfc. ttberall nnjr auf oe^e 
B«baUiebeVeirerdBj9ngeB da« Plazet MzogfiO* uad nirgends eine Revor 
eabiJUlt deaseU^f ansgeseraeben ha^ : und seilet dem neueren^Betri- 
Bcbee Stnateneebte einet eokbei V,orfebriÄ unhekaenl ift; «bat ah*r 
in BMiealBaiJBeben Idbide/a ii* n*cfc ^ipe gan* andere Bedeutung 
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gewinne, ist nicht zu verkennen. Ob 4m Plueet in jedem einzeln«* 
Falle nur bedingungsweise oder widerruflich gegeben werden dorfc, 
und keineswegs bloss, wie auch §. 21. des Edtets v< 14. Mai 1897. 
vorauszusetzen scheint, zwischen Brtbeilung oder Verweigerung dto 
Wahl gelassen sei (II. S. 89»), steht o. B. noch dahin, weil doch 
Immer bot die politisch -bürgerliche SchidNcbfceit* efcht 4#> kircw* 
Hebe Zweckmässigkeit der betreffenden Erlasse hier das Kriterium 
bHdet; und was etwa ausnahmsweise iu elnanJoeir Fallen noibwondig 
werden kann, zu einer allgemeinen Regel in erbeben, welche aa- 
scbelBend der ganzen Verfassuags-Einn>htoug die Gewahr der Fort- 
dauer entzieht, widerstreitet jedenfalls der uNen Regelt Jmrm een> 
sttiiri oportet in Atr, ftne 4n\ to nUtotov, ff. e. ut phtttnmm «end» 
4u*t, nofi quae in nccQaXoyov i. c. ex inopinnU." Sott aber diese ftevo- 
cabilitit aof „wesentliche Einrichtungen 4 *, welche «in anerkannter 
(Geltung" stehen» keine Anwendung leiden (II. S. 91.), so mftftte 
ües unumwunden ausgesprochen sein, nicht minder, wean die Notb* 
wendigkeit nachträglicher Placetirnng nur flhr seiche allere Gesetz« 
beabsichtigt wäre, die bisher nicht in tttu waren, trotzdem -das* es 
an Veranlassung dazu nicht fehlte, nicht aber für solche, nacb wei- 
chen bisher schon, obwohl ohne förmliches Placet, immer verfahren 
worden, deren Reception also offenkundig vorliegt oder ftr «otefee, 
deren Gültigkeit bisher nicht bezweifelt worden, und zn deren spo- 
cfieHer Anwendung nur erst neuerdings eine Notbwendigkeit gegeben 
Ist; Dass endlich Falle eintreten kennen, wo kit*eMk*o Vorschriften 
And Einrichtungen , die bisher bestanden, dem Gemein wohin so un- 
bedingt nachteilig werden, das» der Regierung keine Watt bleibt 
■ich daruoer hinwegzusetzen (II. S.93.), sind wirzu leugnen weit 
entfernt Allein die kirchlichen Autoritären selbst in solchen FlHen 
zu deren Abänderung oder dispensathrer Hintansetzung zn bewegen, 
sieben der Regierung, falls es an bereitwilligem Entgegenkomme* 
fehlen sollte, Mittel genug zu Gebote; und die fortdauernde Besorg- 
niss der katholischen Unterthanen, die mannichfache Mtsdeutung, 
welche jenes anscheinend in unbeschrankter AHgemeraheit der Staats» 
gewall viudicirte Recht zu erregen und zu finden geeignet ist, dirftc 
zuletzt ein grosseres Uebct sein, als die vorü b erg eh enden Ringen 
oder Gonflicte, welche in den jetieufalls seltnen Fallen zu beftrehten 
standen, wo die Regierung, sich stützend auf das ake Sprichwort 
„Noth kennt kein Gebot", mit einschreitenden Verboten ober die 
Ybimefle Galligkeit jener Forschriften sich hinwegsetzte. Wir ver- 
hehlen uns nicht, das» bei Vielen diese unsere Ansicht Aastoss cr~ 
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rege» werde, getrosten na« aber der Autorität» welche wir datilr 
awe eiaem Re— t tpt e aeseer eignen Landesregierung geltend mache« 
ktaaen, welches (Bescr. des JasU u. Cab.-Mia. v. 17. Wi 1800») die 
für das anerkannte Ressort der geistlichen katholischen Gerichte eia- 
mal fsststekeede G ül t i gk eit der caaoeisehen Rechte nicht einmal durch 
gleichseitige Verweisvng an die Preussische Landesgesetzgebuag he- 
sehriahen weihe, sondern es rsthseeter erachtete» wenn etwa die 
Aaweadnng jeaer aaf eine Art geschehe, „welche der Wohlfahrt das 
„Staats«.« widemariekt, twUUnte casu durch die weltliche Macht 
„ Aaaailirnng selcher Senteaxen and Verffeguagea" eintreten an lassen. 
VL Das kli«heahehettliehe Redkt der Aufsieht, an sich gleich 
umawaifetkaft als das Jus pltcetf, hat nur an beiläufiger Klage Ober 
das persönliche Benehmen der Beaatfen gegen den geistlichen Stand 
(I. 6.101-, IL S. 137.)» nicht aa Beschwerden über die in Badea 
bestehende Gesetzgebung «der die leitenden Verwnltungsgrundsätse 
genährt. Jenes mOebte befremden, da es wohl kaum mit Grand and 
Zweck der htadesherrakken Kirchenhehek ia EiakJaeg stehen durfte, 
wenn das Ediet von 1807. in §.21« neben der „ Kenataissnahme 
„von allen GewaJtebandlongeti der Kirche in ihrem Innern" auch das 
Recht daaa rechnet, *alle jene Wirksamkeit der Diener, Gesellschaf- 
te« und Siaatsgenoeeen anzuordnen und au leiten, welche aar 
Erreichung des- kirchlichen Zwecks und zum Genuss der daraas 
aogtetek ftr dea SUat hervorgehenden' VertheiJe nöthig sind", oder 
wen* das €onst**Edict v. J. 1810. in der Beil« F. „die Oberaufsicht 
«her die Amtaftbreag der katholischen Geistlichen " zwar nur in allen 
den Staat berührende« Sachen dem katholischen Kirchen -Denarte- 
nteat beilegt, in der Beil« D. dagegen ganz allgemein die Amtsftk* 
rang der im Kirchen- oder Scbehresea angestellten Diener dea laa- 
deaherrtiehen De eaa e a zuweiset. Za um se schlagenderem. Beweise 
darf aber. weh* daa Stillsehweigen 4er Beschwerdesckrift daftr dienen* 
•ass i« der Verwahaag die Beaufsichtigung weder zu uoottzer Hem- 
mung derikitekliejiee Autoritäten neck za Eiumiachiing in das Mate** 
neue, der inneren Kiraheaverwaltdng geführt hat, die kndeshcrtv. 
liehen, oberen wie medereo, Kircheahehorden vielmehr bei aHer F0«v, 
. SitrgeJa* euaWoM der Landeskirche ka Ganzem (eiazeiae AasBahmSf* 
M\e, wie z.U. ia de* Angelegenheit des Sehaffhause* Veretas, könne* 
■seht in Betracht kommen) stets der Erinaeruag eingedenk gehliebea 
Sand* mit weioker im Ediet rem J. 1007. die Aofzekleng der laodei- 
kerrtichen floHeUsreekte schUeast, »das* Eteverstftndniss «Ueia zum 
Gedeihen sowohl des Statu als dar Kirche Ähre, das« diene*, daher. 
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1*' Alan billige* Dinge« gefordert werde« mi*»e+ lud«* *r keiner 
4er Mdc« €ewa!t**pbarett ein rleksicfacsloses Anide ban n gsbaeti ah en, 
e*d dM nur einseitig* Betebrankdeg an' einem Gemcfawehl Itthui 
fcmmei* 

In geaaoem Zotaimaeabange mit dem länietfherrifcbe* Ati&icate- 
reebta* aagletafc mit ner Jerisdtaioiiftgeweit der Kirchenebern steht 
der s< 9; Rtenrsut ad printriptm oder die JpptsUitio tdmptm* 
e* öbiisu. Bitte grtndtfebe Braetemag dieses Recbts der Sinategrf 
wak, im mit Rücksicht auf Geschickte ead Bittere tiesetzgebaitg so« 
weM die Pitte als die Formen vnd Wtrkengev, t* tmd mit weiebee 
iid safebe» Eümehrefeea der Isfalebberrlitbee Retorten etat* finden 
kam»** naher festzustellen, dürfte in jeder Weite wflnsebeenwertb 
brachtet wenden, Dean der Landcsberrscbaft die« Recht nbxaep*»» 
ebea Ist eben *e ttnmogtteh, als uaverJceenbar, <fess eszo-CeMirdaiig 
de* bireirifeheif Gehorsams, sa Sehwtebaog' der -den ?rabrteri ««4 
fefterfcer» gebabrenden Autorität, aa Aeftsekcreng' des kircbfeJftm 
Verbanden ftere* masste* welke nun h se «■bedingter' A%s 
hell*, eis die Worte der mefetea neoeren Gesäten* iasbeSondre 
Art Kdlet* ▼* 1, i8#T. §. 21. oder 4er fVagmtik r. h I8S6» §«, 36* 
baten, den Recora ae die Leedesbelfflrdee mit der Wtrkung gestnl* 
Wts des* diese sofort and in alten FaHev mit dfrettee Bat&öneidsnt« 
gen «der eassstorisebea Verflgnngeo einschreiten doriten» An einem 
andere Orte machen wir riefleiebt den Verstreb ^ dfeeea schwierigen 
Ptonet de* Rirehenstaatsrechttf einerLfttung aazaeihcrnj üer weiten 
wir, da ia dee vorliegenden Schriften daa-Beeanreebt biet* betlamfin; 
in Beeng aal die DtscipISnar-Jerftsdietien des Bischofs zer äemcfce 
gebrtobt wird (I. Ä. rö.f M IL S. 112. £ 11«. f.), nar Arä Veras** 
lesenag nehmen' ze eisigen Bemerbaagett abbr dea Standpunkt , wnl* 
ebe» M jnrisdietioealer Beziehung die newere uad aeneste Ba- 
dtsebe Gesetzgebung dea katholischen Kireben~Obem aagawiaaea bnt, 
: Das Retigi**s*Edfet r. J m 180& §. ». ballte die 1 geutfiofae» 
GerMite ,ybey demjenigen , was sie wlrWieb «*# ^iatikle Ober^e« 
^berdei vorbM geflbt babea ond m» abea 4as a u bws tsitfc eae Recbt 
^bateaa^, air^estoV« za befasaen erklärt, iakbaaowlre der'eo da#» 
dtetib» ki „Bbe^ «nd EbsVerspre^iis-Seebdii^ dVrgestdb bestätigt 
daaa ahiftHreHaw ibaea sagar; #o' ea bar^ebracbleat, Ober die ae-* 
aa al e # isdbei> Ct?iifoigee der Bbe ze erkesaes gemattet sala saMt» 
(I:&§6^ za weaiaiiltiaher'iliigMaknvg dar bircbiicbre*JarisdietidB»* 
fwbaüattse kam 4s aber icbvW im ReHg.-Kdteie dea i. »47. Ner 
^ia Saebca dee-GewiMdna «der 4br BrftHwg der' IMiftsma- and 
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der 

IM Staate» k**- 

KMMaaeeartea, 

Jtr aüe Süleaatliiu" «*raa, avar aar Ait w te g 

ZamagmUal« M^i, dafcei jedeck ^gnx 

akkaagig aale aatoaa, Hiagagea „Stra*- 

wahHcfce Virataie", aaak der KMüteir, 

f tHreetaancaiaeafwett Baer apelv* 

liefet Aagelefeakgitaa^ watet hi §. I5> a k i rkt a et attae arkUrt »trat, 
^w» der Gigaa iliii ia udiecd^Lijhieii«iktlUiwie keetekt*» eeHer 
KMa «Jm ab aaf Gwad m^ imr imnU widerte*.» 

ticke« fikcaackaa eaaekk (Mi fiageattti der flaeataBea, FataieaU, , 
J)ecäaeJaaaaea a» derai.) wvn swar v dees üt ejeeajcater Bfatar atete» 
ia §* 15. MtriiiMt; atgwibea akar von der 4ea Merrera aad Dt» 
caata TatkakaiteBaa atMekee VefiUaka^r täte dfe Batsrirtfcea; 
akar „tesseriieBe Gftkigfceit «der Uae^tilaakeii« Ar Bkee, ee wia- 
attelgeeet •der Nkldtaktjuiajkeit eiaar aeilkakaa 
Treaeaeg" Jedigbek de» wetUetbaa Certeklea 
aad dem iäreeJieliea Qktraakftrdea aar die Ketaeaeaiaag der Feaat- 
YafaMaaa, „wdeke -flmeaee aaek kirektiekea Craeitltiee 
r, aeieeuaealrr ieefckea t tt aeka ia eiaar eaam kiltektaerdeaagswidHg'. 
»faageaaageaiti Eke akae S*ede fertleeea kflaaaa"* aad nwalckaa 
tm Slaate §etreaetea Eke|eaeea tack ikrta Rttigieetf raaeV 
stitte sa aiaar aadera tte am eckreitea erftaakt oder deea akydae 
§um§ue Oefcel aaekfeeeatB werden atase".; nickt »weiter alt«, ab" 
aaigrf f*nm mt*rmmm> teilte eiee Jafisdietioaela^walt der gabt ■ 
Bekta Baklrde .tortdtaeta, aad 4aa eaeeabekeai Reckt! ia dieeer 
Baaickaag kataajrlei teeklewarttedeade Ktefc mehr ikeiwakaea, «eaa«', 
deri kat kterie du «Vgaetutidtt-Ueeeiaa^kiiaa; #>• 4. ÜleV >eiekav- 
eaadeta aar far jea* eia n pafc geietbdkee Saakaa dm Reetert aater - 
ejeardaet; . BaateeJekk aqek m Beitef der aaliaeiliokta . aaa BiaaaV 1 
Vtfapkaa eWaettetiiekee* de*** Ahadeet; j e aaek der Arl daa.Uaimi 
iiSuaJaiaaaja tketb a#n JtraiidiraaeioetiBi tketb deai 
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I^dcse#heii»»Pepantemont und! de« GenereJ-Directori* im i 

de* Innere, theiis, was oe«lich die Diensteatlassnng betrifft, de« 

GesanMnt-afinfctcrio unerwiesen wurde« 

Unter solchen Unstinden nusste ailordiegs die Regiernag Bede«*» 
kee trage«, de« Art. 5. der Bulle „Ad dottwHCi gnegu" Are Bei- 
stunaaog zu geben; eher darf befremdea, data aack nachher ao gel 
wie nichts geschah, a« der bisebttflichee Jariadielioa eine Wirkeaaa* 
keii vä geben, die einigeraaseeo den Zwiespalt zwischen der Laa- 
desgeselagebuag und der „praesens etelesime .distiplinn" aesgegli- 
eben bflUe. Biae Herstellung des froheren /ort prioilegimti oie*. 
ricorum wird man swar der Regierung weder vee Rechtswege« noch, 
aas Gründen der Zweckmässigkeit zumutben ktfnnen, wenigsten« aieht 
weiter» als in Betreff der geringere» PoJizei vergeben, welche, nach 
Blaassgabe oaUrlieb der bestehenden L*m!esgeaetsgebang t ia so fern 
wähl aar Cognition der geistlichen Obern könnten gestellt werde«, 
als sie mit Verleiiuag der Standesplichlea «eist susaaMBeafaMea ««4 
bei einer desfaleigea Coacessioa eben sowohl dasPrieeip, dasaeigeab- 
lieh m solche« Fälle« die Stra%ewaJt de« Staate anstehe and aar ea? 
prfailegio dea Kirehenobern zur Handhabung überJasaea sei, gewahrt 
bjanbe, «Ja gegea Nachsieht und Nachklsaigkeit der geaUJiehea Befctr- 
den leicht ia Vorbehalten, gewissermasse« schon ohne dies« durch 
das Recht an oföcieJtem Recerse wegen Mtahranchs der Amtsgewalt, 
eise sichre Abhülfe an gewsamen wäre» Ehen so wenig wird an« 
der Katholischen Kirche darauf eine» Rechlsaaaaraeh ««gestehen 
ki— ce, dass in den «ahlreieben Reeklesaebeu, weiche frifcer als 
cmwäe mintae vor die geistliche« Gerichte geaogea werdea, wie« 
dar die bischöfliche jurisdioäo content**** eintrete. Auffallen «war 
darf es, dass, ohsehon die Frankfurter Graadsflge die Netbm*eedia> 
keil» die Ehen der katholischen Uaterthanen nach den Dagme« dieeer 
Kirche «ad ab Saeranent za behandeln, aaerkanat and densgemaas 
beiiAnaothrtionsklagfeB die Entscheidung den kirchliche« Behörden, 
dato welüiehen Gerichten «nr die laslreetioa der Sache ( da a «kern 
freilich aaeh die alleinige Cognition hei Klagen auf Ehescheidung vom 
Tisch and Bett) angewiesen hatte«, gieicbwebJ o. W. bis jetzt wen 
tere Sehritte an Herstellen« dea fori eetlesinsiiei in eeavis matri- 
n+ni&jikns nicht geschehen sind, ia de« Vtrdero^errefichtscke« 
GehfetsAette« fand swar die Baidiaehe Regiere ag dies/eren* aua ge 
hohe« Vor; aHein dies kann weder an sieh, da die Hm ab Sacra- 
«H*t- notk Wandig den^pintuntiimt aoaeaihlen ist, aoeh fa> die thri- 
ge» Laadesibetle entscheide«; u« so weniger, ek die seitdem «Wt 
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aock t»r SyooseKe a aoehea oder gar üil 
Wiiteagee der Hm) mreriadert aeerkaae* 

infwrunra pjtwt *** rYeesstsche 
mit BersteUaeg der g e felt icfc c a Bkegerfckte- 
am; ammer seeeste sogar ie de* U t i l e» des Landes, wo die 
Koikolilsan mt ei» Beck* der Mdewg geaoesea oder deck nach aÜ« 

ia> Rheeaehea ier wefetichea Jurte* 
■er neek dee »rVta^rttt ihrer BeN- 
gie»* geihi werdet le ikeKcker Weite wird e. B. auch die Badiecbe 
Regieraeg keie Bedenken tragen dirfc», sewelt den Bestttstaed, le 
welekem eie ihre katkolutkesi Geeiste teerkam, eed weither mit 
Aaaaahme dee Breesgea's iheraM ftr eine geisttioke Kkegerichlshar* 
keet sp r ac hen dtrfte, ab reohtehegrtadet aoanerkeaeen, eil neek 
dieser Beile kfia ehie Juradietiensgeweit des Bischofs ftr eie weseet* 
Kekes Steck der derek Brriekieeg des Landethtsthmas für «He Ge- 
■nmden eed Glieder der ketkeKsckee Kirche hergestettteu Ditftesa*- 
Vertasteeg na eenektev. Ohne Boristen freilieh der eieterieilee Bhe- 
geeetsgeheag, nm diese f9r die Katkolfken dem eaeeaischea Reckte 
x» aestnsiliren, wirde eiee solche fleretelleng der fclsthofticlien 
sieht nrtgtieh sein, eed seihst angesehen von dem 
Jteartte» cd JVtat>ent dOrften Cantelett rereehiedtter Art, ntment* 
Kek> was des Oeechtflsgaeg eed die Besetaeng der bischftflicheii Ge- 
ifahte, was die rein weltNeke» Bheverbote, die Wirksamkeit kirch> 
Heker Bfseeese helrNB, eeedfissltch sein. Indessen ie dieser Besieh 
keejg wie d e es weder an Vergingen andrer Lieder fehlen, noch aal 
k ereitwiiligeas ■ BwtgOfoeheaHaca der geistlichen Ohern an aweifeln 
nein, nnd eieNeiekt diiB e es sogar neck die r*rage sein, oh nicht 
dbeete He e neüeng dee ceeeeiechee Rechts se reehtsverhradender 
KvatVIto^se Beneitiguog •sooleWncher «ewfHete ten Gewinn wirr; 



Digitized by 



Google 



«34 fttotft— wber n>e ka*dli*a*n aVnsOaee in 

wafcbe naefc Je* jctafeea Stande -da» Baage fcwt* ¥ i ) fW ol aje r a ag dar 
ajetetlfckefc Dispense «der der Teatfnng, bei laweaaJelH'veftaenea, 
kergerkak eriankie« eder tri* di*pe*mi*mü geslatlatea Ekea, eekVet 
dar oiyedbdMa, kam vetwMli^sM (L S.«fet60*>> Bedeefc« 
Bek markte die«* Neeereeg wwaiger fi*. die Rockte dt« Staats, eis 
ia dam KaUa aaia, dnss diaCnadaHaa» .aaf weiekea dia xehige Bke- 
geeetageknng und ia fpawisasai 81— a asjek sende firnker dia Jeteektei 
sehe berebt, an «ahn ia dia Geeiaeaag ind Aasiehien dar katkeitschea 
Uatenkaaen aheflgegeege* wl r oa » -aai Tan dieser Sek* har aaf akV 
gameiaa adar doch vberwiegeada Beistianaatg reekaea aa können, 
Data kefreariet bat as aas alUrdina*, «ia wir sieht anheuert* baten 
weUen, das* dar Beeckwerdefiikrer, wie Mar er aaek iker Betaie- 
kaeg dar daai Erebisehofe gebfihreaden ianeren Kiecbenreekee awd 
aber dia ia Ehesachen ehwakeaden DiaVrennea klagt (I. S, 1Ö0), 
«ad wia waaig ar sonst darch dia Waaracaa i a ik hkaltr gBnsftanea B*- 
folg» sieb ia seinea Antraget bcatjawaa ktoet, gleichwohl nirgend* 
dia HersteUaagvdar kkahtfOkbaa Bhenaaicktskarkeit als ata Reekfti 
adar aaab aar ab BedaXaiss and Waasck 
heieiehnet, vieipebr nek aaf dia Fordaraag eiaer - 
0ieeiplinar*Strafgawalt das Bteehefs über dia GeieiKeh« 
kait beschrankt. Diäte letztere ist ia Felge daa wider dia Pragautik 
r- J. 1**0. ettekeeea Pretesten aait de« J. 1886. Gegeeataad atekr* 
fteker Verkaaaloagee swiseken daa Ordinariat aad nW Re gt eea ng 
gewesen. Ober wekke, sa wie über einige coineidfrende DtAaraas« 
peekte Hr. St-R. Biebenies siek weiUiaftfg recbreiUrt (I. & 72— 
7«^ II» S. 112—1*7«). Eiüp anfangs keekaickiigt* aaat&arttake V**- 
erdnang, weteke sogleich das Skafvarbkren aa efdaeaJ>eaaaMat wer» 
blieb Katwarf ; die Regierung* enbeUteirte ibr eiaa ksurae aaf dia Grand* 
sftge hesebrtfakte Verordnung, weUbe, um J» 1839. den Inade sh nrr 
Ueken Deeenatea scbrtAJjeb angefertigt, untere 23. Hai IMOt affant- 
Ucb bekannt gemacht, als Qe»k 7< der Beceh*erdeecbrift aaigefjgt 
iaU Die Notwendigkeit einer weitere« DiteieJiaar-£tan(tpwak\ ak 
das Reebta. blosser Verweise und Ernnhensgtn erkenn* diese Veratd- 
aang aa, und, ia der That dlr&e ebnet* *iee. seleh+fdie Stallang Jen 
Biscbefs aar. Geisljichfcelt alle* Habe ealtobaan.. Von vMrKabar 
(*eitnag und nseraliecker Knwirkaag wird awar j* di esen aad anale« 
faa z»B. a^a de ana r kaa VerkHbu>Sen^ viej ia ansetwaTagaa g ars a a t, 
aad darin eia. aasraiakaHdes MitlaJ aar.B aa d k aknag dar daa VorgW- 
aaMaa ^asUadvaa dfreetfreniueA A nftto kt f -Beabta aj aft a aiai i-> aaek 
bei Ke>eaias jUria m a^aeleaa ^allaa ^^Ä UM eieseAaaiael 
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becrer. Bofeksig wie Nu* Amt Seche lehre» jedeth Ur Geeige» 
deea vo» Bmakaaag*t>, slolnaaaagsa eed Verwaisen wir in dem 
Mint ein gisitignr Brftdg a» erwartet» ist» als der gieieattajn WRot* 
liehe« Aesorilit w de» Bockte *e4 der Macht sa eetafsattven Maaev 
fwgefo ehafr evsscfft fitwall sar Sete* seshJ, astf dereb wie sicher* 
Aweeicht a*f eis selche* EinichreiUn der Branahnaag der etiforder» 
Bebe Nachdruck gebebt« ist. Gans abgesehen davon, dass dem 
BasebeJea ia Betreff der s. g* ewem$m cbricormm vea alter Zeil her» 
wwd seiest ehe noch die ctj^liche* Strafsachen ihrer Cognition ftber-J 
wieso» waren, üheaaü aawh aad wttiaterhrocaea bis atf aasere Tage 
herab eis». wehre Jarisdi at k te dge w aU angcslaedcn hei, wird dabee 
et» wirkh'ehter B**Uae*araci; ani diese fiaHeeg der Gerichtsbarkeit 
Bannt der kelhelischc» Kirche versagt werdea köneen, aad nagleicfr 
daftr gesergt werdea missen* data sie wed er ia sa eage Greacev 
ehngescheiakt, aeeh ihre Wirksamkeit durch die Forme* der BaaäV 
baaang gehemmt werde. De** die* lak jeaer Verordnung der Fall 
sei, weil sie das Ordisttriat, Ausser x* ctwaeJgea Verweinte, an* 
aa Geldstrafe» bis 39 & aad ta eiaer vicrweeheatliche« Amftesus* 
peaciee ce*aebtige, u*d dabei iwar v+» vergingiger Suatsgeaeh-» 
■»gong abeVthire, aber «nbesokr*akt deai schuldigen Cl eriker da* 
Recht 4e* Reeames yerfcelialle; «ad dieswai Rechtsmittel aar bei eiaer 
„als seUeaaige dieastpefceiftiehe Meaesragel" erkanafiea Susaeasie» 
die aafsehieheade Wifkaeg versage, dies. ist der Baeptpuakl der ?e» 
unsem A ae ay a i a o erhabenea Beschwerde«, aad für gant «abegrüflit 
det »tickten wir diese nicht ansehen. Wir wellea es hier nicht weih 
ter niyircn, dass die Dieetttenticasweg, , möge sie wegea UnwOrdJgv 
keil Wer UeUkbtigfceit eintrefie», der Einwirkung des Ordinariats *ej 
gai wie eolaogce, uad dieses gewissermasee» auf eia blasses Denan* 
ciefticnejrecbl bescbiftatt jat, indem die Entscheidung ttbcrAbseUaag 
imantr dem Sualaawnwleriui* TerhehaUea bleibt; es biegt dies »ja 
der Bigentbflinlicbkeit 4er Bndis*beji Kircbeaverfcssaag ansamme*,, 
daas eile aUaaöjgea Pfründe* der alleinige» Cellatie» der Regieraag 
aa t c r fe cge» » aaf weiche wir aaehher noch MfOckkonuaea werden. 
Aadreraeit* lasse» wir es dahingestelli, eb bei aller anempfohlene* 
Icn c b l c u aif a e g der &tra£*ehe» das katbelisehe jliri^eiHDepaatemeea 
hei Stande *ei» werfe, feftUtn Falle*., we.da* Qi^nariat Sospanaiea» 
ft* ai4hag erachtet aad aefort mi imtprim erkaoeL, binaea 4 Wecheat 
aiwvisttaiehr ve**reitcr*a Ceaiauoicaiieaeo \>*A'mg%+ Erle Aigamg hei^ 
bsiaaahrea.(»4 5*116.), «ad ob die «aheaalwerlet geblieheee Kläger 
dee B eseh w er pe W hswffr (l S> 76%) ******* aei, i** der Biscbef, 
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zwar Hr sieh atteta etae Amts-Sospeaseaa auf jene karte Zehdaaer 
*e erkenne» befugt, aber ausser Staad e sei, dem «4 interim einte** 
tenden Stellvertreter die cHWr derhjtb e a SusteatatieveaHtteL aa ge* 
wahren. Alteta zanJtehst will es ans bedanken, dass bei derartige« 
Bbciptinannaassregela das Interesse 6er Regierung, welche ja 4c*b 
Aber die StrafwOrdtgkeit der GeinUkUa sieb aar so weit eta seien 
ständige* Urtheil beimessen kaea^ als diene auf üebertretuug der 
äussern Kirebceordnveg aad auf ata moralisch aaW gesetzlich aaer» 
. raubtes Verballen gegründet wird, hauptsächlich nur aof gehörige 
Coastattrung de« Thatbestaades gestellt sota kO na +j dafllr aber tat 
die nfibere Nenaimag aad eine Gonfrette der gehörigen Ba edhabamg 
des Untersacbangsverfahrens von weit grosserer Wichtigkeit, als die 
Verlegung des Straferkeantaisses, und dats 4Mö etwaaige weitere 
Veranlassung selbständiger Datersaehaag das vom Ordinariat eiage- 
lettete Strafverfahren gewissermassea Hfasorieeh mache, lisst akh so 
wenig leugnen, als da** in solchen Diseiplinar-Ifaasaregela das Ar- 
bttrinm ^ Ktrchenebera mehr Aber ^ Strafmaass entscheiden moss, 
als der Buchstabe des Geseires, und daas eine solche dtseretieti&re 
Gewalt förmlich im eaaoaisehen Rechte den geistKebea Oberen zeer- 
bannt ist. Auch vermöge« mir eicht zu ermessen, 'weshalb woM das 
alte Herkommen, wonach der Bischof Im Diecia ü n ar w e ge aaeb aaf 
Gentagaissstrafea gegen unwürdige oder renitente aad nachlässige 
Geistliche erkennen darf, se sehr Anstand gefunden- hat, dass maa 
»lebt einmal eine temporäre Einstellung ia die Peuiteatiae-Anstaitea, 
die doch mehr Geasur als Strafe wäre, zn selbständigem Erkenntnis* 
des Ordinaritats verstellen zn daVfea glaubte; wahrend a. B. die 
Freussisehe Gesetzgebung kein Bedenken getragen* den geistttchea 
Gerichten die geistlichen Besslbuagea, Reeotleetieeen m s. w* der 
leMsamen Gleriker gttnzlicb anheiiazustellee, und -dieselben aa Ver- 
f^igung Wöchentlicher Gefftegnissstrafen za ermächtigen. Erwagt 
man aber endlich 4a$ hier in unbedingter Allgemeinheit freigelassene 
Beeilt des Reetirses gegen die bischöflichen Disciptiaäiwheealnisse, 
e* kommen zwar in Frankreich, wo «ich bekeawtfteb- am » <o 1 l s»Mddlg - 
atfen die s. g. apptllatto tamquarh üb +lusu tfwsfcehWdei hat, seboa 
frn% derartige Berufungen wider enreehttfr&astge K*rchoa*tre*en aad 
Genaurea vor. Allein mit* Rücksicht darauf, -dal» dfe üse^Hlflicbw 
BlteipUnArgewaU nöthwendig eine dfeereltoalre h* 4 *aad 4äs*'<dae 
Coric. Tridenliktm wider seien« &r»f**eeftgirogoo aNv gfewafcafceheu 
Rechtsmittel Rlr uazalfssfg effciaYt, bat man uv W. immer aar aas- 
eshmsft'eise und bei notorischer ftintansetzueg dar Kirebcugeeelae, 
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»4er wen» a Warefc tngWch da» W»M da» Staats g+fthrd et , om Bin- 
griff in dt» laadeafcerHieton Rechte geg»fce» war, den Recnrs wider 
PfccipItnar- Man iH UgnJ a gestattet, «ad «cnwertidi dirfle sieb nach» 
weisen tote», data anders, ab waler der letztem Voraussetzung, 
d ie » et» Reeurae suspensive Kraft Beigelegt worden ist, oder dasa die 
l aw d a ahaii li di ee Betitele» sn sc^Naadtger Aeaderang der Krkeo«*» 
wisse, statt zu tortm ein&caer AnauIKrang oder zn Pönal* Mandaten 
sie» w sa aUit iyt erachte* hatte», an dadurch die geistlichen Bebte» 
des sn Röokuabsa« »war Aeaderang ihrer Verfügungen zn veraolasaen 
owd so »mglieiist«ioe£a»nMsehn»g in das innere Kireiienregiaaeai odrr 
ei»e*Geftbrdung der eanonica obedienlia zu vermeiden, la der Thai 
ist aber auch zwischen einem Recurse mit suspensiver Wirkung nnd 
der Nothwendigkeit vorgXngiger Staatsgeaehniigung, wenn dort eiur 
aeitige Abänderung möglieb, hier den Staatsbehörden die eigentliche 
Entscheidung vorbehalten ist, kein irgend erheblicher Unterschied 
anzuerkennen, ja sogar ersterer für das geistliche Ansehen der Epis- 
eopalbehörden noch bedenklicher. Erwägt man daher, dass diese der 
Erfahrung nach bei Disciplinarvergehen, wo sie nicht in directer 
Renitenz besteben, eher zu übergrosser Nachsicht, als zu übertrie- 
bener Strenge geneigt sind, dass noch weniger ein disciplinarcs Ein- 
schreiten gegen schuldlose Geistlichen zu befürchten, geschweige 
denn zu vermuthen steht, und dass die schutzherrliche Fürsorge, auf 
welche jenes Recurs- wie Approbationsrecht gestützt wird, mehr von 
denen, welche durch Geburt und ohne directes eignes Zothun, als 
von solchen, welche aus freier Wahl des Berufs der bischöflichen 
Autorität unterliegen, als Recht wird angesprochen werden können, 
und in keinem Falle zu Auflockerung des rechtmässigen hierarchischen 
Verbandes führen darf, so möchte man der Verordnung vom 23. Mai 
1840. wohl nicht so ungeteilten Beifall zu geben geneigt sein, a's 
deren Urheber dafür in Anspruch nimmt Nicht sowohl die Ausstel- 
lungen der Beschwerdeschrift an und für sich, als die gehXssige» 
Misdeutungen und Insinuationen, welche leider auch hier nicht feh- 
len, verdienen den unbedingten Tadel, welchen Hr. St.-R. Neboniue 
in gerechter Indignation dem Versuche einer Widerlegung seines 
Gegners beigemischt hat. Je mehr uns jedes Mistrauen in die In- 
tention und Motive fremd ist, welche in früherer wie neuester Zeit 
, die dortig* 6oe«| g gep u ng und Verwaltung geleitet haben, können 
wir nberh«af* keinen 'Anstand nehmen, offen unsere Ansieht dahin 
aasz»*pr+eb**, dnee um» hi Beireff der ktreUiefce» Jtofedfetionalrer- 
btttatsse das »atwei WwaA e «^ woUbefprOndetn Jv* nrftoentl** 
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derLaedeefcerrsekaft se «ehr vaa deaiCeeiehftepaatoe *a%*beel bat*, 
alt ob ulk und jede Jieesere Autorität auch Sa Ktre4easa*hea ans» 
sceliessüebes Attribut der LaadeshakOrdea sei* artete, eed weder 
qbne Gefahr fcrdea Staat und die Uaterthaaea dea UreUttfhee Be» 
Jrirdea eingeräumt, nach von diecea trgead *we nächtlich eagpeepr*» 
«bea werdea k*aae. Nach dieser -Seite kia dleftefttae laediftrieaadl 
fieiwicketaag der katboliacaen ZasUnde Badeae, Ür weiche ee la 
ändert wesentlich traageü»ben Staaiea ■ weder aa Vwr§iagae aeek 
Vorbildern fehlt, kama Ytrmeidtjch uad aa Kriftigaag; dee JXeeeaaa* 
regkaeats wie aa Sicherung dee kjeehliehoa Frieden» gewies afeht 
naerspriesdick eeia» 

VII. Aber auch in andern Beziehungen noch, namentlich in 
Betreff der Besetzung der Kirchenämter, scheint uns die der- 
zeit noch bestehende Organisation der Badischen Landeskirche auf 
irrig erweiterter Auffassung des kirchenhoheitlichen Jus advocatiae 
et ptaceti zu beruhen. Von den Prämaturen, deren Besetzung durch 
die Vereinbarung mit dem Remischen Stuhle geregelt ist, sehen wir 
dabei ab, und bemerken nur, dass die Beschwerdeschrift es freilich 
auch hierüber nicht an Klagen fehlen lässt und die Regierung geradezu 
einer Aufhebung der gesetzlichen Freiheit der Bischofswahl beschul« 
drgt (I. S. 60. u. 99.)» mit um so geringerem Grunde jedoch, als bei 
der Wahl des jüngst verstorbenen Erzbischofs Ignaz (Demeter), 
bisher bekanntlich der einzigen, keine weitere Unregelmässigkeit, 
abgesehen von der Anwesenheit des landesherrlichen Commissars 
während des Scrutinium, vorgekommen ist, ats dass die Regierung 
einen der designirten Candidaten, statt ihn dfrect ihrem concordat- 
mässigen Rechte zufolge auszuschliessen, zu vorgängiger Reversirung 
über Nichtannahme der Wahl bewogen halte, und durch diese ver- 
meintlich schonendere Procedur mehrfache Wahlweiterungen herbei- 
führte (IL S. 105 — 8»)* ErwSgung aber scheint uns die Pfarrbe- 
setzung zu verdienen, nicht sowohl um der Klagen der Beschwerde« 
schrifl willen (I. S. 101.)) als um das vermeintliche Staatspatronat, 
kraft dessen man auch in andern Staaten die landesherrliche Ver- 
gebung der Pfründen als Recht und Regel angesprochen hat, näher 
zu würdigen. 

Ueber diese Fbrebeaetaeag halte, das Relig frae. B dict v, J. |8#*„ 
wie es sieh Überhäuft ee .viel ale »QgKeit de» Uth*ri§e* gute ad ea 
aad Recfetto+ratee «sechle«*, koiaortot BaetiaiaMugna «altefaa; viel- 
Jeieht, weit überhäuft dseeea niederen AeaHer» Uta ae le hee peM- 
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alt den Paalata ro n h«a*niegen tat, oder aber; weil 
jedenftlls des hier etwa etaellende Stantsiatereese dare* dt« M i 
zweifelhafte Reebt nr Coemrmatinu neuer Anstellungen genügend 
geekburt seheieee moehte* Kalbst dasRdtet tber in kirchL Landes» 
warfassnag v. &1807. nah» im §«1$« «. §.31. noch) nicht «bedingt 
lim laaienhieirlifhoaifoaynatiopareea* furaMe niederen KinetonAemte 
in Anaurueh, meto* jedeeh sewaM im tatoentutionsreeht der PH- 
veJeMreue, *J* *#<* die fcni* CoUatie« dsrch die Kirebeabehörrfe* 
•neb voo erneuter BesWttigeög und Bewittlgang abhängig, indem deii 
JUrcbeuubem ausist atir die Aastelleag der reroeablen Vteare lwi 
4*« eifeailiefca.uwii/Wfta camonicü luntehen seifte« He« Mvntpetrewea 
>4üt anen (die Lewaortre Aufhebung aller grund* aad staudesher rlfchea 
Pürtaalreahte durch die im J k 1815. widerrufene Varordn. v. 14. BW 
igt 9. kann hier «unser Betracht bleiben, und ist vor in eo fem wich*, 
ftig, alt sie nejgt, im welchem Maaese man hier ein alteiniges Braea^ 
nuugmcbt der Regierung vorsänge setzt bat) aiit deo meisten ihrigen 
Rechten das PfftseaJUllieasreeht in dir Verordu. r. 24. ttürs ISO«, 
geblieben, nnr.daet.awu dureb die von der Regierung beliebte Ein*, 
theilnng aUerPArfutden im 4 Cleneen je nach ihren grosseren Ertrage 
4ie freie WaJW des Patrone beaohrtnkte, der iauner nur Candidaten 
der PtohtfUl&mim Kategorie veranschlagen befugt sein nuttte, and 
ine» man eadreraajft* dem biscbfffVche* Goufiimaiiaaseectae ein law- 
deaberrlifhae suhetiluine, indem die Prlseetaiioft bei dem ketantiscfceie 
Ptepertemeut nur Pepfiing, wie emr Rrtheileng des Stutsgamwiftsen« 
und nur Ausfertigung der Vpcefjon. angebracht werden awsste, nuA 
der jurehJicheu ftchörd« nur euch erfolgter Geechmigung eine An- 
zeige sogeben sollte zu GoHendmaehaug etwaaiger Uufthigkeft des 
Berufenen od>r na Erlfceilung der catfonischen lastitutiou. Jene de* 
kirchliche» Behörden eröffnete Aussiebt dagegen, Jans innen tbett- 
weise wenigstens ein BeseUananrecbt werde belissen oder vielaiebr 
bestätigt werden, ging niebt in Erfilllune> Das Orgaareations-Edkl 
v. J. 1910. bereit, »it Ausnahme der Privatpatronatsstellea, die 
Vergebung aller ständigen Kircb#ujniler and awar bis auf die nie- 
deren Kirchendiener herab, den Landeebeb*rden vor, dem Kircheuv 
ralbq nämlich die Besetzung der Keelaueien, de« fosaammiiem^erro 
auf Verschlag das Gejieral'-Directnrii die Anstellung der Deeaae «nd 
Pmrrer; nur u ine mehr formelle Mitwirkung seilte, abgesehen von dnai 
in den »hemajs Oesterreicbischeu; Ditfricftan beibehajtenen Srsenee 
4er Canearsprqlapgen, „den bweboQiabe» Vkaniaten und AebUrden 
nriileibiea* ,i> ■ .-.*• ■.-, -. . * " ■. 
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Wie wanig diese Btarfcaeaäg, maa m4ge tfiereia auns*rlieli-*elt> 
tasea, oder auf die 20 Grunde bie g e nde n Priucieteu zartokfeareu, 
Mi dem Systeme 4m eanonieche» Rächte übereinstimmt, welches bei 
aMeo aaJtlretehe» Aasaahusea dock immer die -ptat« jtnvkm epi$- 
papaUi als gesetzliche -Kegel festgehaltea hat, liegt au Tage. Das» 
dta bei dea Coneerdattveitaadlaagea aafaags gehegte ttuftra n g , et« 
Aaerkenntaies dieser Neneraag au erlangen, uaerMU Wieb, darf 
akkt befremden; geneigt wie der Romisabe Hof 'au eieer fhnttehea 
JtawtUigang wie bei den höheren KtrehenstoMee war, aast uemlkm 
aar -penonat grmtm* providkt werden dürften, kennte deck eie 
Neatiaetieas«- aal Collatiensreeht de* Regierung, neben weiche* dem 
Bischöfe niebt viel mehr als die s. g. imtituU* aut&ri$o6iNs blieb, 
auf Bestätigung aieltt rechnen. In Besitze des bisher geübten Er- 
nennung»- and Beslltigengsretbts (ia Folge dessen denn avcb, wie 
früher beaierkl, ia dem des Dieustentlassnngsrecbts) bKel> jedoch im 
Badieebea die. Regierung, und wahrend z. B. im Hessisches in ziem* 
lieb auegedebntem Umfange tbeils ein Vorsealagsrecht, theils eia 
wirkliches GoUatioasrecht dea kirchlichen Behörden rtstituirt werde, 
ging hier die ia den Frankfurter Greadzfigen ertbeille Zesieberung, 
daas oh4 Rücksicht auf die früher bischftffiehen Gollaforen dem Bisehole 
die Eraeaeung oder vielmebr quasvaatronetiscfoe Präsentation zu einer 
nach Billigkeit za bestimmenden Zahl von Pfründen fiberlassen wer- 
den solle, • erst in neuester Zeit und nur in so weit in ErflHung, 
das» „nun besondrer 6nade* dem Ernbiscbofe das Cdlaturreent von 
24 P/arreien gewährt worden ist Als „Almosen" diese Bewilligung 
anzeichnet xu sebea (I. S. 101.)* würde, wie gerio£fBgig aueh vre 
Recht ist, das doreasekuiltheu» jedes Jahr nur Eine Pfründe «ur Dis- 
position des Bischofs stellt (li. S. 151.), selbst dann Mißbilligung 
aaden müssen, wenn Aber dessen unbedingt alleiniges Collatfonsrccut 
aueh nicht der entfernteste Zweifel obwaltete. Ob aber der „lang- 
jährige (?) Besitzstand zur Zeit itr Gründung des Erzbisthoms", 
welcher den für den Erebischof von dem Beschwerdeführer erhobenen 
Ansprächen entgegengestellt wird, wirklich „auf gutem Rechte*' 
beruhe {II. S. 160.)» verdient neuere Prüfung, wie geringe Hofauefc 
vorbaaden sein möge, daes die Regierung, für welche doch die Pfiirr- 
beseUuag, so lange ihr aur die Hauptleitang de* theologischen Ste> 
disnne, die Centrolle der OrdtaalSoas-PrUfbogen, die Mitwirkung bei 
dam neuerdings allgemein eiegeMirten C&ncursus auf p&rocMvlts 
(L 8. M.) aad vor altem -den feadesbertlieae CfonArmatiewrecnt 
bleibt, eigentlich aiehr von formalem YVerthe als materiellem Interesse 
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i*l, sich x« solckea Coacessieeea verstehen werde, welche ihr Nomt- 
matieas- aad Praseatatioesrecbt aef die Greaxea eiaer selbst vom 
Staadpaakte des caaoaisckea Rechts gaaz aazweifelkaftea Bereckti- 
guag eiasckrlakea. 

Worauf jeaes augeblich alleisige Ernennungsrecbt gefriedet 
werde, darüber erklärt sich die Badische Gesetsgebaag nickt geail- 
gead. Das Religioas-Edict v. J. 1807. zählt es zu den Rechtes der 
. Kirckeakerrliekkeit, ketracktet es also als AesOuss des Jus circa 
smera; das CeastitalioBS-Edict v. J. 1810. dagegea stellt, wie derck- 
glagig weltliche aad geistliche Verwaltung, so aach die Verleihung 
der Kirchen- aad aaderea Aenter aaf Eiae Linie, aad scheint so- 
■ach jene als Slaatsimter aufzufassen, deren Vergebung als eigent- 
liches Laadeskakeitsreckt anzusprechen; in den Frankfurter Grund* 
zigea eadtieh wird diesem Recht eine mehr canonische Basis zu 
gehen versucht, indem in §. 43. dem Landesheim das Verge- 
kmagsreckt aller Pfarreiea vindicirt wird, welcke derselbe bisher, 
„aad zwar vermöge des Palronatrechts, es mag dieses durch Fun- 
dation , Dotation , Augmentation oder Herkommen erworben worden 
sein oder vermOge irgend eines andern Rechts! itels", verliehen habe, 
aad dabei noch bemerkt wird, dass alle kirchlichen Pfründen, zu 
welchen die nicht mehr bestehenden geistlichen Corporationen „nomi- 
eirt" bitten, gleichfalls „in diesen Kreis landesherrlicher Verleihung*- 
rechte " fielen. Welchen dieser verschiedenen Gesichtspunkte man 
aber auch festhalte, in so unbedingter Allgemeinheit nnd Ausdehnung, 
als de /meto diese landesherrliche Nomination geübt wird, dürfte 
schwerlich ein Rechtsanspruch darauf anerkannt zu werden vermögen. 
Denn für mehr als ein öffentliches Amt im Staate wird man, 
ohne die innere Natur des Staatsdienstes nicht minder als das Wesen 
der Kirche zu verkennen und aufzuheben, die geistlichen Aemler, 
seihst der evangelischen, geschweige der katholischen Kirche, nicht 
erklären können, und weder auf die Ansicht, dass die in Pfarr- und 
andern Diensten angestellten Geistlichen wenigstens mittelbare Staats- 
beamten seien, noch darauf, dass das Bndische Edict v. J. 1807. §.22. 
die Pfarrer geistliehe Staatsbeamte nennt, ist för das landesherrliche 
Besetznngsrecbt ein erhebliches oder gar entscheidendes Gewicht au 
legen, zumal in jener Stelle des Edicts ausdrücklich nur in Be- 
zug auf die Führung der Civilstaads- Register, nicht generell, den 
Pfarrern die Qualität eines Staatsbeamten, und diese nur neben der 
eines Kirchendieners beigelegt wird. Eben so wenig wird aus dem 
Wesen und Zwecke des Jus circa sacra, wie es von jeher in fast 
K rit. Jahrb. f. d. R \V. Jahrg. VI. H. VII. 4 1 
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ausnahmsloser Uebereinttimmung aufgefasst worden, mehr als ein 
Recht placetirender und reprobirender Coucurrenz bei der Pfarrbe- 
setzung herzuleiten sieben. Früher war zwar mit dem Jus advocatite 
Aber Kirchen und kirchliche Institute häufig auch ein Patronatrecht 
verknflpft; aber beide beruhten doch anf wesentlich verscbiednem 
Fundament, jenes der Regel nach auf freiem Vertrage, dieses mittel- 
bar oder unmittelbar auf der Fundation der betreffenden Stiftung 
oder Pfründe, und dass jenes Vogteirecht, mit seltnen Ausnahmen 
schon seit Jahrhunderten weggefallen, mit dem landesherrlichen Jus 
advocatite des neueren Staats- und Kirchenrechts weder identisch 
ist» noch in irgend einem historischen Zusammenhange steht, dass 
andrerseits die extra officii et beneßeii, welche der Patron anspre- 
chen kann nnd zu leisten verbunden ist, nach Zweck, Inhalt und 
Grund völlig verschieden sei von dem landesherrlichen Schutzrechte, 
wird nur Unkenntniss der Kirchengeschiehte und des Kirchenrechts 
leugnen mögen. Aus der Schulzhoheit des Staats das s. g. Staats- 
kirchenpatronat herzuleiten und zu rechtfertigen , erscheint sonach 
schlechthin unmöglich; immer würde auch nur ein Designations-, 
nicht ein eigentliches Nominations- und Collationsrecht des Landes- 
herrn daraus herfliessen, bei welchem der Bischof auf blosse admini* 
culirende Mitwirkung beschränkt wäre, und nicht sowohl das jus officii 
selbst, als die geistliche Amtsgewalt, die cura animarum und potesUs 
ordinis verliehe. So pflegt man denn auch zumeist jenes landesherr- 
liche Ernennungsrecht auf Devolution und Suecession, neulich darauf 
zu gründen, dass die SXcularisation des J. 1803. die ehemals geist- 
lichen Gebiete und Stifter ihren jetzigen weltlichen Herrn zugewie- 
sen habe. Für die alten Lande wäre indessen auch damit ein Rechts- 
titel zur Besetzung der geistlichen Aemter immer noch nicht gewonnen, 
eben so wenig für diejenigen neuen Gebietstaeile, welche in Folge 
des Regensburger Kccesses und der späteren Friedensschlüsse zwar 
ihren Landesherrn gewechselt haben, jedoch stets weltlicher Hoheit 
unterworfen waren. Hier wie dort konnten, wenn man auch darauf 
gar kein Gewicht legen will, dass meist evangelische Fürsten Gebiets- 
iheile katholischer Häuser gewonnen haben, jedenfalls nur die alt- 
hergebrachten landesherrlichen Rechte angesprochen werden, zumal 
die Di öcessn -Verfassung an sich unverändert fortdauern sollte, nnd 
bei längerer Dauer bischöflicher Vacanzen bekanntlich auch dieViea- 
riate zur Ausübung der vollen bischöflichen Provisionsrechte befugt 
sind. Andrerseits hat der R.D. H.Schi, im §. 61. in den säcnlarisirten 
Landen allein „die Regalien" neben den Domataen der Bisthbmer 
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und Besitzungen wie Einkünfte* der Domkapitel an die neuen Lan- 
desherren überwiesen, and die Pfarrverfassung wird nicht bloss als 
Theil des in §. 62. vorläufig garaatirteo bisherigen Zuslandes der 
Diöcesen, sondern auch nach dem unzweifelhaften Sprachgebrauche 
der Reicbsgesetze als Annexum der bisherigen ReligionsObnng betrach- 
tet werden müssen, welcher gegen Aufhebung und Kränkung aller Art 
im §. 63. Schulz zugesichert wurde. Dass aber nach §. 39* sowohl 
die speciell überwiesenen, als die zur beliebigen Disposition gestell- 
ten Stifter, Abteien und Klöster „mit allen Gütern, Rechten, Kapi- 
talien nnd Einkünften" an die neuen Besitzer übergehen sollten, 
kann, wie grosses Gewicht man wohl auf die Worte „mit allen 
Rechten " gelegt hat, überall nicht entscheiden, da der Zusammen- 
hang offensichtlich darlegt, man habe hier einzig nnd allein an das 
Vermögen der Corpora lionen gedacht. Auf jene Suceession wird 
somit ein Anspruch zwar in so weit gestützt werden können, als die 
Bischöfe, Capitel, Klöster u. s. w. in ihrer Qualität als Grund- und 
Gutsherren früher ein wahres jus patronatos reale gehabt haben, 
mehr als ein Priisentationsrechl jedoch auch hier nicht darauf zu 
gründen sein. Wo den Capiteln und Klöstern einzelne Pfarreien in- 
corporirt waren, welche sie durch ihre Mitglieder oder durch von 
diesen zu bestellende Vicare verwalten Hessen, erscheint schon zu 
blosser Präsentation der Rechtstilel der neuen Landesherren zweifel- 
haft; am wenigsten aber wird man behaupten dürfen, dass die Jura 
plenae collationis, zu welchen diese Institute als solche und in Folge 
besondrer Privilegien ihr ursprüngliches blosses Designationsrecht 
zu erweitern gewnsst haben , auf die neuen weltlichen Landesherren 
Obergegangen seien, oder dass dies der Fall sei mit den eigentlich 
bischöflichen Collationsrechten, die nur Folge ihrer Jura Jurisdicfionü 
eccleriasticae waren, und weder mit ihrem Territorial- noch mit 
ihrem Domanial- Besitze irgend eine Verbindung haben. In letzterer 
Beziehung wird nicht einmal ein palronales Präseutationsrecbt, in 
jener Hinsicht höchstens ein solches, kein eigentliches Nominations- 
recht, oder gar auch ein alleiniges Destitutionsrecht der Landesherr- 
schaft beigelegt werden können ; und wenn man die zahlreichen Fan- 
dationen nnd Redotationen Von Pfarreien, welche neuerer Zeit überall, 
namentlich in Baden von Staatswegen stattgefunden haben, nicht von 
dem Gesichtspunkte einer erfüllten Rechtspflicht, sondern als Act der 
Liberalität nnd als aus dem Domanial- Vermögen bewirkt betrachten will, 
so wird doch auch für diesen Theil der geistliehen Pfründen nicht mehr 
ah ein gewöhnliches Patronatrecht der Regierung zu dedueircn sein« 

41* 
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In unbedingter Allgemeinheit und für alle ständigen Pfründen 
kann daher unseres Eracbtens das landesherrliche Norainstionsrecbt, 
welches die rbeinbündische Landesorganisation als »zweifelhaftes 
Attribut der Souveränctät betrachtet, überall nicht ans der Säculari- 
sation and Mediatisirung der katholischen Kirche hergeleitet werden, 
vielmehr käme es von dem strengen Rechtspnnkte ans wesentlich 
darauf an, je nach den angedeuteten Kalegorieen nnd mit Rücksicht 
anf die historisch nachweislichen Verhältnisse der früheren Zeit die 
einzelnen Pfründen, Aemter u. s. w. zu sondern. In nicht unbedeu- 
tendem Umfange dürfte sirh hieraus ein Rechtsanspruch anf volle, 
wenn schon nothwendig jetzt durch ein landesherrliches Placel be- 
schränkte, bischofliebe Collator ergeben; jedenfalls bliebe hiernach 
den Bischöfen auch für die landesherrlicher Designation anheimfal- 
lenden Kirchendienste, gleich wie bei Privat-Patronatspfarren, das Jus 
pnovisionis minus plenae nebst der eigentlichen Institutio canonici im 
Gegensatze der blossen InstituUo autAorisabiiä, und beides dürfte 
n. B. um so unbedenklicher gewährt werden können, als dem landes- 
herrlichen Placet die Privatpräsentationen nothwendig unterlägen, 
und faetisch sich allerdings immer, vollends bei angemessener Aas- 
wahl der Gandidatea das landesherrliche Designationsrecht einer 
wirklichen Nomination annähern würde, somit mehr der Form nach 
und im Principe, was freilich für die katholische Kirche nirgends 
und hier am wenigsten ohne Werth sein wird, eine Neuerung in der 
zeitberigen Verfassung einträte. So wie diese vorliegt, scheint sie 
uns lediglich auf einem Besitzstand weniger Decennien zu beruhen, 
welchen zu erhalten der Regierung, wenn sie es will, freilich nicht 
schwer fallen dürfte, welcher aber doch für einen so langjährigen 
noch nicht zu erachten ist, dass, selbst abgesehen von etwaniger 
Vereinbarung mit den Kircbenobern, und trotz der Umstände, unter 
welchen dieser Besitzstand sich gebildet hat, dessen legitimer Karac- 
ter über allen und jeden Rechtszweifel erhoben und das vermeint- 
liche Staatspatronat theoretisch als wohl begründet gelten konnte. 

VIII. Ungern verzichten wir darauf, noch andere Seiten der 
Badischen Kirchenzustände, über welche die uns vorliegenden Schrif- 
ten sich verbreiten, in den Kreis ansrer Bemerkungen zu ziehen. 
Reichlichen Stoff würde dazu namentlich die Verwaltung des ka- 
tholischen Kirchenguts darbieten, welche schon das Religions- 
Bdict v. J. 1803. im Art. 16. der katholischen Kircheacommission, 
und den von dieser, immer aber aus Katholiken zu bildenden unteren 
Kirchengutsverwaltungen zuwies, welche später die Organisation de» 
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J. 1810. 9 nachdem im Edici v. J. 1807. im §. 20. der Kirchen- 
comtnissioa eigene Oeconomie- Deputationen bei den Provincial- Re- 
gie mngen waren substituirt worden, in solcher Weise als einen Theil 
der Staatsverwaltung aufgefasst und geordnet hat, dass, abgesehen 
von dem Beaeficial~ und Pfarrgute, der Geistlichkeit keinerlei Theil- 
nabme an der Verwaltung geblieben , diese vielmehr ganz den Be- 
zirksbehftrden und Kreisdirectionen unter Leitung und Controllc dos 
katholischen Departements, theilweise auch dieser letzteren Behörde 
zu alleinigem Ressort unerwiesen und die bischöfliche Oberaufsicht 
und Direction bis auf ein beschränktes Recht zur MtVinsicht der 
Rechnungen reducirt ist (I. S. 60., 98. IT., II. S. 100 IT. 14/.); eine 
Einrichtung, die vielleicht, obschon erst in neuerer Zeit (I S. 66., 
II. S. 103.), zu geordnelerer Rechnungsführung, wie zu Erhaltung 
und Vermehrung der kirchlichen Fonds mitgewirkt hat, aber kaum 
noch das Kirchengut als Corporationsvermügen erkennnen Iflsst, und 
die canonische, um nicht zu sagen naturgemüsse, Stellung des Ordi- 
nariats zu diesem Theile des innern Kirchenregiments in so fern ge- 
radezu umgekehrt hat, als die controllirende Mitwirkung, welche 
anzweifelhaft, aber doch eigentlich auch allein Ausfluss des Jus ma- 
jeslalicKm wäre, hier den Kirchenbehörden, wenigstens im Principe, 
wenn schon nicht in einer durch deren Stellung zur Regierung und 
durch die Formen der Verwaltung ausreichend gesicherten Weise 
zugewiesen ist; eine Einrichtung übrigens, welche schon mehrfach 
Gegenstand kirchlicher Beschwerden und landsUindischer Verhand- 
lungen (I. S. 04 ff. II. S. 102. ff.), namentlich in der Hinsicht ge- 
worden ist, dass die Regierung, ganz wie in Beireff der evangelischen 
Fonds, die Kosten dieser nicht durch freien Verzicht überkommenen, 
sondern einseitig übernommenen Gutsverwaltung, und zu einem gros- 
sen Theile (bis zumJ. 1831. zu 4, jetzt noch zu $ mit c. 15000 Fl.) 
sogar den Besoldungs- und Bureauaufwand für die katholische Kir- 
cbensection, in der That also Aasgaben der eigentlichen Staatsver- 
waltung dem Kirchenguto auferlegt hat, indem zu diesem Behufe von 
dem Matricnlar-Brottoanschlage der einzelneu Fonds gewisse Abzüge 
gemacht werden, welche bei den Local- nnd Districts - Stiftungen 
(im J. 1819. waren deren 2208.) auf 1|, auf 5$ dagegen bei den 
unter Centralverwaltung der Kirchensection stehenden Fonds bestimmt 
sind, deren Zahl zu jener Zeit 112., im J. 1838. nach Pfister noch 
55 mit einem Matricular- Anschlage von 291891 Fl. betrug. Eben 
so steht das Unterrichtswesen, welches die Regierung seit dem 
J. 1807. mit eben so glücklichem Erfolge als gutem Recht unter ihre 
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ausschliessliche Direcüon genommen hat, in so engen Beziehungen 
zum kirchlichen Leben, nnd die wissenschaftliche wie geistliche Vor- 
mid Ausbildung des Clericats, welche das canonische Recht zu gleich 
ausschliesslichem Ressort des Episcopats verwiesen wissen will, als 
die Prüfung der Candidalen des geistlichen Standes, ist für die Re- 
gierung von so nahe liegender und so tief eingreifender Wichtigkeit, 
dass es auch ohne die eigenthOmlichen Collisionen, welche in Baden 
durch Nichtannahme der hierauf bezüglichen Bestimmungen in der 
Bulle v.J. 1827. entstanden sind, von allgemeinerem Interesse wäre, 
die Art nnd Weise, wie die dortige Regierung sowohl den Reli- 
gionsunterricht überhaupt als die theologischen Studien insbesondere 
geregelt, und die von beiden Seiten angesprochene Selbständigkeit 
des Ressorts zu erspriesslichem Einklänge zu vermitteln versucht hat, 
unter Benutzung der hierauf bezüglichen in Betreff der Convicts- und 
Seminar- Einrichtungen leider ziemlich dürftigen Notizen der Be- 
schwerde- wie Gegenschrift, (I. S. 28. 43. 71. 78. ff. IL S. 24. 25. 
124. 128. ff.), näher zu beleuchten. Und auch nach andern Seiten 
hin würden uns die vorliegenden Mittheilungen, ohne dass wir in 
das Detail der kirchlichen Verfassung nnd Verwaltung einzugehen 
brauchten, noch mannichfachen Anlass zn lehrreicher Vergleichung 
der heutigen Badischen Zustande mit den katholischen Einrichtungen 
früherer Zeit und andrer Länder gewähren können. Indess der 
ungewöhnliche, hoffentlich nicht über Gebühr grosse Umfang, zu wel- 
chem bei der Wichtigkeit aller dieser Verhältnisse der von uns er- 
wählte Standpunkt der Betrachtung unsere Anzeige hat anwachsen 
lassen, mahnt gebieterisch an deren Schluss; nur einige allgemeine 
Bemerkungen anzuknüpfen sei uns noch erlaubt. 

Mit völliger Offenheit haben wir unsere unvorgreiflicbe Ansicht 
über die katholischen Zustande Badens und über viele, dort wie an- 
derwärts zwischen Kirche und Staat obwaltende Streitpunkte ausge- 
sprochen. Allseilig genügender Kenntuiss der dortigen Verhältnisse, 
die wir zu einem grossen Theile erst durch die vorliegenden Schrif- 
ten gewonnen haben, dürfen and wollen wir uns nicht rühmen, und 
bescheiden uns gern, dass zu Lösung all der schwierigen Fragen, 
welche auf diesem Gebiete obwalten, jn selbst zur vollen Erkennt* 
niss der Schwierigkeiten gelehrtes Studium keineswegs genügt, son- 
dern staatsniänniscbe Erfahrung und Bildung nicht minder unentbehr- 
lich ist. Allein unbefangene vorurtbeilsl ose Prüfung, wenn sie auch 
das erstrebte Ziel nicht erreicht oder gar verfehlt, wird immer dazu 
dienen köunen, den Weg zu ebenen, welcher zum Ziele führt, und 
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für die Aufrichtigkeit d$* Versicherung, dass wir ui völliger Un- 
partheilieekeit bewusst sind, bietet, wie wir hoffen, schon unsere 
persönliche- Stellung einige Gewähr, da wir te wenig der Regierung 
verpflichtet find als der Kirche angehören, deren gegenseitige Rechte, 
Anspräche, Klagen und Wünsch« wir in prüfender Zusammenstellung 
erwogen, und för völlig grundlos eben so wenig als für durchgängig 
wohlbegrindet zu erachten vermocht haben. Vielen wird, das ver- 
hehlen wir uns nicht, der historisch -juristische Standpunkt, welchen 
wir verwiegend bei uasrem UrtheJIe über die hier beleuchteten kirch- 
lich-politischen Differenzen festzuhalten suehten, au eng und unter- 
geordnet erscheinen, und för das gewonnene Resultat sind wir auf 
allgesseine Beietimmung au rechnen weit entfernt; Mancher Ondet 
es vielleicht sogar bedenklich, Wenn nicht seihst anmessend und unge- 
bührlich, dass wir auch da, wo wir nicht unbedingt den zur Ver- 
teidigung seiner Regierung aufgetretenen hochverehrten Manne bei- 
stimmen konnten, unverholen unsere Ueberseuguug auasuspreeben 
kein Bedenken gelragen haben* Reiflicher Erwägung scheint es uns 
indessen werlh, wober es doch komme, dass so bedauerliche Conflicte 
zwischen Kirche und Staat, als jetzt überall im Deutschen Vaterlande 
hervortreten, dem vorigen Jahrhundert fremd, mindestens damals sel- 
tener und nicht in gleichem Maasse für alle Lebensverhältnisse star- 
rend waren, und ob niebt wenigstens theilweise diese Erfahrung 
darin ihre Erklärung finde, dass Staatsrecht und Politik jener Zeit, 
ohne die Fürsorge für die materiellen Interessen der Kirche gering 
zu achten oder hintanzusetzen, unter allen Phasen des Innern und 
äussern Staatslebens den althergebrachten kirchlichen Besitz- und 
Rechtastand mit grosserer Cousequenz festzuhalten bedacht war, als 
es der Periode kirchlich -politischer Umwälzung rathsam schien, aus 
welcher unsere heutigen Zustände sich herausgebildet haben. Das 
Recht aber, so wichtige, tiefeingreifende Zeitfragen, als die kirch- 
lich-staatlichen Differenzen der letzten Jahre sind, vor ihr Forum 
zu ziehen, und in parteiloser Ruhe je nach dem Maas&e der dem 
Einzelnen gegebnen Einsicht durch fretmtt thiges Urtheil deren Lösung 
zu versuchen, — dies Recht wird die Wissenschaft weder selbst 
jemals aufgeben dürfen, noch wahre Slaatsweisbeit ihr versagen oder 
verkümmern wollen. Auf den maaniebfachen , reichen Gewinn bin« 
zuweisen, welchen die vorliegenden Schriften, bei aller Verschiedea- 
, heit ihres Gehalts und Werths, der Wissenschaft zu bringen geeignet 
sind, war der nächste Zweck unsrer Anzeige ; zugleich aber wünsch- 
ten wir zur Verständigung über die hier verfecbteiieu, sich widerstreb 
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ienden Interessen, nid zn deren vermittelnder Aussöhnung 
unser Scberflein beizutragen. Zu gerechter, inniger Freude würde 
es uns gereichen, wenn der Erfolg unseren Wünschen entspreche. 
Denn höher als der Buchstabe des strengen Rechts steht auch uns, 
und sollte Allen stehen, das Wohl des Staats, der Friede der Kirche, 
und die Eintracht ihrer Gewallen wie aller Confessionen ; ernst und 
laut ergeht an unsere Zeit die Warnung: Haltet Maass in allen Din- 
gen! In dieser Ueberzengung und Gesinnung fühlen wir uns dem 
trefflichen Manne eins, dessen ruhige Entgegnung den peinlichen 
Eindruck tilgte, welchen auf Jeden, der Partheitreiben weder liebt 
noch übt, die gehässige Uebertreibung der Beschwerdeschrift machen 
muss, und als Zeichen dieser Uebereinstimmung wie als Zoll dankbar- 
ster Verehrung möge er es betrachten, wenn wir, seine Wünsche 
uns aneignend, unsere Auzeige auch mit seinen eignen Worten be- 
schliessen : 

„Richten wir unsern Blick von diesen engern Verhältnissen hin- 
weg in die weitere christliche Welt, so können wir einen drei- 
„fachen Wunsch, der unser Herz bewegt, nicht unterdrücken. 
„Einmal für die katholische Kirche, dass sie, im Frieden mit 
„allen Staaten und ungestört von allen Parteiongen in ihrem eignen 
„Schoosse, die erhabene Idee, auf die sie gegründet ist, in dem 
„Sinne, in welchem ihre edelsten Geister durch alle Jahrhunderte 
„dafür gewirkt und sich hingegeben haben, in dieser vielbewegten 
„Zeit immer schöner entwickeln möge. — Dann aber für die pro- 
testantische Kirche, dass das heilige Band, welches alle evange- 
lischen Landeskirchen in der Uebereinstimmung ihrer wesentlichsten 
„Lehrsätze und in der Gemeinschaft ihres historischen Bodens um- 
schlingt, an Starke gewinnen, die Theilnahme einer jeden dieser 
„Landeskirchen an den Schicksalen und der eigenthttmlicheu Ent- 
„wickelung des kirchlichen Lebens aller übrigen immer inniger und 
„lebendiger werden möge, und sie sammt und sonders keinen Anlas» 
„versäumen möchten, ihre fortdauernde Schwesterliebe und die An- 
erkennung ihrer fort und fort bestehenden confessionellen Gemein- 
schaft zu bekräftigen, wie es jüngsthin von den beiden grünsten 
„protestantischen Landeskirchen Europas in jener Vereinbarung ge- 
schah, die in der ganzen evangelischen Kirchengemeinde mit hoher 
„Freude begrüsst wurde. — Endlich möge zugleich das wechsel- 
seitige Verhältntss der beiden allgemeinen Kirchen sich aller- 
„wärts immer freundlicher gestalten, vor allem in unserm, uns so 
„(heuern, grossen Deutschen und engern Badiscben (Preussischen) 
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„Vaterlande; denn darauf beruht, wie im Ganzen so im Einzelnen, 
„unser Wohlsein Oberhaupt, unsere Einigkeit und Stärke auch in 
„politischen Dingen. Darum haltet fest, Glaubige der protestan- 
tischen, Gläubige der katholischen Landeskirche! an diesem Ver- 
trauen, das Ihr Euch bisher wechselseitig erwiesen, an diesem 
„schönen Frieden unseres Landes, den bis jetzt (bis vor kurzem) 
„kein confcssionelles Gezanke, keine kirchliche Eifersucht störte; 
„lasst Euch durch keinen Versuch, diesen Frieden zu untergraben, 
„irre machen, sondern hallet festverseb langen die brüderlichen Hände, 
„die Ihr seit dem Versehwinden der letzten Spuren des Glaubens- 
hasses einander gereicht!" 

Das walte Gott! dahin wirke Jeder zu seinem Theile! 
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II« Anzeigen, 

Deutsches Staatsarchiv. 3. Bd. Heraosg. vom Regitrangsrath 
Bodden*. Jena, 1842. 

Dieses zeitgemässe Organ für die öffentlichen Verhältnisse Deustch- 
lands schreitet rasch vorwärts und giebt in diesem dritten Bande wie- 
der mehrere, ein wissenschaftliches und practisches Interesse gewah- 
rende Aufsätze und ActenslQcke. Die erstcren gehören in Gemäss? 
heil des vom Ref. in dem Bericht Ober die beiden ersten Bände (oben 
S..64. ff.) mitgetheilten Plans nicht alle dem Gebiete des Staatsrechts 
an, sondern bewegen sich zum Theil in den Kreisen der Politik und 
Verwaltung. Wir begnügen uns daher in der folgenden Uebersicbt 
bei diesen, dem Zweck der Jahrbücher entfernter liegenden Abhand- 
lungen in der Hegel auf die Angabe ihrer Ueberscbriften und geden- 
ken nur derjenigen ausführlicher, welche ganz oder wenigstens theil- 
weise in das Staatsrecht einschlagen. Im Allgemeinen ist auch an 
diesem Bande, gleich wie bei dem zweiten, die Mannigfaltigkeit der 
Mittheilungen auszuzeichnen, und es verdient die Umsicht des Re- 
dacteurs, welche sich überall kundgiebt, gerade in dieser Beziehung 
die vollste Anerkennung. Sie zeigt sich insbesondere auch darin, 
dass er bei mehreren Abhandlungen den Wunsch äussert, dass die Gegen- 
stände, welche sie besprechen, auch von anderen Standpuncten aus, 
als von denen, auf welche die Verfasser jener Aufsätze sieb gestellt 
haben, im Archive beleuchtet werden mochten. Dass diesem Wun- 
sche entsprochen werde, ist zu hoffen, da dadurch erst derChäracter 
der Unparteilichkeit, welchen das Archiv beansprucht, vollständig 
hergestellt werden wird, aber auch zu erwarten, da sich im Publikum 
ein lebhaftes Interesse für das Unternehmen gezeigt hat. — Die ein- 
zelnen Aufsätze sind: I. Ueber den preussischen Zollverein, und die 
Interessen der österreichischen Staaten an demselben, von Ignaz 
Beidtel, k. Österreich. Appellationsrathe (S. 1 — 28*)* — H* Ein 
offnes Wort an die Adeligen Preussens von einem Preussen (S. 29 — 
41.). — III. Die Standesherren, die standesherrlichen Diener und 
die Staatsgemeinde, der Frage über Verbindlichkeit der Letzteren 
zum Ersätze des durch Volkszusammenrottungen zugefügten Schadens 
gegenüber, eine landständische Erörterung, übersichtlich mitgctheilt 
vom Adv. Bopp in Darmstadt (S. 42 — 53.). Eine nackte Relation 
der Verhandlungen in den Hessen- Darmstädtischen Kammern über den 
Antrag standesherrlicher Diener auf Entschädigung der durch einen 
Volksaufstand ihnen zugefügten Verluste mit wörtlichen Anführungen 
der Voten einzelner Ständemitglieder. Der interessante und wich- 
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tige Gegenstand hätte wohl Veranlassung seyn können, statt jener 
aus den Landtagsacten abgeschriebenen Herauslassungen, welche noch 
dazu sunt kleineren Theilo wirklich neue Gesichtspuncte eröffnen und 
sich viel zu sehr mil den damals gerade vorliegenden Thalsachen, 
welche nicht ein Mal zur Entscheidung gekommen sind, beschäftigen, 
eiue der Tendenz des Staatsarchivs entsprechende wissenschaftliche 
Erörterung zu geben. Der Herausg. des Archivs mag das Unbefrie- 
digende dieser Mitteilung gefühlt haben, und hat daher nicht bios 
einige Notizen über die fremde Gesetzgebung beigefügt, sondern auch 
den Wunsch nach einer umständlichen Besprechung dea Gegenstandes 
zu erkennen gegeben. Möge sie von einem der Sache gewachseneu 
Manne unternommen werden! — IV. Das Landes- Grundgesetz für 
das Förstenlh. Schwarzburg-Sondershausen, angezeigt uud beleuchtet 
vom Adv. Gust. Blöde zn Dresden (S. 54 — 83.). Der Verf. giebt 
eine kurze historische Einleitung (S. 55. Z. 6. v. u. soll es wobi: 
Abtreten, statt Ableben heissen) und dann eine Betrachtung des 
L.G.G. im Allgemeinen und in den einzelnen Bestimmungen. Die 
Arbeit ist fleissig, geht jedoch nirgends auf wichtige Fragen des 
Staatsrechts tiefer ein. Der Standpunct des Verfs. ist der des moder- 
nen Liberalismus. — V. Aetenstöcke. 1. Actenslttcke zur Geschichte 
der Znsammenberufung der Stände des H erzogt h. Braunschweig im 
J. 1819.» mit einleitenden Bemerkungen von K. Jürgens, Pastor 
zu Stadtoldendorf (S. 84—137.). Diese Mitlheilung empfiehlt sich 
nicht hlos durch die wirklich werth vollen Acleostöcke, sondern beson- 
ders auch durch die klar gedachte und gesprochene Einleitung des 
Verfs. — 2. hit Gemeinde und der Staat — Die Justiz und die 
Verwaltung. — Der Rechtslebrer und der Staatsminister. Eine Grol- 
man'schc Reliquie, mitgetheill vom Adv. ßopp in Darmstadt (S. 137 — 
154.). Auch dieser Beitrag ist recht dankenswertb. Er besteht in 
einer, von dem Minister v. Grolman ausgearbeiteten Entscheidung 
des Grersherzogl. Hess. Staatsraths über , einen Competenzconflirt 
zwischen der Regierung und dem Hofgertchte zu Darmstadt. Sie 
geht von den Sätzen aus, dass die Gemeinden Staatsanstalten, und 
dass alle Rechte und Verbindlichkeiten, welche aus dem Gemeinde- 
verbande sich ableiten, oder daraus, namentlich aus der Ortsbflrger- 
qualität, begründet werden sollen, nicht privalrecht lieber, sondern 
staatsrechtlicher Natur seyen. Eine Einleitung aus der Schrift von 
Eigenbrodt, das Verhältoiss der Gerichte z. Verwaltung im Gherz. 
Hessen, entlehnt, einige biographische Notizen über Grolman und 
Anmerkungen sind dieZuthaten des Mittheilenden. — 3. An die hohe 
Allgero. Sländeversammlung des K. Hannover. Ehrfurchtsvolle Bitte 
des Magistrats und der Alterleute der St. Osnabrück v. 10. Dcc. 1841. 
betr. Herstellung des verfassungsmässigen Rechtszustandes (S, 155 — 
163). Ein werthvolles Complement zu den Hannov. ActensWcken, 
welche das Archiv froher veröffentlicht hat — VI. Deutschland und 
der Zollverein (S. 164 — 176.)* unterzeichnet: Germanus. — VII. Die 
Verfassuugsfrage in Preussen nach ihrem geschichtlichen Verlaufe. 
Von L. Buhl. (S. 177 — 261.) Dieser Aufsatz, mit vieler Lebendig- 
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keil, fast möchten wir sagen, Deelaroation geschrieben , gebart in 
die Klasse der politischen Darstellungen, nicht in die der staatsrecht- 
lichen Untersuchungen. Er würde sich in irgend einem politischen 
Bialte vielleicht nicht übel ausgenommen haben; denn hier genügt 
eine glatte Darstellung und werden liberalistische Ergüsse hochge- 
schätzt. ' Aber zu einem Mitarbeiter an dem Staatsarchiv scheint es 
dem Verf. denn doch an der nötbigen wissenschaftlichen Gediegen- 
heit zu gebrechen. Man braucht nur" das Wenige zu lesen, was er 
S. 198. ff. über die Reaction nach dem Freiheitskriege gesagt hat, 
um sich zu überzeugen, dass er über Richtungen der Wissenschaft 
spricht, ohne sie verstanden zu haben, und dass er sich die Mittel 
zur Unterlage für seine politischen Raisoonements ziemlich wohlfeil 
zu verschaffen weiss. Das Beste an der vorliegenden Mittheilung 
sind die Beilagen S. 246 IT., namentlich die dritte, welche das viel- 
besprochene „Woher und Wohin? 44 enthält. — Ref. weiss nicht, ob 
der Verf. derselbe L. B uhl ist, welcher im J. 1838. die einactige Komö- 
die von Scribe Und Duport: „Eine fixe Idee" ins Deutsche übersetzt 
hat. — VIII. Ueber die von den kurhessischen Landstünden im J. 1840* 
erhobene Minister- Anklage (S. 262— 287.). Diese Anklage betraf 
bekanntlich die Contrasignatur der nach der Ansicht der Landstande ver- 
fassungswidrigen Verordnung v. 2-Mfirz 1839. über die Quantität der den 
Ständcmitgliedern zu gewahrenden Reisekosten und Tagegelder. Der 
Verf. stellt den geschichtlichen Verlauf sehr klar dar, theilt den In- 
halt der Anklageschrift, auch als Beilage das darauf erfolgte abwei- 
sende Erkenntnis« des Ober-Appcllationsgerichts zu Kassel als Staals- 
gerichtshofs mit, und zeigt sodann: „dass das Erkenn tniss keines- 
wegs so ungünstig für das constitotionelle Princip, wie es hin und 
wieder dargestellt worden ist, ausgefallen sei, und wenn gleich ver- 
möge desselben in der Contrasignatur der befragten Verordnung keine 
begründete Veranlassung zu der von der Ständeversaromlung desshalb 
erhobenen Anklage gefunden worden ist, dadurch doch io mehrfacher 
Hinsicht die verfassungsmässigen Rechte der Landstände eine bemer- 
kenswerlhe und praktisch folgenreiche Anerkennung erhalten haben, 
jedenfalls aber der Ansieht der Standeversammlung über die recht- 
liche Begründung ihrer Anklage keine positive Missbilligung zu Tbeil 
geworden ist." Ref. hat diese zwar kurze, aber mit Einsicht und 
Klarheit abgefasste Auseinandersetzung mit vieler Befriedigung gele- 
sen. — IX. Recensionen (S. 288— 317.). — X. Miscellen vom Geb. 
Justizrathe Neigebauer zu Bromberg (S. 318. f.). 26. 



1) Anklagescliaft Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Straf- 
verfahrens gegründet auf eine historisch-kritische Beleuchtung des 
bestehenden luquisitionsprocesses von J*r. Ferd* Carl Tb« 
Hepp, Prof. d. R. zu Tübingen. Tübingen, 1842. 

2) Ueber Oelfentlichkeit and Mündlichkeit des Strafverfahrens 
in den Preußischen Gerichten, von €• K. Lewan, K. Geb. 
Juslizr. u. Ritter d. r. Adlerord. 4. KL Berlin, 1842. 
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3) Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Schwurgerichte. Von einem 
rheinpreossischen Gerichtsbeantten. Köln, 1842. 

4) Gataclitenderk.preöss.Imincdiat-Jijstiz-Commission über 
Mündlichkeit und Ocffentlichkcit des gerichtl. Verfahrens. 
Nebst einer denselben Gegenstand betreffenden Stelle aus dem 
General-Bericht des Jasliztninisters Mü liier. Leipzig, 1842. 

Die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des gerichtlichen Verfah- 
rens Oberhaupt und des Strafverfahrens insbesondere sind gegenwär- 
tig, nachdem sie vielfach auf dem Wege der Wissenschaft erörtert 
worden sind, wiederum Fragen des prneli sehen Lebens geworden. In 
zwei der ersten Staaten Deutschlands, in Preussen und Sachsen, steht 
die Entscheidung Ober die Frage, ob das bisherige Gerichtsverfahren 
fortbestehen oder ein auf das Princip der Oeffentlichkeit und Münd- 
lichkeit gegründetes an dessen Stelle treten solle, unmittelbar bevor; 
in Württemberg hat sie zwar für den Augenblick ihre Erledigung 
gefunden, aber eine unwiderrufliche Entscheidung gewiss noch nicht. 
Die Augen von ganz Deutschland sind auf die Lösung der Aufgabe, 
welche den Gesetgebern jener Staaten geworden ist, mit der gross- 
ten Theilnahme gerichtet. Man fühlt, dass es hier nicht blos den 
Zustand des besonderen Staates gilt, welcher durch den zu erwar- 
tenden Ausspruch der gesetzgebenden Gewalt geregelt werden soll; 
mit Bestimmtheit lüsst sich voraussehen, dass, wie auch die Frage 
in dem einen oder dem anderen Staate entschieden werden möge, 
die Entscheidung auf alle Deutschen Staaten von Wirkung seyn werde. 
Wie es nun in solchen Fällen zu geschehen pflegt, so auch in die- 
sem, — die Literatur bringt uns schnell hinter einander Schriften, 
welche nicht sowohl darauf ausgehen, die Sache von Neuem einer 
gründlichen wissenschaftlichen Prüfung nach allen ihren Seiten und 
mit dem vollen Rüstzeug zn unterwerfen, als vielmehr an das grosse 
Publikum sich wenden und in ihm eine bestimmte rechtliche Ueber- 
ztugong zu begründen suchen. Dies ist namentlich die Tendenz der 
obigen Schriften, der zweiten und dritten entschieden, der ersten nnd 
vierten wenigstens theilweise. Indem nun diese neuen literarischen 
Erscheinungen der Kritik unterzogen werden, kann es nicht Aufgabe 
des Beurtheilers seyn, die hochwichtige Frage selbst, um welche es 
sieh handelt, einer neuen Untersuchung zu unterwerfen. Abgesehen 
von der allzu grossen räumlichen Ausdehnung, welche eine solche 
kritische Erörterung in Anspruch nehmen müsste, und abgesehen da* 
von, dass, wie schon angedeutet, gerade auf dem wissenschaftlichen 
Gebiete die Sache schon eine mehr-, wo nicht allseitige Beleuch- 
tung gefunden hat, — ist es ja nicht die eine oder die andere Form 
des Verfahrens, welche der Beurtheilung des Kritikers unterliegt, 
sondern lediglich die Art und Weise, in welcher die vorliegenden 
Schriften den Zweck, welchen sie sich gestellt, zu erreichen suchen. 
Darum wird Ref. sich begnügen, im Folgenden die obengenannten 
vier Schriften ihrer Tendenz und ihrem Inhalte nach kurz zu characte- 
risiren und einige kritische Bemerkungen hinzuzufügen. Er schickt 
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nur noch voraas, dass alle vier Schriften für die Oeffenlicbkcit ond 
Mündlichkeit sind, nnd zwar die drei ersten insbesondere in Straf- 
verfahren, die vierte vorzugsweise im Civilprocesse. 

Von der Schrift anter Nr. 1. sagte Ref. oben, sie habe nnr 
theilweise den Zweck, auf die allgemeine rechtliche Ansiebt des 
Volks einzuwirken; denn in der Hauptsache hat sie allerdings mehr 
die Natur einer wissenschaftlichen, nur den Kennern der Wissenschaft 
nberall fasslichen Deduction. Welche Aufgabe sie sich gestellt habe, 
giebt der Verf. selbst S. 4. an, nnd Ref. hält es für das Zweckmts- 
sigste, die hierauf sieh beziehenden eigenen Worte desselben zu 
wiederholen, nachdem er nur noch bemerkt hat, dass der Verf. vor* 
her die Vortheile kurz aufgezlhlt hat, welche wir nach den schon 
von Anderen gegebenen Ausführungen aus der Oeffenttichkeit und 
Mündlichkeit ziehen worden. 

„Indess reichen solche allgemeine Anpreisungen noch nicht hin, am 
den Gesetzgeber su jener wänschenswerthen Reform zu bestimmen, son- 
dern es muss erst, ond zwar im Einzelnen, der Beweis geführt werden, 
dass der gegenwärtige Strafprocess in allen jenen und noch in anderen 
wesentlichen Beziehungen Reinen Zweck nicht erfülle, und dass jene Reform 
eigentlich nur in der Rückkehr zu den Gesetzen bestehe, indem 
man nnr aufhebt, wai Doctrin und Praxis hier auf zum Tlieü schwere 
Weise verschuldet haben. Denn der Vorwurf trifft nicht das canonisebe 
Recht, dessen Inquisitionsprocess vielmehr niederhergestellt werden soll, 
noch das römische Recht und die P. G. O., deren aecusatorische Formen in 
Verbindung mit Oeffenttichkeit und Mündlichkeit wieder ins Leben treten 
sollen; sondern der Vorwruf trifft allein die gemeinrechtliche Doctrin 
und Praxis, durch welche diess Alles unterging, und durch welche aus 
dem Inquisilionsprocesse des canonischen Rechts etu Procca* geschaffen 
wurde, welcher eben ihrer Erfindung angehört. Von da ging derselbe auch 
in- allere Particularrechte über, und leider scheint er durefi die neueren 
Processgesetsgebnagen und Entwürfe stabil werden su sollen." 

Die Schrift ist, die Einleitung ungerechnet, in ftlnf Abschnitte 
getheilt, von welchen jedoch nur die drei ersten dem angegebenen 
Zwecke im Allgemeinen dienen. Der erste beschäftigt sich mit der 
Entwickelung des Grundprineips des Strafprozesses, der materiellen 
Wahrheit, und beantwortet die drei Fragen: Giebt es wirklich eine 
materielle Wahrheit auf dem Gebiete des Strafprocesses Oberhaupt? 
Ist die materielle Wahrheit ausschliesslich dem inquisitorischen Straf- 
processe eigen, so dass dieser dadurch einen entschiedenen Vorrang vor 
anderen Formen des Strafprocesses gewinnt T Ist die materielle Wahrheit 
etwa dem bestehenden Inqnisitionsprocesse, <k h. ohne Ankla geschart, 
OefTentlichkeit und Mündlichkeit eigen? Der zweite Abschnitt ist der 
Entwickelung nnd Prüfung der eigentümlichen Grundsätze des be- 
stehenden Strafprocesses gewidmet, und hier sind es folgende nenn 
Fragen, deren Beantwortung der Verf. giebt: Ist ein amtliches Ver- 
fahren nothwendig, d. h. kann ohne dasselbe der Zweck des Straf* 
processes nicht erreicht werden? Gewlhrt ein amtliches Verfahren, 
wo der Richter in Einer Person Ankläger und Richter zugleich ist, 
die milbigen Garantieen? Welche Garantteen sind von der Vereini- 
gung des Anklagers und des Defensers fn derselben Person des 
Richters zu erwarten, nn & welchen Schutz gewlbren die bestehenden 
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formellen Defensionen, Rechtsmittel und Beschwerde fohrun gen in 
Strafsachen? Kann der Zweck des Strafyrocesses nur dnrch voll- 
ständige Actenmlssigkeit des Verfahrens erreicht werden? Gewahrt 
die gegenwartig bestehende Actenmftssigkeit die nOthigen Garantieen? 
Können, ohne vollständige Actenmissigkeit keine Hechtsmittel in 
Strafsachen gedacht werden? Ist eine Trennung der Untersuchung^ 
von den erkennenden Behörden zur Erreichung des Zwecks der 
Strafjustiz nothwendig? Welche Garantieen gewahrt die den Ober- 
gerichten, in Strafsachen zustehende Proeessdirection? Kann der Zweck 
der Straf justiz am sichersten nur dnrch Nicht-Oeflentlichkeit des Verfah- 
rens erreicht werden? Der dritte Abschnitt endlich gieht eine weitere 
Entwicklung und Prüfung eigenthQmlicber Einrichtungen des bestehen- 
den Strafprocesses, indem er untersucht: Woher stammen die Entbin- 
dungen von der Instanz, und istderen Beibehaltung nothwendig? Was gilt 
in gleicher Beziehung von der amiliehen Wiederaufnahme der Untersu- 
chung? Was ist von der Aufhebung aller Eide io Strafsachen zu halten? 
Was von der bestehenden Trennung der Untersuchung in die General- 
und Specialuntersuchung? — Dass die Antwort auf alle hier mitge- 
tbeilten Fragen zum Nachtheile des Inquisitionsprocesses ausfalle, lasst 
sieh nach der in der oben ansgehobenen Stelle hervortretenden An- 
sieht des Verfs. erwarten. Ebenso wird man sich im Voraus Ober- 
zeugt halten, dass ein so gründlicher Kenner des Strafrechts und 
Strafverfahrens, wie der Verf. ist, die Sache nicht obenhin behandle, 
sondern ihr eine gründliche Erwfigung zu Theil werden lasse. Den- 
noch muss Ref. bekennen, dass in dieser Beziehung seine Erwar- 
tung nicht Oberall befriedigt worden, er vielmehr zuweilen auf eine 
gewisse Leichtigkeit im Argnmentiren gestossen ist. So geht der 
Verf. bei der Frage: gewahrt ein amtliches Verfahren, wo der Rich- 
ter in Einer Person Anklager und Richter zugleich ist, die nOthigen 
Garantieen? von der Voraussetzung aus, dass wirklich der Richter 
im inquisitorischen Proeesee jene beiden Functionen in sich vereinige. 
Er gedenkt dabei zwar des Einwands, dass diese Voraussetzung gar 
nicht vorhanden sey, sondern der Richter nur das Verbrechen unter- 
suche, Alles, was sowohl för als wider den Beschuldigten spreche, 
sorgfältig sammle und endlich, nachdem dies geschehen, das Er- 
kenntnis* spreche, sofern nicht etwa dies einem höheren Richter zn 
Obertassen sey. Allein was er dagegen vorbringt, scheint dem Ref. 
nicht sehr treffend zu seyn. Man habe die Sache immer so aufge- 
llest, — aber darauf kommt es doch gewiss nicht an, sondern dar- 
auf, wie sie wirklich beschaffen ist. Auch wflrde der Richter, wollte 
man ihm den Cbaraeter eines Anklägers streitig machen, nicht nnr 
völlig charakterlos erscheinen, sondern er könnte dann auch keine 
Versetzung des Verdächtigen in den Anschuldigungsstand (Anklage- 
stand) verhangen, nach Oberhaupt nach einem bestimmten Plane in- 
qoiriren. Hierin liegt nun aber sicher eine petitio principii und 
eine Uebert ragung der Vorstellungen vom accnsatorisehen Processi* 
anf den inquisitorischen. Denn es ist mit anderen Worten dasselbe, 
sda wenn man sagen wollte: der Richter im inquisitorischen Process 
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muss zugleich ein Ankläger seyo, weil er sonst nicht zngleich 
auch eio Ankläger seyn würde und weil der accusatoriscbe Process 
einen Anklager braucht, damit eine Versetzung in den Anklagestand 
Statt finden und der Richter nach einem bestimmten Plane verfahren 
könue. Darin besteht ja aber das eigentümliche Wesen des inqui- 
sitorischen Processes, dass er eines Anklägers gar nicht bedarf, son- 
dern der Richter als solcher das Verbrechen in objeeliver undsubjeetiver 
Beziehungaus einem höheren Standpunct, als dem des Anklagers, aus dem 
Standpunct eines unparteiischen Inquirenten nach beiden Seiten hin, 
nach der der Schuld und der Unschuld Desjenigen, gegen welchen 
ein Verdacht vorliegt, untersucht. Hat er diese Untersuchung be- 
endigt und Alles, was für und wider den Inquisiten spricht gesam- 
melt, so entscheidet er eben so unparteiisch über das Gewicht der 
nach beiden Seiten hin vorliegenden Momente nnd setzt das Resultat 
der Untersuchung fest. Letzteres thut er in gleicher Weise beim 
Anklageverfahren, und wenn es keinen Widerspruch enthalt, dass der 
Richter bei der Entscheidung die Gründe der Schuld und Unschuld 
abwägt, so wird es wohl auch nicht unverträglich seyn, dass er sie 
vor der Entscheidung sammle. Oder sollte überhaupt eine solche 
unparteiische Untersuchung vom Verf. nicht für möglich gehalten 
werden? dann würde freilich er selbst auch die für und wider das 
inquisitorische Verfahren sprechenden Gründe unparteiisch nicht haben 
prüfen und darüber entscheiden können. — Ein anderer Beleg zu 
dem oben ausgesprochenen Tadel findet sich S. 90« Nachdem der 
Verf. die Gründe für die volle Actenmässigkeit angegeben und 
namentlich bemerkt bat, dass sie ein Schutzmittel gegen Parteilich- 
keiten und Ungerechtigkeiten seyn solle, fährt er fort: „Dass vor- 
erst die Oeffentlichkeit ein viel wirksameres HitUel sey, um ge- 
setz- und ordnungswidriges Verfahren zu verhüten, namentlich wenn 
man dem Angeschuldigten einen Defensor zur Seite giebt, wer wollte 
diess leugnen. Damit fällt also der eine Grund, worauf gegenwärtig 
die Schriftlichkeit des Verfahrens beruht, hinweg." Das ist aber 
doch wobl keine genügende Argumentation. Die Anhänger des in- 
quisitorischen Verfahrens halten die Schriftlichkeit für das wirksam- 
ste Mittel zu jenem Zwecke, die des aecusatorischen die Oeffeatlteb- 
keit, der Verf. sagt, die Oeffentlichkeit ist das wirksamere Mittel, 
und damit glaubt er, die Gegner widerlegt zn haben. Ref. leugnet 
die grössere Wirksamkeit der Oeffentlichkeit in jener Beziehung, 
findet aber nichts, als die blosse Behauptung des Gegentheils beim 
Verf. und sieht sich vergeblich nach einem Gegengrunde um. — 
Abgesehen hiervon darf aber Ref. das Bekenntnis nicht zurückhalten, 
dass der Verf. mit vielem Scharfsinn und mit überzeugender Beweis- 
führung die Mängel des inquisitorischen Verfahrens hervorgehoben 
habe. Wer ibm mit Aufmerksamkeit folgt, wird das Bedttrfnias einer 
Reform jenes Verfahrens nicht als unbegründet zurückweisen können. 
Aber darüber sind wohl am Ende Alle schon einig gewesen. Dass 
jedoch gerade Oeffentlichkeit und Mündlichkeit die allein heilbringen- 
den Mittel seyen, darüber dürfte sieh auch jetzt noch zweifeln las- 
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sen. — Noch ist zu bemerken, dass der vierte Abschnitt des Baches 
von dem eigentümlichen Gange des Würltemb. Strafverfahrens ban- 
delt, und dass der letzte Abschnitt einen patriotischen Vorschlag 
zur Herstellung einer £inheit der Strafgesetzgebung und nach dieser 
der Strafprocessgesetzgebuog in Deutschland enthält. Dieser Vor- 
schlag bezieht sich auf eine gemeinschaftliche Revision der neuem 
Gesetzgebungen, zu welcher mehrere Staaten sich zu vereinigen 
ballen. Er verdient die vollste Beachtung, und es wäre zu be- 
dauern, wenn seine Reaiisirung an der Verschiedenartigkeit der Deut- 
sehen Staatsverfassungen, welche ihm am meisten entgegensteht, 
scheitern, sollte« Den Schwierigkeiten, welche hieraus erwachsen 
werden, scheint der Verf. zu wenig Berücksichtigung zugewendet zu 
haben. 

Der, Verf. von Nr. 2. geht von der Ansicht aus, dass die Ent- 
scheidung Ober die Einföhrung des Öffentlichen und mündlichen 
Strafverfahrens für den Augenblick noch nicht zu wünschen sey, 
weil sie noch nicht hinreichend vorbereitet sey von der Seite her, 
von welcher sie hauptsächlich herkommen müsse, von Seiten des 
Volks d. h. des gebildeten Theiis aller Stände. Jeder Unterrichtete, 
jeder Wohlgesinnte ans allen Stauden habe nicht bloss das Recht, 
sondern auch den Beruf, über die Begründung unserer Strafgesetz- 
gebung, über Oeffentlicbkeit und Mündlichkeit des Strafverfahrens 
seine Ansicht öffentlich mitzutheilen. Die Regierung werde der 
öffentlichen Meinung gern die Hand bieten, wenn hie die Ansichten 
und Wünsche des Volks nur erst erfahre. Sie davon in Kennlniss 
zu setzen, dazu gebe es zahllose Gelegenheiten. Auf jedem Kreis- 
tage, in den Sitzungen der Magistrale und Stadtverordnetenversamm- 
lungen, endlich auf den Landtagen selbst habe jedes Mitglied den 
Beruf, auch über Gegenstände der allgemeinen Gesetzgebung, folg- 
lich auch über die Mängel der Strafgesetze seine Ansichten zu 
äussern. Dort (aber nicht in Zeitungen, wogegen der Verf. sich 
ausdrücklich erklärt,) möge man die Meinungen austauschen, sie 
gegenseitig zu berichtigen suchen und die Ergebnisse zu einem 
allgemeinen Volksurtheiie erheben. (Wie Letzteres anzufangen sey, 
darüber sagt der Verf. nichts). Die Rechtsgelehrten aber sollten 
nicht säumen, durch freundliche Zwiscbenkunft auf die Hauptgegen- 
stände aufmerksam zu machen, und in allgemein verständlicher 
Sprache ihre Ansichten dem grossen Publicum zur Prüfung vorlegen 
und die Gesichtspunkte bezeichnen, von welchen auszugehen und zu 
welchen zurückzukommen sey. Dies sey der Zweck dieser Schrift. — 
Gebt man dieser Idee des Verfs. auf den Grund, so seheint sie aus 
dem Verlangen nach einer Nationalrepräsentation hervorgegangen zu 
seyn. Denn wer das Volk Air berechtigt und berufen hält, seine 
Ansichten über die Gesetzgebung und das S4ra%erichtsverfahreu ins- 
besondere auszusprechen und deren Berücksichtigung zu verlangen, 
der muss es anch für nothwendig halten, dass das Volk in den voll- 
sten Besitz der Mittel gesalzt werde, um seine Gesammtansichten 
auszusprechen. Das ausgedehnteste Mittel dieser AK aber, welches 
Krit. Jahrb. f. 4. RW. Jahi*. VI. H. VII, 42 
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unser« Zeit kennt, sind allgemeine Ständeversaunnlungen, gegen 
welche Kreistage und locale Vergamnlongen nnr als sehr ungenü- 
gende Auskunftsmittel erscheinen. Doch den sey, wie ihm wolle, 
jeden Falls ist es eine merkwürdige Erscheinung, dass ein Preussi- 
scher Jurist als die hauptsächliche Quelle der Entscheidung einer 
Rechts- und Verfassungs- Frage die Volksansicht bezeichnet Stimmt 
man nun dem Verf. hierin bei, so kann man es auch nnr gulbeissen, 
dass er zur Aufklärung der Volksansicht beitragen will. Dem Ref. 
ist es aber freilich bei der Erwägung dieser Absicht des Verfs. von 
Neuem als ein gar wunderliches Ding vorgekommen, dass man von 
dem Volke t dessen Unkenntniss man selbst zugesteht, indem man 
ihr erst durch Belehrung zu Hülfe zu kommen sucht, nun, nachdem 
diese so (aliler qualiter erfolgt ist, (wovon sich zu überzeugen, 
sogar meistens die Gelegenheit fehlt,) eine Entscheidung verlangt 
und sich mit der Hoffnung schmeichelt, dass diese das Wahre treffen 
werde. — Wie sich schon nach dem geringen Umfange der Schrift 
(78 S.) erwarten läset, hat sie die wichtigen Fragen des Tages nur 
im Allgemeinen beleuchtet, und nicht erschöpft« Doch hat der Verf. 
auch hier und da neue Ansichten aufzustellen gesucht; ausserdem 
aber das Bekannte in deutlicher Darstellung wiederholt. Zu bemer- 
ken ist namentlich, dass er, nachdem er die Gründe für die Oefent- 
lichkeit aufgezahlt hat, mehrere zum Theil noch nicht genug beach- 
tete Bedenken gegen den unbedingten Gebrauch derselben mittheilt, 
und sie nur dann für wünschenswert und gefahrlos erklärt, wenn sie 
in gewisse Grenzen eingeschlossen und in die durch das Bedürfniss 
unserer Zeit gebotene Richtung gebracht werde. Wegen der nähe- 
ren Ausführung, welche sehr viel Wahres enthält, müssen wir auf 
das Buch selbst verweisen. Ebenso sind die Vorschläge des Verls. 
zu Aeaderungen an dem Französischen mündlichen Verfahren sehr 
beachtenswert». 

Die Schrift unter Nr. 3. hat das Verdienst einer frischen und 
lebendigen Darstellung, mehr geeignet jedoch zu überreden, als zn 
überzeugen. Der Verf. wendet sieb an aHe Diejenigen, welche vor* 
urtheilsirei und unbefangen sich über die auf dem Titel angedeuteten 
Fragen orientiren wollen; neue Wahrheiten," Resultate tiefer For- 
schungen will er nicht geben. Seine unbedingte Vorliebe für die 
Institute seines Vaterlandes macht es erklärlich, wenn auch nicht 
verzeihlich, dass er den Anhängern der entgegengesetzten Ansieht 
nur unlautere Motive unterlegt In der Entwiekelung seiner Ideen 
lässt er sich öfters von einer gewissen Exaltation hinretssen, und der 
Leser kommt daher seltener zu eigentlichen Ruhepuncten. Als Par- 
teischrift verdient die Broschüre aber das Lob einer nicht zu verkennenden 
Gewandtheit und sie wird gewiss nicht verfehlen, auf die Meinung 
Derjenigen, welche die Gründe des Verfs. mit Gegengründen zu be- 
streiten nicht im Stande sind, Binfluss zu üben. 

Es kann nur als ein guter Gedanke bezeichnet werden, dass 
ein Ungenannter in der Schrift unter Nr. 4. das auf dem Titel an- 
gegebene Gutachten (v. J. 1816.) gegenwärtig bat abdrucken Kassen. 
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Denn weon schon die Commission, von welcher dasselbe herrührt, 
sieht die jetzt der Entscheidung entgegen gehende Frage: ob das 
Öffentliche und mündliche Verfahren in den Landern, in welchen es 
noch nicht besteht, erst einzuführen sey, sondern vielmehr die in der 
Gegenwart nicht weiter zu verhandelnde Frage: pb dasselbe da, 
wo es schon galt, wieder abzuschaffen sey, beantwortet, so kann 
doch anch ans Dem, was Ober die letztere Frage gesagt worden 
ist, gar Vieles benutzt werden, nm über die erstere ins Klare zu 
kommen. Jenes Gutachten nun beschränkt sich freilich wieder nur 
auf das Verfahren bei Civil- Rechlsslreitigkeilen, enthält aber bei der 
Verwandtschaft des Gegenstandes auch Manches, was in gleicher 
Weise auch auf das Strafverfahren angewendet werden kann. Unter- 
zeichnet ist dasselbe von Sethe, Bölliog, Simon, Fischenich 
und Schwarz; von diesen Juristen ist der erste bekanntlich auch 
jetzt ein Mitglied der unter v. Savigny's Ministerium bestehenden 
Gesetz -Commission. Es hat sich nun das Gutachten für die Beibe- 
haltung des Öffentlichen und mündlichen Verfahrens entschieden, und 
zwar gestützt auf eine reiche Erfahrung, insbesondere auch auf die 
Berichte der Rheinischen Obergerichtshöfe. Einem solchen Gut- 
achten wird man immerhin eine grosse Auetorität zugestehen müssen, 
wenn man auch nicht fiberall den Ausführungen desselben beitreten 
kann, wie denn Ref. z. B. gefunden hat, dass der Widerlegung der 
Gegengründe nicht genug Aufmerksamkeit geschenkt worden ist. — 
Ausser jenen Gutachten enthält die Schrift von S. 52 — 66. noch 
das Separat- Votum Simon's, dahin gerichtet: dass nicht das münd- 
liche Öffentliche Verfahren des Französischen Civilprocesses, sondern 
vielmehr das Verfahren der Preuss. Ger.-Ord. hauptsächlich zum 
Grunde gelegt und hiermit das mündliche und Öffentliche Verfahren ver- 
bunden werde. Diese Modification ist sehr gut gerechtfertigt und 
eine Ausführung dieser Idee oder Überhaupt die Einrichturg eines 
Verfahrens, bei welchem neben der Mündlichkeit die unleugbaren 
Vorzüge der Schriftlichkeit erhalten würden, wäre nach des Re& 
Dafürhalten das Zweckmäßigste. — Endlich enthält die Schrift 
noch von S. 67 — 70* eine Stelle aus dem General -Bericht des 
Justiz -Ministers Mühler an den König, welche aber freilich in dieser 
Verbindung sich etwas sonderbar ausnimmt, da sie gar nicht vom 
Verfahren in Civibachen, sondern vom Strafverfahren handelt, f 8. 
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Ol. Berichte über rechtowtesen- 
schaftliche Zeitschriften. 

Archiv f&r die Civilist Praxis. Herausgeg. von Franclte, 
v. Idnde, v. Lahr, Bllttermaier, HftMenbraeh, v. V»n- 
fcrowuv. Wächter. Bd. XXIV. H. 1. S. 1—195. H.2.3. 

. S. 197 — 468. Heidelberg, 1841. 

Dogmengetchichth'che Dariteitung der Lehre von der hex comminori* beim 
Pfandrechte. Von Geh. Hofr. L. A. Warnkönig in Freiburg. H. 1. 
S.l— -38. H. 1.3. S. 312-*-388. 
Von dieser ausfährlichen, noch nicht beendigten Abhandlung Übst »ich hier 
nur berichten, da*» lie eine Umarbeitung der vom Verf. im J. 1814. geschrie- 
benen , aber nicht gedruckten Preisschrift ist, und dass sie im 1. Heft nach einer 
Einleitung und Angabe der gemeinrechtl. Quellen ($. 1. 1.) in §. 8 — 6. eine Bear- 
beitungsgeschichte der Lehre nach vier Perioden (1. vom Wiederaufleben des 
Studiums des R. R. in Italieu bis zum Anfange des 16. Jahrb.; 2. bis auf J. Godo- 
fredus; 3. bisA. D. Weber; 4. bis auf die neuste Zeit) giebt und dass sodann 
im 2. u. 3. Heft die dogmengeschichtliche Erörterung (§. 7. Begriffsbestimmung; 
§. 8. älteres Recht und Fidmcia; §. 9. Grand des Verbots $ §. 10. Wirkung nnd 
Umfang desselben) beginnt. 

lieber die Erwerbung der Erbte Auf t (acfm'tüio herediiaiit) und ihre Feigem 
nach gemeinem Saeheenreehte u. nach den neueren Weimar tchen Gesetzen. 
Von Dr. Emminghaut, Geh. Reg.-R. zu Weimar. H. 1. S. 38—76. 
Der Verf. entwickelt die Grundsätze der angegebenen Lehre unter drei 
Rubriken: I. Primitive u. fortdauernde Fähigkeit, zu erben; II. Elfordernisse 
des wirklichen Erwerbes einer Erbschaft; III. Rechtsrerhältnisse, welche vor 
und nach dem Erbschaftsantritte sich gestalten, und bemerkt im Eingänge, dass 
die beherrschenden Grundgedanken des Weimar. Gesetzes v. 6. April 1833., wel- 
che! sich auf die vertragsmässige, testamentarische und Intestaterbfolge in glei- 
cher Weise erstrecke, folgende seyen: 1) dass der Erbschaftsantritt eine dem 
die Erbschaft Antretenden sufliessende Vermögens Vermehrung, wenigstens 
niemals einen Verlust bringen soll; 2) dass Erbschaftagläo biger, säen- 
dem der Staat ein Realcredittystera zu schaffen bemäht gewesen, nun weitere 
übergrosse Fürsorge billig nicht beanspruchen sollen; 3) dass Garantie der 
Verkehrs -Sicherheit grossem W r erth hat, denn consequente Durchfüh- 
rung einzelner, im Allgemeinen ohne tadelhafte Verabsäumung nicht leicht un- 
befriedigt bleibender, Anforderungen. 

Bemerkungen über die Gemeimehaft/iehkeit der Beweitmittel. Von v. Lin de. 
H. 1. S. 77— 107. 
Gegen die Abhandlung H esse's im Archiv B. XXIII. S. 1. IT., deren Resultat 
In diesen Jahrb. 1840. S. 465. angegeben worden sind. Die obige Ausführung hat 
folgende, den Hesse'schen widersprechende Ergebnisse: 1) derSats festes et 
doeumenta per produclionem ßuni commum'a ist zwar nicht wörtlich in den Ge- 
setzen aufgestellt, aber aus gesetzlichen Bestimmungen abzuleiten, sonach auch 
2) mit Grundsätzen , die gesetzlich und doctrinell feststehen, in vollkommenem 
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Einklänge. 3 J Die Folgerungen , welche die beraere Doctrln und Praxis aus 
dem Axiom gesogen bat, können uicht beanstandet werden, und sie lassen sieb 
tbeitweise freilich auch aas jenen anerkannt richtigen und unbestrittenen Prin- 
cipien herleiten , welche dein Axiom selbst sur Grundlage dienen. 4) Die Bestim- 
mungen des J. R.A. und die peremtorische Natur des Beweistermins kommen mH 
dem Axiome und seinen Ableitungen niemals in Widerspruch. 5) Die für den 
Klagegrund produeirtei* Beweismittel ddrfen sur UnterstStsung des Einrede!»*» 
weisee, und umgekehrt, unter Umitanden benutst werden. 6) Die Folgen der 
Gemeinschaftlichkeit der Beweismittel treten nach der allgemein reeipirten Lehre 
mit der ResJproduction ein. 7) Das Axiom hat nicht bfos beim Zeugen- und Ur- 
kundenbeweis, sondern auch beim Beweise durch Sachverständige Anwendung. 

Bleibt eme obligatio natura*'* übrig, wenn Jemand, der wirklich Schuldner 
war, freigesprochen wird? Von Prof. (App.-U.) Dr. v. d. Pf ersten. 
H. i. S. 108 -153. 
Der Verl verneint diese Frage , indem er dabei den Ausdruck obligatio uaiu- 
raHo in seiner technischen Bedeutung för eine Forderung nimmt, welche swar 
nicht nach Grundsätzen des Civilrechts, wohl aber nach denen dee ju$ gentium 
besteht, und daher swar keine Klage erseugt, wohl aber die übrigen Wirkungen 
einer rechtlichen Forderung äussert Er giebt suent die Gründe an, welche sich 
ans den Quellen sowohl gegen als fdr die Fortdauer einer obl. mal. anfuhren 
lassen, und den Streit veranlasst haben, reiht dann eine gedrängte Dogmen- 
geschichte der Controverse an, und schlisset mit der Lotung derselben. 

Zur Lehre von den #. g. Transmietiontf allen. Ertter Beitrag, Von der 
tranemiuio Juetinianea. Von v. Vangerow. H. 1. S. 151 — 195. 
Die Puncte, über welche der Verl sich verbreitet, sind: 1) An welchen 
früher schon anerkannten Rechtssats Justin tan seine neue Verordnung ange- 
knöpft habe, welcher Fall also mit den im Anfang der L. 19. C. de jure delib. VI. 
30. vorkommenden Worten : fiHotfamiliae .... tranemitiere angedeutet werden 
solle? Sie beziehen sich auf die Vererblichkeit des einem ßHutf. sustehenden 
jue abttinendi auf seine Suceessoren (nicht blos leine tmiheredet). — 2) Bei der 
Beschränkung des Transmissionsrechts von Seiten der extranei heredee auf ein 
Jahr macht es keinen Unterschied, ob der Delst um eine Deliberationsfrist gebe« 
ten hatte oder nicht, in beiden Fällen vielmehr fndet die Transmission stets nur 
wahrend eines Jahres Statt, fällt also weg, wenn der Delat nach einem Jahre 
stirbt, sollte auch die von ihm erbetene Deliberationsfrist dann noch nicht gans 
abgelaufen seyn. — 3) Die Transmission ist auch dann anwendbar, wenn der 
Delat, ohne von dem geschehenen Erbschaftsanfall Kunde erlangt su haben, 
verstorben ist. — 3) Ebenso, wenn dem Erben durch den Testator selbst eine 
Antretungsfrist gesetzt gewesen ist und er vor deren Ablauf stirbt, es müsste 
denn die während der Frist abzugebende Erklärung des Erben als eine der Erbein - 
setzung beigefugte Bedingung erscheinen. 

lieber die drei vilia pouettionii. Von Dr. T. Brackenhoeft, Privatdoc. 
in Heidelberg. H. 2. 3. S. 197—230. 
Nachdem der Verf. im §. 1. die rechtliche Natur des Besitzes und den Grund 
der lnterdicte und im $. 2. die zweifache Art des Besitzes nach der Verschieden- 
heit der Art seines Bestehens untersucht hat, betrachtet er im §. 8. das Wesen 
der Mängel des Besitzes und beantwortet hauptsächlich die Frage: genügt jedes 
willkfihrliche Verbot eines Andern , und jede Meinung, dass ein solches erfolgen 
werde, um den B. als einen gewaltsamen oder heimlichen zu qualificiren, oder 
ist dazu erforderlich, dass jenes Verbot vermöge einer besonderen Befugnis* des 
Verbietenden erfolgt oder su erwarten sey? In Bezug auf den gewaltsamen B. 
stellt er die Regel auf: Jedes Verbot einer Person (d. h. jede Aeusserung ihres ent- 
gegenstehenden Willens, welche in der Art geschehen, dass sie die Absicht an den 
Tag legt, dadurch eine Hinderung bewirken zu wollen,) welches gegen die Ver- 
änderung eines körperlichen Zustandes gerichtet ist, durch dessen Erhaltung 
dieselbe vermöge ihrer Persönlichkeit einen Erwerb so machen oder ein Recht 
zu erhalten Anspruch hat, muss von Jedem , su dessen Kunde es gelangt, geach- 
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tet worden, und das Zuwiderbandeln gegen dasselbe ist v*. Ruckslchtttc* 4er 
Heimlichkeit führt er aber aus, dass sie allein darauf beruhe, data Der, welcher 
de« Willen einet Andern zuwider handelt , et weitt oder Witt en matt, nana 
dieser einen rechtlichen genügenden Grund hat, am ihn, -wenn er teine Ha n d » 
lang kennte, m einer Hinderung au veranlassen. Die preearia possessio* end- 
lich tetzt ebenfallt immer eine Verbindung det Betitle» von rechtlicher Art mit 
einer andern Perion voraus, gleichviel ob ein jus pessidendi oder einen wirk- 
samen Interdictentchuts; die blosse irrige Meinnng von dem Daseyn se l s h ec 
Voraussetzungen macht deu B. noch nicht zu einer preearia possessio. 

Ueber die Coüision der Privatrechtsgesetxe verschiedener Staaten, Von 
v. Wächter. H. 2. 3. S. 230 — 311. 
Die Frage, mit welcher sich diese noeh nicht vollendete Abhandlung beschäf- 
tigt, ist: nach welchen Rechtsnormen hat der Richter unsers Staates iber ein 
vor ihn gebrachtes Rechtsverhältnis* zu entscheiden, welches entweder im Aut- 
lande begründet wurde, oder bei welchem Ausländer betheiligt sind, oder wel- 
ches sonst mit dem Auslande in Beziehung steht? Der Verf. handelt nach einer 
Einleitung, welche namentlich die Literatur sehr vollständig verzeichnet, zuerst 
von den nächsten Quellen ffir die Beantwortung der Frage. Zunächst hat der 
Richter darauf zu sehen , ob nicht das positive Recht seines Landes eine aus- 
drückliche Entscheidung der Frage enthalte. Fehlen diese, so entsteht die 
Frage: ob das gemeine JRecht ausdrückliche ausreichende Bestimmungen ent- 
halte. Weder das Romische noch das Deutsche Recht giebt solche an die Hand, 
auch ein Gewohnheitsrecht bildete sich nur über einzelne Puncte bei uns aus. 
Hierauf betrachtet der Verf. die leitenden Grundsätze, und stellt als ersten auf: 
der Richter hat zunächst Dem zu folgen, was über das zur Anwendung zu brin- 
gende Gesetz durch das in seinem Lande geltende Recht ausdrucklich festgestellt 
ist ; als zweiten : der Richter hat bei jedem einzelnen Gesetze seines Landes, daa 
von dem vor ihn gebrachten Rechtsverhältnis! handelt, zunächst su untersuchen, 
ob es dem Sinne des Gesetzes gemäss ist, dats es unbedingt, sollte auch das Ver- 
hältniss im Auslände begründet worden, oder ein Ausländer dabei betheiKgt seyn, 
angewendet werde oder nicht, und, wenn er jenes indet, es unbedingt zur An- 
wendung zu bringen; als dritten: lässt sich aber ans Richtung, Sinn und Geist det 
betreffenden Gesetzes eine Entscheidung der Frsge nicht mit Bestimmtheit ent- 
nehmen, so hat der Richter im Zweifel das Reeht seines Landes in Anwendung 
zu bringen. Das fremde Recht ist nur dann anzuwenden, wenn allgemeine Be- 
ttimmungen unterer Gesetze ober das Verhättnics su demselben oder Inhalt, 
Geist and Richtung des einzelnen, die vorliegende Rechtsfrage betreffenden 
Gesetzes auf eine Anwendung' und Anerkennung fremden Rechts führt. Zuletzt 
beginnt der Verf. eine Darstellung und Kritik Anderer und zwar zunächst der 
Theorie der Personal-, Real- und gemischten Statute. 

Die Beschlagnahme der Forderungen eines Schuldners als Mittel der Voll- 
streckung im Civilpronesse. Von Mittermaier. H. 2. 3. S. 389—423. 
Nach einer kurzen Einleitung ftber die Grundsätze, ron welchen die ver- 
schiedenen älteren und neueren, gemeinen und partikulären Rechtsquellen in 
dieser Lehre, ausgehen, erörtert der Verf. „die einzelnen Fragen, welche in 
dieser Lehre vorkommen, der Reihe nach mit Rücksicht auf neuere Gesetz- 
gebungen genauer." 

Ueber die Grundlage und den Umfang der Nebenintervention. Von W. 
Brauer y Ass. im Just.-Minist. zu Karlsruhe. S. 423 — 468. 
Als Resultate werden am Schlüsse der Abhandlung angegeben: „L Es gibt 
zwei wesentlich von einander verschiedene Klassen von Nebeninter- 
ventionen: 1. die unaufgeforderte Nebenintervention, 2. die Nebeninterven- 
tion in Folge vorhergegangener Aufforderung. II. Die unaufgeforderte 
Nebeninterv. ist das Recht einer Person, deren Recht oder Verbindlichkeit durch 
das Bestehen des Rechts oder der Verbindlichkeit einer im Prozesse begriffenen 
Parthei bedingt ist, in diesen Prosess eigenmächtig einzutreten, um die bestrit- 
tene Frsge auch in Bezug auf sie zur Entscheidung su bringen. HL Die a u f g e - 
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forderte Nebeninterv. ist die EiauMscauog eines Dritte« im eine« anhängigem 
Rechtsstreit in Folg« einer an ihn gerichteten Litisdeaoncietion. IV. Der o a a u f - 
geforderte Nebenintervenient wird Streitgenosse der Parthei, welcher 
er sich anachliesst. V. Der aufgeforderte N. (Litisdenonciat) wird ledig- 
lich Ratbgeber uad Proaurator de« Litiadenunciaatea." 



Archiv für Geschichte, Statistik, Kunde der Verwaltung 
und Landesrechte der Herzogth. Schleswig, Holstein und 
Lanenburg. Heraaag. von JBr. H. Fstf ck, Euur. u. Prof., a.s.w. 
in Kiel. Des Staatsbürger!. Magazins dritte Folge. Ister Jahrg* 
lato* Heft Kiel, 1842. 200 S. g*. 8. 

Wie auf dem Titel angegeben, ist dieses Heft der Anfang einer Fortsetzung 
den von demieihtn Gelehrten herausgegebenen StaaiaburgerlicbeB Magazin* 
4 Bd. 1— 10. Schleswig, 1820^31. Neues Staatsbürger!. Mag. std.l— 10. Ubead. 
1 832— 1841.) unter einem anderen Titel. Dieses Magasin hatte sich die Auf- 
gabe gestellt^ „eine grundliche Kenntnis* vaterländischer Zustande, vater- 
ländischer Geschichte und vaterländischen Rechts au verbreiten , daneben aber 
nach diejenigen Angelegenheiten des Tages so besprechen, welche für die De» 
vwobner der Ueraogth. Schleswig- Holstein und Lanenburg von allgemeinem In- 
teresse sein möchten. 1 * Dieser Aufgabe hat die, Zeitschrift in einer Weise genügt» 
dau sie nicht blos in dem Bereich, für welchen sie su nächst bestimmt war, sehr 
erfolgreich gewirkt, sondern auch die Aufmerksamkeit und Theilnahme des 
übrigen Deutschlands erregt und befriedigt hat. Auch die Jahrb. haben , solange 
es der Redaction vergönnt war, Berichte über das Magazin mitgetheilt (vgl. 
Jahrg. 1837. S. 650. ff. 1838. S. 575. ff). — In dem ersten Heft der neuen Folge, 
welches uns jetzt vorliegt, giebt der hochverdiente Herausg. zuerst S. 1 — 12. in 
einem Vorworte einige Andeutungen ober deu Plan. Der übrige Inhalt des Hef- 
tes, welcher meist in das Gebiet der Rechtswissenschaft einschlägt, ist folgender: 
II. Blicke auf die Staatsverfassungen des Alterthums, mit Rück- 
sicht auf die Entwickelung der Monarchie und eines umfassen- 
den Staatsorganismus. Aus dem Dänischen des Prof. Ihr, J. N. 
Madvig von dem Kammerr. Sarauw. S. 12 — 51. Diese Abhandlung, 
welche in der Einladungsschrift zu einem Feste der Kopenhagener Universität 
(am 6. Juni 1840.) erschienen ist, zeigt in klarer Darstellung die allmählige 
Entwicklung der Staatsformen bei den Griechen und Römern nach einer kursen 
Betrachtung des wesentlich verschiedenen Entwicklungsganges derselben bei 
den Völkern des Orients, namentlich bei den Persern. Sie ist reich an vielen 
Bemerkungen, welche auf eine neue Betrachtungsweise der Staatsgeschichte 
hinfähren. Kritische Untersuchungen werden vom Verf. nicht angestellt, wohl 
aber wird öfters auf seine eigenen, schon bekannt gemachten Forschungen hin- 
gewiesen, und vielfach auf Hegel's Ansichten, mit deuen die des Verfs. oft 
übereinstimmen, Besug genommen. — III. Ueber die rechtlichen und 
communalen Verhältnisse der klösterlich Preetzer Probstei. Von 
Klostervogt Posselt in Schönberg. S. 51 — 78. — IV. Ueber 
Gesellen-Brüderschaften und die Verpflichtung zur Verpfleguug 
erkrankter Handwerks-Gesellen. Von Regier. - Kanzel. Ranert. 
S. 78 — 93. — V. Die Archidiaconate in Holstein sur katholischen 
Zeit. Beitrag zur holst Kirchengescbichte. Von Dr. Ron, Patt, 
em. S. 93—124. Ein werth voller Beitrag sur Kenntniss der Verhältnisse der 
geistlichen Gerichtsbarkeit in der angegebenen Zeit. — VI. Inwiefern ist 
die Halbprozent-Steuer bei Auctionen von Staatspapieren zu 
entrichten? Von Kanzleir. und Gerichtshalter Matthiessen in 
Seestermuhe. S. 125 — 140. Um die aufgeworfene Frage beantworten su 
können, untersucht der Verf. vorerst, ob Staatspapiere im juristischen Sinne zu 
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den b ew egl ichen Sachen so rechnen, mithin unter den Begriff einer Waare in 
subsumircn leren oder nicht. Er betrachtet deshalb du Wesen der Staata- 
papiere überhaupt und ontericheidet swei Classen derselben : 1) eigentliche 
Staatsobligationen d. h. Schulddocumente der Staatsregierang, die an einen 
bestimmten Gläubiger über eine mit ihm contrahirte Geldanleihe aufgestellt und 
mit Zinn- und Rücksahlungsclauseln versehen sind, und 2) solche, bei denen diese 
Form entweder nur theilweise oder gar nicht beobachtet worden ist, wohin alle 
au porteur lautenden Staatspapiere u. a. m. und eigentlich fast alle neueren 
Staatspapiere geboren. Die Staatspapiere der enten Classe sind re* imcorpwaleg 
und fkngibilet. Diese sehr sonderbare doppelte Qualification derselben will 
der Verf. dadurch rechtfertigen, dass diese Obligationen Forderungen sind, 
welche vertretbare Sachen tum Gegenstände haben, und dass das Document 
blot «um Beweise dient, die Forderung auch ohne dasselbe bestehen bleibt 1 1 Die 
Staatspapiere der «weiten Classe dagegen sind körperliche und bewegliche. Die 
durch das Patent v. 15. April 1812. in Verbindung mit dem Kansleisehreiben vom, 
14. Juli 1812. vorgeschriebene Abgabe hjUt der Verf. demnach nur bei der aweitea 
Classe fflr anwendbar. — VIL Einige Bemerkungen über die Verord- 
nung r. 18. Nov. 1782., betr. das Verfahren in Arrestsachen. Von 
Adv. Huss su Ahrensburg. S. 140 — 144. Diese Verordnung, insofern sie 
die Anhängigmachung der Hauptsache und die Bescheinigung, dass solche« 
geschehen, für die Justificirung des Arrests erfordert, besieht der Verf. nur auf 
die Falle, wo der Richter, welcher das Arrestdecret gegeben hat, nicht auch 
der competente Richter für die Hauptsache ist. — VIII. Miscellen. S. 145 — 
184. — IX. Literaturbericht. S. 184—200. Eine sehr dankenswerthe 
Uebersicht der neueren in den Herzogthümerri erschienenen oder dieselben an- 
gehenden, sowie der in Dänemark herausgekommenen Schriften, welche den 
Kreis der Gegenstande berühren, dem die Zeitschrift gewidmet ist. 
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IT. ff iiehwef siuigeli von Recensf onen 
In anderen Zeitschriften. 



Zeitschrift für deutsches Strafverfahren, heransgeg. von Mr. 
und Fr. Saliner. BdL 1. 



1. Heft I. S. 117—130. 
Das deutsche Strafverfakreo, in der Fortbildung durch Gerichtsbranck 

q. Partikulargesetzbfieher a. s. w. Von Dr. C. J. A. Mittermaier« 

2 TMe. Heidelberg, 1839. 
Der Rec hebt zuerst den Rinne** hervor, den M.'t criminal-processoalisch* 
8ebriften auf „Reinigung der früher theilweiie in einen Zustande von Barbarei 
befangenen Ansichten der Praktiker 4< gehabt haben, nnd rühmt dann einselne 
besondere beachtenswerte Punkte, z. B. den Lehrsatz über die Aufgabe des In- 
quirenten ($. 11.), die Ansicht ober die Vorsöge eines laus Inquisitions- und An- 
Uageproces* gemischten Strafverfahrens (S. 156.), die Lehrsätze über Zeugen- 
vernehmung n. a.), erkürt sich dagegen mit andern nicht gans einverstanden, iu- 
deni er s. B. die Rücksichten anf den Angeklagten oft etwas so weit gehend, die 
Frage Aber die Grinse der Zulaasigkeit persönlichen Verkehrs zwischen Detentor 
nnd knqnnaten nicht befriedigend behandelt indct, eine in sich abgerundete 
Theorie der CrissinalnoKzei vermiest, praktische Bedenken der vom Verf. em- 
pfohlenen LeuHMNMserforschung durch Zeugen entgegenstellt, nnd auf Incoo- 
seqoens in Auslegung des Art. 23. der CmroHmm aufmerksam macht. Zum Sehlusse 
wird noch die rem Verf. gegen das Geschwornen-Institot aus den s. g. frommen 
Meineiden erhobene Einwendung besonderer Berflcksichtigung empfohlen. (Rec. 
v. Jagemann.) 

2. Heft 2. S. 221—228. 
Kritik des s. g. Indieieobe weises im Unterftachnngsprocesse, von £• 
Langfeldt. Güstrow, 1839. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 234. ff.) 
Im Allgemeinen bemerkt der Rec^ dass „diese Schrift wegen der unverkenn • 
baren Schwache der für die Meinung des Verfs. vorgebrachten Grande wenig 
Bedenkliches haben würde, wenn nicht die Sprache und Darstellung mit einer 
ungewöhnlichen Zuversicht, ja Kühnheit geharnischt wäre"; er belegt diess 
dann durch einzelne Stellen , nimmt namentlich an einigen gegen Hofr. Bauer 
wegen des Göttinger l/rtheils in der Wendt'schen Sache gerichteten Aeusteruu- 
gen Anstoss, spricht dann, nach auszugsweiser Mittheilung der von dem Verf. 
gegen die Ansicht, als sei durch Indicien ein voller Beweis zu erlangen» vorge- 
brachten Gründe, namentlich über dessen unrichtige Deutung des Wortes „red- 
lich u iu Art 19. der Carolina, und weist endlich die Widersprüche nach, in die 
der Verf. gerath, indem er einerseits alle deutsch rechtliche Beweismittel als 
solche verwirft, andererseits das GesUndniss oder vollgültige Zeugnisse elsnoth- 
wendig zur Füllung eines Straferkeuntnisses anerkennt, und doch auch wegen 
Indicien iu gewissen Fällen ausserordentliche Strafen zulassig fiudet. (Rec. 
v. Jagemann.) 
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3. Heft 8. S. 404—411. 
Dr. J. Bei diel, Untersuchungen Ober einige Grundlagen der Straf- 
gesetzgebung. Leipzig, 1840. (Vgl. Jahrb. 1841. S. 139. ff.) 
Der Rec. erklärt sich mit der Ansicht des Verfs., dass untere« Zeitalter der 
Beruf zur Aufstellung dauernder Strafsysteme abzusprechen sei, nicht einver- 
standen ; er bespricht lodann hauptsächlich diejenigen Betrachtungen desselben, 
welche dem Gebiete des Strafverfahrens angehören, und sagt schliesslich, dieses 
Buch „hätte sich dem Titel nach mit den tiefsten Spekulationen der Philosophie 
des Rechts, der Criminalpolitik und den reichsten Erfahrungen beechäfUgesi 
müssen, welche die genialsten juristischen Schriftsteller Deutschlands veroffent- 
lichten", bemerkt aber, man vermisse in demselben altauoft Grunde für eine 
bestimmte Ansicht, und eben so sei cur Erreichung des vorgesteckten Zieles 
eine wissenschaftliche Ordnung in der Behandlung des so schwierigen Stoffes 
nöthig, die in dem Buche nicht tu finden sei. (Rec. NÖllncr.) 

4. Ebend. S. 411. 412. 
Abhandlungen aus dem Strafrechte und dem Strafyrocesse, von Dr. 
A. Bauer. Bd. 1. GftUingen, 1840. (Vgl. Jahrb. 1840. S. 1053.) 

Es wird vorzugsweise die „principfeste und mit achtem logischen Geiste 
dorchgefGhrte Behandlung aller Rechtsfragen " in diesen „criminalrechtlichen 
Deductionen" anerkannt und nach einer kursen Inhaltsangabe als besonders 
zeitgeraäss die 3. Abh. (von dem Verhältnisse des Richters xum Strafgesetze) 
bezeichnet (Rec. v. Jage mann.) 

ft. lieft 4. S. 534—541. 

Der mündliche Öffentliche Anklageprocess und der geheime schrift- 
liche Untersuchungsprocess in Deutschland. Historisch u. kritisch 
von F. G. Leue. Aachen« 1840. (Vgl. Jahrb. 1841« S. 666.) 
Auf eine specielle Relation der vom Verf. entwickelten Hauptsätze las** 4er 
Rec. die Bemerkung folgen : „ Der Verf. hat also Beweise zu führt« übernommen., 
deren Richtigkeit grossentheils bereits anerkannt ist; er hat aber auch aas deut- 
sche Strafverfahren von seiner gehässigsten Seite seinen Betrachtungen zu 
Grunde gelegt, und den Jetslgen (freilich nur durch eine unsichere Praxis «.s.w. 
geregelten) Zustand desselben, wie ihn allmählig die Wissenschalt erzeugte, 
weniger beachtet, die deutschen Entwerfe zuSlraf-Prozeas<.Ordaungen auch gar 
nicht erwähnt , obwohl diese Mündlichkeit und O Öffentlichkeit berücksichtigen." 
Kr tadelt namentlich, dass der Verf. auf die Voruntersuchung so wenig Gewicht 
lege, die niemals mündlich geführt werden kenn, findet aber vertrefflich dar- 
gestellt, was der Verf. über die Ausdehnung der Schriftlichkeit im deutschen 
Verfahren bemerke, wenn er gleich dem Verf. in seiner volligen Verwerfung der 
gesetzlichen Beweistheorie nicht beipflichtet. „Aber auch da", h eiset es zum 
Schlüsse, „wo man den Ansichten des Verfs. nicht beistimmen kann, spricht der 
Reiz der Darstellung an und sein Werk erscheint hiernach als ein sehr interes- 
santer Beitrag zur deutschen Literatur im Gebiete des Strafverfahrens. ** (Rec. 
NÖllner.) 

"6. Ebend. S. 541—547. 

Handbuch des Criminalprocesses, mit vorz. Rucks, auf Sachsisches 
Recht, von C. A. Woiske. Leipzig, 1840* 
Nach einer Reihe von kritischen, fast nur missbilKgend ausfallenden Bemer- 
kungen über einzelne Stellen des Buches fasst der Rec. „die Summe dieser Bemer- 
kungen" in dem Satz zusammen, „dass das vorliegende Handbuch wohl zurNoth 
für Sächsische Juristen, wegen der fleissigen Znsammenstellung aller Particular-_ 
Verordnungen, brauchbar, allen aussersächsischen Rechtsgelehrten aber nur 
dann, wenn sie in den Grund prindpten desProcesses schon eine gewisse Festig- 
keit erlangt haben , von einigem Nutzen sein dürfte. 44 (Rec. v. Jagemann.) 
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V. HI g cell eil. 

Zweiter Nachtrag über den 8. g. Antipapinian *)• 

Ungefähr gleichzeitig mit meinem Aufsatz Ober da* Wort Antipapinian 1 ) 
lieft Herr Professor Witte einen Artikel*) über Papinianui drucken, deaien 
Ende so lautet: „Da non diese Bücher ... im Studium an die Stelle von Papi- 
nian'i Werken getreten find, 10 heissen sie ichon bei Justin iau's Zeitge- 
notten* 4 ) und venu ulh lieh noch lange sogar im Occident 85 ) die drei libri #•*- 
gutaret (Monobiblia) des Antipapinian M ). u Ich will nun die läramtlichen 
durch die Bemühungen dieses Gelehrten gewonnenen neuen Stellen > to wie die- 
jenigen, welche schon im Civil. Magazin B. 6. S. XX. angeführt und von mir 
früher übersehen waren, nach der Heimbach'schen Ausgabe der Basiliken 
hierher setzen, da sie zur Bestätigung und Erweiterung meiner Ansicht führen 
werden. 

^ 1) Schot, iav Statt ad tib.XI. tit. I. i. 17. ( T. I. p. 586.) vnlteXt xd &if*ax<*> 

moi *r 6 SxaißoXdc, frjmr h y. xvv'Avxuranuriairov ftovoßißXvr xix.ß'.&iyM 

2) Schot, vtoq j tovXoq ad Hb. XI. tit.l. i. 28. (T. Ip. 615.) dvdyvwfrt xcU 

tV xm a. ßißXiip xwr Avxirtaniavov novoßißXvir xix. y. xd a. xov xix. 9ty. eioWg» 

*3) Schot, xiojovc, Sxfvdw ad Hb. XII. tit. I. t. 58. (T. I.p.lBZ. Hugo.) 
pjj *VarrM»£« de* ooi xo xtlftevor eV xw y. wi» y AvTi7ianivi<xvov povoßtßL 
x$x. a. Siy. a • 

4) a — e, Schot, xdq tarn xov nodrov dytiydc ad. tib. XIV, tit. I. /. 54. 
(T. Fl. p, 134. u. 135.) «Sc. 6 OvXnutrbs h xti t&'. diy. xov de evictiotUbut xm rm* 
Antipapianüv poro/9*. vtjair: kurz darauf: OvXruavbq eV rw *4. oVy. xov w'tov 
de evfctioMibmi xnl täv drrma.7nci.vSiv ftovoß*. q>rjalv: und in demselben 
Scholion: xai toPto ydq 6 OiU/rtavo? iv xfi *c\ 6\y. xov TtMdxtq'tloijfUvov de 
eviclionibui xtiv dvxiTtantavov povoßt. q>tiaLr. 

5) Schot. dvoodfa* naqd xov Öavtiarov xo Mxvqov ad Üb. XIV. tit. I. i. 69. 
( T. II. p. 141.) omo xcd 6 flamaroc. h reo nowxy xmv *Avxt7ia/riaiftiv /toro~ 
ßißX. xvr. *'. diy. y . <f>rjniv. 

6) a — 6 t Schot, ovx Jtotxtv #tntx{» ibidem, wc rorro avro 6 Ilamavoq i* r,Z 
<*'. x*fr*Avxuianiav<av ftoroßißX. xtx. t. öiy. y '. v>rjoiv: und kurz darauf: »e, 
o üarrtavoc h xf a. xtiv 'Avxinaniavüv Sty. ß'. q>ijalv. 

7) Schot. nXfjoovfttvoq ydo ro *f'<>? ibidem. «u? 6 Üamaroc, h x$ d. rwr 
AvTinaniavov povoßt. x*x. t . foy. &-'. yijaiir. 

•) Der Abdruck dieses Aufsatzes ist Ahne Schuld des Hrn. Verfs. verengert worden. 

Die Red. 

1) Kritische Jahrb. Jahrg. 1840. S. 274—76. und S. 380. 

2) AUg. Knc/clnpidie von Ersch und Grober Th. 11. Leipzig, 1838. 4. S. 144— 140. 
M) Das Schnlinm su Xll* 1. Bmtil. 58. «(. Htimbmch L, 768. röhrt von dem Advocnten 

Stephnnus her, den Just in i an in der const. dt confirm. Dig. §. 9. nennt. Vgl. Hmm» 
»«rA, th Harilicorum — origim p. 28 — 31 

88) Scholium sunt Julian bei Bien er in der Zeltschr. f. gesch. RW. V., 347. 
. 86) Die Stellen finden sich aufgezahlt bei Hugo im eivillst. Magazin Tl., 860. u. XX. 
Ausserdem habe ich noch bemerkt In Hei mbaeh's Basiliken Ausgabe 1 , 506., 615. II., 
IM., |is., Ht. (hier allein viermal), in dem Aufsatz über die pmrtes der Pandekten 
(Hugo n. «. o. S. 371. 372. 381. W Ute in der Zeitschr. f. gesch. RW. VIII., 167.) heisst 
es ausdrücklich d*Tina.7l>avov ß*ß.y. üebrigens schreiben die Griechen bnld Anti- 
Maian bald Antipa|*inian. In Hei mbaeh's Basiliken IL, 5«. citirt ansnamsweise 
»t«Hfc*nas das 22, Buch nicht als drittes des Aatipauiaa, sondern als tiber $imgut«rü 

dt UtHftg. r 
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8) ScAoi. in not. e Fabr. ad TheopfnU paraphraHn Hb. III. iit. XIX. §. 11. 
(p. 653. ed. Reiix. Hugo.) . . . <fea xo tiotiithov ß. y. xov drt*7taniin.a,vo v 
xov de probationibut et praetumt. Siy. t. pctQulXXip ^//rw. 

9) Schol. in Juliani epitomen (Zeitschrift f. gesch. RW. B. 5. S. S47. Hugo.) 
HI. Conitituiio X Kap. innovat autem legem reiaxat (#er. reiatam) im prfmo 
titulo Ante papim'ani digetto circa media loca UtuH poiita. 

Dass die letzte unter vorstehenden Stellen bei dem von Biener bezeugten 
Zustand der Wiener Handichrift für eine Frage der vorliegenden Art wohl gar 
keine Bedeutung habe, dürfte unbeiweifelt Mein. Daher nag auch kein Gewicht 
auf die Trennung der heiden Worte gelegt werden. Ebenso wenig hat das Scho- 
lion iu Theophilns beweiiende Kraft. Seine handschriftliehe Existenz an- 
derweit nachzuweisen, bin ich bii dahin ausser Stande, und die Autorität von 
Fabrotus allein wird Niemand für genügend halten zur Entscheidung, ob vor 
arttnantrtarov der Artikel xov oder twr gelautet habe. Für twv spräche die 
Analogie sämmtlicher übrigen Stellen aus den Scholien su den Basiliken. Die 
letzteren nun, insoweit sie so eben iub Nr. 1 — 7. mitgetheilt sind, enthalten 
sechsmal die Verbindung der Worte, aufweiche das Räsonnement meines frü- 
heren Aufsatzes in aller Maasse passt. Fünfmal dagegen kommt eine Verbin- 
dung vor, aus der wenigstens soviel hervorgeht, dass in ihr ein Argument für 
dasvSubstantivum o *Avxinama*6q nicht zu finden ist. Angenommen nemlich, 
dass die Lesart arzinamavwv critisch feststehe, und nicht etwa eine blosse 
Depravation aus dvri namavov darbiete, worüber bei den Verschiedenheiten, 
mit welchen das Wort gedruckt ist, aus einem einzigen Codex wohl kaum ein 
sicheres Urtheil sich fällen lässt, so ergäbe sich daraus doch nur so viel, dass 
aus o* atr in et rziavov novößtßXo* eine adjeetivische Formation oi amita/mtvo* 
povoßißXo* entstanden sei. Diese hat aber nach den Grundsätzen griechischer 
Sprachbildung durchaus nichts Auffallendes , der Mangel eiuer adjeetivischen 
Endung ist bei einem schon ungebührlich langen Worte etwas ganz Gewöhn- 
liches, und auf die Existenz des Substantivum lässt sich aus dem Vorhandensein 
des Adjectivum durchaus nicht mit Sicherheit schliessen. Vielleicht ist der treff- 
liche Herausgeber der neuen Ausgabe der Basiliken im Stande durch nochmalige 
Einsicht der Handschriften die vorliegenden Fragen dem endlichen Ziele näher 
zu bringen. Doch möge man nicht übersehen, dass selbst dann, wenn sie an 
den bisher bekanntgewordenen und etwa neuentdeckten gleichförmigen Steiles 
die zusammenhängende Schreibart des Wortes darbieten sollten, damit nur die 
Ansicht des Schreibers der Handschrift und seiner Vormänner gewonnen wird: 
der Beweis für die Existenz des Substantivs aber erst dann vollständig geführt 
ist, wenn ein anderer Casus desselben nachgewiesen wird , als der Genitiv. 
Basel, den 6. Mai 1841. Wunderlich. 

Nachschrift. Göttingen, den 3. August 1841. Die nach Beendiguag 
der vorstehenden Ausführung von der Redaction der Jahrbücher 1841. S. 573. 
berichtete Mittbeilung des Herrn Professor Dr. Zachariä kann erst dann 
berücksichtigt werden, wenn statt des daselbst ersichtlichen Ausspruchs dessen 
Gründe, und statt der für solchen aufgeführten, bereits durch die Bemühungen 
des Herrn Professor Dr. Witte bekannt gemachten, und in vorstehende« 
Aufsatz gewürdigteu Stellen, diejenigen eröffnet sind, welche in den Worten 
„ u. s. w." verschleiert liegen. W. 
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aerrea des Käaigr. Württemberg ia der katkelisck-kircklickea Angelegen- 
nett. Stattgart, Hillhcrgrr. 19€S.gr.8. (gek. f Tklr.) 

163. AamerkBBgea ober des Cmltx juri* Bmwmrici jmdScimrüy worin derselbe 
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128S.gr. 8. (gek. ^ Tklr.) 
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preeetse vem a. f. a». 2ier Bd. Göttingen, Dieterick. vi u. 408 S. gr. 8. 
(2 Tklr.) [Vs^Jakrb.l840.S.«81.Nr.21&.3 

IM. Brmidtnkack, Dr.M. W. <*., Aföntt.-Jt., Jttrisr «. *. «?., — Commentar 
•ber aas Gkers. Hessische Strafeesetsback and die damit ia Verbindung 
atekeadea Gesetze aad Verordaaagea , aaek authentischen Quellen, Mit 
beaoaderer Berücksichtigung der Gesetxgebungswerke aaderer Staates, 
aamentlich des Köaigr. Württemberg u. des Gkersogtk. Baden, van a. s. w. 
Ir Bd. [H. 1. 2.J Darmstadt, Joaghaos. xvi. u.240 S. gr.8. (gek. 1 Tblr.) 

lkl. Rum , Dr. Fr. Jim., o. e. Prof. v. f. w. am Freibtrg im Breiig., — Die 
Methodologie des Kirckeareckts sor Feststellung einer richtigen Bebend- 
lungsweise dieser Wisseasckaft im 6egeaiats sa deren falschen BekandV 
iungsweisea als tkeUweisea Qaellea dei kireklichea Unfriedens unserer Zeit 
Freibarg im Br., Wagner, vi n. 184 S. gr. 8. (gek. f Tblr.) 

158. CAritt., A. y Mtmüt.- IL, — Ueber den Uehe Naticaalgesetsgebung. Ria 
Beitrag aar ErsieJaag gemeinsamer für gana Oeatsekland gültiger Geseta- 
bücker, und aar AbschaaTuag des römischen nad des fraasjösischea Rechts 
kmbesondere. Karlsruhe, Müller. 180 S. gr. 8. (geh. $ Tblr.) 

159. CirilgeseUbach Cornea Kanton SoJotkarn. Ister Tbl. Familienrecht, lites 
Hauptstück. Personenrecht Mit Anmerkungen ton J. B. Reiner t % 
Regier.- R. Soloikurn, Jent n. Gsssmann. vi u. 298 S. gr. 8. (gek. 2 Tblr.) 

188. Das wichtige Gesets über Einführung küraerer Verjährungsfristen rom 
81. Mars 1838. und das Gesets über Verjährungsfristen bei öffentlichen Ab- 
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rung öffentlicher Steaem n. Abgeben. 4te Aufl. Halle, Kümmel. 38,83, 
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181. Das Wissens würdigste aus dem Sächsischen Baurechte für Architekten, 
Maurer- a. Zimmermeister, Mühlenbaner, Brunnen- a. Rohrmeister und 
die Sicks. Verordnung, die Meister «Prüfungen bei den Baugewerken für 
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aas dea LaadUgfverhsndlnngen erläutert. Herausg. von einem Bauver- 
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ständigen in Gemeinschaft mit einem pract. Rechtsgelehrten. Leipzig, 
Böhme. 64 S. gr. 8. (geh. ^ Thlr.) 

162. Die Grundgesetze für die innere Verwaltung des Preusslschen Staats oder 
Verfassung n. Einrichtung der obersten Staats- u. Prorinzial-Behdrden der 
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langen d. Provlniial -Landtage In d. PreuM. Monarchie unter d. Regierung 
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sätze des gemeinen dentschen Privatrechts mit Einschluss des Handels-, 
Wechsel- n. Seerechts von o. s. w. In 2 Abtheil, [lste Abth.] 6te, völlig 
umgearb. u. sehr verm. Ausg. Regentbarg, Manz. 678 S. gr. 8. (Beide 
Abth. 6 Thlr.) 

177. Mittheilnngen ans der landwfrthschaftl. Rechtskunde, dem Oekonomie-, 
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I. Recensionen. 

Der mündliche öffentliche Anklage-Prozess und der geheime 
schriftliche Untersuchungs-Prozess in Deutschland, Histo- 
risch und kritisch von F. CK Kerne* Ober-Procurator am K. Land- 
gerichte zu Saarbrücken. Aacben u. Leipzig, 1840. (Vgl. Jahrb. 
1841. S. 666.) 

Die Criminalprozessordnung mit besonderer Rücksicht auf den 
neuesten Entwurf einer Solchen für das Königreich Hannover. Von 
Hr. «• F. Kffnlg. Leipzig, 184fr. 

Recensirt 

von 
t 
Herrn Professor Hr. Abega; zu Breslau. 

Man hat oft, und schon vor einigen Jahrzehnten behauptet, die 
Fragen, deren Erörterung die Aufgabe der in der Uebersehrift genann- 
ten Werke ist, seyen langst entschieden *). Wäre dieses gegründet, 
was selbst der Verf. der zuerst genannten Schrift, obsehon nichlohne 
Beschränkung, erklärt, so konnte es überflüssig erscheinen, sie noch- 
mals zu bebandeln, und die Kritik müsste sich begnügen, darauf auf- 
merksam zu machen. AHein so ist es nicht. Zu keiner Zeit sind 
diese Fragen auf gleiche Weise und übereinstimmend beantwortet 
worden; selbst nicht, wo man sie ohne alle Rücksicht auf gegebene 
Verhältnisse betrachtet hat; noch weniger, wo man zugleich das 
Augenmerk auf die. eigentümlichen Forderungen richtete, die sich 
Ar die Prozessgesetzgebung bestimmter, insbesondere deutscher Lan- 
der ankündigen. Ja, nicht einmal ein entschiedenes Uebergewicht 
Ar die eine oder andre Ansicht, bei den hier Zur Sprache kommen- 
den s Gegensätzen, liest sich annehmen und jene Behauptung geht 
mehr von denen aus, welche schon für ihre Untersuchung eise 

*) Feaerbach Betrachtungen über die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
der Geriehtspflegc. Th. fl. S. VIII. 
Krit. Jahrb. f. d. K.W . Jahrg. VI. H. VIII. 43 
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bestimmte Antwort in Bereitschaft haben. Wir wollen auch dieses 
nicht ganz missbiUigen ; denn obschon es nicht im Begriffe der un- 
befangenen Forschung liegen kann, das Ergebniss als ein fertiges 
vorauszusetzen, welches. erst gewonnen werden soll, so kann man 
doch, um dem Vorwurfe zu begegnen, als sey auf diese Weise der 
Charakter einer unparteiischen Forschung dem einer auf einen be- 
stimmten Zweck berechneten Darlegung der Grande für das schon 
feststehende Unheil geopfert worden, zugestehen, dass diese gefor- 
derte Untersuchung vorausgegangen sey, bevor dte Bekanntmachung 
in Schriften geschehen, welche dann' auch den umgekehrten Weg 
einsehlagen durften, die Richtigkeit eines Ergebnisses z« begründen, 
dessen als eines stets vorsehwebenden Zieles sieh der Darstellende 
bewusst seyn musste. Ja, man wird dann selbst eine gewisse Par- 
tbeilichkeit, ein Interesse -Nehmen ftlr erlaubt halten dürfen, wenn 
Jemand, in voller redlicher Ueberzengung der Richtigkeit dessen» 
was er als Resultat seiner Beobachtung oder seines Nachdenkens mil- 
theilt, mit dem ganzen Eifer und Aufwand von Kriflen, deren er 
ffchig ist, die Sache vertritt, von der er weiss, dass sie nach der 
andern Seite, nach der er sie zu übernehmen keinen Beruf fühh, der 
Vertretung nicht entbehren werde. So wird denn die Kritik, so 
weit nicht unbedingt von rein praktischen oder legislativen Folgerun- 
gen die Rede ist, sondern von dem Veihältniss der Leistungen zu 
der Wissenschaft, diesen, ohne die Verschiedenheit der Standpunkte 
zu verkennen, oder zn billigen, Gerechtigkeit * widerfahren lassen 
kennen r wie z, B. der Werth einer Verteidigungsschrift von dein 
Genaht anerkannt werden kann und muss, auch wenn dieses sieh 
nicht mit dem Ergebnisse einverstanden zn erklären vermag« Für das 
letzte wissenschaftliche Urlbeil, das mit dem praktischen nicht im 
Widerspruch stehen soll, gilt diese Unterscheidung,, und Mos formelle 
Rücksicht nicht, — es kommt auf die Wahrheit an, für welche jene 
neck so werth vollen, einseitigen oder unvollständigen Darstellungen 
nur mittelbar in Betracht kommen, und als Vertretung einer Seite 
oder eines Moments gelten. Ist aber über das, was hier Gegenstand 
der Betrachtung seyn soll, ftlr die Anwendung oder Aufnahme in die 
bevorstehenden neuen Gesetzgebungen, wie es nicht geleugnet wer* 
den kann, noch keineswegs ein letztes Urlheil vorhanden, so wird 
es, ohnerachtet der Menge von Schriften in denen hiervon gehandelt 
ist, immer nicht überflüssig seyn, wenn diese s. g. Lebens- nad 
Tages -Fragen von Zeit zu Zeit wieder aufgenommen werden. Zu- 
nächst, weil die Verhältnisse, in denen wir leben, die Veränderungen 
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nul Verbesserungen, weiche beantragt und beabsichtigt werden, dazu 
auffordern und weil es, bei der Matse der stets wachsenden Litera- 
tur nad der Schwierigkeit, dieselbe zu bewältigen, leicht erklärlich 
erscheint, dass und warum sich die Aefaierksamkeit, vornehailieh der 
Geschäftsmänner, mehr den neuesten Erscheinungen zuwendet, wie- 
wohl dabei suis die Pflicht bleibt, aaeb die Ufern Werke der Vergessen- 
heit za entreissen, von denen einige (ich nenne nur das Feue rbach's) 
einen nicht za verkennenden Werth filr alle Zeit behaupten, und durch 
keine neue Schrift fibertroffen oder entbehrlich gemacht werden 
md: dann aber such deshalb, weil die Eatscheidung, welche durch 
die Gesetzgebung getroffen ist, oder wird, — wenn sie auch jene 
Fragen praktisch erledigt, doch nicht als letzte für die Wissenschaft 
anerkannt werden darf, der, zufeige ihres Berufs, das Wahre für 
sieb und filr die Anwendung zu Tage zu fördern, die Befugaiss 
nicht streitig gemacht werden kann, auch die bestehenden Gesetze 
4er Würdigung zn unterwerfen. Von diesem Standpunkte aus, den 
sie allein zu verfolgen hat, mnss sie selbst solche Leistungen betrach- 
ten, welche nicht ein unmittelbares wissenschaftliches, sondern ein 
blos praktisches Interesse zu befriedigen sich als Ziel setzen. Ohne- 
hin sind beide, wie man sie auch trennen und das eine oder andere 
hervorbeben oder in Beschränkung auf besondere Verhältnisse für 
ausschliessead aulstellen möge, doch nicht entgegengesetzte und 
unvereinbare. Wir haben es früher schon erinnert: keine Leistung 
kann sieb der wissenschaftlichen Kritik dadurch entziehen, dass sie 
sieh, als auf eine rein praktische Tendenz bezogen ankündigt:* 
eben so wenig vermag sie durch solchen oder ähnlichen Vorwand 
die Wissenschaft und Theorie, als hierüber nicht zuständig und fähig, 
gleichsam zu perborreseiren. Die tüchtige praktische oder auf die 
Anwendung berechnete* Leistung — unter welcher im weitern Sinne 
auch die legislative — gegenüber der blos doktrinellen begriffen 
wird — hat das wissenschaftliche Urtheil nicht zu scheuen, ist stets 
willkommen, auch wird sie nicht ohne Gewinn für die Wissenschaft 
seyn, die in ihrem ganzen Umfange auch das mit auflaset, und sich 
aneignet, was nur, wenn man sie im engsten Sinne nimmt, von ihr 
unterschieden ist, und auf das sie ihrerseits notbwendig die Rückwir- 
kung äussert, welche die Folge des organischen Zusammenhanges 
euer Theile und Seiten ist und durch die Einheit bedingt wird, auf 
die sieb aüe Gegensätze «ad Seaderuagen zurückbeziehen. 

Während aber die Erfahrung eine stete Quelle für die Wissen- 
schaft ist, so ist aueh letztere die unerläselieke Grundlage für jene 

43* 
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und f&r die auf solche berechneten Leistungen. Die neuern Schrif- 
ten über diesen Gegenstand haben insbesondere mit Rücksicht auf 
bestimmte praktische Zwecke, mehr nur unter andern nach das, was be- 
reits wissenschaftliches Gemeingut war, vorausgesetzt, benutzt, und zur 
Unterstützung dargelegt, als dass sie zur Bereicherung beitragen. Die 
Unterscheidung aller dieser Standpunkte, so weit sie bemächtigt sind, 
ist unerlüsslich, um ein Werk, lieben der allgemeinen Beziehung, die 
es darbietet, auch nach der besondern, die ihm eigenthfimJich ist, zu 
beurtheilen. Das erstere der genannten wird Jedem empfblen werden müs- 
sen, der sich für die Verbesserongen unseres strafrechtlichen Verfahrens 
interessirt. Ueberall bekundet sich eine aehtungswerthe Gesinnung, ein 
Eifer för das Recht, eine Lebhaftigkeit hei der Verteidigung des für gut 
und dem Angriff des für das Gegentheil Gehaltenen, welche Zeuguiss ge- 
ben, wie sehr der Verfasser mit seinen Ergebnissen der Wahrheit 
und Untrüglichkeit versichert ist. Was ihm von dem Standpunkte 
der unbefangenen rein objektiven Betrachtung aus, zum Vorwurf ge- 
macht werden konnte, die durchaus vorherrschende Subjektivität, die 
nicht selten das Princip der Gerechtigkeit bei Seite setzt, von dem 
auch bei dem Streite in diesem Gebiete ausgegangen werden muss — 
eben das ist wieder als ein Grund anzusehen, welcher der Darstel- 
lung einen Vorzog verleiht. Wir wollen es gleich bemerken, der 
Vorf. selbst berechtigt dazu — es ist nicht eine wissenschaftlich* 
Untersuchung, welche indem sie mit gleicher Unparteilichkeit die 
Gründe ftr und wider aufstellt, erwttgt und dann ein gerechtes 
Urtbeil vorbereitet, den Leser selbst in den Stand setzte, sich das- 
selbe zu bilden; sondern es ist eine Partheischrift für die Form des 
Anklage- Prozesses, filr die Mündlichkeit und Oeffentliehkeit des Ver- 
fahrens, mit scharfer, und von dieser Tendenz bedingter, keineswegs 
vorert heilsfreier Kritik der in Deutschland bestehenden auf «^ent- 
gegengesetzten Principicn gegründeten Verfahrensweise. Nimmt mau 
die Schrift als ä**, was sie ist und nach des Verfassers Absieht 
seyn soll, so muss man sie für sehr gelungen erklären, und es ver- 
dient alle Anerkennung, wenn mit solcher Begeisterung eine Sacke 
geführt wird, die sich ohnehin und schon für sieh empfieit. Wer 
müchte es dem Redner, der für eine Sache spricht, vollends wenn er 
dieses mit der innersten Ueberzeugung ihrer Gerechtigkeit thet, 
verdenken, dass er sie von der Seite betrachtet, wo sie sich am vor- 
teilhaftesten zeigt, dass er mit Tbeifnahme hei ihren Vorzügen ver- 
weilt; wer müchte ihm zumothen, die Schattenseite zu beleuchten, 
die Blässen und Schwlchen aufzudecken, die er theils übergebt, 
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theib nur leise andeutet; wer mochte ihm — we er nicht Richter^ 
sondern Kämpfer ist, zemutheo, dass er in der Darstellung der Ge- 
genseite — auf gleiche Weise verfahre nnd nicht vielmehr umge- 
kehrt hier eine entgegengesetzte Weise beobachte, derzufolge dann 
fllr ein letites Urtheil noch eine von der andern Seite beiznbriagende 
Dnrlegnng eflnrdert wird, die jeder Gegner wie hillig dem Andern 
ttberUtest. Kann man aber dieses nicht missbilligen, so wird sann dage- 
gen selbst flr eine Partheisehrift nicht überall die hier gebrauchten 
Mittel gutheissen, noeh weniger, wenn man annehmen mueste, es sey 
wirklich aaf eine nnpartheiische Untersuchung abgesehen, eine Mei- 
nung, der hier sehen die Vorrede vorbeugt Nicht nur die faktischen 
Angaben, sondern auch die rechtliche and prahlische Würdigung 
leiden darunter; es wird von vorn herein die Uuvernttnftigkeit uad 
Ungerechtigkeit des andern Verfahrens behauptet, nnd in diesem 
Sinne geschildert : nnd der so häufig (anch von der andern Seite) 
verkemmeade Fehler begangen, Uehel nnd Mlngal die ihren Grand 
in den "Individuen, in der Subjektivität haben, — nnd die, das darf 
man nicht leugnen — durch die eine Art des Verfahrens weniger 
leicht vermieden nnd entdeckt werden als durch die andere — unbe- 
dingt den Einrichtungen selbst zuzuschreiben. Es werden ferner, 
wie en> hinig, anch hier die Einrichtungen nicht blos Ar sich, und 
in ihrer Beziehung auf ihre wesentliche Bestimmung — die Gerechtig- 
keit, sondern ee wird der erst daneben in Berücksichtigung kommende 
Gesichtspunkt der Politik und des Nutzens nicht selten zu sehr her- 
vorgehoben und die Vertheidigung'oder Verwerfung eines Institots 
unfeiner ihrer Rechtspflege an sich fremden Grundlage geführt. Auf der 
andern Seite werden aber auch wieder einzelne Individuen ver- 
antwortlich gemacht, wo wenn eine Schuld vorläge, dieselbe nicht die 
treffen kann, die pflichtgemäss nach den gesetzlieh vorgeschriebenen 
Hegeln eines Verfahrens handeln, von dem man, wie sehr es auch 
der Verbesserung bedürftig seyn möge, stets anerkannt hat, dass es 
durch das Streben nach der Gerechtigkeit bestimmt sey, dass es sei- 
nem Zweck zu entsprechen und f&r den rechtlich gesinnten Richter 
eine Befriedigung durch Uebereinstimmung mit den Forderungen der 
Rechtspflege in ihrer wahren Bedeutung hervorzubringen geeignet 
sey. Alle unsere Iltern deutschen Gesetzgebungen, die sich gerade 
Aber solche Zwecke und Grumlansichten genügend und mit grösserer 
Bestimmtheit aussprechen als die andern, die einheimische Rechtsge- 
>chichte und die Sitte geben davon Zeugniss. Der. Verf., des- 
sen „Zweck ist; zur Umgestaltung des deutschen Gerichtewesen* 
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mitMiwtrken, so viel an ihm ist" (S. V.) bitte ftr «mm ZmcIl 
vielleicht mit grosserem Erfolge thatig seyn können, wenn er ml 
mehr Rahe und Leidenschaftslosigkeit seine Ansiebt entwickelt, sich 
mehr auf objektiven Grundlagen gehalten, woniger dem Entgegenge- 
setztes die Gerechtigkeit verweigert, ued h oher» Pleies auf ein 
unbefengenes Studium der reo ihn (S. VIII. fc) goriogagMtaig behan- 
delten LiteraUir gewendet hotte, der er seihst (& VI.) eis» ttMer- 
geordoote Stelle anweiset Wird er hoffen kennen, dadnrch eine 
Ueberzengung hervorzubringen, dess er wiederholt versichert „der 
Rechtfertigung dessea, was er vertheidige, bedürfe eis, als sieh voo 
seihst verstehend und mit der Vernunft tbcreinst iasmoo d y heiaeswegs, 
so dass dann dem» der so etwas unternähme, geeatwortet werden wurde, 
wie jenem Redner, der mit dem Lohe der Tagend begann: SluUe, 
quis vnquam vituperavit?" (S.IV.) — er will vielmehr nur „die 
Uasweekmlssigkeit und Ungerechtigkeit des gemeiaen schriftlichen 
Untersuehnogs-Preeesses beweisen," (S.IV.) „das* er, da es uoaeg- 
lich sey (?), das Wesen der Mündlichkeit and OefensJiehkelt darza- 
stellea, und also auf direktem Wege Beweis ßlr dasselbe nu fahren, 
apagogiscb beweisen, d.h. die Unvernunft des schriftlichen Verfahrens 
darthon wolle," (S. VIII.). Oder sollte, wenn ihm dieses gelangen 
wire, daraas unmittelbar der Beweis der ausschliessliche« Vernftuf- 
tigkeit dessen hervorgehen, was er benanntet, und wofilr er — im 
Widerspruch mit der Erfahrung und den Aosspttiche* von Kennern, 
seihst solchen die im Ergebnisse mit ihm fiberetnalimmen, neben der 
hehaupteten UnmögUcbkcit, die Sache ans DarsteUangaa zn verstehen, 
auch auf wahrhafte Gründe Versieht zn leisten geneigt seheint, indem 
er „seine innerste Ueherzengung von der unbedingten Vorzflglieh- 
keit der Sache" (S. V. n. VI.) geltend macht, welche als lediglich 
subjektive, der mit gleichem Rechte sich die eines andern gegea- 
uherstelleu kann, begreiflicherweise nicht als ein Gruad ttr die ze 
gelten vermag, die er belehren will*). Kann er vollends daran/ reeh- 
aea, dass sein Sinn und lebhaftes Interesse Ar die gute Sache — 
wie er sie nennt, von denen erkannt werde', die, wenn aneh seiner 
Ansicht zufolge im Irrthum sich befindend« doch das Zeegaiss ia 
Anspruch nehmen, und sich selbst in ihrem Gewissen geben dürfen, 



*) Eine ähnliche Beweisführung findet sich S. 195. Note ei). Von der Unent- 
behrlichlceit „einer schriftlichen bindenden Grundlage fflr den ganten Civil- 
Prosess" heiastet: „Feuerbacfcbat dies sehr wettlias% aasajefufcrt. Mir 
geheint die UnsutingÜchkeit der Mos mündlichen Verhandlung für den Civil- 
Protest 10 klar zu teyn, dast Jeder Jurist diet auch ohne Beweif 
aeheu matt." 
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daas sie gleiehfeMs zum Zweck der Gerechtigkeit die guten und ge- 
rechten Mittel wolle», und Ate nickt den Vorwarf verdienen, den 
er ebneowertheu Männern taucht, uod deren Gesinnung als eine vor- 
werfliehe bezeichnet .wird, weil sie theils die ausschliessliche Treff» 
liebkert der von ihn» bevorwerteten Institute, tbeife die behauptet* 
•sTenbar*- tfcrvemiaftigkeit der jetzt bestebenden nicht zugebe»? 
(S.IV, VIII.) Es ist Pflicht, hierauf fretnfltbig aufmerksam zu machen, 
um zugleich die Bemerkeng anzuknüpfen, fir die Sache» daas der 
Verf. nicht näthig hatte zu solchen Mittele seine Zuflucht zu nehmen, 
und Ar dw Pereon, das« derselbe an so vielen Stelle«, und sWcb 
den gaaaea labalt des Werkes die Anerkennung eines Uftcbtigen 
Streben* in. eineni Grade verdiene, der hoffentlich bei denen, die das« 
was der blos s en Subjektivität angebärt, fern zu halten wissen, bin* 
Teichen wird, den Eindmek der Voreiafeuemmenheit zu verltfsebeu, 
den seine Fora des Vertrags nad tbeüweise auch der labalt maebt. 
Hallen wir aber an die Sache, so werden die, ftr welcbe das 
Werk bestimmt ist, nicht embia binnen, dem Verf. in vieler Hin» 
siebt Recht an geben» Für s Erste seboa darin, — nad das ist längst 
Gegenstand der Vor handlangen, — dass unser Verfahren einer, zeit» 
gemässen Verbesserung bedürfe, leb will hinsichtlieb solcher, die 
•eb bei anderer Gelegenheit näher auseinander genetzt habe*), um 
so weniger hier etwas bemerken* als ieb, was empfoJen nnd von 
"mehrefit Orten beantragt oder von Regierungen in Vorschlag gebracht 
ist — gleichfalls als eine Forderung nnd zwar der Gerechtigkeit selbst 
anerkannt nnd vertbeidigt habe nnd »ich nicht zu den Gegnern 
mahne: doeb sey es erlaubt, wiederholt an erinnern, dass die Re» 
formen nicht blos durch die organisches Einrichtungen bedingt seyen, 
sondern noch nnd vomebm|ieb von hinzutretenden iiaerlässlieheo sub- 
jebtiven Garentieeo abhängen — der Tüchtigkeit und Würdigkeit der 
Gesinnung nnd Handlungsweise derer, denen das wichtige Amt der 
Richter anvertraut ist, denn es ist eine ebne so irrige als häufig 
ausgesprochene Meinung, dass es genüge, eine Einrichtung bestimm 
•er Art zu treffen, einen Plan zu entwerfen, wo sieb dann die aar 
Ansfährnng geeigneten Individuen schon von selbst finden worden — 
während ober umgekehrt eine tüchtige gerechte Person sieb das en£* 
sprechende Verfahren zu bilden vermachte: wobei sieh freilieh die 
Gesetzgebung im Staate, und auf dem Standpunkt der Gesittung, die 
eine objektive Gestaltung angenommen hat, nicht beruhigen darf, in« 

*) Meine Beitrage sur Kritik des Kntwurfet einer StrafprofceM- Ordnung; für 
<fe» Kintf reick Württemberg 1839. 
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dem wesentlich beide, die objektive, organische und die subjektive, 
mit dieser flbereinstimmeode Seite vorhanden seyn müssen, um eia 
gedeihliches Resultat zn geben. Und femer, dass die nothwendigen 
Verbesserungen unsere Verfahrens auf dessen gesehicbtüoher Grand- 
läge nicht nur in angemessener Entwiekelnng der in ihm voraeege- 
setzten Priucipien staufinden ktfnnen, sondern auch nef&eo. Und 
dies um so mehr, als es in mancher Hinsicht nur einer Befreiung von 
Bestimmungen und der Wiederherstellung «ad erfolgreichen Aaerkeav- 
nung anderer bedarf, denen jene als Äusseres nicht im Begriff lie- 
gendes Beiwerk sich allmählig ohne wahrhafte Berechtigung zugesellt 
haben, während diese eben so durch Einflösse, die dem Rechte fremd 
sind, ganz oder theilweise verdrängt worden sind. Hiermit ist dann gar 
wohl und als ein dem einheimischen Verfahren keineswegs fremdes 
Element vereinbar die Aufnahme der Mündlichkeit, der Öffent- 
lichkeit des Verfahrens, und was sich daran als notwendige For- 
derung anknüpft, die Verhandlung dessen, was die Grundlage des 
Urlheils seyn soll, vor den erkennenden Richtern, womit dann 
wenigstens für diese, dem Unheil unmittelbar vorausgehende Periode 
des Prozesses die Form des Anklage-Verfahrens zweckmässig 
verbunden werden kann, während das Princip noth wendig das seyn 
muss, vermöge dessen nicht die Zufälligkeit und Subjektivität eines 
Anklägers, sondern die Gerechtigkeit sich behauptet, wie denn auch 
der Gegensatz der beiden Verfahrensweisen, der accusatorisebea 
und s. g. inquisitorischen jetzt lediglich die Form betritt, wäh- 
rend das Princip auch in dem neuern Anklage* Process dasjenige ist, 
was richtig verstanden den Untersuchungs-Prozess bedingt. Der Verf. 
hat die Sache umgekehrt dargestellt (S. 109.) > aber mit Unrecht. 

Allein es ist doch immer etwas anderes, die beantragten Ein« 
rtehtungen zu empfelen und die bestehenden , wenn sie auch mancher 
Vorzöge entbehren, als durchaus unvernünftig darzustellen. Wäre 
es wahr, so hätten wir in Deutschland seit Jahrhunderten keine ge- 
rechte Handhabung des Rechts, keine Gerechtigkeit; man messt* 
folgern keine gerechten Richter, keine solche Gesetzgebung, keine 
Wissenschaft. Aber das hat Niemand gewagt zn behaupten, selbst 
bei aHen Klagen in einzelnen Fällen , zu denen Bekanntlich auch das 
andere Verfahren hinlänglichen Stoff darbietet. Die von dem Verf. 
so oft mit Grund in Bezug genommene K. Preuss. Immediat-Justiz- 
Commission, und er selbst, wie so viele Andere, haben zugestehen 
müssen, dass im Allgemeinen ein guter Geist der Gerechtigkeit bei 
den Gerichtshöfen sich bewähre, dass folglieh dieser nicht blas 
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etwaige Gebrochen der Jestix-Einricbtung ansebftelieb inaebe (S. XV.), 
mindern dum aneb diese ihrerseits es ustglieb macbea, dass solcher 
berrsebe,' wiewokl am andern Stollen der Verf. Ober die Weise der 
Urtheriuftllung — (zufolge eines angebliche» etillsebweigendeo Com- 
pronusses, stets nneb de« Votum des ReforeateB zu stimmen — ), 
sich Aeassesongea erlaubt, die jeder treue Ju$tizbeamte in seinem 
bessern Bewnsstsein mit gerecktem Unwillen zu rock weisen würde« 
Und gerade dieses vermochte eine andre Form nickt unmöglich zu 
machen. Gerechtigkeit hat, wir missen es wiederholen, stets den 
frommen dentsefcen Fürsten, den Beamten, wie dorn Volk am Herzeu 
gelegen, und wenn der Verf. die Worte des König Friedrich Wil- 
belm I. als Motto kranekt „die schlimme Justiz schreyt gen Himmel", 
welche er mit dem weitern Zusätze: „and wenn ick's nickt remedire, 
lade ick selber die Verantwortlichkeit anf mick" S» 184. Not. wie- 
derholt, so lekrt die Geschichte der Gesetzgebung jener and der 
sfaMera Zeit*), dass sich diese nicht anf das bezieben, woftr sie, 
namentlich an der zweiten Stelle gebraucht werden, „die Ungerech- 
tigkeit its schriftlichen Verfahrens", sondern auf Verbesserungen, 
tkeils nack den bisher beobachteten Priacipien, tbeils der Handlungs- 
weise der Beamten**),. deren Ausartung jener kräftige und das Reobt 
wollende König bekanntlieb mit grosser Strenge rügte. So darf 
man wenigstens die bteraaf gegründeten oder angedeuteten Schltiss- 
Mgc t nu gen nicht zugeben. 

Ferner aber — und diess filbrt uns zn einer kurzen Angabe des 
Inhalts des Werkes — ist unleugbar „die Frage aber die Art des 



*) Mein Vertue* «hier Geschichte des Strafgetetsgebung und dei Straf- 
rechts der Brandenburg -Preussiscben Lande. Berlin, 1835. S. 81 — 133. 

**) Vgl. z. B. von den Bornn, Contultatio Poittieo-Theologico, 
über den gegenwärtigen betrübten und kümmerlichen Zustand der Chur- und 
Mark Brandenburg. 1641. (Auch neu aufgelegt IG 81. u. 1719.) ,,Wu bey uns 
in unserm Vaterlande im Justizwesen vor Gebrechen eingerissen, und wie das 
ganze Land mit Ungerechtigkeit überschwemmt worden, davon geben genug 
Zeugnis« die schmerzlichen Klagen der Armen, Elenden, Wittiben und Waysen. 
Denn vor diesesmal zu geschweigen der schweren Klagen der Laadstände in 
gemein über die unerträglichen Aufbürdungen, Beschwerungen u.s.w., — obwol 
die hohe Landes Obrigkeit in allen Provinzen unseres Vaterlandes die zu recht- 
massiger Adminisirirung der Justitien geordnete Gerichtsstellen biss dahero der 
Gebühr nach besetzen lassen, so hört man doch im Lande nichts gemeineres, 
als Lamentiren und Klagen über die Ungerechtigkeit, Corruption und Unbillig« 
keit der Richter und Beambten, über die unbilligen Verlängerungen der Pro- 
cesse und unbillige Uebersetzungen der Advocaten." S. auch: L. v. Orlich, 
Frfdrieh Wilhelm, der Grosse Kurfürst. Berlin, Posen u. Bromberg, 
1836. S. 236. Man suchte damals mit Recht den Grund des Uebels nicht sowohl 
in der Processform, wie mangelhaft diese auch iu jener Zeit war, sondern in der 
Persönlichkeit der Beamten. 
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gerichtlichen Verfahrens von Wichtigkeit." Hiervon handelt die 
Einleitung (S. 1. ff.). Wer mtchte es in Zweifei ziehen, dnss fthr Ver- 
wirklichung der Gerechtigkeit gerechte nnd zugleich zweckmässige 
Mittel anzuwenden seyen, dass, „so wie der bessere Geist der Rich- 
ter dem Druck der Verhältnisse unterliegen werde , so umgekehrt 
die bessern Formen, ausser dem Rechte, des durch ihre Vermitte- 
lt! ng waltet, bildend und erhebend auf den Geist des Richters surtck- 
wirken, ihn mit Lust und Liebe för seinen Beruf erWien nnd so eine 
möchtige Triebfeder für lebendige Amtstreue werden. 44 Der Verf. 
giebt begreiflich hiermit selbst nur eine formelle Bestimmung, da die 
erst den weitem Gegenstand der Betrachtung ausmachende Frage 
entsteht, welches die beste Form sey, vorausgesetzt, das* sich hier- 
über eine von allen besondern Rücksichten unabhängige attgemeine 
Antwort geben lasse. Aber diese ganze Abhandlung steht auf einem 
langst überwundenen abstrakten Standpunkte« Recht und Freiheit, 
„die beiden grossen Aufgaben, zu deren Losung und Verwirkstchnng 
die Menschen im Staatsverbande sich befinden 44 (S.6. f.), werden 
einander, in einer untergeordneten Bedeutung, entgegengesetzt, die 
letztere für „wesentlich negativ 44 ausgegeben als beschranktes nnd 
aufgeopfertes, um den bewahrten Rest in Freiheit nnd Sicherheit 
zu besitzen. Beide kttnne man über und unter das Gesetz stellen. 
„Von der Freibett müsse man nie, als einem positiven Begriffe spre- 
chen/ 4 „In dem Uebersehen dieses Unterschiedes, der doch dem 
Wesen der Sache anklebt, liegt die wahre Quelle aller aeiUbsen 
Miss verstund nisse und Vertrrungen, die so viel Unglück in der Weit 
angerichtet haben 44 (S. 7.)* Allerdings hat das Verkennen der wahr- 
haften Bedeutung der Freiheit, und der Missbrauch der mit diesem 
Worte gemacht ist, unberechenbare Nachtheile zur Folge gehabt; 
aber der Gruud liegt weit tiefer, als in dem Unterlassen, die Freiheit 
nur negativ zu fassen. Doch ist hier um so weniger der Ort, eine 
so vielfach und von verschiedenen Seiten erörterte Lehre aufzuneh- 
men, als das wenige, Ifingst Widerlegte, was hier beigebracht wird, 
mit dem besondern Gegenstande der Abhandlung, so weit er nicht 
das Recht, sondern die Mittel für dasselbe betrifft, in entferntem 
Zusammenhange steht. Der Sprung zn der S. IS. folgenden Thesis, 
„dass einzig und allein in der müudlichen Verhandlung vor dem er- 
kennenden Richter die Wahrheit gefunden, und das Recht bestimmt 
werden koane, und dass die Oeffentlichkeit der Verhandlungen die 
einzige sichere Bargschaft fllr das pflichtmassige Verfahren ies Rieh« 
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ters ud gegen ungerechte Eiawirkuagen der Staatsgewalt gewlhre u , 
ifl gros* genug. 

Dennoch ist es grade diese Ansieht, die der Verf. als Resotiat 
seiner IJatersocfcuageu aufstellt, der wir, aar aber iah der Beschräa* 
kang, beitreten, dass wir jeoe Einrichtungen, eis der Gerechtigkeit 
aad ctner-<woW?erstandenen Politik entsprechend, wttnscben und ver- 
tbetdigen, jedoch ohne so behaupten, sie seyen einsig and allein 
geeignet Recht ond Wahrheit zu finden, woraus folgea m toste, dnes 
aüe die RechtS-Bntsebeidungeu, die in ansern Gerichten seit Jahr* 
haadersen aaf der Grundlage des andern Verfahrens statt gefunden 
hnbon and täglich statt finden — falsch und engere ebt seyen; und 
ohne die letzten Behauptungen zuzugeben, welche die Erfahrung 
widerlegt. Ia der Thal bedarf es, um dea Werth und die Bedeu- 
tung der Mündlichkeit und Öffentlichkeit nachzuweisen, nicht einer 
■fir die meisten Falle ia ihrer Allgemeinheit ebenso nngegraadeten 
ab ungerechten Boncbuldigung aad Herabsetzung eines Verfahrens, 
welches, weuje man os ia seinem Priocip und seiner Reinholt nimmt, und 
ohne die ia den Aasfthrung möglichen, der Subjektivität zuzuschrei- 
benden Maligel, die auch bei dem entgegengesetzten Verfahren nicht 
ausgesebleesen sind — die Beruhigung gewthrt, dnss auch hier des 
Interesse der Gerechtigkeit für den besondern Fall wahrgenommen 
werde« ~Es ist ein anderes helleres Recht, das sich hier unbefrie- 
digt findet, und darauf vernesnaJtch bezieht sieh die Forderung, die 
man ab eine uHgemetae unserer Zeit betrachten kann, und fttr die_ 
wir, mit vielen Andern, das Wort orgreifbri. 

Die erste Abtheiiung „der Uebergang des mündlichen 
and Öffentlichen Anklage » Prozesses in dea geheimen 
schriftlichen Untersnchungs»Preses»" (S. 23— 76.) enthalt 
keine sehVststaadig neue Bearbeitung des in den letzten Jahrzehnten 
vielfach aad g r ün dl ich durchforschten Gegenstandes aus den Quellen) 
sondern ist eher aas der neuen, jedoch nicht vollständig benutzten 
Literatur bervorgegangea. Bin Bedirfniss war auch weder fttr den 
nächsten Zweck, noch fttr den Gegenstand vorhanden. Doch wflrde 
eine sorgfältige BerGcksiehtiguug des Reichthums der Quellen and 
der Ktorar. Erzeugnisse dem Verf. manche Zweifel getoset, ihn bei 
mancher Behauptung, manchem horten Urlheile vorsichtiger gemacht 
haben. Die neueste Schrift „Jury von Welker", welche auch die 
hier erwähnten Paukte berührt, stellt obnerachtet der Uebereinstim- 
mung in dem Ergebobs, Ober welches, als geschichtliches, ohnehin 
keine Verschiedenheit der Ansiebten ob waltet, — in gar mancher 
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Hinsicht andere Thatsachen Eid aas solchen oder gleichen ander« 
Folgerungen auf, welche der Verf. zwar noch nicht hatte benutzen 
kennen, die aher mindestens aufmerksam machen, wie behutsam man 
zu Werke gehen müsse und mit wie viel Vorsteht die Angaben ans 
zweiter Hand gebraucht werden sollten. 

Jenes allgemein unbestrittene Resultat aber ist das in der Defaer- 
schrift bezeichnete. Was aber das Urtheil über die Veränderung 
und den Wunsch zu einer Rückkehr zu dem ursprünglich deutschen 
mündlichen öffentlichen Verfahren betrifft, so bat der Verf. (S. 75. f.) 
ganz Recht, es zn missbilligen,, wenn man die Gegengrunde ans dem 
französischen Verfahren entlehnt hat, vollends wenn man dann in 
„patriotischem Eifer die monarchischen Gesinnungen der Gegner 
verdichtig zu machen gesucht, den Streit in ein fremdes Feld hin- 
Obergespielt und Gesinnungen in das Urtheil gemischt hat, das denn 
Verstände angehört. " Gewiss kann man das, was in jenen Einrich- 
tungen das Gemeinsame ist, verlangen oder vertheidigen , ohne des- 
halb grade das französische Verfahren und die mit demselben in Ver- 
bindung stehende Gerichtsorganisntion zu enipfeieu. In der Thnt wird 
der Wunsch nach Mündlichkeit und Oeffentlichkeit, der sieh mit mehr 
oder minderer Rechenschaft der Grunde von so vielen Seiten ana- 
spricht, sehr verschieden seyn von dem : das Verfahren unserer Nach- 
barn in seinem ganzen Umfange aufzunehmen. Aber der Verf. ist 
unbillig, und sein Vorwurf durfte nicht als allgemein ausgesprochen 
werden, wenn er bemerkt: „In dem Gebrauche solcher Gründe liegt 
eine erstaunenswürdige Unwissenheit und dabei eine Falschheit, die 
von einem verderbten Herzen Zeugaiss giebt." Es mag seyn, dass 
Einzelne aus Gleichgültigkeit, oder noch schlechtem Motiven sich so 
erklärt haben, wie er es tadelt; aber — mischt er nicht selbst hier 
Gesinnungen in das Urtheil, das dem Verstände angehört, wenn er die 
Abneigung gegen das französische Verfahren einem verderbten Her- 
zen zuschreibt? Gesetzt, die vielen ehrenwerthen Minner, die in 
deutschen Landen bisher für die andere Seite sprachen, seyen im Irr- 
thum gewesen — und ob diess der Fall ist, darüber wird ja eben 
gestritten — darf man deshalb ihre redliche Gesinnung 'in Zweifel 
ziehen? Und wenn es ein Irrthum ist, bei jenen Einrichtungen an 
Frankreich (oder England) zu denken, so muss man so billig seyn, 
ihn als nahe liegend zu. entschuldigen. Grade über diesen Gegen- 
stand bleibt man nicht gern bei abstrakten Darstellungen stehen: der 
Blick wendet sieh natürlich auf die Linder, wo jene Einrichtungen 
wirklich bestehen, wo die allgemeinen Stttae «in eoneretes Daseyu 
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gewonnen nahen. Dncselke geschieht je auch von den Vertbet- 
digern jener Formen, die bm stets wieder von Neuem auf das Bei- 
spiel jener Linder verweisen. Und mit Reckt. Denn so wie das All- 
gemeine nnr in dem Besondern existirt, so ist aaek letzteres, nur 
nicht ausschliesslich , and nickt erschöpfend, der Ausdruck des 
erstem. Meint dock anek der Verf., der siek die Aufgabe stellt, 
die Ungerechtigkeit des dentscken Verfahrens zu zeigen, dasselbe, 
wie es kanm anders mOgliek ist, als ein gegebenes mit allem dem, 
was eine keineswegs noth wendige Folge, sondern eine gewöhnliche 
Bogleiterin desselben ist, woraus er Ar seinen Zweck nützlichen 
Gekrauek ziekt. Uekrigens konnten die froheren Gegner, okne siek 
dem Vorwurf der Unwissenkeit und Schlechtigkeit auszusetzen, wokl 
an das französische Verfahren denken. Denn bekanntlich handelte 
es sieh sehen zur Zeit der Rkeinbondsperiode in mehren Staaten 
gnnz bestimmt daran, ok man das französische Gesetzbuch und das 
mit ihm vorgeschriebene Verfahren aufnehmen, und den Zumuthungen 
des Kaisers der Franzosen nachgeben solle oder nicht. Und später, 
naekdem das linke Rheinufer wieder mit Deutschland, und dessen 
Provinzen insbesondere mit solchen Landern vereinigt waren, in 
welchen das andere Verfahren bestand nnd besteht, bandelte es siek 
zunickst wieder um die Beibehaltung oder Abschaffung der franzö- 
sischen Gesetzgebung. Alle Schriften jener Zeit, wohin insbeeou» 
dere die von dem Verf. so häufig benatzten Gutachten der K. Pro ose. 
Justiz-lmmediat-Commissien und die dadurch veranlassten Er* 
wiedernngen geboren, machten nothwendlg das französische Verfah- 
ren zum Mittelpunkte der Betrachtung. Und selbst jetzt, wo wie* 
der die Rode davon ist, dem mit guten Gründen in jenen Provinzen 
beibehaltenen Verfahren eine Ausdehnung auf die alteren Landes* 
theile — natürlich mit nothwendigen Modtfioationen zu geben — , ist 
der Gedanke nn das Recht nicht fern, dessen Herbeiführung der Verf. 
so bitter rügt Freilieh ist ihm alles dieses nicht unbekannt, aber 
die Gerechtigkeit bitte erfordert dieses nicht zu verschweigen. 

Die zweite Abtheilung: Der mündliche Anklage- uad 
der sekriftlieke Untersuehnngs-Prozess (S. 77«) beginnt mit 
Recht mit der Handlichkeit, welche die Voraussetzung der Megttcb- 
keit der Ooflentlichkeit ist* Es ist dieses, und dass umgekehrt für 
die Scbriftlichkeit jene hier gemeinte Weise der Oeffenüiebkeit nicht 
Statt finden und gar keine Bedeutung haben kenne, so sehr sich von 
selbst verstehend, dass der Verf. wohl Feuerbach (und Andern, die 
dieses in ihren Werken aunflhflieh erörtert haben) nicht den Vor- 
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warf zu mibet berechtigt ist, die Oeffeetlipkkeit vor der Müudlkh- 
keit schon auf de« Titel iimI im Werke seiest darzustellen behende, 
dass der Gegenstand eicht vüllig durchdrungen «ey. Uebcrhaupt 
zeigt sich fast durchgängig eine ungeneigte Stimmung gegen Feuer- 
hacb, mit dem zwar der Verf. viellach einverstanden seyn und des- 
sen Werib er aanrkeancn muss, die aber oft genug hervortritt , da 
dieser treffliche Praktiker, dem eine selteae aad unbestrittene theo- 
retische Bildaag oad Gelehrsamkeit za Gebot stand, die Schwäche 
des Verfahrens mit einer Wahrheit aad Unbefangenheit darstellt, 
welches der Verf. schoa dadurch ftr gerechtfertigt halt, dasa er das 
deaUcbe Verfahren angreift, fflr das Feuerbach, hei aller Hirte 
der Rügen doch auch ein Wort der Verteidigung hat, wo es die 
Gerechtigkeit erfordert. Die Ueberlegenbeit, mit der Feuerhach 
seinen Gegenstand behandelt bat, die unübertroffene Schnäbelt uad 
ClassicitJlt der Darstellung wird von allen Rennern logestanden, and 
der Werth jener Leistungen, die eine Menge anderer eben so sehr 
entbehrlich gemacht, als veranlasst hat, wird weder dadurch gemin- 
dert, dass ihm, wie es so häufig geschieht, die gebührende Aner- 
kennung versagt wird, auf die er selbst von Seken der Gegaer An- 
spruch hat — und bekaantlieh ist er selbst in den Hauptpunkten hier 
nicht ein Gegner — noch dadurch, dass es nitthig ist, demselben 
Irrthümer nachzuweisen. Der Verf., welcher (Vorrede S» IX.) „die 
Ausübung als Befähigung zur Beurtheilung eines fremden Verfahrens" 
erfordert — wodurch es unsern Staatsmännern und Rechtsgelehrten 
gredezu unmöglich wäre, den Vorschlügen, die er macht, zu folgern» 
selbst wenn sajoe Schrift völlige Ueberzcuguag bewirkte und wobei 
er denn doch — da die Ausübung sieh auf ein bea ti sm utes Verfahren 
besieht* das fraazüsische voraussetzt, — wüi diesen die Zusttedig- 
keit de» Urthetb absprechen. Doch liest er Ausnahmen zu, für die, 
welche nicht als Gegner auArelen > denn nur dem Vertheidiger der 
SebrifUiehhei* gilt der harte Tadel, den er (S. VIII.) ausspricht, 
welcher wieder nicht als allgemeiner zu rechtfertigen ist „Ich 
wende, sagt er, auf seine (Feuerbaeh's) wesentlichsten Missgriffe 
aufmerksam machen, was aber gewiss nicht in der Absicht geschieht, 
Triumphe über einen aolchen Mann zu feiern, noch dazu nach seinem 
Tode, sondern blos um meine obige Meinung zu rechtfertigen." Aber 
diese Besorgniss ist uuuöthig. Kein menschliches Werk, am wenig- 
sten ans einem G eb iet e , wo gleich anfangt und durch den ganzen 
Verlauf der Ahhaadlaag die Polemik, die Streitfragen zum Vorsehein 
kommen, ean Kampf, nicht blas der Gründe t sondern auch der Met- 
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migM statt findet, ist vollkommen wd vermag aaf aUgemetae $«- 
stimmeng za rechnen. Keine Autorität, wie hoch sie aoch stehe, 
wird, frei seya.vea anfechtbaren Slellea aad grade die Beste«, Tüch- 
tigsten, denen es nm ibe Wahrheit zu than ist, werden, je ernst- 
licher sie sieh mit dem Gegenstande beschäftigt haben, je mehr sie 
dessen Schwierigkeit iooe geworden sind, nm so entfernter von der 
Anmnassnng seyn, etwas in aUea Theüee vollendetes, frei von jeg- 
lichem Irrlham geliefert za haben: es wird dieses Bewneetseyn sie 
zn einem sehenenden UrtheU Ober Andere bestimmen, nnd derEitel» 
keit uad Meiaang der eignen Vortrefflichkeit begegnen, die sich so 
oft nnd' gerade bei deaea ausspricht, deren beschrankter Standpunkt 
bei ihnen den Gedanken an die Möglichkeit eines Irrthnms nicht .auf- 
kommen htet. Aber, wem kennte hei der Entdeckung eines Miss« 
griffet, oder selbst erweislichen Fehlers eines im Ganzen gelungenen 
Werkes eines Meisters, im Ernste in den Sinn kommen dadurch 
Triumphe an feiern? 

Man kannte dieses unberücksichtigt lassen, da Feaerbach's 
Werk theils nach seinem Werthe, tbeils rücksiebtiieh einzelner Man- 
gel bereits genügend gewürdigt ist, and der Geschichte angehört, 
aad da der Verf. des vorliegenden, wie wir nicht zweifeln, im vollen 
Ernste des Eilers Ar das Gute, die Persönlichkeit nur so weit als 
es die Sache zu fordern schien, herbeizuziehen beabsichtigt; allein 
grade was er in dieser Hinsicht äussert, die Stellung, die er gegen- 
über den Andersdenkenden annimmt, die ganze, von ihm selbst be- 
zeichnete Weise seines Verfahrens bangt damit zusammen. Sie cha- 
rabterisirt sein Werk nach dieser Seite, uad ist nicht ohne Einflass 
auf den Inhalt desselben* Je mehr man in so vieler Hinsieht dem 
Verf. beistimmen, seiner der Gerechtigkeit angewendeten Gesinnung 
den vollsten Beifall geben mass, desto störender empfindet man dem 
Eiadrnck, den seiae Form nicht selten macht, aad dar bei Manchen 
auch; Zweifel in Betreff dos Inhalts erregen könnte. Diesen möchte 
icb begegnen nnd sie auffordern, es zn voasaebea, das hier Beröhrte 
ein für aUemai als beseitigt anzusehen, msvsioh ganz nur dem Gegen« 
stand und der in vieler Hinsieht treffenden Darstellung des Verfs. bin-» 
zugeben, mit der gewiss Viele, die sich filr die Verbesserang un- 
seres Verfahren» inieressiren, um so mehr sich befreunden werden, 
als sie gröasteatheils bekannte, oft vorgetragene Gedanken and Wahr* 
beiten finden, weiche jetzt an wiederholen und in Erinnerung za 
bringen die Veranlassung nahe genug liegt, aa benutzen eine Pflicht 
ist. Es kana aehmlieb nach den vielen Verhandlangen, die Ober 
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Alles dieses gepflogen sind, kau» etwas Neues gesagt wurden, ata 
wenigsten in Schriften, die nach ihrer Bestimmung nicht Forsch va- 
gen, sondern Ergebnisse für die Anwenduag bei neuer Gesetzgebung 
empfelen sollen. Darum sind hier auch die Porderaagea andere: 
und Niemand wird es fär fiberfiOssig halten, bei solcher Gelegenkeit 
das nochmals der Prüfung unterzustellen, was schon als bekaaat 
vorausgesetzt werden darf, der beobachtet hat, wie in unsere neuen 
Gesetz-Entwfirfen nicht selten langst als unberechtigt nachgewiesene 
Bestimmungen wieder aufs Neue vorkommen und als berechtigt aa- 
erkannte vergebens eine Steile erwarten« Doch wird es immer nicht 
an der Möglichkeit fehlen, einer häufig bearbeiteten Lehre noch 
einen theil weise neuen Gesichtspunkt abzugewinnen; und schon die 
Eigenthamlicbkeit der individuellen Betrachtungsweise führt dahin* 
Wenn nun der Verf* früher die Frage, in dem Sinne, wie er sie 
beantwortet, als eine schon erledigte darstellt, deren Erörterung 
nur für „die schreibenden Deutschen 44 erfolgen solle und zwar anf 
dem oben bezeichneten Weg der Anfechtung unseres Verfahrens, so 
wird es erklärlich seyn, dass aar rflcksichtlich der letzten Seite der 
Betrachtung — der hauptsächlichsten — einiges Neue vorkommt. 
Nur darf man sich nicht verhehlen , dass dieser Umstand nicht ttberell 
dem Zweck förderlich ist Wäre nehmlieh ganz einfach die Rede 
von den verschiedenen Gegensätzen, die im Verfahren möglich sind, 
so würde selbst bei dem Zagestaudniss, dass auch das einheimische, 
wenn es ordaungsmasaig statt findet, auf Graadsitnen der Gerech- 
tigkeit beruhe, und diese anerkenne, — es gelingen, die Vorzüge 
nachzuweisen, welche auf Seiten der MfcndJtehkeit, der Oeflentlich- 
kek, der Verhandlung vor dem urtheilfUJendea Richter, im Vergleich 
mit dam heutigen Verfahren, eintreten« Von diesem Gesichtspunkte 
aus habe ich die Saehe ia Beziehung auf die neuern Entwürfe auf- 
zufassen gesucht. Bei einet Methode aber, welche Oberhaupt unsern 
gaazen Prozcss, als der Vernunft, der Gerechtigkeit und der Zweck- 
mässigkeit widersprecbead-darateUea soll, kann es nicht fehlen, dass 
eine Reihe von Behauptoafaji vorkomme, welche dem Kenner des- 
selben, insbesondere dem Richter, als unrichtig oder doch Qbertrie- 
ben erseheinen, dass manche ihm wirklich neu d. h. so vorkommen, 
wie sie die Erfahrung nicht bestätigt, und das furchte ich, ist hei 
diesen dem 4Jrtbeile nicht günstig« Zwar wird an mehreren Stellen 
die rechtliche Gesinnung unserer Richter und ihre Tüchtigkeit aner- 
kannt, als durch welche die üebel, die das vorgeschriebene Verfuh- 
ren mit sieh fahrt, gemildert werden. Ahein autelst wird doch 
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wieder, wenn man der Sache auf Jen Grand gebt, die Person der 
Handelnden rerantwortlieh gemaeht werden müssen. Denn eine 
nicht geringe Zahl von Vorwürfen treffen theils nnmittelbar die Per- 
sonen, tbeils mittelbar, in so fern nehmlich die Weise des Verfah- 
rens — Schriftlichkeit, s. g. Heimlichkeit nicht für sich, sondern 
vornehmlich deshalb gefährlich erscheinen, weil sie dazn dienen, 
Fehler, lrrthümer, und selbst Unredlichkeiten zu verbergen und be- 
günstigen, und so allerdings einer gedeihlichen Rechtspflege hinder- 
lich sein können. Dass dem so sei, verkennt Niemand. Aber es 
wird immer ein Unterschied statt finden, zwischen den Hindernissen, 
welche die mangelhafte Subjektivität entgegenstellt, und die sich bei 
jeder Form des Prozesses finden, und dann die in dem Verfahren 
selbst liegen. Und gewiss wird dann schon nach der Rücksicht der 
Zweckmassigkeit, anch abgesehen von den höhern Rechtsgründen, 
die sich geltend machen, dem Verfahren der Vorzug zuzuerkennen 
seyn, welches von so vielen empfolen wird, und für das ich mich 
um so weniger durch irgend eine Voreingenommenheit befangen er- 
klare, als ich zugleich der Verpflichtung genügt habe, auch für 
unsere Prozesse gegen grundlose Angriffe, Gerechtigkeit in Anspruch 
zu nehmen. 

Der Verf. giebt nun die Folgen an, welche „die Verwandlung 
der mündlichen Rede in das geschriebene Wort, der Anklage in die 
amtliche Untersuchung aef die Ermittelung der Wahrheit und die 
Gerechtigkeit des Urlheils von jeher gehabt hat, noch hat und im- 
mer haben wird, so lange die Rückkehr zum reinen mündlichen An- 
klage-Prozess nicht geschehen ist. 44 (S. 78.)*) und zwar scheine er, 
sie als ^ndthwendige und unbedingte, oder doeh m überwiegender 
Häufigkeit eintretende zu betrachten. Diese Folgen will er einzeln 
beleuchten. Darauf kommt es aber weniger an: denn waren sie 
wirklich Folgen, so unterliegt es keinem Zweifel, dass sie vom 
Uebel sind» Die Angabe mauste vielmehr seyn, nachzuweisen , dass 
diese Folgen als eigenthOni liebe des jetziges V erfahr ens hervorge- 
hen, and bei einem andern vermieden werden. In der That ist es 
nur eine ungenaue Bezeichnung, die dort gebraucht ist: die Absicht 
gebt dahin; sie ist theilweiae erreicht; vollständig konnte es nicht 
gelingen, da einerseits die aufgestellte Thesis falsch ist, anderseits 



*) So drückt er sich aus. Vorausgesetzt», es seien diese« die Folgen, so 
würde die Rückkehr gar nicht auf sie oder andere, sondern auf die Ursache 
sn bestehen sein. 

Krit Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. VIII. 44 
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nicht alles, was in, bei and nach de« Verfahren vorkeimen kenn, 
eine Feige (Couseouenz) desselben und seine« Priueips tat. 

Erste Folge. Verfälschung der Mittel zum Erkennen 
der Wahrheit. (S. 78 ff.) Hierüber gar viel zn Beherzigendes. 
Zwar mochte ich nicht wagen, den Ausdruck der Verfälschung 
zu brauchen, da der juristische Sprachgebrauch hierunter etwas ver- 
steht, was einen Vorwnrf der widerrechtlichen Handlungsweise der 
Personen im Verfahren enthält. Hier läge das Uehel auf einer an- 
dern Seite» und könnte auch hei der Mündlichkeit eintreten, wovon 
es denn auch nicht an Beispielen fehlt. Aber durch die vermehr- 
ten Vermittelungen bis die aktenmJUsigen Ergebnisse im neuerlich 
s. g. Relations-Prozesse den nrlheilenden Richtern vorgetragen 
werden, können Schwierigkeiten herbeigeführt, Trübungen und Ver- 
dunkelungen veranlasst werden, die im mindern Grade statt finden, 
wenn das dem Unheil zn Grunde zu legende Verfahren, ohne das 
Medium der Schrift, gleich vor dem Sprach - Richter vor sich geht. 
Giebt man dieses zu, so hat man nicht nßthig, durch Behauptungen, 
denen die Erfahrung in so vielen Fällen widerspricht, wo eine ge- 
wissenhafte Beobachtung der Vorschriften unserer Gesetze die An- 
forderungen der Gerechtigkeit und Wahrheit befriedigt — und auf 
einem Umwege die Vorzüglichkeit der Mündlichkeit darzulhun. 

Zweite Folge. Vereinigung des Anklägers und Rich- 
ters in Einer Person. (S. 1#0 ff.) Ueber dieses Verhältnis* ist 
schon in dem Cannon. R., dem &• Aufstellung desselben vornehmlich 
««zneekreihen ist, und seitdem hinlänglich gesprochen. Unilngbar 
ist hier eine de* angreifbarsten Stellen de» Verfahren*. Die Schwie- 
rigkeit 4er Vereinigung so verschiedener — jedoch nach dem Un- 
'4ersa*Jn»gs~Princie keineswegs widersprechender Funktionen, bei der 
Bestimm eng, die Wahrheit and nur diese auf gerecktem Wege zu 
ermitteln, wird nicht Überwegen, durch die, bei dein Auklage-Pre- 
sqss verkommende Verthei|ung der Beweisttet nn verschiedene 
Personen, (wobei die Mitwirken«; und eelbsut&ndige Nachforschung 
dea Gerichts nickt ausgeschlossen ist) weiche gleichfalls ihre bedenk- 
liche Seite bat. Der Verf» bringt Wer einige wehlzubeaehteede 
Bemerkungen vor, die aber zum Theil mehr der Beweislehre und 
der Mündlichkeit angehören, obwohl der Zusammenhang mit den 
Obigen nicht ganz fehlt. Uebrigens möge man nicht übersehen, 
daas in dem neueren Anklage-Verfahren, das wesentlich auf das Dn- 
tersuehnngs-Princip gegründet ist (der Verf. behauptet irrig 8. 109. 
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dai Gegeutbeil) die uuerltsslicbe Vorbereitung, stau nach im Wage 
des inquisitorischen Verfahreos, and, vaa hier nur gelegentlich er* 
issest werde» möge, noth wendig scariftltcb, und nicht öffentlich 
stall findet, asd data von allem aof solche Weifte gewonnenen Mal»* 
rial ia der saltern amtliches Ab klage, die eine blosse Form ist, 
ia welcher sich die efficieNe Untersnehusg zeigt, eis Gehrasch ge- 
macht werde, tob den iBibesoadere Feuerbach ausführlicher 
spricht. Um Wahrheit haadelt es sich hei jedem VerfahreB, aber 
dieses ist iouser nur för des In hall, den es gewissermassen repro- 
daeirea soll, die Fora. Das Bestreben mess dahin gehen, dass die 
s. g. formliche, hervortretende Wahrheit, mit der s* g. malorieMen, 
mit der Sache seihst übereinstimme, worauf unter andern eine we- 
aaslliche Verschiedenheit der Principiea des bfirgerlichen nnd des 
strafrechtlichen Verfahrens beruht. Gerade auf dieses Ziel ist der 
Uatersachnngs-Prozess berechnet, und so auch derjenige, welcher 
jetzt in der Form des Anklage* Verfahreas verkommt, während 
in dem altern, mehr der Subjektivität des Betheiligten anheimfallen-* 
den Accusations»Prezess, ein Maagel in dieser Hinsicht statt fand» 
Was man «her die verschiedene Bedeutung des Bekenntnisses, und 
Aber das Streben, ein solches im Untersacbangs^Proaess zu bewirken, 
aal das in dem Accssatorischen weniger Gewicht gelegt wird, so 
oft, and nach jetzt wieder vorgebracht findet, bezieht sich theils 
nicht aaf den heutagen, sondern auf den frihern Gegensatz, wo 
nichi bloss die Formen, sondern die Prinzipien einen soleben 
bildeten, theils betrifft es den ausserhalb dieser Betrachtung liegen*« 
dee Gegensatz einer gesetzliehen Beweislheorie, and des Vor» 
dictes der Gesehworoen. 

Wenn es S. 105. Übte*) heisst: der Begriff der absoluten 
Wahrheit war Schwarsenberg bekannt, und er bat dieselbe als 
das Ziel itt riehteriichea Forschamg aufgestellt, wie ans der Anlei*, 
tosg zur Befragung des Beschuldigten hervorgeht, P* G. 0. Art.* 
53—56. 59. Bamb. H. G. 0. Art. 65 — 69. 72., so ist damit weh* 
eben die materielle, historische Wahrheit gemeint,, von der 
allein in dem Gebiet der sinnlichen Wahrnehmung, übet Gesehebenes, 
fiber Tbatsacben, auf die sieb der Prozoss besieht, die Äedo seyn 
kann. Unter abaoluter Wahrheit, die- einem ganz andern Ge- 
biete angehört, and deren Erkenatniss uad Beweis nicht durch die 
sinnliche Wahrnehmung und Bekundung erfolgt, die der Inhalt der 
Wissenschaft, der Religion, der Philosophie ist, wird be- 
kanntlich etwas anderes verstanden. Das System der historischen 

44* 
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Beweisführung in der P.G,0. haben Seh Warzeaberg und die Reicha- 
tagscommissionen , mit unverkennbarem Fortschritt gegen die fruV 
here Praxis, geläutert nnd näher bestimmt, obwohl immer mangel- 
haft, und nur relativ nach dem Standpunkte ihrer Zeit verbessert; 
aber sie haben 'es nicht erfunden oder wiltkOhrKch aufgenommen. 
Wenn es an derselben Stelle weiter heisst: „Man sollte es betnahe 
wunderbar finden, wie ein so heller Verstand in Weg und Mitteln 
dazo so fehlgreifen konnte (nehmlieh um jene angebliche abso- 
lute Wahrheit zu erreichen), wenn nicht das noch heute in Deutseh- 
land blühende Princip der schriftlichen Untersuchung uns eio Bei- 
spiel vorzeigte, was Gewohnheit und Vorurtheil über Vernunft und 
Wahrheit vermögen, 4 ' so scheint hier die Vorstellung zu Grunde zu 
liegen, als ob es bei einem Werke, welches durchaus nicht den 
Charakter unserer neueren, zum Theil gemachten und von dem 
Standpunkte der Refexion ausgegangenen Gesetzbücher hat, nur 
darauf angekommen wäre, individuelle Ansichten auszusprechen, und 
als ob, was der Verf. erst durch sein Buch beweisen wiU, auch für 
jene Zeit, als eine so unbestreitbare Wahrheit hätte gelten mOsseu, 
die ihn denn auch berechtigte, hier wieder, seiner Beweisführung 
vorgreifend, dasjenige, als sich von selbst verstehend, im Voraus zu 
versichern, was er erst zeigen soll. Aber diese Methode ist weder 
wissenschaftlich, noch gerecht. Wir würden um ao lieber unter- 
lassen, diese Missstande hervorzuheben, als wir in so vieler Hinsiebt 
mit dem Verf. einverstanden, den Wunsch nicht unterdrücken kön- 
nen, er mochte seiner sonst so beaefatenswerthen Ausführung selbst 
den Charakter der Unparteilichkeit und alle die Eigenschaften ge- 
geben haben, die für ein gerechtes Verfahren gefordert werden« 
Wollen wir gründlich die Gegner überzeugen, so müssen wir ihnen 
Gerechtigkeit widerfahren lassen, uad ihnen die Einrede unmüglich 
machen, deren er sich bedienet, um jenen die Zuständigkeit desUr- 
theils über ein Verfahren abzusprechen, das sie nicht richtig ver- 
stünden. 

Dritte Folge. Anwendung der Folter gegen die An- 
geklagtem (S. 11 9. ff.) Bekanntlieh ist die peinliche Frage zaerat in 
dem Staate aufgehoben worden, welcher das Unterauehungs- Ver- 
fahren vorzugsweise feststellt*), und sie fand statt, und ist zuerst 
geschichtlich vorgekommen bei dem alten Anklage-Prozeas. Wird 



*) Meine Gegchichfe dei Preu Milchen Strafrechts und der Strafgesetzge- 
bang, S. Sl ff. 137 ff. 
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jetxt von Folter gesprochen, to sdl dieses weder die froher s. g. 
medim eruenda* vtritatU bedeuten, nocb etwa Oberall die Besorge 
niss aussprechen, et mochte der Mangel der Oeflenrlicbkeit es mög- 
lich machen) die Tortar dennoch anzuwenden, (was freilich unter 
der Form der f. g. Ungehorsamstrafen leider nicht ganz in Abrede 
gestellt werden kann) sey es gegen die Gesetze, und ohne Wissen 
der hohem Behörden, oder etwa zafolge einer an geblieben gehei- 
men Instruktion, ein wob! »uweilen ausgesprochener unwördiger 
Verdacht, den der Verf. wohl schwerlieh durch die Worte aus- 
dritten wiU: „In Deutschland, — sagen unsere Gelehrten — ist 
die Folter fiberall abgeschafft** — wie, wenn es Andere besser 
unterrichtete und mit der Praxis vertrautere gibe, die das Gegen« 
ÜieH wfissten*). Nein, es wird hiermit ein Zwang anderer Art ge- 
meint. „ Folter ist jede Gewalt , die Jemand zur Abgabe einer 
vorgeschriebenen Erklärung bestimmen soll/ 4 Wir wollen weder 
einen solches vertbeidigen, den die Gerechtigkeit verbietet, und 
der mit dem gesetzlich aufgestellten Erforderniss eines freien Ge* 
stindnisses in Widerspruch steht, nocb viel mit dem Verfasser 
rechten, welcher einem Ausdruck, der in der Gesetzessprache «ad 
geschichtlich eine bestimmte technische Bedeutung hat, wiJJfciihrlteu 
einen andern Sinn unterlegt, demzufolge dann ein neuer scheinbar 
gegründeter Vorwurf unserem Prozess gewacht werden kann« Aber 
erinnern müssen wir, dass solcher Zwang, z. B. der durch das gei- 
stige Uebergewicht eines gerechten Richters gegen einen offenbar 
leugnenden oder (Agenden Angeschuldigten , der in dem Gewebe 
seiner eigenen Falschheit gefangen wird, (S. 121.) sich wirksam 
äussert, innerhalb der Grenzen des Rechts nicht gemissbilligt wer- 
den könne, dass selbst der grossere, den wir nicht in Schutz au 
nehmen geneigt sind, — doch niemals dahin geht, eine vorge- 
schriebene Erklärung abzunOthigen, worüber wohl kein Zweifel 
obwaltet; und dass ferner Maassregeln, die einer Tortur zu verglei- 
chen sind, durch den neueren Anklage - Prozess nicht unmöglich 
gemacht werden, wie sie z. B. in Frankreich sogar vorge- 
schrieben sind. Hier wäre der Ort gewesen, das zu widerlegen, 
wenn es mOglicb ist, was Feuerbach als Thatsacbe naeh dem 
französischen, in der ersten Periode, geheimen Verfahren an- 



*) Umgekehrt, glaubte man anfangs in Preuisen, bei dem Verbot der Folter, 
dteoes vor dem Publikum geheim haken und die Meinung ihrer fortdauernden Zu- 
liMigkeit unterhalten so mosten., Meine »ngef. Geschichte der Preosaischen 
Strafgesetsgebuug S. 138. Note, 185. 
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fährt*). Ich hake mich bestimmt fttr Abstellung nicht nur der Miee- 
brfliiche, sondern aoeh des Verfahrens erklärt, weiches auch nur 
den Verdacht derselben erwecken konnte, aber es ist mehr als zwei* 
felhaft, ob mit der „Wiederherstellen*; des reine* Anklage - Pro- 
zesses dte abgeschafft gewähnten Barbareien des Mittelalters ver- 
schwinde*: werden." 

Unleugbar wird bei ans, und nicht ohne Grand, auf das eigene 
freie Bekenntnis« des Scheidigen, grosses Gewicht gelegt, aber den 
verheiesenen Beweis, „wie das Princip der ScbriftI ichkeil und der 
Untersncbung von Amtswegen einen Zwang zum Bekenntntsse 
nothwendig in seinem Gefolge hat," finden wir um so weniger ge- 
führt, als auch in dem neueren Ankiage-Prozesa die Untersuchung, 
die unerilsslicb ist, nur von Amts wegen statt findet« Aech in 
dieser bestrebt sich der Richter, ein Geständnis* wo möglich z* er* 
langen r und wenn dasselbe lux die Richter Ober die Thatfrage von 
untergeordnetem Werth ist, so dass auch ohne dieses verartheilt 
und ohnerachtet desselben freigesprochen werden kann, se liegt der 
Grand nicht in der Form des Verfahrens, sondern in dem Gegensatz 
der gesetzlichen Beweistheorie und des Spruchs der Jury, 
die keine Rechenschaft abzulegen hat. Fir den altem gemeinen 
Prozess hat bei dem Verbot einer Verurlheilung auf Indicien aller* 
dings der Zwang zur Erpressung des Geständnisses, in Ermangelung 
direkter Ueberftthrungsmittel eine Bedeutung gehabt, die man ab 
Conseqoeez des Verfahrens mit seiner Beweistheorie betrachten 
muss. Mit dem Wegfallen der Folter, musste sich bei der Ausbil- 
dung der Inquirir-Kunst um so mehr ein Bestreben geltend machen, 
auf dem Wege psychologischer Einwirkung innerhalb der 'Grenzen 
des Rechts und der Sitte, wo möglich ein Bekenn tniss, wo ein sol- 
ches überhaupt indicirt war, herbeizuführen, als der richtigen An» 
sieht zufolge noch immer das Verbot des Art. 22. seine Gültigkeit 
behielt, auf Indicien nicht ein Straf-Urtheil zu feilen. Man kann 
alles, was der Verf. mit gerechtem Euer tadelt, missbilligen, und 
Abstellung der Missbräuche verlangen ; aber man darf diese nicht in 
notwendige Verbindung mit dem deutschen Prozess setzen, um se 
weniger, als er selbst (S. 130.) zugeben muss, dass die andre Form 
des Verfahrens kein Hinderniss derselben sei. Man sollte sich hier- 
über nicht tauschen, die Handlungen des Anklägers erfolgen alle 



*) Doch erwähnt der Verf. wenigstem S. 150 Note*), „dass in Frankreich 
mitunter noch viel Härte, logar Grausamkeit gegen die Gefangenen ausgeübt 
wird, 4 * 



Digitized by 



Google 



H<wiMMi von Herr« Profauer Dt. Akegg tu Breeiau. 695 

von Aatswegen, und die Befragung 4«« Angeklagte* geschieht aiolri 
Mee in seinem Interesse, —d e m nach und notuwendig i« dem der 
Gerechtigkeit, die der Staat auszuüben verpflichtet ist* Die Penn 
4er AasJage waneeben gewies Viele in Verbindung uril dem möndfr* 
eben Verfahren ver dee Urtheilern, eher diese ist jetzt stets eine 
•eiche nur flr die «weite Periode des Pretestes, «nd auf des Prtneip 
anutliehen Einschreitens gegründet. 

Vierte Felge. Des Unding 4er Beweiemessung. (S* 
131 ff.). „Die merkwürdigste Bigenthtalichheit des Untersuchunge» 
Prozesses, welche ,au* 4er SehrifUichheit der Verhendlungen her* 
vorgegangen, ist die Gründung der gerichtlichen Wahrheit »nf die 
Farn* der Beweise — ein Stoff mehr cum Leehen als sum Seu&en." 
Mit diesem halhwebren Safse beginnt die Betracbtoag eines Gegen» 
Standes, der seit langer Zeil die Gesetzgebung und Wissenschaft he« 
schfiftigt. Allerdings hat sich die gesetzliche Beweistheorie im Zu* 
snmmenbnng mit dem schriftlichen Uittersuebeiigserozesse , jedoch 
nicht erst in Deutsehland ausgebildet, eher sie ist theils nicht eine 
notbwtadige Felge, und in ihren Grundlagen schon im späteren 
rem» R- zu erkennen, theils ssnsste sie, hei Feststellung 4er allein 
zulässigen Bedingungen einer Verurtbeilung — wobei nur* mm wilex 
sehen gewesen wire, dass die spatere Praxis sich strenger an 4id 
Vorschriften der P. G. 0. gehalten bitte — im Verhaltniss zu de» 
Verfahren, welches man bei Abfasseng jenes Werkes vorfand ne4 
verbesserte, als ein dankenswerther Fortschritt erkannt werden. Ich 
will Aber diesen Gegenstand, welchem Mittermaier in seiner vem 
dem Verfasser nicht angefahrten Beweislebre, eed in seinem Straf«, 
verfahren besondere Aufberkaamkeit augewendet hat« nichts wieder«, 
holen, was ich bei Verschiedenen Gelegenheiten ausgeführt habe, 
indem ich mich gegen 4iese Weise der Beweismessung eben so 
sehr erkUrt habe, als gegen 4he Behauptung, dass der Art. 22» 
jetzt unanwendbar sei (womit der Verf. S. 166. Note* übereinstimmt» 
wie ich denn ausdrücklich in meinem Lehrbuche*) die ladicien**), 
als die stets nur eine Wahrscheinlichkeit begründen, und selbst durch 
s. g. direkte Beweissmittel in ihren Voraussetzungen dargethan sein 

*) $.89 ff. 132 ff. 
•*) Wenn der Verfasser „die Bestiiiiiuungeu dca uaterr. Ci. B. über Verbrechen 
Tb. I. $ 412. 413. als sehr dürftig und unzureichend" bezeichnet, so hat er zwar 
recht. Alter et scheint ihm entgangen so sein, dasa ein treffliches Gesetz vom C. 
Juli 1833. diesem Mangel abgeholfen hat. Vergl. meiner Beitrage aar Kritik des 
Württemberg. Entwurfes 8. 133. Note 78. und aUtkadie Beweisich re im 
österr. Criminat-Stral-Prozcsa $ 14. S. 281. 
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müssen, den Gründen entgegengesetzt habe, welche zur Gewißheit 
führen kttnnen, so dass wenigstens wich der Vorwarf sieht trifft, 
der S. 187. Note* „rieten Rechtslehrern" gemacht wird. Wem sollte 
nicht das Bedenkliche der unbedingt vorgeschriebenen Beweisregeln 
ond die nur arithmetische Messung einleuchten? Nor darf man nickt 
übersehen, dass die Schwierigkeiten, deren S. 180. gedacht wird, xo 
beurtheileu, ob der Aussagende die Wahrbett wisse, nnd sie am 
sagen ftbig und geneigt sey, welches „ beides richtig würdigen 
nur der kann, welcher allwissend ist 4 * — dadurch nicht beseitigt 
werden, wenn man auf alle, aas der Erfahrung nnd der Natnr der 
Sache entnommenen Beweisregeln Verzicht leistet, die bei uns, 
wo sie dem Richter eine Schranke setzen, zu Gunsten df Ange- 
schuldigten geben. Jener Mangel wird sich also auch bei jeder an- 
dern Form, oder Formlosigkeit behaupten, da ja diese Allwissen- 
heit auch den Geschwornen gebricht, deren Bedeutung, wie ich 
ehnllngst ausgeführt habe, nnd anch der Verf. (S. XVII.) anerkennt, 
nicht von dem Standpunkte des Prozesses für sich, sondern des Zn- 
sammenhaages mit andern organischen Staats-Einrichtungen gewür- 
digt werden nress. Unsere Gesetze haben aber ferner nirgends die 
Beweisregeln so aufgestellt, dass nicht dem rechtliehen vernünftigen 
Ermessen des Richters die gebührende Freiheit gewahrt würde *), und 
wenn der Verf. die Insserste Armuth allgemein gehaltener Regeln den 
Lehrbüchern, (er hatte hinzusetzen sollen, auch den Gesetsbflchern) 
zum Vorwurf macht, so übernimmt er zugleich deren Verteidigung, 
indem er angiebt, dass die BeurtbeMung der Glaubwürdigkeit eines 
Zangen nicht ans bestimmten Grundsätzen geschehen könne, nnd man 
der Klugheit, Menschenkenntniss nnd vor Allem dem Gewissen des 
Richters vertrauen müsse. Gegen die ausserordentliche Strafe, in 
dem Sinne, wie sie 8. 165. als Erfindung der Praktiker**) geuiiss- 
billtgt wird, habe ich mich gleichfalls entschieden hei jeder Gele- 
genheit erkhtrL 

Wie man aber noch über das Beweisverfahren denken, nnd" 
welche Weise der Abhülfe unleugbarer Mingel man für die bessere 
hnlten möge — so viel wird schwerlich in Abrede gestellt werden, 
dass es eine dringende Forderung sei, die Urtheiler in die Lage 
zu versetzen, nicht blos aus den Acten und beziehungsweise dem 



*) VergLtuehj. R.A.$ö<i. 
**) Dien ist riebt unbedingt richtig. S. s. B. weine Geschickte «er l*re«w. 
StrafgesetsgebungS. 199. ff. 
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Vortrag eines Referenten and Correfereaten, sondern aus eigener 
Anschauung und Kenntnissnahme der vor ihnen statt ßndenden Ver* 
handlangen die der Entscheidung, auch über die Tbatfrage za Grunde 
mu legenden Momente mit ihren Voraussetzungen kennen zu lernen. 
Diess führt nothwendig auf ein mündliches Verfahren, in dem Sinne, 
wie ich es aaf Veranlassung anderer Entwürfe bevorwortet habe» 
Der Ausführung des Verfe*. wird man- auch in diesem Tneile die ge- 
bahrende Anerkennung gewiss gern widerfahren lassen. 

Fünfte Folge. Vertheidigungslosigkeit des Ange* 
klagten. Dass unsere s. g- förmliche Verteidigung, die 
ohnehin, wahrend die P. G. O. sie In Ganzen begünstigt, in neueren 
Gesetzgebungen mehr als billig beschränkt ist, ihrer Bestimmung 
nicht Oberall entspreche, seihet wenn die Scbotzsehrift in jeder 
Hinsieht als eine gelungene zu betrachten ist, dass die Wirkung 
einer nur auszugsweise in die Relation aufgenommenen rechtlichen De- 
fension nicht mit derjenigen zu vergleichen sey, welche eine vor 
dem Sprucncoliegium erfolgende mündliche Vorlegung der Verthei- 
digungsmomenle zu haben vermag, wird nicht bestritten werden. 
Eben so wenig, das? Oberhaupt die Vertheidigung, deren der Ange- 
schuldigte bedarf; sich nicht auf die Periode nach geschlossenem 
Verfahren, wenn die Urtheilsfallung bevorsteht, besehranken dürfe, 
sondern wahrend der ganzen Verhandlung zu gestatten sey, was, ob- 
gleich z. B. die Preuss. Crim. 0. einige sehr lobenswerthe Be- 
stimmungen in dieser Beziehung enthalt, doch nicht wohl anders mit 
genfigendem Erfolg wird bewerkstelligt werden können , als bei der 
Mindlicbkeit des Verfahrens, und so, dass zwischen dem Ankla- 
ger und dem Vertheidiger eontradiktoriscb verhandelt wird. Nur 
ist es wieder zn viel behauptet, was die Ueberscbrift besagt, und, 
dass die mündliche Vertbeidigung, besonders, wo sie sich an eine 
Jury richtet, die, ohne Gründe ihres Verdicts angeben zu müssen, 
nach individueller Ansicht ihre Erklärung abgiebt, es oft nicht ver- 
schmäht, Einwirkungen herbeizuführen, die gleich den gebrauchten 
Mitteln, mit dem Ernste der Gerechtigkeit, die auch für den Ver- 
theidiger das Princip und der Zweck seyn soll, unverträglich sind, 
kann nach so vielen Erfahrungen nicht geleugnet werden. 

Sechste 'Folge. Das ganze System eine Ungerecht 
tigkeit. Sehen das erwähnte Gutachten hat die oft ausgesprochene 
Ansiebt geltend gemacht, dass nicht Mos Gründe der Zweckmässig* 
heit, sondern desRechts selbst für die Mündlichkeit, und was mit 
dieser neibwendig zusammenhangt, in Betracht kommen. Dieser 
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schliefst sieh 4er Verfasser an. Auf diese. Reehtsgriade, gianbe 
ich, muss gast besonderen Gewicht gelegt werde«; denn die Zweck- 
mässigkeit ist, bei aHer Bedeutung, doch nicht die erste Rfiehsicbt 2 
auch lässt sich nicht unbedingt behaupten, data das einheimische 
Verfahren die entgegengesetzte Eigenschaft habe» Ja, ich habe 
mich auch ia deai Sinne erklärt« dass, wenn gleich anser Verfahren 
auf seinen Grundlagen, ein abrechte« sey. usd /zur Gerechtigkeit fah- 
ren solle nnd könne, dennoch nickt alle Forderungen des Hechts, 
namentlich jenes höheren, welches ttber dem der nnmittelhar Betei- 
ligten steht, ihre Befriedigung finden» Allein das ganze System 
darf deshalb nickt als eine Ungerechtigkeit beaeichnnt werden» 
Und cbsobcn die Gründe, welche sieh fu* das bisherig* Verfakren 
anfahren lassen, entkräftet werden können, so sind sie oder einige 
derselben doch nicht so unerheblich, dnss sie nicht 4iner reifliche- 
ren Prüfung unterworfen werden sollten, als ihnen hier gewerden ist 
Werden Versicherungen nnd heftige Angriffe (»♦ B. S. 184. Note) 
die Stelle der Bewehe vertreten können? Kann »an sich von der 
Gründlichkeit und Unpartheiüehkeit einer Aeussemog überzeugt kal- 
ten, wie S. 191. »Die Reshtsgelehrfctn der gegenwärtigen Zeit na- 
hen durch den Fortschritt aller Künste nnd Wissenschaften und eine 
höhere geistige Bildung, bessere HOlfsmittel zar Fortbildung der 
Rechtswissenschaft» als die alten römischen. Aber Weber kommt es, 
dass deren Urlheile so treffend und geistreich sind, während die 
Arbeiten ihrer Nachfolger meistentheils das Gegenstack durch Geist- 
losigkeit sind? 14 Die erste Forderung an ein richterliches Urthetl 
ist dessen Gerechtigkeit. Geistreich kennte auek ein unricbti- 
ges Unheil seyn, dss< richtige, dessen Inhalt oft sehr -einfach ist, 
wird oft nicht einmsl Gelegenheit gehen, mehr au bekunden, als den 
schlichten Aeebtssinn. Ohne Zweifel gieht es bei der •jeteigen Be- 
schaffen bch der Reehtseuellen Falle genug» besonders im bürgerlichen 
Rechte, wo das richtige Urtbeil nicht anders« als mit eiaem Auf- 
wände von Scharfsinn« Gelehrsamkeit und gewandter, auch eise 
entsprechende Form nicht verschmähender Darstelinng, begrftndet 
nu werden vermag. Es möge dabin gestellt bleiben, oh dieser Zu> 
stsnd, im Vergleich mit der oft geforderten Einfachheit, wünschen«* 
werth sey ; aber jedenfalls wfirden jene Vorwürfe, welche auenespre* 
eben ein Einzelner stets gerechtes Bedenken trugen seilte, nicht 
nethwendig die Riohter in dem deutschen Preoesse treffen. Wenn 
in dem andern Verfahren die Jury ohne alle Angabe von Gründen 
lediglich die $tkuU oder Niehtschuld ausspricht , so lässi sich bei 
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diesem Urtheil gar kein Geist (als hoffentlich der der Wahrheit) 
aad bei dem dadurch schon bedingt gegebenen Rechtsspruch wenig 
zeigen ; wogegen ohne Zweifel für Richter, die zugleich die Thal- 
frage beantworten und für das ganze Urlbeil eine rechtfertigende Dar- 
legung geben müssen, die Aufgabe schwieriger und die Gelegenheit 
häufiger ist, .neben dem Geist der Gerechtigkeit, auch den der 
Wissenschaft gehend zu machen. Ich will unsere schriftlich *bge- 
Easslen, oft sehr ausführlichen Entsebeidnngsgrüode, die an Uraftng- 
Kebkeit meist über die eines sofort nach den Verhandlungen ge- 
schöpften Erkenntnisses hinausgehen, durchaus nicht > D Schutz neh- 
men, wenn es steh um den Gegensatz der Formen des Verfahrens 
bandelt. Aber, man muss auch so gerecht seyrt, und den Werth 
und Gebait der gründlich motivirten Urtheile anerkennen, welche 
durch das jetzige Verfahren aothwewdig werden. Jedem Kenner 
sind wohl nach allen Weisen des Verfahrens' Urtheile vorgekommen, 
die nach Inhalt und Form und Begründung auf sehr verschiedenen 
Stufen des Werthes sind. Die von Hitzig, in der Preussisebeu 
Zeitschrift und in den Annalea, die von Bauer, und von den 
obersten Gerichtshöfen vieler deutscher Lünder öffentlich bekannt 
gemachten Erkenntnisse und Rechtfertigungen derselben, dürfen ge- 
wiss das Urtbeil der Gebildete» nicht scheuen, nnd als Zeugnisse für 
die (nicht blos in der Volumiuositüt sich bekundende) Gründlichkeit 
(S. 74 Note*) bei der Urtheilsfallang gelten; die man anerkennen 
muss, wie man auch über das Verfahren zur Vorbereitung des l'r* 
tfaeiis denken möge. 

Ein „Anbang/ 4 handelt kürzlich von „Mündlichkeit und 
Schriftlicbkeit im Civil-Prozesse" (S. 194 ff.). Der Verf. ritemt 
ein, dass eine blos mündliche Verhandlung hier nicht ausreiche. 
Wie gross aber nach den Principien und dem darauf zu gründenden 
Verfahren der Unterschied von dem Straf- Prozesse sey, die Haupt- 
momente sind nicht minder dieselben, wie die Gründe, die man sonst 
gegen oder für die Schriftlicbkeit geltend macht, so dass eine 
Zusammenstellung beider, die auch hier für nothwendig erachtet 
worden ist, nicht gemissbilligt werden kann. Die Rechtspflege und 
das rechtliche Verfahren ist das Allgemeine und Gemeinsame für 
jegliche Form und Unterscheidung und jeden Rechtsinhalt, den sie 
zum Gegenstand bat. 

„Dritte Abtheilung. Die Oeffentlichkeit der gericht- 
lichen Verhandlungen." (S.202ff.) 

Hit dem scbriftiieben Verfahren ist die Oeffeutlichkeil, 
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welche vorzugsweise hier gemeint wird, unvereinbar; das münd- 
liche kann mit oder ohne solche Oeffentlicfakeit gedacht werden. 
Aber treffend erinnert der Verf., dass unter der Voraussetzung 
gleich starker Gründe fttr die Schriftlichkeit oder Mündlichkeit, das 
Uebergewicbt aaf Seile der letztern seyn müsste, welche allein die 
Oeffentlichkeit möglich macht. In so fern nun diese stets ein 
mündliches Verfahreil voraussetzt, so wird, was für dieselbe spricht, 
auch ein weiterer Grund für das letztere sein. Es ist nicht Bedarf- 
uiss, die Rechtfertigungen der Oeffenüichkeit zu wiederholen; ohne- 
hin mflsste auch in dieser Darstellung nnr Bekanntes wieder in Er- 
innerung gebracht werden. Des Verfassers Stimme geseilt sich de- 
nen hei, welche, wie auch ieb glaube, mit Recht den ganzen Werth 
der Öffentlichkeit anerkennen, und sie nicht blos um der ein- 
fachen Vortheile willen, sondern aus RechtsgrOnden vertheidigea. 
Vielleicht führt ihn auch hier der gute Eifer zu weit; er scheint 
nicht ganz billig gegen das andere Verfahren und die Personen. 
Aber es ist ntfthig, die ganze Streitfrage hier nochmals aufzunehmen. 
Wie wenig gerecht es auch sein möge, unser der politischen 
Oeffenüichkeit entbehrendes Verfahren als ein heimliches zn be- 
zeichnen, wogegen sich der Verf. (S. 207 Note) erklärt, der es ge- 
ll e im nennt, und wie unrichtig auch 4it Vermnthung von Unredlich- 
keiten und WiltkObr ist, die, weil sie bei dem Mangel der Oeffenl- 
lichkeit eher möglich, doch deshalb nicht stets wirklieb oder gar 
nothwendig sind — so wird man doch selbst' nach dieser Seite einer 
Einrichtung den Vorzug zu geben geneigt seyn, welche, aller anders 
Vortheile nicht zu gedenken, jenem Verdacht am besten begegnet 
und das, was an sich öffentlich und allgemein ist, das Recht 

— auch in einer ihm entsprechenden wBrdigen Weise, in seiner 
vollen Bedeutung zu* Anerkennung bringt. Den politischen Beden- 
ken stellen wir Rechtsgründe und das Wesen der Sache gegenüber 

— besondere Verbaltnisse bestimmen das Nähere über den Umfang, 
aber das Princip der Oeffentlichkeit fordert seine Geltung, 
und man darf hoffen , dass es dieselbe in unsere Ländern behaupten 
werde. Davon , dass diese Einrichtung durch das Recht selbst ge- 
boten werde, und dass dieser Forderung eine andere Weise des 
Verfahrens nicht genüge , wenn gleich man letztere nicht beschuldi- 
gen kann und darf, für die concreten Fälle eine ungerechte und der 
Vernunft widersprechende zu seyn — davon ist vor Allem auszuge- 
hen. Die meisten Anhänger stellen aber Rücksichten des Nutzens, 
der Politik voraus, and diesen kam man dann entgegnen, dass die 
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Oefentliebkeit für sich — die doch nicht das Game der Rechtspflege 
zu »■»fasse« vermag, kein Hindemiss mangelhafter Ausübung sey, wen» 
sie nicht durch andere objektive und subjektive Garavtieen unterstützt 
wird. Es ist Pflicht, nochmals Fenerbach's Darstellung der Auf- 
merksamkeit derer zu empfeleu, welche sich Iber die verschiedene« 
Seiten unterrichten wollen , die der Gegenstand darbietet. Damit 
wird dann mit Vortheil unter andern auch das vorliegende Werk, 
welches mehrere Punkte sehr beifailswttrdig beleuchtet, verglichen 
werden* Ich erlaube mir nur eine Bemerkung. Es heisst S. 185.: 
„Die Oefentliebkeit der Verhandlungen ist, wie wir später sehen 
werden, das einzige sichere Mittel, um das pflichtmassige Verhal- 
ten des Richters zu versichern, und das Geachwornen - Gericht ein 
fetter Schutz gegen richterliche und gesetzgebende Wilikfihr und 
gegen Angriffe der Staatsgewalt auf das Recht und die Freiheit der 
Bürger. 4 ' 

Ich gebe zu, „das* sefebe notawendige Gewihrleistungen nicht 
in der Persönlichkeit irgend eines Dienere des Staats gefunden wer- 
den kennen u , d.h. dass obnerachtet der notwendigen subjektiven, 
noch die objektiven Gewährleistungen, die sich nieht auf die erwähn» 
ton besehranken, erforderlich seyen, wie ich an andern Orten ans» 
geflhrt habe. - Aber ich stelle die Oeffenüichkeit höher, als blosses 
Mittel für einen Zweck zu seyn, der durch sie allein keineswegs er* 
reicht wird, und der eich nnf eine Forderung bezieht, von welcher 
wir annehmen müssen, dass sie ans hessern Motiven erfüllt werde, 
als ans der Scheu vor der PublicitlU Wie traurig wäre es, wenn 
die Schlechtigkeit aar dadurch anf den Weg.äusserlich erkennbarer 
Pflichterfüllung gebracht, wenn das pfliehtmSssige Verhalten nur da- 
durch versichert wOrde? Dieses, welches doch wohl v die Regel ist, 
und weiches sich nach ohne Oeffuntlichkeit bewährt, wird dadurch 
nnf vertrauenerweckende Weise bestätigt, und das ist von hohem 
Wertbe. Der Bessere wünscht offen handeln zu können und fttreh- 
tet nicht die Oeffentlichkeit ; aber deren Mangel wird ihn nicht ver- 
anlassen, im entgegengesetzten Sinne zu verfahren. Nuruntergeord« 
net ist es richtig, was für die Fälle der Ausnahmen die Oeffentlick»* 
keit in der angegebene* Weise zuweilen zu siebern vermag. Es ist 
aber Oberhaupt eine unrichtige und dem wahrhaften Verbältnisse 
widersprechende Voraussetzung, die Staatsgewalt, oder was: geäst 
darunter verstanden werden möge (S. 8. Note), als eine den Bür- 
gern gegenüberstehende Parthei, welche Angriffe tauf deren Rechte 
und Freiheiten zu machen ein Interesse habe, und die Justiz als ein 
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Mittel für ihre detbllsigen Zwecke zu betrachten. WeW sind lliss- 
hräuehe, dock nicht btos auf der «inen Sefre vorgekommen , aber, 
diesen zu begegnen, ist die Unabhängigkeit der Rechtspflege bestimmt, 
die von noch andern Rücksichten als der Form des Prozesses ab- 
hängt, und für einen jeden die unerlässJfehe Bedingung ist. Wo es 
zum inneren Zerwürfnis» gekommen ist, wie in frühem Perioden die 
englische und französische Geschiebte mehr Beispiele liefert, als 
das heutige Verhlllniss deutscher Fürsten, Regierangen und Völker, 
da sind die Verletzungen Iheils anf ganz anderm Wege als dem der 
Rechtspflege erfolgt, theils hat diese sich auch der Volkswillkähr 
nicht selten unterordnen müssen. Wir wollen, da der Vorzug 
der Öffentlichkeit anerkannt wird, nicht gegen dieselbe geltend 
machen, wie gerade sie unter Umständen die richterliche Unabhän- 
gigkeit gefährden könne, — aber es ist gewiss nicht Ar die Empfe- 
lung der Einrichtung günstig, diese von einer Seite zu entlehnen, 
wo sich so manches Bedenken entgegenstellen Hesse« 

Um die Berichterstattung des Inhalts nicht unvollständig zn las- 
sen, sey noch bemerkt, dass der erste Abschnitt von ,, Begriff 
und Umfang", der zweite vom „Werth der Oeffentlichkeit", 
and zwar I. In Beziehung auf die Richter, II. Für die Aus- 
mittelung der Wahrheit, III. In Beziehung auf das Volk" 
handelt. 

Die zweite der obengenannten Schriften, deren Anzeige wir 
mit der bisher betrachteten in Verbindung bringen, bat sich densel- 
ben Gegenstand zor Aufgabe gesetzt, jedoch in besonderer Beziehnag 
auf Hannover, wo ein Entwurf zu einer Strafloses« -Ordnung anf 
den Grundlagen des bisherigen Verfahrens vorliegt, den unter andern 
8. Gans britisch beleuchtet 'hat. Auch die persönliche Bezie- 
huag ist beschränkter, oder, indem sie mehr hervortritt, umfassen« 
der; es ist nicht wie der t das Interesse an der Sache allein, welches 
die Forderungen und Wünsche veranlasst, die hier vorgetragen wer- 
den: es ist das Gefühl, durch das Verfahren, oder in Folge dessel- 
ben eine Behandlung erlitten zn haben, welehe — selbst einen Schul- 
digen — unter der Voraussetzung anderer Formen nicht hätte treffen 
können, die Besorgniss, dass aneh die Unschuld nicht genügend ge- 
sichert sey* welche den Verf. bestimmen, wirkliehe oder vermeint- 
liche Uebelstände zur Sprache zn bringen, und die Fragen, die jetzt 
an der Tages-Ordnnng sind, in Beziehung anf die vaterländische 
Gesetzgebung zu erörtern. Die Eigenthümliehkeit der Stauung, die 
dem fremden Beurtheiler der Schrift zarte Rflcksichtea auflegt, die 
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ihn einerseits wir Tbeilnehme in dem Schick»*! eines Rechtsgeiehr» 
ten auffordert, welcher seit einet* Reibe von Jahren seinen Berufe, 
wie die allgemeine Stimme sagt, mit Rbren lebt, anderseits dem Verf. 
siebt seHtn parteiische und übertriebene Aeusseraagen eingrabt and 
sie zamTaeil entschuldigt, mos* man vee Angen haben, am die Schrift 
ganz zu verstehen. Die wissenschaftliche Kritik, die allein unser 
CtesebJft ist, darf sich ner an die Sache nach ihrer altgemeinen Sehe 
füllten, das besondere und persönliche, das hier ohnehin nicht vor- 
getragen wird, vielmehr aar gelegentlich hervortritt, bleibt biliig 
von der jetzigen Betrachtang ausgeschlossen. 

Maa vermisst eine Vorrede oder Einleitung, welche den Stand- 
paakt des Verfs« sa seiner Aufgabe und was sonst hieher gehört, 
nad jene selbst aadeatete. Die Schrift beginnt mit dem „Ersten 
Abschnitt", dessen Inhalt deroh keine Rabrik, wie sie bei den 
folgenden verkommt, nlber bezeichnet wird. Es Ist die Rede von 
dem Rechtszustande 4er einzelnen Landestheite and Provinzen, wel- 
che das jetzige Königreich Hannover bildea, wie dieser zunächst 
vor dessen neuer politischen Bestattung besehafev war, wobei be- 
sonders der Periode während des Bestehens 4es ehemaligen König- 
reichs Westpbden mehr Gerechtigkeit, als man sonst wohl findet, zu- 
gestanden wird. Der neuere Znstand, über dessen Begründung, 
Beibehaltung oder Abänderung sehr verschiedene Ansichten ausge- 
sprochen wurden, die scharfer Kritik unterwerfen werden, wird 
als ein solcher geschildert, der int Vergleich mit dem altern sehr 
naeffrentich ist, und dringende Abhülfe fordere, deren Notwendig- 
keit auen die Regierung anerkaaat hat. Nur trete» auch hier wie- 
der die herrschenden Streitfragen Aber die Mittel and Wege ein. 
Die Fragen 1) soll öffentlich und mttndlrch, 3) seil geheim und 
schriftlich verfahren, -3) sollen 1) and 2) mit einander ver- 
schmolzen werden? sind S. ti* als Gegenstand der Erörterung 
aufgestellt. Richtig gegliedert sind sie flicht; ist die erste, die selbst 
zwei besondere umfasst, bejaht oder verneint, so ist für die zweite 
die Antwort auch gegeben. Aach müsste die Mündlichkeit voran- 
gestellt, Überhaupt der Gegensatz anders bezeichnet werden. Wir 
verweisen hierüber auf die vorhergehende Schrift, 

Alle« dieses und noch mehr behandelt der zweite Abschnitt, 
unter der Ueberscbrift: „Soll vor Gerieht öffentlich undmOnd- 
iich im Crimittal-Prozess verfahren werden? 

Diese tagen werden bejaht. Die Entwicklung der Grunde, die 
denn freilich bei dem Reichtbum der Literatur kein Bedürfbiss ist, 
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kann nicht als vollständig gelten, weder rüeksichllich der Vertbei- 
dignng der Ansicht, zu der sich der Verf. bekemt, noch der Wider- 
legung dessen, was man für die andere Fora anführt, wobei die Leb« 
bafiigkeit der Vorstellung Afters Ober die Grenzen ruhiger wissen- 
schaftlich praktischer Erörterung hinausgeführt bat. So wird iuVer- 
kennnng der wahrhaften Bedeutung des Untersuehnngs* Verfah- 
rens dieses (S. 35. ff. 49.) gleichbedeutend mit „peinlich fragen 
d. b. torquiren 44 genommen, der einen Form Vieles zur Last ge- 
legt, was wenigstens nicht ihr und dem Princip angehört, der na» 
dem ein Werth beigelegt, den sie, selbst nach der Ansteht der 
unbefangenen Beortbeiler und Kenner, selbst ihrer Vertbeidiger, nicht 
unbedingt in Anspruch nehmen darf. Auf der andern Seite wird aber, 
wie von einem aolchen Kenner des vaterländischen Rechts zn erwar- 
ten ist, dem einheimischen Recht, namentlich dem altern der Crimiual- 
lnsiruktion von 1736., welche als „ein treffliches weises Gesetz" be- 
zeichnet ist (S.27.), die gebührende Anerkennung gewährt, die sich 
auch auf die P.-G.-O. Carl's V. erstreck* (S. 36«), se dass, ohoerachtet 
theilweiser Uebereinsümmung der beiden vorliegenden Schriften, doch 
auch wieder bedeutende Verschiedenheiten obwalten. Was aber die* 
serund der S. öl. folgenden Erörterung: „Sollen Gescbworae Ober 
Schuld und Unschuld sprechen? 44 einen' besondern Werlh ver- 
leibt, und gebietet ihr eine Stello unter den Werke« anzuweisen, die 
ftr die Wissenschaft eine Bedeutung haben, 4as ist der Reichihun 
rechtsgeschichUicber Ausführungen, welche tbeils für die specielie 
RecbUgeschiebte des Landes, — deren bisher „oberflächliche Be- 
handlung in Betreff der Frage»: Inquisition! Oeffenilichkek; Münd- 
lichkeit! Gesohwerne" S. 51. geragt wird — Ikeile Ar die verglei- 
chende Jurisprudenz, und auch für die zu bezweckende Ausbildung 
vaterlladischer Institute auf geschichtliche und organische Weise 
von Wichtigkeit sind. Allerdings bleibt auch hier wohl Manches 
zu ergänzen und zu berichtigen. Hieran sehliesst sieh S. 67. uelor 
dem Titel: „Das Wesen einer Criminal- Prozessordnung" 
eine Kritik des Hannoverschen Entwurfs, und zwar tbeils auf seiner 
eignen Grundlage, theils dieser Grundlage selbst, mit welcher der 
Verf., wie sich schon aus dem Vorhergehenden ergiebt, nicht ein- 
verstanden ist* da er vielmehr die Aufnahme der entgegengesetzten 
Einrichtungen fordert. Eine Reihe treffender Bemerkungen zeichnen 
diesen Theil der Arbeit aus, und vergüten die Mängel, deren Grund 
in der schon erwähnten Partheilicbkeit liegt, welche gewiss am ver- 
zeihlichsten ist, wenn sie sich dabei so lebhaft (Kr das Recht iuseerL 
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Die ansftkrticke Kritik des Hern Advocatee Gans ober jenen EnU 
wirf, anf weleke 4er Verf. mehrmals mit Zustimmung verweiset, 
nnd deren Verdienst tek kei anderer Gelegenkeit anerkannt habe, 
darf kierkei niekt nnkeaektet kleiken. Wenn ick aber, mit Rfick- 
sickt anf die vorstehende Betracktnng ober das Werk von Herrn 
Lene, anf meine Kritik des Wflrttemkergiseken Strafprozesse 
Entwerfet, and auf meine. siek dieser ansekliessende allgemeinere 
Schrift iker die Anforderungen an eine zeitgemisse Strafprozess- 
gesetzgeknng, die einzelnen ?on dem Verf. kerükrten Streitfragen 
niekt nochmals hervorhebe, und dem Gang seiner Schrift, berichter- 
stattend, beistimmend, oder akweiebend — (denn zo beiden ist Veran- 
lassung genng vorbanden) — folge, so wird dieses von dem Leser 
als gerechtfertigt erscheinen, und mich wobl von dem Vorwarf be- 
freien, ab widmete ich den Gegenständen, die der Verf. (S. 72 — 
110.) bespricht, ond der Art, wie er es thut, nicht die ganze Theil- 
nakme, die sie mit vollem Reckt in Ansprach nehmen kennen. 
Breslau, April 1841. 



• 

Krit. Jahrb. f.d.RW. Jahrg. VI. II. VIII. 45 
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Die Umons-Verfassoiig Dänemarks and Schleswigholsteins, 
eioe geschichtlich staatsrechtliche und politische Erörterung von 
Uwe Iiornsen. Nach des Verfassers Tode herausgegeben von 
JH% Cteo. Beneier. Jena, 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn Profestor JDr. Fauilaem zn Kiel. 

Ein höchst merk wOrdiges Buch lieg! vor »ns, dessen Zweck ist, 
den jetzigen Danischen Staat in zwei Staaten aufzulösen! Nicht 
etwa so, dass das Deutsche Bundes -Herzoglhuni Holstein, als ein 
nur durch die Person des Landesheim zufällig mit Dänemark ver- 
bundenes, nach Innen und Aussen selbständiges Land erscheine, — 
das andere Deutsche Herzoglhuni Lauenbnrg wird als untrennbarer 
Bestandteil der dänischen Monarchie angesehen, — sondern dass es 
mit dem nicht zum Bunde, wie auch vormals nicht zum Deutseben 
Reiche gehörenden Herzogthume Schleswig jenen zweiten Staat 
bilde! 

Das Buch ist das Vermächtuiss des ausgezeichneten Mannes*), 
der einen bedeutenden Namen in der neuesten Geschichte unserer 
Lande bat, indem er in dem verhängnissvollen Jahre 1830., als eben 
angestellter Beamter, die Verwirklichung der von ihm mit Begei- 
sterung anfgefassten Idee durch eine Flugschrift („Ueber das Ver- 
fassungswerk in Schleswigholstein. 44 Kiel 1830.)* so wie durch gehal- 
tene oder veranlasste Versammlungen erstrebte, deshalb in Unter« 
suchung gezogen, einen Festungs-Arrest erlitt, später in das Ausland 
ging, wo er in trüber Stimmung sein Buch, eine geschichtliche Be- 
gründung und weitere Ausführung der genannten kleinen Schrift, 
1887. beendigte, und bald darauf starb. 

Rec, mit dem Verf. wohl bekannt, und in der freiheitlichen 
Grundrichtung einverstanden, wagte es bei dem Auftreten des 

*) Ein geborener Nordf riete, nnd all lolcher dem Hersogthume Schief - 
wig angehörend; was für diegaase Richtung des Werks wichtig xu bemerken ist. 
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nit der kräftigsten Persönlichkeit begabten Mannes — an dessen 
zürnenden Geist der Herausgeber die den Ansichten desselben« zuwi- 
der Handelnden noch mahnt — ihn gegenüber zu treten, mit' seine» 
Ansiebten für Staatseinheil nnd Schleswigs engere Beziehung** z* 
Dänemark (för die er seitdem öffentlich gekämpft hat). Der eifrige 
Verf. behandelt ihn deshalb an mehreren Stellen des Bachs nichts 
weniger als glimpflich, nennt an einer (S. 57.) sogar die Handlung»» 
weise des Ree. schamlos*), und diesen durchdrungen von böswilliger 
Gesinnung gegen sein Land und seine Landslente; ganz vergessend, 
wie sehr man es Übel nahm, als er nnd seine Anhänger seiner Zeil 
Hebel wollen de genannt wurden. Als Rec. daher von der Redaetion 
aufgefordert wurde zur Recension, war sein erstes Gefühl das, die- 
sen Auftrag nicht annehmen zu dürfen. Doch eine längere Ueber- 
legung bewog ihn, denselben nicht abzulehnen. Er sah sich näm- 
lich vergeblich nach einem Unbeteiligten im, den er zur Recension 
hatte vorschlagen können, fühlte , dass er ohne Groll das Werk des 
ihm in vieler Rücksicht achtungswerthen Verstorbenen einer Beur- 
theilung würde unterziehen können, und erwog, dass eine mehrsei- 
tige Prüfung eines Buches so streitigen Inhalts förderlicher sei, 
wenn sie von einem Nicht- Einverstandenen, «i§ von einem der mil 
dem Verf. Gleichgesinnten, die ihn als ihr Haupt verehren, unter- 
nommen würde. 

Das Werk besteht aus zwei, dem Umfange nach sehr ungleichen 
Theilen, nebst einem Urkunden -Anbange. Im ersten Theile S. I — 
82. steht der Verf. auf dem politischen Standpunkte. Er sucht die 
unumgüngliche Notwendigkeit der sofortigen Anerkennung der Her- 
zogthümer Schleswig und Holstein, als eines Staats und Erhebung 
derselben zu einem Grossherzogthum, unter dem von ihm vorge- 
schlagenen Namen Nordeibingen, darzuthun, welche Selbständigkeit 
nicht bloss zweckmässig, sondern streng Rechtens sei. Indem Letz- 
teres aber bisher theils geläugnet, theils nur schwankend ausgespro- 
chen worden ist, und die vermeintlichen Beweise hierfür aus sehr alter 
Zeit hergeholt werden müssen, so hat der Verf. zu dieser Beweisführung 
eine Reihe von Beilagen nölhig erachtet, welche den zweiten gross- 
len Theii Aes Buches einnehmen« Er stellt sich also, um seinen 
Zweck für die Gegenwart zu erreichen, auf den Boden der älteren 
Geschichte, daher diese sehr ausführlich, die neuere dürftig behan- 
delt ist; denn letztere enthält Thatsachen, welche die Veraltung der 

♦) Ob Andere mit dem Herrn Herausgeber (Vorrede S.1X.) meinen, dam 
nolcbe Polemik niebt der Person gilt? 

45* 
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von ihm in Anspruch genommenen StaatsrechtsverhäUeisse zeigen« 
Er betrachtet diese überhaupt viel zu privatrechtlich, und verkennt 
die Notwendigkeit für eine neue Gestaltung des Staatalebens die 
neueren Zustände zur Grundlage zu nehmen, und nicht, mit Ueber- 
springung dieser, auf alte abgestorbene Zeiten zurückzugehen. Das 
Verbal toiss des zweiten zum ersten Theile, in welchem immer schon 
auf jenen hingewiesen wird, so wie die Vertbeilung des geschicht- 
lichen Stoffes in viele Beilagen, von denen eine folgende gewohn- 
lich nur die weitere Ausführung des in einer oder mehreren vorher- 
gehenden schon Berührten enthält, diese ganze Anlage des Buchs 
veranlasst sehr viele Wiederholungen, was der Verf. selbst fühlt (z. 
B. S. 296.) , so dass die mit ihm Gleichgesinnten ihre Lieblingsan- 
sichten zum Ueberfluss vorgeführt, Andere aber sie zum Ueberdntss 
wiederholt finden. Schon das Verzeichniss der Beilagen -Titel wird 
diess anschaulich machen: 

I. (S. 85.) Veranschaulichende L'ebersicht des Verlauft der politischen 
Geschichte Schleswigbolsteini *). II. (S. 91.) Darlegung der geschicht- 
lichen Thalsachen , auf welchen das Staatsrecht Scbleswigholsteins beruht. 
III. (S. 271.) Die in dem Grundvertrage mit dem Königreiche Danemark 
und dem Stammvater des Oldenburgischen Hauses von 1460. sugestandene 
immerwährende Verbindung Schleswigs mit Holstein ist, ihrem rechtliche« 
Charakter nach, nicht die des Unions Verbandes, sondern die des Staats- 
verbandes. IV. (S. 297.) Die Valuta für die zugestandene Staatsein- 
heit Schleswigholsteins (was diess für Dänemark gethan und gelitten!). 
V. (S. 346.) Ob diese Staatseinheit durch eine mit Rechtsbestand einge- 
führte verschiedene Erbfolgeordnung für Schleswig und Holstein gelöst 
worden ist. VI. (S. 177.) Schleswig ist nicht weniger wie Holstein eine 
von allem nnd Jeglichen Lehm verbände freie Provinz des souverainen Staa- 
tes Schleswigholstein. VII. (S. 395.) Der Grundvertrag... von 1460. 
VIII. Der Vertrag Scbleswigholsteins mit Dänemark wegen fernerer Gemein- 
schaft der Fürsten von 1466. IX. Der Bundesvertrag Scbleswigholsteins 
mit Dänemark wegen Gemeinschaft der Verteidigungskriege, von 1531. 
X. Der erweiterte . . . wegen Gemeinschaft aller Kriege, von 1623. XI. Das 
Primogenitnrstatut von 1650. XII. Der Vertrag wegen Aufhebung des 
Lebnsverbandes Schleswigs von 1658. XIII. Eine (künftige) Bundesver- 
fassung (mit Dänemark). XIV. Eine Unionsverfassung. XV. Eine modi- 
fleirte Unionsverfassung (Entwürfe des Verfassers). 
Die drei letzten auch von dem Herausgeber in der Inhaltsanzeige 
etwas abgesonderten Betlagen bilden eigentlich mit der ersten Ab- 
theilung des Buchs den politischen Theil der Arbeit. 

Das erste Gapitel desselben S. 1 — 5. hat die Ueberschrift. 
Es hat mit dem Debergange zur wahren Reprfisentativver- 



*) Das ist jetst eine die politische Ansicht bezeichnende Schreibart. 
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fassung grosse Eile. Als erster Grund hierfür wird angeführt, 
dass sie sieber stellt vor der Geissei einer schlechten Finanzverwal- 
tong, dass wir aber schon gar zn lange unter einer solchen im Däni- 
schen Staate gelitten halten; und dass dieses noch in der neuesten 
Zeit Statt gefunden habe, will der Verf. (s. auch S. 36. ff. 47.) durch 
Folgendes beweisen: 

„ Die Staatsschuld Danemarks und Schleswigbolsteins betragt gegenwärtig 
(d.h. im Jahre 1835. gegen) 130 Millionen, die Norwegern 5. Millionen 
Thaler*)... Wir können unzweifelhaft annehmen , dass die Regierung 
dem Königreiche Norwegen, bei Meinem Ausscheiden aus der dänischen 
Monarchie, . . . einen yerhältnissmässigen Theil der damaligen Staatsschuld 
mitgegeben hat . . . Wenn also Norwegen den dritten oder doch wenigstens 
den vierten Theil überkommen hat , so musste unsre Staatsschuld gegen- 
wärtig 15 statt 130 Millionen betragen . . . Eine Schulden Vermehrung von 
115 Millionen in dem letsten Vierteljahrhundert des Friedens, eine jähr- 
liche Unterbilance von 1 \ Millionen, und daneben eine bin zum Aeussersten 
gesteigerte Steuerlast ist also die Frucht unsrer Zeit u. s. w." 
Hee. traute seinen Augen kaum, als er an der Spitze des Buches 
diese Unrichtigkeiten las, welche, am mildesten gesagt, auf einem 
Irrthume der gröbsten Art beruhen; denn er ist verschuldet. Ein 
Jeder, der sich nur einiger Maassen um die neueste Geschichte des 
Dänischen Staats bekümmert hat — und der Verf. lebte sogar eine 
Reihe von Jahren in • Kopenhagen — muss das allgemein Bekannte 
vernommen. haben, dass Norwegen nur einen höchst unbedeutenden 
Theil der Schulden des allen Dänischen Staats übernommen hat. Was 
hiervon die Ursache gewesen, ist nicht genau bekannt, auch hier 
nicht zu untersuchen — übrigens war ja Dänemark besiegt — Glaubte 
der Verf. nicht daran, so musste er nicht seine Meinung ohne Prü- 
fung in die Well schicken, und diess um so weniger, da er aus den 
von ihm durch Scblussfolgerungen aus einem falschen Vordersatze 
angenommenen Thatsachen wiederum einen weiteren Schluss auf eine 
solche Schlechtigkeit des Dänisoben Finanzwesens macht, in welcher 
es noch niemals die keckste Uebertreibung eines Schriftstellers hat 
erscheinen lassen. Der Verf. verdient um so mehr Tadel , als jene 
Prüfung ihm durch ein sehr verbreitetes, wie bekannt aus guten 
Quellen schöpfendes Buch — abgesehen von älteren Schriften — so 
leicht gewesen wäre, welches schon vor seiner Abreise aus dem 
Vaterlande, 1832. in Kopenhagen erschien, auch ins Deutsche über- 
setzt ist: Dänemarks Handel, Schiffahrt, Geld- und Finanzwesen von 



*) Musste beissen Reicbsbanbtbaler, wo?on jeder nur f Preußische Taaler 
werth ist. 
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1730—1880., von Nathanson. Hieraas (S. 191. 200. 251. der diu. 
Ausgabe) kann man das allmälige Steigen der Schulden ersehen, so 
dass sie bei dem Anfange des Kriegs 1807. wohl mehr als 70 Mil- 
lionen betrogen. Dieser und dessen Folgen brachten sie bis xm der 
oben angegebenen Höhe; Norwegen aber befreite sich von weiterer 
Tbeilnahme durch Auszahlung einer runden Summe von 5,200,000 
Reicbsbankthalern and Uebernahme von 1 Million Rbkthlrn. der nn- 
aufkfindbaren Schuld (S. 372.). Der dänische Pinanzminister halte 
aber schon 1831. in J. Möller's Moemosyne Bd. II. mitgetheilt, dass 
die Schuld seit dem Frieden vermindert sei (Nathanson S. 368.)*). 

Es ist bekannt, und Nathanson'* Buch zeigt es auch, dass an 
dem frflheren Dänischen Finanzwesen nicht wenig auszusetzen ist; 
die ganz einfache Hinweisung auf diese Mangel würde des Verfs. 
Wunsch nach einer wahren Repräsentativ -Verfassung gerechtfertigt 
haben ; aber die beispiellose Uebertreibung desselben kann kein gün- 
stiges Vorurlheil für eine leidenschaftslose Ausarbeitung des Werks 
hervorrufen; sie beweist vielmehr, wie rücksichtslos er gegen die 
bisherige Finanz-Gemeinschaft der Herzogtümer mit Danemark ein- 
genommen ist Wir dürfen uns in dieser Zeitschrift nicht ausführ- 
licher auf diese Verhältnisse einlassen, und wollen nur erwähnen, 
wie der Verf. ganz übersieht, dass ein grosser Theil der Schulden 
grade in Schleswig- Holsteinischen Verhältnissen seinen Grund bat; 
indem sie im vorigen Jahrhunderte durch die Rüstungen gegen das 
in Schweden und Russland herrschende Gottorpische Haus, welches 
auf Schleswig Ansprüche machte, entstanden sind, so wie durch 
Uebernahme von Zahlungen bei dem endlichen Vergleiche mit dem- 
selben (1773.), wodurch auch ganz Holstein wieder vereinigt wurde. 
Auch mag noch gegen den Verf. bemerkt werden, dass manche 
Finanzminister von dem gross ten Einflüsse auf die Finanzen nicht 
Danen sondern Deutsche waren, z. B. die Schimmel mann. Aber 
er wünscht seine Stimmung gegen eine Gemeinschaft mit Dänemark 
seinen Lesern mitzutheilen; indem er nun dieselben durcn einen sol- 
chen Hinblick auf ein in Zahlen — leider unrichtigen — versinn- 
lichtes ungünstiges Verhältnis« für seine Ansicht gestimmt zu haben 
meint, führt er als zweiten Grund für die Notwendigkeit der von 



*) Nach dem ausführlichen Budget für 1841. itt die Schuld, seit dem Regie- 
rongiantritt Christian'! VIII., um 7,345,000 Rbthlr. vermindert, und lie lie- 
trigt jetzt nur noch 116,608,000 Rbkthlr. (87J Millionen Preussisch), wovon 
die inländische ungefähr die Hälfte ausmacht; sie ist aber eigentlich nicht so 
hoch, weU die 8procentigen Staatsech uldscheiae nicht sam vollen Neunwerth 
vou dem sinkenden Fond eingelöst werden. 
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ihm geforderten Gruadverlnderaag des bestehenden Zustanden die 
ua würdige Stellung der Herzogtümer ia der bisherigen Staats- 
verbiadaag an. Diese Ansicht tritt im Verlaefe des Werkes immer 
stärker kerver; überall wird die Sckaltenseite jener, noch mekr ins 
Schwane gemalt, hervorgehoben, mit fast gänzlicher Nichtbeach- 
tung der Lichtseite. 

Im zweiten Capitel S. 5 — 22. erörtert der Verf. „Welche 
Hindernisse dem Uebergange in den Verfassangszastand 
entgegenstehen." Er erkennt hier an, das*, nachdem die Bewe- 
gung, welche seine die Wünsche der Schleswigholsteiner ans* 
sprechende (oben erwähnte) Flugschrift veranlasste, dem Könige 
Friedrich VI. die Stimmung in den Herzegtbömera deutlich gezeigt 
habe, dieser nicht habe weiter gehen können, als in dem Gesetze 
vom 28. Mai 1831« geschehen sei, wodurch in der ganzen Monarchie, 
und namentlich in jedem Herzogthame beralhende Provinzial- 
Stände eingeführt wurden; denn der Efaf&hrung einer gesetzgeben* 
den Schleswigholsteiniscbea Ständeversammlung hatten hindernd ent- 
gegengestanden die abweichenden Tendenzen der Dänen und Schles* 
wigholsletner, indem jenen „die Au frech tbaltung der Monarchie, mekr 
wie uns, am Herzen liegt" (S. 10). 

„Befragte nun der König seine dänischen Rathe, so sprachen diese ihre 
Meinung dahin aus, dast nicht ein alterer Zustand grosserer Trennung 
der Theile des Reichs, sondern, damit die Monarchie nicht aufgelöst 
wurde, sein jetziger die Grundlage neuer Schöpfungen sein matte, ob- 
gleich mit Achtung der inneren Verfassung Schleswigs and Holsteins. 
Der frflhere Zustand, entgegnen die Sehleswigholsteiner, kommt um so 
mehr in Betracht, als er den wahren Interessen beider Lande vollkommen 
entspricht, und als die Verschiedenheit der Sprachen einer gemeinschaft- 
lichen Standeversammlung grotte Hindernisse in den Weg legt (Sieh doch 
S. 71.). Forderte aber der König seine tcbleswigholsteinischen Rathe auf, 
ihm das Recht ihres Landes auf Zurücknahme seiner selbständigen Verwal- 
tung in ihrem ganzen Umfange, und auf eine Stellung in der dänischen 
Monarchie, wie Norwegen sie in der skandinavischen einnimmt, darzu- 
legen v so konnten diese ihm nur antworten: das Recht steht nicht zu er- 
mitteln. Es haben über den Rechtspunkt tbeilt im offiziellen Wege, theils 
unter den Publicisten seit fast zwanzig Jahren Verhandlungen Statt gefun- 
den, aber ohne Resultat" (S. 20. f.) 

„Was zur Beseitigung der Hindernisse, welche der 
Einführung einer Verfassung entgegenstehen, seither ge- 
schehen ist" wird im dritten Capitel, S. 22— 49 , untersucht. 
Der Verf. ladeil die Provinzial-Ständeversanimlungen, dass sie zur 
Erreichung des Zieles keine Schritte gethan hätten, und gent daun 
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zu den pablicistischen Verhandlungen aber, in denen ihm derselbe 
kleinmüthige Geist begegnet. Mit Bitterkeit nimmt er die Prüfung 
einiger Schleswig - Holsteinischen Schriften vor, und ereifert sich 
namentlich gegen Fatck „den Landespnblicisten, Chef unserer Sack- 
f&hrer", der das alte Recht früher nachgewiesen, aber dessen Ver- 
wirklichung nicht folgerichtig nachgestrebt habe. „Ein solches Hei- 
ligtimm, sagt er S. 43., ist ans Schleswighobteinern die Verbindung 
mit Danemark nicht, dass wir mit Falck lieber aaf die Freiheit und 
auf die Rechte unseres Landes Verzicht thun, als jene Verbindung 
fahren lassen." Rec« fühlt sich nicht berufen, dieses sehr Persön- 
liche, welches mit der Entwicklung des politischen Lebens und mit 
den Verfassungsbestrebungen in S. und H. seit 1815. zusammenhangt, 
zu beleuchten , am wenigsten in dieser allgemeinen recbtswissen- 
schaftlichen Zeitschrift. — Wegen des durchaus Ungenflgenden in 
den bisherigen publicistischen Untersuchungen, erklart der Verf. 
grade seine Arbeit unternommen zu haben, und verspricht das Recht 
Schleswigholsteins zu beweisen, und doch auch zu zeigen, „wie in 
der Monarchie die Ausübung des ständischen Steuerbewilligungsrechts 
in seinem ganzen Umfange, in mehr als einer Weise, zweckmässig, 
und ohne den Zusammenhang zwischen den einzelnen Tbeilen zu 
schwächen (?), organisirt werden könne." 

Diesen „Versuch Bahn zu brechen' 4 macht das vierte 
Gapitel, S. 49 — 72., in welchem der Verf. die staatsgeschichtlichen 
Ergebnisse aufführt, wonach eigentlich, in Gemässhcit der alten Ver- 
trage, eine blosse Bundesverfassung zwischen Dänemark und Schles- 
wigholstein als besonderen Staaten Rechtens sein solle. Mit Leben- 
digkeit, Gradbeit, aber auch mit dem im ganzen Buche hervortre- 
tenden Nordfriesischen Selbstgefühle lässt er die Danen und Schles- 
wigholsteiner ein Zwiegespräch halten, aus welchem hier folgendes 
hervorgehoben werden mag: 

„Fragt Ihr (Dänen) am: Wollen wir die beliebenden Vertrige in allen den- 
jenigen Punkten abändern, in welchen ei das Interesse Danemarks erfor- 
dert, und et mit den Intereseen Schleewigholsteins vertraglich ittf — Wir 
lind es auch sufrieden. Fragt Ihr uns nun aber weiter: Seid Ihr es denn 
aber auch sufrieden, dass die Vertrage in allen denjenigen Punkten, in 
welchen wir sie, in untrem einseitigen Interesse , eigenmächtig gebrochen 
haben, fflr ungültig und nichtig erklärt werden, in allen übrigen Punkten 
aber fflr Euch in Kraft bleiben, und dass, was sich solchergestalt ergibt, 
in den bevorstehenden neueu Verfassungsvertrag hineingesetst werde ? — 
so antworten wir: Nein/ 4 
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Eben $o stark und entschieden äussert sieb der Verf. an vielen Steilen; 
so z. B. S. 14«: 

„Ei liegt dem Getehiehttchreiber ob, daranlegen, wie die Rechte unteres 
Landet, Dänemark and dem Färstenhause gegenüber, ans einem rühm- 
lichen Kampfe unterer Vorfahren mit den Danen erwachten lind, wie wir 
Dänemark für die Abtretung Schleswigs Gegendienste von einer unberechen- 
baren Wichtigkeit für dasselbe geleistet, welch grosse Dienste und welch 
schwere Opfer wir dem regierenden Hause gebracht, und wie dagegen die 
Interessen nnsres Landet bald von den Danen , fast nnausgesetst von dem 
regierenden Hanse, und somTaeil nach von dem Landesadel sind gemitt- 
aandelt worden." 

Dennoch aber, bemerkt der Verf. (vergl. S. 322. ff.): 

„datt uns nicht eine gehässige Individualität gegenüber tritt, weder in dem 
Volke der Danen, noch in dem Fflrstenhause , noch in dem Landesadel, 
sondern es sind allerseile gut geartete Menschen, welche unter dem Ein- 
flüsse bald obwaltender natürlicher Verb&ltnisse , bald ihrer Zeit und ihres 
Standes, so wie ihres Standes in dieser Zeit, bald höherer Fügungen 
gehandelt haben, gewisser Maasten mit Natnraothweadigkeit gehandelt 
haben." 

Das hütte er bei der Betrachtung unserer staatlichen Zustände nur 
mehr bedenken sollen 1 Die jüngsten der Verträge, die er noch als 
Grandlage des jetzigen Staatsrechts ansieht« sind aus der Mitte des 
I7ten Jahrhunderts, das in diesen festgesetzte Verhältniss der Bun- 
deshülfe, die für Dänemark das Doppelte betrog, passte schon seil 
den Verloste der flbersondischen Provinzen nicht mehr; nicht aber 
die Danen haben sie zuerst gebrochen, sondern der in den Herzog« 
thümern residirende Herzog von Gottorp. Nach der Bezwingung 
dieses Reichsfeindes kam zuerst Schleswig, und durch Austauschver- 
trage im vorigen Jahrhunderte ganz Holstein in nähere Verbindung 
mit Dänemark. Ein Zurückgeben auf veraltete, durch die Thatsacben 
als ungenügend erschienene, Verträge konnte weder den Fortschrit- 
ten jener Zeiten zu staatlicher Einheit entsprechen, noch weniger 
konnte es diess jetzt; aber die Einwohner der Herzogtümer sind den 
Dänen gleichgestellt worden bei Aemterbesetzungen , in Ansebuog 
von SchifiahrUbegünsli gongen, des Handeis mit den zum Königreich 
gehörenden Nebenländern und Colooien, während sie von manchen 
lästigen Dänischen Steuer- Einrichtungen frei geblieben sind z. B. 
von der Accise. 

Es gab eine Zeit, in welcher es im Inlande, wie im Auslande 
für ein Glück angesehen wurde, der Dänischen Monarchie anzuge- 
hören, welche alles Edel-Menschliche pflegte durch Einführung der 
Pressfreiheit, durch Verbesserung des Volksscholwesens, Beftrde- 



Digitized by 



Google 



714 Lornsen, Die Unions-Verfass. Dänemarks iL ScUeaw.-Holsteins. 

rang der Wissenschaft und Kunst, Aufhebung der Leibeigenschaft 
und des Negerhandels, ond in welcher der Deutsche Beslandtheil so 
wenig zurückgesetzt ward, dass die ersten Deutschen Schriftsteller, 
wie Klopstock, Schiller, sich der thiligen Hald der Dänischen 
Könige erfreuten. Ja, wurde Lornsen sagen, Das war damals, Das 
genügt nicht mehr; jetzt bedürfen wir Anderes! — Zugestanden. 
Aber sollen die neuen Schöpfungen zu ihrer Grundlage die Auflösung 
des einen Dänischen Staats in zwei Staaten haben, weil derselbe nach 
langem Glücke, auch Zeiten des Unglücks erlebt bat; sollte hierin 
allein und wirklich das Heil zu finden sein? Wie kann der Verf. 
immer Norwegen und Schweden als Muster aufstellen? Diese beiden 
Staaten sollten erst verbunden werden, und sind es sogar näher 
geworden, als in der von ihm vorgeschlagenen Bundesverfassung 
(Beil. XIII.). Hier soll ein lange bestandenes, von allen Mächten 
als solches anerkanntes Staalsganze, ohne äusseren Zwang, mehr 
oder weniger aufgelöst, zwei bisherige Staatstheile von demselben 
getrennt werden, und als neu verbundener Staat mit dem übrig ge- 
bliebenen Theile über ein neues Verhältniss unterhandeln; der jetzige 
schon kleine Dänische Staat, mit ungefähr 2,200,000 Einwohnern, 
soll in zwei kleinere Staaten, das eigentliche Dänemark und dessen 
Nebenländer, mit 1,400,000, und Schleswig und Holstein mit 
800,000 Einwohnern gespalten werden! 

Sein fünftes Capitel, S. 72— 76., überschreibt der Verf. mit: 
Stand der Sache. Nachdem er diejenigen Männer getadelt hat, 
die mit Wenigerem, als was, nach seiner Meinung, das Recht und 
die Ehre des Landes fordert, sich zufrieden geben, wenn auch nicht 
sich befriedigt fühlen würden, sagt er, dass man jetzt, wo man im 
Königreiche ond in den Herzogtümern „aus dem langen Schlafe 
unter dem Absolutismus unter* der Morgenröthe der Freiheit erwache, 
die friedliche herzliche gegenseitige Stimmung sichern und in den 
Tag der Freiheit mit hinübernehmen müsse", dass diess aber nur 
geschehen könne, wenn die Dänen den wohlbegründeten Anträgen 
der Schleswigholsteiner, die von den Jetztlehenden gemacht werden 
müssten, vollaas willfahren, damit nicht „Hass das Element werde, 
in welchem sich forthin das öffentliche Leben in der Monarchie be- 
wegt", und die Schleswigholsteiner nicht in die Noth wendigkeil ver- 
setzt würden, ihr Recht „mit den Waffen in der Hand zu erkäm- 
pfen'^!). Der Verf. redet hier, wie im ganzen Buche, im Namen 
der Scbleswigholsteiner, als weun Alle ihm beistimmten und Voll* 
macht erlheilt bätteu ! Den Kec. nennt er freilich (S. 302.) „einen 
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, der io seinen politischen Ansichten und Tendenzen einzig an- 
ter uns dasteht, mit dem, was seine Landsleote nicht nnr gegen- 
wärtig erstreben, sondern seit einem halben Jahrtausend erstrebt 
haben, im grellen Widerspruche sich befindet." Wäre Das, so 
sollte der Sooderling wohl schweigen ; aber wenn ich anch in nnsrer 
Zeit lange allein mit Namennennung der Wortführer für die Erbnl- 
lang der Staatseinbeit gewesen bin, so stand ich doch nicht allein, 
and hätte der Verf. jetzt geschrieben, so würde er wohl Anstand 
genommen haben, den Stand der Sache, wie geschehen, darzu- 
stellen; denn folgende höchst bedeutsame Thatsachen sind in den 
letzten Jahren in den politischen Gesichtskreis eingetreten. Die s. g. 
Schleswigholsteioer, deren Wortführer auch in Schleswig deutsch« 
gebildete Beamte und Advocaten waren, hatten den neuen Schleswig- 
holsteinischen Staat als Deutschen im Gegensatz des Dänischen auf- 
gefasst, dabei aber ausser Acht gelassen, dass von den 330,000 Be- 
wohnern Schleswigs die Hälfte Dänisch spricht, und für mehr als 
110,000 auch noch die Kirchen- nnd Schulsprache die Dänische ist. 
Diesen Dänischen Bestandteil durch fortwährende Alleinherrschaft 
des Deutschen, als Regierungssprache, nnd allmälige Germanisirung 
zu überwältigen, wurde in späterer Zeit unverholen ausgesprochen*)* 
Dawider hat sich das abgetödtet geglaubte Dänische Volksgefühl er- 
hoben, welches zum Bewußtsein gekommen ist in neu gegründeten 
Dänischen Blättern des nördlichen Schleswigs, so wie in einer Schles- 
wigschen Gesellschaft für die Verbreitung der Dänischen Literatur. 
Als ferner, zur möglichsten Sicherung des im Entwürfe fertigen 
Schleswigholsteinischen Staats, die Aufnahme Schleswigs in den Deut- 
schen Bund, und, aus diesem rein politischen Gesichtspunkte, sogar 
die in den Deutschen Zollverband als wünschenswert erklärt, auch 
die Schleswigsche Eisenbahn- Frage mit Kälte, nur die Holsteinische 
mit Wärme von den Scbleswigholsteinern behandelt wurde: da gin- 
gen der ersten Handelsstadt Schleswigs, dem jetzt fast durchaus 
deutschredenden Flensburg die Augen auf; ihre Kaufleute sagen 
jetzt: ohne Dänemark sind wir Nichts; und die Flensburgischen Bür- 
ger haben Landtags- Deputirte gewählt, die Sinn für die Schleswig- 
sehen, im Gegensatz der politischen Schleswigholsteinischen Interessen 
haben. Diese Vorgänge in Schleswig haben dazu beigetragen, in 
einer Anzahl Holsteiner Zweifel za wecken, ad der tbalsfichlichen 
und rechtlichen Möglichkeit, für Holstein im Vereine mit Schleswig 

*) Der Verf. tagt S. 333.: man habe verkannt, dau Schleswig eigentlich 
ein Deutsches Land «ei ! 
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eise grössere Suatsselbständigkeit zo erlangen; eise sokhe nehmen 
diese s. g. Neaholsteiner daher nur für Holstein, in seiner Eigen- 
schaft als Deutscher Bundesstaat, in Ansprach, und in diesem Sinne 
ist das Buch unser« Verfassers in ihrem Organe, dem Kieler Corre- 
spondenzblatle, angezeigt und gepröft worden. Die von ihm voraus- 
gesetzte EinmBthigkeit der Schleswigholsteiner ist also jetzt äugen* 
scheinlich dahin. Mit dieser im Sinne gibt er aber in seinem sechsten 
und letzten Capitel, S. 77 — 82«, den „Weg zum Ziele" an. Da 
wir Schleswigholsteiner, sagt er, nach den bestehenden Verträgen 
ein unzweifelhaftes Recht auf eine Unionsverfassuag wie die Skan- 
dinavische haben, so kommt es uns zu, in Anträge zu willigen, nach 
denen eine grössere Gemeinschaft aus dem jetzigen mit in den neuen 
verfassungsmässigen Zustand herübergenommen werden sollte« Dieser 
muss aber gegründet werden, weil hiervon die unerlässlichen durch- 
greifenden Finanzreformen abhängen. Der Dänen und des gemein- 
schaftlichen Monarchen Obliegenheit wäre es demzufolge, den neuen 
Unionsverfassungs-Entwurf uns vorzuschlagen. Da aber, wegen der, 
übrigens den Vorzug verdienenden, unmittelbaren Wahlen zu den 
Sländeversammlungen, diese nicht durchweg aus den intelligentesten 
Männern bestehen, indem das Volk sieh dermalen bei den Wahlea 
fast ausschliesslich durch die Rücksicht auf gute Gesinnungsweise 
leiten lässt, so müsste die Schleswigholsteinische Landesvertretung 
durch eine gleiche Zahl aus allen Ständen, namentlich dem Beamten- 
und Advocatenstande (diese sind eigentlich die Träger der Idee 
Schleswigbolstein ) verstärkt werden, zu deren Wahl die höheren 
Gerichts- und Verwaltungs-Behörden der Herzogtümer sich zu einem 
Wahl-Collegiuin zu vereinigen hätten. 

„Die Aufgabe dieier so so lamm engesetzten , öffentlich verhandelnden Ver- 
•aromlung wurde lieh darauf beschranken, ein motivirtes Gutachten über 
den Verfassungsentwurf abzugeben. Nachdem darauf der Monarch Quer 
den Entwurf und diejenigen Modificationen desselben, welche die Scbles- 
wigholtteinische Versammlung in Antrag gebracht, das Gutachten der 
danischen Stände Versammlung eingesogen hätte, würde Ober dessen end- 
liche Annahme und vertrag! rechtliche Begründung mit einer neug* wählten 
Schleswigholsteinischen Ständeversammlung su verhandeln, und nach deren 
Zustimmung der neue Verfassungsvertrag derSanction der Nord ei binger (!) 
und der [in den?] Wahlcollegien su unterwerfen sein. Wenn nun noch 
( vergl. S. 295.), um die Form der rechtlichen Ordnung vollaus zu beobach- 
ten, die Zustimmung des alten seit länger denn einem Jahrhundert ausser 
Wirksamkeit gekommenen landstandUchen Corps*), bestehend ans den 



*) Daher grade von dem deutschen Bundestage 1822. nicht anerkannt. 
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ritterschaftlichen Besitzern adliger Guter, and den [gewissen] Stadien des 
Landes, xa dem solchergestalt gewonnenen Resultat erfordert werden sollte, 
so werden wir auf diese zuversichtlich bauen dürfen 14 *). 
Der Verf. fühlt wohl, dass es dem Könige und seinen Dänischen 
Ruthen nicht leicht fallen wird, nachdem ganz Schleswig — abge- 
sehen von dessen uralter Verbindung mit Dänemark — schon gegen 
130 and ganz Holstein gegen 70 Jahre seine jetzigen gemeinschaft- 
lichen Verhältnisse mit Dänemark gehabt hat, auf seine Ansichten 
einzugehen, die beiden Herzogtümer als besondern Staat in der 
Monarchie anzuerkennen, wodurch dieselbe nothwendig geschwächt 
werden muss , indem der Gang der öffentlichen Angelegenheiten 
schwerfälliger und manches för die ganze Mooarchie Beabsichtigte, 
wegen Uneinigkeit unterbleiben wird, selbst wenn, was der Verf. 
nicht einmal wünscht, eine modißeirte Unions Verfassung (Beilage XV.) 
mit einem Unionsthing von den Schleswigholsteinern beliebt würde 
(S. 338.)* Er baut aber darauf, dass die Gerechtigkeit der Schleswig- 
holsteinischen Forderungen, und der sonst unvermeidliche innere 
Zwiespalt, wodurch der Staat doch geschwächt würde, die Dänen 
zur Nachgiebigkeit bewegen werde**). Von dieser Ueberzeugung 
durchdrangen, sucht er mit Wärme (s. auch S. 343. und anderswo) 
dieselbe in ihnen zu erwecken. Die Prüfung des Rechtspunktes ist 
also nicht bloss an diesem Orte, sondern überhaupt das Wesent- 
lichste« Das von dem Verfasser angenommene, schon mehrmals 
berührte Verhältnis« ist von ihm im 4ten Gapitel dargestellt; er ver- 
weist auf die Beilagen, welche die politische Geschichte enthalten, 
in welcher die Beweise zu finden wären. Mit diesen haben wir uns 
also nun zu beschäftigen. Der Leser wird oft den tiefen Blick be- 
wundern, welchen der Verf. in das Volker- und Staatsleben thut, 
und die scbOne Darstellung des sich seinem Geiste Offenbarenden. 
So die Auffassung der Dänischen Geschichte und der Ueberblick 



*) Gelegentlich schweift der Verf. hierüber mitten in der Staatsgeschichte 
ab, S. 201. ff. 

**) S. 64. bricht der Verf. aus : „Nach jener Anerkennung wollen wir tuiam - 
Ben bleiben; denn wir werden Immer mit einander zu schaffen halten" .... „Ihr 
(beide) habt die Freiheit so entwickeln, in derselben wieder zu tüchtigen Völkern 
zu erstarken , Euere Unabhängigkeit mit vereinten Kräften bis dahin aufrecht xn 
erhalten , dass die grosse Geschichtsstunde geschlagen hat, wo Ihr in die grossen 
Reiche Euerer beiderseitigen Genossen eintreten könnt." — Der Verf. sieht hier 
im Geiste ein Skandinavisches und ein Deutsches Reich ; die Nord-Schleswiger 
sind aber nicht Deutsche Volksgenossen ! — „Euere seitherige Geschichte zu 
einem solchen Ausgange zu führen, dazu mflsst Ihr einander mit aller Macht bei- 
stehen. In dieser begeisternden Idee raunt Ihr Euer mächtigstes Bindungs« und 
Einignngsmittel (?) finden." in der Idee der Trennung ! ! 
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über dieselbe io diesem Kapitel, so wie in der vierteil Beilage, de- 
ren Mittheilung hier Rec. nur ungern sich versagt. Er ist vielmehr 
genöthigt, sich zur Betrachtung der einzelnen Begebenheiten za weo- 
den , welche mittelbar oder unmittelbar das RcchtsverhSltniss der 
Herzogtümer bedingen sollen. Dem Verf. stellte sich gleich bei 
der Ausarbeitung seiner Beilagen die Schwierigkeit der Aufgabe vor 
die Seele, in seinem Buche zu beweisen, dass Schleswig nicht mehr 
wie Holstein zu Dänemark gehöre. Er fängt daher in der 2ten Bei- 
lage die Geschichte folgender Maassen an: 

„Man tragt eine anwahre Grundaniicbt in den Streit über da« Herzogtham 
Schleswig hinein, wenn man, wie gewöhnlich gegnerischer Seid, sagt: 
Schleswig war ursprünglich ein danisches Land, and ist durch Holstein 
von Dänemark losgerissen worden. Die Sache verhalt sich vielmehr umge- 
kehrt die cimbrische Halbinsel war vor der Eroberung Britanniens durch 

cimbrische Völkerschaften; die Angelsachsen, Friesen und Juten in ihrer 
ganzen Ausdehnung bis an ihre nördlichste Spitze von deutschen Völker- 
schaften bewohnt; die AltjOten waren deutschen Stammes und erst in Folge 
dieser Auswanderungen drang der skandinavische Volksstamm der Danen 
von den Inseln auf die Halbinsel vor"*). 

Mag diess auch, der Hauptsache nach, richtig sein, so machen 
jene alten hier nicht weiter za erörternden VttJkerverb&Jtnisse **) 
Schleswig nicht mehr Deutsch als es jetzt ist; ebensowenig wie das 
beutige Sachsen ein Slawisches Land ist, weil es diess in älterer 
Zeit war, und in der Lausitz noch jetzt Slawen sind« Die Thataacbe 
sieht fest, dass das jetzige Schleswig durch eine Völkerwanderung 
grösstenteils ein Dänisches Land geworden, und diess, nach dem 
oben Angeführten, auch jetzt noch zum grossen Theil ist 

Von einem Gemisch Dänischer und Deutscher Stimme wird kein 
Aufrichtiger und Kundiger reden; das Land war bis sftdlich von der 
Schlei, und bis an die Mitte der Westkaste von Skandinavischen 



*) Hier ist der Styl einmal weniger gut, welches auch von der Erwähnung 
dieser Begebenheiten an der Spitze der geschichtlichen Uebersicht in der 1. Bei- 
lage gilt. Hier hat auch der Verf. die kleine zwischen der Schlei und dem Flenv- 
burger Meerbusen liegende Landschaft Angeln ganz willkuhrlich Angelsachsen 
genannt (welcher Namen doch bekanntlich erst in England entstanden ist), wahr- 
scheinlich um sie durch den Zusatz Sachsen noch etwas deutscher erscheinen zu 
lassen. — üebrigens beweist diese Beilage das oben Gesagte, indem in der Ucber- 
sicht hauptsächlich die Schleswigschen Verhältnisse herausgehoben sind. 

**) Wenn auc)i das Anglische, seinem Bauenach, eine Deutsche Sprachart 
war, vielleicht der Muttersprache des Verf., dem Friesischen, ähnlich, so ist 
dieses anderen Deutschen kaum verständlicher als den Dänen ; durch viele gleiche 
Wörter steht es sogar dem Dänischen sehr nahe. Ebenso nennen die alten Nord- 
länder die Angelsachsen ein Volk, weichet eine der ihrigen ähnliehe Sprache 
spreche. Vergl. meine Schrift: Ueber Volksthomliehkeit und Staatsrecht des 
Herzogthums Schleswig. Kiel 1832. 
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Jäten beseiit (mit deren Mundart noch das heutige Schleswigsehe 
Dänisch die wesentlichste Aehulichkeit hat); es war bho „Südjüt- 
Und" geworden. Im Friedensverträge zwischen Karl dem Gr. mit 
dem Dänen- oder JütenkOnige wurde die Eider als Reichsgrlnze 
festgesetzt, und diese wieder von Kaiser Conrad II. im Vertrage 
mit Knud dem Gr. (der ihm gegen die Slawen Beistand geleistet 
hatte) anerkannt; nachdem eine Deutsche Markgrafschaft im Norden 
der Eider. bis zu dem südlich von der Stadt Schleswig gebauten 
Dlnenwerk (Dannevirka) , nach kurzem Bestände unter den Sächsi- 
schen Kaisern, wohl schon lange vorher eingegangen war. Diese 
hatte aber doch die Besetzung durch eine Sachsische Colonie, wie 
noch die heutigen Sitten und die Sprache der Landschaft beweisen, 
znr Folge gehabt. Die Deutsche Sprache drang im Laufe der Zeit 
durch den Gang der Cultur, durch Handelsverhältnisse, durch Deut- 
sche Regierung, durch die Reformation weiter nach Norden vor, 
nnd wurde selbst in den nördlichen Städten , mit Ausnahme einer, 
unter den höheren Klassen vorherrschend; aber, wo sich Dänische 
Kirchen- und Schulsprache erhielt, ist diess immer die allgemeine 
Dänische gewesen. 

In dem Dänischen Gränzlaade, Südjütland, befehligte oft ein 
Herzog (Jarl) ohne erbliche Würde; als solcher halte der nach- 
herige König Waldemar II. Holstein erobert. Dieser beging 
den „argen Staattfebler" (S. 309.), seinen jüngeren Sühnen Herzog- 
thümer zu verleihen, welche sie nach seinem Tode behalten sollten; 
Abel bekam Südjütland, der — freilich gegen den Wunsch des Va- 
ters — eine Tochter des Schauenburgisch- Holsteinischen Grafeahau- 
ses heirathete, wodurch dieser Erbfeind Dänemarks Gelegenheit be- 
kam, „demselben aus einem seiner Bestandteile einen unversöhn- 
lichen Gegner zu schaffen", indem es (wie nicht weniger der Hansa- 
Bund) den Abelschen Stamm in seinem Streben nach der, dem da« 
maligen Dänischen Lehnrechte durchaus fremden, Erblichkeit, aus 
aller Macht, unterstützte, und unfähigen Dänischen Künigen gegen* 
über selbst sogar in den erblichen Besitz von Sfldjütland zu kommen 
suchte. In den Bürgerkriegen des 14ten Jahrhunderts setzten die 
Holsteinischen Grafen sich in Dänemark selbst fest; Graf Gerhard 
der Gr. bewirkte die Absetzung Christophs IL, hob seinen unge- 
fähr einjährigen Mündling den Herzog Waldemar III. von Südjüt- 
laad auf den Dänischen Thron, und er, der Vormund liess sich nun 
von dem in seiner Gewalt befindlichen unmündigen Könige und 
dessen Reichsrathe nicht nur Südjütland als Erblehn übertragen, 1326., 
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sondern veranlasste auch die Ausstellung der bekannten Constitutio 
Waldemariana : Ducatus Sunder-Jutiae *) regno et coronae Daniae 
non unietur nee annectelur , ita quod unus sit dominus utriusque. 
Als Gerhard es aber doch bald, 1330*, gerathen fand, seinen Schützling 
Waldemar wieder vom Throne herabsteigen zn lassen, und ihm das 
Herzogthnm zurückzugeben, Hess er sich von dem wieder eingesetz- 
ten Christoph eine Anwartschaft für sich und seine Erben (Aeredes) 
aufSüdjütland, wenn Waldemar ohne einen Erben (kerede) stürbe, 
geben. 

In der Darstellung dieser Begebenheiten zeigt sich Lornsen 
als Parteiinann; denn mit keinem Worte erwähnt er jenes UnmOn* 
digkeits-Verhältnisses, woraus rechtlich die Nichtigkeit der Handlung 
folgt* 4 ); so wie auch die Worte der Urkunde Christophs für die, 
später von Danischer Seite geltend gemachte, Ansicht sprechen: 
Gerhard habe nur eine Anwartschaft auf den Fall des unbeerbten 
Todes Waidemars bekommen. Der Verf. scheint in der Belehnung 
Gerhards mit dem jungen Waldemar zur gesammten Band 
(„quam . . . cum diclo Domicelio in eolidum impkeodavimus") ein 
Recht auf den Fall eines spätem Aassterbens des Abelsehen Stammes 
zu finden ; aber jene Gesammtbelehnung war gewiss nach damaligem 
Lehnrechte***) schon nttthig, um Waidemars unmittelbarer Nachfolger 
zu werden. 

Wie Dänemark, nachdem Graf Gerhard von einem „patrioti- 
schen Dänen" (S. 98. 310.) — dem Jütschenf) Edelmann Niels Ebbe- 
gen — der ihm abgesagt hatte — erschlagen worden war, durch die 
„ausserordentliche Tbatkraft" König Waidemars IV. (Atterdag) 
sich aus liefer Erniedrigung allmälig wieder erhob, schildert der 
Verf. mit anziehender Lebendigkeit; diese Darstellung, die einen 
tiefen Blick in die Verbältnisse jener Zeit beweist, gehört zu den 
gelungensten des Buches. 

Im Jahre 1375. starb der Stamm jenes Herzogs Waldemar mit 
seinem Sohne aus, und die Holsteinischen Grafen machten nun so- 
gleich ihre vermeintlichen Erbansprüche geltend. Die Königina 

*) Sünder y das Dänische Sönder-Jydland, wiederum ein Beweis des Ge- 
braucht der Dänischen Sprache. 

**) Vergl. (Am thor) Historischer Bericht von dem Zustande der Schleswig- 
Holsteinischen Ritterschaft. 1714. §. 27. 28. 

***) S. Fetu$ auetor de beneficü* Art 7. §. 3; Sächsisches Lehnrecht. Art. 
S4.vergI.Art. S.u. 6$ Schwäbisch. Lehnrecht Art. 61. $. 4; 64. S. nach Pfeiffer, 
lieber die Ordnung der Regierungsnachfolge §. 44. 

f) Es ist also S. 804. zu viel gesagt, dass der Jülich? Adel unter den bedroh- 
liebsten Umstanden sich an Holstein angelehnt habe. 
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Margarete, am in der Ausführung ihrer PUtae zar Union der drei 
Nordischen Reiche nicht gestört zu werden, verstand sich 1386, 
wiewohl ungern zar Belehnnag derselben mit SüdjQtland, an welches 
altdlnischen Namens Stelle , die nenen Deutschen Lehnstrüger de« 
von Schleswig zu setzen an Gagen. 

Nach der Znstandebringnng der Calmarischen Union benutzte 
die klage ROniginn günstige Umstände, am Stücke des ihr angedrun- 
genen Lehn« durch Kauf an sich zn bringen, die in Verbindung mit 
Nord-Jflüand gebracht wurden, and daher auch jetzt nicht zum Her- 
zogthnm Schleswig gehören*). Ihr Nachfolger Erich von Pom- 
mern sachte vergeblich in einem zwanzigjährigen, sowohl mit der 
Feder als mit den Waffen geführten Kriege sich von den ihm und 
dem Reiche lästigen Lehnsträgern zu befreien. Dass Schleswig aad 
Holstein nicht unterlagen, ist „grftssteatheils der Unfähigkeit Erichs 
beizumessen. " Ueberdiess war auch diess Mal die Hansa gegen 
Dänemark, und die seil dem Anfang der geschichtlichen Zeit unter 
Dänischer Oberherrschaft stehenden Nordf rieten, welche friher 
nicht zu dem Herzogthume gehört hatten, traten zu diesem über**). 
Hit dem so vergrOsserten Herzogthume wurde Graf Adolf von Hol- 
stein durch den nenen, auf den Dänischen Thron gerufenen König 
Christoph von Baiern 1440., mit ausdrücklichen Worten, erblich 
belehnt; aber grade Adolf starb ebne Erben, 1459-, nach einer lan- 
gen Regierung, die sowehl in dem Munde des Volks als von den 
Geschichtsschreibern als eine glückliche bezeichnet wurde, während 
unser Verf. diesen Herzog einen „unseligen Forsten, einen Verräthei 
am Vaterlande 4 * nennt (S. 148.) weil er eine Verbindung nicht bloss 



*) üer Verf. macht lieh eines bedeutenden geschichtlichen Irrthuma, den 
er leicht hätte vermeiden können, schuldig, wenn er an zwei Stellen S. 114. und 
tan. sagt: dieKÖoiginn habe 81 Kirchspiele ton dem Hersogthome losgerissen. 
Er verwechselt hier die zu diesem gehörigen, aber, noch von der katholischen 
Zeil her, unter dem Bischöfe von Ripen stehenden Kirchspiele mit jenen kleine • 
ren Bezirken f,,Aemtern und Städten;" kein einziges Amt und keine einzige 
Stadt!) lieber diese hätte er sich belehren können in Falck's Handbuch 1. S. 70. 
256., und in Hansen'sVollMtändigerStaatsbeschreihung Schleswigs S. 142. — Das 
von der Königinn auch gekaufte H und sbckgaard (nicht Heersbekgard, s. Hvitfeld 
Kröuike I. S. 620.) liegt aber gar nicht in Sud- sondern in Nord-Jfltland. — Ue- 
brigens sind jene kirchlichen Verhältnisse, dass nicht bloss das nordwestlichste 
Schleswig, sondern über diess die in der Ostsee gelegenen zu demselben gehören- 
den Inseln Arrö und Alsen mit 18 Kirchspielen unter königlich Dänischer 
Kirchenhoheit stehen, auch bei Beurtheilung der heutigen Verbältnisse nicht 
süsser Acht zu lassen. 

**) Mit Ausnahme der Insel Am vom und des westlichen Theils von Föbr, 
welche, so wie die nördlichste Spitze der Geburtsinsel unsres Verfassers, Sylt, 
noch jetzt unmittelbar zum Königreiche gehören. Sieh Micbelscn's Nord- 
friesland, (auch) in Falck's Staatsbürgerlichem Magazin V11L S. 690. 
Krit. Jahrb. f. d. RYV. Jahrg. VI. H. VIII. - 46 
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Schleswig«, sondern auch Holsteins mit Dünemark veranlasste , was 
er doch so leicht hätte verhindern können, wegen des später in 
Schweden gegen den neuen Unions-König Christian I. ausgebreche- 
nen Aufstandes. (Der Verf. ärgert sich hier so wie an vielen Stellen, 
dass sich gefährliche Verwickelungen am Ende immer au Gunsten 
Dänemarks aufgelöst hätten.) Als nämlich im Jahre 1448. eine Kö- 
nigswahl in Dänemark nöthig wurde, trug er als Dänischer Reichs- 
stand — nachdem er seihst die ihm angebotene Krone ausgeschlagen 
batte — wesentlich dazu bei, dass jene auf seinen Sebwestersohn 
Christian von Oldenburg fiel; eu dessen Nachfolge in Schleswig 
und Holstein er auch schon Schritte gcthan und die Scbleswigscbe 
Ritterschaft, so wie einen Theil der Holsteinischen bewogen hatte, 
auf den Fall seines unbeerbten Todes demselben eu holdigen. Wäh- 
rend Herzog Adolf in Kopenhagen war, stellte Graf Christian, vor 
seiner Wahl eine Urkunde aus (S. 141. f.), worin er fttr.den Fall, 
dass er König werden sollte, damit kein Streit ober Schleswig ent- 
stände, f&r sich und seine Leibeserben jene s. g. Waldemarisebe 
Constitution, „die ihm vorgezeigt worden sei," anerkannte. Von 
wem die Vorzeigung gesehenen sei, wird mit keinem Worte gesagt, 
gewiss also nicht von den Landständen; es wird wohl von einzelnen 
Mitgliedern der Ritterschaft geschehen sein, da die Urkunde sich 
im ritterschaftlichen Archive befindet*). Dass aber diese, aus den 
eben angeführten Gründen, nichtige Urkunde nicht hierdurch etu 
geltendes Dänisches Reichsgesetz werden konnte, ist klar. Dieser, 
gewiss nicht Rechtsgründe entbehrenden Ansicht war selbst Herzog 
Adolf (S. |47.), und daraus erklären sich seine angefahrten, von 
uosrera Verf. so bitter getadelten Schritte, um durch Christians 
Nachfolge in Holstein, so wie in Schleswig als Herzog, dieses vor 
der Einziehung als heimgefallenes Dänisches Lehn und beide Länder 
vor der dadurch eintretenden Trennung zu bewahren, sowie den Frie- 
den zwischen Dänemark und Holstein zu erhalten, der durch das 
Herrschen verschiedener Fürstenhäuser auf der eimbrischen Halbinsel, 
wie die Erfahrung von Jahrhunderten gezeigt hatte, immer gefährdet 
war. Lornsen freilich hätte lieber Krieg gewflnscht(S. 314.). Auch 
stellt er, wie die Meisten, die Handlungsweise des Herzogs und spä- 
ter der Holsteinischen Stände, als eine offenbare Verletzung des 
Erbrechts der Schauenburgischen Agnaten auf Holstein dar (S. 87. 
149.)* Es blähte nämlich damals noch ein Zweig seit einer Theilung 



*) Privilegien der S. H. Ritterschaft Nr. 5. 
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va 1281.*), der im Besitz der alten Stammgfiefschaft an der Weser 
«ad de« südwestlichsten Hekteius oder eigentlich Stonnarns — - der 
Grafschaft Pinne borg — war. Indessen mochte diess doch recht- 
lich nicht so unzweifelhaft sein. Von allen StaatsgeschiehtsschreH 
hern ist nämlich ausser Acht gelassen worden, dass nur nach Leu- 
gohardiscbem Lehorechte die blosse Abstammung von dem 
ersten Erwerber hinreichend war» Lehnserbfolge anzusprechen« Die« 
ses war aber weder damals schon festes gemeines Recht Deutsch« 
Und«**), noeb verdrängte es im nördlichen Deutschland — den Ländern 
des Sächsischen Rechts — alle Deutschen Lehnrechtssätze ***). 
Zu diesen, hier fortwährend bis in die letzten Zeiten des Deutschen 
Reichs geltend gebliebenen gehört der: dass bei Tbeilnngen des 
Lehos unter mehrere Erben, diese die gesammte Hand behalten 
müssten, damit sie bei dem Tode eines von ihnen, oder dem Aus- 
sterben seiner Linie, in den erledigten Theil einrücken könnten. 
Zwar war bei einem Erbvergletcbe unter den Schauen burgischen 
Linien im Jahre 1390.f) bestimmt worden, dass sie ihre Besitzungen 
in gesammter Hand behalten wollten ; aj>er von einer damaligen oder 
spAteren Gesanuntbelehnung ist Nichts bekannt, und daher erklärt 
es sich wohl auch, dass der Kaiser als Lehnsherr, durch dessen 
Gnade allein jene Linie hätte Holstein erlangen können, sich ihrer 
nicht annahm, und sie selbst ihre vermeintlichen Ansprüche auf das 
übrige Holstein, zu welchem sie schon lange, wie die Geschichte 
lehrt, in gar keiner näheren Beziehung stand, leicht gegen eine ihr 
von dem neuen Landesherrn König Christian I. gezahlte Summe 
aufgab. Um jenen oben angefahrten Staatsklugheits-Zweck zu er- 
reichen, hatten sich nämlich die Holsteinischen Stände im Vereine 
mit den Sehleswigschen bei dem Könige in der, innerhalb der Grän- 
zen des Herzogthums Schleswig liegenden, Dänischen Stadt Ripen 
eingefunden, und ihn zu ihrem Landesherrn gewählt, ancb in Be- 
treff Schleswigs« In diess Letztere muss auch der Dänische Reichs«* 
rath als einwilligend betrachtet werden (der es wohl gerne sah, dass 
sein König auch in Schleswig und Holstein Wahlfürst war), weil 
viele Reichsräthe das von Christian L in Folge seiner Wahl aus- 
gestellte Privilegium für S. u. H* mit unterschrieben haben; aber 



*) Chri ttiani (Aeltere) GeicMchte der Heriogtfcümer S. o. H. III. S, W. 
*») EichhornD. St. o. R.G. §.441. 
***) Pfeiffer a.a.O. $.44. 
f) Goldatt Memoranda veter a Hohatiea inWettphalen Monument* f. 

46* 
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sollte jener Zweck nicht Mose für jetzt erreicht werden, so mossten 
für die Zukunft verschiedene Wahlen in Dänemark nnd Schleswig 
and Holstein vermieden werden, nnd anter Mitwirkung des Königs 
kamen 1466. die Danischen Reichsräthe und die Schleswig- Holstei- 
nischen Landesräthe überein, seinen Sohn Johann com Nachfolger 
zu wählen, so wie anch künftig kein Theil einseilig einen Fürsten 
wählen, sondern immer erst aof einer gemeinschaftlichen Versamm- 
lung (in der Dänischen Gränzstadt Coldiag), der Versuch gemacht 
werden sollte, sich Aber eine gleiche Wahl zu vereinigen. Selbst 
aber wenn diess nicht gelinge, sollten solche Versammlungen ge- 
halten werden, nm Streitigkeiten zwischen den Ländern gütlich zu 
schlichten, and ein eigener Landesherr von Schleswig nnd Holstein 
sollte jenes immer von Dänemark n Lehn nehmen (Beilage VUI., 
Urkunde C). 

Jenes Privilegium von 1460. (Urkunde A.) ist es nun, welches 
zum Grundstein des ganzen Staatsgebäodes Schleswigholstein dienen 
soll. In demselben erklärt Christian I., „dass er nicht als ein 
König von Dänemark, sondern als Herzog zu Schleswig und Graf zn 
Holstein und Storniarn erwählt worden sei," so wie auch weiter 
hin der Satz vorkommt: „diese vorbenannten Lande geloben Wir 
nach allem unscrm Vermögen in gutem Frieden zu erhalten» nnd 
dass sie ewig zusammen ungetheilt bleiben. Darum soll Nie- 
mand den Andern befehden" n. s. w. Diese hier, aber nicht im Pri- 
vilegium, hervorgehobenen Worte bat der Verf., zu Gunsten seiner 
vorgefassten Ansicht, beliebt» an die Spitze seiner systematischen 
Bearbeitung des Privilegium (Beilage VII.) zu stellen» und sagt S. 
156. (vergl. Beilage I.), dass durch dasselbe aus der früheren Per- 
sonal-Union „eine Real-Union zwischen Schleswig und Holstein ent- 
standen sei, welche vollständig den Charakter desjenigen Verbandes 
hatte, den man heutiges Tages unter Staatsverband befasst." Diess 
muss in Abrede gestellt werden. Allerdings kamen die Länder, bei 
der gemeinschaftlichen Wahl des neuen Herrscherhauses in eine in- 
nere Verbindung, welche man indessen doch höchstens eine 'bedingte 
Real-Union nennen kann, bedingt nämlich durch ihre Vereinbarkeit 
mit der Staatsverbindung, in welcher sie schon standen» an deren 
Stelle man so weit entfernt war, einen neuen Staatsverband zu setzen, 
dass vielmehr vorne im Privilegium, gleich nach Anordnung der 
freien Wahl unter Christians Nachkommen, bestimmt wird: „Der 
alsdann gewählt wird .... der soll seine Lehne von seinem Lehns- 
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herrn fordern und eaptangen, von den sie ia Lehen gehen, und 
then, wie tick xu Recht gebührt. 4 ' 

Die Lehnsverbindung Schleswigs nennt der Verf. S. 157. freilich 
eine „leere Förmlichkeit" (s. nach Beilage 111.); aber wenn von 
eine« Staatsgebiete ein Theil zu Lehn gegeben wird , so findet noch 
immer eine dingliche« obgleich alsdann nnr mittelbare Verbindung 
mit dem Haoptlande Statt. Selbst wenn keine Lehnsdienste geleistet 
werden, ist die Lehnseigenschaft wirksam , indem, nach dem Begriff 
des Lehnrechts*), der *Lehnstra*ger in einem Trenverhiltnisse steht? 
und daher bei Nichtachtung desselben das Lehn verbricht, welches 
dann wieder anmittelbarer Bestandteil des Haeptlandes wird. Die 
Leknsdienste waren freilich nicht bestimmt, aber sie waren nie aus- 
drücklich erlassen worden; im Lehnbriefe Königs Christian für H. 
Adolf von 1455.**) wird selbst des von diesem geleisteten „Beistands 
and Dienstes " erwähnt, and obgleich Christian in dem oben ange- 
fahrten Privilegium von 1460. den Einwohnern Schleswigs and Hol- 
steins verspricht, dass sie nicht Kriegsdienst ausserhalb Landes thun 
solilen, so wurde, wie die folgende Geschichte zeigt, diess nicht auf 
die Lehnsdienste des Schleswigsehen Herzogs bezogen, und konnte 
es rechtlich auch nicht. 

Gegen die Annahme der Vereinigung Schleswigs und Holsteins 
zo einem Staate spricht auch, dass Christian in einer, grade „tapfere 
Verbesserung der Privilegien 44 genannten , Urkunde (Anhang B.) nur 
das Halten -der besonderen Landtage jedes Landes verspricht. 
Lornsen bemerkt S. 161., dass diese Absicht nicht zur Ausführung 
gekommen wäre, indem, nach dem Vorgange der Wahlversammlung, 
splter gemeinschaftliche Landtage gehallen wurden. Aber er über- 
sieht, dass doch zuweilen ein besonderer Landtag Statt gefunden 
hat***), um so weniger hat er also seinen Beweis eines Rechts auf 
einen gemeinschaftlichen Landtag geführt. Uebrigens erklärt sick 
das GemeinsehafUiehwerden der Landtage aus dem Verdringen des 
freien Bauernstandes von denselben; welches in Holstein schon 
im 13. Jahrhunderte geschehen war, für Schleswig aber erst 



♦) Vergl. Paeti Lehrli. dei Lehnrecht« §. 2. 24. 26. 37. 
**) Privilegien der Ritterschaft No. 6. 

•*♦) Sieh Patent wegen einei xu haltenden liulsteinischea Landtages v. t9. 
Febr. 1599. (namentlich auf Veranlassung Deutscher RetchsverhäUnissc), in der 
Sammlung der hauptsächlichsten Schleswig-Holsteinischen gemeinschaftlichen 
Verordnungen (d. b. der der später regierenden beiden Landesherren), tilfick- 
stadt, 1773. 4. S. 253. 
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Folge *) — gewiss eine aagHtckliehe ! — seiner so gepriesenen Vor« 
biodang mit Holstein war; indem die Wahl des gemeinschaftlichen 
Landesherr* das Werk des Adels („der Mannschaft") mit Zuziehung 
von einigen Stadte-Abgeordneten war. Jener bestand aach in Schles- 
wig fast aas lauter eingewanderten Holsteinischen Familien, und er- 
langte — nach der Reformation unter dem Namen der Schleswig* 
Holsteinischen Prälaten und Ritterschaft — übertriebene 
Vorrechte ; namentlich waren 4ie aus diesem Adel genommenen Laad- 
ritho — in Schleswig mit einem Drosten, in Holstein mit einem 
Marschall an ihrer Spitze — nach den Privilegien ron 1460.« beson- 
ders ia Abwesenheit des Landesherrn , die eigentlichen Regenten 
der Lande. 'Diese aristokratische Gestaltung der Verfasseng**) hebt 
auch der Verf. herror, S. 158., vergl. S. 152. 316.; er bemerkt» 
dass S. u. H. eigentlich aas drei Gebieten bestanden haben: 1. das 
durch die Geistlichkeit, den Adel and die Städte vertretene — welch« 
letztere aber niemals alle Landstaudschaft hatten, und selbst von den 
landlagsftbigen blieben fast immer mehrere oder wenigere von den 
Landtagen, auf denen der zahlreiche Adel das Cebergewrcht hatte, 
weg — ; % die landesherrlichen Aemter; and 9. die Friesischen Land* 
schalten; durch diese Sondernng wurden „unsere Lande Dänemark 
gegenober schwächer 44 ('S. 190.)« indem der vorherrschende Land- 
stand, der Adel, welcher bald bei dem Bauernstände (und zum Theil 
aach in den Städten z. ß. Hnsom) eine feiudselige Gesinnung gegen 
sieh erweckte, — wie im Boche sehr gut und ausffehrlteh erzählt ist 
— nicht mit der sonst möglichen Kraft gegen die Dänischen Inte- 
ressen auftreten konnte. Der Verf. kommt daher ia Widersprach 
mit sieh selbst, wenn er so oft üt entstandenen Verhältnisse nnd 
die von ihm angenommene Staatseinheit auf den Willen aller „Ein- 
wohner" gründet. Ihrer wird freilich in den Privilegien t als auch 
ihnen zu Gute kommenden, gedacht. Dass sie aber zum grossen 
Theil nicht mit dieser Privilegien - Verfassung zufrieden waren , be- 
weisen die mehrmaligen Empörungen. Zwar kann es urkundlich 
nachgewiesen werden, dass der Landesherr noch im 16* Jahrhunderte 



*) Falck's Handbuch II. §.52. Unier Verf. will hierauf keine Rücklicht 
nehmen. 

**) Sie übte, wie überhaupt das Deutsche Adelswesen, sogar einen nachlhei- 
Ngen Rinflun auf Danemark aus, indem der dortige Adel lieh spater ausdrücklich 
Freiheiten, wie der Schleswig- Hotuteiniiche Adel, ausbedang, bis er endlich 
durch seine altmalig immer selbstsüchtiger werdende Herrschsucht das Dänische 
Volk dahin brachte, sieh dem unumschränkten Kduigthume in die Arme xu 
werfen. 
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wegen Steuern, ausser mit den Landslinden, mit den einzelne! Land- 
besirkeii durch seine adeliges Beamten unterhandeln Hess; aber wie 
wenig fett diees Rechtsverbltaiiss war, da die Landstaode sieh ur- 
kvudKch aller Einmischtrag in diese Angelegenheiten begeben hatten, 
und wie wenig dless Recht kleiner vereinzelter Bauerayersammlun* 
gen bedestete, da der Landesherr überdies« das (nicht selten zu 
Gunsten Adeliger und der Hansestädte ausgeübte) Vera Rindungtrecht 
seiner Aemter, ja sogar der Städte hatte, ist einleuchtend. 

Nach Christians I. Tode 1481. suchte seine Wittwe die Land- 
stfude zu bewegen, nicht ihren ältesten in Dänemark folgenden Sohn 
Johann oder Hans, sondern den jttngern, Friedrich zun Herzog 
von Schleswig nnd Holstein *) su wählen; obgleich man 1466. über- 
eingekeumien war, wo möglich denselben Landesherrn dort und hier 
m wählen. Der König vom Dänemark konnte hierbei nicht gleich* 
gültig sein, da durch ein besonderes Schleswig und Holstein beberr- 
sehendes Fürstenhaus för Dänemark gar zu leicht ein neaer Reichs- 
feind erwachsen konnte, 0*4 es das Recht auf den Heimfall Schles- 
wigs nur aufgegeben halte, um Kriegen mit Holstein vorzubeugen. 
Man griff an Ende zu den leidigen, den Holsteinischen Ständen aus 
der Schauenburgiscben Zeit nur zu bekannten, Auskunftsmfttel der, 
in Schleswig, nach nordischrechtlichen Grundsätzen, noch nie vor- 
gekommenen, Landestheilung unter beide Fürsten, dergestalt, dass 
der Känig sowohl .in Holstein als in Schleswig einen Anlheil erhielt, 
die Landstände mit ihren Besitzungen aber unter gemeinschaftliche 
Regierung kamen. Der von Christian I. ausgesprochene Grundsalz 
der Unteilbarkeit wurde also gleich das erste Mal, da er halle 
zur Anwendung kommen kennen, von den Ständen nicht f es l ge- 
halten. So sehr auch der Verf. gegen Theilungen ist, so siebt er 
sie doch (wenn auch nicht in der gewählten Weise), gleich den 
Ständen, als ein nothwendiges Cebel an, weil „wenn nicht ein zwei* 
ter Landesherr im Lande war, leicht Abhängigkeit von Dänemark 
hatte entstehen können," S. 182. 214. 259. 269. 323. 333. Als 
Friedrich I. die seinem Neffen Christian IL, nicht ohne sein 
Mitwirken, durch den Adel genommene Krone Dänemarks annahm, 
und in den Herzogtümern alleiniger Regent wurde, vermehrte er 



*) Die Erhebung der Grafschaften Holt teilt und S forma ru su eiueui 
flerzoglhume hatte Chriitian I. 1474. von dem Kaiser erlangt, mit dem 
Hechle, Dithniarschen demselben einzuverleiben. Dies« den freien Friesi- 
schen Seetanden verwandte Land konnte aber erst 1559. erobert werden, uud 
an eine Vertretung seiner Bauern auf dein Landtage war natürlich um so weniger 
20 denken. 
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die Vorrechte des Adels in seinem Privilegium von 1524*), worin 
für Schleswig auch das Appellationsrechl nach Dänemark aafgebobea 
wurde. Auch dieses bis dahin bestehende**) Verhältniss zeigt, das« 
Schleswig 1460. nicht ein von Dänemark innerlich unabhängiges Land 
wurde, wie Holstein diess war. Jene Maassregel des früher Herzog 
als König gewesenen Herrschers löste das Band freilich mehr***), 
durchschnitt es aber ebensowenig, als in Deutschland prhnlegia de 
non appellando die Verbindung mit dem Reiche aufhoben. 

Da Christian 1. den Ständen die Einwilligung zur Kriegfüh- 
rung eingeräumt halte, so setzte Friedrich 1. als Hersog es sowohl 
gegen Johann, als gegen Christian 11. durch, das« die Herzog- 
tümer in Kriegen Dänemarks gegen Lübeck und .die Hansa neu- 
tral blieben. Wenn in diesen Fällen zwischen Schleswig und Hol- 
stein kein Unterschied gemacht wurde« indem von jenem, seibat keine 
Lehnshülfe geleistet wurde (wie wenigstens nicht nachgewiesen wer- 
den kann), so ist diess, dass nur mittelbar mit einem Reiche verbun- 
dene Länder nicht an allen Kriegen jenes Theil nehmen, eine im 
Mittelalter gar nicht seltene Erscheinung. Schon Christian (IL, 
Friedrichs I. Sohn, forderte von seinen Brüdern, Mitregenten in 
Schleswig, wieder Lehnsdienste, S. 217. Nach Herzog Adolf ist 

*) Unter Anderem (vergl. LornsenS 301.) bekamen Prälaten und Adel „Hat* 
und Hand' 4 Ober ihre Unterlassen, entzogen sich aber selbst, jetzt auch in 
Schleswig den ordentlichen Gerichten (,,die Bonden und Sandmänner d. t. die 
Freibauern und Volksrichter — veridici — sollten sie nicht mehr mit dänische oi 
Landrechte verfolgen'*). Und doch werden auch in diesem Privilegium allen 
Einwohnern ihre Rechte und Freiheiten bestätigt! ! 

**) Um so früh als möglich eiHe innere Trennung Schleswigs von Dänemark 
zu beweisen, ist diess freilich bestritten worden (Falck's Handb. II. S. 152, 
Heiberg S.H. Blätter Bd. V. S. 201.), obgleich es doch mit dürren Worten heisat: 
„Unde wowol datFurstcndoem SIcsswigk van dem Ryke tho Dennemarck tho leue 
geyth, (wir Sehen also die Ansicht von der inneren Verbindung eines Lehns mit 
dem Hauptlande) fcholen doch de Inwoner bnthen landes nicht appelleren." 
Dass diess etwas Neues war, zeigt die Stellung Dieses unter den neu ertheilten 
Rechten (Privilegien der Rittersch. S. 144.), während erst weiter hin, S. 146., 
unter den bestätigten das von Christian 1. (Privileg. S.46.) ert heilte Recht, 
nicht ausserhalb beider Lande vor Gericht geladen zu werden, vorkommt, ein 
von jenem Schleswigschen verschiedenes, anch auf Holstein sich beziehendes 
pHvileg. de non evocando. Dieser Unterschied zeigt »ich auch in der alten Auf- 
zählung der Privilegien im Staatsbürger!. Magaz. X. S.960.f. Noch in dem Bor- 
desholmer Vergleich von 1522. zwischen Fried ri c h I. und Christian II. 
(Lünig Colfecta nova II. S. 129.) bei «st es: „Und wat von den inlendischen For- 
sten und thogeordneten Amtlüden .... geordelet wert, darbt schall idt bliven, 
doch dem Hertochdom tho Hohlen de Appellation an Königliche (sie) Majestät 
tri vorbeholden, und [för] dat Schlesswickisch Hertochdom schal idt mit der Ap- 
pellation na older Gewanheit geholden werden." 

***) Denooch hatten auch noch später in Dänemark entstandene Rechts- 
quellen, gleichsam als einheimische, Bedeutung für Schleswig. S. Falck's 
Handb. 1. §., 133. mein Lehrbuch des S. H. Privatrechts §.4. 
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es übrigens dieser „streng rechtliche aber beschränkte Fürst/ 4 der 
wegen seiner politischen Maassregeln von nnsrem Verf. am heftigsten 
getadelt wird (S. 205. ff.); zuerst dass er sieh von den, zu seiner 
Zeit allgemein herrschenden, Deutschen Slaatsrechts-Ansicbten be- 
herrschen Hess, indem er die Herzogtümer als (heilbares Erbgut 
ansah — das wider die Regel streitende*) Wahlrecht in Lehnen 
war wenigstens an die Nachkommen Christians (. gebunden — und 
sich sowohl, als seinen unmündigen Brüdern von den Stünden baldi- 
gen Hess, wozu „der Adel sieb dnreb die für ihn damals (im Zeit- 
alter der Reformation), so bedrohlichen Zeitläufte bestimmen liess" 
(S. 210.)« Er bitte sieb aber gut allein wühlen lassen können, und 
wenn dann, wie Aussicht dazn da war, einer seiner Brüder zum 
Künige von Dänemark erwühlt worden wäre, so hätte die (dem Verf. 
verhasste) Verbindung mit diesem wieder aufgehört. 

Dorch die 1544. wirklich vollzogene Theilung entstanden drei 
regierende Linien, von denen die königliche und die Gotlor- 
pische fortgedauert haben, und wodurch allerdings unsägliches Elend 
veranlasst worden ist; daran ist aber Dänemark nicht Schuld, wel- 
ches übrigens mittelbar eben so viel dadurch gelitten hat, als S. nnd 
IL, ganz abgesehen von der durch die Verbindung mit Holstein ver- 
mehrten, seiner Volkstümlichkeit schadenden Deutschen Einwirkung. 
Holstein wäre ja auch als für sich bestehendes Land den deutsch- 
reehtlicken Theilungsansichten ausgesetzt geblieben. Schleswig ist 
es aber nur dadurch geworden, dass es ans dem Skandinavischen 
Rechtskreis heraus und in den Deutschen gezogen wurde. Was 
hilft es aber — muss man bei vielen Stellen des Buches ausrufen — 
hinterher, von einem andern Standpunkte ans, die Geschichte, die 
unter einer höheren Hand sich entwickelt hat, meistern wollen! 

Ein zweiter von untrem Verf. (S. 211.) gerügter Schritt Chri- 
stians 111. ist die Knöpfung eines neuen Bandes nicht bloss zwischen 
Schleswig, sondern auch zwischen Holstein und Dänemark. Wäh- 
rend es nümlicb noch nngewiss war, ob er zum Könige von Däne* 
mark gewählt werden würde, indem eine katholische Partei im 
Dänischen Reicbsrathe gegen ihn, den Lutheraner, war — und seinem 
Charakter gemäss that er keinen Schritt zur Hintertreibong der 
Wahl einer seiner Brüder — schlug er, 1533., dem Reicbsrathe eine 
Union zwischen den Herzogtümern nnd Dänemark, so lange hier 



*) Doch ist dien, abgesehen von den geistlichen Reicbsländern, nicht ohne 
Beispiel in dem buntscheckigen Deutschen Reiche, so Aebnlicbes im Herzogt b um 
Baiern; s. Klense historisch-politischer Versach I. S. 440. 
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einer roo Friedrichs I. Summ« regieren wflrde, vor, welche auch, 
auf das Bündigste des Inhalts (Urkunde D») geschlossen wurde, dasa 
alle Streitigkeiten durch ven heideo Seiten zusammentretende Rlthe 
geschlichtet werden, zur gegenseitigen Verlheidigong S* n. H. 150« 
und Dänemark 800 Reiter ausrüsten, hei gefährlichen Kriegen aber 
beide Theile mit ihrer ganzen Macht sieh unterstützen seilten. Auch 
diese Union betrachtet Lornsen (S. 89.) als nur zum Vortheü Dl* 
nemarks geschlossen, nennt sie (S. 321.) eine sectetas ie^mmm för 
die Herzogtümer, übersieht aber, dass Christian III. als Herzog 
ancii eines Schutzes gegen den entthronten Christian IL bedurfte, 
der ja eben so wohl Schleswig und Holstein als Dänemark angreifen 
konnte. Uebrigens hatten Christian III. und die damaligen Schles- 
wiger und Holsteiner mehr aus der Geschieh Le gelernt, als Lernsen, 
nämlich dass Dänemark, Schleswig und Holstein, zum gegenseitigen 
Glück, in Einigkeit und Frieden zusammen halten müssen. Indessen 
wird diese verhasste Union doch begierig als Beweismittel ergriffen, 
um zu beweisen, dass Schleswigholstein ein selbständiger Staat neben 
Dänemark war. Dass man aber Schleswig nicht als im gleichen 
Verhältnisse, wie Holstein, stehend ansah, zeigt der Unions- Vertrag 
selbst, indem am Ende „der Anspruch und die vermeinte Gerech- 
tigkeit, welche die Krone und das Reich Dänemark an 

dem Fürstenthum Schleswig haben möchten," vorbehalten wer- 
den. Hiermit ist die Lehnshfllfe gemeint, deren Grösse, weil sie 
nicht bestimmt war, von jeher zu vielen Streitigkeiten Veranlassung 
gegeben hatte, auch zwischen König Christian III. und seinen mit 
ihm Schleswig zu Lehn habenden Brüdern. Sein Sohn aber, König 
Friedrich II. setzte es 1579« im Odenseer Vergleiche gegen 
seine Vaterbrüder, die Herzüge Jobann und Adolf durch, das* die 
Lehndienste von Schleswig auf 40 Mann zn Ross und 80 Mann zn 
Fuss bestimmt wurden. Dass jene sich, unter Vermittelung Deut- 
scher Fürsten, dazu verstanden, beweist, dass Lehndienste als natür- 
liche Folge des Lehnverhältnisses angesehen wurden. Erst nach 
dem Zugeständnisse derselben geschah 1580. in Odense auf Fühnen 
die Belehnung mit der Fahne. Diese, von dem Verf. in der Ge- 
schichte (auch S. 283.) ganz mit Stillschweigen übergangene, nnd 
erst in der 6ten Beilage berührte, besondere Bestimmung Rlr Schles- 
wig in der Schleswig-Holsteinischen Union mit Dänemark findet sich 
auch ausdrücklich in der, 1623. von dem Schleswig- Holsteinischen 
Landtage angenommenen erweiterten Union; welche Erweiterung 
der Verf. S.243. natürlich wieder tadelt, obgleich doch damals grade 
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Holstein durch den Religtonskrieg bedroht wurde (was auch an einer 
andern Stelle S. 281. anerkannt ist). In dieser Union (Urkunde E.) 
heisst es: .... „doch wird in diese vorgeroeldte Ueions-Hfltfe (ver* 
doppelt und auch in Angriffskriegen) die im Odenseisehen Vertrage 
verabschiedete Lehens- Hälfe nicht eingerechnet, sondern* dieselbe 
ansser und über des hierin speeificirten Suecnrses .... unweigerlich 
aaf beschehenes Erfordern gefeistet." Die Anerkennung der Lehns- 
eigenschaft Schleswigs warde immer festgehalten, so aneh am Schlüsse 
der Schleswig- Holsteinischen Landgericbtsardaungen von 1573. nnd 
1636. In der 3ten Beilage (S. 276.) und in der 6ten sacht freilich 
der Verf. das ihm doch etwas lästige Verhältnis* der Lehnsverbin* 
dang ans dem Wege zu räotnen, indem er auf die hinweist, in wel* 
eher im Mittelalter ganze Reiche za dem Pabste and dem Kaiser 
standen« Allein diese war ein uneigenlKehes, mit den bekannten 
mittelalterlichen Ideen ttber die päbstliche und kaiserliche Gewalt 
zusammenhangendes, Lehnsverhältniss von Staaten, welche nicht als 
Tbeile eines grösseren Staatsganzen zn Lehn aufgetragen oder gar, 
wie Schleswig, vergeben waren; diese letzten bleiben, begriffcge- 
mfss, innerKeh oder dinglieh mit dem Banptlande in Verbindung. Ein 
erHlaterndes Seitenstack geben aber z. B. die Französischen Lehne 
der Englischen Könige, welche, wie lose mit Frankreich und wie 
enge mit England ihre Verbindung auch war, doch nie aaf hörten al* 
Tbeile Frankreichs betrachtet zu werden. Aach die Lehns vorhin« 
dnng Holsteins mit Deutschland schiebt der Verf. wegen „der Uo- 
fcedeatendheit der kaiserlichen Reservat- Rechte " — die indessen 
einen weit grössern Umfang hatten, als die der Könige von Däne* 
mark ttber Schleswig — leicht auf die Seite 1 Aber die meisten 
Leser werden es gewiss mit dem Reo. fttr einen ganz verzweifelten 
Versuch erklären, zwei Zahlen zusammenzulegen, um eine anders 
benannte Zahl herauszubekommen, ans zwei unselbständigen, 
von verschiedenen Staaten zn Lehn gebenden Ländern einen selb- 
ständigen Staat zu begründen. Das Milien auch „unsere Verfall* 
ren", und konnten deswegen den (allerdings in einem sehr nahen, 
aber gemischten Verhältnisse stehenden) Ländern nicht, wie der Verf. 
seiner „neuen staatsrechtlichen Schöpfung (um sie klarer hervortre- 
ten zn lassen) einen eigenen Taofnamen geben", S. 280. — 

Das von den Ständen, unter ganz besonderen Umständen er- 
langte, eigentümliche Wahlrecht ihres Lehnsfürsten konnte doch 
nicht gegen den Willen der Lehnsherren behauptet werden. Die 
Nachkommen Christian^ I. halten ein erbliches Recht, gewählt zu 
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werden; es konnte aber nicht anders sein, als dass sie in den spä- 
teren Geschlechlsfolgen immer mehr die Ansieht eines Lebnserbfolge- 
rechts aoffassten, womit aber wieder in jener Zeit die der Thei- 
luag von Land und Leuten verbanden war. Diese zuweilen zu hin- 
dern, zuweilen weniger schädlich zu machen , hatte das ständische 
Wablreoht genützt. Ab namentlich König Friedrich 11. 1564* mit 
seinem Bruder Johann (dem Jüngeren) den königlichen Antheil 
theilte, verweigerten die Stande diesen zum Mitregenten Ober ganz 
Schleswig und Holstein zu wählen. Der Stamm dieses „abgetheiltea" 
Herzogs von Schleswig-Holstein-Sonderburg blübtuoch in den 
beiden Zweigen Augustenburg und Beck, jetzt Gläcksburg*). 
Zuerst fUhrte Herzog Johann Adolf von Gottorp, 1608;, das 
Primogenitur-Recht fttr seine männlichen Nachkommen als Lohns- 
erben ein, suchte und erlangte die kaiserliche Bestätigung fttr 
Holstein und die königlich Dänische &r Schleswig, und 1650. 
that König Friedrich III. dasselbe fttr seine Linie, S. 224. ff.**). 

Das Bestehen dieser beiden theils gemeinschaftlich, theils ge- 
trennt regierenden Linien gereichte, im Laufe der Zeit, dem Lande 
zu viel grösserem Verderben, als es, nach, der früher erwlhnten 
Ansicht des Verls, ihm nützte, dass es einen in demselben wohnen- 
den Herzog neben dem Könige halte, da durch die wiederholte „Ver- 
rltherei" jenes (S. 231.) Uneinigkeit mit dem Königshause, und ans 
dem innern Zwiespalt sogar Kriege entstanden, was bei zwei so ge- 
stellten Fürstenhäusern im Laufe der Zeit kaum anders möglich war, 
S. 244. Jene wurde zuerst in einem Holsteinischen Kriege be- 
gangen, indem Herzog Friedrich III. von Gottorp, „mit Bruch 
des Grund- und Bundes- Vertrags " (so wie der Lehnstreue, vergisst 
der Verf. hinzuzufügen-) im dreissigjährigen Kriege, als Wallen- 
stein 1627. in das Land drang, seine Sache von der des Königs, 
Christians IV., trennte. Dasselbe geschah 1644. und 45., als die 
Schweden von Deutschland her das Land mit Krieg überzogen. Wenn 
dieser Krieg auch zum Theil in allgemeinen Dänisch -Schwedischen 
Verhältnissen seinen Grund hatte, so ist doch Holstein, grade wegen 
seiner Verbindung mit Dänemark, von den Grlueln des Religions- 
krieges viel kürzer heimgesucht worden, als die meisten anderen 
Deutschen Länder***) ; was bei dieser Gelegenheit bemerkt werden 

*) Ihre nicht grossen Besitzungen (adlige Guter) sind nicht mehr das alte 
Ptoragium. 

**) Vergl. G. B eseler , Die Lehre von den Erb vertragen Th.II. Bd. 2. S.25.ff. 

***) Dass der selbstsüchtige Dänische Aeichsrath den tapfern Christian IV. 

nötttigte, trotz seiner wieder erfolgreichen Waneutkatea , Frieden su scbllessen, 
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mag gegen die widerliche dorch das ganze Bach gehende Betrech- 
tangsweise, eis ob Schleswig and Holstein, ohne die Verbindung mit 
Dfinemark, von allen Leiden, welche die Volker, wie die einzelnen 
Menschen Irenen, bitten frei sein können. 

König Friedrich III., an der Spitze eines durch entartetes 
Adelswesen geschwlchten Reichs, glaubte das im vorigen Kriege an 
das in seinem Eroberoagszeitnunne glänzende Schweden Verlorene 
wieder gewinnen zn können und erklärte 1657. dem in Polen beschäf- 
tigten Cnrl Gustav Krieg, S. 236. ff. Dieser hatte aber den Aus- 
fall, dass aie Dänischen Landschaften jenseits des Sundes (Schonen 
mit Hallaud und Bleking) im Roschilder Frieden von 1658. ab- 
getreten werden mussten*), und dass, ohne die Verteidigung Kopen- 
hagen dorch seine beWenmülhigeo Bürger und ohne die tapfere Aus- 
dauer des Königs, das Dänische Reich von dem den Frieden brechen- 
den Carl Gustav aufgelöst worden wäre, nun aber doch der Kopen- 
hagener Friede von 1660. etwas vorteilhafter wurde. Herzog 
Friedrich III. hatte eheafalls diess Mal wieder die Schweden wie 
Freunde aufgenommen, deren König, auch öberdiess sein Schwie- 
gersohn, ihn, zur Schwächung Dänemarks, selbständig machen wollte, 
und in einem Artikel des Friedens zu Roschild den Abzng der Schwe- 
dischen Truppen hierdurch bedingte. Demzufolge wurde unter dem 
2. Mai 1658. ein Sooveraineläts -Diplom zu Gnnsten des Herzogs 
und seiner männlichen Nachkommen ausgestellt (Urk. G. S. 514.), 
worauf Bezog genommen wird in dem Kopea|iagener Vergleich vom 
12« d. M. (S. 511.)* der dem Herzoge noch mehrere Vortheile ein- 
räumte, namentlich in Ansehung des eigentlich Dänischen Reichs- 
Bislhums Schleswig, welches als solches bisher zum Vorlheil der 
Krone eingezogen gewesen war. Nur wer, wie der Verf. von vorne 
herein beweisen will, dass „Schleswig eine von allem und jeglichem 
Lehnsverbnnde freie Provinz des souverainen Staats Schleswighol- 
stein ist" (Beilage VI.) kann — ganz gegen die Rechtsrcgel: dass 
jeder Verzieh! streng ausgelegt werden muss — eine Aufhebung der 
Lehnseigenschaft des Landes selbst in den Worten jener Urkunden 
finden, die sich ganz deutlich nur auf diesen Herzog und seineu 



hatte wenigstem für Holstein den Vorlheil , dass ei achon im Anfange dea J. 1629. 
ron den kaiserlichen Truppen geräumt wurde. 

*) Der Verf. erklärt dieaa für ein grosse« Glück für Dänemark ! Em mag • o 
betrachtet werden können, insofern dadurch der Anlass tu Kriegen später 
wegiel. Wie kann aber der Voikimann S. 325. sagen : „ Dänemark hätte den 
ersten günstigen Anlass ergreifen aollen, um die Abtretung der streitigen Pro- 
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Stamm hewahen*). Diese lauten in Vergleiche so: . ... „Ihre IL 
Majestät erlassen . . . S. Fürst!. Darehlancht, Dero eheliche Manns- 
Leihs-Erhen ... die Lehenss-empfcngaiss iber das Henogthnm S. . . . 
cediren . . . in gegentheil • . • Fürst!. Durchl. nehst obgedaebtea Dero 
Bbemäaalichen Descendenten, so lange deren ein einiger im 
Lehen sein wird, die Soaverainettt and das mprcmum Dominium 
una cum directo et utüi*) iber das H. S. oder sonst Süder- JflÜand 
genannt." — Gans dieselben Ausdrücke, nur die Befrotaag des Her- 
zogs und seiner männlichen Nachkommen von der Lehenspflicht ent- 
haltend, kommen im Diplom §. 1.2. 3« 6. vor; das ja* m)feudationü 
wird als jetao erloschen genannt; ein ewig, welchen Ausdruck man 
sonst in Staataver trägen, besonders jener Zeit» so oft anwendet, fin- 
det sich in diesem gar nicht gebraucht. Auch der §. 10. ist. noch 
hervorzuheben: (Wir König F. versprechen) „auch *o lang Herzog 
Friedrichen Liebden Linie Männlichen Geschlechts sein wird, noch 
durch uns und unsre Nachfolger an der Regierung im Reich, es sei 
heimlich oder öffentlich dawider bandeln (zu) wollen." Die Abtre- 
tung der Hälfte der Bisthums-Besitzungen geschieht, nachdem §.2.**) 
des Vergleichs, auch nur an den Herzog und seine männlichen Nach- 
kommen. Dass nur eine persönliche Befreiung von der Lehnspflicht, 
nicht eine Allodification des Landes geschehen sei, darf um so 
weniger bezweifelt werden, als letzteres Wort, welches doch der 
all hergebrachte, bekannte, keinen Zweifel zulassende Kunslausdrack 
war, nirgends gebraucht wird, dem System des Lehnrechts eine 
bloss ruhende Lehnseigenschaft bei der eonsolidttio temporaria auf 
die Lebenszeit des Vasallen und seiner lehnsftüiigen Nachkommen 



tmi unter möglichst vortheilhaflen Gegenleistungen Int Werks* setzen"; alte 
seine Landsleute freiwillig so verkaufen ! Denn wie Volks- Staats- und Rechts- 
geschiente lehrt und noch heut zu Tage die Mundart beweist, gehören die Scho- 
uinger »um Dänischen Volksstamme; sie standen auch noch In Chris tian's V. 
Kriege (der nur durch Frankreich, welches auf Schwedens Seite war, seinen 
Zweck nicht erreichte, Schonen wieder mit dem Reiche su verbinden) tu Gunsten 
ihrer alten Landsleute auf. Uebrigens steht die Volkstümlichkeit der Danen 
und Schweden einander naher als die der Niederdeutschen und Oberdeutschen« 

*) Falck, der diess Danischen Schriftstellern zugegeben hat, wird des- 
wegen, nach Advocaten-Grundsätzen, tüchtig in die Schule genommen, S.386. f. 
und doch sagt L. S. 374. selbst dass diese „seltsame Meinung seit zwei Jahrhun- 
derten (also von jeher) herrsche, während er sie S. 380., als „nachtheilig für 
unsre Landesinteressen, grundneu" nennt. 

**) Rucksichtlich des Sprachgebrauchs mögen die Aasdräcke im Diplom* 
bemerkt werden : „cum dotnimo d. et u. wie auch sonderlich' tubiimi Smptriori- 
ta tu pfem'tsiwo jure , Souveränität genannt. 

***) Dieser, ausser in den grösseren Sammlungen von Staatsvertrigen, auch 
gedruckt in Hansens Voitsfänd. Staats beschretiuag Schleswigs S.S64. 
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bekannt ist*)» und also auch aif seiner Seite eine mpproprittio tem- 
ponari* als rechtlich möglich erscheint. 

Da der Herzog von Gottorp von der Lehnspflicht frei war, so 
halte sich auch der König als Herzog, der Gleichstellung halber, ein 
ohne Zweifbi ebenso bedingtes SonveraineUts-Diplom von dem Reichs 
rathe geben lassen**), ond seit der Zeit wurde Schleswig oft ein 
sonveraines Herzogthem genannt, — auch wohl im Gegensatz des 
unter dem Kaiser stehenden Holstein. — Aber dass das Land nicht 
als solches als lehnsfrei, allodiat, betrachtet wurde, zeigt sich darin, 
dass die umter den abgetheilten Herren stehenden Landestheile fort- 
während, und noch bis in die neueste Zeit Lehn genannt wurden***); 
ja selbst die Schriftf), die für das, im Falle des Aussterbens des 
königlichen hfanasstatnmes, vermeintliche Erbfolgerecht des Augusten» 
burgischen Hauses in ganz Schleswig verfasst worden ist, welches 
auch der Verf. vertbetdigl, nimmt nicht einmal, wie er, Schleswig 
als souveraines Land in Anspruch, sondern nur als Dänisches Lehn. 
ROnig Christi an V. brachte auch schon 1675. den Herzog Christian 
AI brecht von Gottorp dahin, dass er im Rendsburger Recess Art 8.ff) 
der SouveraineUt entsagte, welche er aber spater durch Schwedens 
und Frankreichs Hülfe wieder erlangte, S. 256. Uebrigens wurde 
die im Vergleiche von 1658. ausdrücklich beibehaltene Union zwi- 
schen beiden Herzogtümern und Dänemark immer wieder in den 
spateren Vergleichen und Friedensschlüssen bestätigt; obgleich S. 
«nd H., wie der Verf. sagt, so leicht davon hatten los kommen 
können. Hierin mag er Recht haben; aber jenes gibt grade einen 
merkwürdigen Beweis, dass man tiefer, als er, von dem Gefühle 
durchdrungen war, dass das Glück der Halbinsel nicht bei zwei eiaan» 



*) G. L. Boehmer, Principia juris fntd. $. 366.; Paetz, Leimrecht 
f. 178.; Eichhorn, Einleitung in d. D. P. R. $. 239. 

**) Dieser iit nicht bekannt gemacht noch gedruckt; ■. Amthor a.a.O. 
8.43. Lackmann, Anleitung zur S. H. politischen Historie) in Falck's Samm- 
lungen sur Kunde des Vaterl. III. S. 147. 

***) Diesen von dem Rec. schon früher vorgebrachten wichtigen Gegengrund 
sucht der mit L. gleichgesinnte Dr. Heiberg in den Schleswig-Holsteinischen 
Blattern B. V. 8. 207. dadurch su beseitigen , dass diese Herren sou veraine Für- 
sten geworden sein würden, wenn ihre Landestheile nicht im Lehnsnexus geblie- 
ben waren 1 Aber wenn das Hersogthum als Ganzes lehnsfrei wurde, so niussfe 
sich diess auch auf alle seine Theile erstrecken; von einer Ausnahme ist in dem 
Diplome und Vergleiche nicht die Rede. Auch wären sie keineswegs souverain 
geworden, denn sie standen unter der Landeshoheit der regierenden Fürsten, 
(Falck's Handbuch I. S. 289.) und raussten um so eher darunter bleiben, wenn 
das Land und dessen Hoheit selbständig geworden wäre. 

t) Di« Erbfolge in Schleswig-Holstein. Haue, 1S37. 
tt) Bei Hansen a. a. O. Urkunde 24. 
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4er ganz fremden Staatsverbindungeu auf derselben bestellen k9une. 
Indessen war freilich unter den obwaltenden Umständen dieser Weg 
ungenügend. 

Der Herzog von Gotlorp suchte die gemeinschaftliche Regierung 
zu lösen, um sich durch Herbeischaffung eigener Streitkräfte se&- 
slündiger stellen zu können ; ab der Schwächere konnte er aber die 
darch fremde Macht erworbene Selbständigkeit nur durch diese he« 
haupten, und die Verbindung des Gottorpischea Hauses mit Schweden 
wurde daher immer enger. Da nun endlich im Mordischen Kriege 
Goltorp die Union wieder brach durch Aufnahme des Schwedischen 
Heeres in seine Festung Tönning, und Dänemark, bei der Erobe- 
rung derselben 9 die klarsten Beweise*) hierfür in die Hände bekam, 
so zog König Friedrieh IV« den Geltorpschen Antbeil von Schles- 
wig, durch Patent v. 13. llftrz 1715., als verwirkt ein, indem das 
Haus seine Souverainelät nur durch erfolgreich gewesene Felonie 
erlangt halle» jene aber überdies« durch die (nicht geschehene) Hal- 
tung der Union bedingt gewesen war. Der König von Dänemark, 
welcher den auch besetzten, unter Deutscher Reichshoheit stehen- 
den, Gottorpischen Theil Holsteins wieder herausgab, besehloss in 
Ansehung Schleswigs, anstatt des damals ruhenden Lehnsverhält- 
nisses, das Jahrhunderte lang Streit verursacht hatte, wiederum eine 
unmittelbare Verbindung desselben mit Dänemark eintreten zu 
lassen. Diese wurde ihm von Grossbritannien und Frankreich**) 
bei dem 1720« mit Schweden geschlossenen Frieden za Frederika- 
borg garantirt, und auch Letzteres versprach, Nichts för den Her- 
zog von Goltorp zu unternehmen. Um nun noch diese Verände- 
rung im Staatsrechte Schleswigs, darch eine feierliche Hand- 
lung, im Lande selbst anerkennen zu lassen, begab sich König 
Friedrich IV., im Jahre 1721., selbst dortbin, und machte durch 
ein Patent (Urkunde H.), mit Bezugnahme auf jenen Friedensschluss 
bekannt: wie er bewogen worden sei, den fürstlichen Antheil mit 
dem königlichen zu vereinigen, und „ganz Schleswig.. .. als in 
beschwerlichen Zeiten unrechtmässiger Weise von der Krone Däne- 
mark abgerissenes Pcrtinenz für Uns und Unsere Königlichen Erb- 
Successoren an der Regierung in ewige Besitz- und Beherr- 
schung zu nehmen... und dero Behuf von gesammten Eingesessenen 



*) Die mit dem Schwedischen General St cen bock geschlossene Convention 
v. 21. Januar 1713. hei Hansen, Urkunde 32. 

**) S. diese Garantien z. B. in Sehmaut $ C«rpu$ juris gentium II, p. 1849. 
21 89. 
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Ständen Unsres Herzogthums S. ab Prallten, der Rittergehaft, 
Slldten, Amts- und Landschaft* -Einwohnern die alleinige Erbkildi- 
gnng einzunehmen, die gesammten Eingesessenen des gewesenen 
forstlichen Antheils... Ihrer hieberorigen Eidespflicht au cnt- 
seMagen".. . Prälaten und Ritlerschaft, so wie Besitzern adeliger 
Güter wird gebeten» auf den Schlosse Gottorp hei Schleswig rar 
eidlichen Huldigung zn erscheinen. In dem dort geleisteten Eide 
hebst es namentlich: 

,,.... Nachdem Uro £gL Majest .... das vorhin gewesene fürs dicke An« 
theil des Hersogthums S. mit dem Ihrigen xu vereinigen und Dero Cron als 
ein altes injuria temporum abgerissenes Stuck auf ewig wieder io iu- 
eorporiren für gut befunden, auch Kraft Patents mir injungiren leiten 
den gewohnliehen*) Erbhaldigangteid abzulegen ... .so gelobe ich für mich 
ond meine Erben, dass ich Ihm K. M. ... rar untern alleinigen soureratoeii 
Landeaherrn erkennen ... Derotelben, wie anch Dero Königlichen Erb« 
toccettoren seeuudum tenortm legis regiae, treu, hold und ge- 
wärtig tein .... wolle u. t. w." 

Der Verf. sagt (Beilage V. S. 353., vergl. 334.)» im Gegensalz 
zu Anderen , offen: es sei nicht zn verkennen, dass Friedrich IV. 
Schleswig habe dem Königreiche Dänemark einverleiben wollen**), 
erklärt es aber für eine „logische und rechtliche Unmöglichkeit", 
dass der „Vorgang" (S. 281.) diese Wirkung habe; denn der König 
habe nicht das herzogliche Schleswig mit zwei Staaten vereinigen 
können, mit dem seinigen, als Theil des Staates Schleswigholslein, 
und mit dem Staate Dänemark; Holstein hatte ein. Recht auf die 
Vereinigung mit Schleswig; gegen den Staat Schleswigholstein konnte 
der König nicht feindlich verfahren, da dieser ihn nicht beleidigt 
hatte. Alles dieses fällt aber mit dem, wie im Vorigen wohl dar« 
gethan, nur von uosrem Verfasser künstlich aufgeführten Gebäude 
eines Schleswigholsteinischen Staats. Die von ihm geläugnete Ein* 
willigung des Landes ist Uherdiess geschehen ; im ehemals Gottorpi- 
schen An theil ist beweislich damals dem Könige gehuldigt worden ; 



*) Der Verf. hebt S. 522. dietet Wort hervor; aber eine Vergleichung mit 
früheren Krbhuldigungseiden seigt, datt dieser nicht der früher gewöhnliche 
war, to datt et hier nur bedeuten kann, data bei einer Herrtcher- Veränderung 
gewöhnlich gehuldigt. wird, und diete war eingetreten, indem der König, ond 
»war nicht alt Lehmherzog, nnn der alleinige Beherrscher war. 

**) Er bemerkt auch, datt seitdem daa Sehleiwigtche Wappen ans 
dem Holsteinischen MiUeltchild genommen, nnd in den Dänischen Haupt- 
schuld gesetzt worden itt. Dan durch alle diete Handlungen eine enge Verbin- 
dung mit der Krone eingetreten war, konnte damalt, da flberdiett die Geschichte 
so laut durch graste Begebenheiten geredet hatte, von Niemandem verkannt 
werden, wie auch der Zeitgenoase Höier, ein geborener «cbletwiger, in seinem 
(von Falck herausgegebenen) Leben Friedrichs IV., S.5X, beweist. 
Krit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. VIII. kl 
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und Prälat und RiUereebafc, mit denen noch ran Ueberihus die an- 
dere» grossen Grandeigenthämer beraten worden, missen dt Ver- 
treter des geocen Landes an jener Zeit angesehen werden*). Es 
hilft ilua Nichts, das« er diese bei dieser Gelegenheit, wo es ibai 
■iebt passt, in Abrede stellt, da er S. 279. die Stande, von denen 
Aar Baaernstaad and viele Stidte abgeschlossen waren , ftr Vertre- 
ter des ganzen Landes erklärt, nad da die fibrigen Stidte seit 1675. 
nicht zu einem Landtage berufen worden waren. Die Uneinigkeiten 
der beiden regierenden Linien verhinderten lange das Halten von 
Landtagen; als es aber endlicb 1712. geschah (der letzte alte Land- 
tag), so worden die Städte nicht mit berufen; ur»d von ihnen, die 
doch kein Gewicht gegen die zahlreiche Ritterschaft in die Wage 
legen konnten, geschah kein einziger Schritt Ar ihr Landatands- 
reebt 1 Der Geist des Zeitalters Ln d wi g*s XIV. war Ibefbanpt gegen 
landständisebe Verfassung (wie auch die damaligen Verhandlangen 
zwischen dem Könige nnd dem Herzoge zeigen, S. 262. f.); als da- 
her die Schleswigsche „Noblesse" 1721. am Huldigongstage in einer 
Supplique (S. 522. f.) am Aufrechthaltung gleicher Freiheit mit der 
Holsteinischen Noblesse, und dass auch hinfüro im H. Schleswig Land- 
tage ausgeschrieben werden möchten, bat, wurde sie in der könig- 
lichen Resolution vertröstet auf die Zeit, „wann der König die Con- 
junetüren von der Beschaffenheit finden sollte, dass ein Landtag in 
den Herzogthömern auszuschreiben die Notwendigkeit erfordern 
würde." — Diese trat erst nach Ober 100 Jahren, bei dem neu ge- 
weckten Staatsleben unserer Zeit wieder ein. — Da der König auch 
in Holstein regierte, so ist jener Ausdruck nicht nothwendig von 
einem einzigen Landtage in beiden Herzogthömern — wozu, bei der 
Feindschaft mit dem herzoglichen Hause nicht einmal Aussicht war — 
zu verstehen, geschweige von einem Rechte darauf, und diess am 
so weniger, da der Adel nur um einen Landtag für Schleswig allein 
bat; welche« auch einen Beweis enthält, dass er sich der Verände- 
rung im Staatsrechte Schleswigs vollkommen bewusst war, während 
man jetzt Nichts davon wissen will. Wohl aber liegt in jener Antwort, 
dass die innere Verfassung des Landes von dem Könige (der ja aecb 
nicht seinen bisherigen Antheil erobert hatte) nicht in dem Haasse 
verändert angesehen werde; dass es der, för das eigentliche Däne- 
mark 1660* eingeführten, in dem Königsgesetze von 1665. näher 



*) Sieh, äuc* Gntaeattn dar Juristen -fmsaUatea, *it Hannoiwfscbe Ver- 
faMiMgsfrafe betnfftfld. 5. *f 4. 
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festgeeetsten nnnmscnraakten Gewalt*), ebenso wie jenes, unter- 
werfet wlre; daher der Verf. arit Recht die dem Könige und Beinen 
Erbfolgern $e*undmn tmorem legis regiae geleistete Htridignng nur 
auf die, obgleich nach ihm wirkungslose , Anerkennung der im 
ROnigsgesetze bestimmten Erbfolge fir Schleswig besieht. 
In diesem nämlich hatte Friedrich III. — naehdem die, schlechter 
Adetsherrschaft miden, Offnen, in jenem wenig politisch gebildeten 
Zeitalter, nur zu hingebend die Bestimmung der künftigen Staatever- 
fassuag seinem alleinigen Willen anhehn gegeben hatten, agnatisch* 
eognatisehe Erbfolge mit Erstgeburtsrecht eingeführt, und dabei, 
wie L. mit Recht rügt, S. 229., (wohl von setner Gemahlin verleitet) 
mehr sein Familien* Interesse als das Staats-Interesse berücksichtigt; 
denn damals gak in Schleswig und in Holstein die agnatische Lehm- 
Erbfolge, welche er selbst noch 1650 M eis er Dänischer WahlkOnig 
war, in seiner Linie festgesetzt hatte. Diese verschiedenen Erb- 
folgegrundsfitze konnten einem künftigen in Dänemark auf den Thron 
kofumeaden Kfttfige der Spindelseite die Herzogthttmer entziehen. 
Der Enkel, Friedrich IV. suchte nun jenen Staatsfehler in Betreff 
Schleswigs durch die unmittelbare Verbindung desselben mtt Däne- 
mark uater demselben firstlichen Erbfolgegesetze wieder gut zu 
machen ; und daas das Land diese Veränderung anerkannt habe, darf, 
nach dem Obigen, gewiss nicht in Zweifel gezogen werden. Darin 
aber mnss man dem Verf. Recht geben, dass damals schon daseiende 
königliche ManasatammsKnien (die des oben erwähnten Sonderbar* 
gtsehen Haases) nicht durch das dem Wetberstamme der königlichen 
HaupfKaie' ertheüte Erbrecht leiden kennen, wenn sie Oberhaupt 
noch eia Lehnserbrecht hatten, und wenn sie nicht das Recht des 
Weiberstammes anerkannt haben. Es sind nun wirklich Gründe da, 
anzonebmen, dass letzteres auch 1721. geschehen ist; flberdiess ist. 
es aber nicht bekannt, dass die im Odenseischen Vergleiche ent- 



*) Ueber deren Rechtsbestand findet tick S. 286. folgende befremdende An- 
stellt : ,, Dm Fersten*««* erkennte Ate Sourerainftat der Netion (durch Berufung 
amf die von ihr geschehene Uebertragung dieser). ... sie hat ihren Forsten als 
ihren ersten Beamten (?) mit rdUlger Machtvollkommenheit ausgerastet. .Keine 
ständ is chen Rechte konnten ihm diese streitig machen , nur die Nation konnte sie 
Ihm nehmen, diese aber nach in jeder Zeit (!). Es war nichts geschehen , als was 
noch in Republiken geschieht, bei Uebertragung der Dictatur . . . Dan Entgegen- 
gesetvU rechtlich nnthunKeh, weil vernunftwidrig. 4 * Weiche Staatsrechtsgrund - 
sätzc! Welches Verkennen des Wesens der Monarchie, das einen Monarchen 
mit eigenem Rechte an der Spitze des Staatslebens fordert I Wozu wflrde der 
Graadsate Ober die Ausibung der Volks-Sourerainetftt, in jedem Augenblicke, 
fahren ! Der Verf. scheint sich auch schon 8. Mt. wieder besonnen sn haben. 

47* 
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balteue Bedingung filr das Lehnserbreckt, „so oft die Lehn zu Falte 
komme, das Herzogthum zu Lehen zu empfahen," erftült worden ist*). 
Ist also sehen das von dem Verf., im Fall des Ansslerbens des- 
Hannsstammes in der königlichen Hauptlinie, mit der grössien Be- 
stimmtheit angenommene Erbfolgerecht des Angustenhurgisehen (Son- 
derburgtschen) Hauses auf ganz Schleswig, mit Bezug auf den 
allzeit königlichen AntheiK, als zweifelhaft anzusehen: so muss 
dasselbe unzweifelhaft, mit Rücksicht auf den ehemals Gottorpt- 
sehen, als zu Recht nicht beständig erklärt werden« Wie früher 
bemerkt, ist nämlich die Sonderburgische Linie erst entstanden, 
nachdem die Herzogth&mer unter zwei regierende Hauptlinien waren 
getheilt worden« Solange nur eine Haupllinie ausgestorben ist, hat 
deren Nebenlinie natürlich keinen Anspruch auf das Land der andern 
Hauptliaie, der erst bei dem Aussterben dieser entsteht; dieser Erb- 
fall ist nicht eingetreten, und also jene auch nicht dadurch beein- 
trächtigt, dass das königlich Dänische Haus, aus Gründen, die das 
Sonderburgische Haus rechtlich nichts angehen, den ehemals Goltorpi- 
schen Antheil beherrscht, was überdiess von dem Gottorpischen Hause 
später anerkannt worden ist. Wie sehr der Wunsch des Verfe., 
seinen Staat Schleswigholstein* selbständig hinzustellen, ihn zuweilen 
blind macht, davon gibt die Behandlung der Virträge mit diesem 
Hause, S. 370 ff., ein auffallendes Beispiel. Bei Gelegenheit des 
Vertrages von 1773« aber den Austausch der dem Dänisch-Oldenbur- 
giseben Hause gehörenden Grafschaften Oldenburg und Del- 
menhorst gegen das Gottorpische Holstein erklärt der Gross- 
fürst Paul in der (anch von den anderen Gottorpischen Linien ge- 
nehmigten) Gessions-Acte, die unsrem Verf. gedruckt 44 ) vorlag.... 
„Wir entsagen.. ..allen an das Heriogth am Schleswig un&imtpecü 
auf den vormaligen großfürstlichen Antheil desselben .... bisher gehabten 
.... Ansprüchen .... und wollen .... dass Ihro KonigL Majestät . . . und 



*) Sieh die Erbfolge in Schleswig-Holstein S. 8. In dieser Schrift ist aar 
ein spaterer Lehnbrief, noch aas dem 17. Jahrhundert (von 1649.) mitgetheilt. 

**) Nämlich im ersten, schon 1851. herausgekommenen Bande des Neuen 
Staatsbürg. Magaxin von Fal cfc S. 618. Dieser sagt, S. 610. ; dass er, wenn ihm 
diese Urkunde früher bekannt gewesen wäre, tn seinem Handbuche U., S. 17 S. 
darauf Rücksicht genommen haben würde; die rechtliche Bedeutung derselben 
werde Jedem von selbst einleuchten, dass das Gottorpische Haus nicht nur seinen 
Ansprüchen auf den Besits seines Antheüs entsagt, sondern seine Erbrechte 
dem Könige, nicht als Herzog von Schleswig, vielmehr als König von Däne- 
mark, und dem jedesmaligen Kronerben übertragen habe. 

In der Uehersicht der Geschichte, Beilage 1., ist das (unangenehme) Jskr 
1721. von dem Verf. gar nicht angeführt, uns aas Jahr 1771. nur als Aufhör der 
„Zweifürstenherrschaft" bezeichnet! 
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Deco Königliche Krön erb*nvörgedaehte#Herao*^huu Schleswig ganz 

k ... ia ewigen Selten eigenthOmlich besitzen." , 
Was aber Holstein betrifft, so hat der Verf. darin Hecht, 
dass das Erbrecht des Maattsstammes vor dem Weiherstamme, auch 
nachdem die Lehnseigenschaft mit dem Untergange des Deutschen 
Reichs aufgehört bat, fortdauere, mit Ausnahme des südwestlichen, 
am längsten Schauenhnrgisch gebliebenen Theils (worin er mir 
beipflichtet, so ungern er es auch, wie die Aasdrucksweise zeigt, 
thoi, S. 362, vergl. S. 54.); denn in diesem allodial gewordenen 
Lande war die weibliche Erbfolge gellend, und daher muss der Er* 
werber desselben, (König Friedrich HL oder eigentlich sein Vater 
Christian IV., und was Rantzau betrifft, Friedrich IV. von Däne- 
mark), es auch auf seinen Weiberstamm vererben. Diess war im 
Deutschen Reiche der Grundsatz fdr allodiale Länder, und dieser 
spricht .gegen den Verf., wenn er bei der Erörterung der Frage: 
ob, weil die Lehnseigenschaft Holsteins aufgehört habe, nach dem 
Aussterben aller Mannsstamme, der Weiberstamm Erbrecht auf die 
Herzogthttmer habe, dieses verneint, S. 374« Ebenfalls kann die 
Annahme, dass nicht die Gradual-Erbfolge, sondern die Linien» 
Erbfolge mit Erstgeburtsrecht gelte, so dass der älteste der beiden 
Mannsstämme des Sonderburgischen Hauses, der Augostenbur- 
gische, ein Vorrecht habe, nicht als rechtlich begründet erschei- 
nen *). Das gemeine Deutsehe Staatsrecht, welches für jene spricht**), 
muss nämlich zur Anwendung kommen, wenn ein Deutsches Land 
kein eigenes Gesetz Ober die Erbfolge hat; und diess ist mit Hol- 
stein der Fall; denn die oben erwähnte Festsetzung der Linien-Erb- 
folge mit Erstgeburtsrecht war sowohl im Gottorpischen, als könig- 
lichen Hause, nach dem ausdrücklichen Inhalte der Verfügungen, 
nur für die Nachkommen der Verfügenden, namentlich des Königs 
Friedrich'* III. geschehen; sie waren keine Landesgesetze für 
jeden künftigen regierenden Stamm, die Stände erklärten sich, we- 
gen ihrer Wahlfreiheil, sogar dagegen. Das Sonderburgische 
Haus stammt aber nicht von Friedrich III.; es hat sein Dasein 
grade allein durch den Grundsa4z der GraduaNErbfolge 
mit Theilungsrechl; wenn daher auch in dem Sonderburgischen 
Zweige, 1633., Erstgeburtsrecht festgesetzt worden ist, so kann die- 



*) Hier fahrt Falck, der ebenfalls Graddet - Erbfolge annimmt, wieder 
schlimm. 

+*) Noch gans neulich ausgesprochen in der „Entgegnung des Prof. Die ck 
auf die Darstellung dea Beutuick' sehen Erbfolgestreila " Heft 1. S. 5. 
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ses BnnsgesetB trat s*> weniger Landesgesetz sein, ab eSese Haas 
kein Ober die -Herzogthümer regierendes war, also nicht Richtsehnnr 
fllr die Beantwortung der Frage, wie die Lande erst auf dasselbe 
vererben sollen 4 ). Für die Gradaal-Erbfolge' spricht sogar das ge- 
richtlich anerkannte Herkommen im- Oldenbargischea Hanse 
selbst Als nSmlich in der letzten Hfilfte des 17* Jahrhunderts die 
Grafen von Oldenburg mit Anton Günther ausgestorben waren, 
and zwischen den verschiedenen Linien des Hauses in Schleswig 
and Holstein ein Erbfolgestreit entstand, siegte der Herzog von 
Sonderbnrg-PIOn bei dem kaiserlichen Reichshofrathe aas 
dem Grande ob, weil er, obgleich ein jüngerer Sohn in der jün- 
geren königlichen Linie, dem Grade nach mit jenem letzten Grafen 
am nächsten verwandt war**). Durch Vergleiche von 1071. und 1676« 
übertrugen er und sein Sohn Oldenburg freilich dem Könige von 
Danemark, aber unter Vorbehalt des Erbrechts des ganzen Sonder- 
fturgischen Hauses, im Fall des Königs Mannsstamm aussterben sollte, 
und da nun, dem Landestausche von 1773* zufolge, das ehemals 
Gottorpische Holstein rechtlich ganz an die Stelle Oldenburgs ge- 
treten ist, so hat allerdings das Sonderbürgische, die Aogustenbar- 
gische und Glücksbargische Linie umfassende Hans das nächste Erb- 
recht auch auf diesen Theil, aber nach der Gradaal-Erbfolge, wo- 
durch Theilungen — ausser der von dem Verf. selbst zugegebenen 
Trennung des ehemals Schauenbnrgischen Holsteins (Pinneberg, 
Rantzau, Allona) — möglich sind. Dass diese, was Holstein betrifft, 
durch die Deutsche Bandesverfassung nicht unmöglich geworden 
sind, zeigt die Theilung des Herzogthums Sachsen-Gotha und Alten- 
burg, und was Schleswig betrifft, dessen alte Untbei (barkeit nicht 
mehr besteht, so könnte, wenn die beiden Sonderburgischen Linien 



•) DIeM Ist wohl nach die Ansieht tos H eransgebers dieses Boche«, der in 
feiner Lehre von den Erb vertragen Th. U. Bd. 2. S. 25. ff. sagt: „Daher (weil sie 
nicht die Agnaten band) entstand auch der Einführung der Primogenitur »Ordnung 
durch Hersog Job. Adolf von 8. H. die kaiserliche Bestätigung nickt, da sie 

«ich ausdrücklich als vaterliche Disposition ankündigt and in» Reichthof- 

ratbs-Conctuium von 1650. , die Bestätigung der in der königlichen Linie für 
Holstein eingeführten PrimogenttoT-Ordnung betreffend, wurde es besonders 
hervorgehoben, dass die Verfügung ffirOescendeaten erlassen sejr ^- „ „Weilen 
J. Kgl. Majestät solches alleine für Sie, Ihre kgl. Linie und männliche Descenden- 
ten undLeib-Lehns-Erben begehren." *« — „Diese raun festgehalten werden, dass 
solche einseitige Verfügungen eines Vaters auf keine Weise die Rechte derjeni- 
gen Familienglieder, die nicht seine Deseendenten waren, verletzen konnten, 
and dass also die erbreehtlicaea Verhältnisse einer andern Unk, wenigstens 
direct und juristisch dadurch nicht berührt werden." 

**) Sieh v. Haien Geschiente des Heraogthaan OtteoUrg Bd. Ul. S. 8. AT. 
H. 429.IL 
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wirklich «och Maatt-Lebneerbrechte auf den allzeit königlichen Thefr 
haben sollten, ein knalliger König voo Dänemark als Lehnsherr ein* 
Heilung desselben geschehen lassen. 

So steht es mit aasres Vcrfe. Staate Schleswigaelgtein oder 
Nordeibingen, den er auf strenges Reckt begründen will! — 8. 17r 
vergl. S. 92« sagt er: „Jedenfalls wäre es eiae empörende Unge- 
rechtigkeit, beide seit Jahrhunderten vorhandene Lande aas efnander 
zu reissen, weil das positive Hecht int schlimmsten FaHe zweifelhaft 
ist." Aber will er nicht das n*eh langer mit Dänemark bald eng, 
bald weniger eng verbundene Schleswig ganz von demselben loa« 
reissen? Dass Rec., wie der Verf. ihm S. 964. vorwirft, die Nach- 
theile • itr Theihngen nicht fühlen aollte, neigen seine Schriften 
nicht; aber er hat die zu solcken möglicher Weise führenden Rechte* 
Verhältnisse erörtert, damit, so wie der Verf. die Abtrennung ie^ 
Schaaenburgiseh-Pinnebergiscben Holsteins mittelbar verhindert haben 
wiW, bei Zeiten Vorkehrungen getroffen werden möchten, den so 
laage stattgefondenen Bestand der Dänischen Monarchie zn erhalten. 
Es wirde für den Verkehr Holsteins wahrlich kein Vortheil sein, 
wenn es in Schleswig, Danemark nnd den Dflnischen Colooien künftig 
einmal als ganz fremder Staat bebandelt würde. ladessen noch be- 
steht die Personal-Union Holsteins mit Dänemark, und wird vielleicht 
noch lange bestehen; nnd da fragt es sich denn, ob die Bildung 
eines neuen Staatszustandes damit anfangen soll, zu dem Rechtsver- 
hältnisse des Mittelalters zurückzukehren — was wegen der wieder 
eingetretenen genaueren Verbindung Schleswigs mit Dänemark nicht 
einmal vollständig geschehen kann — und die bestehende Verbindung 
in mehreren Zweigen der Staatsverwaltung wieder aufzuheben? Da- 
gegen ist Staatsklugheit, und die ganze Richtung der neueren Zeit, 
die ja sogar unter einander fremden Staaten nähere Beziehungen er- 
strebt, und dafür ist nicht das Recht des Deutschen Bundes (mit 
welchem der Verf. anch Schleswig gerne vereinigt haben möchte, 
S. 428.). Ist es wohl irgend Jemandem eingefallen in den drei an- 
deren Europäischen Staaten, mit denen, wie mit Dänemark Deutsche 
Bundesländer verbunden sind, zu verlangen, dass deren zu dem 
Bnnde gehörende Staatstheile aus der bisherigen näheren Verbin- 
dung mit den Staaten, denen sie angehören, treten sollten? Auch 
in diesen ist die Volkstümlichkeit verschieden; das dem Holsteini- 
schen ähnlichste Verhältniss zeigt das Deutsche Herzogthura Lim- 
burg, welches in der engsten Verwaltungsverbindung mit den an 
gränzenden Niederlanden steht. Selbst uuser Verfasser spricht S. 71. 
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die Ansicht aas, das* die verschiedene Nationalität nur einige Schwie- 
rigkeiten bei gemeinsamen Einrichtungen mache, keineswegs aber 
ein Hindernis» sei, mit Bezog nämlich auf seine in der 15teaJ3eilage 
entworfene modifieirte Unionsverfassaag des Grossherzogthums Nord- 
elbingen(!) nnd des Königreichs Dänemark. Hier treffen wir des 
gesunden Gedanken eines, ans den Stäadeversammlnngen gewählten, 
Unioasthings für die einzelnen Verwaltung8*Angelegenheiten, deren 
vorläufiges Gemeinsehaftlich-Bleibea er denn, im Notbfall, noch zu- 
gestehen will. „Die Erfahrung lehrt " (auch in den mehreren, in 
Kopenhagen befindlichen, gemeinsamen Collcgien) „das« es flr ge- 
bildete Männer, und dahin gehören Ständemitglieder, nur einer har- 
zen Uebang bedarf, nm die Sprache des andern Landes vollkommen 
verständlich su finden, und eines Mehreren bedarf es nicht: jedes 
Volk redet im Uniensthing seine Sprache. 44 Wir nehmen diese an, 
mit der Veränderung in Reichsthing, für die Gesetzgebnngs- nnd 
Finanz-Angelegenheiten in einem weiteren Umfange. Wenn ausser- 
dem Holstein, eben wie Schleswig seinen eigenen Landtag behält — 
gleich wie die Niederlande, neben den General- Staaten, Proviazial- 
Staaten haben — so wird die Deutsche EigentbumKchkeit auch in 
der Dänischen Staatsverbiadang nugefthrdet sein I 
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Hamburgs Verfassung and Verwaltung, in ihrer allmshligen 
Entwicklung bis auf die nenesle Zeit dargestellt von TS* A. 
Wefftphalen, JDr. 2 B$nde. Hamburg, 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn JDr. Jur. Beseelte zu Hamburg. 

Bereits im Jahre 1828. erschien von demselben Herrn Verfasser 
ein „Versuch eioer geordneten Zusammenstellung kurzer Naehwei- 
•angen ober sSmmtliehe hamburgische Staatsbehörden ", — gewisser- 
nuassea als Grnndriss des der gegenwärtigen Anzeige vorliegenden 
umfassenderen Werkes. 

Wenn nun schon jener „Versuch" sich der lebendigsten Theil- 
nahme in seinen heimathlichen Gegenden und einer nicht geringen 
Aufmerksamkeit auch in den weiteren Kreisen der gelehrten Welt 
zu erfreuen gehabt hat*), so kann dem vorliegenden, durch gründ- 
liche Gelehrsamkeit, vollkommenes Sachverständnisse systematische 
Ordnung und fasslicbe Darstellung gleich ausgezeichneten Werke ein 
noch weit günstigeres Geschick in Heimath und Fremde verkündet 
werden. 

Die allgemeine Tendenz dieser Jahrbücher verbietet natürlich 
eine genauere, ins Detail gehende Beleuchtung des Werkes in seiner 
nächsten, partikularen Bedeutung' für Hamburg. Hier sei nur er- 
wähnt, dass bei dem Hangel eines ähnlichen Werkes, hei der für 
Ungelehrte beinah volligen Unzugflnglichkeit der betreffenden Quellen, 
dieses Handbuch von unschätzbarem Werthe für Hamburgs junge 
(zumal für die zur Theilnahme an der Verwaltung berufenen) karger 
werden wird, weil es ihnen in einem klaren Systeme und historisch 
begründet eine Kenntniss desjenigen Details verschafft, welches ihnen 



*) Ka mag hier auf die gelehrte and erschöpfende Kritik dieses „Versuchs" 
in der Jenaischeu IJteratur~Zeitiuig, 1829. Nr. ti. and ?., um so mehr auigewie~ 
aen werden, da sie zu der Trefflichkeit und Vollständigkeit den gegenwärtigen 
Werkes heigesteuert hat. 
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zur Ausübung ihrer Pflichten zu wissen nttthig, und welches sie früher 
nur nach langjährigen Erfahrungen, auf Ungewissem 9 traditionellem 
Wege, lückenhaft und immer mühsam sich aneignen konnten. — 
Dadurch, dass nunmehr Hamburgs Verfassungs- und Verwaltungs- 
System in seinem Geist und Wesen allen Angehörigen nahe gerückt 
ist, erscheint das Werk zugleich als eine tüchtige Wehr und Hauer 
gegen etwaige voreilige, das grade vornan liegende Einzelne aus 
dem Zusammenhange mit dem Ganzen herausreissende Reform- Ideen 
einer oberflächlichen und halbwissenden Modernisiruogs-Theorie. — 
Als Beweis, welche Würdigung und dankbare Anerkennung der Autor 
in seiner Vaterstadt bereits gefunden, mag der Ehrenpokal gellen, 
welcher ihm in diesem Sinne von einer grossen Anzahl seiner rechts- 
gelehrten Collagen überreicht worden. 

Der Werth des Werkes aber für weitere, nicht hamburgische 
oder freSslädtische Kreise, för Kenner und Forseher in den Gebieten 
des Staatsrechts, der innere Sittengeschichte, der Regierungstunde, 
— kurz seine wissenschaftliche Bedeutung wird dem tieferen 
Eindringen in dasselbe auf erfreuliche Weise einleuchtend werden. 
Denn nur oberflächlicher Betrachtung kann ein Werk wie das vor- 
liegende, lediglieh von lecalem Interesse und von localer Wichtig« 
keit erscheinen. 

Für die genannten Disciplinen muss, ihrer Natur nach, jede 
Darstellung eines Staates in seinen Elementen and ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung, in seinem Wesen und Wirken, (jede Staatsbio- 
graphie) ein willkommener Beitrag zur Erweiterung des Garnen sein, — 
und dass grade die Verfassung und Verwaltung Hamburgs, des an 
sich freilich kleinen Staates, der Gegenstand solcher Darstellung ist, 
kann dem nicht zuwiderlaufen. Denn schon oft haben Manner, denen 
die Politik, die Gestaltung der höchsten Interessen der bürgerliche« 
Gesellschaft, Aufgabe und Beruf war, mit den Verfassungen der 
freien Städte sich beschäftigt, — so dass eine unter allen freistäd tischen 
Verfassungen so eigentümlich, so geistreich combinirt, durch weis- 
licbe Vertheilung der Gewalt so glücklich bedingt, so bewährt da* 
siebende, wie die hamhurgische, ein würdiger Gegenstand gelehrter 
Forschungen und anziehender fruchtbarer Reflexionen auch fernerhin 
sein wird. 

pagegen scheint die Verwaltung eines an Flächeninhalt und Ein- 
wohnerzahl so geringen Staates weniger Interesse Air das Ausland 
darbieten zn kennen. Indessen, auch abgesehen von etwaigen, dies 
Werk vielleicht willkommen heisscnden Sympathien, welebe Ham- 
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bürg zu finden so glOeküch war» abgesehen von seiner merkantiliscben 
Bedeutsamkeit ßr Deutschland, — ist keineswegs zu verkennen, dass 
wenn eine Verwaltnng so (wie hier) vom Geiste einer treffliehen Ver- 
fassung durchdrungen und ihr notwendiges Resultat ist, sie auch mit 
derselben zum allgemeineren Interesse erhoben wird« — Dazu kommt, 
dass Hamburgs, schon durch die geographische Lage bedingte, mer- 
kantiliscfce Natnr nothwendig Formen und Institute erzeugen niusste, 
welche den Binnenländern fremd und neu sind; und dass sie es ist, 
welche das Staatsleben in beständig kraftiger Haltung, in lebensfrt- 
•eher Fortbildung erhält, und in allen Formen den gesunden, lufti- 
gen, umsichtigen, sehr praktischen Geist der Industrie wieder aus« 
prägt. — Als eigenihQmlich erscheinen ferner: die höhere Staate* 
Verwaltung durch die Bürger selbst, welche, durch allgemeines Vor« 
trauen dazu berufen, auch hierin ihren Ehrensold für die eigenen 
Opfer finden, wahrend besoldete Beamte nur in den unleren Regionen 
vorkommen, eine schon als Gegensatz zu den reiu-btreaucratischeu 
Administrationen, beachtenswerte Erscheinung; ferner: die viel- 
fachen, wirklieh grossartigen Handels* und Schifiahrts - Anstalten, 
welche* sich die Elbe hinunter bis in die Nordsee erstrecken, und 
welche neben den Armen* und Kranken-Iustiinten schon von manchen 
auswärtigen Regierungen beachtet und nachgeahmt sind; das liberale 
Zollsystem ; das freilich nicht bis zur volligen Gewerbefreiheit durch- 
gedrungene, aber meistens glücklich vom härtesten Zwange befreite 
Zunftwesen; endlich die neueren Formen einiger seit der Restaura« * 
tion durch neue Gombioationen nothwendig gewordener Institute 
neben annoch bestehenden, mit Pietät bewahrten, araltherkOmui- 
liehen Formen. 

Da diese Anzeige keine Kritik des hambnrgischen Staates selbst 
sein kann, so mögen obige Anführungen nur als Bezeichnungen der- 
jenigen Gesichtspunkte und Momente gelten, welche dem vorliegen- 
den Werke in seiner wissenschaftlichen Bedeutung ein allgemeineres 
Interesse zu erwecken geeignet sind. 

Wenn schon der fllr das hamburgische Publikum sehreibende 
Kritiker einige (tbrigens durchaus geringfügige) Irrungen zu berich- 
tigen, einige unbedeutende, hin und wieder erseheinende Unvoll-» 
ständigkeiten des Details anzufahren haben tollte, so därften diese 
etwaigen Ausstellungen jedenfalls für die gegenwärtige Anzeige allzu 
anerhebüch und ohne Interesse sein. Dns dem Verf. kn Allgemeinen 
gespendete Lob kann bei der Beurtbeiioug jedes besonderen Ab- 
schnittes nur wiederholt werden; es ist ihm durch fleissiges Quellen- 
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Stadium gelange», Manches, was nur Observanz schien, gesetzlich 
zu begründen, allgemein verbreitete Ansichten als irrthümlich zn 
berichtigen, und ein klares Licht in manche bisher dunkle Regionen, 
zu bringen* Wer da weiss, dass eine allen Anforderungen der 
Logik entsprechende systematische Ordnung eines solchen Werkes 
zu den Unmöglichkeiten gehört, wird der vom Verf. zweckmässig 
gewählten die Anerkennung nicht versagen. — Die Darstellungs- 
weise der einzelnen Materien ist diese: jedes Capitel (und, wenn er- 
forderlich , jeder Unter-Abschnitt desselben) behandelt seinen Gegen- 
stand von seiner geschichtlichen Begründung an, und fahrt ihn durch 
alle Entwicklungs-Perioden bis zu seiner gegenwärtigen Gestaltung^ 
woran sich sodann eine Schilderung seines Wesens und Wirkens 
schliessL Ein aus der Mitte des Werkes genommenes Beispiel die- 
ser zweckmässigen, lichtverbreitenden Methode wird genügen. Bd. II. 
S. 105. folgt nach einer Einleitung in dies Capitel der Handelsbehör- 
den, der Abschnitt: „ Commerz-Deputation. u Hier wird zuvörderst 
gezeigt, wie im Mittelalter, (schon vor 1392*) veranlasst durch die 
zur See herrschende Unsicherheit, Schutz- und Trutz-Gesellschaften 
derjenigen Kaufleute, welche nach derselben Gegend hin handelten» 
stattfanden. Als solche Privat- und Miniatur -Hansen kommen vor: 
die Flandern-, Schonen*, Englands -Fahrer- Gesellschaften. Der Verf. 
zeigt sodann, wie diese Socie täten," auswärts mehrfach privilegirr, 
sich hieselbst, alle Kaufleute in sich aufnehmend, als Handelszüafte 
ausbildeten, obschon vom Staate lediglich als Privat-Instilute betrach- 
tet und keinesweges monopolisirt, wenn er auch 1517. ihren Aelter- 
leuten die Würde als Vorsteher der gesammten Kaufmannschaft (Börsen- 
Alle) beilegte; der Verf. zeigt ferner, wie durch spätere Zeitumstände 
' das Ansehen dieser Corporationen sich verringerte, ihre Existenz 
überflüssig» das Eintreten der Kaufleule in dieselben immer seltener 
wurde, als zeitgemässe Entwicklung des Handels den Zunftcharakter 
abstreifte; wie sodann die Kaufmannschaft selbst auf Bildung einer 
(1665. bestätigten) Behörde antrug, welche die Interessen des Han- 
dels wahrnehmen und als Vermittler zwischen Ralh und Kaufmann- 
schaft dastehen sollte, woraus sich denn endlich 1674* die aenoch 
mit Seegen thätige Commerz -Deputation entwickelt hat, welche der 
Verf. nun in ihrer gegenwärtigen Form, Bedeutung und Wirksam- 
keit schildert, nachdem er von jenen, ursprünglichen Corporationen 
bemerkt hat, dass sie nur noch in den Präbenden ihrer Aelterlente 
und in deren Würde als Börsen -Alte, — und zwar voraussichtlich 
nur noch kurze Zeit, — existirlen. 
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Zar Ergänzung und Erläuterung obengegebener Andeutungen, 
to wie am den Reicbüwm des Inhalts dieses gediegenen Werkes min- 
destens in seinen Hauptrubriken zur Kennlniss in bringen, dürfte 
die feigende Uebersicht derselben nicht ohne Nutzen sein. 

Im 1. Bande folgt auf die Vorrede, worin u. A. auch die 
mäbsam zu behandelnden Quellen des Verfs. berührt sind*, eine all- 
gemeine E in 1 ei |nng, welehe eine übersichtliehe geschichtliche 
Entwicklung der Verfassung, and hieher gehörige allgemeine Bemer- 
kungen über Eigentümlichkeiten der Verwaltung und über dieGrund- 
principien des hamburgischen Staatslebens mittheilt: Cap. 1* bandelt 
vom Rathe und von seinen sämmtlichen Gliedern, deren Zahl, Wähl- 
barkeit, Wahl, Eid, Honorar; von des Käthes besonderen Attribn» 
lionen, als Mit- Inhabers der höchsten Staatsgewalt und als oberster 
Regierungs-Behörde; von den einzelnen Ralhsämtern, und von den 
OCfizianten des Raths. — Cap. 2. Erbgesessene Bürgerschaft. 
Einleitung; frühere und gegenwärtige Normen för Befähigung znm 
Besuch der Bttrgerschafts-Convente; deren Form, Gompetenz; Ver- 
fahren in derselben; Dissense zwischen Rath und Bürgerschaft; 
Bundes- Schiedsgericht; u.a. d.a. — Cap. 3. Bürgerliche Col- 
legten. Geschichtliches. Ordentliche und ausserordentliche bürger- 
liebe Ausschüsse. Collegia der OBeraken, der Seebsziger (60 Männer), 
der Hundertachtziger (180 Männer); Jctuarius civium; innere Or- 
ganisation der Gollegien und ihre Gompetenz als controlirende, als 
vorberathende Behörden, und als selbstständige Repräsentanten der 
Bürgerschaft — Cap. 4. Justizwesen. Einleitung (Stadtrecht, 
Rechtspflege, Verfahren in civiiibus und in criminab'bus). Gegen- 
stände richterlicher Entscheidung; Justizbehörden; Befähigung zum 
Richteramte, Instanzen, Executionsinstanz, Arreste u. s. w. ; freiwil- 
lige Gerichtsbarkeit, Hypothekenwesen; Generelle und spezielle Ge- 
richte; den Partheien beigeordnete Personen: Advocateo, Procura- 
toren, Notarien. — Cap. 5« Polizeiwesen. Einleitung. Allgemeine 
Polizei-Behörde; als spezielle Polizei-Behörden: Wedde, Deputation 
zur Annahme von Borgern und Schutzverwaadten, Direction in Israeli" 
tischen Gemeinde- Angelegenheiten, Thor- und Baum-Herren, der 
Gewerbe- Polizei vorgesetzte Behörden, der Bau -Polizei vorgesetzte 
Behörden, Gesundheitralh, Censor-Commission, Feuer-Cassen-Depn- 
tation, Theerhofs-Commission, Geföngniss-Collegium, Deputation 
zur Nachtwache, Todtenladen- Deputation. 

Der 2. Band enthält: Cap. 6* Finanz-Behörden. Einleitung, 
die Budjets-, die Rechnuogs-Revisions-Commission, die Cämmerei, 
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die Schulden - Administration* - Deputation, als allgemeine, — die 
Steuer-, die Zoll- und Accise-, die Stempel* Deputation and das 
Zehatenamt als besondere (städtische) Finanz- Behdrden. — Cap. 7. 
Handels-Behördea. Als Einleitong: Handels- und Sehiffahrts-Ver- 
trlge nnd Handels-Gesetzgebung;, sodann: die Commerz-, die Makler-, 
die Börsen-, die Bauen-, die Münz-, die Post- nnd die Korn-Depa- 
tation. — Gap. 8. Kirchliche Behürden. Einleitung; altere nnd 
nenere Rirchen-Ordnnngen ; höchste Instanz in» Kirchensachen ; Mini- 
sterium, Pastoren u. s. w., Kirchen- Collegien, Beede, Gotteskasten- 
Verwaltung. — Cap. 9. Unterrichts- nnd Bildungs-Anstaltea. 
Schulen (niedere und höhere), Bibliotheken 9 botanischer Garten, 
Sternwarte u.s.w., Gesellschaft zar Beförderung der Maaufacturen, 
Künste und nützlichen Gewerbe. — Cap. 10. Oeffentliche milde 
Anstalten. Einleitung, allgemeine Armen -Anstalt; Waisenhaus; 
allgem. Krankenhaus j Anstalten zur Verhütung der Verarmung (Spar-, 
Credit-, Pensions-Casse); Jungfrauen- nnd Frauen-Stifte; Hospitaler 
u. dergl. — Cap.lt. Militair- Behörden. Einleitung, BOrger- 
Militair-Commission; Militair- Departement; interimist Bewaffnungs- 
Commission. — Cap. 12. Vorstädte- und Land-Behörden. Ein- 
leitung, obrigkeitliche Behörden, Nexnal- und staatsrechtliche Ver- 
hältnisse der Eingesessenen, Rechtspflege, Abgaben, Kirchen-, Scha- 
len-, Armenwesen nnd Militair- Pflichtigkeit in den Vorstädten, de» 
zwei Landherrenscbaften, im Amte Ritzebüttel nnd in dem mit Lübeck 
gemeinsam besessenen Amte Bergedorf. — Ein alphabetisch geord- 
netes vollständiges Sachregister beschliesst das XXII., 480 u. 446 S. 
starke Werk, für dessen höchst anständige Süssere Erscheinung die 
Verlags-Haadlang gesorgt hat 

Am finde seiner Vorrede sagt der Verf.: „Auch das anerkannt 
Gute mnss dem Besseren weichen, aber nur diesem. Das Bedürfnis« 
der Gegenwart muss hier entscheiden. Aber die Gegenwart erhalt 
nur Bedeutung, insofern sie als Erzeugnis* der Vergangenheit und 
als Keim der Zukunft erscheint: nur wer jene vollständig erkannt 
nnd dadureh sein Auge zur Voraussicht in diese gekräftigt, vermag 
ein Unheil über solches Redürfniss in Anspruch zu nehmen." 

Und mit diesen allgemein wahren und beherzigenswerthen Wor- 
ten mag die Anzeige geschlossen sein. 

Hamburg, 1841. 
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D. Anzeigen. 

Ueber Testamente-Vollzieher, besonders in Anwendung auf das 
Geschaftsleben. Von J. Schote dem Dritten y vormal. Oberapp.- 
o. Landger.-Prokur. zu Wolfenbüttel. Altenburg, 1841. 

Der Verf. gehört bekanntlieh zu den Leuten, welche ihre Ge- 
danken nicht zurückhalten, sondern bald diesen bald jenen, sev es 
in einer eigenen Schrift oder in einer Zeitschrift, mittheilen« Er hat 
mancherlei Gegenstände unserer Wissenschaft in den Kreis seiner 
Schriftstellerei gezogen; hier ist er ein Mal ins Erbrecht gerathen. 
Die Schrift kann keinen Anspruch auf irgend eine Bereicherung der 
Wissenschaft machen. Das geschichtliche Material, in welchem frei- 
lieh gut vorgearbeitet war, ist fleissig gesammelt; doch ist der Verf. 
in seiner Kenntniss der Literatur noch nicht bis zu Beseler's Erb- 
verträgen durchgedrungen, und daher ihm manche Belehrung ent- 
gangen, welche er sich bitte zu Nutze machen können. Aber einer 
„vollständigen Erschöpfung der Materie in wissenschaftlicher Bezie- 
hung " hat sich auch der Verf. selbst nach der Vorrede begeben; er 
will nur soviel liefern, „als zur Uebersicht und besonders zur An- 
wendung im Geschaftsleben, in den wichtigsten Theilen der Lehre, 
erforderlich scheint." Dazu hält er sich durch seine langjährige Er- 
fahrung berufen» Nun findet sich allerdings eine fassliche Darstellung 
der durch die Bestellung eines Testamentsvollziehers entstehenden 
Rechtsverhältnisse, brauchbar för Denjenigen, welcher zu einem sol- 
chen Amte berufen und seiner Rechtskenntniss wenig zuzutrauen veran- 
lasst ist. Eine. Aufklärung des Gegenstandes nach seiner practischen 
Seite hin, aus welcher auch die Wissenschaft einen Vortheil ziehen 
könnte, haben wir dem Verf. nicht zu verdanken. 17. 



Beiträge z. civilgericlitlichen Praxis von JDr. JLudw.H^pfker, 

ord. Beisitzer d.Juristenfac. a.d. U.Leipzig. Bd.1. H.3. Leipz.» 1842. 

Ref. hat bei der Anzeige der beiden ersten Hefte (s. ob. S. 168. ff.) 
die Tendenz dieser Sammlung von practischen Aufsätzen näher bezeich- 
net Tkis vorliegende Heft, welches dem Ref. das vorzüglichere im 
Verbähoiss zu den Vorgängern zu sein scheint, enthält Folgendes: 
XXXIII. Zur Lehre von der Präclusion in dem Goncarsprocesse. 
8. 173 — 180. Es ist sowohl nach gemeinem als nach Sächsischem 
Recht zur Ausschliessung der ungehorsamen Gläubiger im Concors- 
processe ein Präclusivcrkenntniss nochwendig und zu dessen Pnbli- 
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cation muss durch öffentliche Ladung ein Termin anberaumt werden. 
Ref. halt diese Ansicht für richtiger, als die in derZeitscb. f. RechtspH. 
u. Verwalt. zunächst f. d. K. Sachsen. Neue Folge. Bd. 2. H. 2. 
S. 152. ff. wenigstens für das Sächsische Recht vertheidigte entgegen- 
gesetzte. — XXXIV. Zur Lehre von den processuaüschen Zeilbe- 
stimmungen und von den Rechtsmitteln wider das richterliche Ver- 
fahren. S. 181 — 190. Ueber mehrmalige Fristerstreckung nach gem. 
u. Sachs. R. — XXXV. Zur Lehre von den Wirkungen des ersten 
Decrets im Civilprocesse. S. 191 — 198. Der Verf. beantwortet, wie- 
der sowohl nach gem., als nach Sachs. R., die Fragen : Welche Wir- 
kungen hat das, von einem incompetenten Gerichte erlassene nnd 
welche das fehlerhaft erlassene oder 4as nichtgehörig insinuirte Decret? 
im Eingänge stellt der Verf. die Wirkungen des ersten Decrets fast 
ganz nach einer Abhandlung von Sintenis (Erläuterung. IIb. verschied* 
Lehren d. Civilproc. I. S. 71. ff. 156. ff.) dar; nur dass er noch die 
mora hinzufügt. Aber sollte wirklieb durch Sintenis die Meinung, 
dass die Extinctivverjährung erst durch das erste Decret und nicht 
schon durch die Ueberreichung der Klage unterbrochen werde, 
widerlegt sein? Man vgl. z. B. v. Savigny, System Bd. 5. S. 31 6. ff. 
— XXXVI. Zur Lehre von der Wiederklage. S. 199—206. Eine 
recht klare Gegenüberstellung der Eigentümlichkeiten der gemeinen 
und der Sächsischen Wiederklage, welche letztere von den gemein- 
rechtlichen Schriftstellern so oft ganz missverstanden wird. — 
XXXVII. Zur Lehre von dem Aechtheitbeweise der Urkunden. 
S. 207 — 211. Ref. stimmt dem Verf. bei, wenn er das Erbieten zur 
eidlichen Diffession för unnöthig und es für genügend erklärt, wenn 
der Product mit Bestimmtheit die Echtheit der Urkunde in Abrede 
stelle. — XXXVI II. Zur Lehre von der Recognition der Urkunden. 
S. 212 — 215. — XXXIX. Zur Lehre von den klagbaren Zinsen. 
S. 216 — 226. Der Verf. führt hier den Satz aus: dass nach Sachs. 
R. ,,die Ausbedingung und Annahme höherer Zinsen, als fünf vom 
Hundert; in kaufmännischen, wenn schon nicht Wechselgeschäften, 
insbesondere des sechsten. Zinsthalers, ein erlaubtes Geschäft sei, die 
bedungenen höheren Zinsen eingeklagt, die bereits bezahlten aber 
nicht wieder zurückgefordert werden könnten. " Diese auffallende 
Neuerung will er dadurch rechtfertigen, dass das Griminalgesetzbucb 
Art. 293. 294. u. 301. das Ausbedingen und die Annahme höherer, 
als landüblicher, Zinsen von Seiten der Kaufleute in kaufmännischen 
Geschäften für straftos erklärt hat. Allein dieser Schluss ist unrichtig. 
Was criininalrechtlich straflos ist, ist darum noch nicht civilrecht- 
lich klagbar. Der Gläubiger, welcher eine lex commissoria in Bezug 
auf das Pfand eingeht, wird deshalb nicht bestraft, aber klagen kann 
er dennoch aus dem civilrechtlich verbotenen Geschäfte nicht; wer 
eine Sache von geringerem Werth, als einem Tbaler, gefunden hat 
und dieselbe dem Eigenthümer vorenthält, ist nach Art. 241. des G.G.B. 
straflos, aber Eigenthümer oder zu irgend einer Klage oder Exceptio* 
wegen der Sache berechtigt ist er gewiss niebt, o. dergl. m. Die 
früheren Sachs. Gesetze haben nun namentlich für Kauileute die 
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Ungültigkeit der Stipulation oder Annahme höherer, als landesübli- 
cher, Zinsen verboten. Das Crim.-G.-B. hat zwar die frohere Straf- 
karkeit des Ansbedingent oder Nehmens höherer Zinsen hei Kauf- 
leaten an/gen oben, aber damit hat es als ein Strafgesetzbuch auch 
nur die Strafe beseitigt; für das Civilrecht dagegen ist jene Bestim- 
moag völlig gleichgültig, eben weil sie eine criminalrechtliche, ist. — 
XL. Ist der Ehemann berechtigt zu Einklagung und Erhebung des 
DoJal- und Parap heroalvermögens seiner Ehefrau? S. 227 — 234* Der 
Verf. verneint dies nach Sachs. R. und Ref. hält dies für richtig. 
Gleiche Ansicht hat schon Krug in der angef. Zeitsch. Bd. 3. S. 298. f., 
jedoch kürzer, ausgesprochen, ist aber vom Verf. nicht erwähnt wor- 
den. — XLK. Steht dem zur simultanen (privilegirten) Succession 
berechtigten Ehegatten die querela inofßciosae donationis und dolis 
zo? S. 235 — 243. Es wird dies nach gemeinem und Sachs. Recht 
verneiut. Wegen des e/steren hätte Franc ke's Notherbenrecht 
S. 503. und Mühlenbruch's Ports, d. Glück. Pand.-Comm. Bd. 36. 
S. 55. f. Berücksichtigung ßnden können« — XL1I. Zur Lehre von 
der Beschränkung der Rechtsmittel gegeu richterliche Erkenntnisse. 
S. 244 — 257. Dieser Aufsalz beschäftigt sich hauptsächlich mit der 
wichtigen frage: wann zwei Erkenntnisse als eonform zu betrach- 
ten iteyen. — XLIII. (Jeher die rechtlichen Wirkungen des con~ 
gressus cum pturibus. S. 258 — 266., — XLIV. Zur Lehre von der 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. S. 267 — 273. Es wird hier 
von decRestitution gegen Fristverstumnfese und von der Fristerstreckung 
gebandelt. — XLV. Ueber den Einfluss des Goncursprocesses auf 
das beneficiüM excussionis s. ordinis. S. 274 —281. Bei der Bespre- 
chung der verschiedenen Meinungen hatte auch des Aufsatzes von 
Heimbach, Zeitsch. f. Givilr. u. Proz. Bd. 13. S. 387. ff. gedacht 
werden klonen. — , XLVI. Zur Lehre von der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand. S. 282 — 284. Ueber Restitution gegen dssVer- 
slamniss im Liqmdatioastermine nach Sachs. R. — XLVII. Zur Lehre 
von dem Gerichtsstande des Arrests. S. 285—287. — XLVU1. Von 
dem Gerichtsstände des Gesuchs um Restitution wider Versüumuiss im 
Civilprocesse. S. 288 — 290. — Ein Register über den ersten Band, 
welcher mit diesem Hefte vollendet ist, beschliesst dasselbe. - 

49. 

1) Die Landgemeinde-Ordnung für die Provinz Westplialen 
v. 31. Okt. 1841. , in ihrem organischen Zusammenhange mit der 
früheren Gemeindeverfassung und der gesaminten Preussischen 
Gesetzgebung. Ein Handbuch für Justiz- u. Verwaltungs-Beamte, 
insbesondere aber für alle zur Gemeindeverwaltung Berufene« 
Breslau, 1842. 

2) Die LandgeittBindeordnnng für das Königreich Sachsen, 
nebst Gesetz, dt* Anwendung der Landgemeindeordnung auf klei- 
nere Stftdte betreffend und der dazu ergangenen Ausführungsver- 
ordnung. Mit Erläuterungen aus den Landtagsacten und Beröck- 
Krit Jaar». f. 4. K.W. Jaki?. VI. H. VIU. 48 
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sichügong der Städteordnuag. Herauag. von eine« pnsct. Reckte* 
gelearteo. Mit vollständigem Sachregister. Leipzig, 1839. 
Die beiden Gesetze, deren Erläuterung durch die obigen zwei 
Schriften bezweckt wird, stimmen in der Tendenz, den Landgemetu» 
den eine grossere Selbstständigkeit so gewähren, mit einander flberein. 
Aber wie die froheren Verhältnisse, welche die Gesetze vorfände«, 
in den beiden Territorien, flr welche sie bestimmt sind, wesentlich 
verschieden gestaltet waren, — in Westphalen eine dorch «las depri- 
mere ade Französische Recht herbeigeführte, unnatürliche Unterordnung 
des Persönlichen anter das Räumliche, in Sachsen eine bereits vor- 
handene ans eehtdeulscbeu Einrichtungen allmählich entwickelte, aber 
regellose oad angleiche Selbstständigkeit der Gemeinden, vorzugs- 
weise jedoch der Begüterten, — so haben auch beide Gesetze in 
4er Verfolgung jener Tendenz verschiedenen Grundsätzen gehuldigt, 
deren Gegensatz sich im Wesentlichen darin zeigt, dass die West- 
phälische L.-G.-0. den Gemeinden im Ganzen weniger Freiheit and 
Unabhängigkeit eingeräumt hat, als die Sächsische. — Die erste von 
den oben genannten zwei Schriften ist sehr verständig angelegt und 
ausgearbeitet. Eine Einleitung gtebt eine geschichtliche Uebersicht 
der Gebiets -Zusammensetzung der Provinz Westphalen und der ver- 
schiedenen daselbst gükig gewordenen Rechte, dann eine Darstellung 
der früheren und gegenwärtigen Rechtsverhältnisse der Landbewoh- 
ner, sowie der ehemaligen Znständo der Gemeinden, endlich kurze 
Bemerkungen Ober die Verbandlungen der Westphälisohen Landstände 
Über den Entwurf, welcher ihnen schon im J. 1833. vorgelegt wor- 
den, und über die Ansichten, von welchen die Regierung hei Aer 
Schlussredaction des Gesetzes mit Rücksicht auf jene Verbandlaugen 
ausgegangen ist. Dann folgt das Gesetz selbst mit vielen Anmerkun- 
gen, welche die in demselben in Bezug genommenen gesetzlichen 
Vorschriften wörtlich wiedergeben und sonst Einzelnes zur Erläute- 
rung beifügen. Ein Anbang enthält ebenfalls gesetzliche Bestimm«- 
gen, welche mit der L.-G.-O. in Verbindung stehen. Register he- 
schKeseeo das Gauno, welches mit rechter Sorgfalt, Genauigkeit and 
steter Rücksicht auf das practisehe Bedürfnis zusammengestellt ist — 
Die Schrift unter Nr. 2. kann weniger Mühe gemacht haben, obgleich 
auch ihr das Verdienstliche nicht abzusprechen ist. Sie enthält zuerst 
Vorbemerkungen über Entstehung, Tendenz u. s. w. des Gesetzes bis 
S. 13. Dann folgt dieses selbst mit Anmerkungen, entlehnt ans den 
Motiven zu den verschiedenen Entwürfen, aus den Deputalionsberich- 
ten, aus den Erläuterungen der ROnigl. Commissarien und aus der 
ständischen Schrift. Die Zusammenstellung ist mit löblichem Fleiss 
besorgt. Hieran schliesst sich die Ausführungs- Verordnung und den 
Beschluss macht ein gutes Register* 8* 



1) Sachsens Volmu Ein Handbuch für kOnigfteh e&chskcb* Po- 
lizeihtamtete der untern Instanz, von Fiieelr« Bdm- mTeoaWl. 
Dreade* «. Leipzig, 1840. 
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2) Systematische DanteUimg des im KSnigr. Sachsen gehen- 
den Polizei-Rechts mit besonderer Rücksicht auf die in der k, 
sächs. Oberlausitz geltende Particular-Verfassung, so wie die all- 
gemeine frQhere Gesetzgebung and die durch die Kreisblätter in 
den vier Kreisdirections-Bezirken publicirten Verfügungen der obern 
Polizeibehörden, bearbeitet von Carl ESdu* Flatl», erstem 
Actuar b. d. Stadtpolizei* Deputation in Dresden. Bd. 1 — 3« 
Ebendas. 1841, f. 

Bei den geringen Erwartungen, welche die erste Schrift schon 
durch ihren Titel erregt, da dieser sattsam anzeigt, dass der Verf. 
sich eine eigentlich wissenschaftliche Aufgabe nicht gestellt, sondern 
nur dem täglichen Bedürfnisse der polizeilichen Unterbeamten habe 
entgegenkommen wollen, wird man sich auch hei einer näheren Be- 
trachtang des Buches nicht getaucht finden. Es enthält eine unter 
gewisse Rubriken gebrachte Wiederholung der gesetzlichen Bestim- 
mungen und gehört also zu der grossen Zahl jetzt so häufiger 
Sammlungen , vor deren gewöhnlichem Schlage sie ebensowenig 
Etwas voraus hat, wie sie ihnen an Genauigkeit und Vollständigkeit 
auch nicht nachsteht. — Grössere Erwartungen erweckt die Schrift 
unter Nr. 2. Sie soll eine systematische Darstellung sein. Nun 
versteht man, wie allbekannt, unter einem System ein aus Prin- 
cipien entwickeltes und nach denselben gegliedertes Ganzes, also 
unter systematischer Darstellung einer Wissenschaft eine solche, hei 
welcher es auf eine prineipmässige Ableitung und Anordnung des 
Inhalts derselben abgesehen ist, — nicht aber jede nach einem ge- 
wissen Fachwerke eingerichtete Aufzählung von Gegenständen, welche 
zusammen ein Ganzes ausmachen, wie es denn zur Zeit noch Keinem 
eingefallen ist, eine gehörig geordnete Vormundschaftsrechnung eine 
systematische Rechnung zu nennen. Der Verf. der zweiten Schrift 
rouss aber doch wohl seinen Begriff von System in der letzteren 
Weite erweitert haben, sonst kälte er sein -Bock nitht als eint 
systematische Darstellung bezeichnen können. Denn in der That ist 
es nicht mehr und nicht weniger, als eine Mittheilung des Inhalts 
der Sächsischen Polizeigesetze, welche nach einem Schema zusam- 
mengestellt sind, gaoz so, wie in der Schrift unter Nr. 1. Ja, jene 
Begriflserweiterung ergiebt sieh noch schlagender, als ans der Be- 
trachtung des Inhalts des Buches, aus folgender Stelle der Vorrede : 
„Die Bearbeitung des vorlieg. Werket tollte ein Vertu ch sein, den Wün- 
schen aller Derer xu genügen, welche vermöge ihrer amtlichen Stellang 
oder fonit irgend ein Interesse an der Polizeigetetigebung sn nehme* 
haben. — Da jedoch hierbei unreine rein praktisch« Tendenz verfolgt und 
eine systematische Darstellung des im K. Sachsen geltenden Polisei rechts 
beabsichtigt ward, so mussten auch alle Ansichten der Mosten Theorie, in- 
sofern sie nicht in der positiven Gesetigebung ihre Bestätigung gefunden, 
unberlcksichtigt bleibe». 44 

Diese Stelle isVaher auch noch in anderer Hinsicht meiiwörshig. 
Zu den Gründen, aus welchen der Verf. alle Ansichten „der blossen 
Theorie 4 . 4 unberücksichtigt gelassen hat, gehört auch der, weil er 
eine systematisch« Darstellnag des im K. Sachsen geltende« Potisei« 

48* 
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rechts liefern wollte. Dies würde geradezu unbegreiflich nein und 
an den berüchtigten Schluss: „Weil der Löwe ein grimmiges Thier 
ist u.s.w." erinnern, wenn man nicht zu Gunsten des Verfs. anneh- 
nehmen wollte, dass er — durch seinen Titel veranlasst, überall das 
Wort: „ systematisch" zu wiederholen, wo er seiner Darstellung 
gedenkt, — einen Gegensatz nicht zwischen dem Systematischen und 
der Theorie, sondern zwischen dieser und dem in Sachsen geltenden 
Polizeirecht habe aussprechen wollen. Doch bleibt es immer etwas 
Sonderbares, wenn Jemand die Theorie dem Geltenden entgegensetzt, 
gleich als ob jene ein unbrauchbares Ding sey, sobald es darauf an- 
kommt, das Recht darzustellen, welches im Staate gilt. Es wäre 
aber wirklich recht gut gewesen, wenn der Verf. seinen BegrifT vom 
Systematischen nicht allzusehr ausgedehnt, sondern .auch „der blossen 
Theorie" dabei ein Plätzchen eingeräumt hätte, mit andern Worten, 
wenn er das Sächsische Polizeirecht nicht blos mit dfen Worten der 
Gesetze unter gewisse Theile, Capitel, Titel, Artikel, Sätze '(sie) 
und Paragraphen gebracht, sondern dasselbe wahrhaft Wissenschaft« 
lieh bearbeitet hätte. Ref. hat eine zu gute Meinung von der Wis- 
senschaft einerseits und den Sächsischen Beamten andererseits, als 
dass er nicht annehmen sollte, beide würden sich mit einander ganz 
wohl vertragen haben. — Sieht man nun ahjer von diesem Hanpttadel 
des Werkes ab, so muss man dem Fieisse, der Genauigkeit, der Be- 
lesenhcil und den Kenntnissen des Verfs. alle Gerechtigkeit wider- 
fahren lassen, uud anerkennen, dass diese Sammlung des Sachs. 
Polizeirechts eine der Masse und Ordnung nach sehr gute und brauch- 
bare sei. Sie wird in dem Kreise, für welchen sie zunächst bestimmt 
ist, eine höchst willkommene Erscheinung sein und als Warner vor 
der Noth ebenso sich bewähren, wie als Reifer in und aus derselben. 

- 8. 

Kurze Uebersicht der verbotenen Grade der Blntefreondschaft 
und Schwägersdiaft sammt nöthigen Erläuterungen und Verglei- 
chung der betreffenden Gesetze in den verschiedenen Landestbeilen 
des K. Hannover. Zum Handgebrauchs für Alle, welche roitBhe- 
Dispensations- Sachen zu thun haben, von C. O. F. Alefiel» 
Superintendent d. Insp. Harsefeld u. Pastor zu Horneburg im Her- 
zogtum Bremen. Hannover, 1842. 

Nach der Vorrede hatte der Verf. diese Blätter ursprünglich zum 
Privatgebrauch bestimmt; er veröffentlicht dieselben jetzt in der Hoff- 
nung, dass sie auch Anderen nützen kennten. Das werden sie gewiss 
auch, wenn schon Solchen, die nicht bereits eine Kenntniss der Gra- 
deberecbnuug und einige Uebung in derselben erlangt haben, der 
Unterricht des Verfs. nicht selten zu kurz und darum schwerer ver- 
stlndlich erscheinen wird. Die Begriffsbestimmungen des Verfs. sind 
nicht immer juristisch genau genug. So ist z. B. die Bhttsfreund- 
•chaft bdehst unbestimmt bezeichnet als „die durch Erzeugung nnd 
Gebort begründete Verbindung und Beziehung zwischen gewissen 
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Personen"; denn auch .der Erzeuger und die Erzeugerin stehen in 
einer durch Erzeugung und Gehurt begründeten Verbindung und Be- 
ziehung. Unrichtig ist es ferner, wenn nur die eheliche Erzeugung 
als das Merkmal der legitimen Verwandtschaft angegeben wird; auch 
die eheliche Geburt kann trotz ausserehelicber Erzeugung eine legitime 
Verwandtschaft bewirken. Im Uebrigen ist das Schriftchen zu dem 
Zwecke, welchen so wie den Inhalt der Titel vollständig genug an- 
giebt, wohl geeignet. 39. 

Repertoriwn zu der Gesetzgebung des Fürstenth. Schwans« 
bnrg-Sondershansen v. J. 1819. bis mit 1836», umfassend 
1) ein alphabetisches Sachregister, 2) ein chronologisches Ver- 
zeichniss der in dem vorbemerkten Zeiträume erschienenen Gesetze, 
Verordnungen, Rescripte, Publicanda u. s. w. und entworfen von 
Clu% CK F. Schreek, P. Schw.-Sondersh. Steuerrendanten u. 
vormal. Regierungsadv. — A. u. d. T. : Handbuch des Schw.-Son- 
dershäusischen Privatrechts in einem Repertorio vorgetragen von 
3mh* Christian v. Heilbads* weil. F. Schw.-Sondersh. Hof« 
ratheu. s.w. 2ler Thl. Sondershausen, 1841. 

Der erste Titel giebt an, was man in dem Buche zu erwarten 
habe. Aus 1030 Gesetzen u.s. w. des Fürstentums, welche in dem 
bemerkten Zeitranme erschienen sind, hat der Verf. einen recht guten, 
in den einzelnen Artikeln das gehörige Maass haltenden und doch die 
nöthige Aufklärung gebenden Auszug in alphabetischer Ordnung zu* 
sammeugestellt. Zunächst ist dadurch den Geschäftsmännern des Lau 
des eine Erleichterung gewahrt worden, welche sie gewiss dankbar 
anerkennen werden« Aber auch dem auswärtigen Juristen bietet die 
Sammlung einen Nutzen. Wer sich bei seinen Studien nicht blos 
an das gemeine Recht hält, sondern dessen Fortbildung in den ein- 
zelnen Staaten verfolgt, hat dabei in der Regel mit Schwierigkeiten 
zn kämpfen, welche selbst an Orten mit -reichhaltigen Bibliotheken 
gewöhnlich unflherwindlicb sind. Wer kann alle Gesetzsammlungen 
der vielen Deutschen Staaten, besonders der kleineren, auch nur 
zum Gebrauche zusammenbringen, wenn es ihm darum zu thuu ist, 
zn wissen, wie sieh ein Recbtssatz oder ein Rechtsinstitut im ganzen 
Vaterlande gestaltet babeY liier treten solche Sachrepertorien, wie 
das vorliegende, welche sieh nicht blos auf die Nachweisung der 
Gesetze beschränken, — auch das ist oft schon willkommen, — 
sondern deren Inhalt selbst in verständiger Gedrängtheit mittheilen, 
höchst erwfinscht vermittelnd ein. 8. 



1 ) Die Controvcrse derZnrechnung bei zweifelhaften Gcninths- 
zaständen* Ein psychologisch -forensischer Versuch dir Aerzte 
und Juristen von JDr. €• M. £p*Bliols« Stralsund, 1839. 

2) Die Lehre von der Zurechnungsfähigkeit bei zweifelhaften 
GeittUthazuständen« -Für Aerzte und Juristen praktisch darge- 
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stctit von JDr» Adtlpli ftelfrmtteter, praktischem Ante, Opera» 
tenr und Geburtshelfer su Berlin u. s.w. Berlin, 1840. 

Die Schrift noter Nr. 1. zerfallt anf 127 Seiten io stehen Ab- 
schnitte. S. 1 — 6. „Ueber das naturgemSsse der bisherigen Wirren in 
den gerichtlich-medicinischen Untersuchungen zweifelhafter Gemflths- 
zurtände" giebt der Verf. eine Uebersicht der drei mit einander strei- 
tenden Theorien Aber das Wesen der Geisteskrankheiten. S. 6 — 15« 
betrachtet er das Verfahren bei Ansmittelung zweifelhafter Geraflths^ 
zustande im Allgemeinen und das, was hierüber in England*), Frank- 
reich, Oesterreich, Baiern und Hannover (warum werden andere, 
besonders deutsche Staaten übersehen?) gesetzlich ist. S. 15 — 29* 
finden wir das, was hierüber in Preussen, dem Vaterland des Verfs., 
dem er die Palme reicht, Norm ist« Auf S. 29— 45. untersucht er 
die bisherigen Mängel dieses Verfahrens und deren Ursachen, wäh- 
rend er S. 45 — 71« die Vorschläge betrachtet, welche rar Beseitigung 
dieser Mängel gemacht wurden. S. 71 — 109. verbreitet sich der Verf. 
über die zweckmässige Abfassung der Gesetze**), der Fragen der 
Richter an die Gerichtsärzte und der ärztlichen Gutachten, und S. 109 — 
127. finden wir Desiderien, welche er unter der Aufschrift: „Ueber 
wfnschenswerthe Verbesserung in der Form", darlegt. Der Verf. 
versickert in der Vorrede, dass seine „gerichtsärztliche Monographie 
das Resultat einer mehrjährigen und anhaltenden Beschäftigung 14 mit 
dem Gegenstand derselben sei. Seine Schrift dient ihm hier zum 
Zeugniss. Eine andere Frage ist aber die, ob er den Stoff, den er 
sich auswählte, beherrschte and erschöpfte. Ref. glaubt dieses be- 
zweifeln zu müssen. Das Verdienst besteht übrigens zunächst darin, 
auf die Nothwendigkeit einer tüchtigen, ernsten Anforderungen genü- 
genden Gesetzgebung gedrungen und Fingerzeige gegeben zu haben« 
Ueberhaupt ist die Schrift ein kleiner Beitrag zur Besprechung der 
vielen Fragen der gerichtlichen Psychologie, welche durch die Schrift 
unter Nr. 2. wahrhaft bereichert ward. 

Die Tendenz des Verfs. dieser zweiten Schrift finden wir in der 
Vorrede ausgesprochen, wo wir u. A. lesen: 

„Indem ich dem ärztlichen und jurislUchen Publicum die vorliegende Schrift 
übergebe, muss ich im Voraus bemerken, dass ich die mir selbst gestellte 
Aufgabe, einen der wichtigsten und schwierigsten Abschnitte der gericht- 
lichen Meücin zu bearbeiten, keineswegs verkannt habe; indessen habe ich 
mich bemüht, das Ziel, so weit es mir möglich war, za erreichen. Es lag 
hier keineswegs in meiner Absicht, eine ausführliche Bearbeitung der ge- 
iammten Lehre von der Zurechnungsfäliigkeit bei psychischen Krankheiten 
Oberhaupt zu liefern, da mich dieses wider meinen Willen der Speculatlon 
zugeführt hätte; es lag nur in meinem Plane, dem mit dem Gegenstände 
ohnehin bereits mehr oder weniger vertrauten Publicum eine sich für den 
praktischen Gebrauch eignende gedrängte Uebersicht der Lehre von der Zu- 
rechnuagsfähigkeit bei zweifelhaften Gemüt in zuständen zuliefe». Die 

- *} S. meine Anzeige der Schrift von Thomson: Vorlesungen 6ber gericht- 
liche Arznei Wissenschaft u. a. w. 0. MS —268. das Jahrg. 1842. dieser Jahrb. 

**) S. Mitte rmaier's Ausgabe von Feocrbach's Lehrb. d, peiul. Rechts 
(13. Autn Giessen, 1840., §.90. a. (Zusatz des Herausg.) Note e*., wo der 
Herfttftg. in dieser Beziehung der Spon hol Stehen Schrift gedenkt. 
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vorliegende Schrift hält lieh daher meiit nur an das, wai dem Gerichtsari t, 
wie dem Juristen bei Untersuchungen zweifelhafter psychischer Zustände 
zu wissen wesentlich nothwendig ist. Insbesondere aber ist jene Lehre hier 
von dem Standpunkt der Strafrechtspflege aufgefast, die Cirilgesetsgebung 
aber weniger berücksichtigt , obgleich sie nicht ganzlich ausser Acht gelassen 
worden ist." 

In der That ist das juristische Publicum dem Verf. Dank schul- 
digt weif er durdb seine Schrift es vielfach belehrt Sie eerfellt in 
zc^i Abschnitte. Im ersten Abschnitt, der aus 8 Kapitel besteht, han- 
delt der Verf. von der Zurechoungsfähigkeit bei zweifelhaften psy- 
chischen Zustflnden Oberhaupt, von den in rechtlicher Beziehung in 
Betracht kommenden psychischen Krankheiten, von der Pubertatsenl- 
wiekelong und der daraus entspringenden Feuerlust und dem krank- 
haften Brandstiftungstriebe, von der Zurechnung! föhigkeil der Schwan- 
geren, dem Abortus, von der Zurecbnungsföhigkeit der Gebührenden 
und Wöchnerinnen, von den Ursachen des Todes der Kinder während 
nnd kurz nach der Geburt and deren Lebensfähigkeit Der zweite 
fährt in 11 Kapiteln „mehrere andere in rechtlicher Beziehung in 
Betracht kommende zweifelhafte psychische Zustande 41 an dem Leser 
vorüber — Mania sine delirio — *- Amentia oeculta — Mania tran^ 
sitoria — Monomanie (Mord- und Stehl -Monomanie) u. s. w. Ein 
zwanzigstes Kapitel, das den Scbluss bildet, enthalt nachtragliche 
Bemerkungen über die Untersuchung zweifelhafter psychischer Zu- 
stande und die Fragestellung, über die Einsicht der Akten durch den 
Arzt bei Untersuchungen und über Fötusmord. In dieser letzteren 
Beziehung cootrovertirt der Verf. mit Jörg: Die Zurechnungsfähig- 
keit der Schwangeren und Gebarenden, Leipz. 1837., welcher den 
Fötus nieht als Mensch betrachtet wissen will. Vergl. Mitterraaier 
a.a.O. §. 207. 392. u.s. w. — Einige Lehren, welche der gericht- 
lichen Psychologie gar nicht angehören, hat der Verf. in seinen 
Kreis gezogen, ohne auch nur einen Grund anzugeben« Es ist z.B. 
nicht einzusehen, warum das Kapitel VI. des ersten Abschnitts: 
„Heber die Ermittelung eines muthmasslich in doloser Absiebt herbei- 
geführten Abortus 4 ', und das Kap. VIII. desselben: „Ueber die 
Ursache des Todes der Kinder wahrend und kurz nach der Geburt 
nnd Über Lebensfähigkeit derselben 46 , eingeschoben wurde. Das 
Gleiche gilt von dem Anhang über Fötusmord. Bopp. 
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ID. Berichte fiber akademische 
Schriften, 

Specimen juris gentium et publici de navium detentione, 
quae vulgo dicitur cmbargo, qnod etc. proponit Jftrmtc« 
Wreder. Kar*eho&m 9 j. u. Cand. Amstclodemi, ex off. typ. 
Sybrandi, MfiCCCXL. xiv u. 124 S. gr. 8. 

Specimen juris nautici inaugur* de n avium detentione, 
quae vulgo dicitur embargo, quod etc. examini submittit 
V. W. Karteboom, Axnttelodamenm. Ibid., ex off. typ. Spin. 
MDCCCXL. x u. 142 S. gr. 8, 

Die Trennung der Bearbeitung des Gegenstandes in iwei verschiedene Dis- 
sertationen ist durch zufallige äussere Umstände veranlasst worden: die erste 
Dissertation verfallt« und vertheidigte der Verl im Athenäum su Amsterdam, 
dessen Schuler er ist, uro dadurch einer alten Sitte su genügen, nach welcher 
die Zöglinge dieses Instituts Abhandlungen öffentlich zu vertheidigen pflegen, — 
die zweite schrieb und vertheidigte er zum Behuf der Erlangung des Doctorafs im 
Hämischen und heutigen Rechte auf der Universität zu Leyden. Die erste behan- 
delt, wie der Titel anzeigt, die Völker- und staatsrechtliehe Seite des Gegen- 
standes, die zweite die seerechtliche. Beide zeugen von grosser Belesenheit, 
insbesondere auch in der Deutschen Literatur, von vielem Fleiss und von Talent, 
beide leiden aber auch an einem, bei längerer Beschäftigung mit ihnen immer 
unangenehmer auffallenden Fehler, — einer übertriebenen Weitschweifigkeit. 
Wir beschränke!»- uns im Folgeuden auf eine Uebersicht des Inhalts. Die erste 
Dissertation besteht aus fünf Capiteln. Das erste handelt von* dem Begriff, dem 
Ursprung und den verschiedenen Arten des Embargo. Der vom Verf. aufgestellte 
und gut gerechtfertigte Begriff lautet: actus civitatis, quo ex inopinalo certae 
drßnitaeque naeet, velomnes, quae im aliquo /tujut civitatis velin omnibus ejus 
pnrlibut, od im orit ejurj cowmorantur, im pnblicam utHitatem, nutio awtme 
eat suas faciendi arcedenle y per tempus quoddam, detinentur, iisque abilus 
deuegalur, du nee aliud placeat. Das zweite Capitel beantwortet die Frage, wer 
«las Recht habe, ein Embargo anzuordnen; das dritte spricht von den möglichen 
Zwecken einer solchen Anordnung; das vierte von den zur Vermeidung des Km- 
bargo geschlossenen Völkerverträgen; das fünfte Capitel endlich enthält allge- 
meine Bemerkungen Ober die Anwendung des Embargo. Was die ganze Ausfüh- 
rung besonders interessant und lehrreich macht, ist die fortwährende Rücksicht 
auf geschichtliche Ereignisse, deren Behandlung sehr lobenswerte ist. — Die 
zweite ebeufalls in fünf Capitel gelheilte Dissertation handelt in dem ersten der- 
selben von den Rechten uud Pflichten der Schiffer im Falle eines Embargo, im 
zweiten von dem Einflüsse desselben auf die Befrachtung^ Verhältnisse, im dritten 
von der Frage: ob die Kosten des Embargo zur Havarie zu rechnen seyeii, im 
vierten von dem Einfluss des Embargo auf den Bodmereivertrag und im fünften 
von dem Einfluss des ersteren auf den Asseeuranzvertrag. Bei allen diesen Um« 
tersuchungen geht der Verf. sehr umsichtig zu Werke und befriedigt durch den 
regen Eifer, mit welchem er sich die Erörterung der vorliegenden Fragen an- 
gelegen seyn lässt. 18. 



Digitized by 



Google 



Pa/meH et Nord/und, De crrore contrahenüuui sirca rem. 761 

De errare contrahentium circa retn, quae in Obligation* 
versa tur. Spcchnen acadcmicum, quod venia Cons. Facult. Jtirid. 
ad Univ. Imp. Alexandr. inFennia, p. p.JToh. Philipp. Palmen, 
Phil. Mag., J. U. Lieent.y Judex terri Cor. Vicarius* adlmper. Sena- 
tum pro regenda Ftnnia Copüta E. 0. 9 et Carol. Vera*. Word- 
Mwn& 9 Stip.Publ., Satacundensis, in Judilorio jurid. d. III. Jun, 
MDCCCXL. Helsingforsiae ex off. typ. Frenckeliana. 40 S. 8. 

Eine klar geschriebene and wohl durchdachte Uebersicht der Lehre, welche 
der Titel angiebt, aber ohne irgend aeae Res ultale, welche auch der, (oder diel ) 
Verf. gar nicht hoffen tatst (oder lassen?). Ei wird der Inhalt der Quellen ent- 
wickelt and mit Eimicht zusammengestellt, noch in ersten $. der neueren Deut- 
schen Literatur gedacht, An die Darstellung des Rom. Rechts schliefst sich eine 
kurze Angabe Dessen, was in Finnland gesetzlich bestimmt ist, und eine ebenso 
kurze Vergleichung des letzteren mit dem enteren. 20. 



Düsertatio inaug. quam — pro summisin utroque jure hono- 
ribt/s rite capessendis die All. mens. Septbr. MDCCCXL. examini 
subjeeit auclor Wrc. AXb. Wreytag, Gothanus. üeidelbergae, 
typ. C. Groos, MDCCCXL. 36 S. in 4. 

Dass diese Inauguraldissertation vom Duell handle, ist weder auf dem Titel, 
noch in einer Ueberschrift angezeigt. Eine Ueberschrift kommt überhaupt nur 
ein einzigesmal in dem ganzen Schriftchen vor, nämlich auf der ersten Seite, wo 
anmittelbar nach der dreiseitigen Dedication das Wort Prae/ah'o steht, hierauf 
ein französisches Motto folgt, und nun der Text bis S. €. ununterbrochen fort- 
geht. Hier bezeichnet ein Strich den Schluis der Vorrede und nun geht es bis 
S. 35. ohne Capifel oder Paragraphen einlheilung, ohne alle andere Unterschei- 
dung, als dass von Zeit zu Zeit ein Alinea sich vorfindet, weiter; keine Anmer- 
kung, keine Varietät der Typen, als zwischen Versalien und Minusceln, alle 
Cttate in den Text aufgenommen, lateinisch und französisch gleich gedruckt — 
kurz eine Schrift von solcher äusseren Monotonie, wie sie dem Ref. lange nicht 
aus neuerer Zeit rorgekommen ist. Hat man aber diese den IJcberblick sehr er- 
schwerende Einförmigkeit überwunden , und sich zugleich an die oft nicht min- 
der störende Schwerfälligkeit des Ausdrucks etwas gewöhnt, so überzeugt man 
sieh von dem Fleisse und der Belesenheit des Verfs. mit Vergnügen. Ausser 
den einschlagenden Quellen und der betreffenden deutschen Literatur kennt er 
namentlich die Schriften von Pinet, Bataillard, de Chateauvillard , Mongaley y 
Nongarede de Fayet, Jolly , de Perron , Mirabet Chambaud u. a. (Alph. Sfgnot: 
Apologie dn Duet scheint ihm entgangen zu sein) und eutnimmt aus ihnen 
mann ich fache Argumente für den legislativ-politischen Theil seiner Darstellung, 
den er von dem historischen uicht so trennt, als zur Forderung der Deutlichkeit 
wfinschenswerth wäre. Was er de lege ferenda Eignes sagt, ist etwas ober- 
flächlich, wie uns überhaupt die zweite Hälfte seiner Schrift, welche über 
gemeines Recht und die Bestimmungen neuerer Strafgesetzbücher handelt, mehr 
befriedigt hat. Häufigen Anstoss nimmt man an Barbarismen, wie duellantes % 
quo verbo mihi duelli [duello y was da Bteht, ist unstreitig Druckfehler] con 
feeloret appeliare liceat (/>. 7.), bonos inttrnclioneg aeeipere (p. 15.), gurttn 
Itidus equeslret evanuissent (p. 9.) u. dgl. mehr. — Und doch, bei wie vielen 
andern Büchern wäre das naive Schlusswoi 
patcca" nicht um vieles besser angebracht! 
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IT. Uli sc eil eil. 

Ad legem Sertitiam repetundarum crittcae quaedam 
Observationen 

Piurimum iure valet in ii» rebus , quas ipsi propter di/ficultatem pervesti~ 
gare nonpossumus, eorum auc torilas > qui in his rebus totisunt: quarefacile 
credimus ttt, gut inseriptionum molem superare et toller ter iis uli didiceruut. 
At nimiam nullam esse deöere auctoritatem, astendit Klemzii exemplum, gut 
in legi» ServiHae repetundarum fragmenti» componendis et enodandis ila quidem 
versaht» est, ut omnes artemeiu» admirentur, permulta tarnen dubia reHauit\ 
nonnulla haud bene tractavit. Huiu» rei exemplum luculenti»»imum praebet 
ephtola, quam ad me dedit egregius amicus y quem per aliquot anno» schoüs 
meh aeudemicU diNgenHssime u»terfutsu 9 Per* mi/ti gratulor, Tkeodorus 
Mommsen. Em, ip»a epistela. 

„ Cum nuper in bibHolheca mottra aliud quidquäererem et complures , ulfit^ 
Kbro» data occasione eooleerem : ineidi inter aKa in rariu» opuscutum illud\ 
quo Epigrammata antiquae Urbi» a Jacobo Mazochio eollecta ( Rom. 1521./W.) 
coniinentur cumque in extrema parte ejus tabulam XI. legi» Sereiliae expressam 
viderem , easu magis quam consilio eam cum editione Klenziana eomponere in- 
stitui. Tu quidem , vir amicissime, qui quantum Klenzii soltertiae et dtUgen- 
tiae tribuam non ignoras, fädle intelliges me ila hoc negotium suscepisse 9 vi 
aliud nihil nisi acta agere me arbiträrer. Sed alt ter res cecidit. Reperi em'mvere 
post v. 34. (tabulae X f. seil.) totam lineatn, quam Mazochius habet, a Klenzie 
ita omissam esse, ut ejus nee vola nee vesliginm apud eundem appareat. flu 
enim Mazochius •* 

Apud Klenxium 

e Judicium adesse passit de tu re praelori quei 

ex hac 

re poterit f actio quoius deicet nomen referre 

let quoius ex h. I. hominis delatio erit ei ejus 

rei pe 

Quod ff cognoveris mecum et ipso libro inspecto, quem Tibi misi, rem ita se 
habere Tibi persuaseris , jam vides, dummodo Mazochio fide» sit habend a, totam 
capitis XU. a linea 40. ad l. 46. conditionem ita ette mutandam, ut quae in sin- 
gulis versibus ex lab. XI. afferuntur, ad proximum quemque legis versum »int 
trahenda. Quae eemmutatio quanquam in miseris his reliquiis vix ad jus tarn 
restitutionem hujus capitis ejusque interpretationem viam tnuniet, cujus Klenzius 
ne periculum quidem fedt: tarnen verum nein tut ni mit quidem negligendum est 
neque desperandum de pretpero hujuscemodi labori» eventu. Certe i» qui hoc 
errore non cognito eam provinciam tibi sumsisset, haud scio an operam suam 
plane perdidisset. Malta praeter ea exhibet Mazochiu» a Ktenzio aut amissa 
aut male relala, quae fuluro Editori non erunl negHgenda. At quid dicemu» 
de ßde Mazochio tribuendat sive y ut rectius loquar, ei cujus ex*mptum ex- 
pressit; ipse enim tabulam se non vidisse diserte teslatur (in Addendis) % imo 
pro/er t haue tabulam ut partem decreti, quod ubi nunc sit ignoretur (unde cor- 
rigas veüm quae de hac tabula Romae a. 1521. servata Rudorffius in lege 
ThetWa p. 1. proposuit). Emmvero etsi nemo negabit versus mullo saepius uegH- 
genter omitti, quam dolo malo addi: tarnen duot viros doclissimas in hac tabula 
describenda eundem versum simi liier omisisse et ipuum miraculi instar est. Sem 
et Sigom'um et Vrsinum cum KUnzio facere mgkbts. Labet igilur ) ne carba*** 



X/.,34.— legi» 1.19. 

deest 

Xf.,15 legi» Li*. 
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mo pra thetauro Tibi attuUtte Sttaty V» Am* r»* pauUo dQigentiut iuquirere. 
Qmod itafaciam, ut primu m unde HnguH editoret tmtt reeentionet duxerinty 
imm e t tigern y detnde d eme nt trem, qua diligentia apographmm Manothtamtm tabu* 
imm repr a et e ntarit. 

Tabula ea y 91*00 upud Urtinum locum XI, aee u pa t y eonttat ex daabue 
lamtmtt y quarum tuperior hodienum ext lernt an. 1 — 14. integrat et pmrtem 
thu 14 — 19. contimet, inferior duaum amitta rettqua ex Hn. 14 — 19. ei integral 
pertue 89 — 40. (teil, tabulae juxta numerat Klenzii). Hujut ex empia debemut 
Jme. ManochiOy Stgonto, Urtinoy Wfut praeter hat trtumeirot Btuhrnh V, C— , 
Et in hac ktmina tuperiori ret expedita ett; omnet enim iptam tabulam viderunt 
et detcri peerunt (#. e. tf. Klen%. p. 7. Mol. o.) neque de hae re qmaerere attinet. 
km altera emtem pmrte Urt in um eerte non ta bu l a m ette t e eutum , ted SigomÜ 
nifnRf jam demonttt ab o • 

Bum qui medioeri tantum diligentia iegem ServiUam traetavit, non fugtet, 
apiner y quanta tutervedere toteat differentia inier Sigonüet Ursini reeontionem* 
Urainmt cum in atfit attiduitate et toller tiwSfjrenium tuperaty tum maxime eem 
vacet, im quibut fabula fraeta ett y maneat ut taut, itm plerumque eerte {ef, 
emim Khnm^p. 97. not. k.) exhibety quibut Sigoniut taepe tatile tuppiementm 
mddidit, ubi re$ tibi certa widere tur. <— At tu hae parle Ürttuut Sigemü vetligia 
ita preuity ut nutquam ab auetore diteedaty ti orthographica quaedam exci- 
pimrn _ tciHcet terOKpro V tertptit (im. 14. M.j eudtcium . I. tu.jomrent)y pro** 
terea adeSe et cauSam, ubi Sigoniut adeSSe (/. 34.) et cauSSam (/. 36.)/*frt» 
Haee tarnen lecittima non e ditfgentiori tabulae intpectieue manattty $ed tive 
comneivoeomtulio, ut tolita tabulae erthographia hie quoque obeervaretmr, ette 
mmlata eo ver itimi ttut etty quod Mauochiut in tribut ladt ex Wie quinque. neu 
emm UrHne facit % §ed cum Sigonio (hn. 34. jVdiciueu L ead adeSSe lim. 38« 
jrret). — Deinde qued Sigoniut infine r. 30. faeito % Masufa % ilie inßue 
v.M. forum, /tief er y iile in fine v. teq. h. I. , Aie h a e , denique in priueipie 
v. 39. Sigon. queij Mau. uei ex/tibet: harum variarum lectionum ni$i omnet 
tarnen plurimat non Sigonüy qui pott Mazoebium veuity majori diiigenliae 9 
ted mmlto faeiHut ejutdem tuppleudi cemtuetudimi ette tribuenda periti »latim, 
opimor, eoueedent. — At in hit omnibut Urtinum habet pedittequum fideiittt* 
mim, qui tarnen y ut tupra menui t in reliquit tabulit deteribendit Manochianam 
potiut rationem tecutut ett. 

Quae cum et in lege Serriiia obterventur et in Thoriae parte ea y quae in- 
ferieri frutto tob. Xi. oppatita ett: Jam quaero ex IV, vir doetittime y quid 
Tibi magit probetur: aut Maxochium hunc vertmm y de quo ditputamuty ex *'*- 
genio addiditte , aut Sigoaium et Urtinum in hoc frutto deteribendo quati 
q u e d e m dieinejutm eundem errorem eommitittty aut denique Urtinum, cum 
jam exemplar ipeuen ad mannt non ettety quod nunc eerte amittum etty haec ita 
uumtitwe ex Signemi Hbro , ut ah'quantutum immutaret t Neque enim datur alia 
axpHcatio. — Ut meafert opinioy tolut Mazochiut haue partem tabulae cum 
fide repraetentavit; foedae vero tlliut emittionit culpa tit penet Sigoninmy qui 
ne tnjuriam fieri ttbideleat neve Urtinifidei non immerito nuper a viro doetit- 
mimo in dubium voeatae nimtum tn'buatur y affero legit detcribit v. 49. ( Hmub\ 
p. 88.) , in Urtiniano apographo perperam omtttumy cum hie e contrario Sig«mut 
verum tervaverit. 

Minorit momenti ett utrum Sigonium quoque tua ex Mazochio tumtitte 
an ex aere ttatuamut; cum enim Urttno remoto Jam jam tolut Sigoniut a 
Manochio abeaty vertut ilttut ttneeritatem tingutart tue tetttmonio eerte in 
mutpteionem nulle modo vocabtt. Ita igttur quaettio proponenda etty ut mmbi- 
famut utrum Maxochium an tabutam male exteripterit. tpeiut tettime nium 
eU hae re (Ktennep. Vit. n. 13. cf. p. itt. n. 1.) ntmit generale ett ; ita afferam 
variat leettonet praeter illat , quat tupra enotavi apud Sigvntum repertat : 

m) v. 17. Ma*. qnaerundAt. 8ig. quaer und Aß. 

b) v. 19.tf*.— T. — IT. 

t) v. 30. — Praetor EI — praetor I. 

dS v. 81. — jOrdicet — j^dteet. 

e) ». 34. — Praetori — pr. 

t) v. 38. — Haminit — Nemtutt. 
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g) v. W. Man. faait. Sig. facHO. 
h) v. 4t. — «r — {dsest). 

Ex bis quae sub a). d), posut, ad orthographiea dieerimina pertinenl; quae sub 
f). g). collocala sunt, conjecluris videntnr annumeranda; denique lectiomee 
Sigonfanae c) et e) falsa* eeee, partim infra omtendam, pmrtim externa tabulae 
figura non obscure mrguit. Re$tat illud IT pro Tet emüemm VR, quae am emf- 
ficiant, ut Sigonium ad tabulam ipeam rediiese statuamus, ipte Videos. CerU 
tut hoc placebit, Sigonio hujus lamimae paullo ante a, 1574. copiam adhue 
fmsse affirmare meee$$e habet , cum X. anm's pest U reimt* eandem nancisei non 
potuerit. 

Denique supra poWcitu» eum me exemplis prebatmrum plermmqme reeedm 
lectionem a Manochio eeee servalam. Quod me in minutiös abeat, digilo tantum 
indicabo Anne eolum ultimum hujme tabulae vereum — ei vertue diei meretmr — 
eervasse; praeteribo etiam eundem XI, 9. im voee tribuSVm pro tribum 
molum contra Sigon. et Ureinum etare cum BimAmie , cujue dUigcntiam imcem- 
parabitem non nostrates eohtm eed voe quoque philologi ut exemplor quoddam et 
normam ante+eulo* habere cousuestis. (cf. Klen%.p. 24. n. k. cf. p, 64. n.J.). — 
Jie soHs exempHs utar, qua* ad verba meHue intelHgenda aüquid videnlur facere. 

Lineam 23. tob. XI. (legis l. 28 J Maxochiue ita exhibet: 

eie! 
quei pequniam capiet eum ob com rem quedpequanim ex h. L eeper 
Klonxius vero ita: 

quei pequniam ex.,.* tum ob reit, 
eum habent etiam Sigon. et Urshtus. Bquidem non Video, cur poet factum demum 
Opographum Maxoehiauum hae liier ae etanuisse negemue , forlaeee eodem cetu, 
quo inferior part abtumta est. tmo pidentur genuina eupplementa MaxochH 
quam quam non parum ab H$ quae Klenm'ue substituit abhorrent. Haud abeimile 
eet XI., 6., ubi Mazoch. quaeetionem joudicioque exhibet, quod aperte 
verum eet. Sched. et Vre. OVEprn QVE, obUterala seil, virgula. 

Vereum 30. lab. XI. {legis l. 35.) Klenzius ita dedit: 
ice de ea re volet apud Pr., ie Praetori worum ne facito. 
8ed hoc vix cuiquam placebit. Si quis quid f (teere volebal apud Praetorem, quo 
paclo potuit Praetori moram faceret imo praetor jubendus erat, ne moram ei 
faceret. — Jam cognita tectione Maxochiana 

ispraetoreimoramne facito 
(apud eum enim verba neque spatiis neque punclis dirimunturj nultut dubitabit, 
quin legend um sit 

is Praetor ei moram ne facito. 
Ultimum denique quo ular exemplum desumtum est ex lege Thoria, ubi additis 
Rudorßii V.O. supplemenlis certiseimisJin. 39. haec leguntur: 

facitoqu[e ie cos. pr. prove pr. quo de ea re in jous'aditum ejrit 
eedulo m. n. utei ie quei judicatue erit dare oporleat. 
In verbie seduto m. n, quae Rudorffius quasi desperat a reliquit, etatim suspi- 
ratus suut 1 et lere sc (i. e. eine) dolo malo, quod egregie firmal illud legis 
SUHae (ap. Fest. v. Publica pondera) uti coaequatur sedulum, unde Scaligtri 
doeta perepicacitas effecir: ut ei coaequetur ie dolo m. — Quae iuterpre- 
talio cum per se verisimilHma sit, extra dubitalionem ponitur Maxochiana 
lecHone 

RITSEDVLOM VTEIIS rell. 

Cum jam in eo sim ut concludam, subit memoria ejus sermonis, quem nuper 
habebamus de Göttlingü eonjeeturis, quibue numeros aHquos in antfyuis legibus 
emendarit (röni. SUaliverf. p. 424.). Sed ut in illo N Od ob. pro IV Od ob. 
nodum in ecirpo quaesivit ( est enim illud IV. nihil aliud nisi antiqua figura 
Rlerae n, quam etiam reperies in imagine tabulae legis Servil, apud Klcnztum 
lin. 2. et apud Marinium in actis fralrum Areal. XXXVI. saepissime, ut rede 
etiam editores hujusce SCti N. Octob., non IV. Oct.repraeseutasse appareal): 
Ha 0c quoque ingeniöse quidem versa tut est, sedmejudice verum non vidil. Quod 
et ipsum a Mazochio didici. Cum enim Göttlingius pro CDLviris levissimu 
eane mulatione ClOLviros lubsHtuat, fieri potuit, ut omnes, quihanc tabulam 
exuriberent, D pro 10 leger c*l } quamquam im tabula tarn claris literls scripta, 
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quae phtrimis loci» hat numeros exhibeat quaeque tot perithsimos demtip tores 
invenerit, ne hoc quidem sine audaeia ah'qua dicilur. Seit ut haec Göttlingio 
mamus: qmi literatn illam D apud Mazochium viderity Ultra puto intellectumm 
fmlsam esse viri sagacism'mi conjecturam. Videbis hone notam etiam apud 
Klenxntm prolegg p, fX. y ubi etiam , ut obiter hoc moneam, explieat ho tarn ^ 
eiee ili, quam Rmdorffiut in legi* Thoriae v. 25. inexplieatam reliquit (rf. 
Schneider Klemeiitarlebre I., ».29«. Fabret ti inscr. p. 604. ,4. 600. F. Kien», 
in imag. I. Serv. tab. X. /. 9. /. Thor. tab. ///. /. 3.). Quod iignum cum vidistem, 
diligentiut excussi qua* vir eximius ad conjecturam firmandam attutit, rationes % 
quibus etsi o/im me quoque in suam partem traxity jam tarnen non ita mnltum 
tribuendum ene inteltexi. Ut enim verum $it eo tempore non CDL $ed CCCCL 
§criptum ene: et eo tempore et pottea scriptum e$t XLVIIiy non HL, quod 
niJkito mittut legilur in hac ipta lege Servilia (l. 34.). Deinde id ip$um cujus 
gralia Gotllingius omnem lapidem viovil, m/nimm, ut ex siugulis tribubus eun» 
dem judieum numernm ieetum tue efficiaty havd scio an cum ipsis verbis legi* 
pugnet. Cum enim Praeteri tribuitur jus potestasque legendi quem veiit ( lin. 1 8. 
cf. i. 15.), modo caveat a personis quibusdam exceptis: num putabimus hie tarn 
arctis finibut quos GöttHngius tibi Visus est invenisse y Praetorem tacite a legis- 
iatore esse circumscriptumt Imo undequaque eum optimo* quotque seligere 
potuisse arbitror, nimirum tempore legis Serviliae: nam quod ad posterior a tem- 
pora attinet et lex Pfautia quid eaverit notum est et legem Lieiniam de sodalieiis 
eundem judieum numerum in siugulis tribubus postulare a Te ipso edoetus nevi.— 
Denique quod Giittlingius ingenlem ait esse numerum judieum in singutis 
cautity si referatur ad exiguum seleetorum in albo propositorum: optima qui- 
dtm et aculissim* vith't; negari enim non potest consilia eentenorum judieum 
male quadrare cum CDL judieibus selectis. Mihi vero dudam cxploratum est 
non Cjudieesy sed L sedisse in siugulis eausiSy quae judiearentur ex l. Servilia. 
Sed hoc altioris indaginis esty itaque hie subsistam, Nam in hac epistola juslo 
plura jam congesta esse video ; aliud enim nascitur ex alio et rursus plura 
postulat. At tarnen cum epistolam seribere inslilum'm, jton epistolicas quae» 
stioneSy nisi concludo hic y tarnen desino. Tu vero, vir humanissime, si quae 
ex his Tibi probabunlury gaudeo; quae minus recte et temer arie fort aste , ut 
fit ah adoUscenlCy conteudi, ea mihi pro Tuo in me favore ignoscas. Vale." 

Eduardus Osenbrüggen. 



Beförderungen und Ehrenbezeigungen» 

DcrHofrath o. Prof. Dr. 6. F. Pocht* so Leipzig hat bei seiner Berufung 
nach Berlin (i. oben S. 573.) den Character all Geh. Justiz -Rath erhalten; der 
bisherige anuerordentl. Professor an d. Univ. an Göttingeu Dr. Heinr. Thol 
hat einen Ruf all ordciitl. Profeiaor ap die Univ. so Rostock angenommen und der 
bisherige ausserord. Prof* an d.Univ. zu Halle Dr. Wifh. Edn.' Wllda ist zum 
ordentl. Professor an d. Univ. zu Breslau ernannt worden. — In Preussen sind der 
Viee-Prisident v. Wedelt zu Magdeburg zum wirkl. Geh.Ober-Regierungs-Rath 
nndDirector im Ministerium des Innern, der Geh. Justiz- u. vortragende Rath im 
Justiz-Ministerium Teilemann zum Vice-Prasid«nten des O.-L.-G. zu Stettin, 
der Ü her- Landesgen chts -Rath K. J. Ulrich zu Arnsberg zum Rath beim Geh. 
Ober-Tribunal und der bisherige Land- u. Stadt-Gerichts-Director zu Halle, 
Ober-Laiidesgerichls-Rath A. Wen t sei zum ersten Direetor des Stadtgerichts 
sv Berlin befördert worden; auch haben der Kurator n. ausMcrordentl. Regie* 
rungs-Bevollmachtigte bei der Univ. zu Bonn Geh. Justiz -Rath Dr. Aug. v. Beth- 
saann- Hollweg den Charakter als Geh. Ober- Regierungs- Rath, der Geh. 
Justiz* n. vortragende Rath im Justiz-Ministerium für die Gesetz-Revision V o s - 
winket den als Geh. Ober-Justis-Rath und die Hofgerichts-Rathe an Greifswald 
Hr. Odebrecht und W. Ziemssen den als Geh. Justiz -Rathe erhalten. — 
In Bayern sind der zweite Direetor des Appellationsgerichts von OberfraNfceii 
Klliani zum ersten und der Ober-Appellationagerichts-Rath Freih. v. Reding 
ans* zweiten Direetor des Appellationsgerichts von Niederbayern, und die Appel- 
lationagerichts-Rathe Geigel zu Passau und Riaecker zu Neuburg zu Ober- 
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AupcUadfeufgeiifthia-Rathen ernennt werden. — In Oldenburg ist der Geh. Reih 
r. Borg sum Staats- a. Kabiaets-Minteter befördert worden 4 «ach hat der Gen. 
Batk Christian Ludw. Runde das Pradicat: RxceUtns erhalten« — Den 
Bothea Adler-Orden haben und «rar 2. Ciasee mit Eichenlaub der Obor-Lanacs 
gerichts* Präsident FüUcbern*u Marieaweeder, a.Claaae mit der Schleife der 
OUr-Landeagerichte-Viee-Praeident Neubauer ebeadaselest und der Geb. 
Justiz- Rath Siehr an Königsberg und 4. Ciasee die Ober-ApfeUatieoagerichte- 
Rithe su Posen, Geh. Justis-Rath Gad und r. Tobolski erhallen. 



Versetzungen in den Ruhestand* 

In Preussen hat der Geh. Justiz- u. Ober-Lsndesgeriehts-Rafh zu-Brossberg 
Neigebauer die nachgesuchte Entlassung erhalten, und in Bayern sind der 
Vice -Präsident des A.-G. von Oberfranken Ferd. r. Spies und der zweite 
Director am A.-G. von Niederbayern Hirtmaier auf ihr Ansuchen in den 
Rohestand versetzt worden. 



Todesfälle. 

Am 8. Aug. starb su Bamberg der AppeflationsgerichtsAlce-Prasideui Ferd. 
v. Spies, Ritter des Civil- Verdiensts-Ordens der Bayer. Krone, im 72. Jahre, 
erst ror Kursem ( s. oben) nsch fast 45jahrigem Dienst in den Ruhestand rer- 
setst, Verfasser der Schriften: Histor.-topograph. Darstelloug der hu k. barer. 
Obermainkreise geltenden Gesetse, mit spezieller Angabe derselben u. einer 
Rechtsstatistik (Bamberg, 1817.); Handbuch des Baroberger Prorinetalrechts 
(ebenda*., 1838.); Erläuterungen zu dem Gesetse rom 17. Nor. 1837., einige 
Verbesserungen d. Gerichtsordn. in bürgert Rechtsstreitigkeiten betr., u. s.w. 
(ebendas. 1838., 2. Aufl. 1889.; Tgl. Jahrb. 1840. S. 858. ff., 1841. S. 847.) und 
der oben S. 576. Nr. 149. als neu erschienen aufgeführten Beleuchtung der Ver- 
fassungs-Urkunde f. d. K. Bayern (Tbl. 1.), welche in Bayern verboten worden 
int. — Am 26. August zu Naumburg der Geh. Justis- u. Ober-Landesgerichts- 
Rath r. Wilmowski. — Am 29. Aug. su Nürnberg der dasige Kreis- u. Stadt- 
Gerichts-, auch Handels -Appellationsgerichts -Director Gotthelf Heinr. 
Felix Busch im 67. Jahre. 



▼. Juristische BlMlographle. 

Neu erschienene Schriften. 

199. Annaleu der deutschen u. auslandischen Criminal«RechtspAege« Begründet 
von Dr. Jni. Edn. Hitzig, u. s.w. in Berlin, und fortgesetzt von Dr. 
Wilh. Ludw. Demme in Altenburg. 18ter bis Mater Bd. (Jahrg. 1842. 
4 Bde.) Altenburg, Heibig. gr. 8. (geh. 8 Thlr.) 

288. De$ Sacheenspiegeie zweiter Theil> nebet den verwandtem ReeAtetüemerm 
Uter Bd. Dm* eächeiuhe Lehmreeht und der MüeJkteteig Leknretmte. 
Herautg. von Dr. C. G. Homeyer, ordenti. Prof. d.M. mnd. Univ. Bermn. 
Berlin, Dummler. xviu u. 642 8. gr. 8. ( 2} Thlr.) [Thi. 1. Ausg. 2. 
1835. IfThlr.] 

201. Die pädagogische Rechtsfrage in der Staatsgesetzgebnng über geudecMe 
'* Ehen. Oder: Wer hat das Recht, su bestimmen, in welcher Ooufessiea 
die Kinder aus gemischten Ehen ersegen werden sollen: der Staat, die 
Kirche oder die Elftem. Mit besonderer Rücksicht auf Wirttember*;. Schaff- 
hausen, Uurter. ru u. 73 S, gr. 8. (geh. } Tblt.) 
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20*. DieSUaUgewaU in ihrem Verhältnis* zur katholischen und protestantischen 
Kirche aus deutschem Gesichtspunkt. Stuttgart, Metzler. 52 S. gr. 8. 
(geh * Thlr.) ,_,.,.. 

208. Gaji inetilutiomum eammentarit guattuor ex membremii deletiaie veroneneie 
b&liothecae eapitularie eruit Jo. Fr id. Goeecheu. Aceedit veterie 
jurieeoneuiti de jmre fitei fragmentum ex ah'ig ejuedem bibliotheeae mem- 
branii traneeriptum. Coro tut Laehmannut ad eehedae Goeeehenü 
UoilwegH Blumii recognovit. Goeecheniana edilia tertia. Cum tabmft* 
aeri incitit. Berlin, Reimer. LXXV u. 512S. gr. 8. (2 Thlr,) 

204. GIMek, Dr. Chrietian Friedr., Hofr. u. o. ö. Lehrer d\ B. u* f. v. in fir- 
langen, — Ausführliche Erläuterung der Pandekten nach Hellfeld, ein 
Caatraeutar von u. t. w. 2te, unveränderte Aufl. der 2tcn, rerhese. Ausg. 
lite Lief, (2ter u. 12ten Bd. Iste, 2te Abtn.) Erlangen, Paim'scbe Ver- 
lags-Buchh. 600 , 483 S. gr. 8. (aThlr.) 

28»» (— ), Vollständiges Sach- o. Gesetz-Register iu Dr. C. F. GlucFeCom- 
menUr Über die Pandecten rom lsten bis loten TM. 2 Bde. 2te vorbess. 
Aui. Ebenaas. vm, ft06u.458S. gr.8. (4£Thlr.) 

206. Grund, Fremde. J., — Dmt Unterenefmngereekt. Zur Beurtheilung 
der nwieeken den vereinigten Staaten vom Nordamerika und der Aöntgl. 
Gro$9brUanni$chen Regierung obeckwebenden Frage» JL.eipsig, Weber. 
tOS. gr.8. (geb. ^Thlr) 

20t. Heeee, Dr.j*r.CAri$l.Aug. y — Ansichten Ober die Patrimonialgerichto- 
barkeit, insonderheit über das zwischen dem Gerichtiberrn und seinem 
Gerichtsverwalter gemeinrechtlich bestehende Rechtsverhältniss von u.s.w. 
Altenbnrg, Helhig. vi u. 107 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) 
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I. Recenslqnen. 

# 

Sammlung von Rechtsfallen und Entscheidungen derselben. 
Herausgegeben und mit wissenschaftlichen Excnrsen versehen von 
Br« Pirol Iiudolf Krftz, K. Sachs. Ober*Appellationsrathe. 
2ter o. Ster Band. Leipzig, 1839. 1841. 

Recensirt 
von ' 
Herrn Appellatiensrath Hr. Trettsjelike «a Dresden. 

Erster Artikel. 

Wenn ich meinen Berieht Aber den ersten Band dieses schätz- 
baren Werks (in der Leipz. Liter.-Zeit. 1833«, December, Sp. 2441. f.) 
mit dem Wunsche sehloss, dass der Verf. uns bald mit einer Fort- 
setzung davon erfreuen mochte, so sprach ich gewiss im Sinn aller 
Deutschen, besonders aber der Sächsischen Juristen. Dass dieser 
Wunsch erst nach einem sechsjährigen Zeitraum erfüllt worden ist, 
hat laut der Vorrede des 2ten Bandes nicht an dem Willen des Ver- 
fassers, sondern an äussern Umstanden gelegen, die er jedoch nicht 
aagiebt. Auch die beiden vorliegenden Bände bieten, wie der erste, 
theils grundlich ausgearbeitete Entscheidnngsgrflnde von Urtbeilen 
über interessante Pille, vom Verf. aus den Protocollen des vormali- 
gen Landes - Appellationsgerichts und des jetzigen Oberappellatieas* 
gericbts zu Dresden ausgewählt, theils theoretische Brorternngen 
Aber wichtige Rechtsfragen, vom Verf. selbst herrührend. Haben 
entere, wertbvoli für den Saehsiseben Juristen schon ab Belege der 
Praxis der höchsten Instanz, dabei noch das Verdienst wissenschaft- 
licher Tiefe und Umsicht, so gebührt dieses Lob in nicht minderm 
Grade den letztem. 

Die Vorrede des 2ten Bandes enthält, auf nicht vollen drei wett- 
länftig bedruckten Seiten, doch manches Anfallende. Da einige der 
Krit. Jahrb. I d.RW. Jahrg. VI. H. IX. 49 
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gegebenen Abhandlangen mit Ansichten "der dermaligen Mehrheit des 
Oberappellationsgerichts in Widersprach treten, so verwahrt sich der 
Verf. zuvörderst dagegen, dass er damit „die Praxis meistern zu wollen" 
scheinen könnte, und äussert, dass jedes „rein positive Gesetz, so- 
„bald es wirklichen Bedürfnissen auf mehr als eingebildete Weise 
„entspreche, eine Wohlthat bleibe, was man auch dazu von dem 
„Standpuncte derjenigen Theorien aus sagen möge, welche bis zu 
„dessen Erscheinen befolgt worden", und dass „von der Praxis, 
„von dorn Gericbubrauche, als einer Quelle des objeetivea Rechts, 
„unverkennbar dasselbe gelle." -— Gegen diese Ansicht, wornach 
die sehr verdienstlichen Bemühungen das Verfs, aJs zieroJiee nutzlos 
erscheinen -müssten, dringen sieh mir und wohl Jedem erhebliehe 
Zweifel auf. Nicht die „bisher befolgten ", sondern die richtigen 
Theorieen darzustellen, ist der grosscnibeils erreichte Zweck des 
Verfs. Entfernt sich aber die Praxis von diesen, so kann sie un- 
möglich eine Wohlthat genannt werden. Das wirkliche Bedürfniss 
dem diese entsprechen seH, geht min auf In der richtigen Anwen- 
dung der bestehenden Gesetze. Will sie andern Bedürfnissen, z. B. 
politischen, coramerciellen, abhelfen, so ist sie, erreiche sie nach 
diesen Zweck, doch schon darum ein grosses Uebel, weil sie sich 
das anmesst, was in einem wohlgeordneten Staate nur dem Gesetz- 
geber zustehen darf. Dabei entsteht dadurch nothwendig, was 
unter endern Umstände« nur möglich ist; Ungleichheit des Rechts. 
Denn die Praxis eines Gerichts, und w«re es auch des höchste 
des Landes, kann schlechterdings nicht bloss darum, weil sie als 
solche bekam* wird, nach von endern Richtern angenommen wer- 
den *)• Dieser Uehelataed wird daher auch nicht dadaroh gehoben, 
dass etwa, wie im K. Sachsen, die hfehste Instanz die von ihr an- 
genommenen Reehlssltze üflentUth bekannt macht; es müssten 4enn, 
was im K. Sachsen nicht 4er FaH ist, alle Rechtssachen der Devol- 
virung an dea knebele Gericht fähig «ein und 4em£oJbJge die Untar- 
riehler und Dkastorjen ihre Ucuheczeugung opfern, in J&rvlguag« 
daa* denn Befolgung nur fruchtlose« Aufenthalt verursachen würde* 
Bin solcher Zustand wÄr» aber wohl ein sehr beUngtnawerther n 
nennen, de dadurch der ee heilsame InsUmzeazag zu einer leeren 
Geremauie wü>4e. Denn würde es frei Weh nur eeaaeqften* heisaen 
müssen., . wenn des höchste Gericht die Gründe aW vea ihm belieh* 
ten Rechtssälze bekannt zu machen unterliesse und gteiehwrehl in 



*) Vgl WieJtt«r 7 ArcUr f. o\ tftr. Pr. M. XI HL 8. SSI. t 
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eattteraEatscheidsmgea, statt «Her Gründe, lediglieh aaf jcae Recht* 
sitze, gleichwie aaf Gesetze, sich hezftgel 

Base der Verf. die mitgethetltea Eatscheideagsgrflee'e van keiaem 
iadividaalisireadea, weaa nach die Eatscheidaeg gerade nicht bcdia* 
geadea, Neaeaaastaade eatkleidet bat, bcderfie keiner Entscheid!* 
gaeg > seadera ist aa lobea. Deaa aar darek die Keaataiss aller 
dieser Umstlade wird es maglich, xa bcertheilea, ob die gegebea* 
Eatsekeidaag ia deai betroffenen Fall ailea Aaforderangca eaUpro- 
ebea babe; aar so kaaa das Vertraaea aaf die Griladtiebkeit «a*J 
Gewissenhaftigkeit der ia höchster laslaaa erkeaaeadea Richter fest 
hegrtedet werden; was am Eade der hauptsächliche Nutzen solcher 
Sammlaagen ist. Nor aaf diese Weise solltee Entscheidungen nae! 
Meiaaagen eiaes Gerichts bekaaot gemacht werden; aar so wirkea 
sie aaregead und belebend. Dagegea habea amtliche Keedpachun- 
gea aageeommeaer aHgemeiaer Rechtssitne ia dea saeistea FjtUea 
etwas Lahmendes and der wissenschaftlichen Rechtshehaadlung FeineV 
liebes, aad xwar nicht aar für die UeterricbJer, seadera aaeb % 
das Collegium, roe welchen sie aasgebe, iadeai es dadurch sich 
eiaea gewissen Zwang aaf legt, welehea es, ebae sieh selbst ,ypr dem 
Pablieaai des Irrtbnais anmklagen, nicht wieder los werden keaa; 
wfthread doch die Majorität, die jene Beschlüsse fasste, aar eine 
zufällige ist aad doreh dea Wechsel der Personen ia kurzer Zeit aar 
Minorität werden kaaa. Dadareh kana leicht der Irrihum so gat als 
die Wahrheit statioair werden aad seihst diese, statt fortdauernd 
rationale Aaerkeaaaag an indem, zum Uiad aad abgeHtisch verehr» 
ten Scbleadriaa berabsinkea. 

Felgeade Stelle der Vorrede: „Unenrtoseht wate dem Verf. 
„der Aascheia, als habe er Air literarische Zwecke irgend etwas 
„benutet, das, se wie es mitgetheilt ist, ebea nnr für de» preeüschea 
„Zweck, vielleicht gar unter Umstfndca ausgearbeitet wurde, die 
„ihm aiebt gestatten wtrdesi, steh eiaes Antheiles an dam Ver- 
„dienstUehea der Arbeit rOhmea zu dirfea", enteilt eieefrseits ein* 
amnfttbige Verwabraag. Der Verf. hat meistens dootfifth. gt»og *u 
erkennen gegeben, ob er den nritgatheiltea Eoisekeidungea upd 
€rflndea beistimme oder nicht Andrerseits sagt sie ia dem !#*?*** 
Theil wohl mehr ale der Verf. sagen wölke. Dean das Bach enthJOj 
mehre Entscheidungen aus Zeiten, wo er noch aiefet Mitglied des 
vormaligen AppeMationsgeriebts war. 

Die Aefratz* ia diesea beiden Binden betrefea gr4ssteat)ieils 
das Römische Recht, doch auch einige aadene DiscipJUen. War das 

49* 
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Crtminalrecht bleibt, zufolge der Stelling des Vcrfs. im Civilsenat 
des Oberappellationsgerichts, gänzlich ausgeschlossen. 

I. Ist das quadriennium restitutionis in integrum von 
Zeit der stattgefundenen Verletzung, oder von der Zeit an 
zo berechnen, wo der in Torigen Stand Einzusetzende er- 
fahren, dass er verletzt ist? (S. 1 — 24.) Zwei Entscheidungen 
des vormaligen Appellaüonsgerichts in entgegengesetztem Sinn«. Da 
Justin i an das quadriennium eben in der Absiebt an die Stelle des 
annus utilis gesetzt hat, um den Streit dar Ober, wie lange experiundi 
potestas gewesen, abzuschneiden, und da das Canonische Recht, 
richtig verstanden, hierin nichts geändert hat, so muss man sich 
freuen, dass die zweite und letzte Entscheidung,, unter durchgrei- 
fender und gelehrter Entwicklung der Gründe, mit einer unten an- , 
zugebenden Einschränkung für die Verneinung der zweiten Alter- 
native ausgefallen ist. Indess ist die die Ueberscbrift bildende Frage 
nicht richtig gestellt, da aus dieser Verneinung nicht die sonst un- 
bedingte Bejahung der ersten Alternative folgt. Denn für minores 
und absentes beginnt das quadriennium bekanntlich und wie auch in 
jenen Entscheidungsgründen anerkannt ist, erst vom Ende der Mino- 
rität und Abwesenheit» Auch die Gründe der ersten, abgeänderten, 
Entscheidung enthalten im Uebrigen mehre wichtige und woblunter- 
stfitzte Sätze; als: dass zur Giltigkeit der Handlungen eines curator 
bonorum die Genehmigung des Goncursrichters nicht erforderlich ist, 
und dass die die Restitution begründende Läsion nicht bloss im Ver- 
lust eines Vermögensrechtes , sondern aueb „eines auf Vermögen 
sich beziehenden Zustandest bestehen kann, wen« auch noch unge- 
wiss ist, ob dieser Zustand wirklich peeuniär nützlich geworden sein 
würde. — Debrigens kann die zweite Entscheidung wohl schwerlich, 
wie es B\. 10» heisst, auf Leuterung der Kläger erfolgt sein; denn 
diese suchten die Restitution, die ihnen schon' durch die erste zuge- 
billigt war und in dieser aus einem andern Grunde nicht entzogen 
wurde. Dieser Grund besteht nehmlick in dem auf cap. I. inVlto de 
in integr. rest. gestützten Satz: dass das quadriennium nicht anfängt 
zu laufen, so lange der Gegner selbst den Gebrauch der Restitution 
behindert, was denn auch natürlich dadurch geschehen kann, dass 
er den Verletzten dolose in Unkenntniss der Verletzung erhält. 

II. Ueber den stillen Gesellschafter. (S. 25—46.) Der 
Verf. schickt den mitgetheilten Gründen einer sehr merkwürdigen 
Entscheidung des vormaligen Appellattonsgerichts einige Bemerkun- 
gen in vier Paragraphen voraus. Aus §• 1« sieht man, dass die Aus- 
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drücke: „stiller oder geheimer Gesellschafter" dem Verf. schlechter- 
dings fttr gleichbedeutend gelten mit »associe commonditaire." Er 
giebt eine etwas weitschweifige Definition davon. Im §. 2« wird alt 
vom Gerichtsbrauch anerkannte Regel aufgestellt, „dass jeder TheiU 
„ haber einer wirkliehen Handelsgesellschaft solidarisch fiir jede die 
„Soeietät treffende Verbindlichkeit hafte, ausgenommen Aktienge- 
sellschaften und Gesellschaften en commandite oder stille Gesell- 
schaften." Dagegen ist dies im §.4. und in den mitgetheilten Ent- 
scheidnngsgründen auf die bekannt gemachten Theilhaber be- 
schränkt« Im §. 3. betrachtet der Verf. das Französische Recht, ver- 
gleicht es mit dem bei uns giltigen, und geht dabei von der Annahme 
aus, dass man nach dem Code de commerce auch ohne specielle Ah* 
rede Commanditär werden könne,, und es ipso jure werde, wenn man 
bloss Geld zum Geschäftsbetriebe hergebe, ohne sich in der Firma 
mit zu nennen, es auch bleibe, so lange man sich- nicht in die Ge- 
schäftsführung mische. Diese Vorstellungen vom Französischen Recht 
sind unrichtig. Wenn Art. 25* sagt : le nom d?un associe' common* 
ditaire ne peut faire partie de la raison sociale f so folgt daraus 
nicht, dass umgekehrt jeder Socius, dessen Name nicht in der Firma 
vorkommt, assocU commanditaire sei. Vielmehr sagt -der zweite Ab- 
satz des Art. 23. : Elle ( la sociiU) est rdgie sous un nom social, 
qui doit itre nScessairement celui d'un ou de plusieurs des as- 
sociis responsables et solidaires. Man kann also auch in Frankreich, 
wie überall, firmafthrender und unbeschränkt verbindlicher Socius 
nein, ohne in der Firma genannt zu sein*), und es unterscheidet uns 
nicht von den Franzosen, dass „bei uns die sociiU en commßndite 
nur dann möglich ist, wenn die Interessenten eine solche sociiU er- 
richten zu wollen den unzweideutigen Willen ausgesprochen haben " 
(S.29.)**) und dass „bei uns kein Gesetz den nicht in der Firma 
genannten Theilhaber eines Geschäftes nur bis zum Betrage seiner 
Einlage obligat macht/ 4 (S. 30.) — Wenn man, wie der Verf. thut 
und gewöhnlich geschieht, den Ansdrnck: »associi en commandite" 
mit „stiller oder geheimer Gesellschafter " übersetzt, so ist freilieb 
„das Epitheton geheim nicht wörtlich zu verstehen." Man sollte 

*) Quelquefoi* eile (la raitan nodale) emploie teulement le nom d'nnepor- 
tion den amocies ou d'un teul, et leg emtre* tont compris da** ce* mott qui ter- 
minenl toucenteet torUt de raison* de commerce: el compagnie. Im raiton 
peut meme te reduire $ant cet aecompagnemeut au nom (Vune teul* pertonne. 
Matt quoiqu' alors rien n' indique de* atiocie't, reffet ett peur eux le mime que 
t'il* e'taienl explicilement nommtft. Vincent expotilion de la legitlation conk' 
mereiale y T. /. p. 299. f. 

**) Vincen* a.a.O. S.315. 
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aber jenes Hiebt tbun. Üebrigeus gebt das hier Bemerkte oicbt «äs 
Art. 23. hervor, den der Verf. deshalb anföhrt. — §. 4. ist flber- 
scbriebent „Bestimmung desjenigen, was die bisherige Praxis in Hin- 
sicht auf die socttU en commandite unbestimmt gelassen hat. 4 ' Hier 
wird zuvörderst bemerkt, dass nach dem, was der Geriehisbraaeh 
festgestellt, nur die auf irgetid eine Weise dem Publicum bekannt 
gewordenen Gesellschafter für die Verpflichtungen der Societ&t haf- 
ten, wegen Andrer aber der Grandsatz des Römischen Rechts gelte, 
„nach dem Niemand bloss um deswillen, weil er mit einem Andern 
in Societat getreten, ans dessen in Beziehung zu dritten Personen 
unternommenen Handlungen verbünden wird.' 4 ie unumstößlicher 
dieser in den tnitgetheilten Bntscheiddngsgrilttden schon ausgeführte 
Grundsatz nach Römischem Refchte ist, desto weniger bedurfte er, 
erst durch den Geriehisbraaeh festgestellt zu werden, betrachten 
wir aber den Gerichtsbrauch in Sachsen, so finden wir, dass er 
diesem Grundsatz sich nicht anschliesst, Tiefmehr ihm geradezu wider- 
spricht. Das Rescript an den Rath zu Leipzig, die Unterschrift der 
Ton Gompagniebandlungen ausgestellten, indessirlen and aeeeptirten 
Wechsel betr., v. 14. Dec. 1773. (an Pfittmann's Wechselordnung 
Beil. G. G. G. S. 212.) bestimmt, dass aus den unter einer Handlnngs- 
firma ausgestellten n. s. w. Wechseln „wider diejenigen, welche zur 
Zeit des ausgestellten u. s.w. Wechsels zu sothaner Firma ge- 
boret, nach Wechselrecht zu verfahren sei." Ztfar ist am Schlüsse 
dieses .Rescripts dem Rathe aufgegeben, Vorschlage zu einer Ein- 
richtung zu thnn, mittelst weichet in Zukunft die öffentliche Bekannt- 
machung aller Theilhaber einer Firma, namentlich durch Anschlag an 
der Börse herbeigeführt würde ; aber die gesetzliche Kraft jener Dispo- 
sition, Welche zwischen bekannt gedachten und geheimen Sociis nicht 
unterscheidet, ht nicht bis zur Verwirklichung dieser Einrichtung 
suspehdirt. Ich kann nun zwar, meiner snbjectiven Ueberzeognag 
nach, in- diesem Rescript nichts sehen, als ein LocAlslatut för Leip- 
zig, zumal da in dem beigefügten Inserate der Rath besonders auf- 
gefordert wird 4 Vorschlage zu einem Gesetz über von Handlongen 
ausserhalb Leipzig unter einer Firma vollzogene Wechsel zu machen. 
Aber lange vor diesem Gesetz und schon seit Garpzov galt in Sach- 
sen als Gewohnheitsrecht, dass jeder Socius einer Handlung Rtr die 
unter der Firma derselben contrahirten Verbindlichkeiten hafte, und 
keiner der vielen diesen Gerichtsbrauch bezeugenden Rechtsiehrer*) 

*) Sie lind von Kind (Qu.for. T. iV. p. 99. Note//J angeführt. S. atteh 
Curtius Handb. d. im K. Sachsen gelt, t'ivitrecbti §. 149t. 
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»acht die Einschränkung, dann dies nr vne bekannt gemachte* 
Tfaeflbabcrn gelt* Daher ist nicht vor to Leiaoig, wu die gedachte 
Einrichtung eigentlich erst durch die Verordnung des Raths vem 
id. Juni 1819« tef durchgreifende Weise ins Leben getreten ist, von 
jeher Jeder, dem bewiesen werden kennte, dass er cur Zeit der 
enter einer Firma contrahirten Schvld Theilhaber der sie führenden 
Handieog gewesen, daran« fttr verpflichtet geachtet werden, und noch 
hent in Tage verfallt man dnreh Contraveetion gegen jene VeromV» 
nnng «war in Strafe, kann aber damit, dass man nicht öffentlich he* 
kennt gemachter Theilbaber sei» sich gegen die wider eine Societat, 
der man erweislich angehört hat, begründeten Anspreche nicht 
schätzen; sondern es wird auch im übrigen Lende ganz eben so 
gehalten. — Dasselbe gilt in Frankreich , nach Art 22« n. 42. des 
Cede de commerce. Erstcrer macht «war nur diejenigen, die im 
schriftlichen Soeietatscontraet (Mete de eecitä, welcher nach Art. Sfe\ 
gesetatiehe Fermalitat ist) genannt sind, solidarisch verbindlich, end 
Art. 42. verordnet, dass ein Ausxng des acte de socittS binnen vier* 
nehn Tagen hei der Canzlti des Handelsgerichts eingetragen und 
dann drei Monate lang im Gerichtssaal angeschlagen werden muss. 
Aber der letztere Artikel enthält zugleich, dass der Mangel derFor» 
metitaten Dritten nicht entgegengesetat werden kann. Daher ist ee 
angenommene Jmisprudence^ daes anch ein nicht bekaantgemeokteis 
ja selbst ein nnr mlndlich geschlossener Gesellsebaftsvertrag jeden 
der Paciscenten fttr Handlungen, die anfer der von ihnen angeiom* 
inenen Firma vorgenommen sind, solidarisch verpflichtet, und es wird 
deshalb der Beweis durch Zeugen und jedes andre Beweismittel an- 
gelassen*). - Als Commaaditlr aber gilt gegen die Mttcontrahentea 
nnr der, welcher in dem beim Handelsgericht einautrageudei meie 
de eoeiitt als solcher, unter Bestimmung der Hebe seiner Einlage, 
aufgeführt ist**). Obwohl nun einem gar nicht Benannten, der aber 
bloss Gommanditnr geworden au sein einräumt, von dem Secietat*- 
gUtobiger, der seine Eigenschaft als solidarischer Aeeoeii behauptet, 
dies oder dass er sich in die Geschäftsführung gemischt habe, un- 
streitig bewiesen werden mnsste***), so gebt dock ans Vorstehendem 
unwiderspreehttcb herver, daes die Benennung! „stiller oder geheimer 



* *) Beb leb© (Mklepeyre tt Jonrdtti*) liefere von dert Handlungc*- 
.geMlUchaftea, Leip*. 1841., No. 170. f. Vincent *» «. U. S.S1S. P*r- 
dettut court de droit eommercial y No, 1009. 

**) Code de comm. ort, 43. am Ende, und 43. 

***) Schieb« a.a.O. No.245. 
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Gesellschafter" auf den Französischen eommunditaire durchaus nickt 
passt. Denn ein geheimer , d.i. verschwiegener Soeins kann in Frank- 
reich im Verhältnis« gegen die Societitsglüobiger eben ao gut ein 
Complementlr ab ein Gommandilir sein, nnd ein Commanditir muss, 
wenn er klagbare Rechte gegen die Handlungstheilhaber erwerben 
will, seine Eigenschaft als solcher gerichtlich anzeigen« Der ver- 
wirrende Deutsche Sprachgebranch, wornach jene beiden Ausdrücke 
gewöhnlich als synonym gebraucht werden, mag daher rühren, dass 
ein wirklich geheimer und geheim bleibender Socius, du heisst, ein 
solcher, von welchem Niemand etwas weiss, fac tisch vor den An- 
sprüchen der Societtttsglüubiger eben so sieher ist, als der Com- 
manditür es rechtlich ist, 

Scharfsinnig und gründlich neigt nun der Verf., dass die Com- 
mandite als eine societas im Römischen Sinne nicht gellen könne, 
vielmehr den aleatorischen Contracten beizuzählen sei. Als solcher 
kommt sie zwar in den Pandekten nicht vor, dürfte aber kaum den 
Römern gänzlich unbekannt gewesen sein. Es durfte ja z. B. nur 
Jemand beim nauticum foenus anstatt der hohem Zinsen sich einen 
Antheil an dem zu hoffenden Gewinn ausmachen, tfo war da* Verhält- 
nis* der Gommandite vollständig da. Eine pracsoriptü verbis incerti 
actio würde dem Einzahler unter einer solchen lex contractu* gewiss 
nicht verweigert worden sein, zumal da hier offenbar ein negotium 
similc societati vorlag« So aber können wir diesen Gontract auch 
beut nu Tage noch betrachten und selbst Particulargesetze, die soli- 
darische Verpflichtung aller $ocii ohne Unterschied festsetzen, können 
kein Hinderniss sein, eben weil die Gommandite keine soeictas ist. 
Sie ist nichts als ein Darlehn*), dessen Gefahr der Darleiher, gegen 
Zusicherung eines Antheils an dem aus gewissen Geschiften des Er- 
borgers gehofften Gewinn, insofern übernimmt, als er bis zu dessen 
Belauf auch den Verlust mit trügt. Ein solcher Darleiher kann bei 
uns nicht, wie in Frankreich, deshalb, weil er sich nebenher in die 
HandlungsgeschXfte mit gemischt bat, als gleich einem Soeins ver- 
pflichtet angesehen werden, weil kein Gesetz dies bei uns vorschreibt 
Uebrigens dürfte der Vorbehalt, den der GommandiUr in dem den 
mitgetheilten Entscheidungsgründen zum Grande liegenden Falle sich 
gemacht hatte, dass nehmlich der offenkundige Inhaber des wesent- 
lich zu Gommissions- und Speditionsgeschäften gegründeten Hand« 
lungshanses eigne Geschulte nicht ohne seinte Einwilligung unternehmen 



*) Vgl. Oesterreich. borg. Gesetxb. $. 1204. 
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dürfe, so wie die etwanige Ertheilung dieser Einwilligung auf An- 
frage, nicht, wie der Verf. S. 30. annimmt, als acte de gestio* zu 
betrachten sein. Eben daher kann ich in den geschilderten Ver- 
hältnisse von M. und H. zn G. S. auch nichts entdecken, was jene, 
wie der Verf. in der Note S. 31. und 32. andeutet, als Institeren 
des Letztem erscheinen Hesse. Vielmehr tritt in allen Stipulationen 
das» reine Commanditenverhältniss hervor, nur dass der Commanditär 
seinen möglichen Verlust nicht auf die Einlage beschränkte, sondern 
seinem Mitcontrahenten gegenüber $ des möglichen Verlustes über- 
nahm. Die Entscheidung, welche die mitgetheilten Gründe begleitet 
haben, ist daher vollkommen treffend, wenn gleich die Gründe selbst, 
ist anders das bisher Gesagte richtig, insofern etwas verschieden za 
stellen gewesen wären, als man darin doch immer von dem Vorur- 
theil ausgegangen ist, als sei die Commandite eine wahre Handels- 
gesellschaft, weil sie im gemeinen Leben und in den Französischen, 
Oesterreichischen und Preussischen Gesetzen mit diesem Namen be- 
legt wird, und bei ihr, wie hei dieser, Theilung des Gewinns und 
Verlusts vorkommt. Nach gemeinem Rechte konnte hier freilich der 
obgedachte Grundsatz aushelfen; aber der vorerwähnte Sächsische 
Gerichtsbrauch, der auch unter den Arten der Gesellschaft nicht 
unterscheidet, würde dann der Lossprechung entgegenstehen. 

111. Ist die im §. 4. des Anhanges der Erl. P. 0. v. J. 
1724. über die exceptio non adimpleti contractus enthal- 
tene Vorschrift wirklieh eine particolarrechtliche Eigen- 
tümlichkeit der vaterländischen Gesetzgebung? — Hier 
befinde ich mich in dem Fall, diese Frage, welche der Verf. ver- 
neint, eben deshalb bejahen zu müssen, weil ich mit ihm in der Aus- 
legung der angeführten Stelle der Proc. -Ordnung, worauf er sich 
stützt, vollkommen einverstanden bin. Der Verf. ist nehmlich der 
Meinung, dass schon nach gemeinem Recht die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags nicht von Amtswegen zu ergänzen, sondern deren 
Vorschützung abzuwarten sei. Meine entgegengesetzte Ansicht habe 
ich an einem andern Orte*) entwickelt und zu begründen gesucht, 
worauf ich zu Ersparung des Raumes mich zu beziehen mir erlaube. 
Wunderlich erscheint mir der Gedanke, jene Meinung aus §. 1. Inst, 
de obl. ex consensu, d. h. aus der Natur der Conseusualcontracte, 
beweisen zu wollen, wie der Verf. S. 52* Freilich entsteht bei die- 
sen die Obligation, die verpflichtende Wirksamkeit, solo consensu; 



*) Archiv f. d. civilitt. Praxis. B4. XXII. S. 278. 1 u. 423. f. 
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aber eben als zweiseitig, so dass die Erfüllung oft von beiden Seiten 
Zug für Zug, oft gar von dem Einen zuerst geschehen mass. Im 
ersten Fall kann keiner, im zweiten nur dieser unbedingt verklagt 
werden. Ein Verkäufer ist nicht simpUeiter znr Uebergabe, son- 
dern zur Uebergabe gegen Zahlung verpflichtet. — . Unwiderleg- 
lich bewiesen hat nun aber der Verf., dass man }n dem inderUebcr- 
schrift angezogenen Gesetze über den Executivproeess von dem 
Grundsatze, den er ftr gemeinrechtlich hält, ausgegangen ist, und 
er erklart sich deshalb gegen die heulige Sächsische Praxis, welche 
verlangt, dass in jeder Execulivklage aus einem Bilateralcontract die 
Erfüllung vonSeiten des Klägers angeführt, auf dieses Anführen Ein* 
lassung gefordert werden, und, wenn der Klager darSber den Eid an- 
tragen will, dieses sofort geschehen müsse. So wenig aber diese Praxis 
mit dem Gesetz fibereinstimmt, welches vielmehr aus dem Stillschwei- 
gen des Beklagten die Erfüllung zu prawmiren scheint* so' ist sie 
doch ratiouell^weil eine negative Einrede, die nicht einer praesum- 
tio juris entgegengesetzt wird , nolhwendig entweder in der Vernei- 
nung einer zum Klaggrund gehörigen Thatsache bestehen mass oder 
ganz unerheblich ist. Was aber zum Klaggrunde gehört, deseea 
Anführung vom Klager zu verlangen, ist einer vernünftigen Process- 
theorie ganz angemessen. Ich kann also in jener Praxis nur den 
Beweis finden, dass man die Entfernung von dieser Theorie heut zu 
Tage weniger ertragen kann, als im Jahre 1724» Indess waren 
auch die aHeren Sachsischen Processlehrer nicht so weit davon ent- 
fernt, als man glauben könnte. Sie nannten freilich im weiteren 
Sinne jede Erwiederung des Beklagten auf die Klage eine Excep- 
tion*). Man darf sich daher bei ihnen an tlen Ausdruck: excep- 
tio hon adimpleti contractu* nicht stossen**). Dessenungeachtet 
waren sie, wie der Verf. selbst anführt, der Meinung, dass diese 
exceptio ex officio zu attendiren sei. Unter Exceptionen im engem 
Sinne aber verstanden sie dasselbe, was wir heut zu Tage darunter 
verstehen. Daher bandelten sie von der exceptio non adimpleti 
contractu*) als wahrer Einrede, lediglich bei dem Executivproeess***) 



*) Jo, Brunnemann traetalui juridicut de proceuu forty £#>*.1659. Cap. 
Vit. A r o. 1. Exceptio ett allegatio r*f, qua* ae hörnern drpwikt, eitel äicitmr, 
nutiam eompelere actori actione** , quae dicitur exceptio facti tive inlentiom'i; 
vet competere guidem , tedper alt quam allcgationem differri velexcludiy quae dt- 
ciiur exceptio juris tfee GCtiottft. 
♦•) VgL ebenda«. No. 24.* 
***) /. B. de Wem her prineipia juriiprudentiae forwulariae. Cap.lll. 
$. Xtt. Barth hodegetmfir***i9 7 top, iU % $, V. No. a.pag. »40. 
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und sahen also die Notwendigkeit ihrer Vorsehützung als eine Ei« 
genthümlichkeit dieser Sächsischen Proeessart an. — Uebrigens würde 
ans dem Aufgeben der heuligen Praxis schwerlich für den Klager 
ein so grosser Vortheil entstehen, als der Verf. glaubt. Es kann 
B&tQriich nur von der Erfüllung derjenigen Vertragspuncte die Rede 
sein, welche aus der Urkunde, die der Klage zum Grunde gelegt 
ist, selbst erhellen. Da nnn diese mit der Klage zugleich in Ab* 
schritt fibergeben werden muss, so wird der Klager, wenn man das 
Anfahren der Erfüllung von ihm verlangt, keineswegs wie der Verf. v 
S. 50* sagt, in ein „unbegrenztes Meer von Anführungen und Be- 
hauptungen binausgestossen ," wie vielfältig auch immer seine Ob- 
liegenheiten gewesen sein mögen. Er hat vielmehr nur kurz zu sa- 
gen, dass er das, was Inhalts der Urkunde ihm obgelegen, erfüllt 
habe, und hierauf Einlassung zu fordern. Dadurch wird der Be- 
klagte genOthigt, anf diese Puncto der Urkunde als eines relati der 
Klage, sich dergestalt mit einzulassen , dass er Ober die Behauptung 
der Erfüllung sich bei jedem einzelnen Puttcte erklärt. Die Zuiriu- 
thung einer solchen speciellen Erklärung ist also auch nicht, wie 
der Verf. meint, im Widerspruch mit der Natur der negativen Ein- 
lassung. — Die beigefügten Entscheidnngsgrfinde betreffen einen Fall 
der lecatio etnductio operis, Ober einen Kupferstich, gehen von der 
in der Praxis angenommenen Meinung aus, und sind sehr geistreich 
gearbeitet; ich muss jedoch bekennen, mich mit dem Hauptergeb- 
nisse nicht einverstehen zu können. Bekanntlich ist die Klage des 
Werkmeisters auf die merces dadurch allein vollkommen begründet, 
dass der Verdinger das Werk approbirt hat. Da aber dieser die 
Approbation nicht ohne triftige Gründe verweigern darf, so muss es 
auch genügen, wenn in der Klage angeführt ist, dass der Kllger al- 
les, was er auszuführen sich verpflichtet, wirklich ausgeführt habe, 
mithin im Executfivproeess, dass er gethan habe, was nach der Ur- 
kunde ihm obgelegen bat. Im vorliegenden Fall war nun in der 
Klage nicht erwähnt, dass*Beklagter die ausgeführte Plätte gesehen, 
aber wohl, dass KUger sie contractmässig ausgeführt habe. Der 
schriftliche der Klage zum Grunde gelegte Gontract enthielt darüber 
bloss, dass Kläger „die Zeichnung treu aufzufassen, sich einer 
zweckmässigen Linienmanier zu bedienen, auch die Zeichnung in 
Hinsicht der Beleuchtung treu zu übertragen verspreche." Offenbar 
inusste, ob dies geschehen, so wie überhaupt, ob der Klüger so ge- 
arbeitet hatte, dass Beklagter keinen Grand zur Unzufriedenheit ha» 
hon konnte, durch Sachverständige zu ermitteln sein, und wenn diese 
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solche» bejahten, so konnte auf Beklagtens Geneigtheit oder Abnei- 
gung, das Werk zu approbiren, weiter nichts ankommen. Die Klage 
wurde aber dennoch deshalb abgewiesen, weil „Kläger selbst es un- 
gewiss gemacht habe, ob oder wieweit man ihm jenes Beweisthema 
vorzuschreiben habe, ob ihm dasselbe vorzuschreiben, nicht seinem 
eigenen Interesse entgegenlaufe ," indem man nehmlich nicht sehe, 
ob der Kläger behaupte, dass Beklagter sein Werk approbirt, oder 
nur dass er keinen Grund habe, die Approbation zo verweigern; das 
Anfahren: er habe den Contract erfüllt, könne beides bezeichnen. 
Ja es heisst sogar in den Entscheidongsgrfinden : „hierin lege sieb 
die unheilbare Fehlerhaftigkeit der Klage mit allerhöchster Evi- 
denz dar. 4 ' Ich kann aber in dieser Klage nur den Einen Klage- 
grund der ausreichend geschehenen Erfüllung sehen and darin, dass 
der Klager vielleicht noch einen andern, leichter zn erweisenden 
haben konnte, keine Ursache finden, ihn angebrachtermassen abzu- 
weisen. — Treffend ist übrigens in diesen EntscheidungsgrQnden die 
Ausführung, dass, wenn im Executivproeess das Anführen der Er- 
fülle Dg von Seiten des Klägers auf den Eid gestellt ist and dazu für 
zu allgemein befunden wird, die Klage deshalb nicht, wie im ordent- 
lichen Process, angebrachtermassen abgewiesen zu werden braucht, 
vielmehr auf deren Beweis erkannt werden kann. Eben so, was 
Ober die Frage gesagt ist, ob die Fertigung eines Kupferstichs, als 
Ausübung einer liberalen Kunst, Gegenstand eines wahren Gedinge- 
vertrags sein könne. 

IV. Ist es för eine mutatio libelli anzusehen und nach 
Maassgabe von §, 9. ad Tit. V. der Erl. Pr. Ordn. zu beur- 
theilen, wenn der Klager die in dem Klaggesuche ver- 
langte Summe um deswillen erhöht, weil seiner Behaup- 
tung nach er eine von dem Beklagten an ihn gemachte 
Zahlung irrigerweise zu einem zu hohen Betrage in der 
Klage anerkannt? (S. 64 — 74.) — Diese Frage scheint, da das 
Gesetz nicht unterscheidet, kaum zweifelhaft, ist auch in den mitge- 
theilten EntscheidungsgrQnden nicht so angesehen worden. Der 
Verf. zeigt aber, wie dunkel die ganze einschlagende Stelle des Ge- 
setzes ist, und zieht daraus den sehr viel für sich habenden Schluss, 
dass man consequenlerweise die Vorschrift der Vorladung zur ander- 
weiten Einlassung nur da anwenden sollte, wo diese nach der Be- 
schaffenheit der Sache als notbwendig erscheint. Diese Notwen- 
digkeit tritt aber im obigen Fall des zurückgenommenen Zugestand- 
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nisses einer Exception nicht ein, da auf dieses von Anfang gar nicht 
geantwortet zu werden brauchte. 

V. Ueber die Constitnirung von Dienstbarkeiten ohne 
Concnrrenz der gerichtlichen Behörde. (S. 75 — 79.) Von 
der Frage aber die Notwendigkeit dieser Concnrrenz hing in, dem 
Fall, welchen die hier mitget heilten Entscheidungsgrfinde betreffen, 
sogleich die ab: ob beim Verkauf eines Hauses dem Geschlechtsvor- 
mond der Verkäuferin deshalb ein eigenes Interesse zuzuschreiben 
war, weil in dem Kaufcontract eine ihm testamentarisch an dem' 
Hause zustehende Servitut kabitationis vom Verkäufer ausdrücklich 
anerkannt wurde, oder ob dieses An erkenn tniss iberflüssig und mithin 
der Curator persönlich dabei nicht interessirt war, also auch gii tiger- 
weise seine Genehmigung zum Verkauf er (heilen konnte? — So we- 
nig zweifelhaft, beim Mangel eines Gesetzes, die Ueberlüssigkeit der 
gerichtlichen Bestätigung von Servituten und folglich die Bejahung 
der letztern Frage sein kann, so wird man doch diese Entscheidungs- 
grfinde, besonders in rechtsgeschichtlicher und literarischer Bezie- 
hung, mit Interesse lesen. 

VI. Ueber das locus regit actum bei Wechseltratten. 
(S. 80 — 84.) Die mitgetheilten Entscheidungsgründe vertheidigen 
sehr gründlich den, übrigens meines Wissens noch nicht von Rechts- 
lehrern bezweifelten Satz, dass die Verbindlichkeit des Beklagten 
bei der WechselregresskJage nach den Gesetzen seines Wohnorts zu 
beurtheilen, also auch aus Tratten auf Orte, wo der springende Re* 
gress Statt findet, dieser nicht zuzulassen ist, wenn ihn jene Gesetze 
sieht gestatten. 

VII. Znr Theorie über die mögliche Beurtheilung der 
contractmä8sigen Verbindlichkeiten, eines Inländers nach 
Gesetzen des Auslandes, (S. 85 — 132.) Der zweite Paragraph 
dieses Aufsatzes hat die besondere Ueberschrift : „Welche Gesetz- 
gebung giebt die Norm der Beurtheilung ab, wenn zwischen Ab- 
lesenden durch Briefe ein Contract geschlossen worden ist, für 
„den an verschiedenen Wohnorten der Schreibenden verschiedene 
„rechtliche Grundsätze gelten? 14 — Die sodann im Text aufgestellte 
Frage: welcher Ort bei einem durch Briefe geschlossenen Vertrage 
als Contractsort zu betrachten sei?, erschöpft einerseits nicht, 
worauf es hierbei ankommt, und erledigt andrerseits sich nicht ganz 
durch den an sich richtigen und am besten von dem verstorbenen 
Hasse (Rhein. Museum, Jahrg. II. S. 371. fig) vertheidiglen Satz, 
daas ein solcher Contract nicht eher perfect ist, als wenn der Pro- 
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mittent die acceptirende Antwort des Promistars erhalten hat. Gleieb- 
wohl bat der Verf. Sich hier, so viel den Coutractsabsehluss durch 
Briefe betrifft, ausschliesslich mit de« Zweifeln beschäftigt, die ge- 
gen diesen Salz erregt werden kannten. Da nebmlich ein noch 
nicht perfecter Contraet dem einseitigen Wiederraf nnterworfen ist, 
so könnte, sagt er, der acceptirende Brief nach jenem Satze zu spät 
zu kommen und den Prominenten nicht verpflichten zu können schei- 
nen, wenn dieser vor dessen Empfang das Versprechen brieflich wie- 
derrufen hat, nnd dieser Brief ebenfalls früher hei dem rYomissar 
eingeht Ich stimme der entgegengesetzten Meinung des Verfs. hei, 
doch aus etwas nadern Gründen, weil nehmlich der Promittent die 
briefliche Unterhandlung veranlasst hat, mithin auch diese Felge da- 
von tragen muss, dass zwisefaea der Erklärung der Acceptation und 
deren Ankunft bei ihm Zeit verstreichen musste, und weil dagegen 
der Promittent durch die Erklärung vor Empfang des Wiederrufs 
Alles gethan hat, was er vermochte», um sieh der Verpflichtung des 
Prominenten zu versichern. Sonaeh scheint mir hier nicht die Ac- 
ceptation, sondern der Wiederruf zu spät zu kommen. Daraus er- 
gfiebt sich, dass der gedachte im Allgemeinen richtige Satz doch 
Einschränkung leidet. Der Promissar kann natürlich nicht eher ein 
Klagerecht haben, als nachdem der Promittent Beine Acceptation er- 
fahren hat; geht also sein acceptirender Brief verloren, oder wird 
er, wenn der Promittent umgehende Antwort sieh ausbeduog, ver- 
spätet, so bat er diesen ihn treffenden Zufall zu tragen und kann 
nicht deshalb, weit er geschrieben hat, er acceptire, Anspräche ma- 
chen, falls der Wiederruf vor der Ankunft erfolgt* So weit also be- 
währt sieh obiger Salz als Regel. Langt aber der acceptirende 
Brief in Zeiten an, so muss der Promittent, vermöge der von ihm 
gewollten factisehen Verhältnisse, die Acceptation als an dem Tage 
ihres Datums geschehen gelten lassen, und kann sich auf einen spä- 
ter bewirkten Wiederruf nicht beziehen. So dürften die etwas va- 
gen Gründe des Verfs. näher zu bestimmen sein. Uebrigens be- 
zeichnet derselbe mit Unrecht Wening*) als einer abweichenden 
Meinung zugelhan, da er im Resultate mit ihm einig ist. 

Cnter den vom Verf. gegebenen Beispielen betrifft das zweite 
(S. 90.) die Einkaufscommission, passt also deswegen nicht hieher, 
weil diese ein reines Mandat ist, welches allemal, acceptirt (über- 
nommen) oder nicht, re integra wiederrufen werden kann, re no* 



*) Archiv f. d. cir. Praxis. Bd. IL S. 2«7. f. 
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imtegra aber nicht mehr* — Der Verf. hat mich anderwlrts eben 
deshalb, weil ich die Eiakaofseemniission für ein Mandat gehalten, 
angegriffen *), wogegen ich mich und die bisher angenommene 
Theorie zu vertb eidigen gesucht habe**). Dort glaube ich auch 
die Unterschiede, die der Verf. hier anfährt, beseitigt zu haben. 
Hier dagegen benrlheilt der Verf. dieses Geschäft als Mandat und 
grindet seine Argumentation auf die anderwärts***) von ihm aufge- 
stellte neue Meinung» dass der Mandatar schon durch den Empfang 
des Mandats verpflichtet, werde, wenn er es nicht sofort ablehnt. 
Auch diese Meinung habe ich an einem andern Orte zu widerlegen 
mich bemihtf). Indess auch ihre Richtigkeit angenommen, ver- 
stehe ich nicht ihren Einflnss aaf die vorliegende Frage« Dean da* 
dnreh, dass der Mandatar verpflichtet worden ist, wird doch das 
Recht, zu wiederrufen, dem Mandanten nicht entzögen. Vielmehr 
verlerer dies Recht in dem vom Verf. unterstellten Falle nur dadurch, 
dass nicht mehr res integra war, nehmlich dass der Commissionftr 
die Waare schon angeschafft hatte. 

Erst seit §• 4. beginnt eine der Ueberschrift dieses Aofeatzes 
entsprechende Erörtemog; Er trägt die besondere UebersehriAi 
„Welchen Beschränkungen unterliegt der Grundsatz, dass Contractu 
„nach den Gesetzen desjenigen. Ortes zu beuribeilen sind, denen jeder 
„oder doch einer der Contrahenien bei dem Abschlüsse des Cootraotee 
„als subditut tcmpersrius unterworfen gewesen? 4 ' Die Beantwortung 
dieser Frage geht noch durch §. 5* und 6* fort und ist eben so 
grändlieh nud überzeugend, als geistreich and tiefsinnig. Mag man 
auch nicnt geneigt sein, der hingeworfenen Bemerkung des Vcrfs. 
bnizvpfliehten, dass es ineonseqoent sei, die Nachweisung der frem- 
den Rechte, die man als Entseheidnngsnormen betrachte, von den 
Parteien zu verlangen, und dass jenes also nicht geschehen känne 
ohne die unstatthafte Zumuthnog, dass jeder Richter die Gesetze al- 
ler Länder der Welt kenne» aolle, so wird man doeh die Übrigen 
Gründe hiebst schlagend und gewiehtvoll finden müssen, durch welche 
der Verf. zu dem Resultat gelangt, dass obiger Grundsatz nicht die 
Regel, sondern die Ausnahme bilden sollte, dass nehmlieh jeder Re» 
klagte nach den Gesetzen des Orts, wo er belangt wird, zu beur* 
theilen seift), ausser wenn die Rede ist von den die Giltigkeit eines 

*) Kritische Jahrbücher f. deot. Rechtswissenschaft. Jahrg. 3. 8, 1050. f. 
**) Zettschr.f.Rechtsp0.u.Verwalt.siiBmchst f. d.K. Sachsen N.W. Bd. LS. 77. f. 
***) Pandectenrecht Th. I. S. 37. No. 9. u. S. S8. 

"t) Rechtsgrunds&tse vom Coramiitiont bandet. S. 10. 
tt) Vgl. nunmehr Wächter im Archiv & d. cirii. Praxis, Bd. XXIV. 8.3S5. 
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im Auslande geschlossenen Geschäftes bedingenden positiven Förm- 
lichkeiten, oder wenn aus diesem bereits wahrend des Aufenthalts 
des Beklagten im Auslande actio nata hervorgegangen ist, oder end- 
lich wenn der Klager durch Schuld des Beklagten nicht wusste, dass 
er mit einem nur kürze Zeit verweilenden Ausländer contrahire, ,da- 
bei aber die Gesetze des Gontracts dem Kläger günstiger sind. Der 
Verf. geht nehmlich von dem gewiss unumstößlichen Satze aus, dass 
es vor allem darauf ankommt, was die Kontrahenten gewollt haben» 
und zeigt einleuchtend, dass nur in den bezeichneten Ausnahmefällen 
der Wille, nach den ausländischen Gesetzen beurtheilt zu werden, 
bei ihnen vorauszusetzen ist. — Im §. 7. beleuchtet der Verf. die 
Ansichten Hertius', Bommel«, Pütters, Danz's u. a. m., mit 
scharfer und tretender Kritik. — Die S. 130« f. mitgeteilten EnU 
scheidungsgrflnde betreffen den im §• 1. schon erwähnten Fall, wo 
die Erbin eines Oesterreichischen Schriftstellers den Leipziger Verle- 
ger desselben auf Vergütung wegen einer veranstalteten neuen Auf- 
lage des Werkes des Erblassers in Leipzig belangte« Die Klage 
war aus nicht hieher gehörigen Gründen angebrachtermassen abge- 
wiesen worden ; der Beklagte verlangte aber, dass sie schlechterdings 
verworfen werde, weil nach §. 1169. des Oesterreich. barg. GBs. 
dergleichen Ansprüche gar nicht auf die Erben fibergehen. Das 
OAG. ging darauf nicht ein ; aber nicht weil die Sache nicht nach 
Oeslerreichischem Rechte zu beurtheilen sei, sondern nur wegen der 
Möglichkeit, dass vertragsmäßig eine Ausnahme davon gemacht wor- 
den sein könne. Der Verf. kann nach seinen obigen Grundsätzen 
hiermit nicht einverstanden sein. Mit gleichem Rechte würde Übri- 
gens der Beklagte sich auf das neuere Oesierreichische Gesetz bezo- 
gen haben, welches Oesterreichischen Schriftstellern verbietet, ihre 
Werke, ohne Oesterreichische Gensur, im Auslande drucken zu lassen ! 
VIII- Ist ein Kaufpreis creditirt oder berichliget, 
wenn der Käufer zu dessen Betrage Accepte gegeben hat? 
(S. 133 — 141.) Unter „Accepte geben" wird hier nicht etwa die 
Begebung von aeeeptirten Tratten, sondern die Acceptation auf den 
Käufer selbst gezogener Tratten verstanden. Da muss man denn in 
der That sich höchlich wundern, wie der Satz: dass Wechsel Geld 
seien und in der Annahme derselben eine Novation liege, ein Satz, 
der nur bei der eigentlichen Begehung Geltung hat, in den vom 
Verf. erzählten Fällen von der ersten und zweiten Instanz auf solche 
Accepte und sogar, wie beiläufig geäussert wird, auf die Ausstellung 
eigner Weehsei hat angewendet werden mögen! — Der allerdings 
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nicht schweren Aufgabe, eine solche Ansicht zu widerlegen, ist in 
den mitgetheilten Entscheidungsgritnden des OAGs. auf sehr ein- 
leuchtende Weise Genüge geleistet Nur möchte man einzelne 
Aensserungen daraus wegwünschen; vor allem den eben so veralte- 
ten als unhaltbaren, <auch gar nicht hieher gehörigen Satz, dass „der 
Wechselcontract blos accessorischer Natur sei, weil dadurch eine 
schon bestehende Verpflichtung nur bestärkt werde. " Die Ausstel- 
lung eines eigenen Wechsels ist allerdings fast immer und die Ae- 
ceptation einer Tratte oft von dieser Art; aber wären sie dies auch 
stets; wer wird denn heut zu Tage noch darin, mit dem hier citirten 
Pattmann „Wechselcontracte" finden? 

IX. Nach Justinianischem Rechte hat der Begriff einer 
pollicitatio alle praktische Selbständigkeit verloren; denn 
es hat dasselbe den Unterschied zwischen pollicitatio und 
Schenkung zu einer rechtshistorischen Antiquität ge- 
macht Der Zusammenhang lehrt, dass „Selbständigkeit" hier so 
viel heissen soll, als: Verschiedenheit von andern Schenkungen. — 
Im §. 1. wird ausgeführt, dass ein nicht acceptirtes Versprechen dem 
gesunden Verstände unverbindlich erscheine, gesetzt auch dass es zu 
einem gemeinnützigen Zwecke gegeben worden, und dass es bedenk- 
lich falle, ohne vorhandene positive Bestimmung davon eine Ausnahme 
zuzulassen, es also darauf ankomme, ob die die verbindliche Kraft 
der sogenannten Pollicitationen ohne Acccptation annehmende Praxis 
ein besetz ffir sich hat. Damit wird wohl jetzt Jedermann einver- 
ständen sein; nur giebt es auch eine stillschweigende Acccptation, 
deren mögliche Aeusserungsweisen durch die Zulassung von „Ge- 
berden," neben den Worten, nicht eracfaöpfl sind. — Im §. 2. wird 
obiger Satz ffir das Römische Recht durch /r. 55« D. de 0. et A. 
auch in Beziehung auf Schenkungen ausser allen Zweifel gesetzt, in 
der Note zu §. 3. aber bemerkt, dass das Wort acceptare hierbei 
schon darum in den Pandekten nicht vorkommen könne, weil es nie 
von Annahme eines Versprechens, oder wie der Verf. sagt, „von 
einer affirmativ erklärten Willensmeinung, " sondern nur von Em- 
pfangnahme einer Sache oder Summe Geldes gebraucht werde. Es 
wird aber im guten Latein, der Pandekten und sonst, auch nicht da- 
von, sondern nur vom Empfangen wiederholter Gaben gebraucht, 
wie die Form des frequentativi mit sich bringt und die vom Verf. 
selbst angefahrten Pandektenstellen*), auch Plaut Pseudol. IL 32., 



*) Fr.9.^1. D. dcaHm.rtcib. leg. 34. 1. — Fr. 40. §. 2. D. depuct. X 14. 
Krit Jahrb. f.d. BW. % »hrg. VI. H. IX. 50 
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belegen. Dagegen geht ans der bekannten vom Verf. citirlen Stelle 
des Terenz*) hervor, dass accipere allerdings auch die Annahme ei- 
nes Versprechens bedeutet. Warum hätte also in den Pandekten 
nidit dieses Wort davon gebraucht werden können? — Uebrigeas 
werden hier die Romischen Verhältnisse bei Schenkungen, vermögt 
deren die Frage nach der Acceptation gar nicht vorkommen konnte, 
sehr gut auseinandergesetzt und die gewöhnlich fBr die Ueberflis- 
sigkeit derselben angezogenen Stellen durch richtige Auslegung als 
nichts beweisend beseitigt — Im §. 4» sucht der Verf. die Noth- 
wendigkeit der Acceptation auch philosophisch darzutbun. Er sagt: 
' „Der Menschen Wille ii t der eignen Willkühr freigegeben, inioweitniebl ein 
Gesetz dieselbe v n b e d i n gjt anf hebt, and er h ö r t a u f , eben dieser Willkühr 
freigegeben an *eyn, insoweit einGesets jene Willkühr bedingt aufhebt 
und ein als solche Bedingung gesetzter Umstand eintritt. Der WUle »ber, 
sn beschenken, muss der eignen Willkühr freigegeben bleiben und kion 
weder unbedingt beschränkt seyn, noch bedingterweise aufgehoben werden, 
weil die freiwillige Bereicherung eines Anderen , die zugleich durch dss Ge- 
setz dem freien Wiüeti entnommen wäre, ein sich selbst zerstörender Begriff 
ist-« 
Diese Sitze verstehe ich nicht, vermuthe jedoch, dass damit Folgen- 
des gemeint ist: Der Wille ist rechtlich der einzig zulassige Be- 
stimmungsgrund der Handlungen oder Unterlassungen, insoweit niest 
ein Gesetz ihn beschrankt. Dies kann geschehen, indem das GefeU 
entweder eine gewisse Richtung desselben absolut verbietet oder ii- 
dem et die Aenderung einer einmal erklarten Richtung untersagt, 
was immer nur bedingt geschehen wird. Die Freiheit des Wille** 
zu beschenken, muss aber unbeschrankt sein, nicht nur in der An- 
»ahme und Festhaltung dieser Richtung, .sondern auch in deren Aen- 
derung, wodurch der Wille, nicht zu beschenken, an seine Stelle 
tritt, weil sonst eine nicht freiwillige Schenkung herauskäme» *** 
ein Widerspruch ist. 

Da aber doch positive Gesetze auch unfreiwillige Vollziehnog 
einer Anfangs freiwilligen Schenkung zu erzwingen gestatten in* 
der Sprachgebrauch einmal will, dass Alles Schenkung heisse, was 
in Folge des erklarten anjmus donandi gegeben wird, wenn sock 
durch das Gesetz eine Schuld daraus geworden ist, so begreife ick 
den Werth des letzten Satzes nicht« Uebrigens mochte ich die ver- 
möge des Gesetzes hier eintretende Willensbeschrttnkung nicht aut 
dem Verf. eine Novation nennen, da diese eine schon bestehende 

Fr. 10. f S. D. de ann. leg. eißdeie. 33. 1. — Fr. 44. $. 1. D. de cdm'H. #/***• 
tu fr. 26. 7. , 

*)Jndr. F.4.t>.47. 
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Verpflichtung voraussetzt, jene Beschränkung aber eben in Entste- 
hen einer Verbindlichkeit beruht* — Darauf wird aus noch andern 
Gründen, als §. 1«, bewiesen, dass der Zeitpunct, „wo der animus 
donandi zur Nothwendigkeit werde," nur mit der Acceptation des 
Schenkgebers eintreten könne; was mir schon daraus zu folgen 
seheint, dass erst hierdurch ein Vertrag zu Stande kommt, ohne 
welchen keine Willenserklärung verbindlich sein kann. Endlich 
zeigt der Vert noch, dass es falsch ist, wenn man gemeinhin an- 
nimmt, es könne die Acceptation auch noch in Zeilen durch Anstel- 
lung der Klage erfolgen. Die Gründe lassen sich- kurz so fassen: 
die Klage setzt den bereits zu Stande gekommenen Vertrag voraus, 
also dass jedem Paciscenten die Einwilligung des andern bekannt 
worden sei; der schenken Wollende hat aber Ursache, das Schwei- 
gen, d. h. den Mangel jeder Willensäusserung, von Seiten dessen, 
welchem er schenken wollte, als Ablehnung zu verstehen. Mir 
scheint diese Argumentation unwiderleglich. 

Möchte man der Abhandlung bis bieher hier und da etwas we- 
niger Breite und etwas mehr philosophischen Halt wünschen, so ist 
dagegen die von §. 5. an folgende Ausführung, Aber das Recht der 
Pandekten in besonderer Beziehung auf die Pollicitationen, aufs 
Höchste befriedigend und überzeugend. Niemand wird dem Verf. 
das damit gewonnene Resultat widerlegen, dass der wesentliche Un- 
terschied der Pollicitationen von andern Schenkungen nicht in Ent- 
behrlichkeit der vielmehr unerlisslichen Acceptation, sondern in 
der Entbehrlichkeit der Stipulation besteht, ohne welche bekannt- 
lieh nach dem Pandektenrecht Schenkungen eben so wenig als an* 
«lere pacta klagbar waren. Dass Fr, 3. pr. de pollicit. % die Quelle 
des ganzen Irrtbums, nur durch die Vermittelung oberflächlichen und 
gedankenlosen Lesens ihn hervorbringen konnte, hat der Verf. zu- 
erst gesehen, und das muss ihm unverwelklichen Ruhm bringen, den 
ich keinesweges zu verkleinern gedenke durch die Bemerkung, dass 
die richtige Auslegung dieser Stelle sich noch einleuchtender be- 
gründen lasse, als es vom Verl. in seiner eigentümlichen wortrei- 
chen und etwas desultorischen Manier geschehen ist. 

Pactum est duorum conierisus mtque conveniio, pollieitatio 
vero offer entis sotius promissum, et ideo ilhtd est constitutum €tc. 

Das ideo muss entweder andeuten, dass im Vorhergehenden der 
Zweck der in Rede stehenden Constitutionen oder dass der Grund 
ihrer Nothwendigkeit darin angegeben sei. Ersterer ist offen- 
bar in den vorausgehenden Sätzen nicht zu finden ; also müssen sie 

50* 
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lelzlern enthalten« Die Notwendigkeit einer Verordnung, welche 
die Klagbarkeit der Pollicitationen einführt, kann aber nur darin lie- 
gen, das* sie vorher nicht klagbar waren« Sollte nun der Grond 
davon bloss in dem zweiten Satze: »pollicitaUo etc." liegen, und 
vero einen wahren Gegensatz , ein contrarium, anzeigen, so mflsste 
im ersten Satze von klagbaren Gonventionen die Rede sein. Ein 
blosses pactum war ja aber bekanntlich nicht klagbar. Es mnss a[so 
vero vielmehr einen Schluss a potiori andeuten. — Wäre demnach 
der Sinn vielleicht dieser: wenn schon pacta d. i. accepltrte Ver- 
sprechungen, keine Klage geben, wie viel weniger Pollicitationen, 
d. i. uaacceptirte Zusagen? — Gewiss nicht; denn der Gegensatz 
von efferenti* solius promissum ist nicht ein acceptiales Versprechen, 
sondern ein solches, dem naeh dem Wesen des Vertrags ein andres 
gegenübersteht, ein zweiseitiger Vertrag. Es ist also an ueaccep- 
tirle Versprechen hier gar nicht gedacht nnd die richtige Paraphrase 
des ganzen Textes folgende, worin das Hinzuzudenkende durch den 
Druck ausgezeichnet ist: 

Ein pactum ist die Einwilligung und Debereinkunft Zweier« 
Sie ist ohne hinzutretende causa civiliter obligans nicht 
klagbar. Eine pollicitatio ist die einseilige Zusage eines etwas 
Anbielenden. Diese könnte also um so weniger klagbar sein, 
weil das, was pacta klagbar macht, die res, die Leistung 
von der andern Seite, dabei gar nicht denkbar ist Deshalb 
ist durch kaiserliche Verordnungen eingeführt worden u. s. w. ' 

Wenn dagegen die Paraphrase des Verfs. S. 173. mit den 
Worten beginnt: „Verträge, gegenseitig übernommene Verpflich- 
„tungen, genossen des Rechtsschutzes; einseilig übernommene Ver- 
pflichtungen aber, die allemal auf eine Schenkung hinausliefen, er- 
freuten sich keines solchen Schutzes;" so scheint mir der Sinn der 
Stelle nicht richtig aufgefaßt und zugleich etwas Unwahres gesagt, 
weil z. B. ein blosses pactum de permutando keinen Rechtsschutz 
genoss. 

Mit höchst befriedigender Gründlichkeit nnd Klarheit bat der 
Verf. die Bedingungen und Voraussetzungen, unter welchen Pollici- 
tationen nach dem Pandektenrecht klagbar waren, entwickelt und 
zusammengestellt. Von selbst ergiebt sich nun, dass alles dies durch 
Justintan unpraktisch worden ist, nachdem er alle Schenkungen unter 
500 soL unbedingt für klagbar erklärt und die mehr betragenden an 
Gemeinheiten pnd Stiftungen von der Notwendigkeit der gerichtli- 
chen Insinuation nicht ausgenommen hat — Wenn aber der Verf. 
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S. 170« «ich bemüht hat, zo zeigen, was ohne Justinian's Gesetzge- 
bung von jenen Recbtssätzen beut za Tage noch praktisch sein 
könnte, so bitte er wenigstens hinzusetzen seilen: und ohne das 
Deutsche Recht, nach, welchem alle Verträge und Schenkungen klag- 
bar sind. 

Von §. 9. an wird das Canoniscbe Recht Aber die Pollieitatio- 
nen erörtert und eben so überzeugend dargethan, dass dieses keine 
anderen ohne Annahme verbindlichen Versprechungen kennt, als die 
eigentlichen Gelübde oder vola, welche nur vorhanden sind, wo die 
Gottheit selbst als Promissar gedacht wird. 

X. Bemerkungen über den Umfang der Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand, zu welcher Minderjährige 
and in der angegebenen Beziehung ihnen* gleich gestellte 
Personen berechtiget sind. (S. 186 — 246.) Der merkwürdige' 
Rechtsfall, welcher dein Verf. zu dieser buchst verdienstlichen Ab- 
handlung Anlass gegeben hat, ist folgender. In einer Königlieh 
Sächsischen Stadt wurde nach Einführung der Städteordnnug ein 
Bürgermeister erwählt« sein Gehalt nach Vorschrift dieses Gesetzes 
auf eine gewisse Summe festgestellt und gegen deren Zusicherung 
das Amt von ihm angetreten. Bald aber fand sich, was beiden Thei- 
Jen damals unbekannt gewesen war: dass ein Fideicommiss existirte, 
vor etwa 50 Jahren dem Rathe dieser Stadt von einem ihrer Bürger- 
meister unter dem modus hiriterlassen, dass die beträchtlichen jähr- 
lichen Zinsen dieses seines ganzen Nachlasses dem jedesmaligen 
amlfflhrenden Bürgermeister (da die Amtsführung von der Städteord- , 
nung unter den immer angestellten zwei Bürgermeistern jährlich 
wechselte), als Vermehrung seiner Amtseinkünfte zu (Hessen sollten. 
Der neue Bürgermeister, der nach der nunmehrigen Verfassung im- 
mer amlfübrend war, nahm nun diese jährlichen Zinsen ausser seinem 
Gehalte in Anspruch: die Vertreter der Gommun widersprachen. 
D»s vormalige Appellationsgericht bestätigte zwar dem Bürgermeister 
den Genuas jener ihm testamentarisch beschiedenen Zinsen dem Na- 
men nach, erklärte aber die Gommun für befugt, ihm an seinem be- 
sUllungsmässigen Gehalte so viel, als ihm aus jener Quelle zufliesse, 
in Anrechnung zu bringen, und rechtfertigte diese Entscheidung in 
den hier . S. 189. f. mitgeteilten Gründen durch die der Stadtge- 
nteiade nicht zu versagen gewesene Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand. Der Verf. erklärt sich gegen dieselbe, bekämpft jedoch 
diese Gründe nicht durch directe und specielle Polemik, sondern 
durch eine ausführliche, Schritt vor Schritt den Quellen folgende, 
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Revision der ganzen Lehre ven der t* integrum restitutio in ihren 
Hanptmomenten. So treffliche Arbeiten auch die neueste Literatur 
Über diese Materie aufzuweisen bat, so wird doch diese Darstellung 
des Verfs. vermöge, der Klarheit- und Durchsichtigkeit der ganzen 
Behandlung, der gesunden überall hervortretenden Hermeneutik und 
der geistreichen Hervorhebung der durchgreifenden Principe als 
^wahrer Gewinn für die Wissenschaft geschätzt werden müssen. Ich 
bedaure, dass mir zu einem ausführlichen Auszuge der Raum versagt 
ist. Die zwar (wie der Verf. ausdrücklich anerkennt) , nicht durch- 
aus neuen, aber kaum früher so überzeugend begründeten, Haupter- 
gebnisse sind: dass die restitutio major um, lediglich von der/or- 
mulafictitia im alten ordo judiciorum getragen, aHemal nur wegen 
unverschuldeten Verlusts eines Rechts, nie wegen eines bloss un- 
beachtet gebliebenen Interesses, namentlich nie zu Aufhebung ei- 
nes geschlossenen Coniracts, es sei denn wegen Betrugs oder Zwangs, 
gegeben wurde; dass die Restitution ob aetatem (von deren analo- 
ger Anwendung allerdings hier allein die Rede ist), zwar auch auf 
die blosse Verabsäumung einer Vorsieht bei Contracten und auf die 
Voraussetzung, dass ein reifer Mann dabei behutsamer zu Werke ge- 
gangen sein möchte, gegründet wurde, dass man sogar dabei nach 
festen Grundsätzen, welche insbesondere von den Kaisern beobachtet 
worden, vergeblich sucht und namentlich eine bedeutende Verschie- 
denheit in den Ansichten Ulpian's nnd des die Restitution weniger 
begünstigenden Paulus sich hetvorthot, dass aber doch die Restitu- 
tion nie die Wirkung gehabt hat noch haben kann, dass ein ge- 
schlossener Contract nun auf die Weise, wie es dem zu Restituiren- 
den am vortheilbaftesten ist, als ferner bestehend angesehen werde, 
vielmehr immer nur die, dass der Contract für gar nicht b este- 
ben d geachtet werde und nun beiden Theilen frei bleibe, von neuem 
oder gar nicht zu contrahiren. Der Verf. überlässt es dem Leser, 
hieraus den nnabweislichen Schluss zu ziehen, dass die obige Ent- 
scheidung keinen theoretischen Halt hat, er sagt uns aber nicht, ob 
die hier gewürdigten Momente ihm als die einzigen bei Entschei- 
dung des vorliegenden Falles zu berücksichtigenden erscheinen und 
betrachtet diesen überhaupt aus keinem andern Gesichtspuncte, als 
dem der restitutio, doch auch dieses, wie gesagt, nur indirect, durch 
Entwickelung ihrer bei der wirklich erfolgten Entscheidung nicht 
genug beachteten Grundsätze. 

Meine Ansieht des aufgestellten Falls ist diese: Von Restitution 
der Stadtgemeinde kann nicht die Rede sein, da sie dieselbe in der 
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einzig statthaften Maasse nicht gebebt, da sie nicht verlangt hat, 
dass der Bürgermeister, wenn er ihr die streitigen Vermächtnisszin- 
sen nicht überlassen wolle, sein Amt niederlegen nnd sje in Sta,nd 
•setzen müsse , bei neu vorzunehmender Bürgermeisterwahl zu versu- 
chen, ob sich ein tüchtiges Subject dazu fände, welches, jene testa- 
mentarische Disposition kennend, demungeachtet ' mit dem ans dem 
Stadtvermögen ausgeworfenen Gehalte zufrieden sei. Es ist also bei 
Benrtheiluog der Sache von dem bemeßeium restitutionis ganz ab- 
zusehen. Nun war. das Legat zwar dem Rathe ausgesetzt, an dessen 
Stelle nach der Slädteordnuog die Stadlcommun getreten ist. AI« 
lein es war sub modo ausgesetzt, nnd der Nutzen davon ausschliess- 
lich dem Bürgermeister zugedacht, konnte also vermöge des Testa- 
ments nie direct der Common zufliessen. Dass der neu angetretene 
Bürgermeister diesem Vortbeil entsagt habe, indem er mit dem aus 
den Sladteiakünften ihm ausgeworfenen Fixum sich zufrieden erklärt, 
dürfte sich nicht behaupten lassen, weil stillschweigende Verzichtlei- 
slungeu überhaupt nicht anzunehmen und am wenigsten ad non co- 
gitata, auf gar nicht gekannte Rechte, zu bezieben sind 5 andrerseits 
eher kommen testamentarische Vortbeile, die Jemandem wegen einer 
gewissen persönlichen Qualifikation zugedacht sind, nicht deswegen 
in. Wegfall, weil der Legatar, als er diese Qualihcation erlangte, 
von solchem damit verknüpften Vortbeil nicht unterrichtet war. Es 
war also kein Grand vorhanden, von dem Willen des Testators ab- 
zuweichen. Dieser Wille war nun «war, so weit er mit völliger Si- 
cherheit erkennbar war, dahin gegangen, dass der Bürgermeister .in 
Zukunft um so Viel, als die Zinsen des Legats betrugen, mehr Ein- 
nahme haben sollte, als seine Amtseinkünfte, die dem Testator, da 
er selbst Bürgermeister war, wobl bekannt waren, sich bisher be- 
laufen hatten, nnd obgleich diese Einkünfte nach damaligem Ge- 
hranch, zum Thetl in Accidenzien bestanden haben mögen, so würde 
doch ihr durchschnittlicher Ertrag unschwer zu ermitteln gewesen 
dein. Demungeachtet kann man nicht sagen, dass dem Bürgermei- 
ster nun gerade nur so viel an Einkünften, zu gewähren sei , als die 
durch solche letztwillige Verfügung erhöhten Amtsemoiumente da- 
mals betragen haben, es erfolge nun diese Gewährung durch den 
6zen Gehalt allein öder durch Errechnung der Fideicommisszinsen. 
Denn hätte der Testator dieses gewollt, so durfte er ja nur auf den 
Fall, dass die ordentlichen Einkünfte des Bürgermeisteramtes einmal 
stiegen, seine Liberalität beschränken; eine Absieht der Art darf 
hei ihm um so weniger vorausgesetzt werden, da er den Zinsen 
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seines ganzen Vermögens diese Bestimmung gegeben hatte, und je- 
denfalls war, wenn der Uebersehuss nicht mehr dem Bürgermeister 
zufallen sollte, Niemand dazu legitimirt; die Stadt com man so wenig 
als jeder Dritte. Wollte also diese solche Zinsen sich direct oder 
indirect zu Nutzen machen, so konnte es nicht anders geschehen als 
durch einen mit einem antretenden neuen Bürgermeister geschlosse- 
nen Vertrag, wodurch dieser den Nutzungen des Pideicommisses 
entweder zu ihrem Vortheil entsagte, oder deren Umrechnung in den 
ihm zu gewahrenden fixen Gehalt sich gefallen Wegs. — Ob nun 
gleich ein solcher Vertrag nicht vorlag, und der wirklich bestehende 
von Rechtswegen durch Restitution dahin nicht umgestaltet werden 
konnte, vielmehr die Common, so lange nicht alles Geschehene 
durch richterliches Erkenntniss für ungeschehen erachtet wurde, da- 
ran gebunden blieb, so lässt sich doch nicht verkennen, dass höchst 
wahrscheinlich derselbe Erfolg, den die obige Entscheidung durch 
sofortiges Durchgreifen hergestellt bat, faktisch eingetreten sein 
würde, wenn die Common auf eigentliche wahre Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand angetragen hatte. Diese war ihr, vermöge 
der ihr zustehenden Jura minorum, nicht zu versagen, da sie offenbar 
ein Interesse dabei halte zu versuchen, was sie aus Unbekanntschaft 
mit den Umständen nicht versucht hatte, ob nehmlich bei einem 
neuen Vertrage mit diesem oder einem andern zu erwählenden Bär- 
germeister, in Betracht der demselben aus dem Fideicommiss zuflies- 
senden Nutzungen, nicht das SüriUhrar wohlfeiler wegkommen konnte. 
Offenbar ist aber kaum zu zweifeln, dass dieser Versuch gelungen 
sein würde, da <die bisherige Gehaltsbestimmung doch wohl ohne den 
Zufloss der Fidekommisszinsen ein standesmassiges Auskommen ge- 
wahren musste, weil das Amt sonst kaum von einem tüchtigen Manae 
angenommen worden wäre. 

Eine dankenswerte Zugabo ist noch S. 158. diejenige Stelle 
der Entscheidnngsgrflnde, wodurch der unstreitig richtige, aber oft 
verkannte Satz vertheidigt wird, dass das im Anhang der Erl. P. 0. 
§. 1. enthaltene Verbot des unbestimmten summarischen Prozesses 
nur von solchen Rechtssachen zu verstehen ist, worin der Beweis 
von Thatsachen die Entscheidung bedingt, nicht von solchen, wo bei 
völligem Einverständnis, der Parteien aber das Factische, lediglich 
über eine Rechtsfrage gestritten wird. 

Bei aller Vortrefflicbkeit dieses Aufsatzes möchte man übrigens 
doch einzelne Aeusserungen daraus wegwünschen; z. B. S\ 198.: 
„Das materielle Recht (der alten Homer) erkansle das Eigeathnta 
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auch dann an, wenn bloss traditio ex just* causa, z. B. tituh emti, 
Statt gefanden hatte/ 4 *) — Ferner S. 212. sagt der Verf.: dats ein 
major gegen einen Contract nicht deshalb restitnirt worden sei, weil 
er durch falsche Voraussetzungen dazn bewogen gewesen (was ich 
übrigens gar nicht bestreiten will), sei historisch gewiss, weil 
sonst keine Veranlassung zur L. 2. C. de rescwd. vendit. gegeben 
gewesen wäre. Die Rescission ' wegen enormer Läsion erfordert 
aber nach richtiger Theorie gar keinen Irrthum, weder (wie Manche 
geglaubt haben) über den Werlh der verkauften Sache, noch Aber 
andre Umstände ; vielmehr muss auch rescindirt werden, wenn Jemand 
unter der sehr richtigen Voraussetzung, dass er im Augenblick Geld 
baben müsse und es nicht anders als durch einen Verkauf seines 
Eigenthums unter dem halben Werth sich verschaffen könne, zu die- 
sem Verkauf verschriUen ist. — Ein hässlicher Druckfehler findet 
sich S. 248. Z. 14.: normirt statt vermisst. 

XI. Rann es eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verabsäumung von Contractsverbindlich- 
keiten geben, deren Erfüllung einer der Gontrahenten, 
bei Vermeidung einer Gonventionalstrafe oder eines an- 
dern, auf die Nichterfüllung im Voraus durch den Con- 
traet gesetzten Nachtheiles, ' übernommen hat? (S.247 — 
274*) Eine Abhandlung, mit der vorigen, deren Ergänzung sie bil- 
det, von gleichem hohen Werth an praktischer Wichtigkeit und 
theoretischer Begründung. Auf Veranlassung eines von Beek**) 
bekannt gemachten schiedsrichterlieben Urtbeils über eine versäumte 
Einzahlung bei einer. Aetiengesellschaft, und in Opposition, gegen die 
darin aufgestellten Grundsätze zeigt der Verf. mit den stärksten 
Gründen, dass Geist und Buchstabe des Römischen Rechts eine resti- 
tutio majorum eben so wenig zum Zwecke der Aufreehthaltung eines 
stipulationsmäfsig verwirkten, als zum Zweck der Aufhebung eines 
zu Recht beständigen Contractes kennen und dass zwar objeetive 
Hindernisse ( impedimentem naturale, nach/r. 137. §.4. de F. 0.) 
nie aber rein anbjeetive (si id alii possibiie nt 9 ib. §• 5.) die Unter- 
lassung einer contraetmässigen Leistung dem, welchem sie oblag, 
unschädlich machen können. 



*) Vgl. des Verff. Darstellung praktischer Materien des rom. Rechtf , l.Bd. 
Ueber die Vindicatio« and die PnblicUnische Klage, Dresden, 1831. und die 
Recension dieses Werks in der Leipz. Mt-Zeit. 1833., December, Sp. 2361. t 

**) Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung Bd. I. S. 1. und beionderu, 
Leipiig, 1838. 8. 
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XII. Zu §. 15. des Anhanges der Erl. Proc. -Ordnung. 
(S. 275 — 295») Dieter Anff atz ist ktiaesweges von so beschränktem 
Interesse, als man nach der Beziehung auf ein Sachsisches Provin- 
cialgesetz in der Ueberschrüt erwarten kannte. Vielmehr ist die 
Rede von dem in alle Wechselordnungen aufgenommenen und das 
eigentliche Lebensprincip des Wechselverkehrs bildenden Satz, dass 
dem Indossatar Ausflüchte ex persona iudossaHtis nicht entgegen- 
gesetzt werden können, und die besondere hier behandelte Frage ist: 
ob derselbe Satz auch von der exceptio falsi, von einer Fälschung, 
die nach Behauptung des Beklagten ein Voraann des Klagers mit 
dem Wechsel vorgenommen haben soll, gelte? Der Verf. giebt zu- 
vörderst zwei PräJudicien über diese Frage« In dem ersten altern 
ist in einem Wiederklageprocesse, den ein per saltum in Regressan- 
spruch genommener Trassant auf dem Grund einer von einem Zwischeu- 
mann begangenen Verfälschung der Wecbselsumme und des Namens 
des Bezogenen angestellt hatte (vom vorm. App. -G.?) auf Beweis des 
KJaggrunds, also der exceptio falsi, erkannt und in den hier mitge- 
teilten Entscheidungsgrfindeu recht schön entwickelt, dass die obea 
angezogene gesetzliche Verfügung mir von eigentlichen Einreden, 
nebmlich von der Beziehung auf Thatsacben, wodurch die gestand- 
lieh contrahirto Obligatton wieder aufgehoben sein, soll, nicht aber 
von dem Anführen, dass die (hier in der Wechselregressklage) ge- 
klagte Verbindlichkeit nie in der geklagten Maasse contrahirt und 
nur durch Betrug vorgespiegelt -worden sei, verstanden werden müsse. 
In dem andern Präjudiz wurde vom Ober- App. -Ger. eine Klage an* 
gebrachtermatsen abgewiesen, welche gegen den dritten Inhaber 
eines eignen Wechsels von dem angeblichen Aussteller desselben, auf 
dessen unentgeltliche Herausgabe unter dem Anfahren gerichtet war, 
dass der Kläger nie einen selchen Wechsel ausgestellt, vielmehr die 
darin als ursprünglicher Gläubiger benannte Person eine za ganz 
anderm Zwecke bewirkte Unterschrift desselben zu Exteadirong eines 
Wechsels gemissbrancht labe. — Diese beiden Entscheidungen 
scheinen mir nun an sich gar nicht so unvereinbar, als sie der Verf. 
findet. Auch ein von der Richtigkeit der in den ersten Entscbei- 
dungsgründen entwickelten Ansicht durchdrungener Richter mnsste 
meines Erachtens den letztern Kläger abweisen, weil daraus, dass 
der Anspruch des Indossatars gegen ihn materiell nicht begründet 
war, oder, wie es in jenen Entscheidungsgrttnden heisst, dass dem- 
selben exceptio nuUitatis entgegenstand , nicht folgt, dass jener den 
Wechsel zurückgeben musste. Vielmehr war ihm dieser unentbehr- 
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lieh zum wecbselmässigen Regress an geinen Giranten, welchen Re- 
gress ihm abzuschneiden der Klager nicht einmal ein Interesse, ge- 
schweige dean ein Recht hatte. Man würde daher nicht zugeben 
kOnnen, dass, wie dar Verf. S. 286. sagt, diese neuere Entschei- 
dung ein Präjudiz gegen die altere geworden sei, .wenn nicht die 
Entscheidungsgründe, die er zu jener mittheilt, zeigten, dass man 
gar nicht ans dem eben angegebenen Grunde, sondern weil man in 
der That den §. 15. des Anh. der E. P.-O. auch aaf den Einwand des 
, ursprünglich falschen oder verfälschten Wechsels angewendet, die 
zweite Klage abgewiesen hat. — Der Verf. zeigt nun von S. 287. 
an mit überzeugenden und meist klar dargestellten Gründen die Rich- 
tigkeit der Ansicht, von der jene erste Entscheidung ausging und 
dass von einer Exception und den an das Wesen eiber solchen ge- 
knüpften rechtlichen Wirkungen gar nicht die Rede sein kann, wo 
die rechtliche Existenz des geklagten Geschäfts, die Einwilligung in 
denWechselcontract über den vorliegenden Wechsel, geleugnet und 
zur Erläuterung dieser Verneinung des Klaggrunds die Betrügerei, 
wodurch der Sehein einer solchen Einwilligung vorgespiegelt worden, 
erzahlt wird. . Ich meinerseits kann mich nur freuen, den Verf. hier 
so ganz übereinstimmend mit mir gefunden zu haben*), glaube auch 
zuversichtlich, dass seine Ausführung für Jeden überzeugend sein 
werde. — Nur zweierlei erlaube ich mir zu bemerken* In dem 
S. 287. f. fingirten Falle hat <Jer Beklagte den Umstand, dass sich 
ein von ihm unterschriebener Kaufcontract in Klägers Händen befinde, 
nicht eingeräumt, sondern geleugnet, wenn er anführt, dass der Klä- 
ger ein demselben anvertrautes Blanquet 'gemissbraucht habe , einen 
Kaufcontract zu extendiren. Denn er hat ja nicht zugestanden, einen 
Kauf, sondern nur ein Blanquet unterschrieben zu haben. Nur weil 
die Saehe so steht f ist des Verfs. Argumentation richtig. Eben da- 
her ist es auch nicht, wie der Verf. sagt, „allerdings möglich, dass 
der Kläger obsiegt, ohne sich andrer Beweismittel bedient zu haben, 
als jenes schriftlichen Aufsatzes. 44 Denn dieser Aufsatz hört soföVt 
auf, ein Beweismittel zu sein, wenn der Beklagte die nach der Erl. 
P.-O. XXV. 6. ihm nachgelassene Diffession der contenta bewirkt. 
Vermag er dies nicht, so ist er nicht in Folge eines geführten Be- 
weises, sondern als des Klaggrunds geständig zu verurtheilen ; denn 
es bedarf dann auch keines weitern Beweises für den Umstand, dass 
der Kaufcontract geschlossen worden sei. Anders freilich gestaltet 



*) S.m.Kncyklopädie der Wechselrechte und Wechielgeietze, Tb. II. S.419. 
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sich die Sache formell, wenn eiecotiv geklagt und jenes Anführen 
vom Beklagten in der Wiederklage auszufahren ist^ der Verf. bezieht 
aber sein Beispiel ausdrücklich auf den Ordinarprocess. Er bemerkt 
sonst sehr richtig, dass auch die Ausführung jener Behauptung in der 
Wiederklage immer materiell kein Exceptionsbeweis, sondern directer 
Gegenbeweis wider den Klaggrund ist. Denn wäre auch vom Be- 
klagten weiter gar nichts zu Erklärung seiner Einwilligung in den 
Kauf geschehen, als eben die wissentliche und absichtliche Unter- 
zeichnung des Kaufaufsatzes r so wäre seine Verurtheilung schon be- 
gründet. — Sodann ist die wunderliche Behauptung des Verfs. S. 294. 
zu rßgcn, dass der mefargedachte §. 15. keine parlicularrecbtliche 
Eigentümlichkeit enthalte, sondern nur die Anwendung Romischer 
Rechlstheorieen vorschreibe. Denn soll dies ein wahrer Gegensatz 
sein, so muss doch der Verf. hierunter noch heut zu Tage geltende 
Theorieen, das heutige gemeine Recht verstehen. Vom alten Römi- 
schen Recht zum folgenden Aufsatz mehr. Nach heutigem Recht 
aber ist ja nicht zweifelhaft, dass ausser dem wechselrechtlichen 
Verbflltniss dem Cessionar der dolus des Cedenten, der ihm eine 
schon getilgte Forderung cedirte, allerdings entgegen steht. Dass 
im Wechselrecht das Gegentheil gilt, ist also gewiss eine Eigenthünv 
liebkeit. Es ist auch eine parlicularrecbtliche Eigentümlich- 
keit, wenn gleich alle Wechselgesetze darin übereinstimmen und 
tibereinstimmen müssen, dafern es einen Wecbselverkehr geben soll; 
denn für jedes Land gründet sich dieser Recbtssatz immer nur auf 
seine Landesgesetze ; man müsste sich denn zu der geistreichen, aber 
unhaltbaren neuern Ansicht bekennen, dass der Aussteller eines 
Wechsels oder Indossaments nicht sowohl seinem Wechselnehmer, 
als dem ganzen Publicum sich zu verpflichten beabsichtige*). 

XIII. Zu dem Titel der Pandekten: de doli mali et 
metus exceptione, als Anbang zu der vorherigen Abhand- 
lung. (S. 296 — 324.) Ein scharfsinniger Cotnmentar zu diesem Titel. 
Der Verf. verfolgt und interpretirt sämmtliche Fragmente desselben 
in solcher systematischer Ordnung, dass daraus eine vollständige und 
gründliche Entwickelang der ganzen Lehre von der exceptio doli 
hervorgeht, die durchaus befriedigend sein würde, wenn sieh der 
Verf. der wiederholten Seitenblicke und Anwendungen auf das heu- 
tige Recht enthalten hätte. Diese aber beruhen auf einem wesent- 
lichen Missverständnisse, indem der Verf. dabei ganz verjgisst, dass 



*) S. diese Jahrbücher Jahrg. 18f0. S. 524. f. 
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die Römische exceptio doli eine ausschliessliche Eigentümlichkeit 
der stricto* juris judieia ond nur zu Milderung des strengen, insbe- 
sondere des auf Stipulation gegründeten*) Civilrechts vom PrStor 
Gassi as eingeführt, mithin bei diesen als eine Ausnahme zu behan- 
deln und weiter als die von ihm aufgestellte Formel: st in ea re nihil 
dolo malo aetoris factum «/, ging, nicht auszudehnen« dagegen 
aber in den bonae fidei judiciis eben so wenig als die exceptio 
pacti**) in der Formel nothwendig war, weil hier diese schon an sich 
nicht auf ein strenges dare oportcre, sondern auf ein praestare ex 
ßde bona gerichtet wurde***). — Der Verf. gieht §. 1. einige ein- 
leitende Bemerkungen, und bandelt sodann, nach/r. 1. §.3. k. L, 
im §. 2. von dem dolus, qui (in) legibus fit, §. 3. von dem dolus 
in testamehtis, §. 4. von dem dolus, qui in contraclibusfit, §. 5. 
von dem dolus in andern als den in fr» 1. §.3. angegebenen Bezie- 
hungen; wobei er, nach/r. 4. pr. auf den Satz kommt: „Wer, in- 
„dem er zu Jemandem in das Verhältnis« eines Quasi-Contraetes tritt 
„(in/r. 4. pr. die aditio kereditatis) sich zugleich €b dessen nego- 
„tiorum gestor macht, elidirt die Klage aus jenem Verhaltnisse durch 
„eine unter dem Namen exceptio doli auf die negotiorum gestio 
„basirte Ausflucht." Sehr richtig, wenn der Quasicontract eine 
obligatio strich' juris vermittelte, wie z. B. im Fall des legatum 
damnationis; denn gewiss ist auch in fr. 4. pr. das Wort creditor 
in der engem Bedeutung gebraucht, wo es .so viel heisst als sttpu- 
lator oder qui mutuo dedit. Zwar wird in §. 9. ibid. die Einrede 
wegen der vom bonae fidei possessor auf die vindieirte Sache gewen- 
deten Kosten (was der Verl sehr richtig als der negotiorum gestio 
analog betrachtet) exceptio doli genannt, obgleich rei vindicatio 
kein Judicium strieti juris ist; aber dies wohl nur analogisch -, wegen 
der hier möglichen strengern Formel, deren wesentliche intentio 
doch immer nur auf das rem A. Ai esse ging, wenn schon sie zu- 
fällig auch auf ein restituere exfide bona zu richten sein konnte. — 
Sehr gründlich zeigt der Verf. §• 6., wie eine fast ausnahmslos 
beobachtete Regel die exe. doli auf den dolus ipsius aetoris be- 
schrankte. Besonders schlagend ist hier fr. 4. §. 20., wo die e. d. 
dem, welcher dolo zu Uebernahme einer Verbindlichkeit verleitet 
worden, dann versagt wird, wenn der dolose Creditor ihn seinem 



*) G*j. IV. 116. 
**) fr. 7. §.5. depaet. (2. 14.)/V\ 3. de resc. vend. (18. 5.) fr. 84. §,8. de Leg.L 
(SU.) fr. 21. toluto matr. (24. S.) Frag*. Fat. §. 04. 
***) Gmj. IV. 4t. 
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Gläubiger delegirt and dieser von ihm stipulirt bat and 
daraus klagt. Hier vermeint nun aber der Verf. (S. 313. Note**) 
ganz dasselbe wiederzufinden* was im Weehselrechte, in Sachsea 
nach Erl. P.-O. Anh. §. 15., gilt. „Wenn, sagt er, A* den C. ver- 
mocht bat, ihm eiaen Wechsel Ober 100 Thlr. auszustellen und dann 
„mit dem an B. girirten Wechsel diesem Zahlung leistete, ohne dass 
„er dem C. Deckung" (soll wohl heitsen Valuta) „gegeben hätte, 
„so würde C. dies nicht retonveniendo gegen den/?, ausfahren dürfen» 
„Das Nehmi i che aber ergiebt sieh schon aus dem. citirten Frag* 
„mente. u — Keinesweges ist dies der Fall, denn das Fragment setzt 
voraus: egoque abs tb stipulatus fuero. Sollten also die Fälle gleich 
sei u, so müsste C. sich dem B. verpflichtet, ihm etwa einen neuen 
Wechsel gegeben haben. Das Wechselrecht und das Sachsische 
Gesetz bedingen aber keinesweges hierdurch die Ausschliessung der 
Einrede, sondern sie kann auch dem blossen Indossatar nicht ent- 
gegengesetzt werden. Wenn es in fr. 4. §. 20* statt: teque mihi 
reum dederit egoque abs te stipuütfus fitero , hiesse: mikique actio- 
uem mandaverit in rem meam: so wflrde die Entscheidung ganz an- 
ders ausfallen müssen; hingegen im Wechsel recht würde dies gar 
keinen Unterschied machen. Naeb neustem Rtfmischen Recht wflrde 
die lex Anastasiana einschlagen; aber auch zur Zeit der klassischen 
Juristen wttrde gegelten haben, was der Verf. selbst S. 317. Note** 
bemerkt; dem procurator in rem suam wflrde, wie jedem Mandatar, 
der dolus mandaloris entgegengestanden haben. Der heulige Zes- 
sionar ist aber ganz dasselbe und Niemand zweifelt daher, dass ihm, 
wo nicht von Wechselverbindlichkeiten die Rede ist, dieselben Ein- 
reden entgegenstehen, wie dem Gedenten. — Anders verhalt es sich 
mach altem und neuem Recht mit einem Klagen, der eine dingliehe 
Klage aus dem Eigentbum anstellt, welches er Iraditione (in jure 
eessione etc.) erworben bat, wovon §. 27. f. im fr. 4. k. t bandelt 
Diesem kann, wenn er sein Recht von einem auf gleiche Weise zum 
Eigentümer gewordenen auctor herleitet (denn sonst wflrde die 
Sache res furtiva sein), nie entgegengesetzt werden, dass Letzterer 
die Uebertragung des Eigenthums dolo vom Beklagten erschlichen 
habe, und dies galt nicht bloss in stricti juris , sondern auch in bonae 
fideijudiciis (z. B» nach §. 28. bei der hereditatü petitio); mit den 
einzigen Ausnahmen: wenn der Klüger die Sache titulo lucrativo 
erworben hatte oder selbst fraudis conseius war. — Diese Grund- 
sätze, das einzige praktisch Brauchbare unter dem, was der VerL 
über den Wegfall der exe. doli ex facto alieno sagt, vermengt der- 
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selbe zu sehr mit der Lehre von deren Anwendbarkeil in Contract- 
verhaltnissen, wohl dadurch verleitet, dass die beiden nurgedachteu 
Aasnahmen auch bei der exe. doli gegen Stipulation galten. — Dass 
nun die letztere, die conscientia fraudis, auch heut zu Tage gegen 
den Indossatar in der Wiederklage ausgeführt werden kOnne, wird 
wohl Niemand bezweifeln, und wtenn der Verf. die Meinung äussert, 
es müsse Gleiches gelten von dem Anführen, dass der Indossatar den 
Wechsel geschenkt erhalten habe, so kann man zwar den dafür auf- 
gestellten Grund: „dass ja jene particularrechtliche Vorschrift, ob- 
„ schon höchst wahrscheinlich sich selbst unbewussterweise, nur einen 
„Satz des gemeinen Rechts auf ein specielles VerhJtltniss anwendet 
nach dem Vorstehenden unmöglich gelten lassen; allerdings kann 
aber die Absicht des Gesetzes nur sein, den Indossatar vor Schaden, 
zu wahren, nicht seiner Bereicherung mit Anderer Schaden Vor- 
schub zu thun. 

Eine mir aus der Seele geschriebene Bemerkung findet sich 
S. 299. über den Missbrauch nnpublicirter Hilfsmittel zur Auslegung 
der Gesetze. Mochte sie doch beherzigt werden von so manchen 
Dec erneuten, der etwas sehr Verdienstliches gethaa zu haben glaubt, 
wenn er aus alten Landtagsacten oder Protocollen der Gesetzgebungs- 
eommtssionen einer Partei bewiesen bat, dass der Gesetzgeber eigent- 
lich etwas ganz anderes beabsichtigt habe, als der klare Wortsin« 
des Gesetzes -ausspricht und der gesunde Menschenverstand darin zu 
linden vermag, mithin auch der BetheiHgte ab Norm seiner Hand- 
lungen betrachten musstel 

XIV. Lauft die Verjährung der längsten Zeit (prae- 
seriptio longisstmi temporis) von 81 Jahren 6 Wochen und 
3 Tagen nach heutigem Rechte gegen einen Unmündigen 
mit oder ohne Restitution? (S. 325 — 834.) Dankenswerthe 
HhtheHung der EntscheidungsgrÜnde eines Präjudizes des vormaligen 
Appellationsgerichts vom J. 1808., worin nach der Autorität von 
Carpzov, Berger, Leyser, Mencken und Hommel weder das 
Schlafen dieser Verjährung wahrend der Minderjährigkeit noch die 
Zulassigkeit der Restitution dagegen angenommen wurde, und eines 
Aufsatzes (Separatvotums?), worin kurz und schlagend gezeigt wird, 
dass diese Verjährung gegen Minderjährige gar nicht lauft, weil 
durch die Reichspolizeiordnong v. 1548. und die Sächsische Vormund- 
schaftsordnung nicht die puptlft den minoribus, sondern die minores 
den pupiüU in Rechten gleichgestellt worden sind. 
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Die Zurechnung auf dem Gebiete des Civil rechts, insbeson- 
dere die Lehre von den Unglücksfällen nach den Grundsätzen des 
römischen und deutschen Rechts und der neuern Legislationen, 
dargestellt von JDr. Ferd. Carl Th. Hepp, Prof. in Tübin- 
gen. Tübingen, 1838. (Vergl. Jahrb. 1839. S. 275. f.) 

Es herrseht in den Germanischen Volksrechten ein anderes 
Prinzip als im Römischen Rechte über die Frage, ob die Zurech- 
aungsfa'higkeit nothwendig sey, um Jemanden zum Schadensersatze 
zu verurtheilen. Das Römische Recht, dem der subjective Maass- 
stab der Beurtheilung menschlicher Handlungen zum Grunde liegt, 
bejaht diese Frage, während sie die alten Germanischen Rechte ver- 
neinen ; und der Verf. ist der Meinung, dass diese letzte Ansicht 
nicht so unbedingt, wie es fast allgemein geschieht, zu verwerfen 
sey. Er will daher die Gründe genau prüfen, worauf jene entgegen- 
gesetzten Entscheidungen im Römischen und im Deutschen Rechte 
beruhe. Gleich im Eingange entfernt er die hin und wieder laut 
gewordene Ansicht, dass man, von der Verpflichtung eine Stra/e za 
leiden, von dem Strafzwange, auf die gleiche Verpflichtung zum 
Schadensersatze fortschliessen müsse. Um die Dnhaltbarkeit dieses 
häufig geschehenen Schlosses deutlich zu machen, giebt der Verf. 
eine Einteilung der möglichen Arten des juristischen Zwanges, 
wobei er sich eine eigentümliche Terminologie gebildet. Den Zwang, 
der einen bevorstehenden Schaden, also einen versuchten, noch un- 
vollendeten Angriff auf unsera Rechtszustand entfernen soll, nennt 
der Verf. Vertheidigungszwang. Bei diesem unterscheidet er im* 
höchsten Grade der Gefahr das Recht der Nothwehr, von dem Prä- 
ventionszwange im engern Sinne bei einem geringern Grade der Ge- 
fahr. Den Zwang, der einem wirklich gestifteten Schaden nachfolgt, 
nennt er den Entschädigungszwang im weitern Sinne, und theilt die- 
sen wiederum in den Entschädigungszwang im engern Sinne, oder 
den Zwang zum Ersatz, wenn ein Aequivalent statt des nicht mehr 
vorhandenen oder beschädigten, uns widerrechtlich entzogenen oder 
vorenthaltenen Vermöge nsslftckes zu geben ist, und in den Restitn- 
tionszwang (der uns unrichtig dem Begriffe der Entschädigung sub- 
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suiairt zo «ein gekernt) wenn das mn widerrechtlich entzogene oder 
nicht geleistete Object Doch unversehrt da ist Diesen Zwang end- 
lich denkt er sich wieder dreifach, als Vindicationszwang, als reiper* 
seeutorischen Zwang aus Delikten, und als Zwang auf Erfüllung der 
vertragsmassigen Leistung durch Heraus- oder Rück-Gabe der schul- 
digen Sache. Während nun der Verlheidigungszwang nur auf einen 
bevorstehenden, der Entscbädigungszwaag nur auf einen wirklich 
gestifteten Schaden gerichtet ist, kann sich der Slrafzwang auf Bei- 
des beziehen, vorausgesetzt, dass die verletzende Handlung eine ver- 
brecherische war. Deshalb wird der Slrafzwang auf das Verhältnis* 
der Unterthanen zur Staatsgewalt bezogen, wahrend die beiden an« 
dem Arten des Zwanges das Verhältoiss zwischen Unterthanen als 
solchen reguliren sollen. Aus dieser Verschiedenheit des Rechts- 
grundes erklart sich die Möglichkeit , den Strafzwang und den Ent- 
schädigungszwang nach wesentlich verschiedenen Grundsätzen zu be- 
urtheilen, und dass Dies« auch wirklich geschieht, zeigt sich darin, 
dass bei dem Strafzwange dolus und culpa von Einfluss auf das 
Strafmaass sind, während das Enlschädigungsmaass stets dasselbe 
bleibt, es sey die Pflicht zur Entschädigung dureh dolus oder durch 
blosse culpa veranlasst. 

Nachdem diese Grundsätze in der Einleitung festgestellt sind, 
wendet sich der Verf. zo der Hauptdarstellong, welche in vier Ka- 
pitel zerfällt, zu der Entwicklung der Grundsätze Aber Schadenser- 
satz bei Unglücksfällen nach Römischem Rechte, nacb Deutschem 
Rechte, nacb neuern Legislationen und nach der Ansicht der neuern 
Recbtsphilosopben. 

Was das Römische Recht betrifft (§§. 3 — 13), so weist der 
Verf. nach, dass es in demselben an einem durchgreifenden Grund- 
prinzipe fehle, aus welchem sich entnehmen lasse, weshalb einige 
Arten des Zwangrecbtes durch die ZurechnungsflBhigkeit des Belei- 
digers bedingt sind, andere nicht (§.3.); was vielleicht darin seine 
Erklärung finden kann, dass, wie auch dei\Verf. §« 13. annimmt, die 
Rdmer einige in das Rechtsgebiet gehörige Handlungen ausschliess- 
lich nacb moralischen Grundsätzen beurtheilea. So sind der Vindi- 
cationszwang, der reipersecotoriscbe Zwang aus Delikten (der Verf. 
nennt S. 117. den Restitutionszwang ganz unbeschränkt, was seiner 
obigen Terminologie nach unrichtig ist), so wie der Verlheidigungs- 
zwang durch die Zurechnungsfthigkeit des Beleidigers gar nicht be~ 
dingt, was auch überall Billigung erhalten muss, während bei dem 
Entschädigungszwange im engern Sinne, «o wie bei dem Zwange auf 
Krit Jahrb. t d. RW. Jahrg. VI. H. IX. 51 
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Erfüllung vertragsmlssiger Leistung ea allerdings es auf die Znrech- 
nnngsfthigkeit des ThSters ankommen seil. Durch die dreifache 
Rücksicht geleitet, ob die Verletzung ioaerbalb oder ausserhalb des 
Obligationsuexus geschehn, ob die unverschuldete Verletz« Dg in einer 
Kraftanstrengung des Verletzenden selbst oder eines Dritten oder 
der Natur liegt, and ob der Verletzende absolut oder relativ unzu- 
rechnungsfähig ist, stellt der Verf. in diesem, so wie in den folgen- 
den Kapiteln, drei Hauptfttlle zu seiner Betrachtung auf. 

Erster Haupt fall. Von Verletzungen aus «{zurechenbaren 
Handlungen freier Personen. (§. 5, 6.) Die absolut unzurechnungs- 
fähigen Wesen sind unter allen Umstünden von dem Entsch&digungs- 
zwange frei, and die hin und wieder, zuletzt von Heinroth verthet- 
digte Ausnahme von diesem Satze för den Fall, dass der Verletzende 
durch seine Schuld wahnsinnig geworden, weist der Verf. kräftig 
zurück, schweift aber freilich dabei schon in das vierte Kapitel hin- 
über, in welchem die verschiedenen Ansichten der Rechtsphilosophen 
abgehandelt werden sollen. Nur bei den relativ unzurechnungsfähi- 
gen Wesen lÄsst der Verf. den Beweis dieser eben genannten Aus- 
nahme und mit Recht für den Fall sa, dass der Thiter sich in einen 
Zustand durch eigene Verschuldung versetzt hat, wo die Selbstbe- 
stimmungsfthigkeit vorübergehend aufgehoben ist. Wahrend bei 
solchen gebundenen SeelenzustAnden wegen dieser Ausnahme die 
richterliche TbXtigkeit aufgerufen werden kann, tritt diese stets bei 
dem von dem Verf. sogenannten casus fortuitus ein, d. h. wenn der 
ThXter diejenige Aufmerksamkeit und Besonnenheit bewiesen zu ha- 
ben behauptet, welche gesetzlich erfordert wird, ihn von der Haftung 
zu befreien, ihm also die begangene Verletzung aus Mangel an Ver- 
schuldung nicht imputirt werden darf. Mit Recht macht der Verf. 
S. 28. darauf aufmerksam, dass nach Romischem Spracbgebrauche 
casus i im Gegensätze von dolus in einigen Digesten stellen soviel 
als negligentia bezeichnet. Die culpa will der Verf. nicht in einem 
Verstattdesfehler oder in dem .Mangel an Erkenntniss finden, aondern 
„wie schon Ulpian in Fr. 7. §. 2./>.9, 2. bemerkt, in einer reebo- 
„ widrigen Willensbestimm nog, indem der ThSter, wenn er auch den 
„Erfolg nicht wollte, dock diejenige Handlung wollte, ans weicher 
„der unbeabsichtigte und vorherzusehende Erfolg hervorging. S. 30." 
Jedoch dieser Ansicht können wir nicht beistimmen. Wir toten wie- 
derholenden (im Fr. 213. §. ult. von Ulpian und im Fr. 223« pr. D. 
50, 16. von Paulus) dass die lata culpa darin bestehe *an inttlHgert 
qnod omnts mteltigunt, d. h. also, wenn Jemand in einem bestimm- 
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Icd Falle weniger Intelligenz zeigt, als jeder Andere dieses Gewer- 
bes oder Standes, wozu der Handelnde gehört Wenn also in Fr. 7. 
2. §•/)• 9.2« worauf sich der Verf. beruft, Ulpian den Fall anfuhrt, 
dass ein Trager sich eine zu grosse Last aufgebürdet bat, und indem 
er diese abwirft, oder indem er mit ihr auf einem schlüpfrigen Pfade 
fällt, einen Sclaven tödtet, und deshalb, weil er sich freiwillig so 
beladen, mit der lex Aquilia haftet, so ist doch hier nicht einzusebn, 
wie in dem zu starken* Beladen oder in dem Gehn auf der schlüpf- 
rigen Strasse eine rechtswidrige Willensbestimmung liegen soll. 
War nebmlich die Willensbestimmung auf die Tödtung des Sclaven 
gerichtet, so war es dolus, nicht bloss culpa. Eine solche Absicht 
nimmt ja aber hier Ulpiau gar nicht an. Wenn daher (ein Beispiel, 
welches der Verf. genauer betrachtet) ein Arzt aus Unileiss, d. b. 
weil er das Unpassende dieses Mittels kennt, aber es dem Kranken 
im Augenblick der Zerstreuung verschreibt, oder aus Einfalt, weil 
er wibnt, dies Mittel sey nicht unpassend, den Kranken tödtet, so 
ist in beiden Fällen lata culpa vorbanden; denn non intclligit quad 
omnes medici intelligunt. Daher erscheint die in der Halsgerichts- 
ordnung so wie im Römischen Rechte vorkommende, vom Verf. ge- 
tadelte, Strafbestimmung gegen den unwissenden Arzt, der durch 
grobe Uebereilung oder Einfalt seine Patienten tödtet, vollkommen 
gerechtfertigt, sowohl für die Vorzeit als für die Gegenwart, wo je- 
der Praxis des Arztes eine Approbation von Seilen des Staats vor- 
angebn muss. Ganz kürzlich (Scholz III. merkwürdige Strafrechts- 
fülle Band II. Heft II.) wurde ein unwissender Chirurg ausserordent- 
lich bestraft, weil er durch seine einfältig besorgte Entbindung Kind 
und Mutter auf den Kirchhof gebracht zu haben dringend verdachtig 
war. Denn sehr Recht hat der Verf., wenn er hier sagt, der Be- 
weis sey in solchen Pillen schwer zu führen. Dasselbe was vom 
Arzte muss heut zu Tage gelten, wenn ein Justizcommissarius durch 
Mangel an Kenntniss seinem dienten einen Vermögensschaden zuge- 
fügt hat. Setzen wir folgenden Fall: Ein Testator in Preussen hm- 
terlffsst vier Erben in Hamburg; diese nehmen zur Erbregulirung 
und zur endlichen Einsendung ihrer in Geld verwandelten Erbtbeile 
denselben Justizcommissarius in Preussen; Drei von ihnen geben 
ihm den Auftrag dieses Geld an einen und denselben Kaufmann in 
Hamburg zu senden ; der Vierte verfügt darüber Nichts. Nach ge- 
schehener Erbregulirung sendet der Justizcommissarius den Erbtheil 
aller vier Erben an jenen Kaufmann, und dieser versehwindet au- 
genblicklich spurlos mit dem empfangenen Golde. Ist hier nicht der 

51* 
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Justizcommissarins dem vierten Erben zur nochmaligen Zahlung sei- 
nes Erblheils verpflichtet, weil in dem Augenblick der Absendung 
der Gelder die Erkenntniss ihm mangelte, dass er das Geld seinem 
Auftrage gemäss unmittelbar an Den zu senden habe, Dem es ge- 
bühre? Der Verf. meint, das heisse einen Blinden wegen seines 
Blindseins strafen. Wollte man Diess aber nicht lhan, so würde je^ 
der, Schuldige sich für wenigstens vorübergehend blind erklären, am 
nur frei von Ersatz und Strafe zu bleiben. 

Zweiter Haupt fall. Casuelle Verletzungen im Obligations- 
nexus durch fremde Widerrechtlichkeit oder blosse Naturkräfte ausser 
dem Menschen (§§. 7 — 10). Hier entscheidet die Regel casus 
a nullo pracstantur, und zwar diese allein, indem der Verf. nach- 
weist, dass Wächter in seinem bekannten Aufsatze (Archiv Bd. XV. 
S. 116 ff.) mit Unrecht aus der Regel impossibilium nulla dafür obli- 
gatio die wenn gleich richtigen Modificationen jener ersten Regel 
abstrahirt hat. Der Verf. beweist nun (§. 8.) die Existenz jener Re- 
gel ausführlich bei den einzelnen Contracid» und Qoasicontraclen, und 
verlangt mit Recht, dass namentlich nicht jeder Verlust einer Sache 
durch Diebstahl oder Brand absolut als casus gelle, sondern dass es 
hier dem Verletzten freistehe müsse zu beweisen, und dem Richter 
■ach diesen bewiesenen Umständen zu entscheiden , ob dieser Zufall 
nicht nach dem gewöhnlichen Maasse menschlicher Einsicht von dem 
Schuldner bitte abgewendet werden können. Ist dieser Beweis ge- 
führt, so muss der casus ausnahmsweise von dem Nachlässigen eben 
so ersetzt werden, als wenn die schuldige specielle Sache während 
des Verzugs des Schuldners untergegangen ist (§• 9.), wobei aber die 
Regel wieder eintritt, wenn der im Obligationsnexus befind- 
liche säumige Schuldner den Beweis führt, dass die zur rechten 
Zeit restituirte Sache auch bei dem Gläubiger zu Grunde gegangen 
wäre. Bei dieser Gelegenheit behandelt der Verf. auch die schwie- 
rige und noch in der neuesten Zeit so verschieden beantwortete 
Frage , wie es "bei onerosen Verträgen zu halten sey, wenn die eiae 
Parthei durch Zufall Nichts oder nur Verschlechtertes leisten kann, 
ob hier die andere Parthei zur Hingabe oder ZurOcklassung der Ge- 
genleistung verpflichtet sey. Wir haben darüber im Romischen Rechte 
entgegengesetzte Entscheidungen. Die bejahende beim Raufe und 
(wie Einige wollen) bei den Innominatcontracten; die verneinende 
bei der Sachmiethe, bei der Eaphyteuse und bei den obligatio*** 
faciendi. Den Unterschied, welchen die Römischen Juristen darin 
zu machen scheinen, dass bei einer obligatio faciendi der Zufall in 
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der Person des Aeceptanten diesen zur vollen Gegenleistung auch 
ohne Leistung des versprochenen Dienstes verpflichtet, während der 
Zufall in der Person des Promitlenten diesen zwar von der Leistung 
befreit, aber nur nach Verhältnis des wirklich schon Geleisteten zur 
Gegenleistung berechtigt; diesen Unterschied meint der Verf. so er- 
klären zu können. Den Hauptvortheil bei der Obligation auf ein 
Handeln habe der Leistende, weil er von solchen Leistungen lebt. 
Daher kann er, wenn ihm durch seinen Gontrahenten die Möglich- 
keit der Leistung entzogen wird, darunter nicht leiden, weil er ja 
verhindert ward, einem Andern seine Dienste anzubieten; während, 
wenn in seiner Person sich Hindernisse der Leistung entgegensetz- 
ten , jedes juristische Mitleid mit ihm am unrechten Orte wäre, da 
es nur auf fremde Kosten realisirt werden könnte. Der Verf. selbst 
gesteht S. 49., er wolle nicht behaupten, dass die Römischen Juri- 
sten von dieser Argumentation ausgegangen wären, was man unbe- 
dingt zugestefan kann. An diese Untersuchung knüpft der Verf. §. 
10* die zweite Frage: wer den Sehaden ^u tragen habe, wenn bei 
Gelegenheit oder auf Veranlassung eines Vertrages den einen Gon- 
trahenten ein Unglücksfall traf. Auch hier lässt der Verf. die Regel 
casus a nullo praestatur die entscheidende seyn, und erklärt die Aus- 
nahme von dieser Regel, eben weil sie eine Ausnahme ist, so strict 
wie möglich. Daher lässt er eine Pflicht zum Ersätze nur in dem 
heute unpraktischen Falle zu, wenn ein bestimmter Sclave im Auf- 
trage gekauft oder deponirt war; bei welcher Gelegenheit die Anti- 
nomie zwischen Africanns und Paulus im Fr. 26. §. 7. D. 17,1. 
und Fr. 61. §. 5. D. 47, 2. und die hieraus sich erklärenden Incon- 
sequenzen einiger Neuern in der Aufstellung der Prinzipien des 
Römischen Rechts besprochen werden. 

. Dritter Hauptfall. Verletzungen ausserhalb des Obligations- 
nexus durch leblose oder lebendige Gegenstände der vernunftlosen 
Natur (Dass zu dieser Ueberschrift nicht auch die darunter, abge- 
handelte noxae datio der Hauskipder und Sclaven passt, hat der 
Verf. selbst nicht unbemerkt gelassen.) ohne Verschuldung ihres Ei- 
genthümers §. 11. §. 12. Auch für diesen Fall beweist der Verf. 
die Anerkennung des Prinzips casus a nemine praestantur durch die 
Römer, und zeigt in beständiger Polemik gegen die neuern Juristen, 
dass Niemand zum Ersätze des Schadens verpflichtet sey, welchen 
sein Eigenthum einem Dritten zugefügt hat, vorausgesetzt, dass dabei 
keine Verschuldung des Eigentümers coneurrirte. Die Ausnahme, 
welche von diesem Satze durch das Prätorische Edict in der ctutio 
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damni infeeti herbeigeführt wurde, beruht auf polizeilichen Gründen* 
nicht auf der Begünstigung des Besitzes unbeweglicher Sachen. Der 
Prätor konnte nicht unmittelbar den Beschädigten zum Ersätze ver- 
helfen, darum Hess er die Entschädigungsklage auf eine Caution, 
also auf einen (indirect erzwingbaren) Contract sieb gründen. Dieser 
Umweg, welchen der Prälor einschlagen musste, um dem Beschädig-, 
ten entweder wirklichen Ersatz, oder doch wenigstens den Besitz des 
Schaden bringenden Objects zu gewähren, bestätigt deutlich die Exis- 
tenz jenes aufgestellten Prinzipes im Givilrechte. Aber die Billig- 
keit dieser Caution wurde von den Römischen Juristen anerkannt, 
und deshalb ihre Leistung und ihr Erfolg auch da zugelassen, wo 
die Verletzung bereits erfolgt war, bevor es jedoch ohne Schuld 
des Verletzten zur Leistung dieser Caution gekommen war; und 
durch eine gestattete Retention wurde derselbe Erfolg auch da her- 
beigeführt, wo durch bewegliche Sachen, namentlich Fahrzeuge, der 
Schaden bereits angerichtet war. Im Resultate, wenn gleich nicht 
in der Begründung, schliesst sieh der Verf. demnach dem vortreff- 
lichen Aufsatz in Cropp und Heise 's Abhandlungen an, der hier 
einer speciellen Kritik unterworfen wird, aus welcher besonders her- 
' vorzuheben ist, dass die Leseart der Vulgata und selbst Holoan- 
ders in Fr. 9. §. 2. D. 39, 2. de damno infcclo gegen die der 
Florentina, welche Cropp für die richtige hält de damno tarn facto 
in Schutz zu nehmen sey, indem der Zusammenhang dieses ganzen 
Fragments lehrt, dass nicht zwischen Trebatius und Alfenus, son- 
dern zwischen diesen Beiden als Rarmonirenden und Ne ratint aaf 
der andern Seite eine Meinungsverschiedenheit über die vis ßuminis 
bestand {Trebatius refert.. . Alfenus quoque scribit . • • idqucLahe* 
probat. . . Neratius autem scribit. . .). Die noxue datio f welche der 
Verf neben der eautio de damno infeeto und deren Ausbildung durch 
die Römischen Juristen als eine zweite Ausnahme des obigen Prinzi- 
pes aufstellt (§. 12«), ist jedenfalls von der eigentlichen Entschädigung 
verschieden, indem die Entschädigungspflicht nur in Folge der noxae 
datio oder zur Strafe des Leugnens eintritt; und dass auch hier die 
Römische Jurisprudenz den Satz casus a nullo praestantur als leiten- 
des Prinzip anerkannt, geht daraus hervor, dass bei naturgemässea 
Beschädigungen durch Thiere jede Pflicht des Herrn zur Entschädi- 
gung wegfällt. Die Verbindlichkeit zur noxae datio beruht nach 
dem Verf., der die verschiedenen Hypothesen der Neuern hierüber, 
am Ausführlichsten die von Zimmern würdigt, v auf der eigenthim- 
lichen Ansicht des Aiterthums, das caput nocens dem Verletzten zu 
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übergebe«, damit Dieser »ich an ihm Ar den Schaden erhole, {Pluto 
de {egg. JA, 15), eine Ansteht, welche der von Dirksen hierin auf- 
gestellten am nächsten kommt. Im §.13. wird eine kurze Uebersicht 
der bis dahin gewonnenen Resultate gegeben, and aas dem Bisherig 
gen das Prinzip abstrahirt, dass nach Römischem Rechte das Haften 
Ar Verletzungen, sie seien im oder ausser dem Obligationsuexus zu- 
gefügt, durch Zurechenbarkeit der verletzenden Handlungen bediogt 
sey. Ungeachtet der Verf., wie bemerkt, auf S. 8. hervorgehoben 
hat, dass der Entschftdigungs - und 4 der Vertbeidigungs-Zwaag auf 
der einen Seite, und der Strafzwang auf der andern Seite, nicht auf 
dem gleichen, sondern auf einem wesentlich verschiedenen Rechts- 
gründe berubn, und ungeachtet er S. 110« zugiebt, dass es keine 
Grade der Zurechnung gebe, so findet der Verf. es dennoch im Rö- 
mischen Rechte tadelnswerth, dass das EntschXdiguogsmaass bei dem 
geringsten Verschulden dasselbe ist als bei dem dolus. Allein Diess 
kann sicher keinen Tadel verdienen. Der Beschädigte muss natür- 
lich durch die Entschädigung, die ihm der Beschadiger gewihrl, zu- 
frieden gestellt seyn, und ihm mnss es einerlei seyn, ob sich der Be- 
schXdiger dabei in culpa levünma oder in dolo befand, nicht so dem 
Staat, der, wenn bei der Untersuchung dolus des Besch&digers sich 
herausgestellt hat, als verpflichtet betrachtet werden kann, am der 
Staatsbürger willen eine Strafe dem dolose handelnden Beschadiger 
aufzulegen. Nachdem der Verf. diesen allgemeinen Tadel aus eige- 
nem Herzen gegen das Römische Recht ausgesprochen hat, stellt er 
noch folgende einzelne von Vielen getadelte Bestimmungen zusam- 
men: dass das Römische Recht keine Ersatzpflicht aus unzurechnungs» 
flhigea Handlungen freier Wesen anerkenne; dass der Acceplant in 
gewissen Fallen das perieuhm in der Art tragen solle, dass er ohne 
erhaltene Leistung sogar zur Gegenleistung verpflichtet sey, bezie- 
hungsweise dieselbe nicht wieder zurückfordere dürfe; dass selbst 
bei den unentgeltichen Vertragen der Grundsatz casus a nemtne 
pruestantur ohne alle Restrictkm zur Anwendung komme; und dass 
eine Verpflichtung zur noxuo datio oder zum Schadensersatze bei 
naturwidrigen Beschädigungen der Thiere anerkannt werde. 

Was nun das Deutsehe Recht betrifft §§. 14 — 22., so ist des- 
sen Hauptunterscbted von dem Römischen Rechte in dieser Lehre 
gleich an die Spitze der Untersuchung gestellt. Er besteht darin, 
dass das Römische Recht mehr die subjective Seite der Thal als 
die objecttve hervorhebt, wahrend das alte Deutsche Recht das um- 
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gekehrte Prinzip befolgt Auch hier werde* dieselbe» drei Haupt- 
fälle ab im Rtfmischen Rechte betrachtet. 

Erster Haoptfall. Die Volksreebte, selbst noch der Sachsen- 
spiegel, fordern ganz deatlieh von den ünmftndigen nad Gemüths- 
kraaken, wenn sie Schaden angerichtet haben, Entschädigung. Doch 
ist schon in den Constitutiomes regni Sieuli Hb. /. tit. 13. von Kaiser 
Friedrich das Germanische Prinzip dem Rtfmischen geopfert. Hier 
kann die Vergleichnng der von Grimm herausgegebenen Weistbümer 
sehr interessant werden , um den allmähligen Uebergang zum Römi- 
schen Rechte nachzuweisen. Gleichfalls wird in den alten Volks- 
rechten, selbst nach der richtigen hier ausführlich vom Verf. ver- 
fochtenen Auslegung im Sachsenspiegel eine Entschädigung verlangt, 
'wenn die Verletzung durch relativ unzurechnangsfitiiige Subjecle 
bewirkt ward. 

Zweiter Hauptfall. (§§. 15—18.). Hier abstrahirt der Verf. 
aus den einzelnen Entscheidungen der Deutschen Volksrechte fol- 
gende Distinctionen. Ist der Contract von der Beschaffenheit, dass 
eine fremde Sache restituirt werden soll, so ist der Restituent für 
den casus einzuttehn verpflichtet, wenn er allein den ganzen Vor- 
theil oder doch den Hauptvortheil aas dem Gontracte bat, er ist frei 
von dem Ersatz, wenigstens gewiss nach dem Sachsenspiegel (deaa 
die alteren Rechte sind schwankend), wenn er gar keinen oder doch 
nur den Nebenvortheü aus dem Geschäfte hat. Ist endlich der Con- 
tract von der Beschaffenheit, dass beide Gontrahenten gleich grosse 
Vortheile aus dem Geschäfte haben, so trägt Jeder die Gefahr seines 
Interesse an der Sache. • Diess ist beim Faustpfande der Fall, indem 
durch dessen Untergang merkwürdigerweise der Innehaber desselben 
seine Forderung verliert, wenn nicht etwas Anderes darüber festge- 
stellt ist, oder wenn nicht etwa das Pfand für ein verzinsliches Dar- 
lehn gegeben ist. In einem solchen Falle hat der Pfandbesitzer den 
Hauptvortheil aus dem Geschäfte. Gegen Gropp (in Hudtwalker 
und Trümmer Criminalistische Beitrage Bd. II. S.244.ff.) wird hier 
mit Berufung auf Ttf osen (das allgemeine positive PrivatrechtS.454.ff.) 
ausgeführt, dass nur gegen den im Dienstvertrage , nicht gegen einen 
in Mandats- oder Vormundschaft - Verhältnissen Stehenden, der 
dominus negotiorum verpflichtet ist, den vom Ausführenden bei der 
Ausführung des Geschäfts unverschuldet erlittenen Schaden zu er- 
setzen. 

Dritter Hauptfall. (§.19 — 21.). Hier, bei Verletzungen 
durch fremde Thiere und Sachen, leitet das ältere Deutsche Recht 
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die Entsehädigungsverbindlichkeit unmittelbar aus der Verletzung 
her, ohne zwischen naturgemässen und naturwidrigen Beschädigungen 
des Hausthieres zu unterscheiden. Nur die lex Burgundionum er- 
kennt die Römische Verpflichtung zur noxae datio an, und der 
Sachsenspiegel erlaubt durch das Derelinquiren, das Fortjagen, des 
Tod oder Lähmung verursachenden, zahmen, nicht beissigen Thiers 
dem Schadensersatze zu entgehn. Dasselbe gilt bei Verletzungen 
durch leblose Sachen. Ist der Schaden durch das Zusammentreffen 
zweier verschiedenen EigenthQmern gehöriger Thiere geschehn, so 
wird der Schade getbeilt, was analog auf das Zusammentreffen zweier 
Schiffe angewendet wird. För die Beschädigungen wilder Thiere, 
und zahmer beissiger Thiere, die Jemand hält, muss er unbedingt 
aufkommen. War die Beschädigung durch Sklaven verübt, so musste 
hier der Herr volle .Entschädigung zahlen, konnte, aber durch Hin- 
geben des Sklaven oder seines Werthes sich von seiner Verbindlich- 
keit) befreien. 

Alle diese Bestimmungen hält der Verfc nicht bloss von dem 
Standpunkte „des sog. rohen Verstandes, sondern auch des gesun- 
ken Menschenverstandes " für vollkommen gerecht. In der That 
sind die dem Obltgaüonsnexus angehörigen Bestimmungen so detaillirt, 
dass ihren Verfassern unmöglich der Vorwurf der Roheit gemacht 
werden kann \ ob aber der Unterschied von Hauptvortheil undNeben- 
vortheil in demselben Gontracte für Theorie und Praxis gerechtfer- 
tigt werden kann, muss wohl höchst bedenklich erscheinen; eben so 
die harte Bestimmung des Sachsen- und Schwaben -Spiegels, dass 
der Pfandinnehaber durch den casnellen Untergang seines Pfandob- 
jeets auch seine Forderung verlieren soll. Was aber die Hauptsache 
ist, so finden sich die Bestimmungen der Deutschen Rechtsbücher 
verschiedener Volksstämme und Zeiten mit einander in viel grösseren 
Widerspruch, aJs es selbst nach dem Verf., welcher dem Römischen 
Rechte nieht hold ist, die Bestimmungen des Römischen Rechts seyn 
sollen. 

Im dritten Kapitel (§.23—31.) giebt der Verf. eine kurze 
Uebersicht der Meinungen der Deutschen Praktiker des vorigen Jahr- 
hunderts aber die Anwendbarkeit der altgermanischen Rechtsgrund- 
•itze in dem beutigen Rechtssysteme. Diese Uebersicht passt nur 
nicht ganz als Einlettnng zur. Uebersicht des Inhalts der neuern Ge- 
setzbücher in dieser Materie, da nicht die Praxis, welche bei der 
überwiegenden Vorliebe der Deutseben für die Ansichten des Römi- 
schen Rechtes meistens das Germanische Rechtsprinzip dem Römischen 
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aufopferte, sondern hauptsächlich naturrechtliche Ideen, wie der Verf. 
selbst hervorhebt, auf die Abfassung dieser Gesetzbücher eingewirkt 
haben. • Auffallender Weise beginnt der Verf. die Darstellung der 
neuern Gesetzbücher mit einem dem siebenzehnten Jahrhundert na- 
gehörigen, dem Dänischen Christian des Fünften, geht dann auf 
das Preussiscbe Landrecht, mit vieler Genauigkeit und Gründlichkeit 
auf die sehr detaillirten Bestimmungen des Oesterretchischem Civil- 
gesetzbuebes (mit Einschluss des Galizischen) über, und betrachtet 
alsdann noch mit vieler Ausführlichkeit den Code NapoUo* und des- 
sen Sprüsslinge : das Badische lyndrecht und das Berner Civilgesetz* 
buch ; verfahrt aber dabei nicht immer in historischer Ordnung, in- 
dem er im §. 29* das zuletzt genannte Gesetzbuch vor seiner Quelle, 
dem Code, und diesen wieder splter als das Oesterreichisehe Gesetz- 
buch betrachtet. 

Alle diese Gesetzbücher erfahren den Tadel des Verls, in höherm 
oder niederm Grade, hauptsächlich darum, weil sie weder ganz dem 
Römischen Prinzipe, noch ganz dem Prinzipe des beutschen Mittel- 
alters huldigen (z. B. S. 193.). Den härtesten Tadel aber muss das 
Preussiscbe Landrecht über sich ergehen lassen. Der Verf. sagt 
S. 187.: „Eine Mitteltheorie, wie die des Preussischen Landrechts 
„ist ein juridisches Unding, und stimmt nicht einmal mit naturrecht- 
„ lieben Grundsitzen, wornuf sie doch zunächst beruht, überein. u 
Wir wollen auf diesen Vorwurf des Verfo. genauer eiugehn, spre- 
chen aber gleich schon hier unsere Ansicht dahin ans, dass dieser 
Tadel eben so wenig in der formellen Weise, wie ihn der Verf. vor- 
trügt, als materiell uns gerechtfertigt erscheint. Der Verf. bandelt 
in den §§: 26. und 27. von den „Verletzungen durch relativ unza- 
„ rechnungsfähige Subjecte", und wundert sieh sehr (S. 186.)« dass 
„Kinder und gemüthskranke Personen nach Preussischem Rechte 
„zum Schadensersätze verpflichtet werden", während er im §. 25., 
wo von „Verletzungen durch absolut unzurechnungsfähige Subjecte* 
die Rede war, auf S. 180* die Uebereinstimmung des Preussischen 
Landrechts mit dem Germanisehen Prinzipe, unbedingt bei Verletzun- 
gen eine Verpflichtung zur Entschädigung anzuerkennen, lobend er- 
wähnt, indem es nach dem Verf. festsetzt, dass der Schaden, wel- 
chen Wahn- und Blödsinnige und Rinder unter sieben Jahren an* 
richten, aus deren Vermögen zu entrichten sey, vorausgesetzt, 
dass die Vormünder oder Aufseher sich rficksichtlieh der ihnen ob- 
liegenden Aufsicht nichts zu Schulden haben kommen lassen, so wie 
mit billigem Vorbehalte in Ansehung des Unterhalts and der Er- 
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ziehnngskosten. Woza wird ovo diese Bestimmung des Prenssischen 
Landrechts hier bei Gelegenheit der relativ unzurechnungsfähigen 
Subjecte wiederholt? Seheint es nicht, als habe der Verf. den von 
ihm seihst befolgten Unterschied der relativ oder absolut unzurech- 
nungsfähigen Subjecte vergessen, wenn er S. 187. hinzufügt: „Auf- 
fallend sind dabei noch die Marginal-Beiuerkungen und Eintbeilun- 
„gea su den §§.36—41. (des Allg. Landrechts Tb. I. Tit. 6.)? wul- 
M che also lauten: „„Inwiefern Beschädigungen nicht ersetzt wer- 
,,„den dürfen: 1) wenn der Beschädiger sich nur seines Rechts be- 
,,„ dient hat (§§. 36—38.); 2) wenn die schädliche Handlung unwill- 
„„kühriich war (§.39., 40.); 3) wenn der Beschädiger wahn- oder 
„„blödsinnig oder ein Rind ist (§§. 41—44.)."" Vorerst besteht 
„zwischen dem zweiten und dritten Falle in formeller und materieller 
„Hinsicht kein Unterschied. " (In der That ist hier aber im Land- 
rechte gerade derselbe Unterschied, wie ihn der Verf. anerkennt, 
zwischen relativ unzurechnungsfähigen Subjecten z. B. Betrunkenen, 
und absolut Unzurechnungsfähigen gemacht). Der Verf. fthrt fort: 
„ Ferner ist die Verpflichtung zur Entschädigung in dem dritten Falle 
„vielmehr gesetzlich anerkannt, und nur auf den unmittelbaren 
„Schaden beschränkt. Insofern lassen sich der zweite und dritte 
„Fall nicht unter eine gemeinschaftliche Rubrik bringen, sondern 
„werden nach entgegengesetzten Grundsitzen behandelt." (Diess 
ist der Sache nach ungegründet. Die nicht consequente Fassung 
der §§.44 — 43. bat den Verf. zu diesem übereilten Urlheile geleitet. 
Lauteten sie so: — §.41. Wahn- und Blödsinnige und Kinder unter 
sieben Jahren dürfen den von ihnen verursachten Schaden in der 
Regel nicht ersetzen ; §. 42. : Doch kann der Ersatz des Schadens 
«us dem Vermögen ihrer Aufseher verlangt werden , wenn diese durch 
Vernachlässigung ihrer Aufsicht die Beschädigung verschuldet haben; 
§. 43. Gelingt dieser Beweis der Verschuldung nicht, oder fehlt es 
den Aufsehern an Vermögen zum Ersatz, so kann ans dem Vermögen 
der Wahn- und Blödsinnigen und der Rinder unter sieben Jahren 
der Ersatz des unmittelbaren Schadens verlangt werden, jedoch 
auch dieser nur in so weit, als nicht der nöthige Unterhalt und 
die standesmässigen Erziehungskosten dem Verletzenden dadurch 
entzogen werden; — lauteten die Paragraphen so, wie diess in der 
That ihr unveränderter Inhalt ist, so hätte der Verf. hier un- 
möglich seine Behauptung entgegengesetzter Grundsätze mit irgend 
einem Scheine aufstellen können. Denn die Grundsätze sind im 
zweiten und dritten Falle gleich, und nur hinsichtlich der Höhe des 
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möglicher Weise zu leistenden Ersatzes tritt die Verschiedenheit ein, 
dass nnler Nr. 2., wenn sich Jemand selbst in den Znstand versetzt 
hat, in dem er vorübergehend seiner Vernunft nicht mächtig ist, er 
den Schaden im ganzen Umfange ersetzen mnss, während unter Nr. 3. 
nur der Ersatz des unmittelbaren Schadens unter Beschrankungen 
zugesprochen werden kann) . Der Verf. schliesst seine Vorwürfe mit 
den Worten: „Eine Mitteltheorie, wie die des preussischen Land- 
„ rechts , welche die Grundsätze der lex AqxUUa im Allgemeinen be- 
„ folgt, aber rücksichtlich der Verletzungen durch willenlose Sub- 
„jede eine Ausnahme anerkennt, ist ein juridisches Unding, und 
„stimmt nicht einmal mit naturrechtlichen Grundsätzen, worauf sie 
„doch zunächst beruht, überein/ 1 Dass diese Mttteltheorie nicht 
mit naturrechtlichen Grundsätzen übereinstimme, kann der Ver- 
fasser nicht behaupten, indem der Schlosssatz seines Baches also 
lautet: „Und nun sage man noch, dass das Naturrecht nicht alles 
„Mögliche erweisen könne!" Aber wirklich ist die Behauptung des 
Verfs. unrichtig, dass diese Ausnahme zunächst auf naturrechtlichen 
Grundsätzen beruhe. Denn nach den rechtsphilosophischen Ideen 
von Wolff, Daries und Nettelbladt, die bekanntlich dem Preussi- 
schen Landrechte zum Grunde liegen, kann es keine Pflicht zur Ent- 
schädigung aus Handlungen willenloser Subjecte geben, wie der Verl. 
S. 246. zugesteht. Diese Ausnahme beruht vielmehr nur auf der 
Billigkeit, wie diess der Entwurf eines allgemeinen Gesetzbuches für 
die preussischen Staaten, Berlin 1787. Theil IL S. 84. lehrt, wo es 
in der Anmerkung heisst: Diese (in den jetzigen §.41 — 43. ent- 
haltene) Abweichung von der Theorie, nach welcher ein von sol- 
chen Personen verursachter Schaden allerdings für einen blossen Zu- 
fall zu halten ist, gründet sich auf die natürliche Billig- 
keit u. s. w. Nur in einem rechtsphilosophischen Systeme könnte 
es Tadel verdienen, wenn die starre Consequenz des Rechtsprinzip« 
einmal der Billigkeit geopfert würde ; nicht aber in dem Systeme 
eines praktischen Landrechts, dessen Verf. das Wohl und Wehe der 
Unterthanen berücksichtigen muss, wenn die starre Gonsequenz in 
einem einzelnen Falle zur gröbsten Unbilligkeit fuhren würde. 

Das Schlusskapitcl handelt in drei kurzen Paragraphen (S. 238— 
252.) vou den verschiedenen Ansichten der Deutschen Rechtsphilo- 
sopben über die Imputation als Bedingung der Zwangsrechte. Der 
Verf. geht hier drei Hauptsysteme des Naturrechts durch, die er 
dubio bezeichnet: die absolute Recblsdeduction, die relative Rechts- 
deduclion aus dem Sittengesetze , und die Kautisch-Fichtesche Rechts- 



Digitized by 



Google 



Hepp, Die Zurechnung auf dem Gebiete des Civilrechts. 813 

dednclion aus der äussern Freiheit des Menschen , ohne auf die 
neueste, die Hegel'scfae, Philosophie Rücksicht zu nehmen. Die bei- 
den ersten Ansichten, welche keine Pflicht zur Entschädigung aus 
Handlungen willenloser Subjecte anerkennen, verwirft er mit Feuer- 
bach, und huldigt der Ansicht Kant's, welcher dem Verletzten aocji 
aus Bandlungen willenloser Subjecte ein Ent&chädignngsreeht zuer- 
kennt. Sehr unvollständig ist der letzte Paragraph behandelt, wel- 
cher von den casuellen Verletzungen im Obligationsnexus spricht. 
Hier scheint es, als wenn der Verf. noch nicht mit sich einig gewe- 
sen, aus welchen Gründen er sich der einen oder der andern Theorie 
anschliessen solle, was theils darin seine Entschuldigung findet, dass 
dieser Gegenstand noch in keinem Naturrechte gründlich abgehan- 
delt ist, theils aus der Ansicht des Verfs. S. 238* sich erklären lässt, 
dass die Verweisung des Gesetzgebers an die Philosophie des Rechts, 
um aus ihr ein haltbares System zu schöpfen, ziemlich nutzlos seyn 
dürfte. Der Verf. hatte nur die Abficht, eine Kritik zu liefern, wel- 
che die überall in den Gesetzgebungen vorhandenen Schwächen auf- 
decken sollte. Dagegen war er weit davon entfernt, ein von allen Gebre- 
chen befreites System aufstellen zu wollen. Diesen Standpunkt, den 
der Verf. in der Vorrede als den seinigen bezeichnet, müssen wir 
festhalten, um nur dankbar seyn zu können für Das, Was er inner- 
halb dieser sieh gesteckten Gränzen auf eine so klare und eindring- 
liche Weise geliefert hat, für diesen rübmenswertben Beitrag zur 
Erkenntniss römisch rechtlicher und germanistischer Prinzipien, so 
wie zur Förderung legislativer Arbeiten in diesem Gebiete. Der Verf. 
selbst wünscht sich tüchtige Mitarbeiter, damit die unverkennbaren 
Lücken dieser Abhandlung ausgefüllt und den sonstigen Mängeln der- 
selben abgeholfen werde. Diesem Wunsehe ist leider bisher noch 
nicht genügt. 

Sprache und Druck sind sehr correct. In Beziehung auf die 
erste ist nur die oft wiederkehrende Redeform (S. 90., 164., 181., 
183.): »das Recht anerkennt keine Verpflichtung'* unangenehm 
uns begegnet; und in Beziehung auf den letzten haben wir nur S. 46. 
Note 2. „1815." st. Band 15, und S. 193., 194. primae vestigia* 
st. prima vestigia bemerkt. 

B • • • • %• 
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Lehrbuch des gesammten heutigen gemeinen deutschen Privat- 
rechte von JH*. Borne« Hsuuremftrecher, o. Prof. d. R. in 
der Juristen*, der Uoiv. zu Bona. In zwei Banden. Erster Band. 
Zweite, völlig neue Bearbeitung. Bonn, 1840. 8. 

Recengirt 

von 

Herrn Professor JH% Welnke zu Leipzig. 

Bei der Benrtheilung der zweiten Ausgabe dieses, allgemein 
als brauchbar anerkannten, Lehrbuches kann es nicht mehr darauf 
ankommen, auf den Character, auf die Vorzüge und Mängel des 
Werkes im Ganzen aufmerksam zu machen, da dasselbe schon hin- 
reichend bekannt ist. Im Folgenden wollen wir uns besonders mit 
der Einleitung beschäftigen, weil der Verf. selbst auf sie vorzüg- 
lichen Werth legt, und weil er namentlich hier einen, von den An- 
sichten Anderer, abweichenden Weg in mehreren Puncten einge- 
schlagen baU 

Zunft chst finden wir es zwar lobenswerth, dass der Verf. seine . 
Meinung offen, klar, scharf und bestimmt ausspricht, es grenzt dies 
aber doch nicht selten an das Schroffe und Extreme, so dass er dann 
.seinen Hauptsatz wieder zu mildern und zu beschränken genOthigt 
wird, zuweilen aber auch Anderen Unrecht thut, indem er ihren 
Worten einen anderen Sinn unterlegt, als sie selbst damit verbunden 
wissen wollten. 

Der erste Abschnitt handelt vom Begriffe und Inhalt des 
gemeinen teutsehen Privatrechts» Hier wird aber zunickst 
von dem gemeinen Rechte Teutschlands Oberhaupt gesprochen. Wir 
halten es für einen Vorzug dieses Lehrbuches, besonders für den 
Gebranch von Studierenden, dass es durchgängig auf das Verhältnis, 
auf das Eingreifen des rtfmischen Rechts in das teutsche und umge- 
kehrt Rücksicht nimmt, und dadurch das wirklich anzuwendende 
Recht hervorhebt. Somit erscheint es denn auch als gerechtfertigt, 
dass der Verf. mit der Characterisirung des gemeinen Rechtes flber- 
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haupt beginnt« Wenn er aber dabei §. 1. sagt, dass e i n Recht vom Kai« 
ser ausging und ein zweites sich an die Landesherren knüpfte, so kann 
dies zu falschen Vorstellungen führen. Abgesehen davon, ob man 
sagen kann, das Recht sei vom Kaiser ausgegangen, da es doch viel- 
mehr früher vom Volke ausging, so kann dieser Satz in Bezug auf 
das römische Recht zu Misverständnissen Anlass geben und es lässt 
sich am allerwenigsten von dem canoni sehen Rechte behaupten, 
welches der Verf. aber natürlich gleichwohl §. 5. unter den Quellen 
des gemeinen Rechtes aufzählt. In §. 4. u. 4.«« ist von dem Ver- 
haltnisse des gemeinen Rechts zu den Particularrechten die f\ede. 
Hier hat sich der Verf. von seiner idealen Auffassung, unserer An- 
sicht nach, zn irrigen Folgerungen verleiten lassen, indem er den 
Satz aufstellt, dass das gemeine Recht, weil es von seihst da ist, 
in jedem Staate die Regel ist, das Particularrecht dagegen die Aus- 
nahme. Daher seieu alle Interpretationsregeln über Ausnahmen 
ohne Weiteres auf das Verhältnis zwischen dem gemeinen Rechte 
und den Particularrechten anzuwenden. Somit sei zunächst der Satz: 
statuta nen parnmt bei der Auslegung der Particularrechte geltend. 
Hierbei ist aber nicht zu tibersehen, dass diese und ähnliche Sätze 
von den älteren Practikern nicht als Richtschnur für die Auslegung 
der Landesgesetze, sondern der Ortsstatuten aufgestellt wurden, 
und dass doch unmöglich die Gesetze unserer einzelnen souverainen 
Staaten wie Orts- oder Familienstatuten behandelt werden können. 
Sodann müsste auch zwischen der Interpretation der Gesetze der 
Staaten, in denen das gemeine Recht nicht mehr als solches gilt 
und der der anderen Staaten ein wesentlicher Unterschied gemacht 
werden. 

Bei der Feststellung des Begriffs des teutschen Privatrechts 
in §. 7. u. 8. ff. ktfnnen wir die obwaltenden Schwierigkeiten nicht 
für völlig gelöst erachten. Denn wenn der Verf. sagt: dass das teut- 
sche Recht derjenige Bestandteil des gemeinen in Teutschland gel« 
tenden Rechts sei, der aus den fremden Rechtsquellen nicht beur- 
iheilt werden kann, so führt dieser Ausspruch, abgesehen davon, dass 
er nur eine negative Definition, wie der Verf. auch selbst angiebr, 
enthält, leicht zu der irrigen Vorstellung, als ob sich das teutsche 
Recht mit allen den Rechtstheilen nicht beschäftige, die in den frem- 
den Rechtsquellen dargestellt sind , während doch eine grosse Anzahl 
jener, wie das Familienrecht, ebenso in dem teutschen Recht wie in 
dem fremden nach den verschiedenen Quellen zu behandeln ist Dies 
setzt der Verf. nun freilich auch später weiter auseinander) aus der 
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Definition ergiebt es sich aber nicht Wenn sodann das teutsche 
Privatrecht dem Stoffe nach das sein soll» welches aof die recht- 
lichen Beziehungen der Unterthanen unter einander und der IIa- 
tertbanen gegen Staat und Regierung, wo letztere Privatpersonen 
sind, sich bezieht, so ist dagegen, ausser dem, was namentlich 
Wächter in seinem württembergischen Privatrecht §. 1. dagegea 
bemerkt hat, vorzüglich auch zu erinnern, dass ja keineswegs 
alle rechtliche Beziehungen der Unterthanen unter einander den 
Stoff des Privatrechts bilden, sondern jene auch den Stoff anderer 
Rechistbeile z. B. des Straf- und Kirchenrechts enthalten. 

Im Folgenden ist sodann vom Verhältnisse des teutschen Rechts 
zu dem fremden namentlich zu dem römischen die Rede, und hier 
können wir die aufgestellten Grandsätze im Wesentlichen nur billigen. 
Besonders dankenswerth ist die Rücksicht, welche der Verf. auf die 
„Modificationen" beider Rechtsbestandtheile nimmt Das rich- 
tige Erkennen des doppelten Elementes, des germanischen oder 
teutschen und des römischen, in unserm heutzutage geltenden Rechte 
ist ein Gegenstand, der besonders an das Licht gestellt zu werden 
verdient, weil gar häufig immer noch die einseitige Ansicht, als gelte 
im wesentlichen doch römisches Recht, zum Vorschein kommt. Noch 
weniger scheint es aber bisher beachtet worden zu sein, dass ein 
wesentlicher Theil des teutschen Rechts darin zu suchen ist, dass 
nachgewiesen wird, welche Bestimmungen, Grundsätze und Lehren 
des römischen Rechts heutzutage unanwendbar sind. Denn weshalb 
sind sie unanwendbar, als deswegen., weil einheimische Grundsätze 
und Lehren ihnen entweder so entgegenstehen, daas sie durch an- 
dere positiv ersetzt werden, oder nur in Folge anderer nicht zur 
Anwendung gebracht werden können. Nicht dies kann das Endziel 
der Bestrebungen der Juristen sein, das römische Recht und so auch 
das teutsche in seiner Reinheit aufzufassen und darzustellen, viel- 
mehr enthält erst das in einander verwachsene römische und ein- 
heimische Recht das anwendbare. Ehe man dieses wirklieb prakti- 
sche Recht darstellen kann, muss man allerdings jeden Bestand- 
teil desselben nach seiner eigenen Natur erforscht haben. Es 
können daher aber auch solche allgemeine Sätze, wie sie gewöhn- 
lich über das Verhältnis des fremden Rechts zum einheimischen auf- 
gestellt werden, z. B. dass rein teutsche Institute nicht aus fremden 
Quellen mit Rechtssätzen unterstützt oder ergänzt werden dürfen, 
oder dass man bei gemischten Instituten darnach zunächst zu ent- 
scheiden habe, „aus welchen von beiderlei Rechtsquellen die Mischung 
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den grosseren Zusatz genommen habe", nicht als richtig oder m» 
reichend anerkannt werden. Kommen bei reia tonischen Instituten 
die Grundsätze über culpa (unser Verf. hat früher eine eigene Schrift 
Aber die culpa nach tonischem Rechte geschrieben,) mora, condi- 
tio n. s. w. in Frage, so wird man diese in der Praxis gewis stets, 
und auch mit Recht, nach romischem Rechte entscheiden. Daher 
denn auch z.B. bei v. Low germanistische Rechtsfalle, obschon die 
Institute tentseh sind, die Entscheidung der Streitfrage nicht aus 
dem tonischen Recht, sondern sehr oft ans dem rtfmischen erfolgen 
muss« Für dieses wirklich zur Anwendung kommende Recht fehlen 
ons noch auf den Universitäten besondere Vorlesungen, es fehlt aber 
selbst auch grossentheils noeh an der Literatur, wenigstens in dem 
Sinne wie wir die Sache aufgefaest wünschen, und abgesehen von 
der Bearbeitung einiger Particnlarrechte. 

Mit §. 15. geht der Verf. auf die Quellen des teutschen 
Rechts über. Zuziehst spricht er von den Reichsgesetzen und 
Bundesbeschlüssen. Bier ist uns nur der Satz aufgefallen : „Leider 
ist aber das Mittel der Reichsgesetzgebuog nicht benutat worden, 
wie es wohl gekonnt hätte, um ein vollständiges einheimisches 
gemeines Recht durchzubilden." Der Geschichte zufolge meinen 
wir, dass es nicht anders kommen konnte, ab geschehen ist, denn 
in der frühern Zeit war es- ganz gegen den Volksgeist, ein gemeines 
Privatrecht durch die Reichsgesetzgebung zu schaffen; das Recht 
ging vom Volk aus und war nicht in den Willen eines Gesetzgebers 
gestellt; in der späten war aber das Territorialinteresse schon zu 
mächtig geworden, wie der Verf. §. 4. selbst anerkennt, als dass 
durch die Reichsgesetzgebung, ganz abgesehen von anderen Um- 
ständen, ein vollständiges einheimisches gemeines Recht hätte durch- 
gebildet werden kennen. 

Ausser den erwähnten Quellen des teutschen Rechts stellt nun der 
Verf. als ungeschriebene das Gewohnheitsrecht und Juristen« 
recht auf, und handelt zuerst von jenem. Auch hier findet sieb 
wieder viel Gutes und Anerkennungswerthes, so namentlich die Un- 
terscheidung zwischen der romischen und teutschen Lehre. Das Ge- 
wohnheitsrecht kann hier nur in soweit in Betracht kommen, als es 
ein gemeines ist, denn das particuiare gehört nicht hierher, da hier 
blos von den gemeinen Quellen des teutschen Rechts zn handeln ist, 
und später erst von den Erkenntnisquellen, wohin auch das 
Particalarrecht gehurt, gesprochen wird. Dass nun dennoch der 
Verf. hier die ganze Lehre vom Gewohnheitsrechte darstellt und sie 
Krit Jahrb.!. d. AW. Jahrg. VI. H. IX. 52 



Digitized by 



Google 



818 Ma*r e nhrecJ Kr r Lebrb. d. ges. heut gem. deutsch. PrivatrecbU. 

hm den Partieularreehten abergeht, bemerken wir wenigstens, ab- 
sehen es keine Frage ist, dass das Gewohnheitsrecht fttr dieses rei- 
chere Ausbeute giebt, als für das gemeine teutsche Prkatrecbt. 
Hätte nun vielleicht schon deshalb die ausführliche Lehre Aber das 
Gewohnheitsrecht richtiger dorthin gehört, so dass hier nnr kurz, 
wie bei den Reichsgesetzen» über deren Abfassung wir nichts weiter 
erfahren, das Dasein des gemeinen Gewohnheitsrechts zu erwähnen 
gewesen wäre» so finden wir ans in dieser Ansicht besonders dadurch 
bestärkt, dass die Trennung des Gewohnheitsrechtes von der Auto- 
nomie, auf deren engen Zusammenhang der Verf. selbst hinweist, 
wohl schwerlich gut ah heissen ist« Uebrigens hatte der Verf. hierbei 
auch den Artikel: Autonomie von Wilda in dem vom Rec. redi- 
girten Rechtslexikon berücksichtigen können. 

Was nun das Dasein des allgemeinen Gewohnheitsrechtes be- 
trifft, so nimmt es der Verf. allerdings an, obschon er zugiebt, dass 
ea heutigen Tages unter den obwaltenden Umstanden keine ergiebige 
Quelle fttr das gemeine teutsche Privatrecht mehr sei. Den Beweis 
dafür hat er sich aber dadurch erschwert, dttsa er nach §. 61. an- 
nimmt, dass es im Mittelalter, zur Zeit der Blut he des reinen teut- 
sehen Rechts kein gemeines, sondern nur ein allgemeines, (in dem 
Sinne des §. 3., s. auch unten) teutsches Privatrecht gegeben habe. 
Hat es damals keins gegeben, als doch wenigstens Gewohnheitsrecht 
aberkannt sehr häufig sich bildete, so dürften die Umstände jetzt 
noch weniger fttr das allgemeine Gewohnheitsrecht als Queue 4e$ 
gemeinen teutschen Privatrechts sein, und es wird daher auch der 
Beweis vermisst, seit wann und aus welchem Grunde es jetzt das 
fragliche Gewohnheitsrecht geben solle. Die Reichsgesetze durften 
schwerlich fttr allgemeine Gewohnheiten mit Bestimmtheit angefahrt 
werden können, und die einzelne beigebrachte Jenaer Deeision mochte 
nicht Dir genügend zu erachten sein. Uebrigens bezeugen die aa- 
geftthrtea Beispiele wenigstens nicht fttr die Jetztzeit die Bildung 
etwas allgemeinen Gewohnheitsrechtes, und insofern sie einer frohe- 
ren Zeit angeboren, wie der Wedmelarrest, kommt der Verf. wie- 
der msi der anderen Behauptung, dass es im Mittelalter kein gemei- 
nes Recht gegeben habe, ins Gedränge, denn zu diesem Begriff soft 
man nach §.61. erst durch die Aufnahme des römischen Rechts, die 
demh meist erst im 15. und 16- Jahrhundert durchdrang, gelangt sein. 
Dass sieb aber mit der Ausbildung des Begriffes des geraeinen teut- 
sehen Pfrivatrcchts zugleich auch der der Rechtsquellen, insbesondere 
•ho 4er des Gewohnhnitsreebles geändert, oder, um mit den Verf. 
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an federn, umgeschlagen sein sollte, bedurfte wohl eines Beweine*. 
Denn kommt noch, dass der Verf. S. 55. selbst Mgt: „Eben to na- 
türlich ist, dass das Recht seinem Hauptbestandteile nach, wo das 
Volk sich davon zurückzieht, zuletzt das Mysterium der Jnristen 
werden mttsse. Dies ist in Deutschland in Folge der Receptton der 
fremden Rechte raseher and einflußreicher erfolgt, wie irgendwo 
ander«. Unrichtig wire es aber, die Mee damit zu verknüpfen, als 
ob das ganze Volk auf immer durch die Juristen ausgeschlossen 
wflrde: muss doch eher zugegeben werden, dass demselben allezeit 
die Freiheit bleibe, die Rechtspflege wieder an sich zu nehmen, (?) 
wo es im Ganzen oder Einzelnen die Fähigkeit dazu, die vor allem 
im Wissen und Verstehen des wirklich Notwendigen sieb zeigt, bei 
sieh entwickelt." 

Wir woHen uns zwar hiermit nicht gegen die Annahme eines 
allgemeinen Gewohnheitsrechtes erklärt haben, auch die Glosse des 
Sachsenspiegels gedenkt desselben, allein die Beispiele aus der 
neueren und neuesten Zelt durften nicht zahlreich sein. Man bannte 
sich vielleicht auf die Aetienvereine berufen , allein abgesehen 
davon, dass sie schon zu Anfang des vorigen Jahrhunderts eine Zeh- 
lang flblieh waren, ist dieses Institut nicht sowohl bei um durch 
Gewohnheitsrecht entstanden, als aos dem Rechte benachbarter Lin- 
der berttber gekolt worden. Wenn nun zwar zugleich auch mit 
einem solchen Institote gewisse Recfetsgmudsa'tze unzertrennlich ver- 
bunden sind, so scheint doch bei uns jetzt das Volk sehr wenig 
■sehr geeignet zu sein, die einzelnen feineren Rechtsgrundsitae, 
auf eine den Anforderungen unsers Rechts entsprechende Weise, 
durch Gewohnheitsrecht festzusetzen, wie das gedachte Institut wohl 
bioreichend lehrt. Uebrigens bemächtigt sieh auch bei unseren 
jetzigen Rechtszostlnden gewis namentlich das Juristenreeht und 
selbst auch die Gesetzgebung der einzelnen Staaten eines solchen 
aeaentstehenden Institutes und seiner Rechtssfltze weit eher, als an 
durch das ganze teulsehe Volk, oder auch nur bei einzelnen Stan- 
den, zu einem wirklieh begründeten allgemeinen Gcw^abetereehte 
kommt. 

Auf die Lehre des Gewofenbeitsrtoehtes sejbst einzugehen, wflrde 
zu weit Uhren, wir bitten aber gewünscht, dass der Verl z. B. auf 
ins Verhältnis des Gewohnheitsrechtes zur Sitte, namenüiajb in 
Bezug auf die Frage, in wiefern letztere noch ein emwtngbares Recht 
bagrflndea kenne, weiter eingegangen wire. Hierher gebort die 
Bitte dcsBuUbnebnieus, der der Verf. hei einer anderen Gelegenheit 

52* 
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gedenkt, so aber auch die, das* nur die Männer nicht auch die 
Frauen die Antrlge zor Verlobung machen, und Vieles Andere. 
Ein Bauer sagte in Bezug auf die Verlobung deshalb einmal zu uns : 
Die Mädeln müssen passen. 

So zweckmässig nnd verdienstlich es auch ist, dass der Verf. 
die römische und teulsche Btweistheorie its Gewohnheitsrechte* 
■eben einander darstellt , so ansprechend auch das int, was er Ober 
die teutschreehtliehe aus der frohem Zeit sagt, und so erfreulich es 
auch ist, auf die Wichtigkeit der teutschrecht liehen aufmerksam ge- 
macht zu werden, so können wir uns doch damit nicht einverstanden 
erklären, wenn der Verf. §. 27. sagt : dass die reine römische Theorie 
Ober das Gewohnheitsrecht nicht die praktische im heutigen Teutsch- 
land sei. Indes beschränkt er diesen Satz am Schluss des §., wie 
es scheint, nicht unwesentlich. Die fflr das heulige Recht als Be- 
weismittel des Gewohnheitsrechtes aufgeführten: nämlich A. die un- 
mittelbaren Aussprüche des Volkes, und zwar 1) die Gutachten der 
kundigen Männer (nicht Sachverständigen), 2) die Rechtssprichwörter, 
3) die s. g. NotorietäUacten können theils jetzt nicht mehr als 
gemeingiltige Beweismittel angesehen werden, theils kann ihnen diese 
Eigenschaft gar nicht zugestanden werden, wie den Rechtssprich- 
wörtern, weil sich, um nur Eins zu erwähnen, weit eher das Ge- 
wohnheitsrecht selbst als das darauf bezlgttche Sprichwort ausbildet, 
theils sindf sie dem fremden Rechte angehörig und noch keineswegs 
als gemeines teutscbes Recht anerkannt, wie die s. g. Notorietäts- 
aeten. Dagegen stimmen wir mit dem Verf. öberein, wenn er sodann 
sagt: B. die unmittelbaren Aussprüche des Volkswillens geschehe« 
durch das Juristenrecht, und eben so im wesentlichen auch mit 
•dem, was er Aber die Kenntnis des Richters hinsichtlich des Ge- 
wohnheitsrechtes, wenigstens röcksichtlich seines Landes oder seiner 
Provinz, bemerkt. Denn das Gewohnheitsrecht jedes Ortes in Teutsch- 
land kann unmöglich jeder Richter kennen. Es verdient hier noch 
folgende Stelle aus dem Privilegium Ferdinand 1. v. 25» Juni 1599. 
erwähnt zu werden — »dass das Haus Sachsen mit einem sonderli- 
chen Recht, welches man das Sachsenrecht nennt, von römischen 
Kaisern und Königen privilegirt und begnadet; welches sächsischen 
Rechtes Verstand durch hergebrachte Gebräuche und langwierige 
üeimjig und Gewohnheit in seiner Lhdeo und derselben Vorfahren 
Landen des mehreren Theiles erkundet were und sonst den auswär- 
tigen Richtern und Urthebfassern unbekannt/ 4 Endlich giebt der 
Verf. selbst zu, dass die römische Theorie da zur Anwendung komme, 
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wo sie entweder die Perticalarrechte in extenso rectpirt haben, oder 
im gemeinen Rechte etwa in tubsidium, d. h. da, wo die Vorschrif- 
ten des einheimischen Rechts nicht aasreichen. Erwagt man nan 
noch, da ss die communis opinio doctorum, auf die der Verf. so vie- 
len Werth legt, entschieden für die Anwendung der römischen Theorie, 
freilich mit gewissen Abweichungen, die der Verf. richtig cha- 
racterisirt, sich ausspricht, so wird, wenigstens vor der Hand, der 
Spielraum für die Anwendbarkeit der teutschrechtlichen Theorie ein 
ziemlich beschrankter bleiben. Uebrigens fragt es sich, nach weL 
eher Theorie ein Gewohnheitsrecht leichter zu erweisen sein möchte. 
Wir wurden es nachr der römischen für leichter beweisbar in sofern 
halten, als die tonische ein Streitig- oder Zweifelhaftsein im Volke 
ausschJiesst. 

Doch wir kehren nun zar Sache selbst zurück. Die Reichsge- 
setze, die Bundesbeschlüsse und das allgemeine Gewohnheitsrecht, 
dies sind nun die Quellen des gemeinen Rechts, welche allgemein 
anerkannt sind. Aber welche Armseligkeil tritt hier an den Tagl 
Denn in Bezug auf die. Reichsgesetze müssen wir noch darauf auf- 
merksam machen, dass viele der älteren, eben so wie andere histo- 
rische Rechtsdenkmäler, kein heutzutage mehr anwendbares Recht 
enthalten, und dass von den späteren oft wieder die Territorialher- 
ren, seit dem 19. Jahrhundert selbst ohne die salvatorische Clausel, 
abwichen. (§. 4.) Zwar haben wir nun noch die s. g. histori- 
schen Rechtsquellen und dieParticularrechte; aber in Bezug auf diese 
sind jetzt wohl so ziemlich Alle einig, dass sie nicht unmittelbare 
Rechtsquellen des gemeinen teutschen Privatrechts sind. Denn nimmt 
man auch gegen den Verf. §. 61. für das Mittelalter ein gemeines 
teutsches Recht in Anspruch, so hat sich doch im Laufe der Jahr- 
hunderte so viel geändert, dass die Quellen der Zeit für uns grossen- 
theils kein noch anwendbares Recht enthalten. Eben bo ist man 
wohl darüber einig, dass die Particularrecbte, auch wenn sie über- 
einstimmen, nicht an sich als wirkliche Quellen des gemeinen teut- 
schen Privatrechts angesehen werden dürfen. 

Bei diesen Umständen beruht nun allerdings das Meiste auf der 
letzten Quelle des gemeinen Rechts, nämlich auf dem Juristen* 
recht. B# ist keine Frage, dass dem Verf. unter den Germatibtea 
&** grosse Verdienst gebührt, wie er es auch seihst in Ansprach 
nimmt, die Lehre und Bedeutung des Juristenrechts begründet zu 
haben, eben so wahr ist es auch, dass er zuerst (in der ersten Aas- 
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gab« dieses Lehrbuches) von de« Jfuristehreeht in sefaesn gnnien 
Umfange, gehandelt, es namentlich als Hauptquetle das gemeinen 
teutschen Privatrechts hingestellt hat. Wenn er aber nun §. 112. 
alle heutigea Germanisten ausser Weisse als Gegner seiner Ansieht 
ausdrücklich bezeichnet, so thnt er zu viel, ja er seheint seilst Über- 
sehen in haben, dass er §. 28 N. 1. alle Vertheidiger das Juristen- 
rechts aof den Gebiete des teutschen Privatrecbts, des römischen, 
des Staats- nnd Strafrechts, des Prosesses sorgfältig anfethlt, and 
wieder in solche abtheitt, die Gerichtsgebrauch und Theorie oder 
blos eins von beiden, nnd welches, vertheidigt habem 

Wenn nun der Verf. §. 31. N. 5. schon aus den Retdisgesetzee 
nachweist, dass der Geriehtsgebranch als Qfette des gemeinen 
Rechts gelte, was auch durch Particularrecble bestätigt wird, (die 
slchs. Appellationsgerichtsordnung v. 1605. (Cod. aug. §. 1227.) 
sagt: „nach Gelegenheit des sächsischen Rechts steht viel Thun im 
Gerichtsgebrauch,' 1 ) so erscheint nun soweit die Ansicht des Verfs., 
da ja auch schon viele Allere Schriftsteller den Geriehtsgebranch als 
Rechtsquelle anerkennen, nicht so der gewöhnlichen Meinung wider- 
streitend, als man nach obiger Aeusserung glauben sollte. Freilich in 
Bezug auf das, vom Verf. s. g., Theorierecht äussern sich die 
Gesetze weniger günstig, wie man auch aus den von ihm besonders 
§. 31. N. i* angeführten ersehen kann, (so finden wir auch in einem 
sächs. v. 1661. (Cod. aug. 1. S. 227.) dass das, was per consequen- 
tias und Folgereien aus den Gesetzen gezogen werde, ungütig sein 
solle,) allein bekannt ist es ja, wie der Gebrauch des Allegirens ju- 
ristischer Schriftsteller in Rechtsstreitigkeiten schon alt ist, und wie 
dieses ,/TheorierechK' schon vor dem Verf. als Rechts quelle ver- 
theidigt worden ist. Wir erinnern deshalb besonders an Moser in 
d. patriot. Phantas. I. N. 22. Sodann bezeichnet auch Dieck Beitr. 
z. Lehre von der Legitim. 1832. p. X u. ff. Geriehtsgebranch nnd 
Theorierecht als Quelle des gemeinen teutschen Privatrechts. Aehn- 
liches findet sich bei Weisse Eüileit. 2. Ausg. 1832. §. 38. b. u. 
42. Auch der Rec. sagt in seiner: Einleitung 1830. §. 26., 
dass das teutsche Privatrecht in den Schriften der Rechtsgelehrten, 
die dieses Feld bebauen, ^enthalten sei. Letzteres bemerke« wir 
■■r deshalb, um anzudeutas, dass wir sehe« vor dem Erscheinen der 
erst** Ausg. des Lehrbuchs des Verfs. im allgemeinen dieselbe Rich- 
ten«;, wie er, m diesem Punete verfolgten, und nastcfttKch um es 
nicht als bftnde* NneMalgen «der völlig« Aendervng unserer frühe- 
ren Ansicht toer teutnehes Privatretht ersefaeioen za Ismen, wenn 



Digitized by 



Google 



• Reccunirt vou Uro. Prof. Dr. Weitke zu Leipzig 8Ä3 

wir ki der 2. Ausg. unterer EinJeil uns an die VersteUung des von 
dem Verf. weiter ausgebildeten Juristeurechts mehrfaeh anschlössen. 

Wenn sieh nun hieraus ergiebig dass scheu von einigen Ande- 
ren, «ad wir aind bei den vom Verf. selbst genannten Schriftstellern 
sieben geblieben, vor dem Erscheinen der ersten Ausg. des Lefarb. 
des Verls, die Idee eines Juristenrechtes angeregt war, so wiederho- 
len wir zunächst, dass Mies dnrebans nicht in der Absiebt geschieht, 
ihm 4ie Sache selbst streitig za machen, wir heben es vielmehr nur 
deshalb hervor, weil er §• 112. sich als alleinigen Vertbeidiger des 
Juristenrechts betrachtet, tbeils aber nnd besonders deshalb, weil es 
uns einen Beweis für die Richtigkeit der Sache selbst zu liefern 
sc h e int, dass Mehrere, unabhaagig von einander, im wesentlichen 
naeb einem Ziele strebten. Wir haben es oft schon gefunden, dass 
noch auf anderem Boden, z. B. auf dem pelitiscbeo» eine Idee auf- 
tanebt, die, froher nicht gekannt, von Mehreren unabhängig, gleich- 
zeitig ausgesprochen wird, nnd wenn auch vorzugsweise von Einem 
nur verfochten, wie auch in unserem Fahle, bald zu einer gewissen 
Herrschaft gelangt. Möge dies nun auch hier der Fall sein. 

Den Gerichtsgebraneb fahrt der Verf. als Quelle des ge- 
meinen tentseben Privatrechts natürlich zunächst in Bezug auf 4ie 
Reichsgerichte vor. Da diese jetzt aber nicht mehr existiren, so 
wendet er sieb auch zu den höchsten Gerichten für die einzelnen 
Staaten; allein dadurch versetzt er steh doch auf den Boden des 
Parücnlarrechtes, weshalb er 4enu den Gerichtsgebranch mehr 
nur als particolarrechtlicbe Quelle angesehen wissen will. Bauer 
bitte wohl in §. 32. die Frage noch weiter untersucht werden «Jn* 
neu, ob der Gerichtsgebraneb als eine jetzt noch fliessende gemein- 
rechtliche Quelle zu betrachten sei. 

Jedenfalls steht also das meiste gemeine tentsebe Privatrecht 
auf dem s. g. Tbeorierecht. lieber dieses verbreitet sieh der Verf. 
sehr uusfflbr&ch. Auf eine Widerlegung der Gegner wollen wir hier 
ebenso wenig eingeben, als wir es nOtbig erachten, dem Verf. bei 
allen einzelnen Sitzen zu folgen. Einen Punet müssen wir indes 
»nrausbeben, nnd zwar einen, 4er vom Verf. als ein Hauptpuaot 
betrachtet zu werden scheint, nftmlieh den, „dass nur nach 4er Ma- 
jorität unter den Tbeoretikem das Dasein einen Theorie rechtes 
sich entscheide/ 6 Der Veit sagt zwar in der Note 4. su dem hier 
in Frage stehenden §• 33 , 4ass dies die Auffassung der Autoren von 
jeher gewesen sei. „Man kann 4 ', fugt er hinzu, „übrigens das Ma- 
jnritltsprisjcin ebne Weiteres auf die Politik gn ad e n, deren oberstes 
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Priocip in Betreff aller Gewalt in Staate der Wide der Majoritlt 
ist. Dies ist die allgemeine Annahme aller Politiker von Rousseau 
bis Hegel. 4 * Ob dies wirklich wahr ist, tiberlassen wir den Politi- 
kern zu entscheiden, indes meinen wir doch, dass wir ans bei der 
Frage nach dem Dasein des Theorierechtes mehr auf dem Felde der 
Wissenschaft, als anf dem der Politik befinden. Uebrigens be- 
schränkt der Verf. selbst obigen Satz theils durch allgemeine Re- 
geln, theils durch gelegentliehe Bemerkungen in späteren Noten , so 
dass wir leicht in Gefahr kommen konnten, ihm Unrecht zu tbun, 
wenn wir aus obigem Satze Folgerungen ziehen oder ihn zu wider- 
legen, versuchen wollten. Wir wünschen daher nur, dass er eine 
andere „Formel" für das Dasein des Theoriereehtes auffinden möge. 
Denn wir unseres Theils können uns nicht von der Richtigkeit jenes 
Satzes überzeugen, obschon der Verf. §• 33. Note 1. uns seibat 
zu den neuesten Vertheidigern des Theorierechts zfthlL Wir scbliessen 
uns in dieser Hinsicht vielmehr v. Savigay System d. heut. röm. 
Rechts Bd. 1. S. 89. an, welcher sagt: „Woran nun das Dasein einer 
solchen wahren und guten Auctorität so erkennen ist, das l&sst sieh 
freilich nicht durch eine Äussere , formelle Regel bestimmen. Auf 
die Zahl der übereinstimmenden Schriftsteller kann es nicht ankom- 
men, noch weniger kann bei fortdauerndem Streite an eine Stimmen- 
zählang gedacht werden. Alles hängt vielmehr davon ab, dass die- 
jenigen Rechtslehrer, die im Ruf besonnener und gründlicher For- 
schung stehen, in einer solchen Meinung übereinstimmen, dass also 
von keinem derselben ein scheinbar bedeutender, mit Gründen unter- 
stützter Widerspruch fortdauernd erhoben worden ist. 44 

Uns scheint es überhaupt, wie auch der Verf. §. 112. annimmt, 
dass zwischen manchen Gegnern und Vertheidigern des Juristen- 
oder Theorierechtes gar kein so wesentlicher Unterschied stattfindet, 
als man gewöhnlich glaubt. Einmal wollen Manche jetzt noch das 
Wirken des Volkes da finden, wo die Vertheidiger des Juristearechts 
nur die Thütigkeit der Juristen erkennen, sodann scheinen Andere, 
der Sache nach im wesentlichen, einverstanden zu sein, allein sie 
können sieh mit dem Ausdruck: Juristen- oder Theorierecht nicht 
befreunden, sie wollen etwas als Quelle des teutscben Rechts fest- 
stellen, was mehr die Natur einer wahren Rechtsquelle hat, als die 
Büafcer der Jurisien; sie sprechen daher wohl auch von Doctria. 
So stimmen wir denn dem Verf. bei, wenn er §.33. N. I, eine Stelle 
Mittermaiers S. 117. wie folgt mitteilt: „Dies Recht ist nicht ein 
Juristenrecbt, es kommt nicht aut die Uebereinstimmunf der Juristen, 
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oder auf das blose AI legeren von Schriftstellern an; sondern es ist 
das auf geschichtlichem Wege erforschte (von Wem?) [Diese Fra- 
gen, aofdie es hier ankommt, siad nämlich von Maaren breche rj ans 
den Quellen des teutschen Rechts abgeleitete (von Wem?) durch die 
Betrachtung des Ursprungs (von Wem?) und der die Portbildung be- 
stimmenden Verhaltnisse construirte (von Wem?) von den Juristen 
nicht erst gemachte, sondern nur von ihnen angewendete und be- 
zeugte Recht." Mit dieser Behandlungsart des teutschen Rechts 
sind wir wenigstens einverstanden, glauben aber doch, das Ergebais 
derselben, das Recht ein Juristenrecht nennen zu dürfen. 

Uns scheint es, wie wir schon andeuteten, als ob Manche, Geg- 
ner der Ansicht, das teutsche Recht ein Juristenrecht zu nennen, 
deshalb seien, weil, sie wohl fthlen, wie ein Recht, welches als 
seine Rechtsquelle fast nur Schriften der Rechtsgelehrten aifxnwti-, 
aen habe, der entbehre, welche gemeinhin als wirkliche Reefcts- 
quellen gelten, oder weil sie fürchten, dass dann die Einzelansicht 
des Schriftstellers sich als gemeines Recht werde geltend machen 
and weil sie wissen, wie gering häufig frihere Gesetze (z. B. die 
S. 32. N. I. angefahrten) die Meinungen der Reehtslehrer 
anschlagen. Rann man aber doch, wenn es sich um die Anwendung 
des teutschen Rechts im wirklichen Leben bandelt, wenn es gilt, ei- 
nen Satz zu beweisen, sich auf kein gemein teutsches Gesetzbuch, 
auf fast nichts berufen, als auf Werke der Reehlsgelebrten , muss 
man die, bei der Behandlung und Bearbeitung des teutschen Rechts 
aufgewendete, Tbäügkeit wieder fast nur den Juristen zuschreiben, 
da Gesetz und Gewohnheitsrecht beinahe ganz jetzt schweigen, so se- 
hen wir uns gen (Hb igt anzuerkennen, dass das teutsche Privatrecht 
ein bloses Juristenrecht sei. Es gilt allerdings dann insbesondere, 
dieses zu Ansehen in der Praxis zu bringen. So steht es unserer 
Meinung nach mit diesem Rechtstheile. Will man ihn nun nicht als 
den anderen Theilen des gemeinen Rechts ebenbürtig anerkennen, 
so antworten wir darauf zunächst mit Pfeiffer pract. Ausfuhr. Th. 1. 
N. 11. S. 121* »Es muss ein gemeines teutsches Privatrecht geben, 
weil der Practiker ein solches anzuwenden sich genöthigt sieht, das 
nicht existirende aber auch nicht angewendet werden kann." (Man 
vergl., was wir unten bei §• 111. sagen.) 

Es ist allerdings keine geringe Aufgabe für den Germanisten, 
gerade unter den jetzigen Zuständen Teutschlands, wo Kaiser und 
Reich nebst Reichsgerichten fehlen, ein teutsches Privatrecht zum 
Theil erst zu begründen. Penn, wir mögen nun über dasselbe vor 
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der Anfnakate des römischen denke« wie wir wollen, oack derselben 
war beinahe bis aaf die nenere Zeil von der Existent jenes kann 
die Rode. Das römische Reckt beherrschte fast alles» ia so weit 
sieht particolares «ad namendick locales Recht, sei es als Herkea> 
men, Autonomie oder Statut, Sparen des einkeimiseken ferterhML 
So finden wir es nicht nur in den Reichsgesetzen , weaa sie die 
Richter anweisen, nach welchem Reckte sie sprechen sollea, so la- 
den wir es aaek in den Particulargesetzen ; das tentseke Prtvatreeht 
ist für sie nicht vorhanden, nie wird darauf hia gewiesen. So keisst 
es in der gedachten sftcks. AnneUatiensgerichtserdnung (xahlrtitne 
Belege ricksicktlick der ReicbsgeseUe finden wir in dem Werke des 
Verls.) : „Man soll in nnserm Appeliationsgerickt voretolich ü^ **»• 
gegangene Landesordnnng «nd paklicirte Constitutione*, auch was 
Wir hierüber ferner verordnen werden, und dann das land-fibliche 
Sftcksiscke Recht in ackt neksnen, was aber in denselben nkki ans- 
drücklith versehen, Soll man nach des Heil. Reichs - emstituüona 
nnd Aksehieden nnd nach gemeinen beschriebenen Rechten nrtfceilea 
nnd erkennen ; Wenn auch etwan in vorfallenden Sacken eines be- 
sonderen Ortes, von dannen die Falle an Uns gelangen, erbare goto 
Ordnnng, Statuten nnd redlick* bestandige Gewehakeiteo angesogst 
nnd glau Weber dargethan würden, Soll man nncl| dieselben zar Ge- 
bühr in Acht haben." 

Eine Ausführung über den Zustand des teutseben Rechts in der 
gedachten Zeit vermissen wir bei dem Verf., was damit zusammen- 
hängt, dass er der Aufnahme -des römischen Rechts* keine besondere 
Darstellung widmet. Bei gehöriger Würdigung dieser Umstände würde 
aber auch der Verf. angestanden sein, den §. 37. so zo fassen, wie 
wir ihn finden: „Zu den Aucloritälcn des Theorierechtes gehören 
ausser den siimmt liehen Lehrbüchern über teutsches Recht des lau- 
fenden Decenniums — folgende Bücher für Germanisten." N QD 
folgen die Schriften von H. Pistoris, Besold, Mevius, Brunnemanii, 
Schilter, Veracius, Stryk u. s. w. Wollten diese wirklich gemei- 
nes teutsches Privatrecht vortragen? und wie sehr weichen oft die 
Ansichten dieser von denen der Lehrbücher des laufenden Decen- 
niums ab. Hiermit soll jedoch die Benutzuog dieser Juristen keines- 
wegs bestritten werden. 

Endlich bederf es web! kmm noch der firwtknang, dass h* 
4er grossen Venchoedenheit des tentsefce* «nd rtkmstkm Reckte 
binstenttieh der Qnetten, die Bedeutung des Jnristenreeats für je*» 
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eise gsmc andere ist, eis für diene*, und dnss wir hier lediglich von 
teotsehen Rechte gesprochen haben. 

Der dritte Abschnitt handelt von den besonderen Erkennt- 
nis - Quellen des heutigen gemeinen teutechen Privat- 
reebts, wohin nach §. 44. die geschichtlichen RechtsqueUen , die 
Particelarrechte, nnd die Rechtsqueilen der verwandten germanischen 
Völker gezahlt werden« Der Verf. sagt §. 4S.« das» aas denselhe« 
„die Ueberzeugung vom Dasein tenlsdier Reebtninetitote nnd Sitze 
nnd deren nlhere Erkenntniss geschupft werden können,'* nnd das» 
sie „nur dazu dienen, die Erkenntniss des genieinen deutschen 
Rechts zu erleichtern. 44 Die Darstellung der wirklichen Qnellea 
des gemeinen teotschen Rechts von der 4er „Erhenntnisequeilen" za 
trennen, ist an sich ganz consequent, nnr haben wir sehen oben, in Rezug 
nnf das Gewohnheitsrecht nnd den Geriehtsgebraucb ge s ehe n » dass 
diese Trennung in der Ausführung manche Schwierigkeiten mit steh 
bringt, indem tbeibi Zusa mme n ge h öri ges geschieden wird, tbeils 
doch auch hier Particnlarrechtltches mit enterlluft. Sodann mOch» 
ten wir aber doch auch der Meinwag sein, dass der Verfc die Er- 
kenntnisqnellen, und namentlich die Particuiarrecbte, nach obigem 
Satze, zn gering anschlagt, wenn wir nicht aoeb hier etwas aaf die 
Redeweise des Verfs., sich stets so auszudrücken, dnss kein Ge- 
danke an das Gegeetbeil bleiben kann, schieben sollen. Wir glan- 
ben nhmlieb, dass der Verf. diesen Quellen zn wenig Werlb zuge- 
stehen wurde , wenn wir es im vollen Sinne des Worts nehmen aol- 
len, dass aus denselben die Erkenntnis des tonischen Rechts smr 
geschöpft werden könne nnd dnss sie die Erkenntnis nnr er- 
leichtern. Will der Verf. diesen Grundsätzen vö4% treu bleiben, 
so fttrehtea wir, dnss sich sein Juristenreefat zw sehr der Runde 9 - 
sehen Natur der Sache auschliessen mochte. Eben so glauben wir, 
dnss folgender Satz leicht zn Irrwegen f&hren könnte, wenn man ahn, 
wie er hier steht, unbedingt anwenden wellte. §, 60« heiest es 
nlmiich: „Daran knüpft steh der practisch wichtige Satze dass der 
Germanist alle Denkfaule der vergangenen Zeit, so weit sie Joriuti* 
sebes enthalten, ebne Unterschied des Ansehens gebrauchen dürfe. 
Damach stehen für ihn die officio II en Rechtsbüeher und die PH- 
verarbeiten, die bei den Gerichten Anwendung gefunden haben, 
die Land- und 8tsdtrechte, die Texte der RechtsqneMen und die 
rweipirten Glossen, die Gesetz« nnd die Weiaihümer alle in 
gleicher Linie.* 1 Wir müssen zwar dem Verf. zugeben, dnss sich 

bestimmte Rangordnung als Regel «eätettan liest, nnd dass os 
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der Einsicht des Germanisten überlassen bleiben muss, welchen Ge- 
brauch er von diesen historischen Rechtsquellen zu machen gedenkt, 
deshalb würden wir sie alle aber doch noch nicht auf gleiche Linie 
stellen. Die ans der frühesten Periode treten gewis, wenigstens ist 
allgemeinen , d. h. mit einzelnen aber sicher seltenen Ausnahmen, tot 
den ans der spätem Periode, ans der Zeit der Reehtsbücher, wie 
wir sie nennen, zu rock. RechtsbOcher, wie namentlich der Sachsen- 
spiegel, der jetzt noch für mehrere Lander unmittelbar anwendbares 
Recht enthält, und unbestreitbar theils einem blos localen Bedürf- 
nisse, wie ein Weisthom, zu genügen, nicht abgefasst war, theils in 
einem grossen Tbeile Teutschlands, als practisebes Recht enthaltend, 
aufgenommen wurde, möchten wir doch, der Regel nach, nicht als 
mit einem rein localen Statat auf gleicher Linie stehend ansehen. 

Dass der Verf. diese historischen Rechtsquellen verhältnismässig 
kurz bespricht, misbilKgen wir nicht, theils bringt es sein Stand- 
punet mit sich, theils muss man bedenken, was aber oft übersehen 
wird, dass diese Rechtsquellen ja keineswegs blos Privatrechts- 
quellen sind, sondern das gesammte Recht jener Zeit enthalten, also 
ebenfalls auch für das Straf- Staats- und Prozessrecht als geschichtli- 
che Quellen erscheinen, mithin streng genommen in Schriften oder Vor- 
lesungen über diese Rechtstheile ebenfalls besprochen werden sollten. 
Wenn dies nun freilich gewöhnlich nicht geschieht, so kann daraus 
Ar den Bearbeiter des teutschen Privatrechts wenigstens kein an- 
derer Grund als ein äusserer geltend gemacht werden, diese Quelles 
ausführlich zu behandeln. 

Beachtungswerlh ist es, dass der Verf. die von Manchen zn 
wenig anerkannte Verschiedenheit der Familien dieser Rechtsquellen 
besonders hervorgehoben hat. Eine andere Frage ist es aber, oh 
man so unbedingt, wie es hier geschieht, die drei Rechtsbüeber, 
den Sachsenspiegel, den Schwabonspiegel und das Kaiserrecht als 
die Repräsentanten dieser Rechtsfamilien, in die die Völkerschaften 
in Teutschland sich eintheilen lassen, betrachten kann. Was z. B. 
den Sachsenspiegel betrifft, so hat dieser ja auch bei anderen Volks- 
stämmen als dem sächsischen Giltigkeit erhalten, und in dem Kaiser- 
recht findet, seiner Beschaffenheit nach, der fränkische Volksstamm 
nur einen schwachen Repräsentanten. So manche einzelne Bemer- 
kung wir auch in Betracht dieses dritten Abschnittes noch zn 
machen hätten, so unterdrücken wir sie doch, um noch eine« oder 
den andern Gegenstand hervorzuheben. Doch hätten wir gewünscht, 
dass die KrkenntaisqueUen, namentlich die historischen nicht so nackt 
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hingestellt worden wären, dass vielmehr auf den allgemeinen Rechts- 
zustand, die Umstände und Veranlassungen, unter denen sie entstan- 
den sind, Rücksicht genommen, also die Haeptpuncte aus der Ver- 
fassung ies Reichs, der bürgerlichen Verhältnisse und namentlich 
der Gerichte hervorgehoben sein möchten. Es ist von Reichsge- 
setzen, von SchOfenrechten, von Adels«, Stadt- und Banernrechtea 
die Rede, ohne dass man etwas vom Reiche, von Schöffen und Stän- 
den erfahrt, oder höchstens in den kürzesten Andeutungen. Es er* 
leichtert gewiss die Einsicht in die Quellen selbst, sowie in ihre Ent- 
stehung und Form ungemein, wenn man zugleich aafthrt, unter 
welchen Um- und Zuständen sie entstanden sind. Der Verf. logt mit 
Recht so bedeutenden Wertb auf die Gerichte ; sollte es daher nicht 
nüthig gewesen sein, Ober diese wenigstens das zur Uebersicht Er- 
forderliche hier zu geben? Sodana glauben wir auch, dass manches 
Geschichtliche aus dem teutschen Recht selbst, so die Bedeutung der 
Familie, des Grundeigentums, der Corporalionen und namentlich der 
Stände recht zweckmässig hier besprochen werden kann, wie dies 
Wächter in seinem württembergischen Rechte mit so gutem Erfolg 
durchgeführt bat. Besonder« zählen wir hierbin die geschichtliche 
Entwicklung der Geburtsstände, in deren Darstellung gewöhnlich so 
Vieles gar nicht in das Privatrecht, vielmehr nameutlich in das Staats- 
recht Gehörige, aufgenommen wird, was in das System des teutschen 
Privatrecbtes selbst nicht paast, hier aber ganz an Ort und Stelle ist, 
indem es uns über die Entwicklung der frühem Zustände, unter denen 
zugleich auch die Quellen entstanden sind, aufklärt* Doch dies ist 
mehr nur unsre Ansicht überhaupt, und wir geben dem Verf. gern 
zu, dass sich diese Auffassung mit der seinigen über diese Quellen 
weniger gut vertragen mag. 

Es ist, wie bemerkt, eine Eigenheit unseres Verfe., dass er 
zuweilen Grundsätze in dem vollsten Umfange hinstellt, die dann 
später den wesentlichsten Modificationen unterworfen werden, ohne 
dass er dies jedoch dann noch besonders hervorhebt. So sagt er im 
vierten Abschnitt, im ersten Capitel, über die Natur des 
gemeinen teutschen Privatrechts §. 111. wie folgt: „Kein 
Zweifel waltet unter den Männern vom Fache heutzutage mehr ob 
Aber das Dasein eines gemeinen teutschen Privatrechts. Selbst 
wer als Laie einige Erfahrung in Rechtssachen gemacht hat, weiss, 
dass es ein Privatrecht giebt, das in ganz Teutschland unmittelbar 
angewendet wird, ob es gleich weder in den beiden corpus juris, 
noch in sonst einem Rechtsbuche steht." Dann heisst es in demselben 
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Paragraphen weiter: „Denn ist diess eine Wahrheit m Deutschland, 
dass die einzelnen Organe der Recbtsbilauug einander nicht wider- 
sprechen dorfee, weoa eia Grundsatz aan positiven Rechte werden 
soll, 'ea bestimmt sieh .darnach die Natur de» deutschen Privatreebtes 
dabin, dass es da» aaf die Uebereiaatimmung der gesammten Or- 
gane des allgemeinen StaatswHIens in Deutschland beruhende Recht 
int.** Die letzten, an sieb etwas zweifelhaften, Worte finden aller- 
dings in den früheren Aeeeiaenderselzangen ihre Erklärung. Alle» 
wenn man bedenkt, wie selten sieh die gedachte. Uebereinstim- 
tnung in Besag aaf Grandsitze and Lehren des teutsehen Privat- 
rechts wirklich vorfielet, so wird es sieh nicht verkennen lassen, 
dass daaa der Umfang des teutsehen Privalreehts gar sehr ZBeammeu- 
schmilzt, ja man wird fragen kennen, oh die vielleicht geringe ZaU 
von Retbtssatzea and Lehren, neben dem römischen Rechte, nach 
den Namen eines besonderen Reehtatheiles verdient. 

Wir wollen zwar hiermit das Daseia eine« gemeinen teataahea 
Privatrechts nicht in Zweifel ziehen oder gar verneinen, allein wir 
machen dach deshalb auf Folgeades aufinerksum. Bekanntlich sind 
seit der nettesten Zeit in den einzelnen Staaten mehrere tenteehe 
Rech tshtsti tute umgestaltet wordea oder ganz verschwunden, wk 
erinnern * deshalb nur an die Polgen der Abidsaagsgeaatae, sodann 
bildet sich die Gesetzgebung der einzelnen Stauten immer weiter «ad 
setbststandiger ans, ferner ist ohnedies schon in vielen Lehren des 
teutsehen Privatrechts z. B. in der aber die Gflterrerblknisee der 
Ehegatten die particuJarrechtKebe Verschiedenheit so gross, dass Ar 
gemeines tentsches Privatrecht wenig abrig bleibt. Wenn wir 
namentlich auf die jetzige Gestaltung der Parlieotareechte der ein- 
zelnen grosseren Staaten Teutschlands unser Augenmerk richten, so 
kann man zwar immer noch behaupten, dass keines so vollständig 
sei, dass es das gemeine tentsehe Prfratreeht für die Prelis ganz 
entbehren könne; dass die Pille aber immer seltener werden, indem 
theils, wo es fehlt, das ungeschriebene Particularreeht theils die 
Gesetzgebung aushilft , ist nicht minder gewts. Freilieh sieht ea in 
mehreren kleinern Staaten z. B. den reussi sehen ganz anders ans, 
allein gerade in derartigen Lindern findet man nicht sehen, dasa die 
dasigeu Practiker so wenig wissenschaftlichen Sinn haben, dass ea 
gleichfalls nicht, wie es geschehen kannte, zn einer Anwendung des 
gemeinen teutsehen Privatrechts in seiner heutigen Gestalt kommt. 
Gesetzt aber auch es geschehe, so wäre die unmittelbare An wend 
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barkeit des teutschen Privatrechts auf die ffra^Kchen kleinen Land* 
fleckehen in Teutschland grossentbeils beschränkt. 

Uebrigens scheint ans auch bei der Frage aach der unmittelbaren 
Anwendbarkeit des teutschen Rechts der schoa erwähnte Umstand bisher 
übersehen worden zu sein , dass doch weder in den Reichsgesetzen noch 
aaeb ia den einzelnen Landesgesetzen , besonders denen der frttberen 
Zeit, auf das gemeine teutsche Pri rat recht als eine Quelle ies gel 
tenden Rechts hiagewiesea wird. Es ist daselbst wohl von Statuten, 
voa ehrbaren und guten Gebrauchen, von Landesordnungen, den Reichs« 
gesetzen u. s. w. und ia deren Ermangelung von dem römischen (kai- 
serlichen) Rechte die Rede, dem gemeinen teutschen Priratrecht wird 
aber keiae Stelle angewiesen. So heisst es z.B. aucb bei Haubold 
slchs. Privatr. §. 40.: „Das Verhaltaiss dieser sämmtliehen Rechts« 
quellen gegen einander ist theils durch die erwähnten Gesetze tbeila 
durch den Gericbtsgebrauch der Gestalt bestimmt, dass 1) die Ge- 
wohnheitsrechte und Statuten als locale Rechtsnormen, 2) die Lan- 
desgesetze, 8) das gemeine Sachenrecht, 4) die Reichsgesetze, 
&) das kanonische uud 6) das römische Recht — anter BerOcksich- 
tiguag des mit ihnen zusammenhängenden Gericbtsgebrauch es aar 
Aaweadaag kommen." 

Bei diesen nicht unerheblichen Schwierigkeiten bei der unmife» 
tetbareu Anwendbarkeit des teutschen Privatrechts hat sieb Rec, so 
sehr er auch die größtmögliche unmittelbare Anwendbarkeit dessel- 
ben wünscht, öfters versucht gefühlt, den Hauptwerth, die Haupt- 
bedeutung des teutschen Rechts, in etwas anderem ab jener unmit- 
telbaren Anwendbarkeit zu finden. 

Wir sind, wie irgend Einer, von der Notwendigkeit der Aner- 
kennung des doppelten Elementes, des römischen und des eiahei» 
mischen, in unserem heutigen Rechte durchdrungen, und müssten uns 
nicht za den Germanisten zählen, wena wir die einseitige d. h. 
nur das römische Recht beachtende, Behandiungsweise unseres heu- 
tigen Rechts im geringsten billigen sollten. Wir erachten daher 
das Studium des einheimischen Reehtselemeates für ebenso erfor- 
derlich, als das des fremden. Wir wissen auch, das3 man durch das 
Mose Studium des einheimischen Parti cularrechts durchaus nicht zur 
wahren Erkenntnis unseres zweiten Rechtselementes, des germanischen 
oder teutschen, hindurchdringen kann, und verlangen deshalb die 
ernsthafte Beschäftigung mit der teutschen Rechtsgcschichte und dem 
tentschen Recht. Aber wir erachten, dass sich als Hauptgewinn 
daraus zunächst nur die vollständigere, tiefere uud richtigere Auf» 
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fassoag for Particularrechle ergebt, die, wenigstens bis anf die 
neueste Zeit meist ohne jeoe Kenntnis behandelt und angewendet, 
dadurch erat in ihr wahres Licht treten. 

Auch sind wir der Ueberzeagang, dass io den tentschen Print- 
rechte selbst zwei Stoffe wohl zu unterscheiden sind. Der eine bil- 
det die Lebren und Rechtsgrundsätze, die, wenn sie wirklich 
als Juristenrecht feststehen und Particularr echte ihnen nicht geraden 
entgegentreten, für gemeines, also unmittelbar anwendbares teet- 
sebea Privatrecht erachtet werden. Daaa hierher natürlich auch Be- 
stimmungen einschlagender Bnndesbeschlüsse u. s. w. gebären, ver- 
steht sich von selbst. Seinem andern Bestandteile nach erscheint 
uns das teutscue Privairecht als eine juristische Characterisiruag ?er- 
aebiedener privatreclitlichcr Zustände, Einrichtangen und sonstiger 
Erscheinungen des bürgerlichen Lebens; es verhilft daher zu der 
alterdinga för den Juristen unentbehrlichen Kenntnis derselben; er 
erhält dadurch zugleich aueh mit eine Uebersieht Ober diese Zustande 
in den einzelnen Staaten, und kann jedenfalls erst durch die hier 
eingesammelten Kenntnisse sich in seinem Particularrecbt gehörig 
zurecht finden. Er ist darauf au/merksam gemacht worden, weicht 
Erscheinungen ihm in seinem Particularrechte und Überhaupt in 
practischen Leben begegnen ktinnen. Wir halten es auch för wfii- 
schenswerth, wenn bei den einzelnen Erscheinungen dieser Art aaf 
die Frage nach ihrer Zweckmässigkeit Rücksicht genommen wird, 
was um so näher liegt, als oft in dem einen Lande dasselbe Institut 
so, in einem andern ganz anders gestaltet ist, z.B. das Hypolhekea- 
wesen. Daher haben wir früher auch schon einmal in einer Abbaad- 
Inag anderwärts auf den engen Zusammenhang der Staatswirth- 
achaftslehre und des teutseben Privatrechts aufmerksam gemacht, 
und jene als die Politik dieses nachzuweisen gesucht. 

Dieser Art Gegenstände des teutseben Privatrechts sind z. B, die 
Rechte des Adels, die Vorrechte der Rittergüter, die gesetzliches 
Beschränkungen des Grundeigentums. Welche Vorrechte, welche 
Beschränkungen möchte man wohl, wenn das Partjcularrecbt schweigt, 
auf den Grund eines gemeinen teutschen Privatrechts bin, wirklich 
für stattfindend erachten? Ferner die Investitur, das s.g* Forstrecht 
und Vieles Andere. Die specielie Berücksichtigung der einzelnen 
particularrechtlicben Eigentümlichkeiten wird selten grossen Gewisa 
bringen, weil sehr viel dazu gehurt, sich in dieselben nach ihres 
verschiedenen Quellen so tief einzustudieren, dass das Particular- 
recbt dadurch wirklich gefördert würde. Es versteht sich, dass wir 
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hier zunächst die Lehrbücher des teutsohen Rechts, und sieht ein- 
zelne Monographien, vor Augen haben* Obiger Gegenstand konnte 
hier nnr angedeutet werden. Wir wellen mit einem Worte sagen, 
dass Vieles in unsern Lehrbüchern Ober tentsches Privatrecht vor- 
getragen wird, was nicht den Charakter des gemeinen Rechts trägt. 
'Aber wir denken dabei noch an etwas Anderes als das s. g. hypo- 
thetische Privatrecht. Soviel steht fest, dass man es wohl fühlt» 
wie nicht alles tentscbe Privatrecht den Beisatz des gemeinen, in dem 
von unserm Verf. gebrauchten Sinne, verdient. So seheint auch der 
Verf. §• 3. mit dem allgemeines teotschen Privatrecht im Gegen- 
sätze zu dem gemeinen etwas Aehnliches bezeichne* tu wollen. 
Nur nimmt er das allgemeine Privatrecht blos dann an, wenn alle 
Particularrechte übereinstimmen. Abgesehen davon, dass sich dann 
oft wenigstens das allgemeine zu einem gemeinen gestalten würde, 
(wir sagen deshalb aber noch nicht, dass in der Uebereinstimmung 
aller Particularrechte schon das gemeine Recht an sieh liege,) se 
dürfte doch bei der Beschaffenheit unserer Particularrechte nur in 
einzelnen Fällen es zur Erscheinung dieses allgemeinen Rechtes 
kommen. Hält freilich der Verf. dafür, das Alles« was er in seinem 
Lehrbuche vorträgt, gemeines teutsches Privatrecht sei, und daas 
sich kein bios allgemeines darin befinde, wie man fast aus den 
einzelnen Ueberschriften anzunehmen genöthigt ist, so können wir 
ihm in sofern nicht beitreten. Der Verf. sagt übrigens §• 3. über 
den gedachten Unterschied sehr treffend: „Freilich wendet der toni- 
sche Richter dies (das allgemeine) auch an, aber nur weil und so- 
weit er es mit den Formen seines Particularrechtes in Uebereinstim- 
mung antrifft. Er gebraucht es also nicht wie er das gemeine 
Recht gebraucht, als ein practisches Recht, als eine Rechts* 
quelle, die er respectiren mnss, sondern er gebraucht es als ein 
Hilfsmittel, mittelst dessen er das Verständniss seines Particular- 
rechtes sich erleichtern will. Ob er es gebrauchen will oder nicht 
steht auf seinem Gewissen, und es ist keine Zwaagspflicht für den 
teutschen Richter, ein allgemeines Recht zu beobachten, dagegen 
besteht eine solche. hinsichtlich des gemeinen Rechtes, deren Ver- 
letzung ihn in die schwerste Verantwortung bringt, und in diesem 
letzteren liegt dann die eigentliche Natur des gemeinen Rechts," 
Wie wir schon oben andeuteten, so sollte das teutsche Pri-. 
vatrecht insofern mehr Einfluss als bisher auf das römische Recht 
zu gewinnen suchen, als Jenes nachzuweisen hätte, was von dem 
romischen hechte unanwendbar ist und aus welchen Gründen. Aber 
K rit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. IX. 53 
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auch von dieiem Staadpüncte des werte« die Bearbeiter einzelner 
Fartieularreehte weit mehr zn leiiten im Sunde sein, «I« die, welche 
sieh mit dem teutsehen Rechte selbst beschäftigen. Denn es lSsst 
sieb 2. B. auf das bestimmteste nach dem einzelnen Partficnlarreeht 
nachweisen, was von dem römischen Hypotheken recht, was von der 
Lehre von der do$ nnaawendbar nnd anwendbar ist. Was kann aber 
da« tentsebe Privatrecht deshalb lehren? Daher zählen wir anch 
Behandinngen der Particnlarrechte, wie wir sie in der neuesten Zeit 
ven Württembergs Holstein n. s. w. erhalten, zn den erfreulichsten 
Erscheinungen auf dem gebiete des practischen Rechts. Freilich 
müssen sie auch nfit dem, beide Elemente unseres heutigen Privat- 
reehts gleichmütig würdigenden, Geiste gesehrieben sein, und zn 
diesem führt ausser der Kenntnis* des römischen Rechts zunächst 
das Studium des tentsehen Rechtes. 

Von diesem angedeuteten Standpunete aus wird man es aber 
anch um so mehr gerechtfertigt finden, wenn wir das teutsche Recht 
llr ein s.g. wissenschaftliches oder Juristenrecht halten. 

Wir heben nun wenigstens noch ein Capitel des eigentlichen 
Privatrechtes zur Besprechung heraus, und dais es gerade das Berg- 
recht ist, geschieht aas keinem anderen Grunde, als deshalb, weil 
ins der Gegenstand interessSrt 

Der Verf. beginnt §. 282. *o: „Zuerst hat der teutsche Kaiser 
in Rücksicht der edlen MetaHe das ausschliessliche Recht, dieselben 
tu gewinnen, für sieb gewonnen. Später ist dieses Recht durch 
Herkommen über andere Fossilien ausgedehnt worden. u Diesen An- 
fang können wir deshalb nicht billigen, weil man dadurch zu der 
Ansieht verleitet werden kann, als sei das Bergregal in Teutschland 
so alt als der Bergbau selbst, und weil man nicht erführt, wer denn 
früher als die einzelnen Fossilien für regal erklärt wurden, das 
Recht, sie zu gewinnen, gehabt habe, und in Bezug auf nicht regale 
Fossilien noeh habe. Auch wurde das Bergregal nicht ohne Kämpfe 
durchgesetzt und anerkannt. Dann heisst es: „durch die goldneBnHe 
kam das ganze kaiserliche Recht an die Metalle auf die Kurfürsten." 
Dies ist geradezu unwahr. Wurde denn nicht .gleich bei der Ent- 
deckung des sachsischen Bergbaues der Harkgraf von Meisten mit 
dem Bergregal vom Kaiser belehnt? Ist denn etwa der böhmische 
Berghau bis zar goldnen Bulle kein Regal des Kaisers gewesen, nnd 
sind denn nicht auch andere Herren schon viel früher vom Kaiser 
mit dem Bergregal beliehen worden? Jede Geschichte derBergbaoes 
giobt hjerüaer die aöthfgeu Belege. 
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Der folgende Paragraph beginnt: „Unter lern Bergfegale ver- 
steht dm im allgemeinen das ausschliessliche Recht der Staatsregie» 
mag, den Bergbau zu betreiben." Diei ist aMerdiags die altere, 
aber auch unrichtige Ansicht. Der Vort, der Ober ander© Regaliea 
riebtige Begriffe za rerbreitea bemunt ist, bitte s# iae Aufmerksam- 
keit aacb aaf das Bergregal erstrecken solle«, vad daaa wurde er 
gefanden haben, dass jetzt das Bergregal eicht in deai gedaebtem 
Rechte bestebea kann, wie z. B. Freiesleben ia der vom Veit 
genannten Schrift ausführlich und griadlieb nacbgewiesea bat Es 
umfasst daber anch nicht „das unterirdische Eigentum aa gewiesen 
Fossilien." Dieses Verkennen der wabrea Natar des Bergregals bat ' 
seinen baoptsicbllcbsten Grand in der nicht richtigen Auflfcseung der 
s. g. Freierkllrnag des Bergbaues. ROekstchtlich dieser bebt der 
Verf. dea §. 285. so an: „Die andere heutzutage fast allein noeb 
gebräuchliche Erwerbsart des Bergeigeetbems ist die Freierkll* 
ruug." Jeder Faehgenosse, wie stcb der Verf. einmal ausdruckt, 
wird sogleich erkennen, dass der Verf. die Natar der Freierklarung 
darehans misverstanden hat* Sie ist ja gar -keine Erwerbsart, 
es wird vielmehr nur in Folge der bestehenden Freierkllmeg Jedem 
. die Erwerbung eines Bergeigentfanms unter Beebaehtang der berg- 
recbttichen Vorschriften erst megiich gemacht. Dass dem Verfc die 
wahre Bedeutung der Freierklaraeg entgangen ist, ergiebt sich aacb 
daraas, dass er kein Wert über ihre gesebiebtüebe Entwicklung er» 
wannt. Die s. g. Freierklfiraag des Bergbaues ist «ämlicb, wenig- 
stens ia dea Hauptläadern des Bergbaues, aiemlieb se ak wie das 
Bergregal selbst, was freilieb haaig verkannt worden ist, and durch 
nie bat eben das Bergregal seine ursprtagticbe Bedeutung verloren. 
Schon unsere ältesten Bergrechte seit dem ISten Jahrb. setzen den 
Bergbau durchweg als frei oder freierklart voraas, und es ist in 
innen keine Spur von einem ausschliesslichen Rechte der B o rgherre n , 
der Bergbau zu betreiben, noeb weniger vea einem unterirdische* 
Btgentbume desselben in ihnen zu faden. Dafür spricht aueb, am 
nur Eies zu erwibnen, der Name der Bergstadt Freiberg oder wie 
nie früher biess: zum freien Berge» Gleich nachdem die ein- 
zelnen Fürsten vom Kaiser in der ältesten Zelt mit dem Bergregal 
belieben waren, mochten sie wohl das Recht eine Grube zu bauen 
an Einzelne in Form eines Lebens verleiben, daher auch die Aus- 
drücke Leben als Grubenmass, Mutbung o. s. w. Dies Recht der 
Verleihung wurde den Bergbeamten Überlassen, und man sab es sehr 
gern, wenn recht Viele sieb belebaea iiessen, theils um die Gegend 
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urbar zu machen «ad zu bevölkern, theila wegen der, an den Berg- 
herrn zu entrichtenden, Bergabgabe». So entwickelte sieh sehr schnell 
die Idee, dass Jeder Bergbau treiben könne, und mithin der Berg- 
bau frei sei. Einer ausdrucklichen Freierklärung durch den Regen- 
ten bedurfte es gar nickt, und sie scheint aneh nicht vorgekommen 
in sein. Denn was man dafür hält, sind nnr gelegentliche Aeusse- 
rnngen darüber, dass der Bergbau frei sei. Der übliche Ausdruck: 
Freierklärung fuhrt also allerdings leicht zn Misverständnissen. Die 
lehnrechtliche Form verlor sieb sehr bald, wie der Verf. auch §. 252. a. 
nichtig hervorhebt, and Jeder balle ein Recbt, zu verlangen, 
* dass er die von ihm gefundene Lagerstätte in den gesetzliehen Gren- 
zen und unter Beobachtung der bergrechtlichen Vorschriften, ab- 
bauen dürfe. Dem Bergregal verbunden mit der Freierklä- 
rung verdankt der teutsche Bergbau seine Bedeutung; denn ohne 
jenes wäre er ein Vorrecht der Grundeigentbämer, ohne diese ein 
Monopol der Bergherren. In beiden Fällen hätte er sich aber nicht 
in so grossartiger und wohlthäliger Weise entwickeln können. 

Bei dem Schürfen und überhaupt bei dem Betreiben des Berg- 
baues spricht der Verf. stets nur von Untertbanen; es ist dazu 
aber Jeder ohne Rücksicht auf das Untertbanenverhältniss berech- 
tigt, und österreichische Berggesetze scbliessen nur die Türken 
aus. Auch verwechselt der Verf. einige Male den Bergherrn mit 
dem Bergwerkseigenthumer, was zu Mißverständnissen fuhrt. Aus 
dem, was der Verf. §. 285. über das Vermessen sagt, gebt her- 
vor, dass ihm das Verhältnis nicht anschaulich geworden ist, auch 
braucht er hier das Wort: Lagerstätte falsch. Wenn er nämlich 
bier sagt: „Ausser dieser beschriebenen Lagerstätte (die er verber 
auch schon mit einem: Umfang oder: Feld bezeichnet) entbält eine 
jede Bergbelebnung (?) stillschweigend noch eine Zugabe. Diese 
beisst die Vierung, und man versteht darunter einen District (?) 
von einer bestimmten Zahl Laebtern ins Bangende und oben so vielen 
ins Liegende 11 , so weis man zuvörderst nicht, worauf sieb das Haa- 
gende und Liegende bezieht; es rnüsste also gesagt werden, dass 
es ven dem Gange das Hangende und Liegende sei. Sodann ist ja 
nur von zwei verschiedenen Anfangen oder Districten die Rede. 
Die Sache verhält sich aber doch bekanntlich so, dass, um es we- 
nigstens anschaulich, wenn auch nicht zugleich bergmännisch, auszu- 
drücken, durch das von dem Verf. zuerst erwähnte Vermessen die 
zwei Grenzlinien des abzubauenden Ganges seiner Länge nach an- 
gegeben werden, durch die Vierung aber erst die Seitenlinien des 
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ganzen Feldes hinzugedacht 1 werden. Also erst durch Beides ver- 
bunden entsteht ein nach eilen 4 Seiten begrenzter „Umfang" oder 
„District". Debrigens gedenkt der Verf. nur der s. g. Vermessung 
uaich gestrecktem Felde und erwähnt die: nach geviertem 
Felde, die bei anderen Lagerstitten als Grenzen vorkommt, gar 
nicht. Es sind aber diese alten Vermessungsarten nach neueren 
Berggesetzen z. B. in Oesterreich umgestaltet worden. Endlich er- 
achten wir die ganze Lehre von der Vermessung fttr ein Lehrbuch 
des teotsehen Privatrechts nicht ebeu fftr wesentlich nötbig, wir 
wollen daher auch dem Verf. aus der mangelhaften Darstellung kei- 
nen weiteren Vorwurf machen. Der §. 28*. handelt von dem recht- 
lichen Verhältnisse der Bergwerkseigenthämer zum Staate, und hier 
wird sehr richtig der Unterschied zwischen Berghoheit und Berg- 
regal hervorgehoben. 

In der N. 3. dieses .§. werden einige Bergorduungen er- 
wähnt, und da heisst es unter anderem: „die Freibarger Register* 
weisnng v. 1764. (ConU C. Jug. S. 1433.) " Wir erkannten so- 
gleich, dass hier von einem sächsischen Gesetze die Rede sein solle, 
also rauss es heissen: die Freib erger Registerweisung. Wie mag 
aber der Verf. anf diese unbedeutende ursprfiogJicb nur für das 
Freiberger Bergamt erlassene Verordnung gekommen sein, während 
er nicht einmal die berühmte k. sächsische Bergordnung von 1589. 
nennt; eben so hätte auch die bayrische von 1768. nicht fiber- 
gangen werden seilen. 

In demselben §. findet sich auch folgender Satz : „Eigentlicher 
Ausfluss des Obereigenthams der Staatsregierungen ist das Rückfalls* 
recht des Bergherrn. Seine Ausflbung heisst das Freierklären, und 
vom Bergwerke sagt man ins freie fallen."* Hier könnten wir fest 
jedes Wort angreifen. Die Hauptsache betrifft aber das Berg- 
werkseigenthum, von dem der folgende §. namentlich aber schon 
§. 252. a. handelt. Daselbst heisst es, dais das Bergeigenthum eine 
besondere Form des getheilten Eigenthums ist. „Dass es eine 
solche sei, wird von Niemand mehr bezweifelt. Alle Berg- 
gesetze und Berggerichte so wie alle andere Auctoritätett 
sind darüber einig, dass der Bergeigenthüaer ein domi- 
nium utile habe. Maa erkennt dies ausser aa «einer Unumschränk- 
ten Verftguegsbefugnjss Aber sein Nutzungsrecht und Über die Sub- 
stanz des Nutanngsgegenstandes namentlich auch daran, dass der 
Beliehene in Prari alle possessorische und petitorische Reebtsnrittei 
des Eigentümer» hat." Sollte man daran wanaehst nicht vielsaehr 
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erkennen, das* er wirklicher Eigenthflmer and nicht dominus utüis 
sei? Ist denn aber sodann fiem unumschränkte Recht wirklich 
verbanden? Ist sieht vielmehr der Bcrgwerkseigenthflmer dorch die 
Bcrgwerksvcrmssang gar sehr vielseitig beschränkt? Der Verf. weist 
sodann nach, dass hier von heiser Empbyleuse, auch voo keinem 
dominium utile nach Leharechi die Rede sei, sondern dass „das 
Bergeigentham Ar eine ganz apparte Besitzform des tonischen 
Rechts gilt.* 4 Flr eia eigentümlich beschranktes Eigenthum 
haken wir es mit Anderen allerdings auch. Wie aber konnte der 
Verf. zu obigem, im Druck hervorgehobenen, unbegreiflichen Satze 
kommen? Wenn freilich auf solche Weise die früher gedachte Ueber- 
einstimmnng aller Organe des teatschen Rechts beigebracht wird, 
dann ist nach das Anfstellen gemeiner tentschrechtlicher 'Grandsitze 
keine schwere Sache. Da nun nach §. 288. der Gewerbe als Kux- 
iahaber Msteigenthumcr des Berggebiudes ist, der Kux Oberhaupt 
nach dem Verf. einen wirkliehen (?) Theil des Bergkörpers be- 
zeichnet, so mass maa auch annehmen, dass der Kuxinhaber hin* 
sichtlich des Kuxes nichts als jene apparte Besitzform des teat- 
sehen Rechts habe, wat> dech gewis noch nicht behauptet worden 
ist. Oder versteht der Verf. Jemand Anderes unter dem Bergeigea- 
thOrne*, und wen? 

Was jedoch nun die Hauptsache betriff!, so führt der Verf. als 
Beleg jenes aafattenden Satzes zwei ältere unbedeutende Schriftstel- 
ler an, und bemerkt auch noch, dass Wenck und Mittermaier, 
zwei bessere Auctoritäften, den Ausdruck dominium utile vermeiden, 
den der Verf. später aber oft nech braucht; doch wird man darunter 
wohl die apparte BesUzfena zu verstehen haben. Im ihrigen herrscht 
unter den Bergrechtslehrern keine Uebereiastimmung Aber die Na- 
tur des Bergeigeuthnms. Denn einige sehen es als Emphytease, An- 
dere a» eine Servitut namentlich als usuefiruolmt an, Andere sagen, 
es sei ein Erbzinsrecht, Andere, es sei ein als besonder« Privile- 
gium verliehenes Recht, und nech Andere fassen es als dominum 
utile nach Analogie des Lehens auf, was aber der Verf. mit Recht 
bekämpft Die Berggesetze sprechen sich ihrer Natur nach Ober 
derartige Fragen gar nicht aus, maa kann also nicht mit dem Verf. 
sagen: alle Berggesetze sind darüber einig. Was die Berggerichte 
betriff*, so werden die Ansichten hier wohl, wie unter den Schrift« 
siellern, abweichend sein. Wir haben aber viele auch ungedruckte 
Bergs* uhel gelesen, ohne einem dominium utile begegnet zu sein. 
Auch werden einsichtsvolle Berggerichte dasselbe schwerlich anneh- 
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am, weil dieselben in 4er Regel mit dem WeiM des Bergrechte* 
»ehr vertraut sind, als die Schriftsteller. Aus diesem ergiebt sieb 
aber eben, das* das heutige Bergrecht von eioam dominium «lifo, 
oder überhaupt von einem getheilten Eigenthum nichts we». 

Nach dem Gesagten mäehte denn 4er Verf. auf innere Gründe 
für seine Behauptung beschrankt sein, und einen, wie er glänzen 
wird, hinreichenden, der, wenn er wahr wäre, auch ausreichend, sein 
mochte, stellt er in dem Rückfallsrecbte de« Bergetgenthum? an 
den Bergberrn auf. Wir können ihm aber versichern, dass weder 
die Berggesetze, noch die Bordgerichte , noch die Bergreehts- 
schriftsteller von diesem Ruekfallsreehte etwas wissen, dass es gar 
nicht eiistirt und lediglich von dem Verf. aus eiaer Verwechslung 
mit den: ins Bergfreie fallen, gebildet au sein scheint. Unter den 
bewandten Umständen erachten wir es nicht für nftlhig, diesen Ge» 
genstaad noch weiter zu verfolgen. Sonderbar nimmt sieb aber die 
Note 9. bis §. 252. a. aus: „M ittermaier §. 268. N.2., der es von 
diesem Lebrbncbe geradeso für unpassend erklärt, dass es hier von 
einem dominium utile spricht, da der Bergberr kein dominium di- 
rectum habe, hat wohl das Rückfellsrecht übersehen oder dessen 
Znsammenhang mit dem dominium direttum nieht beneblet." 

Das Bergwefkseigentham kommt den Gegenständen nach in ei- 
ner engeren und weiteren Bedeutung vor, was der Verf. bei §. 287. 
übersehen hat. Es wird dies jedoch tbeils für den Begriff selbst wieb~ 
tig, indem der Bergwerkseigenthflmer in Betreff der Gegenstände im 
|e Uteren, z. B. gekaufter Räume, des Gezähes n. s. w. ein dureV 
aus unbeschränktes Eigenthnm hat, theils auch deshalb, weil daher 
nach diese Gegenstände nicht ins Bergfreie fallen, sondern nur jene. 
Der Sau in §.287.: „Die Durchgänge för Steilen ausser dem Felde 
und die Gefälle muss der BergeigeetbQmer besonders erwerben, aber 
•ich! rem Grundeigentümer, sondern von der Stattsregierung, da 
erstem zur Bergbofceit, letalere zum Bergregale gehören' 4 , kenMen 
wir nicht verstehen, und da es in der Note biess: „dies steht neck 
allen Bergordnuogen fest. S. Karsten §• 58." so schlugen wir die 
Stelle nach. Wir wissen nun freilich, was gesagt sein soll, allein 
was das Recht, einen Stollen ausserhalb des Gruben feldea zu treiben, 
(das sollen obige Worte sagen), mit der Berghoheit zu schaffen 
habe, sehen wir nicht ein. Im §. 58. deutet Karsten allerdings 
die wichtige Lehre von den Wassergefällen nur an, und dies hat 
den Verf. zu der falschen Ansicht gebracht, als ob die Wasserge- 
fälle GegensUnd des Bergregals wären. Karsten bespricht die 
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Lehre von den Bergwf ssern ond 'Wassergefällen aber erst §. 174 — 176. 
Hier würde der Verf. sogleich gefunden haben, dass Karsten sagt: 
„Ofenbar sind indes solche Wassergefälle kein Gegenstand des 
Bergregals" o. s. w. 

Unserer Ansicht nach sind unter der Lehre vom Bergrechte im 
teatschen Privatrechte vorzüglich die Rechtsverhaltnisse der 
Bergbaotreibenden zu Dritten , und dahin gehört auch der Erwerbung 
der, für den Bergbai nöthigen Wasser, hervorzuheben. (Diese ist 
eine verschiedene , je nachdem es sich am Bergwässer, öffentliche 
Flosse oder Privatgewässer bandelt; wie wichtig sind sodann die 
Fragen hinsiobtlich der Entziehung oder Verderbung der Gewisser 
durch den Bergbau.) Sodann sind die zn den übrigen Grundeigen- 
thümern, z. B. hinsichtlich des Schaffens, die der Verf. gar nicht 
erwähnt, oder der Abtretung von Räumen, zu beachten, besonders 
verdient aber die Lehre von den Gewerkschaften und Knien 
eine genauere Darstellung. Diese Gegenstände sind für alle, auch 
für den Nichtbergmann, höchst wichtig und setzen keine besondere 
bergmännische Kenntnisse voraas, die allerdings nicht von jedem 
Germanisten verlangt werden können« Die Lehre von den Gewerk- 
schaften und Kuxen scheint uns der Verf. in §. 288. zu dürftig 
behandelt zn haben. Da wir unsere Ansicht darüber aber be- 
reits froher in einem Aufsätze : Ueber die rechtliche Natur der 
Gewerkschaften, Kuxe und Bergschulden mit Bezugnahme 
auf das neue preussische Berggesetz („Bergwerksfreund" Bd. IV.) 
aasgesprochen haben, so wollen wir auf diesen Gegenstand nicht 
weiter nochmals eingehen. 

Möge der geehrte Verf. obige Bemerkungen bei einer neuen 
Ausgabe einiger Berücksichtigung werth finden. Wir haben sie nur 
im Interesse der Sache niedergeschrieben, und wie konnten wir auch 
irgend eine andere Gesinnung hegen, da wir ans ebenfalls als einen - 
Anhänger der Ansicht, dass das tentsche Privatrecht ein Jnristen- 
recht sei, ausgesprochen haben, and überdies noch der Verf. unse- 
rer etwaigen Leistungen stets wohlwollend Erwähnung thut 
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n. Anzeigen. 

Völkerrechtliche Beweise für die fortwährende Gültigkeit des 
wefttphätischen oder allgemeinen Religions-Friedens, wie 
er als erster Grand -Vertrag von Eoropa and Charta magna in 
teutschen Staaten, bekannt ist. Aus Quellen und in einem An- 
bange mit siebenzehn Beilagen, heraosg. von Jir.jr, £• Hlttltor. 
Nürnberg, 1841. 

Die menschenfreundlichen Intentionen des Verfs. sind bekannt, 
scheinen aber niebt von allen Seiten anerkannt worden zu sein. Dies 
vermuthet Ref. wegen der in diesem Buche wiederholt vorkommen- 
den Verwahrungen gegen böse Kritiker, welche der Verf. bald (S.52.) 
auf Ev. Luc. 6., 37. verweist, bald (S. XII.) in folgender Weise 
perfaorrescirt: 

„Da der Verf. diese Aufgabe su lösen" [den Stein der Weisen xn entdecken] 
„nicht unternimmt; 10 wird er auch diejenigen Recensionen, welche nickt 
bescheiden sind, und von Jenen herrühren, welche das Licht scheuen, 
■ich öffentlich xn nennen, dadurch mit Indignation behandeln, dass 
er lie ungeleien laut, um io mehr, da bekanntlich in der Periode, wo 
dermalen die kirchlichen Zerwürfnisse hoch aufgewachsen lind, kein 
PobUciat Hand angelegt hat, das Fortbestehen dea westphalischen 
Friedens, in einer Dednction, aus friedlichem Gemüthe xn ver- 
theidigen, mithin dem Verfasser in seinem Alter, und bei leiden- 
der Geiandheit, die Aufgabe zogelaueii wurde, mit Gewissenhaftigkeit, 
und soviel daiMaai leiner ichwachen Kräfte noch geatattete, dieses, ihm 
nicht leicht gewesene Geschäft, oh n massgeblich su vollführen." 

Wenn nun aneb Ref. darüber, ob er bescheiden sei oder nicht, 
selbst ein Unheil zu füllen sich nicht annaassen kann, jedoch, da 
an Ende Jeder von sieh das Beste denkt, der Hoffnung sich hingeben 
darf, in dieser Beziehung Gnade zn finden, so wird er gleichwohi 
sicher deshalb vom Verf. „ungelesen gelassen " werden, weil er steh 
Öffentlich zu nennen zwar sich nicht scheut, aber doch bei einer 
•oleben Mos berichtenden Anzeige für überflüssig halt. Da er nun 
jenes Schicksal nach der Erklärung des Verfs. mit Sicherheit voraus- 
sieht, so kann er um so unbefangener, blos seinen Lesern gegenüber, 
sein Unheil über das Buch aussprechen. Bei manchen Schriften 
drängt sich dem Beurtheiler die Nothwendigkeit auf, sie nicht blos 
von der objeetiven Seite zu betrachten, sondern auch dem Verfasser 
eine besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. So bei dieser. Hat 
sieh irgendwo eine ehrenwerlhe, redliche Gesinnung, ein eifriges 
Streben nach dem Wahren und Guten in einem Buche kondgethan, 
so ist es in dem vorliegenden der Fall. Dem Verf. ist die Sache, 
welche er vertritt, so recht Herzenssache, er würde sich nicht zu- 
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frieden geben, wenn er dieses Buch nicht geschrieben, der Welt 
nicht gesagt und zu beweisen gesucht hätte, dass der Westphälische 
Frieden noch fortdauernd gültig sei; — diese von ihm erkannte, 
nach seiner Meinung vielfach verkannte Wahrheit, von welcher ihm 
der religiöse Friede unserer Tage abzuhängen scheint, auszuspre- 
chen und zu deduciren, dazu treibt ihn sein Inneres trotz hohem 
Aller und körperlichen Leiden. Dies darf man aber auch nicht ver- 
gessen, wenn man das Buch richtig verstehen und beurtheilen will. 
Denn sonst würde man es vielleicht nicht recht begreiflich finden, 
wie Jemand sich so abquälen kann, jene Tbesis mit aller Förmlich- 
keit zu beweisen und aus vielen politischen Ereignissen, wie aus 
Aeusserangen von mancherlei Schriftstellern es aussieht zu stellen, 
dass der Westphälische Frieden nicht aufgehoben sei. — * Was nun 
das Buch an sieh anlangt, so wird folgender kurze Beriebt genügen. 
Gewidmet ist es: „Erleuchteten Katholiken und Protestanten, welche 
aus Christentum und Bdelmuth, für Aufrecbtbaltung des allgemeinen 
Religions -Friedens, verträglich steh beweisen, mit Gesinnungen in- 
nigster Verehrung." Auf diese Dedication folgt die *, Vorrede und 
Einleitung " auf XVI Seilen, in welcher hauptsächlich die hohe Be- 
deutung der Aufgabe, welche der Verf. sieb gestellt, und die segens- 
reiche Wirksamkeit des Westphäl. Friedens besprochen wird* Nun 
kommt der eigentliche Kern des Buchs, welcher jedoch nur 32 Sei- 
ten in Anspruch nimmt, mit der Ueberschrift : „ K. Der allgemeine 
Religions- oder westphälische Frieden ist als europäischer Völker- 
Vertrag noch nicht aufgehoben« Er ist der erste grosse Grund- 
vertrag von Europa, und die ckarta magna in teotschen Staa- 
ten geblieben." Es ftlU dem Ref. nicht eiu, zu bezweifeln, dass 
dieser Satz bewiesen sei. Hieran seb Messen steh: „II. Schlussbe- 
merkungen Ober den Ausdruck: „„zwei oder drei christliche Reli- 
gions - Parteien in teutschen Staaten"", dann darüber: „„ob der 
Papst die protestantische Kirche nicht wenigstens indireet anerkannt 
habe?"" und noch weitere Ausführung eher die Benennung der ge- 
nannten Parteien, so wie über Seelen-Namen und Schmäh-Ausdrficke" 
<S.33— 52.). Den übrigen Tfaeii des Buches (S. 55 — 120.) bildet 
unier Nr. HL ein „Anhang mit siebzehn Beilsgen", welcher die vom 
Verf. citirten Gesetze, Vülker- und Staatsverträge, politischen Acten- 
stücke u. s. w. theils extraetweise 9 theils vollständig enthält. Heber 
den Styl des Verfs. braucht nach den obigen Proben etwas Weiteres 
nicht gesagt zu werden. 18. 

Madame Lafarge unschuldig! — Vollständige Verhandlungen des 
Prozesses Lafarge (Vergiftung und Diamantendiebstahl) von JDr. 
Jul. Bernhard* Mit dem wohlgetroffenen Bildnisse der Mad. 
Lafarge. Karlsruhe, 1841. 

u Madame Lafarge unschuldig!" — Lautet dieses Aushänge- 
schild nicht ungefähr, wie das in den letzten Jahren so alt gelesene : 
„Die Auszehrung heilbar!"? — Es drängt sich oft den Schreibern 
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dicker Bücker das Bedflrfniss auf, , in ein paar effeetvollea Worten 
*nf dem Titel zn sagen, was man- eigentliek darin zu erwarten habe, 
damit die Kauflustigen nickt durch die Seitenzahl ( hier nicht we- 
niger als 586 gr. 8.) und durch den Preis ( hier 2 Thlr. ) abge- 
schreckt werden« — Der Heraasgeber dieser enormen Prozessge- 
schiehte wnsste wohl, dass die Anzahl derer nicht gering sei, welche, 
Theils ans der Ansicht, dass das Verfahren höchst mangelhaft, ja 
nichtig sei, Theils aber und zwar grtfssten Theils aus blinder Sym- 
pathie Ar ein durch viele Schicksale geprflftes Weib, för die Un- 
schuld der Mad. Lafarge zu kämpfen und zu schwärmen geneigt sind, 
ood för diese dünkte den Herausg. die sehr schöne und gründliche 
Arbeit der bekannten preussischea Juristen noch nicht hinreichend, 
und zwar wohl schon deshalb, weil sie etwas ernst und gelehrt ge- 
halten ist; er entschloss sich daher, die „vollständigen" Verband- 
langen, wie sie vor den Tribunalen «zu Brives und Tülle und vor den 
Assisen des Correzedepartements -vor sich gingen, ins Deutsche zu 
fibertragen« — Das rechtsgelehrte Publicum wird sich schwerlieh um 
ein solches Buch viel bekümmern, indem es ja wissen muss, dass 
von französischen Prozessen, die Instruction und Beweisstücke aus- 
genommen, keine Acten im deutschrecbl liehen Sinne vorhanden 
sind, ja im Gegentheiie alle Aufzeichnungen, die durch öffentliche 
Blatter und BrocbQren bekannt werden, die Präsumtion gegen sick 
haben, dass es einseitige Machwerke, Verdrehungen und Entstellun- 
gen seien, wie sie gerade die vorgefasste Meinung des Berichter- 
statters zu seinen Zwecken brauchte. So will auch Ref. diese Gele- 
genheit benutzen, zur Warnung aller Juristen, denen es um etwas 
Besseres, als Unterhaltung, zu thun ist, in diesen Blättern einer 
Mittheilung zu erwlhnen, welche ihm ein hochgeachteter Generalad- 
vocat eines französischen Gerichtshofes machte: dass uSmlich die 
französischen Zeitungen in dem Prozesse Lafarge seebs Sitzungs- 
berichte lieferten, welche rein erdichtet und blosse Fabeln sind, 
erfunden zur Unterstatzung des romantischen Interesse, welches 
mittelst jenes Rechtsfalles angeregt warde, und, zur Fortcrhnltung 
einer günstigen Stimmung der Abonnenten, auf jede mögliche Weise 
ausgebeutet werden sollte, t- Was kann man nun von einem solcken 
Boche halten, das sieh lediglich an die Jonrualaufsätze und Parthei- 
schriften einer Nation, welche es mit der historischen Treue so we- 
nig genau nimmt, anschliesset? Denn selbst mit dem besten Willen 
konnte ja der Verf. gar nichts Authentisches liefern, und es wöre 
hierzu nur allenfalls ein Jurist im Stande, der den Verhandlungen 
von Anfang bis zu Ende beigewohnt, und daselbst gewissenhafte 
Aufzeichnungen gemacht bitte. — Ohne Zweifel sind denn aueb in 
diese Uebersetzung die gefälschten Berichte mit übergegangen, wel- 
ches zwar dem Verf., aus dem eben erwähnten Grunde, nicht zu im- 
pntiren wöre, wodurch aber seine Arbeit jedenfalls sehr unzuverläs- 
sig, ja, wissenschaftlich genommen, ganz werthlos gemacht würde. — 
Zudem ist. die Erzählung der fraglichen Vorginge nicht, wie der 
Titel besagt, vollständig, sondern es fehlte» ganz wesentlicher Theil, 
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nämlieh das Resame des Assisen-Präsideitten am SchJuss der Ver- 
handlungen Ober die Anklage wegen Vergiftung, worüber nur die An- 
deutung (S. 436.) gegeben ist, dass der Präsident eine Uebersicht 
der „so längen und mit so vielen Nebenumständen und Zwischen- 
„Allen Überladenen Verhandlungen gegeben und die Geschwornea 
„an die gesetzliehen Bestimmungen und die Heiligkeit ihrer Pflicht 
„ erinnert habe. 44 Der Verf. scheint nicht zu wissen, dass auf diesen 
Endvortrag bei Assisen das Allermeiste ankommt, und die grösste 
juristisch -practische Kunst darin liege, denselben prleis und doch 
vollständig, mit Räcksichtsnahme auf alle Behelfe der Anklage und 
Verteidigung und dennoch unpartheiisch durchzuführen. Für die 
schon bezeichnete, voraussichtlich grössere, Masse der Leser wäre 
aber dieses Resume, wenn man irgend eine zweckmässige Auf- 
klärung über die verwickelte Verhandlung im Ange haben wollte, als 
der wichtigste Bestandteil des ganzen Prozesses zu betrachte« ge- 
wesen, weil dadurch ein jeder Leser, der die Qualitäten eines Ge- 
schwornen hat, ungefähr in gleicher Weise wie die Gescbwornen zu 
TuHe sich in Stand gesetzt gesehen hätte, ein Verdikt über die An- 
geklagte zu sprechen. So allein hätte das Buch einen über die Un- 
terhaltungslectüre hinausgehenden Nutzen erlangen können; im 
gegenwärtigen Zustande aber wird es wohl die Neugierde Mancher 
reizen und eine Zeitlang nähren, nirgendwo aber, als etwa bei gedie- 
gen gebildeten Juristen den Grund zu einer bestimmten Ansicht iber 
Recht und Unrecht, oder gar über den YVerth der franz. Procedur, 
legen können. — Das Schlimmste, was man dem Buche nachsagen 
kann, übrigens auch ein Recensent nicht verschweigen darf, int der 
Umstand, dass die hochtönende Aufschrift: „Madame Lafarge un- 
schuldig!" mit dem ganzen Inhalte oder doch mit allen Resultaten 
desselben im grellsten Widerspruche steht. Wenn man die Un- 
schuld einer Angeklagten behaupten will, so mnss man sie dock wohl 
auch beweisen; aber wir erhalten hier Nichts weiter, als eine Dar- 
stellung folgender Verhandlungen: 1) U eher den Diamanten -Dieb- 
stahl fünf Sitzungen nebst Gondemnatorischem Urtheil und hierauf 
die Cassation desselben, wegen Formfehlers, durch das Appellations- 
gericht (S. 3—114.) — 2) Die Plaüioiiic über dieselbe Anklage in 
drei Sitzungen, und darauf wieder das Endurtheil, wodurch die 
Lafarge der betrügerischen Entwendung eines Diamanieaschinueks 
xum Nachtheil der Ehegatten Leautaud für schuldig und über- 
wiesen erklärt würde (S. 503 — 536.). — 3) Den Vergiftungspro- 
zess in 17 Sitzungen mit dem Urtheil der Jury, wonach die Lafarge 
unter mildernden Umständen „der Tödlung ihres Gatten mit Hälfe 
„von Substanzen, welche den Tod zu geben im Stande sind und ihn 
„wirklich gegeben haben, für schuldig erklärt wurde (S. 117— 
450.). — 4) endlich die Verhandlungen, welche hierüber vor dem 
Gassationshof za Paris gepflogen wurden, in drei Sitzungen, mit 
bestätigendem Erkenntnisse (S. 450 — 500.)- — Wir fragen nun: 
was gebt aus diesen Verhandlungen hervor? Die Unschuld der Frau 
Lafarge? Wer könnte dieses sagen, wenn man die angehängte« 
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Verurteilungen durch alle Instanzen einmal gelesen hat? Sollen 
jene Titelworte etwa den Sinn haben, dass die Unschuld aus den 
Vertheidigangsreden der Herren Paillet, Bac, Raspail, Daverne, 
Lanvin unwiderlegbar hervorgehen müsse? Man kann und muss zu- 
geben, dass in diesen Reden viel Scharfsinn niedergelegt, viel Talent 
entwickelt fst; aber Wer möchte sich so kurzsichtig benehmen, dass 
er hieraus allein sein Urtheil bilden wollte? Es gehet dieses so wenig 
an, als dass man etwa aus den Reden der königlichen Procuratoren, 
von denen jener des Assisenhofes zu Tülle wegen seines einseitigen« 
höchst oberflächlichen Verfahrens den harten Tadel, den er überall 
gefunden, gewiss verdient, sein Urtheil bilden möchte. Wenn man 
aber auch das Für und Wider reiflich prüft und gegen einander ab* 
wögt, so fehlt einmal, -was hier wiederholt werden muss, eine un- 
parteiische Zusammenstellung der vorgebrachten Schuld- und Un- 
schuldsbe weise, wodurch man allein einen Leitstern durch die chao- 
tische Procedur erhalten hätte; und zum Andern geht einer jeden 
nachträglichen Beurtheilung der unmittelbare Anblick der hier agi- 
renden Persönlichkeiten, jene wichtige, ja unentbehrliche Ergänzung 
des öffentlich- mündlichen Verfahrens, gänzlich ab, und gerade in 
einem Prozesse» wie der hier besprochene, wo man fast die ganze 
Tbat nur auf psychologischem Wege mit Sicherheit ergründen und 
erklären kann, ist der Mangel der Autopsie in jeder Zeile 
fühlbar. — Dass der Verf. etwa in den einleitenden Worten 
(S. VII. bis XXIV.) das Motto seines Buches, nämlich die Unschuld 
der Madame Lafarge, zu beweisen die Absicht haben sollte, kann 
wohl Niemand im Ernste annehmen \ denn dieses Vorwort ist so 
flach und unwissenschaftlich ausgefallen, dass man es kaum die An- 
sicht eines Laien nennen dürfte, indem, abgesehen von aller juristi- 
schen Begründung, sogar auf eine Stellung verzichtet ist, welche 
das Bestreben nach Wahrheit verbürgte; es kommen z. B. Ausfälle 
gegen die Andersdenkenden in der Weise vor, dass es (S. XVIII — 
XIX.) heisst: 

„Einige haben in heiligem Eifer einige lamentable Floskeln gegen das 
„ frausösitche Unwesen in die Welt geschickt, um damit ihren Patriotismus 
„xu bethätigen. Die Armen! sie mögen es gut meinen, hier aber sind 
„sie weit von der Wahrheit entfernt. — Der Hass der Angeklagten gegen 
„ihren Mann soll ans ihrem Briefe vom 15. August hervorgehen und alles 
„Spatere nur Verstellung sein. Das lässt sich nach dem ganxen Zusammen- 
hang der Sache nicht herausfinden, und hier ist es wieder der ebrliMie 
„deutsche Michel, der überall feine französische Verschlagenheit 
„herauswiltert."(!n 

Dass die Unglückliche als ein Opfer der Inlrignen der ange- 
sehenen Familien Leaataad und Nicolai gefallen sei, halt der Verf. 
ftr eine ausgemachte Sache, und spricht Überhaupt viel von Verfol- 
gung, Unterdrückung und Rechtsverkümmerung, wie er z. B. sich 
nicht entblödet, den ehrwürdigen Cassationshof einer „Schändlich* 
„keit, eines empörenden Spiefes mit Geist und Worte des Gesetzes' 4 
zu zeihen (S. 499.). Dabei ist aber der Verf. doch noch ehrlich 
genug, einzugestehen, dass in der von der Zeugin Poutier dem Ge- 
richt überlieferten Schachtel der Angeklagten, worin mit Gummi ver- 
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mengter Arsenik enthalten war, ein starker Verdachtsgrund Hege, 
„obgleich (S. XVII.) auf der aodern Seite (?) aoch dieser Umstand 
„sich ebenso sehr zu Gunsten der Angeklagten auslegen lasse (??)"; 
sowie ferner zugestanden wird, das« die Anklage wegen Diamanten* 
diebstahls (S. XX.) „die schwächste Seite des ganzen Prozesses ist 
„und geeignet sein könnte, an dem eigentümlichen (!?) Character 
„der Marie Gapelle irre werden zu lassen. " — Und dennoch: — 
Madame Lafarge unschuldig! — Wir wollen Nichts weiter hinzu- 
setzen, denn diese Allegate enthalten die schlagendste Selbstkritik 
des Verfassers. Dr. Ludw. v. Jagemana. 



1) Die Sitte ist besser als das Gesetz. Eine Verwahrung gegen 
ein neues Ehescheidungsgesetz. Berlin, 1842* 

2) Ein Wort über Ehescheidungen. Mit besonderer Rücksicht 
auf Preussen und die daselbst im Werke begriffene neue Bearbei- 
tung des Ehegesetzes. Halle, 1842. 

3) Ueber aussergericlitliche Sühneversnche durch Geistliche 
. in Ehesachen. — Zwei Bemerkungen zu dem, in Nr. 32 — 34. 

der Evang. Kirchen-Zeitung vorigen Jahres enthaltenen, Aufsatze: 
> Die geistlichen Gerichte in Neu- Vor- Pommern. — Von Chrtntofrii 

Stemmern, Dr. d. Tbeol. u. Pbilos. Pastor primär, in Stralsund« 

Stralsund, 1842. 

Es ist bekannt, dass im Preussischen Staate die Ehe und nament- 
lich die Ehescheidung in der neuesten Zeit der Gegenstand der ernsten 
Erwägung des Gesetzgebers geworden ist. Gerechte über ein neues 
Ehescheidungsgesetz , welches von dem Extreme des Allg. Laodrechts, 
dessen Bestimmungen in diesem Puncto, von dem Geist seiner Zeit 
getragen, so lax wie möglieb sind, überschlagen wolle in das ent- 
gegengesetzte Extrem und die Scheidung ganz verbieten oder doch 
wenigstens gar sehr erschweren nnd beschränken wolle , sind im Um- 
lauf. Vie|, vielleicht zu viel ist darüber schon jetzt, blos in Erwar- 
tung des Gesetzes, geschrieben worden; man sehe nur in die poli- 
tischen Blätter, welehe sich auch dieses Stoffs mit Heisshunger be- 
mächtigt haben. Auch die obigen Schriften sind durch die Bewe- 
gungen der Zeit auf dem Gebiete des Eherechts veranlasst worden, 
die beiden ersten unmittelbar durch die Besorgniss vor dem neuen 
Gesetze, die letzte durch einen mit jenen Bewegungen zusammen- 
hängenden Reformplan für das Verfahren in Ehesachen« Der Verf. 
der Schrift unter Nr. 1. ist ein Jurist; er hat sich die Aufgabe ge- 
stellt, zu zeigen, dass das neue Ehescheidungsgesetz, wenn ea wirk- 
lich die ihm vom Gerächt beigelegte Tendenz habe, weder notwen- 
dig noch heilbringend seyn werde, dass nicht ein Gesetz es sey, was 
die Heiligkeit der Ehe im Volke zur Anerkennung bringen könne. 
Eine Gewandtheit und eine Lebendigkeit der Darstellung, wie sie selten 
sind, und eine ebenfalls nicht gewöhnliche Einsicht sind Eigenschaf- 
ten des Verfs., welche er in dieser Schrift glänzend bewährt hat; 
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die Sache, welche er vertritt, hatte kaum einen besseren Vertei- 
diger finden können; er hat eine der vorzüglichsten Parteischriften 
der Neuzeit geliefert. — Der Verf. der Schrift unter Nr. 2. ist ein 
Geistlicher. Er sucht ebenfalls nicht in dem Gesetze das Heil für 
den krankhaften Zustand, welchen er anerkennt, sondern darin, dass 
der sittliche und religiöse feeist des Volkes gehoben, gebessert, ge- 
reinigt werde; er macht dazu verschiedene, auf die Erfahrung eines 
langjährigen Amtslebens gestutzte Vorschläge; zugleich richtet er 
sein Augenmerk auf das mit den Ehescheidungen im engsten Zusam- 
menhange stehende Verfahren in Ehesachen, insbesondere auf die 
StHtneversuche der Geistlichen. Es gehen ihm zwar die oben ge- 
rahmten Eigenschaften des Verfs. der ersten Schrift nicht ab, aber 
sie zeigen sich bei ihm in geringerem Grade, — die Darstellung ist 
weniger gerundet, weniger präcis, aber auch viel ruhiger; während 
der Leser durch die Schrift unter Nr. 1. fortgerissen wird, und bei 
dem Vorwärtsdrangen des Verfs. in Gefahr kommt, sich selbst mit 
fortgeführt zu sehen, leitet ihn der Verf. der Abhandlung unter Nr. 2. 
langsamer und bedächtiger und lässt ihm Zeit, sich zn besinnen. 
Dagegen steht er durch einen Schatz von Erfahrungen weit Ober 
jenem; Alles, was er sagt, hat das Gepräge des Practischen, des 
Erlebten, bei jenem erscheint das Dargestellte zwar geistreicher, 
aber öfters gemacht — Endlich der Verf. des Aufsatzes unter Nr. 3. 
nimmt gegen die auf dem Titel bezeichnete, auch in diesen Jahrb. 
oben S. 269. erwähnte Abhandlung die Sühneversuche der Geist- 
lichen, wie sie in Neu-Vör-Pommern bestehen, d. h. vor der gericht- 
lichen Erörterung der Ehesachen , in Schutz, und empfiehlt zugleich 
andere aussergericbtliche Sühneversuche durch den Geistlichen in 
Ehesachen. Er spricht mit Klarheit, mit einer auf vielfache Erfah- 
rung gebauten Renntniss der Sache, mit aberzeugender Kraft. — So 
viel von den Schriften im Allgemeinen ; auf Einzelnes wird Ref. im 
Folgenden einzugehen Veranlassung finden. i 

Dass das eheliche Leben unsers Volks viele Schattenseiten dar- 
biete, dass insbesondere unter dem protestantischen Theile desselben 
mit den Ehescheidungen arger Missbrauch getrieben werde, — das 
glaubt Ref. als allgemein zugegeben annehmen zu können. Selbst 
die Schrift unter Nr. 1 . , welche die Sitte dem zu erwartenden Ge- 
setze gegenüber &o hoch wie möglich zu stellen sucht, giebt dies 
S. 13. u. besonders S. 14. zu,' wenn auch vorzugsweise nur in Bezug 
auf die untern Stände und namentlich die in den grossen Städten. 
Dass der Staat hierbei nicht gleichgültig bleiben dürfe, rauss sohon 
Derjenige zugestehen, der in ihm nur eine Anstalt zar Handhabung 
des Rechts erkennt; denn wie wäre eine Aufrechthaltung der recht- 
lichen Ordnung möglieh, wenn die sittlichen Zustände von Tag zu 
Tag schadhafter werden, wie eine geordnete Verbindung unter zu- 
sammenlebenden Menschen, wenn das natürlichste und innigste Band, 
die Familien Vereinigung, immer lockerer wird? Dm wie viel mehr 
erscheint aber der Staat beiheiligt, wenn wir ihm eine höhere Bedeu- 
tung als die eines blossen Hechts- und Po|jzei-Staats beilegen) Also 
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bis hierher kann Ref. volle Uebereinstimmung voraussetzen. Aber 
nun entsteht die Frage : Wie ist dem anerkannten Uebel abzuhelfen? 
Hier tritt sofort eine Spaltung der Meinungen hervor. Die Einen 
rufen: Gebt neue Gesetze! Schneidet die Möglichkeit der Schei- 
dungen ganz ab oder lasst wenigstens diese nur in den wenigsten 
Fällen zu! — Die Anderen rufen: Weg mit neuen Gesetzen dieser 
Art! Lasst dem Volke die jetzt bestehende Freiheit der Eh esc hei« 
düngen 9 nur durch die Sitte kann es besser werden, nicht durch Ge- 
setze! Und von Seiten dieser Partei werden manche Vorschläge 
gemacht, wie die Sitte veredelt werden könne. — Betrachten wir 
zunächst die Gesetze, und zwar die, um welche es sich in dem gegen* 
wärtigen Augenblicke am meisten handelt, die des Prenssischeu Staats, 
so gestatten sie in einer ziemlichen Reihe von Fällen die Scheidung. 
Die Frage ist: stimmt diese Freiheit überhaupt, und stimmt sie nament- 
lieh in jenen Fällen mit dem Wesen. der Ehe fiberein? Die Ehe ist 
den Christen s nicht ein rein weltliches Band, gleich einem Vertrage, 
sie ist eine durch die Religion geheiligte Verbindung, deren Funda- 
ment im Christentum zu suchen ist, und welche ans diesem erst in 
das Rechtsleben eintritt. Dies müssen wir hier postuliren, und können 
es um so mehr, als eigentlich hierüber ein Streit nicht Statt findet 
Stimmt also jene Freiheit der Scheidung mit dem Wesen der Ehe 
als einem Institute des C bristen tb ums überein? Wir verneinen* dies, 
nicht sowohl weil Christus Matth. 5, 31. 32. nur den Ehebruch als 
Scheidungsgrund zugelassen habe, — denn diese vielbesprochene 
Stelle soll wenigstens nach dem Ausspruch bewährter Exegelen nicht 
auf unsere Scheidung zu beziehen seyn, — sondern weil ein durch 
die Kirche geschlossenes Band nicht der weltlichen Willkühr Preis 
gegeben werden darf, wenn es nicht aufhören soll, ein christliches 
zu seyn. Wenn also z. B. das Alls;. Landrecht ganz kinderlose Ehen 
auf den Grund gegenseitiger Einwilligung trennen lässt, sobald weder 
Leichtsinn oder Uebereilung noch heimlicher Zwang von der einen 
oder anderen Seite zn besorgen ist, — so ist diese Bestimmung eine 
unchristliche, zu deren Aufhebung der christliche Gesetzgeber ver- 
pflichtet ist. Denn die christliche Ehe ist und bleibt eine solche, 
auch wenn sie kinderlos ist, die Rinderzeugung ist ihrem Wesen 
fremd ; was die Kirche geweiht hat, steht eben darum höber, als der 
Wille der Einzelnen, und es heisst das Heilige profaniren, wenn man 
es der Willkühr anheimgeben will, ob sie die Kraft der kirchlichen 
Weibe fortbestehen lassen will oder nicht. Mit dieser Ansteht stimmt 
der Ver£ der zweiten Schrift überein (S. 6. f.), nicht aber der der 
ersten. „Alles Kirchliche, wo es mit dem Staate und dem realen 
Zustande der bürgerlichen Gesellschaft in Verbindung kommt, erlei- 
det Modifikationen." Das vieldeutige Wort „kirchlich" macht den 
Sinn dieses Satzes dunkel; was der Verf. zur Erläuterung hinzufügt, 
klärt die Sache nicht auf. Meint er aber, dass die Institute des 
Christentums im Staate einen Theil ihres christlichen Wesens auf- 
geben sollen, so müssen wir entschieden widersprechen, solange vom 
christlichen Staate die Rede ist. Der Verf. fiüirt fort: 
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„Wenn CLrUtui die Kheicbeidungen verwirft, to verwirft er auch den RW. 
Und doch haben alle chriitlicheu Staaten den Kid anerkannt, eingeführt, 
und fordern ihn von ihren Unterthanen. Kr lagt auch : So dir Jemand einen 
Streich giebt auf deiner rechten Backe, dem biete die linke auch dar. Und 
doch haben sie [die christlichen Staaten] Injorienprozease eingeführt. Kr 
tagt auch: So Jemand mit dir rechten will und deinen Rock nehmen, dem 
laaa auch den Mantel. Und doch Gesetzgebungen und Gerichte, deren 
Haupt- und letzter Zweck ist, das Mein und Dein zu reguliren, und vor 
Raub und Gewalttätigkeit zu schützen. — Und verglichen mit so vielen 
anderen positiven Geboten des Heilands — wenn auch nur mit dem einen: 
Do sollst deineu Nächsien lieben als dich selbst! welchen Hang nimmt da 
das Verbot der Ehescheidung ein / Kiu Scherbe gegen ein Gefass ; ein Stein 
(aber kein Eckstein) gegen ein Haus; eine kleine parliculaire Bestimmung 
In einer grossen generellen Verordnung. Wenn ein Staat die Mittel findet, 
die« höchste Gebot der christlichen Lehre sur Ausführung tu bringen , dann, 
aber auch dann erst, mögen wir ihm das Recht zugestehen, aus einem mora- 
lischen Gebot ein unverbrüchliches Gesetz zu machen." 

Welche Argumentation! Will der Verf. einen Fehler mit dem 
anderen zudecken? Sind die Ehre und das Eigen! hum christliche In- 
stitute gleich der Ehe? Und ist diese gleich der Nächstenliebe etwas 
rein Moralisches, oder nicht vielmehr eine auch im Rechtslehen er- 
scheinende Einrichtung? — Doch wir fürchten, zu viel Raum in An- 
spruch zu nehmen, wenn wir alle Sätze des Verfs. einzeln beleuchten 
wollten. Er hat uns nicht überzeugt, dass der christliche Slaat nicht 
berechtigt und verpflichtet sey, die Trennung der Ehe nach den For- 
derungen des Christenlhums zu beschränken. Wie weit nun aber 
diese Beschränkungen geben sollen, Das zu untersuchen und zu be- 
stimmen, ist die Aufgabe des Gesetzgeber», deren Erörterung 
uns zu weit führen würde. Wir begnügen uns hier mit dem Satze, 
dass solche Beschränkungen zulässig und uothwendig sind. — So viel 
von den Gesetzen. Aber sind sie das einzige und das wirksamste 
Heilmittel für das vorhandene Uehel? Dies müssen wir schlechter- 
dings in Abrede stellen. Vor Allem ist die Sitte des Volks zu ver- 
edeln, und kaum scheint es rathsaui, eher oder doch vorzugsweise 
auf dem Wege der Gesetzgebung bessern zu wollen, bevor nicht 
Maassregeln ergriffen werden, welche auf den Geist des Volks wirken. 
Dies hat der Verf. der ersten Schrift mit Recht behauptet, aber weit 
gründlicher und vollständiger der der zweiten ausgeführt; von dieser 
Seite ist die letztere besonders eropfehlenswerth und ihre Vorschläge 
verdienen die Beachtung gar sehr. Ref. verweist übrigens hei die- 
sem Puncto auf das früher von ihm in den Jahrb. Bemerkte (oben 
S. 66. ff.). 

Soweit nun Ehescheidungen noch zu gestatten sind, dürfen sie 
dem Einflüsse der Kirche nicht entzogen werden; sie bleiben eine 
Anomalie im christlichen Eherecht, deren Eintritt möglichst zu ver- 
hüten ist. Daher nehmen die Sühneversuche der Geistlichen mit 
Recht eine wichtige Stelle in den Ehescheidungsprocessen ein. Die 
Frage, wann sie am zweckmässigten anzustellen seyen, behandelt die 
Schrift unter Nr. 2. von S. 49 — 67. und die unter Nr. 3. ausschliess- 
lich. Wir sind ganz einverstanden mit den Verff., wenn sie (gegen 
die in der Evangel. Kirchen- Zeitung ausgesprochene Ansicht) die 
Krit. Jahrb. f.d.RW. Jahrg. VI. H. IX. 54 
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Zeil vor dem Beginne des gerichtlichen Verfahrens Ar die geeigneiste 
zur Anstellung der Sahneversuche erklaren. Beide haben dies sehr 
treffend gezeigt, doch hat jeder sein Eigentümliches, so dass sie 
sich einander ergänzen. Der Verf. unter Nr. 2. hätte aber nicht 
nfttbig gebebt, einen Beleg zu seiner Ansicht so weit her, ans Oesl er- 
reich, zu holen. Das naher liegende Königreich Sachsen hat hierin 
sehr zweckmassige Vorschriften; die Ebegerichte dürfen Klagen anf 
Scheidung gar nicht annehmen, wenn nicht bescheinigt wird, dass 
vorher schon der Sühnev ersuch Statt gefunden habe. In der Schrift 
unter Nr. 3. wird noch mit überzeugenden Gründen darauf gedrun- 
gen, dass die versöhnende Einwirkung des Geistlichen nicht auf jenen 
Zeitpunct beschrankt werden dürfe, sondern wahrend des ganzen 
Processes 1 hÄlig bleiben solle. 20. 



Ueber die Rechtemittel in Civil-Proaessen. Von F. njenmeke, 

K. Land* u. Stadtgerichts Secretair. Münster, 1842. 

Der Titel dieser Schrift lässt viel mehr erwarten, als sie giebt. 
Denn sie handelt von den Rechtsmitteln in Civil - Processen keines- 
wegs, wie man zn glauben veranlasst wird, nach gemeinem Rechte, 
sondern nur nach den Preussischen Gesetzen. Dies hatte notwen- 
dig ausdrücklich angegeben werden sollen; so lange das gemeine 
Recht in Preussen noch wissenschaftlich bearbeitet wird, kann man 
daraus, dass eine Schrift dort erschienen ist, noch nicht seh Hessen, 
dass sie nur Preussisches Recht bebandle. — Seiner Tendenz nach 
ist das Buch eine Zusammenstellung Dessen, was in den Preussischen 
Rechtsquellen zerstreut ist. Da Ref. in diesem Jahrg. der Kr iL Jahrb. 
(oben S. 36 f. f.) ein Buch von K. Schultz, welches dieselbe Lehre 
in gleicher Weise darstellt, angezeigt hat, so liegt eine Vergleichong 
beider sehr nahe. Dabei ergiebt sich denn, dass diese Schultz'sche 
Schrift übersichtlicher angeordnet ist und noch eher einen wissen- 
schaftlichen Character an sich tragt, als die vorliegende. Doch muss 
auch in Bezug auf die letztere anerkannt werden, dass sie aus einer 
fleissigen Sammlung der gesetzlichen Bestimmungen hervorgegangen 
ist. Mehr als eine Aneinanderreihung des Gesammelten hat aber der 
Verf. nicht geleistet; das wenige Eigene, was er bringt, kann nicht 
gelobt werden. So gleich die Definition, mit welcher die Einleitung 
beginnt: ,, Rechtsmittel % im eigentlichen Sinne, sind Verhandlungen 
gegen beschwerende richterliche Entscheidungen, die in Rechtskraft 
übergehen können/ 1 Denn es leuchtet ein, dass diese Verhandlun- 
gen nicht die Rechtsmittel selbst sind, sondern vielmehr durch die- 
selben veranlasst werden. 20« 
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III* Nach Weisungen von Rccensfonen 
in anderen Zeitschriften. 

Hallische Jahrbücher f. deutsche Wissenschaft n. Kunst. 1 84 f • 

1. Nr, 8. (9. Januar.) S.30—32. 
Die radieale Reform des Staats- tmd Privatreefcts, ©b and wie weit 
dieselbe rechtlicb noth wendig and zulässig sei. Erörtert von W. 
Deutscbmano. Mannheim. 

„Das Verbalten der Reflexion, geganfiaar dam Bntwickluujgsgange dai Ge- 
dankens, tritt In wenig Gebieten der Wissenschaft 10 grell berver, all in dem 
der Gesetsgebungspolitik. Von dem Gipfel einer alles Bestehende untstflrsendou 
Rechti- and Stsetstbeerie, den die französischen Philosophen des vorigen Jahr« 
hunderts so rasch erstiegen hatten, strömen noch heute braoeeade Waldbache 
in die Ebenen der Rechtsphilosophie herab, ond wie sich der Verf. vorlieg. Schrift 
auch anstellen möge, man kann ein terroristisches Element dieser Art in der- 
selben nicht verkennen. Dabei steht aber — und deshalb leidet <dss eben Aus- 
gesprochene besondere Anwendung auf selbige — dieser Nachklang, diese Ab* 
schattung ausser aller Beziehung su der Richtung, welche die Idee des Rechts 
auf ihrer Entwicklongsbabn in der neueren Zeit angenommen hat, and wird also 
als ein darch die Lotte getragenes Echo, oder, wenn der Verf. im Stande ist, die 
Originalität au dokumentären , als ein von dem <?eiste, dem Gedanken der Zeit 
nicht accentuirter Laut ansuseben sein/« Der Rec. bemerkt weiter, dass er 
von dem enteren Standpuncte zu Gunsten desVerfs» absehen wolle, und es 
geuffge, seine Beziehung zu froheren Tendenzen als eine Wahlverwandtschaft* 
Hebe su bezefchuen; dass aber aach in ihrer Zeit diese literarische Erschein sag 
nicht so eigen thdmHch dastehe, was durch Beispiele von Schriften, welche der 
Verf. selbst als Ergehnisse der seinen gleichartigen Bestrebungen und als Zeug* 
nissefSr die Richtigkeit seiner Ans Lebten oder der ihnen anteriiegeacfcnThatsacaea 
anfahrt, belegt wird. Dabei rflgt jedoch der Rec, daas dem Verf. Hoffmaan's 
Staatsbürger!. Garsotieen erst nach Abfassung seiner Schrift bekannt geworden 
seyen, und ffisjt Folgendes hinzu: „Es durfte dies aber ein Beweis mehr fOrdie 
Vereinsamung in will kfihrttc her Reflex ian sein , die wir an dem ganzen Buche zn 
tadeln haben. — Diese WiUkfihiüenkeit liegt aber keineswegs in einer aphe» 
rlstisehen Form- und Grundlosigkeit, wie sie allerdings an diesem Zweige der 
Litterstur nicht selten anzutreffen ist, vielmehr hat sich dar Verf. einer strengen 
Systematik der Gliederung seines Gedankenbaues beueissigt , die sogar mit etwas 
com pend iarlscher Eintheilungsnumier behaftet ist Allein diese a n eeeec Form 
birgt einen Inhalt, dessen Ausdruck, die ganze Weise der Darstellung uns sofort 
in daa Gebiet de« Formlosen und Unschdnen fflhrt. Nicht Lebhaftigkeit, nein 
Rapiditat, ja Wildheit des StUes ist der Character der DarsseUaag in den tucU 
aten und wichtigsten Punkten , und der Rfcnfluss dieses Fonnasangels auf -die Wir« 
kang des Ganzen ist unverkennbar. Wir sind daher bei einem Spruche Ober den 
Eindruck des Buches genötaigt, von geistigem Behagen , ja von einer Assknila- 
ttetisfahigkeit dea Gesagten nur bei einigen einsainen Abschnitten su reden. " 
Der Rec. rahmt hierbei noch die s , höchst ehrenhafte Gesinnung« 4 des Verfs., giebf 
i eine Uebersicht das Inhalts mit Bc s prcce ang einaatner Psrtieen des Buches, 

54* 



Digitized by 



Google 



j&2 Nach Weisungen von Reoensionen. 

und sagt am Schlaue, dess in der Hauptsache die Frage noch immer zum bei 
weitem grossem Theile unbeantwortet geblieben sey: „Wie soll eine Radical- 
reforro des Rechts in Deutschland bewirkt werden ? ** ( Rec. S c h t e 1 1 e r.) 

2. 3. Nf. 98—101. (24. 16-28. April.) S.391.f. 39t— 196. 39 9. f. 402—404. 

a) Rechtsphilosophie als Naturlehre des RechU. Von Dr. L. A. 
Warnkönig. Frei bürg, 1839. 

b) Theorie des gemeinen Civilrechts. Von ZJr.J.F. Kierolff. Bd. 1. 
Allooa, 1839. (Vgl, Jahrh. 1840- S. 378.f. 1841. S. 92. ff. 948.) 

Um su seigen, dais die wahre Bedeutung der Verschiedenheit, in welcher 
beide obige» Werke verschiedene Seilen derselben Wissengehaft auffassen, und 
des Cbaractcrs des einseinen Werkes nur aus dem Entwicklungsgänge der Wis- 
senschaft selbst recht erkannt werden möge, schickt der Rec. Folgendes seiner 
Recension voraus: „Die Entwicklung des Rechts aus seinem Begriffe, wie sie 
Hegel zuerst gegeben hat, übte in ihrer Bedeiitendheit einen ganz notwen- 
digen Kiufluss auf die Geltung für die Theorie des positiven, namentlich des rorn. 
Recht! gleich anfänglich in der Form eiues sehr entschiedenen Gegensatzes gegen 
herrschende Ansichten , und wenn diese Entschiedenheit vielleicht zum Tbeil 
durch die Subjectivität der Repräsentanten dieses Gegensatzes ihren Grund hatte, 
so mag doch nicht verkannt werden, wie wesentlich und mit welcher Schärfe 
eben diese Gegensätze auch in ihren Principien hervortreten. Es erfolgte aber 
diese Anwendung auf die Theorie des positiven Rechts- zunächst und mit gefan- 
generer Durchführung vielmehr nach der historischen Seite hin (in Gans 9 Erb- 
recht), als nach der dogmatischen. Allerdings näherte sich aneb in Betreff der 
letsteren eine bereits von einem andern Ausgangspunkte her so fester uud wohl- 
begründeter Gestallung gediehene wissenschaftliche Richtung jener in so weit, 
als sowohl der Gegensatz gegen einseitig sogenannte historische Behandlungs- 
weisc beiden gemeinschaftlich war, und als auch im Uebrigen die materiellen 
Ergebnisse ihrem wesentlichen Inhalte nach grösstenteils übereinkamen. 
Nur dio Grundlagen und die nähere formelle Entwicklung mosste unumgänglich 
auch hier divergiren, und es blieb in Aussicht stehen, wann und von wem hier 
die Bahn gebrochen werden würde. Indess wurde wenigstens ein Stagniren der 
somit rege gewordeneu Tbstigkeit durch eine lang hindauerude Discnssion über 
eine eiuzelne Lehre verhindert, ja die physikalischen Gesetze ron den Wir- 
hangen elektrischer Reibungen schienen auch hier theilweise zur Anwendung zu 
gelangen. Blickt man aber ron diesem Gebiete auf das zurück, von welchem 
wie von einem Mutterlande die gedeihliche Colonisirung des letstem eigentlich 
erst ^ausgegangen war, auf das Gebiet der Rechtsphilosophie, so finden wir hier 
swar eine Menge neuer Sätze, die aber weder als ächte Fortsätze, noch als 
bestimmte Gegensätze su dem System und der Methode HegePs gelten konnten. 
Äwar sprechen sie zumeist ein bestimmtes Verhalten zu derselben ans, alleia 
dasselbe war entweder kein ihrer Fortentwicklung gedeihliches, oder es ver- 
harrte auf dem Standpunkte der Verneinung, ja blosser Abweisung, ohne auch 
nur die geschichtliche Geltung derselben begriffen su haben. Näher gab sich 
hier als blosse Abzweigung früherer doctrineller Auffassung die sogenannte Phi- 
losophie des Rechts nach geschichtlicher Auslebt su erkennen. Ihr äusseres An* 
sehen verdankt sie den keineswegs verdienstlosen Bemühungen Stahl's, und 
swei Schriften desselben Verfs., dessen Werk über Naturrecht gegenwärtig sn 
unserer» Beurtheiltmg vorliegt, hatteu die Bestimmung, bereits in den J. 1829. 
n. 1810. eben dahin zu wirken. In diesen Kreis nun tritt das letztere Werk ein; 
unter welchen Constellationen ist weiter unten su erörtern. Unsere Aufmerk- 
samkeit nimmt suvor noch die Prüfung* des Horizontes in Anspruch , der die Ent- 
wicklung der Theorie des positiven Rechts begrenzt. Nachdem die obgedachte 
Discnssion verstummt oder richtiger, das Wortführen nn Andere, aie die Häup- 
ter der sich entgegenstehenden Richtungen gelangt war, trat eine wissenschaft- 
liche- Arbeit hervor, die in ihrer Auffassung der Rechtsgeschichte das Wesen 
desselben Geistes bekundete, der sehen früher eine Reform derselben begonnen 
a«d angestrebt hntte. War zwar auch eine grössere Einseitigkeit nnd eine v«d 
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mangelhaftere Auffassung in vieler Hinsicht nicht abzuleugnen , so vermachte 
doch ein ungeblendetes (rlheil den Wertk, sei es «ach nar den historischen, 
einei solchen nenen Au fangt werk es nicht su verkennen. Dieter Werth, diese 
Bedeutung gewinnt hei der Erwägung, des* von derselheu Stätte geistiger Thä- 
iigkeit uns, wo Christiansen seine römische Rechtsgeschichte veröffent- 
lichte, sein Kollege Kierulff des oben genannte Werk ausgehen Hess, dem 
in sehr vielem Betracht «in gleicher Rang für die Behandlung des Dogma an- 
kommt, wie jenem für die Behandlung der 6eschichte. (( Indem der Ree. sich 
hierauf su der Betrachtung der einsetnen obigen Werke wendet, bemerkt er sueret 
von dem unter o), dass die hier versuchte Bearbeitung der Rechtsphilosophie als 
einer Naturlehre des Rechts keineswegs eine neue sey, da der Verl selbst in 
«einen beiden frilhern Schriften dieselbe reebtsphUosophische Theorie entwickelt 
habe. Diese wird vom Rec. näher geprüft, und dann hinsugesetst: „Fugen wir 
su dem, was sieh aus dem Angefahrten schon ergiebt, noch hinan, dass die 
Auffassung*- und Darstellungsweise des Verfs. in einem aasserliehen Heran- 
treten und Sprechen über feine einseinen Objecte besteht, welches sieb noch 
dasei einerseits an die Grundsätze des röm. Rechts anschmiegt, anderseits in 
einer Menge von Gltaten und Anführungen aus Stellen anderer Rechtslehrer 
Stützen su finden mehtt, so glauben wir den Charakter, und swar den unphilo- 
top Machen des Buches genügend bezeichnet su haben. Es ist in der That nicht 
viel mehr, als eine Ampliacation der bis auf die neuere Zeit üblichen Vorbemer- 
kungen, die man den Compendien des röm. Rechts vorausschicken su müssen 
glaabt, am einige allgemeine Rechtswahrheiten in der den Römern beliebten, 
oder all ihnen beliebend von den Neueren aufgestellten Form und Terminologie 
anzugeben; su dem reinen Begriff dessen, was man unter einer, nicht richtig 
so bezeichneten, Philosophie des röm. Rechts — oder des positiven Rechts, wie 
man so sagen pflegte — zu verstehen hat, erhebt sieh das Buch nicht einmal und 
kann also noch viel weniger für eine Philosophie des Recht« gelten. 44 — Bei dem 
Werke unter 6) berichtet der Rec., unter lobender Anerkennung und Hervor- 
hebung einielner ihm besonders beifaUswfirdig erscheinender Sitze, zuerst aus 
der Einleitung Das, was derVeif. zur Darlegung des vergangenen und gegen- 
wärtigen Xustandes der Deut. Juris prndenz nach ihren Hauptmomenten lagt, und 
fügt hinzu: „ Bis hieber sind wir mit dem Verf. so vollkommen einverstanden und 
erfreuen uns seiner Darstellung, die das Gepräge ruhiger, aber acht -wissen« 
schefUicher Entwicklung tragt, mit so vollem Rechte, dass wir um so mehr zu 
bedauern haben , bei dem nun Folgenden unsere Ansichten allmälig immer weiter 
auseinander gehen su sehen/ 4 Nach Darstellung der Ansichten des Verfs. be- 
merkt er nun: „Der Weg, den der Verf. zeichnet, wird weniger su der von ihm 
angestrebten Versöhnung der Theorie mit der Praxis führen, als vielmehr eine 
geistige Durchdringung des todten und tödteoden starren Rechtsdograatismna 
bewirken. So erspriesslich nun auch dieses Resultat sein würde, — und eben 
darum schlagen wir den Werts dieses Buches hoch an, — so ist doeh weder seilte 
Ansieht über die Aufgabe und das Bedürfniss der gegenwärtigen Jurisprudenz, 
noch der von ihm zu Erreichung dieses Kiels ein- oder vorgeschlagene Weg von 
der Beschaffenheit, dass wir jene oder diesen billigen können. Zwar steht der 
Grundsatz auch bei uns fest, dass das System des röm. Rechts in dem Sinne, wel- 
eher dicGesammtheit, wie das Einzelnste des corpus jwrii sur Grundlage dessel- 
ben macht, heute in Deutsehland nicht als System des geltenden gemeinen Rechts, 
das höchstens Modineationen durch kanonisches Recht oder deutsehe Reiehs- 
gesetsgebung erleide, und um es kurz zu sagen in der Auffassungsweise der histo- 
rischen Schale erseheine; dass vielmehr die Einwirkungen der Praxis auch eine 
stothwendige und gleich starkeBericksiebtigung bei der theoretischen Behandlung 
dos gemeinen Rechts su erfahren haben, wie die geschriebenen Quellen desselben. 
AMein eine Restauration der Theorie des gemeinen Rechts wird nach unseres 
Dafürhalten vorerst nur auf dem Wege recntsgesehiohtlicher Forschung ange- 
bahnt werden können, und es ist leicht möglich, dass die Ergebnisse dieser For- 
schung dazu führen, eine dogmatische Vollendung, einen systematischen Aus- 
bau der Theorie als nicht erreichbar unter den gegenwärtigen Verhältnissen dar- 
austeilen. Zwar wird es nämlich jener, im hohem Sinne dogmengeschlchtlichen 
Forscaaog, wie wir sie uns denken, gelingen, den Eintritt einer ModMcation 
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von Reohtssätsen , welche geschriebenen QueUen, also (am die aadera sa über- 
geben) senächst de« corpus j*ri$ entlehnt find, durch die deeiscae Praxii nach- 
suweisen and wohl euch die feiidanerade Kxmfens und Giltigkcit d teeer Modi- 
ficatiou darsuthon. Alleta dieae Schwierigkeit, welche aar geschichtliche« 
Wege in Betreff einer Vergangenheit leichter tu löten ist, und zwar tun na mehr 
in den Perioden, wo die deutsche Juritprodeux, obaehin mit mehr Anhalte- 
punkten Jür die Anwendung des gemeinen Rechte begabt, alt jetzt bei aar er- 
staunlich wachsenden Vermehreng und Verstärkung der Partien lerrechte, die ia 
gewisser Hinsicht woelthätigea Einflüsse eines Juristenrechts geaoss, — diese 
Schwierigkeit wird sich su einer vielleicht unauf leslichen steigern, wenn es gilt, 
die gegenwärtigen Wecfaselbeaiehangen zwischen gescbriebeneni and geübte« 
Rechte, «wischen dca i« emrpmM jurit meaergdeejten and den von dem Gerichts- 
höfen anerkannten JRechtssätaen klar darsulesjea. Kino Ijösung mder richtiger 
eine Ueberwiadung dieser Schwierigkeit wäre aar dann denkbar, wenn diejenige 
Hechts quelle nach für ans eine lebendige, nach jetst Messende wäre, welche 
allein eine solche Discrepaax, hervorgerufen durch die Einflüsse der Nationali- 
tät und der Zeit, su entscheiden und das Ergebnis* derseihea su einem klaren 
and aaasigen Ar aas zu machen fähig ist ( — da die Praxis vielmehr ihrer natür- 
lichen Bestimmung nach nur das Vorhandensein dieser Oiscrepana ansadeatea 
berufen ist—), nämBeh der Aasdruek eines höchsten geseisgeberischen Willens 
für die Länder des gemeinen Rechts .... Aus dent Gesagten geht aber hervor, 
dass noch viel weniger, wie eine rethtsgeschichtliche, eine blcss dalmatische 
ftehaadleng uns so dem geforderten Ziele führen kenne. — Denn es ist nicht 
möglich, die Kxittenx einer durch die Praxis gebildeten Medificetion des ge- 
schriebenen Rechts, mit andern Worten, den Eintritt der Praxis als Quelle des 
gemeinen Rechts, in einer Einzeln seit mit derjenigen Gewissheit nachzuweisen, 
welche das unerlässliohe Erferderniss jedes juristischen LehrsaUes ist; Alles, 
was über die Praxis in dieser Hinsieht gesagt werden kann, wird sich aaf all- 
gemeine Bemerkungen beschränken müssen, Bemerkungen, für deren Richtig- 
keit im Falle ihrer Anfechtung eine gewisse, in aliea Lehrbüchern des Rechts 
und vielleicht aach in allen, dem Lehrer xo Gesiebt gekommenen Rechtssprüche* 
gefundene, somit traditionelle, Versicherung Gewähr leistet. Und tu wie Helen 
Valien tind tegar die eesfallsigen Angaben selbst der ausgezeichnetsten, mit 
der Praxii vertrautesten Rechtelehrer — wir nennen beispielsweise nur eiaen 
Thlbaut — angezweifelt, ja mit sicheren Beweisen anderer Praxis beatritten 
warnen. In der That, die heutige Praxis des gemeinem Rechts findet ihre Basis 
sehr oft nur in den Aussprüchen der Rechtslehrer über die Ansichten der Praxis 
im einlebten Falle, somit der Schlange gleichend, wenn sie als. Bild der Ewig- 
keit dient; und wir entnehmen in den meisten Fällen eine Garantie für das, was 
Recht ist, aur aas dem Juristenreeht, während wir sie der Praxis su verdanken 
meinen. — -Konnten diese Schwierigkeiten überhaupt nicht, oder doch a« 
wenigsten aaf dem ron dem Verf. eingeschlagenen Wege gelöst werden, ss 
wollen wir ihm keinen weitern Vorwarf über die nach dieser Seite hin immer 
mangelhaft bleibende Ausführung seines Planes machen. Wir vermögen aas 
aber auch aesserdera nicht mit der von ihm ausgesprochenen Ansicht über das 
Verhältaiss der Quellenberufung su der dogmatischen , oder überhaupt nur theo- 
retischen Darttellung des Rechte sa vereinigen. Er hält dieselbe gleichsam aar 
wie eine »eiserne Interimsbrücke so lange für nothig, his die daneben gebaute 
eiserne Kettenbrücke gefahrlos xu begehen sei, oder vielmehr, bis das Publica« 
über sie gehen gelernt habe. Allein er bedenkt nicht, dass mit der Aufhebung 
jener Anker des Rechts das ganze Gebäude seinen Haltpunkt nur in einer so 
durch- und ausgebildeten Rechtsohjectivität habe, wie sie niemals von dem ein- 
seinen darstellenden Subjecte wird erreicht, deren Verständniss niemals wird 
durchgangig ermöglicht, deren Geltung niemals als eine nnbexweifeUe wird er- 
langt werden können. Diese ätherreine Höhe der Theorie übersteigt bei weitem 
den Königs ttubi, von weichem aas das geltende Recht ht ein e»rpnM redigirt, aad 
swtr to redigirt würde, dast auch nicht ein Pünktchen des Gelteaden wegge- 
lasten, oder ein Pünktchen Nicht gelt endet hhmugesetxt wäre.' Ehen darum ist 
aber auch, «nd um so mehr, als diese Aussicht aaf ein etwaiges Abschneiden der 
«uaUeiHWufaugen überall hiadurchtchiaimert, vorliegende Theorie des | 
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€i vif rechts in der That sum grossen TheU Mtrii Anderes, als man erwarten 
mächte, und als selbst der Verf. erwarten tasst. Dass sie dieses Andere Ist, das 
ballen wir für einen Hauptgrand, diese Arbeit all eine höchst beachtenswert» e 
und tüchtige ansehen su müssen; und ffir einen «weiten Grand, der ihren Werth 
noch steigert, halten wir es , dass sie dieses Andere nur «um Theü ist. — Wir 
haben in der ersten Abtheüung dieses Berichts beiläufig der Benennung: Phile- 
sophie des positiven Rechts, gedacht. Versteht man hierunter die Entwick- 
lung der Rechtsidee, wie sie innerhalb einer bestimmten Gesetzgebung, eines 
bestimmten Volkes sich dargelegt hat, und wendet man dieses auf den Inhalt des 
corpus juris an , so finden wir eine höchst gediegene Lösung dieser Aufgabe zwei 
bei weitem grosseren Theile in vorliegendem Werke. Zu einer umfassenden, 
durchgehenden fiösong hätte allerdings, ausser der Beseiehnung des geschicht- 
lichen Zustande« bei dem Anfangspunkte jener Entwicklung, eine detaillirtere 
und umfassendere Behandlung des Gesammtinhalt« des corpus juris gehört, wäh- 
rend anderseits die Beavgnahm« auf spätere Modllicationen hätte wegfallen 
müssen. Allein eben in diesen Ausstellungen wegen Mangels und Ueberflussee 
liegt zugleich ein Hasptvorxog des Werks, indem es dadurch dem Gedanken des 
gemeinen Cirilrechts sich um Vieles nähert. Ffir die Theorie den letsteren aber, 
insoweit nach dem eben Gesagten hier ein Fortschreiten möglich ist, dürfte der 
grosse Vortheil sich ergebeir, dass in diesem Werke nicht bloss ein freieres , von 
den immer wiederkehrenden Indagaüonen der sog. Quellen minder getrübtes 
Herausbilden und Entwickeln def gemeinen Rechts, ein unabhängiges und selb- 
ständiges Gestalten des System«, sondern vor AUem eine, philosophischen Ueber- 
bück mit praktischer Einsieht verbindende , das Allgemeine wie das Besondere 
berücksichtigende Darstellung versucht ift. Nur von dem Uebergewichte des 
Sobjects, das in der Anschauungsweise des Verls, begründet und in seinem Werke 
durchgehende ausgeprägt ist, würde ein Anstois für die Wirkungen des Buches 
mit Recht besorgt werden können ; im Uebrigen aber scheint die gegenwärtige 
Gestsltong der deutschen Jurisprudens su indlciren, däss die trefflichen Seiten 
dieses Werkes, das in seinem Streben nach Freiheit und Innerlichkeit der 
Rechtsentwicklung, und in seinem Widerstreben gegen einseitige sog. Geschieht« 
liehkeit hoch steht, der förderlichsten Berdhrungs- und Incidenxp unkte mit an- 
dern , neuerlich angeregten , Interessen deutscher Juristen viel haben werde." 
(Rec. S.) 

4. Nr. 141—148. S. 501—663. 6G5 — 570. 573—579. 581. L 585—587. 
u. 589—591. 

Geschiente der rikntschen Staatsverfassung von Erbauung der Stadt 
biszuC.CäWsTod. VonK.W. Göttling. Halle, 1840. (S.obcn 
S. 379. f. 471. f.) 
Die Reeeneion beschäftigt sieh zuerst mit der Bearbeitung der Rom. Ge- 
schichte überhaupt, und insbesondere mit der von N i eb u b r. Hierbei bemerkt der 
Rec. u. A., „dass selbst Niebahr's Opponenten ex prineipio sich keineswegs 
des Zweifels über ihre Quellen entschlagen können j und so in der Mitte zwischen 
ihrer Superstition und dem Gebrauch der Kritik, die sie trots ihres Widerspruchs 
erst ran Niebuhr entlehnt haben, in eine Haltlosigkeit} ein Schwanken und in- 
nere, unvermittelte Gegensätze gerathen, die um so scharfer hervortreten, 
je weniger Methodik ihr tendensloses Raisonnement haben kann. " Daran 
sehliesst sieh Folgendes Aber das obige Bach : „Wir bedauern, nahe an dieser 
Grenze, dem vorl. Buche seine Stelle anweisen su müssen. Ffir die beabsich- 
tigte Gründlichkeit, und die Verachtung sebjecMver Scheingriinde spricht die 
summarische Weise, in weicherer (der Verf.) Husckke's bodenlose Theorieen 
abfertigt Dies erweckt von vornherein eine günstige Meinung. Noch mehr aber, 
dass Hr. G. durch anerkannte Leistungen auf verwandten Gebieten der Alter- 
tumswissenschaft zu einer entschäpfenden Redaction der römischen Verfas- 
sungsgeschichte hingeführt ist, und sonsch zu einem solchen Werke vor Vielen 
befähigt erscheint. Aber wenn er stach nicht von Haus aus dem grossen Vorgän- 
ger sieb entgegenstellt, so sehen wir ihn doch (Schritt vor Schritt in geharnisch- 
ter Opposition mit ihm, er sucht ihn aus einer «oaanse in die andere s« treibet», 
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und das timmige HaeptresoHat, was er ihm liest, tat dte FeststeUang des Ver- 
♦ haltnisses von Plebs und Populua. Die Abhängigkeit von Dionysioe ist et, welche 
vor allem in den sagenhaften Zeiten der Volkigeecbichte Haltens and des ent- 
stehenden Homi Uro. Gi. Darstellung bedingt. Aber die vielfach dadurch 
entstellenden innern Conflicte werden noch dadurch vermehrt, dass der Verf. 
kein eigentlicher Freund der freien Kritik, gleichwohl da, wo er sie übt, oft 
viel extravaganter wird ala Niebuhr in seinen Hypothesen; ja da er ohne An- 
stand Mittel su teiner Demonstration verwendet, deren Gebrauch von vornherein 
bedenklich erscheint, so wird die Kluft zwischen diesen extreme« Bestrebungen 
unausfüllbar; das Bindeglied oft eine Brücke ohne Steg und Stütae, wie die 
Wissenschaft sie nimmer bauen sollte. Dazu kommt noch die Anlage des 
Buches, das in seinem knappen Umfang und der sichtlich zurückgedrängten Erör- 
terung der Beweisstelleu das Ansehen eines Hand -und Lehrbuches tragt, wel- 
ches dem Lernenden sichre und abgemachte Resultate bieten konnte^ etwa in der 
Weise von Herrn ann's griechischen StaalsaUertbJinern. Aber es erweist sich 
bei näherer Betrachtung, dass Seite für Seite gans neue Ansichten aus den oft 
nur citirten, nicht ausgeschriebenen Stellen unter dem Texte entwickelt wer- 
den , die keineswegs von selbst und aus blosser Vergleichung derselben sieh er- 
geben, sondern offenbar eine neue und eigenth um liehe Exegese voraussetzen. 
Abgesehen davon, dass dies dem Lesenden die Sicherheit der Selbstbelehrung 
verkümmert — * und das wäre nur ein äusserer Mangel — entsieht ein solches 
Verfahren dem Schreibenden selbst die Uebersicht der Quellen, für welche der 
darüberstehende Text doch im Grunde als zusammenhangender Commentar gelten 
soll. Gefahrlos kann diese Vernachlässigung nur dann sein , wen« das gedruckte 
Buch nur ein Auszug umfassender Vorarbeiten ist. Das vorliegende bietet sich 
aber selbst als ein abgeschlossenes Ganze selbständiger l/ntersuc ha ngen." — Der 
JRec. spricht hiernachst von der häufigen Anwendung der Ktymologie beim Verf., 
und zeigt das Fehlerhafte derselben auf; sodann beleuchtet er andere „Willköhr- 
lichkeiten und Grundirrthümer" des Verfs. Nachdem er in dieser Weise eine 
Reihe von Bemerkungen über Einzelnes gemacht hat, fährt er fort: „Aber im- 
merhin konnte man sagen, dass Einzelheiten dieser Art, wiewohl sie das Bach 
nicht empfehlen, und jedenfalls ihm den Anspruch auf Gründlichkeit raaben, 
nur als zerstreute Flecken an einem sonst wohjgebildeten gesuuden Körper gel- 
ten könnten. Wenn nur nicht die Krankheit tiefer gedrungen wäre, and das 
Knochengerüst sammt dem Markt angefressen hätte 1 ** Auch dies weist der Rec. 
nach« Am Schlüsse hoisst es U.A.: „Der Rückblick aof unsere Ausstellungen 
lehrt, dass Hr. G. selbst in denjenigen Theilen des Buches , die er als die wesent- 
lichsten anerkennt, das historische Material keineswegs mit Sicherheit ermittelt 
und in seinem Zusammenhange überblickt, geschweige denn zu einem organi- 
schen Ganzen verarbeitet bat. Man sieht dem Buche die Art seiner Entstehung 
deutlich genug an; nicht ein zusammenhangendes Studium der Quellen auf den 
einen Zweck hin bat es allmälig zur Vollenduug reifen lassen, sondern erst, 
nachdem einzelne Theile monographisch bearbeitet waren, scheint der Gedanke 
erwacht zu sein, sie su einer Verfassungsgesehichte zusammenzusetzen. Die 
Lücken sind dann mit eilfertig aufgerafften Notizen ausgestopft, und selbst die 
Hauptmassen, zu verschiedenen Zeilen entstanden, sind nicht durch sorgfaltige 
Nacharbeit in Uebereinstimmung mit einander gebracht. Der Verf. hat sich 
nicht über das fertig daliegende Werk erhoben, und es, wie der Maler sein Bild 
im Spiegel, als ein Objectives mit klarem kritischen Blick betrachtet. Sonst 
müasten ihm die unerhörten Widersprüche selbst Aergeraisa und Zweifel erregt, 
und diese ihn zur gänzlichen Umarbeitung geführt haben. 44 Im Fortgänge gedenkt 
der Rec. der ehren werthen Gesinnung, welche sich beim Verf. ausspreche, fügt 
aber hinzu, dass der wissenschaftliche W T er(h eines Geschichtswerkes noch 
auf anderen Voraussetzungen basire. (Reo. W. Hertzberg.) 

5. Nr. 151. 152. (25. 26.JunH S. 602— 604. 606 — 608. 
Die Unionsverfassung Danemarks und Schleswig-Holsteins u. s. w. von 
Uwe Lornsen. Jena, 1841. (S> oben S. 706. ff.) 
„Der edle Landrogt von Sylt, Uwe Lornsen, der politische Reformator 
sollte* Landes, „„wegen Handlungen, die hallen gefährlich werden 
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können"", stiftet Amtes ent rietst, so einjährigem Fest u n gstrres t verartheitr, 
dann ins Elend geschickt, starb fern vom heimischen Heerde in Genf. Fremde 
Krde birgt die Gebeine des Mannes, der sein Land and sein Volk aber Alles lieble; 
dort aber in der Heimath, aof der Insel Sylt, glaubt das Volk nicht an des Land- 
vogts Tod, seine gewaltige Persönlichkeit erschien den Syltern so gross, dass 
sie den verfrühten Tod des ausserordentlichen Mannes für ein Mähre heu halten; 
sie glauben , Uwe Lornsen werde dereinst wieder unter ihnen erscheinen. Grosse 
Männer scheinen dem Volke über das Loos gewöhnlicher Sterblicher erhalten, 
und unwahrscheinlich ist es dem Volke, dass so gewaltige Gestalten sobald einem 
, gewöhnlichen Geschick erliegen sollten. Und Uwe Lornsen lebt noch , wird noch 
leben in seinem Volke, dnreh das Denkmal, das er sich selbst in vorlieg. Werke, 
Im Kerker angefangen, in Amerika fortgeführt, in Genf beendet, mit ganzer 
Seele immer das Vaterland liebend , gesetzt hat. Es ist ein Testament, ein Ver- 
mächtnis an sein Land und Volk, aus dem uns die ganse voll kräftige Gestalt des 
edlen freiheitstolsen Friesen entgegentritt, eines Mannes, der in schwerer Zeit 
wusste,. was er wagen konnte, wagen tollte und wagen mauste, von dem des 
Dichters Worte gelten , „„nehmt alles nur an ihm, ein Mann. 4 **' Uwe Lornsen 
ist, was in einer charkterlosen Zeit des politischen Schwankens, des Hin- und 
Herschaukefns, des Kleinmuths mehr werth ist, als Geist, Witz, schone For- 
men — Dinge, die die Sophisten und Schönredner preisen mffgen — ein Mann, 
der weiss, was er will; er ist ein Charakter.** « — Der Rec. schildert nach 
diesen Worten das Eigen th Ö ml i che des Werkes genauer und giebt eine gedrängte 
Hebers icht des Inhalts. Am Schlüsse wünscht er, „'dass der Herausg. hie und da 
einige Erläuterungen, Andeutungen und Fingerzeige für den mit den einzelnen 
Schrifteu nicht ganz genau und bis ins kleinste Detail Rekannten ** hätte gehen 
mögen. (Rec. W. Lüders.) 

6. Nr. £53— 155. (28—30. Juni.) S. 609 — 620. 
Cours de droit naturel ou de philosophie du droit, etc. par ff. /i Aren s. 
Paris, 1840. (S. Jahrb. 1839. S. 857. ff. 1841. S. 385. ff. 665.f.) 

Der Rec. verbreitet sich ausführlich über die Krausesche Philosophie, wen- 
det sich dann zu den Verdiensten, welche der Verf. sich um die Verbreitung der- 
selben in Frankreich erworben hat, und characterisirt kurz das obige Werk. 
Ueberali lässt er jener Philosophie alle Anerkennung zu Theil werden. (Ht**, 
J. Frauenstädt.) 



Deutsche Jahrbücher für Wissenschaft und Kunst 1841. 

1. Nr« 33—35. S.13l.f. 134—136. 138 — 140. 
Zwei Capitel aas einem Manuscripte Ober deutsche Angelegenheiten. 
Leipzig, 1841. (S. Jahrb. 1841. S. 949.) 
9 , Dem ungenannten Verf. dieser Schrift müssen alle, welche an frischem, 
potenten Staatslebea Freude haben, mit Dank verpflichtet sein. Die Schrift 
gehört in die seit einigen Jahren kraftiger als je auf seh lassende Reaetiounlitte- 
ratur, und macht kein Hehl ans dem, was sie will, soweit sie es selbst weiss. 
Uobsigens liegt ihre Bedeutung weniger in dem, was sie sagt, als in dem, was 
sieh darüber sagen lässt. Kann man drei fiauptclassen von Reactionärs un- 
terscheiden, eine sehr kleine der gegen besseres Wissen wirkenden Böswilligen, 
eine sehr grosse mit schwachem Charskter und kleiner Seele, aus verschiedenen 
haltlosen oder gar keinen Gründen dem Bessern hinderlich, und die allergrösste 
4er Einsichtslose» oder Irrenden : so rechnen wir den Verf. gern in die dritte Classe 
der ehrlichen Falsch überzeugten/ 4 Der Rec. betrachtet die Schrift im Kinselnen, 
indem „die Unklarheit und der tbeil weise innere Widerspruch des Verfs. sur 
schrittweisen Durchmusterung seiner Schrift swlngt." Kr beleuchtet den ersten 
Aufsatz: Ueber den Beruf und die vornehmste Aufgabe deutscher Pobüeisten, 
und behalt sich ctue Besprechung des »weiten : Ueber die Reform des deutschen 
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Adel«, vor. An ScUan« ragt er ^die vielen Styl- «nd Scareibcrags fehler." 
(Rec. K. Nsuwerck.) 

2. Nr. 76. 77. (28. 29. September.) S. 30t - 307. 
Staat and Kirche. Mamiscriot aus Norddentschlaod u. s. w. von 
Dr. K. Riedel. Berlin, 1840. (S. Jahrb. 1841. S. 94.) 

Nach einer ausführlichen Einleitung, in welcher der Rec. sich namentlich 
über die Römische Hierarchie und das Yerhalluiss Roms sn Deutschland aasge- 
sprochen hat, wendet er sich zu der obigeu Schrift mit den Worten; „Zu dem 
Besten, was die italienische Sonne der letzten Jahre hat Veiten lassen, gehurt 
die oben bezeichnete Schrift . . . , welche zunächst eine Zergliederung und Zer- 
reißung der röra, Staatsschrift vom lt. Audi 1839. ist, aber dabei auf den inner- 
sten Grund der ganzen Frage eingeht, und von verschiedenen Seiten her das Re- 
sultat begründet: „„Das Leben der Hierarchie ist eine Antinomie geworden**" 
(S. &!.)• Philosophische und juristische Schärfe des Gedankenganges zeichnen 
auch diese Schrift des Verfs. aus, welcher schon früher in bairischer Umgebung 
manche litterarjsche Fehde mit der Hierarchie rühmlich ausgefochten hat. 44 Noch 
bemerkt der Rec, das» der Verf. zwar „Anhänger der Hegeischen Philosophie sey 
und seine Darstellung sich in den Formen dieses Systems bewege, dats jedoch 
diese Bewegung eine freiere, vom blossen Schemaiismus emancipirte" sey. Zum 
Schlüsse folgen einige Angaben und Anführungen zur Charakteristik der Schrift. 
(Rec. K. Nauwerck.) 

3. Nr. 92— 100. (16. 18 — 23. 25. 26. October.) S. 365. f. 369.1 373.1 
377 — 387. 389 — 391. 393—395. 397 — 399. 

System des heutigen römischen Rechts, von F. C. v. Savigny. 

ßd. 1— 4. Berlin, 1840. f. (Vgl. Jahrb. 184». S. 673. ff. 1052. f. 

1841- S. 91. f.) 
Die immer wachsende Trennung zwischen Theorie und Praxis und das Ver- 
hältnis*, in welchem das obige Werk sich zu diesem Zustand gestellt hat, werdm 
zuerst ausführlich vom Rec. betrachtet; er fasst dabei freilich jenen Zwiespalt 
sehr äusserlich und oberflächlich auf und übertreibt auch noeh dazu. In diesen 
stetrachtungen heisst es u. A. S. 383.1: „ Fassen wir nun die Ausführungen des 
Verls, ihrem Wesen nach auf und halten wir sie dem Grundgedanken des ganzen 
Werkes, wie er uns im ersten Capitel entgegentritt , gegenüber, so liegt das 
Resultat sehr nahe. Der Verf. fühlt, dass wir einer festen, wissenschaftlichen 
Bestimmung des Grundbegriffes in der Theorie bedürfen, und sucht diese auf* 
zustellen; aber so wie er das alte Gebiet berührt, werden ihm die Gegenstände 
in demselben an lieb und zu bekannt, als dass er seine ursprünglichen Gedanken 
festhalten konnte; er ergeht sieh nach allen Seiten, wo er es für passend, ja, 
dft auch , wo er es selbst für unpassend hält und wo ihm die Sache der „ „Grund* 
lichkeit nnd Klarheit uu einer geschichtlichen Entwicklung zu bedürfen ncbeint; 
wer mag bestimmen, was wir in dieser Beziehung, und wie viel wir noch zu er- 
warten haben? Gewiss ist nur, dass sein Begriff „„des heutigen römischen 
Rechte 4 '" weder an sich ein wissenschaftlicher, noch in seiner Ausführung 
ein praktisch brauchbarer Ist. Dem ersten Hauptmangel der gegenwärtigen 
„ „Theorie iii{ ist daher durch ihn nicht abgeholfen; im Gegentheil, was ist der 
eigentliche Inhalt seines ganzen Werkes? Offenbar kein anderer als der der 
Pandekten-Systeme überhaupt; dasjilte Reichsrecht ist wieder da, mit seinem 
(I. seiner) Appendix aus dem kanonischen Recht und den Rcicbsgeeetsen, nur 
in einem neuen Format. Das ist der Gedanke, der den Verf. bewegt, „„so 
Manches aufzunehmen, was nicht römischen Ureprangs ist,"" nnd doch zu- 
gleich ihn zu der Bestimmung notbigt, „„die Institute germanischen Ursprungs 
aussuscbliessen,"" die Reichsgesetze hineinzutragen, und doch das anerkannt 
gemeinsame deutsche Recht wieder davon zu trennen. Ist er aber das , wie seil 
dann auf einen todten Stamm ein neues und lebendiges Reis gepfropft werden? 
Mag es anmessend oder nur als unabweisbares Gebot der Wahrheit erscheinen, — 
gleichviel! wir missen behaupten, dass der Verf. ein, destFertenrngeai ussteter 
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Zeit wahrhaft entsprechendes Werk nur dann liefern konnte, wenn er erkannt 
hätte, diu der ganze auf jenen wirklich weienloien Schein einet Begriffet 
gebaute Zustand der „„ Theorie ct " ein falscher ist, und dass wir einen durchaus 
verschiedenen Weg einschlagen müssen, wenn nicht die Praxis, das wirk- 
liche Leben des Rechts, zu der Vernachlässigung der Theorie, der Wis- 
senschaft desselben, noch Vorwürfe, oder zu diesen gar noch Spott hinzufügen 
soll. Das Wort „ „es ist unpraktisch "" ist ein sehr gewichtiges Wort; — was 
wird man viel streiten wollen, wenn man vielfach unpraktisch mit unbrauch- 
bar übersetzt? und wenn man ferner dann sagen muss: die unbrauchbare Wis- 
senschaft kann nun einmal keine andere sein, als eine in ihrem Verhältniss 
z um Leben unverstandene?" — Eine ähnliche Stelle kommt später S. 396. f* 
vor: „L'ebrigen* aber, bemerken wir beiläufig, steht der Verf., wie es schon 
oben genagt, in einem ganz eigentümlichen Verhältniss su seiner eignen Ab- 
sicht; denn statt nun wirklich das bloss Römische, wie er verspricht, aussu- 
aeheideu, besteht fast das ganze Werk nur aus rein römischem Rechte. Je 
hoher die Hoffnung gespannt wurde, ein heutiges Recht zu -finden, und jene 
Theorie mit der Praxis auszusöhnen dadurch, dass einmal eine bewusste Wis- 
senschaft des gegenwärtigen Rechts gegeben würde, desto täuschender erscheint 
eine Reihe von rechtsgeschichdichen Abhandlungen, wobei der Zweck des Verls, 
beinahe aUein dadurch angedeutet wird, dass einem Theil derselben der Name 
„„Beilagen"" gegeben ist. Abgesehen davon, das« nicht so gar viel Unbe- 
kanntes in diesen Paragraphen enthalten ist, sondern wesentlich der gewöhnliche 
Inhalt der Compendien des Pandektenrechts, worüber wir hier indessen nicht 
rechten wollen — so ist wenigstens doch noch viel weniger Praktisches, 
unserer Zeit Gehöriges und für sie Geltendes darin. £s Ist mit dem Werke 
selbst gerade dafür am wenigsten gewonnen, wofür es hauptsächlich unternom- 
men ist, für die Wiederherstellnng der Einheit von Theorie — derDoctrin des 
röni. Rechts — und Praxis, der Anwendung des heutigen." — Die Schlußworte 
der Recension sind: „ Wir schliessen unsre Kritik des vorliegenden Werkes .... 
damit, womit wir sie eröffnet: die Spaltung zwischen Theorie und Praxis kann 
nur auf einer falschen Stellung der ersteren beruhen, und sie beruht wirklieh, 
darauf; dies glauben wir jetzt zur Gnüge bewiesen zu haben. Die „„Theorie "" 
hat weder einen bestimmten Grundbegriff, noch sichere Grenzen, noch auch 
bietet sie ein einheitliches, der Gegenwart unsere Rechts entsprechendes System. 
Das Werk des Verfs. hat gerade hier offenbar die grosse und immer bedenk Hehtr 
werdende Lücke ausfüllen wollen, die Niemand tiefer fühlt, als eben der Verf. 
selbst. Allein es konnte ihm nicht gelingen, da er nicht den richtigen Stand- 
punkt erfasst hat. So lange der Widerspruch bleibt , dass die Theorie Geschichte 
und Gegenwart vermengt und nicht mit Bestimmtheit darthut, was wir su halten, 
was aufzugeben haben, so lange wird auch der Widerspruch bleiben, dass der 
Lernende von seinem Lehrer wie von dem Gelernten sagt, es sei das ihm Dar- 
gebotene gerade für das, wosu es bestimmt war, — unbrauchbar, eine Kate- 
gorie, über deren tiefen Graben dein praktischen Juristen weder Genialität 
noch Gelehrsamkeit sonstiger Art hinweghelfen, eine Forderung (f), welche 
aas Leben su wiederholen nie müde werden wird. Das aber ist entschieden als 
ein grosser Fortschritt bei dem Verf. anzuerkennen, dass er der Erste ist, der 
den Widerspruch mit einer am fassenden Kraftanitrengung zu beben versucht 
hat. Folgeil wir mnthig seinem Vorgange und lassen wir uns sein Beispiel zur 
Lehre dienen , so kann der Erfeig — ein volkstümliches deutsches Recht und 
ein wissenschaftlich errungenes Rechtsbewnsstaein — unsrer Zeit nicht fehlen. 41 
(Rec Dr. L. Stein.) 
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IT. MIscellen. 

Zur Lehre von der allgemeinen ehelichen Gütergemeinschaft, 

Das königl. preasi. Oberlandesgericht zu Paderborn trag unter dem 18. Des. 
1841. in einem motivirten Bericht beim Justiz- Miniiterinm darauf an: „Bei des 
Königs Majestät eine Verordnung für die Ljindert heile des dortigen Departements, 
worin eine allgemeine Gütergemeinschaft hergebracht sey, in Antrag xu bringen, 
dasf abgeschichtete Kinder, so wie solches früherhin nach Provinzialgesetzen, 
Statuten oder Gewohnheiten gegolten, mit Ausschluss der Ascendenten sieh 
gegenteilig beerben.*' Der l*and tagsabschied vom 6. Augnst 184t. hatte nämlich 
schon anerkannt, dasf eine Bestimmung dahin: dam das wechselseitige Erbrecht 
der aus einer ehelichen Gütergemeinschaft abgefundenen Kinder, wo und wie 
solches früherhiu nach Provinsial- Gesetzen, Statuten oder Gewohnheiten be- 
standen habe, mit der provinziellen eheliehen Gütergemeinschaft wieder her- 
gestellt sey, — mit Rücksicht auf das Poblications - Patent vom 9. Sept. 1814. 
(welches die preussische Gesetzgebung wiedereinführte, die durch die fran- 
zösische aufgehobenen Provinsialrechte aber für erloschen erkannte) nicht als 
eine Deklaration der Verordnung vom 8. Jan. 1816. (welojie die allgemeine ehe- 
liche Gütergemeinschaft auf allgemeines Verlangen ganz so wieder einführte, 
wie sie vor der Fremdherrschaft bestanden hatte) sondern nur als ein neues Ge- 
setz erlassen werden könne. Das Geheime Ober- Tribunal hatte aber stets die 
Ansicht vertheidigt, dass die Erbfolge in den Nachläse der abgefundenen Kinder 
nicht zum System der ehelichen Gütergemeinschaft gehöre, nicht im Znsammen 
hang damit stehe, noch als Folge derselben zu betrachten sey, weshalb die ge- 
wöhnliche Erbfolge eintreten müsse. 

Hiegegen opponirte das Königliche Oberlandesgericht zu Paderborn kräftig, 
und verth cid igte seine Rechtsansicht, dass nach der Schichtung die Kinder mit 
ihren Ansprüchen am Gesammtgut völlig abgefunden , und aus der Were geschie- 
den seyen ; wodurch dann das gegenseitige Erbrecht der Eltern und Kinder als 
aufgehoben warn betrachtet worden, und diese sich unter einander beerbt hatten, 
mit Ausschluss der Eltern. Und zwar sey dies directe Folge der bestandenen 
Gütergemeinschaft; die Aufhebung de* gegenseitigen Erbrecht* d.h. die Schich- 
tung liege in der Gütergemeinschaft selbst, welche das Gesetz vom Jahre 1814. 
i ganz so wieder eingeführt, wie sie vor den fremden Gesetzen bestanden habe. 
Bei einer Aenderung werde das ganze Institut auseinander gerissen und verküm- 
mert; lieber solle man es daher gerade zu ganz aofheben. 

Im Auftrage des Justiz-Ministeriums ertheilte nun das Geh. Ober-Tribunal 
noch einmal ein besonderes Gutachten surJRechtfertigung seiner entgegengesetz- 
ten Meinung, welches im Justiz-Ministerialblatt, 1842. Nr. 21., S. 187. u. f. ab- 
gedruckt ist. Dieser Gerichtshof, der für alle provinzialrechtlicheu Sachen die 
dritte Instanz bildet, sagt, dass die vom Oberlandesgericht zu Paderborn aus- 
geführte Ansiebt Wigand in seiner Sammlung der Provinsialgesetze dea Depar- 
tements von Paderborn vertheidigt habe; man könne es aber dahin gestellt seyn 
lsssen, ob sie richtig sey. Denn sey sie richtig, so folge daraus nichts weiter, 
als dass in dem Departement ein vom gemeinen Recht abweichendes Erbrecht sich 
gebildet habe. Aus der Natur der eheliehen Gütergemeinschaft folge aber eine 
solche Abweichung nicht, und eben so wenig lasse sich annehmen, dass durch 
die Schichtung das Erbrecht swischen den daran Theil nehmenden Ritern und 
Kindern aufgehoben werde. Die Schichtung betreffe nur die Auflösung der Ge- 
meinschaft der Eltern und Kiuder an dem Gesammtgut. Es sey aber du rekaas 
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kein Grand rorhandeo, durch ein Gesetz in diesem Departement eine besondere 
Abweichung vom gemeinen Recht einzuführen. — Diesem Gutachten hat der 
Herr Justizmiuister feinen rollen Beifall gegeben) und das Oberlandesgericht itt 
mit seinem Antrage zurückgewiesen worden. 

Wenn nun die entgegengesetzte Ansicht als die meinlge iit bezeichnet, usnt 
die wissenschaftlichen Arbeiten, in welchen ich sie ausgeführt nahe, sind allegtrt 
worden, so wird es mir erlaubt seyn, ihre wirkliche wissenschaftliche und ge- 
setzliche Begründung iu Anspruch zu nehmen und öffentlich auszusprechen. Vor 
allen Dingen will ich aber bemerken, dass ich in meinen Profinsialrechten West« 
phalens nicht Ansichten gegeben, nicht zweifelhafte oder paradox klingende 
Satze des alten Gewohnheitsrechts aufgestellt, sondern dass ich in einer weit- 
läufigem überall auf Quellen gegründeten Rechtsgeschiehte das Entstehen und 
die Notwendigkeit, die Consequeus und den iuneni Zusammenhang aller ent- 
wickelten Bestimmungen dargethan, auch jedeu Satz vollständig belegt und 
bewiesen habe. Wenn wir nun diese Eut Wickelung mit Aufmerksamkeit ver- 
folgen, so werden wir nicht verkennen, dass 

1) zwischen der Gütergemeinschaft des allgemeinen Landrechts und dem 
provinziellen Institut in Westphalen ein wesentlicher Unterschied in allen Grund- 
lagen und Prinzipien sieh findet, und dass Beide nicht nach Einem Maassslabe 
dürfen gemessen werden. Diese ist ein durch und durch gesundes, consequent 
ausgebildetes, von einem tüchtigen Volk autonoioisch ausgegangenes, seinen 
Bedürfnissen zusagendes, und durch Jahrhunderte erprobtes Institut. Die 
Gütergemeinschaft des Landrechts ist dagegen nur ein dürrer theoretischer Ver- 
such. Es wäre ganz einerlei, ob sie im Gesetzbuch existirte oder nicht; wo- 
gegen jene prorinzialrechtliche Gütergemeinschaft, wie sie von der fremden 
Gesetzgebung verdrangt war, überall und einstimmig wieder gefordert wurde; 
ja sie konnte sogar, ohne den mindesten Uebelständ, mit rückwirkender Kraft 
wieder gesetzlich eingeführt werden, indem das Volk auch unter der Fremd- 
herrschaft darnach in seinen Familieneinrichtungen fortgelebt hatte. 

2) Dies proviuzialrechtliche Institut kann, ohne dass es seine Folgen und 
Wirkungen auf die Succession äussert, gar nicht gedacht werden, und muss 
ohne dieselben seine Bedeutung verlieren; die prorogierte Gütergemeinschaft, 
die Schichtung, die Beredung der Kinder u. s. w. sind lauter eigeuthüniliche In- 
stitute, die mit dem Haupt- Institut ganz genau zusammen hängen. Das ein* 
fache Condomimum der Landrechtsgütergemeinschaft lost sich dagegen mit dem, 
Tode eines Ehegatten auf, und es tritt nach der Theilung das Gemeinrechtliche 
ein ; auf das Verhaltniss des Ueberlebenden zu den Kindern hat sie gar keine 
Folgen. 

9) Nor hei der auf Condomimum gestützten Landrechtsgütergemeinschaft 
laset sich die Folge der Communion von den Erbrechten genau trennen , nicht bei 
der provinziellen in Westphalen, die kein Miteigentum und kein Gesammteigen- 
thum hat, deren ganze Grundlage vielmehr schon ein particulares Erbrecht ist, 
die ursprünglich aus einem Erbvertrag bei Eingehung der Ehe entstanden, und 
von einer wechselseitigen Beerbung der Ehegatten ausgegangen ist. Diese sind 
daher keine Mit-Eigenthimer ; vielmehr ist der Mann allein Herr, und nach ihm 
tritt die überlebende Frau in alle seine Rechte. Die alten Statuten und sonstige 
Rechtsmonumente reden niemals von einer Gütergemeinschaft, sondern behan- 
deln immer die Materie beim Erbrecht der Ehegatten ; sie nennen nio ein Mit- 
eigentum oder Gesammteigenthom , sondern nur ein Gesammtgut (samede gut), 
gemeines Gut, also zusammengebrachtes Gut 

Wenn wir nun von unserm Institut Alles abschneiden wollen, was sich als 
ein vom gemeinen Recht abweichendes Erbrecht herausstellt, so wird zuletzt 
wenig oder nichts übrig bleiben, und man sollte es dann lieber ganz abschaffen, 
wie wir biezo allerdings auf vollem Wege sind. Denn schon hat das Ministerial- 
rescript, welches das Gutachten des Geheimen Ober -Tribunals bestätigt, in 
Aussicht gestellt, dass der von diesem Gerichtshof bisher als proviuzialrechtliche 
Folge der Gütergemeinschaft anerkannte Satz, dass abgeschichtete Kinder zu 
Gunsten der Kinder zweiter Ehe und des zweiten Ehegatten, kein Erbrecht an 
den Nachlass des Schichtenden weiter haben, ebenfalls durch einen Henar- 
beschluss soll beseitigt werden , indem noch dies gegen die Grundsätze der Erb - 
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rechte aastoese. •— Dm den Kindern «ästet den Ansprächen ssf die Schlich« 
tnngshälfte des gemeinschaftlichen Vermögens, nech der PfliehUheil aus dem 
Vermögen des überlebenden Ehegatten ankommt, ist sehen früher roni Geheimen 
Ober -Tribunal als Norm angenommen worden, nnd es steh* dies freilieh mit 
jenem noch ans dem Provinsialrecht dhrig gebliebenen Satze eben so in Wider- 
sprach, als es auch dem Institut dieser Gütergemeinschaft stracks zuwiderläuft, 
und dem Volk in Westphaleu, das sein Gewohnheitsrecht mit allen daran ge- 
knüpften Folgen ganz genao kennt, stets ««begreiflich seyn wird. — Das an- 
bestrittene and höchst wesentliche Recht der überlebenden Matter, wonach alle 
Rechte des Mannes and Vaters an bedingt auf sie übergingen, ist anch, wen« 
nicht ganx aufgehoben, doch mit der Pupillen-Ordnung durchlöchert worden, 
nnd man stellt ihr einen Cnrator zur Seite. 

Wollte man die Geschichte unseres Rechss-Instituts genaner prüfen , wollte 
man sich überzeogen , wie das Volk mit grosster Vorliebe daran hingt, nnd wie 
es sich seit Jahrhonderten daran gewöhnt hat; wie dies Gewohnheitsrecht überall 
heimisch und tief in das ganze Familienleben verzweigt ist, man würde über 
seinen Werth nicht so rasch absprechen, nnd überhaupt gegen die von den 
Theoretikern so sehr gehassten Provinzialrechte etwas schonender verfahren. 

P. Wigand. 



Literarische Notiien. 

Das Stift Tepl bei Marienbad besitzt eine Pergamenthandschrift des In/er- 
tiahttn mit Acc örtlicher Glosse aus dem vierzehnten Jahrhundert in Folio. Die 
Tret parte» sind darin dadurch ausgezeichnet, dass eine Seite unbeschrieben 
gelassen worden ist. 

Das in französischen und aus diesen in deutschen Blättern angekündigte 
Werk: Giraud, Hit Loire de Droit Romain* Parit 9 8.,. ist ein und dasselbe mit 
des nämlichen Verfassers Element de Droit Romain. Parit chez Alex, Gobelet 
et Aix chez Aubin, 1835. 8. Der Pariser Buchhändler hat diese Element aa 
sich gekauft und sucht sie mittelst des neuen Titels abzusetzen. Er hat sich 
aber nicht einmal die Mühe genommen, den neuen Titel den Element vorzu- 
haben, sondern nur mit Tinte die Jahreszahl 1835. auf dem Umschlage in 1841. 
umgeändert. 
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V. Juristische Bibliographie* 

Neu erschienene Schriften. 

229. Allgemeines Lendrecht für die Preussischen Staaten in Verbindung mit den 
dasselbe ergänzenden, abändernden und erläuternden Gesetzen , konigl. 
Verordnungen und Justiz -Ministerial-Rescripten, Unter Benutzung der 
Acten und mit Genehmigung einet hohen Jusiizministerii heran tg. von A. J. 
Munnkopff, Kammergcr.-R. — A. u. d. T.: Allgem. Landrecht f. d. 
Preuss. Staaten. In Verbindung mit den ergänz, Verord. herausg. von n.s.w. 
tster Supplement-Band [ 1* te y 2te Abth.], enthalt, die Ergänzungen u.M. w. 
x. Allg. Landr. seit d. J. 1838. Berlin, Nauck. 314 S. gr. 8. (3 Tblr.) 
[ Vgl. Jahrb. 1840. S. 861. Nr. 374. u. 214.] 
234. Amann, Dr. Heinr., Hofr. u. o. ö. Prof. u. 9. %e. an Fre ibur g , — Rechts- 
falle. Bearbeitet nach gemeinem o. badiichem Rechte von o. ■• w. Frei- 
barg imBr., Rmmerling. 365 S. gr. 8. (geb. 1 Thlr.) 
231. Basilicorum libri LX. [ed. C. G. E. Heimbach.l Vol. HL Sect. 3. 
| Leipzig, Barth. 305— 456 S. gr. 4. (Subscr.-Pr. ij Thlr.) [Vgl. oben 

S. 479. Nr. 10«.] 
i 232. Bayer, Dr. Hieronym., Hofr u. o. S.Prof u. s.w. zu München,— Theorie 

des Concor** Proceif ei nach gemeinem Rechte von u. •. w. 2ter nngeänd. 
i Abdruck. Mönchen , Literar.-artlst Anttalt. iv n. 196 S. gr.8. (ljThlr.) 

f 233. Bothmer, C. F. E. A. y Ober- App.- R. zu Celle, Ritter u.s. w., — Erör- 

, terongen am dem Gebiete des Hannoverschen Criminal- Rechts u. Criminal - 

, Proceasei. Herauig. tob u. u. w. lstes Heft. Hannover, Hahn. 75 S. 

gr.8. (geb. | Thlr.) 
t 234. Dai Prenititche Gesetz gegen Nachdruck und Nachbildung mm Schutz des 

. Eigenthumz an den Werken der Wissenschaft und Kuntt, gegeben an 

11. Juni 1837. Abdruck auz der K.Gezetzzammlung. Berlin, Eichler. 16 S. 
gr. 8. (geh. * Thlr.) 
135. Das Verfahren in ganz geringfOglgen Rechtssachen oder Anleitung wie man 
Sehuldforderungen unter 20 Thalern, ohne weitere Kosten und Umstände vor 
Gericht selbst einklagen kann. Nebst einem aiphabet. Sachregister. Bear- 
beitet von einem praktischen Rechtsgelehrten. Leipzig, Polet. 44 S. gr.8. 
(geh. { Thlr.) 
336. Der Entwurf eines Strafyrocessgesetzes für Sachsen. Nach den Forderun- 
gen der Wissenschaft u. des Vaterlandes betrachtet von einem praktischen 
Juristen. Leipzig, Fritzsche. VI u. 86 S. gr. 8. (£Th1r.) 

237. Die Juden in Oesterreich. Vom Standpunkte der Geschichte, des Rechts 
und des Staatsvortheils. In drei Bftchern. 2 Bde. Leipzig, Mayer u. 
Wigand. xvi u. 408. vn u. 253 S. gr. 8. (geh. 3i Tblr.) 

238. Füger 9 s adeliches Richteramt oder das gerichtliche Verfahren ausser 
Streitsachen in den deut. Provinzen der Österreich. Monarchie. 6te Aufl., 
neuerdings revidirt u. vermehrt v. Dr. Franz Edm, Kalessa, Aetuar n.s.w. 
2 Thle. Wien, BraumüUer u. Seidel, xvi u. 346, 302 u. 408 S. gr. 8. 
(geh. 3( TMr.) 

239. Heidmann, Dr. Anton, gew.Justixiäru.s.te.,, — Die österreichischen 
Civil-Gerichts-Ordnungen in ihren Parallelstellen. Dargestellt von u. s. w. 
Ebenda*, rv n. 303 8. gr.8. (geh. l^Thlr.) 

140. Historisch-rechtliche Abhandlung aber dieFrage: ob jedem deutsehen Bun- 
desfGrsten die Kpiscopalgewalt flber seine evangelischen Uiiterthanen zu- 
stehe? Nürnberg, Recknagel in Comratss. 75 S. gr. 8. (geh. ^ Thlr.) 
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241. Jahrbücher der Gefäugnisskunde and Besserungsanstalten , herausg. von 
Dr. Sil. Heinr. Julius in Berlin, Friedr. Saliner, Hof geriet» Itr. in 
Giesten u.Dr. Geo. V arrentrapp, Ho$pitalar»t in Frankf. a. M. Frank- 
furts M., Varrenlrapp. 188 S. gr. 8. in. 1 ülh. Abbild, o. t Tab. (geh. lThlr.) 

242. Krug, D. Aug. Otto, App.- R. in Zwickau, — Ueber die Coucurrens der 
Verbrechen a. insbesondere über den Begriff des fortgesetzten Verbrechens 
nach gemeinem u. sächsischem Recht. Leipzig, Vogel. 60 S. gr. 8. (geh. 
-ftThlr.) 

243. Kuhn, X.Friedr., — Anleitung, wie rechtsgültige Testamente ausser- 
gerichtlich entworfen und ohne Zusiehung eines Juristen errichtet werden 
können. Nebst der Lehre v. d. gerichtl. Erbfolge iu d. Preuss. Staaten. Für 
jeden gebildeten Staatsbürger, welcher sich hierüber naher unterrichten 
will. Herausg. von u. s. w. Mit Formularen. Quedlinburg, Basse, vin 
u. 125 S. 8. (4 Thlr.) 

244. Lew ehe, F., Land- u. Stadiger.- Beer., — Ueber die Rechtsmittel in 
Civil -Prozeaen. Munster, Unat u. Riese, iv u, 84 S. gr. 8. (-f 2 Thlr.) 

245. Michelten, A.L.J., — Grundriss an Vorlesungen üb. katholisches und 
protestantisches Kirch eu rech tu. s.w. Jena, Froai wann, 16S.gr. 8. (-^Thlr.) 

246. Quadflieg, F., Kreisdrput., Bürgermeist.u.s.w^ — Ordnungsuiassige 
Sammlung der, in den K. Preuss. Provinzen um linken Rbeiuufer zum Theile 
auch in der ganxen Monarchie bestehenden das Com in nualwege- Wesen und 
die Strassen- u. Wege-Polisei betr. Vorschriften m. Erläuterungen, Angabe 
merkwürdiger beziehlichea ürtheile der obersten u. oberen Gerichtshöfe, 
einer Einleitung u. einem Sachregister. Herausg. von u. s.w. Aachen, 
Cremer in Commiss. 168S.gr. 8. (geh. } Thlr.) 

247. Reidel, Dr. E. F., o. Lehrer d. Philo», u. s. w. zu Freiburg, — Die Frei- 
heit der Person als Princip der Zeit u. des Rechts. Herausg. von Christoph 
Trefurt, Hofger.- Direktor. Freiburg im Br», Emmerling in Commiss. 
vii u. 360 S. gr. 8. (1 \ Thlr.) . 

248. Rohatztch, Dr. R. lt., — Handbuch f. d. Pbysikats- Verwaltung, oder 
die Pflichten, Rechte u. Obliegenheiten der Gerichts&rzte nach bay ersehen, 
hadenschen, wärttetnbergischen, hessischen, sächsischen, preussischen 
u. österreichischen Gesetsen u.s. w. füt Staats- u. praktische Aerxte herausg. 
von u.s.w. lste Lief. Augsburg, v.Jenisch u.Slage. 160S.gr. 8. (geh JThlr.) 

2t9. Schneit, J., j.u.D.et P.p.o., — Die älteste Gerichtsordnung von Raset 
von 1451. Herausg. von u. s. w. Basel, ScbweJghauser. [ü. J.] vin a. 
23 S: gr. 4, (geh. | TUr.) 

250. Schtumpf, Alt- Katsier Franz, d. Z. Sekretär u.s.w., — Auleitnng für 
den Schuldentrieb im Kanton St.-Gallen. Worin auf eine leieht fast liehe 
Art schnell ersehen und -gefunden werden kann, was die Glaubiger und die 
Schuldner und auch die Amtsmänner zu thuo und su beobachten haben, so- 
wohl in Betreff der las f enden Schuldforderungen als auch wegen PEand- 
scbulden u. Zinsen , und wegen Faustpfändern. Mit 2? Mustern sn Briefen, 
Rechts vorschlagen, Bürgscheinen u. dgl. Für alle Falle, welche vorkom- 
men: beiAbküudnngen, beim Schuldentrieb, bei Versteigerungen u. wegen 
Faustpfändern n. Sicherheitsleistungen u. s.w. Nebst dem Gesetz u. der Voll- 
siehungsverordnung über den Schuldentrieb. Verfertigt u. zusammenge- 
stellt durch u. s. w. St Gallen* Scheitlin u. Zollikofer. 31 S. gr.8. (geh. 
f Thlr.) 

251. Zeitschrift f.geschichll. Rechtswissenschaft, herausg. von F. C. v. Savigny, 
C. F. Eichhorn u. A.A. F. Rudorff. Bd. XI. U.U. Berlin, Nicolai. 
119—238 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

Fortsetzungen: Der neue Pitaval. Eine. Sammlung n. s. w. Herausg. 
von Hitzig u. Häring ( W. Alexis). 2ter Tbl. xxxiv u. 454 S. (geh. 
2 Thlr.) Vgl. oben S. 191. Nr. 33. — Flath, S) steinet. Darstellung «L im K. 
Sachsen gelt. Polizei-Rechts u. s. w. 4ter Bd. -r- A. n. d. T.: Sammlung der in 
Dresden gelt. Polizei-Bestimmungen. Herausg. von n. s. w. ix. u. 270 S, (gek. 
1} Thlr.) VgL oben S. 95. Nr. 4. — Sammlung auserles. Dissertat. a. d. Geb. d. 
gtm.CivUr.u.Civilpr.Bd.5.Lief.2.S.129_256. (JThln) VgL okS. 480. Nr. 123. 



Digitized by 



Google 



865 



I. Becenslonen. 

Sammlang von Rechtsfällen and Entscheidungen derselben. 
Herausgegeben and mit wissenschaftlichen Excnrsen versehen von 
JDr. Paul Iradolf Kiita, K. Sachs. Ober-Appellationsrathe. 
2ter u. 3ter Band. Leipzig, 1839. 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn Appellationsrath JH% TreltMhKe zu Dresden. 

Zweiter Artikel. 

Dritter Band. I. lieber das tkema des Beweises nnd 
des Gegenbeweises bei der condictio indebiti. (S. 1 — 50.) 
Der Verf. verfährt bei der Darstellung römisch rechtlicher Theorien 
gern auf die Weise, dass er zuvörderst seine rechtspbilosophischen 
Ansichten von dem fraglichen Gegenstände entwickelt und dann die 
hier aufgestellten Satze auch im Corpus juris nachzuweisen sucht. 
So sehr diese Methode von der durchgangigen Vernünftigkeit beson* 
ders des Pandektenrechts unterstfitzt wird und so überzeugend sie 
wirkt, wenn Scharfblick und Gründlichkeit in der philosophischen 
wie in der exegetischen Parthie Hand in Hand gehn, so gefährlich 
ist sie doch auch , wenn man , durch eine witzig einseitige Auflas- 
sung der Recbtsbegriffe geblendet und befangen, nun das, was man 
philosophirend erhascht hat, schlechterdings in den Fragmenten und 
Constitutionen wiederfinden zu müssen sich in den Kopf setzt. Dies 
dttrfte dem Verf. im vorliegenden Aufsatze begegnet sein, obgleich 
er darin jene Methode nicht gerade formell herausgestellt, sondern 
Philosophie und Exegese vermischt hat. Sein Zweck ist, zu zeigen, 
„dass bei der Zahlung einer NichUchuld der Irrtbnm als etwas sieh 
„völlig von selbst Verstehendes angesehen werde", und „dass der 
»error bei der condictio indebiti nicht integrirender Bestandteil 
Krit. Jahrb. t d. RW. Jahrg. VI. H. X. 55 
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„des Klaggrundes und Beweisthemas, nicht einmal ein Moment ist, 
„auf dam wesentlich der Gegenbeweis berohen kann/ 4 (S. 5.) — 
Erst am Schlüsse der Ausführung dieser Sätze kommt er auf das 
bekannte fr. 25. de probat. 22. 3. Da diese Stelle aber, wie sie 
bisher verslanden ist, denselben geradezu entgegensteht, so wird 
vor allen Dingen zu sehen sein, wie er darüber hinwegkommt. Dass 
die Stelle durch und durch interpolirt ist, wird dem Verf. Jeder zu- 
gestehen, der je etwas von Paulus gelesen hat. Der Verf. giebt zu, 
dase dies keinen Unterschied mache, weil auch das Ioterpolirte för 
uns Gesetz ist. Mir scheint aber dieser Umstand der Auslegung des 
Verfs. gerade am Meisten entgegen zu stehetu Weil nehmlieh §. 4. 
ausdrücklich von der cautio indebite exposila, quae indiscrete loqui- 
tur> handelt, so soll nach der Meinung des Verfs. die ganze Stelle 
sich bloss auf den Fall beziehen, wo der Kläger in einem von ihm 
ohne ausgedrückte causa debendu ausgestellten Schuldschein den Be- 
weis der Schuld wider sich hat, nur für diesen Fall also der Beweis 
des Irrthums erfordert werden. Nicht genug also, dass, wie Jeder- 
mann sieht, die const. 13. de non num. pec. auf die Interpolation 
dieser Stelle Einfluss gehabt hat; die ganze Interpolation soll auch 
nichts weiter sagen wollen, als eben das, was in der Constitution 
steht oder aus derselben dorch den Gegensatz folgt. — Unter dieser 
Voraussetzung wird dann aber Vieles in der Stelle rein unbegreiflich. 
Zuvörderst: wie kommt der falsche Paulus dazu, den §. 4- mit den 
Worten zu beginnen: Sed kaec, tibi de solulione indebiti quaestio 
e#& Sin autem cautio indebile exposila esse dicatur etc., wenn 
er im Vorhergehenden ebenfalls den Fall einer ausgestellten cautio 
im Auge gehabt hltte? — Vielleicht meint der Verf. (er sagt es 
nicht), der Ton sei auf exposita zu legen und es handele also die 
fiteile vom Anfang bfs mit §• 3. von dem Fall, wo Aber eine wirk- 
liche Schuld, also debile, ein Schein ausgestellt, jene aber nachher 
durch Zahlung, Novation u. s. w. ein indebilum geworden, §. 4. 
aber von dem, wo der Schein gleich ohne wirklich vorhandenen 
Rechtsgrund ausgestellt worden sein soll? — Aber im §. 2. ist ja 
des Falles: quod ab initio debilum fuit 9 sed vel dissoluto debito y — 
vel exceptionibus solutus — solvit, als eines besondern gedacht; er 
kann also nicht in allen Sätzen vom Anfang bis §. 3. aHein gemeint 
sein. Folglich kann der durch sin autem angedeutete Gegensatz 
■ioht in den Worten: indebile exposila, sondern er muss in cautio 
liegen, mitbin kann im Vorhergehenden nicht an eine cautio gedacht 
sein. — Ueberdies aber: wenn der Interpolator das Vorhandensein 
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einer cautio indücreta im princ. und §. 1 — 3. im Sinne gehabt bitte, 
so wird es unbegreiflich, dass er dies nirgends mit einer Sylbe zn 
verstehen giebt, vielmehr mit den gnnz allgemeinen Worten: „cum 
de indebiti* quaeritur", beginnt und eben so allgemein sich fiberall 
im Folgenden ausdrückt. Ware die Stelle ein reines Fragment des 
Paulas, so könnte dieser das Fehlende vorher gesagt und der Com- 
pilator es ans Gedankenlosigkeit weggelassen haben. Diese ^onahm* 
wäre indess an sich schon sehr verwegen und eine schwache Grund«- 
läge, um eine ganze Theorie darauf zu bauen; sie wird aber gänz- 
lich ausgeschlossen durch die sich aufdringende Beobachtung, wie 
wenig Tribonian sich an die Worte des Paulus gebunden, und 
wie er fiberall mit der unverkennbaren Absicht interpolirt hat, die 
Beweislast in dem ihm vorschwebenden RechtsverhNltniss von allen 
Seiten festzustellen. Wie konnte er dabei vergessen haben, dieses 
Rechtsverhältnis* genau zu bezeichnen? — Der Verf. meint nun 
zwar, eine unverkennbare Andeutung hiervon in der Erwähnung der 
negotia forensia, im §• 2., zu linden; denn die Ausstellung einer 
emtiio sei ein negotium forense, hingegen eine Zahlung in Geschäf- 
ten „des täglichen Verkehrs" könne nicht so genannt werden. 
Aber damit sich zu begnügen, dürfte Niemand geneigt sein. 

Wie künstlich der Verf. die zahlreichen übrigen Fragmente und 
Constitutionen beseitigt, welche bei der repetitio indebiti den error^ 
oder die ignorantia, mprudentia auf solche Weise erwähnen, dass 
diese Zustände dem unbefangenen Leser als Bedingungen der repetitio 
erscheinen : dies im Einzelnen zu verfolgen, gestattet der Raum nicht. 
Es hat aber im Allgemeinen diese Erwähnung seiner Meinung nach 
darin ihren Grund, dass die Zahlung einer Nichtschuld eben in der 
Regel ohne Irrthnm gar nicht denkbar sei, dass man an eine solche 
gar nicht denken könne, ohne dass einem auch der Irrthnm, der da- 
bei zu Grunde gelegen, einfalle. Dagegen soll /r. 32. §. 1. de eond. 
tnd. eine schlagende, ja nach S. 19» die schlagendste Beweisstelle 
.für des Verfs. Meinung sein. Denn, meint er, ein Bärge, der ein 
pmctum de non petendo eingegangen habe, misse dies ja wissen, 
und doch könne er, wenn er gezahlt habe, repetiren ! Hier nimmt 
also der Verf. die umgekehrte Wendang und seine Meinung ist: Irr- 
Uium über eine Nichtschuld kann nur eintreten, wenn die Schuld 
durch eine fremde Handlung aufgehoben. worden ist; er ist aber auch 
dann unwesentlich, weil die repetitio auch gegeben wird, wenn die 
Zahlung mit eignen Handlungen im Widerspruche stand, die Jeder 
wissen muss. Dass aber Juiianua dieses Wissen nicht ab» notb- 

55* 
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.wendig vorausgesetzt hat, zeigen die Worte: per imprudentiam 
solvent. Eben weil das Wissen hier nicht nothwendig, dennoch 
aber sehr wahrscheinlich ist, mnss der Bürge solche Umstände be- 
weisen , welche glauben lassen , dass er per imprudentiam gezahlt, 
dass er in dem Augenblicke der Zahlung in der Meinung gestanden 
habe, dazu verbunden zu sein, oder doch, nach £.11. C. de cond. 
*indeb., .dass er das Gegentheil nicht gewosst habe. Nicht bloss die 
einzige Verkettung von Umstanden, die der Verf. S. 19. unten fin- 
girt, sondern unendlich viele andre können bewirken, dass ein viel- 
beschäftigter Gewerbsmann Ober die Bewandniss eines gewissen ihn 
angehenden Schuldverbaltnisses sich irren und in solchem Irrthum 
zahlen könne, was er nicht schuldet. Aber aufs Wort kann ihm das 
nicht geglaubt werden; er muss solche Umstände, er muss, wie es 
in fr* 25. pr. heisst, die justa causa erroris. beweisen. Das ist in- 
dess auch der Fall, wenn von fremden Handlangen die Rede ist; nur 
dass der Beweis hier leichter sein wird. Denn solche fremde Hand- 
lungen, bei denen der Kläger betheiligt war, sind ihm präsumtiv 
nicht unbekannt geblieben. So zuversichtlich auch der Verf. seine 
anmafslich allein rationale Ansicht der Sache aufstellt und so stark 
er auch theils ausspricht, theils andeutet, dass nur Stumpfsinn, Un- 
vernunft und Mangel an Rechtsgefühl andrer Meinung sein könne, so 
wird man ihm doch kaum zugeben, dass bei jeder vorkommenden 
Bezahlung einer Nichtschuld der Gedanke unab weislich sei, sie mOsse 
aus Irrthum geschehen, ist nicht der Gedanke bald eben so natür- 
lich, bald sogar natürlicher, dass der Zahler sich in seinem Gewissen 
dazu verbunden geachtet habe? So z. B. wenn ein Intestaterbe Le- 
gate aus einem ungtltigen Testamente! wenn eine Frau aus einer 
formell ungiltigen Bargschaft, wenn ein Bürge in dem Fall des /r. 32. 
§. 1. de cond. indeb.\ wenn ein Fallit auf seine durch einen Nach- 
lassvertrag getilgten Schulden, wenn irgend Jemand eine quittirte, 
novirte, eine in seiner Minderjährigkeit contrahirte Schuld bezahlt, 
wenn ein Trassant eine präjudicirte Tratte einlöst, so haben gewiss 
alle diese die Präsumtion für und wider sich, dass sie mit Besonnen- 
heit gehandelt haben, und es bedarf dazu nicht, dass sie den animus 
donandi, wenn man es so nennen will, oder den animus transigendi, 
wie der Verf. sagt (obwohl bei vollen Zahlungen davon kaum die 
Rede sein kann) ausdrücklich erklärt, oder mit dem Verf. zu reden, 
* 9 prononcirt" haben. Mithin ist von ihnen zu erweisen, dass sie ent- 
weder schuldig zu sein geglaubt, oder doch, nach const. 11. C. de 
co*d. i*deb., dass sie darüber ungewiss gewesen. Freilich liegt jene 
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Vermuthung in maochen Fällen näher, in manchen entfernter, man 
wird in einigen geneigter, in andern weniger geneigt sein können, 
einen Irrthnm anzunehmen. Dies, nnd wieviel darnach in jedem 
Falle dazu gehöre, die Ueberzeugung von dem Irrthum hervorzu- 
bringen, muss dem richterlichen Ermessen Überlassen werden. Der 
Beweis desselben ist darnach bald leichter, .bald schwerer, nie aber 
ganz Überflüssig. So ist also die Ansicht des fr. 25. §. 1. de probat. 
von der condictio indebiti im Allgemeinen ganz rational, und als ein 
sehr schwacher Grund für die Meinung des Verfs. erscheint es end- 
lich, dass in einigen wenigen Stellen, wie fr. 48. und 56. de cond. 
indeb., der error nicht ausdrücklich erwähnt ist Ueberhaupt konn- 
ten die Argumentationen des Verfs. offenbar nur dann Gehör gegen 
die bisherige Ansicht finden, wenn sich eine mit ihnen vereinbare 
Auslegung des/r. 25* de probat, ausfindig machen Hesse, was, wie 
oben gezeigt, dem Verf. nicht gelungen ist. — Schlflsslich nur noch 
zwei spezielle Bemerkungen. — Zu S. 25. f. Die hier gegebene wort- 
reiche und fast burleske Paraphrase des fr. 36« de cond. indeb. ist 
eine Entstellung seines Inhalts. Der Eigentümer des Pfandstäcks 
bat ja beim Paulus gar nicht selbst bezahlt, sondern sein servus, 
und nicht im Namen des Herrn, sondern des Verpfänders. Freilieh 
folgt aus den Schlussworten des Fragments (was der Verf. nicht ein* 
mal sagt) dureh den Gegensatz, dass das Geld, wenn in des Herrn 
Namen gezahlt, hätte repetirl werden können, obgleich die scientia 
des servus klar ist Aber eben so klar ist, dass dieZahlung geschab, 
ohne dass der Herr den Willen hatte, ein indebitum zu bezahlen, 
und das ist es eben, was naeh fr. 1. §. 1. eod. und fr. 25. pr. de 
prob, der Kläger beweisen muss, und was, wenn er selbst gezahlt 
hat, einen Irrthum voraussetzt. — Auch ist von einer Drohung des 
Pfandinhabers, sich verklagen zu lassen, im fr. 36. nicht die Rede, 
mithin auch nicht vom animus transigendu — Zu §.12* S.38.f. Beim 
ersten Fall („Gesetzt nun u. s. w.) lässt der Verf. ungewiss, ob der 
Trassant Valuta erhalten hatte; im zweiten („Gesetzt aber 4 * u. s. w.) 
versagt er ihm die condictio indebiti ', weil er Valuta erhalten hatte. 
Wozu ist also der erste aufgestellt? — In beiden Fällen wird es 
darauf ankommen, ob durch die Versäumniss dem Trassanten kein 
Schaden erwachsen .ist, er also die Valuta lucriren würde. Hat er 
Schaden durch die geleistete Zahlung, so kann er condieiren, wenn 
er aus Irrthum gezahlt hat. 

Die folgenden Aufsätze von II. bis mit VII. enhalten dankens- 
werthe Mitlheiluogen lehrreicher Entscheidungsgründe. 
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II. Eid Beitrag zum Wagserrechte. S. 51-*-~63. Ueber 
die Anwendung der actio aquae pluviae arcendac auf den Fall, wen« 
der Beklagte Vorrichtungen anf feinem eignen Grundstück, welche 
das Wasser von dem des Klägers abhielten, aufhebt, und Aber den 
Begriff der vetustas nach Sächsischem Recht 

III. Das Retentionsrecht, als Mittel ein forum arresti 
zu begründen. (S. 64 — 75.) Es wnrde in erster und zweiler In« 
stanz als solches verworfen, in der dritten anerkannt. 

IV. Ob ein in Schriften verfasstes und in einem ver- 
siegelten Packete gerichtlich abergebenes Testament 
eines Analphabeten als ungiltig zu betrachten sei, so lange 
nicht von den darin eingesetzten Erben beigebracht wor- 
den, dass der Inhalt desselben mit der wahren Willens- 
meinung des Testirers übereinstimme? (S. 76 — 85.) Das 
O.A.G., welches früher, nach v. Lange nn und Kori Erörterungen 
praktischer Rechtsfragen, 2. Ausg. Th. II. Num. XXVI. S. 264. f., 
diese Frage aus Gründen, der vermeinten Natur der Sache entnom- 
men, bejaht hatte, hat sie hier aus stärkern, in positiven Gesetzen 
liegenden verneint. 

V. Die in §. 20* des geschärften Mandats wider die 
Banqueroutiers vom 20* Dec. 1766. enthaltene Vorschrift 
hinsichtlich der Vindication von Waaren, welche ein Ge- 
meinschuldner vor Ausbruch des Creditwesens erhalten 
hat, ist extensiv auf jede Art Effecten, namentlich auch 
auf Staatspapiere anzuwenden, welche der nachherige Ge- 
meinschuldner von einem andern unter vorausgesetzter, 
jedoch unterbliebener, Deckung des Betrages zugestellt 
erhalten hat (S. 86 — 100.) Vom vormaligen App.-(*. aus dem 
Jahre 1826. Sich aufdringende Bemerkungen über die nicht durch- 
gängig richtigen Staats wirtschaftlich -juristischen Ansichten in den 
Gründen unter F. und über den in denen unter G. als ausgemacht 
hingestellten Satz, dass in dem fraglichen Falle ein dolus dorn* cau- 
sam contractui vorliege, unterdrücke ich des Raumes wegen, da sie 
auf die Entscheidung keinen Einfiuss haben. 

VI. Zur Beseitigung eines Missverständnisses, das 
Hanbold's Lehrbuch des K. S. Privatrechts §• 188. in An- 
wendung .derjenigen Vorschriften veranlassen kann, wel- 
che gegen die Vindication K. S. * Staatspapiere gegeben 
sind. (S. 101 — 111.) Es wird gezeigt, dass diese Vorschriften nur 
die Klage gegen den dritten Besitzer, nicht aber die gegen den 
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widerrechtlichen Empfänger oder Entnebmer ausschliefen. Da aber 
von diesem das Staatspapier nicht vindicirt zu werden braucht, 
sondern condicirt werden kann, so ist das bier bekämpfte Afiss- 
verständniss, seine Möglichkeit dabin gestellt, wenigstens nicht wahr- 
scheinlicher, als jede andre verkehrte oder angründliche juristische 
Ansicht. 

VII. Ein erster Beitrag zu einem deutschen Rechts- 
titel de rebus dubiit. (S. 112— 122.) Leber die Frage: ob 
wegen eines dem Fideicommissar auferlegten Legates, nachdem das 
Fideicommiss angefallen, aber noch nicht angetreten ist, von den 
Erben des Fiduziars Sicherheit verlangt werden könne? In erster 
und zweiter Instanz verneinend, in dritter, nach der Auslegung des 
vorgelogenen Testamentes, bejahend entschieden. 

VIII. üeber juristische Auslegung. (S. 123— 204.) Das« 
diese Abhandlung in einem Werke gegeben wird, zu dessen Titel sie 
nicht passt, soll uns nicht irren* Niemand wird sie lesen ohne Freude 
Ober die Gewandtheit des Geistes, die der Verf. darin gezeigt, über 
die lichtvollen Ansichten, die er zum Theil aufgestellt und Über diq 
lebendige Sehreibart, mit der er sie vorgetragen bat. Ob aber die 
Lehre des Verfs. neben Tb i baut's Theorie der logischen Auslegung 
und dem vierten Kapitel im ersten Buche von Savigay's System des 
heutigen Römischen Rechts ein Gewinn für die Wissenschaft sei, dies 
kann man nicht erschöpfend untersuchen, ohne selbst eine Theorie 
der Gesetzausleguog. zu schreiben, wozu es bier an Raum gebricht. 
Daher nur folgende Andeutungen und Bemerkungen: Der Verf. geht 
von dem unstreitig richtigen Satze aus, das* bei Auslegung der Ge« 
setze nicht anders verfahren werden kann, als bei Auslegung jeder 
andern Schrift, ausser dass bei ihnen die eigentümliche Regel gilt, 
sie wo möglieh nur aus sich selbst zu erklären, (vgl. diese Rec. oben 
S.799. unter Nr. XIII. a. E.) was aber freilich bei Stellen des Corpus 
juris sehr httnßg nicht möglich ist, eben weil sie grosseulheils nicht 
zu dem Behuf, Gesetze abzugeben, niedergeschrieben wurden. Weiter 
will er den Ausdruck: „Auslegung" nur von dunkeln Stellen ge- 
braucht wissen, weil „nur das Gomplicirte sich expliciren lasse", 
und erklärt sich dabei gegen die Eintheilung der Auslegung in gram- 
matische 'und logische, weil jede Auslegung — wie man gern zu- 
geben wird — die Probe der Grammatik wie der Logik halten müsse ; 
ja er seheint nicht einmal die Unterscheidung eines grammatischeu 
und eines logischen Elementes der Auslegung zuzulasseu; „den» 
Logik und Grammatik fallen in der Operation des Auslegen» zusam- 
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men" (S. 135.)« Alles dieses dlrfte aufWortstreit hinauslaufen and 
dabei nicht genug berücksichtigt sein, dass Dunkelheit und Verständ- 
lichkeit relative Begriffe sind nach dem Fassungsvermögen und den 
Kenntnissen des Hörers oder Lesers; so wie dass die Notwendig- 
keit des Zusammenwirkens mehrer Elemente der Auslegung deren 
verschiedenes Wesen nicht ausschliesst. Der Verf. betrachte nur 
das von ihm S. 126. gegebene Beispiel nochmals. „So kann ich", 
sagt er hier, „z. B. den Quartaner in den Annalen des Tackus Ober 
„den Sinn der Worte: urbem Romain a principio reges kabuere, 
„belehren, aber auslachen würde micb der Primaner, wenn ich sie 
„ihm auslegen wollte/ 4 Offenbar liegt hier der ganze Gegensatz, 
in dem Spiel mit den Worten „belehren" und „auslegen/ 4 Kami 
ich nicht eben so gut sagen : ieh muss dem Quartaner vielleicht diese 
Worte expliciren, erklären, auslegen, aber der Primaner würde es 
übel nehmen , wenn ich ihn darüber belehren wollte? Zugleich tritt 
hier die Verschiedenheit des grammatischen und des logischen Ele- 
ments der Auslegung recht deutlich hervor. Der Quartaner kann 
aus zwei ganz verschiedenen Gründen eine Erklärung jener Worte 
bedürfen: entweder weil er nicht Latein genng versteht, um die ver- 
schiedenen Bedeutungen von habere zu kennen (wovon Aeho liebes 
auch in der 'Muttersprache vorkommen kann); also weil ihm das 
grammatische Element der Auslegung abgeht; oder auch weil er sich 
mit den ihm bekannten verschiedenen Bedeutungen logisch nicht zu 
behelfen, nicht zu beurtheilen weiss, welche davon iu den Zusammen* 
hang passe und weshalb er nicht übersetzen darf: „die Könige hat- 
ten Anfangs die Stadt Rom", oder: „die Könige hielten Anfangs 
Rom für eine Stadt 4 ', u. s.w. Des Verfs. idealer Primaner ist über 
alles dieses hinaus, aber nicht, weil die Stelle an sich keiner Ausle- 
gung bedürfe, sondern weil er sie sieh selbst, logiseh und grammatisch, 
auslegen gelernt hat. — Noch ein Beispiel möge fr* 1. §.4* D. de 
geeunia constit. abgeben: Eum qui inutiiiter stipulatus est, cum tä- 
pulari vofuerity non consHtui tibi, dicendum est de eonstituta ex- 
periri non possc, quoniam non animo eonstituentis 9 sed promiltentä 
factum sit. Ein rühmlich bekannter Rechtslehrer hat diese Stelle so 
übersetzt: ,,Wer inutiiiter stipulirt hatte, als er stiguliren wollte: 
non constitui sibi", u. s. w. Die gesunde Logik des Mannes, der 
in diesen verzeihlichen Irrthum verfiel, lehrte ihn, dass dies Unsinn 
sei, und* er erklarte also diese Stelle für unverständlich. Er hätte 
aber offenbar nur das grammatische Element richtiger anwenden nad 
sich überzeugen dürfen, dass seine vorgefasste Meinung durch „**a 
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constitui siU a werde das Objeet von stipuiari ausgedrückt, unrich- 
tig und vielmehr, zwischen non uud constitui, „voluerit" zu soppti- 
reo sei, so wfirde ihm die ganze Stelle klar geworden sein, da sie 
weiter nichts sagt: als dass der, welcher ein Rechtsgeschäft mit auf 
dasselbe gerichteter Absicht, vorgenommen hat, sich nachher, wenn 
es als solches uogiltig war, nicht darauf berufen kann, es sei ein 
anderes Geschäft gewesen, namentlich die stipulatio nur ein consti- 
tutum, weil ihm der promissor sehon vorher schuldig gewesen. — 
Trifft also nicht in jedem Ausleger Logik und Grammatik zusammen, 
so ist ihre Bezeichnung als verschiedene Elemente der Auslegung 
ganz natürlich. — In diesen Beispielen hat das logische Element 
die Function, welche ihm Savigny zusehreibt: die Gliederung des 
Gedankens, das logische Verhältniss seiner einzelnen Theile zu ein- 
ander aufzufassen. Es ist aber auch wirksam und för die Auslegung 
von höchster Wichtigkeit in Reproduction des ganzen Gedanken- 
ganges, welcher den Gesetzgeber leitete. Hier erklärt sich nun der 
Verf. gegen die, besonders bei Thibaut sehr hervortretende Auf- 
fassung des Grundes und der Absicht des Gesetzes als verschie- 
dener Momente der Auslegung»' Er sagt S. 139.: „Es möchte in 
„allen Fallen als ratio des Gesetzes sich nichts anderes prfldiciren 
„lassen, als die in gewissen Verhältnissen eintretenden Anforderun- 
gen an die Süssere Gerechtigkeit, welchen nach des Gesetzgebers 
„Ueberzeugung dieselbe zu genügen hat. Sobald dem Gesetzgeber 
„diese Ueberzeugung geworden ist, wird es seine Absicht sein, 
„jener Anforderung genug zu thun, und zwar durch ein Gesetz. Ob 
„man etwas anderes, etwas objectiv werdendes, und auf diese Weise 
„als Norm för Entscheidungen zu dienen Geeignetes Absicht nennen 
„könne, wird sich ergeben, wenn wir betrachten, was der Gesetz- 
geber in Folge jener Ueberzeugung thut. Er erwagt, durch was 
„fllr ein Gesetz jenen Anforderungen sich genügen lasse, und wählt 
„ unter einer Menge möglicher Gesetze das seiner Absieht nach taug» 
„üchste. Wo zeigt sich da etwas von ratio und Gesetz auch nur 
„in der Abstraction Trennbares?" — Diese Argumentation ist schein* 
bar, aber doch einseitig. Recht hat der Verf., sobald man unter dem 
Grunde eines Gesetzes nur die Ideen versteht, wodurch der Gesetz- 
geber bewogen wurde, ein Gesetz zu geben, welches die Wirkung 
des gegebenen hatte. Einen diesen Ideen entsprechenden Reehts- 
zustand hervorzubringen ist freilich seine Absicht Jedes Gesetz will 
entweder einen bestehenden Rechtszustand ändern oder einen schwan- 
kenden feststellen. Sind es nun gleich nicht allemal seine Ideen von 
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den „Anforderungen der äussern Gerechtigkeit", welche iba dabei 
leiten, kann er vielmehr auch politische, staatswirthscbaftliche, mo- 
ralische, und andre Zwecke im Auge haben, so bleibt es doch rieh« 
tig, dass es für die Auslegung gleiehgiltig ist, ob seine geistige Thä- 
tigkeit hier von der Seite des Motivs oder der Absicht aufgefasst 
wird. Allein keinesweges ist dem Gesetzgeber bei seiner Selbst* 
bestimnuing gerade für dieses Gesetz als Mittel zu seinem Zwecke, 
bei der Wahl „unter einer Menge möglicher Gesetze " eine. solche 
blinde Willkür zuzutrauen, als der Verf. andeutet (Vgl. auch die 
Note S. 140.) . Vielmehr muss angenommen werden, dass er auch 
hier durchaus nach vernünftigen Gründen verfahren habe, welche 
nicht allein darin besteheu können, dass das gegebene Gesetz „das 
seiner Ansicht nach tauglichste " für seinen Zweck war, sondern 
auch aus Betrachtungen über die Nebenwirkungen des frühern und 
die des neu zu schaffenden Zustandes, über die Entbehrlichkeit oder 
Nützlichkeit jener, über die Zulässigkeit und Zuträglichkeit dieser, 
hervorgehn können und sollen, in allen Beziehungen aber mit der 
Absicht des Gesetzes gar nicht zusammenfallen. Ein Beispiel kann 
die in sehr vielen Gesetzgebungen den Handelsbüchern der Kauf- 
leute, in Streitigkeiten unter einander, beigelegte Beweiskraft geben. 
Die Absicht bei diesem Gesetze ist die Beförderung des Handelscre- 
dits, sein Grund die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit dieser 
Beförderung. Aber der Gesetzgeber hatte dazu dieses auf den er- 
sten Anblick exorbitant scheinende Mittel, wodurch scripbtrm pro 
$cribente beweiskräftig wird, nicht wählen können, wenn er nicht 
berücksichtigt hätte, dass eine streng genaue und wahrheitgetreue 
Buchhaltung jedem soliden Kaufmann durch sein eignes Interesse ge-* 
boten wird, dass es ungeheuere Schwierigkeiten hat, auch nnr eine 
einzige einmal durch alle Bücher richtig gelaufene Post unmerk- 
lichcrweise zu verfälschen, und dass jedenfalls auch der Gegner eine 
pfinctlich reelle Buchführung zur Seite haben soll, wodurch die Wak 
fea auf beiden Seiten gleich sind. Dieser Grund hat mit der Ab-* 
sieht des Gesetzes nichts zu thun, ist aber doch für die Auslegung 
höehst wichtig; denn er lehrt uns, welcher Bücher Vorlegung wir 
verlangen müssen, auch da, wo das Gesetz, wie z.B. unsre Eri. P.O., 
darüber schweigt. — Gut zeigt der Verf., dass die Berücksichtigung 
der aequitas etwas von der logischen Auslegung ganz Verschiedenes 
ist und auf der ausser dem Gesetze liegenden Rechtswissenschaft 
oder in deren Ermangelung auf dem Rechtsgefühl beruht; wozu er 
eine recht zweckmässige Paraphase des, auch im Original S. 151. f. ab- 
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gedruckten lOten Kapitels aas den fünften Bache von Aristoteles 
Ethik giebt. Die Verwechselang jener Begriffe ist aber wohl kaum 
so häußg, als der Verf. zu glauben scheint. — Von §.11. S. 152. 
an handelt der Verf. von der Auslegung der Verträge. Er zeigt zu* 
vörderst, dass die von den Römischen Jurisien scheinbar allgemein 
aufgestellten Regeln dafür sich bei ihnen selbst nicht überall durch» 
geführt finden. Wegen dessen, was er S. 155. n. 173. gegen den 
Grandsatz: interpretalio contra venditorem facienda sagt, erlaube ich 
mir, mich auf meine an« einem andern Orte,*) versuchte Verteidi- 
gung desselben zu beziehen. — Zu S. 157«: Für die Annahme einer 
authentischen Interpretation der Rechtsgeschäfte, wogegen sich der 
Verf. erklärt, scheint doch zu sprechen, dass ein Testator oder Pa- 
ciscent auch auf andere Weise als in einem neuen letzten Willen 
oder Vertrage, ober den Sinn, den er mit dem frühem verbunden, 
sich ausgesprochen haben kann. Des Verfs. Einwendungen gegen 
den Ausdruck: „usuelle Interpretation ", laufen wieder auf Wort« 
streit hinaus. — Sehr schätzbar ist die hierauf von S. 160 — 191. fol- 
gende Entwickeln ng der verschiedenen denkbaren Fassungen der Ver- 
träge, wodurch die Auslegung schwierig, oder mit dem Verf. zu 
reden, erst denkbar wird ; den damit verbundenen Interpretationen 
mebrer Pandektenstellen und Bemerkungen über den Sinn und die 
Anwendbarkeit der in den Pandekten für die Auslegung gegebenen 
Regeln wird man grösstenteils Beifall schenken müssen. Der An- 
hang von S. 191. an .enthalt eine kritische Musterung der neuem 
Gesetzgebungen in Hinsicht auf juristische Auslegung. Man wird 
auch hier die Bemerkungen des Verfs. grösstenteils treffend finden. 
IX. Zu §• 52. der Presspolizeiverordnung vom 13. Oct. 
1836., 6.- u. V.-Bl. S. 287. (S. 205—217.) Eine gehörig durch 
die Censur gegangene Schrift war demungeachtet nach vollendetem 
Druck eonfiscirl worden. Der Verleger belangte den Staatsfiscus 
nach §.31. der Verfassungsurkunde auf Entschädigung ; er forderte 
■ehmlich den Ladenpreis sämretlicher Exemplare« Das OAG. wies 
die Klage bloss deshalb angehrachtermaassea ab, weil sie hierauf 
und nicht auf Zahlung der Druckerkosten und des Honorars, unter 
Angabe der Beträge hiervon, gerichtet war und sprach aus, dass es 
den Anspruch auf letzteres für zulässig achte, obgleich die in der 
Ueberscbrift angezogene Verordnung ihn für durchaus unstatthaft er- 
klärt. Man bezog sich dabei auf ein königliches Decret an die Stände, 
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vom J. 1840.9 woraus erbellet» dass man die Ausschliessung dieses 
Anspruchs nur auf den Fall, wenn die Entschädigung auf dem Ver- 
waltungswege gesucht wird, zu beschränken die Absicht gehabt, da* 
hingegen für den Justizweg Alles offen gelassen habe. Der Verf. 
erklärt sich nun nicht nur auch hier, mit Recht gegen diese aus einer 
nicht publicirten. Quelle geschöpfte Auslegung, sondern will auch 
den andern sehr nahe liegenden, vom OAG. aber nicht ausgespro- 
chenen Grund für diese Entscheidung nicht gelten lassen: dass Ur- 
theile der Justizbehörde überhaupt nur auf Gesetze und nicht auf 
blosse Verordnungen gegründet werden können. Man liest deshalb 
S. 210. Folgendes: „Die Justizbehörde ist nicht competent, zu un- 
tersuchen, ob eine durch das Gesetzblatt bekannt gemachte und 
„darum dem Richter als Gesetz vorliegende Verordnung einer Ver- 
waltungsbehörde weiter gehe, als der durch die Verfassung regu- 
„lirte Ressort der Behörde. Entsteht hierüber Zweifel, so hat dies 
„die Staatsregierung mit den Ständen auszumachen« Bis dahin be- 
isteht die Verordnung ihrem ganzen Inhalte nach als Gesetz," u. s.w. 
— Gott sei Dankl dies sind Sätze, die nur dadureh zu der Ehre 
einer Widerlegung kommen konnten, dass sie in einem sonst so 
schätzbaren Werke stehen. Nicht dadurch wird etwas Gesetz, dass 
es in dem Gesetz- und Verordnungsblatt (eine Sammlung unter dem 
Namen „ Gesetzblatt" existirt in Sachsen nicht) bekannt gemacht ist, 
sondern nach §. 87. der Verfassungsurkunde dadureh, dass es der 
König als Gesetz und mit Bezug auf die erfolgte Zustimmung der 
Stände proraulgirt. Die Justizbehörde ist allerdings competent und 
verpflichtet, zu untersuchen, ob eine ihr als Entscheidungsnorm vor- 
gehaltene Verfügung irgend einer Staatsbehörde diese Erfordernisse 
an sich trage, und keine andre darf sie als solche Norm anerkennen. 
Die hier in Rede stehende aber ist in der Ueberschrift nicht als Ge- 
setz, sondern als Verordnung bezeichnet und von der Zustimmung 
der Stände ist kein Wort darin erwähnt. Das versteht sich freilich, 
dass der Richter nicht zu untersuchen hat, ob die in einem Gesetz 
erwähnte Zustimmung der Stände auch wirklich überall erfolgt sei; 
aber davon ist hier nicht die Rede, sondern davon, dass der Richter 
durch gesetzliche Vorschrift weiss, was er für ein Gesetz halten soll, 
also nichts anderes dafür halten darf. 

X. Beitrag zur Berichtigung der Theorie von der heu- 
tigen Anwendung der legis Aquiliae. (S. 218 — 239.) Ein 
Eibschiffer hatte bei einer Feuer-Assecuranz-Compagaie seinen Rah« 
auf 2100 Thlr. und die Ladung auf 1000 Thlr. versichert, lies* ihn 
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darauf durch einen seiner Leute heimlich anzdnden und verbrennen, 
nachdem er den grössten Theil der Ladung herausgeschafft hatte, 
nnd forderte nun die ganze Versicherungssumme, erhielt jedoch, weil 
der Bevollmächtigte der Compagnie Verdacht gegen die Richtigkeit 
der Angabe der Ladung schöpfte, vergleichsweise nur 2300 Thlr. 
Später wurde die Brandstiftung und der Betrug entdeckt und an dem 
intellectuellen und physischen Urheber, so wie an den Theilaehmern 
bestraft. Der Haupturheber, der Schiffer, war insolvent; die Ver- 
sicherungscompagnie belangte daher einen der Theilnehmer, den 
Steuermann, in solidum auf Ersatz der 2300 Thlr., weil er bei dem 
Ausladen des Getraides mitgeholfen, den zum Anbrennen vom Schiffer 
angestellten Schiffsmann dazn angetrieben und ihm eine höhere Be- 
lohnung als ihm bereits zugesagt war, vom Schiffer auszuwirken ver- 
sprochen, überdies aber nachher gerichtlich ausgesagt hatte, dass 
400 Scheffel Getraide mit verbrannt seien, da doch nur 40 bis 50 
noch auf dem Schiffe gewesen waren. In erster Instanz wurde die 
Klage angebrachtermaassen abgewiesen, weil „Beklagter darnach 
bloss als ungleicher Gehilfe der Brandstiftung nnd höchstens noch 
als Begünstiger des Betruges erscheine, nnn aber die Begünstiger 
eines Verbrechens niemals znm Schadenersatz gehallen seien, nnd 
dazu, dass der Klägerin ein Recht zukäme, den Ersatz des durch 
die Brandstiftung erwachsenen Schadens zu fordern, die Klage- keinen 
Anhalt biete. 4 * (?) Das betreffende Appellationsgericht bestätigte 
dieses Erkenntnis« aus 'andern Gründen, weil nehmlich in Ansehung 
der Brandstiftung der Causalnexus zwischen den Handlungen des 
Beklagten und der entstandenen Feuersbrunst nicht klar sei (welchen 
Grund der Verf. mit /r. 11. §.3. adL.AquiL in Widerspruch findet) 
und weil in Hinsicht des falschen Zeugnisses über die Ladung die 
Grösse des Schadens nicht zu übersehen sei, inwiefern man nieht 
wisse, wie viel von dem Vergleichsquantum auf diese gerechnet wor- 
den sei. ' Im OAG. wurde der Umstanjl^ dass der Schaden durch ein 
Verbrechen, woran der Beklagte Theil genommen, verursacht war, 
mit Recht für hinreichend angesehen, die solidarische Verbindlich- 
keit zum Schadensersatz zu begründen, dabei aber dieser ursäch- 
liche Zusammenhang nur in Betreff der für das Schiff, nicht auch der 
für die Ladung gezahlten Vergütung für constatirt erachtet und die 
in zweiter Instanz angedeutete Dunkelheit dadurch umschifft, dass 
man den Beklagten in eine Summe verurlheilte, die sich zu den ge- 
zahlten 2300 Thlrn. verhielt, wie die Versiehe ruogsumme für das 
Schiff, an 2100 Thlr., zu der Total- Versicherungsumme an 3100 Thlr. 
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— Der Verf. ist mit keinem dieser Erkenntnisse einverstanden; was 
er gegen jedes, derselben bemerkt, mass grttssleutheils gründlich and 
treffend genannt werden. Nur thut er den Urtels verfassen» erster 
Instanz offenbar Unrecht,- wenn er ihnen die Ansicht aufbürdet, data 
dem Gehilfen eines Verbrechens weniger zur Last falle, als dem Be- 
günstiger (S. 230. Note); der Ungrund dieses Vorwurfs erhellt aus 
obigem Auszuge der Entscheidungsgründe. Auch dürfte die Beur- 
teilung dieses Falles nach der L. Aquilia kaum der richtige Gesichla- 
punet' sein. Nicht durch die Brandstiftung an einem der Assecuranz- 
compagnie nicht gehörigen Schiffe konnte dieser Schaden zugefügt 
werden; es geschah lediglich durch den Betrug, welcher durch zwei 
zusammenwirkende Handlungen verübt wurde: durch die Versiche- 
rung und durch Herbeiführung eines Brandschadens mit dem Scheine 
der die Verpflichtung des Versicherers rechtlich bedingenden Zufäl- 
ligkeit. Da jede Verbindlichkeit zum Ersatz aufhört, sobald der 
Versicherte als absichtlicher Urheber des Schadens erschien , so kann 
der nebenbei durch fälschliche höhere Angabe des Verlust« gespielte 
Betrug civilrecbtlieh nur insofern in Betracht kommen, als dadurch 
die erschwindelte Summe vermehrt worden ist. Die Compagnie hat 
mm aber die Ersatzsumme von 3100 Tfalr. offenbar nicht darum auf 
2300 Thlr. herabgesetzt, weil sie den Eigentümer für den Urheber 
der Brandstiftung hielt; denn dann würde sie gar nichts gezahlt und 
das Besultat einer zu veranlassenden Untersuchung abgewartet haben; 
gondern weil der Beweis des Betrags der verbrannten Ladung ihr 
nicht hinreichend geführt schien. Wäre also wirklich, wie in erster 
und zweiter Instanz angenommen wurde , die Theilnahme des Beklag- 
ten an dem Hanplbetruge nicht hinlänglich zu Begründung einer soli- 
darischen Verbindlichkeit zum Ersatz des dadurch entstandenen Scha- 
dens, so würde er wegen seines falschen Zeugnisses für den Neben- 
betrug (was keinesweges blosse Begünstigung ist, da die bfthere 
Entschädigung dadurch erlangt wurde) nur 200 Thlr. zu ersetzen 
gehabt haben, weil die 2100 Thlr. für den keinem Zweifel unterwor- 
fenen Werth des Schiffes auch ohne diesen Nebenbetrog hätten ge- 
zahlt werden müssen. Dazu wäre er verbunden, wenn gleich die 
wirklich verbrannten 40 — 50 Scheffel Waizen vielleicht so viel und 
mehr werth sein mochten, weil er wusste, dass der Eigentümer als 
böslicher Brandstifter gar nichts fordern konnte. Indess liegt wohl 
genug vor, um die actio in factum de dolo auch wegen des Haupt- 
belrugs gegen ihn zu begründen, und so dürfte er zu Zahlung der 
ganzen Summe zu verurlheilen gewesen sein* 
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XL Zu L< 10. de duob. reit eonstituendis (45.2.)- S'i 
duo rei promittendi socii non sint, non proderit altert, 
quod stipulator altert reo pecuniam debet. (S. 240 — 255.) 
Eine sehr lichtvolle und befriedigende Erörterung aber die Anwen- 
dung de« hierin liegenden Gegensatzes : si socii sint, proderit etc., 
auf einen Fall, wo socii, die unter der Handlungsfirma contrabirt 
hatten, also nach heutigem Gerichtsbrauch unbedingt als correi zu 
betrachten waren, von dem Goncursvertreler des- insolvent wordenen 
Gläubigers nicht in soHdum, sondern zu ihren Aatheilen belangt 
wurden. Nach Mittheilung der in drei Instanzen für verschiedene 
Ansichten dieses Verhältnisses aufgestellten Gründe thut der Verf., 
mit keiner ganz einverstanden , fiberzeugend dar, dass dem Glaubiger 
die Wahl, nach Belieben entweder pro rata oder in solidum gegen 
seine Gorrealschuldner zu klagen, nicht entzogen werden kann und 
dass im vorliegenden Fall beide kein Interesse an der Compensation 
und also auch kein Recht darauf gehabt haben würden, wenn nicht 
die Insolvenz eingetreten wäre, welcher Umstand die Rechtsverhält- 
nisse zu Andern nicht vermochte. 

XII. Ein aus der Praxis entnommener Beitrag zu der 
Lehre von Sicherstellung der fideicommissarischen Rechte 
unbekannter Personen und von Edictalladung ausser dem 
Cencorse. (S.256 — 288.) In dem bereits unter Nr.* VII. erwähn- 
ten Testamente war auf den Fall, dass der Erbe kinderlos verstürbe, 
ein Fideicommiss, bestehend in einigen Rittergütern, zu Gunsten des 
„nächsten Agnaten 4 ' des Testators errichtet und zugleich ein Ver- 
mttchtniss von 30,000 Tblr. zu Pensionen und Stipendien für Witwen, 
Töchter und Studenten desselben Geschlechts ausgesetzt. Nachdem 
die Bedingung eingetreten und nun wegen weiterer Ausbreitung des 
Geschlechts es ungewiss war, wer der nftchste Agnat sei? wurde 
Obrigkeitswegen dem Fideicommiss ein Gurator bestellt. Mit diesem 
waren die Erben des Fiduciars darüber einverstanden, dass zn Ans- 
mittelung des nächsten Agnaten Edictalcitation zu erlassen sei, strit- 
ten sich aber mit ihm darum, wer in deren Erfolg Beklagtensstelle 
▼ertreten und wer bis zur Adjudication des Fideicommtsses dessen 
Verwaltung führen sollte. Dieser Streit wurde vom vormaligen App.G«, 
unter Zulassung der Edictalcitation, aus den S. 259. f. mitgetheilten 
Gründen gegen die Erben entschieden. Eine zweite Streitigkeit er- 
hob sich sodann zwischen den zahlreichen im Edictaltermine erschie- 
nenen Prätendenten und dem Fideicommissvertreter aber die Beweis- 
last und das Beweisthema. Die hierüber in dritter Instanz gefällte 
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Entscheidung, deren Gründe von S.264. an mitgetheilt sind, bedingte 
die Adjudication des Fideicommisses durch die Ausführung folgender 
alternativ vorgeschriebener Beweissätze : entweder 1) dass der Prä- 
tendent von einem ihm mit dem Testator gemeinschaftlichen Stamm- 
vater abstamme, wobei der Grad der Agitation nachzuweisen sei, in 
welchem er an dem Sterbetage des Fiduciars zn dem Testator ge- 
standen; durch die verschiedenen Beweisführungen in diesem Sinne 
müsse sich dann ergeben, wer von den Erschienenen der nächste 
Agnat sei; diesem werde, da die Nichtangemeldeten für präcludirl 
zu achten, das Fideicomroiss zuzusprechen sein; daher brauche auch 
Keiner zu beweisen, dass ausser ihm kein Näherer vorhanden sei. 
Oder 2) dass der Testator den Ausdruck: „nächster Agnat M in 
einem andern als dem den ersten Beweissatz erforderlich machenden 
Sinne gebraucht habe und in jenem andern Sinne der beweisfthrende 
Prätendent für den nächsten Agnaten zn achten sei« Letzteres alter- 
nativ vorgeschriebene Beweisthema wurde gerechtfertigt durch den 
Inhalt mebrer Geschlechtsverträge aus Zeiten, wo die Abstammung 
der Contrahenten von einem gemeinschaftlichen Stammvater auch 
schon nicht mehr urkundlich nachzuweisen gewesen war, dieselben 
aber sich gleichwohl gegenseitig als Agnaten und die Theilung des 
Geschlechts in drei Stämme, deren einer nun mit dem Testator aus- 
gestorben war, anerkannt hatten. Zugleich wurde die Ansicht sämt- 
licher Erschienenen, dass, falls keiner unter ihnen sich als der nächste 
auszuweisen vermochte, das Fideicommiss ihnen allen zu überlassen 
sei, unter Bezugnahme auf fr. 62. §«1. D. de hered. inst. 28. 5., 
zurückgewiesen und vielmehr ausgesprochen : der vom Fideicommiss- 
Vertreter etwa geführte Beweis, dass ein näherer Agnat, als die Er- 
schienenen, vorhanden, aber ausgeblieben sei, würde zur Folge 
haben, dass Niemand auf das Fideicommiss Anspruch machen konnte, 
der Ausgebliebene nicht, weil präcludirt, die Angemeldeten nicht, 
weil man dem im Testamente, Bedachten nicht willkürlich einen An* 
dem substituiren dürfe. — Nun wird man aber mit grosser Befrie- 
digung lesen, wie der Verf. unwiderleglich darthut, dass in dieser 
Sache sowohl die Stellung des Fideicommisses unter Cnratel, als die 
Erlassnng der Edictalcitation mit Präclusivkraft gänzlich unzulässig 
war. Ers leres, weil Niemand, anch die Obrigkeit nicht, das Recht 
haben kann, wegen des etwanigen Rechts eines Legatars oderFidei- 
commissars, dessen Dasein sei bekannt oder noch unbekannt, des 
Erben den Besitz und die Verwaltung eines Theiles der Erbschaft zu 
entziehen, vielmehr die Pflichten und mithin die Rechte des Richters 
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hier nicht weiter gehn, als auf das, was ihm die Erl. P.O. ad Tit. XLV. 
§. 4. vorschreibt; wie es denn eine ganz willkürliche ond haltlose 
Praxis genannt werden muss, wenn man in neuerer Zeit vielfaltig 
Geneigtheil gezeigt hat, jedes Fideicommiss als eine Art von mora- 
lischer Person anzusehn, für welche der Richter von Amtswegen, wie 
fllr einen Unmündigen, sorgen müsse. Letzteres, weil das Mandat 
vom 13. Nov. 1779. , die Edictalcitalion in Givilsachen ausserhalb, 
des Conenrses betr., weder dem Buchstaben noch dem Geiste nach 
mit dem mindesten Scheine auf den vorliegenden Fall gezogen wer- 
den kann nnd weil es ohne eine positive Bestimmung höchst wider- 
rechtlich ist, die Verjährungsfrist, die jedem Legatar und Fidei- 
commissar zu Geltendmachung seiner Rechte gesetzlich offen steht, 
willkürlich abzukürzen und dazu sich durch Aufführung der Comödie 
des Edictalverfahrens für befugt zu achten. — Sollte nun Jemand 
hieraus schliessen wollen, dass in dem erzählten Falle lauter Nich- 
tigkeiten verhängt und auch durch eingetretene Rechtskraft, wenig- 
stens so weit res tnter alios judicata, den Ausgebliebenen gegenüber, 
vorliegt, nicht geheilt worden, so i>in ich eben so wenig gemeint» 
ihm zu widersprechen, als es der Verf. gethan hat. 

XIII. Zu L. 1. pr. de A.E. V. als Beitrag zur Kritik der 
herkömmlichen Ansichten von dem id quod interest. (S.289 
— 310.) Hier sind §. 1 — 3. durch und durch polemisch; zwar im 
Allgemeinen gegen diese „herkömmlichen Ansichten u , insbesondere 
aber und namentlich gegen mich gerichtet, indem der Verf. mich 
cum Repräsentanten derselben erkoren und den Krieg dawider am 
besten dadurch zu führen geglaubt bat, dass er die Grundsatze be- 
kämpft, die ich in meiner Schrift: „ Der Kaufeontract in besonderer 
Beziehung auf den Waarenhandel", S. 140. f. über die Folgen der 
Nichterfüllung eines Handels von Seiten des Verkäufers aufgestellt 
habe. Dies ist nun in der That eine eben so grosse als unerwartete 
Ehre für mich, nnd ich muss lediglich Andern überlassen, zu beur- 
theilen , ob der Verf. sich dadurch sein Geschäft erleichtert hat oder 
nicht. Mich dünkt diese Wendung schon darum eine verfehlte, weil 
ich nach dem Zweck meiner Schrift bloss von dem kaufmännischen 
Interesse an Erfüllung eines Handels zu sprechen hatte und gespro- 
chen habe. Uebrigens haben seine Gründe mich nicht davon über- 
zeugt, dass die Römer bei dem id quod interest emtoris rem habere 
andre Grundsätze, als die von mir aufgestellten, befolgt haben, am 
wenigsten aber, dass andre in der heutigen Praxis durchzuführen 
seien. Dob Verfs. Theorie ist, dass die condemnatio in der actio 
Krit. Jahrb. f. d. KW. Jahrg. VL H. X. 56 
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emti allemal und unbedingt auf den ganzen Werlh der Sache und 
noch ausserdem der Schaden circa ipsam rem gegangen sei, ohne 
dass von allem diesem der Raufpreis, den der Kläger im Fall der 
Erfüllung zu zahlen gebäht hatte, abgezogen worden. Dieser soH 
also durch den Verzug des Verkäufers den Preis allemal rein lucrirt 
haben und demungeachtet noch als ein Beschädigter betrachtet wor- 
den sein, noch besondere Vergütung erlangt haben für den Schaden, 
der ihm in den allermeisten Fallen durch den eingetriebenen vollen 
Werth der Sache schon überreichlich ersetzt war. Dem steht aber 
geradezu entgegen tonst. 12. C. deJ, E. V. 4. 49.; non pretii qvan- 
titntisy sed fyanti interest emtorü comp etil actio. Oder will der 
Verf. nach non: solum und nach sed: etiam snppliren? — Ja/r. 13- 
§. 8. D. de A. E. V. sagt ausdrficklich: Offerri pretium ak emtore 
debet, si ex emto agitur, et ideo si partem pretii offerat, nondum 
est ex emto actio. Auch das/r. 1. pr. eod\, auf welches der Verf. 
seine Theorie baut, ist ihr entgegen. Wenn man nehmlich unter id 
quod interest emtoris rem habere nichts anders verstehen kann, als 
das, was der Kaufer dadurch, dass er die Sache nicht coatract- 
m äs 8 ig, also gegen Zahlung des Preises, bekommt, an seinem Ver- 
mögen entbehrt, so begreift man unter der Voraussetzung des Verfs. 
sieht, wie Ulpian an dem in der Ueberschrift angezogenen Orte als 
Object der actio emti schlechthin id quod interest etc. bezeichnen 
könne, ohne des Gewinns des Kaufpreises zu erwähnen. Der Verf. 
leugnet freilich obige Bedeutung des id quod interest und findet den 
Gewinn schon dadurch angedeutet, dass es heisst: rem habere , und 
nicht rem pro pretio habere. Weil Ulpian sagt: hoc interdum 
pretium egreditmr % so folge, meint der Verf., dass es nie weniger 
als der Kaufpreis betragen habe. Die Unrichtigkeit dieser Schlosse 
leuchtet wohl ein. Der Sinn jener Stelle ist ja einfach nur dieser: 
„Wenn die verkaufte Saebe nicht abergeben wird, so wird auf id 
quod interest geklagt, welches bisweilen nicht bloss im pretium (was 
hier Werth und Preis zugleich bedeutet)» sondern in einem Mehren 
besteht, wenn der Kaufer durch die Nichterfüllung mehr entbehrt, 
als der Werth der Sache oder der Kaufpreis betragt (quam res 
valet vel emta est). Nehmlich: verhielte sich dies nicht so, so 
wurde die Klage gehn entweder auf den Werth der Sache (wen 
dieser mehr betrüge, als der Preis, und zwar auf den ganzen Werta, 
wenn der Preis schon bezahlt ist, widrigenfalls unter Abrechnnag 
des Preises); oder auf Rückgabe des gezahlten Preises, wenn die- 
ser den Werth der Saebe abersteigt; oder willkürlich auf eins von 
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beiden, wenn beide gleich find; oder das Interesse des Käufers am 
Kaufe wflrde gleich Null sein, wenn er in einem der beiden letztern 
Fälle noch nicht gezahlt halte. So erklären sich die Worte: vel 
emta est, sehr leicht; nach des Verfs. Theorie siad sie hingegen un- 
erkllrlieh. Denn besteht das Klagobject allemal in der litis aestü 
matioj nehnlicb quanti ea res est oder valet, ohne Abzug des Rauf* 
preises, welchen vielmehr der Käufer überdies innenbehält oder wenn 
er schon bezahlt ist, per emta per litis eontestationem Obligation* 
emtiy condicirt: so kann ja der Kaufpreis gar nicht in Betracht 
kommen. — Es ist aber auch denkbar, das« der Verkäufer, um den 
Käufer ganz zu entschädigen, die Sache unentgeltlich, also, wenn 
der Kaufpreis schon bezahlt ist, auch diesen herausgeben, nud doch 
noch überdies etwas bezahlen müsse; obgleich dieser Fall nicht 
etwa durch die Worte im fr. 1. pr.i pretium egreditur, aigedeutet ist. 
Als solchen Fall habe ich den bezeichnet, wenn der Käufer in der 
Zwischenzeit mehr als lOO.Proecnt an der Waare gewonnen haben 
wflrde. Es scheint mir nehmlich der von Vielen aufgestellte Satz, 
dass kein Schuldner einer species* ausser dem Diebe, den höchsten 
Preis, der zwischen der mora und dem aeeeptum Judicium Statt ge- 
funden, zu ersetzen habe, sondern immer nur die Wahl zwischen 
den Preisen, die zn einer dieser beiden Zeiten gegolten, dem Gläu- 
biger zustehe, nicht erwiesen, und vielmehr ans dem allgemeinen in 
fr. 8. §.1. de cendicl. fürt, angeführten Grunde: semper enim 
moram für faeere videtur, klar hervorzugehn, dass die Wirkung 
der mora immer in der Verbindlichkeit besteht, ddn höchsten Preis 
der Zwischenzeit zn ersetzen. Fr. 8. §. 8. de J. E. F. spricht 
allerdings nur von jener Wahl zwischen den beiden Eodpencten die- 
ses Zeitraums; aber es sehliesst die Rücksicht auf die Zwischenzeit 
eicht ausdrücklich ans. Diese Rücksicht auf die Zwischenzeit glaubt 
der Verf. durch die von mir angeführte const. 10. C. de A. E. V. 
ad absurdum bringen zu können. Bier ist die Bede von verkauftem 
Fleisch; dieses, meint der Verf., hätte ja der Käufer nicht aufheben, 
also auch nichts daran verdienen können! Das gilt ja aber auch 
von der Rücksicht auf das tempus Ulis contestotionü; also haben 
die alten Juristen nid* alle denkbaren Fälle in ihrer uns aufbehal- 
tenen Caaaistik erschöpft Hauptsächlich aber: wenn das verkaufte 
Fleisch lebendiges (z.B. eine lieferung Ochsen von 5000 Centner) 
•der Ranchfleisch (welchen Fall der Verf. selbst ausnimmt) war, so 
wird der in der Zwischenzeit zu machen gewesene Gewinn allerdings 
in Betracht kommen können , Arieenes Fleiseb eher ist Leise Kauf- 

56* 
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mannswaare, und nur vom Waarcnhandel habe ich geschrieben. 
Wird verkauftes frisches Fleisch, welches nur der Consnment kauft, 
nicht geliefert, so kann id quod interest nur in dem höhen» Preise 
bestehen, den der Käufer, weil er das erkaufte nicht erhielt, ander« 
wärts für das benöthigle Fleisch hat zahlen müssen. — Ob ich im 
fr. 22. §. 3. de A. E. V. den Ausdruck: ex vino negotiari richtig 
erklärt habe, gebe ich den Sprachkennern anbeim; gewiss kann man 
aber die Worte im fr, ult. de per. et cotrim, rei ttend.: ex mereibus 
plus quam ex usuris quaercre, nicht gegen mich anführen, um zu 
beweisen, dass jene Worte bloss bedeuten: diesen Wein verkaufen, 
nnd dass darnach unter der omnis utilitas circa ipsam rem nie der 
aus dem Verkaufe der Sache zu ziehen gewesene Gewinn in Betracht 
gekommen sei. Die merces f welche der Verkaufer für den Kauf- 
schilling kaufen konnte, sind ja nicht die Sache, welche er nach dem 
Contract zu erhalten hatte. Doch dies sei dahin gestellt. — Was 
der Verf. als stärksten Grund gegen die gewöhnliche Theorie auf- 
stellt, und mit vielen Worten ausfuhrt, kommt, in wenige zusammen- 
gefasst, darauf hinaus, dass darnach der Käufer gar nichts erhält, 
wenn der Verkaufer sich zwar böslich ausser Stand gesetzt hat, die 
Sache zu übergeben, diese aber nun nicht mehr oder gar weniger 
werlh ist, als der Käufer dafür zahlen sollte. (S. 298 — 300. 305. 
309.) Natürlich; denn er hat ja dann gar keinen Schaden, man 
kann dann nicht sagen interesse ejus, rem habere ea lege enttarn. 
Kein Kaufmann wird unter solchen Umstanden auf Vollziehung des 
Handels klagen, wie er bei uns direct thun muss und auch wohl bei 
den Römern indirect thun musste, weil die condemnatio doch wohl 
immer unter der Bedingung: ea res nisi trade tur gestellt wurde; 
vielmehr wird er froh sein, dass die Unredlichkeit des Gegners wohl 
gar zu seinem, des Kaufers, Vortheil ausgeschlagen ist. Was ftir 
ein „immenses Derangement" ftir den Kaufer aus der Säumigkeit 
des Verkäufers soll entstehen können, ohne dass er doch peeuniärea 
Schaden davon hat (S. 298.), das wünschte ich vom Verf. näher 
auseinandergesetzt. Pecuniärer Schaden kann ihn z. B. noch dadurch 
treffen, dass er die Waare schon weiter verkauft hat und nun seinen 
Käufer entschädigen muss. Aber da dies ebenfalls nur vermöge 
gestiegener Preise eintreten kann, so steckt es schon mit in der Ent- 
schädigung, die er erhält; es folgt aber daraus, dass der Verkäufer 
keine durchschlagende Ausflucht darauf gründen kann, dass der Käu- 
fer die Waare nicht zu den hohen Preisen, wofür er Schadloshai« 
tung verlange, sondern wohlfeiler weiter verkauft habe. Rat der 
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Käufer die Waare unier einer Convenliooalslrafe weiter verkauft, go 
hat er unvorsichtig 1 gehandelt, sich nicht dieselbe Strafe von seinem 
Verkäufer zu bedingen, und kann für diese nicht notwendige Folge 
der Säumigkeit des letztern keine Entschädigung fordern« — Was 
solche Sachen betrifft, die keinen Marktpreis haben, z. B. Gemälde, 
so kann der Gewinn, den der Käufer durch ihren Verkauf hätte 
luachen können, leicht mittelst Würderung durch Sachverständige 
oder wenn der Verkäufer diese durch die Entfernung der Sachen 
unmöglich gemacht hat, mittelst des jur amen tum in Litern in recht- 
. liehe Gewissheit gesetzt werden. Der Verf. will aber durchaus, dass 
die condemnatio, die der unredliche Käufer zu fürchten gehabt, au( 
seine Abschreckung vom Contractsbruch berechnet gewesen sei; 
deshalb soll ihn dadurch in allen Fällen so ganz unverbällniss- 
mässiger Schaden getroffen haben. Von §. 4. an hat der Verf. sich 
bemüht, diese Ansicht als dem Römischen Rechtssystem ganz ange- 
messen darzustellen. Er bezieht sich deshalb darauf, dass für den 
Evictionsfall dupla promittirt werden musste, übersieht aber dabei, 
dass keiaesweges dem Käufer der Enlwährung wegen auch noch id 
quod inier est, ausser der dupla, zugesprochen wird, was er doch 
bei dem bloss säumigen Verkäufer annimmt. Die dupla war also 
eine Conventionalstrafe, welche nach fr. 28. de A. E. V. die Klage 
auf id quod iuterest insofern ausschloss , als dieses nicht etwa noch 
mehr betrug. Diese dupla e stipulatio beweist vielmehr gegen den 
Verfasser. Wenn es- nehmlich wegen der Enlwährung, die doch 
auch in Nichterfüllung der Verbindlichkeiten des Verkäufers ihren 
Grund hatte, einer besondern Stipulation bedurfte, um den Kaufpreis 
doppelt zurückzuerhalten, wie kann man annehmen, dass das lucrum 
des Kaufpreises för den Käufer, wovon nirgends in den Quellen die 
Rede ist, sich bei jeder solcher Nichterfüllung von selbst verstanden 
habe? — Der Verf. sagt ferner: man könne überhaupt nie genau 
wissen, wie groes der Schade des Käufers sei, der auf die Ausant- 
wortung der Sache gerechnet habe und sich getäuscht sehe; durch 
die Beschränkung auf das, was dieselbe in der Zwischenzeit werth 
gewesen , würde ihm Unrecht geschehen, weil sie nach der Litiscon- 
testation oder dem Urlheil noch höber im Werthe steigen könne, 
nachher aber die Klage consumirt sei, daher haben die Römer eine 
durchgreifende Norm für nolhwendig gefunden. Warum aber 
gerade eine solche, wodurch der Käufer in 99 Fällen unter 100 mehr, 
weit mehr, als seine Entschädigung, erlangt? Gewiss läuft dies „allem 
unbefangenen Gefühl" (S. 305.) weit mehr entgegen, als dass er in 
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den Fällen» wo er keinen Schaden leidet) mögen deren nan 1000 
oder 100,000 vorkommen , nickts erhalten soll. Wie ist endlich mit 
diesem Gefühl die grosse Ungleichheit zwischen den Coatrahenteu 
in vereinigen, welche darin hervortritt, dass der säumige Verkäufer 
den Werlh der Sache und nach Befinden sogar noch mehr für nichts 
geben soll, der säumige Räufer aber nach fr. ult. D.Je per. et com», 
r. t>. (18. 6.) nie mehr zu zahlen hat, als die Verzugszinsen? Ist 
das „Derangement" des Verkäufers durch Entbehrung des Geldes 
etwa nothwendig geringer, als das des Käufers durch Entbehrung 
der Sache? 

Der Verf. hat aus seiner Theorie keine Folgerungen fttr die 
heutige Praxis gezogen, ausser der negativen, dass sie nichts tauge. 
Er kann aber doch wohl kaum wollen, dass heut zu Tage, wo der 
Verkäufer zu Herausgabe der Sache gegen Zahlung des Kaufpreises 
verurtheilt wird, das Interesse, welches der Käufer nur bei der Un- 
möglichkeit wörtlicher Erfüllung dieses Unheils fordern kann, nach 
dem Werthe der Sache und überdies dem hierum cessans, ohne Ab- 
zug des Kaufpreises, berechnet werde, oder dass Letzterer, wenn 
er schon gezahlt hat, den Werth der Sache fordern und noch ausser- 
dem den Kaufpreis eondiciren könne« Die Folge von des Verfs. Theorie 
würde also die sein, dass wir die im corpus juris ausgesprochenen 
Beschränkungen des id quod interest, zumal in solchem Umfange, 
als sie der Verf. (z. B. bei fr. 22. §. 3. de A. E. V.) versteht, heut 
zu Tage nicht anwenden könnten, weil wir immer eingedenk sein 
mdssten, dass die Römischen Juristen bei Aufstellung einer jeden 
derselben von der Ansicht ausgegangen, es lucrire ja der Käufer 
ohnehin noch den ganzen Werth de/ Sache. Wir mfissten also alles, 
was in die fast unermessliche Sphüre des dstmnum extra rem nur 
irgend gehörte, alle auch noch so mittelbar und indirect aus dem 
Contractbruche fttr den Käufer hervorgegangenen Nacbtheile aufzu- 
rechnen ihm gestatten. Sollten wir uns aber diese verdriessJiche 
und doch unabweisliche Consequenz der Theorie des Verfs. gefallen 
lassen, so müssten wohl erst die im Vorstehenden angedeuteten 
schreienden Hissverhältnisse, die in dieser liegen, beseitigt, die 
obigen Einwände dagegen widerlegt und bessere Beweise dafür ge- 
führt sein, als darin gefunden werden können, dass einige Fragmente 
und Constitutionen, die bisher anders gedeutet wurden, darnach 
leichter sich erklären lassen. 

XIV. Ueber das Wesen eines Actienvereins in juristi- 
scher Beziehung und daran sich knöpfende Betrachtungen 
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der damit gegebenen Rechte und Verbindlichkeiten. (S.311 
— 353.) Meine von den hier aufgestellten Grundsätzen gänzlich ab* 
weichende Ansicht habe ich an einem andern Orte entwickelt*), da- 
bei diese Arbeit des Verfs., wenn auch nicht genannt, doch vor 
Augen gehabt und ihn zu widerlegen, namentlich auch seine eigne 
frühere Auslegung des/r. u/f. de inst, acl.**) gegen die hier S. 336t 
gegebene in Schutz zu nehmen mich bemüht. Daher enthalte ich 
mich, diesen ohnebin unverroeidlicberweise fast zu lang gewordenen 
Bericht durch Wiederholung des dort Gesagten noch mehr anzu- 
schwellen« 

Möge der Verf. in einer erwünschten baldigen Fortsetzung die- 
ses Werkes uns ferner mit gleich vielen interessanten Entscheidungen 
der höchsten Justizbehörde, aber auch mit recht vielen eignen Erör- 
terungen von solchem Werth, wie hier Nr. IV., VII. von §. 4. an, 
IX. X. XI. XII. XIV. im zweiten, und Nr. X. XI. XII. im dritten 
Bande , beschenken! 



*) Einige Fragen, Actiengesellschaftesi betr., Nr. IV., In Rejscber und 
Wilda Zeitschrift für deutsches Hecht, Jahrg. III. Heft II. 
•♦) Pandektenrecht Tb. I. S. 323. 
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Das, Lotterierecht. Dargestellt von JDr. Joh. Hei nr. Bender, 

Zolldirections-Ratbe zu Frankfort a. M. Zweite verbesserte Auf- 
lage« Giessen, 1841. 

Recensirt 

von 

Herrn Advocat Bopp zu Darmstadt. 

Im Jahr 1832. gab der durch manches werth volle Erzeugnis« 
seiner Feder so sehr verdiente Verf. dieser Monographie, als Bei- 
lageheft zum löten Band* des Archivs für die civilist. Praxis, seine 
Schrift: „Die Lotterie. Eine juristische Abhandlung" heraus. Der 
Umstand, dass sie, ungeachtet der starken Auflage, schon nach 
wenigen Jahren vergriffen war, beurkundet die Anerkennung, welche 
sie bei dem rech Unwissenschaftlichen Publicum* fand, und läs&t erwar- 
ten, dass diese unter einem veränderten Titel erschienene zweite 
Auflage sich der frühem Gunst erfreuen werde, zumal da der Verf. 
keine MObe gescheut hat, sie derselben würdig zu machen. Denn 
fast jede Seite lässt die verbessernde und bereichernde Hand erkennen. 

Auf den ersten Anblick ist es auffallend, dass, wahrend die 
erste Auflage 20 Bogen zählte, die zweite auf die Hälfte dieser 
Bogenzahl reducirt ist. Allein schon die Vorrede erklärt diese Er- 
scheinung: „dass die zweite Auflage ", so heisst es darin, „ihrer 
vielen Zusätze und Verbesserungen ungeachtet, in der Bogenzahl der 
ersten nachsteht, erklärt sich eines Theils aus dem jetzigen grösseren 
Format und dem engeren Satze, andern Theils aus- dem Weglassen 
des, Verordnungen und Auszöge mehrerer Lotteriepläne in wört- 
lichen Abdrücken enthaltenden und eben darum wohl die meisten 
Leser wenig interessirenden Anhangs der ersten Auflage, dessen 
wesentlicher Inhalt nunmehr in den Text oder auch in die Noten 
aufgenommen wurde.*' 

Die Bereicherung der zweiten Auflage besteht namentlich darin, 
dass der Verf. sich fast des vollständigen legislativen Materiales 
bemächtigt und dasselbe verarbeitet hat. „Neben den älteren, io 
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dieser neuen Bearbeitung übrigens bedeutend vervollständigten Ge- 
setzgebungen" — so Jässt sich mit der Vorrede, worin der Verf. zu- 
gleich seinen Dank für Öffentliche und Privat- Unterstatzungen nie* 
derlegt, sagen — „sind die seit den letzten zehn Jahren in Preussen, 
Sachsen, in den beiden Hessen u.s. w. ergangenen,, zur wesentlichen 
Ausbildung und Befestigung des Lotterierecbts gereichenden Gesetze, 
Verordnungen, Directorial- Verfügungen u. s. w. sorgfältig beachtet 
worden. Ueberdies sind die neuesten Lolteriepl&ne von Berlin, Leip- 
zig, Gotha, Hannover, Osnabrück, Braunschweig, Cassel, Hamburg, 
Lübeck und Frankfurt a. M. berücksichtigt worden/' Das an Schlüsse 
(hinter dem Sachregister) folgende chronologische Verzeichniss der 
allegirten Gesetze, Verordnungen u. s. w. nebst der Zusammenstellung 
derselben nach den einzelnen Staaten, ist Zeugniss dafür. Diese 
Uebersicbt ist, gegen die der ersten Auflage gehalten, um mehr als 
70 Zahlen reicher. Nur hier und dort dürfte sich eine Lücke nach- 
weisen lassen. So vermisst Ref. unter II. (Preussen) eine im Ein« 
Verständnisse mit dem General - Postmeister erlassene, durch viele 
Klagen .veranlasste Verfügung der Königlich Preussischen General- 
Lotterie -Directron vom Jahr 1830. (s. Allgemeine Justiz- Cameral- 
und Polizeifama vom Jahr 1830. Nr. 47. S. 188.), des wesentlichen 
Inhalts: Alle Briefe, welche Loose der Frankfurter Lotterie oder Auf* 
forderungen zum Spiel in derselben enthielten, oder sonst auf das- 
selbe Bezug hatten, seyen spätestens 24 Stunden nach deren Em- 
pfang an die Postanstalt, durch welche der Empfang geschehen 9 zu- 
rückzugeben, und diese habe die Briefe, auch wenn sie eröffnet 
seyen, wieder anzunehmen und das etwa bezahlte Porto zu^ erstatten. 
Wer dieser Anordnung nicht genüge, habe es sich selbst beizumes- 
sen, wenn ihm das Porto nicht erstattet werde, und er nach Um- 
standen, als des Spiels in fremder Lotterie verdächtig, in Qemflsheit 
der Verordnung vom 7. Decbr. 1816. znr Untersuchung und Strafe 
gezogen werde. Bei Nr. XI. (Herzogthum Nassau) wird blos die 
Verordnung vom 11. September 1827. (S. 77. des von dem Verf. 
nicht genannten dritten Bandes der Sammlung der Edicte und Verord- 
nungen des Herzogtums Nassau. Wiesbaden, 1824.) aufgeführt, 
nicht aber ein General-Rescript vom 10. Juli 1809. (Sammlung u. s.w. 
Bd. 1. Wiesbaden, 1817. S. 153.) und eine darin genannte Verord- 
nung vom 9* April 1790. 

Eine zweite Bereicherung der .neuen Auflage ist die vielfältige 
Beurkundung der Praxis der deutschen Gerichte, besonders wie es 
in der Vorrede beisst „der neuesten Gerichtspraxis, die, wo ein 
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Anderes nicht ausdrücklich angegeben worden, überall von Prank- 
fort zu verstehen ist." Hierbei schöpft der Verf. besonders wbm 4er 
Quelle der neueren Literatur; man bemerkt aber zugleich, data er 
auch in dieser Beziehung von „mehreren wohlwollenden Geschäfts- 
männern", wie er sich in der Vorrede ausdrückt, durch Mitt bei long 
von Notizen unterstützt wurde, eine Beihülfe, deren solche Mono- 
graphien nicht entbehren können. Uebrigens erfahren wir schon 
durch die Vorrede, dass „die Schrift ausschliesslich von Klassen* 
lotterieen handelt", im Gegensatz des Lotto's (Zahlenlotterie), 
welches die erste Auflage (ein Umstand, der gleichfalls zu deren 
Umfang beitrug,) mit umfasste. Der Verf. hat seine Darstellung nach 
Voraussendung einer Einleitung, in drei Abschnitte zerfallen lassen. 

Die Einleitung umfasst 6 Paragraphen. Die drei ersten der- 
selben, — denen man als Motto eine Stelle aus dem 5ten Band von 
Zaeharift's Vierzig Bücher vom Staat. Heidelberg, 1882. S. 442., 
443., wo der Verf. „von den Staatslotterieen und vom Staatslotto 4 * 
bandelt, vorsetzen könnte: „Mundm vult decipi, ergo decipimturl 
Man kann Geld gewinnen und zugleich etwas, das mehr wertk ist, 
als Geld, verlieren. Darum ist es ein Jammer, wenn sich der Staats« 
haushalter in das Gewand eines Spielers vermummt' 4 , — beschäf- 
tigen sich mit der „Geschichte der Lotterie. " Der §. 1. wirft einen 
Blick auf die Entstehung, während der §. 2. über die Ausbreitung 
im Auslande (England, Frankreich*) und Holland), der §. 3. Aber 
die in Deutschland berichtet. Der Literatur dieses Abschnitts der 
Einleitung gehört auch die gleichzeitig erschienene Schrift: „Das 
Lotto. Eine Denkschrift. 44 (Ntirdlingen, 1841.) an, welche, mit dem 
Motto auf dem Titelblatt: „Wahrlich, eher preise ich unsere Finan- 
zen nicht, als bis dieses verderbliche Spiel verbannt ist. Rudhart 
in der zweiten Kammer", gegen die verderbliche Lottoaostalt in 
Baiern gerichtet ist und zugleich einen geschichtlichen Abriss d%s 
Lotterie wesens überhaupt giebt Das im §. 3. Vorgetragene ist ein 
Commentar der Worte des alten Estor: „Der Teulsche ist ein wage- 
halss; derowegen liebet er die glücksspiele, die glückskftufe; der- 
gleichen auch die Lotterie u. s. w. ist." (TeuUche RechUgelahrtueit. 
Theil 3. Frankfurt 1767. sechszigstes haubtstück, §.4330. S. 1285.)* 
Es hätte besonders durch Benutzung der Literatur des vorigen Jahr- 
hunderts (als Beispiel nennt Ref. nur Scblüzer's Briefwechsel und 



*) Der Verf. allegirt mehrere französische Schriften, hat aber das Schrift- 
ehen von Talleyrand: Dttlottriet) par Mr. VEvequtdAulmm (Far. y 1187 y 
übergangen. 
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Staatsanzeigen, C. F. von Moser'* Patriotisches Archiv, Hfiberlin's 
Staatsarchiv, Müser's patriotische Phantasien,) bereichert werden 
können. Auch hatte der Verf. wegen des Details des Geschicht- 
lichen auf Beurkundungen desselben verweisen können, z.B. auf den 
Beitrag von Sigismnnd zum Jahrgang 1817. der Abendzeitung, 
Nr. 218 — 220.: „Kurze Geschichte der im Königreich Sachsen con- 
cessionirten Lotterien u , auf die verschiedenen Werke Aber dieWür- 
tembergische Geschichte, die z. B. Aber das Lolteriewesen unter der 
Herrschaft des „Jod Süss" sich verbreiten. — Die §§. 4.0.5. stellen 
die technische Einrichtung der Klassenlotterieen, erst übersichtlich, 
dann nach den einzelnen Anstalten in den Staaten, wo sie noch bei* 
behalten sind, (in Berlin, Leipzig, Gotha, Hannover, Osnabrück, 
Braonschweig, Kassel, Hamburg, Lübeck, Frankfurt) dar. — Im 
§.6. überschrieben: „Literatur des Lotterierechts ", liefert der Verf. 
anter der Bemerkung: „Das Lotterierecht ist in selbststlndigen 
Dreckschriften bis jetzt nur selten bearbeitet worden", das Ver- 
zeichnis* dieser Schriften, welches mit der von Neubert: Spielver- 
trag, Lotterie, Ausspielgeschäft. (2teAufl., 1838. Vgl. diese Jahrb. 
1889* S. 427. ff.) schliesst. Von der vom Verf. genannten Schrift von 
Barbeyrac: Traut du Jeu. Amsterd. 1709. ist im Jahr 1737. eine 
neue Auflage und im Jahr 1740. eine Uebersetzung in's Deutsche 
von J. W. Lustig (Bremen) erschienen. Die Schrift von Pütter: 
lieber die Rechtmässigkeit der Lotterien, insbesondere der Zahlen- 
Lotterien, eine rechtliche Erörterung, welche zuerst im Jahrg. 1780. 
des Güttingischen Magazins der Wissenschaften und Literatur, nach- 
her im ersten Band seiner Erörterungen des Teutschen Staats - und 
Fürstenrechts (1793.) abgedruckt wurde, und über deren Inhalt und 
Tendenz sieh dieser Publicist S. 698. ff. des zweiten Theils seiner 
Selbstbiographie verbreitet, bat der Verf. nicht genannt, wahrschein- 
lich darum, weil sie zunächst von der Zahlen -Lotterie handelt. 
(Die ferste Auflage hatte sie aufgeführt.) Ob die von dem Verf. gleich« 
falls nicht genannten, von Rossig: Die neuere Literatur der Polizey 
ond Gameralislik, Theil 2. 1802. S. 54. und 201 . ff. verzeichneten 
Schriften von Bernardi: De justitia et utilitale Lottariae (Herb. 
1724.) und De la Place tte: Tratte' desjeux dcHazartL (Amsterd. 
1697.) hierher zu rechnen sind, muss Ref., dem sie nicht zur Hand 
sind, dahingestellt sein lassen. Auf jeden Fall gehört hierher die gleich- 
falls von dem Verf. nicht aufgeführte Observation von F. E. Bebmer, 
De eo, quodjusttan est circa lolteriam % welche sich im ersten Band 
seines Werks: Novttm jus controversum, (Lemgo, 1771. T sub ///. 
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findet*). Auch hätte der zweite Band des Danz'schen Handbuchs 
des heutigen deutschen Privatrechts (Stultgard, 1797.) beachtet wer- 
den müssen, da dort im §.212. S. 309— 313. von „Lotterie und 
Lotto" gehandelt wird. 

Der erste Abschnitt beschäftigt sich mit dem Begriffe and der 
Vertragsnatur des Lottcriegeschäfls (§. 7. u. 8.)- -Der Verf. betrach- 
tet dieses Geschäft als Hoffnungskauf, indem der Spieler durch 
seine unbedingte Leistung die blose Hoffnung gewinne, dass das 
gekaufte Loos als Trefferloos werde gezogen werden. Der Verf. 
hat fflr diese Cbarakterisirung des Geschäfts die AuctoriUt der al- 
teren Juristen die von dem Gesichtspunct eines Kaufs ausgehen und 
die Praxis. So sagt z. B. der (von dem Verf. nicht genannte) scharf- 
sinnige Scbaumburg, Comp endium juris Digeslorum (Jen., 17460 
P.I. f. 332. »Pcrtinent ad ludos etittm vrnae fortunac , Lotterien, 
qttae lucrum majus, quod in spe sola nititur, minori pretio emen- 
dum proponant." Gleiches lehrt Danz a.a.O. S. 314.» Hommel 
, Rhapsodia quaestionum VoLlL 06*. 441. „Lotieria", Runde deut- 
sches Privatrecht. 6te Aufl. (Göttingen, 1821.) §. 212. Im 3. Band 
der ßecis. ffasso-Casc/l. (1821.) finden wir eine Entscheidung, welche 
dem Spieler die actio emti gegen den Collecteur giebt, weil er Kau- 
fer sei. In neuerer Zeit hat die Theorie eines Hoffoungskaufs Wider- 
spruch gefunden« Elvers bat im ersten Hefte des ersten Bandes der 
neueu Folge seiner Zeitschrift: Theniis, Nr. III. S. 70 r- 203. „Zur 
Lehre von den Lotleriegescbäften" u. s. w. (s. diese Jahrb. 1839. 
S. 160.) zu zeigen versucht, dass das Rechtsgeschäft zwischen der 
Lotterieaostalt und dem Spieler nicht als emtio venditio spei zu 
betrachten sei; es sei ein Spielvertrag, welchen der Staat mit den 
Spielern durch Vermitlelung (durch Mandatare) absch Hesse. Es ist 
zu bedauern, dass der Verf. diese Erörterung, deren er nicht gedenkt, 
tibersehen hat; sonst würde sie ihm Anlass gewesen sein, sich mit 
ihr zu beschäftigen. Mitler maier Grundsätze des gemeinen deut- 
schen Privatrechts. 5. Ausg. Abth. 2. §• 300. lehrt, dass die Ana- 
logie vom Hoffuungskaufe anzuwenden sei. 

Der zweite Abschnitt (§. 9-*~ll.) handelt von der Rechtsg&l- 
tigkeit des Lotteriegeschafts. — Erlaubniss zur Errichtung einer Lot- 
terie — Spielfreiheil; deren Beschrankung — Scbluss (Abschliessung) 
der Spielvertrage im Allgemeinen. In einer Anmerkung zum §. 10.« 



*) Die folgende Obterc. IF. handelt u de iniigni fraude in eoertiqne regia* 
Berntiaentit Lotteriae." i. Hoff mann Bibliothek dei Preuuischen ReckU. 
Berlin, 1895. S. 2. 
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wo der Verf. von dem Verbot, in auswärtigen Lotterien zu spielen han- 
delt, gedeukt er auch der Gesetzgebung im Grossherzogthum Hessen, 
(die sich in der von ihm nicht genannten Schrift: Der Hessische Rechts* 
freund. Darmstadt, 1837. S. 403. ff. s. v. „Lotterie" dargestellt 
findet), wo die bisher bestehende Klassenlotterie-Anstalt im J. 1832. 
aufgehoben wurde, besonders des Gesetzes vom 9* Dec. 1834. mit 
dem Zusätze, dass nach demselben das Spielen in auswärtigen Lot- 
terien nicht mehr verboten zu sein seheine. Aus den sUtndischen 
Verhandlungen gebt mit Klarheit hervor, dass dieses Spielen nichl 
verboten ist. Die Stande sprachen sich bei verschiedenen Veran- 
lassungen immer gegen das Verbot des Spielen s an und für sieh 
aus, weil, wie auch der Verf. mit Recht sagt, „Verbote dieser Spiel- 
freiheit eine tief eingreifende Beschränkung -der persönlichen Frei-* 
heit des Staatsbärgers enthalten." Das Gesetz vom 9. Dec. 1834 
wurde hervorgerufen durch einen auf dem Landtage von 1833. er- 
hobenen Antrag des Abgeordneten B. £. Hoff mann „wegen Col- 
lect irens und flausirens mit Lotterielosen , wobei er ausdrücklich 
hervorhob : seine Motion sei nicht auf ein Verbot des Spielens selbst, 
wie solches z.B. in Baden bestehe, gerichjet, und durch den Antrag 
der Stände auf Vorlegung eines Gesetzentwurfs „gegen das Hausiren 
und Colleeliren mit Lotterielosen." Nachdem auf dem Landtage 
von 1834. der Gesetzentwurf vorgelegt worden war, äusserte sich 
der Regierungscommissair bei der Berathung desselben dahin, dass 
es sich nicht von einem Verbot des Spielens in fremden Lotterien 
handle, und ein Abgeordneter hob die Anomalie hervor, dass, wäh- 
rend die Handlung selbst (das Spielen) nicht untersagt, die Ver- 
lockung dazu verboten sein solle. Nahen Anlass hätte der Verf. 
auch dazo gehabt, des Wfirtembergischen Polizeistrafgesetzes zu 
gedenken, welches strenge Verordnungen gegen Glücksspiele, nament- 
lich auch gegen Klassenlotterien enthält*). S. Polizeistrafgesetz für 
das Königreich Würtemberg vom 2. Oct. 1839. Nebst der K. Ver- 
fügung, betreffend die Anwendung des Polizeistrafgesetzes. Amtliche 
Handausgabe (Stuttgardt, 1839.) S. 30 — 32. (Art. 81 — 83.) und 
Mo hl: Das Wtlrtembergische Polizeistrafgesetz vom 2. Oct. 1839.« 
beleuchtet u. s. w. (Halle, 1840.) (Beilagebeft zum Archiv d. Griminalr. 
1840.) Art. 2., §.7. „Verbotene Spiele*' S. 83- 88. 

Der dritte Abschnitt (§. 12 — 15.), der wichtigste und darum 



*) Ueber die frühere Gesetzgebung •. Weiihaar Handbuch des Würtem- 
bergischen Privatrechti. 3. Autgabe. TheüS. Stuttgardt, 1833. §. 1213.1214. 
0. 188. u, 189. 
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ausführlichste, beschäftigt sich mit der Darstellung der Wirkungen 
des Lotteriegeschaft* und zerfällt io A Titel. Der erste Titel 
handelt voo dem Rechtsverhältnisse zwischen Direction and 
Spielern, der zweite von dem Rechtsverhaltnisse zwischen 
Gollectenr und Spielern, der dritte von dem zwischen Di« 
rection nnd Collecteurs, der vierte von dem zwischen Haupt* 
nnd Untercollecteurs. Ref. fand bei der Betrachtung dieses Ab- 
schnitts nichts wesentliches zu*desideriren, sich im Gegentheil sehr 
befriedigt. Im §• 28., wo von der Zustellung unbestellter Loose 
gehandelt wird, ist die Schrift von Kurz (0.-A.-R. Nehrhoff 
von Holderberg zu Dresden): Beantwortung einiger Rechtsfragen, 
ein Versuch (Dresden, 1834.)» welche sieh auch mit der Betrach- 
tung der Folgen der unaufgefordert bewirkten Znsendung von Loosen 
nicht verbotener Lotterien beschäftigt, nicht aufgeführt. Aach ist 
der Beitrag zum Jahrgang 1837. des von Ulrich, Sommer nnd 
Bohle herausgegebenen Neuen Archivs für Preußisches Recht nnd 
Verfahren: „lieber den Verkauf auf die Probe, angewendet anf die 
unbestellte Zusendung von Lotterielosen" vom Justiz- Comnussir 
Stute in Soest (vgl. diese Jabrb. 1838. S. 369.) nicht beachtet und 
benutzt worden. — Im §. 29. werden die verschiedenen Gesetz- 
gebungen hinsichtlich des Kreditgebers des Collecteurs zusammen- 
gestellt, jedoch unter mangelhafter Beifügung der Literatur. So 
hätte z. B. in Bezug auf Kurhessen auf die Schrift von Wagner, 
Nachtrag zu den Grondzngen der Gerichtsverfassung und des unter» 
gerichtlichen Verfahrens in Kurhessen (Cassel, 1833.) S. 83. ver- 
wiesen werden kamen. In Bezug auf Preussen hatte angezogen 
werden müssen die Erörterung der Frage: Wann ist das Kaufgeld 
für kreditirt zu achten? im zweiten Stack von Paalzow's juristischen 
Miscellen S. 125. ff. — Im §. 43. gedenkt der Verf. des Kurhes- 
sischen Organisationsedicts vom J. 1821», in so fern dasselbe die der 
Lotteriedirection in gewissen Fallen Übertragene Gerichtsbarkeit in 
Lotteriesachen aufhebe. Auch hier wäre des Näheren wegen Bezug 
tu nehmen gewesen auf S. 28. der Wagnerischen Schrift nnd 
Pfeiffer'* Praktische Ausführungen, Bd. 3. S. 536. 537. — Es dttfte 
pich die Frage erheben lassen, ob nicht in einem fünften Titel das 
Rechtsverhai tniss zwischen mehreren Spielern zu betrachten 
gewesen wSre. Wenigstens zeigt die Praxis Stoff zu solcher Betrach- 
tung. S. z. B. Simon und v. S tramp ff: Entscheidungen des König- 
lichen Geheimen Obertribunals Bd. 2« Berlin, 1837. Nr. 13. (vgl. diese 
Jahrb. 1839. S. 57.), wo sich ein Erkenntniss vom 1. Od. 1836. mit* 
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getbeilt findet, das dahin gehl, dass, wenn mehrere verabredet haben, 
ein Loos in der Klassenlotterie gemeinschaftlich zu spielen, und so 
ein Loos zur ersten Klasse gemeinschaftlich kaufen und bezahlen, 
dasselbe Loos in den folgenden Klassen und der etwa daranf fallende 
Gewinn ihr gemeinschaftliches Eigenthum sei, wenn auch nur einer 
von ihnen , obschon ohne einen Beitrag von den übrigen, das Loos 
in der planmässig bestimmten Zeit erneuert habe, und Rüling: Ent- 
scheidungen des Churhannoverischen Oberappellationsgerichts (Celle, 
1805«) Nr. 53«, wo ein Erkenntuiss aufgeführt ist, in welchem davon 
ausgegangen ward, dass, wenn Mehrere ein Loos nehmen und einer von 
ihnen nachsetzt, die Vermulhung för die Dauer der Societät streitet 
and bewiesen werden muss, dass sie aufgehört habe. Vielleicht wäre 
auch einiger Stoff zu einem sechsten Titel: „Rechtsverhältnis» 
des Spielers zu Dritten" aufzufinden gewesen. So wird z. B. im 
lsten Band der eben genannten Sammlung von Entscheidungen von 
Simon und v. S tramp ff ein Erkenntniss mitgetheilt, welches sich 
mit der Frage beschäftigt, ob ein Lotteriegewinn Eigenthum der Ehe» 
frau wird, wenn sie das Loos von dem ihr vom fihemanne zur Bestrei- 
tung der Wirthschaftskosten gegebenen Geld bezahlt hat? Ebenso 
wird im 7ten Bande des Archivs für das Civil- und Crimiaalrecht der 
königlich Preussischen Rbeinprovinzen (Colin, 1825.) S. 76. ff. ein 
Erkenntniss mitgetheilt, des Inhalts, dass der, welcher den auf das 
Loos eines Anderen in einer auswärtigen Lotterie gefallenen Gewinn 
unrechtmässig erhoben, sich gegen die Klage auf Herausgabe des* 
selben nicht mit der Einrede schätzen kftane, dass das Spielen in 
derselben untersagt uod jede Klage daraus unstatthaft sei. 

Wie dem nun auch sei, immerhin hat sich der Verf., der auch 
ftir ein genaues Register gesorgt hat*), durch seine Monographie, 
welche ein sehr schätzbarer Beitrag zu der Ausbildung des jetzt 
so sorgfältig gepflegten vaterländischen Rechts ist, ein Verdienst er- 
worben, das um so mehr anzuerkennen ist, da er seinen amtlichen, 
ihn so sehr in Anspruch nehmender Beruf, der mit einem so segens« 
reichen Werk (dem deutschen Zollverein) in Relation steht, nicht 
zum Hindernisse werden liess. Das Aeussere der Schrift ist von der 
soliden Verlagshandlung in gewohnter Art sehr anständig ausgestattet 
Worden« 



*) Die erste Auflage Latte auch ein „Autorenregister." Ref. hatte am 
meisten so bedauern, dass die s weite Auflage damit nicht ausgestattet ward, 
4a ihm dadurch die Ueberaicbt ersehwert wurde. 
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Beiträge zur Strafprocess-Gesetzgelwng von jr. Fr, H. Ab egg, 

d. Phil. u. d. R. Dr. u. o. Prof. d. Rechtswiss. an d. k. Univ. zu Breslau, 
Rittern, s.w. Neustadt a. d. 0., 1841. 

Receosirt 

von 

Herrn Appellatioosra.th JPr. Krug zu Zwickau. 

Der Criminalprocess hat heutzutage eine ganz eigenthfioiKche 
Bedeutung gewonnen. Wahrend es den Verfassern der CareHnm ia 
ihrer von dem Hrn. Verf. obigen Werkes mit Recht gerühmten Ein- 
falt bloss darauf ankam, „ein Begriff, wie und welcher Gestalt it 
peinlichen Sachen und Rechtfertigungen den Rechten und Billigkeiten 
am gemässesten gehandelt werden mag, zu machen ", wird heutzu- 
tage jede neue Criminalordoung zu einer politischen Lebensfrage. 
Denn es handelt sich dabei um nichts Geringeres, als darum, ob die 
Strafrechtspflege aus den Händen der Regierung in die des Volb 
übergehn solle. Dies nebmlich ist das Ziel, auf welches die geprie- 
senen Institute der Volk60ffentlichkeit und der Geschwornengerichte 
unabweislieh hinführen, wenn auch dieses Ziel von den meisten Ver- 
teidigern derselben nicht mit Bewusstsein erstrebt, oder doch nicht 
unumwunden ausgesprochen wird. Wer dasselbe consequent im Auge 
behalten wollte,. mOsste eigentlich die Frage, welche Einrichtung 
dem Rechte und der Billigkeit gewisser sei, ganz von sich weisen. 
Er müsste dem Rechte alle Objectivittt absprechen , und von dem 
Satze ausgehen, dass Recht nur Das sei, was das souveräne Volk 
dafür erklärt. Damit würde er auch gegen den Einwand gerüstet 
sein, dass jene Institute alle Wissenschaftlichkeit der Behandlung 
aufheben, denn für ihn gäbe es keine Rechtswissenschaft, sondern 
höchstens ein im Volke lebendes RecbtsgefÜhl, und in der That sind 
die geheimen nnd offnen, die bewussten und uobewussten Anhänger 
solcher Ansichten vom Rechte nicht so selten, als man glauben 
sollte. Indess herrscht doch im Allgemeinen bei dem deutsehen Volke 
noch zu viel gesunder Sinn, als dass Jemand hoffen kannte, mit 
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solehen*Argumentationen bei ans durchzudringen. Selbst die leiden- 
schaftlichsten Verteidiger der Oeffentlicbkeit und des Geschwornen- 
gerichtes und der damit zusammenhängenden Institute, der Münd- 
lichkeit und des Anklageprocesses, erkennen daher die Notwendig- 
keit, ihre hauptsächlichen Argumente von der Gerechtigkeit za ent- 
lehnen und geben hierdurch der wissenschaftlichen Prüfung Raum. 
Die Gerechtigkeit eines Strafurtheiles hängt aber von drei Factoren 
ab: Sicherheit des Beweises der Schuld, Sicherheit der Vertheidi- 
gnng der Unschuld, Pflichttreue und Intelligenz des urtheilenden 
Gerichts. • Eine umfassende wissenschaftliche Prüfung jener Institute 
würde daher von diesen drei Gesichtspunkten auszugehen haben. Bei 
dem dritten derselben 'würde zugleich die Unabhängigkeit der Rechts- 
pflege von den Gewalten, in deren Namen sie geübt wird, in Frage 
kommen , und es würde sich diese Frage iu folgende zwei auflösen: 
welche jener beiden Gewalten , das Volk oder die Regierung, ist 
geneigter, in Fällen, welche die Leidenschaften erregen, einen 
unerlaubten Einfluss auf die Gerichte auszuüben , und welche der 
beiden entsprechenden Einrichtungen gewährt die grössere Siche- 
rung gegen die Wirksamkeit dieses Einflusses. Eine solche Prü- 
fung würde auch noch jetzt, trotz der reichen Litteratur in diesem 
Felde, keineswegs überflüssig sein, und gewiss manche neue Gesichts« 
pnnkte eröffnen. * i 

Der Verf. des vorliegenden Buches hat es nun zwar auf eine 
solche umfassende Prüfung der hier einschlagenden Fragen nach 
S. 28. nicht abgesehn, indess bilden doch, wie schon die Inhalts- 
übersicht S. XIX. zeigt, Anklageprocess, Mündlichkeit, Oeffentlicb- 
keit und Geschwornengericbt den Hauptgegenstand seiner Erörte- 
rungen. Das Resultat dieser Erörterungen gebt dahin, dats an das 
in den geläuterten Formen des deutschen Criminalprocesses sich be- 
wegende Vorverfahren ein mündliches, mit einer gewissen Oeffent- 
licbkeit verbundenes Hauptverfahren in accusatorischer Form sich 
anschliessend das Urtheil aber von rechtsgelebrten Richtern, die 
ihren Ausspruch auf eine gesetzliche, den Indieienbeweis in enge 
Grenzen weisende Beweistheorie zu gründen haben, gefeilt, und da- 
gegen der Gebrauch materieller Rechtsmittel nachgelassen werden 
•olle. S. das Resumt S. 202. f. Der Verf. macht zwar keinen An- 
spruch darauf, Neues in seinem Buche gegeben zn haben, allein neu 
ist in der That die Art und Weise, wie hier die heterogensten In- 
stitute mit einander in Verbindung gebracht werden. Das mündliche 
Hauptverfahren, welches der Verf. verlangt, soll nicht etwa ein blosses 
Krit Jahrb. f. d. RW. Jfthrg. VL H. X. 57 
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Schiassverhör vor dein erkennenden Collegio sein, es soll vielmehr 
an die Stelle der Specialuntersuchung treten and eine vollständige 
mündliche Verhandlang and Rccapitulntion der Ergebnisse des gan- 
zen froheren Verfahrens in ununterbrochener Folge enthalten (S. 93.). 
Dabei betrachtet es der Verf. mit Recht als zum Begriffe der Münd- 
lichkeit gehörig, dass der Rechtsspruch nur auf das, was das url hei- 
lende Gericht unmittelbar aus den mündlichen Verhandlungen in Er- 
fahrung gebracht bat, gegründet, and die etwanigen schriftlichen 
Aufzeichnungen als solche gar nicht in Betracht gezogen wer- 
den dürfen. S. 85.87. Wie ist aber, so müssen wir fragen, hier* 
mit eine gesetzliche Beweistbeorie, wie ein Instanzenzug vereinbar? 
Wird das Unheil nur auf mündliche Verhandlungen gegründet, so 
ist es unmöglich, dass sich der Richter hinterher von der erlangten 
Ueberzeugung so specielle Rechenschaft gebe, als zur Anwendung 
einer gesetzlichen Beweistbeorie erfoderlich ist. Und auf welche 
Weise soll er dann documentiren, dass er diese Beweistheorie zur 
Anwendung gebracht habe? Im deutschen Process geschieht dies 
durch die Entscheidungsgründe. Wie aber sind Entscheid ungsgrOnde 
ohne Acten gedenkbar? wie können sie insbesondre, ohne Acten, 
eine Gewahr leisten, dass die gesetzliehen Beweisvorschriften befolgt 
worden seien? Wie soll endlich die zweite Instanz in den Stand 
gesetzt werden, die Richtigkeit eines auf ein bloss mündliches Ver- 
fahren gestützten Urthcilcs zu prüfen? Durch eine nocbmalige 
mündliche Recapitulation des mündlichen Verfahrens? Allein dann 
haben wir dem Wesen- nach keine zweite Instanz, sondern Cassation; 
oder durch Aufnahme von Protokollen über die mündliche Hauptver- 
fcandlung? Diese, die bei keinem mündlichen Verfahren stattfindet, 
seheint auch der Verf. nicht zu wollen ; gesetzt aber, sie ftlnde statt, 
so wäre ja doch das Urtheil der zweiten Instanz nur auf Acten ge- 
gründet, and welche Auffassung wäre dann die richtige, die des 
Protokollanten and der zweiten Instanz, oder die des Gerichts, vor 
welchem die mündliche Verhandlung geführt worden ist? Mit Einen 
Werte: Mündliches Verfahren auf der Einen, und Beweistbeorie and 
Instanzenzug auf der andern Seite sind schlechthin unvereinbare In- 
stitute. Die Mündlichkeit, in dem Sinne, in welchem sie der Verf. 
nimmt, führt nothwendig zur Jury, d. h. dahin, dass das Urtheil auf 
einen blossen Totaleindruck, von welchem die Richter specielle 
Rechenschaft zu geben weder im Stande, noch gehalten sein können, 
gegründet werde, möge nun diese Jury aus rechtsgelehrten oder aus 
rechtsungelehrten Richtern bestehen. Sie bat aber nach, wie See. 
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fest überzeugt ist, nur als Träger der Jury einen relativen politischen 
Werth, während sie aus dem Gesichtspunkte der Gerechtigkeit 
schlechthin verwerflich ist, weil dabei die Gründlichkeit nnd Wis- 
senschaftlichkeit des Unheiles unrettbar verloren geht. Es würde 
zu weit führen, dies hier ausführlich nachweisen zu wollen. Rec. 
kann sich dessen um so mehr überheben, da er seine Ansichten 
darüber in zwei neuerlichen Aufsätzen*) entwickelt hat« lndess er- 
fodert es seine Pflicht, Dasjenige noch einer näheren Prüfung zu 
unterwerfen, was der Verf. zur Rechtfertigung der von ihm empfoh- 
lenen Institute im Einzelnen beigebracht hat. 

Er beschäftigt sich zuerst, nach einer Einleitung, im .ersten Ab- 
schnitte seiner Schrift (S.42. f.) mit dem Gegensatze des Anklage- 
and des Untersuchungsverfahrens. Er unterscheidet hierbei 
zwischen dem Untersuchungs - nnd Anklage- Princip und der Unter- 
suchungs- und Anklage-Form, indem er auch bei der von ihm em- 
pfohlenen Anklageform das Untersuchungsprincip geltend macht, und 
daher die Aufstellung eines Öffentlichen, zur Verfolgung der Ver- 
brecher verpflichteten Anklägers verlangt, und daneben auch dem 
Iitquirenten (S. 140.)» ja selbst dem urtheilenden Gerichte (S. 93.) 
die Pflicht auferlegt, selbständig auf Erforschung der Wahrheit hin- 
zuarbeiten. Wenn wir hierbei im Ganzen unser Einverständnis» 
mit dem Verf. erklären können, so dürfen wir doch auch erhebliche 
Bedenken, die sich im Einzelnen aufdrängen, nicht unterdrücken. 
Zuvörderst wird das Untersuchungsprincip von dem Verf. viel zu 
schroff durchgeführt. Es hängt dies mit der bekannten Theorie des- 
selben über die letzten Gründe der Strafe überhaupt zusammen. Er 
gründet diese, und zwar nicht bloss ihre Zulässigkeit, sondern auch 
ihre Notwendigkeit auf das Princip der Gerechtigkeit. So riehtig 
dieses Princip im Allgemeinen ißt, und so gewiss es bei der Ab- 
messung der Strafe zum Grunde gelegt werden muss, so wenig ist 
es geeignet, um daraus die Notwendigkeit der hürgerlichen 
Strafe, d. h. Desjenigen, was der Staat dem Verbrecher als Strafe 
zufügt, nnd was, wenn es auch an sich nicht ein Uebel ist, doch 
stets unter der Form eines Uebels erscheint, und in seiner Ausfüh- 
rung nothwendig eine Reihe von wirklichen Uebeln mit sich Hthrt, 
zu dedneiren. Diese, die bürgerliche Strafe, kann nur aus dem 



*) Reeentio* über Welker>f Jury in diesen Jahrbüchern Jahrg. 1842. 
S. 122. ff. (rgL mit 8. 576. a. E.) und: Ueber gesetzliche Beweitror- 
• chriften o. i. w., ein Aafiatf, welcher im Sten Hefte der Jahrbücher für 
■Ichs. Straf recht, neue Folge, zum Abdruck kommen wird. 

57* 
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praktischen Bedürfnisse, aus dem Interesse, welches der Staat und 
seine Bürger an der sichtbaren Bestrafung des Verbrechers haben, 
gerechtfertigt werden, und ihre Notwendigkeit geht daher nur so 
weit, als dieses Interesse *). Dies macht sich auch im Leben überall 
geltend. Denn es giebt wohl keine Gesetzgebung, nach welcher 
jedes Vergehen ex officio gestraft wird, und der Staat würde gegen 
seine eignen Eingeweide wfithen, wenn er z. B. bei einem hocbver- 
rfttherischen Attentate von grösserer Ausdehnung allen Treuneh- 
mern den Process machen, und alle mit der gesetzlichen Todes- 
strafe belegen wollte. Spricht irgend etwas für die Aufstellung eines 
öffentlichen Anklagers, so ist es die Rücksicht, dass dem Staate 
Gelegenheit gegeben werde, ein Judicium discretivum auszuüben, 
was namentlich bei politischen Vergehungen, aber auch bei vielen 
andern Verbrechen von zweifelhafter Natur (z.B. bei Manchem, was 
die Worte des positiven Gesetzes zum Betrüge, zur Veruntranung, 
ja sogar zum Diebstahle stempeln) sehr heilsam sein würde. Nur 
* müsste daneben Jedem', der mit dem Verdachte eines Verbrechens 
belastet ist, gestattet sein, den Process zu verlangen, denn der 
schuldlos Belastete hat das grösste Interesse, dass seine Sache auf 
das Gründlichste untersucht, und durch förmlichen Rechtspruch been- 
digt werde. Ist nun aber einmal die Einleitung des Processen be- 
schlossen, so ist offenbar diejenige Form des Verfahrens die Zweck- 
massigste, und daher auch die gerechteste (da hier Gerechtigkeit und 
Zweckmassigkeit sich nicht trennen lassen), die am directesten auf 
die Ausmittelung der Wahrheit gerichtet ist, und dies ist gewiss 
die Untersuchungsform. Denn bei Ermittelung der Wahrheit kommt 
es oft auf augenblicklichen Entschluss, z. B. auf die Benutzung einer 
vorübergehenden Gemüthsstimmung des Inculpalen, des Denuncianten, 
des Zeugen, anf augenblicklichen Vorhalt eines Widerspruchs an, 
wozu nur der Inquirent Gelegenheit hat. Will mau aber von dem 
Inquirenten die vollständige Erfüllung seiner Pflichten erwarten, so 
muss auch der Plan der Untersuchung von ihm ausgehen und nicht 
durch fremde Einwirkungen gestört werden; die Untersuchung muss 
sein Werk sein, und es muss ihn davon die volle Verantwortlichkeit 
und das volle Verdienst treffen. Hiervon kann man sich durch Ein- 
sicht der meisten Injurien process e überzeugen, wo, wenigstens nach 
sachsischem Rechte, ohne das Gericht von der Pflicht selbständiger 
Wahrheitserforschung zu entbinden, den Parteien ein wesentlicher 

*) Vgl. auch meine Schrift: Die bürgerliche Strafe als Bassswanw. Zwick*«, 
18S6. S. ZT. ff. 
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Einflass auf den Gang des Processes gestattet wird. Hier thut aber 
das Gericht in der Regel nicht mehr und nicht weniger, als, was 
beantragt ist, and der Erfolg ist Der, dasa man ein höchst unvoll- 
ständiges Material der Entscheidung erhalt. 

Der Verf. stimmt mit dieser Ansicht in sofern flberein, als er 
bei der Voruntersuchung die Untersuchungsform beibehalten wissen 
will. Für die Specialuntersuchung jedoch wird S. 75., auch abge- 
sehn von der spater beantragten Mündlichkeit, die allerdings kaum 
ohne die Form des Anklageverfahrens gedacht werden kann, diese 
letztere Form des Processes gefodert, tbeils, damit die eigentlich 
richterlichen Functionen mehr in ihrer Reinheit hervortreten, theils 
zur Controle dafür, dass dem Interesse der Anschuldigung» wie der 
Verteidigung, welche zwar in dem Interesse der Wahrheit ihre 
höhere Einheit finden, aber doch wahrend der Untersuchung als ge- 
trennte Gesichtspunkte hervortreten, mit gleicher Unparteilichkeit 
entsprochen werde, theils endlich, weil ausserdem Rechtsmittel gegen 
eine zu milde Sentenz, die der Verf. verlangt, nicht wohl möglich 
seien« Allein wenn die Anklageform für die Specialuntersuchung 
zweckmassig oder gar nothwendig ist, so sieht man nicht ein, warum 
sie es für die Voruntersuchung in minderem Grade sein soll« Und 
stehen ihr hier erhebliche Bedenken entgegen, so möchten diese 
wohl auch auf die Specialuntersuchung Anwendung leiden. Dass die 
richterlichen Functionen bei der Anklageform reiner hervortreten, 
können wir, wenigstens von dem Standpunkte des Verfs. aus, nicht 
zugeben. Denn wenn die Aufgabe des richterlichen Amtes in der 
Erforschung der Wahrheit besteht, so tritt^ dessen Function eben erst 
dann in ihrer ganzen Reinheit bervor, wenn es, ohne alle fremde' 
Einmischung, diesen Zweck nach allen Seilen hin verfolgt. Das Ar- 
gument ist offenbar von dem Ideenkreise derer entlehnt, die «icht 
nur die Anklage form, sondern auch das Anklageprincip vertei- 
digen. Ihnen, erscheint der Richter nur als vollziehende und ent- 
scheidende Autorität, welche den Plan der Beweisführung ganz den 
Parteien überlässt, und nur deren zulässige Antrage in Vollzug setzt. 
Allein dieses Princip wird ja mit Recht von dem Verf. verworfen. 
Zur Controle des Inguirenten aber und zur Einwendung eines Rechts- 
mittels gegen die zu milde Sentenz ist wenigstens eine Einmischung 
des Anklägers in den Gang der Untersuchung nicht nothwendig. 
Eher Hesse sich dafür etwas sagen, dass die Acten, wenn sie von 
dem Inquirenteo für geschlossen erklart worden sind, einem öffent- 
lichen Anwalt vorgelegt werden müssten, um daraus eine Dednctioa 
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der Schuld zu entwerfen, und nach Befinden, wie der Vertheidiger 
es im Interesse des Angeschuldigten thun kann, auf Vervollständigung 
der Untersuchung anzutragen. Es würde dadurch den Entscheidungs- 
grfinden eine bestimmtere Richtung gegeben, und die Notwendig- 
keit des Interloquirens von Seilen der Sprachbehörde (welches mit 
dem Grundsatze, dass der erkennende Richter von dem untersuchen- 
den verschieden sein solle, in Collision tritt) wenigbtens vermindert 
werden. Indess möchte ich deshalb dieBefugniss der Sprachbehörde, 
eine geschlossene Untersuchung im Interesse der Wahrheit vervoll- 
ständigen zu lassen, nicht ganz aufgeben. 

Die Vorzöge der mündlichen Verhandlung vor dem ur- 
theilenden Gerichte, auf welche der Verf. im zweiten Abschnitte 
(S. 82. ff.) fibergeht, erklart derselbe S. 85. ftr so einleuchtend und 
zweifellos, auch ftr so allgemein anerkannt (?), dass es unnöthig er- 
scheine, sie weiter auszufahren. Er fügt indess doch S. 89. hinzu : 
„wer möchte nicht, schon nach der gewöhnlichsten Erfahrung, die 
sich Jedem in seinen Lebensverhältnissen darbietet, die unmittelbare 
eigne Anschauung ftr sichrer halten, als die Kenntniss aus zweiter 
Hand, selbst wenn gegen die Richtigkeit der Mitlheilang und die 
Treue der ihr zum Grunde liegenden Beobachtung kein Zweifel ob- 
waltete? Wird doch kaum in andern Beziehungen Jemand sein, dem 
es nicht Bedttrfniss wäre, sich eine unmittelbare Ueberzeugung von 
der Beschaffenheit der Umstände zu erwerben, die ftr seine weiteren 
Schritte in Betracht kommen?" Wir können dies Alles im Allge- 
meinen nicht bestreiten, und hahen selbst den Mangel eigner An- 
schauung oft schmerzlieh gefühlt, und dieselbe, besonders wo es auf 
Lokaliuten, oder die äusseren Merkmale gewisser Gegenstände an- 
kam, dem entscheidenden Gollegio nach Möglichkeit zu verschaffen 
gesucht. Allein wir müssen bestreiten, dass ein mfindliches Verfah- 
ren, dem eine Voruntersuchung vorhergeht und das nach dieser 
vor dem entscheidenden Gollegio vorgenommen wird, eine zu- 
verlässige Anschauung gewähre. Wenn der Privatmann in seines 
Privatangelegenheiten selbst sehn und hören will, so wird er dies 
nicht Monden und Jahre lang aufschieben, wird nicht eine zahlreiche 
Gesellschaft dazu nehmen, wird nicht die zu ' befragenden Personen 
zuvor von dem Gegenstande der Befragung unterrichten und durch 
einen Andern befragen lassen, vielmehr wird er sie möglichst schnell, 
uuvermuthej, und möglichst unter vier Angen verhören. Und grade 
das Wichtigste, die Vernehmlassung des Angeschuldigten und die 
Lokalerörteruogen, kann gewöhnlich gar nicht zur Anschauung der 



Digitized by 



Google 



Recensirt v. Hrn. Appellatioosrath Dr. Krug zu Zwickau. 003 

Sprucbbehörde gebracht werden. Wir müssea uns auch bjer, um 
eine grossere Weitläufigkeit zu vermeiden, auf die oben angeführte 
Abhandlang in den Jahrbüchern für sächs. Strafrecht beziehen. Der 
Werth derjenigen Anschauungen, die durch ein solches mündliches 
Verfahren vermittelt werden, ist jedenfalls ein sehr relativer, und 
erwägt man nun die Schwierigkeit, diese Anschauungen bei einem 
irgend verwickelten Falle mit allen ihren Einzelnheiten im Gedacht- 
nisse zu behalten und, ohue Beihülfe von Prolokollen, gehörig mit 
einander zu verbinden, so kommt dieser relative Werth des münd- 
lichen Verfahrens gegen den Werth der Urkundlichkeit, der Ent- 
scheiduagsgründe und der zweiten Instanz, die dadurch verloren 
gehen, in gar keinen Betracht. Wenn nun vollends der Verf. S. 95. 
108. behauptet, es werde sich ein solches Verfahren sehr leicht 
einrichten lassen, und wesentlich zur Abkürzung der Processe bei* 
tragen, so müssen wir bekennen, dass wir davon grade das Gegen- 
iheil glauben, wenn dem mündlichen Verfahren eine gründliche 
und vollständige Voruntersuchung voransgehn, und diese in dem 
mündlichen Verfahren vollständig recapitulirt werden soll. 

So entschieden wir uns jedoch hiernach gegen ein mündliches 
Verfahren, wie es der Verf. vorschlägt, erklären müsstin, so können 
wir doch nicht verhehlen, dass grade der Gesichtspunkt der Gerech- 
tigkeit, von welchem der Verf. ausgeht, ein von demselben unbenutzt 
gelassenes Argument für die Gestattung einer gewissen Mündlichkeit 
enthält, welches schwer zu beseitigen sein dürfte. Man kann nehm- 
lieh fragen, ob nicht der Angeschuldigte ein Hecht habe, zu 
verlangen, dass sein Richter ihn und die Zeugen, auf deren Aussage 
er ihn verurt heilt, selbst sehe und höre, möge nun derVortheil, den 
er sich davon verspricht, objeetiv hoch anzuschlagen sein, oder nicht. 
Wenigstens hat Rec. die Erfahrung gemacht, dass dieses Verlangen 
bei vielen Inculpaten sich kund giebt, und es scheint daher in dem 
natürlichen Rechtsgefühle gegründet zu sein. Diesem Verlangen 
würde es entsprechen, wenn dem Angeschuldigten, welcher sich dem 
ersten Urteilsspruche nicht unterwirft (dadurch würde er anerkennen, 
dass dieser Spruch, obgleich auf die blossen Acten gegründet, ein 
gerechter sei), das Befugniss ertheilen würde, darauf anzutragen, 
dass er vor dem Gerichte der zweiten Instanz nochmals mit den Zeu- 
gen, auf deren Aussage seine Verurteilung hauptsächlich gegründet 
worden, confrontirt werde. Dieses mündliche Verfahren in der 
zweiten Instanz würde den Bedenken, denen ein mündliches Haupt- 
verfahren in der ersten Instanz ausgesetzt ist, nicht unterliegen, auch 
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würde man »ich grade von der Gonfrontation noch am ersten eine 
zuverlässige Anschauung versprechen können, da durch das persön- 
liche Gegenüberstehen des Gegners die Festhaltung eines affectir- 
ten Benehmens erschwert wird. Auch die Vereidung dieser Zeugen 
müsste dann natürlich zum Sprach ausgesetzt werden, und die erste 
Verurteilung würde von der Beeidung ihrer Aussagen ahhlngig zu 
machen sein. 

Mit der Mündlichkeit* des Verfahrens ist nothwendig eine ge- 
wisse Oeffenüichkeit, die sogenannte Parteien- und Gerichtsöffcnt- 
lichkeit verbunden, und es ist daher natürlich, dass der Verf. im 
dritten Abschnitte S. 109* ff. diese als eine notwendige Gonsequenz 
von jener in Anspruch nimmt. Er erkennt dabei an, dass diese 
Oeffentlichkeit schon in dem bisherigen Verfahren, nur in anderer 
Form stattfinde, und damit wäre Dem, was nach S. 110. die Gerech- 
tigkeit in dieser Hinsicht fodert, Genüge geschehen. Er erkennt 
dabei ferner an, dass in der volkstümlichen Oeffenüichkeit keine 
eigentliche Controle liege S. 119., dass dieselbe bei der Berathung 
und Abstimmung des entscheidenden Gollegiums unanwendbar und 
bedenklich sei S. 115., dass auch ohne sie die Justiz auf gerechte 
Weise gehandhabt werden könne , und dass besonders politische 
Rücksichten es seien, welche derselben das Wort reden. Dennoch 
glaubt der Verf. auch diese Oeffentlichkeit aus dem Begriffe der 
Sache ö^educiren zu können, weil das Recht selbst und die Rechts- 
pflege etwas Allgemeines, eine öffentliche Angelegenheit sei« „Man 
werde schwerlich, fährt er S. 118. fort« eine in der Sache liegende 
Noth wendigkeit, eine Foderong der Gerechtigkeit behaupten, ge- 
schweige denn nachweisen können, dass das Verfahren die Oeffent- 
lichkeit vermeiden« dass es geheim sein müsse. 4 ' Schon hier müssen 
wir eine Widerlegung anknüpfen. Denn bei der Voruntersuchung 
erkennt ja der Verf. selbst die Notbwendigkeit an, dass das Geheim- 
niss bewahrt werde. Ohne dieses Geheimnis« würde auch eine Ueber- 
führung grade der schwersten und gefährlichsten Verbrecher schlecht- 
hin unmöglich sein. Diese Beobachtung des Geheimnisses erscheint 
also schon hiernach allerdings als eine Foderong der Gerechtigkeit, 
indem ohne sie nicht zu einer gerechten Entscheidung zu gelangen 
ist; sie ist es aber auch im Interesse des schuldlos Angeklagten, 
dem es keineswegs gleichgültig sein kann, vor dem Publicum, bei 
welchem : semper aliquid hacret, prostituirt zu werden. Der Verf. 
widerlegt aber seine bisherigen Argumentationen selbst, indem er 
S. 118. anerkennt, dass der Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses 
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und Rechte auch bei den Regierangshandlungen festgehalten werde, 
i>hne dass für diese eine andre Publicit&t gefodert and gewährt wer- 
den könne, als durch das Organ der Presse und durch die Rechen- 
schaftsablegung. Dennoch gründet er S. 119. ff. die Foderung der 
politischen Oeffentlichkeit auf das allgemeine Interesse, insofern es 
neb ml ich ein Interesse sei, welches alle Staatsbürger an jedem ein- 
zelnen Rechtsfalle zu nehmen haben. Wir wollen dieses Interesse 
keineswegs leugnen, wollen demselben auch gern alle Befriedigung, 
äurch Öffentlichen Abdruck der Entscheidungen, ja selbst durch Re- 
formen cfes Unlersuchungsprocesses im Sinne dieser Oeffentlichkeit 
gOnnen, wie denn die von Rec. mehrfach in Anregung gebrachte 
Reform der besetzten Gericbtsbank (des Schöppenamtes) diesem In- 
teresse entspricht und neben einer möglichst vollkommenen Gontrole 
aueh alle S. 114. erwähnte politische Vortheile der Oeffentlichkeit*), 
ohne deren Nachtheile gewährt, allein die Frage ist die, ob dieses 
Interesse mit dem vorgeschlagenen Mittel, Wiederholung des ganzen 
Criminalprocesses vor dem Publicum, in richtigem Verh&ltniss stehe. 
Schwerlich würde der Verf. selbst dies behaupten, wenn er nicht 
diese Wiederholung ans andern (von uns nicht anzuerkennenden) Rück* 
sichten für empfehlenswert hielte, der Nachtheile nicht zu geden- 
ken, welche der Verf. S. 115. einer Oeffentlichkeit der Berathung 
und Abstimmung im Collegio selbst zuschreibt, die aber bei der 
Oeffentlichkeit des Processes nicht minder hervortreten würden. 

Der vierte Abschnitt des Buchs endlich (S. 129. ff.), dem sich 
S. 195. f. noch ein „Schluss" anreiht, beschäftigt sich mit dem 
Gegensatze der gesetzlichen Beweistheorie und des Verfahrens der 
Schwurgerichte. Ceber den Ausweg, die Entscheidung über die 
Tbatfrage auf die Ueberzeugung der rechtsverständigen Richter zu 
stellen, bricht der Verf. S. 130. u. 191. den Stab, ohne die hierüber 
in Sachsen seit dem Jahre 1838. gemachten Erfahrungen zu berück- 
sichtigen. Indess hat er dabei nur eine solche Einrichtung vor 
Augen, wonach die rechtsgelehrten Richter ohne eine Süssere Rechen- 



*) Wir können nicht umhin, bei dieier Gelegenheit noch einei von dem 
Verf. nicht berührten Vortheiles zu gedenken, welchen die mehrere Herbeiz ie- 
hnng des Volkes zu den öffentlichen Angelegenheiten gewahrt, nehmlich den 
günstigen Einflust auf die Moralitit. Man hat darüber in Sachsen höchst er- 
freuliche Erfahrungen gemacht. In Gegenden, wo sonst der Holzdiebstahl so 
gang und gebe war, dass bei Einführung der Landgemeindeordnung keine un- 
bescholtenen Subjectc zur Uebernahme der Gemeindeämter gefunden werden 
konnten, hat er jetzt bedeutend abgenommen, was lediglich in dem Bestreben, 
sich die Wählbarkeit für jene Aenter su erhalten, gegründet ist 
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ift, ohne Verantwortlichkeit nach bloss individueller Ueberzeugnng 
teilen, was allerdings in Sachsen nicht der Fall ist, da hier das 
heil auf wissenschaftliche, wenn gleich nicht gesetzliche Beweis- 
ein gestutzt, und in den Entscheidungsgründen Rechenschaft 
über gegeben wird. Warum aber die-Ueberzeugnng der Ge- 
hörnen aus dem Gesichtspunkte der Gerechtigkeit, den der Verf. 
rall gebührend hervorhebt, weniger Bedenken gegen sich haben 
, als die der rechtsverstSndigen Richter, wird von dem Verf. 
it angegeben. Auch der Indicienbeweis dürfte bei dem Verf. 
it diejenige Würdigung gefunden haben, die er verdient Auch 
bei muss Rec. sich auf seine mehrerwfthnte Abhandlung beziehen. 

Wichtigkeit des Indicienbeweises tritt aber, wie wir zu S. 188. 
icrken müssen, erst dann recht hervor, wenn man erwagt, wie 

leichter es ist, von einem Verbrecher Geständnisse über That- 
jen zu erhalten, die mit dem Verbrechen in mittelbarer Ver- 
lang stehen, gegen deren Kraft er also hoffen kann sich noch 
andre Weise zu vertheidigenj als über das Verbrechen selbst, wo 
;eine Sache gleich verloren geben muss. Die meisten Indtciea- 
eise beruhen daher, wenigstens zum Theiie, auf dergleichen 
Landnissen, also auf einer an und für sich festen Grundlage, und 
st ein Zeugenbeweis ist viel leichter bei Nebenumstanden, z. B. 
r den Verkauf gestohlener Sachen, zu erlangen, als über den 

des Verbrechens selbst, der geflissentlich in möglichstes Dunkel 
[illt wird. 

Werfen wir nun noch einen Blick' auf das Ganze des vor uns 
enden Buches zurück, so müssen wir zwar bekennen, dass ans 
selben, wie aus jeder Schrift des von uns hoch verehrten Hrn. 
fs., Vieles zu lernen ist, allein seine Hauptaufgabe, die Grund* 
n zu einem eigen ihümlichen Processsysteme zu zeichnen, können 
unmöglich für glücklich gelöst erachten. Offenbar ist der Verf. 
h das Bestreben, keiner Partei wehe zu thun, oder vielmehr, 
r Partei Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, und die streilen- 
Principien mit einander zu vermitteln, ein Bestreben, das fast 
jeder Seite hervortritt, und an sich gewiss sehr zu schützen ist, 
er klaren Auflassung der Prlncipieu selbst und ihrer Consequen- 
yerbipdert worden. 
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Preossen in seinen religiösen Verhältnissen. Beiträge su einem 
Staats- Kirchenrecht einer christlich evangelischen Monarchie von 
Pia* Iiudw« Wolfart. Berlin, Posen und Bromberg, 1839* 

Die Aufgabe der kritischen Jahrbücher für deutsche Rechts- 
wissenschaft nöthigt fiberall möglichst aus den Factis das Princip 
der Institute zu eruiren, folglich auch vorzugsweise aus der fiber- 
reichen Literatur, deren Gegenstand die neuerlichen religiös -poli- 
tischen Ereignisse bilden, solche Schriften in den Kreis der Betrach- 
tung zu ziehen, welche im Besondern das Allgemeine zu würdigen 
unternehmen* Von diesem Gesichtspunkte verdient das in der Ueber- 
schrift genannte Werk besondere Beachtung, und mit Arbeiten ver- 
wandten Inhalts mfisste dasselbe eigentlich näher verglichen werden, 
wie besonders mit den von Phüadelphus, Irenäus u. a.: denn 
während die letztern mehr vom philosophischen Standpunkte die frag- 
liche Angelegenheit erörtern, hält sich der Verf. auf einer fiberwie- 
gend juristischen« oder vielmehr administrativen Demonstrationsweise. 
Er ist übrigens nicht, wie man aus dem Namen zu schliessen veran- 
lasst sein könnte, ein Pseudonymos, wie Phüadelphus. Mit Hin- 
blick auf denselben, als welchen wir jetzt den geheimen TVfedizinal- 
ralh und Professor der Medizin an der Universität zu Königsberg 
Dr. Sacht bezeichnen können, und auch wohl auf Irenäus*, als 
welchen sich Consistorialrath Professor Dr. Gi eseler zu Göttingen 
zu erkennen gegeben hat, erklärt vielmehr Herr Wolfart: „Je 
höher ich einzelne Werke (über die neueren Religionsstreiligkeiten) 
ihrem Inhalte nach achten musste, um so bedauerlicher und um so 
mehr als ein Mangel ist mir die Verhüllung des Verfassers erschienen." 
Er hat daher nicht Anstand genommen „seinen Namen zu nennen 
und von sich zu reden, so viel als hieher gehört.** Ursprünglich 
der reformirten Confession angehörig, ist er stets Freund der Union 
gewesen und hat in seiner amtlichen Stellung, besonders als Regie- 
rungspräsident in Westfalen, vielfachen Anlass gehabt, sich amtlich 
um religiöse Beziehungen zu kümmern. Er hat sich selbst in der 
Lage befunden, einer gemischten Ehe seinen väterlichen Segen zu 
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erlheilen and erinnert darum: „Alles, was ich jetzt gedacht und gear- 
theilt habe, ist nicht die Fracht momentaner Combination, -sondern 
einer Lebens-Entwickelung and Erfahrung." Die „Schrift soll nicht 
eine Gelegenheitsschrift sein." Des Verfs. Zweck ist vielmehr „die 
Grundsätze aufzufinden und zu erörtern, nach welchen ein 
in sich geschlossener evangelischer Staat sein jus circa 
sacra auszuüben bat. 44 

Hierbei beabsichtigt Rec. auch vorzugsweise zu verweilen, die 
An- und Absicht des Herrn Wolfart näher auseinanderzusetzen 
und rechtlich zu beleuchten. 

Die ganze Schrift zerfällt in 46 kürzere und längere Abschnitte, 
welche meist sich an einander anreihend vom Allgemeinen zum Be- 
sondern fortschreiten. Es wird „Veranlassung 44 und „Standpunkt" 
bezeichnet, das Verhältniss von „Religion und Kirche 44 , „Christen- 
tbum 44 , Religion im Staate 44 , „Religion des Staats" entwickelt und 
nach Feststellung des Wesens der „Evangelischen Freiheit", „Herr- 
schenden Religion ", „Geschützten Religion" u.s. w. der Uebergang 
auf Preussen gemacht und nachgewiesen, wie sich in diesem Lande 
die vorangestellten Grundsätze verwirklicht haben und weiterhin zur 
Ausführung gebracht werden sollen. Die Form der Schrift hätte 
gewinnen können, wenn statt der kleinen, zum Theil isolirteo Ab- 
schnitte, grössere mehr dogmatisch verarbeitete Hauptstücke gegeben 
wären. Der Verf. hätte dann die drei Anhänge des Buchs fortlassen 
können, während freilich bei der von ihm beliebten Weise der Dar- 
stellung dieselben wesentlich zur Ergänzung dienen. Die Darstellung 
selbst ist klar. Auf die neuere Flugschriften-Literatur ist ohne Noth 
zu viel Rücksicht genommen, und bei Anführung andrer Schriften 
hätte, auch eine bessere Wahl getroffen werden können, wie z. B. 
S.40. Becker's Weltgeschichte u. a. 

Ehe wir den Hauptgedanken der Schrift genaner verfolgen, 
können wir nicht umhin, über einige Nebenpunkte noch einige Be- 
merkungen milzutheilen. In dem Abschnitte 4.: Religion und Kirche, 
beklagt der Verf. den Missbrauch, dem beide Ausdrücke unterliegen 
und unternimmt eine festere Begriffsbestimmung. Er erklärt „Reli- 
gion des Menschen ist die bestimmte, auf Erkenntniss oder Glauben 
gegründete Vorstellung von der Gottheit und die Lebensverbindung 
mit derselben", ,,die Gesammtheit der Individuen, welche in dem 
Wesentlichen dieser Vorstellung — im Geist und Willen — überein- 
stimmt, bildet die Kirche solcher Religion; gleichviel ob alle sich 
gegenseitig erkennen und äusserlich verbunden haben oder nicht 44 
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Hierauf fährt Abschnitt 5.: Christentum, also fort: „Dies könnte 
allgemein gelten, doch bat man den Ausdruck: Kirche, nnr der 
christlichen Religion zugeeignet; es würde also derselbe Begriff auch 
fttr andere Religionen mit : Glaubens- Verwandtschaft : zu bezeichnen 



Ueber die Begriffe selbst könnte man mit dem Verf. rechten; 
doch davon abstrahirend genüge es zu erinnern, wie der Verf. das 
Verhältniss der verschiedenen Religionen zur christlichen nicht fest« 
gehalten habe, als er jene Zeilen niederschrieb. „Man bat den 
Ausdruck: Kirche, nur der christlichen Religion zugeeignet", als 
ob nicht zwischen den Religionsgemeinschaften Oberhaupt und der 
christlichen irgend eine Differenz bestünde und das Wesen der Reli- 
gion erst im Christentbume zu seiner Verwirklichung und Vollendung 
gekommen wlre. Am Ausdrucke allein läge nichts, wenn nicht die 
Sache selbst dabei in Betracht käme. Eine nähere Betrachtung er- 
gebt nun zur Genüge, wie die bisher nur ideale d. b. nicht zu all- 
gemeinem Bewusstsein gelangte Religion oder Lebensverbindung mit 
Gott, durch Christus, als die persönlich vollendete Religion oder die 
gleichsam verkörperte Religion, zum allgemeinen Bewusstsein der 
ganzen Menschheit gebracht wurde. Die dadurch begründete neue 
Anstalt ist die Kirche d.h. die auf den KvQiog, den Herrn, Christus 
fundirte Religionsgemeinschaft. 

Nach Herrn Wolfart hat Christus die Kirche „sich als eine 
unsichtbare gründen wollen" (S. 3.), die „öusserlich geformte siebt- 
bare Kirche ist Menschenwerk " (S. 5.) u.a.m. Zu dieser Behaup- 
tung ist der Verf. dadurch veranlasst worden, dass er eine abge- 
schlossene und unveränderliche Form der Kirche nicht slatuiren 
kann. So richtig dies auch ist, so ist doch daraus nicht zu folgern, 
dass Christus nicht zugleich die sichtbare Kirche gegründet habe. Die 
Bestellung besondrer Lehrer, die Einsetzung der Sacramente u. s. w. 
würde immer zum Beweise des Gegentheils dienen können. Insofern 
übrigens ein lebendiges Geistige vorhanden ist, wird demselben auch 
ein Organ, mittelst dessen es sich im Leben äussert, nicht fehlen 
können. Die unsichtbare Kirche muss daher zugleich sichtbar sein. 
Ob und in wie weit die äussere Form und Gestalt dem Wesen der 
Kirche selbst entspricht, und in wiefern Menschenhände daran mit 
gebaut haben, dies ist Gegenstand einer besondern Untersuchung, 
welche uns hier ferner liegt. Nur so viel steht fest, dass eine blos 
unsichtbare Kirche eine nicht reale sein würde. 

In ähnlicher Weise Hesse sich noch über einige verwandte 
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Gegenstände religiösen Und politischen Inhalts mit dem Verf. verhan- 
deln; doch ziehen wir es vor, darüber gelegentlich bei der Erörte- 
rung der Hauptsache das Erforderliche zu erinnern. 

Um „Robe and Würde des Äussern Gottesdienstes und die reli- 
giöse Fortbildung für und durch das Lehramt zu erlangen " fordert 
Herr Wolfart die Ausübung des Majestätsrechts ( Imperium majesta- 
ü'cum, jus circa tacra^ jus reformandi. S. 7. 9.). Dieses gebührt 
nur der eigenen obersten Staatsgewalt, und es macht hierbei keinen 
Unterschied, welcher Religion und Art dieselbe sei. WOnschenswerth 
bleibt aber, dass der religiöse Glaube des Oberhaupts mit dem des 
Landes übereinstimme. Bei der Handhabung des MajesUtsrechts ist 
Maass zu halten und in jedem einzelnen Falle die richtige Grenze zu 
finden. Das herrschende Princip ist Gewissensfreiheit „Ohne diese 
furchtlos auszusprechen , darf sich jetzt kein Staat mehr rühmen, ein 
civilisirter zu sein " (S. 12.). Dazu gehört indessen nicht „Allen 
Gonfessionen ohne Unterschied eine gleiche Geltung zu geben." 
„Dies wäre irreligiös und das soll auch die Staatsgewalt nicht sein" 
(S. 15. Anm. *.). Die Stellung der Religion im Staate muss daher 
eine verschiedne sein, und sie wird eine herrschende, geschützte 
oder geduldete. Herrschend ist die Religion, „die der Staat die 
seinige nennt und von deren Grundsätzen aus die Regie- 
rungs- Maassregeln genommen werden.'* Dieses ist „die Reli- 
gion des Staats, welcher dadurch erst zu einer moralischen Per- 
son wird und eben so wenig, wie ein Individuum, mehrere Religionen 
als gleich geltend in sich aufnehmen kann" (S. 13.). Daraus folgt 
„dass es die Pflicht des Staats ist, seine weltlichen Gesetze den 
Grundsätzen der herrschenden Religion anzupassen, und dass keine 
Conflicte mit derselben vorkommen dürfen, noch ohne Staats- Ver- 
sündigung vorkommen können." Rei der geschützten Religion 
„kennt und bewacht die Staatsgewalt nur die Confessions-Grundsätze 
zu dem doppelten gleichzeitigen Zweck des Schutzes der Glaubens- 
freiheit und der Erhaltung äusserer Ordnung. Darüber hinaus igno- 
rirt sie jene Grundsätze , misst die weltlichen Gesetze nur nach dem 
Staatswohl ab und überlässt es den geschützten Gonfessions-Ver- 
wandten sich zu fügen, — oder der Verhältnisse sich zu enthalten, 
die sie mit ihren Grundsätzen nicht vereinigen können (z.B. bei ge- 
mischten Eben) ; wogegen bei allgemeinen Staatsbürgerpflichten (z. B. 
Militärpflicht der Mennonilen) keine Rücksicht genommen wird, und 
in dieser Beziehung die Religion nicht einmal eine geduldete 
kann" (S. 14.)- 
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Vergebens suchen wir noo an dieser Stelle heim Verf. die Er- 
klärung darüber, was er unter einer geduldeten Religion im Unter- 
schiede der geschützten versteht: denn er giebt nur noch einige all- 
gemeine Grundsätze als Consequenzen seines Princips, nämlich l)Wo 
das au» Staalswohl unabwendbare Gesetz gebietet, was eine andre 
nicht herrschende Religion verbietet, oder verbietet, was die Reli- 
gion gebietet: da eignet sich letztere nicht einmal zur Duldung« 
2) Wo das Gesetz erlaubt, was jene Religion verbietet: da bleibt, 
von der Erlaubniss Gebrauch zu machen, oder auch die Unterlassung 
dem Gewissen anheim gestellt. 3) Wo das Gesetz an äussere Ver- 
hältnisse nach verschiedenen HodiGcalionen verschiedene rechtliche 
Folgerungen knöpft: da bat sich jeder, der die Verhältnisse nach 
seiner Religion modificirt, die Folgerungen gefallen zu lassen. 

Gelegentlich entwickelt Herr Wolfart aber die Distiuetion des 
dreifachen Status der Religion in der Anwendung. Ein eigentliches 
Eintheilungs-Princip im Allgemeinen hat er nicht. Man hat ein sol- 
ches, wie S. 30* Anm. * erwähnt wird, darin finden wollen, dass 

1) die dominirende Religion ein inneres Verhältniss zum Staate habe, 

2) die recipirte ein äusseres, 3) die tolerirte gar keins. Der Verf. ver- 
wirft dies aber darum, weil die zweite Religionsklasse theilweise den 
beiden andern gleich stehen kann. Will man aber einmal überhaupt 
so distinguiren, so würde diese Gegenbemerkung nicht von Gewicht 
sein: denn a potiort fit dcnominatio und hiernach konnte man den 
angedeuteten Unterschied in der erwähnten Weise rechtfertigen» 
Was der Verf. aus dem Verhältnisse der katholischen Kirche zum 
Staate dagegen anführt, beweist nur, dass er überhaupt hierbei nicht 
das Richtige festgestellt hat, wie unten erörtert werden wird. Will 
man 'aber, von positiven Zuständen abstrahirend, das Verhältniss der 
Gonfessionen zum Staate feststellen, so würde man richtiger unter- 
scheiden 1) recipirte, 2) tolerirte und 3) verbotene Religionen. 
Recipirt ist jede Religion, welcher mit dem öffentlichen Gottesdienste 
zugleich das Recht der Gorporationen und für die Religionsdiener 
das Recht öffentlicher Beamten zu Theil geworden; während einer 
tolerirten Gonfession diese öffentlichen Vorrechte fehlen, einer ver- 
botenen Religion aber schlechthin jeder Gultus untersagt ist oder 
eine beschränkte Hausandacht zugestanden worden *). 



*) Die Begriffe selbst werden äbrigens sehr verschieden gedeutet und eine 
fe«te Terminologie ist nicht vorhanden. Man vergl. deshalb v. D ro ■ t e - H ö 1 f • - 
hoff Grnndtätxe dei gemeinen Kirchenrechts Bd. 1. §.81* Eichhorn Grund- 
sais* des KtrcheorechU Bd. L S. 552. flg. 
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Von grösserer Bedeutung ist es aber, das Verhältnis« concretcr 
zu fassen und sofort bestimmte positive Verbindungen zum Grunde 
zu legen. Dies hat der Verf. eigentlich auch factisch als no Inwendig 
erkannt und so hat er seine Untersuchungen gleich vom Standpunkte 
eines christlichen Staats weiter fortgeführt. . Er schliefst nämlich 
also: „Dass die Religion zur herrschenden die geeignetste sei, wel- 
che das.Princip der Duldung und der Gewissensfreiheit am leichte- 
sten und am wirksamsten zulässt, wem sollte dieses nicht einleuch- 
tend sein? — und wem in einem christlichen Staate bei unbefan- 
genem Urtheil nicht: dass dies die evangelische Glaubenslehre ist?" 
(S. 15. 16.). Indem der Verf. dies näher zu erhärten bemüht ist, 
kommt er zu folgenden Resultaten. 

Die evangelische Religion ist die herrschende, weil 
sie dazu am geeignetsten ist: denn „die Reformation hat dem Ge- 
danken freie Bahn gemacht und das Ghristenthum in seiner Würde 
gezeigt, wie es ist, fähig, die Bekenner von verschiedenen Farbea 
in sich aufzunehmen" — „die Mannigfaltigkeit in der evangelischen 
Religion gewährt eben das ewig Bestehende und die alleinige Beru- 
higung, sie ist der Hafen für das Gewissen" (S. 18.)* Der Staat 
muss ein rein evangelischer sein. Nur ein solcher ist mit dem Lan- 
desherrn in dem Glauben verbunden, von dessen Grundsätzen ans 
die Regierung geführt werden kann, ohne jemals inConfltct mit den 
weltlichen Beziehungen zu geralhen (S. 24.). So kommt es zur Ein- 
heit von Kirche und Staat, „welche insofern praktisch wahr ist, als 
man sich hier die Kirche nicht als die allgemeine denkt, sondern als 
die in geographische Grenzen und in diesen wiederum in das äussere 
Leben getretene/ 6 Doch ging man dabei zu weit, indem man- den 
evangelischen Landesheim für das Oberhaupt der Kirche erklären 
wollte, da überhaupt die evangelische Lehre ein sichtbares Ober- 
haupt nicht zulässt. Wenn daher auch der Staat mit der in ihm 
gebildeten sichtbaren Kirche innig verschmolzen ist, so „muss der 
Landesherr im Begriff als Oberhaupt ausscheiden, sobald von der 
Religionsübung allein die Rede ist." Bei der Anordnung kirchlicher 
Angelegenheiten ist es gleichgiltig „in welcher Art und Form die 
kirchengemeinschaftliche Berathang geschehe ", wenn es nur verfas- 
sungsmässig geschieht. Die Anregung kann auch vom Landesberrn 
ausgehe, „da auch er zur Kirchengemeinschaft seines Landes gehört" 
Schädliche Missbräuche „kann das unbestrittene landesherrliche Veto, 
das jus lilurgicum negativum beseitigen. " — > „So gestaltet allein 
dürfte man das Oberhaupt des Staats zugleich das Oberhaupt seiner 
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Kirchen pennen." Hehr wollen eigentlich auch diejenigen nicht» 
welche „aus der concreten Einheit des Staats und der Kirche die 
Eigenschaft des Landesherrn als Oberhaupt der Kirche in seinem 
Staate dergestalt fordern, dass derselbe die Einheit heider, des 
Stents und der Kirche, reprüsentire, ohne jedoch der Kirche alle 
Selbstständigkeit zu nehmen." Es ist daher einerlei, oh man sagt: 
der Landesherr einer evangelischen Monarchie ist Oberhaupt der 
evangelischen Kirche des Staats, weil er ein evangelischer Landes« 
herr ist, oder ob man sagt: er waltet als Oberhaupt oder gleich 
einem Oberhaupt, weil und wenn er seine beiden Eigenschaften als 
Staats-Oberhaupt und als Glaubensgenosse zusammenfügt." Indessen 
ist zu erwfigen, „ dass hei der letztern Annahme es nicht erst des 
Reservats der Selbstständigkeit der Kirche bedarf, und dass auch 
die Eigenschaft eines Landesherrn als eines solchen unverändert 
bleibt, wie sie es staatsrechtlich bleiben muss, seine Person mag 
diesem oder jenem Glauben zugewendet sein" (S. 25. flg.)» 

Wir wollen ohne weitere Erörterung es den Lesern überlassen, 
ob sie diese Ausführung -des Herrn Wolfart überhaupt für genügend 
oder für geeignet halten, das Verhältnis* des Staats und der Kirche 
vom evangelischen Standpunkte zu begreifen, und die Ansicht des 
Verfs. von der katholischen Kirche vorführen. Er schliesst nüm~ 
lieh also: 

Die römisch-katholische Religion ist die geschützte. 
Die katholische Kirche mit ihrer „positiven Erblehre ", sie die „sicht- 
bare, allein selig machende Kirche muss sich begnügen, wenn nur 
der Schein gewahrt wird. Indem sie dem Geist sein Recht nimmt, 
"hat sio auch ihr Recht über ihn aufgegeben" (S. 19. flg.). Diese' 
Kirche hat so „unverrückbare positive Normen, dass sie alles davon' 
Abweichende schlechthin verwirft und von ihrer Kirch engemeinschaft 
«nsschliesst . . ." „ Ihr gegenüber können alle andere Religionsarten, 
auch wenu sie mit ihr im Fundamental* Glauben des Christenthums 
zusammen treffen, kaum nur geduldete sein" (S. 28.). Wahrend da- 
her im evangelischen Staate die christliche Religion in der höchsten 
Potenz und in diesem Sinne die evangelische Religion herrschend 
ist, gehört nothwendig dazu, dass er „aus seiner herrschenden Reli- 
gionsgemeinschaft keine Confession ausscheidet, die sich nicht selbst 
ausscheidet und auch dann nur in so woit, als sie sich ausscheidet, 
indem sie Grundsätze aufstellt, welche sich mit der Reinheit und Un- 
tbeilbarkeit der inneren Staatsverwaltung nicht vertragen" (S. 30.). 
Dahin, gehört denn ganz besonders die katholische Kirche, als die 
Krit. Jahrb. f. d. K.W. Jahrg. VI. H. X. 58 
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geschützte: denn, ofeschon in christlicher Gemeinschaft mit dem 
Statte, „hegt sie doch eine kirchliche Ordnung in sich, welche sich 
nickt Aberall mit der allgemeinen Ordnung des Landes verträgt, and 
statuirt insbesondere eine fremde gcislltclie Obergewalt, welche, so 
weit sie das Gebiet des innern Glanbens Oberschreiten will, von der 
Staatsgewalt nicht anerkannt werden kann, und mindesten« ignorirt 
werden muss, da es mit dem Wesen eines in sieh geschlossenen soe- 
verainen Staats in völligem Widerspruch steht, eines Theils setner 
Macht sich cntschlagen, and denselben in das seinem eignen Haas- 
kalt fremde Ausland verpflanzen zu wollen." Der geschützten Con- 
fcstroa gewahrt der Staat nicht blos Gewissensfreiheit und DuMaag, 
sondern wendet ihr auch Sorge für die Befriedigung des religiösen 
Bedürfnisses zu. Im Falle des Conflicts mit der allgemeinen Staats- 
ordnung, da verwandelt sich der Schutz in Duldung, wenn nicht 
selbst eine solche Glaubensabtheflung den Charakter der ausgeschlos- 
senen Religion annimmt. 

Mit dieser Aosffthruflg hat der Verf. die Entwicklung des Prin- 
#in* beendet und gebt dann gleich zur Anwendung auf Prenssen Ober. 
Hier können wir aber nicht umhin, zu rügen, dass der Unterschied 
der herrschenden, geschützten und geduldeten Religion nicht hin- 
Hin glich erörtert und begrQndet ist. Kaum sind die Grenzen der 
Begriffe zu erkennen, der Inhalt aber ist gar nicht entwickelt. Die 
ganze Distinction kann aber erst recht erfasst werden, wenn der Um- 
fang sowohl, als der Inhalt nachgewiesen wird. Es war daher die 
Aufgabe, die einzelnen Rechte der herrschenden Kirche zu bezeich- 
nen und davon diejenigen auszuscheiden, welche der nur geschätzten 
und der blos geduldeten zustehen. Hätte der Verf. dies unternom- 
men, dann würde sich wohl ergeben haben, dass die herrschende 
und geschätzte Religion zusammen gehören als recifirte, mit einem 
verschiednen Maasse von Rechten, und den Gegensatz gegen die nur 
toierirle Religion bilden. 

Es ist nicht die Absicht des Verfs., Kirche und Staat so mit 
einander zu verschmelzen, dass die eine in dem andern etwa unter- 
gehe. (M. s. z.B. S. 85.) Daher war es ebenfalls nothwendig zu 
bezeichnen, welche Objekte dem Ressort des Staats und welche dem 
der Kirche anheim zu geben sein würden. Ist der Staat, wie der 
Verf. voraussetzt, ein wahrhaft evangelischer, mit der evarcgeliftchen 
Kirche in innerer Einheil begriffen, ist jeder Conflicl ausgeglichen, 
dann wird dies nicht besondern Schwierigkeiten unterliegen. Ist aber 
diese Auflassung nicht eine bis jetzt noch Mos ideale? LSsst sich 
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sieht vielmehr Buch weisen, das* auch die erangetiseben Staate« mit 
den in ihnen befindlichen evangelischen Kirchen noch keineswegs in 
dieser vollen Einheit 'stehen ! Auch davon hatte der Verf. sieh durch 
Entwickloog der Rechtsverhältnisse im Einzelnen Oberzeagen können: 
denn er*wflrde erkannt haben, dass die einzelnen unter Voraussetzung 
voller Einheit dem Staate und der Kirche znJaHenden Rechte jetzt noch 
in einer höchst verschiedenen Bedeutung beiden zukommen. 

Ueberhaupt ist der Verf. in den Fehler gerathen, dessen sich 
so oft Schriftsteller in der neueren Angelegenheit schuldig gemacht 
haben, die Idee mit dem Bestehenden auf der einen, von ihm ver- 
teidigten Seite als identisch anzunehmen, obgleich daselbst nicht 
blos Differenz, sondern selbst Opposition vorbanden ist, und andrer- 
seits das Bestehende auf der entgegenstehenden Seite der andern 
Partei in der nacktesten Wirklichkeit festzuhalten. So fasst er die 
evangelische Kirche in ihrer vollendeten Reinheit, deren sie noch 
keineswegs theilbaftig ist, und stellt ihr die katholische Kirche mit 
allen nach seiner Ansicht fehler- und mangelhaften Bestandteilen 
derselben gegenüber. Ist daher seine Ausführung wegen dieser Un- 
gleichheit des Maassstabs, den er beiden Kirchen anlegt, schon an 
sich nicht wohl zu rechtfertigen, so wird dieselbe in der concreten 
Anwendung noch fehlerhafter. 

Der Verf* unternimmt es nämlich, das bisher abstraet Ober das 
Verh&ltniss der verschiedenen Confessionen zum Staate aufgestellte 
System sofort auf Preussen zu übertragen, und in folgender Weite 
darzulegen (S. 32. flg.). Preussen ist eine „in sich durch Central- 
Verwaltung geschlossene christliche Monarchie" und „stellt das Bild 
der reinsten christliehen Monarchie dar", in welcher „kein andres, 
weltliches Gesetz als der Wille des Königs" vorbanden ist. 

„Wir kennen einen hohem und festem Schirm — als den Schnti «er 
beschränkenden Verfassungen — den des Christentum« und der Civil isation, 
in der innigen Verbindung des Herrschers und der l'nterthanen. — Der 
getreue L'nterlhan erblickt unter der Kabinetaordre mit Khrfurcül die Na- 
menszuge seines Herrn, auch wenn der Inhalt ihn leibst schmerzlich und 
gegen eigne Erkenntnis! und Ueberzeugung berühren sollte. Auch dann 
unterwirft er sich den Aussprüchen nicht gezwungen durch Glaubeu an Un- 
fehlbarkeit, wie der römische Katholik sich den päpstlichen Bullen unter- 
werfen soll, wenn auch Wahrheit und Irrthum in einen umgekehrten Stand- 
punkt tritt; sondern er wird, beklagend nur den trüben Gang der Regeben- 
heiten, dulden und schweigen, so fem und so lange er solches für seine 
Pflicht erkennt, andernfalls aber anch ohne Scheu und Rückhalt seine 
Stimme erheben, und durch all« umgebenden Instanzen hindurch bis zum 

58* 
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Ohr des Monarchen dringen lauen, wohl wissend,- dass Recht xuleixtdoeh 

Recht bleiben raun/' 

Wir haben nicht die Absicht ober Politik und verwandte Gegen- 
Münde, von denen Herr Wolfart öfter in seinem Buche spricht, zu 
verhandeln, konnten uns aber doch nicht versagen, die Gruodidee 
roil den Worten des Verfs. zu bezeichnen, da dieselbe zur Motivi- 
rung der Ueberzeugung desselben dient, dass der Preussische Staat 
eine vollendete christliche Monarchie sei. Wenn wir dies anzuneh- 
men uns nicht gedrungen fohlen, so glauben wir doch, dass die 
Preussische Monarchie beglückt vor vielen und beneidenswert!) er- 
scheine und durch ihre trefflichen Regenten zu der Höhe, auf wel- 
cher sie sich befindet, unter Gottes Leitung erhoben worden sei. 
Die Weise, ■ deren sieb der Verf. in seiner Demonstmlion bedient, 
können wir aber nicht approbiren : denn er dreht sich in einem Zirkel. 
Eine Cabinets- Ordre ist gegen die Ueberzeugung jemandes erlassen 
und doch soll nun durch alle Instanzen hindurch wieder der Monarch 
entscheiden, der doch bereits in letzter Instanz entschieden halte! — 
Die Grösse und Würde des Preussischen Staats kann wahrlich, und 
niuss besser gegenüber den Zweiflern 'vertheidigt werden, als der 
Verf. gethan bat 

Um die Stellung der katholischen Kirche als einer geschützten 
In der Preussischen Monarchie zu begründen, geht Herr Wolfart 
8. 89* flg. davon aus, dass Preussen seit dem sechszehnten Jahrhun- 
derte auf der Grundlage der Reformation ruhe und sich bis zum 
achtzehnten Jahrh. als einen rein evangelischen Staat erhallen habe. 
Dies ist auch vollkommen richtig. — Dann wird aber weiter bemerkt, 
dass auoh im Verlaufe der spätem Zeit „in der Begrfln düng und* dem 
Wachsthuroe der jungen Monarchie bis auf die neuste Zeit durch 
alle Regentenstufen hindurch nnd während alles Zu- und Abganges 
von Landestheilen und Einwohnern evangelischer und römisch-katho- 
lischer Religion, sich der evangelische Charakter des Staats und 
seiner ihm innigst verbundenen Landesregierung nie verleugnet 1 ' 
habe. Der „unseligen Trennung" der Parteien ward durch das 
„Unionswerk ein Ende gemacht ", um alle in sich aufzunehmen, 
„aneh die Bekenner der römisch-katholischen Lehre." Darin nähert 
sich der Staat der katholischen Religion, indem er mit der unsicht- 
baren Kirche Christi dieselbe umfasst. Hat aber einmal der Staat 
flie evangelische Religion sich als Staatsreligion angeeignet, so kann 
dies nicht eher umgestaltet werden, „als bis die oberste Staatsgewalt 
ein Anderes erkürt hat.** 
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„Einzelne dem Staate zuwachsende oder abgetrennte Landesth eile inachen 
hierbei keineu Unterschied, denn der Stammrerein den Staats wird dadurch 
nicht verändert. Wer aber wollte es sich als möglich denken, dass unser 
evangelisch- christlicher König seinen evangelischen Staat in einen römisch- 
katholischen, oder auch nur (wenn es an sich möglich wäre) in einen 
gemischt katholischen und evangelischen verwandeln könnte, weil ihm 
Länderparzelen suwuchsen mit einer ganz oder gemischt katholischen Ein- 
wohnerschaft? Nimmermehr 1 und war der Zuwachs auch das Krzhtslhuni 
Cöln und wäre es auch der Kirchenstaat selbst gewesen 1 ! Der Wille des 
Königs stimmt aber auch mit dem Staats -Kirchenrecht überein. " 

So der Verf 4 — Das vom Verf. hier aufgestellte und weiter 
unten S. 188. flg. noch näher betrachtete Staats- Kirchenrecht 
tragen wir aber nicht Bedenken für ein Staats- Kirchenunrecht 
zu erklären. Das ganze Fundament seiner Deduction halten wir für 
ein nicht existentes. Also der König, weil er das jtu reformandi 
hat, — das ihm niemand zu bestreiten wagen wird, — kann ver- 
möge seines Willens über die Religion, die im Staate herrseben soll, 
entscheiden, ohne Rücksicht auf das Bestehende! Der König, wenn 
sein Wille nicht mehr die Herrschaft des evangelischen Cultus, die 
bisher bestanden, anzuerkennen geneigt wäre, könnte in die Stelle 
demselben einen andern ihm beliebigen Cultus setzen und die herr- 
schende Partei zu einer geschützten oder wohl selbst einer gedul- 
deten, ja gar einer verbotnen machen! — (Was vom katholischen 
muss auch vom evangelischen Cultus gelten!) — 

Ist dies aber auch der Sinn unsers Autors? — Man wird daran 
nicht zweifeln, wenn wir noch folgenden Passus hinzufügen (S. 46. ) : 

„Preussen ist und bleibt ein christlich-evangelischer Staat, so gewiss als 
es an einen evangelischen Thron geknüpft ist. Welche Ländertbeile 
ihm zuwachsen, und wenn in solchen bis dahin auch sunt 
kleinern oder grössern Theile, oder wenn auch ganz die 
römisch-katholische Religion die einheimische war, ja wenn 
auch keiner der neuen ünterthanen bis dahin sich in In- 
derm Glauben bekannte, dennoch verwandelt sich durch die 
politische Laudeseinverleibung und ohne Weiteres die ka- 
tholische Religion in eine geschützte und die evangelische 
wird die herrschende auch dieses Landestheils. Dies ist ein 
Grundsatz, der in der Natur der Verhältnisse liegt, und nie ausser Acht 
gelassen werden darf. In allen Zeiten hat er sich geltend gemacht, und 
wird sich trotz aller davon abweichenden Reden und Deutungen bewahren. 
Seibit ein unbewachter, zweifelhafter Ausdruck der Legislation muss in 
berichtigender Dcclaration so ausgelegt werden, dasi der Grundsatz stehen 
bleibt. Denu ohne Ihn würde der evangelische Landeaherr sich eines Theil* 
seines Majettitsrechts entaossern und das kann er nicht wollen/ 1 
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Rec. mnss in der That es fth* ein Glück hatten, das« der Herr 
Verf. in der Vorrede S. IV. bekennt, dass diese Schrift mit zei- 
tigen Amtsverhältnissen in keiner Verbindung stehe. Wenn er aber 
zugleich bemerkt, dass er sich zur Veröffentlichung des Werks 
nicht würde berechtigt geglaubt haben, wenn er nicht vorher die 
gewisse Ueberzeuguag erhalten hatte, die höchste Staatsgewalt finde 
nichts darin, dessen offene Verhandlung mit ihrem Interesse im Wi- 
derspruch stände, so müssen wir dagegen erinnern, dass allerdings 
die so eben in extenso mitgetheilte Explicalion dem Interesse des 
Staats widerspreche, weil das Vertrauen der Unterthanen schwinden 
rattsste, wenn die vom Verf. aufgestellten Grundsätze die des Staats 
selbst wären. Allein die bestehende Gesetzgebung und die bisherige 
Praxis belehrt uns glücklicher Weise vom Gegentheile und so haben 
wir d^e Ansicht des Verfs. als eine nickt zn begründende Privalmei- 
nueg zu beurthtilen. 

Zunächst haben wir nachzuweisen, dass der Verf. den Begriff 
des jus reformandi viel zu allgemein gefasst hat, indem von den 
gesetzlichen Grenzen des Majestätsrechts' ganz abgesehen ist. Ur- 
sprünglich verstand man unter dem jus reformandi die Befugniss der 
deutschen Landesherren, der Reformation den Eingang in ihrem Ter- 
rftörio zu gewähren, wogegen die katholischen Fürsten dann die Auf- 
rechthaltung ihres Bekenntnisses und später auch die Restitution des- 
selben darunter begriffen. Der Ausdruck ward im Laufe der Zeh 
generalisirt und schlechthin auf das landesherrliche Recht bezogen, 
einer Religion im Lande Duldung zu gestalten oder zu versagen. 
Dies ging zunächst aber immer nur auf fremde, nicht bereits vor- 
handene Religionsparteien: denn darüber wurden staatsrechtlich be- 
stimmte Grundsätze festgestellt und insbesondere im Westfälischen 
Frieden der Besitzstand des Jahres 1624. zur Entscheidung genom- 
men. Der Wille des Regenten konnte hiernach einer bereits reei- 
pirten Confession weder ihr Recht entziehen, noch verkürzen. Der 
Confessionswechsel des Landesherrn konnte darum auch nicht als ein 
Confessionswechsel des Landes seihst erscheinen. Darüber erklärten 
sich die Evangelischen auf dem Westfälischen iFriedenscongresse 
ganz bestimmt dahin> „Tritt ein evangelischer Reiehsstand von der 
Angsbvrgischen Confession ab und begiebt sich zu dem Psabstthum 
oder falten einem päbsllichen Reiehsstand Land und Leute an, welche 
der Augsburgischen Confession verwandt sind, so bleibt dem Reichs- 
stand doch nicht niinders die Landesdirection -tarn in sccuiarious, 
quam in ccclcsiastfcü , nur dass er nicht nach seinem Kopfe, 
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sondern nach denLandes- und Kircheoordnuagen dirigii 
muss. Wären also io einem Laade unter den LaadsUnden b< 
Religionen gebräuchlich, so dirigirt der LaodeefÜrst beide Tbc 
doch jedes nach seinen hergebrachten Ordnungen " (s. Maier ti 
sebes geistliches Staatsrecht Tb. II. §. 100.)- Die Verhältnisse 
Sachsen u. a. haben auch practisch die hier eintretenden Gesic 
ptuikle bestätigt. Dem Princip nach musste aber auch der lim 
kehrte Fall anerkannt und in gleicherweise beurtheilt* werden, w 
utt« lieh ein katholischer Landesherr evangelisch wurde oder kal 
tische Gebiete, rem «der gemischt, einem evangelischen Lande 
firlen. Dies letztere kommt für den vorliegenden Fall mit Preus 
zur Anwendung, und wir behaupten daher, dass Preussens Reget 
nicht befugt gewesen, die etwa herrschende katholische Genfes! 
eines erworbneu Landstriebs zu einer hlos geschützten zu macl 
dass sie vielmehr verpflichtet waren, die bestehenden Recbtsverh 
nisse und Privilegien der Confession aufrecht zu erhalten. Wir 
hnupten aber auch ferner, dass die Preussischen Landesherren da 
nicht abgewichen, sondern diesem Grundsätze gemäss gehan 
haben. Wir stimmen also mit der Ansiebt des Hrn. Wolfart we 
in jure % noch in facto albere in oud müssen die Gründe für unsre 
weichende Ansicht auseinandersetzen, wobei zugleich auf die A 
fUhrung im zweiten Anhange der Schrift S. 188. flg. (s. unten) Ri 
sieht zu nehmen ist. 

Der Verf. unterscheidet die Bedeutung des jus circa sacra n 
dem allgemeinen Kirchen- Staatsrecht und nach den in Deutschi 
bestehenden positiven Normen. Nach jenem entscheidet allein 
Wille des Regenten, — ohne Rücksicht auf die Confession dessel 
(cujus est regio , ejus est religio). — Doch bat das Oberhaupt 
Staats nur das Negativrecht, vermöge dessen jede Art der B 
gionsübung seians stillschweigenden oder ausdrücklichen Gonsei 
bedarf« Der evangelische Regent im evangelischen Staate kann a 
auch positiv, beralbend oder anordnend, in die Art und Weise 
Gottesdienstes iu dazu geeigneten Stücken einwirken. Tritt er a 
von der evangelischen zur katholischen Religion über, daou wil 
er 1) das Reformationsrecht ausüben und die neue Religion in. 
Land auinehmen können; 2) bei gewaltsamer Ausübung des Nega 
rechts Hinsichts der bestehenden Landesreligion bis zur Ausrolt 
oder Vertreibung derselben würde er die natürliche Grenze fin 
(nämlich „wo alle Macht ihre Grenze findet und 'in Zerstörern 
Wirken sich selbst auflöst" S. 190. vergl. S. 195.). 
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Anders stellt sieb die Sache, wenn diese Verhältnisse bei einem 
Fürsten erwogen werden, welcher mit seinem Lande froher dem 
deutschen Reiche angehört hat nnd jetzt dem deutschen Bunde an- 
gehört: denn hier kommen die Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens in Betracht, welche für die einzelnen deutschen Lande auch 
jetzt noch gelten. 

Ist der Landesherr mit seinen Unferlhanen nicht gleicher Con- 
fesoion, so wird 1) das jus sacrorum — Einmischung in eigentliche 
Kirchen- und Religionssachen — als Ausfluss der Landeshoheit ans- 
pendirt, und es entscheidet das Normaljahr 1624. Ober das Recht 
der Religionsparteien. Halte ein Religionslheil im Jahr 1624. keine 
öffentliche Religiousübung, so ist ihm Duldung in bestimmten Gren- 
zen zu gewahren. 2) Aendert sich in der Folge die Religion der 
Landesherrschaft, sei es durch persönlichen Religionswechsel, sei es 
durch Succession, so hat es auf den kirchlichen Rechtszustand des 
Landes weiter keinen Einfluss; immer bleibt das Normaljahr ent- 
scheidend ; — nur dass der Landesherr, welcher der Landesreligion, 
von welcher. die Rede, nicht weiter angehört, auch in die Kirehea- 
angelegenheiten derselben nicht weiter eingreifen darf« 

In Beziehung auf diese Explication des jus können wir den oben 
$ub Nr. 2. aufgestellten Grundsatz der gewaltsamen Ausübung des 
Reformationsrechts, der consequent aus dem unbeschränkten jus 
circa sacra des Regenten nach des Verfs. Theorie folgt, nur als die 
ganze Ansicht des Verfs. zerstörend betrachten. Die Aufgabe ist 
hier, das rechtliche Verhlltniss des Regenten zu den verschiedenen 
Confessionen im Lande zu fixiren d. h. die gesetzlichen, durch die 
Natur der Sache gebotenen Grenzen des Majestütsrechts zu bestim- 
men. i Statt dessen giebt der Verf. dem Landesherrn ein jus ilKmi- 
taiwn, als dessen Folge die Revolution erscheint. Diese Theorie ist 
falsch, folglich auch nicht in abstracto und in concreto applicabel. 

Die Bestimmungen des Westfälischen Friedens lassen nach des 
Verfs. Bemerkung in der Anwendung und sobald nur der factisebe 
Zustand festgestellt ist, keinen Zweifel*). Ist dem also, so fragt 
sieh, ob nicht für die Preussischen Besitzungen katholisoher Bevöl- 
kerung der Westfälische Friede maassgebend sein sollte? Darauf 
hat der Verf. nicht geachtet, wohl aber bat die Preussische Gesetz- 

*) Nor wegen des timultaneum ist bekanntlich gestritten worden (s. S. t94. 
$95.)- Der Verf. hätte hierbei erinnern können, wie durch den Reichs-DeputaL- 
Receti und die spätere Legislation diese Streitpunkte als erledigt zu betrachten 
sein durften. 
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gebung selbst darauf Rücksicht genommen: denn schon das Project 
des Corporis juris Fridericiani von 17 48. erklärt Pars 1. lib.L tit.IL 
§. 12.: „Da nach dem Westfälischen Friedenssehloss Unsere Catho- 
lischen Unterlhanen nach ihren Principiis in Glaubens-Sachen gerich- 
tet werden sollen, so muss auch das kanonische Recht in so weit 
vim legis behalten u. s. w. u , und nicht minder die spätere Legislation. 

Was das Factiscbe selbst betrifft, so mflssen wir darauf noeb 
einen Blick werfen. 

Bis gegen die Mitte des 18ten Jahrhunderts hatte Preussen fast 
nur evangelische Untertbanen. Durch den Erwerb von Schlesien 
( S. 47. flg.) kam eine grosse katholische Bevölkerung dazu. Schon 
in dem Patente vom 1. Decbr. 1740* beim Einmärsche der Preuss. 
Truppen erklärte Friedrich der Grosse, dass er die Unterthanen 
„bei allen und jeden ihren wolilhergebracbten Rechten und Gerech- 
tigkeiten, Freiheiten und Privilegien inpublicis et privalis, ui eccle- 
siasticis et politicis, welcher Religion, Standes oder Würden die- 
selben seyn könnten" schützen wolle, und wiederholte dies im 6ten 
Artikel des Berliner Friedens vom 28. Juli 1742. (S. 47.), insbe- 
sondere „mit Vorbehalt der den dasigen Protestanten zu verstauen- 
den Gewissensfreiheit und der dem Souverain des Landes zustehen- 
den Gerechtsame. 41 Bier äussert nun Herr Wolfart: „Beides in 
Verbindung, nämlich freie Religionsübung der Protestanten und die 
Gerechtsame des protestantischen Souverains, bildet den Begriff der 
herrschenden evangelischen Landesreligion, und alle und jede der 
bis dahin herrschend gewesenen römisch-katholischen Religion ge- 
machte Zugeständnisse können nur innerhalb der Grenzen des Staats- 
schutzes gedacht und verstanden werden." 

Dagegen muss aber erinnert werden, dass -nach den obigen Er- 
klärungen des Königs die evangelische Religion weder in Schlesien 
die herrschende, noch die katholische die blos geschützte werden 
konnte, wie auch weder eins, noch das andere geschehen ist. Viel- 
mehr ergiebt sich ohne die vom Verf. vorgeschlagene „berichtigende 
Declaration unbewachter, zweifelhafter Aasdrücke der Legislation", 
dass der König als Landesherr überhaupt seine Rechte wahrnehmen 
wollte, wobei es auf einen Unterschied der Gonfession gar nicht an- 
kommen konnte, und dann dass er die Evangelischen den Katholiken 
in ihren religiösen Rechten gleich zu stellen beabsichtigte, ohne den 
letztern etwa Abbruch zu thuo. Es war die Parität der Coufes- 
sionen Oberhaupt das Ziel, nach welchen der König strebte. Daher 
erklärte er „die Religionen müssen alle tolerirt werden und muss der 
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Fiskal nur das Auge darauf haben, dass keine der anders Abirag 
Ibue, dein hier muss ein Jeder nach seiner Facoa selig werden" 
(s. Preuss Friedrich der Grosse. Bd. 1. S. 138. B. 111. S. 196. 
u; a. m.). Iosbeseadere aber hatte der König, selbst abgeseba da- 
von, dass er Protestant war, die Pflicht, die Protestanten, welche 
frfiher in Schlesien besondere Rechte besessen hatten nad im Ver- 
laufe der Zeit widerrechtlich verkürzt worden waren, zu resütuirea 
und den Katholischen gleich zu stellen, lieber alle diese Verhält- 
nisse können wir auf die gediegene Ausführung bei Laspeyres: 
Geschichte und Verfassung der katholischen Kirche Preussens B. I. 
Buch II. Kap. 2. hinweisen, wodurch die schiefe Auffassung bei unserm 
Verf. ihre vollständige Widerlegung findet. 

Dass nach gleichem Princip mit den erforderlichen Modifica- 
tionen bei der Erwerbung von Westpreussea gebändelt wurde, ist 
leicht nachzuweisen. Herr Wolfart will aber, da er dies nicht wet- 
ter. berührt, seine Ansicht noch dadurch bestätigen, dass er sieb auf 
„Preussens evangelische Slaatsreligion als in der Verwaltung bewihri" 
bezieht (S. 51. flg.). Hier beginnt er aber wieder mit dem Priaeip 
seiner „ berichtigenden Decluralioa ", indem er äussert: „Mögen bis 
«ad wieder durch Süssere Begebenheiten gesetzliehe Bestimmungen 
hervorgefiihrt werden, bei deren Abfassung die in dem Wesen der 
Sache begründeten Religionsdisünclionen nicht klar vorgeschwebt 
haben und nicht scharf gebalten worden sind , immerhin sengen aUe 
seither erschienenen landesherrlichen Verordnungen für den Willen 
und die Sorge der Staatsgewalt, das evangelische Princip aufrecht 
zu erballen und Allem entgegen zu treten, was dasselbe durch rück- 
sichtslose Ausübung der remisch -katholischen Glaubenslehre gefthr- 
den könnte/* Des Beispiels wegen wird nun gleich auf das Allge- 
meine Landrecht Rücksicht genommen und ein Auszug der hieher 
gehörenden Paragraphen gegeben. Insbesondere kommt in Betracht 
AUg. L.-R. Th. 11. Tit. XI. §. 17. 20- 27. Die beiden ernten Para- 
graphen lässt der Verf. hier fort (s. aber unten S. 144., wo §. 20. 
abgedruckt ist>). Sie lauton: 

„Die vom Staate ausdrücklich (am Rande steht : öffentlich] au fg*n om- 
ni eueu Kircheugeiellschaften haben die Rechte privilegirter Corpora- 
tionen. — Eine Religionsgeieliichaft, welche der Staat genehmigt, ihr 
aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchengesellachaften nicht bei« 
gelegt hat, genieist nur die Befugnisse geduldeter Gesellschaften^ 
Dann heisst es in dem §. 27. : 

„Sowohl öffentlich aufgenommene, als blos geduldete Religio»»- und Kir- 
cheageaetlscliafien müssen sich in allen Angelegenheiten, die sie mit an- 
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dern bürgerlichen Gesellschaften gemein haben, nach den Gesetzen des 
Staat! richten. " 
Dem Preussischen Landrechte ist daher der Unterschied herrschen- 
der, geschützter und geduldeter Confessionen nicht bekannt. Der 
Verf. eotschliesst sich deshalb S. 53. Anm. * zu einer Declaration: 
„Wenn hier nur zweier Religions- und Kirchengesellschaften, der 
öffentlich aufgenommenen (reeipirten) und der blos geduldeten, 
gedacht ist, so steht damit nicht im Widerspruch, dass die Staats- 
Religion auch eine herrschende (dominirende) ist, die als solche 
keine Rechte geltend zu machen braucht, und auf deren einzelne 
Kirchengemeinheiten nur das Gesetz in Anwendung gebracht werden 
kann" — wahrlich höchst sinnreich, aber auch höchst unrichtig. 
Die Geschichte belehrt uns und nicht nur die der älteren Zeit, son- 
dern auch der letzten Jahre, wie doch die evangelische Kirche in 
ihrem Unterschiede vom Staate in Preusseu auch Rechte begehrt hat, 
wie die evangelische Kirche des Landes, der einzelnen Provinzen u.s.w. 
dem Landesherrn Wünsche vorgetragen u.s.w. Indessen davon ab- 
gesehn, müsste doch irgend ein Zeugniss wenigstens beigebracht 
werden, worin die evangelische Kirche des Landes als die herr- 
schende der katholischen gegenüber, als der minder begünstigten, 
ausdrücklich bezeichnet wird. Dies vermag der Verf. freilich nicht, 
wogegen wir aber Gesetze anzuführen im Stande sind, in denen die 
katholische und evangelische Kirche als die gleich berechtigten auf- 
geführt werden. So lesen wir im Religions- Edicte vom 9. Juli 1788. 
§. 1. (Nov. Corp. Const. Prussico-Brandenb. Tom. VUL fol. 2175.) 
'„Wir befehlen, wollen nnd verordnen, dan alle drei Haupt- Con- 
fenionen der Christlichen Religion, nehmlich die Reformirte, 
Lutherische and Komisch-Catholische, in ihrer bisherigen Ver- 
fassung, nach den von Unsern gottseligen Vorfahren vielfältig erlassenen 
Edieten und Verordnungen, in Unser* sämrallichea Landen verbleiben, 
aufrecht erhalten and geschütst werden sollen." 
Darauf ist im §. 2. von den öffentlich geduldeten Seelen u. s. w. Ate 
Rede. Diese Stelle scheint uns unzweideutig und das Voranstellen 
der Reforroirteo, als welchen der Landesherr selbst damals ange- 
hörte, wird wohl nicht leicht jemand als auch höhere Rechte begrün- 
dend ansehe wollen. Alle drei sollen bleiben, aufrecht erbalten und 
geschützt werden: denn hoffentlich wird es keinem in den Sinn fallen, 
das Verbleiben auf die Reformirteu, das Erhalten auf die Lutheraner, 
und das Schützen auf die Catholischen beschränken zu wollen, — 

Die Praxis und die weitere Entwickelung des Preussischen Staats 
dieaen zum Beweise, dass die Parittt der drei oder zwei Cofcfes- 
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ftionen stets anerkannt geblieben ist Bei der Erwerbung Westfalens 
und der Rheinprovinzen ist dies ebenrolssig verbargt worden and wie 
der Staat die in ihm befindlichen Hanptconfessionen zu betrachte» 
gewohnt ist, kann auch aus der Cabinets-Ordre v. 23* Angusl 1821., 
betreffend die Königliche Sanclion der pfibstlichen Bulle de salute 
animarum d. d. Rom den 16. Juli a. c. noch besonders enlnommea 
werden. Es beissl nämlich darin unter andern: 

„Ich will dem wesentlichen Inhalte dieser Bulle . . • Meine Königliche Bil- 
ligung und Sanction ertheüen, Kraft deren diese Verfügungen als bin- 
dendes Statut der katholischen Kirche des Staates von alles, 
die es angeht, su beobachten sind. Diese Meine Königliche Billigung and 
Sanction erlheile Ich, vermöge Meiner Majestätsrechte, nnd diesen Rech- 
ten, wie auch allen Meinen Tnterthanen evangelischer Religion nnd der 
evangelischen Kirche des Staats unbeschadet*' 

Es scheint nach dem, was wir bisher ausgeführt haben, diese 
Bezeichnung der katholischen nnd evangelischen Kirche des Staats 
durchaus unverfänglich ; nicht aber unserm Verf., der vielmehr seiae 
ganze Schrift mit der Betrachtung dieser Ausdrücke beginnt, ja sie 
als Veranlassung der ganzen Abhandlung gewissermassen bezeichnet 
Er äussert nämlich: ,, Diese Ausdrücke sind geeignet, zu grosses 
Zweifeln und zu Obergrossen Folgerungen Veranlassung zu gebet, 
nnd die neusten Ereignisse haben daran gemahnt, wie sehr es Notb 
thuc, die so vielfach verhandelten und slets verwirrten Bekenoungs- 
Punkte recht sorgfältig in das Auge zu fassen, um auf keine Seite 
' bin von der nur dureh das Wesen der Sache bedingten und bezeich- 
neten Bahn des Rechtes abzuweichen " (S. 1.).. 

Der Verf. entwickelt daher seine oben dargestellte Theorie, 
welche wohl zur Genüge widerlegt ist. Auf die Cabinets-Ordrc vor 
1821. kommt er aber wieder zurück S. 37. flg. Er bemerkt, dass 
da es eigentlich nur eine christliche Religion mit einer einzige«, 
allgemeinen, unsichtbaren Kirche Christi giebt, die Unterabteilungen 
derselben wohl andere Benennungen erhalten sollten. Es seien aber 
die Ausdrücke vermischt in den Gebrauch übergegangen und Religion 
bezeichne bald das Ganze, bald nur einzelne Theile (Confessionen) 
u. s.w. Wenn sich nun die römisch-katholische Confession als eine 
sichtbare, vom Ganzen abgesonderte Kirche darstelle, so könne dies 
evangelischer Seits nicht geschehen. Der Ausdruck „evangeli- 
sche Kirche" ist an sich nicht richtig, wenn man nicht die allge- 
meine Kirche Christi darunter verstehen will, zu der auch die römisch- 
katholische gehört. Als Äussere Vereine giebt es nur evangeli- 
sche Kirchen. Wenn man nun in der Cab. -Ordre unter „die evaa- 
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gelische Kirche des Staats " den Inbegriff aller evangelischen Kir- 
chen des Staats znsammenfasst, so fragt sieb: Ob dann der Sinn des 
Ausspruchs des Landesherrn so zu nehmen sei, dass der Landesherr, 
vermöge des ihm zustehenden juris reformandi, die evangelische 
Religion nicht mehr als die herrschende, sondern neben ihr auch die 
römisch-katholische als die mitherrschende des Landes erkennen 
wolle? — oder ob er nicht vielmehr, ohne die gewall ige Aendcrung 
des Bestehenden, nur die Absicht gehabt habe, dem allein vorge- 
legenen Gegenstand, nämlich dem Ordnen der innern kirchlichen 
Verhältnisse der in dem Staate befindlichen römisch-katholischen 
Religion, Sprache und Ausspruch zu widmen? 

Aus unsrer bisherigen Erörterung folgt, dass die ganze Frage 
desVerfs. eine mUssige, durch seine falsche Theorie und corrumpirte 
Auffassung der kirchlichen Rechtsverhältnisse der Confessionen in 
Prcussen hervorgerufene sei. Da „das Bestehende' 4 eben die Parität 
der zwei oder drei Confessionen selbst bis dahin war, so kann nur 
eine fernere Anerkennung derselben in der Cab.-Ordrc liegen. 

Wir glauben den fraglichen Gegenstand zur Genüge erörtert 
und begröndet zu haben und können uns fernerer Widerlegungen 
enthalten, die immer auf denselben Punkt hinauslaufen müssteo. Der 
Verf., von seiner Hypothese ausgehend, dass der Staat, als Inhaber 
des jus reformandij das Recht besitze „zu bestimmen, zu welcher 
Klasse eine jede im Lande sieb kund gebende Glaubensgemeinschaft 
gehören soll" — „cujus est regio, ejus et religio" (S. 84. vergl. 
S. 189.)« ferner, „dass in dem preussischen Staate die evangelische 
Religion die herrschende- sei" — was „auf dem Wesen der Regie- 
rung beruht", bleibt dann bei dem Resultate: „Man thut Unrecht, 
wenn man die Rechte der evangelischen Religion mit denen der 
römisch -katholischen des Landes in Vergleich stellt, oder gar von . 
Gleichheit der Rechte beider spricht" u. s. w. — Dagegen wollen 
wir nichts mehr erinnern, als: Wohl uns, dass wir von der 
Gleichheit der Rechte beider Confessionen in Preussen 
sprechen können. Eben so wahr, als schön schliesst Laspeyres 
sein schon oben genanntes Werk mit folgenden Sätzen, die als Re- 
sultate gründlicher Forschung aber die kirchlichen Verhältnisse des 
Preussischen Staats jedenfalls eher auf Annahme rechnen dürfen, als 
die unbegründeten Reden des Herrn Wolfart: 

„Auf dem Gebiete der'Polittk und der TYiuenscbaft darf nicht bloss, 
sondern must Preussen tich als erangelischer Staat betrachten und geltend 
machen. Aber in kirchüch-coafetfioncller Beziehung iat der Monarchie, seit 
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lie ein genitaehtes Territorium geworden , in den katholischen Bekeantnisae 
ganzer Provinzen und in der Anerkennung der katholischen Kirchenverfa*- 
tung ein ihr ursprünglich fremdes Element in sich aufgenommen hat, die 
noch grossere und würdigere, weil schwierigere, Aufgabe gestellt, einen 
wahrhaft paritätischen Staat zu bilden. Mitten im Kampfe aller anf den 
Gebiete des geistigen Lebens sich bestreitenden Ansichten und Tendenzen, 
in allseitiger Gewährung völliger Paritat der christlichen Bekenntnisse als 
Vorbild der Nacheifern ng zu glänzen , 'wird fortan Prenssens schönster 
Ruhm sein." 

Was den ferneren Inhalt der Schrift des Herrn Wolfart be- 
trifft, so können wir uns darüber körzer aussprechen. 

lieber die Bolle de safate animarum und deren rechtliche Be- 
deutung verbreitet sich der Verf. S. 61. flg. Dieselbe ist nicht als 
ein abgeschlossener Stantsverlrag anzusehen, hat nicht die Natar 
und Kraft eines Staatsgeselzes, sondern hat ihre Geltung nnr, weil 
nnd so weit sie landesherrlich sanetionirt worden, namentlich „als 
bindendes Statut der katholischen Kirche des Staats in Betreff der 
Einrichtung, Ausstattung und Begrenzung der ErzbislhOnier und Bis- 
thtimer dieser Kirche und aller darauf Bezug habenden Gegenstände." 
Nach den neuern Vorfällen, welche übersichtlich dargestellt werden, 
meint der Verf., sei eine ganzliche Vernichtung der landesherrlichen 
Sanction der Bulle nicht nötbig, sondern es bedürfe nur einer der 
inneren Gesetzgebung angehörigen Declaration (S. 72.): dass die 
oberste Gewalt unsers Staats eine christlich-evangelische ist, welche 
mit gleicher Fürsorge ihre christlichen Unterthanen aller Confe&sionen 
nmfasst, nnd vermöge des unveräusserlichen jus circa sacra ihre 
äussern religiösen Verhältnisse inspicirt und ordnet, mit gleichzei- 
tiger und mit gleichmässiger Beachtung der Gewissensfreiheit nnd 
des Staatsrechtes:, und wenn wider Erwarten diese Erklärung nicht 
ausreicht, die katholischen Unterthanen über den Begriff einer Regie- 
rungsweise im evangelischen Sinne aufzuklären , dann gäbe man zur 
Beruhigung der Getreuen, wie zur Verzweiflung der Fremdgesinntea 
die Erläuterung: dass, wenn in einem römisch-katholischen Staate 
die Anerkennung aller Dogmen dieser Kirche sich von selbst ver- 
stehen, und die Ausübung des juris circa sacra wenigstens präsum- 
tiv dieselben zur Basis haben sollte, doch in einem evangelischen 
Staat , bei allem sonst zogesagten und gewährten Schutz, diejenigen 
Dogmen zu irgend welcher Anwendung und zu irgend welcher Ver- 
kündigung ausscheiden und verworfen werden müssen, welche die 
Grundwahrheit der evangelischen Lehre verletzen. — Als solche 
Lehren he zeichnet der Verf. „die staatsverderbtieben Satze von der 
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Alleinseligmachang, von der Unfehlbarkeit , und von dem blinden 
Gehorsam." So sehr Ree. in seinem Herzen selbst gegen diese 
Lebren protestirt and dem protestan lisch- evangelischen Lehrbegriffe 
zugethan ist, so kann er doch dem Staate nicht die Befoguiss bei- 
legen, die Verkündigung dieser katholischen Dogmen zu verbieten, 
da dieselben imegrirende Bestandteile der katholisohen Doetrin sind. 
Nach dieser Ansicht des Verfs. ist die katholische Kirche nicht mehr 
eine geschützte, sondern kanm eine tolerirte, zumal wenn man anf 
die weiteren Folgen, die der Verf. bei der Nichtbeachtung des Staats* 
Verbots eintreten lässt, siebt. Er will n Jim lieh, dass der Katholik, 
der sich davon in seiner Ucberzeugnng und in seinem äussern Ver- 
halten nicht lossagen kann, von der Staatsgewalt nicht allen gleich- 
gestellt werden solle, besonders da, wo es auf Amtsvertranen in 
geistlichen und weltlichen Dingen ankommt o. s. w. — Heiast dies 
den ArL XVI. der deutschen Bundesacte u. s. w. anerkennen,! ! ! — 
Nach solchen Princtpien ist es viel, aber auch eigentlich nicht con- 
sequent, wenn der Verf. noch die Verbinduug der römisch -katho- 
lischen Religion des Landes mit Born in geistlichen Dingen gestattet. 
Es wäre, meint er, sonst „eine ReligionsunterdrQckung, eine gewalt- 
same Reformation u (S. 78.). Das Verbot der Lehre von der Unfehl- 
barkeit u. s. w. wa're dies also nicht?! — 

„Die katholische Kirche besteht auf anerkanntem Besitzrecht im 
zugesicherten Staatsschulz" sagt Herr Wolfart mit Bezugnahme 
anf die Patente für die 1815. erworbnen Provinzen (S. 85.). Dies 
erklflrt er aber speeieller dahin, dass soweit Conflicte nicht vorkom- 
men, die katholische Religion mit der herrschenden Religion gleiche 
Behandlung erwarten darf. Wo aber „ein Widerstreit mit den 
durch das Staatswohl bedingten Maximen der Staatsgewalt eintritt, 
da scheidet die katholische Religion, quoad hoc^ aus der Klasse der 
geschützten, und geht Über in die der geduldeten, oder ausge- 
schlossenen. 44 — So ist die „berichtigende Declaration" der Pa- 
tente für die reeipirten katholischen Provinzen bei unaerm Verf. — 

Besondere Betrachtungen finden sich noch S. 101. flg. Ober 
Glaubens- und Gewissensfreiheit der geschätzten Religion, Über Lehr- 
freiheil, Sacrämcnt, gemischte Eben (dabei Zergliederung und Be- 
gutachtung des Brcve vom 25. März 1830. S. 113. 147. flg.) und 
dergl. ro., wobei Wahres mit Irrlhümlichem durch einander gemengt 
wird, was im Einzelnen zu zergliedern wenig erspriesslieh sein dürfte. 

Zum Schlüsse werden drei Anhänge mitgetheUt. 1. Heber die 
bürgerlichen Verhältnisse der preussischen Juden (S.169— 
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187«)> eine Abhandlung, welche der Verf. unmittelbar nach dem 
Denen Länderzuwachse im Jabre 1816. als persönliche Ansicht ans- 
zosprechen sieb veranlasst fand (s. S. 32. Anm.). Er bat darin die 
Grundsätze über das Vcrhältniss einer blos geduldeten Religion erör- 
tern wollen. — Mit Hinblick auf die allgemeinen und insbesondere 
in Prenssen vorhandenen Zustände der Juden , wirft der Verf. die 
Frage auf: Was erfordert Recht und Gerechtigkeit, niebt bloa gegen 
die Juden, sondern auch gegen die eigentlichen Staatsborger? — 
entweder die unbedingte Ausdehnung der im Jahr 1812. den Juden 
der damaligen Monarchie zugedachten Vergünstigungen auf die nenen 
Ländertheile, — oder die abermalige Prüfung und allgemein gleiche 
Modificirung derselben nach, dem Bedürfniss des ganzen Landes? — 
Er entscheidet sich für die letztere Alternative, um nicht gegen das 
Fundamentalprincip der Gleichheit vor dem Gesetze anznstossen. 

Rec. findet in dieser Ansicht wieder den Fehler, der das ganze 
Werk nnsers Verfs. corirutnpirt und die irrige Auffassung des Ver- 
hältnisses der Gonfessionen überhaupt veranlasst bat. Es ist die 
Missachtung des Bestehenden, die Verkennung der hergebrachten 
Rechte. Den in den alten Provinzen ansässigen Juden das vor! heil- 
hafte Gesetz von 1812. zu entziehen, um die Juden in den neuen 
Provinzen, welche bis dabin ungünstiger Stauden, nicht den älteren 
nachstehen zu lassen, erscheint eben so widerrechtlich, als unpo- 
litisch: denn die Gulturstufe der dem Staate länger angehorigen Ju- 
den, auf welche der Staat bei Emanation des Gesetzes von 1812. 
mit Rücksicht nahm, war eine völlig andere, als die der Jnden im 
Grossberzogthume Posen , und überdies halten jene sich durch Kriegs- 
dienst u. s. w. wobl den Anspruch auf Begünstigung erworben. Die 
Aufgabe des Staats konnte daher bei der Acquisition neuer Juden 
nur die sein, deren Stellung allmälig zu einer solchen Tüchtigkeit 
zu erheben, dass sie der Verleihung des Gesetzes von 1812. auch 
würdig werden möchten. Gleichheit vor dem Gesetze ist nicht un- 
terschiedlose Einerleiheit, sondern beruht auf der Anerkennung aller 
persönlichen und sachlichen Rücksichten, welche eine Differenz im 
Rechte überhaupt begründen. 

In dem weitern Verlaufe seinerDarstellung lenkt der Verf. not- 
gedrungen auch wieder ein. 

II. Gedanken über die Befugnisse katholischer deut- 
scher Landesherren Hinsichts der evangelischen Union« 
(S. 188— 196.). 
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Als im Jahre 1826. die Herzogin von Anhalt-Käthen zur katho- 
lischen Kirche übertrat und in Folge des Schreibeos Friedrich 
Wilhelms III. an Jene mehre Abhandlungen erschienen (s. S. 44. 
45- Anm. *), entwarf der Verf. eine eigne damit in gewisser Ver- 
bindung stehende Denkschrift „zur Beseitigung der hemmenden Ein- 
mischungen in das Werk der evangelischen Union", deren wesent- 
lichen Inhalt er in dem zweiten Anhange mittheill 

Er geht davon aus, dass in der Union der lutherischen und re- 
fermirten Kirche nicht eine Vernichtung einer oder der andern Con- 
fession liegt, oder die Erschaffung einer neuen» sondern lediglich das 
Anerkenntnis*, dass beide bisherige Gonfessionen in ihrem Wesen 
eine und dieselbe seien. Die Union ist rein liturgischer Natur, be- 
zieht sich auf die Äussere Gottesverehrung und nun entsteht die Frage: 
wie weit in Äussere Religionsdinge die Staatsgewalt einwirken kann? 
— Darüber werden dann die schon oben berührten Principien Ober 
4ms jus circa sacra nach dem allgemeinen Kirchen -Staatsrechte und 
den Bestimmungen des Westfälischen Friedens aufgestellt« Nach 
jenem wird angenommen, dass der glaobensverwandte Landesherr 
positiv, der einer andern Gonfession zogehörige nur negativ hierbei 
einwirken könne, jener durch Berathang und Anordnung, dieser 
durch Ertheilung oder Verweigerung der Sanction. Nach den Be- 
stimmungen des Westfälischen Friedens in Verbindung mit dem, was 
sonst allgemeinen Rechtens ist, erklärt der Verf., dass wenn in einem 
deutsch- evangelischen Lande lutherische und reformirte Gemeinden 
besteben, welche die Absicht haben, sich in ihrem Glaubensbekennt- 
nisse zn vereinigen, zur bürgerlichen Giltigkeit des Acts der Union 
der Coasens des evangelischen Landesherrn erforderlich sei, weil 
dies dem allgemeinen liturgischen' Negativrecht gemäss, nnd dasselbe 
hierin nicht durch den Westfälischen Frieden beschränkt ist; dass 
aber, wenn der Landesherr katholisch ist, es seines Consenses gar 
nicht bedarf, mithin er der Union auch keine Hindernisse in den 
Weg legen darf, weil in allen Rechtsbeziebnngen zwischen Pro- 
testanten nnd Katholiken der Westfälische Frieden keinen Unter- 
schied zwischen Lutheranern und Reformirten macht, es dem katho- 
lischen Firsten also ganz gleichbedeutend sein muss, ob seine Un- 
terthanen, so fern sie nur unter sich einig sind, sich zn dieser oder 
jener evangelischen Partei, oder zu heidea bekennen. 

Diese Dednction erscheint plausibel, in der Praxis aber ist doch 
Öfter von andern Grundsätzen ausgegangen, wie z. B. die Union in 
Baiern lehrt. 

Krit. Jftbrb. f.d.RW. Jahrg. VI. U X. 59 
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III. Gutachten über das RechtsverhXltniss der litur- 
gischen Angelegenheiten in Preussen (S. 197 — 212.)« 

Im Jahre 1825. ward vom Verf. dies Gutachten entworfen , am 
die bestrittene Frage zu beantworten: Wo denn eigentlich das Recht 
der Kturgfeehen Gesetzgebung beruhe? — Die Prüfung der Sache 
kann erfolgen : nach schon bestehendem positiven Gesetz — dies ist 
aber nicht ausreichend; - — nach dem innere Rechtsverhältnis». — 
Dies ist dergestalt entscheidend , dass, so weit dasselbe mit dem 
positiven Gesetz in Widerspruch steht, letzteres einer notwendigen 
Dedaration unterliegen wird. — So- Blossen wir abermals auf das 
nicht joristische .und in Wahrheit unwissenschaftliche Princip, eine 
bestehende Gesetzgebung nicht ans ihrem eignen Standpunkte zu 
declariren, zu ergänzen u. 8. f., sondern die Deklaration von einer 
andern und zwar entgegengesetzten , ja widersprechenden Seite her 
*u holen und eine bestimmte, positive Norm durch eine apriorische 
Deduction zu declariren. In dem vorliegenden Falle selbst fordert der 
Verf. indessen wenigstens (S. 198.), dass auf verfassungsmässigen 
Wege die Dedaration bewirkt werde. — Das Allg. Landrecht Th. II. 
TK. XI. §.46 — 48. bestimmt, dass „jede Kirehongesellscbafl" dien- 
liche Ordnungen wegen der äussern Form und Feier des Gottesdien- 
stes einführen könne, dass die Prüfung und Genehmigung des Staats 
aber erforderlich sei. — Der Verf. bezieht den Ausdruck : Kireheu- 
gescllschaft : auf jede einzelne Gemeinde, was Rec. ungeachtet der 
so oft vertheidigten entgegen stehenden Meinung billigt. (M. s. des 
Rec. frühere Ausführung in diesen Jahrbüchern B. I. S. 135. 136*)- 
Da nun einer wünschenswerthen Uebereinstimmung in der liturgischen 
Einrichtung der evangelischen Gesammtkirche des Landes sich jene 
Vorschrift hemmend entgegen stellen kann, so wünscht der Verf. die 
Dedaration, dass diese §§. auf liturgische Anordnungen nicht zu be- 
ziehen seien d. h. mit andern Worten, dass den Gemeinden ihr Recht 
genommen werde. Diese Entziehung eines bestehenden Rechts hat 
für Herrn Woifart kein Bedenken, wohl aber kümmert ihn der 
mehr administrative Gesichtspunkt, von wem, durch welche Or- 
gane und in welcher Art soll dies Recht nun ausgeübt werden. Er 
wiederholt dabei wieder seine schon öfter entwickelte Ansicht Ober 
Negativrecht, das unter allen Umständen dem Staatsoberhaupte ge- 
bührt, und über das positive Recht (hier liturgische Recht), das er 
aber aus der landesherrlichen Oberaufsicht nicht herleiten will, auch 
nicht anf Uebertragung von den Gemeinden, ausdrücklich oder itiW- 
scbweigend, basiren möchte, eben so wenig wie auf die biscbtflicae 
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Würde des Landesherrn. Er äussert daher, nach Verwerfung der 
drei bekannten Systeme: „Des Königs Majestät hat die neue Kir- 
chenagende zum Zweck der allgemeinen Einführung im Lande hin- 
gegeben, ohne sie jedoch mit positiver Gesetzeskraft auszustatten; 
und es dürfte dies wohl der wahre Rechtszustand sein, der allein zu 
einem segensreichen Ziel und Ende führen kann" (S. 207.)«,— Wozu 
aber diese Ausführung, um die Aufhebung des §. 46 — 48. des Land- 
rechts a. a. 0. zu rechtfertigen? — Der Verf. hat durch diese Be- 
trachtung vielmehr nur das der bestehenden Gesetzgebung des Land- 
rechts gem&sse Verfahren applicirt und so die Beibehaltung der cit. 
§§. ohne die „Declaration" gerechtfertigt (9 f 13)- 
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Ueber deutsche Nationalgesetzgebnng. Bin Beitrag zur Erste* 
lang gemeinsamer fftr ganz Deutschland gültiger Gesetzbücher, 
und zur AbschafTung des römischen und des französischen Rechts 
insbesondere. Von A. Christ, Gherzoglich Badischem Ministe- 
ria Iratbe. Karlsruhe, 1842. 

Das römische Recht am Hermannsdenkmale. Ein Beitrag zur 
Verbesserung des Rechlsstodiums \u Deutschland vom Justizrath 
A. Kaulfu«. Berlin, 1842. 

Wir zeigen hier zwei Schriften an, deren Inhalt in Verwandt- 
schaft steht, deren Gehalt aber himmelweit verschieden ist. 

In der ersten Schrift spricht ein keantnissreicher und einsichts- 
voller Mann Ober den Rechtszustand Deutschlands, sucht dessen Man- 
gelhaftigkeit darzuthun und fordert mit Nachdruck die Abhülfe, wel- 
che ihm die beste zu seyn scheint. Das ganze Buch durchzieht das 
Feuer einer edlen patriotischen Begeisterung und der Mann von wis- 
senschaftlicher Bildung bewährt sich tiberall, auch darin, dass er 
nicht etwa zur Unterstützung der beantragten Abschaffung 6e^ Rom. 
Rechts dasselbe herabzusetzen sucht, sondern vielmehr dessen höbe 
Bedeutung für alle Zeilen anerkennt. Was wir an der Schrift zu 
tadeln haben, und zwar im Allgemeinen, betrifft zunächst die Form. 
Nach einer Einleitung und vier Abschnitten folgt noch ein Anhang 
(S. 127 — 160.), welcher Nachtrüge zu dem Früheren enthalt, beson- 
ders gegen v. Savigny. Die Entstehung dieser Nachträge wird 
vom Verf. so dargestellt, dass er „um der Feder freien Lauf zu 
lassen", vor dem Beginn seiner Arbeit kein dahin einschlagendes 
Werk gelesen und erst, nachdem der Druck schon weit gediehen 
gewesen, Savigny's Schrift über den Beruf unserer Zeit z. Ges. 
von Neuem angesehen habe, wodurch er zu einigen Nachträgen 
veranlasst worden sey. Ref. ist der Meinung, dass ein Schriftsteller 
es seinen Lesern schuldig sey, solche Formwidrigkeiten zu vermeiden, 
und, wenn er auch, um „den freien Lauf seiner Feder" nicht stören 
zu lassen, vor dem Niederschreiben die Leetüre anderer Schriften 
über den nämlichen Gegenstand unterlassen will oder muss, doch vor 
dem Druck dies nachzuholen und die nöthig gewordenen Nachträge 
gehörigen Orts anzubringen. Aber da tritt wieder eine andere in« 
diviuelle Sonderbarkeit des Verfs. in den Weg; es „fasst ihn näm- 
lich ein steter Widerwille, Selbstgeschriebenes nochmals zu lesen 44 , 
und dadurch, sowie durch die auf ihm ruhende Geschäftslast hat er 
sich auch abhalten lassen, Wiederholungen, welche sich in der 
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Sehrift finden, abzuändern. Aber auch dioae Entschuldigung kann 
Ref. picht geben lassen. Der Schriftsteller nitiss so viel Achtung vor 
seinen Lesern haben, dass er sie nicht unter den kleinen Eigenheiten 
des lieben Ich leiden lässt, und wenn er auck im Hause sich in der 
Bequemlichkeit noch so gern geben lässt, doch beim öffentlichen Auf- 
treten sieb einigen Zwang anthut. Darum kann man dem Verf. weder 
die Wiederholungen, welche nicht blos „kleinere*' sind, sondern 
mitunter in grosse Weitschweifigkeiten ausarten, noch manches An- 
dere, was bei einer gehörigen Revision der Schrift wohl weggefallen 
wäre, nachsehen. Dahin rechnet Ref. auch die öfters vorkommenden 
unedlen oder wenigstens der Schriftsprache fremden Ausdrücke, wie 
z. B. „ein reger Wille für das gemeinsame Gute kam bisher in Deutsch- 
land nur schuckweise'*, „es herrscht in unseren germanischen 
Sitten kein struttes Formelwesen", „in Bälde" u.s. w. — Doch 
man könnte vielleicht geneigt sein, von diesen Verstössen allen ab- 
zusehen, wenn wirklich gegen dieselben jene Originalität, auf welche 
der freie Lauf der Feder hoffen lässt, eingetauscht würde. Dem ist 
über nicht so. Gewandtheit und Flüssigkeit im Denken und Schrei- 
ben, auch das Streben, die Dinge in ihrer Wesenheit zn ergründen, 
sind dem Ve'rf. nicht abzusprechen. Aber was er uns producirt, ist 
doch in der Hauptsache und mit Ausnahme der eigentümlichen Auf- 
fassung und Begründung einzelner Nebenpuncte nur ein Nachhall von 
Dem, was schon von Anderen vor ihm gesagt worden ist. Man ver- 
gleiche nur was Tbibaut und nach diesem Mayer (s. Jahrb. 1839* 
S. 761. ff.) über den Gegenstand geschrieben haben. Sonach beschränkt 
sieb das Verdienst des Verfs. im Wesentlichen darauf, dass er eine 
Frage, deren Bedeutung kein Freund des Vaterlandes verkennen wird, 
von Neuem mit Lebendigkeit und Feuer in Anregung gebracht hat. — 
Betrachten wir noch den Inhalt der Schrift im Einzelnen. Eine Ein« 
leitung entwickelt von S. 1. bis 20. den Gedanken, dass jetzt, wo 
eine kräftige vaterländische Gesinnung wiedererwacht sey und mit ihr 
in den meisten Deutschen Staaten das Streben nach einer neuen Ge- 
staltung der Gesetzgebung sieh zeige, es an der Zeit sey, eine für 
ganz Deutschland gültige Gesetzgebung zu schaffen; die Sucht nach 
dem Fremden und der Partikularismus, welche bisher die Gebrechen 
unserer öffentlichen Zustände gewesen , müssten bekämpft werden, 
wenn etwas Grosses, des gesummten Vaterlandes Würdiges Jtervor* 
gehen solle. — Der erste Abschnitt verbreitet sich sodann (S. 21 — 
65.) „über die Natur und die Wesenheit der Gesetze " mit etwas zu 
grosser Gesprächigkeit. Die Gesetze erscheinen dem Verf. „in ihrer 
letzten und ursprünglichen Bedeutung als die Sitten und Gebräuche 
des Volkes, welche Üher die Beziehungen und die Verhältnisse, die 
durch das Zusammenleben im Staate bedingt sind, naturgemäss sich 
bilden." Die Sache ist nicht so neu, wie der Verf. zu glauben 
scheint; nur der Name ist nicht gewöhnlich. JVIan pflegt allgemein 
diese Sitten und Gebräuche als das älteste Recht eines jeden Volks 
zu betrachten, nur nennt man sie nicht Gesetze, sondern iben Sitten, 
Gewohnheiten oder Gewohnheitsrechte, wenn man nicht etwa jenen 
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Ansdrnek io einer weiteren Bedentnng nisrat. Es handelt sieh als» 
bles am deo Namen und die lauge Exposition des Verfs. betrifft lediglich 
einen Wortstreit. Er spricht femer den Sata aus, dass jene nntar- 
gemttsse Entstehung der Gesetze (des Rechts) eigentlich ewig dauernd 
seyn sollte, and erklärt sich gegen das Eingreifen der Staatsgewalt 
in die Bildung des Rechts nad gegen das Niedecschreihen Ton Ge- 
setzen Ober „das eigentliche Recht 4 *, welches er — auch eine nene 
Ansdrucksweise - — den Öffentliche« Rechte entgegensetzt. Doch da 
die Staaten hier einen anderen Weg eingeschlagen habea, — sollte 
nicht eben daran, weil es aberall und schon in den frühsten Zeiten 
der Staaten so ist, auch hierin etwas Natargemässes liegen? — so 
nimmt der Verf. die Sache , wie sie ist, und sacht zo bestimmen, wie 
die Gesetze beschaffen seyn müssen. Sie müssen vaterlandisch seyn, 
das fordert ihr Wesen, ihre Natur, die Würde des Staats. Ref. bat 
in dar Ausführung des Letzteren eben oichts Neues und Bemerkens- 
werthes gefanden ; was der Verf. vorher 'beiläufig über das Verhält- 
nis* den Verunuftreebte zn« geachichtHcben sagt, ist richtig, aber 
gleichfalls nicht neu. — Der zweite Abschnitt (S. 66 — S9.) stellt 
anferst die Einführung des Rünrischen Rechts auf die gewöhnliche 
Weise dar, prüft dann die für dessen Beibehaltung aufgestellten 
Gründe; das Resultat. Ist, dass es abzuschaffen sey. Was gegen jene 
GrUude gesagt wird, ist schon oft gesagt worden und ziemlich dürf- 
tig; es genügt gerade hier, wo das ganze vom Verf. aufgeführte 
Gebäude auf diesem Fundamente beruht, durchaus nicht. Eine Er* 
günzung erhalt man in dem oben erwähnten Anhange« Noch ver- 
dient als merkwürdig das Princip hervorgehoben zn werden, welches 
der Verf. für die Form der Gesetzgebung aufstellt: „ Wenig Allge- 
meines, Alles einfach und natürlich, und vor Allem nicht zn viel 
Einzelnes !" Also in jedem Falle nicht viel. — lieber die Eraffeh- 
ruug des Franzosischen Rechts wird im dritten Abschnitt (S. 90 — 
l6l») gehandelt und daran eine Beurtbeilang desselben geknüpft 
Alles, was hier vorgetragen wird, verdient vollen Beifall, wenn es 
auch schon anderswo noch ausführlicher gesagt worden ist — Im 
vierten «ad letzten Abschnitt, mit der Ueberschrift : „Einführung 
einer gemeinsamen Vaterland ischen Gesetzgebung" (S. 102 — 126.), 
kommt der Verf. zunächst auf seine Lieblingsidee zurück, dass es 
geschriebener Gesetze gar nicht bedürfe. 

„Dasjenige Recht heinlich, das mit unterer Denk- und Handlungsweise 
übereinstimmt, and mit allen unseren Zustanden so gaa* und gar ver* 
wachten ist, bedarf nicht mehr der achriftlichen Abfassung, denn ea lebt 
achon vor dieser Abfaitung in um, and lebendiger in uns, alt ea in künst- 
lichen, und allgemeinen Sätzen schriftlich wiedergegeben werden kann. 

Auch tritt ja das Recht im Leben nicht als Regel, nicht als Allgemein- 
heit, sondern wie Alles in der Natur nuraltEUtfelnheitsuf, and snr rich- 
tigen Auffassung dieses einseinen Falles bedarf es welter nichts, als die 
Zusammen halteng desselben mit unserti Sitten and Gewohnheiten , nsttder 
Natur des Geschäfts, in dem wir leben und weben, und mit der Denk- und 
Anschauungsweise der Betheiligten. So wird in jedem einzelnen Falle 
das Rechte gefunden und besser, weil einzelner, und wahrer gefunden, als 
wenn wir stau das Buch (des Bachs] des Lebens, das Buch geschriebener, 
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allgemeiner künstlicher Regeln aufschlagen , und darin aus den Buch- 
staben, aus der Fassung der Worte, also aus fremdartigen Dingen heraus- 
lesen und lierauskünsteln, was uninoglicherweise darin , sondern nur in 
der Frische des gegebenen Rechtsgeschäfts, unr iu der Kiiiselnheit der Sache 
und der Personen gefunden werden kann. 

Sehen wir uns auch einmal im Leuen um, und fragen nach dem Ein- 
flüsse unserer Gesetzbücher und ihrem Verhältnisse zu den einzelnen Fra- 
gen, welche durch die Gerichte entschieden werden, so werden wir finden, 
dass seihst bei den umfassendsten Gesetzgebungen weitaus die meisten Fälle 
im Gesetxfeacbe nicht stehen, und dass dieselben ahne Geset* nach ihrer 
Eigenthüuilicbkeit, nach der Natur der Sache, und nacb allgemeinen, im 
Herzen eine« jeden Menschen geschriebenen Ansichten von Recht und Billig- 
keit entschieden werden. Das ist die Regel, das ist die allgemeine,, die 
allumfassendste Quelle der Entscheidung, und wo diese nicht mehr zur An- 
wendung gebracht werden kann und darf, weil nemlich das geschriebene 
Recht entgegen steht, da geht tnch regelmässig die Wahrheit für deu ein- 
zelnen Fall unter, und die Frage wird nicht mehr nach sich und ihrer ftigeu- 
thümlichkeit, sondern nach einem dritten Maassütabe entschieden, da* 
[den] wir Gesetz zu nennen pflegen. 

Sind so die meisten Fälle ohnehin nicht im Gesetze entschieden und 
eutscbeidbar, so betrifft ferner von den darin enthaltenen Bestimmungen 
wieder der grosste Theil solche Verhältnisse, die eigentlich einer Entschei- 
dung nicht bedürfen. Dahin gehört z. B. die ganze Lehre der Verträge, bei 
welchen, je richtiger, je einfacher, je kunstloser sie aufgefasst werden, 
desto mehr Alles auf solche Satze hinan« läuft, die eben, weil sie ganz 
natürlich sind, zu ihrer Geltendmachung keines Gesetzen bedürfen, und 
ohne Gesetz ebenso gefunden würden. Dies gilt weitaus von den meisten 
Bestimmungen eiuer guten Gesetzgebung, und dass jetzt kein Mensch von 
den Gesetzen rechten Rescheid weiss, beweisst eben mehr als Alles den man- 
gelhaften, verworrenen, unnatürlichen Zustand der bestehenden Gesetze. 

Steht dies aber fest, so bedarf man auch überhaupt einer geschrie- 
benen Gesetzgebung in eiuem Staate nicht." — — 

Dies die Ansicht des Verfs., welche er im Folgenden nur insofern 
' »edißeirt, als er „nur wenige Anordnungen des öffentlichen Rechts« 
wie z.B> Sorge für die Minderjährigen, Vorschriften wegen der Ehe, 
wegen der Erbschaften, wegen der Grand- and Liegeu6chefttMtehe* 
und für das Verfahren" für nolhwendig erklärt. „Alle anderen Be» 
Stimmungen, was nur im Unterschiede des öffentlichen Rechts, Vor- 
Schriften der Wissenschaft sind, wären überflössig, und ihre Auf* 
hehuflg, seihst in unseren aus diesen Zuständen hervorgegangenen 
Staatengebildcn, würde nur vorübergehend uns auffallen/ 4 — Es ist 
von hei dieser ganzen Ansieht zuvörderst ejne grosse Unbestimmt- 
heit unverkennbar, welche durch die ehen erwähnte Modifieation her- 
beigeführt wird ; man ist nicht im Stande, zu erratben, was Alles 
der Verf. den van ihm gegebenen Beispielen als solche noch beizu- 
fügen gemeint ist. Im Uebrigen würde Ref. jene Ansieht wohl er- 
klärlich finden, wenn sie von einem Stubengelehrten ausgegangen 
wäre, der die Welt durch seine von der Sonne beschienenen Fen- 
sterscheiben betrachtet und Alles für so rosig hält, als es ihm durch 
dieselben erscheint, Dass aber ein Geschäftsmann, dass Jemand, der 
da wissen muss, dass die Menschen nicht so sind, wie sie seya sollen, 
der die Mannigfaltigkeit und Verwickelungen des Rechtslebens kennen 
muss, — dass ein solcher jene Ideen nicht blos fasst, solidem sogar 
für praclisch ausführbar hält, das ist dem Ref. ein unauflösliches 
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Raihsd geblieben. Docb quälen wir uns nicht mit dessen Ergrün- 
dun g. Der Verf. selbst lasst sich — inconsequcnt genug — schon 
auf der nächsten Seile „zu den gangbaren Ansichten der Zeit" heran 
und nimmt „die Ansicht von der Notwendigkeit geschriebener Ge- 
setze 4 als die seinige aof. Er sucht zu zeigen, dass das Bedürfnis« 
eine Deutsche Nationalgesetzgebnng fordere, dass, wenn in den ein- 
zelnen Staaten besondere Gesetzbücher zu Stande kommen sollten, 
der Rechtszustand Deutschlands ein noch traurigerer werden würde, 
als der gegenwartige nach des Verfs. Ansicht ist , und dass daher die 
Zeit starker als je zu einer gemeinsamen Gesetzgebung mahne. Er 
macht einen Vorschlag, wie zu derselben zu gelangen sey, ohne die 
Rechte der Kammern zu beeinträchtigen. Die Ausführbarkeit dieses 
Vorschlags lassen wir dahingestellt; wir sind der Meinung, dass, 
wenn einmal die Gesetzgebung eine Nationalsache und ihre gemein- 
same Ausführung beschlossen werden sollte, der Weg dazu sich von 
selbst ohne grosse Schwierigkeit finden würde. Darin geben wir 
aber dem Verf. jeden Falls recht, dass es kaum einen unzweckmäßi- 
geren Modus der Gesetzgebung geben könne, als den durch Bera- 
tbung und Abstimmung constitutioneller Kammern über Gesetzesvor- 
sehlSge oder Gesetzbücher im Einzelnen. Dns haben beinahe afle 
Fülle solcher Verhandlungen gelehrt. Bierfiber, sowie über manches 
Andere, z. B. über die Gefahr der partikulairen Gesetzbücher für 
die Universitäten und die Wissenschaft, finden sich treffende Bemer- 
kungen beim Verf. — In dem schon oben erwähnten Anhange wer- 
den Bemerkungen gegen folgende Ansichten v. Savigny's gemacht: 

1. „die Verschiedenheit der deutschen Landrechte sei beizubehalten;" 

2. „wir hatten keine für die Gesetzgebung geeignete Sprache;' 1 

3. „unsere Zeit habe nicht den Beruf zur Gesetzgebung." Zuletzt 
wird noch die Frage aufgeworfen : „Was haben wir von der geschicht- 
liehen Schule zu erwarten?" Dieser Anhang besteht meistens aus 
Wiederholungen oder weiteren Ausführungen früherer Bemerkungen; 
enthalt aber'ausserdem auch einiges Neue. Ref. kenn mit den Be- 
hauptungen des Verfs. nur theilweise übereinstimmen. So kann er 
namentlich die Vorstellung desselben, welche öfters wiederkehrt, 
dass nämlich das Rom. Recht etwas Fremdartiges für uns sey, nicht 
für richtig halten. Allerdings das Volk ist mit diesem Recht als 
Quelle unbekannt; aber kennt es die unter ihm seihst entstandenen 
Gesetze oder neuen Gesetzbücher? Ebensowenig. Die heut zu Tage 
anwendbaren Satze des Rom. Rechts sind aber wahrend der langen 
Zeit, in welcher es schon in Deutschland gegolten hat, bei uns so 
heimisch geworden, wie es Deutsche Rechtssatze nur immer seya 
können. Namentlich in der Lehre von den Vertrügen, von den Ser- 
vituten und anderen dem taglichen Rechtsverkehr sage hörigen IsjeuV 
tuten sind die Rechtsaasichten des Volks ganz Römisch, nur dass es 
sieh dessen nicht faewusst ist. In Bezug auf die letzte, oben ange- 
gebene Frage des Verfs. bemerken wir noch, dass er 6it Erwartun- 
gen v. Savigny's von der geschichtlichen Schule als unbegründet 
zurückweisen will. 
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Können wir nach diesen Bericht der ersten Schrift auch keioe 
grosse Bedentang beilegen, so hat sie doch als das Ergebniss edlen 
Strebens und als ein Zeugniss wissenschaftlicher Tüchtigkeit den ge- 
rechten Ansprach auf Anerkennung. Ganz anders steht es mit der 
zweiten Schrift, welche auf den Ref. den widerlichsten Eindruck 
gemacht hat. Sie kündigt sich als eine Leichenrede anf das Rom. 
Recht an, welche jedoch „nicht an Recbtsgelebrte gerichtet ist, son- 
dern der weisen Prüfung der Durchlauchtigsten Gesetzgeber Deutsch- 
lands unterworfen, und allen wissenschaftlich gebildeten Mannern, 
welchen Fachs sie auch sein mögen, von [??] und ohne akademische 
Matrikel ehrfurchtsvoll gewidmet wird." Da nun das Rom. Recht 
zur Zeit noch nicht todt ist, so kommt man anf den Gedanken, dass 
der Verf. nicht blos den Leichenredner, sondern auch den Todt- 
schfager habe machen wollen. Nnn an der dazu nftthigen Dreistig- 
keit fehlt es ihm nicht, wohl aber an dem Werkzeug. Denn die 
Schrift ist ein wahres Füllhorn von Anmaassung einerseits nnd von 
Unkenntnis* nnd Geistesarmuth andererseits. Lassen wir den Verf. 
durch einige Proben sich selbst richten. 

„Schon zu C i cero's Zeiten nnd später unter den rÖm. Kaisern bis zum 
ottron. Kaiser Justinian, der Groiie genannt, waren in der Länge der 
Zeit die ront- Gesetze unter dem Namen Senatus - ConsuKen , Volksbe- 
gehiatte, prätorische Edikte, Retponsa oder Gutachten der Rechtsgelehr- 
ten, Kaiserliche Rescripte und Deerete sn einer so unübersehbaren Fluth 
angeschwollen, das« ihr Inhalt das Fassungsvermögen des Gedächtnisses 
Überstieg. — Das Volk, und doch nnr fär dieses sind die Gesetse bestimmt, 
und selbst die Reentsgelehrten wussten, wie heut in England, nicht mehr, 
was galt und was nicht galt, und wo etwas aufsuiaden war. Da Hess 
Kaiser Justinian in den J. 528—534. n. Ch. durch seine Rechtsgelehrten, 
deren an dt gewesen sein sollen, die diesen beliebigen Grundsätze, Gut- 
achten und Entscheidungen aussieben, vermehrte diesen Auszug noch mit 
neuen unbedeutenden Verordnungen, und dieser susammengeschriebene 
Aussug ist das bekannte rdm. Recjit, oder Corpus juris ^ ein ohne System 
und Ordnung, mit Lacken, Wiederholungen, Widersprüchen, Verfäl- 
schungen des Grundtextes zusaramengeschraierter, dickbändiger und un- 
behfilflicher Wust, mit einem Auswüchse von Glossen, und Glossen so 
Glossen, Meditationen und Deeisionen. In ihm wurde sich Niemand su- 
recht su Süden wissen, hätten nicht erst deutsche Rechtslehrer durch ihre 
Lehrbücher, Com meutere und Compendien Licht und Ordnung hineinge- 
bracht, ihn lesbar und sur Lehre und Praxis verständlich gemacht. 44 — 
„Wer heute noch etwas im rem. Rechte nachsehen will, wird sich wohl 
böten es aus dem fnsteru und verworrenen Buche mühsam heraussuklauben, 
weiss er doch immer nicht, ob er auf die richtige, oder nicht etwa auf eine 
widerrufene oder von Rechtsgelehrten bezweifelte und verbesserte Stelle 
treffen wird ; er wird es vorziehen , ein deutsches Lehrbuch des rom. Rechts 
nachzulesen, nnd des deutscheu Verfassers Autorität sur Beweisstelle an- 
zufahren So ist das Corpus juris längst aus dem Gebrauche heraus, 

die deutsch- römischen Lehrbücher sind in seine Stelle getreten, und aus 
jener trüben und faulen Quelle mag Niemand mehr schöpfen. . . . « Seine 
noch wenigen Ausgaben gehen vom Antiquare den Weg zur Makulatur.*' — 
„Wenn auch in dem allgera. preuss. Landrechte v. 1794. noch einige Reste 
alter Zeit enthalten sind, die den jetzigen veränderten Verhältnissen nicht 
mehr entsprechen und gewiss bei der Revision der Gesetze ihre Erledigung 
linden werden, so muss doch von ganz Europa dankbar anerkannt werden, 
dass es das beste Gesetzbuch ist, welches bis jetzt erschienen ist, und ein 
geistvolleres Werk als Justinian's lästiges Erbtheil, dem die längst müit- 
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dig gewordenen Erben unbedingt entsagen magern. ... An der Seite de« 
preuss. allg. Landrecht* war seine (des röm. Rechts) Hülfe nicht der Rede 
werth, nur in höcbit teltenen Fallen konnte darauf Bezog genommen wer- 
den; denn jenet Recht, längst weit vorgerückt über ein dergleichen nur för 
die Kindheit früherer Zeit geschrieben« Elementartiuch, bedurfte seiner 
nicht Die deutsche Jugend rauss die Jahre ihrer Geisiesblüthe auf der Uni- 
versität dem trocknen Studium des röm. Rechts opfern, um es bald wieder 
su vergessen; denn wenn der Justizbeamte dasKxamen hinter sich hat, so 
gewähren sein Amt, das vaterländische Recht und die wissenschaftliche 
Bildung, die er nicht rernachlässigen soll, seinem Geiste eine so grosse und 
gedeihliche Nahrung, dass er die pedantische römische Gelehrsamkeit un- 
willig von sich wirft, Zeit und Muhe bedauernd, die sie gekostet hat. 4 * — 
„Unsere Gerichte und Advocaten stehen an Intelligenz, Charakter und Ver- 
fahren hoch über den Romern, ihr bewahrtes und gerechtes Selbstrertrmuen 
hat nicht ndtbig die Art und Weise, wie sie entscheiden sollen, vom dem 
abgelebten Römern su entlehnen. 11 — „Die Grundprinzipien, die aus der 
reinen Vernunft abgeleitet sind, brauchen wir jetzt nach 1314 Jahren nicht 
mehr vom Corput j*ri$ zu lernen , denn unsere Vernunft ist eben so rein 
und reiner als die römische, und wir haben während dieses langen Zeitraums 
mehr Zeit uud Gelegenheit gehabt, als die Römer, um die Grundprinzipien 
aus ihr abzuleiten. Möge das leiste Exemplar des Corpmt jmrit vom der 
Erde verschwinden, unser Natur- nnd Vernunftrecht wird mit ihm nicht 
verloren gehen." — „Wurde wohl der Stodirende, welcher auf der Uni- 
versität röm. Recht gar nicht und statt dessen deutsches, s. B. prenssisehes 
gehört und studirt hat, deshalb zur Reehtsverwaltong weniger vorbereitet 
und ausgebildet sein, als der, welchem der Professor vorerzählt hat, was 
die röm. Rech t f gel ehrten, Tribonian, Paulus, Ulpian, fjeiser[stc], 
Hell fei dt [tre], Glück, Heineccius, Böhmerund neuere Collegen über 
ein römisches Recht gedacht, philosophirt und gesagt haben ! Gewiss nicht. 
Er wflrdc im preuss. Gesetsbuthe ein Mehrere* and Besseres gelernt haben, 
er würde einen nickt mit todten Antiquitäten und nicht mit römiseher Ge- 
lehrsamkeit beschwerten, sondern einen mit dem Geiste einer sittlichen, 
humanen und philosophischen Gesetzgebung belebten munteren Kopf, nicht 
ein mit römischem Gedächtnisskrame verdüstertes, sondern durch deutsche 
Rechtsphilosophie aufgeklärtes und erheitertes Gemöth in die Gericutastnbe 
zurückbringen" u. s.w. — »Was der in Deutsehland nach gesetzlicher 
Prüfung für fähig erklärte und zum Justizamt berufene deutsche Recb ta- 
ge lehrte in seinem eigenen und selbstständigen Irtheile denkt, daa wird 
eben so klar gedacht sein , als die Schlussfolgerungen aller, auch der aus - 
gezeichnetsten röm. Juristen. In den dicken Folianten Justinianischer Ge- 
lehrsamkeit giebt es nicht eine einsige Abband lang, die den gründlichen 
und geistreichen Untersuchungen gleichzustellen sein dürfte, welche in 
der deutschen Recbtsliteratur gesammelt worden sind. Die preuss, Rechts- 
gelehrsamkeit und die wissenschaftliche Ausbildung der preosa. Jnstizbeam- 
ten haben längst die römische Schule fibertreffeu." — „Die Entbehrlichkeit 
des röm. Rechts bedarf nicht einmal eines Beweises. Dieser liegt schon 
in der unbestreitbaren Wahrheit, dass das preuss. Recht und dessen Revi- 
sion ein vorzüglicheres Recht ist und sein wird, als das römische, und dass 
es einer hermeneutischen und subsidiarischen Nachhülfe aus letzterem nicht 
bedürfen wird." — »Das Studium des röm. Rechts gewahrt wenig formelle 
Bildung. Der Beweis liegt darin, dass der, welcher nur einsig nnd allein 
das röm. Recht nnd ausser diesem keine andere Wissenschaft studirt, das 
richtige Denken vom röra. Rechte gewiss nicht lernt. 44 
Doch Ref. kann seinen Ekel, solches Zeug abzaschreibt ■ , nicht 
langer überwinden. 104. 
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Hundbuch des Criminalprocesees mit vorzüglicher Rücksicht auf 
SSehsisches Recht von Carl Äug, Wefgke, Kftn. Sftchs. Hofr., 
Vicefinanzcons. u. Adv. zu Dresden. Leipzig, 1840. (Vgl. ob. S.666.) 
Der nunmehr verstorbene VerF. hat In den letztem Jahren mit 
schreibseh'gem Eifer die juristische Literatur um einige Werke weni- 
ger bereichert, als vermehrt. Zwei derselben sind bereits in dieser 
Zeitschrift 1839. S. 909. ff. u. 1842. S. 168. f. beurtheilt worden und 
der dort ausgesprochne Tadel Ober Flüchtigkeit und Oberflächlichkeit 
der Arbeit muss auch bei vorliegendem Werke wiederholt werden. 
Zuvörderst hatte der Titel geradezu ein Handbuch des sachsischen 
Criminalprocesses ankündigen sollen; denn abgesehen von den all- 
gemeinen Grundsätzen, welche sich bei einmal angenommenem in- 
quisitorischen Principe ziemlich aus der Natur der Sache entwickeln 
lassen, findet sich nur eine Zusammenstellung der in Sachsen durch 
positive Gesetzgebung anerkannten Regeln, von dem Gemeinrecht- 
lichen aber durchaus nichts, was als eigentümlich bezeichnet wer- 
den konnte. Der Jurist also, welcher nicht gerade speciell mit dem 
sachsischen Rechte sich zu beschäftigen hat, wird nur höchstens an 
einzelnen Betrachlungen sich erbauen können, welche der Verf. — 
hier jedoch sparsamer als in seinem Gewerbsrecbte — vom legisla- 
tiven oder politischen Standpuncte anstellt, wie namentlich in der 
Einleitung oder S. 139. 

„Auch versteht es sich, da (bei der Vernehmung) die' freie Wahrheit zu 
Tage gefördert werden soll, also zugleich eine logische Operation, ver- 
möge icr gleichsam streitenden Stellung zwischen Richter and Angeklagten, 
vorliegt, data jegliche Störung und jeder Druck vom Angeklagten zu eut- 
fernen, er namentlich weder durch Pestein, noch durch Drohungen, noch 
durch zu langes Stehen, ermüdet werden darf. Bandenfrei und unter jeg- 
Hehem Vernunft schütze steht er vor dem Richter." 
För sächsische Juristen aber könnte eine derartige Zusammenstellung 
allerdings erwünscht and branchbar seyn ; denn seit der durchgrei- 
fenden Organisation der Behörden im J. 1835* und seit den Verän- 
derungen, welche das Cnminalgesetzbuch von 1838. oad die ia des* 
een Folge erschienenen Gesetie hervorgerufen haben, ist nicht blos 
das fleissig gearbeitete Werk Winekter's, welches 1802. erschien, 
sondern anch schon der als zweiler Tbeil des Critni na I rechtes 1832. 
von Voikmann bearbeitete Prozess, dessen übrigens der Verf. nir- 
gends Erwähnung tbut, veraltet und unzureichend geworden« AHeia 
die verliegende Arbeit ist nicht einmal als eine fttr den sachlichen 
Practiker bequeme Zusammenstellung des Materials zu empfehlen« 
denn sie Ittsst Ordnung, Vollständigkeit und Treue fast allenthalben 
vermissen. Es würde an weit führen, wenn hier alle Ausstellungen, 
welche gegen das Baeh zu machen sind, zusammengebracht werden 
sollten, die nachfolgenden Erinnerungen werden hinreichen, um das aus« 
gesproebne Urtheil zn begründen. Der Verf. bat in diesem Handbuche 
im Wesentlichen nur den ordentlichen Untersueknngsprocess, in einem 
Aahange das Verfahren hei Forstvcrguhea behandelt, ausgeschlossen 
sind also der ROgenprocess, das ausserordentliche Verfahreu in Brand- 
sliftungslaUen* das gegen DeJrandanlen der di reden Abgaben und 
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daß vor dem Staatsgerichtshofe. Der zu behandelnde Stoff sondert 
sich nun von selbst in die Lehre von der Criminal Gerichtsbarkeit und 
die vom Criminal verfahren, eine Trennung, welche auch Verf. beibehal- 
ten, der aber doch in Manchem von der gewöhnlichen Anordnung sich 
entfernt hat So ist es wohl zweckmässiger, Haupt- und Nebenper- 
sonen des Criminalgerichts zu sondern, nnd das Allgemeinere über 
die letztern gleich in den ersten Theil zu stellen: statt dessen spricht 
Verf. nur von notwendigen Personen, zu welchen er neben den zur 
Besetzung der Gerichlsbank erfoderlichen noch den Defensor rech- 
net. Allein dessen Stellung im beutigen Untersuchungsverfahren, 
wonach er an der Leitung desselben nicht den mindesten An theil 
nimmt nnd von der Sache regelmässig erst nach völligem Abschluss 
der gerichtlichen Erörterung Kenntniss erhält, ist eine andere, oder 
es müssten, da allerdings Defension ein notwendiger Act ist, gerade 
wie Section und Execulion, auch die bei den letztern betbeil igten 
Personen zu den notwendigen gezählt werden. Das übrige Hülfs- 
oder Dienstpersonal wird nun gelegentlich im zweiten Theile erwähnt, 
so die Amts- und Gerichtsfrohne §. 163. bei Gelegenheit der Haft, 
die Acrzte §. 173., wo vom Thatbestande die Rede ist, vom Doll- 
metscber aber handelt ein eignes (löte) Cap. des zweiten Theils, hin- 
ter den Beweismitteln, was sich allenfalls rechtfertigen lässL Da- 
gegen ist die Trennung der Lehre vom Geständnisse (Cap. 8.) vom 
Cap. 9. über den Widerruf gewiss uonöthig. Ganz besonders aber 
rächt sich das Verlassen der gewöhnlichen Anordnung und die völ- 
lige Vernachlässigung des Gemeinrechtlichen nnd Historischen, ver- 
mutblich uro dem „practischen Interesse " zu genügen, in der Lehre 
vom Gerichtsstände. Hätte doch hier Verf. das alte forum privile- 
giatum in seinen verschiedenen Richtungen immerhin dargestellt und 
dann die neuern Modifikationen nachgetragen, so wären wohl die un- 
glaublichen Missgriffe vermieden worden. Der §. 67. „Ausnahmen 
vom foro delicti" {richtiger wohl xomforo eommuni) giebt lediglich 
eine Darstellung nach dem Gesetze subC. vom 28. Jan. 1835.; rich- 
tig wird bemerkt, dass die Geistliehen der verschiedenen Confessionen 
unter dem Bezirksamte (also doch nur die inländischen) stehen. Nos 
hallen zwar, soviel Rec. weiss, ausländische protestantische Geist- 
liche früher in Sachsen keinen Anspruch auf forum privilegiatum % 
wegen der katholischen aber konnte das Consistorium zu Dresden 
nach dem Mandate vom 19. Febr. 1827. §. 27., so gut wie wegen 
der inländischen ein beliebiges Justizamt zur Untersuchung reqoirirea, 
wegen dieser ausländischen Geistlichen ist daher die Frage Aber Ge- 
richtsstand unerledigt geblieben. Mochte dies bei der Seltenheit des 
Falls dem Verf. entgehen, so durfte er doch nicht am Ende des dt. 
§. noch von der durch Verordn. vom 6. Febr. 1828. den Aemtern 
ertheillen Commission zur Untersuchung der unter geistlicher Juris- 
diction verübten Verbrechen — worauf erst §• 161. bei Gelegenheit 
der Verhaftung die Rede kommt — der nicht kirchlichen auf den 
der kirchlichen Jurisdiction unterworfenen Orten begangnen» spre- 
chen, da ja diese Commission ausdrücklich durch Verordn. vom 
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9. April 1836. §.27. erledigt worden ist In demselben §. wird die 
Competenz der Berggerichte nur wegen der an gewissen Orten be- 
gangenen Verbrechen aufgeführt, sie ist aber ganz in ihrem alten 
Umfange durch das alleg. Gesetz subC. §.48. veeb. mit §. 51. bestä- 
tigt worden. Wäre ferner der ehemaligen Jurisdiction des Leipziger 
Oberpostamts Erwähnung geschehen, so hatte unmöglich die Concor« 
reaz der Postbehörde bei gewissen Untersuchungen §. 291. als Gut- 
achten tou Sachverständigen dargestellt werden können, vielmehr 
das setbstständige Recht dieser, so wie der Steuer-Behörde, den 
•Verhören und Confrontationen beizuwohnen, um sofort die nöthige 
Auskunft zu geben, überhaupt aber Verordn. vom 7. Decbr. 1835. 
erwShnt werden müssen. Dass Übrigens an dem königlichen Porst- 
gerichte eine TheU nähme des Oberforstmeisters, freilich nicht in dem 
frllhern Umfange, besteht, ist im Anhange ganz vergessen worden; 
Geradezu unbekannt geblieben, wie §.28. u. 295. zeigen, sind dem 
Verf. die Verordn. vom 30. u. 31. July 1839., die gewiss nicht erst 
naeh vollendeter Arbeit erschienen, da noch die Uebereinkunft vom 
21.* Decbr. 1839. bei §• 77. »• benutzt worden ist. Bei der Auslie- 
ferung von Verbrechern §. 75. ff. vermisst man jede Erwähnung ' 
der Bnndesbeschlflsse vom 5. July 1832. und 18. Aug. 1836., so 
wie der Cartellconvention vom 10. Febr. 1831«; dass ein Zollcar- 
tell von 1833. existirt, ist gesagt, aber dessen Erweiterung nach 
Massgabe der Verordn. vom 19. März nnd 23. April 1834. ober- 
gangen*) wegen Cesteilang von Porstverbrechern kennt Verf. blos 
die Convention mit Weimar von 1829. Wegen der flbrigen kann 
Richters Repertorinmu. d.W. Staats vertrage im Hauptwerk Nr. J. nnd 
im Supplemeatbd. Nr. IX. nachgesehen werden, wo jedoch auch noch 
die Coov. mit der Pflrstl. Reussisehen jüngerer Linie Regierung; vom 
17. Jan. 1824. (6. S. v. 1825. Nr. 2.) hinzuzufügen ist. Um noch 
einige Worte Ober den zweiten Theil zu sagen, so mag es hingehen, 
dass der veralteten Strafen oder Belohnungen für unterlassne oder 
angebrachte DenunciaÜonen, wie solche z.B. im Duell- uod Riuber- 
maadate festgesetzt, keiner Erwähnung geschehen, vielmehr das neue 
C.-G.-B. durchaus befolgt worden ist, doch aber wäre der Prämien 
bei Entdeckung von CasseobilleU- Fälschungen und von Brandstiftun- 
gen zu gedenken gewesen. Femer heisst es §. 283» : Bei erlangtem 
oder ermitteltem Tbater findet Besichtigung der Wohnung desselben 
Statt. Hat aber die Besichtigung des Innern eines Hauses zugleich 
den Zweck oder vielleicht den Hauptzweck, den (unbekannten oder 
unerlaogten) Thflter zu finden, dann nimmt sie mehr den Character 
einer Haussuchung oder Realcitation an." Dies und dass wegen 
Edition von Docnmenten nur in dringenden Fällen solche zuläsfig ist 
(§.270.), erfahrt man überhaupt von der Haussuchung. Hierait will 
sieh Ref. begnflgen, am wenigsten aber darauf eingehen, wie sehr 
Verf. das Werk durch Benutzung einer sehr nahe liegenden Literatur 
hatte bereichern können« So hatte er, abgesehen von Guenthev 
Progr. de tormentorum usu inSaa&nia abrogaio (Ups. 1838.J, wel- 
che Schrift allerdings mehr einen historischen Wertb hat, z. B. ans 
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Heydenreick de antiqua Fat. jur. Lips* potestate sentenUas cri- 
minales ferendi per leg. sax. nov. svb. B. d. 28. Jan. .,1835. kUam 
circumscripta (Lips. 1836.) °*as bondesgesetziiehe Verbot der Aeten- 
Versendung an ausländische Dioasterien, welche freilich in Sachsen 
nie üblich war» ferner das Verfahren der Facultät, wenn eine nickt 
zu ihrer Competenz gehörige Criminalsache zum Verspreche zuge- 
schickt wird, was wohl zwischen 1835« und dem Erscheinen des 
C.-G.-B. 1838. häufiger vorkam, ersehen kennen. Recht gern wurde 
man dagegen Anderes im Werke vermissen, wie die Darstellung der ver- 
schiedenen Milderangsgrande bei der Lehre sowohl vom Tbatbestande, 
als von der Defensien t ferner die vielen Wiederholungen z.B. wegen 
Verbrechen von Rindern unter 12 Jahren §. 126-, §. 191., §. 352., 
oder was die Anzeige der Beleidigungen gegen den Regenten und 
dessen Familie betrifft, weiche Verf. zwar bei den §. 76. n. 95. erwlba- 
teu Fallen nnmittelbarer Berichtseratattnng an das Justizmimsteriuui 
von Seiten des Unterriehters, vergessen hat* dafür eher zweimal, 
und zwar wenigstens das erstemal unter ganz falschem Gesteh tapunete, 
neulich §. 145. „Suspension der Untersuchung" und §. 152. „Pro- 
visorische Verhaftung 4 * nachtrtfgt. < — Ueberall aber, wo man auch 
mit der Sache übereinstimmt, darf man es mit der Genauigkeit Aes 
Ausdrucks und sonstiger Treue nicht zu streng nehmen. So beisst 
es §.172. (erst §. 174. kommt das Nähere Ober Section): „Zwar 
durfte ein Mangel bei der Section (? das Unterbleiben der Sectios), 
wenn der Verletzte bald nach seiner Verletzung gestorben, auf die 
Strafe nicht infloiren, da solchenfalls die Section als Oberfluoeig an- 
genommen scheint (in der Note das sogen. Cenlvellsehe Reseript), 
dennoch aber pflegt die Section auch solchenfalls vorgenonuneo za 
werden. 44 Oder: §• 155. „das Handgeldbniss wird in den Gesetzes 
durch Straf bedrohung befestigt 44 dazu citirt Generale von 1783« 
§•18. — Nachdem nun von Anrechnung des Untersuehnngsarrests, 
von Beschaffenheit der Gefängnisse, von Behandlung der ArresUtea 
§• 158 — 160. die Rede gewesen, kommt §. 161. die Strafe des ge- 
brochnen HaudgeldbnSsses nach dem neusten Gesetze von 1838 
sub Vf., wodurch das Generale völlig geändert worden. Umgekehrt 
heisst es in Bezug auf dasselbe Generale §.81. „das neuste sechs. 
Gesetz erfordert die Besetzung der Gerichtshank mit vier Personen 4 ' 
und gleich §.82. „in Folge der neuern' Criojfaaleptotza^bang ist 
die Vorschrift durch Gesetz vom 30. März 1838. dahin abgeändert", 
wobei noch die Merkwürdigkeit §.81. a.E. „das* vor 1838. die Be- 
setzung der Gerichtsbank in Fallen noth wendig war, [wOrtKca]: wenn 
beim Diebstahl der Werth des Gestohlnen über 3 Thaler betrag. In 
diesem Falle nämlich trat einjährige Zuchthausstrafe ein. 4 * Femer 
könnte es nacb §. 24. scheinen* als ob fberbanpt erst in neuerer 
Zeit Deuben bis zu dem Werthe von 12 Groschen den Erbgericatea 
überwiesen worden, während Mandat vom 10. Febr. 1810. nur das 
frühere Quantum von 4 Gr. erbebte. Der Frage 9 ob aaaiogiscJi auch 
för aadere Eigentumsverletzungen dieses Quantum entscheide, so 
wie des berühmten Sebeppea-Jtapo**«* von 1330. ist dabei ficht 
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gedacht. Endlich §. 144. „..wegen desselben Verbrechens, gleich- 
viel welchen Aasgang die Untersuchung nahm, darf Niemand 
nochmals in Untersuchung gezogen werden. Selbst die im Auslände 
erfolgte Bestrafung n. s. w." Als /apsus caiami kommt noch die 
Halsgericblsordn. von 1555. S. 9. in 84* vor, Fehler von Seiten des 
Setzers hat Ref. nicht eben bemerkt. G« 8. 



Maximen zur Wfirdigung der Zengenanssagen im Civil- nnil 
Criiui naiv erfahren, aus älteren und neueren Gesetzen und be- 
wahrten Rechts gelehrten ausgehoben; nebst Winken aus. der Er- 
fahrung. Von Michael Franz Jon. Müller, Appellalions-R. 
Trier, 1842. 

Der Verf. hat Ober den Gegenstand, welchen der Titel angiebr, 
jungen angehenden Justizbeamten Belehrung und für das praeüsche 
Leben Anleitung ertheilen wollen. Er hat zn diesem Behufe in der 
ersten Abtheilung zuerst „ allgemeine Grundsätze aus der Vernunft* 
lehre in Bezug auf die Marlyrokritik" aufgestellt und sodann „ver- 
schiedene auf den Beweis durch Zeugen Bezug habende Gesetz- 
steilen" milgetheilt; in der zweiten Abtheilung sind von ihm „prac- 
ttsebe Lehrsätze einiger bewährter Rechtsgelehrten Ober den Beweis 
durch Zeugen" zusammengestellt; die dritte Abtheilung endlich giebt 
„Winke aus der Erfahrung. " Die Sammlungen von Gcsetzstellcn 
und Lehrsätzen in der ersten und in der zweiten Abtheilung geben 
zwar Zeugniss von 4er Belcsenheit des Verfs., lassen aber Manches 
zn wünschen übrig; namentlich sind die Stellen und Sätze meist ohne 
alle innere Ordnung an einander gereiht, die letzteren so, dass die- 
jenigen, welche von demselben Schriftsteller herrühren, zusammen- 
gestellt sind, und in Folge dessen oft Sätze des nämlichen odeiwer- 
wandten Inhalts weit von einander stehen. Hier hätte der Verf. es 
sich nicht so leicht machen nnd, wenn er einmal solche Lehrsätze 
mit den Worten ihrer Urheber wiedergeben wollte, sie wenigstens 
nach dem Zusammenhange ordnen sollen. Sonst liesse sich auch 
noch Manches rficksichtlieh der Auswahl ragen; doch mag dies hier 
übergangen und nur noch bemerkt werden, dass der Verf. den bekannten 
und von den Practikern so geschätzten Catmlogus testivm von Ho mmol 
gar nicht benutzt hat. Das Eigene, was der Verf. giebt, ist sehr 
dürftig. Die allgemeinen Grundsätze ans der Vernnnftlehro (S. 11 — 
15») wiederholen Bekanntes ohne tieferes Eingehen auf die Sache 
und ohne neue Begründung desselben. Die Winke aus der Erfah- 
rung (S. 55 — 76.) Hessen bei der vierzigjährigen Daner des Geschäfts- 
Jebeas des Verls« mehr erwarten, als sie geben; sie erheben sich 
nacht Aber das Gewöhnliche, worauf ein aufmerksamer Richter hei 
einiger Ueberlegung alsbald hingeführt wird« — Der Stvl des Verfr. 
ist unbeholfen, die Ausdrncksweise veraltet; man findet Worte, wel- 
che der Schriftsprache völlig unbekannt sind, z. B. S. 57. „wissig." 
Zum Belege dieses Tadels und am überhaupt bestimmter zn zeigen, 
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wie des Verfs. Erfahrungswinke beschaffen sind, möge den Beschloss 
dieser Anzeige folgende Stelle bilden, welche darch die Darstellung 
des Verfs. zum Theil kann verständlich ist« S. 64. ff. spricht der 
Verf. davon, dass der Zeuge Anspruch auf Schutz gegen alle Belei- 
digungen habe, nnd da heisst es n. A. so: 

„Nicht ohne Aerger häfei das Gericht und leitet das Publikum so manchmal 
schon angehört, «Ja« wegen Diebstahl verfolgte Dienitmägde lieh damit su 
entschuldigen versuchten , dass sie vorgegeben haben , die gestohlenen 
Gegenstände von ihrem Dieustherrn erhalten su haben , als ein Geschenk, 
weil sie gegen denselben auf eine minder ehrenreiche Art gefällig gewesen 
seyen. Welchem Zeuge [sie] darf mau es verargen, wenn sich derselbe wegen 
solchen Ereignissen [?] xu entfernen sucht, weil er sich dem Falle nicht aus- 
setzen will, in einer öffentlichen Sitzung, von einer sträflichen Dirne, als 
ein Äu&schweifer, oder gar als ein Ehebrecher verschrieen zu werden. 
Solche Dirnen sehen heutzutage, durch das öffentliche Verfall ren begün- 
stigt, dieses Angeben als ein kraftiges Mittel an, ihren bestohlenen Dienst- 
herrn zum Schweigen zu bringen; mehr denn 20 Fälle dieser Art habe ich bei 
unseren Gerichtshöfen erlebt. Es ist demnach ein sträflicher Unsinn, et 
ist Ungezogenheit und eine offenbare Zuwiderhandlung gegen den Art. Sil. 
unseres Gesetzbuches über das peinliche Verfahren, wenn sieh der Vetv 
theidiger erlaubt, wegen dem ansehnlichen Gesichte [s»W] seiner Clientin, 
die Möglichkeit ihrer frechen Angabe beweisen zu wollen. Dem Verlhei- 
diger wird es Niemand verargen, wenn er wahrhafte Thatsachen, welche , 
ihm als Vertheidigungsmittel gelten können , mit Bescheidenheit zur Berüh- 
rung bringt, ja, dieses ist seine Pflicht, aber Unwahrheit ala Wahrheit, 
das was möglich ist, als wirklich vorbringen, und zwar auf Rechnung eines 
als Zeuge vor Gericht erscheinenden unbescholtenen /Mannes, der dann 
dem Hohne des leichtgläubigen Publikums ausgesetzt ist, das berechtigt den- 
selben zur vollkommensten Geuugthuung" u. 8. w. 49. 



Die Accessio possessionis nach dem römischen und canoni- 
schen Rechte. Eine von der Juristenfakultät in Würzbarg in 
J. 1839. gekrönte Preisschrift von Aug. Oenainger, Dr. d. R. 
WQrzborg, 1842. 160 S. 8. 

Es gereicht dem Unterzeichneten zum besondern Vergnügen, 
eine Schrift in die gelehrte Welt einzufahren, welche die Freunde 
der Wissenschaft zu schönen Erwartungen von ihrem Verfasser be- 
rechtigt, und zugleich als eine Bereicherung der civilistischen Litte- 
ratur anzusehen ist. Der Gegenstand derselben ist, — man sollte 
es kaum glauben — mitten in den seit fünfzig Jahren so glücklichen 
Studien über alle Lehren des römischen Rechts, wir wollen nicht 
sagen unbeachtet, doch vernachlässigt geblieben, und man ist der 
Juristenfacultflt zu Wdrzburg zu Dank verpflichtet, dasa sie ihn fit 
eine Preisaufgabe wählte, die der Gekrönte mit Glück gelöst bat. 
Gewöhnlich wird in den Compeedien der accessio possessionis m 
der Lehre von der Ersitzung nur ein kleiuer Paragraph gewidmet; 
man erwartet, dass in Monographieea ttber die letzte ausführlich «ad 
erschöpfend von ihr gehandelt werde; die vom Verf. darüber ange- 
stellten Untersuchungen zeigen aber zur Genüge, dass selbst Ualer- 
bolzner, in seinen zwei Binden der gesammtea Verj&hrungslehre, 
6ie accessio possessionis stiefmütterlich behandelt hatte. Was durch 



Digitized by 



Google 



ßenzinger, Die Accessio possessionis. 945 

Scharfsinn, gründliches Quellenstudium und «ine vollständige Ver- 
trautheit mit der Litteratur aber den Gegenstand geleistet werden 
kann, ist durch die gekrönte Preisschrift geleistet worden. — Die 
Abhandlung zerfallt in eine Einleitung und zwei Hanpttheile, deren 
ersterer die Geschichte in 26 §§.* der andere die dogmatische Dar- 
stellung der Lehre in 22 §§. enthalt. — Der Verf. beginnt mit einer 
Auffassung des Gegenstandes nach der Natur der Sache, und erklärt 
das Recht der accessio possessionis, nämlich die Befugniss, durch 
fortgesetzten Besitz zu* erwerben* für ein jus futurum, das 4er auetor 
auf den Rechtsnachfolger überträgt, bemerkt jedoch dass diese Auf- 
fassung nicht die Grundlage dieser Lehre im römischen Rechte sei 
(§. 1.) Er erklärt dann im 6. 2. die juristische Terminologie auf 
das befriedigendste, giebt im §. 3. die nOtuigen literarischen Nach- 
weisungen aber die bisherige Bearbeitung der Lehre und seinen 
Ideengang. — Das erste Buch enthält im ersten Abschnitte die 
Geschichte der accessio possessionis im vorjustinianischen Recht 
§• 4 — 13« Es wird im 1. Capitel die accessio possessionis bei den 
Interdicten (S. 14 — 20.)» im zweiten die« bei der usucapio (S. 20 — 
27.) und im dritten dieselbe bei der longi temporis praescriptio 
(S.28— 42.) nachgewiesen und beleuchtet. Sehr klar zeigt derVerf.« wie 
die Lehre ihre hauptsächliche Entwicklung in Bezug auf die Interdicte, 
namentlich bei dem lnterdictum Vtrubi erbalten hat« Diess sehen wir 
ans Gajus IF. §.151. und fr. 14. D. de divers temp. praeter., wel- 
ches wie fr. 13. D. de aquv\ et am* possess. nicht von der accessio pos* 
sessionis bei der usucapio, sondern bei den Interdicten spricht, end- 
lich fr. 3. §. 6. O. de innere actuque privato 9 wo wir sie bei diesen 
quasipossessoriseben Interdicten wiederfinden. Ein Civilbesitz wird 
hier nicht erfordert, ja eine possessio justa nur dem gegenüber, gegen 
welchen das Interdict begehrt wird. Bei dieser Gelegenheit wird die 
dem Anschein nach widersprechende Stelle fr. 13. §. 8. 9 D. 41. 2 
erklärt S. 18 — 19. — Sehr aberzeugend thut im 2. Capitel der Verf. 
gegen die ziemlich allgemein verbreitete entgegengesetzte An- 
sicht dar, dass die accessio possessionis bei der usucapio schon zur 
Zeit der classisehea Juristen bestanden habe, obgleich Justinian im 
§. 12. /• de usucap. sich das Verdienst ihrer Einführung zuschreiben 
will. Die vielen Stellen, welche das beweisen, werden aufgeführt 
scharfsinnig erklärt und folgendes Endresultat gezogen: I. Ohne 
Zweifel bestand zu allererst die accessio possessionis bei der usuca* 
pio zu Gunsten des heres. Hierbei gelten folgende Grundsätze 
1» der Erblasser musste einen gerechten Titel zum Erwerbe des 
Gegenstandes gehabt beben; 2. hat der Erblasser bonafide den Ge- 
genstand gekaofl, so setzt der Erbe obne Rücksicht auf seinen eige- 
nen Glauben die Verjährung fort; 3. dagegen ist für den Erben 
nicht nur die accessio possessionis , sondern jede Verjährung über- 
haupt dann verloren, wenn der Erblasser in bösem Glauben erworben 
bat. — IL Jedenfalls zu den Zeiten Severt und Antonio'* bestand 
eine accessio possessionis zur usucapio zwischen Verkäufer und 
Käufer, jedoch unter den Grundsätzen, welche von jenen bei der 
Krit Jahrb. f. d. R W. Jahrg. VI. H. X. 60 
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Erbschaft in eieiger Hinsicht abwichen. Der Singularsaccessor musste 
sich nämlich nothwendtg im guten Glaabea befinden, und der gute 
Glaube saiaes Vorgängers konnte ihn hiervon nicht dispensiren; aaf 
der andern Seile konnte ihm der bftee Glaube des Vorgängers keinen 
weitem Schaden bringen, als dass eben die accessio possessionis ia 
diesem Falle wegfiel. — III. Derjenige, welcher eine res maneipi 
durch eine andere als eine civile Erwerbart erworben hat, laaa nie- 
mals auf accessio possessionis Aaspreeh machen. — Endlich wird im 
3. Capitei gegen Dabelow aas mehrern Stellen naehge wiesen, dass 
1. zum Zwecke der longi temporis praeseriptio zwischen Erben and 
Erblasser eine accessio stattfand, insofern der letzte im guten Glau- 
ben war, während im entgegengesetzten Falle auch Ar den Erben 
gar keine Verjährung müglrch war; 2» auch za Gunsten des Kan- 
ters und zwar abgesehen von dem beaoadern Verhältnis« der res 
maneipi wie bei der usucapio. — Der zweite Abschnitt den ersten 
Thetfes erläutert die Lehre von der accessio possessionis Oberhaupt 
im jatti Dianeischen Rechte, wobei c. 11. C. 7.38. und c. unic. C.de 
usucapione trans/ormanda und Nov. 119. cap, 7. ex professo be- 
leuchtet werden S. 43 — 58. Justiaian's Verdienste sind nach dem 
Verf. folgende : I. Er hat die Zulässigfceit der accessio possessionis 
aus einem lucrativen Titel bei der longi temporis praeseriptio aus- 
gesprochen c. 11. C. de praescriptione longi temporis. II. Er hat 
die Lehre vom guten Glaaben bei der Universalsuccession bestätigt, 
and, da sie damals noch viele Lücken darbot, ergänzt, c. un. C. de awa- 
eapione transformanda. III. Er hat die in der Lehre vom galea 
Glauben bei der Singularsuccession bezüglich der Mobilien früher 
bestandenen Groadsätze auch auf Immobilien ausgedehnt. Nov. 119. 
cap. 7. — Bei der hier dem Verfasser gebotenen Gelegenheit spricht 
er sich in einer ausführlichen Note S. 45 — 50. üher die angeblichen 
Unterschiede zwischen der usucapio und der longi temporis prae- 
seriptio namentlich gegen Hameaux aus und zeigt, wie uns dünkt, 
sehr gut, dass alle angeblichen Unterschiede zwischen us*- 
capio und longi temporis praeseriptio entweder gar nie 
oder zur Zeit dere. deusucap. transformanda nicht bestan- 
den oder von Justiaian in dieser Constitution aufgehoben 
wurden. — Im dritten Abschnitt S.Ö9— 65. wird der Einfluss des 
canonischen iUcbtsaafdieaiweMt'o^oAe^fOAijrd.h.dieRackwirknngdes 
Erfordernisses der honafidescontinma, dessen Entstehung und Geltung 
sowohl bei der Eigenthums- und Servita ten- als der Riagen -Verjährung 
•ehr lichtvoll, zum Theil gegen Möllenthiel's neueste Ansichten, 
auseiaaader gesetzt. — Im vierten Abschnitt zeigt ein Rückblick 
anf die Geschichte der accessio possessionis den juristischen Charae- 
ter der dieselbe beherrschenden Principien mit besonderer Rück- 
sicht auf fr. 14. D. 41. 3., wo es beiset; de aecessionibus possessionum 
nihil in perpetuum neaue generaüter defindre possumus; consUtunt 
•mm tu aeauitaie. — Die Einleitung zum zweiten Tbetle, also zur 
aoa^afeseben Darstettaag, bestimmt den Begriff der accessio poss. und 
easbmViet ihrer Anwendung S. 74— 8S. Der erste Abschnitt handelt i 
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Titel derselben in 4., der zweite tob Besitze in 3 M Jana der dritte 
eodlicb tob guten Glauben in 4 Capitata S. 84 — 154. Der Bc- 
griff der accessio ist nach den Verf. die Zusammenrechnüng der 
tfesitzzeiten mehrerer Personen, die nicht in einem Repr*» 
sentatioasverhflltniss stehen, zum Zwecke der Verjährung 
oder der Erlangung einea Interdietes. Das Reprftsentationsver- 
biltaiss ist hier nicht dos des Erben zum Erblasser, sondern des durch 
einen Stellvertreter Besitzenden zu diesen. Zulässig ist dieselbe 
bei den Inlerdieten, der ordentlichen Ersitzung des Eigeathams, der 
erwerbenden und erlöschenden Verjährung der Servituten, der Kla« 
genverjähruag, der ausserordentlichen Ersitzung des Ergenthons und 
bei der unvordenklichen Verjährang. Ia dor nachfolgenden Darstei* 
hing berücksichtigt der Verf. in der Regel nur die ordentliche Er- 
sitaoag des Eigenthums. — I. Unter Titel der accessio possessionis 
versteht der Verf. den Recbtsgrnad, auf dem das Verhältniss zwischen 
Vor* und Naehbesitzer beruht Er wfirde diesen zam EigeatbQmer 
gemacht haben, wäre jener es*gewesen. Er darf also nicht wie die 
causa acquisitionis desErstem sonst irgend eine Makel haben. S.85. Die- 
ser Sätze Wahrheit begründet der Verf. durch Raisonnements und durch 
Stellen, z.B. fr. 2. §.16« Z>. 41. 4., worin er jedoch mit Gujas die 
Worte nee Publiciann competit gestrichen wissen will. Aus dem 
aufgestellten Grundsätze beurtheilt er die Modtäcatienen, welche an 
dem Titel der accessio possessionis z. B. aus Suspensiv- oder. Reso- 
lutivbedingungen sich ergeben können, 87 — 89«, oder aus einem 
Repräaentalionsverhältniss im Besitz & 89 — 92.; dabei werden er- 
klärter. 38. §. i./r.lS. §. 2. oad 16. A4!. % und/r. 19. A 41. 
$. lerner fr. 15. §. 2. A44. 3. — Der Titel kann 1) eine üniver* 
setsueeesston sein. Sie war dar älteste Fall, indem die Römer die 
accessio possessionis schon wegen * der Piction der Persoaeaeiabett 
zwischen dem Erben und dem Erblasser zuliessen. S. 98. 94. Sie 
findet dessbalb auch statt beim bonorum possessor uad dem Fidei* 
cemmissarerben, und beim Testameutserbeu sowohl als beim Intestat- 
erben. Selbst bei Iadignitätsfallea und der in integrum restitutio, 
femer bei Coutiscatioucn u. dgl. S. 95 — 96. 2) kann der Titel eine 
Siagnlarsaeeessioa sein, und moss dann in einem gältigen Rechts- 
geschäft, das auf ein Geben oder Zurückgaben gerichtet ist, beste- 
hen S. 97. Der Verf. untersucht hier nach einander aHo, ab dea 
Kauf, Tausch, Vergleich, das Compromisa, die sdjudictUio der Ser- 
vitut , und den FaH der Zahlung der litis aestimotio, dann die locra- 
tiven, und endlich die auf ein Zurückgeben gerichteten, namentlich 
die des, die Verpfandung*), das preemrium, die Emphyteusis, das 
Seqaestre und erklärt alle sieb daraaf beziehenden Stellen (S>97 — 
112.) Besonder« prüft er S. 114—117. das richteritcbc^Urtbeil als 
Titel der accessio possessionis, wovon ausdrücklich bandelt/* IS. 
§. 9. D. 41. 2. Der Verf, zeigt, atos dor hier eahalteae Ausspruch: 



•) Die hierauf sich beziehenden Stellen sprechen jedoch na? von dttacetttto 
ttmpörh de« faterdtctenbesttset/V. 14. *>. «S. X 8. IST. 

60* 
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Si jussu judicis res mihi resHtmia ##, accessionem mihi dandam esse 
planati sich auf Condemnationen aus dingliehen Klagen besiehe. Er 
widerlegt sehr fein die Grinde, die man aus/r. 8. und §. 3.. dessel- 
ben Fragments, und aus Jr. 14. D.41. 3. dagegen hernehmen mochte 
und bestätigt seine Entscheidung durch die Stellen, welche wie fr. 32. 
35. 75. D. de F. S. den Begriff der restitutio erklären. — II. Der 
Besitz bei der accessio temporis muss sowohl beim Vor- als beim 
Nachbesitzer ein Verjährungsbesitz sein. Jedoch tritt zwischen dem 
Universal- und dem Siagularsnccessor ein Unterschied ein, der Ted 
des Erblassers enthält offenbar eine Unterbrechung des Besitzes, — 
weil ja dieser ipso jure auf den Erben nicht übergehe, sondern erst 
nach der oft lange nachher statthabenden Besitzergreifung; dieCon- 
tinuität bei dem Besitz wird daher nur durch eine juristische Ficticn 
begründet, es ist (wie Ref. glaubt) die rückwirkende Kraft des Er- 
werbs der Erbschaft, wovon die in den Quellen so oft angefahrte Regel, 
dass die Zwischenzeit den Erben gezählt werde, nur eine Folge ist. 
Der Verf. lässt S. 114. gegen U nler holzner die kereditasjacens als 
juristische Person selbst besitzen, so dass er eine doppelte accessio 
temporis annimmt Dies erschwert hier aber die Vereinigung des 
fr. 44. §.3. 0.41. 3« mit fr. 45. §.1. eW., welche nach der ersten 
von dem Ref. atigeführten Erkläruogsweise leicht ist. Uebrigens be- 
handelt der Verf. S. 119 — 129. alle hier einschlagenden Fragen und 
Stellen mit Feinheit und Sachkunde, namentlich fr. 13. §.5. #. 41.2-, 
wo er mit, Haloaoder unquam statt nunquam liest. Das verschie- 
dentlich erklärte fr. 2. §.18. 0.41.4; (S. 127— 131*) beleuchtet er 
ans dem Verb.lltniss des Singularsüeccssors und interpretirt a /r. 11. 
§. 1. D. 41. 2. • III. Hierauf wird der gute Glauben als beson- 
deres Erforderniss der accessio possessionis bei der Verjährung un- 
tersucht (S.133 — 139*), sowohl nach römischem wie nach canonisefaem 
Rechte, und nach jenem gleichfalls der Unterschied zwischen dem 
Universal- und dem Singularsnocessor; der Nach bes ilaer muss sowohl 
von der Rechtlichkeit seines eigenen als des Besitzes seines Vor- 
besitzers überzeugt sein. Der Verf. erledigt verschiedene practische 
Fragen in diesem Abschnitte. — Die ganze Abhandlung sehliesst mit 
einer Beleuchtung des Einflusses der Realfehler de% Besitzes 
auf die accessio possessionis und zwar 1) beim Interdicteubesitze, we 
das vi, dorn, precario possidere nicht aothwendig die accessio pos- 
sessionis bindert (S. 140—141.). 2) Bei der Verjährung. Bier scha- 
den jene Hindernisse, wie auch die vom Verf. so genannte Furtivität 
der Sache, welche er (S. 143 — 149.) ausführlich als Hinderniss.der 
accessio possessionis untersucht. Schliesslich (S. 149 — 154.) behan- 
delt der Verf. die Frage: ob der ZwischenJbesttz eines Usurpators, 
wenn die Sachen an den rechtmässigen Besitzer wieder zurückgege- 
ben werden, diesem angerechnet werden künae? Obgleich auf den 
ersten Anblick dieselbe verneint werden zu mflssen scheint, so spricht 
er sich dennoch für deren Bejahung aus, indem er sich namentlich 
auf fr. 13. §. 8. u. 9. D. 41. 2. stützt, das zwar ursprünglich von der 
accessio possessionis beim InterdictenhesiU handelt, jedoch auf den 
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Usvffpmttemfceeite angewendet werden kam« Anf jeden Fall ist die 
Billigkeit dafür, dass die gewaltsame Entreissung des Besities durch 
einen praedo dem Dritten nicht nfitzea darf. — Und hiemit schliesst 
Ref. seine lnbaltsanzeige der verliegenden Monographie, welcher er 
eine günstige Aufnahme und ein bleibendes Ansehen vorauszusagen 
kein Bedenken tragt. Sie erschöpft den behandelten Gegenstand, 
ond wird gewiss ab die beste Darstellung dieser Lehre ia onsren 
JLehrbfichern des Civilreehts angeführt werden« Da sie wahrschein* 
lieh nicht die leinte Arbeit ihres Verls, nein wird, so erlaobt sich 
Ref. am Schiasse einen Wunsch auszusprechen, ntolich den, der- 
selbe mffge, was ihm leicht sein dürfte, einige Styleigenheilen ver- 
meiden, welche zwar nicht sinnsttrend sind, aber doch auf den Leser 
keinen angenehmen Eindruck machen. Auch wünscht Ref. dem Verf. 
eine correciere Druckpresse. A. L. Warnkoenig. 



Die Güter- and Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt a. M. 
bis zum J. 1509. mit Rücksicht auf das fränkische Recht 
Überhaupt« Eia rechtsgeschichtlicher Versuch von Iimelw«mTetnu% 
Etaler, Dr., Advocat u. Notar zu Prankfurt. Prankf. a. M., 1841. 

Hinsichtlich des teu Ischen Pamilienrechtes und namentlich ia 
Bezug auf die Güterrechte der Ehegatten liese sich vielleicht eher 
die Behauptung verlheidigen, dass es, \orzQglich früher, in jeder 
Stadt, in jedem Landchen sich anders ausgebildet und gestaltet habe, 
als die, dass es ein gemeines teutsefaes Recht in dieser Beziehung 
gebe und gegeben habe. Wenn dem nun aber so ist, so erscheint 
es freilich auch als ganz nftthig, diese verschiedenartigen Gestaltun- 
gen zu erforschen, und es ist schon ein Gewinn, wenn sich gleiche 
oder wenigstens verwandte Bestimmungen bei den einzelnen teutschen 
HauplvolkssUünmen auffinden lassen. Hatte sich eine längere Zeit 
das Recht des sachsischen Volksstammes, durch seine Bearbeiter, in 
die vorderste Reihe gestellt, und das Recht der anderen Volksstamme 
zurückgesetzt, so ist es ganz billig, dass auch den letzteren ihr Recht 
wird, und namentlich das frankische seine Eigen tbumlichkeitcn zu 
entfalten bemüht ist. Möge man nur aber in diesem, in jüngster 
Zeit erwachten Eifer nicht zu weit gehen, damit nicht die Idee eines 
gemeinen teutschen Rechts untergraben werde. Zu dieser Bemer- 
kung veranlasst uns eine Aeusserung des Verfs. S. 78«, wo er sagt: 
„Es ist mehrfach schon darauf aufmerksam gemacht werden — dass 
eine richtige Darstellung des deutseben Rechts sich nur durch eine 
Senderung nach den gedachten drei VölkersUtmmen (Franken, Sach- 
sen, Schwaben) bewirken lasse. Bei der Lebre vom Eigeotbume ist 
diese Sonderung auch bereits versucht worden. 14 (Pütter, die Lebre 
vom Eigenthum nach teutschem Recht). Kann man eben diesen Ver- 
such aber wohl einen gelungenen nennen? 

Der Verf., der sich der literarischen Welt noch vor kurzem 
rOhmlich durch die Herausgabe von Thomas Frankfurter Oberhof 
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bekannt gemacht bat, legt in diesem Sehriftchen ein sehr seltnes 
und ehrenvolles Zeugnis Ar seine Bestrebungen auf dem Gebiete des 
teatsehen Rechts ab. Dasselbe zeichnet sieb durch Klarheit der Dar- 
stellung, genau* Kenntnis der Literatur, namentlich aber durch die 
quellenmäßige Bebandluag eines Gegen stund es aus, der in der Haupt- 
sache, wir meinen den fraglichen Tbeil des frankfurter Rechts, fast 
noch gar nicht bearbeitet war. Der sich hier entsprechende rechts- 
geschichtliche Sinn findet sich gewis nicht sehr h liefig bei nnseren 
Practikern, und doch kann nur durch diesen, da wir mit dem Recht 
einmal auf positive Quellen hingewiesen sind, dasselbe richtig er- 
kannt und wahrhaft ersprlesstich fortgebildet werden. Den Inhalt 
der Schrift giebt der Verf. S. 4* selbst an: 

„Der gegenwärtige Versuch giebt nun stierst eine möglichst karte Zusam- 
menstellung der ältesten ehelichen Güter- 1 und Erbrechte in Deatscblaad 
überhaupt, und deren nächster Fortbildung (§. 2. 3.); «■ folgt hierauf eine 
sieb an grossere Rechtsdenkmäler anschliessende Schilderung dreier frän- 
kischen Rechte — nehmlich des Freiburger Stadtrechts, der Land rechte ron 
/auch und Berg, des Bssaberger Stadtrtehts — (§. 4. 5. 6.) und an diese 
reiht sich die genaue Darstellung des Frankfurter Rechts selbst an (§.7 — 13.). 
Nach einer übersichtlichen Betrachtung der ältesten Rechte der übrigen 
fränkischen Theile Deutschlands (in §. 13.) werden sodann schliesslich (in 
4. 14.) einige Bemerkungen über die jetzt nachgewiesene wahre Gestaltung 
der fränkischen ehelichen Göterverhältnisse und deren rechtliche Bedeutung 

36. 



Zwei kleine Aufsätze über Gegenstände des altgermani sehen 
Rechts vom Professor Schildener in Greifswald. 26 S. 8. 
(Ohne Verleger.) 

Der erste Aufsatz von S. 5 — 16. enthalt: „Einige Gedanken 
ober die Verschiedenheit religiöser Seelenzustfinde, insonderheit hei 
Eidesleistungen. Eine Beilage zn meinen Aufsätzen Ober die innere 
Bedeutung des Eides der Mitschwörenden bei den Germanen." Die 
Vorstellung, welche diese Volker in der ältesten Zeit namentlich sich 
von dem Eid Oberhaupt machten, ist noch ein Gegenstand, der be- 
sonderer Untersnchongen bedarf. Sollte doch noch nach dem Sach- 
senspiegel I. 68. §. 4. bei dem gerichtlichen Zweikampf der eine 
schwören, dass die Anschuldigung des Anderen wahr sei, während 
der Andere schwor, dass er unschuldig sei, worauf man erst zum 
Zweikampf schritt, lieber die Bedeutung des Eides der Mitschwö- 
renden walten nun ebenfalls noch Zweifel ob. Es ist daher sehr 
dankenswerte , dass der Verf. in unermüdlichem Eifer für die Wahr- 
heit, hier nochmals seine früher ausgesprochene Ansicht zu vertei- 
digen und zu begründen sucht. Ein Eingehen auf die Sache selbst 
würde hier natürlich zu weit führen. Da aber dieses kleine Schrift- 
chen vielleicht sich nicht in Vieler Händen befindet, so theilen wir 
hier noch den Schluss, der die Ansicht des ehrenwerthen Verfs. klar 
giebt, mit. 

Der Mensch in den Anfingen religiösen Bewusstseins wird, wenn er tat 
nächste Wesen anruft, sogleich snm Organ für die OnVnbarang ron dessen 
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Willen, — er kann in «einer Beseurinlctlieift nicht anders — und der Am* 
sprach, welchen er Chat, ist ihm ein Gottesurtheil. — In der ersten Zeit 
dei rechtlieh geselligen Menschenlebens, wenn eine fragliche Sache ausser 
Zweifel gesetzt werden muii, wendet man sich dann aach an das höchste 
tt'eseo, und dessen Restlmmong glebt sich knnd in dem Anasprache der 
Mitscfcwörcnden. Hiermit beginnt das Gericht« vertat reu, sonderlich bei 
einem Volke wie die Germanen, deren Verfassung auf religiöses Bewusst- 
sein, namentlich auf Eid, gegründet ist. Dann entsteht, wenn der Aus- 
spruch der Mitschwörenden nicht befriedigt, das eigentlich sogenannte 
höhere GottesurtheH , wo ohne menschliche Theilnahme durch ein äusseres 
in die Kinne fallendes Zeichen die Bestimmung der Gottheit offenbar witd, 
wie Keuer- Probe, Wasser -Probe u. s.w. Der Begriff von Zeugen bleibt 
diesem Volke lange noch fremd ; er setzt eine höhere Bildungsstufe voraus, 
nämlich die Anerkennung der vernünftig-sittlichen Menschennatur, welche 
durch das C artete« thum, wenn vielleicht nicht überall zuerst angeregt, 
doch verbreitet worden ist. 

Die zweite kleine Abhandlung ist überschrieben: „Gelegent- 
liche Bemerkungen über Gotfesertheile im eigentlichen Sinne." 

_____ 86. 

Les Ctnq Codes* Mit gegenüberstehender deutscher Ueberselzung 
von einem praktischen Juristen. Heraosg. von Job. Cr»amer. — 
A. n. d. T. : Die fllnf französischen Gesetzbficber. Mit gegenüber- 
stehendem französischen Texte. Herausg. u. s. w. Neunte Aufl. 
der deut. Abtheilang. Crefeld, 1842. 

Die Blicke der Deutschen sind jetzt wieder mehr auf die Fran- 
zösischen Gesetzbücher gerichtet; nicht als sähen wir sie gern in 
Deutschland eingeführt, — denn ein solcher Wunsch kann doch 
wohl Keinem im Ernste mehr einfallen, — sondern weil die in ihnen 
zur Herrschaft gekommenen Principien und Formen des Verfahrens 
gegenwärtig mit den bisher bei uns anerkannten und befolgten in 
einem ernsteren Kampfe begriffen sind wie je. Bei den Tagesfragen 
über Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Geschwornengerichte wird es 
für Jeden, der mitsprechen oder wenigstens für sich ein Urtheil ge- 
winnen will, durchaus nolhwendig, die Durchführung dieser Institute 
in anderen Ländern kennen zu lernen. Zur günstigen Zeit erscheint 
denn nun die Ausgabe, deren Titel oben bemerkt worden ist« Sie 
wird auf demselben als die neunte Auflage der deutschen Abtbeilung 
bezeichnet, weil in derselben Verlagshandlung schon früher eine blosse 
Ueberselzung der Französischen G. B. achtmal erschienen ist. Die vor- 
liegende Ausgabe hat aber den grossen Vorzug, dass sie zugleich den 
Französischen Text neben der Uebersetzung enthalt. Der praclische 
Jurist, welcher die letztere' verfasst hat, — bei den früheren Ausgaben 
wurde der Uebersetzer durch: F***** bezeichnet, er soll der Land- 
gerichtsrath Grimm zu Cöln sein, — ist seiner Arbeit ganz machtig 
gewesen. Die Uebersetzung ist nach den Vergleichungen des Ref. 
treu, fliessend und mit Sachkenntniss gearbeitet. Nur selten hat 
Ref. an einzelnen Ausdrücken Anstoss genommen. Wenn z. B. die 
Worte des arL 110. Code civ.i „Le Heu oü la succetsion s'ouvrira, 
sera diUrmwt für le domieüe", überselzt werden durch: „Der 
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Ort» wo die Erbschaft sieb eröffnet, wird durch deo Wohnsitz 
bestimmt", feiner im ort. 577. die Worte: „$an$ prijudice des 
poursuite* par voie extraordinäre, $i le casy Sehet", durch: „un- 
beschadet der Verfolgung im Wege des Strafverfahrens , wenn der 
Fall dazu angethan ist", ingleieben im art. 1350. die Worte: 
„Lts actes que la loi dSelare nuls, eotnme prisumis faits en framde 
des dispositions, <PaprSs leur seule quaUU") durch: „Handlungen, 
die das Gesetz für nichtig erklärt, indem es blos anf deren Beschaf- 
fenheit die Vermuthung gründet, dass dieselben genommen worden 
sind, um seine Verfügungen zu umgeh. en", ebenso im arL 874. Code 
de procidure civ. die Worte: „au greffe du tribunal de la demande 
en Separation" durch: „auf die Gerichtsschreiberei des Gerichtes, 
welche mit der Trennungsklage befasst ist", — so ist in allen die- 
sen Fällen unserer Sprache ohne Notb Gewalt angethan. — Es em- 
pGehlt sich aber diese Ausgabe nicht blos durch die gute Unter- 
setzung, welche sie enthält, sondern auch durch ein nettes Aeussere. 
Die Schrift ist zwar klein, aber scharf und deutlich. Dazu kommt 
die Billigkeit des Preises (2Thlr. für 69 Bogen in 16.), um die Aus- 
gabe in jeder Hinsicht als eine {obenswerthe erscheinen zu lassen. 

20. 
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m* Berichte über akademische 
Schriften. 



Commetitmtio de cdimentorum transactionibus. Diss. 

inaugur* quam ilt. J Ctorum ord. in Acad. Georgia August* aucto- 
ritate et consensu pro sumrnis in u. j. honoribus rite obtinendis 
seripsit mart. Menr. CorOs, Hamburgensis. Götlingen, 1838. 
61 S. 8. 

Ref. kann an dieser Dissertation weder viel loben, noch viel tadeln. Sie 
ist wie hundert andere Schriften dieier Art. Der Verf. hat nach Kräften sich der 
Quellen tu bemächtigen gesucht, die gute Literatur sorHaud genommen, met- 
atem die bisherigen Ansichten beibehalten, hier und da eine eigene au fiuitellen 
gewagt, Alles siemlich weitläuftig und umständlich entwickelt und in einer etwas 
holprigen Sprache vorgetragen. Wären nur alle solche Probeschriften so wie 
die des Verls., welcher man doch ansieht, dass es ihm Ernst gewesen ist, etwas 
Tüchtiges so leisten und dass er mit Fleiss und Einsicht studirt hat. Einseines 
aussuheben scheint ein erspriessliches Resultat nicht su versprechen , und da- 
her begnfigt sich Ref. damit, anzugeben, dass der Verf. im ersten Capitel den 
Begriff des Vergleichs and der Alimente erklärt, im sweiten Aber die „fwat s. 
9ententia hgH 8. Dig. de tremtmct." handelt und swar in der ersten Abtheilung 
von der ratie legit, in der sweiten vom argumentum legale t. ditpotitto legi*, 
endlich im dritten Capitel die Wirkungen eines Vergleichs über Alimente 
bespricht. 26. 



Commentatio juris Romaniy Germanica aeque ac Saxo- 
nid de Advocatis, nee non veteri procedendi modo sparsim 
adumbrato, quam scripta pro sumrnis in u. j. honoribus capes» 
sendis Qeo. Victor f&chmM, Altenbergensis, Adv. et Not. 
pubL Sax. imm. Dresden, 184l. 54 S. 8. 

Wer schon nach dem Titel von dieser Abhandlung nicht viel erwarten sollte, 
würde sieh nicht im Geringsten täuschen. Sie ist ohne alle Kenntniss geschrie- 
ben. Belesenheit in allerhand Büchern trägt sie swar sur Schau ; aber, abge- 
sehen davon , dass der Verl nicht immer aus der Quelle selbst geschöpft hat, 
welche er anführt, — fehlt seiner Arbeit Das, was einer solchen Belesenheit 
erst Werth giebt, — der Geist. Diesen sucht man von Anfang bis sum Ende 
vergeblich, — statt dessen Indet man ein zusammengestöppeltes Material, bei 
dem sich der Verf. nicht ein Mal als einen erträglichen Compilator bewährt hat. 
Zur Probe nur die Angabe des Inhalts von §. 1., welcher von dem Ursprung der 
Advocaten bei den Römern handelt. Dieser Ursprung ist nach dem Verf. „Ca 
jure pmtromatut, * Romulo jeamjmm iuttituto« su suchen!!! „Hocce jut 
pmtr0M4ttu$ vero, teeundum quod omnia inier patrenet et dientet uegolia erant 
grmtuita, tum obtolevit, quumpmtrontelientibut tuitpro mereede de jure retpon- 
dere % et pre eautit eorum agendit honorarium quoddam tibi ttipu/are [stWl 
eoeperint. Jurecon$uiti Ha nati omm'no leget interprelari tolebaut" etcJH 
Aus dieser Inteipretation der Gesetze , nämlich der 13 Tafeln, sind die legte 
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actione* entstanden!.'! Diese waren „cert* exercendi juris ritue, certaeque 
verborum conceptioneg, quibue neglectie sueceptum quodcie citile negotium ir- 
rt tum habebatur." Wenn nämlich die dienten lieh an die Jurccomtulti wandten, 
■o gebrauchten lie Formeln, i. B. „Quacro an exietfmest" und die Gefragten 
antworteten wieder in Formeln, a. B. u Secundum ca, quae proponuutur y ejri- 
gtimo^U! Dai waren nach dem Verl die legi» aclionetlll Sie lieasen keine 
Zeitbestimmung und Bedingung iu ! ! ! Auiser diesen Formeln waren auch die 
dietfatti und nefatti beitimmt. Darum war es aolhwendig, die Jureeansulli 
um Rata zu fragen. Aber dies« „euam auctorilatem et graeitadem inteWgenlet* 
suchten ihr Ansehn durch Verheimlichung jener Farmein zu erhöhen ! ! „Frwezfc 
tarnen e$t index!" — nämlich Cn. Flamm und dann Sext. AeUut. Warum 
wurden aber die Jurecontulli mit dem Namen advocati bezeichnet? Sie gingen 
oft auf dem Forum spatziren und wurden dann von den Parteien „ad retpousm 
edenda li herbeigerufen 11 — Wer zieh durch die bodenlose Ignoranz, welche 
sieb in diesen Sätzen zu Tage legt, nicht abschrecken läast, wird beim Weiter- 
leien noch viele Seitenstücke finden. — Doch wir müsienden Verf. auch loben. 
Kr hat die gewiai anzuerkennende Discretion gehabt, die Juristen -Facullat nicht 
zu nennen , welchen ihn auf dieses Machwerk zum Deetor proiaovtrt hat Solche 
Verschwiegenheit iit uuter Umständen viel wertb. 49. 



De lege Borussica Calend. Jutiiis *. MDCCCXXXIIL 

promulgata Diss. inaugur. quam ill. J Ctorum ord. consensu in 
Acad. Grypkica pro summis in u. j\ honoriöus rite adipiscendü 
d.XVL <t CiL Jul. ü. MDCCCÄLL etc. def endet Anfit «tsO. 
Jfoh. Gaehler, Neomarchieus. Greifswald, 1841. 118 S. 8. 

Diese Arbeit hält Ref. für eine recht wohl gelungene. Sie ist mit grosser 
Lebendigkeit des Geistes, mit befriedigender Einsicht in die Grundsätze des 
gemeinen Deutschen und des P reu ssischeu Processrechts geschrieben und ess* 
pfiehlt lieh auch durch eine recht gewandte Darstellung. Bei den so verschie- 
denartigen Ansichten, welche über die Verordnung ober den Mandats-, den 
summarischen und Bagatell-Prosess v. 1. Juni 1833. laut geworden sind, bei der 
grossen Unbehülflichkeit, mit welcher sich so viele Richter anstellten, als sie 
das Geseti ins Leiten einfahren sollten, (bis zum Ende des J. 1839. wurden allein 
175 Köuigl. und Ministerial-Verfflgungen gedruckt, um die Richter über die rich- 
tige Anwendung des Gesetzes zu belehren-,) verdient es schon um dieser Vor- 
gange willen Lob, dasi Jemand es unternommen bat, das Gesetz wissenschaft- 
lich zu beleuchten. Die Tendenz, welche der Verf. bei diesem seinen Unter- 
nehmen gehabt hat, spricht er mit folgenden Worten aus: „—tu* mihi propn- 
si tum /mit contilium: 1) ut rationem Legis et exptiearem et ottenderem y tarn tum 
abette, ut haee lex a jure Galltco aut communi Germanica prefeeta pottil 
haberiy ut ex juribut civilati Boruttomm ab initio propritt et lapsu lempormm 
reipublicae utilitate paultatim mntatit variathque deteenderit ; ita, ut hae 
Lege idrevera effeclum et ad exitutn perduclum s/f, quod hi$toriam et naturrm 
judiciorum Borusiicorum perspicientibta necestarium videatur ; 2) ut imdi- 
caremy quantum ad mutanda judicia ftorutsica jam hueutque nova Lex calue- 
rit. — Um Das, was hier unter Nr. 1. bemerkt ist, klar entwickeln zu können, 
bat der Verf. eine „interna judiciorum Bnrutticorum Zintona« vorausgeschickt, 
welche in ziemlich ausführlicher Darstellung (S. 4 — 69.) ein sehr interessantes 
Bild gewährt. Eine fleissige Benutzung der Quellen findet sich hier vereint mit 
einsichtsvollen Erörterungen. Dann folgt die Entwicklung der obigen Gegen- 
stände. Ueberall zeigt der Verf. eine Selbstständigkeit dei Urtheils und eine 
gründliche Kenntnis« der Wissenschaft in der Begründung desselben. Wir 
bedauern, hier in diese partikularrechtlichen Untersuchungen nicht näher ein- 
gehen zu können, wünschen aber gar sehr, dass diese akademische Schrift nicht 
das gewöhnliche Schicksal einer solchen haben möge. Auch für den Kenner des 
gemeiuen Processei enthält sie Vieles, was zur Beachtung geeignet ist 

. . jil 20. 
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Beförderungen und Ehrenbezeigungen. 

Dtr bisherige Ober -Appellationsgeriehts- Rath Dr. Fried r. Blume tu 
Lübeck bat elften Ruf all ordentl. Profeaeor an die Univ. su Bonn und der bie- 
fcerige aotaerord. Prof. o. Univ. -Syndikat su Marburg Dr. Ludw. Dnncker 
einen aolchen nach Göttingen erhalten and angenommen. Der letztere hat tu* 
gleich den Charakter ehiec 'Geh. Justis-Ratnes erhalten. An der Unir. so Bonn 
tat der annerord. Professor Dr. Clem. Perthes zum ord. und der Priratdocent 
Ihr. Job. Fried r. Bad de sam aasserord. Professor ernannt worden. Dem 
ord. Prot sa Marburg Dr. Aemil. Ludw. Richter iit zugleich das Amteiues 
zweiten Bibliothekars an der, dortigen Univ.-Btbliothek übertragen worden. — 
In Preuisen ist der Chef-Präsident des Ober- Landesgerichts su Stettin Bode 
sam wirkl. Geh. Ober- Regierung! -Rath a. Dir. im Ministerium des Innern; — in 
Bayern der sweite Director des Appellationsgerichts von Unterf ranken u. Aschaf- 
fenberg Geo. Freih. v. Tautphöus zu innersten Director desielbeu und an seine 
Stelle der Ober-Appellationsgerichts-Rath H. K. Freih. v. ThGngen sum zwei- 
ten Director; — in Württemberg der Ober -Tribunal- Rath />r. v. Schearlen 
su Stuttgart sam Director des evangelischen Consistorioma und der Ober-Juatis- 
Bath Freih. v. Linden zu Ulm sum Director des katholischen Kirchenratha ; — 
In Kurbeaeen der Ober-Gerichte-Ratb Ludw. Arnold su Kassel zum Oberbür- 
germeister daselbst unter Beilegans; des PrädicaU: Regierangs -Rath; — in 
Hannover der Justiz- Rat b Strohmeyer su Stade sum Director der Juatiz- 
Kanslel zu Gottingen j — in Baden der Ober -Hofgerichta- Rath Litachgi an 
die Stelle dea Direetore dea Hofgerichta so Freiburg T ref u rt, welcher auf seine 
Ritte in das Ober-Hofgericht zurückversetzt worden, zum Director dea genannten 
Hofgerichta; — and in Nassau der Ober-Appellationsgerichts-Rath Lex sum 
Regie rongi -Director ernannt worden. — Den K. Preuaa. Rothen Adler-Orden 
haben erhalten und swar den Stern zur S. Claaae: der Chef-Präsident dea 0.-L.-G. 
su Munster v. Scheibler und der erale Präsident des A..G. zu Köln Schwärs; 
3. Claaae mit Eichenlaub: der General -Procurator beim A.-G. su Köln, Geb. 
Ober-Juatiz-R. Berghaus und der Landgerichts - Priaident Wurzer zu 
Koblenz; 8. Claaae mit der Schleife: der O.-L.-G.-Präsident Lent zu Hamm, 
die Geh. Justis- u. 0.-L.-G.-Ralhe Wewer zu Hamm und Scblöter zu Mft*ii- 
ater, der Senate - Priaident dea A.-G. zu Köln Madihn, der Geh. Juatfe- u. 
A.-G.-R. v. Weiler zu Köln, die Landgerichte - Präsidenten Hoffmann zu 
Elberfeld und Beaael zu Ssarb rocken , der Landger.- Kammer Präs. Schramm 
su Düsseldorf und der Ober-Prokurator v. Ol fers su Koblenz; 3. Ciasse ohne 
Schleife: der Professor Dr. Ernst Mor. Arndt zu Bonn; 4. Claaae: der A.-G.- 
Jtath v. Ammon su Köln und die Ober- Prokuratoren Deuater su Trier und 
Grundschöttel su Köln; — den Gherzogl. Hess. Verdienst -Orden Philipp 
- d. Grossmfith. and swar das Komtburkreas 2. Classe: der K. K. Oestcrr. wirkl. 
A.-G.-Rath Freih. v. Pratobevera, und daa Ritterkreuz: der O.-A.- a. Caasa- 
tionsger.-R. Hahn; — das Ehren kreuz 2. Classe des FGrstl. Hohensoilern. 
Baus-Ordens der A.-G.^Rath Freih. Leop. v. Hennet su Prag; — und daa 
Komtharkreuz des K. G riech. Erlöser-Ordens der K. Sachs. Geh. Legations- Rath 
Jul. Heinr. Grönler su Dreaden. — Der K. K. Landrath , Director d.philoa. 
Studien u. Prof. dea Civilrechts an der Univ. zu Grätz K. A p p e 1 1 a u e r iat in den 
Adetstand erhoben werden und der Ghersgl. Hess. Geh. Staatsrate, Kanzler u. s.w. 
Dr. Just Tim. Balth. r. Linde hat das Khrenbürgerrecht ron der Stadt 
Gficsjseu erhatteu, 
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Versetzungen in den Ruhestand. 

Der K. Böhm. Appell.-Viee-Präaident Freib. v. Aehrenthal Ist nater Bei- 
legung der Geh.-Raths- Würde, der IC Württemb. Präsident des Consistortums, 
Geb. R. r. Mobl so Stuttgart n. die K. Hannover. Ober-A.-G-Rathe v.Bauc^e 
und Hart mann su Celle lind aaf ihr Ansuchen in den Rnbeataad reraeCsl worden. 



Todesfälle. 

An 21. Aagnit starb an Berlin der Geh.-Ober-Regter.-Rath Job. Friedr. 
Leop. Dune leer, erster Kabinets-Secretair des Königs, Ritter mehrerer Or- 
den , Verf. der Schriften: Staadpuncte für die PbUoaapbie u. Kritik 4er Ordnung 
u. Gesetzgebung, i. Sicherstellung dea anabaaderlieben 'Grandgoaetzoa aller 
Staatsvereine (Berlin, 1839.); Das Recht aus dem Gesetz des Lebens cotwicselt 
(Ebenda*., 1881.). — Am 9. September sn Greiuwald der Geh. Justis- a. Hef- 
gerichta-R. Wilh. Karl Lndw. Ziemssea, Rittern. s.w., Verf. der Sehrilt: 
Ueber Ehe n. Ehescheidung n. sehwed. Rechte. (Greifswald, 1841. rergi» obea 
S. €6. ff.) — Am 17. September sn Aschaffenburg der erste Direetor des dasigea 
A^QrricbUDr.jmr.etplul. Job. Geo. AloysSeiling, Ritter a. s. w., geb.su 
WOrsburg d. 21. Juni 1780. — Am 19. September su Ems der Rath beim Ober- 
Gerieht tu Hanau Dr. Karl Henkel, 40 Jahre alt', Verf. einiger kleine* Schrif- 
ten in kirchlichen Streitigkeiten, s. B. Die neue u. die alte' Kirche (Kassel, 1819.) 
u. a. m. — Am 2. October zu Halle der Direetor der Unir., Ordinär, n. erste Prot 
d.R., Ritter u. s.w. Dr. Friedr. Aug. Schindler, geb. sn Frankens ausea 
am 27. Mai 1759., als Privatdoceot in Gott in gen 1785. aufgetreten, 1791. nsc* 
Helmstedt all ausserord. Prof. berufen, 1794. ord. Prof. daselbst, 1818. nach 
Haue berufen, Verf. der Schriften : Diu. inemg. de eraela aeqwiHimte imier 
utriutque retigiom'i comsorte* per imper. Rom. Germ. (Göttiagen, 1785.); De 
probabililate vilme ejusque utn forenti Commtut. /. (Ebendas., 1787.); Ueber 
Teutichlandf rechll. u. polit. Verhältnisse b. Vermehrung derChuren (Wetzlar, 
1791.); Contumscial-Prozeis der höchsten Reichsgerichte (Göttingen, 1792.); 
Ueber die Wirksamkeit kaiserl. erster Bitten n. d. Tode des Verleihers (Helmsf., 
1792.); De auetoritate paetormm capilulaliomi caetmreae eie. enijeeiermm 
Cemmenl.I. (Ebendss., 1796.); Die Unabhängigkeit des Familienstaatsrecbti 
deutscher Regentenhäuser v. d. bürgert. Geseiften u.s.w. (Halle, 1819.); Det 
Verhältnis* auswärt Karamergtiter deutscher Stasten u. des Familienrechts deut 
Regentenhäuser zu bürgert. Gesetsen u. s. w. (Ebenda*., 1820.). — Am 8. Od 
su Erlangen der quiesc. K. Bayer. Arcbivbeamte Dr. Job. Sam. Kl aber, froher 
Graft. Pappenheim. Commissions-Rath n. Justiz- Kanzlei- Direetor su Pappenhdm, 
seit 1812. Secretair des Reichsarchivs zu München, 60 Jahre alt, Verf. der 
Schriften : Interessante Rechts-Verhältnisse zwischen Christen u. Juden als Reli- 
gions-Parteien betrachtet u. s. w. (Diokelsbühl, 1834.); Völkerrecht!. Beweise 
f. d. fortwahr. Gültigkeit d. westpbäl. od. allg. Religions-Friedens u. s. w. (Nürn- 
berg, 1841.; vgl. oben S. 841. f.) u.a.m. — Am 4. October so Berlin der Polisei- 
Rath F. C. Merker, Ritter u. s.w., im 68. Jahre, Verf. der Schriften: Ueber 
den Erwerb der Heimat u. die solidar. Verpflichtung s. Armenpflege ( Berlin, 1883.), 
und: Die Hauptquellen der Verbrechen gegen die Eigenth uro •Sicherheit (Ebendl, 
1839.); auch Redacteur der Beiträge S.Erleichterung des Gelingens der prakt. 
Polizei (seit 1819.) und der Mittheilungen z. Beforder. d. Sicherheitspflege (seit 
1823.). — Am 27. October su Dresden der Com missioM rath Dr. Geo. Friedr. 
Wiesand, früher Advocat u. Privatdocent au Wittenberg« >eit 1800. in rer- 
schiedenen Justis- und Verwaltung*- Aemtern beschäftigt, Verf. der Schriften: 
De im'lüi praeeeriptionie in camtie'bigamiae (Wiltenb., 1794.); De rmtieme mm» 
trt'mom'i polt divortium reelmurmndi (Ebendas., 1798.), De metatit (Leipzig, 
1815.); Bey träge su grGndl. Beurtheilung d. besonderen Staatsrecht!. Verhält- 
nisse der K. Sachs. Oberlausitz u. s. w. (anonym ; Tbl. 1., Caraens, 1832.); Von 
Aufrechtbaltung der offentl. Sicherheit, Ruhe u. gesetzt Ordnung su Verhütung 
von Tumult und Aufruhr, insbes. Erörterung der Rechtsfrage: Ist eine Gemeinde 
verbunden, den einem Mitglieds derselben von Taraultuaiiten verursachten Seha- 
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den zu ersetzen I (Leipzig, 1835.). — Am 15. Oet zu Charlottenthal in Bayern 
der Geh. Hofr., Rittern.«. w. Dr. Christ. Ermt v. Wendt, früher Regier.- 
Aseeaser lu Aasbach , seit 1807. Rath u. Referent in Eheaachen b. Hofgericht su 
München, dann AppeUationtgerichti-Rath daselbst, 1819. fünfter ord. Prof. an 
d. Univ. sn Erlangen, 1833. uaieseirt, geb. za Erlangen am 26. Mai 1778., Verf. d. 
Schriften: Bemerk, dl», d. Referirmethode in Jnitiz - Coilegien (Nörnb., 1808.); 
Einige Worte fib. Vorbereit, z. Jurist. Praxis a. Akademien (Erlangen, 1824.); Ente 
Nachrieht von d. wir kl. Beatehen d. Jurist- prakt. Instituts an Erlangen (Ebend., 
1824.); Bey träge s. jarist. Praxis a. Akademien (H.I., Ndrnb., 1825.); Grundriss 
d. vergleichenden Parsiell. d.Criroiaalreehts n s.w. (H.I., Ebend., 1825.); Grand- 
säge d. teot. o. bes. baier. Criminalprosesses n.s.w. (Erlangen, 1826.); Vollstand. 
Handb. d. bayer. Civilprozesses (Bd. 1.2., Nfirnb., 1827. Aofl. 2. 1835., Bd. 3., 
1836.); Leitfaden zn Vorles. Üb. d. bayer. Cirilprocess o.s. w. ( Ebeudas., 1828.); 
Die Beweiskraft d. Gasrechnungen u. s. w. (Ebendas., 1835.); Was ist die beste 
Vorbereitung sn Concors- Prüfungen ius. w. (Mflncben, 1836.); Abband», u. 
Rechtsfalle zu Erlauter, d. gem. bayer. u. sichs. Civilreehts u. Civilproc. (Ebend., 
1836.); Die teutsche Faeultits- Praxis in Strafrechtsfallen u.a.w. (Neust, a. O., 
1836.; vgl. Jahrb. 1841. S. 1161. ff.) — Am 2. Nor. sn Halle der Geh. Ober- 
Regierungs-R., Regierungs-Bevollmächtigter u. Curator der dasigen Univ., Rit- 
ter u.s.w.JDr. Gottlieb Delbrück, geb. su Magdeburg d. 2. Sept. 1777., 1800. 
Justixeomralssarius u. 1802. Criminal~Rath bei dem Obergericht der Provinz zu 
Magdeburg, wahrend der Westpbal. Regierung Rechtsanwalt bei dem Civiltri- 
bnnal erster Instanz daselbst, später Reehtsconsolent der dasigen Domainen- 
Direetion, seit 1816. in verschiedenen Aemtern des Verwaltungsfaches ange- 
stellt, zugleich aber auch in Rechtsangelegenheiten beschäftigt, seit 1831. mit 
• Stellung bei der Univ. Halle bekleidet. 



V. Juristische Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

252. Allgelt, Herrn., Regier.-ScAmlrat/t, — Sammlung der gesetzlichen Be- 
stimmungen u. Vorschriften des Elementar- Schulwesen! im Bezirke der K. 
Regierung su Düsseldorf, nebst einer historischen Einleitung in die Ver- 
waltung des Öflentl. Unterrichts, aas den Zeiten des Cburfdrsten Carl 
Theodor, bis auf das Todesjahr Königs Friedr. Wilhelm 111. 1794. bis 1840., 
von n. s.w. 2te versa. Aufl., bis Ende 1841. Düsseldorf, Schreiner, xv 
u. 290 8.8. u. 2 Tab. (geh. jThlr.) 

253. Aphorismen über den Rechtszustand in Preussen. Berlin, Nauck. vi a. 
116 & gr. 8. (geh. f Thlr.) 

264. Armenörduung u. Patent, betr. die Niederlassung n. Versorgung von Aus- 
ländern fir die Herzogth. Schleswig n. Holstein. Oldenburg, Fraackcf. 
46 S. 16. (geh. Vf TUr 

266. Bauer, JFWesfr., GeriekismäeoceU, — Handbuch der schriftlichen Ge- 
schaftsfibrung für das bürgerliche Leben. Enthaltend alle Arten vou Auf- 
sitzen, welche in den mancherlei Verhältnissen der Menschen sowie ins- 
besondere in den verschiedenen Verzweigungen des bürgert. Verkehrs und 
im amtlichen Geechaftslebea vorkommen, als: Eingaben, Vorstellungen 
und Gesuch*, Bcrisaiexatattuiigeu an Behörden! Kauf-, Mieth-, Pacht-, 
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Tausch-, Bau-, Lehr-, Leih- u. GeseJlschafU-CenAraete, Verträge, Ver- 
gleiche, Testamente, Schenkung* -Urkunden, Caationen, Vollmachten, 
Verstcbtleis fangen, Cessionen, Bürgschaften, Schuldscheine, W echsel , 
Af f igaatianen , Empfangs-, DeposHfons- u. Mortißcations- Scheine, Zeug- 
nisse, Reverse, Certiseate, Inttrnctiooen , tfeiraths-, Geborts-, Todes- 
o. andere Öffentliche Anxeigen Aber allerlei VorffiUe, Rechnewgen, furea- 
turaatertigungen, u. dergl. m. Dorch ausführliche Formalere erläutert. 
Heransg. von n. s.w. Ate verbess. o. renn. Aufl. Quedlinburg, Baase, xti 
n. 284 S.S. (fThlr.) 

256. Beitrage i. Kunde u. Portbildang der Zürcherischen Rechtspflege. Nene 
Folge der Monati chronik der Zdrch. Rechtspflege. Heransg. unter Mitwir- 
kung eiaei Vereinet prakt, Rechtsgelehrten von Dr. Jo*. Sehmuberg. 
2ter Bd. Stet Heft o. 3ten Bdi. lftes Heft. Zürich, OreJI, Ffissii u. Comp. 
3*5—472 u. 148 8. gr.8. (geh. l^Thlr.) 

257. Brmckenhoeft, Or. T., — Erörterungen ob. die Materien dea allgem. 
Theilt von Linde 9 ! Lehrbuch des deut. gen. Civilprotesses von u.s. w. Leip- 
zig, O. Wigand. vm n. 5S0 S. gr. 8. (2|Thlr.) 

258. Buhi, £., — Der Patriot, Inländische Fragen. 1 — 4tes Heft Berlin, 
Hermes. 46. 47. 48 u.48 S. 8. (geh. 1 Thlr.) 

259. _ Die Verfassungsfrage in Preussen nach ihrem geschieht!. Verlaufe, 
von o. i. w. Besonderer Abdruck a. d. deut Staatsarchiv v. Buddeus. HL Bd. 
Zürich u. Winterthur, I*iterar.-Comptoir. 96 S. gr. 8. (geh. f Thlr.) 

266. Christ, A., Wm$t.-R., — lieber deatsche Nstioaalgeaetxgebang. Ria 
Beitrag s. Erzielung gemeinsamer f. gans Deutschland gültigerGesetahicaer, 
n. s. Abschaffung d. rdm. u. d. fransöf . Rechts insbesondere. 2te darcages. 
Aufl. Carlsruhe, Müller. 160 S. gr. 8. (geh. | Thlr.) [Vgl. eben 
S. 669. Nr. 158.] 

26t. Daf Wisseiisnölhigste für dai Expedition*- u. Geschäftsleben. Ein alpha- 
betisch geordnete! Handbuch insbesondere für Beamte, Expedienten nie- 
derer u. höherer Gerichte, angehende Juristen, Stadträthe, Conununsl- 
beamtete, Gemeindevorstände, Dorf richter (Schallen) u. überhaupt Alle, 
die öffentl. Aemter verwalten; so wie f. Kaufleute u. Geschäftmänner jeder 
Art. Zugleich auch ein Hilfsmittel f. Jedermann , um sich in allen nur denk- 
baren gerichtl. Angelegenheiten u. Fällen des Geschäftslebens augenblick- 
lich Raths su erholen, und alle dahin einschlagenden schrifll. Arbeiten 
selbst zu fertigen. Nach den neuesten gesetil. Bestimmungen t Sachsen, 
Preussen , Oesterreich u. s. w. bearbeitet im Vereine mit mehreren Rechts- 
gelehrten, Geschäftsmännern u. Lehrern an Gewerbeschulen von Friedr. 
Edu. tleckel, Aktuar u. Notar u. s. w. l*ter Bd. (Abbreviaturen — 
Louisd'or u. Supplement.) Leipzig, Wo II er. xvn u. 341 S. gr. 8. (geh. 
Subscr.-Pr. 2|Thlr.) [Vgl. Jahrb. 184t. S.869. Nr. 189.] 

262. Die Reform des K. Sachs. Criminalprozesses unter Berücksichtigung der 
Fragen ob. Oeffentliehkeit u. Mündlichkeit des Strafverfahrens. Grande«, 
Glück. X u. 165 S. gr. 8. (geh. * Thlr.) 

263. Dirk$en, Heinr. Edu., — Die Scriptores Hiilvrime Amgmtme. Anden- 
tungen z. Textes-Kritik u. s. Auslegung derselben. Leipzig, Breitkopf n. 
Härtel. vm u. 271 S. gr. 8. (geh. 1J Thlr.) 

264. Deltinger, Geo., Geh. Archivar u. f. w., — Die über das Jagdwesen in 
Bayern bestehenden Verordnungen. Regensbnrg, Mans. 384 S. 8. (geh. 
4 Thlr.) 

265. Evelt, Jo$. y Land- «. Stadtger.-Dir. in Dorsten y — Das Hypo th e k e n -, 
Depositen- u. gerichtl. Sportuln- u. Kassen- Wesen in Pretrssen, Eine 
theoretisch- praktische Anleitung f. angehende Justiz- Beamte. [IsteLtet] 
Münster, Hast u. Riese, iv u. 90 S. gr. 8. (geh. ^ Thlr.) 

266. — Die Gerichts- Verfassung n. der Civil-Prozess in Preussen. Ein Hand- 
buch f. praktische Juristen von o. s. w. Arnsberg, Ritter, vi u. 289 S. 8. 
(1 Thlr.) 

26T. Fuchs, M.F.B., Regier.- Seeretatr, — Repertorium der in denFDrstL 
Reuss - Planischen Ländern jüngerer Linie ergangenen älteren Oeoctro, 
Verordnungen, Mandate n. Restripte, m* tttuwettunf auf die neueste 
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. Gesetzgebung, nebtt einem Anhange, bearbeitet von u. t. w. Gen, Ranits. 

19 Bog. 4. (Sutscr.-Pr. 2 Thlr, Laden-Pr. 3 Thlr) 
, 268. Ganter, Uz. Mich, v., Adv. u. Notar in Straubing, — Frauen -Recht 

1 od. Zusammenstellung der Bettimmungen dei bayer. Landrechli u. anderer 

\ K. Verordnungen von Bayern, in Beziehung auf das schöne Geschlecht. In 

\ erlftnternden Vorlesungen mit theilweisem Hinblick auf das gemeine Recht, 

I einschlägige Vorschriften der bayer. Gerichtsordnung, und auf bestehende 

, oberstricbterl. Erkenntnisse, in 2 Abtheil, von u. s. w. Passau, Pustet 'sehe 

Buchh. iv. 595 u. 30 S. gr. 8. ra. 1 Lithogr. (2} Thlr.) • 
2G9. Geib, Dr. Gust., o. Prof. d. Ä. an d. Unio. Zürich, — Geschichte des 
I röm. Crirainalprocesses bis zum Tode Jusüaians. Leipzig, Weidmann, 

i XIX u. 692 S. gr. 8. (31 Thlr.) 

i 270. Günther, Dr. Karl Friedr., Ordinär, u. er$t. Prof. d. Jur.-Facult. zu 

Leipzig, Domherr u.t.w., — Betrachtungen üb. das Gesetz im Staate, 
i Abdruck des Artikels „Gesetz" aus J. Weiske's Rechtslexikon, von u, s. w. 

i Leipzig, O.Wigand. 75 8. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

271. Hessische Beiträge f. Rechtskunde. Herausg. von Advokat Bopp in Darm- 
stadt. Ister Tbl. Darmstadt, Leske. 8 Bog. gr.8. (^Thlr.) 

272. Inhalts -Register aimmtl. in den bisher erschien. Amtsblättern der K. Regie- 
rang sa Merseburg, seit ihrem Entstehe* bis %.l. 1841. einschliessJ. enthalt. 
Gesetze, Verordnungen u. Bekanntmachungen jeder Art. Herausg. von 
einem prakt. Juristen. Grünberg, Levytehn. 74 S. gr. 4. (geh, 1 Thlr.) 

273. Kaulfus, A., Just.-R., — Das römische Recht am HermanaadeukmaJe. 
Ein Beitrag z. Verbesserung des Rechtsstudiums in Deutschland von u. s. \v. 
Berlin, Springer. 78 8. gr.8. (geh. } Thlr.) 

274. Leo, ff., Dr., — Die malbergische glosse , ein reit altkeltischer Sprache 
u. rotMsanJjfassung. Beitrag zu den deutschen RechtsaUerthümorsu 1 heft, 
Halle, Anten. XHU.156S. gr.8. (geh. JThlr.) 

275. Memorandum üb. die wi'derreohtl. Entfernung d. kathol. Priester Ran, Nach- 
baur, Boteher, Riehle, ans dem Wilhelmsstifte zu Tübingen. Schaffhauten, 
Hurler. vi u. 43 S. gr. 8. (geh. \ Thlr.) 

276. Michaelis, Dr. Adolph, o. Prof. d. R. in Tübingen, Ritter w. s. w., - 
Votum über den Rm'chsgräfl. Rentinck* sehen Erbfolgestreit von u.s.te. 
lies Heft. Tübingen, Laupp. IV u. 55 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) [VgL 
Jahrb. 1841. S. 383. Nr. 77.] 

277. Oeslerley, Ferdin., Dr. u. Stadt- Spul zu Gottingen, — Das deutsche 
Notariat nach den Bestimmungen dea gem. Rechts u, mit besonderer Berück- 
sichtigung der in den deut. Bundesstaaten geltenden particularreckt!« Vor- 
schriften, geschichtl. u. dogmatisch dargestellt von u. s. w. , Ister Tbl. Ge- 
schichte des Notariats. Hannover, Hahn, xxiv u. 584 S. gr. 8. (2} Thlr.) 

278. Ostwald, Chr. Fr. Ad., — Materialien zu einer rechtl.-poli(. Beleuch- 
tung der monopolistischen Privilegien des Schiffamtes zu Lauenburg im 
Conflicte mit der Gegenwart. Zunächst in Beiiehung auf die Handelsver- 
hjUtnisse der Stadt Molden. Altona, Hammerich. 60 S. gr. 8. (geh. { Thlr.) 

279. Rechtliche Vertheidigung des Advokaten J. Gülich in Pinneberg, als 
gerichtl. bestellten Defensors des Jochi m Hinrich Ramcke aus Halstenbeck, 
peinlich Angeklagten: in pct. angeschuldigten Mordes, nächsten Versucht 
zum Morde und Mordbrandes. Mündlich vorgetragen am 26. Juli 1841. 
Ebenda*. 134 S. gr. 8. (geh. J Thlr.) 

280. Rosemann, Her. Fr.A., — Anleitung z. Entwerfung mehrerer bei Ge- 
meinheitttbeilungen u. Ablösungen v. Servituten vorkommenden technischen 
Arbeiten. Ein Handbuch f. Theilungs-Commissarien, Oekonomen u.Gemetn- 
keHstheilungs- Interessenten, welche sich über Classification des Bodens — 
Ertrags - Berechnung verschiedener Boden -Klassen — Abschätzung der 
Weide — Durch winterungs-Berechn eng u. s. w. belehren wollen, von u.s. w. 
Quedlinburg, Ernst, vm u. 203 S. gr. 8. (JThlr.) 

281. Schenk, M., Just.-R. u. Notar, — Ein Wort über and fflr den Bestand 
einet Rhein. Provinzialrechts. Köln , J. u. W. Boittere'e. v u. 31 S. gr. 8 
(geh. t Thlr.) 
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282. Schier» Heinr» Beruh.» Kreisamtsviceacl. sm Leipzig , — Handbuch des 
K. Sicht. Civil processrecht*. Eine Zusammenstellung der allen u. erläu- 
terten Processordnung mit den fie ergaasenden, roodilicirenden u. andern 
dabin einschlagenden gesetzt. Bestimmungen unter iteter Uinweiaung auf 
den Gerichtsbrauch. Herauig. von u. s. w. Mit einer rechtsgeschichü. Ein- 
leitung von Dr. Herrn» Theod. Sehletter» akad. Doe. d. Rechtswiss. an d. 
V nie. Leipzig. Inten Bdes. lste Abth. Dretd. u, Leipx. , Arnold. 224 S. 
gr. 8. (geh. ij Tblr.) 

283. Schüler» Heinr.» — Die Lilerarum obligatio dei alteren rora. Rechts. 
Nach den Kecbtiquellen beleuchtet n. in ihrem Zusammenhange mit dem 
Obligationen -Recht der juitinian. Zeit dargestellt von u, s.w. Breslau, 
Hirt. 98 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

284. Skarda» L.J.» Dr.d.R.» — Das otterreich. Prioilegienrechl in poli- 
tischer, ci dir echt licher u. techni$cher Beziehung erläutert durch Beispiele, 
Rechte/alle u. Formulare praktisch dargestellt. Nebst einem Anhang über 
die bezüglich der Dampfschiff- Fahrt» Dampfmaschinen u. Eisenbahnen 
erlass. gesetzt. Forschriften. Wien, gedr. b. A. Benko, (Leipzig, Hinrichs 
in Comraiss.) xvt u. 368 8. gr. 8. (geh. 2J Thlr.) 

285. Sparre» Karl v.» Landrath u. s.w.» — Die Lebensfragen im Staate in 
Beziehung a. d. Grund besitzt* um. Ister Thl. Enthalt die Untersuchung der 
Natur n. der Bedeutung desGrundeigenthums, aufgefasst a. d. historischen, 
recht I., landwirthschaftl., nationalökonom., staatswirthschaftL u. polit 
Gesichtspunkte, Giessen, Heyer. xvi u. 191 S. gr. 8. (1} Thlr.) 

284. Steinacker, K.» — Ueber das Verhältnis» Preussens su Deutschland 
mit Rücksicht a. die Schrift des Hrn. v. Buiow-Cummerow; Prenssen, seine 
Verfassung u. s. w. von u.s.w. Branaschweig, Vieweg u. S. vm n. 280 S. 
gr. 8. (geh. \\ Thlr.) 

287. lieber die Notwendigkeit, das kritfüge Fortbestehen des Staaten durch 
neue Verwaltungsgrunds&üsc zu sichern. Breslan, Hirt. 29 S. gr. 8. 
(geh. \ Thlr.) 

288. Vorschlage sn möglichster Beseitigung der Nachtheile der Patrimonial- 
gerichtsbarkeit im Preuss. Staate. Berlin, Nauck. 31 S. gr. 8. (geh. \ Thlr.) 

289. Was bestimmt das Gesetz über die Absetzbarkeit der Geistlichen n. Schul- 
lehrer? Ein Jurist. Gutach teil. Königsberg. 24 8. 8. 

290. Wegeordnung t d. Herxogth. Schleswig u. Holstein. Oldenburg, Frftnckel. 
66 S. 16. (geh. } Thlr.) 

191. Wolff, Dr. Carl Wilh.» Priv-Doc. d. R. zu Gottingen» — Recbtsfalle 
jb. Gebrauche b. praktischen Vorlesungen u. s. Privatstudium von n. s. w. 
lstes Heft. Gottingea , Dieterich. x n. 118 S. gr. 8. (geh. { Thlr.) 
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INTELLIGENZ-BLATT M6 

zu den 

kritischen Jahrbüchern ffcr deutsche 
Rechtswissenschaft 1 842. 

Die Intertionigebuhren betragen ffcr die dnrehlanfende Petitseile oder 
deren Raum 1| Ngr. 

$et «ad^enbe (SximiualfaU erregt »tfetuitlidfe flberaH bae Übt 
^afttfit Sntereflfe, jumat bie #ittrt*ttiilg bee Delinquenten bnr$ einen 
ÄönigUd&en »efeljl, auf bem aBeftt gut 9ti$tfi£tte, anfgef^oben umrbe, 
nnb bie ©<$nib bc« flßerurtyeflten in 3»elfet gejoge« wirb. 

©trafteiffh 

9le4>tU$e Sktt^tittgtrag 

be$, 
be* 9Ro*be* unb be* S&ottttattbe* att^eHaaün 

3. I). Kamkej 

von 

Äöüocot 3. <9ätt$, 
geri$tli$ beflelUem JJefenfot. 
gr. 8. Bltona« 4>auimtricfr 1842. flefr. */» $W»« 
«Ditft e^rift Ift in oKen »tt^ankluBfle» iDmtf«^«*«, Dtffcwel<$« «. f. ». 

ja $abe>. ^ 

3n tat WMjtf*« »u^anblmt« fn Dtbtntnrrg fft jn $ate»t 

3itfHttiattd ^ttfütntiotiem 

grjh« »ueb, befonber« »on ben $etfonen, 

3Beld>e« JBucb in btefem äBütbtem 

9» tmtft t| ftfefrra i« ihn**** MrimMa 

Bon 

3. ff. £. «ecfrt, J. u. D. 

geb. — » g®r. 
Xngtbtnto Swift«» x»M> M*»ft*M« <mf dm «ifltMtmtflMf» wtt tan 
SnfKtttttonö» 3uftfofon« idumt nwutai», «Iteen »ine etfltyttdje Untrcbaltunfl 
gtiotyttn. .____ 

3m Bwto« tat edjtuheWe* »wtyoiiMwi« In DUiihtj if» ft> *•» 
ctf*itnen unb tonn bnwfr «& »u*$<mM«»«e» tag»*» wwtani 

SJetfud) einet nötigen »eftimtrottiö bed %>fIU^tt^aif« 
au» gef^loffenett ©teile» in äSeÄfotottia tmt 
allofcaWm SSeawfiem »o» Stfr. fcfewi*» 
»♦uonwrttt Mit Dr. «$. 8. 9t«nfc* 

$r. 8> «#. -12«®* 
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£ anno »er. 3» Setlagt bei #<ifc«'f$en §offcu*t)anMnn.j fft fc tit* 
erfd&ieuen nttb in aHen Sn^ljanMungeii jn ^oBeit: 

beutföe Notariat 

uadE) bett ttefUmmuttflett be* gemeinen 9tccf)t$ unb mit feefonbes 

rer IBerfiiffidbtiottno ber in ben £)entfcfcen ätonbeäflaaten gel* 

tenben particniam4>ilid>en »ortoriften 0efd>id>tUcfe utib 

boßmatifö bavgeflelit 

^retftittattft &eftetl*9, 

Dr. unb e$tabt*€fynbtcu3 ju ©Öttfitgen. 

gr. 8. 1842. $reiS 2 5 /e 3#ir. 

„ ($>er gleite 3$eil totrb ble 2>arfteUiut0 be« geltenbeit 9le$t* 
enthalten.) 

€to eben ift bei und ebenen: 

© e d) t (l) t e 

be« 

?dmifd>cn ^rtmittal^toccffcd 

bis jum $obe Sufttman'S. 

»on 
Dr. ©♦ ®eib, 

orbentKcfcem $>rof. b* Siedle fit 3ürt*. 
gr.8. 9)rri§3V2Ä^r. 
*t*P*t0/ b. 1* 9tobbc. 1842» 

• äBeifataitit'ftyc üBud^^anbtimg. 



(Bei JULIUS HBLBI« in Altenbarg erföien fo eben: 

C2in0trl|trn 

über bie 

infonberfreit über baö |tt»fc&en bera öerubtö^ertn unb fernem 

®eri4>töt>ertt>alter Qtmeinxefyliä) bejle^enbe StecbtStter* 

Wltnip. »on Dr. jur. «Ijr. 2Utg. Ijeffe. gr. 8- brofö. 

16 ©r. ober 20 ©gr. 

Wt {eben praetifaen Suriften, befonber« ober für ®eti*t*bitectocen 
2!* £«£rf»*»««*e2Ji*t«$ewn ift biefe mit fötffenttafiUftfeit unb 0t* 
fem gteife abflefofte gifrrift ein un entbeftrltftes «anbbu*. 

«ei $♦ «♦ j®. »»gel in 6eip*i0 ift fo eben erftiesien: 

fttttg, Xfy>tU.'8Katy, Dr. Ä. £>♦, über bie (Soncur* 
renj ber SSerbred&en unb inöbefonbere übet ben SBe* 
griff teö fortgefefcten »erbrec&en* «ad^ gemeinem 
iinb,fd*ftf4>em Siebte, gr> 8. gefr, */* £&&♦ 
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grub« ttfdjttn von bcmfrtbtn Berfafftt in gittern SBcctage:. 

$)te ge&re bon bet Gombenfation. gt. 8. 3$i&l. — 
©tubten wir Vorbereitung einer grünbKd&en Auslegung 
unb richtigen 2Cntoenbung be$ @rtmmalgefe&bu<be$ für 
ba$ & ©o(bfen üom ^a^re 1838. 22(bt&lgen. gr.8, 
bciwb. Stylt. 1. 18 SRgr. 

3m Betlage bcr Unterjeic&neten ift erfdjtcnen unb bunfc alle Bud)&an6= 
(ungen gu begießen: 

H. E. IMrksen: 

Die 

Scriptores Historiae Aopstae. 

Andeutungen $ur Crrtrskrttik unb Auslegung derselben. 

3n «t. 8. fflroföirt. yxtit l»/iS$lr. 
ecfjp *ia. im September 184*. 

gtelgogf K «artet. 

3m »erlagt oon Sernl). 3aud)tii( jwi. in eetpjig ifl fo eben er» 
fticntn tmb in «Ken fa^fifdjen SBucbbanblungtn oowäibtfl: 

2>a8 

&r*ntoe?f^erttttg§it>efeit 

in ben 

(5ddj)ftf$en <£rblant>en 

nad? 

fetner beanaligen SJerfaffung butd) »oQftdnbige öoramentirung 

M ©efefceß t>om 14.9towmber 1835/ in SJerbinbung mit bat 

feuerpoltjetüc&en 83orfd)tiften, bargefiettt 

SRit topUßänbigtm <Sa$teflift*r. 

flt. 8. brofa. iy 4 ^. 

3m »erlag« *on Sern $♦ 2a*d&ni$ Jan. in Seip^ia iß erfdtfenen: 

8 e b r b u d> 

be$ 

fatljoUfäjen mtb eDangelifd^en 

mit befonberer 9töcf fityt auf beutftye Buftdnb< 

von 

Dr. Sletnill«« «nbttrfft 9t<<*tev, 

Sr. 8. toroft. 50«/a Sog. fhceie 3^. 
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Im Verlage des Uateneichaeten igt erschienen «ad darca alle 
handlangen des In- und Auslandes zu beziehn: 

Corpus Juris Canonici» 

Post 

Justi Henningii Boehmeri 

c u r a 8 

brevi adnotatione critica instrnctum 

ad exemplar romanan 

denuo edidit 

Aemttiu* Idudovicus Michter, 

iuris ntriuiqne doctor et in M«d«mia Marburgenu profettor publicui Ordinariat. 

II. Partes. 

eleg. cartonn. J0 2 / 3 Tblr. = 16 FL CM. 

Beruh. Tauchnitz jun. in Leipzig. 

3m Beilage üon SBeml). %au cftntft i na. In ßeipjfg ift etftyfentn anb 

in allen &u$$anblungen 9>reufen* Doträtyta,: 

2)ie allgemeine 

fiu bic 

AötttftUd» ^*e*fMfc$>ett <St**ttit 

mit ben erlduternben, ergänjenben ober abänbemben fitster jebem 

Paragraphen in djronologtfc&er £>rbnung unb grdptent&eitt 

tt>6rtlid) abgebrutften neueren ©efefcen, Serorbnungen 

unb SRefcriptem 

25 Formularen, eine burc&gcfü^rtc 2)epofUal*SRec&nunfl barfteSenb 
unb £eyo{ttal*(3ebülpen* «nt> 3infen*S3e*e$nungtti. 

herausgegeben von 

©♦ Z1> i e d, 

3JI« einem alUabeUfafen ®ad>te0ff«eT. 
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L Becensionen. 

Semestrium ad M. Tullium Oceronem librt sex. 
Scripsit Frfd. lind. Keller, anteeessor Turicensis. Fol. f. 
Zürich, Orell, FOssli and Comp. 1842. 

Recenstrt 

von 

Herrn Mhr. Jur. Bauhöfe» za Basel. 

Einer der grttssten Rechts -Schriftsteller unserer Zeit hat dar- 
auf hingewiesen , dass die Anziehungskraft, welche in Deutschland 
die Universitäten auf die gesammte wissenschaftliche Thätigkeit üben, 
nirgends sichtbarer wird als in unserer LKteratur. Das vorliegende 
Werk liefert hierzu einen neuen Beleg. Schon der Titel Semeitria — 
vielleicht seit Anton Faber nicht mehr gehört — * verbandet jenen 
Einfiuss. — Deutlich spricht sieh der Verfasser selbst Aber das Ver- 
hältnis* seiner in einander greifenden Thitigkeit als Schriftsteller 
■nd Lehrer in der Vorrede aus, Dnrch ihn vorzüglich ist die Er- 
klärung sowohl juristischer als nicht juristischer Klassiker wieder 
■um Gegenstand eines besondern Unterrichts auf unsern schweize- 
rischen Hochschulen erhoben worden« Der Same, den er ausstreute, 
fiel auf fruchtbares Land. Die Reihe exegetischer Vorträge mehrte 
sich, und ihnen wohnten, wie der Verf. mit voHer Wahrheit sagt, 
„optimi guifue et studiosüsimi" in beträchtlicher Zahl stets bei. 
Die Vorliehe für diese Art Vorträge, welche sich bei allen schwei- 
zerischen Docenten und Studirenden im In- und Auslande stets 
kundgegeben hat, hängt mit den Instituten des Landes und den Ansich- 
ten seiner Bewohner aufs engste zusammen. Von jeher befürchtete 
man von Einführung der fremden flechte den Untergang einheimi- 
scher Gewohnheiten, und betrachtete die Anbänger und Lehrer der- 
selben nicht besser als Glieder einer staatsgeführlichen Propaganda. 
Die Zeit hat zwar alle derartige Befürchtungen als eitle und leer« 
Krit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VL H. XI. 61 
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Gespenster erwiesen« Aber dieselbe Furcht spackt noch überall in 
den Gcmfltbern, das in seioen mittelalterlichen Formen fortlebende 
Volk hemmt und dämmt flberaH den Einfluss gelehrter Juristen. Die 
Gerichte sind zum grßssten Theil mit ungelehrten Schöffen besetzt. 
(Das Appellations- Gericht des Rantons Basel- Stadttheil zahlt der- 
malen anler seinen Mitgliedern nur einen einzigen gelehrten Richter, 
der überdiess nicht Präsident ist. Die übrigen gehören alle dem 
Kaufmannsstande an). Nor wenige höhere Stellen sind besoldet, 
und diese, nach dem Geist aller Republiken, äusserst spärlich. Also 
kein Beamten-, kein Richter« und auch kein eigentlicher Advoeaten- 
Sland. Alle diese Umstände können nicht verfehlen, ihren Einfloss 
auf den Geist des Rechtsstudiums an den schweizerischen Hochschu- 
len auszuüben. Erwerbsquelle wird dasselbe nur in den wenigsten 
Fällen; praktisches Interesse hat es nirgends; zu Ansehen verhilft 
es nie; überall weckt es Misslrauen. So von Leben und Staat ganz 
Verstössen, wird der schweizerische Romanist sich selten der dogma- 
tischen Bearbeitung vorzugsweise widmen, dagegen mit besonderer 
Vorliebe der historisch-philologischen Seite sieb zuwenden. — Dass 
nun diese Stellung der romischen Jurisprudenz in unserm Vaterlande 
nicht auch erfreuliche Resultate, neben den vielen betrttbenden her- 
beifilure, wird Niemand verkennen. Wir wollen nicht davon reden, 
dass nirgend weniger als bei uns die Jurisprudenz zum Brodstudio« 
herabgewürdigt ist. Nur auf einen für die Beurtheilung aller Pro- 
dukte der schweizerischen Rechtsgelehrsamkeit, und namentlich auch 
des vorliegenden Werkes nicht unwichtigen Gesichtspunkt machen 
wir aufmerksam. Die geschichtliche Jurisprudenz wird nun in jener 
fttinheit aufgefässt, die mit der Idee blosser Einleitung in das dog- 
matische Studium des justinianischen Rechts unvereinbar ist. Die 
Zustände des römischen Rechts in den verschiedenen Zeiträumen sei- 
ner Entwicklung werden nun eine selbstständige Bedeutung behaup- 
ten. Jede Periode wird ihren Massstab in sieb und nicht in einer 
folgenden finden, zu deren Verständniss allein sie dienen soll. So 
erst hat das geschichtliche Rechtsstudium sich zu jener Uneigen* 
atiteigkeit erhoben, welche eine ihrer grOssten Zierden ist. Nun 
erst wird sie, ganz in sich ruhend, ihre Stellung als selbssUndige 
Wissenschaft behaupten, den prekären Dienst fremder eigenaQtziger 
Meister verlassen und selbst als Herrinn Nhstehen. — 

Die Ciceronianische Jurisprudenz ist es, welche uns in diesem 
und in den folgenden Bänden zur Anschauung gebracht werden soll, 
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als eki Ganzes, als der Recbtszustand einer an sich höchst merkwür- 
digen Zeit, als Zweck in sich, nicht bloss als Einleitung zum Ver- 
ständniss der justinianischen Rechtsbücher und des heutigen Znstan- 
des. Der Verf. verspricht nach der Bearbeitung der 4 Reden eigent- 
lich juristischen Inhalts: pro P. Quinctio; p. Q. Roscio Com.; p m 
M: TtilHo und p. A. Caecina eine ähnliche Bearbeitung der Verrinen, 
und kleinere Abhandinngen über verschiedene wichtige Stellen aus 
den übrigen Cieeronianischen Schriften jeder Art. — 

Der vorliegende erste Band der Semestria enthalt in dem ersten 
Kapitel „ de jure caussae Quinctianae" eine Betrachtung aller zur 
Entscheidung des dem C. Aquillius vorgelegten Rechtsstreites wich- 
tigen Momente, so weit dieselben aus der Darstellung und Vertei- 
digung der einen Parthei erkannt werden können; — in dem zweiten 
dievarietas lectionis aus 13 von dem Verf. selbst collationirten Manu- 
scripten der königlichen Bibliothek zu Paris und einem Berner Codex. 
In zahlreichen Noten wird auf die verschiedenen Lesearten der grös- 
sern Zahl der Ausgaben hingewiesen. 

Nor von dem ersten Kapitel soll hier genauer Rechenschaft gegeben 
werden« — 

Im §. 1. setzt sich der Verf. die Aufgabe, Ursprang und ffatur 
des Rechtsstreites zu erläutern, welchen C. Aquillius nach Anleitung der 
Formel zu entscheiden hatte. Das Resultat der ganzen folgenden Unter- 
suchung (S. 1 — 43.) wird gleich im Eingang dahin festgestellt: die 
actio, welche J\ Quinctius gegen * gextus Naevius geltend macht, 
gebort zu der Gattung der Klagen de pecunia certa credäa; ihr 
Ursprung liegt in der sponsio ; ihrer Wirkung nach ist sie prt- 
judiciell. — 

In dem vorliegenden Fall wurde die sponsio durch die Behaup- 
tung des N. herbeigeführt, Q. sei in dem Prozess, um dessen An- 
ordnung der Prätor Dolabella gerade angegangen wurde, zur 
satisdmtio judicatum söhn verpflichtet, nach der Vorschrift des Ediets, 
welches diese Last an die SÖtägige Dauer eines von dem Pritor dem 
Gläubiger gestatteten Gflterbesitzes knüpft. Q. läugnete die Existenz 
dieser Bedingung in seiner Person. Zur Entscheidung dieses Strei- 
tes auferlegte ihm der Prätor eine sponsio , deren Worte der 
Verf. nach c. 8. u. 27. dahin feststellt: „Si bona mea ex edicto P. 
Burrieni Praetoris dies XXX. possessa non sunt." Der Recntssatz 
selbst, aufweichen N. seine Forderung stützte, und dessen Voran«* 
setzung der Prätor durch jene sponsio eben der Entscheidung eines 

61* 
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Richten überliess, kann nach c. 8. und nach Gaj\ IV. §. 102. kei- 
nem Zweifel unterliegen. — 

Man sieht, ohne richtige Auffassung des Wesens dieser in dem 
Altern römischen Recht so bflufig gebrauchten Spönsionen isl eine 
klare Einsicht in die Natur der C. Quinctiana selbst eine Unmög- 
lichkeit. Ueber jene' entwickelt der Verf. folgende Ansicht. (S. 7. ff.) — 
Seit den ältesten Zeiten pflegten die Römer Streitigkeiten jeder Art, 
für welche sich noch keine recipicrte Klagen vorfanden, dadurch filr 
eine richterliche Entscheidung empfänglich zu machen, dass die strei- 
tenden Partheien sich in strenger Form gegenseitig eine bestimmte 
Geldsumme versprachen, unter der Bedingung, dass das bestrittene 
Factum sich nach des Einen oder des Andern Behauptung verhalte. 
Aus- der geschlossenen Stipulation ward alsdann die versprochene 
Geldsumme eingeklagt, und hiedarch der Richter genölhigt, das be- 
strittene Factum gleich einer Bedingung der Forderung zu entschei- 
den, ohne sein Urtheil unmittelbar hierauf zu richten. — Bei jener 
sponsio aber, fährt der Verf. (S. 8.) fort, konnte ausser und nebea 
jenem eigentlich beabsichtigten Urtheil Ober das Factum, noch eine 
Geldstrafe für muthwilliges Prozessieren beabsichtigt werden. Um 
die Lage der Partheien auszugleichen, und dieselbe Gefahr filr beide 
Theile herbeizuführen, ward die sponsio mit einer rcstfpu/atio ver- 
bunden, in welcher dieselben Partheien, aber mit getanschien Rollen, 
auftraten. Bier führte der Entscheid des bestrittenen Factum not- 
wendig zwei Urlbeile herbei ; der Sieger in der sponsio musste zugfeiVb 
von seiner Restipulation freigesprochen werden. Der Unterliegeade 
zahlte die Sponsionssumme dem Sieger als Strafgeld aus. Wurde 
aber die sponsio von jeder derartigen Beimischung frei erhalten, nnd 
bloss zum Zwecke der Entscheidung irgend eines bestrittenen Factam 
geschlossen: so begnügte man sich mit dem einseitigen Versprechen, 
ohne demselben eine Restipulation entgegenzustellen. Der Forde- 
rung der Billigkeit, wonach keine Parthei mehr, als die andere, ge- 
fährdet sein darf, ward nun dadurch Genüge geleistet, dass man in 
diesem Falle die Sponsionssumme zu einem unbedeutenden Werthe 
ansetzte, auf dessen wirkliche Einforderung Niemand Gewicht legen 
konnte. — Jene entere Gattung enthüll die poenales, diese zweite die 
praejudieiales tponsiones; ije letztern darum, vorzugsweise So ge- 
nannt, weil in ihnen nur das praejuiicium von Wichtigkeit ist, während 
die poenales-mit dem praejudicium auch noch die poena verbinden. 

In welchen Fällen ist nun die sponsio eine poenalis y in welchen 
eine prae/udicMis? Diese Frage beantwortet der Verf. verschieden, 
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je nachdem es sich' von aassergerichtlichen oder von gerichtlichen 
Sponsionen handelt. Die WiilkOhr des Einzelnen erträgt Iceine feste 
Kegeln. Daher finden sich nicht nor anssergerichtliche Sponsionen 
beider Gattungen, sondern auch Strafsponsionen ohne Restipolation. — 
Die gerichtlichen Sponsionen sind zwar aoch bald pönal nnd dann 
wohl regelmässig mit einer Restipulation verbanden, wie bei der 
actio certae cratitae and constitutae pecuniae and bei den Interdic- 
ten; — bald bloss praejudicial , wie z. B. gerade die sponsio 9 anf 
deren Beartbeilung die C. Quinctiana beruht: — aber hier deotet 
Alles darauf hin, dass diese Theilang feste Regeln befolgte, so dass 
gewisse Klagen nar eine Prijadicial-, andere nur eine Pftnal- Spott- 
sion zaliessen. — Za dieser Annahme wird der Verf. vorzüglich 
durch die Wahrnehmung geführt, dass die Höbe der Sponsion stets 
nach Quoten des Saehwerths bestimmt Ist; — nnd dass jede pocna 
fernere iitigantium, nicht nur die poenalis sponsio selbst, auf dieselbe 
Weise mit dem Ausgang des Prozesses in Verbindnng erscheint. 
(fiaj. IV. §. 172 — 182.) Den Pr äj ad icial- Sponsionen wird dem- 
nach folgendes Gebiet angewiesen: 1. Sie kommen überall vor, 
„ubi in jure vel ob Judicium ordinandum vel ob aliam qnamcunque 
rem, quae ad jurisdictionem pcrtinet, et judicanti emergere passet f 
sponsione opus esse videreturS' (S. 15.) 2. „praeterea — quando 
prineipaie iilud jus, de quo agendum esset, sponsione quidem, cui 
formuiä accommodaretur , indigeret, neque tarnen eorum numero 
esset, in quibus, ut poena is quicum agitur periclitaretur, constitutum 
fitit." Beispiel die aetiones in rem (Gaj. IV. §. 93.) (S. 16.) Die 
Richtigkeit dieses ganzen Systems ergiebt sich nicht nar aus Cice- 
ro's Vertheidignng des (>., sondern besonders auch aus der Prüfung 
aller der berühmtem, Beispiele solcher Sponsionen, welche auf S. 7. 
n. 5. zusammengestellt sind. — Zwei Bemerkungen indess erlaubt 
sich Rec, die eine über die Terminologie, die andere Ober die Ge- 
schichte jener Sponsionen. 

1. Der Verf. bezieht jene Bintheilung der Sponsionen in poena* 
les und praejudiciales bei Gaj. IV. §. 93., auf den ganzen Umfang, 
in welchem die Sponsionen vorkommen. Rec. ist dagegen der An- 
sicht, dass dieselbe von den Römern nur auf die gerichtlichen 
Sponsionen angewendet ward. — Gajus selbst wird anf jene Bin- 
theilung durch die aetiones in rem geführt, welche zn seiner Zeit 
Doch in doppeller Form vor Gericht geltend gemacht werden konn- 
ten: nämlich entweder in Form einer actio petitoria, oder vorerst 
durch die sponsio in eine actio certae creditae pecuniae umgewan- 
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delt. — Zur Erläuterung der Natur dieser spornte lögt Gajus ia 
§. 93. bei« v 9 ,iVee tomert haec summa sponsionis exigitur; non enim 
poeualis est, sed praejudicialis, et propter hoc soUmfit, ut per 
com de re judicetur." — Den Worten: de re hat mau nun meist, 
hat auch der Verf. (s. p. 220. n. 52./«.) die ganz allgemeine Be- 
deutung untergelegt: „Ober die Sache selbst," und in Folge hievon 
eine praejudicialis sp. überall angenommen, wo irgend ein Faclam, 
welcher Natur immer, als Bedingung einer Geldfordernng zur 
richterlichen Beurtbeiltrog gebracht wird; hienach wird auch jene 
sponsio des M. Lutatius Pinthia: „ni vir bonus esset" (de. de 
offic. III. 190 ^ iae praejudicialis genannt, weil diese gerade dazu 
allein bestimmt sei,, „ut per eam de re (sc, an vir bonus esset) judi- 
cetur." — Wie wenig Gajus an eine solche weite Bedeutung des 
Ausdrucks de Ire dachte, leuchtet ein. Er spricht allein von 4er 
sponsio zur Entscheidung eines Sachwerths, nicht irgend einer be- 
liebigen Sache überhaupt. Es handelt sich dort nur von der gericht- 
lichen Anstellung einer actio in rem, nicht von der Herbeiführung 
gerichtlicher ßeurtheilung irgend eines, wenn auch seiner Natur nach 
für eine solche noch so wenig empfänglichen Factum, — Hatte 
Gajus staU von den Sachenrechten im Allgemeinen, spectell von 
der Möglichkeit gesprochen, die hereditas durch das Mittel einer 
sponsio einzuklagen (s. Cic. in Verrem II. 1, 45.), wir würden 
zweifelsohne nicht die Worte de re, sondern de hereditate hei ihm 
lesen. Ist es demnach unzulässig, den Worten des Gajus einen so 
vagen Sinn unterzulegen, dass alle und jede sponsio de facto vel fe 
quaeunque als präjudicial im technischen Sinne angesehen werden 
könnte : so knüpft sich hieran die weitere Frage, welche Ausdehnung 
kommt denn nun den Präjudicial- Sponsionen zu? Dass sie auf die 
sponsiones über eine actio in rem beschränkt werden müssen, weil 
die Worte ^/e re nicht jenen allumfassenden Sinn haben, wäre ein unrich- 
tiger Seh luss. Gajus sagt das Eine so wenig als das Andere. Offenbar 
gedenkt er der Anwendung der sp. praejudicialis auf die actiomes in rem 
als einer einzelnen aus der Zahl ähnlicher, welche er dort nicht er- 
.wähnen kann, die uns aber anderswoher bekannt sind, wie z. B. die 
sp. praejud. de hereditate aus Cicero l. c. ; um die der C. Quinctiana 
zu Grunde liegende sponsio ganz zu übergehen. — Der gemeinsame 
Charakter aller dieser Fälle liegt in der gerichtlichen Vermitteln ng 
des Abschlusses dieser sponsio. Zudem lässt sich auch sonst kein 
Beispiel auffinden, in welchem aussergerichtliche Sponsionen als prl- 
ju4icialc oder als pönale bezeichnet würden. Wir werden dadurch 
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genftftfcigt, diese Einlheihng in das Gebiet der gerichiliebeu Spon- 
sionen zu verweisen, die anssergeriehllichen aber als ein völlig neu- 
trales Land zu betrachten. — Bie Prljudicial-Sponsionen dienen 
stets rein prozessualischen Zwecken. (S. darüber genauer nnter 
Nr. II.)' Eine Exemtion der Sponsionssumma zun Vortheil des 
Siegers wird daher gar nicht beabsichtigt, and von dem Prltor nie- 
mals bewilligt« Abweichend hievon nimmt der Verf. (S. 10.) flr 
gerichtliche and aossergerichtliche Präjudicial- Sponsionen gleich* 
mistig an, dass die Summe so nieder angesetzt worden sei „gualem 
memo curarst sive petere sive recusare petcntif" hieraus erklärt er 
dann auch das Unterbleiben der restipulatio. — Ist aber die Ansicht 
des Reo. richtig, so unterbleibt die restipulatio nicht, weil die summa 
sponsionis völlig unbedeutend war; — was sich bei jenen 25 asses 
für manchen Litiganten noch fragen wirde,—* sondern weil sie, rein 
zu prozessualischen Zwecken bestimmt, gar nicht eingetrieben wer« 
den konnte. Ist diess nicht auch der klare Sinn der Worte des 

Ga|ut „ non enim poenalU est, sed praejudieialü — — 

unde etiam ü cum quo agitur, non restipulatur" ? Nur bei den aus- 
sergeriehtlichen Sponsionen lag es in der WillkQhr der Partbeien, 
die Restipulation wegzulassen, oder hinterher die Spoasionssumme 
nicht einzutreiben. Ward die E^ecution verlangt, so konnte sie der 
Prätor von sieb aus durchaus nicht verweigern , mochte der Geldbe- 
trag auch noch so gering sein. — Steht es nun fest, dass die Ein* 
tbeilung der Sponsionen in praejudiciales nnd poenales nur die gericht- 
lichen Sp. utnfasst, die Oberhaupt allein fester Rechtsregeln und einer 
technischen Bezeichnung R&hig sind: so fragt sich nun weiter, ob 
eine Uebertragung der Bezeichnung: praejudieialü sp. auf gewisse 
auesergeriehtliche Sponsionen durch Gleichheit der Fülle gerechtfer- 
tigt wird? Selbst diese- Aebnlichkeit scheint uns nur eine sehr ent- 
fernte. Oder sind etwa die aussergerichüichen s. g. PrSjudietal-Sp. 
auch, wie die gerichtlichen, dazu bestimmt, die Einleitung zu einem 
weitern Rechtsstreit zu bilden, und ein Urtheil hervorzurufen, das 
bald ein zweites möglich machen soll? mit einem. Worte: Handelt 
es sich bei der sponsio des Lutatius Pinthia nicht vielmehr um ein 
Judicium, als um ein praejudiciumt Wird dagegen nicht bei allen 
gerichtlichen Prljudicial-Sponsionen bezeugt, dass sie' ein zweites 
Urtheil nur vorbereiten und möglich machen sollen? So muss Q. mit 
jV. eine sponsio abschließen, damit durch die Entscheidung des Streits 
Ober den SOtlgigen Besitz ein Urtheil Über die Hauptklage (/ic/i# 
pro socio) mOglich werde. So wird die Entscheidung einer sponsio 
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de re allerdings folgerungtweise and mittelbar auch das Sachenrecht 
selbst entschieden haben. Aber diess Urtheil wurde gleich zur Be- 
diogong einer ' weitern Forderung gemacht; ja beide Forderungen 
konnten verbünden vor denselben Richter gebracht werden, etwa in 
folgender Weise: Judex esto % Si paret NT NT AI A°. XXV. nwm- 
mos dare oportere ex sponsionen condemna. Si non paret, absolve. 
Quod si sponsiene vieerit A\ A\ , nüi ei ea res rcslituatur, quanti 
ea est (vel quanti in litem juraverit actor) NT NT A°. A* con- 
demna." (s. Gaj. IV. §. 165.J Eine solche Connlalion erfordert 
die Natnr nnd Bestimmung der sp. praejudiciatis\ erlaubt die Be- 
merkung Qu in etil ian's (1. 0. III. 10.) „Privata quequejudicimsaepe 
unum judiccm habere multis et diversis formulis solent;** — 
und überhebt endlich die Analogie der Interdicte allem Zweifel. Hat 
der Pritor ein restitutorium oder exhibitoHum interdictum erlassen, 
und der, welchen der Befehl trifft, keinen arbiter verlangt, so wird 
der RlSgcr, nach Gajus (IVV§. 165.) ausdräck liebem Zeugniss mit 
der Sponsin : „AV (alii si. S. darüber genauer unten) contra edictum 
praetoris non exkibucrit auf non restitueriP* noch ein anderes Ju- 
dicium de re exhibenda vel restituenda verbinden : »Si sponsiont 
vieerit, nisi ea res exkibcatur auf restituatur, (adversarius quanti 
ea res sit condemnetur.) (ex sent Holtut. supp.) — Die hier ein- 
tretende Lücke des Gajus Iftsst nicht erkennen, ob auch diess Judi- 
cium secutorium genannt ward, oder ob dieser Name bloss bei den 
dupUcta interdieta (Gaj. IV. §. 158.) gebräuchlich war, wo durch 
jene eigentümliche fruetus licitatio der einstweilige Besitz geord- 
net worden war. Mag nun aber auch bloss das CascelHanum (Gaj. 
IV. §. 166.J und das fruetuarium Judicium (Gaj. IV. §. 1690 *•*»- 
tarium genannt worden sein: die Definition des Gejus/ttaVcuani se- 
cutorium, quod sequitur sponsionis victoriam" (IV. %. 169.), iiesse 
den Ausdruck auch als passend Ar die interdieta simplicia, ja ftr 
alle jene durch die sponsionis vtetoria bedingte judicia erscheinen. — 
So viel darf als ausgemacht angesehen werden, es ist euch in diesem 
Punkte die völlige Unähnlichkeit der aussergerichtlichen und gericht» 
liehen Sponsionen nicht zu verkennen. Eine sponsio zur Entschei- 
dung solcher Fragen : An vir bonus sit (auch Val. Max. VII. 2. 4.)» 
an adolescens ille palam atque aperte corpore quaestum feeerii 
(Val. Max. VL % 1. 10.) u. a. ra. kann ofenbar nicht praejudiciaHs 
genannt werden ohne völlige Misskennung der eigentlichen Beden* 
tung joner Bezeichnung. — N Das zuletzt aufgeführte Beispiel der 
mit der Verfolgung der Interdicte in Verbindung tretenden Sponsionen 
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zeigt, dass auch die Pönal -Sponsionen wahre praejudicia enthalten. 
Dies* bestätigen ebenso die legitimae partis sponsiones (Gaj. IV. 
§. 171.) and die ihnen, entsprechenden restipulationes (Gaj. IV. 
§. 180.) 9 welche Gajus anter den poenae temtre litigantium auf- 
fuhrt. (S.-noch Ctc. p. Roscio Comoedo c. 4. §• 12. c. 5. §. 14.; 
und dazu Hnschfce in diesen Jahrbüchern. Jahrgang IV. S. 487«) 
Darin aber liegt, eine Eigentümlichkeit dieser spons. legiU partis 
bei den actione* certae creditae und constitutae pecuniae, dass durch 
sie nicht aar das praejudicium , sondern auch das Judicium seine 
volle Entscheidung erhält* and dass eineUrtheil nicht etwa nur, wie 
in der Regel, die Bedingung eines zweiten, sondern schon das zweite selbst 
in sich trägt. Der Grand dieser Erscheinung liegt in der Natnr der 
Klage (auf bares Geld), and in dem eigentümlichen Verhältniss der 
Sponsionssnmme za dem Betrag der bestrittenen Forderung. Zar 
Verrichtung einer einfachen Multiplikation bedarf man der richter- 
lichen Hilfe nicht mehr. 

II. Was hier über die Natur der gerichtlichen Sponsionen im 
Gegensatz zu den aussergertchtlichen, ferner über den Charakter und 
Erfolg der Präjudicial- Sponsionen durchgeführt worden ist, wird 
durch den Ursprung nnd die historische Gestaltung dieser verschie- 
denen Gattungen völlig bestätigt. 

Die Sponsionen, sowohl die rein präjudiciaien als die pönalen 
kündigen sich in allen ihren Theilen als historisches Resultat der 
sacramenti legis actio an (S. Huschke a. a. 0. S. 487.; und des 
Rec. Schrift: de romanorum judieiis civilibus, de legis actioni- 
busi de formulis et de cöndictione. Göttingen 1840. p. 32.' seqq.) 
Die in dem Rechtsstreit mit Peregrinen ausgebildeten Formeln wur- 
den zuerst der legis actio per condictionem substituirt, iör welche 
ihrer Strenge und Einfachheit wegea der Uebergang in die neue 
Prozessform am einfachsten und leichtesten war. — Die strengen 
persönlichen Klagen, welche zuerst auch per sacramentum geltend 
gemacht werden konnten, traten nun in eine dritte Form ihrer pro'zes- 
analischen Entwicklung ein, ohne auch* jetzt alle Eigenheiten jener 
ältesten Form abstreifen zu können. Die sacramenti actio Hess 
auch in dieser neuesten Gestalt ihre Spuren zurück. Namentlich 
trat jene sacramenti summa $ zu welcher sich die Streiter gegensei- 
tig aufforderten x jetzt in Gestalt einer Sponsionssumme wieder her- 
vor. {Gaj. 1F. §. 95. nennt auch jene sacramenti summa schon 
geradezu spousio). Ja, wie ursprünglich die ponlifices den Prozess 
nur mittelbar durch einen Spruch über die Weltgelder entschie- 
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den: so jetzt 4er Richter durch Entscheidung der tponsio. Nor der 
Betrag und das Schicksal dieser Wettgelder war anders geworden. 
Weon das Mcramentvm nie mehr als 500, nie weniger als 50 asses 
betragen konnte, so offenbarte sich jetzt ein Fortschritt in jenen 
nach Proportion der Sireitsumme steigenden oder fallenden Suceiun- 
benz - Geldern. Die Stelle des Aernrs vertrat nun der siegende 
Theil, welchen der Pormelprosess jener unmittelbaren Berührung 
mit dem Staat entrückt hatte. Weitere Abweichungen fanden sieh 
nicht: namentlich dachte man nieht daran, die Einzahlung der Sne- 
cumbenz- Gelder dem unterliegenden Theile zu erlassen. Daher der 
Ursprung der Pönal- Sponsionen, die, gerade wie früher das sacrm- 
mentum, ein praejudicium und ein Strafgeld neben einander enthiel- 
ten. — Ganz anders entstanden die blossen Prajudicial -Sponsionen. 
Sie wurden von dem Prltor zu dem prozessualischen Zwecke 
aufgestellt, den so viel bequemem Pormelprosess auf Klagen anwend- 
bar zu machen, deren Natur ihn ursprünglich nicht zuliess. — Die 
sponsiones zum Zwecke der Beurtheilung der actione* in rem sind 
nur von diesem Gesichtspunkte aus zu beurtheilen. Bier wird so 
wenig daran gedacht, das alte sacramentvm festzuhalten, dass^mai 
sich im Gegentbeil bemüht, jenes auch da zu umgehen, wo die For- 
meln ihrer ursprünglichen Bestimmung nach keine Anwendung finden 
konnten. Diess ist die eigentliche Bedeutung aller PrSjudicial-Spon- 
sionen insgesamt^ : Vermittelung der Anwendung des For- 
melprozesses. Bald mochte diese Anwendung der sponsio zu 
einer recipierten Prozessform der actione* in rem führen, wie sie 
uns zu Cicero's Zeit bestimmt erscheint Daneben mussten sich 
noch manche Fülle ihrer Anwendung finden, für die kein ähnlicher 
Gattungsbegriff aufzustellen war, die aber alle das Merkmal der Pri- 
judicial- Sponsionen an sich tragen: Herbeiführung des Fonnelpre- 
zesses. So offenbar gerade auch die eponsio des Quinctius. — 

Der Verf. knüpft an seine Darstellung der Sponsionen die Frage, 
wer, ob N. oder Q. in dieser Prajudicial -Sponsion die Rolle des 
Klagers, wer die des Beklagten zu übernehmen hatte? Diese Frage 
ist nur bei den Prajudicial -Sponsionen von Wichtigkeit; denn nur 
über sie entscheidet die Willkühr des Prälors. So wird auch von 
ihm allein die Vertheilung der Rollen abhangen. — Für den vorlie- 
genden Fall zeigt nun der#Verf. zuerst, dass die Natur der bestrit- 
tenen Thatsache dem Prfttor die Pflicht auferlegte, sich zu jener Ent- 
scheidung der Hilfe eines Judex zu bedienen. Die Besehwerde des 
Redners über den Zwang zur Sponsion ist demnach völlig grundlos. — 
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Gelegentlich wird jhicr zu den Worten des c. 2. „?*W contra om- 
nium consueludinem y Judicium prius de probro quam da re, maiuii 
JSeri," bemerkt, dass das probrum so wie die Pflicht zur Satisdation 
nur so das censtalierte Factum des SOtägigen Besitzes, keineswegs 
aber nothwendig aa ein Drtbeil gebunden war, wie jene Infamie, 
welcbe durch Verurtheiinng in judicio manjlati, Jiduciae, pro' socio 
und Ähnlichen herbeigeführt wird. — Auch konnte eine gegensei- 
tige Satisdation des JV. und ()., durch welche Cic. (e. 8., 13., 14 M 
28.) den eigentlichen Grund der Satisdation seines dienten verber- 
gen mochte, mit Recht nicht gefordert werden. (S. 21. und 22.) 

- Nun erst schreitet der Verf. zur Entscheidung der Hauptfrage, 
nach welchen Regein die Rollen des stipulans und prominens, des Klä- 
gers nnd Beklagten in jenen vom Prilor auferlegten Sponsionen vertheilt 
waren? Die Heinnag, derer, welche den acior in re principaü auch 
stets zu dem Kläger ex sponsione machen wollen, wird verworfen — 
mit Ausnahme der Fälle, wo, nach des Rec. Ausdruck, die sponsio 
so einer recipierten Prozessform geworden ist — nnd an ihrer Stelle 
folgende geltend gemacht: der, welcher vor dem Prätor die Beweis- 
last tragen mustte, wollte der Prätor ohne Hilfe des Judex entschei- 
den, wird auch als stipuUtor nnd folgeweise als Kläger auftreten 
müssen. 

Durch Anwendung dieses gewiss unbestreitbar richtigen Prinzips 
auf den Fall des Q. kommt der Verf. zu dem Resultat, dass iV., der 
in Folge eines vadimonium desertum die B. P. erhalten, sie wirk- 
lich ergriffen (c. 31.),. nnd trotz aller Bemühungen des Gegners um 
Beistand der folgenden Prätoren, nnd sogar der Volkstribonen sie 
noch nach 2 Jahren innehatte, nicht ohne grosse Unbilligkeit als 
Kläger hätte bezeichnet werden därfen, dass mithin die so bittere 
nnd so oft wiederholte Beschwerde Cicero's, sein Client müsse »de 
capiie suo priore ioco eaussam dicere" (c. 8.) ebenso grandios ist, 
als jene erste über den Zwang zur sponsio. — - 

Jetzt wendet sich der Verf. zn der Betrachtung der Werte, mit 
welchen Cic. (c. 8. nnd 27.) die von seinem dienten geschlossene 
sponsio anführt. Als ganz unzweifelhaft sowohl nach den bisher 
durchgeführten Rechtsgrnndsätzea, als nach dem Zengniss der mei- 
sten Codices, welche alle die Bedingung der sponsio negativ, wenn 
auch nicht stets in denselben Ausdrücken fassen, wird die Leseart 
f9 possessa non essent" (c. 8.), „possessa non sint« (c. 27.) darge- 
stellt. Seit den frühesten Zeiten haben die meisten Bditoren andere 
Lesearten vertheidigt: 
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i) „Si possessa essen?* (c. 8.) Gndet sich bei Hoto- 

manus, Urs i du s, Manutius, Sigonius, Gruterus, Freigius, 
Graevins, J. Gronovius, Faceiolatus, Ferratius, Ernesti, 
Lemaire, Orelli und Rost. Zur Widerlegung der Behauptung des 
Hotomanus and Ursina», welche „sponsionem facere" durch spon* 
dere, promittere erküren, wird S. 30. n. 35. durch zahlreich« Bet- 
spiele dargethan, dass sponsionem eufn aliquo facere oder habere 
öfter von dem stipuiator gesagt ist, gerade wie actionem oSer Judi- 
cium habere sich Öfter auf den Kläger als auf den Beklagten bezieht 

2) „Ni possessa non e Stent« vertheidigen Lambi- 

nus, Mnretus, Garatonius, Beck, Schütz, Wolff, Klotz, Rein. 

3) „Ni possessa essent" empfiehlt Brissonins, und 

mit ihn Olivetns, zuletzt Heffter. 

4) ,>5i possessa non essent". Diese richtige Leseart 

hatte ehedem Menardus, in der letzten Zeit G. F. Freiesleben, 
Rau, Ho senke aufgenommen und vertheidigt. 

Sehr beachtenswerlh für die richtige Auflassung des VerhJtlt- 
nisses der Partikeln si, ni, si non, ni non in den Sponsionsformeli 
ist eine auf Plautus im TrucuL 7f% 2. 23. („Discant, dum mihi 
argtmentari liceat, ni obtitus siem, Quod dedi." Nach Rost's 
Uebersetzungi Doch macht ich erforschen, ob ich etwa ausgeschwitzt, 
was ich erlernt) gestützte Bemerkung des Verfassers (S. 38. o. 53.), 
dass, in der altertümlichen Sprache vorzüglich, ni gleich an non 
(wie si oft 'gleich an. S. viele Beispiele gesammelt bei Brissonins 
lex. s. v.) mit der Bedeutung: ob wobl, ob etwa, in obliquer Rede 
gebräuchlich gewesen zu sein scheint. Rec. siebt dieselbe Bedeu- 
tung in den bekannten Redensarten „Mirum ni domi est" (Terent* 
Andria ///., 4. 19.> „Mir um ni eantem u (Naev. ap. Cic. or. IL 
69. J, zu deutsch: es wundert mich, ob er wobl nicht zu Hasse ist. 
In derselben Weise ist wohl das ni in Propert. El. IL 7. gebraucht: 
»Gavisa es certe sublalam, Cynthia, legem , Quaquondam edieta 
fiemus uterque diu, Ni nos dimderet Wird diess gewöhnlich anch 
durch „metuens nc" erklärt, so scheint es doeh richtiger, in den 
mit ni eingeleiteten Worten die ängstliche Frage der Gyntbia zu 
sehen, die ihr nun ihr Liebhaber wieder ins Gedächtuiss zorückreft, 
offenbar in obliquer Rede. — Legen wir diesen Sprachgebrauch za 
Grunde, so ergiebt sich für xlie Fassung der Sponsionen folgende 
einfache Regel: Sie werden stets niiL si gefassU Si drückt in die- 
ser Anwendung, ganz seiner allgemeinen Bedeutung gemäss, eine 
Bedingung aus, gerade wie in der gewöhnlichen Klageformoi: Si 
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paret ete. — Besteht die Bedingung selbst in eiaer negativen Be- 
hauptung, dann wird zu ji, non* hinzutreten i ohne jedoch in der 
Regel mit demselben zu einem Wort: nisi oder ni, verschmolzen za 
werden. (Plautus Rud. III. 4* v. 7. seqq. giebt ein Beispiel der 
Ausnahme. Dagegen steht nive in Plaut* Rud. V. v. 3«, 24« wieder 
in seiner regelmässigen Bedeutung). In iodirectcr, erzahlender Rede 
wird sich si stets in ni umwandeln, die Erzählung einer negativen 
Bedingung Bich daher durch „»* — non" ankündigen. Eine wei- 
tere Bedeutung kommt dem ni nicht zu; namentlich ist Huschke's 
Behauptung nicht zu unterschreiben , wonach jenes Wörtchen noch 
die Nebenbedeutung haben soll, auf die Gefahr aufmerksam zu 
machen, welche durch eine solche sponsio übernommen wird. — 
An. Beispielen sowohl* für die direete als für die erzählende Fassung 
fehlt es nicht 

Direete Rede: Si (positive Bedingung) Cic. adfamil. VIL2X. 
Gajus- IV. §. 93. Plaut. Rud. IIL 4. v. 9. O* tuas esse oportet«) 

Si non (negative Bedingung) Cic. in Verrem I. 45. — und 

unsere Stelle pro Quinctio. 

Indirecte Rede: Ni (positive Bedingung) Gelliu* XIV. 2. — 
Liv. III. 57. Liv. III. 24. — Vater. Max. II. 8. §. 2. — Cic. in 
Verr. II., 5., c. 54., §. 141.; 3., c. 57., §. 132.; 3., c. 59,. 
§. 135.; 3. c. 60. §. 137. — Cic. p. Caec. c. 16.» §. 45.; c.8. — 
Cic. de offic. ///., 19. §. 77- — Cic. in Pison. c. 23. §. 55. — 
Plaut. Rud. V. % 3 M v. 24. — Plaut. Epidicus V. 9 2.» v. 34. *- 
Pseudo - Asconius in Verr. IL, 1. 45. (Diese Stelle hat nach 
Orelli's Ausgabe keinen Sinn; zu lesen ist mit Rrissonius 9f spon- 
sione ipse provocatpr ab adversario certae peeuniae aut aestima- 
tionis, quam atmttat, ni sua sit hereditas, de qua contendit. a ) 

Ni — non (negative Bedeutung) Gaj. IV. §. 165. »nam actor 
provocal adversarium sponsione: ni contra e die tum Praetoris non 
exhibuerit aut non restituerit." Hier lesen Heffter (in beiden Aus* 
gaben 1827. u. 1830.), Göschen, Böcking, Lachmann: „si — 
jioft," welche Leseart Hollweg und v. Savigny annehmen. Allein 
die ZagederHaad8cbrifteuthalten,selbstnachLachniaan'8 undBftck- 
king's Zeugniss, ganz deutlich «i, welches daher auch Husch ke, 
Studien 13.» 332. aufnimmt. Der Coojuucüv, besonders der des 
tempus perfectum: restituerit, exhibuerit* scheint ein deutliches 
Kennzeichen iodirectcr Redeweise. Als ausnahmelose Regel kann 
es allerdings nicht aufgestellt werden, dass der Gonjunctiv stets der 
indirecten, der ludicativ stets und nothwendig der directen Rede 



Digitized by 



Google 



974 Keller , Senestrirai ad M. TalKum Cioeroncm 1. sex. 

zukomme. 'Denn der Indicativ findet sich in meutern von dem Verf. 
aufgeführte* Beispielen, wo an der indirecten Redeweise nicht ge- 
zweifelt werden kann. Plant Persall. 2. P. 4. Plaut. Prolog. Cass. 
v. 75. Plaut. Epidic. V. 2. v. 35. Die in allen diesen Beispie- 
len vorkommende Erwähnung iet pignus, „pignus da, m," oder 
„mecum pignut dato, id nifil" steht mit jenem Indieativ in genauem 
Znsammenhang; der Gegner wird hier nicht nnr zu einer spornst^ 
sondern von der ihrer Sache gewissen PartheL gleich zur Uebergabe 
eines Pfandes für die richtige Auszahlung der unfehlbar verfallende! 
Sponsions- Summe aufgefordert. , Zu der hierin sich aussprechende! 
* Siegessicherheit würde der Gonjunctiv selbst in indirecter Rede 
schlecht passen. Indesi kommt er auch vor. Plaut. Epidieus F. 2. 
v. 34. »Aio, vel da pignus, in ea sitj!lia. u Aehnlich Geltim 
N. A. V. 4. §. 2. *). Diese letzte Stelle zeigt, dass jener Ausdruck 
durch den täglichen Gebrauch im Munde des Volks eben seine Spitze 
verloren hatte. — Durch die angeführten Beispiele scheint die auf- 
gestellte Regel so sehr bestätigt, dass in andern zweifelhaften unbe- 
denklich diejenige Leseart vorgezogen werden darf, die mit dersel- 
ben in Einklang steht. So scheint Gellius N. A. VII. c. 11. as 
allen 3 Stellen ,>Si hoc ita est, qui spondet mille nummttm?" zs 
verlangen, eine Leseart, die sich (nach Lion's Zeugniss) in dem 
Cod. Guelfcrbytanus und in alten Ausgaben findet. Es ist also nicht 
nftthig, iii, wie der Verf. will, (S. 40. o. 53. (in.) durch die An- 
nahme zu retten, sponderc stehe dort för stipulari. Dagegen dürfte 
bei Gellius F. 4. §. 2. si vorzuziehen sein, weil hier gar keine spornst* 
erzählt, sondern schlechtweg eine Bedingung ausgedrückt werden soll. 

Im §. 2. (S. 44 — 68.) wendet sich der Verf. zur Unter- 
suchung der Frage, nach welchem Satze des Edicts N. den Besitz 
der Güter des Q. habe verlangen und erhalten können ; m. a. W. ob 
Q. in der Lage gewesen sei, eine solche B. P. über sich e r g eh en 
lassen zu müssen? 

Nach Anleitung des c. 19. werden nun 4 FäHe aufgeführt, in 
welchen das Prätorische Edict eine solche B. P. erlaubte, 1. e/vr, 
qui fraudatioHts eaussa latitabit 2« cui heres non exstabü 3. pä 
exsilii eamsä solum verterit, 4. qui abseits judieio defensus mom 
fuerit; — einer genauem Untersuchung unterwirft der Verf. nnr 
die Fälle 1. u. 4., da die Fälle 2* u. 3. auf Q. augenscheinlich keine 



*) Siehe noch mehr Stellen der Art bei C. Seil de iuris rem. nexo tt i 
etpio, p.4i.«. 1. — 
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Anwendung finden, so dass selbst Cic. in c. 28* wenigstens den 
Fall 2. nicht wieder mit aufzuführen der Mine werth erachtet. Des 
Verfs. Meinung geht dahin, dass Cicero an verschiedenen Steilen 
seiner Rede den Q. nnr gegen die vierte, nie aber gegen die erste 
Klausel des Edicts in Schutz zu nehmen bemüht ist, dass mithin TV. 
seine B. P. nnr nach dieser erhalten haben könne. Die entgegen- 
gesetzte Meinung, welche sich hei Hotomanns und Ran findet, ist 
naeh des Verfs. Ansicht Ausfluss jener falschen Doctrin, welche der 
B. P. eine völlig verschiedene Natur zuschrieb, je nachdem latitatio 
oder absentia Grund derselben ist« Da nfimltch nach dieser h. z. 
T. allgemein aufgegebenen Ansicht die bona absentis bloss bewacht 
und erhalten! die bona latilantis dagegen civiliter besessen und in 
Folge davon ausgeschrieben und verkauft werden könnten, »o seh los» 
man hieraus, Cic. habe nur an die latitatio gedacht, da er so oh 
von der proscriptio und venditio der Güter seines dienten spreche. 
(S. .50. n. 16.) — Rec. tnoss bekennen, dass die Leetüre dieses 
ganzen Abschnittes bedeutende Zweifel bei ihm zurück gelassen hat. 
Er äussert hier dieselben, selbst auf die Gefahr hin, von dem Verf. 
am dieser seiner abweichenden Ansicht willen, auch zu den „»« 
müeratione quidem digni^ (S.*49.) gerechnet zu werden. Bei 
seiner Deduction geht der Verf. von der Annahme aus, Hotoman's 

Leseart des c. 19. §• 60. sei die richtige. „ Attende nunc 

ex Edicto Praetoris bona P. Quinctii possideri nullo modo pottdsse. 
Recita Edictum* Qui fraudationis caussa latitarit. Non 
est is Quinctius: nisi si tatitant, qui ad negotium suum, reiieto 
proemratore, projkiseuntur. Cui keres non exstabit Ne is 
quidenu Qui exsiiii caussa solum verterit. Dici id non />e- 
test. Qui absens judieio defensus non fuerit. Ne id qui» 
dem* Quo tempore existmas oportuisse, Naevi, absentem Quinetium 
defendi, aut quomodo?" reL (Nur gegen die Worte: „ne id qui- 
dem" erklärt sieh der Verf. zuletzt S. 68.) Allein alle vom Verf. 
selbst verglichenen Coda\ bestätigen die vutgata, welche anch Orelli 
Qpd Lgllemaad beibehalten; die auch Zimmern. R.G. III. S. 240. 
is. 3. nicht zu verwerfen wagt» ja zeigen zwischen den Worten ver- 
tont und quo tempore keine Spur einer Lücke. (S. p. J240* der 
vmriet, lectionis). Anch will- von allen Editoren nnr allein Hoto- 
man jenen Zusatz: „ewt absens judieio defensus non fuerit 4 * in 
eisern antiquus liber gefunden haben. Diess, wenn auch wahr, vor* 
■Mg doeh gegen das übereinstimmende Zeogniss aller bis jetzt ge- 
kannten Handschriften Nichts. Wodurch sncht denn der Verf. jene 
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Leseart Hotoman's zu rechtfertigen? Vor allem durch die Reehts- 
doctrin, die er der damaligen Zeit unterlegt; — dann besonders 
durch c. 28. §. 87. derselben Hede; — endlich durch Gajus III. 
§. 78. — Gic. schliesst seine eigentliche Argumentation mit einer 
summarischen Darstellung der von ihm geprüften Punkte. Den In- 
halt des c. 19. fasst er dort in die Worte: „ex Edicto autem non 
potuüsc bona possidert\ demonstravi: quod neque fraudandi caussa 
latiiasse, neque exsilü caussa solum vertisse diceretur." Ans den 
folgenden Worten : »reliquum est ut eum nemo judicio defenderitj* 
schliesst der Verfasser: also kann nach dem Fall des Exils die vierte Klau- 
sel : „qui absens judicio defensus nonfuerit" nicht gefehlt haben ; — 
Cicero** eigenes Zeugniss muss doch mehr gelten, als das wenn auch 
völlig übereinstimmende noch so vieler Codices. — Den ersten Ver- 
dacht gegen die Richtigkeit jenes Schlusses erregt die Auslassung 
des nach des Verfassers Darstellung entscheidenden Wortes absens 
in jener summarischen Uebersicht. (Auch nicht einer jener 14 Codi. 
bat dasselbe). Diess aber dürfte unseres Erachtens niefat fehlen, 
wenn der caussa latitationis die caussa absentiae von* dem Redner 
nach Anleitung des Edicts als eine völlig verschiedene an die Seite 
gestellt würde. Denn sobald schlechthin von einem in defensus 
gesprochen wird, dann ist kein Grund vorhanden, davon den latitans 
anszuschliessen. Auch er ist indefensus, giebt es gleich noch an- 
dere indefensU qui non latilant. — Ist es demnach völlig willkftnr- 
lich, aus diesem indefensus gleich einen absens indefensus zu er- 
schaffen, und diesen den 3 Klassen des. prStorischen Edicts als vierte 
anzureihen, so zeigt ferner (in c. 28.) die absichtliche Trennung 
der Frage nach stattgefundener defensio von jener ersten, ob eine 
Klausel des pratorischea Edicts de bonorum possessione et proscrip- 
tione Anwendung gefunden habe, durch die Wörter „reliquum est," 
und durch eine besondere Zusammenstellung der für die defensio 
gehend gemachten Gründe, dass es sich hier um einen ganz neuen 
Punkt, nicht um eine vierte Klausel des Edicts handle. — Und in der 
That, ist es nicht bekannt, dass die Polgen der latitatio dugeh de- 
fensio irgond eines Dritten ausgeschlossen werden- kennen? Lauten 
nicht die Worte des Edicts über die latitatio, nach Ulpian's Zeug- 
niss: Praetor ait: qui fraudathnis caussa latitabit, si boni viri 
arbitratu non defendetur, ejus bona possiderivewdiquejubcbo?" 
(L. 7. §.1. D. quid, ex caus. in poss. ca. 42. A.) Wenn n«n 
gleich Cieero seinen dienten gegen die Anschuldigung einer fnam- 
dulosa latitatio bestimmt verwahrt, weil den dieser Verwarf nicht 
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treffen tonne, der „relicto procuratore" (c. 19. mit.) die Stadt 
verlasse, so ist es doch die Pflicht eines guten Patronus, zu zeigen, 
dass flherdiess anch die Bedingung vorhanden ist, unter welcher, das 
Dasein einer wirklichen latitatio selbst vorausgesetzt, deren juri- 
stische Folgen doch nicht eintreten können; d. h. eben der Bedin- 
gnag geschehener Vertheidigung. Diess aHein bat also der Redner 
noch zu erweisen („reliquum est.**) Diese Aufgabe greift er ohne 
Säumen an. „In welchem Augenblick, fragt er, konnte sich die 
defensio zuerst zeigen ?" Kann dieser schnelle Uebergang getadelt 
werden? Im Gegentheil. Die oralorische Bewegung gewinnt. Ein 
Missverstandniss hatte der Redner damals nicht zu befürchten. Ans 
XIXte Jahrhundert dachte er noch nicht. Oder konnte etwa C. Aquil- 
li US* zweifelhaft sein, aufweiche der 3 Klauseln desEdicts die Frage 
nach defensio sich beziehe? Kann ein Erblasser, der kernen Nach« 
folger findet, kann ein Exsilierter, der sein caput verliert, einen de- 
fenspr haben? Mussten nieht die Worte : qui fraudationis caussa 
latitabiP* [so, nicht latitar'it ist zu lesen] die folgenden; „si boni 
viri arbitrato non defendetur^ wie ein Reim den andern, im Ge- 
dftchtniss der Richter hervorrufen, und besonderes Ablesen derselben 
vtfHig Überflüssig machen! besonders da Cicero die Mittelglieder: 
cui keres non est, und qui exsilii caussa soium verterit, als augen- 
scheinlich unanwendbar völlig fibergeht. — Wer wird Übrigens in 
der unmittelbar folgenden Frage (§. 62.) : „At quis erat procura" 
tort ctedo" reL die Absicht des Redners verkennen, die Worte 
des Edicts: „boni viri arbitrato" als in der Person des defensor 
Alfenus erfüllt zu erweisen? — Behalten wir allem diesem zufolge 
die vulgata bei, so wird man auch den Inhalt und den Gedanken- 
gang des c, 19* in c. 32. mit mehr Genauigkeit und Treue ange- 
deutet finden, als bei Hotoman's und des Verfassers Conjectur der 
Fall ist. — Dasselbe Verhältnis* der latitatio und defensio, wel- 
ches hier angedeutet wurde, glaubt Rec. in den Worten des Gajus 
II. §. 78.: „vivorum (bona veneunt) velut eorum, qui fraudationis 

caussa latitant, nee absentes defenduntur; item eorum ; 

item judicatorum" zn finden. Die fraudulosa latitatio und 

' absentia werden hier nicht als 2 selbstständige Gründe aufgeführt, 
wovon jeder fttr sieh die bonorum possessio et venditio herbeiführe, 
wie die folgenden, durch Gajus mit item angehängten Fälle. Im 
Gegentheil; die juristischen Folgen der fraudulosa latitatio traten 
nach den Worten des Gajus nur ein, wenn in Abwesenheit der 
Hauptperson kein anderer deren Vertheidigung übernimmt. Unter 
Krit. Jahrb. f. d. R W. Jahrg. VI. H. XI. 62 
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latitam und absens versteht. Ga je,* nicht t verschiedene, senden die- 
selben Personen» Eine Verschiedenheit kannte nur durch folgende 
^usdrucksweise bezeichnet sein: eorum> qui fraudaliomU, cmvsnn. 
latitant; ilem, eorum qu/ absentep Ron defenduntur (zur Neth> 

noch; e/.tfttt absentes non defenduntur); item eorum* 1 reZ. — 

Vjgl. Theophilus ad §. 1« /. aV «*cc. *ne/« Aber, bemerkt der 
Verf. (S..51.)» absentia und latitatio sind gegenseitig sieb auseeh lies- 
sende Begriffe, indem latitatio die Gegenwart des. latitam .erfor- 
dert — Allein wie lange darf Gegenwart angenommen, werden? 
\yann tritt Abwesenheit ejn? der latitatio macht sich gewiss Jeder 
schuldig, mag er zu Hause verbolzen, sei», oder, um den Gläubiger 
um so sicherer zu meiden, in eine andere weit entfernte Provinz 
reisen. Hören wir Dlpian {L 36. D> de reb* auclorü* judic. 42. 
5.)i »Eum» qui circa icolumuas se oecultat, ut creditorem evitet, 
laßtare placet. Nam et eum 4 qui recqa\it t hoc est qui suhttrjugit, 
ne secutn aliqua actio moveatur, latitare pfaett; tum et qui ab urbe 
profugit, utique fraudan4i caussq} nee enjm infercs t t quod atti- 
net at latitandum, utrum qui$ profuge rit, an vero Romme 
agens copiam sui nonfaciat." Ganz übereinstimmend mit die- 
sem^ Begriff der latitatio, welcher .nur den anjmus fraudaudi ver- 
langt (s. L. 7. §. 5o 9. D..quib* ex caus. in poss. ea.), eine ört- 
liche Beschränkung ab$r nicht ertrügt, sucht» Cic. in c. 19. die An- 
wendbarkeit der KJauseJ : „qui fraudaiiouiß caussa latitant" nnjfaei- 
ne,u Grienten nicht etwa. durch Erinnerung an dessen absentia zu 
w^erfegen, sondern. nur die Unverträglichkeit des fraudandi mjumut 
ntyt def Zurüc^a8£ung eines,, procurator fühlbar zu. machen. Wor- 
auf, dej, Verf., seine Behandlung stQtzt;, Cicennem tot am quanstionem 
ab^entiae (aot\ latitationi) &4pljear.e 7 ist dem.Bee, ein Bithaei. — 
Zur . Upterstftlzung seine? Behauptung eines,. Gegensatzes zwischen 
ab^tia nn$ latUatio<. beruft sieb der Verf.. mit Zimmern- (fteehts- 
geschicht* Bd. 111, S* 24*. n. 6.) au/ die Wtotn ,UJnJaiTj in JL 7. 
§^ 17- D.^quib. ex cau*. — AHe>, einige ^Bemerkungen über, die . 
Geschichte des Contumaciam- Verfahrens werden, zeigen» wie wenig 
Beweiskraft die Theo/je-, zur Zeit der klassischen Juristen ftr den 
Bech|pzustand der. Gicerpniamyiehen Zeit haben kann. Den Bedürf- 
nissen des. eUesten Berns, genJlg4A die strenge in jus vocatU. verben- 
den mit der harten Personal -Ex^cn^on .durch mqnus inject ie.Mod 
du/;ijub$rc (s. B qll weg's Geschichte des rem, Civiprocesses£.£79.)« 
Als Borns Gebiet und fle^chaß, sich erweiterte, und es dem Beklag- 
ten leieht wurde, sich dem Gläubiger zn. entfliehe* und dessen Ted 
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in einem fernen Schlupfwinkel abzuwarten, kam die Vermögens* 
Rxeculfon durch missioin bona, bonorum possessio ^ proscriptio und 
venÜtio hinzu. Der Beklagte, welcher Gläubiger nnd Gericht mei- 
det, wird als schon verurlheill angesehen; die Execution tritt gegen 
einen solchen, .wie gegen einen judicatus ein. Diese Vermögens- 
Exemtion Wurde gegen jeden indefensus in Anwendung gebracht, 
gleichviel, ob er zugleich als iatitäns bezeichnet werden konnte oder 
nicht. ZU de* Klasse derer, qui non defenduntur nee tarnen /äA- 
tant (s. Ulpian in L. 21. §. 2. D. quibus ex causis maj.), sind 
z. B. die zu zahlen , welche sieh zwar der in jus vocatio nicht ent- 
ziehen, von welchen man also nicht sagen kann, sui copiam non 
fadünt) die aber' der Aufforderung keine Folge leisten, indem' sie 
entweder gar nicht erscheinen, oder zu antworten, zu cavieren, 
Sp onsibne'h zu schlicssen sich weigern ; ja sogar die, welche bis zum 
Urlheil vollkommen Gehorsam zeigen, aber dem Urtheil selbst zuletzt 
nicht gehorchen. L. 63. D. de judieiis. „JVec ille videtur defendi, 
qui quod judicatum est, non solvit." — Ueber die Erfordernisse' 
einer gehörigen' defensio sind zu vergleichen: Lex Galliae CisoJp. 
c. 22. — L. 52. D. de reg. jur. — L. 5. §. 3. D. quibus' 
ex caussis ih posses. ea. — L. 2. §. 8., 4. D. eod. — L. 2 f.* 
§. 3* D. quib. ex caussis maj\ — Zu welcher der beiden Klassen 
werden wir nun die Abwesenden, d. b. die, welche Rom oder über- 
haupt ihr Domicil verlassen haben, zahlen? Liegt ihr fr audändi 
animus zu Tage, so fallen sie ohne Weiteres in die Klasse der lati- 
tantes. Aber eben jenen animus fraudandi uni in Folge davon die * 
latitatio bat das alte Recht überall angenommen, wo ein Schuldner 
ohne Zurflcklassuug eines proeürator sich entfernte. Und diess ge- 
wiss mit gutem Recht. Wer keinen proeürator oder defensor be^ 
stellte, wollte offenbar dem Gläubiger sich entziehen. Nur durch 
den „procurator relictus a glaubt Cic. (c. 19.) seinen dienten von 
der Absicht der latitatio reinigen zu können. Fand sich fiberdiess 
kein Dritter, der freiwillig die defensio des Abwesenden fibernehmen 
wollte, so lag hierin, wenn nicht geradezu ein neuer Beweis, doch 
eine starke Vermtfthung fraudul'oser Absicht. Konnte wohl einem 
Ebrenmanne eine solche Vertretung aus dem Kreis seiner Cognaten, 
Aninen, dienten und andern collegia und sodatitates, deren wobt 
jeder Römer hatte, fehlen? — Was aber die Qualification der ab- 
senfes als latitantes nach damaligem ReCht besonders erwelsst', ist 
die ausnahmeweise Behandlung derer, quiteipüblicae caussa ab- 
$unt; — LexJul. munic. IL i. 4l — 4$.; L. 6. §. 1. D. quib. ex caus* 

62* 
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sis in poss. ea; — und derer, gut ab kostibus capti sunt. L. 6. 
§. 2. D. t. c. — L. 39. §. i. D- de rcb. auctorit. judic. possid. 
Nur in diesen 2 Gründen liegt also eine Rechtfertigung der Abwe- 
seubeil; ja wer sieb in der bestimmten Absicht, dem Credilorzn entge- 
hen, den Auftrag zu einer Abreise in Staatsgeschäften erwirbt, wird 
auch darin keinen Schutz finden. Tab. keracl. l. c. u. L. 6* §• 1. 
D. q. e. c. in possess. ea, : „Quum, dicitor: — — Sine dolo 

ma [ p intelligimus ejus, qui dolo malo abfuerit (sc. reipub- 

licae caussa) 9 posse venire." Aber noch mehr. Auch die indejensi 
non latitantes wurden während der ganzen Dauer der Republik den 
latitantes gleich behandelt Mit vollem Recht. Denn die indejensi 
der 2ten Klasse zeigen in der That nicht weniger beliügltche Ab- 
sicht als die erstem (nur von wenigen, z. B. von den pupilli kann 
diess nicht gesagt werden), und hindern den Gläubiger eben so sehr 
an der Verfolgung seiner Rechte. Den Beweis Dir diese indejensi 
non latitantes giebt die Lex Galliae cisalp. c. 22. Sie haben, wie 
die latitantes die B. possessio , proscriptio und venditio zu befürch- 
ten. — Von dieser strengen Vermögens - Execution wurde, wie es 
scheint im Interesse der Gläubiger selbst, späterhin da abgewichen, 
wo gegen eine actio in rem keine Verteidigung eintrat Hier 
mochte es dem Gläubiger selbst angenehmer sein, nicht in den Be- 
sitz aller Guter des indejensus^ sondern nur in den der angesproche- 
nen Sache selbst eingewiesen und so mit der Rolle des Beklagten in 
dem folgenden Prozess beschenkt zu werden. — Diess mildere Prin- 
zip schien aber nun nicht gleich auf alle Fälle fehlender dejensio 
gegen eine actio in rem angewendet werden zu dürfen, sondern 
nur auf solche, in welchen keine besondere Unredlichkeit mit unter- 
lief. Nun erst ward die latitatio Jraudationis caussa von 
der blossen absentia unterschieden. Das von Ulpian in L.7. 
§. 16. D. q. e. c. in poss. ea. angeführte Rescript Hadrian's, 
das von dem latitans sprach, ward nun nur auf diesen latitans im 
engern Sinne, nicht auch auf den absens bezogen; und umgekehrt 
das responsum des Juristen Celsus, das zunächst nur den absens in- 
dejensus berührt, von Ulpian mit der Bemerkung begleitet: „Hie 
adnotandum est y Celsum consultum non de latitante, sed de ab» 
senteS* Mit diesem Unterschiede hatte es nicht einmal Celsus to 
scharf genommen, als nunmehr Ulpian. Wie könnte sonst derselbe 
Celsus (§. 18« /• c.) hei der hereditatis petitio för die latitatio die 
gleiche Entscheidung geben, wie bei der singularum verum vindica- 
tio für die absentia? Oder wie hätte nach derselben Stelle divus 
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Pius die possessio verum kereditariarum dem, „qui kereditatem 
possidens copiam sui non facit," ohne genauere Bestimmung 
nehmen können, da unter dem Ausdrucke: copiam sui non facere, 
sowohl die absentia als die latitatio begriffen sind? arg. L. 2. §. 1., 3. 
D. q. e. c. in poss, ea. — Wenn ferner Scaevola in L. 45. D. de 
damno inf. (39. 2.) und Africanus in Z. 15. D. de oper. nov. 
nttnt, (39. 1.) hei fehlender defensio gegen die actio confessoria 
und negatoria, ohne genauere Bestimmung jene mildere Execution 
anerkennen, so scheint uns nicht mehr bezweifelt werden zu können, 
dass erst die spätere Praxis unter der Leitung solcher Juristen, wie 
Ulpian, jenen früher völlig unbekannten Unterschied einführte. 
Aber auch jetzt bestand der Gegensatz von absentia und latitatio 
nicht darin, dass jene den Aufenthalt in einer fremden Provinz fern 
von Rom oder von eines jeden Domicil, latitatio dagegen die Ver- 
borgenheit zu Hause bezeichnete. Noch Ulpian (L. 39. D. de reb. 
auet. jud. poss.) sagt von der latitatio: „wec interest, — utrum qui 
profugerit, an vero Romae agens, copiam sui non faciatS* Dnrch 
absentia wird auch jetzt nnr die Abwesenheit von Gericht, d. b. 
schlechthin der Zustand eines indefensus, qui tarnen non latitat, 
bezeichnet. In diesem Sinne spricht Ulpian in L. 21. §. 2. D. ex 
q. c, majores, von Personen, „qui absentes non defenduntur ," als 
von solchen, die sich nicht persönlich vor Gericht stellen; finden 
sich unter diesen fiberdiess solche, für welche sich auch sonst kein 
defensor findet, oder die sich verbergen, so werden diese noch be- 
sonders mit den Worten: „et ita, si nemo eorum erat defensor 4 * 
und „« qui dein latitant*' bezeichnet. (S. L. 2. §. 2. D. 42. &.) — 
In demselben Sinn wird der pupillus, der obwohl anwesend, doch 
keinen tutor hat, von Ulpian als absens bezeichnet, d. h. als inde- 
fensus schlechthin. (L. 10. D. q. ex caus. in possess. ea.i „Si 
pupillus praesens sit, tutorem autem non habeat, pro absente ha- 
bendes e*/ u , Ulpian). — In demselben Sinn endlich hat Gajus 
oben die Worte „nee absentes defenduntur" verbunden. Denn röck- 
sichtlich der defensio kommt doch auch för die fatitantes nur ihre 
Eigenschaft als absentes schlechthin in Betracht. Gajus bezeich- 
net also nur die Eine Klasse von Menschen, „die sich betrifglicher 
Weise verborgen halten, und doch, trotz ihrer Nichtanwesenheit, 
keinen defensor haben." — 

Jene Milderung des alten Prinzips blieb indess nicht auf die 
actiones in rem beschrankt. Den Unterschied des indefensus und 
des indefensus latitans, wie er sich in der Praxis geltend gemacht 
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halle, wapdle man non auch auf die Auslegung 4t$ pr|t#riscb*u 
Edicts selbst an. Auch hier soUte nun der blosse absens, d. h. der 
indefensus schlechthin, der bonorum venditio nicht aasgesetzt sein. 
Nor der latitans im engern Sjnne, dem also der fraudandi animus 
insbesondere nachgewiesen werden kann, soll die venditio, der blosse 
indefensus weiter Nichts als die bonorum possessio zu erdulden 
haben, arg. L. 21. §• 2. D. qu. ex causis maj. (4. 60 (Ulpian): 

„ eorum, qui non defenduntur, siquidem latilent, praetor 

ex edieto pollicetur in bona mittere 9 ut si res exegerit etiam dis- 
trakantur; si vero non latitentj licet non defenduntur, in 
bona tan tum mitti." — Sehen wir von dem jetzt gewonnenen Stand- 
punkte wieder auf die Ausdrucksweise des Gajus zurück, so seheint 
diese fttr die Praxis seiner Zeit allein ^ezeicbpend. Nicht nur kann 
der fraudationis caussa latitans der bonorum venditio (und von die- 
ser allein spricht Gajus /. c.) entgehen, si absens defendatur ; der 
absens indefensus wird als solcher gar keine venditio zu befürchten 
babep, wenn er nicht zugleich ein fraudationis caussa latitans isl. — 

Im Resultat muss also Rec eine besondere Klausel des Edicts: 
„Si absens non defendatur" Oberhaupt, ganz besonders aber ftr die 
Ciceronianische Zeit in Abrede stellen. Dass er mithin dem Satz des 
Yerfs. : N. habe auf Grund der absentia des Q. die ^. P* verlangt 
und erbalten, nicfyt beistimmt folgt von selbst. — 

Der Verf. fahrt in seiner Darstellung also fort: Eine auuVr* 
Klasse Gelehrter läugnet die Anwendbarkeit irgend einer der 4 Klau- 
seln des Edicts, und sieht den Grund der B. P. bloss in dem vadi- 
monium desertum. Jenen 4 Fäjlen fügen diese nämlich noch fol- 
gende p hinzu: 1. Jifdicatus, confessus quive in jure niki respon- 
derit, neqye judicio , uti oportet , se defenderit. 2« Qui quaeve im 
adoptionem se dederunt out in manum wqndpiumquc venerunt^ nisi 
ab eo, cujus juri subj'ecti sunt, ex anteriore contractu in solidum 
defendantyr. 3. Qui vadimonio non stetit. — Die 2 ersten 
mögen zu Cicero's Zeit allerding« in dem Edict auf irgefi*} eine; 
Weise geordnet gewesen sein, jedenfalls aber waren sie nicht in 
demselben caput edicti mit jenen von Cicero pro Quinctio Gitter- 
ten aufgeführt. — Das vadimon. deserU % welches, jene Gegner auf 
L. $. pr. D. q. e. c. in possess. ea. gründen, und als von Cicero 
absichtlich übergangen darstellen, ist kein selbständiger Fall,, son- 
dern nur dann von Bedeutung, wenn sich entweder laJitutio oder 
absentia mit demselben verbindet. Dass diess vßdim. iesert. mit 
jenen 4 fallen nicht als fünfter auf einer Linie steht, wg* Gie. 
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durch die Gliederung seiner Verteidigung. Dfe vier Fallt werden in 
-dem zweiten Tbeile aufgeführt, in welchem der Redner zto beweisen 
sucht: „Ex edicto Naevium possiderc non pötuisse." Das vadim. 
desert. aber Steht mit dem debitumbk der ersten Abtheilung, des 
Inhalts: cäussam nonfaisse, cur postularel (Naeoiusb. possessionem). 
Das Verhältnis zwischen den in jener zweiten und in dieser ersten 
pars zusammengestellten Erforderhissen der B. P. ist folgendes: der 
'zweite Theil enthalt die Erfordernisse der Person des Beklagten 
(hier des Q.) ; der erste die der Person des Klagers (hier des JV.) 
Es genügt also nicht, dass JV. Creditor oder creditoris toco ist, 
(denn als solcher wird der betrachtet, cüi vadimonium { deScrt*m 
ttt;) zugleich muss X Q. entweder ein fraudationis caussa tatitans^ 
oder ein tibsens indefensus sein. — 

Rec. ist völßg davon überzeugt, dass das vädim. desert. eine 
von jene* der von ihm abgenommenen Faire völlig verschiedene 
Natur hat; dass es auf keinen Fall denselben afs vierter angereiht 
war; und dass Cic, der unmittelbar vorher das vadim. desert. weit-* 
Rtofig hetiwchtet hatte, weh davon 'entfernt ist, dasselbe betrüblich 
zu verschweigen. Aber Ober die Folgen dieses vadim. desert., hber 
dessen Verhältnis zu den drei Klansein des tSdfcts, endlich über 
das Verhältnis^ der prima et secunda pars x>rationts zu einander, 
weicht seine Ansicht von der des Verfs. völlig ab. 

1) Der Verf. sieht die Wirkung des vadim. desert. in der Er- 
laubniss, den wortbrüchigen Schuldner durch in jus vocatio vor Ge- 
richt zo bringen. (S. 60. fin. und n. 3$.) So auch Öollweg 
Geschichte S. 247. — Allein dicss ist eita von dem vadimon. desert. 
völlig unabhängiges Recht. Auch Gewali zu gebrauchen, war bei 
jeder Widersetzlichkeit; mithin jedenfalls »vadimönio deserto" ge- 
stattet. Wollte sich der Hintergangene hietriit begnügen, so war das 
sein freier Wille. Dem Rechte nach gab ihm das vadim. desert. 
ohne Weiteres Atisprrich auf missiö in possessionem. Hätten wir 
hiefBr auch keine andere Zeugnisse, dfe Rede prd Quihctio würde 
doch keinen Zweifel gestatten. JV. selbst stützt, nach Cicero's 
unzweifelhafter Darstellung, seine B. P. auf das vadim. deserh unil 
nur auf diess (c. ifl.J. fcic. glebt das Bestehen des vadimonium vor- 
erst zu, urid seine ganze Verteidigung besteht nicht in. der Behaup- 
tung, das vad. des. ktfhne feine missiö in possessionem nicht recht- 
fertigen; im Gegen theil, er giebt zu, dass dieselbe sirengem tteetit 
gemäss sei. Abet dass Sitte, Billigkeit, Äenschlicbkeit, Achtung 
für Verwandtschaft, SocieÜU- Verhältnis«' sich vereinigen, um die 
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augenblickliche Anwendung jenes äusserten Mittels als äusserst 
hart and moralisch verwerflich darzustellen , das ist der Grundge- 
danke jenes ganzen Abschnittes (c. 15— 19.) nnd leuchtet ans jeder 
Zeile hervor. Nor von den „instituta bonorum virorum" (§. 55., 
56.) spricht Cic.; nur an das ^Jus amieitiac, soeietatis, affinitmäs" 
erinnert er den Gegner; nur die „bonitas atque prudentia judicis" 
(§. 54.) ruft er an. Dass N. dem strengen Recht zuwider gehandelt, 
davon keine Spur; im Gegeniheil,. deutliche Hinweisung darauf, dass 
er so handeln konnte, wenn er nur auf Recht, auf Nichts weiter 
sehen wollte. 

2) Diese missio in P. ruht aber ganz allein auf der Thatsache 
des vadim. desert. , und verlangt ausser diesem nicht auch noch den 
Beweis der latitatio oder absentia in der Person des Wortbrüchigen. 
Welche Sicherheit böte das vadimonium dem Kläger, welchen Zwang 
enthielte es für den Beklagten, wenn auch trotz desselben die ge- 
wöhnliche Bedingung der latitatio noch nachgewiessen werden mfisste! 
Oder welchen bessern Beweis betröglieber latitatio konnte man fin- 
den, als eben den des vadim. deserittm? Naev. hat daher auch nur 
ftr Constatierung des vadim. desertum gesorgt (c. 6.. §. 25.), und 
der Prätor alsobald auf diese hin die B. P. ertheilt. — Was sagt 
endlich Ulpian in L. 2. §. 1 — 3. D. 42. 4., der Stelle, auf welche 
der Verf. seine Behauptung recht eigentlich stützt? Nichts weiter, 
als dass der Prätor in den Worten : „neque potestatem sui facit," 
nicht gerade fraudulota latitatio verlange, sondern schon mit blosser 
Abwesenheit zufrieden sei, d. b. mit der Abwesenheit von Gericht, 
nicht gerade von Rom, Nur Vertheidigungsübernabme durch einen 
Dritten wird den, der das vadim. nicht eingebalten hat, schätzen. 

3) Ist aber die Annahme richtig, dass das vadim. desert. ganz 
allein ein genügender Grund der missio in bona ist, (c. 18. „non 
dubitari, inquit (TV.), quum vadimonium desertum esset, bonaproscri- 
bere u ) so kann das Verhältniss der prima et seeunda pars oratiomis 
nicht darin bestehn, dass in der ersten die Erfordernisse in der Per- 
son des Klägers, in der zweiten der Zustand des Beklagten geschil- 
dert wird, deren Zusammenwirken erst die Möglichkeit der B. P. 
begründe. Rec. nimmt folgenden einfachen Zusammenbang an. Der 
erste Theil enthält die Fälle der PrivatQbereinkunft, welche an- 
mittelbar die missio in bona in Aussicht stellen. Der zweite Abschnitt 
dagegen stellt die Fälle zusammen, in welchen das Edict die 2?. pos- 
sessio et venditio verspricht. Also Uebereinkunft der Partheieo und 
gesetzliche Bestimmung sind die zwei, wie überall, so auch hier zu* 
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sammengesteNten Möglichkeiten, Möglichkeiten, die sich gegenseitig 
ausscbliessen. — Richtig ist es zwar, dass auch nur das Edict die 
missio in bona an das vadim. desertum knüpft (L. 2. pr. D. q. e, 
c in poss. ea.). Allein die coatractliche Natur des vadimonium 
lüsst in einzelnen Fall der Anwendung jene ganze Wirkung nur als 
Wirkung der Convention, und nicht des Gesetzes erseheinen. Und 
diese vorzüglich im Gegensatz zu jenen Fallen, wo an sich juristi- 
sche bedeutungslose Facta durch den Prltor zu Gründen der 
B. P. erhoben werden, einer B. P. mitbin, an welcher die Privat- 
übereinkunft nicht den mindesten Antheil hat — 

Den Fall der Convention bezeichnet Cicero durch caussa, 
einen Ausdruck, dessen sieb die Rechtsspracbe vorzugsweise zur 
Bezeichnung einer rechtskräftigen Uebereinkunft bedient hat. Man 
denke nur an die technische Bedeutung dieses Wortes in der Con- 
dictieaenlebre. — 

Noch einige Worte über das Verblltniss der beiden in der 
prima pars or. zusammengestellten caussae, nimlich der cauua de- 
bendi and des vadim. desertum* Der Verf. stellt den, cui vadimo- 
nium desertum est, dem Creditor an die Seite, er bebandelt ihn als 
crcdileris loce, gleich dem, cui sub condicione vel ex die debetur. 
Stellt wohl Cic. pro Quinelio das VerhSltntss auch so dar? Keines- 
wegs. Nach seiner Darstellung sind das debitum und das vadim. 
descrUm nicht selbsstündige, coordinierte Gründe der B.P., — son- 
dern adr in ihrem, Vereine und zusammen wirksam. C. 14* §• 48.: 
„Quid si debuisset? continuone caussa fuisset, cur a praetore pöstu- 
lares, ut bona possideresT Non opinor id quidem neque jus esse, 
neque cuiquam expedire. Quid igitur demonstrat? Vadimonium 
siln ait esse desertum*" Diess stimmt mit der allgemeinen Lehre 
der Digesten überein, wonach eine noch so lange fortgesetzte B. P. 
völlig kraftlos ist, sobald der Mangel jedes Scbuldverhültnisse* nach- 
gewiesen wird, arg.L. 12. pr.D. de reb.auctor.jud.possid.z „Plane 
si is postulaverit, qui creditor non est, minime dicendum est* vel 
eum, qui creditor est, possidere posse, quia nihil egit talispostu- 
latio." — L. i. §. 5. D. ne visfiat ei, qui (43. 4): „Proinda 
si ob faisum creditum vel ob falsam petitionem missus est in passes* 
sionem, vel si exceptio ne summoveri potuit, nikil ei debet prodesse 
hoc edictum, quia propter nuüam caussam in possessionem missus 
est." Ja mit einer injuriarum actio kann der belangt werden, „qui 
bona ati&yus quasi debitoris, sciens cum ipsi (ipse BöckingJ nikil 
debere sibi proscripserit.« (Gaj. 111. §. 22Q.; Dieser dolus malus 
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wird nr fttr die itytrfarm* utlio erfordert. Kar Vernichtung *er 
B. P* gc nagt -dir 'Beweis nicht TOPhnndeiier Schuld, mag nun der 
Crnod der £. P. an&ng Kek in einem neirfnw. *%*., oder in einer der 
•drei ^Klauseln des Edicts feigen haben. — Beweis der Scheid ward 
also *ur firtheilung der B. P. nicht verlangt; aber Mangel einer sel- 
chen hinderte die Jtechtsbeständtgkeit erfeigter Eflbeiluug. Das 
JLnsuttat ist also: N. bat die B. R auf Grund «des tuaYs*. 'desert. 
verlangt oad »erhalten (so aneh tiellweg Geschichte S. 281. n. 12.), 
Xli*. aber, der das Beetehen eines sotaeu »aeVbia*foifi laegaet, 
schreitet in dem zweiten Tbeil seiner Ifesde aneh noch nur Pr o to n ^ 
der gesetzlichen Entstehtangsgrftnde der B. P n am zntetzt mit der 
allgemeinen Behauptung auftreten w k#anen: Weder PrirtHlberet»- 
Jumft noch das Ediet rechtfertigen die B. F. des N> — 

Den §. 2. basehliesst der Verf. mit Aulnawhrng der ^e racw i edeaei 
Ansichten aller und neuer Herausgeber Ober die Tertescenntitatfet 
4es c 19* (S. 61. — 69.) — 

Die Reihenfolge der in §. & berfihrton Punkte i« folgende: 
Die *. P. kannte der Crtditer Je plan* vnrkngea; ata« eeas- 
wme eognäio and ein decretum waren zur Brtheüang eicht erfor- 
dert. — Die possessio und die Erlaubnis* aar Froseription werdet 
an gleicher Zeit ertheilt^ und der Anspruch auf Austibong beider 
Befugnisse ist von demselhen Augenblick an verbanden: die frojerip» 
im tritt nicht erst nach dreissig Tagen ein. Diese poHtsvio giefct 
weiter Nichts als das jm ttrictusimie custodia* tt ota*r*tf ffcoftö,* 
dagegea ertbeüt sie, wean aodr nur von Einem Gläubiger verlangt, 
doch allen andern die Befugniss der Theilnabme. Vertbeidtgung 
des Schuldners in eigner Person oder durch einen Dritten hebt die 
possessio völlig auf. Die Vertheidiguag seihst wirf auf dieselbe 
Weise zu Ihernehmen sein, wie vor ertbeilter nemstra. Namen*» 
lich also hat der dominus selbst noch «eine sntüdati* jtedtemtom 
spM zu leisten (gegen Walter/ Hollweg, Zimmern). — Nach 
Ahlauf der dreissig Tage, wahrend welcher wirklich besessen wer- 
de*, lisst der Pritor aus der Zahl der Gläubiger einen magüter 
wihlen zur Besorgung des Verkaufs. Bin neue Frist von dreissig 
Tagen beginnt nunmehr« Wahrend derselben werden die lege* *V 
*9rvm wendendortwt festgesetzt uad eine Öffentliche Versteigerung 
durch den praeeo angeordnet. Die äddfcti* bonotum findet aber 
erst nach Ablauf dieser zweiten Frist stall Der Preis wird nach 
Prozeatea bestimmt. Ia solchen wird geboten, in selche« abge- 
schlossen. Die nddictm geht von dem toogistet, nicht va« dem 
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Prätor aas. Vor erfolgter Addiction kann der Schuldner stets Jioeh 
darch Verteidigung sein Vermögen der venditio eutziehn; jetzt 
aber, wie der ganze Streit des N. und Q. beweiset., nur nach gelei- 
steter Satisdation. — 

Nach der Darstellung der bekannten Polgen. dar bonorum emtio 
schreitet der Verf. in §. 4. zu dem Beweis, dass die müsio in bona 
ex edicto keine caussae cognitio and kein decretum praetorU «ribf- 
dert habe* (S. 78 — 04.) — Dem Resultat dieser ersten quaesiio 
svbsecwa wird nicht leicht widersprochen werden können. Die an- 
geführten Argumente aber ksnn Rec. nicht alle unterschreiben* Die 
Behauptung, dass derPrätorBurrienus mit der testifieatip uaümoni i 
deterti sich zufrieden gab, und nach der laUtatio oder absentia gar 
nicht fragte, ist an sich völlig richtig, aber kein Beweis, dass ein 
deerelum nicht erfordert wurde, sondern vielmehr, dass 4** vadim. 
desert. an sich zur B. P. völlig genügte. Hatte die iatitatio oder 
absentia noch hinzukommen müssen, waram wäre nicht auch ftr ihre 
Bescheinigung, wie fux die des vadimonium deeertum gesorgt wor- 
den? — 

Die zweite der tubseeivae quatstioMe* sucht den Inhalt der lern 
bonorum vendendorum zu bestimmen /§, 5.), Dar Verf. bekämpft 
hier Stieber's nid Zimmern'* Meinung, welche, auf Tbeophilas 
{ad §. 1. /. de suecess* subL) ausdruckliches Zeugnis* gestützt, die 
Bestimmung eines minimum des Preises als alleinigen Inhalt der lern 
B. F. betrachten. Biegegen behaust** der Verf., diese lex B. F, 
habe alles auf den Verkauf Bezugliche enthalten mit Ausnahme der 
Preisbestimmung; mithin alles, was Tbeoph. nicht-erwähnt und das 
gerade nicht, was er erwähn*. Diese kühne Behauptung wird da* 
durch gerechtfertigt, dass jene ganze Stelle „implieitafid* indigua 
pc criiica quadam orte traetanda" CS. 05«) geoeout wird, von wel- 
cher njancfces „ilUco stve rejici $$ve 9 quoad ejus ßeri passiv corrigi 
atque in melius reformari oporteot, ubiprimum aut certioribu* teetir 
moniü oc docwmeuti* aut sanoe soUdaeque doetrinae, quae et obeer* 
vandis bqpuuum mpribus vitaeque quotidianae negotii* ae oonversa- 
tione f et retioeinando eonttituitur ae eoirfrmotur, plane repugwh 
verint. a (S. 9$.) Es widerstraitet, fährt derVert fort, dem Wesen 
und Zweck jeder öffentlichen Versteigerung, den Preis vorher zu 
bestimmen, da dieser ja gerade durch das wetteifernde fleraufbieten 
der Kauflustigen zuletzt bestimmt werden soll. Wenn also die lern 
ß. F. ä>o Naaiea des zabltuigsenfajiigaa Schuldners, Beschreibung der 
dem Verkauf anheimgefallenen Glter» die Name* der Gläubiger, des 
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Praetor and Magister, Bestimmungen Ober Abtragung des Kaufprei- 
se«, ob baar oder in Terminen, ob mit oder ohne Bürgschaft, und 
anderes 'mehr der Art enthielt: so mnsste gerade der Preis offen 
gelassen werden. Dieser war gleichsam das anbekannte X in Mittel 
bekannter Grossen; ein X, dessen Höhe das Resultat der Steigerung 
ergab. — Den Einwurf, dass doch eine gewisse taxatio nOthig ge- 
wesen sei, unter der nicht geboten werden konnte, fertigt der Verf. 
ganz kurz dorch die Bemerkung ab, dass der Verkanf nothweadi* 
war, Niemand aber genöthigt werden konnte, mehr als ihm beliebte 
zu bieten (!). — 

Der Verf. beginnt diese ganze Darstellung mit den Wortes: 
„Jffm nescio, an mihi praefandum sitz Fremant omnes licet et reA, 
nam ita quidem setttio." Rec. wirft ihm in denselben Worten des 
Handschah hin: Fremat licet auctor Semestrium, ted eqrddetx com- 
tra sentio. 

1) Lässt» es sich rechtfertigen, das einzige ausführliche Zeug- 
nis9 Aber diese B. venditio zu rerachten, ein Zeugniss, das mit des 
einzelnen Bemerkungen anderer Schriftsteller des Alterthnms, wie 
Gajus (III. .§.77 — 87.), Cicero {pro Quinctio), Seneca (de beae» 

ficiis) und anderer durchaus nicht im Widerspruch steht? Ist es 
wohl eine so allgemein reeipierte Ansicht, dass Theopbilus beson- 
ders in diesem Capitel so wenig Glauben verdiene, als der Verl 
sich selbst zum Trost und zur Beruhigung behauptet? (S. 95. «. 99. 
„ex contmuni omnium puto sentcntia"). 

2) Hat es seine Richtigkeit mit jener angeblich der Nator der 
Sache entnommenen Behauptung, dass der Preis völlig unbestimmt 
gelassen, und diese Stelle gerade leer gehalten werden müsse? Ge- 
rade in der heutigen Praxis mancher Lander finden wir das entschie- 
dene Gegentheil. Nichts ist hier zu Lande besser bekannt, als dass 
nach französischem Recht jedem öffentlichen Verkauf, sowohl dem 
der Gflter eines Minderjährigen, als dem in Folge einer Erbtbeilnag, 
und ganz besonders dem eines Pailliten und Banquerottiers stets eine 
Schätzung durch Geschworene voraufgeht, welche alsdann in das s.g. 
cahier des charges eingetragen wird. Diess eakier enthält gerade 
alle jene leget bonorum vendendorum. Es wird vor Beginn der 
LicitaUon öffentlich vorgelesen; und jeder Anwesende weiss, dass 
unter dem durch die geschworenen Experten festgesetzten Preis 
nicht 'geboten werden darf. Geht kein Gebot ein, das die festge- 
setzte Höhe erreicht, so bedarf es heim Verkauf der Güter eines 
Minderjährigen noch einer besondern gerichtlichen Eriaubaiss, die 
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Güter auch unter jenem Preise loszuschlagen. Die Güter des Fail- 
liten dagegen verbleiben ipso jure den Gläubigere. — Fand nun 
auch bei der B. venditio des alten römischen Rechts keine solche 
Schätzung durch Geschworne statt: eine ähnliche anderweitige unter- 
blieb nicht. 

Den ganzen Gang der 27. possessio, proseriptio et venditio denkt 
sich Rec. nun so: Daran kann nicht gezweifelt werden, dass die Er- 
laubnis zur B. proseriptio gleich in der ersten Ertheilung der B. 
possessio lag. — Wurde nach geschehener Proscription Vertei- 
digung geleistet, so bedurfte es doch keines besondern Widerrufs; 
die nicht erfolgte AusfÜl lang gewisser blanca der Anschläge (iibelli — 
tilulus * — album. s. Zimmern R. G. III. S. 250.) benachrich- 
tigte Jedermann von der eingetretenen Unterbrechung des Execu- 
tionsganges. Für den Fall aber, dass dieser ungestörten Fortgang 
hatte, diente sie als Edictalladung der übrigen Gläubiger. Schon 
dieser erste Anschlag enthielt Namen des Schuldners, des oder der 
Gläubiger, welche proscribierten, eine Beschreibung der Güter, deren 
Verkauf beabsichtigt ward, überhaupt alles, was jetzt schon bekannt 
gemacht werden konnte* Nach Ablauf von dreissig Tagen erth eilte 
der Prätor den ihn darum angebenden Greditoren die Erlaubniss, 
einen aus ihrer Mitte zum Magister zu erwählen, der den Verkauf 
besorgen sollte. Dieser hatte vor Allem durch einen öffentlichen 
Anschlag (also durch einen öffentlichen Anhang an jenen ersten oder 
durch Ausfüllung jener blanca) wieder bekannt zu machen, dass nun 
der Termin des Verkaufs begonnen habe, und dass er als bestellter 
Magister jelzo Gebote annehme. (Tkeoph. /. c: „Fiebatque in par- 
tibus urbis illustribus proseriptio + haee signißeans: Ille debitor 
noster in caussam venumdationis ineidit: nos creditores Patrimo- 
nium ktqus distrahimus: Emtor qui volet adesto"). Das Annehmen 
solcher Gebote, überhaupt also das Gontrahieren mit den einzelnen 
Kauflustigen, die sich meldeten, war das eigentliche Geschäft des 
Magister („Nam quia difßcile erat omnes (sc. creditores) in unum 
quoque die convenire, unum ex ipsis deligebant, qui Magister dice- 
batur, et ille deinde contrahebat cum iis, qui emere voleban? k ). 
Ergab sich in den ersten Tagen nach jener zweiten, eigentlichen 
Proscription ein annehmbares Gebot, so wird diess nun dem Prätor 
vorgelegt, der dann je nach seinem Befinden diess Gebot als Basis 
aller weitern jenem öffentlichen Anschlag noch beizufügen erlaubte. — • 
Dieser Preis war offenbar die wichtigste Bestimmung für jenen Ver- 
kauf, daher vorzugsweise lex B. V. genannt. Theopb. wählt als 
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Beispiel einer solchen Gebotes 50$. Noch andere Beispiele erwähnt 
der Verf. unter, den Jddenda auf S'; 272. („Postea paucis diebus 
ehtptis tcrtia quoque aditio fiebat, in qua permittebatur iltis legem 
bonorum vendendorum facere? namque porto dictat proscriptioni 
haec addcbant: Emtor creditoribus (exempli gratia) in ' dimidiam 
debilorum partem respondere debet" ret). Wurde bis zum Ablauf 
der zweiten dreissig Tage nicht mehr geboten als" der Öffentlich un- 
geschlagene Preis, dann sprach der Magister jenem Ureter die bona 
definitiv zu; sonst aber' demjenigen , der sich bei ihnr mit einem 
hebern Gebot gemeldet hatte. — 

War ein solches Gebot dem Magister fn den ersten Tagen des 
Termins nicht gemacht worden, dann blieb ihm Nichts übrig, alg die 
Güter öffentlich durch den praeco ausrufen zu lassen; um biedurcb 
jene Grundlage zu gewinnen, welche ein Privatgebot nicht an die 
Hand gegeben hatte. Was sich hier als höchstes Gebot ergab, das 
wurde nun, versteht sich stets nach vorheriger Genehmigung durch 
den Prator, als preüum (lex) bonorum vendendorum angehängt, und 
bildete nun auf gleiche Weise, wie jenes Privatgebot, die Grundlage 
aller weitern Antrage. Diess deutet Cicero in den Worten an: „de 
• quo homine praeconis vox praedicat, et pretium conficit." Es 
ist nie Aer praeco, welcher den definitiven Endpreis bestimmt, son- 
dern immer der Magister; der praeco aber ist es, der jenen Kauf- 
preis festsetzt, welcher der Proscription angehängt wird, um ab 
Minimum allen weitern Geboten zur Richtschnur zu dienen. — Nach 
dieser genau an Theophilus sich anschliessenden Darstellung war 
eine ff e n 1 1 i c h e licita tio bonorum debitoris per vocem praeconis 
gar nicht nothwendig, ausser wenn gar keine Gebote geschahen. 
Waren aber solche vorhanden, so hing es von dein Willen der Glau- 
biger nni ihres Magister ab, ob eine solche stattfinden sollte. Hoff- 
ten diese durch eine* Öffentliche licitatio ein besseres Gebot als das 
ihnen privatim gethane zu erhalten, so konnten sie dieselbe veranstal- 
ten. Gezwungen dazu wurden sie nur auf indfrecte Weise durch 
die Verweigerung des* Prator; jenem Preise, welchen sie ihm vor- 
schlugen, seine Genehmigung zu ertheilen. Auf diese Art ward* das 
Interesse des Schuldners gegen Betrug oder Leichtsinn der Gläu- 
biger gewahrt, welche ja hinterher ihren! Schuldner seine spater er- 
worbenen Güter immer von Neuem verkaufen konnten, bis ihre 1001 
voll sein worden. (Gaj. IL §. 155.) — Die öffentliche Licitatio« 
findet also stets vor Ablauf der zweiten Frist, und wohl nicht allzu- 
lange nach dem Beginn derselben Statt; denn es wird als bestimmte 
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Regel von Theopbilos aageMbrt, das* alsobald nach Ablauf derse!* 
ben~ die Addiction stattfinden mos»! („ef poetquam hie eertum tempus 
pratterierat, tune Patrimonium emtori addieebatur, emiorque voca* 
batmr bonorum emtof*' ei-rel.) — Yorker -aber wird sowohl der in 
der UeitmUo Siegende, als der welcher privatim das höchste Gebet* 
gethan hat, steU neeb durch ein bei dem Magister angebrachtes - 
bobenes Gebot verdrängt werden können* Es wird, am mit dem- 
Ausdruck des französischen Rechts zn sprechen, stets noch eine 
srnrenchtre abglich sein, wenn gleich hei den Römern nicht, wie 
heat x« Tage bei den Fraeoeeea, die eurenok&fie wenigstens -fc (nach' 
einem Gesetz vom Mai i$S8k) des höchsten öffentlichen Gebotes be~ 
tragen musste* — Sine solche Öffentliche Licitation gestaltete sich* 
Rh? den Schuldner eatürlieh viel harter» als der private, bloss durch 1 
den Magister, nickt durch den preeco vermittelte Verkauf. Man 
konnte jenen stillen Verkauf, wenn gleich nur in einer gewissen Be- 
ziehung, dem heutigen Jeeonmodement vergleichen. — Auch' die 
Debileren, selbst konnten weh I ihre Güter durch das Gebet .gewisser 
$ wieder an sieh bringen; ebenso, wenn ein einsiger Gläubiger die 
Execution verfolgte , durch Ueherlassung gewisser VermOgensst ticke. 
Cic* selbst deutet darauf hin, dass N. mit dem Verkauf darum so 
lange zOgerte, weil er den Q. zur Abtretung gewisser VermOgenstheile' 
an Zahlungsstatt zu zwingen hoffte. So lag AHes in der Hand der* 
Gläubiger, und Cic. kennte die härteste Form der B. F., nXmlich 
die per praeoonis voeem. als Folge der B. Possessio 1 et proscriptfo 
schildern, (e. 15; §. 50*), ob er gleich wohl wusste, dass diese* 
nicht notbweudig eintrat, ja dass gerade in dem vorliegenden Falle 
Nichts der Art wirklieb eingetreten war* Die doppelte Möglichkeit 
des Verkaufs' per praeeonis poeem und ohne, dieselbe durch einzelne* - 
pmtates Centrabieren mit dem Magister mochte euch inCicero's • 
Ausdrucken wieder zn erkennen seio. Die Worter »cui magistri 
fiunl et domini conetHmnntur , qui qua lege et qua eondicione 
poreat, />ro*t&» £*>##*'• -sind eine Beschreibung des bloss durch den 
Magister vollendeten Verkaufe« Schon das Wort „pronuntient" zeigt, 
dass hier nur von der endlichen Addiction, keineswegs von der Fest- 
setzen^ der Bedingungen des Verkaufs und des Preises die Rede 
nein -kaaav — Aach- le» und condieio sind keineswegs gleichbedeu- 
tende Ausdrucke; lern geht ins speeielle auf den Preis, um welchen 
nee der Magister definitiv zuspricht} conditio auf die* eigentlichen 
Bedingungen 4et Verkaufs. — Der Verkauf durch öffentlichen Auf- 
ruf wird als dar härteste von Cic. zuletzt genannt, und in den ttärfc- 
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stea Ausdrücken geschildert (verkäs „eV quo komme praeeems 
praedicat et pretium conficiP* reL) — Oms Theopk. in seil 
offenbar den Stesipel der Genauigkeit tragenden Darstelltag nar tob 
der venditio schlechthin, nicht aher noch insbesondere von der Tki- 
tigkeit des praeco spricht, findet in dem Bisherigen seiae völlige 
Erklärung, und ein Analogen überdies« in Cie. ad Attie. VL 1. 
§•15. „alterum (sc* ediclum contineQ quod sine edicio smiie com- 
mode transigi non polest: de kereditetum possessionikus; de kenis 
possidendis % magistris faciendi*, vendendis, qume ex edtcto 
et postulari et fieri solent." Mehr als handgreiflich endlich int es, 
dass von der lex oleae legendae, oleae pendentis, lex vimi im dolus, 
lex viru pendentis etc. (Caio de re rusL c. 144. sei.) auf die lex 
B. V. nicht geschlossen werden kann. Enthielt jene alles aasser dem 
Preise, so enthalt sie hier nichts eis den Preis und die darauf zu* 
nächst sich besiebenden Punkte. Rec. scbliesst diese Bemerknag 
mit den Worten des Ant. Contius (LecL subs. Über II s c. 18. 
iftjiue): „TkeopAilus convenientissime veterem illum empttomum er- 
itum explicat ex Cicerotut et aliorum veterum sententia. quod idee 
moneo • ut qui ad cum locum fidem ejus elevant, vel meliorm aree- 
Stent vel doceri se aeque patiantor." — Nur kurz, aber im Gaazea 
richtig, stellt noch Neuhaus, diu. ad legem Petilliam S. 33., den 
Verlauf der B. possessio et vemditio dar. 

Die letzte der subseeivae quaestiones sacht einen der beatrit- 
tensten Punkte in der Lehre der alten B. possessio et venditio ins 
Klare zu bringen. Pugge, Heffter, Zimmern u. v. Savigny 
knäpfen die Infamia des Schuldners an den durch Addictioa vollen- 
deten Verkauf der Güter; Bethmann-Hollweg und Walter an die 
blosse possessio et proscriptio. Eine Hauptstelle für jene erste Met* 
nung (£«/.//.§. 154«: „ignomuia, quae accedit ex venditione aeao- 
rutn") scheint dem Verf. nicht von hinlänglichem Gewicht, um die 
sorgfältig gewählten Gesetzesausdrflcke der Lex Julia munie. wider- 
legen zu können. Diese aber belegt den mit Infamia, »cujus kerne 

ex edicto ejus, qui juri dieunde praefuit, praefueril possesse 

proscriptave sunt, erunt.« Die auf den pupillus und den re*- 

publicae caussa absens bezüglichen Ausnahmen zeigen, dass hier das 
Gesetz wirklich absichtlich der venditio keine Erwähnung taut; 
die B. venditio konnte ja nach anerkanntem Recht auf jene Persoaea 
keine Anwendung finden. Der ganze Inhalt der Rede a. Qumcäe 
bestätigt, nach des Verfassers Ansicht, den Satz der Lex Jul* manu ; 
denn Cic. beklagt das Schicksal seines C Heuten, der durch jene 
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sponsio mit einer capitis caussa bedreht sei ; die infamia muss also 
offenbar an die possessio et proscrtptio, eicht an die venditio ge- 
knüpft gewesen sein, und zwar genauer an eine dreissig Tage lang 
ununterbrochen fortgesetzte possessio, denn vor Ablauf dieser Frist 
gab ja die B. possessio durchaus kein bestimmtes unwiderrufliches 
Recht Wenn aber Gajos (IV. §. 102.) und Ulpian (L. 33. §. 1. 
D. de reb. auet. jud. poss.), endlich die Lex JuL mun. selbst der 
dreissig Tage keine Erwähnung tbun : so liegt für die L. Julia der 
Grund ganz einfach in dem Umstände, dass die Worte % ,ex e diclo" 
die dreissig Tage stillschweigend in sich enthalten, weil ja eben das 
Edict sie anordnete; — für Gajos hingegen darin, dass er durch 
jenen Ausdruck für das Genauere der Satisdationspflicbt gerade auf 
das Edict verweist; — für UJpian's Stelle endlich in der grossen 
Wahrscheinliebkeil, dass die Hand der Coropilatorea hier frevelhaft 
verstümmelt habe. — 

Rec. ßndet auch hier die Zeugnisse der Alten zu leicht beban- 
delt. Ihm scheint es, als sei auch hier ein ernstlicher Widerspruch 
von Gajus II. §. 154. mit Gajus IV. §. 102. und Lex JuL municip. 
L 117. seqq. nicht vorhanden. — Dass an die erste Erlaubniss zur 
possessio und proscriptio die Infamia des Schuldners nicht geknüpft 
•ein konnte, darüber lassen die vom Verf. geltend geroachten Gründe 
keinen Zweifel. Ist aber ein hinlänglicher Beweis dafür erbracht, 
dass der dreissig Tage lang fortgesetzte Besitz diese Wirkung hat? 
Weder Gajus, dem doch die alten Fristen recht got bekannt sind, 
erwähnt tie, noch werden dieselben in der Lex JuL mun. erwähnt; 
ein um so mehr zu beachtender Umstand, je genauer die römischen 
Gesetze abgefasst zu sein pflegen, ja je weniger sie sogar Wieder- 
holnagen scheuen» um jede Zweideutigkeit zu vermeiden* Hat es 
aber irgend eine Wahrscheinlichkeit, dass. in dem Ausdruck u em 
edielo" die dreissig Tage stillschweigend mit enthalten, »quasi tadle 
comprehensae" sind? So weit wir den Sprachgebranch unserer Rede 
entnehmen, — und nnr aus ihr nimmt der Verf. seine Beweisstellen — 
deutet der Ausdruck E. E. stets nur auf jene Klauseln des Gesetzes, 
welche eine tni$sio in bona gestatten; auf die Dauer der possessio 
niemals. C. 8. §.30.: „ — — exformula, quod ab eo petat, euius 
ex edieto praetoris bona dies XXX. possessa sinL Non recu» 
sabai Quinctius 9 quin ita salisdare juberet, si bona pessßssa essen t 
ex ediclo". Hebet die dreissig Tage wird in Folge hievon niobt 
gestritten, sondern bloss über die Anwendbarkeit einer jener, Edict i- 
klausein. — 

Krit Jahrb. f. <L K.W. /«arg. VI. H. XI. 63 
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C. 8. §• •*• ^lammbdt potro ipce Q*i*cttus, seee idcirco 
utile tetisdare, ne videretur indievue, bo*m $vm est edicto po*- 
eessa wie." Dachte woM Qniaetins mir daran, die dreissigtlg'ige 
Dauer des Besitzes zu lewgnen? Stellte er nicht vielmehr, ganz ohne 
Rücksicht auf die Frage 4er Zeit, den gesetzlichen Grand 4er ff. 
possessio selbst ia Abrede? 

C. 14. §• 4&. „0*" *o*ä, t/if*z/* ex edicto prmetoris pos- 
tessa sunt." Ware hier anch zugleich auf die Daner des Besitze* 
gesehn, ich zweifle riefet, Cic. hatte „per A'JTX *#e* 4< beigeftgt 
gerade wie er diese Frist im c. 8. erwähnt. 

C.15. §. ÖO. „Ärgo Hercvle, cujus bone ex edicto posth 
dentur, ku/us omni* ferma cum bonis simul possideturS* Will War 
Cic. etwa sagen , dass nur nach Verftnss von dreissig Tagen ferne 
cum bonit simul possideturt Keineswegs. Denn vom ersten Aogee- 
blick an ist Gefahr fOr die bürgerliche Ehre sowie för das V orm f 
gen vorhanden; wiebr ats blosse Gefahr aber ist anter ,,/ant« cm 
bonis simul possewsa 1 * nicht an verstehen. 

C. 23. §. 73« „Efomfm si ex edicto possedisti: quaero <nr 
bona non venierint: cur eeteri sponsoYes et creditores non com*- 
nerint? Die Credfitoren aber melden sieh nicht erst nach dreissig Taget 

tf. 27. §. 84. „Cognoscamus <edictum: qui ex edicto mee h 

posteseienem venerint eos it* videtur in possestiome es* 

oportet* «*. Wem um auch in den zunächst folgenden Be- 

iraehfnigen des Redners der Airsdreck „ex edicto' 1 von Cic. ab- 
sienttteh im Interesse seines Clienten anf andere Verhältnisse ange- 
wendet wird, als woftauf ihn der PrStor im Edict bezog, so geht dorn 
seftfet ans der Natur dieser untergeschobenen Bedentang mit Sicher- 
heit hervor, dass die dreissigtlEgige Daaer desBesittes niemals durch 
denselben bezeichnet wird. — Ist es demnatfh klar, dass der Zusatt 
„0* edteto" die von dem Verf. zur Unterstützung seiner Hemmmj 
angenewniene Bedeutung laicht hat, so bfeftt nnn noch die Frage su 
beantworten, in welchem Verfaftltniss denn tist dreissigtftgige Boom 
a* 4er Inhimfia ia unserer Hede erscheine? Der Verf. verteilt es 
nicht, dass gerade Cicero's Re4e /*. ifuineth ihn nur An fsteH na g 
jener Meinung beweg, 

bt es afcer ein sicherer Sehtues zu Behaupten: weil die Satia- 
dation einen dreissigtagigett Besitz voraussetzt, and Cie. mit 4er 
Verttrthefleng zar Leistung derselben nach den Verlast der btlrger- 
Kfehen Ehre flhr seinen Clienten in Znsammenhang bringt: so ist der 
Eintritt der Infamie, wie die Satisdation an denselben drowigtSgigen 
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Besitz gebenden? Würde jene Verbindung nicht auch schon das* 
behauptet werden können, wein die Infamie zwar nichA an eine dreis* 
«gtSgige, wohl aber an die seehszigtAgige possessio ex eeVito ge* 
knüpft ist? In diesem Fade würde die richterliche Verneinung des 
dreissigUgigen Besitzes zugleich den sechszigtigigea in Abrede stet» 
len, and umgekehrt ein bejahendes Unheil über jenen nach die Mög- 
lichkeit» dass dieser erfüllt worden # benannten. — Diese gerade 
seheint dem Rec in der Angelegenheit des Q* der Fall zu stfo> 
Darum stellt Cic. das Urtheil über jene sppnsto als eine capitis 
caussa dar, weil die richterliche Anerkennung eines edwlsmüssigen 
Besitze* tosj Seiten des N. dem Q> allein schon dem Todesstoss 
geben müsste, ihm, der jenen schon mehr als l£ Jahre in seinem 
Eigenthom herrschen «ab. Worauf es dem Redner ankam , war die 
gehörige Begründung der possessio, den edictsmüssigen Anfang des 
Besitzes zu widerlegen; dass er nicht lange genug angedauert, diese 
durchzufahren, daran dachte er nicht; er ransste im Gegeutheil wohl 
einsehn, dass wenn er dort nicht durchdringen ktfnne, der lange «*• 
unterbrochen festgesetzte Besitz desA. wohl so wenig Zweifel unter* 
terliege, dass dann die Pflicht zur Satisdation und die Infamie von 
selbst sich für seinen dienten ergehen müssten. Also nicht an das 
Urtheil über die dreissig Tage, sondern nur an jenes über die gebe* 
rige Begründung des Besitzes knüpft der Redner seines dienten 
Gefahr, die bürgerliche Ehre zu verlieren. Nnr diess hat sie nüt 
der Pflicht zur Satisdation gemeinschaftlich; im übrigen wird völlige 
Gleichheit der beiderseitigen Bedingungen, namentlich also der Zeit- 
cianer keineswegs behauptet. — Aber nicht nur den Verlust der 
Ehre, senden ebenso den aller Güter knüpft der Redner an die Ve*» 
nrtheilong seines Clietoten zur Satisdatieib Wie» wenn wir auch hier 
eehliessen wölken: Der Verlast des Vermögens tritt also, wie die 
Pflicht zur Bürgschaft, nach dreiasigtigigem Besitz ein? Diess liefe 
dem unbestrittensten Punkte dieser ganzen Lehre zuwider; definiti- 
ver Verkauf tritt erst nach sechszig Tagen ein, vorher kann ihn jede 
gebenge Vertheidigmng noch abwenden* — 

Allem Diesem nach trat im Falle des Q> nach mehr als 1^ j*h» 
rigem wirklichem Besitz von Seiten des Naevins die Frage nach 
der nethwendigen Daner der possessio vor jener nach dem ediefte- 
snzssigeii Charakter des Besitzes völlig zurück, .und dieser war für 
die Satisdationspflicbt nicht wesentlicher, als für das Recht «des Ver- 
kaufs uad für den Verinst der bürgerlichen Ebne. — We*n wir 
durchaus keinen Gmind finden, gerade mit dam dreissigUgigen 

63* 
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Besitze den Eintritt der infamia in Zusammenhang zn bringen, so 
fragt sich, ob nicht der Ablauf von 60 Tagen die Infamie begründe? 
Ref. glaubt biefttr entscheidende Gründe aufstellen zu können. 

1) Als eigentbümliche Folge der dreUsigtägigen B. P. stellt 
Gajus die Pflicht zur Satisdation auf. Wessen Güter einmal min- 
destens dreissig Tage besessen worden sind, von dem wird man nun 
in jedem folgenden Rechtsstreit, als von einer persona suspeeta 
Bürgschaft verlangen können. Darüber lifsst unsere Rede, verbun- 
den mit Gaj. 7K §• 102* keinen Zweifel. — Könnte man überdies* 
eine persona infam is pers. suspeeta nennen? 

2) Schon Pugge (Rheinisches Mus. II. S. 880 hat bemerkt, 
Gajus deute in L. 111. §. 79« ( „quare autem tardius viventium 
bonorum venditionem eomplere jubcal, illa ratio est, quia de vieis 
curandum erat, ne facite bonorum venditiones paterentur") nicht 
undeutlich daraufhin, dass die Frist von sechszig Tagen besonders 
zu dem Zweck festgesetzt sei, damit stets noch die schweren Folgen 
der addictio bonorum von dem Verkäufer durch Abfindung mit dem 
Greditor abgewendet werden konnten. Sollte diese Abwendung aor 
so unvollständig gewesen sein, dass gerade das beste Brblheil des 
Schuldners, seine bürgerliche Ehre, ein für allemal unwiederbringlich 
verloren gewesen wäre? Sein Vermögen, oder wenigstens einen be- 
trächtlichen Theil desselben hätte ein Solcher also gerettet, seine 
Ehre aber verloren I — Dieser Klasse von Menschen, die nach dem 
Verinst ihres Namens doch noch ihr Vermögen bebalten, gedenkt 
Cic. auch (e. 15* §• 49.): »^l non nemo aut ignominia affectus, 
autjudieio turpi convictus, bonis quidem suis ulitttr; altenus opes, 
id quod miserrimum est, non exspeetat: hoc tarnen in miseriis ad- 
jumento et solatio subtevatur. Cujus vero bona venierunt" reL; 
aber nur zu dem Zwecke, sie denen entgegenzustellen, über welche 
die B venditio ergangen, und die durch sie Ehre und Vermögen 
zugleich auf einmal eingebüßt haben. 

3) Weder Theo phi lus noc> Gajus, bemerken mit einer Sylbe 
jene höchst wichtige Folge der Wahl eines ms g ister, wahrend sie 
beide die Wahl selbst besonders hervorheben. Mit vollzogenem Ver- 
kauf dagegen, erschien ihr Eintritt so natürlich, — zumal das Civil« 
recht nach denselben sechszig Tagen die Addietion der Person des 
Schuldners verordnete, — dass man es hier gar nicht besonders zn 
bemerken nöihig finden mochte. 

4) Durch unsere Annahme allein lassen sich die Nachrichten 
der L. Julia munieip. und bei. Gajus vereinigen. Der wirklich er» 
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folgte Verkauf wird also zur Infamie nicht erfordert, wenn nur die 
Frist der 60 Tage eines edictsmassigen Besitzes zu Ende ist. Darum 
eben förchjet Cicero für das caput seines Clienten, dessen Güter 
doch anerkanntermassen nicht verkauft worden sind, weil er wohl 
weiss, dass jene Frist auch an sich schon genügt. — In der Regel 
trat die wirkliche venditio et addictio mit Ablauf jener 60 Tage 
richtig ein; ganz besonders so aber bei der bonorum venditio Ver- 
storbener. Für diese konnte also Gajas ohne die geringste (Jn- 
genauigkeit die Infamie von der venditio abhängig erklären. 

5) Die Worte der Lex JuL mu/t.i „cujus bona possessa pro* 
scriptave sunt erunt", können, wenn genau interpretirr, wie es Ge- 
setzesworte verlangen, nur von vollendeter possessio et proscri- 
ptio, also nur von dem Ablaof der gesetzlichen Frist derselben (den 
60 Tagen) verstanden werden. 

6) Die Worte Cicero's (c. 15. f. 49.).* »Cujus vero bona ve- 
nierunt, cujus non modo illae amplissimae fortunae 9 sed etiam victus 
vestitusque necessarius sub praecone cum dedecore subjeetus est: 
is non modo ex numero vivorum exturbatur, sed, si fieri potest, 
infra etiam mortuos amandatur" , scheinen allerdings das dedecus 
an den Verkauf zu binden. Allein ihre mehr oratorische als streng 
juristische Fassung und Bedeutung zeigt sich schon darin, dass doch 
aufweinen Fall der von dem Gesetz unbestimmt gelassene Tag der 
Öffentlichen Licitation der Anfang der Infamie sein kann, sondern, 
sobald es auf den Verkauf ankommen soll, doch wohl nur die defi- 
nitive Addiction. Weil aber nach stattgehabter Licitation eine solche 
wohl selten ausbleibt, so konnte der Redner vorzüglich ihrer geden- 
ken. Was kommt ihm, was kommt dem Q. selbst auf ein Paar Tage 
früher oder spater an! 

7) £.11. C. ex quib. eauss. infam, enthalt nicht sowohl 
eine Ausnahme, als vielmehr die Behauptung, dass gar nicht der 
endliche Verkauf als solcher, sondern vielmehr die vorausgebende 
possessio et proscriptio die bürgerliche Unehre begründe. 

8) Die spatere Form des Concnrses der Personen senatorischen 
Ranges, deren Güter, wenn es die Glaubiger zufrieden waren, nach 
einem SCum (L. 5., 9. D. de cur. für.) einem Curator abergeben 
und dann durch diesen im Einzelnen verkauft wurden, spricht weder 
für noch gegen die hier vorgetragene Meinung. Es müsste zuerst 
entschieden werden können, ob die Senatoren in Folge unterbleiben- 
der Beobachtung der alten Fristen der B. possessio, oder aber in 
Folge der unterlassenen bonorum venditio der Infamie entgingen. 
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9) Aebaliek verhalt es neb mit de« sehr »okamtle» Wort« aes 
Tcrtnllian's ApeUg. c 4. : „Ära* ef judieates in pari** soenri m 
creditoribus lege* erant: consent* tarnen publice postem ermsa es/, 
e# m pudoris not mm capitis poena conversa est bonorum md- 
kibita prescriptiene: sufiundere meiuii hominis smngninem ernrnm 
ejundere. u — Tertellian katpft hier keineswegs die pudoris not* 
(infamia) aa die geschehene bonorum pr oe er iptio. Denn er spricht 
nicht specteil von der io eisen oiaselaea Conenrs-Falle stattgehabten 
bon. proscriptio, seadera voa dem Institut der bon. proscriptie, 
welche aa die SteHe der sectio corporis der XII Tafeln getreten sei 
Das Iastitat der b. pr. durfte eher hier wehL die endtiebe nenditio 
aoeh Beck unter sich befassen. 

Ualer die vorzngücbsten Abschnitte des Werks reebaet Ree. 
dea §. 7., in welchem der Verf. die Frage beantwortet: oh Alfeaas 
dea Q. aaf gehörige Weise verteidigt habe? War diees der 
Fall, ae masslu G. Aquillius die sponsh zu Gunstea des Q. bear- 
tbeilen, iba also tob der Pflicht, ab personn suspeeta Bürgschaft 
aa leisten, freisprechen. — Ab nlmKck N. auf Grand des vndiwu 
deserL die missio in boun Qu. von Burrienus erhalten hatte, wi- 
dersetzte sieb Alfenns mit Gewalt der Besitanahme , nnd erbot sich 
zur gerichtlichen Vertheidignng des Q. — N. veriaagte von dem 
Procurator Bärgschaft. Hier stellt der Verf. die Frage aof : War 
diese Forderung in dem damaligen Recht begründet? Hat abo Bar- 
ri onus, der zn satisdieren befahl, dem Rechte gemäss erkannt? oder 
hatte nssgekekrt Alfenns Recht, wenn er in Abrede stellte „aequxm 
esse, procurmtorem satisdmre % quod revs satisdnre non deberet, si 
ipse ndessot?« Wenn der Verf. nna zeigt, dass der beinahe sna 
Sprichwort gewordene Satz: „nemo defensor idoneus sine satisdm- 
Üono inteJGgitur« (Beweisstellen auf S. 115. n. 3-) schon zu Cieero's 
Zeit wie späterhin galt, obae Unterschied, ob von einem proeurmtor 
legitime i$a dictus (de. pro Caec. e. 20. >, oder von andern procura 
tores im wettern Sinae, die Rede bt: so bat er zwar nicht das Ver- 
dienst der ersten Entdeckung, wohl aber jenes der ersten eigent- 
lichen Begründung jenes Satzes, nnd der Niederschlagung immer 
wiederkehrender Zweifel, wie deren von Rau, Sckrader, Rein, 
aueb nach Zimmern'* nnd Betbmaan's Darstellungen wieder er* 
hoben worden sind. 

Am wichtigsten unter des Verls. Beweise* scheint dem Ree. 
jenes Anerbieten der Freuade des Epicrates (in Ferrem lt., 24. 
extr.): „Si fear mn'd peteret, Judicium se pmsnmoo, judientmm 
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so/91 smlisdaturos." Denn das* dies* enasei rVecnraloree im 
einzusehen, Sinn sind, kann eicht bezweifelt werden. 

Die folgende Auseinandersetzung (S. 121 — 127.), obwohl an 
sich vortrefflich, scheint dagegen filr die Entscheidung der euliger 
warfen on Frage nicht von directem Belang, Denn wenn es auch 
nicht dem geringsten Zweifel enterwerfen sein kann, das«. -AT. sein 
Satisdations-^Geanck nur darauf stützte, dass Alfenua blosser Pro- 
curator sei, und keineswegs darauf, dass die Güter SO Tage lang 
besessen worden, so ist kiemit doch Ober die frage: ob Alfenus 
als Procarator zur Satisdation rechtlich genötbigt war, Nichts 
entschieden. Die Zweifel an der Gültigkeit des von beinahe allen 
klassiseken Juristen gleichniassig behaupteten Satzes für die Ciceror 
nianiacke Zeit werden ja auek keineswegs darauf gegründet, dass N. 
wegen SQUgigen BesiUes Satisdation verlangte; im Gegentheil gerade 
darauf, dass er, der von Alfenus Satisdation „jrocwatenaaeawne" 
verlangte, von demselben mit der Bemerkung abgewiesen wurde, der 
Procarator müsse nicht mehr Gantion leisten als der dominus litis 
selbst. Auf diese Bekanptnng allein stiteeu sich alle jene Zwei- 
fel, ob mit Recht, seheint dem Rec eine nicht sehr schwierige 
Frage. — Llugnet etwa Alfenus geradezu jenen von N. behaup- 
teten ReehUsaiz? Keineswegs. Bloss von der Billigkeit der For- 
derung sprickt er; gerade wie auch, das Recht ftr bonorum fror 
scriptio in Folge des vtdim. desert. nicht geläugnet, aber dessen 
Anwendung als äusserst hart und inhuman geschildert wird. „2V*£e«ft 
{sc. Alf.) aequum esse" reL (c. 1», e*tr.). Ferner ist nicht zu 
Obersehen, dass nicht Cicero jenen Satz geltend macht. Wie bitte 
er erwarte« k tonen, mit demselben bei einem rechtskundigen Rich- 
ter wie C. Aquilliua durchzudringen? Nur ereählongsweise fahrt 
er an, dass sein Client eken dieser Ansieht war. und die Möglich- 
keit (aber nur die Möglichkeit, nicht die Richtigkeit) dieser Meinung 
eines Laien erkürt sick uns aus dem Wenigen, das wir über die 
eigentlichen Procnratoien wissen, gar wohl. Sie treten ja an die 
Stelle des dornrnns als neue „paene dmini" (Cie. p. Caecina), und 
nehmen dessen Rang eben so vollkommen ein, wie die ProconsuJu 
den des Consuls (Isid. orig.y. War es eine völlige Absurdität, ein 
völlig unveraeibberer Irrthum, diese Identität so weit auszudehnen, 
dass nun auch die SatisAitions- Pflicht des Procurator nur nach der 
des dominus beurtheilt werden solltet Keineswegs. Aber weder der 
Prlto» Batrienns Hess sieh durch jenen «ehe scheinbaren Irrtbum 
des Alfenne tauschen, mock konntan die Volkalribnnen in djesem 
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Punkte ihrer Partbeizuneigirag fitr Alfeaus so sehr nachgehen, dass 
sie ihm hier ein \,eertum auxilium" (c.7*) hallen «gedeihen lassen 
dürfen. — Wie verhalt sich der Redner zu jener Behauptung seines 
dienten? Er sucht sie nirgends ernstlich aufrecht zu erhalten, b 
c. 8. fahrt er sie erzählungsweise an. In der Endübersicht seiner 
Vertheidtgung (c. 28* extr.) fibergeht er sie ganz; weil er ja kei- 
neswegs selbst diesen Satz aufgestellt und verfochten hatte. — In 
c. 20. endlich („Postulabam, inquit (sc.N.), ut satisdaret. — Im- 
jttria postuiabas. Jta videbare. Rccusabat Alfenus. — Ita: verum 
Praetor decemebat. — Tribuni igitur appeilabantur" ) erlaubt er 
sich zwar die Bemerkung: injuria postuiabas. Allein, als könnte 
er diess doch nicht im Ernste durchführen, f&gt er gleich bei: „Ss 
schien es wenigstens." Schon die blosse Meinung des Alfeaus, 
will der Redner hiemit andeuten, war für dessen Weigerung ein hin- 
länglicher Grund, seine defensio eben darum auch ohne satisdath 
gültig und wirksam. 

Gerade um dieses Zusammenhangs willen war es von der größ- 
ten Wichtigkeit! jene Leseart: „ita videbare", welche alle vier- 
zehn Codd. gleichmassig haben, gegen die widersinnige , aber dock 
ziemlich allgemein recipierteConjectur Hotoma n's: „it* jubebarc", 
nach dem Vorgang von Garatonius in Schutz zu nehmen. Der 
Verf. hat diese Aufgabe, besonders durch den Nachweis, dass „/*• 
bebare" wieder zu der Annahme einer satisdatio nicht procaraterü 
nomine, sondern ob bona per XXX dies possesea noth wendig hin- 
führen mtlsste, so gründlich gelöst, dass Hotoman's Autorität hier 
wohl für immer zu Grabe gelautet sein wird. — Wenn das Resultat 
dieses ganzen Abschnittes in die Worte gefasst werden kann: „Recte 
Praetorem decrevisse^ quum judieatum soivi Naevio actori satudart 
Alfenum procuratorem juberet" : so entsteht nun die weitere Frage, 
ob nicht die nach jenem Decret des Prätor eingetretenen weiten 
Ereignisse jene Unvollkommenbeil der Verteidigung auszugleichen 
und zu ergänzen vermochten? Diese wird in §• 8. zuletzt noch ge- 
prüft. — Gegen jenes Decret des Prätor Burrienus wandte sich 
nämlich Alfenus alsobald um Bilfe an die Volkstribunen (e. 7.fin.). 
Die Beurtbeilung dieser Appellation führt den Verf. auf die Darstel- 
lung der Stellung der Tribunen zu den Prätoren, namentlich auf die 
genauere Prüfung des Einflusses jener auf die prätorisehe Rechts- 
pflege; ein Gegenstand, der obwohl mit manchen Stellen der Alten, 
besonders Cicero'* in genauer Verbindung, doch noch wenig beach- 
tet, gewiss aber mit der Schärfe, in welcher es von dem Verl ge- 
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schiebt, noch nicht behandelt worden ist — * Von der schiedsrich- 
terlichen Thltigkeit der Volkstribnnea (Waller R. G. S. 85.), bei 
welchen die Plebejer Recht holten, ist hier die Rede allerdings nicht 
Nur die Natnr der tribunicischen Intercession gegen prätorisebe 
Decrete wird näher erörtert, und dabei zuerst geneigt, dass die 
staatsrechtliche Stellang der Tribunen ihnen Nichts weiter als Schatz 
des Einzelnen gegen die Ausübung des prltorischeo Imperium in 
Folge der Jurisdiction, nicht gegen die Jurisdictionsakte als solche 
gestattete. Alfenu-s konnte also von ihnen nicht directe Aufhebung 
des prltorischeo Edicts und Ertheilung eines andern seinen Interessen 
günstigem verlangen. Nur um Schutz gegen die prätorisebe Exe- 
cution jenes Decrets konnte er anhalten ; also um Intercession gegen 
die possessio bonorum QU. Die Richtigkeit dieses Satzes bestätigt 
auch die Passung der Decrete der Volkstribunen in der Sache des 
Q. L.C.ScipioAsiaticus. (Die Erzählung dieses Falles in der Haupt- 
sache übereinstimmend bei Geüius N.A.VU. 19. — Lw.XXXFUL 
60. — Valer. Max. IV. 1., 8. — S. 143. n. 7.) Das Collegium der 
Tribunen beschloss, wie Gellius berichtet, „jte eum in vineula 
ducat, intereedemus 9 — . quo minus eollega sua po testete utatur, non 
intercedemus." C. Gracchus, der Vater der beiden berühmteren 
Sühne, dagegen edicirte: „iVu Q. L. Comelium Scipionem a collegae 
vi prokibeo." — Diese Intercession gegen die prätorisebe Execution 
— gleichviel ob gegen das duci jubere oder gegen die missio in 
bona — konnte nun, fährt der Verf. S. 143. fort, nicht nur gegen 
die schon wirklich betriebene, sondern ebenso unmittelbar nach er- 
folgtem Decret gegen die in der Zukunft erwartete Execution ver- 
langt werden. So geschah es in jenem Falle des Scipio Asiatitfus. 
Ebenso hätte Alfenus, wenn er mit der wirklichen Besitzergreifung 
gezögert haben würde, dennoch unmittelbar nach erfolgtem Decret 
den Schutz der Tribunen auf unbestimmte Zeit hinaus ansprechen 
können. Auf dieselbe Weise erklärt der Verf. Stellen, wie de. 
pro Tullio e. 38., 39*« wo die Volkstribonen dem Fabius auf seine 
Appellation hin den Bescheid gaben: „<?e nihil informulam a prae- 
tore datam addituros esse. u (Andere Stellen der Art auch S. 144. 
n* 8.). Die Formel konnte nur der Prätor erlheilen. Auf die Ge- 
staltung derselben aber wirkten die Tribunen mittelbar durch Ver- 
hinderung jeder Execution eines nach jener prätorisebeo Formel 
gefällten Unheils (S. besonders S. 145* n. 9 ). — Erst nach Dar- 
stellung der Natnr dieser Appellation an die Tribonea geht nun der 
Verf. zu Untersmchuag der Bedeutung über, welche dieser Thatsacbe 
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dicVertheidtger der Partheien, lortetatii «ad Cicero» beizulegen 
suchten^ Hortons ins behauptete, das* der kein» gcbSrige Vertkei» 
dignng feist», welcher gegen den Sprnck das Prätara an dis> Tri- 
hnnen appelliere (c 2& S. 147. *. !#.)• Cicero dagegen steift 
enesen Einwarf als ganz sinnlos dar (c. tO.). Der Verf. fahrt aa- 
letot die Ansicht dorcb, dass des Herteasius laohaaptang alferdingi 
nicht richtig, aber keineswegs ae unbegründet sei, als der Gegner 
darzustellen sieh bestrebe. Denn erstens kenne das tribumieimm 
mxiiitm das Reckt seihst nicht berühren, Sendern aar dieExeentks 
hemmen; -~ dann werde »an von dem, welcher die latereesaion der 
Tribunen bernfe, n* juditkm nt/ercaMr, doch nicht sagen: judiet* 
sc defendüse. — » In der Dantellang eines dritten Grandes kat sich 
des Verfs. Scbarfeiaa und CombfeaUoae- Vermögen glänzend geneigt 
<S. i5d~~lfl.). — Dieser weitere Grand bezieht sieh nicht sowohl 
auf die eigenthOmliche Natar jener Appellation, wie die beiden er- 
atera; sondern vielmehr aof die besondero Umstände, unter welc hen, 
und auf die bestimmten Absichten, mit welchen Altenas jene Hilfe 
anriet Aus einzelnen Aensserongen Cicero's wird es mehr ab 
wahrscheinlich, dass Alfenos eigentliche? Zweck bei jener Appel- 
lation der war, sowohl von sich die Uebernabtae der Vertbeidigang, 
als von seinem Fremnde Q. die Nachtheile einer bonorum swsseaaw 
tt venditio ahzewäktea; dass er darum, als aMe übrigen- MiUel fehl- 
schlugen, sich an die ihm and Q. besonders befreundeten Triknoeu 
wandte, nicht sowohl in der Erwartung, mit ihrer Hilfe die Abän- 
derung jenes den bekanntesten Rechtssätzen entsprechenden Decrets 
zu erwirken, sondern vielmehr um eine wirkliebe Beeitzergreifaag 
von Seite des N. mit tribunieischer Hilfe zu vereiteln , oder doch im 
schlimmsten Fall dieselbe sehr zu verzögern» *— Konnte Hertensins 
nicht mit vollem Recht, oder doch mit vielem Scheine des Rechts, 
eine seJehe Appellation als das gerade Gegentheil einer gek fingen 
VertheidigoBg vor Gericht bezeichnen? — Die Darstellung dieses 
Grandes begleitet der Verf. mit einer Entwicklung der verschiedenen 
Arten, in welchen die Decrele der Tribunen über solche Appelle» 
tionen in das Recht eingreifen. Nicht nur die Richtersprncke der 
Prätoren sollten durch sie verbessert und mit den Grundsätzen 
des Civilrechts in Einklang erhalten; es sollte auch eine ftber Civil* 
und prätorisebes Recht gleichmässig sich erhebende Billigkeit im 
Interesse der öffentlichen Wohlfahrt des Staats und des besondern 
Nutzens der im Streit liegenden Partheiea, es seilte mit Einem Wert 
durch sie alles das geltend gemacht werden, m was nach nnsern keo- 
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tigern Anrichte» kein einzelner Gerichtshof, noch eine einsehe Be- 
hörde, sondern nur der Soaverain, die sttmrna majesim geltend 
machen kann» Also nicht nur retinendi et eonßrmandi juris tivifis^ 
sondern ebenso sehr infirmandi et corrigenü eaussa ist den Volks* 
tribunen jene Gewalt gegeben. Dnss sie dieselbe nach alba Rieh* 
tangen hin ausübten (S. die Stellen auf S. 153. n. 21—2^), ist uns 
in manchen Beispielen berichtet; — and wie oft sie, besonders in 
jenen stürmischen Zeiten gegen das Bude der Republik dieselbe uriss» 
brauchten, das heweisst die Hoffnung, welche Alfenns für das 6e» 
lingen seiner Absiebten hegte; das jene „appeUalio* improbissima" 
des Vati ni as „jve camssam diceret" (de. in Fat. c. 14.); das jene 
Vorsicht der Gesetze (wie der Lex GaMiae eismlp. und der Lew Ser* 
vt'k'a repet.), welche jedes derartige Intercesstonsgesooh verboten; 
oder (wie die L. TAoria) es nur zu ihrer eigenen Anfrecbthallang 
gestatteten. — Die Interzession der Tribunen kennte Alfenns nicht 
erhalte»; aber nnter ihrer Mitwirkung wurde doch verabredet, dass 
Alfenns den Q* an den Iden des September vor Gericht stelle (c. 7. 
extr.). Welche juristische Bedeotong haben wir diesem Ereignis* 
zuzuschreiben? Der Verf. führt die Ansicht durch , dass durch den 
Abschluss eines solchen vadimonium der Klüger sich mit der gebo- 
tenen Verteidigung zufrieden erkläre, und dem abwesenden Beklag- 
ten einen Termin einrüume; dass er überhaupt jeder weitern Be* 
schwerde über unvollständige defemio entsage (S. 163.)* Gegen 
diesen der Theorie völlig genügenden Grundsatz* mochte Hortensiu», 
• nach des Verfs. sehr wahrscheinlicher Combination, besonders den 
Iribunicischen Zwang zum Absehhtss des vadimonium geltend machen* 
und überdiess ausführen, dass die Tribunen nicht sowohl die ertheille 
possessio mit ihren Folgen vernichten , ab vielmehr dem Q. eiue Frist 
gestatten wollten. Nicht wenig konnte der Redner diese letztere 
Behauptung durch Hinweisung auf den in der Person seines Ctieolen 
N. noch fortdauernden Besitz, den keiner der drei folgenden Prft* 
toren aufgehoben hahe, unterstützen. — Alle diese Gründe hat 
nicht des Verfs. Phantasie erdichtet, sondern dessen Scharfblick aus 
Cicere's Gegenbeweisen abstrahlt*. — - Allein trotz jener sehr schein- 
baren Argumentation des Hortensins entscheidet der Verf. — und 
gewiss mit gutem Grand — dennoch aus dem Gesichtspunkt strengen 
Rechtes für den Alfenns. Denn dass das vadimonium von N. an- 
genommen ward, ist unzweifelhaft; dass der, qui coactus voluii, voiuii 
tarnen, ein unbestreitbarer Recbtssatz; ebenso sicher ferner, dass auf 
die lange Dauer des Besitzes gar Nichts, auf dessen edfctsmfissigen 
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Charakter aber Alles ankommt. — Zudem scheint JV. sich in Ver- 
lauf der Sireilsache auch nicht stets so benommen zu haben, dass er 
den Gesichtspunkt der Billigkeit gegen den des strengen Rechts für 
sieh mit Erfolg hätte anrufen können. (S. 168. n. 48.). 

Nach dieser Darstellung nnd juristischen Beurtbeilnng aller ie 
der caussa Quinctiana wesentlicher Punkte bleibt dem Verf. zuletzt 
noch dieselbe Aufgabe, welche der Prätor dem C. Aquillios zuge- 
wiesen hatte, die Entscheidung der sponsio. Er wagt nicht sie n 
geben. Wenn er aber für den Q. die einzige Aussicht auf Erfolg 
in der Annahme jenes vadimonium von Seite des N. findet, so wid 
ihm gewiss jeder besonnene Leser der Quinctiana beistimmen. — 
Die Angabe mancher Editionen, wonach Cicero nach Gellios 
Bericht den Sieg über Hortensius davon getragen, beruht auf 
Irrthum. 

In dem letzten Ahschnitte des ersten Kapitels (§.9.), fiber- 
schrieben: »Defensio in partes locosque digesta", zerlegt der Verf. 
die ganze Rede in ihre Haupt- und Unterabtheilungen, und prüft zu- 
gleich den juristischen Werth der Ausführung jedes einzelnen Glie- 
des. — Rcc. bebt aus demselben nur die Punkte hervor, in welches 
. er mit des Verfs. Ansicht nicht völlig übereinstimmen kann. 

Ceber das Verhältniss der drei TheUe, in welche der Redner 
selbst seine eigentliche Beweisführung zerlegt („ostendam primvm^ 
caussam non fuisse^ cur a praetore postulares, ui bona P. (Mi pes- 
sideres; deinde ex edicto possidere te non poiuisse ; posiremo **■ 
possedissc") bemerkt der Verf. (S. 173.): Der Beweis eines ein- 
zelnen jener drei Punkte müsse den Sieg des Q. in der Hauptfrage 
der sponsio herbeiführen; denn nur die Vereinigung aller drei Punkte 
in der Person des N. könne diesem die Oberhand sichern. 

Ist indess die oben entwickelte Ansicht des Rec. über das Ver- 
haltniss des ersten und zweiten Theiles richtig, so wird N. sich ent- 
weder mit dem Einen oder mit dem Andern, nämlich mit dem Be- 
weis des vadimon. desert., oder mit jenem der Anwendbarkeit eiaer 
der drei Klauseln desEdicts begnügen können; Cicero daher genö- 
thigt sein, jede der zwei möglichen Entstehungsarten einer gtiltigea 
B. possessio gleichmassig zu widerlegen. 

Eine bedeutende Meinungsverschiedenheit hat sich unter den 
Interpreten über die Grenze des zweiten und dritten Theils der 
Rede gezeigt. Rau mit mehrern andern (S. 192. n. 52.) beginnt 
den dritten Theil mit den Anfangsworten des c. 23«: „Etenim si ex 
ediclo possedisti, guaero" rcl. — Der Verf. dagegen mit dem 
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grössten Theile der Gelehrten (Hotoman, Manutius, Menardus, 
SchQtz, Bnrnouf, Lemaire, Lannbinus) nimmt an, dass erst in 
der Lücke des e. 27. der zweite Tfceil abschloss. Seiner Meinung 
nach ist daher von dem dritten Theil gar Nichts erhalten, and nur 
in §. 89. (verbat „Omnt'no autem" etc.) kurz der hier angefahrte 
Beweis angedeutet Diese Verschiedenheit der Auffassung hat in 
der verschiedenen Erklärung der Worte : „ ex e diclo pomdere non 
potuisti" ihren Grund. — Der Verf. betrachtet den Ausdruck: „pos- 
sidere non potmue" als völlig gleichbedeutend mit non possedisse 
(S. 195. n. 55*9 56.) und fasst daher den Unterschied des zweiten 
und dritten Theils so auf, als wolle der zweite beweisen, ein edicts- 
mässiger Besitz habe nicht stattgefunden; der dritte, auch sei über- 
haupt nicht besessen worden. Rau dagegen lässt sieh das Wort 
potuiue nicht entziehn, sondern behalt dasselbe in seiner prägnanten 
Bedeutung bei; ergänzt übrigens den Zusatz: „ex edicto" als sich 
von selbst verstehend auch bei der Inhaltsangabe des dritten Theils: 
und setzt den Unterschied in Folge dieser doppelten Behauptung da- 
hin fest, dass im zweiten Theile die Möglichkeit, im dritten die 
Wirklichkeit eines edictsmässigen Besitzes geläugnet' werde. — Rec. 
kann sich weder mit der Unbedeutsamkeit des Wortes potuisse, 
■och mit der, wenn aoeh nur stillschweigenden Einschaltung des Zu« 
Satzes „ea? edicto" befreunden. — iV., will Cic. sagen, hatte nicht 
nur in seiner Person keinen Grund, die B. P. zu verlangen; aaeh 
das Edict enthält keine Klausel, an die sich zu ballen ihm möglich 
gewesen wäre» Zunächst ergiebt sieb nun diese Unmöglichkeit 
aus der Betrachtung des Inhalts des Edicts selbst Mit Recht beginnt 
also der Redner seinen zweiten Theil gerade hiemit, der Beweis 
dieser Unmöglichkeit wird aber nun durch Prüfung mehrerer Um- 
stände unterstflUt, welche alle zeigen, dass was Cic. als nicht mög- 
lieb darstellt, auch nicht als wirklieb angesehen ward, weder von 
dem Gegner N. selbst (weil dieser den Q. zum soctus nahm); noch 
von den übrigen Creditoren des Q. (weil diese an der ß. P. keinen 
Tbeil hatten); noch Oberhaupt von irgend Jemand als wirklicher 
edietsaässiger Besitz angesehen werden konnte (weil JV. vor dem 
prätorischen Befehl schon seinen Boten nach Gallien absandte, und 
fiberdiess die dem müsus in bona custodiendi et conservandi caussa 
vom Edict selbst ertheilten Befugnisse überschritt). Dass sich Cir. 
gerade diess Verbältniss der vier letzten hier in Klammern angedeu- 
teten Punkte zu dem ersten seines zweiten Theils denkt, seheint dem 
Rec. ans dem doppelten Umstand aion zu ergeben, einmal dass, ab- 



Digitized by 



Google 



1006 Kelter , SemeatrwHn alBL Talliam Cmronem L sex. 

gesehen von alten ienem Gründen, scbest die äussere DarsieHeag, 
besonders in c~ 29. §.8. 9., de« Anfang des dritte» Theils offenbar 
in die Locke zwischen c. 27. u* 28* verweist; dann aber, dazs die 
Ausdrucke : possidere non potuüse «ad non pessedüoe gar nickt 
wiUktmriick, wie es der Verf. darsietk, sondern int Zesaoioseahaje; 
mit dem angedeuteten Unterscfeiede der Beweisnasar des «raten usd 
der vier feigenden Punkte des zweiten TheiU, abwechsele. S. c 11 
§.36., c. 19. §.60. („nullo modo possideri potmüse") c 28. 
§.86. mit c,27. §.84. a. c.29. §. 89* — Wie weit ea Cic. gehm- 
gea ist» seinem Richter Aquillius die Unmöglichkeit der Aawea- 
dirag des Edicts durch dies« vier unterstlltzeeden Betrachtungen 
nach einleuchtender zu machen, ist eiae hier völlig unwesentliche 
Frage; — g*n*g' äa« s «« Cic. in dieser Weise als Theile der 
seeunda par$ oratienü auflfasste. 

Rec. kann nicht umhin, noch einen Punkt hervorzuheben, dea 
der Verf. sich weiterer Untersuchung vorbehalten hat. — Im der 
dritten Betrachtung des zweiten Theils macht Cicero das eigene 
Zeugaiss seines Gegners Air seinen dienten geltend. „ Emistt\ sagt 
er, bona Sextii Alfeni L. Sulla dietatore vendente. So dum tibi 
in hu jus bonis edidisti Qm. Plura non dico." Auf dasselbe 
Factum kommt der Redner, jedoch ohne weitere Aufklärung dieser 
sociale*, noch zweimal (c. 24. u. 29.) znrftck. — Das« warn Q. srit 
seinem Gegaer N. wirklich eine neue soctetas, mit gegenseitig fireier 
Einwilligung geschlossen halte, das erklart der Verl (S. 183«att*4 
mit Recht für reia undenkbar. Woher also jene neue aoetV edft»e?~* 
Der Verf. spricht seine Verarathung ia folgenden Worten aus (S. 182.)« 
„Fidendum, ne aut in praediis, quat ex pritüna sodeiate eonmnuwk 
fmerunt §ub$ignundü Quinclii tamquam soen nomen professus sd 
Neooius, aut alias dick eaussa Quinctü soeiique nomen nd Imhuhs 
publica* detuleriL" — Was die Sometftts-Verfaftttoisse bei dem An- 
kaaf der vom Staate ausgebotenen Güter oder bei der cejesfaesVs 
opermrum pubUcnrum betrifft, so liegen diese nach valiig im Dan* 
kein* So viel aber scheiat dem Rec. sicher, dass die proedes, w«4* 
ehe der emtor und conduetar zu stellen hat, nicht als socsY haneich 
aet werden können. Das ergibt sich aus Cic. in Ferrem. 1 . 55. §. 441. 
Dans der Staat Oberhaupt zu seiner eigenen Garantie solche aecaT 
verlangte, welche Idee der Verf. nicht ganz verwirft, scheint triebt 
annehmbar« Für die Garantie wurde per ymodee et prmedim gseergt, 
wie Cic. /• c, ferner die Lex Thoria, die £. opere facnmda A- 
toeJü moenim^ nnd aadare Monumente mehr «eigen. Ose smeieim 
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war ein freiwillige« Verhällniss, das in mehrern Formen vorgekom- 
men zu sein scheint Verres fügte seiuem Edict die Worte bei: 
„Qtri de L. Marcio M. Perperna censoribus (redemerit, eum) so- 
cium ne admiltito: neve (ei) partem dato: neve (ei) redimito." 
(Die .Klammern enthalten die Hotomanischen Ergänzungen.) Demnach 
scheinen folgende Falle unterschieden werden zu müssent 1) Einer 
kauft für <den Andorn. 2) Einer räumt hinterher dem Andeni einen 
selbetstandigen Titeil an dem Geschäfte ein. 3) Der Käufer nennt 
dem Aerar einen Mitkaufer und TJreifoehmer aa «dem f anzen Geschäft 
Dieser Letztere wird vorzugsweise $oeku genannt; die andeni sind 
Theilbaher Im weitem Sinn. Auf sie ist daher in dem Edict der 
Cenaoren bei Livivs 43» 16» der Ausdruck: „ affines" zu beziehen: 
„Ne quis eorum, qui Q. Fuluio, A. Postumio censoribus publica vtcti- 
galia out ultro tributa conduxissent^ ad hastam suam decedere t, so- 
ciusvc aut affin is ejus conduetionis esset." — Jener Philotiraus 
(hei Cie. ad Attic. F.8.) dagegen, der „socius in bonis Milonis" 
genannt wird, und doch nach allen Andentungen jenes Briefes ganz 
allein Kaufer der Mflotmchen Guter war, gehört wohl der Klasse 
deraoct'tan, welche speciell redemtores genannt werden, weil sie 
dem Nantes nach Käufer, doch nur für Andere auftrete*, — Q. kann 
offenbar auf keine dieser verschiedenen Arien mit N. in neue Seoietat*» 
VerfaiKovjse getreten seku Dagegen ist es mehr als wahmheantieh, 
data Cicero sich eines an eich völlig unbedeutenden Umstanden, 
nimliek der Verpfandung der Se«ettts~ Liegenschaften, in daran 
Bescfareibaog JV. den Q* als soeius mit aufzufahren nicht vermeiden 
kssjute, bediente; um so, man darf wohl sagen ma/aJUe, hei den 
Richtern den Gedanken an einen neuen Gesdbehaftsvertrag 4asrvut> 



Hat nun Ree. hu Laufe dieser Anzeige utebt alte Meinungen 
des Verfs. gebilligt, vielmehr mehrere Hauptpunkte veruehieden auf* 
guissst, so zeigt dach sehen die Anafirttrfcdikeit, <mk 4er er das Eni» 
«niae zu beteodilen «eetiln, sause hohe Achtung vor der Vortreff- 
liebkeit und Gediegenheit der an des Semsmtria irieaWgesnajten Fes* 
sebangeuw ha Hinblick auf dasselbe und in Erinnerung der Worte 
des Matts kann er sich des Wwnscbjsn nicht enthalten: Uänwm, -fumm 
Tvtirau, ms*r*$sm! 

Banst, msn t*. Dntumber 1M1. 
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Dr. Karl Einert's, Kön. Sachs, geh. Justizratbes, Entwurf einer 
Wechselordnung für das Königreich Sachsen, v. J. 1841., beer- 
theilt und mit der ungarischen Wechselordnung v. J. 1840- ver- 
glichen von JH-. Iffnas Wlldmer EdL v. MaKlintelsft, la- 
digena v. Ungarn, Mitgliede d. Juristen facultät, Hof- u. Gertchts- 
Adv. in Wien u. gewesenem suppl. Prof. d. Lehen- Handels- nnd 
Wechselrechtes, so wie d. gerichtl. Verfahrens an d. k. k. Wiener 
Univ. Wien, 1842. 

Recensirt 



Herrn Appellationsrath Ihr» Treitftckke zu Dresden. 

Die Redaction dieser Zeitschrift wünschte, dass ich diese Kritik 
zugleich mit dem Entwarf, der ihr Gegenstand ist, einer kurzes 
Recension unterwerfen möchte. Ich vermag jedoch diesem Verlan- 
gen nicht zu entsprechen. Rei Lesung der Kritik sofort zu der in- 
nigen Ueberzeugung gelangt, dass sie grösstenteils eine verfehlte 
nnd nichtige, ein Aggregat von ungrüudlicben , schiefen Bemerkun- 
gen, und auch das wenige Treffende darin viel zu kurz hingeworfen 
und oberflächlich aufgefasst, ist, musste ich einen unüberwindlichen 
Widerwillen dagegen empfinden, eine Beurtbeilung des Entwarft 
durch immer wiederholtes Zurückkommen darauf störend zu zer- 
reissen. Daher will ich jetzt nur ihren fast durchgängigen Unwertb 
zeigen, um mich nicht weiter nach ihr umsehen zu müssen, wenn 
mir Müsse werden sollte, eine Prüfung des Entwurfs seihst zu ver- 
öffentlichen. Auch vermag ich wohl die vorliegende Kritik, nicht 
aber den Entwurf kurz zu recenstren. Denn kann man gleich auch 
hei Kürze gründlich sein, so kann man doch nicht ohne Ausführlich- 
keit und viele specielle Nachweisungen jeden Leser von solcher 
Gründlichkeit überzeugen. Eigne Ansichten über die von Herrn 
Wildner getadelten Puncto habe ich daher nur da, wo ich mit ihm, 
oder doch, wenn gleich aus andern Gründen, nicht mit E. überein- 
stimmte, ausgesprochen. Meine Recension des Einert'scheu Werks: 
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„Das Wechselrecht oach dem ßedürfniss des Wechselgeschäfts im 
neunzehnten Jahrhundert"; in diesen Jahrbüchern 1840. S. 506. ff. 
716. ff. , enthalt Vieles von dem, was ich in andern Beziehungen zu 
sagen hatte, und ich darf mich wohl darauf beziehen, da der Ent- 
wurf nur der erste Schritt ist, die in jenem Buche entwickelten Ideen 
ins Leben einzuführen. 

Hr. W. E. v. M. legitimirt sich S. 1. als competenten Richter 
folgendermassen : 

„Bei dem Umstände nun , alt die Fortbildung des Wechselrechts in neuerer 
„ Zeit so viel Anklang findet, bei dem Umstände ferner, all ich auf die Ent- 
stehung des ungarischen Wechfel rechtes, das im Mai 184,0. seine Sanction 
„erhielt, einigen Einfluss nahm und auch den I. Theil desselben (das mate- 
„rielle Wechselrecht) bereits cbmmentirt habe, finde ich in mir einigen 
„Beruf," u. s. w. 
Hierzu kein Wort. — Darauf betrachtet er zuerst die Form de» 
Entwurfes, und findet namentlich die Anordnung der Materien ganz 
und gar unzweckmässig und logisch unmöglich. — Möglich, dass 
hier und da Einiges anders gestellt werden konnte, was der Verf. 
selbst nicht in Zweifel zieht (s. die Vorrede S.XIV. unter G.); doch 
ist sieh hierbei nicht aufzuhalten, da das üusserliche Hervortreten 
des Systems bei einem Gesetzbuche gewiss das Unwesentlichste von 
Allem ist. Das weit Wichtigere, den innern organischen Zosam 
menhang und die Gonsequenz der Ideen des Verfs., hat Hr. W. nicht 
geprüft, vielmehr, wo auch diese Vorzöge deutlieh hervortreten, gar 
nicht gefühlt, und eben so wenig Sinn gehabt für eine Anordnung, 
die, das Bekannte mit Recht (da der Verf. keine Institutionen des 
Wechselrechts zu schreiben hatte) als solches voraussetzend, nur 
von dem Neuen immer das Erläuternde vor dem der Erläuterung 
Bedürftigen giebt Dies wird sich zeigen, wenn wir nun betrachten, 
was Hr. W. von S. 6. an Aber den Inhalt des Entwurfes sagt. — 
Das System des Verfs. ist, obschon nicht willkürlich erfunden, son- 
dern auf seine durch reiche Erfahrung gewonnenen Ansichten vom 
innern Leben der Handlung und des Wechselverkehrs gebaut, doch 
im Verhaltniss zu den gangbaren wechselrechtlichen Theorien ein 
neues, wesentlich reformirendes. Um ein solches vom absololen 
Stnndpuncte ans anzufechten, dürfte es nur zwei Wege geben: Wi- 
derlegung seines Princtps, oder Beweis, dass die aus diesem gefol- 
gerten Satze unrichtig gefolgert seien. Hr. W. hat sichs aber viel 
leichter gemacht. Er postulirt von vorn herein das Alte, soweit es 
in der ungar. W.-O. beibehalten ist, als das Richtige, und findet 
dann natürlich alles Neue in dem Entwürfe falsch, aus keinem an-> 
Krit. Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. XL 64 
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dem Grande, als feinem dieser beiden: weil es eben nicht das Alle 
ist oder weil es mit andern Sätzen der alten Theorie nicht zusam- 
menstimmt. Die ausführlichen und gründlich durchdachten Motiven 
im Vorbericht nnd in den Noten des Entwurfs, sowie im obenangefthr- 
ten Werke E's., zu prüfen nimmt er sich gar nicht die Mühe, son- 
dern betrachtet, fast ohne darüber ein Wort zu sagen, nur die ein- 
zelnen Paragraphen des Entwurfs einen nach dem andern, jeden für 
sieb, meist von jenem veralteten Standpuncte aus. — Ferner: 
wenn eine neue Gesetzgebung an die Stelle einer alten bestehende» 
treten soll, möchte zu ihrer Würdigung doch wohl unerlässlich sei«, 
sie mit dieser zu vergleichen und zu fragen, ob hiernach das Nene 
wirkliche Fortschritte und Verbesserungen enthalte? zu erörtern, ob es 
davon gerade diejenigen aufstellt, welche bei dem vorhandenen Sittenzn- 
stande und bei dem Geiste des Rechtsgebäudes, worin es nor eia 
einzelner Stein werden soll, eben vorzunehmen rathsam war, oder 
»eure, oder wenigere? — Auch dieser relative Standpunct ist aber 
dem Hm. W. fremd; er weiss von der Leipziger Wechselordnung 
und von sümmtlichen sächsischen Wechsel- und Handelsgesetzen reis 
gar nichts (ob dies an einem Wechselrechtsgelehrten überhaupt 
verzeihlich sei, lasse ich dahin gestellt) und vergleicht den Entwurf 
(wie freilich der Titel, aber nicht ausschliesslich, ankündigt) überall 
nur mit der ungarischen Wechselordnung, auf die er „Einfluss 
•ahm. 4 « — In diesem Geiste findet er denn S. 7. vor allen Dinges 
anstossig, dass der Tit. I„ „Allgemeine Begriffsbestimmungen " über- 
schrieben, keine" Definition des Wechsels gebe, sondern an deren 
Statt nur eine Ein l hei lang, und dass diese Eintheilung nicht die 
in „wahre (förmliche) und unwahre (eigne) Wechsel" ist; er 
beruft sieh deshalb S. 8. auf den Sprachgebrauch, an welchem Nie- 
mand zweifelt. — Schuldefinitionen soll kein Gesetz geben, wob! 
aber die Merkmale der Gegenstände, auf welche seine Bestimmungen 
bezogen werden sollen. Dies geschieht im Entwurf durch Beschrän- 
kung des Begriffes: Wechsel, auf gezogenes Papier (§. 1.) und 
dnreb Pestsetzung des Begriffes: Ziehen (§.3.), welcher den beiden 
in Rede stehenden Arten der Handelspapiere: Tratten und Anwei- 
sungen, gemeinsam ist. Daher war die „Eintheilung" in diese gleich 
» damit zu verbinden. Die alte abgeschmackte Eintheilnng der Wech- 
sel in wahre und unwahre (d. h. solche, die keine Wechsel sind), 
diese Quelle so vieler Verwirrung in der Theorie wie in der Gesetz- 
gebung, wollte ja eben der Verf. recht entschieden beseitigen. (Vgl. 
die Note S. 54. de» Entwurfs). Die in Sachsen nie gebrauch lieh 
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gewesene, obschon in Oesterreich legale, Bezeichnung der Tratte 
alt „Ärmlicher Wechsel" können wir aber nickt zur Aufnahmt geeig- 
net finden, weil die Tratte nickt bloss in der Form, Sondern haupt- 
sächlich im Wesen von den weebselmässigen Schuldscheinen stell 
unterscheidet. — Der S. 8. belohte Satz ans der nngar. W.-O. ent- 
halt nur eine schädliche Beschränkung, da darnach weder der Prin- 
cipal auf seinen Factor, noch dieser auf jenen trassirea kann; ist 
also als Verbesserung nicht anzuerkennen; — Bei Tit. II. §. 1. findet 
Hr. W. S. 9. höchst bedenklich, dass auch solche gezogene Handels« 
papiere, worin statt des Worts „Wechsel" das Wort „Anweisung" 
enthalten ist, als Wechsel gelten sollen; „denn", sagt er, „geben 
wir auch nur von Einer Art Documente zu, dass selbe,, ohne mit 
„Wechsel" bezeichnet zu sein, doch nach dem Wechselrechte 
zu behandeln sind, so ist dann wahrlich nicht mehr abzusehen, 
warum nicht auch jedes andre eine Geldverbiadlicbkeit ausdrückende 
Papier als Wechsel zn gelten hätte!" — Richtig geschlossen, wenn 
Jenes willkürlich und ohne Grund geschehen ist. Es wäre aber Hrn. 
W. hier doch recht dienlich gewesen, zu wissen, dass die Anwei- 
sungen in der Okerlausitz seit 1776., im übrigen sächsischen Lande 
seit 1829. den Tratten in Allem, mit Ausnahme der Garantie fn> 
vorgängige Acceptation, gleich gestellt und ansre Kaufleute und Ge- 
werhtreibenden hieran längst gewohnt sind. Er würde dann die 
zartsinnige Furcht: „dass Leute, welche in den Gesetzen nicht be- 
wandert sind, leicht verleitet werden konnten, Urkunden auszufer- 
tigen, die wohl nach Wechselrecht beurtheüt werden, das Wort 
Wechsel aber nicht in sich haben, somit gegen ihren Willen einem 
strengen Verfahren in die Arme laufen, was sie nie Um» würden, 
wenn sie durch das Donnerwort: „ Wechsel " auf die Rechtsfolgen 
aufmerksam gemacht worden wären*', sieh wenigstens in Beziehung 
auf Sachsen erspart haben, wem er auch im Allgemeinen nickt sollte 
berücksichtigen wollen, dass es eben so gut auch Leute geben kann 
and giebt, die die Bedeutung jenes „Donnerwortes" nicht kennen, 
and dass fiberhaupt in diesem an sieh nicht mehr Grand liegt Ar 
Ezecntion durch persönliche Haft und andere Ausnahmen vom ge- 
meinen Recht, als in dem Worte „Anweisung", wobi aber gleicher 
Grund dafür bei beiden Geschäften in ihrer hohen Wichtigkeit für 
den Handelscredit. — Zu §. 4. Die Zulassung von Weekseln in 
Bleistift-, Rftthel- u. dergl. Schrift, so wie andern Materials als Pa- 
pier und Pergament, kann allerdings wegen atdglkfcer, obwohl sehr 
seltener, Nothfalle wünschenswert erscheinen; dass aber JL die 

64* 
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„neuprivilegirte Leinwand " als. Schreibmaterial nicht gekannt hat, 
muss ihn Hr. W. schon zu Gute halten. Uebrigens wird E. auf 
diesen §. wohl selbst, nicht grossen Werth legen. — Die so zweck- 
mässige als folgerichtige Beschränkung der absoluten Erfordernisse 
eines Wechsels auf diese drei: genaue Angabe der Geldsumme, 
Benennung und Bezeichnung des Bezogenen, Unterschrift, (§. 5.) 
bekämpft Hr. W. mit dem gewöhnlichen Argument, als eine Abwei- 
chung vom bisherigen Gebrauch, weshalb ein Wechsel weniger leicht 
gern genommen werden möchte, thut, als sei es hier dem Verf. nur 
um Zeitersparniss zu thon gewesen, und üb ersieht ganz, dass ja 
jedem Wechselnehmer (er sagt ganz unpassend: „Wecbselglftabiger") 
unbenommen ist, sich auch die andern gewöhnlichen Beisitze aus- 
zubedingen und ohne sie den Wechsel nicht anzunehmen. Es kommt 
ja nur darauf an, dass Wechsel auch ohne diese BeisXtze Gilligkeit 
haben können ; dass dies nichts schaden kann, vielmehr dem Verkehr 
förderlich sein muss, ist einleuchtend. Hatte doch Hr. W. lieher 
hier, als bei dem unwichtigen §.4., sich das Bedenken gemacht: 
„Wenn der Remittent damit zufrieden ist, warum- diesen gegensei- 
tigen Willen vernichten? 44 Wechsel mit Bleistift geschrieben wer- 
den gewiss noch weoiger gern genommen werden, als solche ohne 
Angabe der Verfsdzeit, Benennung des Remittenten oder Datum. 
Was beim Mangel dieser Angaben Rechtens sei, ist übrigens im Ent- 
würfe aufs Schärfste und Befriedigendste bestimmt. — Wenn der 
Entwurf Tit. II. §.18. Jedem, der den Wechsel auf der Vorderseite 
mit unterschreibt, ohne die Bedeutung hiervon naher zu bezeichnen, 
mit dem Aussteller solidarisch verpflichtet erklärt, hingegen die nngar. 
W.-O. richterlichem Ermessen Uberlfisst, in welcher Eigenschaft der- 
selbe unterschrieben habe, so ist Letzteres nicht besser, sondern 
offenbar unzweckm Assig, weil es das Recht ungewiss macht und Jeder 
sich selbst zuzuschreiben hat, die nähere Bezeichnung weggelassen 
zu haben. — Zu §• 19. glaubt Hr. W., der Mangel der Verfallzeit 
solle die Giltigkeit de» Wechsels vernichten, weil er dem Zwecke, 
die Geldcirculation zu befördern, entgegen 44 sei, und zwar deshalb, 
weil bei der im §. 19. bestimmten Verfallzeit nach Sicht jeder Vor- 
mann das Wechselcapital für den immer möglichen Fall des Regresses 
bereit halten müsse, „wenn der Wechselinhaber nicht zur 
Annahme präsentiren würde. 44 Aber dieses zu bewirken steht 
ja eben jedem Inhaber jederzeit frei, es ist also der Vormann selbst 
Schuld, wenn er es nicht gethan hat, als er Inhaber war. — Ferner 
fürchtet Hr. W. hier, diese fitr Wechsel a uso nach Sicht erklärtes 
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Papiere möchten leicht för W. a uso nach Dato gehalten werden, 
wenn sie in Länder kämen, wo der Uso (natürlich bei dort zahlbaren 
Wechseln, von denen das sächs. Wechselgesetz nicht zu handeln 
hat) nach Dato berechnet wird, nnd man wfirde also die Verfallzeit 
gar nicht wissen, wenn das Datum fehlte, wie im Entwürfe auch 
nachgelassen ist! — Ist ein solcher W. in Sachsen zahlbar, so hat 
jeder, der so einfältig ist, ihn nach andern als sächsischen Rechten 
zu beurtheilen, selbst die Schuld; ist er aufs Ausland gezogen, so 
aauss er natürlich nach den fremden Gesetzen eingerichtet sein. Ein 
Mann, der auf die Wechselordnung eines grossen Landes „Einfluss 
nahm 44 , sollte solche Einwürfe doch nicht machen. — Weniger 
grundlos ist S. 13. der gegen die in §• 35 — 38. dem Bezogenen ge- 
machte Zomuthung, die Sicht, auch wenn er nicht acceptirt, auf 
dem Sicht- Wechsel datirt zu bekennen („das Datum des Gesehens 
mit seiner Unterschrift beizusetzen ", sagt Hr. W.), oder die Kosten 
der Bemerkung davon , durch einen Notar, zu tragen ; offenbar über- 
trieben aber das Geschrei, das Hr. W. darüber erhebt und seine 
ängstliche Rücksicht auf Leute, „welche einen panischen Schreeken 
vor den Wechseln haben." — Zu §.43. Wer „schwankt 44 , ob bei 
einem Wechsel das Datum ntilhig sei, der darf es nur beisetzen, 
denn es schadet nicht, wo auch unnöthig; wer aber bei einem Dato* 
Wechsel darüber schwanken könnte, der müsste ohne allen Verstand 
sein. — Zu §. 45. Hier stimme ich zwar nicht mit dem Verf. des 
Entwurfs übereia, welcher den Wechselcontraet (die Begebung) für 
einen Vertrag mit dem Publicum hält*), sondern glaube mit Hm. 
W., dass der Compaciscent des Ausstellers der Wechselnehmer ist; 
aber folgt denn daraus nothwendig, dass dieser auf dem Wechsel 
„erscheinen 4 ' müsse? Warum dies nicht ihm überlassen? Dass 
Wechsel auf Briefsinhaber jetzt, nicht bloss in Oesterreich nnd Un- 
garn, sondern in sehr vielen Ländern, nicht zugelassen werden, ist 
bekannt, kann sie aber nicht verwerflich machen. In England, 
Preussen und Dänemark, wo sie giltig sind, hat man noch keinen 
Grund gefunden dies abzustellen, vielmehr erprobt, dass ihre grossen 
Vortheilo für den Verkehr von den alltäglichen Bedenklichkeiten, die 
Hr. W. dawider aufwärmt, bei wehem nicht aufgewogen werden, da 
ja Niemand gezwungen ist, dergleichen Wechsel ohne namentliches 
Giro zn nehmen. — Zn §. 46« vergisst Hr. W., dass in dem Eat- 



*) 8. meine angef. Recension S. 524. und Mitter in aier im Archiv ffirciv« 
Praxis, Bd. XXV. S. 129. 



Digitized by 



Google 



1014 Wildner v.Mttükttein, EincrCs Entwurf e. Wechselordnung. 

werf die sog. eignen Wechsel nicht mit den Tratten in Eine Classe 
geworfen sind. Bei diesen kann von einem Bedürfnis* geutoin- 
rechtlicher Gessionen nicht die Rede sein. Die Zauberkraft der 
Worte: „an die Ordre" und die Wirknng ihres Mangels, welche 
Hr. W. nicht etwa för die ung. W.-O. erfunden, sondern ans alte» 
Vorurtheü aufgenommen hat, haben übrigens in Sachsen nie Geltung 
gehabt, und ein kläglicher Rückschritt wäre es gewesen, sie einsa* 
fuhren. — Der Bemerkung zu §.49. stimme ich bei*). — Was end- 
lich Hr. W. in diesem Titel vermisst, kommt theils an andern Steiles 
des Entwurfs viel passender vor, theils ist es überflüssig; denn Anal- 
phabeti sollen nichts mit Wechseln zn theo haben, wenigstens in 
Sachsen nicht, wo in der Regel sogar jeder Landmann schreiben 
kann, -r- Zu Tit. III. Dass im Wechsel »klar versprochen *« sei, für 
die Acceptation und Zahlung zu sorgen, ist nicht wahr. Das Uebrigt 
betrifft nur Form und Anordnung, wovon oben die Rede war. ' Das- 
selbe gilt von der ersten und dritten Bemerkung- xu Tit. IV. Was 
aber Hr. W. hier vermisst, ist in Tit. X. XL XII. zu finden. — Der 
Bemerkung zu §.3. stimme ich bei; desgleichen der zu §.!>.**), ge- 
traute mir aber, sie besser zu begründen, als es von Hrn. W. geschehen 
ist. Beweis der Verschuldung dem Vormaan aufzuerlegen, wirf 
jedenfalls höchst verkehrt. — §. 30. missversteht Hr. W. Es ist 
Beifügung der Abschrift auf demselben Papier gemeint, was indem 
zu mebrer Deutlichkeit gesagt werden könnte. — Zu §• 33. Dass 
ein erst vor Kurzem erlassenes Gesetz hier nur bestätigt, nicht wört- 
lich aufgenommen ist, mag Hrn. W. .unbequem sein; ein Fehler ist 
es nicht — Was Hr. W. S. 19. unten, mit Verweisung auf §. 134 
der ung. W.-0. f vermisst, folgt von selbst ans §. 18« 20 — 23. 
Tit* XII. — Die Schwierigkeiten des Beweises der geschehenes 
Notifikation dürften durch die Vorschläge des Hrn. W. S.20.f. nicht 
gehöben sein. Cr gefährdet die Vortbeile der Notifikation wieder 
ganz, wenn er sich genöthigt sieht, schon dem Antrage darauf bei 
Gericht die Wirkung der geschehenen beizulegen. Und wie listig 
für den Inhaber ist die Notwendigkeit dieses Antrags selbst! — Za 
Tit. V. Da nach dem Gesetze vom 18. Juli 1840. §. V. in Sachsen 
eine Verbindlichkeit, zur Acceptation zu prlsentiren, nicht mehr 
Statt findet, in dem Entwürfe auch nicht erneuert ist, so kann natür- 
lich von dem, was Hr. W. deshalb in der nag. W.-O. „recht passend* 



»} S. meine Encyklopadie der Wechselrechte, Th. II. S. 497. 
*+) S. m. Encyklopidie Th. II. 8. 619 — 621. 
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auseinandergesetzt" findet, hier nichts vorkommen. — Meint denn 
Hr. W. S. 22. (zu §. 10.) durch das S. 16.' Gesagte erwiesen zn 
haben, dass der Aussteller, auch wenn er nicht an eigne Ordre ge- 
zogen hat, gegen den Acceptanten Wechselrecht haben solltet Sind 
denn die Gründe in der Note S. 25. des Entw. gar nicht einmal der 
Widerlegung werth?*) — Was Ilr. W. im §. 11. vermistt, folgt 
tbeils ans dessen Inhalt, tbeils aus §. 5. Tit. VI. u. §. 3. Tit. VII. vdn 
selbst. Der Präsentant muss jede unbedingte Acceptatioa sich ge- 
fallen lassen und kann nur wegen der Abweichungen Protest erheben, 
Die Zweckmässigkeit dieser Bestimmung leuchtet ohne weiteres ein. — 
Der von Hrn. W. getadelte §. 12* enthalt das alte Recht der Leipz. 
W.-0. Aus dem in der Note S. 27. des Entw. angegebenen Grunde 
könnte eine bedingte Aeceptation freilich eben so gut für ganz uo- 
giltig erklart werden, was Hr. W. vorzieht; aber was seit 160 Jab- 
reo beobachtet worden und Jedem, der mit Wechseln zu Ibun hat, 
bekannt ist, dessen Bestätigung liegt wenigstens nicht mehr „ausser 
dem Bereiche der privatrechtlichen Gesetzgebung " (Hr. W. schreibt 
Privatgesetzgebung!), ist vielmehr nicht ohne stärkere Grande ab- 
zuändern. -<— Zu Tit. VI. §• 1. DerTadeJ der Definition des Regresses 
ist nicht ohne Grund, sowie auch §• 3* (und 10«) mit Recht ungenü- 
gend gefunden wird**). Aber die Bedingungen des Regresses und 
die von Hm. W. in §. 8. vermissten Bestimmungen sind §• 20. Tit. IV. 
nnd §. 15. Tit. VI. zu finden.' RQckindossirung des Wechsels zu er- 
fordern, ist jedenfalls eine ganz unnölhige Weitläufigkeit — Zu 
§. 12. Hat sich denn der Verf. der nng. W.-0. auch versichert, dass 
dieamZahlorle gegen bämmtliche Vormänner zu erlangenden Ver- 
urtbeiluagen auch im Auslande vollstreckt werden? Zumal in einem 
kleinen Lande, wie Sachsen, kann diese Disposition nicht viel nützen; 
es mochte aber übrigens auch sehr erheblichen Bedenklichkeiten un- 
terliegen , ja in einem grossen Lande noch wichtigern, einen Beklag- 
ten auf diese Weise seinem gesetzlichen Richter zu entziehen. — 
Zu§. 17. (nicht §. 10.) S. 25. Wenn das Bezahlte auf dem Wechsel, 
abgeschrieber ist, so bedarf der Zahler weiter kein Document darüber, 
da er nnr ans jenem zur Zahlung angehalten werden kann; und kann 
gezweifelt werden, dass es der Empfänger ist, welcher das Ab- 
schreiben bewirken muss? — Für die Bestimmung in §. 20* spricht 
überwiegend,, dass das Verhältnis mebrer Unterzeichner eines Wecb- 



*) 8. auch m. Kaeyklopidie Th. II. S. 474. f. 
*) S. m. Encykltfpadie Tb. II. S. 332 — 3*8. 
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sels zu einander nie liqaid ist. Eigentliche Bürgschaft exUtirt bei 
Tratten nnr in der Phantasie der Juristen, nicht im Leben. Was 
die für den Avalgeher in Anspruch genommenen Rechte gegen den 
Acceptanten betrifft, so ist Hr. W. oben zu S. 22. bei Tit. V. §..10. 
aaf eine Widerlegung seines angeführten Grundes verwiesen worden; 
jene Rechte folgen aber auch gar nicht aus diesem Grunde, da der 
Mitunterzeichner eines im Singular (mit den Worten: „gegen dieses 
mejnen Wechsel") gefassten Wechsels in ganz andern Verhält- 
nissen zum Bezogenen steht 9 als der Trassant. — Zu Tit. VII. §. 5. 
(S. 27.) Was für ein Interesse der Inhaber, wenn der Bezogene za 
zahlen durch den Accept verspricht, dabei habe, dass dies dem 
Cajus oder dem Titius zu Gefallen geschehe, wird wohl Niemaad 
einseben. Ohne Interesse giebt es aber kein Recht. Er läuft ja bei 
der Acceptation zu Ehren eines Indossanten keine grossere Gefahr, 
als die, die er sich von Anfang hat gefallen lassen, warum ihm als« 
hier den Regress auf Sicherstellung einräumen? Der Grund, dass 
doch der Aussteller sein Versprechen nicht erfüllt, die Acceptatiea 
nicht- selbst herbeigeführt habe, ist eine leere Spitzfindigkeit, sobald 
der Inhaber es anf andre Weise erlangt hat. — Zu §. 10. hat Hr. 
W. die Note S.32. des Entw. übersehen. — Zu §. 11. Es ist falsch, 
dass Cautionsleistnng gegen Zahlung sich allemal nnr verhalte, wie 
das geringere Uebel zum grossem. Leicht kann diese weniger be- 
schwerlich fallen, als jene. Daher soll der Regredient wegen Man- 
gel der Annahme dem Indossanten gegenüber die Zahlung nicht zurück- 
weisen dürfen. Dass er auch Caution'sbestellong annehmen darf, 
versteht sich von selbst. — Zu §. 19. Wer eine unverzinsbare Schuld 
vor Verfall bezahlt, der hat ein unbestreitbares Recht, das Intemsu- 
riura (den Disconto) abzuziehen , und der Wechselinhaber hat ja bei 
Zahlung der Valuta seinerseits die Zinsen (die im Wechselcurs be- 
rücksichtigt sind) abgezogen! Diese sind also in der Wechselsumme 
allemal begriffen. Hr. W.'s Gründe dagegen sind ganz gehaltlos. 
Nicht dadurch, dass der Indossant die Acceptation nicht besorgte, 
allein, sondern nur dann, wenn daraus Schaden entstanden ist, wird 
er ersatzpflichtig. Der Sehaden, der aus dem Fehlschlagen einer 
Tratte entsteht, muss allerdings ersetzt werden; es geschiebt bei 
gefallenem oder gleich gebliebenem Wechselcurs durch Rückzahlung 
der empfangenen Valuta, so weit sie nicht durch den Disconto sich 
mindert, bei gestiegenem durch die Vergütung der Differenz, die 
dem Regredienten allerdings zukommt 4 ); er bedarf aber eben des- 

*) S. m. Epcyklopädte Tb. II. S. 132. f. 
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halb nicht des quid pro quo, was ihm HerrW. deshalb hier zuweist, 
weil es „wahrlieh nicht zuviel" sei. Von dieser Betrachtung des 
gestiegenen Corses heim Regress enthält freilich der Entwarf zn 
meinem Bedauern nichts; Herr W. hat aber auch keine Ahnung 
davon. Nicht unbemerkt kann ich Übrigens, nachdem ich diesen §• 
gegen Hrn. W.'s Einwürfe vertheidigt habe, lassen, dass mir der 
Vorsehlag der Ausmittelung des Disconto durch die im Curszettel 
notirten Wechselcurse auf einem Missverständnisse zu herüben scheint. 
Denn der Disconto ist keineswegs das einzige Element des Wechsel* 
corses (sonst mflssten ja alle Wechsel stets unter Pari stehen!); 
vielmehr dessen Hauptmoment das Verhältnis» der Nachfrage zum 
Angebot*). Wie ist es, wenn nicht der Disconto schon bekannt ist, 
möglich zu wissen, um wieviel seinetwegen der notirte Guts we- 
niger Über Pari oder mehr unter Pari sei? Warum also nicht 
den Disconto, wenn er nicht besonders im Curszettel notirt ist, 
allemal zu \% pr. Mon. annehmen? — Zu Tit. VIII. §. 1. Wie- 
der grosses Geschrei Ober den Mangel des Unterschieds zwischen 
Indossamenten „an die Ordre** und solchen ohne diese Worte (ge- 
meinrechtlichen Cessionen)! Es hilft nun aber einmal nichts; bei 
uns in Sachsen gilt seit undenklichen Zeiten der Satz: dass Einreden 
aus den Handlungen des Vormanns, die aus dem Wechsel nicht er- 
hellen, dem Indossatar nicht entgegenstehen, von allen Indossamen- 
ten, auch ohne jenes Wort, und der Verf. würde wenig Dank finden, 
wenn er im Entwurf ein Andres vorgeschlagen hätte. — Zu §• 2. 
Sophismen! Eine Vollmacht „erscheint** im Giro in bianco eben so 
wenig als eine EigenthumsObertragung; kann denn jene, so kann 
■uch diese vermuthet werden. Auch ist jene nicht „das Geringere* 1 , 
denn sie setzt persönliches Zutrauen voraus und dass der Indossant 
den Wechsel ohne Valuta aus den Händen gegeben habe; also auch 
den ungewöhnlichem Fall. Wo, wie in Sachsen, zum Begebungs- 
Giro Bekenntniss des Valuta- Empfangs nie erforderlich war, da ist 
es nur natürlich, in dem Bianco -Indossament dasselbe zu sehn. Wer 
nur zum Incasso giriren will, der kann ja dies ausdrücklich thun 
und damit alle von Hm. W. gerühmten Vortheile erlangen, welche 
Übrigens bei der von ihm empfohlenen Gesetzgebung lächerlich pre- 
cär sind, da- dem als Procurator vermutbeten Inhaber eines Giros in 
bianco gestattet wird, auch* gar . nicht verwehrt werden kann, das 
Vollmacbts-Giro durch Ausfüllung eigenmächtig in ein Begebung* • 



*) 8. m. Encjrklopidie Tb. L S. S08. f. 

/Google 



Digitized by ^ 



1W8 fVüdmer v.MaüistetH, EinerfsEntwurf e. Wechselordnung. 

Giro zu verwände!*. Eben weil jeder Girant in bitutco weiss, dass 
dies bo leicht geschehen kann, ist vielmehr zu vermutben, dass er, 
wenn er nicht die Begebung beabsichtigt hatte, dem durch ausdrück- 
liches Procura - Indossament würde vorgebeugt haben; also jene 
Absicht. — §. 5. hat Herr W. missverstaaden ; offenbar gebärt ja 
das Wert „gegen" nicht zu „Regressrecht"» sondern zu „Garantie" — 
§: 11« Die Bestimmung, dass der Inhaber das letzte» nicht voa 
seinem Geber herrührende Bianco-Girp auf sich ausfallen darf; 
ist nicht ganz überflüssig. — Zu §• 17. stimme ich Hrn. W. bei, 
weil die Anschaffung einer ordentlichen Prozessvollmacht oft schwie- 
rig und aufhiltlicb sein kann. — Dass das Eigenthum durch die 
Uebergabe übertragen wird» ist gemeinrechtlich, in der W. O. aber 
fiberflüssig» weil die Uebergabe aus dem Besitz vermuthet werden 
mass. — Von selbst versteht sich, ja « potfori, dass der Indossant 
auch haftet, wenn der Wechsel falsch ist. Auf wechselnaffchige 
Giranten ist Tit. XV. §.11. anwendbar. — Zu Tit. IX. erklärt der 
Verf. das Domicilireo der Wechsel fax einen unwichtigen Gegen- 
stand!! — §. 7. Wort6treit! aber den ladossaaten nicht als n di- 
reclen Wecbseiscbaldner" gelten zu lassen» gehurt zur alten Be- 
griffsverwirrung. Es giebt überhaupt keine directen und indireetea 
Schuldner; allerdings giebt es principale und subsidiäre; der Indos- 
sant aber ist Principalschuldner, obwohl nur bedingt, gerade wie der 
Aussteller. Und wird denn nicht der Ausdruck „Regress" gerade 
von bedingten Ansprüchen an den Principalschuldner gebraucht, z, B. 
von dem ISvietionsanspruch? fr. 1. pr. D. de evict. 21. 2. — Zs 
Tit. X. §. 1.. Dass mehre Exemplare nur dann als vorhanden ange- 
nommen werden können, wenn das vorkommende als Prima, Secaada, 
u. s. w. bezeichnet ist» versteht sich» geht aber auch ans §• 3* hervor. — 
§. 2. Welches Interesse soll der Aussteller dabei haben» dass Duptt- 
eate, die er „zur Sicherheit" ausgegeben hat, nicht ,»zur Bequem- 
lichkeit" benutzt werden? d. b. dass eine Prima oder Secunda, wor- 
auf er geschrieben hat: „Secunda, Prima, unbezahlt 44 , nicht depo* 
nirt werde? Diese Worte verlieren ja ihre Bedeutung (nehmlich dass 
jedes Exemplar statt des andern gelten soll) nothwendig voa 
selbst, sobald ein Exemplar deponirt und dies auf dem andern be- 
merkt ist, dieses aber die Giros trägt, da dann nur gegen beide Zah- 
lung gefordert werden kann. Und wenn Letzteres unstreitig ist, wie 
können für den Acceptanten die S. 56. ersonnenen Folgen eintre- 
ten? HerrW. entsetzt und ereifert sich also hier sehr vergeblich. — 
Ganz dasselbe gilt zu §. 4. von der Zulassung der (Qbrigens ganz 
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allgemein in der Baodelswelt gebräuchlichen) Copten von Sola-Trat- 
ten. Sie schaden weder den Aussteller noch dem Aeceptaaten und 
dienen zur Sicherheit und Bequemlichkeit, weil das Original deponirt 
bleiben kann, wahre ad die Gopie begeben wird nnd circulirt. Den 
Giros auf der Copie gleiche Wirkung beizulegen, als ob .sie auf dem 
Originale standen, ist also sehr zweckmässig nnd vernOnftig, und ein 
Mehres will der §• nicht sagen. Eine „Stflrmung des Privatwillens" 
kann nicht vorhanden sein, wo nur geschieht, wovon vernünftiger- 
weise nicht denkbar ist, dass der Aussteller etwas dagegen habe. — 
Zu §. 14. Der Depositar kann, wenn nicht der Wechsel auf den In- 
haber lautet, unmöglich die Zahlung erheben, höchstens Cautioa 
deshalb verlangen, da er nicht durch ein Giro, auf ihn oder in bianco y 
legitimirt ist. — Was Herr W. hier noch vermisst, versteht sich 
also Alles von selbst. Ich will nicht bestreiten, dass es, um der 
Schwachen willen und zu mehrer Deutlichkeit, gesagt werden konnte ; 
aber deshalb, weil das Vernunftige nicht überall mit grOsster Breite 
auseinandergesetzt ist, das Unvernünftige als gemeint vorauszusetzer, 
auch wo der Geist des Ganzen geradezu dagegen spricht, das ist — 
sehr Obereilt. — Zu Tit. XI. Die Sicherheit, welche durch Verviel- 
fältigung des Wechsels bezweckt wird, kann nie die vor dem Abhan- 
denkommen in unbefugte Hflnde sein, sondern nur die vor der Ver- 
nichtung, z. B. durch Feuer, hauptsächlich aber durch Schiffbruch. 
Triplicale werden daher vornehmlich bei Tratten Ober See angewen* 
det. Jedes einzelne Exemplar gebt aber doch, da alle unter dersel- 
ben Adresse gesendet werden, nicht leichter verloren, als eine Sola- 
Tratte! — Dadurch erledigen sich alle Einwürfe Hrn. W.'s, soweit 
sie einigen Schein haben. Dahin gehört aber gewiss nicht der höchst 
naive: dass der Inhaber durch Worte: „Prima, Secunda, nicht", 
oder: „Prima, Secunda, unbezahlt", betrogen werde, weil ja der 
Acceptant darnach verspreche, die andern Exemplare nicht zu be- 
zahlen! Die ganze Handelswelt weiss ja, dass jene seit Jahrhunder- 
ten gebräuchlichen Worte nur sagen wollen : „falls Prima, Secunda 
nicht etwa schon bezahlt wäre!" — Zu TitXIL S. 43. unten. Wie 
kann der Wechsel prfijudicirt sein, wenn richtiger Protest wegen 
verweigerter Zahlung erhoben worden ist, wie der Entwurf ausdrück- 
lich sagt! Herr W. vergisst, dass nach diesem eine Verbindlichkeit, 
zur Annahme zu präsentireo, nicht Statt findet. — Zu §. 4. . Wie 
ist es möglich, die Worte: „bis zu dem Hon oralen aufwärts" in 
diesem Zusammenhange so zu verstehen, als ob der Interveniert 
den Regress gegen die Nachmänner des H onoraten haben solle? 
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Herr W. versteht es aber so und erficht, anstatt etwa bloss den Ausdruck 
zu tadeln, einen leichten Sieg gegen ein Phantom. — Die Erinne- 
rung zu §. 6. S. 44. unten, betrifft einen* höchst selten vorkommen- 
den Fall, kann aber um dessen willen wohl berücksichtigt werden 
durch Annahme des von Hrn. W. vorgeschlagenen Ausdrucks. — 
Was Rechtens sei. wenn Mehre ftir Einen Vormana intervenirei 
wollen, fehlt allerdings im Entwurf. — Ehrenzahlung ftr den Accep- 
taaten §. 13. ist zwar kein widersprechender Begriff, wie Herr W. 
meint , aber wohl eine unnütze Massregel; es bedarf ja, um Reckte 
gegen den Acceptanten zu erwerben, keines Protestes, nur eiern 
Giro's. — Zu §. 17. stimme ich in der Hauptsache, dass Aceepta- 
Üon per onor nicht sollte zurückgewiesen werden dürfen, Hrn. W. 
bei.*) — Nicht so zu §. 18. Eben weil das im Wechsel selbst 
Stehende vor allem gelten soll, muss der Inhaber bei Verfall noch- 
mals beim Bezogenen die Zahlung suchen, wenn auch ein Dritter 
per enor aeeeptirt hat. — §.21. aber möchte allerdings eine Acu- 
derung erheischen, um in Uebereinstimmung zu kommen mit dem 
Vorzog, der in §. 6* sehr zweckmässig demjenigen lotervenientei 
ertbeilt wird, durch welchen die meisten Wechselverpflichteten be- 
freit werden. — Zu Tit. XIII. § 1. Wieder eben so grober »b 
unbegreiflicher Missverstand. Bloss von der Verjährung des Wech- 
sels ist hier die Rede, kein Wort davon gesagt, dass auch dieCoa- 
tracte, welche zu demselben Veranlassung gegeben haben, in eben 
so kurzer Zeit verjähren sollten 1 Dies gehurt auch nicht ins Wech- 
selrecht. — Und was soll der Satz beissen: „der Wechselvertrag 
ist jedenfalls auch ein gemeinrechtlicher u ? Meint Herr W., dass die 
Verbindlichkeiten, die aus der Ausstellung, Indossirung, Acceptatioa 
von Trattea an sich entstehen, auch nach Ablauf der Wechsel Verjäh- 
rung im ordentlichen Process sollen geltend gemacht werden kön- 
nen, so muss dies entschieden zurückgewiesen werden. Eine andre 
Frage ist, ob z. B. der mit Tratten bezahlte Verkäufer, nachdem 
diese in Protest gegangen sind, mit der Verjährung der Wechselkla- 
gen auch die actio emti verliere? Dies muss im Civil •Gesetzbuch 
beantwortet werden. — Dagegen glaube ich mit Hrn. W. (S. 50.), 
dass bei Bestimmung der Verjährungsfristen auf die verschiedenen 
Entfernungen Rücksicht zu nehmen sei. — Den Sinn des §. S. ver- 
steht Herr W. und meint doch, er sei nicht offen genug dargelegt 
(S. 53.) Ich dichte doch,, nicht bloss Mir Hrn. W., sondern Ar 



*) S. w. KncrkJopSdie Tb. I. S. 514. f. 

v Google 



Digitized by ^ 



Rec. von Hrn. Appellalionsrath Dr. TreiUckke zu Dresden. 1021 

Jedermann wäre er leiebt fasslicb. Wer einen Sichtwechsel bis kurz 
vor Ablauf der Regress- Frist unpräsentirt liegen lässt, der bat dies 
eben so got sieb selbst zuzuschreiben und eben so wenig Ober eine 
„ihm vom Gesetz gelegte Schlinge" (!) zu klagen, als wer in Un- 
garn länger damit wartet, als der 53ste §• der uogar. W. 0* gestat- 
tet* — Zu §. 5. Ob die Ueberreichung der Klage oder die Behän- 
digung der Ladung die. Verjährung unterbrechen solle? ist eine viel- 
besprochene Frage* die mit dem oft gebrauchten Argument, dass die 
Behändigung nicht in, des Klägers Macht stehe, keinesweges abgethan 
ist. Denn es ist auch zu berücksichtigen , dass der Schuldner, der 
nicht etwa die Bebändignng selbst verhindert hat, nicht verleitet 
werde, eine Forderung für verjährt zu halten, die es, vermöge ihm 
unbekannter Ereignisse, des Zeitablaufs ungeachtet, nicht ist. Daher 
ist der Vorschlag im Entwurf gewiss vorzuziehen. Versäumt der 
Richter die Behändigung der Ladung, so ist ja er, und der Staat 
selbst, dem Kläger dafür verantwortlich. Sollte dies in Ungarn nicht 
der Fall sein? — Zu §- 6. muss ich wieder fragen: wie sind nur 
solche crasse Missdeutungen möglich? Wie kann denn von Verjäh- 
rung die Rede sein, so lange der Process fortgeführt wird? Der 
Entwurf sagt ja offenbar nur, dass nach einer Ladung, die keinen 
Erfolg gebäht, auf die der Schuldner sich nicht gestellt hat, binnen 
sechs Monaten abermals gegen ihn geklagt werden kann. — Zu 
S. 55. Wenn der Verf. selbst meint, dass Hemmung der Verjährung, 
ausser dem Fall gänzlichen Stillstands der Rechtspflege, nicht anzu- 
nehmen und auf persönliche Verhältnisse der Wechselinteressenteu 
nicht Rücksicht zu nehmen sei, so ist es auch unnöthig, dies im 
Gesetz zu sagen. — Zu Tit. XIV. Hier wundert sich Herr W., dass 
E. die eignen Wechsel %p beschränke, da doch seine Tendenz sonst 
überall dahin gehe, das Gebiet der Wechsel zu erweitern. — Die 
Sache ist kürzlich diese: der Verkehr mit Handelspapieren soll 
möglichst erleichtert werden; dazu sind aber unsre jetzigen söge* 
nannten eignen Wechsel gar wenig brauchbar, weil unbedingte meist 
nur von bösen Schuldnern oder doch unsichern Leuten ausgestellt 
werden, schwerfällige Bedingungen der Zahlung aber sich mit dem 
Wesen des Handelsverkehrs nicht vertragen. So sind sie keines* 
weges geeignete „Hebel des Handels und der Industrie, ** vieiraehr 
werden sie gerade am meisten von Nichtkaufleuten angewendet, oft 
zu dem Zwecke, wucherlichen Geschäften Sicherheit zu erschleichen. 
Der Entwurf sucht nun bloss der geeigneten Klasse davon die Fähig- 
keit, als Handelspapier zu dienen, wiederzugeben. Allen .Papieren, 
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denen jetzt der Name „Wechsel" beigelegt wird, deshalb eine 
gedehntere and erleichterte Wirksamkeit zn verschaffen, ist E. frei- 
lich nicht eingefallen, aber auch gär nicht rathsan. Daher enthih 
Arn. W.'s Vorschlag, das Regressrecht bei alten eignen anf Ktndi- 
gnng gestellten Wechseln auf eine gewisse Frist zn stellen, eine 
unnütze Beschränkung der natürlichen Freiheit, indem solche Schuld- 
scheine, wie alle, welche die im §. 3. aufgestellten Erfordernis»« 
nicht haben, einer andern Uebertragharkeit, als der durch geaeia- 
rccbtlicbe Cession, gar nicht bedürfen*, der hieraas bloss hervorge- 
hende Regress wegen Verität der Forderung aber keine solche Been- 
gung erheischt. — Sonst ist doch Herr W. Feind aller Einschrän- 
kungen der Freiheit („Willensstürmungen"), was er namentlich bein 
XV. Kapitel zeigt. Hier seine gewöhnliche Methode der Einzel- 
kritik nnd kurz absprechender Bemerkungen verlassend, fahrt er 
bloss eine wörtreiche Verteidigung der allgemeinen Weehsetftkig- 
keit Die Argumente sind die gewöhnlichen: Mündige soll der Ge- 
setzgeber nicht bevormunden; durch Zulassung aller Verfügung»» 
fähigen zum Wechselverkehr wird dieser mehr ausgebreitet ; insbe- 
sondere die Ausschliessung von eignen Wechseln wird durch Einklei- 
dung in ein Tratlengescbttft leicht umgangen, u. s. w. Dabei ist 
aber Hrn. W. in seinem Eifer auch manche halbwahre, selbst -manch« 
unrichtige Behauptung entschlüpft. Diese auseinanderzusetzen und 
überhaupt die ganze Argumentation* vom absoluten Standpenett 
aus zu würdigen, fehlt mir der Raum; es ist aber auch uundtbig. 
Denn hier am nachdrücklichsten muss ich die obige Bemerkung wie- 
derholen, dass Herr W. besser gethan hatte, statt solche* allgemei- 
nen Rasonnirens lieber zu fragen, was bisher in Sachsen Rechtens 
und Gebrauch gewesen und in wieweit hier nach den hiesigen Ver- 
hältnissen Aenderung rathnam und thunlich sei. Die sogenanntes 
eignen Wechsel werden, wie gedacht, jetzt bei uns in der grossen 
Mehrzahl zu Geschäften gebraucht, die mit dem Handels- und Wecb- 
selverkehr gar nichts gemein haben, dienen so zn Umgehung der 
Processgesetze und zur Verwandlung materiellen Unrechts in formel- 
les Recht, und schaden so nicht etwa bloss den Schuldnern, die frei- 
lich bei ihrer Mündigkeit und Willensfreiheit dies sich selbst zuzu- 
schreiben haben, sondern sind auch dadurch, wie oben gedacht, Ar 
den eigentlichen Handelsverkehr, dem sie sonst sehr wohl dienet 
kannten, unbrauchbar geworden, weil der Kaufmann jedes solches 
- Papier, mit Misstranen ansieht nnd unter diesen Umstinden anseht 
muss. Dies abzustellen ist die löbliche Tendenz des Entwurfs; es 
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geschieht durch dfe Beschränkung der strengen wechselrechtlichen 
Wirkungen, anter denen der Personalarrest noch die geringste ist, 
(vgl. Tit. XIV. §. 13-)> auf die eignen Wechsel der Kaufleute. Die 
Wechseion fähigkeit der Weiber, Baaero und Studenten rat altes Lan- 
desrecht und dessen Abänderung zur Zeit vielleicht noch nicht rath- 
sam. Die Makler aber werden vom Wechselverkehr deshalb ausge- 
schlossen, weil sie überhaupt keine Handelsgeschäfte für eigne Rech- 
nung machen sollen. Was die Militärs betrifft, welche Herr W. 
dagegen wecbselunföbig wissen will, so sind die frühem Beschran- 
kungen der Offiziers in dieser Hinsicht erst durch neuere Gesetze 
aufgehoben; es haben aber nach dem Entwurf ihre sogenannten eig- 
nen Wechsel, wie die aller Nichtkaufleute, keine Wechselkraft. 
Unterorffiziers und Soldaten von dem Trattengeschaft ausdrücklich 
auszuschliessen , wXre fast lächerlich. — Endlich zählt der Verf. 
S. 68. f. einige Puncte auf, die im Entwürfe fehlen sollen, wodurch 
er ihm höchst mangelhaft erscheint. 1. soll der Entwurf nirgends 
sagen, dass dem Giratar keine Einreden aus Verhaltnissen zu einem 
Dritten, welche auf dem Wechsel nicht erscheinen, entgegenstehen ! 
Hat denn Herr W. Tit. XIV. §. 13. nicht gelesen? — 2. Bürg- 
schaft in ihrer eignen Form ist mit dem Trattengeschaft nicht ver- 
traglich, wovon man in Ungarn sich bald überzeugen wird, wenn* 
dort der neu eingeführte Wechselverkehr einige Jahre bestanden 
hat. — 3. Dass bei Ausstellung des Wechsels Valuta -Quittung un- 
nöthig ist, steht ausdrücklich II. 51.; bei Indossamenten folgt es 
schon aus der Vergleichong ihrer Erfordernisse und ihrer Wirkun- 
gen, VIII., 2. u. 5. Mithin ist an die Einrede der nicht empfangenen 
Valuta dem dritten Inhaber gegenüber, und selbst wider den unmit- 
telbaren Wechselnehmer dann, wenn sie nicht sofort liquid ist, nicht 
zu denken. Sie aber auszuschliessen, wenn sie dem letztern auf 
Grund seines eignen Bekenntnisses (Interimsscheins) entgegengesetzt 
wird, das wäre sehr tadelnswerth. — 4. Eben so wäre es eine so 
unnütze als widerrechtliche Beschränkung, die Compensation bei 
Wechselforderongen ganz auszuschliessen. Hat der Schuldner eine 
wirklich liquide Forderung an den Inhaber zur Compensation zu brin- 
gen, so mnss dies diesem so gut wie baares Geld sein; auf die Ge- 
neigtheit, die Tratte als Zahlungsmittel anzunehmen, kann dies also 
unter rechtlichen Leuten keinen Einfluss haben. Vielmehr sucht 
man ja Wechsel auf Auswärtige, denen man schuldig ist, um sie 
ihnen als Zahlung zn remitliren, nnd auf den Börsen werden Hun- 
derttausende durch den Scontro ohne einen Pfennig baares Geld 
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abgemacht. Was sind diese Operationen anders als Compensationeu? 
Man sieht hier, wie überall, dass Herr W. seine Kenntniss von 
Wechselwesen ans den Büchern der Juristen, nicht aus dem Leben 
geschöpft bat. — 5. Die hier zuerst berührten Puncto ergeben sich 
bei aufmerksamer Lesung des Entwurfs alle tob selbst; doch will 
ich auch hier nicht ia Abrede stellen, dass um grosserer Klarheit 
willen Manches specieller erwähnt werden könne. — Gerichtliche 
Verbote gegen Wechsel finden nach unsrer Processordaung gar nickt 
Statt. — Eben so wenig öffentliche Amortisation von Privatorkua- 
den. — 6« Wegen der Pfänder bedarf der Wechselgllubiger keiner 
andern Rechte, als jeder andre Pfandgläubiger hat Für diesen ist, 
namentlich auch in Coacursfolfen, in unsern Gesetzen sehr wirksam 
gesorgt, und es gehört dies nicht in die Wechselordnung. — 7. Hier 
bringt Herr W. noch zu guter Letzt eine starke Naivetfit vor. „We 
bleibt/ 4 sagt er, „das Verfahren? Davon hat der Herr Verf. gar 
nichts erwähnt, woraus tliesst, dass er es hinsichtlich der Wechsel 
bei dem allgemeinen Verfahren der Gerichte belassen wolle. — Das 
ist aber das Grab alles Credit* des Wechsels." Und nun wird letz- 
terer, von Niemand bezweifelter Satz so weitschweifig als wohlfett 
vertbeidigt. — Das Wechselverfahren gehört in die Gerichtsord- 
nung; so lange wir nun nicht eine neue bekommen, wird es — und 
nur dies „fliesst" aus dem Stillschweigen darüber — bei dem bishe- 
rigen bleiben, welches nicht das gemeinrechtliche, sondern wie Hra. 
W. hiermit zu wissen dient, eines der strengsten und schnellsten ia 
Europa ist. Hat er denn noch nie, 1 wäre es auch nur durch ge- 
druckte und lithographirte Wecbseischemas , in Erfahrung gebracht, 
dass man allenthalben, wo es gestattet ist, die Schuldner „nach Leip- 
ziger Wechselreeht u zu verpflichten trachtet, eben weil man da- 
durch die allerstrengste Haftung zu erzielen denkt 1 Man sehe übri- 
gens auch die Vorrede des Entwurfs S. XIV. unter F. — Schlüss- 
lich wirft Herr W. die Frage auf: „ob dieser Entwurf, gegen die 
neueste Gesetzgebung" (d. h. gegen die ungar. W. 0.1) „genom- 
men, ein Fortschritt ist, wie es hillig gefordert werden könnte?« 4 — 
Es ist jetzt nicht meine Aufgabe, die ungar.' W. 0. (deren Vorzüge 
vor altern in Einzelnheiten ich übrigens eben so wenig, ab die Ver- 
dienste, die Hrn. W. dabei zukommen mögen, verkenne) zu kritisi- 
ren; würde mir je Veranlassung dazu, so würde ich vorher mich 
ganz anders dazu zu befähigen suchen, als Herr W. sich zur Rezes- 
sion dieses Entwurfs befähigt hat, und für Lob oder Tadel andere 
Grundlagen zu gewinnen streben, als einige Gemeinplätze, Scbulde- 
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finitionen und Compendiensätze. Dass aber der Entwarf unendlich 
tiefere Einsicht in das Wesen des Wechselverkehrs im Ganzen und 
Grossen kund giebt, als diese Kritik des Mannes, der auf die ungar. 
W.O. „Einfluss nahm/ 4 das wird Niemand verkennen, der beide mit 
kundigem Blick betrachtet und daher der Verblüffung durch den 
vornehmen und leichtsinnig absprechenden Ton der letzlern nicht 
unterworfen ist. Herr W. E. v. M'. hat sich seine Kritik, dadurch 
aber aach mir die Antikritik sehr leicht gemacht. Je weniger ich 
ihm aber dafür danken kann, am desto inniger wünsche ich, dass der 
gehaltvolle Entwarf bald eine gediegenere Beurthetlung finde« mttge! 
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M^rk*firdigoStrafrechtsfäilc,noÄ mehrere» Läiutorn D«*tecn- 
laftd*. Aklenmasiug <forgest*llt von J. ftefcolft dem Drittes, 
v. L.-Garichia- und O.-A.-G.-Pfocarator tu Wolfmibuitol. I. U 
Braanschweig, l&tfh (Vgl. Jahrb. 1841. S. 667.) , 

Es ist eioe bemerkenswert he Erscheinung, das* der wissen- 
schaftlicheren Behandlung des Criminalrechts, deren Beginn nicht 
weit über ein halbes Jahrhundert zorflek datirt werden dürfte, in nickt 
langer Zeit ein lebhaftes Interesse an derjenigen Seite der Crimüul- 
praxis folgte, welche in den vereinzelten und dem unmittelbar« 
Leben des Rechts angehürigen concreten Gegenständen der Straf 1 
Rechtspflege als Aggregat von Criminatföllen wissenschaftlicher Be- 
handlung fallig ist. Ja es kann diese Erscheinung in einer anderes 
Beziehung um so auflallender sein, wenn man damit die Erwägung 
verbindet, dass es ungeachtet jener fortgesetzten Pflege der Praxb 
durch die Wissenschaft gleichwohl erst der neuesten Zeit vorbehal- 
ten blieb, die mehr kunstmassige, als blos wissenschaftliche Seit« 
der Criminalpraxis unter dem Namen der Untersuchungskunde n 
einem Gegenstande theoretischer Behandlung zu erheben, während 
es scheinbar so nahe lag, dieselbe bei der Darstellung von Rechts- 
fällen zu berühren. Sehen wir indess von der letzteren Betrachtung 
ab, so bleibt immer die Frage nach dem Werth und der Bedentuig 
jener häufigen Behandlung von Crimiualfailen für die Wissenschaft 
überhaupt, übrig. Hier mag aber nicht verkannt werden, dass dk 
Leichtigkeit der Auffindung und wohl auch Ausbeutung des Material» 
Veranlassung zu einer Reihe von Mittheilungen gab, welche ausser 
einem vorübergehenden und beschränkten Werthe für partikular- 
rechtliche Praxis noch dazu bei den rasch folgenden legislativen Aeu- 
derungen wenig Verdienst hatten und sehr bald zu einer schwächet 
historischen Bedeutung herabsanken. Gegentbeils machte sich ein, 
den Gränzen der juristischen Wissenschaft fremdes Interesse an der 
romanhaften Seite mancher verbrecherischen Handlung und ihrer 
Verkettung mit andern Ereignissen geltend, welches aus Crimiual- 
failen Criminalgeschichten schuf und auch wohl diese noch in 
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Crimioalaevellea umsetzte. Ewa würdigere. Biehtuag zeichnete 
hierin vorerst Feuerbeeh vor, indem er die psychologischa Bede*-« 
long der Terhrecheriiebea Handlungen vornehmlich in 1 « Auge fassie, 
und sie in den Mittelpunkt seiner Reflemoneu stellte» nicht ohne da* 
durch zugleich der ganzen Darstellangsweise eine neue Wendung zu 
gehen» Inwieweit ee Späteren gelungen sei* anf dieser Bahn fort- 
zuschreiten, diese Hervorhebung den psychologischen Seile in<t Be- 
rücksichtigung der anderen Punkte, weiche für den Cvimiaajjsien 
überhaupt von Interesse seiq können» in Einklang zu bringen» oder 
noch eine andere Hiebtaug, wie z« B. die auf InounTejilenjielilik, su\ 
bevorzugen, darauf einzugehen» ist hier nicht der Ort; doeb Badet 
tieh Bei veranlasst, «och einen Augenblick hei diesem geseb»cht|i* 
eben RflekhUek ia vesweilen, de der Verf. selbst von einem *eJche*> 
Gelegenheit nimmt» die Veröffentlichung seine« Buches zu motivircu. 
Bs fceitst & VI. der Vorrede: 

„Irrt der Verfasser nkne, te M gerade jetit an Arbeiten dieser Art einiger 
Mangel. One Fbrtaetnng 4er tfcfflkbew — vlcUeWht undliertnrffliehe» — 
Rechtsfalle von Feqerbech ist mit dem Tode de* grossen Sfenuet in da* 
Grab getanken und die von Bischoff und einigen Andern brachte ein widri- 
ges Geschick gleichfalls zum Stillitande. Zwar bestehen noch Werke ähn- 
licher Art, ond (reffliche Zeitschriften, wohin besonders die von Hits ig ge- 
gründete gehört, besitsen einen Senat* solcher Pin* Poch aber Ist tbetts 
die Mchteng eanlieher Werke eine andere, s. B, nev ttr den Zweck der Uu~ 
tersuchnug bestimmt, tbeils widmen sieh diese Zeitschriften den BecbtsfaUeu 
nicht ausschliesslich." 

Se sehr Ref. diene« Werten anm grtfssten Theile beistimmt, ee kann 
er sich doch von eine» Mangel, selbst guter Sefcrtften dieser Art» 
nicht ganz tberBcagen, Dean abgesehen daven, dass das Brache!» 
nen der letzten Binde von Dauert und BU*heff?s Stiwfreehtsftl- 
len in aiejetith neue Zeit Olli, hcsifcea wir erst aus dem J. 1*38., 
am nur ein Beispiel zu erwähnen, die treffliebe Sammlung, welch* 
Grabe unier dem Titel: „Theorie und Praxis des gemeinen denUcke* 
Gmiaalreehts" heressgegeben hat, und überhaupt kann ee hei 
Semmhrngea dieser Art woW weniger darauf aaUmmea, gerade des 
Neaeste, als vielmehr des paeh irgend einer erissaaeshaiUiehea Seile 
hin Iatereesaale na gabca, währead an der Mfetbeiloag des Neuen 
vnrxmgsweise Zeitschriften berufen scheinen« Ia letzterer Binsiobt 
eprieht sogar tlns vorliegende Buch seihst fiaetiaefc diasaJfce Ansieht 
aas. Damit mOfe eher keiuesmeges die Veidieasilicbkeit irgend 
eiaer neuen, am wenigsten die der vorliegenden Sammlung aagezwei* 
fck werden» nur kftaaen wir da* „obfugtm «em* v H* diesem Sinne 
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nicht gelten lassen und in der' Thal hat diese Sammlung keineswegs 
ntfthig, za einem so änsserlichen Motiv ihre Zu flu eh t zu nehme«, da 
wir sie den besseren der bisherigen in sehr vieler fliasteht an die 
Seite steifen können. — Die» wird folgende Inhaltsübersicht er- 
geben: 

I. Christoph Ziegler todtet den Revierjäger Slöcker 
bei Gelegenheit eines Wilddiebstahls. Hauptpunkt der Unter- 
suchung ist die Absicblliehkeit der Todtang; die erste Verwundung 
war mit einem unter dem Arm rBekwärts gekehrten Schiessgewebr 
beigebracht worden, die »weite, eine Stichwunde, Hess keinen Zwei- 
fel über die Absieht zu: beide waren für tftdttic«, die letztere för 
die nächste Ursache des Todes erklärt worden. Konnte also wegen 
der, zumal bei Gelegenheit eines* andern Vergehens verübten absicht- 
lichen Tödtnng an sich kein Bedenken wegen der ausgesprochenen 
Todesstrafe (nach AH. 137. der P.-G.-O.) entstehen, so gaben doeh 
ein Widerruf des kquisUen, und die Bemühungen des Untersuchungs- 
richters, auch die Absiehtlicbfeeit des lädtlichen Schisses ans der 
Lage des' Gewehres indicirt zu sehen, der Untersuchung besondere 
Wendung. Dabei kameu aber auch Misshandlungen des Inquisttea 
während des Untersuchungsarrestes, namentlich Androhung und t heil- 
weise Anwendung zn harter Zwangsmittel, in Betracht; von einem 
desfallsigeu Verfahren gegen den Urheber derselben ist nichts ge- 
sagt; aber der Verf. nimmt Gelegenheit, sehr gute Worte Ober die 
Gränzen der Anwendung von Zwangsmitteln, — wobei er sich na- 
mentlich gegen die Anlegung von Reiten ausspricht und grössere 
Sicherung der Gefängnisse durch ihre Banart empfiehlt, so wie Ober 
die Legislativen Mittel zur Verhütung des Wilddiebstabls und seiner 
för 4*8 Leben so gefährlichen Folgen, beizufügen. - 

II. Christine Glahn und Dorothee Unger, Mörderinnen 
der Stieftochter der erstem. Zwei weibliebe Unholde, von 
denen der Verf. am Schlosse der Darstellung ein sehr treffendes psy- 
chologisches Gemälde entwirft, ermorden gemeinschaftlich die eng. 
11jährige Stieftochter der Gtahn, welche durch Hang zun Stehlen, 
wie es scheint, ihrer Mutter mehrfache Verlegenheiten bereitet hatte ; 
sie stürzen das Kind, dem sie zuvor mit einer Wende (Rnthe) den 
Hals zugeschnürt* in einen wüsten Schacht. Erst nach 6. Jahren 
wird die That durch vertrauliches Ausplaudern der Glahn entdeckt. 
Und an der letzteren mit dem Tode bestraft; das Erkenntnis* wider 
die Unger, das von Preuss. Gerichten gefüllt wurde, Hegt nicht vor, 
dem Vernehmen nach lautete es gleichfalls anf Rad, dem die Ver« 
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brecberia «bar durch Selbstmord entging. Ab zwei Hauptpunkte 
hebt der Verf. die Frage Ober die crimjnalrechtliche Bedeutung der 
Gemeinaehaft zur Thal und über die Feststellung des objektiven That- 
bestände* heraus. In ersterer Hinsieht Uugmet er da« Vorliegen 
eines ComploUe*, und «war weil gemeinrechtlich dazu erfordert 
werde, „nicht uuj% dass zwei oder mehr Personen au* gemeinschaft- 
lichem Interesse ein Verbrechen mit einander beschließen, bondero 
auch dass sie sieb zu dessen gemeinschaftlicher Ausführung dnreb 
Verabredung eines gegeoseiligen Beistandes verpflichten« " Allein 
das „gemeinschaftliche Interesse" dürfte weder aus dem Art. 14&. 
der P.-G.-O. hervorgehen, noch aus der, vom Verf. angezogenen 
Definition Fenerbaeb's gefolgert werden können; es ist in der 
Thal etwas ganz anderes, als in den Worten der P.-G.-O.: „mit Ab- 
gesetztem und vereinigtem Willen und Mola", oder in dem Ausdrucke 
F.V: „durch gegenseitiges Versprechen wechselseitiger Hälfe die 
Begebung eines Verbrechens gemeinschaftlich besebüessen " erkannt 
werden mag, da es sich vielmehr auf die Motive zu der verbrecheri- 
schen That bezieht. Noch weniger vermag Bec. dem Verf. beizu- 
stimmen, wenn derselbe S. 73. sagt: „Dagegen aber war die Unger 
Gehülfin und zwar als Urheberin und durch wirkliche Theilnahme, 
sowohl in intellectneller Beziehung als dureh nassere Handlungen." 
Es ist uns nicht erklärlich, wie — dafern wir die Oberhaupt gang- 
bare Terminologie befolgen und nicht mit den Worten: „Urheber 44 
und „ Gehulfe" ganz andere« als die bisher damit bezeichneten Be- 
griffe verbinden wollen — Jemand dadurch, dass er Gehülfe ist, Ur- 
heber, oder umgekehrt sein könne, was doch das Ergebnis* des vom 
Verf. gebrauchten und nicht wohl anders zu verstehenden Ausdrucks 
sein würde. Ueberbaupt dürfte sich gegen die hier ausgesprochenen 
.Ansichten des Verfe. manches einwenden lassen, wovon jedoch hier 
abzusehen ist, da es eine umfänglichere Mittheilung der factischen 
UnterIngen nütbig machen würde. Bei der zweiten Frage, die Fest- 
stellung des objecüveo Thaibestandes anlangend, ist zu bemerken, 
dass der Schacht, in welchen das Kind gestürzt worden, der grossen 
Kosten wegen nicht untersucht worden ist, sondern dass man sieb 
dabei beruhigt hat, einige Gebeine, die 4* Jahre später am Eingänge 
eines in diesen Schacht laufenden Stollen von Bergleuten gefunden 
worden waren, zu untersuchen, welche Untersuchung aber nur da* 
Resultat gab, dass sie für die Knochen eines jungen Menschen er- 
kannt wurden. D&r Verf. verbreitet sich bei diesem Anlass weiter 
Über die Erfordernisse des Tbalbeslaude* in Betreff der Vollen- 



Digitized by 



Google 



1080 Sdtofe d. t*., MtoU**g« Stt**tohtetfik. 

dttngund namentlich ante*Btetehimg**f >e*neu bfcl Fe*erbaeh (Ak- 
ttftmifcft. Darst. Bd. 1.) vorkommenden MK 

III. Dar Pftr*t6r Rehharfc wird oHchossen und den 
nttttnraasstichtn Thltbr rettet ein Zufall und ein Alibi. 
Ehret der interessantesten unter de« fcie* ttRgeffcfeilte* PÄen, Verhaa- 
ilelt von Öesehwornengerfcbten wahrend derfirtm±.0<eieunati*«, jedoch 
«foer auszugsweisen Mittheüung tu Kürze nicht fähig. Der Beweis des 
Alibi bestand in Aussagen mehrerer Gfiste, die ia denk Wirthshaase, 
Vb der Angeschuldigte Anf#*rter war, um die Stande der Tbut zu- 
t*& n gc^e«^ waren und behaupteten, dass er nicht 14. (oder 17.) 
Minuten gefehlt habe>, — die kürteale Frfel, Muten welcher derselbe, 
wie ermittelt, von dem WirÄshaase an den Ort der That ond zurflek 
gefangen konnte* ' Die Bemerkungen des Verfa. sind nur kurz und 
begehen sieb auf die SchiMfcrttng de* Charakters und des gewandtes 
fortl klugen Benehmens ies Angeschuldigten in den Verhören, wel- 
dhfem Benehmen er efrten grossen Knfluss auf seine Prewpreetong 
beiTc£t. 

IV. Versach eine« dreifachen Verwandtenmordes durch 
Julius Sonnemann. Ein junger Mensch ron 22. Jähren, der dfc 
llandfnng erlernt kalte und seinem Vfcter, einem Vfettratienhffndler, 
in Geschäften zur Hand ging, entschtiesst sich, den letzteren, einen 
rohen und heftigen Mann, der ihm dfe Einwilligung zur Vcrheirathumj 
mit einem Mädchen versagt, die schon lange seine Geliebte war, za 
ermorden, und bringt demselben, von einer Reise, wo er sich den 
Liebesgetoti&en mit tetfcterer sehr stark hingegeben , zurückgekehrt, 
des Nachts Verwondungen am Halst mit einem Rasirmesser bei , wie 
er dergleichen uueh seiner Mutter und seinem Bruder, letzterem in 
seiner Sichertrag, riifögt, wArend er seinen Vater, als das seiner 
Meinung nach einzige Hift&erniss seiner Verhefratbung, aus dem Wege 
zu räumen beabsichtigte. Bei 'der SchueWgkeit der Thal und den 
überaus thoririften Reflexionen, die den Verbriefte* zu derselben be- 
wögen haben mussten, lag die V erm uA uag eines gestörten Geistes 
vor; der Verf. widerlegt dieselbe, wie uns scheint, eben ao gloek- 
•ffch, als er den Seefcnzustand des Yerbrechers darlegt. Derselbe 
wurde mit 20j*briget Öffentlicher Arbätsstrafe befegt. 

V. Heinrich' Zetenner, Meuchelmörder und fcaMbutör- 
der von 17. Jahren. Bin Jttgerburscb, der seinen Lehrherrn hn 
Walde meuchlerisch ermordet, Ihm dann den BureauschlOssel aas 
meinen Kleidern nimmt, damit tmter dem Vorwaude, von jenem ge- 
schickt in sein, in die Wohnang «des Gelödfeten» zurfickkefcrt und 
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«in* $*mm* Geldes erlangt. Bat gegen jbn gesprocheac Tftdesur» 
taeil wund« durah einen, politische* Verhältnissen zu dankendes* 
Gnadenatt J» IQjlfarige Ketteaslrafe verwandelt, von welcher durch 
eine« gleiebeu Aet noch das leiste Jahr gesehenkt ward^ 4er Thäter 
lebte nachmale ordeatlieh und Oeissig in einer aerddautscben Han~ 
deJsstadt. Der Verf. weist das „malitia wippte a*Ut*m" eekr ge» 
langen aa J5. nach und sohlieist unter Baaigaabme auf das ebea 
zuletzt Angeführte mit einer, sehr beherzigangswerlhen, Bemerkung 
üi>er Besserung afe Strnfaweck- 

VL Tftdtnag aa» Ehrgeiz und fteizbarkeil. Bin gewfiba» 
Hoher Zwist geht in Tbatlkhkeiten aber ««4 «in ungtOckfeber Schlag 
mit eiven Stock Hol» wird todtlieh. Da« vorzüglichste Interesse 
gewahrt die psychologische Entwicklung dea gereiztem Seeieneustaa- 
den des Thaters (derselbe muaat** % Jahre nach Antritt dar ihm »u* 
erkannten FreiheiUalrafe in- eine Irrenanstalt gebrach! werden)» wo> 
bei der Vert aaf die nicht ganng beachtete Biowirkung von Nerren* 
leiden hei Begebung von Verbrechen sehr treffend hinweist 

VII. Heinrich Schätz» Haubraorder von ungewöhnlicher 
thieriseber Hehheit la dieser Ueberschrjft ist Alles, ansge* 
drilckt, was sieb über den Fall, der übrigens aus. dem Jahre 1709» 
ist, sagen läsat, und was der VerL mit gewähnter Gewandtheit dar* 
zustellen weiss. 

VUL Anschuldigung eines KJadexmerdes, als Beitrag 
na der Lehre von Blutanhäufuugen (SugiUazioaea) am 
Leichname eiaea Kindes» sowie zur Lebre ran der lasten«* 
entbindnng. Die Erfahrung, dasa deigleicben SugiUationen nach 
ohne gewaltsame Einwirkung eintreten Joannen, scheint die (in zwei- 
ler Instanz erlblgte) IasUnaeatbindang herbeigeführt zu haben. Gegen 
diene Maaneregei apricbt such der Verl in einer der Darstellung des 
Criminellen* beigefügten Auseinandersetzung sehr kraft ig, und, wif 
es sobetnt, gelungen ans. 

IX* »Der Handelsmann Georg wird ermordet, ebne, den 
Thäter zu entdecken" [richtiger) ebne dasa der Thäter ent* 
deckt wird]. „£in Beispiel von sehr nahen, aber doch 
eieht geaügendaa Anzeigen." Ein Fall, dar viel Aehnlichkeit 
mit dem anter Na. Ul. dazgesletllea hat, doch bietet er weniger payeho- 
legisebe Anabeute dar, daher sich auch der Verf. auf eine Gegen- 
überstellung der Vermulhungsgruude Ar .oder wider beschrankt. 

X. Heitersieben, Va4er und Tochter, der Blutschande 
und dea Kindereiorde angeklagt* Beispiel seltener Rob* 
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faeit der^ Verbrecher, zugleich aber «ach richterlicher 
Fehlgriffe. Ein Fall aus de« Jahre 1777., der allerdings den 
Verf. Veranlassung giebt, sieh Aber mehrfache Missgrüe des Rich- 
ters, namentlich bei Benrtheifong des Thalbestandes des Kindernior- 
des , zu verbreiten , ohne jedoch die gegenwärtige Ansicht der 
Praxis Aber diese, theoretisch schwerlich zu bezweifelnde Punkte zi 
berühren, oder psychologische Winke, wie man sie vielleicht erwar- 
ten konnte, zu geben. 

XI.Angnsl Baustein findet seinen Tod bei Gelegenheit 
eines verliebten Feasterbesucbs. Bin Bauermadehen halt des 
in der Neujahrsnacht an ihrem Fenster sich meldenden Geliebten for 
einen Dieb, weckt Ihren Dienslherrn, und dieser, in demselben Wahoe, 
eHt mit einer Mistgabel herbei nnd versetzt damit dem H., ohne vor- 
hergehenden Znrof, tffdtliehe Sehtage. Bs wurde 5jährige Zucht- 
hausstrafe erkannt. Der Verf. nimmt Gelegenheit, psychologische 
Reflexionen Ober drei Verderben bringende „gemflthliebe" (?) Eigen- 
Schäften des Landmanns, Einfalt, Leichtsinn und Rohheit, an zu reihern, 

XII. Seltener Mtith des Studenten Starck beim As- 
griffe auf Röober. Als Beitrag zur Geschichte von Räu- 
berbanden. Aus dem Jahre 1809., in 4tt Wesergegend. Sechs 
Rluber Oberfallen des Nachts nach wohlberechneten Vorbereitung^ 
maassregeln, ein vereinzelt stehendes Pfarrhaus, nnd werden, nach- 
dem es ihnen gelungen, sammtHche Bausgenossen, bis auf eine Magd, 
an Htfaden nnd Füssen zu fesseln, durch den Mulh und die Kraft 
des Sohnes des Pfarrers, eines von einer ermüdenden Reise an dem- 
selben Abende erst heimgekehrten Studenten, in die Ffuebt geschla- 
gen, der bei dieser Gelegenheit 11 Wunden empfangt. Ein einziger 
Riaher wird gefangen; und giebt, in Hoffnung auf Remission, ge- 
nauere Kunde von der Organisation ier Rfiuberbaude; nach einigen 
Tagen wird er aber gewaltsam aus dem Gefängnisse befreit. Se 
interessant der Vorfall vorz. durch das bewunderungswürdige Be- 
nehmen des St. «st, so hat doch höchstens nur die Mittheilung ober 
die innern Verhältnisse der Rauberbanden einiges crimioatpolUische In- 
teresse ; die Anmerkungen des Verfs. hatten «uglich wegbleiben können. 

XIII. Verdacht der Tödtnng eines Knaben mittelst einer 
s. g. Ohrfeige. Die Frage Ober Gehirnerschütterung durch die 
bezeichnete Handlung ist der Hauptpunkt der hier mitgeteilten Er- 
örterungen des Gerichts und des Verfs. : die ersleren sind unzolftng- 
Kcher, als die letzteren; auch was der Verf. übet den Standpunkt zur 
Beurthoilung der Handlung selbst — Züchtigung eines Knaben wegen 
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eines Steinwurfes nach einem ander«, durch dt» Vater des letale- 
ren — sagt, 19t gut. 

XIV. Der Raub auf der Mühle zu Oelber and Tüdtung 
des Mollers. Eine sehr ungeschickt unternommene FreveJthat, 
gleichfalls mit vorhergebender Verabredung, aber int scharfe« Ge- 
gensatz zu No. XII. ; übrigens aneb in Hitzig's Annale«, fortges. voa 
Demmennd Klunge, Jahrg. 1841. bekannt gemacht. Der Verf. knüpft 
einige < Bemerkungen Über Versnch, Compfott und Zurechnung zum 
Morde aa oad mannt namentlich zur Vorsicht bei Bestrafung des 
Versacbs. 

XV. Reimker und- dessen Tochter,, der Nothzncht und 
Blutschande angeklagt; als Beitrag zur Frage über Gegea- 
sl eilung und einseitiges Geständnis*. Gute criminalprozessu- 
altsebe'. Bemerkungen bei einem, im Uebrigen wenig Interesse ge- 
währenden Falle. 

XVI. Der Vetter als Dieb, Beispiel besonderer Kühn- 
heit und List. Ein Seitenstack zu No. X1L, das gleichfalls Blicke 
in die Organisation der Diebesbanden und deren Gewandtheit than 
Jlsst, aber eines eigentlich criminalnechtlichen Interesses entbehrt. 

XVII. Der Fürmergeselle F — r erschiesst seine Ver- 
lobte, Wilhelmine N., aus Liebe und Eifersucht. Was der 
Verf. gegen die, allerdings auch dem Rec. zu hart erscheinende 
15jährige Freiheitsstrafe sagt, welche hier zaerkannt ist, hätte con~ 
eiser gehalten sein können, namentlich erscheint die Auseinander- 
setzung Aber den Unterschied zwischen Geschlechts- und allgemeiaer 
Menschenliebe (S.441.), ind was sonst auf den nächsten Seiten über ' 
„den edlen Trieb der Liebe 41 gesagt wird, aus mehr als Eiaem 
Grunde ungeeignet. Dem Gerichtsarzt interessant und manchem 
Defensor erspriesslich werden aber die S. 446 — 481. in extenso 
mitgetheilten ärztlichen Gutachten sein, welche vorzüglich den Grad 
der Tödtlichkeit der hier vorliegenden Verwundung betreffen. 

XVIII. Die vierzehnjährige Maria Brand als beharrliche 
Brandstifterin. Ein Fall der „Feuerlust," über welche der Verf. 
eine Reibe z. Th. recht treffender Bemerkungen macht. Jedenfalls 
ist hier, was bis jetzt darüber beobachtet worden, zweckmässig be- 
rücksichtigt. 

XIX. Die Wittwe Elisabeth Garbrod vergiftet statt 
ihres Schwiegersohnes unbeabsichtigt die Wittwe Haus- 
mann. Indem der Verf. die psychologische Seite dieses Verbre- 
chens, unstreitig die wichtigste an demselben, aber auch die von dem 
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Richter uad den A ersten am wenigsten beachtet* beseader* betank- 
tet, spricht er Vermuthangen Aber einen Einfluas dar Veränderung 
weibiioher GescUecfattzustttode bei beehrten Praaeti auf deren Wil- 
ieaseefrefhett aus* die in mehr als einer Hinsieht an gewagt erschei» 
uea nrttesen. €ut ist * aber die <S. 51 lr.) de« Medickalbeaioten bei- 
ttofig gegebene EmpfeUaag des Seissigera Gebrauch* deutscher 
Kunstaasdrtleke. 

XX. Aach ein einziger Groschen kaaa Vera»iaseaa§ 
** einein Tedtachlage werden, Zegleicb ais Beitrag aar 
Lehre von beabsichtigter oder verschuldeter T&dtaag. 
Die Bemerkungen Ober letztere sind fik* den crimiaatpsycnologiscbei 
Standpunkt besonders am der Berücksichtigung des dem Laadamaec 
eigeuthttmliehea BildoDg&verhaltnisßcs witiea sehr beechteaswerth. 

Es gebt aas vorstehenden Mi t ah ailn ngeto Aber die einzelnes 
hier besprochenen Strafrechtsfötle hervor, dass der Verf* ebenso dk 
psyichetogiacbe Sehe wahrgenommen > wie die Veranlassung zu cri- 
minalpoJitiaehien Bcuuerkuogea benetzt hat, dass aber aoeb theik 
das Referat salbst theils nachträgliche AnetinauderseUtnagea des 
Vcrfs^ wie z% B. bei No* IL, einen nicht geringen Wertb ffcr Keaat- 
niss der Theorie und Praxis des neueren gemeinen CriminaJreehU 
habo«, Doch ist nicht zu verkennen, da» der letztere durch grisse- 
res Eingeben auf akh öfter darbietende zweifelhafte Fragen, wie 
durch eine anders getroffene Auswahl laicht noch bitte gesteigert 
werden können. Aach ist zu wttoschen, daas der Verf. sieb bei der 
sehr willkommenen Fortaetnung des Werkes vor einem eich C aba a 
iassee in Acht nehme, das ihn alt au trivialen oder andererseits aa 
allzu, gewogt** Bebaupinngen and Darsteifengeo verfthrt. 

5. 
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U. Anzeigen/ 

Ueber die Ursachen der Verbrechen and die Mittel, der Ver- 
mehrung derselben zu steuern, v# D nr. C. F. M. gtr»*», 

früh. Stadtgericbts-Director u. Kreisjnstiz-R., Justiz-Goinmissarius, 
Mitglied U.6.W. Berlin, 1840* 

So f che wnd ähnliche Vorarbeiten können der Criminatpothik nur 
höchst erwünscht sein, und selbst dann, wenn sie ohne gründliche 
Kenntniss der Theorie des Strafrechtes gearbeitet werden, vorausge- 
setzt nur, dass ste erfahrtmgsmässige Wahrheiten anfdie Bahn bringen 
lind keine ungehörige Nebenrücksichten hereinziehen, welche den rich- 
tigen Standpnnct verOcken konnten, fliermilstehtin unmittelbarem Zusam- 
menhange der Wunsch, dass alle Staatsregiernngen, die sich mit der Re- 
organisation, oder auch nurRevisionderStrafgesetzebefassen, denselben 
Weg einschlagen mochten, ehe sie zur Sache selbst geben: denn 
es ist als ausgemacht zu halten, da$s die Strafen nur insoweit zweck- 
massig erscheinen, als sie wirklich geeignet sind, das Verbrechen 
nicht sowohl für die Vergangenheit zu ahnden , als wo mOgfich auch 
im Keime zu unterdrücken. Gleichviel also, ob man die Strafe 
präventiv oder repressiv nehme, so muss man immer anfdie Ursa- 
chen des Verbrechens zurückgehen, so dass das durch die Wirk* 
samkeit des Gesetzes entstehende Unlostgeföhl mächtiger werde, als 
der in einer gewissen Combination von Umstanden liegende Anrcifz 
zum Verbrechen. Wohl zu bemerken ist, dass damit nicht der schon 
abgethanen Theorie des psychischen Zwanges wieder das Wort ge- 
redet werden soll, Indem nicht auf die derselben correspondirenden 
Triebfedern, sondern auf die Ursachen der Verbrechen hingewie- 
sen wird} Erstere sind nur das Prodtocl der Letztern und es heisst 
daher gewiss dem UebeT gründlicher abhelfen, wenn man die bewe- 
gende Kraft (die Ursache), als das Agens, mittels dessen sie operirt, 
(Triebfeder), zu beseitigen sucht; ja man konnte mit allem Grunde 
lue Einwirkung auf die Triebfedern, solange die erzeugende und an- 
treibende Kraft fortbesteht, als eine Halbheit, als ein vergebliches 
Beginnen erklären, weil die fehlerhafte WüleasbestimnuBg nicht 
rndical »isanretten ist, wem mkM vorher o*ic GeMnr, aus der sie 
hervorzugehen pflegt, hinweg geräumt wird. Hatte von Feuer- 
bach, als er seine geistreiche Idee der psychologischen Repression 
ins Leben einfahrt«, nickt verschmäht, mit Mtanern der Erfahrung 
darüber zu Ralfe* s« gebest aus weichen Verhältnissen und Anlas- 
sen die Triebfedern des Verbrechens gemeiniglich entstehen, oder, 
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mit aodero Worten, halle er seine Theorie gleich primitiv auf die 
Ursachen des Vorbrechens gebaut, so würde er nichl in so manche 
Schlussfebler und luconseqoenzen verfallen sein. Die Erheblichkeit 
einer solchen Untersuchung zugestanden, fragt es sich jedoch wei- 
ter, von welcherlei Fachmännern die Aufgabe gelöst werden solL 
Eine grosse Verkennung des Standpnnctes der Jurisprudenz würde 
darin liegen, wenn man behaupten wollte, dass sie allein den Beruf 
dazu habe. Die Ursachen der Verbrechen wurzeln in dem Klinu, 
Moralzustand, in den Sitten, Gebräuchen, Erziehungsmethoden, 
Hauptbeschäftigungen, Handelsbeziehungen! in der Cultnr überhäuft, 
physisch und geistig, tellurisch und anthropologisch genommen. Wie 
kann ein Jurist, mag er sich auch Jahrelang in der Praxis herumge- 
trieben haben, sich eine so umfassende Landes- und Menscbenkeoit- 
niss zutrauen; wie kann er den stolzen Glauben hegen, dass die 
Rechtswissenschaft, weil sie die allgemeine Ralhgeberin und Aushel- 
fe rin ist, auch den Gipfel aller nützlichen Kenntniss darstelle? 
Es ist wohl der Mühe werlh, hier und bei jeder schicklichen Gele- 
genheit auf diesen so schädlichen Irrwahn aufmerksam zu machet, 
damit unsere Gesetzgeber endlich einsehen möchten, wie es nickt 
mit apriorischen Ueberzeogungen genüge, sondern die Vorarbeit zi 
einem tauglichen Gesetze von allen Landesbehörden, namentlich auei 
von den Administrativ-, Kirchen- und Schulbeaiuten gemeinschaftlich 
berat hen und ins Werk gesetzt werden müsse, indem nur so die jetzt 
so oft vorkommende Reue vermieden werden kann, wenn nach erlas- 
senem Gesetze eine oder die andere Verwaltungsbrauche Wehekla- 
gen und Nothrufe über die verkehrte Wirkung des Gesetzes erlöa- 
nen lässt. 

Dass in einem Büchlein von 50 S. dieses schwierige Problem 
nicht erschöpfend gelöst werden könne, bedarf wohl JfijHim der Er- 
wähnung; überhaupt aber fehlt es dem Verf. an dem rechten wissen- 
schaftlichen Sinne, mit dem es allein gelingen kann, einem so dun- 
keln Ziele näher zu kommen. Dennoch hat er mehrere Puncte zur 
Sprache gebracht, welche von practiseber Beobachtungsgabe zeugen. 
Die Eintbeilung ist folgende: I. Von den Ursachen der Verbreche! 
und ihrer Vermehrung. II. Von den Mitteln, die Verbrechen u 
vermindern. Da Letztere sich meistcntheils an die unter I. angege- 
benen Ursachen anschliessen so wird es wohl die beste Uebersiekt 
gewähren, die correspondirenden Abschnitte hier neben einander 
anzuführen, und zwar mit den eigenen Worten des Verfs. : 

1) Die zu gelinden Strafen vieler Verbrechen—: Scharf ung der «ei- 
lten Strafen. 

2) Die zunehmende Armutn in vielen Gegenden — : Belebung des WoW- 
■tandes, und «war durch : 

a) Beschränkung des kaufmännischen und gewerblichen Betriebs aaf 
dem platten Lande; 
|" b) Hemmung der zu grossen Unterstützung der Armen; 
r) Crflndung von Sparkassen und LeihamlaTten; 
d) Fond» so Aufhülfe verarmter Handwerker und Tafreldbner; 
#) Befreiung der ärmer« Einwohner van der Klnatenattner ; 
/) Hemmung der i'rozesssuchl; 
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g) Anlegung von Fabriken und Lieferungen für den Staat; 
//) Hemmung der Parzelliriingen. 

3) Die zu grosse Wolilfeihlbeit des Rrantweins — : höhere Besteuerung 
des Brantwetus bei wohlfeilem Hierpreisen. 

4) Die xu grosse Erleichterung der Kheu — : Erschwerung der Ehen 
in den geringem Ständen. 

5) Die schlechte Familienzuchl — : Verbesserung derselben. 

6) Der Mangel an gutem Schul- und Religionsunterricht — : Befonl« 1 - 
derung dieses Unterrichte. 

7) u. 8) Der zu grosse Luxus und die .Spielsucht — :gro»sere »Vacluä:*- 
kung des Luxus und der Spielsucht. 

9) Der Mangel an Unterkommen für entlassene Verbrecher -^: grössere 
Erschwerung der Entlassung der zur Besserung und zum Nachweise des ehr- 
lichen Erwerbes (?) rerurthetUen Verbrecher und bessere Sorge für die ent- 
lassenen Verbrecher. • 

Ausserdem bringt der Verf. noch einige, nicht gerade direkt 
auf gewisse Ursachen sieh beziehende, Mittel vor, deren wir zum 
Schlüsse gedenken wollen. — Man steht aus der gegebenen Zusam- 
menstellung, dass der Verf. durchaus nicht planmössig, sondern eigent- 
lich aphoristisch gearbeitet hat. Der grössere Thcil der entdeckten 
Ursachen und Gegenmittel fällt in das Bereich der Volkswirthschafts* 
pflege, nnd es mag in dieser Beziehung dasjenige, was unter 2) vor* 
gebracht wurde, Aufmerksamkeit verdienen: denn man darf anneh- 
men, dass die Hälfte der vorfallenden Verbrechen in der Geschäfts- 
and Nahrungslosigkeit der Mensehen beruhe. Damit ist aber zu- 
gleich eine der schwierigsten Staatssorgen in Anregung gebracht, 
nid die von Strnss aufgezählten Mitlei zur Belebung des Wohlstan- 
des dffrften bei Weitem nicht ausreichend sein. Mit der Anlegung 
von Fabriken wtlrde man sogar ans der Scylla in die Charyhdi* 
verfallen, da ja die Erfahrung lehrt, dass solche Anstalten, wenn sie 
aneh den Diebstahl vermindern, Verbrechen anderer Art, namentlich 
Verbrechen der Wollust und des Affectes sehr befördern. Dngegen 
wir* ein Versuch neuer Luxnsgesetze, wie sie die Vorzeit schon 
mehrfMItg aufzuweisen hatte, den Regierangen sehr zn empfehlen; 
denn Ref. ist geneigt, eine nicht minder grosse Anzahl von Verbre- 
chen, als sie die Leidenschaft erzeugt, dem D.lmon der Mode, einem 
Tyrannen, welcher mit steigender Gtvilisation die Welt immer rück- 
siebtsleser knechtet, und in immer engere Formen zwängt, anzu- 
schreiben. — Was die Trunksucht anbelangt, möchte wenig Puler- 
sehied zwischen dem Ueberraaass des Branlweiees .und des Bieres 
n finden sein; Ref. mäehte bloss dafür halten, dass das Bier mehr 
die geistigen Kräfte und der Brantweia mehr die physischen Kräfte 
herunter bringt, und soll man hier zwischen zwei (jubeln das gerin- 
gere wählen, so wäre es wohl das, wodurch der Mensch, wenn oticb 
sein Körper Schaden leidet, doch nicht seiner intellektuellen Vortage 
berankt, nicht mm stampfen Thiero herabgewürdigt wird. — Der 
an die Spitze gestellte Satz, dass unsere Strafen zu gering seien, 
verräth eine mangelhafte Kenntniss des Zustandes deutscher CrimU 
nalgesetze. Es ist nicht sowohl in den Strafarten an sich, als in der 
Anwendung derselben der wunde Flek zu suchen. Einmal laboriren 
wir an einem täglich unbrauchbarer werdenden Bewetssysleme und 
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dann uod fehlt es an einem Heutigen Verständnis* der Milderungs- 
und Schärfiingsgründe, sowie der Minderung^- und Erhtfhungsgriinde 
der Strafe, oder, mit andern Worten, das Gereefatigkeitsprincip hat 
noeh nicht den ihn gcbibrenden Eingang in die spruchrichle rücke 
Praxis gefunden. Nicht, dass die Strafen durchgehend! schwerer 
und empfindlicher werden, ist es, was wir zu wünschen haben, son- 
dern dass sie immer mehr dem Ideal der Gerechtigkeit sich nähen 
und dadurch dem Volke das Bewußtsein vom Walten eines gutes 
Rechtes vergegenwärtigen. Wenn die Rechtsidee einmal in alles 
Stünden lebendig zu werden beginnt, dann ist die Morgenrdthe staat- 
licher Perfection angebrochen. Man glaube also ja nicht mit den 
Verf., dass es nur darauf ankomme, die Zuchtruthe am ae scharfer 
zu schwingen, sondern man bestrebe sich, die UntertbanM ven der 
Vernunft igkeit des Rechtes and von der Wßrde des Gesetzes am aberzea- 
gee. Den meisten Grund hat wohl die su b 9. gegebene Andeutung. 
Sie greift in die jetzt soviel besprochene Frage des Pönitentiar- 
systems, worüber sich freilieh nicht in kurzem abspreche« Uns!, viel- 
mehr die Erfahrung des Auslandes gekannt und benutzt werde* 
muss. Der Verf. redet zwar von den Voreinen für Besserung ent- 
lassener Strafgefangener, aber es ist ihm die Einrichtung and Be- 
deutung derselben, wie es scheint, zu dunkel, «I« dass er darauf 
näher hatte eingehen kennen. Ref. machte den Grand des längs»** 
Aufkommens dieser Vereine in Deutsehland darin suchen, data bis- 
her die Regierungen dieselben nur geduldet und nicht sinter- 
st atzt haben. Nicht hless die Genehmigung solcher wohlüOtigej 
Unternehmungen ist erforderlich, sondern die Anweisung der betrst» 
fenden Behörden zur organischen Mitwirkung und der Zusehe** an- 
sehnlicher Geldmittel, namentlich zum Zwecke des Unterrichts der 
Entlassenen in nützlichen Gewerben, wozu die Beitrage der Privates 
gewöhnlich nicht hinreichen s Hauptgrund säts muss dabei sein, dass 
der Curand kein anderes Geld in die Hand hekemmt, als was er eich 
verdient hat. Der Verf. glaubt, dass die Errichtung ven „Kreisbe- 
schäftigungsanstalten" ein gutes Mittel sei, um solche Indivjdaes 
zweckmässig unterzubringen und wiM überhaupt dahin aufgaaommcs 
wissen: I) Jeden behn Betteln betroffenen Einwohner des Kreises. 
2) Alle anerkannt arbeitsscheue Personen« 8) Wirklich schwache 
Leute oder eigentliche Ortsarme, welche, nber zu leichten Arheitea 
noch fähig sind. Die Letztem m (tasten jedenfalls in einer besesniern 
Abtheihtng beschäftigt werden; denn sonst wire die Verweisung 
unter eine Rotte von verdächtigen Menschen allzuempnedhch , js 
ungerecht. Der Gedanke ist übrigens nicht neu; er führt zu nicht* 
Anderem, als zu dem polizeilichen Arbeitshanse, welche« fast 
in jedem deulschen Lande jetzt anzutreffen ist, u*4 was die eeAlas- 
senen Strafgefangenen anbelangt, ist es wohl zu bedenke*; oh man 
sie nach äberstandener Strafe gleich wieder in eine andere Aastelt 
versetzen seile, wo sie, wenn nicht rechtlich, doch faetisch, abermals 
detinirt werden, mitbin die Sphäre der Freiheit, in welcher sie aüsm 
als redliche Staatsbürger sich rehehilitireift kannten, gar nicht am ge- 
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niMMa bekomme,*. Selche Arheitaan stalten kfienen nur dann, aus 
dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit, gebilligt werden, wenn die 
Vcrweisnng in solche nicht von der Willkür der Localbefcttrden, 
sondern von einem förmlichen Erkenntnisse der Mittelbehörden ab- 
kftngig gemacht wird. — Unter den Mitteln zur Verhütung der Ver- 
brechen führt der Verf. anhangsweise noch an: a) die grössere Be- 
rttcksichtignng des offenen Geständnisses. Es fet zwar nicht wohl 
einzusehen , wie dadnreh auf jenen Zweck hingewirkt werden soll, 
indem man gerade umgekehrt sagen könnte, dass der Hang zum Ver- 
brechen durch die Anssicht auf eine gelindere Strafe unter der Be- 
dingung der Aufrichtigkeit bei manchen Subjecten gesteigert werden 
könnte; aber der Verf. hat dennoch ein sehr wahres Wort gesprochen, 
wenn er (S. 38.) sagt: 

„ef 'man dem Richter oft schmerzlich sein , den moraRschen Rindruck 
so teteit, den et macht, wenn derjenige, welcher, im Vertrauen auf die Be- 
rtickaiebiiguttg seines offenen Geständnisses, bekannt hat, später erfahrt, 
dass er viel härtere Strafe Jeiden mus» als der, welcher fortwährend geleug- 
net hat.« 
Unbedingt inuss jedoch der Criminalpractiker dem Verf. bei- 
stimmen, wenn er b) die erleichterte Beweisführung als ein unge- 
mein wirksames Mittel, der Vermehrung der Verbrechen Einhalt zu 
thun, betrachtet: denn es ist in manchen Landestheilen, wo man un- 
beugsam an der Theorie des direettn Beweises festhält, in der That 
so weit gekommen, dass die Uebeltbflter mit schreckenerregender 
Frechheit ihr schlechtes Gewerbe fortsetzen, ja zuletzt sich förmlich 
darauf etabliren und durch die ganze Nachbargegend sich verbrüdern. 
Wer den Indicienbeweis in unseren Tagen noch ferner von den 
CeberfQhrungsmitteln ausschliessen will, arbeitet geradezu dorn Ver- 
fall der Staatsordnung in die Hände, und wo die Gesetzgeber glau» 
ben, dass nach dem Stande der gemeinrechtlichen Doctrin cino Ver~ 
urtheilung auf Indicien nicht zulässig sei, da laden sie sieb eine 
schwere Verantwortung auf, wenn sie nicht vor der Instandsetzung 
eines complelen Prozessgesetzes wenigstens ein provisorisches Ge- 
setz veranlassen, wodurch dem Anzeigenbeweis die gebührende Sanc- 
tion erlheilt wird. — e) Eine zweckmassige Bekanntmachung der 
verhlngten Strafen (S. 45.) nennt der Verf. ebenfalls mit Recht als 
ein Mittel zur Verminderung der Verbrechen und es ist folgender 
Sali aus dem Leben gegriffen: 

„Seht hanfig kommt ei vor, dats oft bestrafte Subjecteiich in entferntere 
fleganiin wenden, dort neue Yenarnehen begehe» and dann, weil man frü- 
here Besttafuagea weht kennt, mit einer sehr gelinden Strafe belegt wer- 
den, wahrend dai erkennende Gericht, von den früheren Bestrafungen unter- 
richtet, auf vieljahriges Zuchthaus ernannt und solche Subjecte auf lange 
Zeit «nsehadlieh gemacht haben würde." 

Dieses ist aber nicht 6tt einzige Vortheil, sondern es wffrde 
aueti das PeWicum vor den einmal Bestraften gewarnt und diese 
selbst dflrften sich zum Tfceil des Verbrechens enthalten, wenn sie 
noch EhrgeftlM habe« und ihren Namen nicht in den Öffentlichen 
Buttern gebraudmarkt sehen machten. 

Dr. Lvdw. v. Jagemann. 
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Ein Wort für ein neue« Ehescbeidirngsgesetz. Sendschreiben 
an den Verfasser der Schrift: Die Sitte ist besser als das Gesetz. 
Berlin, 1842. 

Wir haben kürzlich die Schrift, deren der obige Titel gedenkt, 
in diesen Jahrb. S. 846- ff', angezeigt. Die vorliegende sucht die- 
selbe zu bekämpfen. Wir unsererseits können diese Tendenz nur 
billigen, und müssen dem Verf. (einem Geistlichen) nachrühmen, dass 
er das Werk in wahrhaft christlichem Geiste und ausgerüstet mit 
Einsicht und Erfahrung unternommen habe. Doch fehlt es ihm leider 
an der Gewandtheit und Schärfe der Darstellung und Entwicklung, 
wie sie der von ihm angegriffene Schriftsteller bewährt hat; der Be- 
sitz dieser Eigenschaften würde seiner Bekämpfung einen höheren 
Grad von Kraft verliehen haben. Seine Forderungen an das neue 
Gesetz, welches er als nothwendig erkennt, sind, dass die Zeit, in- 
nerhalb welcher die Ehescheidnngsproeesse geführt werden, verlän- 
gert, dass die Wiederverheirathung des schuldigen Theils erschwert 
und nur solche Gründe für die Scheidung beibehalten werden sollen, 
welche das innere Leben der Ehe angehen, den sittlichen religiösen 
Boden derselben betreffen. Ref. stimmt mit dem Verf. in diesen 
Forderungen ganz überein; aber ihre Begründung ist bei demselben 
nicht immer' genügend; er hat leider seiner Schrift allzu sehr den 
Gharacter eiuer Flugschrift aufgedrückt. Wie sehr dies der Fall 
sei, zeigt z. B. was der Verf. S. 31. tfber die Frage sagt, ob die 
Sühneversucbe der Geistlichen vor oder nach dem Anfang der gericht- 
lichen Verhandlung Statt finden sollen. Die kaum 16 Zeilen, welche 
er darüber sagt, sind doch bei einer so wichtigen Frage gar zu dürf- 
tig und oberflächlich. Wir verweisen den Verf. auf die gehaltvol- 
len Untersuchungen seiner Standesgenoslen, deren wir oben S. 849. t 
Erwähnug gethan haben. — Uebrigens machen wir die Beobachter 
der Entwicklung des Eherechts in Preussen auf den Aufsatz in der 
Beilage z. Allgem. Preuss. Staatszeitung Nr. 13. v. 11. Nov. d. J.: 
„Die Preussischen Gesetze über die Ehescheidung" aufmerksam. 

20. 



Das Wissensnöthigste für das Expeditions- und Gescliäfts- 
leben. Ein alphabetisch -geordnetes Handbuch insbesondere für 
Beamtete, Expedienten niederer und höherer Gerichte, angehende 
Juristen, Stadträthe, Communalbearotete, Gemeindevorstände, Dorf- 
richter (Schulzen), u. überhaupt alle, die öffentliche Aeroter ver- 
walten; so wie für Kaufleute, Agenten und Geschäftsmänner jeder 
Art, u, s. w. Naeh den neuesten gesetzt. Bestimmungen für Sach- 
sen, Preussen, Oesterreich u. s. w. bearbeitet im Vereine mit 
mehreren Rechtsgelehrten, Geschäftsmännern und Lehrern an 
Gewerbschulen v. Fried. Bei u. Meokel, Aktuar o. Notar, Vert 
v. „Sachsens Polizei c * und „Handbuch des Gensdarmerie- und 
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niedern Polizeidienstes." Erster Bd. („Abbreviaturen bis „Loqis- 
d'or" u. „Supplement.") Leipzig, 1842. 

Ref. hat ans dem übermässig langen Titel da, wo das erste u. s. w. 
steht, folgende Worte ausgelassen: „Zugleich auch ein Hilfsmittel 
für Jedermann, um sieb in allen nur denkbaren gerichtlichen Ange- 
legenheiten und Fällen des Geschäftslebens augenblicklich Ralbs zu 
erholen, und alle dahin einschlagenden schriftlichen Arbeiten selbst 
zu fertigen." — Schon aus diesem Titel ergiebt sich, dass das 
Buch ftir die Wissenschaft völlig indifferent sey. Aber für das Ge- 
schäftsleben könnte dasselbe immerhin recht nützlich seyn, da in 
diesem natürlich sehr oft das ßedürfniss eines solchen Rathgebers, 
namentlich bei Nichtjuristen, sich zeigt. Fragen wir nun, ob das 
vorliegende Buch diesen Nutzen gewähren könne, so ist zuvörderst 
gegen die Auswahl der Artikel nur Das einzuwenden, dass das Juri- 
stische dabei zu sehr vorherrscht. Was aber die Bearbeitung an- 
langt, und zwar namentlich der uns hier zunächst interessirenden 
juristischen Artikel, so wird mau «ich einen Begriff von der Quali- 
fikation 6es Redacteurs und seiner Gehülfen zu diesem Unternehmen 
machen können, wenn Ref. hiermit eröffnet, dass die wichtig- 
sten civilproce88ualischen Artikel von den Collegien- 
dictaten'eines Lehrers des Processes auf der Universi- 
tät Leipzig wörtlich abgeschrieben sind!!! Dies gilt be- 
sonders von den Artikeln: Beweis, (soweit vom Beweisverfahren die 
Rede ist,) Documente, Einlassung, Einrede (grösstenteils), Gerichts- 
stand (theilweis'e)f Klage (grösstenthejls). Solche Art, ein Buch zu 
fabriciren, richtet sich selbst und daher kein Wort weiter über Ein- 
zelnes, obwohl Stoff genug dazu vorhanden wäre. 49. 



1) Prenssens gerichtliches Verfahren in Civil- nnd Kriminal- 
Sachen« Ein Auszug aus deu darüber bestehenden Gesetzen, 
insbesondere aus der allgera. Gerichtsordnung, der allgem. Depo- 
sital-Ordnung, der allgem. Hypotheken- Ordnung, der Kriminal- 
Ordnung, dem Stempelgesetze u. s. w., nebst einer Einleitung, das 
Studium angehender praktischer Juristen und deren Laufbahn be- 
treffend. Dritte, völlig umgearbeitete, und mit Rücksicht auf die 
neueren and neuesten Bestimmungen ergänzte und verin. -Auflage. 
Köln am Rhein, 1842. 

2) Die Gerichts- Verfassung u. der Civil-Prozess in Prenssen. 
Ein Handbuch für praktische Juristen von Jörn. Evelt, K. Pr. 
Land« u. Stadtger.-Direktor. Arnsberg, 1843. 

Ref. freut sich, zwei Werke anzeigen zu können, welche sich 
vor den leider nur zu gewöhnlichen Bearbeitungen des Preussischen 
Rechts sehr vorteilhaft auszeichnen. Sie sind nicht blosse Gesetz- 
conipilatiouen. Die Verff. haben beide den Zweck, durch eine klare 
Darstellung des Processes vorzüglich angehenden Juristen einen 
sichern Leitfaden beim Stadium und beim Eintritt in das practische 
Krit Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. XI. 66 
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Labet zu gebe». Der Verf. der ersten Schrift will zugleich auch 
den Nichtjuristen ein Hilfsbuch darbieten. Sie unterscheiden sich in 
der Ausführung ihVer Absichten hauptsächlich dadurch, dass der Verf. 
von Nr. 1. (abgesehen davon, dass er auch das Criminal- Verfahren, 
Deposital- und Hypotheken- Wesen milumfasst,) ausführlicher ist und 
auch auf die Literatur fiberall sorgfältig Rücksicht nimmt, wahren** 
der Verf. von Nr. 2. mehr eine Uebersicht giebt, auf das Detail sich 
aber nicht so einlässl, wie jener, nnd nur selten Schriften Anderer 
anzieht. Dagegen ist die Darstellung in Nr. 2. etwas freier unt* 
mehr auf die Belehrung berechnet, als die in Nr. 1. 9 welche eher 
den Character eiues Auszugs aus den Gesetzen — wie sie sich auch 
nennt, — an sich trägt, als den eines eigentlichen Lehrbuchs. Dieser 
Unterschied erklärt sich daraus, dass dio Schrift Nr. 2. aus den Vor- 
trägen entstanden ist, welche ihr Verf. seit einer Reihe von Jahren 
den zu ihrer Ausbildong dem Gericht, welchem er vorsteht, über- 
wiesenen Auskultatoren und Referendarien Ober alle Tbeile des for- 
mellen und materiellen Rechts gehalten hat Wie dieses Streben, 
auch ausser dem Kreise seiner eigentlichen Amtspflicht nützlich ze 
Werden, dem Verf. sehr zur Ehre gereicht, so verdient auch seine 
Arbeit Empfehlung. Doch hat sie freilich an dem Buche unter Nr. 1. 
einen gewichtigen Konkurrenten, welcher durch die oben angege- 
benen Eigenschaften in einem weiteren Kreise Freunde sich ver- 
schaffen wird nnd, wie die schnell auf einander gefolgten Auflagen 
(die istc erschien 1825., die 2te 1833.) zeigen, bereits in grosser 
Zahl gefunden hat. Für den auswärtigen Juristen, welcher eine Ueber- 
sicht des Preussiscben Processes sucht, ist das letztere Werk schon 
wegen seiner grosseren Vollständigkeit empfehlenswerther. Es ent- 
halt, ausser der schon auf dem Titel bemerkten Einleitung nnd dem 
ebendaselbst genügend bezeichneten Hauptinhalt, anhangsweise neck 
Mehreres, was erwähnt zu werden verdient, namentlich: einen Auf» 
satz des verslorb. Geh. Oher-Revis.-R. Freih. v. Trützschler nnd 
Falkenstein über die Methode zu referiren nnd zn instruirea, 
(S.57I — 584.) und Verordnungen Über die Examen der Rheinischen 
Justiz -Beamten. 20. 

1) Ueber die Wirkung des absoluten, namentlich pfarrticfceu 
Grosszehentrechtes in der Richtung gegen die in zehnthare 
Brach- und Getreidefelder gebauten kleinen Früchte. Beitrag zur 
Erläuterung des Cod. civ. Mmx. p. 2. cap. 10. §.11. samrat Wider- 
legung einer, Ober denselben Gegenstand von dem k. Adr. Freih. 
v. Doprel veröffentl. Abhandlung. Von JEolu €tee>» Winmet, 
k. Adv. in Regensburg. Regensburg, 1841. 

2) Weitere Abhandlung über Zehent bei Veränderung des 
Feldbaues nach bayer. Rechte* Von J#h. Cteo» Winntet 
k. Adv. n. s. w. Ebenda*, 1841. 

3) Ueber Zehent nach bayer« Rechte. Epistel an den Schreiber 
des Anfsatxes über denselben Gegenstand in Nr. 21« der BNrtter 
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f. Rechtsanwendung, Jahrg. 1841.» vom Verf. der Abbandlongen 
üb. absolutes Zebentrecht u, Zehnt b. Veränderung d. Feldbaues. 
Eben das., 1842. 

4) Die Folgen der Zehentprozesse zwischen Pfarrern nud 
Pfarrkindern als Beiträge zu den Abhandlungen „über Zebent" 
von den k. Adv. „Wisnet u. v. Duprel" in Auftrag u. Zustimmung 
des Landkapitels Hohenwart von dem Pfarrer J. Schwtndl* 
Neuburg a. D., 1842. 

Der Cod. civ. Max. setzt P. 2. c. 10. §• 3. n. 3* u. §. 25. n. 6. 
in Bezug auf den Kleinzehnt fest, dass derselbe nur dort, wo er, 
und nur in dem Maasse, in welchem et hergebracht worden ist, ge- 
geben werden solle, und zwarso, dass kein Schluss von einer Frucht- 
gattung auf die andere, kein Schluss von einem Felde auf das andere 
gelten, vielmehr der Grundsalz: tantum praescriptum, quantum pos- 
sessum streng zur Anwendung kommen, und daher der Zehntherr in 
jedem einzelnen Falle der Kleinzehntforderung beweisen soll, dass 
er den Kleinzehnt und zwar gerade von der in Frage stehenden 
Frucht und gerade auf der in Frage stehenden Scholle seit 30 Jahren 
ohne Widerrede genommen habe. Nun bestimmt aber dasselbe Gesetz* 
buch P. 2. e. 10. §. 11. ». 7., dass „die in zehntbaren Feldern gemach« 
ten Auffange wie das Feld selbst ausgezebntet werden" sollen. Auf- 
finge sind nämlich Brach- nnd Getreide -Felder, welche nicht mit 
Getreide bebaut oder in der Brache gelassen, sondern mit grünen 
Früchten bebaut worden sind und ihren Namen daher erhalten haben; 
dass sie ehemals zur Abhaltung des Wildes mit Zäunen, Pfählen oder 
Gräben umfangen worden sind. Bei der Vergleichung dieser letz* 
teren gesetzlichen Bestimmung mit jenen ersteren Vorschriften des 
Gesetzbuchs ist die Frage entstanden, ob, wenn in zehntbare Brach- 
oder Getreide-Felder statt des Getreides grüne Früchte gesäet oder 
gepflanzt worden sind, der Grünzehnt an die Stelle des Getreide- 
zeh nls trete, oder ob in einem solchen Falle das Zehntrecht rohe, 
wenn nicht der Grünzehnt auf den Auffangen speeiell und so, wie es 
die oben zuerst angegebenen Vorschriften festsetzen, hergebracht 
•ey; — mit anderen Worten : ob die obige letzte, Stelle des Gesetz- 
buchs von den zuerst angeführten Vorschriften eine Ausnahme mache 
oder nicht. Die verschiedene Art, .auf welche diese Frage beant- 
wortet werde, hat zu einer für die Praxis buchst wichtigen Contro- 
verse geführt. Für die erste Alternative der aufgeworfenen Frage 
ist der Verf. der unter Nr. 1. 2. n. 3. aufgeführten Schriften auf- 
getreten und hat in denselbea die Vertbeidiger der zweiten Alterna- 
tive, namentlich v. Duprel, zu widerlegen gesucht. Dies «ist ihm 
nach des Ref. Ansicht vollständig gelungen; seine Ausführungen 
zeugen ebenso von gründlicher Kenntniss des Bayer. Rechts, auch 
des gemeinem in dieser Lehre, wie von richtiger Auffassung der Ver- 
hältnisse und von der Gabe klare* Entwicklung. Nur die mit unter- 
laufenden Persönlichkeiten hätte er vermeiden seUea; ist er auch 
von seinen Gegnern durch solche jptreUt worden, so rechtfertigt 
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doch ihn dies nicht bei dem Gebrauche gleicher Waffen; was man 
an Anderen tadelt, soll man* nicht selbst ihnen nachlhun. — Die 
Schrift unter Nr. 4. macht auf die grossen Gefahren aufmerksam, 
welche durch die Zehntprocesse für das materielle Wohl der Geist- 
lichen und besonders für ihr Verfcaltniss zu ihren Pfarrkindern ent- 
stehen. An der Dringlichkeit dieser Gefahren wird nicht leicht 
Jemand zweifeln. Zu einer Erledigung der Zweifel vom rechtlichei 
Standpuncte aus hat der Verf. nichts beigetragen. 23. 



Das Württembergische Landrecht yom 1. Juni 1610. Nene, 
mit Paragraphenzahlen versehene Ausgabe, unter Zugrundeleguag 
der ersten Ausgabe v. 1610* und mit Benützung der be treffend ci 
Archival-Urkunden besorgt von Chr. H. Rieeke « Univ.-Amln. 
zn Tübingen, iste Lief. Stuttgart, 1842. 

Das dritte und letzte Landrecht von Württemberg, welches in 
Jahre 1610. unter dem Titel: „Des Herzogthumbs Württemberg 
Ernewert Gemein Landrecht" publicirt wurde, hat eben weil es i** 
letzte geblieben ist und eine weitere Revision nicht erfahren hat, fir 
die Praxis eine hohe Bedeutung. Die bisherigen Ausgaben desselben 
liessen jedoch mehr oder weniger zu wünschen übrig, wie sich wtU 
Jeder überzeugt haben wird, der sich derselben bedient hat. Die 
vorliegende stereotypste Ausgabe entspricht aber allen den Anforde- 
rungen, welche man billiger Weise machen kann. Sie ist zuver- 
lässig, mit kritischer Genauigkeit bearbeitet und bequem. Ref. kam 
ihre Vorzüge nicht bestimmter angeben, als wie sie der Wahrheit 
getreu von dem Herausg. selbst bezeichnet sind. Die Paragraph«! 
sind zum ersten Male fortlaufend numerirt; die Originalausgabe ist 
wort- und buchstaben- getreu wiedergegeben, auch sind ihre Seiten- 
zahlen überall bemerkt; alle Druckfehler derselben sind genau ab- 
gegeben und berichtigt; die im K. Staatsarchiv befindlichen, das 
Landrecht betreffenden Originalurkunden sind seit der 2tea Ausgase 
von 1626* zum ersten Male wieder gewissenhaft benutzt; es ist atf 
die entsprechenden Stellen des ersten und zweiten Landrechts in den 
dazu geeigneten Fallen verwiesen; die nur erwähnte zweite, dit 
korrectste unter den filteren Ausgaben ist besonders berücksichtigt; 
die Korrectnr ist sorgfältig gehandhabt und Typen und Format sind 
für den Handgebrauch bequem eingerichtet worden. — Zu dieses 
inneren Vorzügen kommt noch der eines billigen Preises (l^Thlr.). 
Ref. steht daher nicht an, diese Ausgabe auch den ausser WürUeav 
berg lebenden Juristen, welche sich für die Deutschen Partikularrecht« 
interessiren, angelegentlichst zu empfehlen. 38. 



1. Allgemeines Criminal-Gesetzbuch für das Königreich Han- 
nover sammt den Gesetzen über die Bestrafung des Wilddiebstabb 
und des Fisch- und Krebsdiebstahl*, mit den durch die ständisch*« 
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Beschlüsse herbeigeführten Abänderungen des früheren Minisleriat- 
Entwurfs nebst den Motiven« sowie mit erläuternden Anmerkungen 
herausgegeben von JH% K« Schlüter, K. Hannov. Justizrathe. 
Lüneburg, 1842. 

2. Erörterungen und Abhandlungen ans dem Gebiete des 
Hannoverschen Criminal- Rechts nnd Criminal-Processes. 
Herausgegeben von C. F. K. A. v. Bothmer, K. Hannov. 
Ober Appellali onsrathe zu Celle, Ritter u. s. w. Hannover, 1842. 

Seitdem durch das im Jahre 1840* publicirte Criminalgesetz- 
buch und die diesem bald nachgefolgten Gesetze Aber das Verfah- 
ren in Criminalsachen und die Rechtsmittel im öffentlichen Interesse 
das Criniinalrecht sowohl als der Criminalprocess, ersteres freilich 
im höheren Grade als der letztere« im Königreiche Hannover eine 
bedeutende Reform erfahren hat', scheint regsame Tbfltigkeit in den 
literarischen Bestrebungen hinsichtlich des Hannoverschen Landes* 
rechts erwacht zu sein. Diese Erscheinung ist eine durchaus er- 
freuliche, weil sie jedenfalls den neuen Rechtszustand fördern wird. 
Diese Forderung ist aber nothwendig, weil jene Gesetze ebenso- 
wenig als die anderer Staaten einer weiteren Ausbildung entbehren 
können und leider nur zu viel Stoff zu neuen Controversen, wie sol- 
ches die Erfahrung bereits gelehrt hat, darbieten. — Unter den Pro- 
ducten jener neu erwachenden Thätigkeit sind die beiden obigen 
unstreitig die bedeutendsten. Die erste Schrift hat den vielverdien- 
ten Herausgeber der Juristischen Zeitung für das Königreich Hanno- 
ver zum Verfasser. Sie ist eine sehr dankenswerte Gabe und wird 
gewiss ihrer ganzen Anlage nach den praktischen Nutzen stiften, 
welchen der Herr Verfasser vor Augen hatte. Hinter den einzelnen 
Paragraphen des Gesetzes finden sich die Abweichungen des Mini- 
sterialentwurfes, die ständischen Propositionen und die Motive, welche 
den letzteren zum Grunde liegen, abgedruckt, $o dass man also die 
für Gesetze, welche unter ständischer Mitwirkung zu Stande kommen, 
so äusserst wichtige Entstehungsgeschichte derselben sofort mit leich- 
ter Mühe übersehen kann. Dass diese Arbeit bei den vorhandenen 
Vorarbeiten eine sehr leichte war, kann denWerth der Sache selbst 
nicht mindern. Ausserdem hat der Herr Verf. erläuternde Anmer- 
kungen beigefügt, welche theils rein erklärend sind, theils verwei- 
send auf andere gesetzliche Vorschriften, tbeiJs literarisch. Sie 
sind sehr kurz gehalten,, zeugen aber von Genauigkeit, Umsicht und 
besonnenem Urtheile. — Die zweite Schrift soll nach der Vorrede, 
worauf der Titel so leicht nicht schliessen Ifisst, eine in zwangslosen 
Heften erscheinende Zeitschrift sein und einen Centralpnnkt für wis- 
senschaftliche und practische ErOrternng des Hannoverschen Crimi- 
nalrechts bilden. Um thätige Mitwirkung bittet der Herr Herausgeber 
neben den Praktikern die Mitglieder der Landes- Universität und 
anderer deutscher gelehrter Corporationen. Erörterungen des Han- 
noverschen Criminalrechts und Criminalprocesses von theoretischer, 
praktischer und criüscher Seite sollen den Gegenstand des Werkes 
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bilden, Alles übrige aber ausgeschlossen bleiben. Eio solehes Un- 
ternehmen, Aber dessen Werth und Bedeutung kein Wort hinzuge- 
setzt zu werden braucht, kann unmöglich in bessern Händen liegen 
als in denen des Hrn. v. Bothmer, welcher Vorsitzender im Crimi- 
nalseaate zu Gelle und daneben besonders im Gebiete der Strafrechts- 
Wissenschaft als Schriftsteller bereits rühmlichst bekannt ist, und Bef. 
gesteht offen, dass es ihm sehr leid thuu würde, wenn der von den 
Hrn. v. Bothmer dahin gerichtete Wunsch, dass er aus seiner jetziges 
Stellung im Laufe der Zeit heraus und in die eines blossen Mitarbei- 
ters treten niftge, in Erfüllung gehen sollte. — Die beiden Abhand- 
inngen, welche das erste Heft briugt sind vom Herausgeber der Zeil- 
schrift. Die erste bebandelt die Lehre vom rechtswidrigen Vorsatze 
und der Fahrlässigkeit nach den Bestimmungen des Hannoversches 
allgemeinen Criminalgesetzbuchs. Nach der Gonstraction des Be- 
griffs und allgemeinen Bemerkungen gebt der Herr Verf. auf die 
Anwendung über, welche jene Lehre im besondern Theile des Ge- 
setzbuches gefunden bat Diese Untersuchung ist ebenso schwierig 
als interessant, duldet jedoch nach der Tendenz dieser Blatter keine 
weitere Besprechung, da diese zu weitlftuftig ausfallen müsste. Die 
zweite Abhandlung betrifft die Bechtsmittel und. Beschwerden in Cri- 
minalsachen und bildet einen Bettrag zur Erklärung der neuesten, 
das Strafverfahren betreffenden Gesetze. Dass der Herr v. Both- 
mer in dieser Abhandlung die Frage, welche in neuester Zeit im 
Vaterlande sehr berühmt geworden ist, ob nämlich dem Gesetze aber 
die Zulüssigkeit der Bechtsmittel im öffentlichen Interesse eine rück- 
wirkende Kraft zugeschrieben werden dürfe, gar nicht berührt hat, 
was doch so nahe lag, ist gewiss Vielen anderen wie dem Ref. auf- 
gefallen, erklart sieb aber wobl aus der Stellung, welche der Herr 
Verf. im Öffentlichem Leben, als zukünftiger Richter in einem sehr 
wichtigen Griminalprocesse, einnimmt. — Wie man aueh bei nähe- 
rer Prüfung über einzelne Punkte der angestellten Untersuchungen 
denken möge, im Allgemeinen wird man dem Hrn. Heransgeber 
nachrühmen müssen, dass er mit einer Besonnenheit, einem Scharf- 
sinne ttnd einem praktischen Takte gearbeitet habe, welche sieb nicht 
allzu häufig vereint finden, und somit kann Ref. dieser Zeitschrift, 
welche, wenn sie in der Art wie sie begönnen ist, fortgesetnt wird, 
auch volle Beachtung im Auslande in Anspruch nehmen durfte,, aar 
den gedeihlichsten Fortgang im Interesse der Wissenschaft und des 
Rechtslebens im Königreiche Hannover wünschen. 17. 
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ID. Berichte über reehtewissen- 
sehaflliche Zeitschriften. 

Archiv des Criminalrechts. Jahrg. 1840. Stck. 1. S. 1—157. 
Stck. 2. S. 159—322. Stck. 3. S. 323—483. Stck. 4. S. 485—627. 
(Vgl. Jabrb. 1840. S. 371. f.) 

L Der Emiwar/ eine* St.-G.-B. für dm* Kbnigr. der Niederlande und dm 
St.-G.-B. für dm* Kbnigr. Sardinien *. 1819., angezeigt wem Mitter» 
maier. 8. 1— 34. 
Nachdem der Verf. »ich über die Einrichtung, durch welche man in Frank- 
reich im J. 1832. die Mingel dei Code p/nal hat beteiligen wollen, — nämlich 
die Bestimmung, daes die Gerichte durch den Ausspruch der Jury, dan Milde- 
rungsgründe vorhanden seyen, verpflichtet werden, von der ordentlichen Strafe 
abzugehen, — - verbreitet hat, betrachtet nnd kritisirt er die obigen Gesetz- 
bücher. Sic gehören Staaten an , deren Strafrecht an f den Code penal gegründet 
iit, welche aber keine Geschwornengerichte haben, weihalb denn eine Milde- 
rang der Harten des Code auf andere Weite , alt auf die In Frankreich fest- 
getetste, vertucht worden iit 

II. IX. Beitrage %ur Lehre von der Fälschung nmeh dem neuen Württemberg. 

St.-G.-B. Vom Ober - Juetisrath Dr. v. Zirkler %u Tübingen. 

8.35—63. S. 238— 268. 
Et handelt tich hier um die Anwendung des Art. 19t. det Wflrtt. St.-G.-B. 
Der Verf. vertheidigt die Anticht, dast nach dietem St-G.-B. ebenso wie nach 
dem gemeinen Rechte sowohl die Bewirkung einer dem Inhalte nach faltchen 
Urkunde, alt der wissentliche Gebrauch derselben, um sich damit einen 
nach Recht und Gewohnheit begründeten Anspruch auf den Glauben Anderer tu 
verschaffen , bei öffentlichen Urkunden rein aus dem Gesichtspunkte einer Fäl- 
schung su würdigen und zu beurtheilen sey. Mit besonderer Sorgfalt sind die 
Ausspruche des Rom. Rechts behandelt. 

III. Beitrag zu dem Beweise der fortdauernden Gültigkeit de* Art. 22. 
der peini. G.-G. y mit specieller Berücksichtigung der in nene*ter Zeit 
dagegen vergebrachten Gründe. Von L u dw. Franz Gott Heb Kn o rr % 
Gfterz. Heu. H.G.R. in Giessen. S. 64—96. 

Der Verf. führt seine Ansicht von der Uasulässigkeit dos Indicientoweises 
cur VerurtheUung vorzüglich gegen Bauer am. Der tpccietle Inhalt der Ab- 
handlung ergiebt sich aus den folgenden Uebertehriften der Paragraphen, in 
welche sie zerfallt; $. 1. Einleitung. $. 2, Die Hälftrechte haben auf die Beant- 
wortung der vorliegenden Frage durchaus keinen Eiaiuss. $. 8. Der Art. 22. der 
C. C. C. lasse nur eine Verurtheilung auf eignes Bekennen oder Ueberfdhreng 
durch zwei gute Zeugen su. f. 4. Widerlegung anderer Ablichten, vorzüglich 
der, data eine Verurtheilung auf unvollständigen, natürlichen und künstlichen 
zusammengesetzten Beweis gebaut werden dürfe. $. 6. Grundsätze hinsichtlich 
des Beweises des dolus und des Thatbestandet, namentlich des letztern, inso- 
weit er sieh als Wirkung einer erwiesenen verbrecherischen Handlung heraus- 
stellt. $. 6. Die in der Folge geschehene Abschaffung der Folter hat an den 
Bestimmungen des Art. 22. der C. C\ C\ nicht das Mindeste geändert; die von 
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Bauer dagegen vorgebrachten Gründe sind anhaltbar: 1) lein Princip ist falsch, 
denn die Folter war keine Bedingung für das Verbot des Indicienbewtises. §. 7. ' 
2) Die Folter war nicht einmal die einzige Veranlassung des Verbots des tndicien- 
beweises, sondern hauptsächlich die Tröglichkeit des letzteren. §. 8. Beweis, 
dass der Gesetzgeber bei Aufhebung der Folter nicht einmal die Aufbebung des 
Verbotes des Indicienbeweises beabsichtigt habe, und dass namentlich die durch 
die letztere eröffnete Beweisquelle in mancher Beziehung viel weiter reiche, alt 
die durch die entere unterdruckte. §. 9. Die Gesetzgebung der ehemaliges 
Landgrafschaft Heisen - Darmstadt stimmt mit den seither erörterten Grund- 
sätzen vollkommen überein. §. 10. Diese Grundsatze können auch nicht durch 
Gerichtsgebrauch abgeändert werden. 

IV. Ueber die G ranze zwischen civilrechtlichem und criminellem Betrugt* 
Von Dr. Gut t. Geib, Prof. in Zürich. S. 97—134. S. 195—222. 

Einer Betrachtung der über diesen Gegenstand aufgestellten verschiedene» 
Ansichten folgt eine weitere Ausfuhrung der MittermaieHachen Theorie. Der 
Verf. erörtert demgemäss folgende Requisite zum Thatbestand des strafbaren 
Betrags: dass er gegen ein einzelnes, bestimmt nachweisbares Zwangsrecht det 
Betrogenen gerichtet und dass die Verletzung dieses Rechts durch absichtliche 
Täuschung l»ewirkt worden sey. Rücksichtlich der Beschaffenheit dieser Täu- 
schung stellt er die Regeln auf: der Betrug ist unbedingt, gleichviel plump 
oder fein, in allen denjenigeu Fällen strafbar, wo der Betrogene nach Maasagabe 
der jedesmal herrschenden Volksansichten , eine Täuschung gar nicht erwarten 
konnte; in allen übrigen Fällen kann der Betrug gewöhnlich nur zu crvilrecat- 
lichen Ansprüchen berechtigen, eine Strafe aber blos dann begründen, wenn er 
in der Art angelegt wurde, dass nach der ganzen Individualität des Betrogenen 
zu vermuthen igt, derselbe sey, mit Rücksicht auf die von ihm bei anderes 
Gelegenheiten bewiesene Klugheit, nicht im Stande gewesen , die Täuschung au 
durchschauen-. Nach diesen Grundsätzen will der Verf. nicht blos den positiven, 
sondern auch den negativen Betrug beurtheilt wissen. — Vgl. übrigens Jahrb. 
184t. S. 625. ff. 

V. Dritter Diebstahl. Geständniss auf Denunziation von Mitgefangenen. 

Vergleichung von Urlheilen nach fron zosis ehern und deutschem Rechte. 
Vom Am tut. r. Jagemann in_ Heidelberg. S. 135 — 157. 

Mittheilung eines Fallet, welcher an sich zwar nicht von besonderer Bedeu- 
tung ist, dieselbe aber durch die umsichtige und höchst lehrreiche Behandlung 
des Verfs. erhält. Die Vergleichung der Urthcile fallt zum Vortheil des Deut- 
schen Verfahrens aus. 

VI. Ueber Consummation des Diebstahls nach dem gemeinen Rechte und 
den neuesten Deutschen Strafgesetzgebungen. Von W-ackter. 
S. 159—194. 

Nach einleitenden Bemerkungen über die verschiedenen Theorien und den 
Sieg, welchen die Apprehensionstheorie auch in den wichtigern neueren Deut- 
schen Gesetzgebungen davon getragen hat, sucht der Verf. die Conseqnenzen 
derselben genau festzustellen, und nachzuweisen, was nach derselben zur Con- 
summation des Diebstahls theils erforderlich,' theils hinreichend ist. Es kommt 
dabei lediglich auf die civilistischen Grundsätze über Besitzerwerb und Besitz- 
verlust durch eigenmächtige Ergreifung einer Sache an. 1. Es reicht aar 
Vollendung des Diebstahls nicht hin , dass der Dieb sich blos in die Gegenwart 
der Sache versetze, die er stehlen will. 2. Er muss die Sache wirklich er- 
griffen und dadurch vollständig in seine Gewalt gebracht haben. S. Kr roass 
die Absicht haben, die Sache, welche er ergriffen hat, sich zuzueignen, sie za 
diesem Zweck mit sich hin wegzunehmen. 4. Hat er sie in dieser Absieht wirk- 
lich ergriffen, so ist der Diebstahl vollendet. Diesen Satz führt der Verf. in 
Anwendung auf einzelne zweifelhafte Fälle, besonders gegen v. Zirkler, 
weiter ans. — Vgl. unten Nr. XXI. 
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Vni. Ueber dm Einfluss der Deutscht* Bundesverfassung auf die Straf* 
rechtspflege der Einzelstaaten. Vom Hefft e r. S. 223—337. 

Der Verf. zeigt den Charaeter und Zweck der von dem BnndeiUg gefassten, 
die Strmfrechtspflege betreffenden Beschlüsse nnd verweilt am längsten bei den * 
Beschlössen v. 13. Nov. 1834. u. 5. Nov. 1835. , das Verbot der Actenvenendang 
zur Abfassung von Erkenntnissen in Criminal- nnd Polizei-Sachen betreffend. Er 
bemerkt namentlich, dass die Einholung von Gutachten als verboten nicht zu 
betrachten sey, und giebt an, wie sich eine Facultas zn verhalten habe, wenn 
es zweifelhaft sey, ob sie in einer Sache erkennen könne oder nicht. 

X. Praktische Bemerkungen in Bezug auf die Anwendung der Verhaftung 
wegen Gefahr von Collusionen. Vom G herzogt. Hegt. Criminalrichter 
Sötlner zu Giessen. 8. 269 — 303. 

Der Verf. verbreitet sich über die Mittel, durch welche Verhaftungen wegen 
Collusionen In vielen Fallen vorgebeugt werden kann, ober die Ausführung der 
Haft, Ober die Nothwendigkeit der Prüfung und fortwährenden Controle solcher 
Verhaftungen durch das vorgesetzte Gerichtscollegium, über die Mittel zur Ver- 
kürzung der Dauer des Untersuchungsarrests, über die Art, wie Collusionen 
Verhafteter abgeschnitten werden. Bei dem letztern Puncte spricht er über die 
Einrichtung der Gefangnisse für Angeschuldigte und über die Behandlung und 
Berücksichtigung der zur Verhinderung von Collusionen Verhafteten. 

XII. Der Entwurf eines Crimlnalgesetzbuchs für das Herzogthum Braun- 
schweig. Angezeigt von Mittermater. S. 323 — 341. 

Der Verf. characterisirt den Entwurf, welchen er als „eine höchst beach- 
tungswürdige Erscheinung " bezeichnet und als dessen Verfasser er den Geh. 
Rata v. Schleinits nennt, und prüft denselben nach verschiedenen Seiten. 

XIII. Der Reinigungseid im Criminal- Prozesse. Vom Criminalrath v. Wieck 
in Bützow. S. 342 — 373. 

Nachdem der Verf. den Ursprung des U.E., die Fortbildung desselben durch 
spatere Reichsgesetze nnd durch die Praxis, die Ansichten der Rechtsgelehrten 
nnd einige partikularrechtlicae Bestimmungen über denselben besprochen hat, 
wendet er sich zu einer Kritik dieses Eides nach den Ergebnissen der Erfahrung, 
ans dem, religiös- sittlichen und aus dem criminal -politischen Gesichtspuncte. 
Dass er sich unbedingt gegen denselben erklärt, lässt sich erwarten und nicht 
anders als vollkommen billigen. 

XIV. Praktische Bemerkungen über den Unterschied zwischen der Ermit- 
telung des objeetiven Thatbestandes beim Verbrechen der Entwendung 
und der Herstellung der Identität der den Gegenstand der Untersuchung 
bildenden Sachen; insbesondere von dem Beweise der Identität und 
seinen Wirkungen. Von F. B. Busch, Regierungsrath in Arnstadt. 
S. 374 — 394. 

Den Inhalt der Abhandlung giebt die Ueberschrift zur Genüge an. 

XV.« ' Bemerkungen über das Verhältniss präjudicieller Civil' und Criminal' 
Sachen. Von H. A. Zachartä. S. 395—409. 

Nach einer Einleitung behandelt der Verf. folgende Puncte: 1. Civilsaehen, 
welche für eine Strafsache prajudiciell sind. — 2. Falle, wo eine Criminalsache 
für eine Civilsache wirklich prajudiciell ist. — 3. Vor welchen Richter gehört 
die Verhandlung und Entscheidung des für eine Strafsache präjudiziellen Civil- 
punetes? — 4. Welchen Einiluss hat die Entscheidung der präjudiciellen Civil- 
sache auf den gtrafprocess? — Namentlich bei dem letzten Puncte weicht der 
Verf. von der gewöhnlichen Ansicht ab, doch hatten wir eine weitere Ausfüh- 
rung der seinigen nnd eine Berücksichtigung der verschiedenen möglichen Fälle 
gewünscht. 
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XVI. Ueber a llge me in e und b es ew der e Geholfen bei e+rbre *h e rn*J Un Hand- 
tuugen. Ven Dr. T. Brackenhoeft, Prieutdecenien im Heidelberg. 
S. 410—433. 

Der Verf. verneint die Frmge: ob die gewöhnlichen Unterscheidungen der 
verschiedenen Arten der Geholfen einen practischen Werth haben, und itellt über 
die Strafbarkeit des Gehulfen die Regel auf, dass sie nach Verhältnis* der- 
jenigen Strafe zu bemessen sey, welche ihn betroffen haben müsste, wenn er 
den beförderten objectiven Thalbestand als Thäter hervorgebracht hätte; dass 
Jedoch solche Rechtfertigungen und Kntschuldigungsgrunde des concreten Thä- 
ters, welche der Gehülfe gekannt, und die in der Erreichung vonZwecken bestehen, 
die auch Mim so verfolgen erlaubt, ebenfalls ihm z ur Rechtfertigung und Ent- 
schuldigung gereichen. 

XVII. Ueber die an einem Einwilligenden verübte TSdiung. Von Abegg. 
S. 434 — 441. 

Der Verf. erklärt sieh gegen die Straflosigkeit einer selchen Tedtang. 

XVIII. XXV. Die Todesstrafe nach dem neuesten Stand der Ansichten in 
Engtand, Nordamerika, Frankreich f Belgien , Dänemari, Schweden, 
Russland, Italien und Deutschland Über die Aufhebung dieser Straf ort. 
Von Mittermaier. S. 442—481. und 583—610, 

Nach einer Einleitung theilt der Verf. suerst statistische Nachrichten aber 
die seit 1834. in den verschiedenen Staaten gefällten und vollsogenen Todesnr- 
theile mit, und zeigt dann, was von Seite der Gesetzgebung in den letzten Jah- 
ren in Bezug auf die Drohung der Todesstrafe geschehen ser. (Fortsetzung folgt) 

XX. Zur Geschichte der Ausbildung der Lehre von dem sichern Geleite, 
Von Abt gg. S. 485 — 508. 
Der Verf. sucht zu zeigen, dass dorch das von Zöpfl bekannt gemachte 
Bainberger Recht die in seiner froheren Abhandlung über den obigen Gegenstand 
(Histor.-prakt. Erörterungen aus dem Gebiete des strafrechtlichen Verfahrens 
S. 152. It) niedergelegten Ergebnisse nur bestätigt worden seyen und er nirgends 
Veranlassung gehabt habe, Etwas zurückzunehmen. 

XXL Einige Worte nur Verteidigung meiner Ansieht über die Cmmbummm- 
tienßes Diebstahls. Vom Oberjustiu- R. Dr. *. Zirkle r. S. 609— 536. 
Diese Vertheidigong ist gegen den oben unter Nr. VI. erwähnten Aufsati 
T. Wächters gerichtet. Die Ansicht des Verm. geht dahin, daaa zur Vollen- 
dang des D. eine Handlung des Fortschaffen* von dem Orte, welcher die Sache 
dem Gewahrsam und der Verfugung des Bestoblenon unterwirft, gegen den Ort 
hin, wo sie der Dieb, als der eigenen Verfugung unterworfen, hinzubringen 
gedenke, gehöre. Diese Handlang mdsse nicht nur möglich seyn , sondern stach 
angefangen haben, oder so weit gediehen seyn, dass sie aar der reinen Fort- 
setzung bedürfe, am den diebischen Endzweck sa erfüllen, wenn das) Verbre- 
chen als conrammirt angenommen werden soll. 

XXII. Bemerkungen, die Merkmale der Unterschlagung, namentlich den 
sofortigen Ersatz betreffend. Von J. Scholz dem Drillen. S.637 — 554. 

XXIII. Ueber den Werth und die zweckmässigste Einrichtung der s.g. Haupt- 
berichte. Von F. Nbllner, Criminalrichter zuGiessen. S. 555— 564. 

Der Verf. macht zur Abstellung der von ihm geschilderten Mängel unsere 
Untersuch ungs - Verfahrens folgende Vorschläge: 1) Der Inquireut *aoll am 
Schlosse des Verfahrens einen Hauptbericht an das entscheidende Gericht ern- 
tenden, welcher einen vollständigen Vortrag dos thatsachliehen Ergebnisse* 
der Untersuchung, insbesondere aber die rechtliche Darlegung des Beweises und 
des Grades desselben enthält. 2) In diesem Vortrag mtisste zugleich b e s timmt 
angegeben weiden, welches Verbrechens der Angeklagte beschuldigt wird. 
8) Der Vortrag müsste nach vorheriger Einsicht des artheilenden Gerichts, sss 
eine definitive AnkJageocte dem Angeklagten oder d e s s e n Vertheidiger Toflctan 
dig eröffnet und diesen dadurch joder Zweifel, welchen Gesichtansmet , 
Gericht der Entscheidung zum Grande legen werde, benommen werden« 
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XXIV. Zur Geschichte der Lungenprobe. VonH.A.Zachari#. S. 565—581. 

Mittheilung Aber den Fall der ersten von Dr. Schreyer im J. 1681. ge- 
machten Anwendung dieier Probe aus der ron dieiem darüber herausgegebenen 
Schrift und aus der Schrift von Christian Thomasius: Ernsthafte aber doch 
miintere und vernunftige Gedanken und Erinnerungen über allerhand auser- 
lesene Juristische Händel (Halle, 1720.) Thl. 1. Nr. I. 

Unter Nr. XL XIX. und XXVI. sind Beurtheiluugen der neuesten crimi- 
nalistischen Schriften, namentlich der über die Fortichritte der Gefaugnissver- 
besteruug in Europa und Nordamerika, von Mittermaier gegeben. — S.482.f. 
findet sich eine „kurze Notis zur Lehre von der Bestrafung der blossen Mitwiiser 
bei dem Verbrechen des Hochverrates" vom Hofgerichtsrath Knorr. — Ein 
Beilage -Heft enthält die Beleuchtung des Württemberg. Polizei -Strafgesetzes 
v. 2. Oct. 1839. vom Prof. Ritter v. Mo hl in Tübingen (88 S.). 



Monatschrift für die Justiz-Pflege in Württemberg. Redigirt 
voa A. fitarwey» Ober-Trio, -R. Fünfter Bd. 2te (S, 177— 
352.) u. 3te (S. 353— 534.) Abth. Lodwigsburg, 1840. f. (Vgl. 
Jahrb. 1841. S. 86. ff.) 

Ueber Auslegung des Art. 289. des Straf-G.-B. Vom Ober-Justiu-Rath 
Teuf fei in Besungen. S. 177 — 190. 
Es wird die Entscheidung eines Rechtsfalles mitgethellt, in welcher ange- 
nommen wurde, dass der zweite Absatz des obigen Artikels, welcher in seinem 
Wortlaute allgemein Denjenigen Straflosigkeit verheisst, welche bei der Obrig- 
keit von Vergebungen Anzeige gemacht haben, wenn ihnen nicht wissentliches 
Aussagen einer Unwahrheit nachgewiesen werden könne) nur auf Anzeigen aus 
Rechtspflicht sich besiehe, und dass von den nicht schon all Verleumdungen im 
engeren Sinne erscheinenden Denunciationen oder Anzeigen bei der Obrigkeit 
ohne Rechtspflicht nur die mutbwilligen oder leichtsinnig grundlos vorgebrachten 
ehrenkrankenden Besuchte, dis frivolen Denunciationen unter den ersten Absats 
des angefahrten Artikels fallen. 

Ueber Art. 51. de* Straf-G.-B. Von demselben. S. 190 — 193. 
Der einsige durchgre if en de Maassstab für Bemessung der Surrogat -Strafe 
für den bleibenden oder seitlichen Verlust der bürgerlichen Ehre und der Dienst- 
rechte innerhalb der im obigen Art gegebenen beiden Rahmen ist der Werts der 
Ehrenrechte für den einzelnen Angeschuldigten. 

Der Art. HZ. des neuen Straf-G.-B. in seiner Anwendung auf die Vergehen 

gegen das Jagd-Recht, nämlich: Wilderei, Verletzung des Jagd-Rechts 

und Jagd-Bxcess. Von Finanz-Kammer-Ass. Schwab in Ellwangen. 

8. 193—205. 

Der Art 63. hat den s. g. entfernten Versuch fflr straflos erklärt Von 

den gegen diese Neuerung gemachten Einwendungen , dass sich die Grense 

zwischen Vorbereitung und Anfang der Ausfahrung schwer sieben lasse, und 

dass durch jene Bestimmung die Begehung der Verbrechen erleichtert werde, 

sucht der Verf. In Bezug auf Vergehen gegen das Jagdrecht die erstere dadurch 

an beseitigen, dasr er die Art 238. u. 313. (welche das bewaffnete Auflauern in 

mörderischer und räuberischer Absicht Ausnahmsweise mit Strafe bedrohen,) 

thüringisch auf jene Vergehen anwenden will, wahrend er das letzter« Bedenken 

als sehr gewichtig anerkennt 

Für wen gelten die Bestimmungen der Württemberg. Verfassungs-Urkunde. 
Vom #rof. R. v. MoM in Tübingen. S. 205 — 219. 
Der Verf. gelangt sn dem Resultat: „dass weder die Ansicht, es können 
auch Nicht-Staatsbürger sich auf die Bettimmungen einer V.-U. unbedingt beru- 
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fen, noch aber auch die entgegengesetzte Meinung, welcher geolü aie keinerlei 
Vortheile aus solchen für sich in Anspruch nehmen können« anbedingt richtig 
ist. Vielmehr ist in den constilutionellen Staaten eine Theilnahme von Auslän- 
dern an den durch die V.-U. gegebenen politischen Rechten rechtlich unmöglich;' 
eine Cewährung der Folgen absolut aufgesprochener Vorschriften dagegen na« 
vermcidlich; und ein Gewohuheits- Recht heisst die ausdrucklich anerkannten 
natürlichen Rechte auch bei Fremden achten. 11 

Utber die hülf weite Anwendbarkeit der Lukalsta tuten ; eine Erwiederung mmf 

die Abhandl.fles Hm. K anziert v. Wächter in dieser Zeit sehr. Bd. IV. 

S. 399.J7*. Von Prof. Dr. Hey scher in Tübingen. S. 219—262. 

Es bezieht sich dieser Aufsatt auf die auch in diesen Jahrb. 1838. S. 444. f. 

von v. Bolley und 1839. S. 145. ff. von Michaelis auf Veranlassung roa 

Schriften des Verfs. besprochene Sireitfrage: ob nach Einführung der altwürt- 

lembergischen Gesetze in den vormals neuwürttemberg. Landestheilen des K. 

Württemberg die dortigen besonderen Rechtsquellen, soweit sie mit jenen 

«besetzen nicht in Widerspruch stehen, als Quellen des geltenden Rechts za 

betrachten seyen. Der Verf. vertheidigt hier seine bejahende Beantwortaaf 

dieser Frage gegen die Einwurfe v. Wächter'«. Dieser erklärt in der dritten 

Abtheil, dieses Bdes. d. Monatschrift S. 428., dass er durch die obige Abhandlung 

seine frühere Ausführung in keinem Puncle irgend für widerlegt halte. 

Abhandlung über die putative Ehe. Von Ober - Tribunal - R. v. Fr ick. 
S. 262—312. 

Eine ausführliche Erörterung der ganzen Lehre nach dem gemeinen Recht, 
welche von den zwei Hauptsätzen ausgeht: „Alle diejenigen Rechte und An- 
spräche, welche eine wahre Ehe unter den Eheleuten, ihren Kindern nad ia 
anderer Beziehung, z. B. hinsichtlich des zusammengebrachten Vermögens 
begründet, kommen auch den in einer Scheinehe lebenden Eheleuten regelmässig 
zu Statten, und zwar nach Umständen beiden Theilen oder doch unstreitig den- 
jenigen Theil, welcher in diesem ehelichen Verhältnisse im guten Glauben 
stand ;" und: „Alle diejenigen Rechte, Vorzöge und Begünstigungen, welche 
nothwendig eine wahre Ehe voraussetzen, können von den in putativer Ehe 
lebenden Eheleuten nicht in Anspruch genommen werden.* 4 

Unter der Uebersehrift : „Fragmente* 4 enthält die zweite Abtkeil, nach 
ausser einem kurzen Aufsatz über die Strafbeniessung der Gerichte bei Verwand- 
lung der wegen Verfehlungen gegen die Forstgesetze begründeten Geldstrafen ia 
Gefängn iststrafen, von Oberamtsrichter v. Hörner in Balingen (S. 313 — 317.), 
vier Mittheilungen aus obergerichtlichen Entscheidungen: über die Frage: za 
welchen Theilen Intestat-Erben , welche in einem Testament ohne diesfallsige 
nähere Bestimmung zu Erben eingesetzt wurden, erben (S. 817 — 322.); ober 
die Frage : ob die Kinder die im Gante ihres Vaters nicht angerufenen weibliches 
Rechtswohlthaten ihrer Mutter später noch anzurufen befugt seyen, mit beson- 
derer Ausfuhrung über die Frage, in wie fern den Kindern gegen ihre filtern 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zustehe (S. 322 — 332.); über die Befug- 
niss des aufsehenden Vormundschaftsgerichts, einen testamentarisch bestellten 
Vormund zu entfernen (S. 332 — 334.), und über die Befugniss von Gerichts- 
beamten zu I Jebernahme von Vormundschaften (S. 334 — 336.). — Zuletzt fol- 
gen noch Mittheilongen aus der Literatur und ein Co rrespondenz- Artikel. 

Hat ein in administrativem Wege {nach $. 49. der Verfassung*- Urk.) zu ver- 
setzender Staatsdiener einen förmlichen Rechit- Anspruch auf V e r w e n 
düng in seinem tpeciellen Bildung*- und Berufs -Zweige? Von Prof ML 
v. Mo hl. S. 353 — 363. 
Der Verf. bejaht diese Frage aus dem Geiste der Wflrttemb. Gesetzgebung 
über die Staatsdieuer-VcrhaUnisse und aus analogen anderweitigen Gesetxe*- 
stellen. 

lieber die Beitrags - Pflicht der Orts -Einwohner und Ausmurker um dar ort- 
lichen Pflaster- u. Brücken-Geld-Abgabo in einer Ge me i nd e . Von Ober- 
amimann v 9 Stumpp in Esslingen. 8. 363—372. 
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Rechtsfall, in weichem die Lehren 1) von der Beweislast bei qualifizirten Ge- 
ständnissen, 2) von den Bedingungen, 3) von der Ordination, 4) von der 
Rechtsgültigkeit des Verzichts auf die Einrede des Betrugs, 5) von der 
Reformatio in pejus in Anregung' kamen. Ein Versuch von Qber-Justixr. 
Moriz Pf äff in Ulm. S. 372—400. 
Dieter Rechtsfall, dessen ungenügende Entscheidung in erster Instanz 
durch die der zweiten abgeändert wurde, was in der dritten Bestätigung fand, 
wird unter Mittheiiung der Entscheidungjgrüude ausführlich dargestellt. Am 
bemerk enswertheslen ist, was S. 380. f. Anin. ** ) Ober die Keweislast bei dem 
qualificirten Geständnis* gesagt wird. Es gilt nämlich bei den IVürttemb. Gerich- 
ten durch Gerichlsgebrauch der Grundsatz, dass beim qualific. Gest. diejenigen 
vom Beklagten behaupteten Thatsachen, welche zur Entstehuug des von dem 
Klager in Anspruch genommenen Rechts . nothwendig vorausgesetzt werden, 
stets Theile der Antwort bilden und, sofern sie nicht eingeräumt werden, vom 
Kläger bewiesen werden müssen, wahrend diejenigen Thatsachen, welche ein 
unstreitig existent gewesenes Recht wieder aufgehoben oder entkräftet haben 
aollen , als wahre Einreden vom Beklagten zu beweisen sind. Wenn s. B Jemand 
auf die Erfüllung eines Vertrags klagt , so liegt darin von selbst die Behauptung, 
entweder dass der Vertrag unbedingt oder dass er zwar bedingt abgeschlonseu, 
die Bedingung aber bereits erfüllt sey, weil eine Klage auf Erfüllung nicht eher 
Statt findet, als bis die Bedingung, von welcher die Gültigkeit des Vertrags ab« 
hängig gemacht wurde, eingetreten ist. Erwidert nun der Bekl., dass die Per- 
fection des Vertrags von dem Eiutrilt einer Bedingung abhängig gemacht wor- 
den sey, so enthält dies nicht das Geständnis* , dass ein gültiger Vertrag zu 
Stande gekommen sey, mit hinzugefügter Einrede oder Qualifikation, sondern 
lediglich ein Ableugnen des Klagegrundes, weshalb der Kl. seine Behauptung 
beweisen muss. 

Ueber die Anwendbarkeit der Vorschrift des zweiten Mdicts v. 18. Nov. 18ll 
//. A. $. 2. auf solche Fall -Lehen, deren Obereigenthum katholischen 
Kirchenpfründen zusteht. Von Ober-Justiz- R. v. PI essen in Stutt- 
gart. S. 401 — 408. v 
Der angef. $., nach welchem bei den, von den unter Aufsicht des Staats 
stehenden Corporationen und Stiftungen relevirenden Fall-Lehen eine Entschä- 
digung für die Aufhebung des Fall -Lehen -Verbandes selbst in die Reloitioos- 
Sumroe nicht eingerechnet werden soll,, ist auf die in der Rubrik bezeichneten 
Lehen anzuwenden. 

Etwas über die rechtlichen Wirkungen eines mit oder ohne rechtsbeständige 
Zustimmung des Ehemanns abgeschlossenen Vertrags einer in der Er- 
rungenschafts - Gesellschaft lebenden Ehefrau» Von dem Redacleur. 
S. '408 — 418. 
Ein solcher Vertrag ist (uach Württemb. Recht) nicht absolut nichtig, viel- 
mehr ist in Rücksiebt darauf, dass es sich hierbei blos um die Frage handelt, ob 
Rechte des Ehemanns verletzt sind, die Entscheidung des einzelnen Falles vor- 
züglich darauf zu basiren, ob und in wie weit durch die einseitigen Handlungen 
der Frau das Verwaltungsrecht des Ehemannes umgangen und verletzt ist« 

Sachtrag um vorstehendem Aufsatz, insbesondere über die Frage, ob und in 
wie weit eine Ehefrau ohne Zustimmung des Manns nach unserem neue- 
sten Recht durch Vertrag sich gültig verpflichten könne. Von Kanzler 
v. Wächter. S. 41*— 428. 
Der Verf. stimmt in der Haoptsache mit der in der vorigen Abhandlung auf- 
gestellten Ansicht überein, beleuchtet jedoch die Frage noch von andern Seiten 
und fährt ans, dass die Frau nur durch die Verftusserung einer Sache unter 
Lebenden in die Verwaltungsrechte des Mannes eingreife, und dass sie daher durch 
andere Verträge, z. B. dnreh Aufnahme von Darlehnen, Abschluss von Kauf- Ver- 
trägen u. a* w., sich vollkommen gültig und selbstständig, ohne alle Zustimmung 
des Mannes, verpflichten könne. Die Execution ist jedoch gegen sie sn Bistiren, 
so lange das Verwaltungsreeht des Mannes dauert, falls nkht die Frau bona 
reeepticia hat. 
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Ueber die Verpflichtung sm Emirichtung des He mdhkm* . Von Ober - Oeu- 
sistorial-Ratk Dr. Knapp. S. 428—431. 
Bezieht lieh auf frohere Aufsätze Bd. III. S. 211. ff. Bd. IV. S. 107. ff. 

Ueber die AppeUabiUt'ät bciStreit-Objecteu vom unbestimmtem Werth, nament- 
lich Servituten u. s. m. Von Ober-Trib.-Dir. v. Baur. S. 431 — 437. 

Der Verf. seigt gegen Schütz, Württemb. CiviLProcess S. 409. IT., dam 
Mich bei Streit - Objecten von unbestimmtem Werthe unter Umstanden eine 
Schätzung möglich, and dass, wenn dies der Fall, die Appellation nicht uube- 
dingt Statt finde, vielmehr darauf su sehen ley, ob die Appellation*- Summe vor- 
banden eey. 

Die Rubrik: „Fragmente 4 * enthalt in der driften Abtheilung folgende 
korse Mittheilungen : Beitrage sur Auslegung und Anwendung des WGrtt. Straf- 
Gesetsbuchea von Ober- Justiz- R. Dr. v. Zirkler füberArt.30. und aber die 
Bestrafung vorsätzlicher Körperverletzungen S. 437 — 445.)) Der Art. 71. des 
8t.G.B. in Verbindung mit den Art 69. u. 70. von Justiz - Referendar Sc heder 
(8.445 — 450.); Ueber den Gerichtsstand desContracts von Ober-Trib.-R. Dr. 
v. Scheurlen (das die Annahme der gemeinrechtlichen Praxis, nach welcher 
sur Begründung dieses Gerichtsstands erforderlich ist, dass der Beklagte bei An- 
Stellung der Klage in dem Bezirke des Gerichts, wo der Contract geschlo ss en 
worden, sieh persönlich aufballe oder Vermögen daselbst besitze, auch in Würt- 
temberg befolgt werde, S. 450 — 453.); Beitrage zum Beweis - Verfahren ia 
Gemeinde- Bürger- Rechts -Sachen (S. 463. f.). 

Die folgende Rubrik: „Gesetzgebung* -Fragen" enthält folgende 
Abhandlungen: 

Bemerkungen zu dem Entwürfe einet Gesetze* in Betreff der Verträge über 
Erbschaften und der Ehe- Verträge nebst Motiven. CStultg., 1840 J rem 
Prof. Dr. v. Schröder in Tübingen. S. 455— 474. 
Dieser sehr interessante Aufsatz zerfallt in zwei Theile. Der erste enthalt 
allgemeine Bemerkungen über Gesetzgebung, welche der Verf. aus Dem, was 
er im Studium der Gesetzgebungen der alten Welt fand, herleitet. Sie steUeu 
die Art und Weise der Abfassung der Gesetze bei Athenern und Römern dar, 
heben die Vorzüge derselben im Vergleich mit unserem Verfahren hervor »ad 
machen Vorschlage zur Verbesserung des letzteren. Wir machen auf diese gedie- 
gene Erörterung Alle aufmerksam , welche der Gegenstand ansieht. Der aweite 
Theil der Abhandlung giebt Bemerkungen zu einzelnen Artikeln de« Gesetzes. 

Bemerkungen und Wünsche für die bevorstehende Civil- Prot***- Gesetz- 
gebung. Von dem Redaeteur. S. 474—511. 
Der Verf. beabsichtigt, die von ihm seit einer Reihe von Jahren gesammel- 
ten Erfahrungen nützutheilen, als Material für die neue Legislation. Er giefat 
jetzt: I. Etwas über CoIIegial-Reschlüsse bei relativer Stimmen -Mehrheit uad 
Verschiedenheit der Ansichten über die Gründe des Erkenntnisses (S.475 — 404.). 
Der Verf. zeigt (unter Berücksichtigung der neuesten Literatur, namentlich der 
Abhandlung Heffter's), dass der Satz, es sey im Falle einer Divergenz über 
die Gründe der Verurtheüung eine absolute Stimmenmehrheit durch wiederholt* 
Abstimmungen su bewerkstelligen , im Wege der Gesetzgebung eine weitere Aus- 
bildung und wohl auch Modifieationen erhalten müsse. — II. Ueber einige Grund- 
Bedingungen eines zweckmässigen Civil-Verfahrens in den untern Instanzen , be- 
sonders Vereinfachung und Beschleunigung desselben, mit Bemerkungen über 
unsere dlesfallsigen Zustände (S. 404 — 511.). $.1. Einleitung. $. 2. Etwas über 
den Geschäftsstand der Bezirks -Gerichte. $. 3. Ueber die Grunde der Vermeh- 
rung der Prouesse bei den Untergerichten. $. 4. Allgemeines über die Abfcfilfs- 
Maassregeln gegen Prozesssucht. $. 5. Allgemeine Sätze über die Grund-Bedin- 
gungen eines schnellen und sichern Verfahrens („möglichst präcise, feste und 
kräftige Bestimmungen über die Mittel, die Parthieen au gehöriger Verhand- 
lung ihrer Streitigkeiten anzuhalten, — bestimmte und feste Vorschriften über 
die wesentlichen Stücke des Verfahrens, — gehörige Entwicklung und Aus- 
dehnung des summarischen Verfahrens." 
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Ea folgen noch & 641—510. Notixen über literarische Erscheinungen und 
S. 52t — 518. Statistisches über das Richter-Personal and Aber die Aussichten der 
lam Richter-Amte anstrebenden Jagend In Württemberg, von Ober-Justiz-R. 
Moris Pfaffin Ulm. Da» Resultat ist im Ganzen günstiger, all anderwärts. 



IT. eluristlsclie Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

191. Allgemeines Criminal-Gesetsbuch f. d. Königr. Hannover, sammt den Ge- 
setzen Aber die Bestrafung des WilddiebstaMs und des Fisch- o. Krebsdieb- 
stahls , mit den durch die Stände herbeigeführten Abänderungen des frü- 
heren Min iiterial- Entwurfs nebst den Motiven, sowie mit erläuternden An- 
merkungen herausg. von Dr. B. Schlüter, K. Hannov. Juslizr. Lüne- 
burg, Herold u. Wahlstab. XVI u. 867 S. gr. S. (lf Thlr.) 

IM. Blätter f. Rechtsanweadaag sun&chst in Bayern, herausg. von Dr. Joh. 
Adam Seufferi u. Dr. Christ. Carl Glück. 7r Bd. Erlangen, Palm u. 
Kucke. 26 Bog. (2 Thlr.) [Vgl. Jabrb.1841. S.4S0. Nr. 88.] 

294. Bopp, Adv.y — - Criminalistische Beitrüge, vorzugsweise in Mittheilung 
von Actenstücken deakwürdigerStrafrechtsfälle. Herausg. von u. s.w. lste, 
IteAbthei». Darmstadt, Kern. 140 u. 178 S. gr. S. (geh. ,^U. fThlr.) 

295. Das Kieler Stadtboch v. d. J. 1264. bis s. J. 1289. Aus der Handschrift 
herausg. von Dr. Johanna Friedr. Lucht, Rect. d. Kieler gelehrten Schuh. 
Kiel, gedr. in d. Scholbuchdr. (Univ«-Buchh. in Commiss.) SXXiv u. 70 S« 
gr. 12. (lThlr.) 

296. Denxinger, Aug., Dr. d.E., — Die Accessio possessionis nach d. röm. 
«. eanon. Rechte. Eine v. d. k. Juristenfac. Wünebnrg im J. 1889. gekrönte 
Preisschrift von u. s. w. Würsbarg, Druck v. F. K. Thein (Voigt u. Mocker 
in Commiss.) 160 S. 8. (geh. \ Thlr.) 

297. Die Bestrafung des kathol. Pfarrers Zell in Würtemberg wegen Verdacht, 
die Benedietlon einer gemischten Ehe verweigert zu haben. (Mit d. Beilage 
e. Leichenrede, gehalten auf dem Grabhügel des fränk. Courier*.) Schalf» 
bausen, Harter. 21 Bog. gr. 8. (geh. £ Thlr.) 

298. Die Staatsdiener in Kurhessen als Bürger u. Beisitzer. Sind sie verpflichtet 

Gemeinde- Abgaben zu befahlen? Beantwortet vonH Kassel, Hotop. 

19 S. gr. 8. (geh. \ Thlr.) 

299. Entwarfeines bürgert. Gesetzbuchs f. d. Gherzogth. Hessen, nebst Motiven. 
IsteAbth., ertth. die Titel: von der Beurkundung d. Personenstandes, von 
d. Ehe-, Eltern- u. Vormundschaftsrechte, u. v. <L CurateK lr u. IrThl. 
Gesetzesentwürfe. — Motive. Darmstadt, Leske in Commiss. 29} Bog. 
gr. 8. (geh. 1J Thlr.) 

300. Freiesleben, Friedr., Ade, — Handbuch der v. J. 1572. bis auf die 
neueste Zeit erschienenen noch jetzt gültigen Civil -Process- Gesetze des 
KÖnigr. Sachsen. Herausg. von u. s.w. SterThl. Leipzig, Serig. 27 J Bog. 
gr.8. (geh. 1J Thlr.) [Thl. 1-2. 1884. f. 2} Thlr.) 

301. Gesetz- u. Verordnungsblatt f. d. Königr. Sachsen. 1842. Dresden. (Leip- 
zig, F.Fleischer.) 4. (lJThlr.) 

302. Gosse, Dr.L.A. % — Das Pönitentiarsystem medidnisch, rechtlich und 
philosophisch geprüf A Unter Mitwirkung d. Hm. Verfs. ühersetnt u. ver- 
mehrt von Dr. Ad. Martiny. 2teAosg. Weimar, Voigt 21} Bog. gr.8. 
(l}Thlr.) 
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SOS. Gotthmrd, BtL, Adv. u. Not. zm Braunectoo-, — Juristische Mittheilen- 
gen für d. Bürger u. Landmann im Herzogin. Braunschweig van a. s. w. 
Braunscbweig, Leibrock, vw a. 124 S. JB. (geh. £ Thlr.) 

104. Hammerli, Abr., Notar *.*.**. tn Lenzburg, — Der Rechtafreund far 
d. Canton Aargau. .Oder: Anleitung, die im Leben vorkommenden Rechts- 
geschäfte nach den bestehenden Gesetzen und Uebungen abzuschüessea, 
(IsteAbth.) Zürich, Schultheis. 8 J Bog. 8. (geh. J Thlr.) 

SOS. Maekeldey, Dr. Ferdin., Geh. Jutt.-R. u. o. Prof. d. R.zu Bonn, v.t.n\, 
— Lehrbuch des heut. Rom. Rechts von o. s. w. Nach dessen Tode sin 
zweitenmale herausg. u. mit vielen Zusätzen versehen von Dr. Komr. Franz 
Rotthirt, Geh. Hofr. m./Vo/. xu Heidelberg , Ritter u.t.w. 2 Bde. Mit 
Original Ausg. Giessen, Heyer's Verlag. XVI u. 306. vi u. 680 S. gr.8. 
(3|Thlr.) 

306. Putz tau, Alex and., Attettor u.t.w., - Dat ungaritche Wecheetrecht 
in Bezug a. d. Landet konttitution, den Handel, die Induttrie u. den Kredit. 
Nebst einer kurzgefattten krititehen Uebertieht der Werke, welche seit 
1840. üb. d. ungar. Wechtelrecht erschienen tind. Leipzig, G. Wigaaa, 
224 S. gr.8. (geh. 1| Thlr.) 

507. Ritter, G. L„ — Handbuch s. Kenntniss der in d. Sammlang der alt- 
hessischen Landes-Ordnungen n. s. w. bis s. Ende Oktobers 1806., sowie ia 
der Sammlung v. Gesetzen u. s. w. für Kurhessen bis z. J. 1841. einschliess- 
lich enthaltenen , jetzt noch gültigen Civil - Strafbestimmnngen. 2te t 
umgearb. Aufl. Cassel, Fischer, iv u. 444 S. gr.8. (geh. ll Thlr.) 

508. Scholz, J., der Dritte, — Bemerkungen Ob. Ablösungen v. Grnndlaslea, 
Theilungen v. Gemeinheiten u. üb. Verkoppelnngea von u. s. w. Hassern, 
Weichelt. 91 8. 8. (geh. ~fr Thlr.) 

309. Staats -Lexicon od. Encjklopadie der Staatswissenschaften in Verbindsag 
mit vielen der angesehensten Publicisten Deutschlands herausg. von Carl 
v. Rotteek u. Carl Weleker. 12ter°Bd. ( Oraaien— Praxis.) iSterBd. 
(Pressfreiheit — Rheinhandel.) Altona, Hammerich. 774 u. 806 S. gr. 8. 
(geh. Snbscr.-Pr. a 7\ Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1841. S. 862. Nr. 215.] 

S10. Tarnewtky, Laditlaus, — Criminalgeschkhten nach wahren Begeben- 
heiten in Novellenform dargestellt von u. s. w. 2 Bde. Leipzig, Fort. 318 
U.318S. 8. (geh. 3 Thlr.) 

Ml. Vogel, Dr. Emil Ferd. y Privat doc.d.R.u.d. P/ t ilo$. am d.Umir. Leipzig, - 
Ein Vorschlag lur Güte in Bezug auf die Einführung und Nicht-Einfihrung 
der Öffentlichkeit u. Mündlichkeit b. Strafverfahren im Königr. Sachsen. 
Von u. s.w. Leipzig, Peter. 28 S. 8. (geh. ± Thlr.) 

312. Wisse, Dr. Wilh. Ferd., — Vorbereitung auf akademische n. Staats- 
Prüfungen in den wichtigsten u. schwersten Lehren des rom. u. gem. deat. 
Privat-, Lehn-, Straf-, Kirchen- n. Process- Rechts; entworfen für die 
Examinanden von u. s. w. lstes Heft. Das Recht der Forderungen. 2U 
verbes*. u. venu. Aufl. Halle, Mühlmann. 80 S. 8. (geh. & Thlr.) 



Berichtigung. S. 955. Z. 6. v. o. Ist statt: „der letztere " zu lesta: 
,,der erstere" [Blume]. 
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I. Recensio n e n. 

K. A. D. IJnterholziier'g qaellenmässige Zusammen- 
Stellung der Lebre des römischen Rechts von den Schuldverhält- 
nissen mit Berücksichtigung der heutigen Anwendung. Nach des 
Verfassers Tode mit einer Vorrede herausgegeben von Ph. KU 
Husjchke, d. Philos. n. b. Rechte Dr. u. der letztern o. 0. Prof. «. 
d. Univ. zu Breslau. Leipzig, 1840. (Vgl. Jahrb. 1841. S. 1121. ff.) 

Dieser zweite Theil des vorstehenden Werkes enthalt in 470 
Paragraphen, aber mit dem §. 305. beginnend, die specielle Aufzah- 
lung der einzelnen Obligationen, insofern sie nicht schon etwa ihre 
Stelle im allgemeinen Theile gefunden haben, and zwar in einer so 
grossen Reichhaltigkeit, dass z. B. die Lehre von der Mitgift fast 
neunzig Seiten (S. 405—490.), die Lehre von den Vermächtnissen 
fünfzig Seiten (S. 500 — 550.), die Lehre von der Vormundschaft 
vierzig Seiten (S. 611 — 653.) einnimmt; obwohl nur die obligatori- 
sche Seite dieser Rechtsverhältnisse hier sich dargestellt findet, wes- 
halb- auch in dieser Beziehung eine Darstellung der Superficies und 
Emphyteusis nicht fehlt. Die gewöhnliche Bezeichnung von Unter- 
abtheilungen der einzelnen Paragraphen. mit Romischen Zahlen ist 
nicht immer eine wirkliche Aufzahlung. Denn z. B. auf S. 5. finden 
wir unter Nro. IV. nur den Satz hingestellt: „von den bisher ge- 
nannten Rechten und Ansprachen wird nunmehr ausführlicher zu 
bandeln sein. 4 * Eben so hat auch dieses Werk mit andern Hand- 
bachern den Fehler gemein, dass, ungeachtet viele Paragraphen fünf 
bis sieben Seiten lang sind, weder am Rande jeder Seite noch in 
den Colttmnentiteln die Zahl des Paragraphen sich angegeben findet. 
Ueber die Ordnung, in welcher hier die Obligationen vorgetragen 
sind, ein Urtbeil zu fällen, ist leicht, mag man sie mit dem Systeme 
vergleichen, welches Unterholzner ehemals selbst aufgestellt hatte, 
oder mit dem Hugo-H eiseschen Systeme, oder mit einem von den 
vielen Versuchen, welche fast im Laufe eines einzigen Jahres von 
Rosshirt, Danz, von der Pfordten und Liebe aufgestellt sind. 
Krit Jahrb. f. d. RW. Jahrg. VI. H. XII. 67 
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^{ur der simplen Relation bedarf es, dass auch dieser specielle Theil, 
gerade wie der allgemeine, in acht Hatqitstttcke zerfällt, in welche 
alle oder fast alle Obligationen untergebracht sind, und zwar in fol- 
gende: Schuldansprüche zum Zwecke der Zurechtstellung unbilliger 
Verrückungen der rechtlichen Zustünde und Verhaltnisse, zum Zwecke 
einer ungestörten Rechtsausübung, Schuld Verhältnisse zum Zwecke 
des Veräusserongs Verkehres, den Leihverkehr, den Genossenschafts- 
verkehr, eine Freigebigkeit oder Gef&Iligkeilsbezeugung betreffest, 
SchuIdansniHcbe auf Ersatz und Busse, und Schuldveriiiltnisse is 
Folge einer rechtlichen Sicherstellung. Nur von einem einziges 
Rechtsverhältnisse glaubt Rec, dass es fehle, nemlich von dem pactum 
• de herediiale lertü, welches auch im heutigen Rechte ganz neck 
Römischen Rechtsprinzipien (c. 30* C, 2. 3.)? wie jetzt Bcseler toi 
den Erbverträgen Bd. IL im Anbange ausgeführt hat, behandelt wird. 
Als ein grosser Uebelstand ist es hervorzuheben, dass der Zu- 
sammenhang einiger Lehren vollkommen zerrissen ist« So z. B. fin- 
det sich die Lehre vom Darlehn im ersten HauptstOcke wegen des 
ans demselben hervorgehenden Copdictionsreehtes (§.308 — 31Ö.), 
die specielle Lehre vom Zinsdarlehn, als einem mit Afielhe und Packt 
verwandtem Verhältnisse, im vierten Hauptstücke (§. 515.), endlich 
im sechsten HauptstOcke das unentgeltiche Verbrauchsdarlehn (§.600.} 
als ein Verhältnis« der Freigebigkeit betrachtet« Ein Sachregister, 
welehe* in jede* Darstellung des Obligationenrechts nöthig erscheint, 
wäre daher bei dem vorliegenden Buche gauz notbwendig gewesen. 
Zwar will der Herausg. diesen Maogel nicht eingestehn, and densel- 
ben durch das Qnellenregister ersetzt finden; aber bei der Eigea- 
thümlichkeit der Ordnung der hier abgehaadelten Materien, nnd bei 
der Aufnahme mancher, sonst dem speciellen Theil vindicirter, Leh- 
ren in den allgemeinen Theil, z. B. der in rem persw wird ein Sach- 
register zur Noth wendigkeit. Seine Abwesenheit wird nicht bloss bei 
dem Gebrauche des Werkes jedem Einzelnen hindernd in den Weg 
treten, sondern auch gewiss der Verbreitung des Boches unter Prak- 
tikern, die eine schnelle Befriedigung ihrer Wissbegierde wo* suchst 
und bedürfen, hemmend, wenn gleich in geringem) Masse als die ma- 
teriell unbedeutende Berücksichtigung der Praxis," entgegenstehe. 
Allerdings ist das Quellenregister mit grosser Genauigkeit ausgear- 
beitet, indem es nicht bloss für die Exegese der einzelnen Stellen vea 
Wichtigkeit ist, sondern auch bei den einzelnen Titeln *W Inaftüu- 
tionen, der Digesten und des Codex im Gänsen angiebt, wo die ie 
ihnen enthaltenen Materien im Buche sieh abgehandelt linden; aber 
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z. B. bei dem Titel der Digesten de rebus creditis sind nur die Pa- 
ragraphen §. 308 — 310., nicht auch die übrigen angeführt Bis- 
weilen entspricht einer Rubrik in diesem Werke auch keine Titel* 
rubrik im Justinianeischen Rechte. So finden wir bei dem genossen* 
schaftlichen Verkehre einen Paragraphen (§. 533«) „Zusammenwohnen 44 
überschrieben, dessen Inhalt zu den gemeingefährlichen Handlungen, 
zu der de effusis et deiectis actio, gehurt, indem unter diesem Pa- 
ragraphen nur davon die Rede ist, dass, wenn ein solcher Mitbewoh- 
ner mit der genannten Klage in solidum belangt und verortheilt ist, 
derselbe pro rata gegen diese quasisocii mit einer utilis actio (pro 
socio) nach fr. 4. D. 9. 3» auf Ersatz des Gezahlten dringen kann. 
So finden wir den Satz, dass der Arzt und sein Patient in Beziehung 
auf des Letztern Gesundheit keinen bindenden Vertrag schliessen 
können, den wir in dem allgemeinen Theile bei den verbotenen Ver- 
trügen vorgetragen zu sehn erwarten konnten, hier bei den gedinge- 
ähnlichen Verhältnissen S. 375. hervorgehoben. Doeh wir kommen 
bei der Betrachtung der einzelnen Hauptstücke noch einmal auf die* 
sen Gegenstand zurück. 

Unbestritten hat der Verf. zu viel Raum der Rechtsgeschichte 
vor Jostinian eingeräumt im Verhältnisse zu den spätem dureh die 
kirchliche und die Reichs- Gesetzgebung so wie durch den Gerichts- 
gebrauch entstandenen Aenderungen, indem der Leser zwar mehr als 
hundert Male auf das heut zu Tage geltende Recht verwiesen wird; 
aber diess selbst stets nur in ganz kurzen Andeutungen sich vorge- 
tragen findet. Denn nur ein einziges Mal, bei den Strafen der In* 
jorien — Abbitte, Ehrenerklärung, Widerruf — sehn wir der heuti- 
gen Praxis einen vollständigen Paragraphen (§. 723.) gewidmet, wäh- 
rend vielleicht ein halbes hundert Paragraphen nur vorjustinianiscbes 
(so hetist es immer statt vorjustinianeisches) Recht enthält, und auch 
die Darstelleng desselben sehr häufig so gegeben wird, als ob es 
wenigstens noch zur Zeit Justinian's geltendes Recht wäre. Wir 
wellen davon nur einzelne Beispiele aus dem letzten Hauptstfieke an- 
ftbren. Es heisst auf S. 809: „doch kennt das Römische Recht 
euch eine auf doppelten Ersatz gehende depensi actio, welche dorch 
eisen PubliHschen Volksschloss eingeführt, aber auf die Verbirgung 
dvreh Sponsion beschränkt ist". Durch Nichts wird angedeu- 
tet, dass diese von Gaj os genannte Klage zur Zeit Justinian's Anti- 
quität sey. Auf S. 826. lesen wir? „Im Falle pflichtwidriger Un- 
tbaiigkeit in Führung der Vormundschaft ist bekanntlich die tutelae 
o**4+ unstatthaft, und es tritt eigentlich eh ausserordentlicher 

67* 
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Zwang ein, obgleich auch ein© ucilis tuttlae actio Anwendung fie- 
del u . Diese Bemerkung ist fflr das Justinianische Recht unrichtig, 
indem damals die direeta tutelae actio eben so wegen colposer Un- 
thätigkeil als wegen colposer Handlungen des Vormundes angestellt 
werden durfte, weil ja zu Justinian's Zeit längst der Unterschied zwi- 
schen einer direeta und utilis actio weggefallen war. Ferner beisst 
es S. 833: »»Bei den dinglichen Klagen findet sich eine Sicherstel- 
lung, welche der während des Rechtsstreits im Besitze bleibende 
Verklagte wegen Herausgabe der Sache selbst und der Früchte za 
beschaffen hat". Nach einigen Zeilen wird erwähnt, dass diese Art 
der Verbürguug zum Theil ganz weggefallen sey, zum Theile eine 
etwas andere Gestalt angenommen habe. Auf S. 842. lesen wir: 
„Ist das Schuldabkommen 44 (so wird das constitutum wiedergegeben) 
„auf eine eigene Schuld gerichtet; so wird die Sicherheit »des Gläu- 
bigers insQferne vermehrt, als die aus dem Abkommen entspringende 
Klage eine geschärfte ist, und den Schuldner in die Nolh wendigkeit 
versetzt, über [den halben Betrag dessen, was Gegenstand des 
Abkommens ist, eioe sponsio einzugehen 4 *. Da diese Vorschrift sieb 
zwar in den Institutionen des Gajus ausgesprochen findet, den Justi- 
nianeischen Recbtsquellen aber bereits ganz fremd ist, so wäre es 
viel zweckmässiger an diesem Orte gewesen, die selbst in blossen 
Gompendien erwähnte, hier aber übergangene Bemerkung hinzustel- 
len, data durch das Schuldabkommen einer klaglosen Forderung 
Klagbarkeit gegeben wurde. So ist der ganze §.773. der Jtducut 
gewidmet, ohne auch nur auf das Entfernteste darauf hinzudeuten, 
dass hier veraltetes Recht vorgetragen wird. Sogar finden wir das 
Justinianeische im Gegensatze mit dem frühern bloss in eioe Note 
verwiesen (S. 177. Note &.). - Aber solche kleine Versehn kdnnea 
wir weniger dem Verf. als dem Heransgeber zur Last legen, welcher 
selbst erklärt, dass im zweiten Bande mehr als im ersten ihm mate- 
rielle Fehler und Wiederholungen vorgekommen sind, die er gebes- 
sert und getilgt hat. Selbst eigentliche Zusätze des Herausgebers 
finden sich in diesem Bande, von denen er folgende in der Vorrede 
zum ersten Bande nahmhaft macht. Der §. 622. (mit Ausnahme des 
Einganges) und der §. 652. sind ganz neu gearbeitet, da den Inhalt 
des letztern über die adstipulatores Unterholzner gestrichen hatte, 
ohne einen neuen an dessen Stelle »zu setzen, und im §. 726. ist der 
durch Nro. IV. bezeichnete Inhält neu hinzugefügt Endlich, ist im 
§. 619. die Note g. von Hnschke umgearbeitet, da Uaterbolzntr 
in einer augenblicklichen Verwechselung von Mandant und Mandatar 
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übersehn, dass Gajus III, 58. von einem nach dem Tode des Man- 
datars zu vollführenden Aufkrage handeil, der eben so zn des Gajns 
Zeiten, als im Jnstinianeischen und im heutigen Rechte unwirksam 
ist. .Wiewohl wir überzeugt sind, dass gewiss sehr Vieles von 
Huschke in diesem noch nicht so, wie der erste Band zum Drucke 
vollendeten Bande geändert und gebessert ist, so ist doch manche 
Wiederholung unnütz stehn geblieben. Wir wollen in dieser Be- 
ziehung nur ein Hauptstück, und zwar das kürzeste, betrachten, 
weil hei einem solchen die Vermeidung der Wiederholungen am 
leichtesten war. So wird auf S. 341* Note e. und wiederholentlich 
auf S. 342. im Texte bemerkt, dass bei der aestimatio taxationis 
causa das Steigen oder Sinken der Preise der taxirten und dem 
Pachter übergebenen Sachen diesem zum Vortlicile oder zum Nach- 
theile gereicht* So finden wir auf S. 373. Note c. das neun Num- 
mern betragende Verzeichniss solcher Personen, bei deren Geschäf- 
ten keine Dienstvermiethnng Statt findet, aber eiue Klage auf ein 
Honorar verstattet ist, vollständig schon auf S. 344. im Texte fest- 
gestellt, beide Male mit allen dazu nöihigcn Quellencitaten. Dass 
die Jahrgehalte der patroni fisci für ihr Sterbejahr unverkürzt aus- 
gezahlt sind, lesen wir S. 346. Note d. und S. 377. Note i. An 
diesem letztern Orte wird allgemein zugestanden, dass Jahrgehalte 
wegen fr. 1. §. 13. D. 50. 13. nach dem unverschuldeten Tode des 
Berechtigten vollständig nachgezahlt werden-, während in der zuerst 
genannten Note die Beweiskraft dieses Fragmentes für unvollständig 
erklärt wird. Dass bei Kirchengütern die Vererblichkeit des emphy- 
teutischen Rechtes bloss auf Kinder und Kindeskinder, und, in- 
sofern es ausdrücklich bestimmt ist, auch auf die Ehegatten sich er- 
streckt, steht auf S. 362. Note e. und ebenso auf S. 366. und 367* 
im Texte. Dass der bei der Emphyteusis zu zahlende Canon als die 
Verzinsung eines stehn gebliebenen Kaufgeldes zn betrachten ist, die 
deshalb natürlich unverändert bleiben muss, wie sehr auch die Nu- 
tzungen des emphy teutischen Grundstückes sich verändert haben 
mögen, diess lesen wir auf S. 362. und wiederholentlich auf S. 369. 
Doch schlimmer noch als stehu gebliebene Wiederholungen sind 
etwanige unbemerkt gebliebene Widersprüche. Diese finden freilich 
nur in sehr geringem Maasse Statt Wir haben wenigstens nur fol- 
gende bemerkt. Auf S. 330. heisst es: hat der Mann eine zur Mit- 
gift gehörige Sache vermiethet oder verpachtet, so dauert die Ver- 
pflichtung fort, auch wenn die Ehe getrennt, und dadurch die Mitgift 
erloschen ist , denn es ist anzunehmen, dass die Verbiadlichmachung 
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das Mannes nicht bloss för die Dauer der Ehe Statt gefunden habe. 
Vgl. fr. 25. §. 4. D. 24. 3. /r. i. §. 15. D. 33. 4, Dagegen auf 
S. 334. heisst es: Dennoch haftet der Mahn, wenn der Pacht oder 
Mietvertrag in Folge des Eigenthuraswechsels gebrochen wird, fr. 25. 
§•4.; der Mann kann und soll nemlich bei der Rückgabe der Mitgift 
verlangen, dass die Miethe oder Pacht in Kraft gelassen werde, fr. 1. 
§. 15., und haftet daher mit Recht, wenn er es nicht ihn*. Nach 
der erslen Aeussernng des Verfs. scheint es so, als wenn die Ver- 
längerung der Pacht aber die Ehe hinaus sich von selbst verstehe; 
nach der zweiten Aeussernng soll, aber die Pacht aufgehoben werden 
ktfnnen, wenn der Ehemann es zu verlangen unterlassen hat, dass 
sein Nachfolger im Eigentbime die Pacht fortsetze, zu welchen 
Verlangen aber der Mann berechtigt sey. Vergleichen wir nun mit 
beiden Aeussemngen des Verfs. die Quellencitate, so ist von einer 
akk von selbst verstehende^ Fortdauer der Pacht über die Zeit der 
Ehe hinaus nirgends die Rede, sondern das/r. 1. §. 15» D. 33. 4. 
spricht von der Verpflichtung der Ehefrau (nicht etwa eines andern 
zur Rückforderung der Mitgift Berechtigten) zur Fortsetzung der 
Pacht nur in dem Falle, wenn ihr die MUgift zerfick vermacht ist, 
indem sie nicht eher, im Falle dass sie ans dem Legate klagt, das 
legirte DotalgrundstQck erhalt, als bis sie Caution gestellt bat, dass 
sie mit dem Pächter das Pachtverhältniss fortsetzen wird (versteht 
sich, wenn auch er das Pachtgeld an sie zahlt). Dieser Zwang der 
Trau zur Fortsetzung der Pacht tritt jedoch nur in dem Falle ein, 
wenn durch den Tod des Mannes die Ehe getrennt ist, wenn das 
DotalgrundstUck der Wtttwe legirt ist, und wenn diese es vorzieht, 
statt die de dote actio anzustellen mit der actio ex tesUmento auf- 
ztttreteu. Dagegen in dem vom Verf. gemeinten Falle, wenn bei 
Lebzeiten des Mannes die Ehe getrennt wird, sagt fr. 25. §» 4. D. 
2,4* 3. nur, dass der Mann das noch auf längere Zeit verpachtete 
DotalgrundstUck seiner geschiedenen, Frau nicht anders herauszugeben 
schuldig ist, als unter dem Versprechen, dass, wenn der Mann ans 
dem Pachtverhältnisse für die Folgezeit verurtheilt wird, die Fran 
ihm diesen Schaden ersetzen wolle, obwohl auch der Mann verspre- 
chen muss, dass er Alles, Was er an Pachtgeld für die Folgezeit 
bekommen sollte, der Frau herausgeben wolle. . Daraus folgt also, 
dass nicht einmal die Frau selbst, als diejenige, welche an meisten 
durch die Handlungen des Mannes für verpflichtet aagesehn werden 
konnte, zur Fortsetzung der Pacht direkt gebunden ist, sondern die 
Pacht anftVeben kann, und nur verpflichtet ist, den ihrem Manne hier- 
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aus erwachsenen Schaden ihm zu ersetzen, so da», wenn da jetzt 
vortheilhafter verpackten kann, sie gewiss nicht zögern wird, den 
frühem Pachter auszutreiben. Bin zweiter Widerspruch, der bei 
einer letzten Durchsicht von Unterholzner gewiss gehoben wlre t 
ist dieser. Auf S. 420. findet sich die Behauptung, dass wenn Pest- 
setzungen Ober die Rückgabe der Mitgift vom Vater mit Zustimmung 
der Tochter zum Nachtheil der Letztern geschehn sind, anzunehmen 
sey, dass diese ihren Rechten Nichts vergeben habe, weshalb er in 
dem fr. 4Q. D. 24. 3., worauf sich diese Ansicht stützt, ohne Textes« 
ändernng liest: pater fitiae votuntate ete. Ausserdem hebt er aber 
in Note m. noch zwei „andere Versuche" hervor, um über die Schwie- 
rigkeiten wegzukommen, welche diese Stelle bietet, von denen der 
erste dieser beiden Versuche lautet: Man ludert auf den Grund der 
Basiliken und der griechischen Scholien die Leseart, und liest si*e 
fitiae vetuntate anstatt fitiae voluntate. Auf S. 474. ist gerade die- 
ser „andere" Versuch, der, Sache nach, adoptirt worden, indem von 
dieser Stelle verlangt wird, es müsse in ihr praeter fitiae votuntatem 
gelesen werden. Dieser Widerspruch ist abersehn, weil S. 474« 
wahrscheinlich durch einen Schreibfehler fr. 10. (wie auch gedruckt 
ist) statt fr. 40. stand. Im Texte der S. 580. heisst es ganz richtig: 
„im Allgemeinen wird die Möglichkeit der ehelichen Zeugung schon 
am 182sten Tage nach Eingehung der Ehe angenommen". Aber 
in der Note dazu behauptet der Verf., es sey Am fr. \2. D. 1. 5., wo 
Paulus mit Beziehung auf Rippocrates annimmt, es könne im sie- 
benten Monate ein reifes Kind geboren werden, von einem na eh 
dem f 82ston Tage geborneu Kinde zu versteh«, ungeachtet er 
hier noch die SteUe des Gensorinus de die nataH e. lt. anführt, 
wo es heisst: quem vocant septimestrem, qui deeimo et ducenteuw** 
die pest eoneeptionem exeat ex vtero. Im Falle, das« ein Frauen- 
zimmer mit mehreren Männern gleichzeitig Unzucht getrieben hat« 
will der Verf. S. 574. Jeden Einzelnen als ungethefilt verpflichtet" 
ansehn; dagegen auf S. 584. verlangt er in dergleichen Fallen, dass 
der Anspruch vorzugsweise gegen Diejenigen gerichtet werde, wel- 
che die wahrscheinlichen Urheber der Schwängerung sind, so dass die 
bloss möglichen Urheber vorlaufig frei bleiben. Diese letzte Ansicht 
mnss nach der Ueberzeugnng des Rec, als eine höchst unpraktische, 
der zuerst genannten nothwendig nachgestellt werden. Auf S. 577. 
finden wir viel Material zur Beantwortung der Frage zusammenge- 
tragen, ob Geschwister gezwungen werden können, sich gegenseitig, 
wenn es die Nolh erfordert, zu alimentiren. Man kann aber ans 
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diesem nicht gehörig verarbeiteten Materiale nur mit Mähe erkennen, 
welcher Meinung der Vf. zngethaa ist. Da «her auf S. 430. bei Ge- 
legenheit der Dotalionsverbindlichkeit dieselbe Frage schon . berührt, 
and diese gegenseitige Alimentationsverbindlichkeit geleugnet sich 
findet» bo hätte hier der Herausgeber für grossere Präcislon und 
Deutlichkeit sorgen können. 

Während wir in dem ersten Bande fast nie einen Tadel gegen 
Römische Juristen und die Coropilatoren Justiniao's ausgesprochen 
linden, ist damit im zweiten Bande der Vf. viel freigebiger gewesen. 
Nicht bloss, dass wir mehrmals, namentlich zu fr. 4. §.3. D. 12. 5. 
(S. 23.), zu fr. 3. §. i. D. 38- 5. (S. 104.), zu fr. 25, §. 16. D, 
10. 2. (S. 896.) , zn fr. 8. §. 3. D. 43. 26. (S. 567.), zu fr. 1. 
§. 5. D. 44. 7. (S. 666.) die Entscheidongsgründe der Römischen 
Juristen gemissbilligt linden, sondern wir sehn ihre Entscheidungen 
selbst theilweise (fr. 63. D. 31. auf S. 520., fr. 44. §. 4. D. 35. 1. an/ 
S. 547., fr. 1. §.4. D. 9. 3.) oder ganz (pr. 9- §. 2. D. 4. 2. aaf 
S. 704.) getadelt. Und ganz Recht hat auch der Vf., wenn er von 
dem Schlosssatze im pr. /. 4* 2« auf S. 725. sagt, dass derselbe in 
das Jusünianeische Recht .schlecht passe. Dagegen finden wir anf 
die verschiedenen Lesearten in den Quellenzeugnissen hier nicht 
mehr als im ersten Theile gegeben, nur mit dem Unterschiede, dass 
wir auf S. 703. eine Textesänderung von Cuiacius nnd auf S.S89. 
eine von Blume genannt finden, während im ersten Bande kein ein- 
ziger nener Jurist mit Ausnahme Huschke's sich namentlich ange- 
führt findet. Auf die Exegese der Quellen ist sehr grosse Sorgfalt 
verwendet, und hier meistens mit kurzen Andentungen, welche aber 
den Meister verrathen, gewöhnlich nur das Schwierigste erklärt. Da 
dasfioellenregister diese Stellen enthält, so können wir hier nur bei 
denen verweilen, deren Interpretation wir unsere Zustimmung versa- 
gen zu müssen glauben, insofern wir nicht erst im Verfolge in Ver- 
bindung mit dogmatischen Zweifeln gegen einige Interpretationen 
polemisiren. Das in Note * auf S.8Ö. angeführte fr. 12.' D. 27. 6. 
soll mit den Worten utferrogatos gerade ,, auf Befragung vor Gericht" 
hindeuten; doch bezeichnet dieses Wort unstreitig auch jede ausser- 
gerichlliche Frage, und dass auch in dieser Stelle es nicht auf eine 
bloss gerichtliche Befraguog bezogen werden kann, ergibt sich dar- 
aus, dass hier nicht die confessoria % sondern eine utilis (tutelme) 
actio genannt ist« Bei Verkäufen für Rechnung der Staatskasse soll 
nach dem Vf. S. 297. so wie nach der gewähnlichen Meinung (man 
vrgl.ThLbaqt§. 673., Mahlenbruch §.413., Puchtn §.356.) die 
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Verabredung, das* der Käufer dem Pächter die Benutzung die frü- 
her verabredeten Pachtjabre hindurch fortgestatten müsse, still- 
schweigend verstanden werden. Diese Behauptung grfindet sich auf 
fr. 50. D. 49. 14., und docli scheint diese Stelle nur die Entschei- 
dung folgenden »ingulären Falles zu enthalten. Es waren Jemandem 
bereits vom Fiscus einige Grundstöcke käuflich zugeschlagen ; wegen 
eines Nachgebotes aber ward ein neuer Termin gesetzt, in welchem 
der frtfbere Käufer wieder Meistbietender blieb. Zwischen jenem 
ersten und diesem zweiten Licitationstermine war die Weinlese von 
dem Pächter gehalten. Nun entstand die Frage, wem de/ Ertrag 
der Weinlese und der för dieses fast beendete Fruchljahr zu leisten! 
den Pachtsumme gebühre? Ungeachtet eine Stimme fijr den Fiscus, 
eine zweite richtigere für den Käufer sich erklärte, so gewann doch 
folgende Ansicht allgemeine Billigung. Hätte der Fiscus selbst die 
Weinlese gehalten, so wäre der Ertrag dem Käufer zuzuweisen ge- 
wesen ; da aber ein Pächter die Weinlese gehalten, so soHe der 
Käufer mit dem Pachtgelde dieses Jahres zufrieden sein (denn 4e 
fructibus medio tempore pereeptis yuaerebatur), nnd der Pächter 
alle Früchte gehalten. Diess erfordere die Billigkeit, und die Be- 
sorgniss des Fiscus vor einer Regressklage. Es ist hier also nur von 
diesem .einen Jahre die Rede, gegen dessen finde, nach beendeter 
Weinlese, der Zuschlag erfolgt; davon, dass wenn die vom Fiscus 
geschlossene Pacht noch in spätere Jahre dauere, der Käufer an die- 
sen Pachtcontract gebunden sey, davon wird in dieser SteJIe §o we- 
nig wie irgend sonstwo etwas gesagt. Dass das fr. £2. §• 16. D. 
17* 2.» wie der Vf. auf S. 387. will, von einer bloss „faktischen 
Vergemeinschaftung" zu verstehn sey, ist ganz unbewiesen hinge- 
stellt, und gewiss ganz, unbegründet. Die im fr. 30. D. 3. 5. er- 
wähnte negotiorum gestorum actio wird von dem Vf. S. 403. nicht 
als eine contraria, sondern als eine direeta actio aufgefasst. Allein 
vergleicht man die Stelle genauer, so muss man wohl der entgegen* 
gesetzten, zuletzt von Rudorff (Vormondschaftsreeht Bd. III. S. 36«) 
verlbeid igten Ansicht beitreten, dass hier die contraria zu verstehn 
sey. Ein Magazinbeamler , so heisst es in dieser Stelle, war des- 
halb belangt und verurtheilt, dass gekaufter reiner Weizen als un- 
reiner, also mit Schaden, verkauft sey. Diese Verschlechterung des 
Weizens war durch einen Unterbeamten geschehn , der guten Wei- 
sen unterschlagen, und um das ihm übergebene Maass zu erhalten, 
Trespe hatte hineinschütten lassen. Wenn nun der obere Beamte, 
um seinen Schaden aus der Verurtheilung ersetzt zu sehn, gegen des 
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Unterbeamten klagt, so «lötet er Mine Klage darauf, da« e*v intern 
er den Schaden ersetzt hat, dasjenige gethan haket *** dem Unter- 
beamten zt than oblag, also als dessen GesehifksMirer angetreten 
ecy, weshalb ihm die contraria neg+titfrum gtttorm* <rc/?o suerkanat 
werden muss. Die c. 2. ind r. 14. ft 5. 37. versteht der Vf. 
8. 642. von der sich ganz von seihst ergehenden Bestimmung, dass 
•her die ganze Verwaltung des Gnrator erst am Ende der Gera Re- 
chenschaft gefordert werden kdnne. Mehr bat es onbedenkTieh ftr 
sich, mit Radorf f (a a. 0. S. 59.) diese beiden Constitutionen nv 
ran der Gara über Minderjährige zu verstehn, und bei dieser, wie 
bei der Tale!, die Klage ans der geführten Vormundschaft erst nach 
deren Beendigeng zu verstatten. Nicht können wir aber es ins ver- 
sagen, einer Stelle zu erwähnen, wo der Vf. seinen feinen reebts- 
historiscben Takt anschaulich bewahrt. Er stellt nemltch S. 821. 
die 'wahrscbefa liehe Ansicht auf, dass im fr. 26. D. 46- 1. ur- 
sprünglich von fidepromusores gehandelt sey;, macht sich aber 
selbst dagegen den Einwand, dais die ßde'pr<missores seit der lex 
Furia nur eine getheilte Verantwortlichkeit gehabt hatten, so dass 
die in dieser Stelle erwähnte eprttela B. Uadriom flberfltlssig bei 
den Jtdepromtssores gewesen sey. Aber diesen Einwand entfernt der 
Vf. dadurch, dass die lex Furia nicht in den Provinzen galt, wes- 
halb dort die epistota Hadriani erst diess Recht der lex Furim ein- 
führte, and, wohl zu bemerken, ist dieses fr. 26. eine Stelle ans 
de* Gajirs Schrift ad edfetum prßvinciale. 

Auf dem ersten Blatte gibt der Vf. eine ganz kurze Erörte- 
rung Ober die „natürlichste Anordnung," welche er hier in dem be- 
sondern Theile befolgt hat. Er will die einzelnen Obligationen nicht 
noch den Entstehungsweisen, sondern nach den rechtlichen Zweekea 
Zusammenstellen , indem „nur auf diese Weise die Trennung 'des 
wahrhaft Gleichartigen vermieden wird." Darnach unterscheidet er 
drei Hauptrolle : Schuldaasprtiche , die im Wesentlichen auf Erhal- 
tung gerichtet sind ; Schuldansprüche, denen der Zweck zum Grunds 
liegt, dass Bewegung (Verkehr) in die rechtlichen Zustande oder 
Verhaltnisse komme ; und Schuidverhäitnisse , denen man eine ge- 
mischte Natur beilegen kann , weii -sie sowohl dem Zwecke der Er- 
haltung als dem des Verkehrs dienen können , was bei Ansprachen 
der Falt ist, die auf Schadensersalz und Busse gerichtet sind (ohlig+> 
tiones poenahs) und bei denjenigen Obligationen gilt, welche in 
Folge einer rechtlichen Sieherstellnng eintreten (&Mgatwties ensnlnV 
**/e*). Fassen wir nun den ersten Bauptfall ins Auge, dessen Zwnek 
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Erhaltung sein soll, so finden wir anter demselben zwei Haüptst&cfee 
gestellt, dereo Uehersehrift also lautet: Obligationen, welche den 
Zweck haben, unbillige Verrttckongen der rechtlichen Zustande und 
Verhältnisse zurechtzustellen (erstes Hauptsttick) und Schuldaasprttcbe, 
welche eine ungestörte Reehtsausflbung sieherstellen seilen (zweites 
Hauptstück). Hier sieht .man nicht recht ein, wie sich diese sicher- 
stellenden Obligationen von den obengenannten etutionalcs obliga- 
tionet unterscheiden, zumal da der Vf. selbst im achten Hanptsttteke 
die in possessionem missio und. die Verpfändung, «od hier im zwei» 
ten die persönlichen Klagerechte auf Erlangung des Besitzes , na- 
mentlich im §• 373. die v Besitzerlangung bei erfolgter Einweisung, 
und im §. 374. die Besitzerlangung bei verpfändeten Sachen abhan- 
delt« Hier scheint nicht die Trennung des wahrhaft Gleicharligea 
vermieden zn sein. Ganz besonders aber kennen wir van der zu 
dem ersten Hauptstücke -gestellten Bürgschaftsleistung ,- zn welcher 
der Arrogator eines Unmündigen verpflichtet ist, um den Pupillar- 
sabetkuten ihr bedingtes testementarisehes Recht zu erhalten, nicht 
abeehu, warum dieselbe nicht zu dem achten Hauptstüeke gestellt ist, 
dessen eine Hanntabtbeilnng gerade die „rechtliche Sicherstellang 
durch persönliche Verbind lieh macheag" znm Objecto bat. Dock wir 
gehn noch weiter. Wir sind sogar geneigt, von der ganzen ersten 
grossen Klasse von Obligationen zu leugnen , dass sie im Wesentli- 
chen auf Erhaltung gerichtet sind, wenn wir näher die dahin vom 
Vf. gezahlten einzelnen Fülle ins Auge fassen. Gleich zuerst tritt 
hier die Zurück fordern Dg, des Verbranchsdarlehns entgegen. Der 
rechtliche Zweck des Darlehns ist jedoch sicher nicht in Erhaltung, 
sondern in Veränderung zu setzen. Ich gebe Eigenthom an einem 
Capitale fort, nm eine Forderung auf ein gleich grosses Capital wie- 
der zu erhalten. Zwar wird mein Vermögen in seiner Höbe dadurch 
erhalten, wenn ich das unverzinslich dahingegebene Darlehn zurück- 
erhalte. Ein Gleiches tritt aber auch ein bei der Einräumung des 
Commodats, ein Gleiches gilt bei der Miethe. Denn ich tiberlasse 
Jemandem Etwas in der Absieht, Dasselbe wieder zu erhalten, und 
die commodati actio hat eben so gut den „Zweck, unbillige Vor* 
räekungen der rechtlichen Verhältnisse zurechtzustellen ,-** wenn der 
Commodatar nicht die Sache nach geendetem Gebrauche restituiren 
will, als die auf Rückgabe des Darlehns gerichtete Klage. Der Vf. 
selbst seheint sehon hier das Unpassende gefühlt zu haben, die eoa- 
dictio ex mutuo and das ganze Heer der Condietionen hierhin zu 
ziehn, indem er sagt, zn diesen obUgationes, die man censirwatöme 
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nennen könnte, geboren „im Grande auch" diese verschiedenen Con- 
dictioaen. — Das erste Hauptstück handelt also die Schuldansprficbe 
ab, zum Zwecke der Zarechtstellung unbilliger Verrück an gen der 
rechtlichen Zustände und Verhältnisse« theils mit Rücksicht auf das 
Civilrccht, wohin die Lehre von den Coodictionen gehört (S. 6— 
65.), theils mit Rücksicht auf das prätorische Recht, wohin die ia 
integrum restitutiones gehören (S. 66 — 106.). Wie nun aber zi 
diesen prätorischen tu integrum restitutiones die hierunter aufge- 
zählten „persönlichen Ansprüche wegen Eigenthumsverlusten (sie) 
durch An wachs und Umgestaltung'* gehören, ist nicht gut abzusein. 
Denn die in factum actio , welche dem durch Accession oder Spe- 
cification Verlierenden gegeben wird, ist ja nicht auf Wiederherstel- 
lung seines Eigen thums, sondern auf Ersatz gerichtet, so das* diese 
Obligation zu dem siebenten Hauptstück, wo die Schuldanspräche auf 
Schadensersatz und Busse ihre Stelle gefonden haben, hätte gestellt 
werden müssen. Ausserdem aber ist die hierhergehörige in factum 
actio (in fr. 23. §. 4* D. 6* 1.) nicht prätorischen, sondern eivilen 
Ursprunges, indem sie höchst wahrscheinlich der Jurisprudenz ihre 
Entstehung verdankt, nnd schon aus diesem Gronde kann sie nicht 
hierher zu den prätorfschen Rechtsmitteln gezählt werden. Wenn es 
von den Coodictionen heisst, dass sie insgesammt voraussetzen, d»ss 
Jemand auf Kosten eines Andern etwas für sein Vermögen erworhea 
hat, und kein genügender Rechtfertigoogsgrund wahrzunehmen ist, 
weshalb er diesen Gewinn behalten solle, so möchten wir z. B. da- 
hin auch die de in rem verso actio zählen , mit der ja ebenfalls eia 
Gewinn zurückgefordert wird, welchen ein Vater oder Gescbäflsberr 
ohne genügenden Rechtfertigungsgrund aus dem Vermögen eines 
Dritten gemacht hat. Doch diese Klage ist schon (oh mit Recht?) 
dem allgemeinen Theile vindicirt worden. Der Vf. stellt ober den 
Umfang der Anwendbarkeit der Gondictionen die Regel auf: die 
Coodictionen finden nicht Statt wegen Sachen, deretwegen eine Ei- 
genlhumsklage angestellt werden kann, und entfernt die mit dieser 
Regel in Widerspruch zu stehn scheinenden Stellen durch die Be- 
merkung, dass in ihnen der Fall eines schon eingetretenen Ver- 
brauchs vorausgesetzt werde. Eben so wenig spricht gegen die mit- 
getbeilte Regel, dass etwas unter einer auflösenden Bedingung Weg- 
gegebenes mit einer condictio zurückgefordert werden darf, da die 
auflösende Bedingung niemals gegen den Willen des Berechtigten 
ihre Wirkung äussert; daher auch da, wo eine auflösende Bedingung 
sich von seihst versteht, wie bei der Zurückforderung von Sehen- 
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kungen zwischen Brautleuten, wenn die Ehe nicht zu Stande kommt» 
hier der Berechtigte zwischen einer utiiis rei vindicatio und einer 
condictio die Wahl hat. — Weil der vorgefassten Meinung des Vfe. 
(Bd. I. S. 334. ff.) zufolge die condictiones vor Justinian von den 
actiones verschieden gewesen sein sollen, so stellt er hier S. 10. 
den Satz auf, dass die condictiones „manchmal die Gestalt von 
eigentlichen actiones" erhalten hatten. Worin die verschiedene 
Gestaltung einer condictio und einer actio bestanden, hat Unter* 
holz ner nirgends anzugeben versucht, auch mochte ein solcher Ver- 
such vergeblich sein. Bei dem Verbraucbsdarlehn (mutui datio, 
nicht mutuum, wie der Vf. trotz Hugo's Warnungen S. 10. und 
S. 662. schreibt, wiewohl er S. 550. das Richtige bemerkt;, hat 
der Vf. mit Recht den Fall , wenn Jemand fremdes Geld in eigenem 
Namen ansgeliehn , und der Empfänger dasselbe in gutem Glauben 
ausgegeben hat, in Uebereinstimmung mit der hlufig abersehenen 
Abhandlung BjckeJPs hierüber (in der Zeitschrift för Kurhessen, 
Jahrgang 1837«, Heft II.) dahin entschieden, dass der Gonsnment 
von dem ehemaligen Eigenthttmer des Geldes gar keinen Anspruch 
zu fürchten habe. S. 20. will der Vf. den Satz, dass wenn man 
durch einen Sohn dadurch „um sein Geld 44 gebracht wird, dass die- 
ser es zu einer Zahlung verwendet, und der Empfänger es ver- 
braucht hat, dem Vater darauf eine condictio zusteht, durch fr. 9. 
§. 1. Z>. 14. 6. (si ab alio donatam sibi pecuniam ßlius credit 
tori solvent) beweisen. Doch ist, seit der Reform, welche Ju- 
stinian in der Lehre von dem Vermögen der Hauskinder geschaffen, 
die Bedeutung jener Worte so gut wie antiquirt, da das von Andern 
als vom Vater dem Kinde Geschenkte fast nie mehr in das Eigen- 
ihnm des Vaters kommt, also im Falle des von einem Andern ge- 
schenkten Geldes der Vater nicht um sein Geld gebracht wird. Auf 
&• 24. stellt der Vf. die ob injustam causam condictio mit der sine 
eausa condictio zusammen, was auch wegen Ruhr. Cod. 4. 9., we- 
gen fr. 1. §. 3. D. 12. 7. nnd wegen fr. 6. ü. 24. 1. mehr für 
sich hat, als die allein auf eine und noch dazu von Schrader in 
seiner Ausgabe dieses Titels verworfene Leseart der Rubrik ies Di- 
genstitels 12. 5. gestützte Identität derselben mit der condictio ob 
turpem causam. Mit Recht leitet der Vf. ans dem Vorhandensein 
einer condictio ex lege 3. C. de alcatoribus den Satz ab, dass das 
Verspielte nicht allein als ein ob turpem tausam datum anzusehn 
s ey , weil sonst , da der Verspielende ein Mitschuldiger sein mttsste, 
die Zurückfordtrung ausgeschlossen sein würde. Im fr. 66* D. 50. 
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17. erklärt der Vf. S. 31. die «6 aequitate naturali abkorrens ex- 
ceptio sehr gut durch eine solche , welche mehr darauf abzweckt, 
den Gläubiger zu bestrafen , als den Schuldner zu schätzen. Vom 
fr. 19. D. 31. behauptet der Vf. Sr31., dass diese Stelle aus 
der von Ulpian im fr. 26. §. 13. D. 12* 6* angefahrten und von 
ihm gebilligten, von Justinian aber in c. 10. C. 4. 5. verworfe- 
nen, Ansicht zu erklären sey, so dass diese Stelle als antinnirt be- 
trachtet werden muss, und nicht aus einer besondern fthr die Legate 
geltenden Rechtsregel erkürt werden darf* Bei der indebiti con- 
dictio behauptet der Vf. zum Theil mit neuen Gründen, dass ein 
Rechtsirrthum in der Regel die condictio keinesweges rechtfertige. 
Unter den Beweissteilen wird auch fr. 1. pr. D. 36. 4. genannt, 
und dessen lohalt dahin erläutert : Wenn Jemand eine cautio lega- 
torum nomine geleistet hat, während er nach einer Bestimmung des 
Erblassers eine solche nicht zu leisten brauchte, so entsteht die 
Frage , ob im Falle eines Rechtsirrthumes die Entbindung von der 
gegebenen Sicherheitsleistung verlangt werden kttone. Die Antwort 
ist adhuc tarnen benigne quis dixerit, saüsdationem eondiei posse. 
Bieraus zieht der Vf. S. 37. den Schiuss: „Regel war es also, d^ss 
der Rechtsirrthum das Zurückforderungsrecht aasschliessl; weil aber 
erst vor Kurzem durch Marc Aurel bestimmt worden, dass es dem 
Erblasser verstattet sein solle, die Sicherstellong zu erlassen, so 
sollte es vorläufig — adhuc — noch entschuldigt werden , wenn Je- 
mand sich im Rechtsirrthume befunden habe." Diese Erklärung klingt 
sehr hübsch, aber sie ist unhaltbar. Die Verordnung von Marc 
Aurel, welche sich in c. 2. C. 6. 54. findet, und die Schrift Ul- 
piao's, aus welcher das^/r. 1. entnommen ist, liegen wenigstens ein 
Menschenalter auseinander. Jene Verordnung von Marc Aurel fallt 
(nach c. 7. C. eod.) in die Jahre 176 bis 180 und Ulpian 's Schrift- 
stellern in die Jahre von 211 bis 228, so dass Ulpian unmöglich 
jene Verordnung als vor Kurzem erlassen ansehn, und vorläufig wo- 
gen dieser Neuheit des Rechtssatzes dessen Unkenntniss verzeihen 
konnte. — Ungeachtet die condictio causa data causa non secuta 
dem heutigen Rechte ganz fremde ist, so erklärt der Vf. S. 41. doch 
die Römische Ansicht für „so bemerkenswert!! , dass man sich kei- 
neswegs der Mühe, sie kennen zu lernen, überheben kann**; und so 
wird diess Recht auf vier Seiten dargestellt, und bei den Schenkun- 
gen namentlich nachgewiesen , dass der Widerruf einer Schenkung 
wegen des nicht erfüllten Modus nicht erst im Justiaianeisehen 
Rechte, sondern schon in c. 1. C. 8. 55. in einer Verordnung von 
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Valeriao und Gallien sich findet» Ganz mit Recht macht 4er Vf. 
darauf aufmerksam, dass nur das Recht 2u einem solchen Widerrufe 
ein unvererbliches sey, dass aber, wenn der Widerruf einmal ausge- 
sprochen, das Zuröckforderungsreebt auch von den Erben, nicht 
aber gegen die Erben des undankbaren Beschenkten gerichtet werden 
könne. Denn die c. 10. C. 8. 56. biete den Gegenbeweis dieser 
Behauptung nur durch ein sehr unzuverlässiges argumentum a con- 
trario. — Hat die Frau, sagt der Vf. S. 59. Note a. Etwas bei 
Seite gebracht, um fflr ihre besondern Ausgaben Mittel zu gewinnen, 
so ist gar nicht der „ Begriff einer Entwendung« vorhanden. Diese 
Behauptung ist sicher unriobtig, indem der Vf. den Begriff der 
Entwendung mit der Klage wegen einer Entwendung - vertauscht. 
Allerdings hatten einige Juristen, wie Nerva und Cassius, zwi- 
schen Ehegatten den Begriff einer Entwendung ausgeschlossen; aber 
die Meinung von Sabinus und Procalus, der auch Julian beitrat, 
ist von Paulus und durch diesen im fr, i. D. 25« 2. von Jos-ti- 
nian adoptirt, und geht dahin, dass allerdings die Frau gegen den 
Mann eine fiatwendnng begehn könne, dass also der Begriff der Ent- 
wendung nicht ausgeschlossen sey, aber dass es allerdings unmöglich 
sey, cum ea furti agere posse. So lesen wir aneh in c. 22. §• 4* 

C. 6. 2. furtum a sua mutiere passus est. — Auf S. 61. will der 
Vf. Demjenigen, der an der verpfändeten Sache bloss ein Pfandrecht 
oder eine Nutznießung hat, A'\e furtiva condictio einräumen, welehn 
„wie jede andere condictio auch eine incerti condictio sein kann.*« 
Auch diese Aensserung 'können wir nicht unterschreiben. Denn 
wäre die furtwa condictio sowohl certi als incerti , so wären doch 
beide Arten derselben durch die Worteülpian's: infurtiva re sali 
domino condictio competit, und condictio ei demwn competit, fui 
dominium hübet ausgeschlossen. Aber nirgends wird in den Quellen 
jeine solche Eintheilung der furtiva condictio vorgetragen , so dass 
fip, incerti condictio, welche dem Pfandgläubiger nach/r. 12. §. 2* 

D. 13. t. und möglicherweise auch dem Frnctnar zusteht , richtiger 
mit Krug (Selecta de condictione furtiva capita p. 89.) als eine 
formula condieendi generalis, fuemadmodum inier actiones in fac- 
tum actio cbaraeterisirt wird, wie diess auch D/Göthofredus zu 
fr. 22. pr. I>. 13. 7. angenommen zu haben scheint* Ungeachtet die 
furtwa condictio auch gegen die Erben des Entwenders geht, so 

kann doch, worauf der Vf. S. 66. aufmerksam macht, die Verant- 
wortlichkeit nach dem Tode des Entwenders nicht weiter erhöht wer- 
den, da man bei dem Erben nicht mehr sagen kann, die Entwendung 
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erneure sieh mit jedem Augenblicke. Nur hätte noch hinzugefügt 
werden müssen, dass bei dieser Behauptung vorausgesetzt wird, der 
Erbe befinde sieb in Betreff dieser gestobinen Sacben in gutem Glau- 
ben. Nieht alle Fälle, in denen die Restitution der Minderjährigen 
ausnahmsweise fortfallt, Gnden sieh S. 72. ff. aufgereiht. Von des 
nenn AusnahmsfaJIen, die Puchta in seinem Lebrboebe der Pan- 
dekten §. 89. aufzählt, sind alle mit Ausnahme des zweiten und 
sechsten hier übergangen, — Ungeachtet die doli actio wegfallt, 
wenn die Höhe der Verletzung noch nicht zwei Goldstücke erreicht, 
so ist in einem solchen Falle doch Unterholzner geneigt, eine in 
factum actio zuzulassen. Die Merkwürdigkeit, welche der Vf. S. 77. 
darin findet, dass durch die Möglichkeit einer Zwangsklage (auod 
nttus causa actio) die doli actio nicht ausgeschlossen wird, ist wohl 
gar nieht als solche vorhanden, da die doli actio ja überhaupt nickt 
eintritt, wo eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand mügiieh ist, 
fr. 1. §• 6. D. 4. 3., und ganz mit Recht hat v.Vangerow auf den 
bisher nicht hervorgehobenen Unterschied zwischen der de dato actio 
und der in integrum restitutio propter dolum aufmerksam gemacht. 
Darüber« dass die Vorschrift binnen zweier Jahre die doli actio za 
beenden, in unsern Gerichten unbeachtet gelassen wird, klagt der Vf.; 
dieselbe Klage hätte er auch auf S. 177. und überall wiederholen 
können, wo der Dauer der Klage vor Gericht eine Frist vorgeschrie- 
ben ist, wie z. Bi iu c. 13. C 3. 1 M wo Justinian befiehlt, dass 
alle Prozesse in drei Jahren beendet werden sollen. Als eine be- 
sondere Anwendung der doli actio hebt der Vf. S. 79« das Bdict 
über den falsus tutor hervor, das seinem Zusammenhang nach viel 
besser in das sechste Hauptstück, wo ausführlich von der Vormund- 
schaft und von der Protutel gehandelt wird, gestellt wäre, and ver- 
theidigt dessen analoge Anwendung mit Recht auch in dem Falle, 
wenn Jemand unbefugt als Gurator eines Minderjährigen oder Ver- 
schwenders seinen Gonsens zu den Rechtsverhand laugen des Minder- 
jährigen oder Verschwenders erlheilt hat Nur hatte noch hinzuge- 
fügt werden sollen, dass der Gurator dabei in mala fiie gewesen 
sein müsse, weil ja auch die Worte des Edicts dahin lauten r doU 
ptalo auetor /actus. Da der Vf. stets das Universalfideicominiss mit 
dem Namen Vermlchtniss bezeichnet, so versteht er anch S. 94. un- 
ter der Herausgabe eines Vermächtnisses ohne Abzug des Faletdi- 
schen Viertels, die Restitution eines Universalfideieommissen ohne 
Abzug de» Trebellianischen Viertels. Sehr gut macht der Vf. & 103. 
darauf aufmerksam, dass von der in den Quellen ganz allgemein ge- 
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stellten Regel, das«, wenn das in fraudem patroni Veräusserte hei 
dem Erwerber untergegangen ist, die Faviana und Calvisiana actio 
des Palrons wegfalle, eine Ausnahme eintreten könne, wenn der Er- 
werber jene betrügerische Absicht kannte, und die erworbene Sache 
durch seine Schuld, selbst vor angestellter Klage, untergegangen 
ist. Ganz mit Recht sind diese Klagen, die, wenn sie nicht völlig 
übergangen werden, ihre Stelle im Erbrecht zu finden pflegen, hier- 
hin von dem Vf. gestellt. 

Das zweite HauptsQck ist „ScbuldansprOche znm Zweck einer 
ungestörten Rechtsausübung" überschrieben. Wie es scheint, ist 
diese Ueberschrift wohl eine zu weite. Könnte nicht z. B. die For- 
derung auf Bestellung oder auf Rückgabe der Mitgift auch als ein 
Schuldanspruch zum Zwecke einer ungestörten Recbtsausübung be- 
zeichnet werden? Möchte nicht eben so gut die Klage des Käufers 
uud Verkäufers, des Mielbers und Vermiethers unter eben diese Ru- 
brik gebracht werden können? Und doch sind diess Rechtsverhält- 
nisse, welche der VC im dritten, vierten und fünften Hauptstädte 
abhandelt. Aus dieser weiten Fassung ist es aber aucb zum Voraus 
denkbar, wie mannigfache Rechtsverhältnisse sich hier zusammenge- 
stellt finden : alle nur mögliebe Inierdicte, sowohl die auf das öffent- 
liche und das Privatinteresse gehenden, als aach die auf Besitz und 
Schützung anderer Rechte sich beziehenden, eben so gut die reti- 
nendaC) recuperondae und adipiscendae possessionis iuterdieta, nie 
die blossen in possessionem missiones. Ruft man sich nun in das 
Gedächtniss zurück, dass alle diese Rechtsverhältnisse Schuldan- 
sprüche sein sollen, „die im Wesentlichen auf Erhaltung gerichtet 
sind, obligßtiones conservativae k \ so sieht man doch leicht, dass un- 
ter dem coxservare, wenn man nicht gar zu spitzfindig interpretiren ' 
will, das adipisci, d. h. ein ganz neuer Erwerb nicht begriffen sein 
kann. Gerade also wie bei dem ersten Hauptstücke, eben so sehr, 
oder noch mehr, müssen wir uns gegen die Richtigkeit der Zusam- 
menstellung in diesem Hauptstücke erklären. Der Vf. will das Ge- 
meinsame aller in diesem Hauptstücke hervorgehobenen Fälle darin 
finden, dass ihr Zweck wesentlich Herstellung eines faktischen Zu- 
stande s ist, welcher entweder auf ein dingliches Recht oder aaf das 
Vorhandensein eines faktischen Zustandes basirt ist, der in gewissem 
Maasse als ein Recht behandelt und geschützt wird. Darnach müsste 
man hier nur restitutorische Interdicte erwarten, aber fast eben so 
gross als ihre Zahl ist auch die -der prohibi torisehen, welche in die- 
sem Hauptstücke ihre Stelle gefunden haben. Denn namentlich auf 
Krit. Jnhrb.f. d.RW. Jahrg. VI. H.Xll. N 68 
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S. 187. 189. 202. 203. 205. 206. 210. und 215. werden auch pre- 
hibitorische Interdicte in den Kreis dieser Untersuchung gezogen. 
Die meisten der hier zu betrachtenden Ansprache sind im präteri- 
sehen Rechte begründet, ein kleiner Theil gehört dem jus citn'le an; 
und als Beispiele für diese letztem Fllle führt der Vf. S. 107. 
Note ä. die furtiva condictio und die aquae pluviae arcendae actis 
an. Aber das erste dieser Beispiele ist deshalb unrichtig hierherge- 
stellt, weil der Vf. diese Gondiction ja schon im ersten Haoptstücke 
betrachet, also sie zu den Fällen gesähtt hatte, da nicht eto faktischer, 
sondern ein rechtlicher Znstand wiederhergestellt werden soll. Das 
frsmdätorium interdictom ist nach dem Vf. S. 145. ein adipiscendät 
possessionis interdictom^ und daher erscheint seine Stellung hier pro- 
blematisch. Denn obwohl es in den Quellen auch als restitatorisch 
bebandelt wird , so wird der geforderte Gegenstand doch nicht der- 
selben Person restituirt, welche dessen Eigenthflmer vor der Ueber- 
tragung an den Restituenten war. Gebn wir genauer die zehn Rn- 
briken durch, welche die Gegenstände dieses Hauptstückes umfassen, 
so sind von den drei ersten die auf Erlangung des Besitzes und die 
auf Vorweisung von Sachen nicht hierhergehörig. Denn eine Vor- 
weisung von Sachen und namentlich die von Urkunden zur Einsiebt 
ist eine Handlung des Verpflichteten, nnd im letzten Falle eine so mo- 
mentane, dass von einer ungestörten Recbtsausübung des Berechtig- 
ten hierbei wohl nicht gut die Rede sein kann. Die übrigen Haopt- 
ffclle — persönliche Ansprüche zum Schutze der Benutzung von We- 
gen zu Wasser und zu Lande, zum Schutze gegen störende Bauten 
nnd ähnliche Veränderungen, zum Schutze der an einem Grundstöcke 
unternommenen Arbeiten gegen eintretende Hemmungen, zum Schutze 
einer an oder auf fremdem Eigenthum vorzunehmenden Verrichtung, 
nnd zum Schutze personenrechtlicher Zustände und Verhältnisse — 
haben das Gemeinsame, dass sie alle durch Interdicte geschützt sind. 
Der Vf. handelt ganz die Lehre vom Besitze nach der Savigoy- 
seben Ansieht ab, und nimmt nur ein Paar Male (S. 109. 115.) auf 
den andersdenkenden Thi baut als eine „Stimme von bedeutendem 
Gewicht" Räcksicht. Den heftigen Streit darüber, ob der Besitz eis 
Recht oder ein Faktum sey, hat Unterholzner nicht mehr erlebt. 
Vom sog. juramentum Zenonianum behauptet der Vf., dass dasselbe 
ein vorher von- dem Richter nach den Umständen bestimmtes hoch* 
stes Maass nicht überschreiten darf, und „jedenfalls auch noch hinter* 
her ermässigt werden kann 4 '. Allein von dieser nachfolgenden Er- 
mässigung weiss das Gesetz, c. 9. C. 8. 4.» Nichts.. Es heisst nem- 
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lieh daselbst : nee liceai ei (qui vtm sustutit) ultra taxationem a 
judice faetam jurare 9 et quod kujusmodi Jurejurando dato fuerit 
deelaratum, judicem condemnare oportet. Es ist also der Eid nur 
nafch vorgängiger Taxe zulässig; dass aber der darnach abgeleistete 
Eid noch einmal ermässigt werden könne , «eheint gegen alle Zeug- 
nisse zu sein. Von dem interdictum quorum bonorum, wovon 
S. 127. ff. gehandelt wird, behauptet der Vf., dass es unnützer 
Weise fortbestanden hätte, seitdem das Bedürfnis» zu seiner Einfüh- 
rung aufgehört, nämlich durch die Gewährung der hereditates peti- 
tio, als einer utilis, an den prätorischen Erben. Aber dieser Punkt 
gehurt zu den bestrittenen, wie die neuesten Abhandlungen hierüber 
von Pabricius und Arndts beweisen; und im folgenden Punkte 
machte ein Unterschied beider Rechtsmittel sich zeigen. Die Acre- 
ditatii petitio giebt das Recht, nur vom praedo und vom malae 
fidei possessor die Erbschaftssachen, welche er von einem Andern 
hat usucaprren lassen, zurückzufordern fr* 20. i. /., fr. 21. D. 5. 3. 
Dasselbe Recht gewährt aber diese Klage nicht gegen den bonae 
fidei poaessor. Vou Diesem kann nur Das, Was er für die etwa* 
nige Uebertragung des Besitzes erhalten hat,/r. 23. §. 17., mit der 
hereditates petitio abgefordert werden fr. 20. /. /. O. eod. Dagegen 
das quorum bonorum interdictum macht in dieser Beziehung zwi- 
schen einem malae und bonae fidei possessor keinen Unterschied, 
sondern giebt gegen Beide das Recht, die Sache selbst zurückzu- 
fordern, die er von einem Andern bat besitzen und usucapiren las- 
sen (possüleresve, si nihil usneaptum esset.) So haben diese Worte 
noch im Justinianeiscben Rechte eine praktische Bedeutung, un- 
geachtet gewichtvolle Stimmen, zu denen auch die des Vfs. gehurt, 
diese Worte nur von der veralteten luerativa usucapio versteh n wol- 
len. Sehr gut hebt der Vf. die Verschiedenheit der römischen und 
der heutigen Ansicht über das Interdict in dem Punkte hervor, dass 
die Römer niemals daran gedacht haben, dass derjenige, welcher 
mit dieser Interdictsklage verunglückt ist, weil er sein prätorisches 
Erbrecht nicht nachzuweisen vermochte, noch Hoffnung haben könne, 
mit einer dinglichen Erbscbaftsklage mehr Glück zu machen, wäh- 
rend der neuere Gerichtsgebrauch anzunehmen pflegt es sei bei der 
Interdictsklage die Untersuchung über das Vorhandensein des Erb- 
rechts minder gründlich zu fähren, so dass es dem unterliegenden 
Theile noch vorbehalten bleibt, sein Recht im Wege der hereditatis 
petitio noch weiter zn verfolgen. Bei der sieb so nahe an das in- 
terdictum quorum bonorum anschliessenden missio ex /• ult. C. de 

68* 
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edicto D. Hadriani toUendo nennt der Vf. nur zwei Arteo von Per- 
sonen, gegen welche diese tnissie nicht nachgesucht werden kann, 
neulich die, welche eine neuere, gleichfalls unverd&chüge, Tests* 
mentsurkande znr Rechtfertigung ihres Besitzes in Hunden haben, 
und die durch Eigentums Verjährung geschaut sind. Aber es ist ia 
den Worten jenes Gesetzes auch die erlöschende Verjährung her- 
vorgehoben, welche dem Imploranteu sein Recht abschneidet , « 
tantum tempus cßttxerit, quod possit y«\ aui missus est, omxem 
intentümem excluderc. Si enim vel ex una parte , vei ex uiroame 
latere temporis proiixitas oecurrerii , mantfestissifnum es/, mussie» 
nem esse sopitam. Man vrgl. v. Löhr in MarczoIPs Zeilschrift 
Bd. VI. Nr. 9. Unter einer eigenen Rubrik handelt der Vf. von der 
Besitzerlangung bei Schltzen. Da aber dieser Besitz, wie auf 
S. 134. das/r. 15. D. 10« 4. gedeutet wird, eben so gut durch ein 
Iaterdict, als durch eine in factum actio erlangt werden kann, so 
gibt diess die Veranlassung, dass bei Gelegenheit der ad earkiben- 
dum actio noeh zweimal (§. 377« Note 6., §.379« Note».) von die- 
sem Besitzerwerbe der Schatze gehandelt wird. Die im /r. 2. §- 3. 
D. 43. 1. erwfihnten, durch die hier sog. reiiqmae Viennenses 67- 
piani weniger rlthselhaft gewordenen duplicia interdieta, weiche 
sowohl adipiscendae ab recuperandae possessionis sein können, gibt 
der Vf. mit „zwitterartigen u Interdktea wieder, und meint, dass 
deren Verbot auch gegen Denjenigen mitgerichtet sey, der sie aus- 
gewirkt hat. Die Richtigkeit dieses Satzes dahingestellt, glauben 
wir nur aus dieser möglichen Vereinbarung von recuperandae und 
adipiscendae possessionis interdieta den Schluss ziebn zu dürfen, 
dass eine Ausschliessung der adipiscendae possessionis interdieta voa 
den possessorischen Interdicten, wie er auch hier vorgetragen wird, 
sich nicht unbedingt' rechtfertigen lässL — Wird die Besitzerlangung 
bei erfolgter in possessionem müsio gehindert, so ist zum Schutze 
derselben eine eigene Klage gegeben. Da in dem Hauptfalle der 
missio, nämlich gegen betrügerische Schuldner, von dem VC. S. 137. 
angenommen wird, die Einweisung finde zur verdienten Bflssung der 
betrügerischen Handlungsweise Statt, so wird in -Folge dieser An- 
sicht auch die auf die Einweisung sich beziehende Klage zu einer 
poenalis fr. 1. §. 8. D. 43. 4. Wie aber ist unter dieser Voraus- 
setzung die Aufnahme dieser müsio und dieser Klage hier unter die 
Schuldansprüche zum Zwecke ungestörter RechtsausQbung gerecht- 
fertigt? Sehr richtig leugnet der Vf. S. 139. eine Ausdehnung des 
Salviaaischen Interdicts über seinen ursprünglichen Umfang hinaus, 
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wie sieh eine solche Ausdehnung bei der Serviania actio zeigt. Er 
giebt nur an, dass die Wirkung des lnterdicts nicht bloss gegen den 
Pächter its ländlichen Grundstücks, sondern auch gegen den dritten 
Besitzer desselben gehe, und hllt trota dem mit Recht diess Inter» 
dict schon im Justioiaaeischea Rechte durch die hypothecaria actio 
für bedeutungslos geworden« Die Behauptung aber, dass die in 
fundo nata wegen fr. 1. pr. D. 43. 33. den res invectue et iHn- 
tae bei dem Salvianiseben Interdicte gleich behandelt werden, kaan 
»au nicht eiargumen» Denn in der angefahrten Stelle* (Si colonus 
aneiliam im fundum pignoris nomine duxerit, et tarn vendideril; 
quod apud emtorem ex ea naiutn est, ejus apprekendeudi gratia 
utile interdiotum reddi oportet) ist einmal kein in fundo natus puer 
da, weil er sebon bei dem Käufer geboren ist, sodann aber sagt diese 
Stelle nur dasselbe, was das/r. 18. §. 2. D. 13. 7.: si fundus pig- 
neratus veneicrit, manere causam pignorü . . sieut in partu ancil- 
lae, qui post venditionem natus est, dass nämlich mit der Haupt- 
sache auch deren Nebensachen verpfändet sind. Sicher wellte der 
Vf. auch mit den Worten im fundo nata nur bezeichnen , dass die 
Erzeugnisse der inveeta et illata, solange sie sieh auf dem Gute be- 
finden, ebenfalls dem Interdicte unterworfen sind* Von der ad ex» 
hibendum actio sagt der Vf. S. 142.: „ohne Bedenken ist die Ver- 
pflichtung zur Vorweisung mit den ans unerlaubten Handlongen est» 
springenden vergleichbar (quasi ex delicto) ««- und er beruft sich da- 
für mit vollem Rechte auf §. 3* /. 4. 5., und wie häufig witd auch 
durch diese Klage nur der dolus des Beklagten bestraft, und der 
KJiger hier 9 wie bei dem interdictum de tabulis exhibendis zum 
Wirderangseide gelassen. Auch die Erlangung der Ersatzleistung 
bei diesem letztgenannten Interdicte wird nicht als Befriedigung des 
Anspruchs angesehn, wenn ein Anderer als der eigentlich Verpflich- 
tete den Ersatz geleistet bat, indem Dieser noch immer aof den An- 
spruch selbst belangt werden kann. fr. 3. §• 15* D. 43. 5., nnd so 
mochte diese Verbindlichkeit des Exhibeotea wohl in keiner Hinsicht 
zur Aufnahme in dieses Capitel geeignet sein. Auf S» 146. behaup- 
tet der Vf. von- ier ad emhibendam actio: „es muss irgend ein Grund 
obwalten, wesshalb eine dingliche Klage noch nicht, oder nicht mehr 
Statt finden kann". Aber wenn gleich ein dingliches Interesse ge- 
wöhnlich die Begründung der Klage ist, so sagt doch Ulpian im 
fr. 3« §. 1. D. 10. 4.: muitae sunt causae ad exkibendum agendt\ 
und fahrt unter Anderm im §. 7. als Betspiele den Fall einer anzu- 
stellenden Noxalklage an, was auch dem Vf. S. 144. nicht entgan . 
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gen ist. Eben darum aber missen wir anen den ans jener Behaue* 
lang gezogenen Schlafes des Vfs. leugnen, dass „manchmal die Vorwei- 
sung«« läge nicht Statt finden kann, so lange die Vorweisung möglich 
ist, sondern erst nach eingetretener Unmöglichkeit •*. Dadurch 
wurde eine subsidiäre Nator der ad exhibendum actio angedeutet 
sein, die ihrem Wesen vollkommen fremd ist. Denn nnr von dem 
interdictum de tabulis exhibendis lässt sich behaupten, dass es sub- 
sidiär eintritt* Wenn aber- für diese Behauptung der Vf. ein Zeug- 
nis* im fr. 14. D. 10. 4. finden will, so irrt er gleichfalls. Ei 
heissthier: Si vir nummos ab uxore tibi donatot» seien* suos facUs 
non esse, pro re ernta dederit, dolo fecit quo minus pessideat, et 
ideo ad exhibendum actione tenetur. Dasselbe sagt auch fr. 9. §- 2. 
D. eod. Wer kann nun aber auch nach dieser Stelle leugnen, dass, 
wenn der Mann etwa nur vorgab, die empfangenen Geldstücke nicht 
mehr zu haben, die Frau je tat nicht im Stande sein sollte, mit der 
ad exhibendum actio aufzutreten, um sich von der Identität ihres 
Geldes zu fiberzeugen. Auf S. 156* steMt der Vf. den Satz auf: da 
die Wege rechte immer die Natur einer ländlichen Servitut haben, 
selbst wenn sie zufällig bei einem städtischen Grundstücke vorkom- 
men 9 so konnte von dem interdictum de itinere im fr. 1. §. I. D. 

43. 19. mit Reckt gesagt werden: pertinet ad tuendas rustkas tau- 
tummodo Servitutes. Auf S, 158. erklärt sieh der Vf. gegen den 
von den Neuem häufig gebrauchten Ausdruck exceptio vitiosae pos- 
sesionis, indem derselbe nicht bloss den Quellen fremd sey, sondern 
in ihm exceptio auch nicht in der römischen Bedeutung gebraucht 
werde. Bei Gelegenheit des interdidi de meriuo inferendo stettt 
der Vf. S. 160- die Behauptung auf, dass dasselbe heutzutage nur 
bei Familien- u&d'Ero-Begräauissen vorkommen kenne, da ausserdem 
der Gegenstand pottzeyfich geworden sey. Dass auch die Römer 
sehen Familienbegräbnisse hatten, ist unbestritten; dagegen glauben 
wir die Behauptuug des Vfs. bestreiten zu ktinnen, wonach einfache 
Blutsverwandte keinen Anspruch auf diese Begräbnisse hatten, wenn 
sie nicht Erben waren. Zwar ist diese Behauptung nuf e. 8. C 3. 

44. gestützt, wo es heisst: jus famüiarium sepuhrorum ad prosrimos 
cognatoSf non heredes institutos, minima pertinet. JKees Rescript 
von Philipp setzt noch dieAgnatensueeession voraus,, weiche durch 
Novelle 118. auch allgemein den Cogoaten zu Theil geworden ist* 
und seit dieser Gleichstellung der einfachen Blutsverwandten mit den 
Agnaten muss auch wohl die aus diesem Reseripte abstrahirte Aus- 
schliessung der simpeln Cognaten, wenn sie zur Intestaterbfolge ge- 
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langen, von den FamiHenbegribaissen schwinden. Hit Recht erklärt 
sich der Vf. S. 172. gegen die Eintheilnng der operis novi mmtiatia 
in die realis und verbaUs, indem dieselbe sowohl unrttmisch «Je na« 
richtig ist, da die zuerst genannte Form, als operis novi nuntiatio 
gar nicht existirt, indem das fr. 5. §. 10. D. 39. 1« den hei dem 
wttrdictum quod vi aut ciam vorkommenden (S, 181- Note c.) /a- 
pilli jactus geradezu der opcris novi nuntiatio entgegensetzt Fttr 
den Fall, wenn durch die Handlung eines Sklaven das interdictum 
quod vi aut dorn begründet war, giebt der Vf. S. 185. folgende ans 
den Quelleexcugnissen abstrahirte Uebersicbt der möglichen Fälle: 
der Sklave kann im Namen des Herrn und in dessen Auftrag gehaa- 
delt haben, daaa haftet der Herr als Urheber- «nd tragt die Kosten 
der Wiederherstellung; der Sklave kann im Namen des Herrn, eher 
ohne dessen Auftrag gehandelt haben, dann muss der Herr die Wie- 
derherstellung dulden, und kann wegen der Kosten mit einer abge- 
leiteten Vers?huIdungskJage (noxaäs actio) belangt werden. Das- 
selbe gilt, wenn der Sklave für sich peculiari nomine gehandelt hat. 
Der Sklav kann endlich für einen Andern nnd zwar im Auftrage Des- 
selben gehandelt haben. Hier ist der Auftragende als Urheber ver- 
antwortlich, aber auch gegen den Herrn findet eine abgeleitete Ver- 
schuldungsklage Statu Hat aber der Sklav für diesen Andern sogar 
ohne Auftrag gehandelt, so kann von dem unschuldigen Dritten nur 
verlangt werden; dass er die Wiederherstellung dulde, wegen der 
Kosten geht eine abgeleitete Verschuldungskläge gegen den Herrn* 
Wenn der Vf. auf S, 186* die Jahresfrist bei diesem Interdicte als 
eine utilis ratione cucsms berechnen will, so möchte dieser Behaup- 
tung enlgegenstehn , dass das Jahr entschieden kein utilis ratione 
iniäi ist; denn es heisst im/r. 15. §* 4. D. 43. 24.: annus cedtra 
incipit ax quo id opus factum perfectum, e$t autfieri detiit. — Das 
interdictum ^ ne quid in looo pubtico vei itinero publica fiat handelt 
der Vf. zwei Male ah, einmal im §. 400. unter den Klagen die tfn 
fentlicben Orte betreffend, sodann im §. 402* unter der Huhrik: 
Schulz gegen Bewerkstellungen , welche den öffentlichen Strassen 
und Pfaden unchtheilig sind. Dort sagt er S. 188: die Klage gehört 
nicht denen an, zu denen Jeder aus dem Volke berufen ist; hier 
S. 19t« stellt er die richtigere Behauptung, auf: der Anspruch ist in 
der Hauptsache als ein solcher in betrachten, . der Jedem aus dem 
Volke zusteht — UnbeMuntschaft mit dam Gescttlftslehen zeigt die 
Behauptung 3,209.: »wer ein städtisches Grundstück miethweise be- 
sieht, pflegt meistens die mihjabraehten Sachen ansdrteldich an den 
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Vennielher zu verpfänden". Wozu sollte aacb diese Pfandbesteflnng 
dienen, da ja an diesen Sachen schon stillschweigend ein Pfandrecht 
begründet ist? Bei dem interdietum tertio quoque die im interdictum 
de glande legenda entscheidet sich der Vf. S. 211« mit Recht da- 
für» dass es soviel als allernis diebus beisse, indem hier wie hei dem 
Tertianfieber auch nor ein einziger Tag in der Mitte liege. Man 
kannte Herbei an die Analogie des Wortes in der heiligen Schrift 
erinnern, dass der Herr am dritten Tage auferstehen werde, wo nach 
nur ein Tag zwischen Tod nnd Auferstehung lag. 

Das dritte Hauptstüek „Schuld Verhältnisse zum Zwecke des Ver- 
lusserungsverkehres" zerfallt in zwei Abschnitte, von denen der 
grossere (S. 21 T — 298.) die Schuldverhallnisse aus Kauf- und Ver- 
kauf-Geschäften, der kleinere (S. 298 — 315.) „dem Raufe verwand- 
ten Verkehr 14 darstellt Der Kauf ist eine wegen seiner häufigen 
praktischen Anwendung am meisten durchgearbeitete Materie, und 
daher ist hier weniger als in andern Materien möglich, neue Sitze 
aufzustellen, aber auch auf der andern Seite weniger möglich zu 
irren« Dte Bezugnahme des Vfs. auf neuere Schriftsteller in dieser 
Lehre zeigt sich auch darin, dass er hier S. 266 — 270. deutsche 
Sprichwörter zum Belege seiner Behauptungen anführt Die mögli- 
chen Nebenbestimmungen beim Kaufe finden wir hier genügend be- 
rücksichtigt. Die Verschiedenheiten zwischen dem Vorbehalte des 
Wiederkaufes und dem Vorbehalte der Reue stellt der Vf. sehr gut 
dahin fest, dass von dem ersten immer nur in Beziehung auf einen 
bereits durch Uebergabe vollzogenen Verkauf die Rede sein kann, 
und dass derselbe nicht immer bloss ein Zurüekgehn auf den Zustand 
vor dem Verkaufe zu sein braucht, sondern auch unter veränderten 
Bedingungen vorbehalten sein kann. Dagegen wenn der Vf. bei dem 
Vorbehalte des Probirens, des gtutus, S. 225. glaubt, der Probie- 
rende habe gar nicht udthig, seine Verwerfung durch 'Gründe zu 
rechtfertigen , so folgt diess weder aus der vom Vf. angeführten, 
nicht juristischen ParOmie de gusttbus non est disputandum, noch 
aus den Worten des //*. 84. §. 5. D. !8. f.: gustus ad koe pro/reit, 
ut imprebare h'ceat. Denn nur wenn der Wein oder Was sonst das 
Object des Kaufes ist, wirklich dem Käufer nicht schmeckt, kann 
der Kauf rückgängig gemacht werden, nicht aus jeder andern be- 
liebigen vom Käufer- anzustellenden Ursache. 4 Man- rrgl. Heise 
und Gropp juristische Abhandlungen Bd. I. Nr. 13. Dass ein Vor- 
kaufsrecht auch durch ein Testament festgestellt werden kann (S. 227.), 
darf nicht bezweifelt werden, nur feWt es an GesetzsteHen dafür. 
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Bei 4er sog. emtio rei speratae stimmen wir zwar dem Satze bei, 
dass der Käufer Nichts zu bezahlen braucht, wenn die Verwirkli- 
chung de* Erwarteten nicht erfolgt, weil der Satz sine re emtio »r- 
ieitigi nequit nur bei der spei emtio eine Ausnahme erleiden kann. 
Dagegen halten wir folgenden Satz nicht für richtig: „Findet die Ver- 
wirklichung nur zum Tbeile Statt, so wird auch der Kauf nur zum 
Theile wirksam, es braucht also das Kaufgeld nur nach Verhältnis« 
entrichtet zu werden". Denn die Lehre vom Irrthum, dass, wenn 
Jemand gegen einen Preis zu wenig erhalten hat, er durch Einbe- 
halten oder Zurückfordern eine verhältnissmfissige Verkürzung des 
Preises verlangen kann, ist hier bei einem allerdings etwas gewagten 
Geschäfte nicht anwendbar. Nehmen wir an, Jemand verkauft we- 
gen einer plützlichen Reise allen Spargel, den er in diesem Sommer 
auf seinem Mistbeete erzielen wird, für zehn Thaler, indem er dem 
Kflufer die richtige Versicherung gibt, dass er seit mehreren Jah- 
ren mehr als dreissig Schock gezogen bat, und es können in diesem 
Jahre durch eine höchst ungünstige Witterung nicht einmal fünfzehn 
Schock Spargel gestochen werden; sollte nun, da der Preis mit 
Rücksicht auf dreissig Schock Gewinn festgestellt war, der Kaufpreis 
auf mehr als die Hälfte herabsinken T Gewiss sind hier auch nicht die 
Grundsitze über laesio enormis zur Anwendung zu bringen. Wie- 
wohl Unterholzner auch noch auf S. 282. Note h. den Satz wie- 
derholt: „wenn z.B. eine Ernte gekauft ist, und die UmsUnde erlau- 
ben nur eine halbe Ernte; so gilt der Kauf nur halb, d. b. es wird nur 
das halbe Kaufgeld entrichtet 44 , so ist doch dieser Satz nicht richtig. 
Denn wäre er es, so mflsste auch das Umgekehrte gelten, dass, wen» 
die Umstünde eine doppelt so grosse Erndte verstatten, das doppelte 
Kaufgeld entrichtet werden mutete, eine Behauptung, welche noch 
nie aufeusteHeu gewagt ist. Dass die emti actio mit der venditi 
actio zuweilen in den Quellen verwechselt wird, will der Vf. S. 239* 
nicht zogeben; er glaubt eher, dass in solchen Stellen eine corrnm- 
pirte Lesart anzunehmen sey. Diese Behauptung ist gewiss eben so 
unrichtig, als es die Annahme wlre, dass Jnfr. 7. §• 2. §. 3. D. 16« 
3. , wo depositarhcs den Deponenten bezeichnet , die Leseart cor- 
rnmpirt sein soll. Wenn das Rückglngigwerden eines Kaufgeschäf- 
tes die Folge eines vertragsmüssigen Vorbehaltes ist, to will der Vf. 
(S. 244.) überall dem Käufer das Recht einräumen, die Zurückgabe 
des schon bezahlten Kaufpreises z» verlangen (arg* fr. 20. D. . 18. 
2.)t sogar „wenn in Folge des Vorbehaltes derVerwirknng der Kauf 
rückgängig wird c. 6« C. 4. 64. M Dieser letzten Behauptung kon- 
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neu wir aber nicht beitrete«. Depo einmal Mit der Beweis ganz. 
Unter dem Vorbehalt der Verwirkung kann natürlich nor das pactum 
cammissorium verstanden werden, and von diesem isf in der genann- 
ten c. 6. nicht die Rede. Denn der Begriff dieses pacti geht dahin, 
das« der Käufer „für den Fall des nicht pünktlich entrichteten Kauf- 
geldes" (8. J22,) alle Rechte aus dem Kaufe verwirkt haben solle« 
Nun aber heisst es in den Schlussworten dieses Rescripts: cum ad- 
versa pars receptis nummio suis, nullam passa videri possit in- 
juria*, woran« also hervorgebt, dass die Kaafgelder entrichtet sind, 
und zwar gleicbgikig, ob pünktlich oder .nicht* Denn durch die An- 
nahme der Gelder hat der Verkäufer auf dieses pactum eornmisso- 
rütm stillschweigend vernichtet (S, 228*) • er Kaufcentract war ia 
diesem Falle vielmehr exiguo preth certae rei eenlemplatiome etwa 
qffimtatis contrakendae oder suffragü causa geschlossen, nnd diese 
ausserhalb des Kaufpreüi liegende Zusage ward nicht erfüllt, nnd 
Grand der Aufrufung des Kaufcontracts von Seiten des Verkäufers. 
Der Vf. scheint aber so weit gehn zu weiten, dass er aberall, wo 
der Kauf rückgängig wird wegen eines vertragsmassigen Vorbehaltes, 
dem Käufer die Zurlckgabe des schon gezahlten Kaufpreises aber- 
kennen mtfcate. Jedoch die angeführten „sehr scheinbaren Grande", 
welche aus der Interpretation von/r. 13* §»26. &. 19. 4. nad/r.4. 
§. 1* D. 18. 3. entnommen sind, bezeugen nur, dass bei der lex 
commissoria, wie wir auch bereits behauptet haben, eine Ausnahme 
jener Regel eintrete. Unterholzner selbst versteht aach beide 
Stellen von der lex commissoria; er nieint aber, dass in der ersten 
nicht von einem Verluste an Hausgeld e, sondern vom Verluste des 
Pfandes durch Verwirkung des Einlösungsrecbts die Rede sey. Doch 
mannte diese Interpretation, welche nur in dem Satze UntcrsMHzung 
fndet, dass die lex commissoria zur Zeit von Ulpiaa noch nicht 
beim Pfände verboten war, welche, obenefin «i einer duplex inter- 
pretaUa fährt, die gewöhnliche Auslegung au verdrängen nicht im 
Stande sein. In der zweiten Stelle halt der Vf. es nicht für unna- 
türlich, dass hier das pactum oowmmorium in. der Art gestellt ge- 
wesen, dass bei eintretendem RSckgaogigwerden des Kaufes der vor- 
ausbezahlte Theil der Kaufgelder nicht herausgegeben za werden 
brauche, aber er giebt auch wegen fr. 6. pr\ D* 18. 3. zu, dass 
„vielleicht" eine solche Verabredung stillschweigend vorausgesetzt 
ward, nnd diese letzte Annahme ist. die. gewöhnliche nnd gewiss 
richtigo. Der Vf. gibt es natürlich zu, dass der Käufer sowohl ab 
der Verkäufer den andern Gontraheuten . überv anheilen dürfe, und 
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will nur, wenn die Bestellung einer Mitgift mit einen Kaufe verbun- 
den ist, jede Uebervortheilung der Frau för unrecht erklären (S. 245.)- 
Aber Scaevola im fr. 12. §. !-. D. 23- 3* beschränkt dies« auf den 
Fall der „dolosen" Uebervortbejlnng van Seilen des Mannes« Die 
in c. 2* und c. 8* C. 4. 44. enthaltenen Satze Ober laesio enormis 
ist der Vf. geneigt, den Gerichtsgebrauche gemäss, weder auf un* 
f bewegliche Sachen noch auf die Verletzung des Verkäufers zu be- 
schränken, weil in jenem Rescripte nur die Entwickelnng einer all- 
gemeinen Rechtsansicht enthalten sey, weshalb er auch die preussi- 
sche Gesetzgebung für nicht gerechtfertigt erklärt, welche aar dem 
Käufer eine Berafung auf latsio enormis gestattet Auch lässt der 
Vf. zu Gunsten des Uebervort heilten die Billigkeit so weit herrseben, 
dass er dem Käufer, der ohne seine Schuld nicht mehr in der Lage 
ist, die Sache zurückgeben zu können, das Recht der Beschwerde 
wegen übermässiger Uebervortheilung nicht vorenthält Bei den Ver- 
pflichtungen des Verkäufers macht der Vf. mit grossem Rechte dar- 
auf aufmerksam, dass im Falle der unmöglich gewordenen Leistung 
des Ohjects Ersatzleistung immer Statt findet, wenn die Haftung fu> 
selchen Fall vertragsmässig übernommen war; dass aber ein solcher 
Vertrag nicht darin liege, wenn der Verkäufer die Gefahr über* 
nimmt; indem eine solche Uebernahme bloss bewirkt, dass der Ver* 
käuCer den Preis nicht erhält, wenn während der Zeit, da er die Ge- 
fahr zu tragen hat, die Sache verloren geht — Bei dem aedititi« 
•eben (oder wie der Vf. stets sagt: aedilischen) Edicte Aber die red- 
k&itoria und quanii vtworis actio vertheidigt der Vf. die richtige, 
und wie er S. 278. behauptet, auch in unsern Gerichten vorherr- 
schende Ansicht, dass stets eine elective Coneurrenz jener beide« 
Klagen Statt finde aus folgenden Gründen : Im ganzen Titel de ao+ 
dilitio edieio werde niemals untersucht, ob in irgend einem Falle die 
Klage auf Zurfieknahme oder die Klage wegen mindern Werthes be- 
gründet sey, sondern nur überhaupt, ob ein Anspruch aus dem Edicte 
Statt finde; die Klage auf Zurücknahme wird in vielen Fällen er-, 
wähnt, wo es ganz seltsam wäre, von einer völligen UnbruchbarkeH 
der Sache zu sprechen; und das Edict selbst sagt ganz allgemein: 
wenn der Verkäufer nicht angegeben habe, quid morbi mitüque Mit, 
so solle Redhibttion Statt finden können, ohne einen Unterschied zu 
machen« Aber darin kann dem Vf. unmöglich beigestimmt werden, 
dass, wenn eine Sache von Mehreren zusammen verkauft ist, der 
Käufer nicht die einzelnen Verkäufer theilweise in Anspruch zu neb« 
men brauche, sondern höchstens nur bei ungleicher Betbeiligung die 
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in geringem Müsse Betheitigten verschonen dürfe. S. 273* ond S. 
279. Note e. Denn diese Vorschrift ist nur auf verkaufende wen*» 
liäarii zu beschranken, von denen Ulpian im angeführten fr. 44. 
§. 1. D. 21. 1* sagt: id genus komiuum ad lucrum potius vel ter- 
piter faciendum pronius est. Bei allen übrigen Verkäufern Boss die 
hier aufgestellte Regel gelten : actio ex emto cum singulis sit pr* 
parte 9 qua tocii fuerunt. Aaf S. 274. und 275* leugnet der Vf., < 
dass die redhibitoria actio durch die Kaofklage habe vertreten wer- 
den kdnnen 9 wahrend er die Vertretung der quanti minoris acta 
durch die Ranfklage zugiebt Diess seheint einmal nicht io Conse- 
qnenz mit seiner oben angegebenen Ansieht ober das Verhältnis*: bei- 
der Riagen zu stehn: sodann aber, wenn man auch zugeben will, 
dass die Worte im fr. 11. §. 3. D. 19. 1. (nicht de aed. ed. 21. 1.) 
redkiHtiemem quoque contineri emti judido et Labeo et Sabimus 
putanty nicht nothwendig die entgegengesetzte Ansicht beweisen, so 
möchte sie doch aus den im §. 6« ebenda folgenden Worten: träfest 
esse metiomem em emto ad düiraJkekdam emtionem und mehren an- 
dern Stellen, die der Vf. S. 243. Note a. anfährt, mit grosser Evi- 
denz folgen. Sehr gut macht der VI S. 281. darauf aufmerksam, 
dass, wenn die verkaufte Sache erst nach dem Verkauf vermietbet 
oder verpachtet ist, diess Verfahren des Verkäufers bisweilen ans 
dem Gesichtspunkte einer guten Verwaltung gerechtfertigt ersehenes 
kann. Dagegen kann Rec. die Behauptung nicht billigen, es liege ia 
der Wahl des Verkäufers, wenn er die Nutzungen der verkauften 
Sache noch selbst gezogen, ob er diese Nutzungen herausgeben, und 
die Zinsen in Anspruch nehmen, oder ob er die Nutzungen behalten, 
und dafür den Zinnen des Raufpreises entsagen will. Dieses Wahl- 
recht kann man wohl nicht dem Verkäufer zuschreiben, indem Pa- 
pinian im §. 2. der vaticaniseben Fragmente sagt: ante traditam 
pess&enenem emtori fruetus rei praeberi necesse est, ferner die 
Kaiser ia c. 16. C. 4. 49. rescribhree: post perfeetam venditfomem 
feetus pecorum emtori res Htm debere rtotissinmm est. Mit einem 
selchen Zwange scheint sich nicht gnt da* hier postnlirte Wahlrecht 
vereinen zu lassen. Aof S. 286. Nete g. finden wir die wohl lieber 
der Vergessenheit zu Oberlassende Zimmernsehe Ansicht udoptirt, 
wornach bei der Bestellung der Servituten durch pacta et stipulatie- 
nes unter den letztern die Zusicherung gemeint sein soll, der die 
Servituten Einräumende werde ihrer Ausibung kein Hindernis« in 
den Weg legen. Unter dem Glückskaufe wird zugleich das Aus- 
spielgesehäft behandelt, bei welchem diu beschrankenden Verbote in 
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Beziehung der Spiele nicht gelten sollen, da das Aasspielen aar ein 
Mittel ist, auf vorteilhafte Weise die Veräusserung einer Sache her- 
beizuführen. Wenn aber wegen dieser Aehnlichkeit mit dem 
Kaufe der Vf. S. 293. behauptet, dass, wenn die verspielte Sache 
um mehr als die Hälfte zu hoch angesehlagen ist, eine Beschwerde 
wegen übermässiger Uehervortheilnng erhohen werden könne, so 
müssen wir diese Behauptung zurückweisen, indem bei einem Glttcks- 
kanfe das Geschäft sogar sine re quae venu besteht« Dagegen ist 
seine Polemik gegen Solche begründet, welche die Theilnehmer bei 
einem Ausspielgeschifte als in einem der Soeielät Ähnlichen Verhält- 
nisse unter einander stehend betrachten, da diese Spieler gewöhnlich 
gar Nichts von einander wissen. — Wenn gesetzliche Taxen vorhan- 
den sind, so darf, heisst es S. 294—295« mit Recht, der Kaufpreis 
nur in soweit gefordert werden, als er die Taxe nicht überschreitet» 
Zu diesem richtigen Satze lesen wir jedoch die Note: Solche Taxen 
siod dem römischen Rechte nicht unbekaant; namentlich finden wir 
dergleichen für Sklaven c. 1. §. 5. C. 7., 7«, c. 3. nr. C. 6* 43. 
Dieser Behauptung müssen wir aber widersprechen. In der zuerst 
genannten Stelle setzt Justinian fest, dass, wenn ein Sklav im Ei- 
genthume mehrerer Herrn sey, und Einer Derselben ihn freigelassen 
habe, die Andern genöthigt sind, ihren Antheil am Sklaven dem 
Freilassenden zu verkaufen. Damit nun aber diese Andern nicht 
einen zu hohen Kaufpreis fordern, so hat für diesen FaH Justiniaa 
allerdings Taxen vorgeschrieben, und dieselben auch ein Jahr später 
auf den Fall der optio tervi für anwendbar erklärt. Aber ausserdem 
existirt eine Taxe für Kauf und Verkauf von Sklaven oder andern 
Sachen gar nicht, so dass wir zwar allerdings sagen können:. Taxen, 
aber nicht „solche Taxen" sind im römischen Rechte vorhanden. Ge- 
wiss richtig ist es, wenn, trotzdem dass die Uebergabe an den Käu- 
fer nicht Statt gefunden, in zwei Fällen die Verzinsung des verspro- 
chenen Kaufpreises verlangt wird: wenn der Verkäufer zur Ueber- 
gabe bereit war, und überdies« erbötig ist, die Vortheile herauszu- 
geben, die ihm dadurch, dass er die Sache in Händen behielt, zu- 
geflossen sind, und wenn er wegen der vor der Uebergabe bezoge- 
nen Nutzungen verantwortlich gemacht wini. Als einen dem Ver- 
kaufe Verwandten Verkehr finden wir acht Fälle dargestellt: An« 
Schaffung einer Sache ohne Bestimmung des Preises, Verschaffung 
eines Rechts gegen eine bestimmte Geldsumme, Tausch, Geben an 
Zahlungsslatt, Ueberlasaang abgeschätzter Sachen zum Verkauf, Spiele 
überhaupt und Lolteriespiele insbesondere, Wetten und Freilassung 
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gegen Vergeltung, Die Anschaffung ohne Bestimmung eines Preises 
wird tob Gajua im fr. 85. §. 1« />• 18. 1. nicht bloss als imper- 
fecta em/ze, sondern als imperfectum negotium Oberhaupt darge- 
stellt; sie wird nach dWr Ansicht des Vfs. durch die geschehene Ueber- 
gabo zu einem sog. contractu* realis innominatus, also klagbar. Er 
will nemlieh hier, wenn nicht auf gütlichem Wege eine Vereinigung 
erfolgt, die Pestsetzung des Preises durch den Richter auf die Grund- 
lage einer billigen Schätzung erfolgen lassen. Diess scheint aber 
nicht zugestanden werden zu können, indem es sicher im Falle eines 
solchen Streites von der Willköhr jeder der Partheien abbangt, die 
Sache zurückzugeben oder sie zurückzufordern, und das arbitrium 
des Richters zu verweigern. Stimmen Beide oberem, dass die Sache 
genommen und ein Preis dafür gezahlt werde, so können und müssen 
sie sich bei einem Streite Über die Hübe eines Preises Ober einen 
bestimmten Schiedsrichter einigen; auf die Uebergabe des zu fiber- 
lassenden Gegenstandes konnte es weder nach römischem, noch kann 
es nach heutigem Rechte ankommen« Unter der Rubrik: Verschaf- 
fung eines Rechts gegen eine bestimmte Geldsumme finden wir die in 
/r. 25* §. 1. D. 18. 1. genannte Stipulation qui funäum ttipuUnti 
spospondit gemeint, von der aber wohl ausdrücklich bitte bemerkt 
# werden können, dass ihre Eigentümlichkeit dem heutigen Rechte 
fremde ist. Der Trödelcontract und der Tausch gehören allerdings 
vorzugsweise hierher; aber dagegen mass man sich erklären, dass 
auch die Fltte (S. 302.) hierbin gezahlt werden, wenn Jemand da« 
für, dass er etwas bekommt, ein Geschäft ausrichten soll, oder wenn 
der Eine Etwas verrichten soll, damit der Andere etwas dagegen 
- verrichte* Welche Aehnlichkeit hat z. B. der ha citirten fr. 5. pr. 
D. 19. 5. genannte Fall mit einem Kaufe: Ich habe deinen, soheisst 
es da, du meinen natürlichen Sohn als Sklaven; wir schliessen den 
Vertrag, dass wir diese Kinder manumittiren wollen T Hier ist weder 
Kaufpreis noch Waare. Eben so wenig findet sich Aehnlichkeit mit 
dem Kaufe in dem im citirten fr. 5. §• 4. D. cod. genannten Falle, 
wenn wir, um unsern Schuldnern Erleichterung zu gewähren, oder 
aus andern Gründen abmachen, dass ich von deinem Schuldner am 
Orte A., du von meinem Schuldner am Orte B. befriedigt werdest 
Das Geben an Zahlungsstatt, welches hier der Vf. anreiht, ohne es aber 
in der Ausführung zu betrachten, welche diese Lehre durch J us li- 
tt ian's Novellengesetzgebung erhalten bat, kann wohl nur in dem be- 
schrankten Falle dem Kaufs verglichen werden, wenn Eigenthum an 
einem verpfändeten Objecto erworben wird. Denn hieven allein bandeln 
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aach die beiden Stellen , welche ausser dem Falle dieser dominii im* 
petratio der Vf. S. 302. Note a. anführt. Bei 4er einen sagt es 
schon die Titelrubrik De pigneratiti* actione (fr. 24. pr.) , bei der 
andern, der c. 4. C. 8. 45., die Angabe des Casus von Baldus. Mit 
Ausnahme dieses Falles kann aber die in solulum datio doch nur 
passend da, wo von der Auflösung einer Schuldverbindlichkeit, z. B. 
einer communio ineidens (c. 1. C\ 3. 3#.) die Rede ist, ihre Stelle 
finden. Weshalb die Spiele hier angereiht sind, hat der Vf. nicht 
naher motivirt. Nur unsere den Römern unbekannten Lotteriespiele 
können zu der Lehre vom Kaufe als spei emtiones gezahlt werden. 
So ist hier noch die Behauptung auffallend, dass das römische Recht 
eine Begrfindung von klagbaren Schuldverhallnissen durch das Spiel 
im Allgemeinen nicht gehindert haben solle. Im Gegenlheil kann 
man eher sagen, alle Obligationen aus Spielen waren nichtig, mit 
Ausnahme solcher, die aus Spielen hervorgiengen, welche man mit 
dem Vf. Turnspiele nennen kann. Eben so wenig als die Spiele ge- 
hören die Wetten hierher, bei denen der Vf. sowohl an die schon 
im Justinianeischen Rechte antiquirten gerichtlichen sponsioncs, als 
an die heutzutage mit Staatspapieren getriebenen Geschäfte denkt, 
und die letztern mit Recht für verwerflich erklart. Ganz mit Recht 
werden die Wetten, als Hauptgeschäfte, nnr dann für unerlaubt dar- 
gestellt, wenn etwas zu Widerrechtlichkeiten oder Unsiltlichkeiten 
Führendes in ihnen liegt, und wenn die eine Parthey betrügerisch 
dabei verführt, z. B. eben genau naehgesehn hat, was in einem 
Buche steht, und dann absichtlich das Gesprach daranf fährt, und 
einen zur Wette führenden Streit veranlasst; wahrend, wenn zufal- 
lig das Gesprach darauf gekommen wäre, die Wette Gütigkeit bitte. 
Am ausführlichsten unter diesen acht Fallen ist der unpraktische 
„Freilassung gegen Vergeltung M besprochen, und dabei besonders 
die Verbindlichmachung zu Dienstleislungen zum Gegenstande der 
Untersuchung gemacht, welche in der That gar keinen Verglei- 
ebungspunkt mit dem Kaufgeschäfte darbietet« Dass die Darstellung 
selbst, wenn sie gleich nicht am passendsten Orte gegeben zu sein 
seheint, bis in das feinste Detail geht, und vollkommen befriedigend 
ist, bedarf bei einem solchen Vf. kaum der Erwähnung. , 

Das vierte Hauptstflck handelt unter dem Titel „ SchuldverbalU 
nisse den Leihverkehr betreffend 44 auffallend genug nicht vom Leih- 
conlracte (der unter dem Namen unentgeltiche Gebraucbsverleihung 
im sechsten Hauptstlcke erörtert wird), sondern von Miethe , Pacht, 
Verdingung and von fünf mit Pacht, Miethe und Gedinge verwandten 



Digitized by 



Google 



1086 Untcrkolsner's Lehre d.rom. Rechts y. jL6chuMrcrhHliiisseiL 

RechUverblllaisscii. Bei 4er atietbe hält der Vf. S. 317. die Ge- 
genleistung in Golde für so nothwendig, dass er gar kerne Ansmahme 
zulasst. Er glaubt Dämlich, das* io der c. 21. C 4. 65., wo toi 
der loeatio gegen ein bestimmtes Maass von Erzeugnissen die Rede 
ist, dieser Ausdruck eben so wenig in seinem eigentlich technisches 
Sinne gebraucht ist, als &*, wo von einer leemtio peeuniae (den 
Zinsdarlehen) die Rede ist. Ungeachtet es im fr. 25. §. 4« D. 19. 
2. heisst: eulpae conduetoris et illud adnumerator, si propter im- 
micitias ejus vicinus arbores exciderit, so halt doch Act Vf. mit 
Recht für nothwendig, im concreten Falle zu untersuchen, ob der 
aftether sich die Feindschaft auf eine impntable Weise zugezogen, 
und etwa zur Beschädigung gereizt hat. Von der relocatio facti* 
sagt der Vf. ganz mit Recht auf S. 324.: „es ist Regel, die Verlän- 
gerung nicht weiter auszudehnen, als es die Billigkeit schlechter- 
dings verlangt". Dass wir Ober den Fall der relocatio beweglicher 
Sachen keine Entscheidung in den Quellen haben, bemerkt der YX 
nicht, eben so wenig, dass die Entscheidung der Frage über die 
Dauer der relocatio tacita bei solchen Sachen nach den Regeln der 
mrbana praedia entschieden zu werden pflegt. Ungeachtet bei den 
Landgütern der Vf. erkürt, dass die Billigkeit keineswegs eine still- 
schweigende Verlängerung auf drei Jahre verlange, so glaubt er 
doch, dass bei „einzelnen Feldstücken", die auf drei Jahre, zur 
Winter-, Sommer- und Brach-Benutzung verpachtet sind, die Pacht- 
erneuerung drei Jahre umfasse, ohne dafür auch nur irgend einen 
Grund anzugeben, eben so wenig als für den vollkommen unprakti- 
schen Satz: bei Forsten, die nach Schlägen benutzt werden, wird 
die Pachterneuerung bis zur nächsten Scblagperiode gehn. Denn 
wäre diess der Fall, so würde eine relocatio Ucita bisweilen zwanzig 
Jahre umfassen müssen. Hinsichtlich des einseitigen Zurücktritles von 
der Miethe und Pacht können wir vielfach dem Vf. nicht beistimme*. 
Ungeachtet er wegen Gespensterfurcht, da diese nicht als eine gegrün- 
dete gelten kann, den Rücktritt, nicht verstattet, so lässt er doch merk- 
würdigerweise S. 325. eine Verantwortlichkeit des Vermiethers eintre- 
ten, wenn er ein ihm bekanntes Gerücht über Statt findenden Gespen- 
sterspuk unredlicherweise versehwiegen hat. Der Vf. ist der Meinung, 
dass trotz fr. 54. §. 1. vrn&fr. 56. D. 19. 2. ein zweijähriger Rick- 
sland der Mieth- oder Pacht-Summe nicht nothwendig zur Aufhebung 
des Conlractes sey, indem bei den Zollpächtern man nicht so lange, 
wie es nach fr. 10. §• 1. D. 39. 4. scheint, habe warten dürfen, 
und weil in fr. 54. §. i. u./r. 56. D. 19. 2. dort eine besondere 
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Verabredung, ne conductor intra tempora locaiionis invitus repcl- 
leretur geschlossen sey, and hier die Miether lange Nichts von sich 
sehn Hessen, also in beiden Fällen besondere Umstände das zweijäh« 
rige Abwarten rechtfertigten. Allein für die Notwendigkeit, zwef 
Jahre warten zu müssen, spricht, dass noch bei der Emphyteusis 
zwei Jahre der geringste Zeitraum ist, nach dessen Ablauf bei un- 
terlassener Zahlung des Canon auf Vertreibung des Emphyteuta ge- 
klagt werden kann. Eben so können wir dem Vf. nicht beistimmen, 
wenn er annimmt, dass der Vermiether, der in den Fall kommt, die 
vermiethete Sache für den eignen Gebrauch nttthig zu haben, nur 
„unter besondern Voraussetzungen 46 das Recht haben solle, die Auf- 
hebung des Miethcontraets vor der Zeit zu verlangen. Er zähtt zu 
diesen Voraussetzungen, wenn das Bedürfniss ein unvorhergesehenes 
ist, und wenn die Unbequemlichkeit, welche für den Mtether durch 
die Aufhebung der Mietbe entsteht, ausser Verhältniss zu dem Nach- 
theile steht, welchen der Vermiether leiden wurde, wenn er gend- 
thigt wäre, die Sache, zu entbehren. Wenn jedoch zugestanden 
werden muss, dass der Vf. den heutigen Gerichtsgebrauch hierin für 
sieh hat, so ist diese Behauptung doch nicht nach römischem Hechte 
zu rechtfertigen, indem dasselbe bei einer solchen Aufhebung des 
Contracts dem vertriebenen Miether das Recht auf Entschädigung ge- 
währt, und diese dem Vermiether bekannte Pflicht denselben schon 
hin und wieder veranlassen wird, sein Bedürfniss der Kostbarkeit des 
Schadensersatzes htntennach zu setzen. Endlich ist auch die Be- 
hauptung, dass von der Verdingung auszufühernder Arbeilen einsei- 
tig abgegangen werden kann, wenn es sich entdeckt, dass der Un- 
ternehmer einen zu niedrigen Kostenanschlag gemacht hat, ohne al- 
ten Beweis hingestellt. Soldaten sollen weder Landgüter, noch öf- 
fentliche Einkünfte pachten dürfen. Der Vf. hätte hinzufügen sol- 
len: noch Häuser; denn schon Kaiser Leo sagt allgemein in c. 31. 
C* 4. 65. : militet alienarum rerutn conduelöres ßeri prohibemus, 
und Justinian in c. 35* eod. wiederholt diese Worte und erklärt 
die aiienarum rerut/i conduetores dahin: qui a Hertas possessiones 
vel domo* conduetionis tittdo proeurandas suseipiunt. Die An- 
wendung des Römischen Rechts, welches die Einquarttrungslast für 
eine reine Grundlast ansieht, hält der Vf. S. 3Sß. deshalb für unbil- 
lig in unsern Zeiten, da bei den Körnern mit derselben keine Ver- 
pflegungsverbindlichkeit verbunden war, wie die (unglossirte) Novelle 
130. deutlich lehrt« Den Unterschied, dass bei dem Kaufe den Käu- 
fer, dagegen bei der Mrethe und Pacht den Vermiether und Verpäch- 
Krit Jahrb. Cd. RW. Jahrg. VL H. XII. 69 
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Icr dar Untergang und die Verachleahterunf der Sache träft, erklärt 
der Vf. ear fflr eioeo scheinbaren, indem map die Pacht* oder Msetbe 
mit einem Nutzuagskaufe vergleichen kann, der ja< nur durah die Ver- 
wirklichung der Nutzung vollständige Wirksamkeit erlangt» umd bis 
dahin folglieh die Gefahr auf Seiten des Verkäufers Unat. Anfei- 
lend erscheint die zweimal auf S. 341« sich findende Behauptung: 
hei der Vermiethuug von Gebäuden pflegt anahednngen zu werden, 
data kein Holz auf den Boden gebracht werde, fr. 11; §. 4^ fr. 12. 
1). 19« 2», darum auffallend, weil die Rftmer. in ihrem: warmen Klima 
keiner bedeutenden Wintervorrälbe von Holz bedurften« In der 
Thai denkt Ulpiao in jenen Stellen auch nicht an Holz? sondern 
fuhrt nur -die Clauael eines Miethcontraetes an: ne ?* viidu urbtum 
f**MUM otmptmerttur. — Es mag immerhin der Natur der Sache 
gemäss sein, wie der Vf. & 346. behauptet, dass im Falle der wirk- 
liehen oder festgesetzten Vorausbezahlung bei einer unverschuldeten 
Unmöglichkeit der Verjniether dennoch das Ganze behalt, oder es, 
wenn das Miethgeld noch rückständig ist, nachfordern kann. Das 
aber ist gewiss nicht der Natur der Sache gemäss, dass hier hei 
diesen optris locuri sotitis zugleich von Slaatsbesoldangen und von 
Jahrgehalten der Anwilde gehandelt wird, die erst S. 377. unter 
einer ganz andern Rubrik ihre Stelle verdienen, und sie auch zum 
Theil dort gefunden haben. Der Vf. übergeht es auf S. 350., da» 
die Römische Vorschrift, wornach der Unternehmer bei öffentlichen 
Bauten fünfzehn Jahre lang für die Gate der Arbeit heftet (<?. 8. C. 
8. 12.)> im heuligen Gerichtsgebrauche leider nicht mehr beuchtet 
wird. Als zur Miethe und Verdingung gehörig handelt der Vf. 
S. 353% ff. auch den Einfluss ab, welchen das Bhodisohe Gesetz über 
den Ersatz nützlicher Aufopferungen an Schiff oder Ladung auf die 
Vermielhungea oder Verdingungen ansaht. Er erklärt, es sey eben 
so gegen den Geist des RtimUchen .Rechts, geradezu dem Beschä- 
digten gegen den Gewinnenden eine etndieti* ex U§e Rktdim de 
jaciu zu geben, als Ansprache auf Verkeilung der Kriegs- und 
Feuerschaden auf das Rhodischa Gesetz sttttzen zu wollen, znnsal es 
in den letzten Fällen an einem Scbuidverhältnisee fehlt, na welches 
die Ansprache auf Beisteuer anzuknöpfen wären. AU Verhältnisse, 
welche mit Miethe, Pacht und Gcdingp verwandt sind, werden hier 
Auf aufgezählt; einmal der Fall, wenn Netzungen oder Dienetlet- 
stungesr Überlassen, oder Sachen zum Behuf der VoWnhmng eines 
Geschäfts übernommen werden, und die Vergeltung da Ar etwns An- 
deres als Geld, oder wenigstens keifte bestimmte Geldsumme ist; so- 
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dann das Ziasdarlehnt Gegen* die Trennung dieses vom den unveiv 
zinslichen Darlehn, dat im ersten Hauptstädte seine Stelle fand, las» 
sen sieh wohl gerechte Bedenken erheben, nnd der Vf. seihet macht 
S. 859« in Note a. darauf aufmerksam, dass das foenus die wtutut 
daiio in sieh schliesse. Ferner ist die Emphyteusis und die Super* 
ficies hierher gestellt. Bei dem ersten Rechte macht «der Vf. auf 
den filtern verschiedenen Sprachgebrauch aufmerksam. Der Lateini- 
sche Ausdruek vectigalü ager findet sich nur hei den Grandlande« 
reien und hei den Grundstücken der Priestercollegien. Der Grie- 
chische Name emphyteutteu* ager findet sich nur hei den fundi pa- 
trinoniales. Erst seit den Zeiten des Jüngern Theo dosias wird der 
Griechische Name der ganz allgemeine. Bei dem Streite, in wel- 
chen Fallen es zur Begründung der Emphyteusis eines schriftlichen 
Contracts bedarf, macht der Vf. darauf aufmerksam, dass schwerlich 
bei den Römern eine Verleihung zur Emphyteusis vorgenommen ward, 
ohne dass man eine Urkunde darüber anfertigte, so dass sie, wem* 
gleich nicht überall ein Essentiale. so doch ein Naturale des Em*- 
phyteutcantracftes war. Wohl nur, weil der Vf. die dingliche Natur 
der Emphyteusis ganz aviser Acht gelassen, kennte er die Meinung 
vertheidigen, dass bei einer Verfiusserang des bisherigen Emphyteuta 
der neue Emphyteuta nicht unmittelbar vom Eigenthtimer in Anspruch 
genommen werden kennte, und das», um diesen Uehelstand zu he* 
bau, eine neue vertragsmassige Verbiadlichmnchung zwischen dem 
Zinsberecbtigten und dem neuen Emphyteuta geschlossen werden 
müsse. Davon enthält aber das Römische Recht nichts, sondern er- 
klärt durchaus, dass der Eigentümer kein/n* cemirrndtccrndt, son- 
dern necessiUiem aeoipere emphyteutam habe, und räumt ihm bloss 
das Recht ein, dem Singularsuccesser des frühem Emphyteuta einen 
Aguitioneschoin nu geben, wofür dieser ein AnzugsgeM (Handlohn, 
Lehngeld, Abschoss, Anfall, Eheschatsr, Anleit, Laudemium S. 367« 
Note) za zahlen schuldig ist. Der Vf. will ferner das Schuldver- 
häkniss zwischen Zinsberechtigten und Emphyteuta dadurch gelöst 
sehn, dass der Emphyteuta das Grundstück verlässt, wenn er nur 
keine Meliorationen herausnimmt» Gegen diesen Satz macht sich der 
Vf. selbst den Einwand,, dass, wenn das Gut dorch sein Verschulden 
heruntergekommen, er sich durch- seine Derelietien von der ihm ob« 
liegenden Ersatzpflioh* nickt frei machen kann. Noch bedeutender 
ist aber ausser dem allgemeinen Grundsätze des* Römischen Rechter 
quibuseunqme wodis obligamxr, hisdem in e+ulrarmm acfh äWh- 
mur der nahe liegende Einwand y da» man bei Zulassung dienen Pe~ 
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stulates nickt einsiebt, warum nicht jeder Miether oder Pachter das 
Recht haben sollte, im Laafe seiner Mieth- «od Pacbtzeit beliebig 
fortsuzieha. „ Eioe Verwirkung der Emphyteusis soll nach den Vf. 
nnr in folgenden drei Fällen Statt ßaden: 1) wenn das Grundstock 
deteriorirt, 2) wenn es veräussert wird, ohne dass dem Zinsberecbt igten 
vorher Anzeige gemacht wird, nnd 8> wenn der Pachter mit der Zah- 
lung des Zinses über drei (oder zwei) Jahre im Rückstände bleibt 
Abgesehn davon, dass der Aasdraek „Aber 44 nicht genau ist, indem 
es heisst: per totem triennium, sind noch folgende Fälle zu nennen: 
die gänzliche Umgestaltung des Grundstuckes; der Eintritt des End- 
termins oder der Resolutivbedingung, wovon das Ende dieses Rechts 
ausdrücklich abhängig gemacht war, oder. von dem temporären Ei« 
gentbOmer bei der Bestellung hätte abhängig gemacht werden sollen; 
die Abtretung des Rechts an den Eigenth linier des Grundstäcks, oder 
der Erwerb des fiigentbums durch den bisherigen Eraphyteuia; die 
Verjährung der diesem Berechtigten zuständigen Klage; die Usnca- 
pion dessen^ der unbekannt mit dem — auch nicht ausgeübten — 
jus empkyteutharium das Bigentfaum an dieser Sache erwirbt; wenn 
der Emphyteuta die Quittungen über gezahlte Gruadabgabea dem 
Grundeigentümer nicht vorweist; wenn er die Meldung von einem 
beabsichtigten Verkaufe macht, aber den gebotenen Kaufpreis nicht 
der Wahrheit gemäss angibt; wenn er, ohne den Ablauf von zwei 
Monaten nach gemachter Meldung abzuwarten, verkauft; wenn er 
den vom Eigentbümer gebotenen Preis, weleher der richtigen An- 
gabe gleich, kommt, ausschlägt; endlich wenn er, gesetzt auch erst 
nach zwei Monaten seit der geschehenen und vom Eigentbttmer un- 
berücksichtigt gelassenen Meldung, die Emphyteusis an untüchtige 
Personen veräussert. Unbegründet ist die Behauptung S. 367., das*, 
wenn der Verpächter die Anerkennung des neuen Pächters mehr 
ais zwei Monate, von der Anzeige an gerechnet, verzögert, er 
den Anspruch auf ein Anzugsgeld verliert Diese zweimonatliche 
Verjährung ist unbegründet. Die c. 3. C. 4. 66., worauf der Vf. 
diese Behauptung zu stützen versuchen konnte, sagt: Si emtorem 
meUorutiomis suseipere minime dominus meiner it, et attestatiome 
feeta intra duos menset hoc facere supersederi^ Heere empkuteutue 
etiam non conseniienHbus dommis ad aäes suum jus trumsferre* 
Hat also der Eigenthümer die Anerkennung des neuen EmpbytenU 
mehr als zwei Monate verzögert, so verliert er sein Vorkaufsrecht, 
nicht aber seinen Anspruch auf ein AnzugsgeUL Wie lange derEt- 
geuthttmnr zogern kann, den neuen Ernnbyieuteji anzuerkennen, ohne 
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sein Reckt auf das AntrittsgeU so verlieren, ist in den Quellen aieht 
gesagt, und eine so kurze Verjährungszeit van zwei Monaten scheint 
zu gewagt Eher möchte die Analogie der Privationsstrafe auf einen 
zwei- oder dreijährigen Termin fahren. Die Vorschrift des Romi- 
schen Rechts in c. 2. C. 11. 61., dass, wenn der Empbyteuta anter 
Vormundschaft steht, die Privationsstrafe ihn nicht trifft, ist vom Vf. 
übersehn. Mehrere Pachter, sagt der Vf. S. 369., leiden zwar Ei- 
ner durch die Saumseligkeit des Andern, wenn wegen theüweise 
nicht erfolgter Zinszahlung das Pachtgeld verwirkt ist; aber schon 
die Glosse zu dem hieftr ciürten, aber nicht direkt (nur arg.) zam 
Beweise angeführten fr. 7. pr. D. 10. 3. sagt, dass der Bigen- 
tblnier durch die partielle Annahme des Canon von dem einen Em- 
phyteuta sein Recht auch auf Austreibung der übrigen Pächter zu 
klagen verwirkt habe, wenn er nicht jenen Theil des Canon aus- 
drücklich mit Vorbehalt seiner Rechte angenommen. — So wie nun 
die bei der Emphyteusis vorkommenden Personen stets vom Vf. 
mit dem Namen Pächter nad Verpächter bezeichnet werden, un- 
geachtet er mehrmals den Canon als die Verzinsung eines stehn 
gebliebenen Kaufgeldes betrachten will, also das Verbältniss dem 
Kaofe näher rückt, so definirt er auch die Superficies als die 
„Vermiethung einer Baustelle gegen einen Grundzins, damit der 
Miether dort eine Baaanlage mache". Dieas letzte Wort der Defr- 
nition beschränkt den Begriff der Superficies gewiss zu sehr. Denn 
warum sollte an einem schon* vorhandenen Gebäude nicht eine Su- 
perficies bestellt werden können. Mit Recht erklärt sich aber der 
Vf. gegen das Herüberziehn der bei der Emphyteusis geltenden 
Grundsätze auf die Superficies, insofern nicht jene ans der Natur der 
Sache hervorgegangen sind. Zu den pachtähnlichen Verhältnissen 
zählt endlich der Vf. auch die Ueberlassnng einer gegen Vergeltung 
zu übernehmenden Geschäftsführung ohne Ueberlassnng einer Sache. 
Dahin gehören z. B. die Beiratbsvermittler. Von diesen behauptet 
der Vf., dass es ihnen ausnahmsweise untersagt sey, für ihre Be- 
mühung eine Belohnung anzunehmen, und beruft sich dafür auf die 
nicht glossirte c. 6« C. 5. 1» Wäre diese Ansicht richtig, so hätte 
der Vf. die Thätigkeit des Freiwerbers nicht hierher, sondern not- 
wendig in das sechste Bauptstück stellen müssen, wo von an ent geld- 
licher Geschäftsbesorgung die Rede ist, indem ein solcher Vermittler 
nothwendig einen speciellen Auftrag haben muss, und derselbe nach 
canonischem Rechte nur darin von einem gewöhnlichen Mandatar 
sich unterscheidet, dass er nicht ein Substi tut ionsrecht hat. Gewisa 
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ober hat der Verf. nickt diu ganze migiossirte Gesetz gelesen, 
tönern sich Mit dessen ernten Worte«: Contiihaio wrfr, ne cemci- 
Ä«/or nuptiarum fuidquam eapUU begnügt. Die Worte -des Ge- 
setzes schranken aber diesen Satz auf den Fall ein, wenn Nichts 
«bor die Belohnung vertragsmässig festgestellt ist, und lassen die 
Verfolgung einer festgesetzten Belohnung bis auf den Betrag von 
ftnf Procent der Brautgabe und der Widerkge so, wenn diene bis 
zweihundert Pfund Goldes betragen. Doch darf niemals mehr als 
zehn Pfund Gold abgemacht, eingeklagt oder gezahlt werden. Ebenso 
bat der Vf. Unrecht, wenn er S.374. die Behauptung hinstellt: die in 
4er Rechtswissenschaft und in der Philosophie Unterricht ertheilen, kau- 
aee keine ebrigkeitliehe Hilfe zur Geltendmachung ihrer Honorarfer- 
derung in Anspruch nehmen. Br hat nemlich die c. 6. C. 10. 52., auf wel- 
ebe Kämmerer anfinerksam gemacht zu haben, Jas Verdienst hat, über- 
eeho, worin der Kaiser Constantin sagt: medicü etprofeuorikus+tüs 
lilermrum et doetorihms legum mertede* etsalaria reddijubemus, was 
sicher nicht von einer bloss natürlichen Verbindlichkeit zu verstehn ist. 
Das fünfte Baoptstfick, „Schuldverhältnisse, den Genassenschufts- 
verkehr betreffend *S haodelt vom genossenschaftlichen Verkehr im 
Allgemeinen, von Schnldverhaltoissen, die das eheliche Gemeingut 
betreffen, und von dem Schuldverhaltnisse, das durch Erwerbungen, 
der Kinder in väterlicher Gewalt begründet wird, indem euch diese 
Erwerbungen als Gemeingut zwischen den Vätern und Kindern be- 
trachtet werden. Unter der ersten Nummer wird der Societitsver- 
trag, so wie das Schuld verhältniss aus einer Rechtsgemeiuscbuft eine 
GeseUschaftavertrag betrachtet, ond bei diesem letztern genauer die 
gemeinschaftliche Betheiügung des Schuldners und der Gläubiger an 
der Gantmasse, ferner die Gemeinschaft der Schuldverpflichtungen 
und Schuldansprflche und die dingliche Rechtsgemetneehuft, weiche 
wieder in .vier Abschnitte zerfällt, in Eigentumsgemeinschaft, in 
„beschränkte dingliche Rttbtagemeinscheft", d. b. zwischen mehre- 
ren Fructuarien, Emphyteuten und Superficiarien, worunter der Vt 
den Fall versteht, wenn einer von mehreren Bewohnern densel ben 
Zimmers, der mit der actio de effusis et dejeeiü in solidum belangt 
und vernrtbeilt ist, die übrigen Bewohner pro rata auf Ersatz be- 
langen und verurtheilen lassen kann. Unter der zweiten Nummer 
wird ausser den Paraphernen die Mitgift sehr ausführlich, und die 
propter nuptias donatio nur in kurzen Umrissen betrachtet, weil, 
wie der Vf. S. 464. bemerkt, „die römische Widerlege gar nicht in 
den heutigen Gebrauch den römischen Rechte« auigenommen ist 44 . 
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Diese Bemerkung erscheint hier sehr auffallend, da ja doch die Lehre 
des Römischen Rechts von den Schuldverhältnissen die Grundlage 
des ganzen Werkes bildet, nad so sehr hlofig das sehoo aar Zeit 
Jostiniaa's veraltete Recht nicht bloss in den Noten, soadern 
anch im Texte zuweilen mit grosser Ausführlichkeit dargestellt sich 
findet. Bei der Societit vertbeidigt der Vf. mit Recht gleichen An- 
theil am Gewinn aller Mitglieder auch bei ungleicher Beisteuer zur 
Soeietät, wofür er eis Grund auch den (S. 383.) anführt, dass de* 
Tod eines jeden auch noch so wenig beitragenden Genossen den Ver- 
ein auflöst« Nur kann allerdings beliebig von den Gontrahenten fest- 
gestellt werden, dass der Eine grossere Quoten des Gewinnes und 
Verlustes haben solle ab der Andere. Dtess wird im §. i. /. 3-25. 
ganz allgemein gut geheissen, während fr. 29. fr. D. 17. 2. diese 
davon «bhängtg zu machea scheint, dass Der, welcher mehr gewin- 
nen wolle, auch irgendwie mehr leiste, aber mit Recht macht der 
Vf. 8. 383. darauf aufmerksam, dass bisweilen einem Gesellschafter 
günstigere Bedingungen gestellt werden müssen, als den Uebrigen, 
weil ohne dessen Beitritt dos Unternehmen gar nicht hätte zu Stande 
gebnackt werden kennen, so dass in dieser grossem Bewilligung 
dennoch keine Schenkung liegt. Eine rechtliche Vermuthung, ob im 
Zweifel ein völliges Ueberlassen an die Gemeinschaft oder bloss ein 
Ueberlassen zur Nutzung anzunehmen sey, ist nach dem Vf. nicht mit 
genügender Sicherheit zu begründen. Derselbe stützt S. 388. die Be- 
hauptung: „man ist bei Geldern, die man dem Verein als Gewinn zu 
berechnen hat, bloss desshalb, weil man sie für sich berechnet bat» 
noch keineswegs zur Verzinsung verpflichtet, so lange man sich nicht 
im Verzuge befindet, während umgekehrt der Verzug allein die Ver- 
pflichtung ebensowenig rechtfertigen würde 44 — auf/r. 00. pr.D. 17. 
2. , worin er freilich eine „schwerlich ganz zu erklärende Besonder- 
keit 44 findet, und diese durch die gewiss unhaltbare Annahme zu 
entfernen denkt, dass in dieser Stelle Labeo das Wort mora gar 
nicht in dem juristischen Sinne flär verschuldbare Verzögerung ge- 
braucht habe. Alles bat es hier wohl für sich, mitCujacius (Obs. 
13. 15.) ein aul vor quum einzuschalten, indem auf solche Weise 
eine Harmonie, nicht bloss zwischen Anfang und Ende der Stelle, 
sondern auch mit den allgemeinen Bestimmungen hergestellt wird, so 
4ass jetzt eben to die schuldvolle Verzögerung, ab der einseitig ge- 
schehene ••erlaubte Gebrauch des gemeinschaftlichen Geldes zur Iu> 
teresseleisluug verpflichtet. Den bestrittenen Umfang des Kuustaas- 
druekes re* ncoraa bestimmt der Vf. dahin, dass er sowohl die wahre 
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Mitgift (S- 409«), Als auch, nod zwar ursprünglich Aas, was aU Mit- 
gift behandelt wurde, ood dies* letztere in seiner engem Bedeutung 
(S. 437.) bezeichnet habe, so dass er nicht hatte bezweifeln dürfen 
(S. 489.) , das« eben so gut wie die Mitgift auch die Parapheniea 
mit der rei uxoriae actio abgefordert werden konnten, obgleich auf 
die Rückgabe der letztern die de dote actio nicht gieng, fr. 9. §. 3« 
D. 23. 3. Er erklärt sich ebenda (S. 409.) für die Ansicht, das«, 
wenn es zweifelhaft sey, ob der Mann Verwaltung oder Dotaleigea- 
jbum habe, das Letzte anzunehmen sey, wofür ihm der Umstand za 
sprechen scheint, dass man eine stillschweigende Erneuerung der 
Mitgift in Folge einer Erneuerung des ehelichen Verhältnisses an- 
nahm. Sehr gut ist die in c. 1« C. 5. 3. enthaltene Bestimmung, 
dass, wenn ein Bräutigam in der Absicht zu schenken, eine ihm ge- 
hörige Sache für eine dotaie erklärt, darin keine Bestellung einer 
Mitgift liege, als Ueberbleibsel des altern Rechts erklärt, wonach 
Schenkungen, die nicht durch Tradition vollzogen sind, nicht gelten 
sollen. Eben so ist mit Recht die direkte Möglichkeit der Minde- 
rung der Mitgift geleugnet, und nur in dem Falle der Minderung der 
Wid erläge, so wie in den Fällen für zulässig erklärt, wo die ganze 
Mitgift restituirt werden darf. Die bei der Mitgift vorkommende/ 
Taxe wird in der Regel als Kauf angesehn, S, 412. Weil es im fr. 
1. D. 23. 3. heisst: dotis causa perpetua est et cum voto ejus qm 
dat ita contrahitur % ut semper apud maritum sit, so deducirt der 
Vf. daraus den Satz, dass gegen den. Mann nur eine persönliche For- 
derung auf Rückgabe der Mitgift zusteht, indem die Ueherlassong 
einer Mitgift keineswegs die Natur einer widerruflichen Ueherlassong 
an sich trägt. Die dotis dictio erklärt der Vf. wegen einer Aensse- 
rung desDonatus nicht für ein einseitiges, sondern ein zweiseitiges 
Geschäft, weil er die Behauptung, Donatus habe hier (zuTerentius 
Andria V. 4. 47.) unrecht berichtet, für einen misslicben Ausweg 
hält. Aber würde wohl statt dictio in mehreren Stellen, die der 
Vf. selbst S. 423. anführt, pollicitatio gesetzt sein, wenn nicht die 
dictio ein bloss einseitiges Versprechen wäre, indem doch sonst statt 
dictio promissio zu setzen viel näher lag, was aber nur im fr. 21. 
§. 3* D. 4. 2* geschehn zu sein scheint, wo die aus einer dos stete 
promissa hervorgegangene obligatio für eine ipso jure nulla erklärt 
wird, welche Bestimmung nur daraus sich genügend erklären läset, 
dass die aas der dictio dotis hervorgehende Verpflichtung auf Treu 
und Glauben beruhte, was aber jetzt gedankenlos von den Compüa- 
toren auf die dotis stipulaUo übertragen ist, Dass nur, wenn der 
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Vater unbeslimmt eine Hitgift verspricht, diess* Versprechen gelte, 
nicht wenn ein Anderer so unbestimmt verspricht, behauptet der Vf. 
S. 427. den allgemeinen Grundsätzen gemäss* indem er die e. 1. Co. 
11. durchaus nicht auf den Fall beschränken will, wo die Frau selbst 
eine Zusicherung gegeben hat. Diese Beschränkung würde auch aus 
*dem Rescripte wegfallen , wenn man in den Worten quod ea quae 
nubebal doUm dnre promüerit statt ea ei lesen mochte. Ans den 
Worten des fr. 12. §.8. D. 26. 7.: sed non dabat (tutor) do4em 
sorori alio patre nata* wird gewöhnlich die Behauptung verlbeidigt, 
als wenn eine Dotationsverbiodlichkeit gegen eine sorar consangui- 
mea bestehe. Diese Verbindlichkeit des agnaliscben Bruders, seine 
Schwester zu dotiren, leugnet aber der Vf. auf S. 431. durchaus, 
indem er aus jenen Worten nur den Satz abstrahiren zu können 
glaubt, dass, wenn ein Vormund das gemeinschaftliche Vermögen 
zweier Geschwister, eines Broders und einer Schwester oder zweier 
Schwestern, verwaltet, er ganz gut berechtigt sey, für die beira- 
tbende Schwester aus diesem gemeinsamen Vermögen eine Brautgabe 
zu bestellen. Ancb leugnet der Vf. S. 431. die Verpflichtung der 
Eltern zur Redotation, weil, wäre diese vorhanden, Paulus im/r. 
71. D. 21 P 2. offenbar die Verpflichtung des Vaters zur Bestellung 
einer neuen Mitgift hätte aufnehmen müssen, um dadurch seinen An- 
spruch auf Entwehrung gegen den Vater zu begründen. Der Vf. 
erklärt auf S. 435. auch diejenigen Personen, welche zur Bestellung 
einer Mitgift verpflichtet sind, im Falle einer Ent Währung derselben 
nicht für verantwortlich, weil er auch nach geschlossener Ehe keine 
Pflicht zur Dotation anerkennt. Mit dieser Ansicht jedoch kann man 
sich nicht befreunden. Denn die Stelle, worauf sich der Vf. des- 
halb stützt, weil sie nichts von dieser Pflicht enthält, im fr* 72. D. 
21. 2. ist wobl für diese Frage ganz unbe weisend, da Paulus sich 
nur auf die ihm vorgelegte quaesiio beschränkte; nnd es ist nicht 
abzusehn, warum eine durch Gesetz hervorgerufene Verbindlichkeit 
zur Dotation geringern Erfolg babeu solle, als eine durch Vertrag 
geschaffene. Der Vf. kommt S. 436. auf die sogenannte erste Ehe- 
scheidung in Rom zu sprechen, und hat die wohl ganz unbegründete 
Conjectur hier aufgestellt, dass diese Ehe eine confarreirte gewe- 
sen, und bei einer solchen zum ersten Male eine diffarreatio vorge- 
kommen sey. Die Ausnahme von der Regel, dass, wenn der Be- 
steller einer Mitgift zu Gunsten eines Dritten die Rückgabe dersel- 
ben feststellen will, er auch Diesen an dem Vertrage Jbeil nehmen 
lassen mnss, hat der Vf. S. 447. nicht erwähnt, und doch gilt eine ' 
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solche unbestritten zu Gunsten der Kinder des Bestellers. Der Vf. 
lehrt S. 463m dass der Mann nitht gezwungen werden könne, die mit 
Dotalgeldera gekauften Sachen herauszugeben (e. 12. 47.5. 12.), wen 
nicht etwa die Zustimmung so diesem Ankaufe in der Absicht ertbeilt ist, 
dass die angekaufte Sache an die Stelle des Dotalgeides trete. Ana einer 
solchen Zustimmung ist der Vf. weniger geneigt, das fr. 54. D. 28. 
3. (res quae ex dotaii peeunia compwatee sunt, detales esse s*- 
dentur) zu erklären, als daraus, dass hier ein Fall zu prSsumirea 
sey, wo die Frau, um nicht die Mitgift ganz zu verlieren, einem 
ausserordentlichen Atisweg ergreifen muss, und hiefilr scheint auch 
die Rubrik des Fragments de praediateribus zu sprechen. Beim 
Etatreiben eines zur Mitgift versprochenen Capitata wird den Manne 
nicht die Berufung auf diligentia quam in suis rebus verstattet, 
tthereinsti mutend mit dem im ersten Bande aufgestellten Grundsatze des 
Vfs., dass nur bei gewöhnlichen Angelegenheiten diese Begünstigung 
iiem Haadeladen zur Seite steht, in diesem Falle also zieht. Die 
Krlanbniss, schon während der Ehe ans triftigen Rechtffertiguugs- 
grttnden die Mitgift an die Frau herauszugeben, wohin der Vf. mit 
Hasse auch den Fall zahlt, einen geschiedenen Ehemann zu aiiaten- 
tiren, glaubt der Vf. S. 472. ans der lex Julia et Popia Poppaea 
ableiten zu dürfen, weil es im/r. 27. §. 1. D. 11. 7* beisal: legi- 
bus permissum est* Der Vf. warnt mit Recht davor, die Regel **- 
eessariae impensae ipso jure dotem minuunt in ihrer ganzen Strenge 
da anzuwenden, wo ü^ Mitgift in andern Dingen als in Geld be- 
steht, so dass Dotalsaeben theilweise ^e Natur einer Mitgift verlie- 
ren, und Detalgrundstflcke wegen des so entstandenen gemeinsamen 
Eigentbums verttusseruagsfaliig werden konnten; nur ist diese Regel 
recht eigentlich nicht von haar hingegebenem Gefde, sondern, wie 
auch Ulpian im fr. 5. pr. D. 23. 3. erwähnt, von aestimata oor- 
pora zu verstehe . ' Einen Fall der Aufhebung der Forderung nnf 
Rückgabe der Mitgift hat der Vf. fibersehn, der sieh tuf^/r. 56. §. 3. 
D> 23. 3. findet; wenn nemlich der Mann anf ein Dotalgrondsttck 
soviel verwendet hat, als es werth ist, und nicht ansserdem neck 
Geld in der Mitgift sich befindet, die Frau auch nicht brnnen Jahres- 
frist die Verwendungen ersetzt hat, so ist es für die Frau verloren. 
Sehr gut macht dagegen der Vf. S. 478. darauf aufmerksam, dass an 
die Stelle der Abzüge propter mores- der Fron im Jusjtiniuneisenee 
Rechte die gesetzlichen Scbeidungsgrtinde getreten sind, wodurch 
bisweilen die Frau ihre Mitgift ganz verlieren kann, und zwar so, 
dass diese neuere Verwirkang auch geradezu von den Erkern im 
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gekränkten Mannes in Anspruch genommen werden kann, was wegen 
der mores der Frau nach altem Recht nicht angieng, wie diess noch 
fr. 15. §. 1* D. 24. 8. ausspricht (merum coereitionem keres non 
hebet). Der Ehemann selbst musste Demiich das durch c. 11, C. 5., 
17. im Jahre 528. aufgehobene Judicium de moribus angestellt haben, 
um die Möglichkeit der Durchführung dieser Klage seinen Erben zu 
erhalten. Mit grossem Rechte macht der Verf. bei der propter 
nuptias donatio y deren Eotstebungsgrund er S. 483. sehr treffend 
schildert, auf die Aehnlichkeit dieses Institutes mit dem bei Caesar 
(de beüo gallieo VL y 19.) erwähnten, und darauf aufmerksam, dass 
die Bestellung dieser, im neuesten Justintaneisehen Rechte nicht mehr 
passend genannten, donatio, bloss in rechtlicher und nicht auch in 
faktischer Beziehung ein Deherlassen an die Frau ist, und dass ein 
etwa durch ein constitutum possessorium der Frau eingeräumtes Eigen- 
thum oder ein ihr überwiesenes Forderungsrecht zunächst ohne un- 
mittelbaren Erfolg ist, und erst später wirksam wird, wenn Umstände 
eintreten, welche die Aushändigung der Mitgift an die Frau recht« 
fertigen. Aueh ist die Bemerkung S. 487. gewiss sehr richtig, dass 
wenn der Frau keine propter nuptias donatio bestellt war, und daher 
dem an der Scheidung schuldigen Manne auferlegt ist, ein Viertel 
seines Vermögens der unschuldigen Frau zu zahlen, diess Viertel der 
Frau, wenn sie Kinder von jenem Manne hat, unter denselben Rechts- 
grundsätzen steht, als die propter nuptias donatio gestanden haben 
würde, so dass hei Eingehung einer spätem Ehr diess Viertel an die 
Kinder aus jener getrennten Ehe fällt. — So wie die Mitgift eheliches 
Gemeingut vom Verf. genannt wird, so meint er auch auf S. 491., dass 
die Adventitien eine Art von Gemeingut zwischen Vater und Kind bil- 
deten, und dass Gonstantin eine entgegengesetzte Theilung der Rechte 
zwischen Vater und Sohn bei den bona materna, als Justin i an hei den 
übrigen Adventitien eingeführt habe, dass es aber unpassend sey, noch 
im heutigen Rechte eine Verschiedenheit in den Rechtsgrundsätzen der 
verschiedenen Arten von Adventitien anzunehmen, obgleich sie „nach 
dem Vorgange griechischer Rechtsgelehrten neuerlich ** behauptet ist. 
Wegen dieser behaupteten Aehnlichkeit mit der Mitgift vertheidigt der 
Verf. auch die Ansicht, dass, wenn durch Verarmung oder Verschwen- 
dung des Vaters die Adventitien gefährdet werden, die Kinder einen 
Ansprach in Form einer extraordinaria cognitio auf Herausgabe des 
Vermögens haben, wobei denn aber natürlich auf den jetzigen In- 
nebaber der Adventitien die Verpflichtung übergebnmuss , die fakti- 
schen Vortheil* aus demNtetbrauche derselben dem Vater zu gewähren. 
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Das sechste Hanpttsfick enthalt Schuldverhlltuisso, eise Frei- 
gebigkeit oder Gefllligkeitsbezeugung betreffend (S. 494 — 67S-V 
Dass mai liier von der quarta DM Pü\ die noch einmal S. 753. f. 
vorkommt, gesprochen findet, möchte so leicht keia Leser rat bei; 
eben so wenig dass hier zum dritten Male im §. 600« vom Darieha, 
und von der unentgeltichen Gewährung des Unterhalts und der Un- 
ierrichtskosten gehandelt wird. Allerdings aber konnte man daramf 
rechnen , hier die Grundsätze von der Schenkung, vom Commodat, 
vom Precarium, vom Depositum, vom Mandat, von der Geschftftsfth- 
rnn| ohne Auftrag, von der Besorgung einer Leichenbeslattung, voa 
-der vormundschaftlicben Gesehäftsbesorgnng, von der uneat geldlichen 
Führung gemeiaheitlicher Angelegenheiten von Amtswegen erörtert 
zu finden. Im Allgemeinen können diese Schaldverhftltnisse durch 
• einseitige Zusage, durch Vertrag und durch Vermftchtniss entstebu. 
Die poilicitatio , (welcher Ausdruck ein Paar Male in den Quelle« 
z. B. in c. 5. C. 8., 38. soviel als eia pactum bezeichnet) verpflich- 
tet einen Abwesenden auch, wenn er sich brieflich bereit erklärt 
bat, Etwas fflr das gemeine Beste zu thun. Mit Unrecht, sagt der 
Verf., leugnen Viele die Notwendigkeit einer Annahme bei den 
Schenkungen, als wenn sie nicht wesentlich Verträge waren, und 
doch finden wir das Legat, dieses einseitige Rechtsgeschäft, eine 
donatio testamento relicta genannt. Da die Schenkung alle mög- 
lichen Objecto zum Gegenstande haben, uad ohne vorausgegangene 
Verbindlichkeit in einer augenblicklichen datio bestehe kann, so ist 
auch der Verf. S. 497. dafür, die allgemeinen bei den Schenkungen 
geltenden Lehren dorn generellen Tbeile des Vermögensrechtes an- 
zuweisen. Die verbind Itchtnacbende Kraft einer Schenkung durch 
ein pactum galt nach dem Verf. schon im vorjustinianeischen Rechte 
zwischen Eltern und Kindern nach einem Gesetze von Antoninns 
Pias. Sicher meint der Verf. damit das im §.314. der Vaticaniscbes 
Fragmente genannte; aber es ist wohl sehr zu bezweifeln, ob die« 
der Inhalt der gemeinten Verordnung von Antoninns Pins gewesen 
sey. Die Vergleicbung der Verbindlichkeiten aus einem Legate mit 
einem Contracte ist in den Quellen ausgesprochen; nur findet die 
Aehnlichkeit, bei der Mannichfaltigkeit der Legate, nicht mit einer 
besondern Art von Contracten Statt. Der Verf. will die Ausnahmen 
aufzfthlen, in welchen, trotzdem dass die mit dem Legate „belaste* 
ten Erbschaften nicht an ihre ursprüngliche Bestimmung gelangen*, 
doch die Legale bestehn bleiben, und rechnet dahin, wenn die Ers- 
antheilo als caduca behandelt werden (was heutzutage uapraktisci 
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ist); ferner „wenn Fälle eintreten, wo eine von dem berufenen Erbe« 
selbst nicht erworbene Erbschaft von den Erben desselben angetreten 
werden kann.' 4 Dieser Fall ist nur schief ausgedrückt ; es wird in 
ihm nur die Möglichkeit der Transmission vorausgesetzt, statt die 
Wirklichkeit derselben anzunehmen; endlich ist folgender Fall an 
und für sich richtig , aber nur nicht zu diesen Ausnahmen zuzahlen: 
wenn, ein Vermächtnis* an Mehrere zusammen gegeben ist, und bei 
dem Ausfallen des Einen oder des Andern die Uebrigen das Ganze 
bekommen. Denn hier gelangt ja die Erbschaft an die ursprünglich 
dazu bestimmten Personen, nur nicht an alle* Ungeachtet Justiniaa 
c. 12. C. 3. 31. den vermeintlichen Legatar, der gegen Sicherheit 
das Legat von dem in Besitze desselben befindlichen Erben empfan- 
gen hat, nur verpflichtet, die Früchte, quos percepit, zu restituireo, 
so glaubt doch der Verf. S. 505. mit Hecht, dass der Legatar auch 
die Früchte, quos pereipere debuisset, restiluiren mnes; denn, wenn 
gleich der Legatar bona fide besitzt, so ist doch seine Gewahrsam 
kein wirklicher Besitz, sondern gleichsam eine durch das Gesetz un- 
mittelbar ohne des Prators Hilfe bewilligte in possessionem müsto, 
mit welcher die Pflicht zur custodia verbunden ist. Hat bei dein 
Vermächtnisse aas mehreren zum Nachlasse gehörigen Sachen der 
Erblasser nicht bestimmt, wer wählen solle, so will der Verf., dass 
hier stets der Legatar das Wahlrecht habe, indem er/r. 45. §. 1., 
fr. 84. §.3. D. 30., fr. 43. §. 3- D. 31. und/r. 29. §. 1. 0. 32. ffcr 
ans Versehn steh« gebliebene Reste der Damnationslegate erklärt« 
Dass in den beiden zuerst genannten Stellen ein reines Gatlungsver* 
m&chtniss gemeint sein kenne, gibt der Verf. selbst zu, und führt 
diese beiden Fragmente auch S. 514* Note a. als Beispiele solcher 
Vermächtnisse an. Wenn er aber an diese Fragmente auch fr. 43. 
§.3. D. 31. anreihe« will, so scheint diess nicht plausibel zu sein. 
Ea beisst nemlich : Si ita scriptum «/.• decem aut quindecim keres 
dato, pro so est ac si deeem sola legata sint; aut si ita sit: potf 
annum, aut post bienmum^ quam ego decesserö, her es dato, pott 
biennium oideiur Ugatum, qmia heredis potestas esset iu e! ig endo. 
1« der That acheint hier «ur der Grandsatz: semper iu iegatis quod 
Minimum est sequimur angewendet, indem Pomponius die beide«! 
Falle ganz so behandelt, als befände sieh nur der eine Fall nieder- 
geschrieben,, der filr den Erben die leichteste Bestimmung enthalt; 
so dass der vom Juristen angegebene Grand wohl ein ganz unge- 
höriger genannt werden kann. Denn wenn es in der Wahl des Er« 
ben lige 9 so dürfte er eben so gut auch fua&eha statt zehn! oder 
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nach einem Jahre, statt nach zweien, zahlen» Derselbe Grundsatz 
entscheidet auch bei dem/r. 29. §. 1. D. 32., dessen lohalt Bai das 
an angibt: ossumimus quod est minus. Ganz ans demselben Principe 
(tn <&*/* debetur quod minus est) ist auch fr. 39. §. 6. Z>. 30. za 
erklären, wo vorausgesetzt wird, eia Testator besitze zwei gleich- 
namige Ackerstücke, und habe eins davon legirt, indem hier dss 
geringere an Wertb als Object des Legates angesehn wird, weaa 
nickt der Legatar beweisen kann» dass der Testator gerade das aa- 
dere gemeint habe« Wie überdiess der Verf. S. 515. diese Frag- 
ment als Beispiel eines Damnationslegates anfuhren kann, ist nickt 
abzusebn, indem hier io der Tbat kein einziges Wort auf diese Le- 
gatsform hindeutet. Wenn die Sache, welche der Gegenstand der 
Freigebigkeit ist, sieb mit einem Pfandrechte behaftet fiadet, so muss, 
schreibt der Verf. S. 521*, dieselbe ausgelost werden, aber nur un- 
ter der Voraussetzung, dass die Verpfandung dem Urbeber der Frei- 
gebigkeit bekannt war, und nicht eine anderweitige Wiilenaaseinaag 
kundgegeben ist. Vollständiger möchte das Ergebnis» der Qnellea- 
zeugaisse also lauten: ist eine legirte Saehe verpfändet, so mass 
derjenige die Pfandscbuld, für welche sie bauet, bezahlen, dem es 
der Erblasser ausdrücklich aufgetragen bat* Fehlt es darüber an 
Bestimmungen, so moss der Beschenkte die Ablösung vernebsaen; 
doch wird er in folgendem Falle diese ZahlungsTerbindlicbkeit dem 
Erben zuschieben können: wenn er beweist, dass der Erblasser die 
Verpfandung gekannt habe, forner auch obne diesen Beweis, wenn 
der Beschenkte zu den nächsten Verwandten oder Verschwägertes 
des Erblassers oder zu solchen innigen. Freunden desselben gebort, 
dass die Vermulhung dafür spricht, dass, wenn der Erblasser die 
Verpfandung gekannt, er dem Legatar eine unbeschwerte Sache vea 
gleichem Werthe würde hinterlassen haben, und endlich wenn die 
Pfandscbuld so bedeutend ist, dass,. mttsste sie der Legatar abtragen, 
er gar keinen Gewinn von dem Legate baute. Ob diese letzte Be- 
stimmung auch auf Schenkungen unter Lebenden auszudehnen sev, 
ist wohl mit Recht vom Verf. bezweifelt, ebenso leugnet er S. 524, 
dass die bei einem legatum generü ausgesprochene Evicüeasverbtad- 
liehkeit des Erben gegen den Schenker eines Gattungsdinge« anzu- 
wenden sey. Zur Bestellung der Dienstbarkeiten getilgt dem Verf. 
heutzutage eine blosse pactio, wenn nur mit hinlänglicher Bestiasstt* 
heit ausgesprochen ist, dass die. Servitut sofort ihren rechtlichen An» 
sang haben soll* Der persönliche Ansprach bei der legirten Servitut 
ist bloss auf Einräumung derAustbang anrichtet v da das Recht selbst 
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durch dM Wirkaamwerde» de» Vermächtnisses entsteht. Weniger in 
der Seche als in der Petra des Ausdrucks erscheint es gefehlt, wem 
wir S. 5&1. lesen: wenn ei« anentgeldliohes Nutzungsrecht an ver» 
zehrlichen Sachen durch Vermftehtniss verliehn worden ist, se ist 
nach der „ausdrücklichen Bestimmung eines Senatsheschlasses ein 
solche« Vermächtnis* als gikig erachtet Jedoch- ausdrücklich ist die 
Bestimmung des Senatsbeschlnseea, nicht auf versehrliche Sachen ge- 
gangen, sondern wie UJpian inv/r. 1. D. 7. 5. sagt: Senates cen- 
suit, ut ommum* remm, quas in eujusque patrimonio esse canstaret^ 
ususfruetus lespari passeif und hieran* werde gefolgert, dass auch 
aa verzehrliehen Sachen ein Niesbraudi legirt werden könne ( qua 
SCto induetum videtur^ ut earumrerum 9 quae usu toUuntur vei mt- 
nuuntur % possit ususfruetus tegari). Der Verf. flhrt zum Schiasse 
der Lehre von den Fideieommissea auch den Fall auf S. 549*' an, 
„wenn derjenige» der ans einem Nachlasse etwas erhftlt, verpflichtet 
wird, seine eigene Vestosentchaft Dem oder Jenem zu hinterlassen. 14 
Die Wirkung dieses Falles gibt der Verf; dahin an: bei eintreten- 
dem Todesfälle moss Dasjenige heranagegehen werden, was der An* 
ordner des Vermlehtaiases ans seinem Nachlasse dem Belasteten zu- 
gewendet hat* nnd auch: innerhalb dieser Grenze tritt noch die Be* 
scnrinLnng des Falcidtacbea Gesetzes' ein. Es ist hier der Belasteta 
ganz allgemein genannt, so dass damnler eben, so gut der Erbe af* 
ein Vermnehtnissnehnter gemeint sein kann; aber die Erwähnung des 
Falcidischeu Gesetzes verfangt, dann als Betasteter hier nnr der Erbe 
verstanden werde. Eigentlich aber hatte der Verf; hier onler dem 
Belasteten nicht einen Erben, sondern gerade einen VernUchtoks 
nebmer gemeint, indem er erst in den feigenden- Sitzen von dem 
mit einem solchen Vermiebtnisne belasteten Erben spricht, nnd hier 
unterscheidet, ob derselbe zum Antreten der Erbschaft genöthigt 
werden moss oder freiwillig antritt, im letzten Falle behauptet nnn 
der Verf. „wird nicht die (von dem Vermöge» des Erben verschhtn* 
gene) VerlassenscbefL des nrspringlicben Erblassers, sondern die des 
Erben herausgegeben.* 4 Diese Bebanptnng ist wohl nicht ganz richtig. 
Denn es beisst ja enedrlcMich in dem von- einem solchen Fideiconi* 
misse handelnden fr* 41. $• 3. Ü.2S. 6.: nee fideicommisso proprio e 
faemlUUes filii (des belasteten Erben) tenebuntur. Alterdings moss 
man nnn wohl sagen, dass da» nrsarflnglieh ererbte- Vormagen als 
eelbstatsmdige wmiversttas.zm earistiren anf gehört hat, aber der Werl h 
derselben ist es, dar noch als. bleibend in dem Vermögen des belaste* 
tenErbeu dsjVern^n^safideicommtss reprtsenürt, wie diese in/r. 70« 
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§. 2« />• Sl. sehr anschaulich hervorgehoben wird: Si quidem minus 
sssst in virili porthne quam fratris (des Anordners des Vermacht- 
Bisses) hereditas habuit, nihil amplius peti passe. Den Unterschied 
zwischen Commodat und Precsrinm findet der Verf. nicht darin, wie 
Viele unrichtig annehmen, dass hei jenem eine bestimmte, bei die- 
sem eine unbestimmte Zeit dem Empfänger zur Benutzung gesetzt 
ist, weshalb er in beiden Geschäften den Grundsatz aufstellt , dass 
die Zurückgabe za jeder beliebigen Zeit gefordert werden kann, wo- 
von er aber die BtUigkeitsaesnahme macht, dass gegen den Empfän- 
ger billige Ricksicht genommen werden müsse, so dass die Rück- 
gabe nicht zur Unzeit erfolgen darf. Nur müsste wiederum, meint 
er, die Regel eintreten, wenn die Zeit, bis auf welche die Sache als 
Commodat oder Precarium hingegeben war, abgelaufen ist Das Pre- 
carium gilt mehr Rechte als das Commodat. Denn wenn nicht das 
Entgegengesetzte festgestellt ist, so geht juristischer Besitz auf den 
Precisten über, sodann hat er eine viel grossere Freiheit des Gebrau- 
ches als der Commodatar, indem er sich des Empfangenen so bedienen 
kann, als wie seines Eigentbums. Diese grössere Berechtigung iss 
Precisten erklärt der Verf. daher, weil sich das Precarium beson- 
ders für Fälle geeignet habe, bei denen man denkt, dass es gar nicht 
zu einer Zurücknahme der Bewilligung kommen werde, indem man 
meint, die Sache nie mehr zu bedürfen, und daher halb und halb 
zum Verschenken geneigt ist, woher deon auch der Empfänger, der 
sich halb und halb für einen Beschenkten fallt, nur für Arglist ein- 
stehen darf. Der Verf. scheint es für möglich zu halten, dass es 
früher ein Interdict de precario als ein Precarium gegeben habe, in- 
dem er S. 565- sagt: Gesetzt dsss es schon vor der Einführung des 
inlerdicti ds precario ein Precarium gegeben hätte. Aber so wie 
es zuerst eine superficies gab, und weil dieses Rechtsverhältnis 
existirte, das Bedürfnis* zu einem hierauf bezüglichen loterdicte ent- 
stand , eben so kann wohl nur 'das Vorhandensein deg Precarium An- 
lass zur Einführung des interdicti de precario gegeben haben« Gewiss 
sehr richtig ist der Satz des Verfs.« der vielleicht niemals vor dem 
Prätor ventilirt ist, aber wohl öfters in unsero Gerichtshöfen erörtert 
wird« dass man nicht verbunden ist, für die Person Schulden zu be- 
zahlen, oder die Kosten zu deren Recbtsstreittgkeiten herzugeben, 
der man den Unterhalt zu reichen verpflichtet ist. Mit Recht ver- 
wirft der Verf. S. 570. den auch den Römern unbekannten Unterschied 
zwischen alimtnta civilis und naturalis, indem immer der Stand 
Dessen, welcher den Unterhalt bekommt, niemals der Stand Dessen, 
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der ihn zo geben hat, höchstens dessen Vermögen in Betracht kommt« 
Daher möchte sich vielleicht die Ansicht verteidigen lassen, dass 
auch hei der funeraria actio, hei welcher ja doch alle znr Alimen- 
tation Verpflichteten möglicherweise die Beklagten sein können, aucb^ 
nur der Stand des Verstorbenen entscheidet (pro dignitate ac facuU 
tatibus defuncti fr, 12. §. 5. D. 11. 7.), wonach wir vielleicht be- 
rechtigt sind das fr. 21* D. 11. 7.: in patrem, cnius in potestate 
fuerit «, cuius funus factum eril, competit funeraria actio pro 
dignitate et facultatibut nach heutigem Rechte ebenfalls von dem 
Stande und dem Vermögen des gestorbenen Hanssohnes zu verstehn, 
was der Verf. S. 658. nicht zugestehn will. Den Römischen Juristen 
ist die Untersuchung fremd geblieben, ans welchem Grunde der Vater 
seine natürlichen Kinder zu alimenliren habe, welche Pflicht übrigens 
nicht erst in Nov. 89. anerkannt, sondern daselbst als eine schon 
anerkannte vorausgesetzt ward. Der Verf. tritt der Ansicht derjenigen 
neuern Juristen bei, welche hier die Verpflichtung des Vaters quasi 
ex delicto entstanden annehmen, weshalb er auch, wenn mehrere 
Mänoer mit einer Frau Unzucht getrieben haben, (zweimal S. 574. 
u. 583.) alle in solidum für verpflichtet halt. Gegen die Ausbreitung 
des hier und da auftretenden Gerichtsgebrauches, dass auch umge- 
kehrt die unehelichen Kinder ihren Vater zu alimentiren verpflichtet 
sind, spricht sich der Verf. S. 575. schon deshalb aus, weil sonst bei 
mehreren Schwängerern das Kiod alle diese zn ernähren verpflichtet 
sein könnte. Auch polemisirt der Verf. S. 575« gegen die Neuern, 
welche die Alimentationsverbindlichkeit nicht für ganz aufgehoben, 
sondern nnr auf das Notdürftigste beschrankt erklaren, wenn der 
zu Alimentirende sich eines Enierbungsgrundes schuldig gemacht hat. 
Denn, so sagt der Verf., die Enterbung ist eine viel härtere Maass* 
regel als die Entziehung des Unterhalts, weil die Eltern, wenn sie 
den Kindern den Pflichtteil zukommen lassen, gar kein Opfer brin- 
gen, wie es der Fall ist, wenn sie dieselben bei Lebzeiten unter- 
statzen, woher das Recht den Kindern die Alimente zu entziehn nicht 
bloss in den Fällen einer giltigen Enterbung wegfallen kann. Weniger 
kann man wohl der Annahme des Verfs. beistimmen, dass, wer der 
Alimente bedürftig ist, und eine Mutter auch einen Sohn oder eine 
Tochter hat, gegen alle diese Personen gleichzeitige Ansprüche habe. 
Denn der nächste Intestaterbe müsste doch auch immer der zunächst 
verpflichtete sein, wenn er nur im Stande ist, dieser Pflicht zu ge- 
nügen. Die Behauptung des Verfs. S. 581., dass auch noch ein im 
eilften Monate nach getrennter Ehe gebornes Kind als ehelich erzeugt 
Krit. Jahrb. f.d.RW. Jahrg. VI. II. XII. 70 
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zu betrachten sey, wenn sich Umstände nachweisen lassen, welche 
die Verzögerung bewirkt haben, ist mit grOsserm Recht zo verneinen, 
weil der Richter, der ja in einem solchen Falle die NachweUnng 
der besondern Umstände Aerzten überlassen muss, wohl selten gut 
beratben wird, da neuere Aerzte sogar bis zum dreihundert zwei und 
zwanzigsten Tage die Möglichkeit lebendiger Spatgeburten zugeben. 
Zur unentgeltichen Geschäftsbesorgung kaan Jemand durch einen 
letzten Willen verpflichtet werden. In diesem Falle behauptet der 
Verf. S. 585., es findet von Seiten des Beauftragten in der Regel 
kein Anspruch auf Ersatz der Kosten Statt, welche durch die Voll- 
führung des Auftrags verursacht sind. Diese Regel ist aber nur auf 
die Fülle zu beschränken, da ein im letzten Willen Ronorirter mit 
diesem Auftrage belastet ist; denn glaubt z. B. der Legatar, dass 
er durch das ihm hinterlassene Legat nicht für die Rosten des ihm 
übertragenen Leichenbegängnisses hinreichend entschädigt ist, so 
wird er das Legat und die Leichenbesorgung zurückweisen j hat er 
aber jenes angenommen , so muss er diese Besorgung erfüllen. Wenn 
Jemand aber, der weder Erbe noch Legatar ist, zum generellen oder 
speciellen Testament sexecutor ernannt ist, und Auslagen macht, so 
ist es doch offenbar, dass er gegen die Erben Anspruch auf Ersatz 
seiner Kosten hat. Sehr gut macht der Verf. S. 587. auf die fort- 
schreitende Disciplin der Römer darin aufmerksam, dass bei Geschäf- 
ten, bei denen es in der altern Zeit für unschicklich galt, sie gegen 
Vergeltung zu übernehmen, die aber späterhin ein Erwerbszweig 
wurden, fortdauernd die mandati actio angestellt werden durfte, in- 
sofern sie nur nicht auf die Erlangung der gebührenden Vergeltung 
gerichtet war. Eben so finden wir den im fr. 6. §. 5. /). 3. 2. ent- 
haltenen Satz, dass Jemand der in Folge einer, ihm übertragenen Ver- 
bürgnng Zahlung geleistet hat, und zum Behuf der Ersatzleistung 
klagt, eine Klage mit infamirender Wirkung anstellen darf, dadurch 
sehr gut erklärt, dass in diesem Falle nicht der Beauftragte, son- 
dern nur der Beauftragende verpflichtet wird, so dass die direeta 
actio hier fehlt, und folglich die contraria actio Hauptklage wird. 
Auf S. 809. setzt der Verf. noch hinzu, dass vielleicht für die Er- 
satzansprüche des Bürgen eine besondere Klageformel im Edicte 
festgestellt war. Dieser selbige Fall tritt nach S. 591. auch da ein, 
wo der Ratb seine gewöhnliche Natur überschreitet, und den Rath- 
geber verpflichtet, was dann geschieht, wenn einerseits die Absicht 
vorbanden war, sich für die Folgen des Raths verantwortlich zu 
machen, und wenn andrerseits der Berathene durch die Aussiebt auf 
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einen Entschädigungsanspruch zur Befolgung des Rathes bestimmt 
worden ist. Dass der Beauftragte nur zum Schadensersatz Verpflich» 
tet wird, wenn er bei Gelegenheit der Vollziehung des Auftrags auf 
gewissenlose Weise Schaden gestiftet hat, behauptet zwar mit meh- 
reren altern Juristen der Verf., sich auf das Zeugniss der Collatio 
legg. Mos. et Rom. X. 2.-§. 3. (ed. Blume) stützend; aber die 
dort vom Editor versprochene Ausführung ist noch nicht erschienen, 
und so lange wenigstens müssen wir för das Justinianische Recht 
bei der Aeusserung der c. 13. CA. 35. bleiben, dass der Mandatar 
für omnis culpa einzustehn habe. Auf eine Eintheilung des Mandats 
in certum und incertum vel plurium causarum (fr. 46. D. 17. 1.) 
macht zwar der Verf. S. 597. aufmerksam; aber, während er im all« 
gemeinen Theile sehr viel Aufmerksamkeit auch auf die neuem Ter* 
minologieen verwendete, hat er hier die verschiedenen bei den 
Neuern üblichen Einteilungen des Mandats ganz übergangen. Die 
Geschäfte, sagt der Verf. S. 601., die Jemand aneatgeldlich für eine« 
Andern übernimmt, können faktischer oder rechtlicher Art seit)» Ob 
nicht bei der Zusammenstellung der einzelnen Beispiele die Zahlana; 
eines Losegeldes, sowie namentlich die Sorge für deb Unterhalt von 
Kindern und allen solchen Personen, die von dem Geschüftsherrn zu 
erhalten sind, mehr faktischer als juristischer Art genannt werden 
kann? Ganz richtig aber ist die Aeusserung S. 611., dass irian dem 
Kaiser Justin ian nicht die „ unnatürliche u Behauptung aufbürden 
kann, dass er zur Giltigkeit des Widerspruchs des Geschlftsherrn 
gegen den Geschäftsführer in e. 24. C. 2. 19. „notb wendig*' eine 
schriftliche oder vor Zeugen abgelegte Erklirung verlangt habe. 
Eine solche Erklärung war nur zur Sicherung des Beweises wün- 
schenswerth. Gauz- mit Recht macht der Verf. S. 614. f. darauf auf- 
merksam, dass es nur eine Ausnahme von der Regel ist, wenn Vor- 
münder bloss wegen grober Verschuldung verantwortlich gemacht 
werden. Es findet diess namentlich ganz unbestritten Statt bei der 
Anschaffung von Grundstücken; wenn aber der Verf. dasselbe be- 
hauptet bei der Einziehung der schon vom Vater des Mündel aus- 
geliehenen Gelder wegen e. 2. C. 5. 51., so ist wegen deren Ereife- 
rung auf Hasse's Culpa §. 73. zu verweisen, wo ebenfalls die mtfg» 
licherweise nur von der lata culpa zu verstehende c. 2* €• 5* 55* 
anders erklärt wird. Nach Justinianischem Rechte behauptet der 
Verf. S. 625. sey es in der Regel nicht mehr Pflicht des Vormun- 
des gewesen, die Popillengelder durch Ankauf von Grundstücken 
oder durch Verborgung auf Zinsen gewinnbringend zu machen, in- 

70* 
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des die Erhaltung des Hauplvermögens wichtiger erscheint. Für 
diese Regel beruft sich der Verf. auf die Novelle 72. Cap. 6« o. 7. 
Aber hier wird vorausgesetzt, dass die schon vorhandenen lastenden 
Einkünfte ans dem Vermögen des Mündel zu seiner Erziehung hin- 
reichen, ohne die haaren Gapilalien zinsbar zn machen. Solche Falle 
aber werden wohl damals, wie jetzt, die. Ausnahme gebildet haben, 
so dass „in der Regel" das Capitel 8. der Novelle 72. zn beachten 
int, welches den Fall voraussetzt, dass die Einkünfte von dem Ver- 
mögen nur knapp für den Mündel und seine nothweodige Umgebung 
hinreichen. In einem solchen Falle, dem regelmässigen, giebt nnn 
aber Justin (an dem Vormonde ausserordentlich freie Hand, indem 
er nur bestimmt, er solle das Mündel vermögen, wie sein eigenes, 
verwalten (faciant gubemationem tanquam in suis rebus)* Verborgt 
ein solcher Vormund daher MündelvernJOgen, so hat er das sog. 
laxamentum nicht. Wie er das Mündelvermügee eintraglich mache, 
ist ganz seiner Einsicht überlassen; und man darf nicht mit dem Verf. 
S. 625. sagen, dass der Vormund in diesem Falle „gezwungen ist, 
auf Zinsen auszuleihen." Denn er kann eben so gut auch Grund- 
stücke damit kaufen, oder durch kaufmännische Geschäfte seinem 
Müadel Vortheüe zuzuwenden suchen. — Damit es nicht aussiebt, *b 
wenn der Verf. bei der Darstellung der Verpflichtungen des Bevor- 
mundeten die eben genannte Novelle 72. ganz übersehn habe, müssen 
in dem aus fr. 1. §.5 — 7. D. 27. 4. abstrahirten Satze: „wenn 
der Vormund als solcher seine eigenen Forderungen während der 
Vormundschaft stehn liess, und dadurch ein rechtlicher Nachtheil ffcr 
ihn eingetreten ist, so muss ihm dafür Ersatz werden u — die eigenen 
Forderungen des Vormundes auf solche beschrankt werden, welche 
dem Gerichte angezeigt sind. — Bei der unentgeltichen Ueber- 
nahme in die Gewahrsam, mit deren Darstellung das sechste Haupt- 
stück sehliesst, hebt der Verf. S. 662. die Ausnahme von den allge- 
meinen Regeln hervor, dass bei ihr schon durch blosse (Jeberein- 
knnft Zinsen giltig versprochen werden können. Weil die Vermr- 
theilung wegen dolus in Folge der depositi actio directa vermehrend 
nach Römischem Rechte ist, so will der Verf. S. 664. auch dasselbe 
von der stquestraria actio annehmen, was schwer Beifall gewinnen 
wird, da alle Falle, in welchen Infamie eintritt, jus singulare» ent- 
halten, und daher keiner ausdehnenden Erklärung fthig sind. Unge- 
achtet Läufig die Bestimmung des fr. 5. §. 4. D. 13. 6« tenebiimr 
cum possii res conmoditas saboas facere suis praeiuiii von dem 
Commodate auf du Depositum angewendet wird, und ancb wohl zum 
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Beweise der Richtigkeit dieser Anwendung die Bestimmung des cano- 
niscben Rechts io c. % X. 8. 16.: bonafides abesse prmesumitur, st 
rebus tuis safois existentibus depositas amisisti dafür citirt wird, so 
macht doch der Verf. S. 666. mit Recht darauf aufmerksam, dass 
das caaonische Recht hier nor eine durch Gegenbeweis zu enlkräf- 
teode Präsumtion ausspricht. Dieser Unterschied zwischen der Haf- 
tung des Gommodatars und des Depositare zeigt sieh auch darin, dass, 
wenn dem Letztern die Brlanhniss des Gebrauchs für mögliche Fälle 
zum Voraoy ertheiit ist, der Depositar erst dann für kleine Versehn 
verantwortlich gemacht werden kann, wenn er von, dieser Erlaobniss . 
Gebrauch macht. Wenn dagegen die Erlaubniss in Beziehung auf 
ein als vorhanden gedachtes Bedflrfaiss des Gebrauchs gegebea ist, 
so haftet der Empfänger sogleich auch wegen kleiner Versehn, selbst 
wenn er die Erlaubniss erst später beautzt. Der Verf. entnimmt 
diesen Satz aus fr. 9. §• 9. n. 10. D. 12. 1. 

Im siebenten HanptstQcke werden (S. 673 — 796.) die Schuldau- 
sprflche auf Schadeusersatz und Busse abgehandelt. Natürlich wer- 
den nur solche Anspräche hierhergezogen, welche geradezu diesen 
Zweck haben, also nicht solche, welche in Folge einer vertrags- 
mäisigen oder lelztwilligen Festsetzung eintreten, falls ein Thnn oder 
Lassen gar nicht oder nicht in der gehörigen Art und Weise erfolgt, 
so dass alle hierhergehdrigen Rechtsverhältnisse Delicto oder Quasi- 
delicte sind. Daher ist hier von gemeingefährlichen Handinngen, 
von persönlichen Kränkungen, von Entwendongen and Beschädigun- 
gen, endlieh von VermOgensbeeinträchtignngen die Rede, welche 
weder Entwendungen noch Beschädigungen sind, wohin der Verf. 
Verletzung der Amtspflicht, (nicht wissentliche) Ueberschätzung des 
eingeklagten Gegenstandes wegen des dreifachen Ersatzes der des- 
halb zu hoch gezahlten Sportein, und Gewissenlosigkeiten verschie- 
dener Art zählt. Hierunter wird wiederum die schon im ersten 
llauptstdcke abgehandelte allgemeine Klage wegen Gewissenlosigkeit 
kurz abgehandelt, und hernach werden einige Fälle gewissenlosen 
Benehmens besonders hervorgehoben, namentlich die Arglist der Men- 
soton , so- wie derWittwe, welche sich fälschlich fttr schwanger aus- 
gibt, and dadurch eine missto m possessionem ventris nomine erhält, 
oder einem Unberechtigten den Besitz der Erbschaft in die Hände 
spielt; nicht minder die Arglist oder Gewalt Desjenigen, welcher 
eine zum Erscheinen vor Gericht bestimmte Person daraa hindert 
Die in j actum actio, welche wegen widerrechtlicher Behinderung 
des Begräbnissrechts auf Schadensersatz angestellt wird, hätte wohl 
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passender ihre Stelle bei der Darstellung des interdicti de mortui 
infercndo gefunden. Dasselbe gilt von der Pdnalklage, welche der 
Prfiter Den gegeben hat» der gehindert ist, die gerichtliche Einwei- 
sung ia dea Besitz zu vollziehe, indem diese Klage passender int 
zweiten Bauptstflcke bei Gelegenheit der in posseuionem missio §.373. 
eiae Stelle gefunden bitte. Dagegen die schon im §. 574. bei dea 
Schenkungen abgehandelte anarta Divi Pii findet hier eine passen- 
dere Erörterung. Endlich wird hier der FaU der Dedication und der 
Veriusseruag einer im Streite befangenen Sache betrachtet, an die 
nur von Cato (iq der Vorrede zu seinem Werke de rc rustica) er- 
wähnte Strafsanktion gegen die U eberschrei ter des gesetzmassigen 
Ziasfusses durch Erstattung des Vierfachen, und an die von Gellius 
erwlhnte «cito de spornen uad an den dafür in Rom an die Stelle 
getretenen Verlust des Mnhlschalzes (arrha) gedacht, von welcher 
actio de sponsu der Verf. S. 772. glaubt, sie habe der vom Prllor 
gegen Injurien aufgestellten arbiträren Geldstrafe als Vorbild gedient 
Bei den Beschädigungen durch Thiere wird auf S. 709. ff. der Fall, 
dass reisseade Thfere auf eine pplizeywidrige Weise gehalten uad 
dadurch scbadenstiftend geworden sind, nicht abgehandelt, weil er 
bei den gemeingefährlichen Handlungen S. 790« ff. betrachtet werden 
soll* Hiernach ist es wohl inconsequent, wenn bereits hier von dem 
übertriebenen Wildstande und dem daraus für die „armen Bauern" 
hervorgehenden harten Wildschaden gehandelt wird, da dieses Hegca 
von Wild unzweifelhaft zu den gemeinffchrlichen Handlungen gehört, 
wohin man auch das ebenfalls hier hervorgehobene, durch neuere 
Polizeygesetze verpönte, Dulden der Raupen zahlen kann. D^s mani- 
festum furtum erklärt der Verf., auf/r. 4. D.47. 2. gestaut, dahin, 
dass der Eatwender ertappt sein muss, noch ehe er das Entwendete 
dahia geschafft hat, wo es wenigstens für denselben Tag bleiben sollte. 
Auch Der, welcher dea Diebstahl kennend, das Gestohlene fortzu- 
schaffen erbalten hat, haftet nach fr* 35. D. 47. 2. als für manifest**, 
wie anch der Verf. S.677. hervorhebt j aber wegen des/r.4. möchte 
der Zeitpunkt des perferre auch nur auf den ersten Tag des gesehe* 
henea Diebstahls zu beziehn sein. Der Verf. macht S. 680. auf eines 
gewöhnlich übersehenen. Fall der legiäma pacta aufmerksam, näm- 
lich auf das pacisci de furto nach fr. 7. §. 14. D. 2. 14. — Die 
scheinbare Hörte der de tigno juncto actio gegen Den, welcher im 
guten Glauben fremde Baumaterialien verbaut hat, auf das Doppelte 
zu haften, entfernt der Verf. durch die Zusammenstellung mit dem 
Verkaufer einer fremden Sache, der im Falle der Entwehrung gewöhn- 
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lieh auf den doppelten Werth verurtheilt ward, ohne das« ihm eine 
besondere Unvorsichtigkeit zor Last gelegt werden konnte. Die in 
neuester Zeit aufgestellte Meinung, als wenn diese Klage nur auf 
ein furtivum tignum gieng, wird S. 686« 687. sehr erfolgreich be- 
kämpft. Bei Gelegenheit der Darstellung des Inhaltes der lex Aquilia 
erklärt der Verf. es fttr unmöglich, das Verhältniss der in factum 
und der utilis legis Aquiliae actio genau anzogeben, und nur soviel 
glaubt er als gewiss behaupten zu können, dass eine in factum actio 
ohne Bedenken in allen Fällen gegeben werden konnte, wo im Geiste 
des Aquilischen Gesetzes ein Ansprach für zulässig erachtet wurde» 
während der utilis actio wahrscheinlich gewisse Grenzen gesetzt 
waren, weshalb z. B. gegen Den, welcher aus Mitleid einen fremden 
Sklaven losgebunden hatte, damit er entlaufen kOnne, nicht die utilis, 
sondern nur die in factum actio anwendbar war, §, ult. /. 4. 3.; 
eben so in dem .Falle , wenn Jemand aus Uebereilong fremde Waaren 
ins Meer wirft, um die seinigen zu retten, fr. 14. pr. D. 19. 5., 
welches Beispiel zweimal, S. 693. n. 694., angefahrt wird. Ueber- 
haupt zählt der Verf. auf S. 695. ff. 22 Beispiele mittelbarer Beschä- 
digung auf, in denen sich eine Anwendung dieser in factum actio 
findet, bei welcher Aufzählung nur zu bemerken ist, dass Nr. 22. 
(„die Uebernahme der Behandlung eines Kranken, wenn nachher 
durch das unzeitige Abbrechen derselben nachtheilige Polgen herbei- 
geführt werden") nur eine einzelne Anwendung des unter Nr. 18. 
genannten ist: Uebernahme eines Geschäftes, das man nicht zu Ende 
fQhrt, so dass durch dieses Liegenlassen Schaden entsteht, wo zum 
Ueberflusse das hierbei genannte fr. 8. pr. D. 9. 2. das Beispiel des 
Chirurgen anführt. Bei der Frage nach dem Einflüsse der lex Aquilia 
auf das gesetzliche Haften aus einer Gontractsverbindlichkeit beruft 
sich der Verf. auf /r. 27. §. 29. D. 9.2., wo die ausdrückliche Verab- 
redung der Partheien gleichmässig auf die Gontractsklage und auf 
die Klage aus dem Aquilischen Gesetze einwirkt, woraus der Verf. mit 
Recht schliesst, dass ganz dasselbe was die Verabredung der Par- 
iheien bewirken kaon, auch die sich von selbst verstehende Natur 
des vertragsmässigen Verhältnisses bewirken muss. Die Anwendung 
der actio de pastu pecoris schliesst der Verf. schon für das Justi- 
nianische Recht aus (S. 713.), aber doch wohl mit Unrecht, weil 
sie im Justinianischen Rechte genannt wird, und in der Stelle, fr. 14. 
§.3. D. 19. 5., welche diese Klage nennt, wird sie nur deshalb aus- 
geschlossen, weil sie das Weiden auf fremdem Grunde und Boden 
voraussetzt, was in dem vorliegenden Falle nicht geschehe waft Dass 
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wir wagen Mangel an Quellenzeuguissen eine Reihe von Fragen, die 
Unterholzner aufstellt, Ober die Voraussetzungen und Polgen die- 
ser Klage nicht beantworten kennen, ist allerdings unbestreitbar. — 
Von der damni infecti cautio, deren Stellang zu den unmittelbar 
gesetzlichen Ansprüchen anf S. 714. der Verf. zn rechtfertigen ver- 
sucht, finden wir die Behauptung ausgesprochen, dass diese Zasiche- 
rnng „wegen drohenden (so wird diese Präposition immer eonstruirt) 
Schaden 14 nnr bei Bauwerken gefordert werden kann. Nichts desto 
weniger aber finden wir die Notwendigkeit der damni infecti camth 
noch dann ausgesprochen, wenn ich wegen übergefallener Baum- 
früchte das nachbarliche Grundstück betreten will. /r. 9. §. 1« D. 10.4. 
Der Verf. will den Antrag auf damni infecti cautio ausnahmsweise 
für unzulässig erklären, wenn Derjenige, der nun diese Zasiehernag 
verlangt, sie demjenigen, tob dem er sie fordert, selbst vorher ver- 
weigert hatte. Diese Aeusserung sieht so aus , alt ftnde hier, wie 
bei dem gegenseitigen dolus, eine Art Compensatio Statt; aber der 
Fall, welchen der Verf. dabei im Auge gehabt hat, der im/r. 13. 
§. 11. D. 39. 2. erürtert wird, ist folgender: Ich verlange von meinem 
Nachbar die hier in Rede stehende Caution; er weigert sie aus nich- 
tigen Gründen, ond ich werde darauf in den Besitz des schadhaften 
Gebäudes eingewiesen. Jetzt verlangt derselbe Nachbar, der anf 
der andern Seite dieses baufälligen Bauses ein zweites Grundstick 
hat, zur Sicherheit dieses zweiten Gebäudes von dem Eingewiesenen 
damni infecti cautio, und mit diesem Gesuche wird er, weil er sich 
dabei in dolo befindet, natürlich abgewiesen. Die vi bonorum rap fo- 
rum actio ist hauptsächlich, wie der Verf. darauf aufmerksam macht, 
auf gewaltthätige Entwendungen gerichtet, aber nebenbei geht sie 
auch auf gewaltthätige „Schädigungen" andrer Art Bei der Dar- 
stellung dieser Klage wird an eine gewöhnlich übersehene Verord- 
nung des Jüngern Thodos erinnert, nach welcher die Beraubung des 
NichtChristen durch Christen nur mit der Strafe des Doppelten ver- 
pönt wird, ond wobei noch zu bemerken gewesen wäre, dass selbst 
diese Strafe nur, nach den Worten der c. 6. C. 1. 11., in dem Falle 
eintritt, wenn die Judaei ac Pagani quiete degunt, nikilaue tentant 
turbulentum legibusque contr avium, so dass bei der Beraubung Un- 
ruhiger und Solcher, die etwas gegen die Gesetze verbrechen, also 
Aller (denn Wer hätte nicht einmal Gesetzwidrigkeiten begangen!) 
nicht einmal diese geringe Strafe eintreten durfte. Bei der Ver- 
pflichtung der Pächter öffentlicher Einkünfte für Entwendungen uad 
Beschädigungen ihrer Leute zu stehn, bemerkt der Verf. S. 731., 
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das«, wenn diese Leute Sklaven waren, die publicum verlangen 
konnten, dass ihre Vernrtbeilang unter dem Vorbehalt der noxae 
datio erfolge, „aber nur wenn sie die Sklaven stellen oder durch 
den unverschuldeten Tod der Sklaven an deren Stellung gehindert 
sind." In der That aber ist in diesem letzten Falle der public anus 
ganz frei, indem ja ausdrücklich Gajus von diesem Falle im/r. IS. 
§. 3. D. 39* 4. sagt: debcre eum liberari. In Beziehung auf die 
in neuester Zeit (von Funkhänel und Müller) wiederum lebhaft 
besprochene Frage Ober die Ausdehnung der strengen Verpflichtung 
der nautae, cauponet und stabularii auf Frachtfuhrleute und Posten 
erklart sich der Verf. dabin, dass ungeachtet die eigentlichen Voraus- 
setzungen der Strenge des Edicts bei dem heut zu Tage ungleich 
ehrenvollem Stande der Gastwirthe weggefallen sind, doch dieselben 
Grundsätze bei den Wirthshäusern fortdauern, für eine Anwendung 
auf Frachtfuhrleute nicht einmal der Gerichtsgebrauch spreche, und 
die strenge Haftung der Postanstalten mehr aus dem Gesichtspunkte 
einer Versicherung zu betrachten sey. — Von der sog. Syndicats- 
klage zeigt der Verf., dass sie, im Gegensatze der Romischen Rechts- 
vorschriften, durch die Reichsgesetze nur auf den Fall der Gewissen- 
losigkeit beschränkt, und daher heutzutage nur subsidiär angewendet 
wird. Die de dolo actio tritt auch ein, „wenn es veranstaltet ist, 
dass Jemand durch die Ungezogenheit eines Thieres Schaden leide." 
Statt dieses nicht ganz deutlichen Satzes hätte gesagt werden können, 
dass die doli actio eintrete , wenn Jemand doloser Weise durch ein 
fremdes Thier einem Dritten Schaden zufügt, und der Eigenlhömer 
dieses Thieres insolvend ist, fr. 7. §. 6. D. 4. 3* Bei der sogenannten 
quarta Divi PH glaubt der Verf. S. 754., dass die sonst Ablieben Re- 
geln Ober die Enterbungftgründe auch bei diesem arrogirten Unmün- 
digen gelten« Allein Diess möchte nicht so unbedingt anzunehmen 
•ein. Denn sollte der Unmündige auch einen Enterbungsgrund ver- 
schuldet haben, so bleibt ihm dieser persönliche Anspruch auf Jas 
Viertel nach §. 3. /. 1. 11. trotz der geschehenen Enterbung. — 
Die Lehre von den Unbilden oder Verunglimpfungen hat sich im 
Deutschen Rechte durch die Sitte selbststäudig gebildet, was aber 
der Verf. nur in einzelnen kleinen Beziehungen hervorhebt (z. B. 
.S. 768.), und natürlich bei den Folgen derselben: Abbitte, Wider- 
ruf, Ehrenerklärung und Provokation ex lege diffamari selbst aner- 
kennen mnss. Denn auch die von ihm hervorgehobene Eintheilung 
der Injurien, wornach man unterscheiden muss, ob sie entweder durch 
Rede und Schrift, oder durch die That, sey es sinnbildlich oder eigent- 
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lieh thätlich, hervorgebracht sind, ist ans dem Römischen Rechte 
nicht zo entnehmen. Auch hat das Römische Recht einen viel wei- 
tern Begriff von injuria als das heutige Recht, indem eine Reihe von 
Fallen, welche die Romischen Juristen aus diesem Gesichtspunkte 
Betrachten, wie z.B. Nothzueht (S. 761.) und Mord (S. 771.) heut- 
zutage als besondere Vergehn angeseh'n werden, andere wenigstens 
ans einem verschiedenen Gesichtspunkte jetzt betrachtet werden, wie 
z. B. wenn Jemand verklagt wird, bloss um ihm eine Unannehmlich- 
keit zu bereiten (S. 764.). Das Recht der freien Meinungsäusserung 
vertbeidigt der Verf. S. 766. unbegrenzt in dem Falle der vertrau- 
lichen Mittheilung, so lange man keine wissentlichen Unwahrheiten 
sagt, und eben so auch die Offen tlichen Aeusserungen über Personen, 
die dem Öffentlichen Urtheile sich Preis geben, wie „Schriftsteller, 
Schauspieler, Öffentliche Redner, Staatsmänner, Gewerhtreiheade 
u. s. w." Doch mOchte schon hier eine Grenze gezogen werden 
müssen in Beziehung auf ihre publica persona, indem man wohl nicht 
ganz mit dem Verf. fibereinstimmen kann, wenn es sagt, dass das 
Privatleben solcher Personen mit ihrem Öffentlichen so enge znsast- 
menhängt, dass es schwer hält, das häusliche Leben von dem Rechte 
der Öffentlichen Beurtheilung völlig auszunehmen. Dagegen erklärt 
sich der Verf. gegen die hin und wieder einreissende, auch den Rö- 
mern* fremde, Sitte, selbst den vom Öffentlichen Lehen ganz ange- 
wendeten Privatmann vor den Richterstuhl des Öffentlichen Urtkeüs 
zu ziehn, eben so wie gegen die Sitte (oder richtiger: Unsitte), 
welche Schimpfreden bei gewissen Begebenheiten nicht missbilligt 
Dass eine solche Sitte den Romern nicht gaaz fremd gewesen sey, 
glaubt der Vert aus/r. 15« §• 2. (nicht pr.) D. 47. 10. schliessea 
zu können, wo convicia adoertus bonos mores vorkommen, wornach 
es also auch convicia seeundum bonos mores gegeben haben könne. 
Aber dieser Zusatz adversus bonos mores ist sicher nur ein Pleonas- 
mus , da man durchaus nicht weiss, dass jemals convicium eine nox 
media gewesen ist, und da es im prätorischen Edicte durchaus nicht 
an ähnlichen Pleonasmen fehlt. Fat fragm. §. 307., fr. 1. §.7. D. 
21. 1. Es scheint fast, als wenn der Verf. sich zu der schon behaup- 
teten Existenz von eulposen Injurien neigt, wenn er S. 769« behaup- 
tet, die Unbilden brauchen nicht gerade hoshafter Art zu sein. Dens 
von Dem, der aas Leichtfertigkeit ein unbescholtenes Mädchen wider 
ihreu Willen kässt, (die^s ist das eine Beispiel, welches der Verf. 
anfuhrt), von Dem kann man nur sagen: magna culpa dolus est, 
und es liegt in dieser That gewiss eine eben so grosse Nichtachtung 
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dieses Mädchens (con turne iia dicitur speeialiter injuria, fr. 1. pr.D. 
47. 10.) 9 »I* wie sich dieselbe ganz offenkundig in dem Falle zeigt, 
den der Verf. als zweites Beispiel anführt, wenn Jemand dem Ver- 
bole des Hausherrn zum Trotz dessen Wohnung betritt. Der Verf. 
zieht S. 772. ans der Zusammenstellung von fr. 37* §. 1. Z). 47. 10., 
fr. 7. §. 6. ibid. und §. 10* /. 4. 4. den sehr richtigen Schluss, dass 
es nach den Worten des Gesetzes wenigstens in Ansehung einer gro- 
ben Verunglimpfung nicht ausser Zweifel war, ob ein civiler Anspruch 
auf eine Geldbussc Statt finde, indem es hierüber erst einer kaiser- 
liehen Rechtsbelebrung bedurfte* Nachdem aber eine solche bejahend 
ertheilt war, konnte Paulos R. S.V. 5.8. dreist sagen: mixto jure 
( civili et criminaii) actio ex lege Cornelia constiluitor. Jeden* 
falls war die peinliche Strafe des Gornelischen Gesetzes keine be- 
stimmte, so dass, wenn der Gekränkte einen übermässigen Antrag 
machte, er zurückgewiesen werden konnte. Der Verf. hält es fttr 
wahrscheinlich, dass die „ prä torischen Kränkungsklagen" in einem 
utüis annus verjährt sind, will es aber bei dem Mangel an genügen- 
den Beweisstellen bei der gewöhnlichen Ansicht lassen. Bei den An- 
sprüchen auf Abfindung wegen Verführung oder Nothzucht hebt der 
Verf. die vom Gerichtsgebrauche abweichenden Bestimmungen des 
caaonischen Rechtes hervor, nach denen es nicht in die Willkflhr des 
Schwängerers gesetzt ist, entweder zu ehelichen oder zu dotirem 
Er muss nemlich die Geschwängerte ehelichen, und nur wenn diese 
oder ibr Vater aus hinlänglichen Gründen sein Anerbieten zur Ehe 
zurückweisen, tritt die Verpflichtung zur Ausstattung ein. Da der 
Verf. selbst S. 787. sagt, dass diese Bestimmungen des eanonischen 
Rechts auf das Mosaische, nicht auf das Römische, Recht basirt sind, 
so ist gar kein Grund vorhanden, seiner Ansicht beizustimmen, wor- 
nach der Anspruch wegen Entehrung nach Art der Römischen Inju- 
rienklagen beurlheilt zu werden verdiente, woraus die Unvererb- 
lichkeit desselben und seine Beschränkung auf Jahresfrist folgen 
würde. — Dass zu den gemeingefährlichen Handlungen nach Justi- 
nianeischem Rechte die unbefugte Benutzung einer Begräbnissstätte 
gehören solle, ist nicht abznsehn ; auch lässt sich viel dagegen sagen, 
dass hierhin die Vorschrift gestellt wird , woruach der letzte Wille 
eines Ermordeten bei Strafe von hundert Goldstücken nicht eher 
eröffnet werden soll, als bis die Verschuldung seiner Sklaven unter- 
sucht und bestraft ist. Doch wird in diesem Falle stets Bekanntschaft 
mit dem Strafgesetze und Arglist des Eröffnenden vorausgesetzt, was 
der Verf, übergeht. Endlich zählt eben dahin der Verf. eine lex 
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agraria von Ca esar, nach welcher eine Basse voa fünfzig Goldtilleken 
Dem auferlegt wird, der gewissealos Grenzen verrückt hat. Doch 
ist zu bemerken, dass diese Bosse för jeden einzelnen verrftckteu 
Grenzstein oder Grenzpfahl auferlegt zu sein scheint (im termimos 
siagulos, quo* ejeccrint, locove moverimt, L mareos in publiam 
dare jubentur). 

Das achte Haoptstüek endlich bespricht die SeholdverhlHaissc 
in Folge einer rechtlichen Sicherstellung S. 797 — 872, je nachdem 
diese durch persönliche Verbindlichmachung oder durch eine Uebcr- 
lassung von Sachen geschehe ist, das Letztere, in Beziehung auf die 
Verpfandung, nur kurz. Die Verbindlichmachung kann durch Ver- 
ntäehtuiss, durch Uebernahnie der gerichtlichen Veriheidignng and 
durch Vertrag gesehehn. Ordnet Jemand durch Vermächtnis* die 
Bezahlung einer fremden Schuld an, wo entsteht ein doppeltes Schuld- 
verbältniss, eins zwischen dem Belasteten und dem bisherigen G Ha- 
kiger, und eins zwischen dem bisherigen Schuldner, welcher letzte 
verlangen kann, dass er gegen die Anspräche von Seiten seines 
Gläubigers sicher gestellt werde. Ist die eigene Schuld des Testator 
einem von seinen Erben zu erfüllen, auferlegt, so tritt eine Art von 
CorrealverfaJfituusen ein, indem der Gläubiger ausser seine« An- 
sprüche gegen jeden Erben pro Aercditaria portione auch noch ge- 
gen diesen einen Erben einen solidarischen Anspruch erlangt. Der 
defensor, welcher in der Absicht die Verteidigung übernommen 
hat, selbst ausser dem eigentlichen Verklagten zu haften, tritt ge- 
gen den Kläger gleichsam in das Verhältnis* eines Bärgen. Die 
vertragsmässige Verbindlichmachung kann in Beziehung auf eigene 
und auf fremde Verpflichtungen vorkommen; selbst heutzutage, wo 
die strengere Verbindlichmachung durch Stipulation wegfällt, kann 
eiae grössere Sicherstellung der eigenen Verpflichtung dadurch eut- 
stehn, dass man sich, wenn es angeht, nach Wechselrecht ver- 
pflichtet; sonst möchte eine neu eingegangene Verpflichtung nur als 
Beweismittel von Wichtigkeit sein. Im Falle dass Jemand für eine 
vorhandene gemeinsame Angelegenheit sich ungelheilt verpflichtet, 
liegt darin dasselbe Verhältniss, das wir eben in dem Falle betrach- 
teten, wenn der Erblasser einen einzelnen Erben zur Bezahlung 
einer Schuld verpflichtete, wenn nur nicht etwa eiae Frau eine 
solche Schuld Übernehmen wollte, was nichtig wäre. Naeh Römi- 
schen) Rechte konnte eiu Vcrbflrgerungsvertrag, mochte er in Form 
fcv ßdq'tissio oder der simplen constituta pecumia geschlossen sein, 
nur auf dieselbe Leistung als der sicher zu stellende Anspruch oder 
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auf Ersatz für den Fall der Nichterfüllung gerichtet sein. Nach heu- 
tigem Rechte dagegen kann noch eine Verbflrgung, welche diese 
Grenzen Oberschreitet, als ein mit einer Schenkung gemischtes Ge- 
schäft, volle Wirkung haben. S. 805. 814. 840. Schon durch das 
Römische Recht war hiezu ein Schritt geschchn, indem bei dem Con- 
stitat einer betagten Schuld, wofür hauptsächlich dasConstitot ange- 
wendet wurde, zur Zeit des Paulos (fr. 4. D. 13. 5.) schon ein 
früherer Zahlungstermin, als er anfänglich bestimmt war, festgesetzt 
werden konnte. Der Vf. glaubt, dass im /h 11. §. 1. 2). 13. 5. 
zugegeben wird, bei den constitutum debiti atieni trete eine ge- 
seilte Verpflichtung ein, wenn der Constitoent auf mehr sich ver- 
pflichtet, als der ursprüngliche Schuldner. Aber aus den Anfangs- 
worteo dieser Stelle: Si quis C aureos debens CC constitoat, geht 
hervor, dass auch die folgende Aeusserung : ergo et is qui Mortem 
et usurasj quae non debebantur, consliluit, tcnebitur in tortem 
duntaxat, von der proprio pecunia eonttituta zu verstehn ist. Sehr 
richtig und gegen die gewöhnliche laxe Ansicht Ober die in rem 
versio sprechend, ist der S. 811« aufgestellte Gedanke des Vfs^ 
woroach, wenn der Bürge gar nicht aufgefordert war, eine xVerbBr- 
gung zu fibernehmen, derselbe keinen gegründeten Anspruch auf Er- 
stattung des von ihm Geleisteten hat, wenn niott aeine Einmischung 
für den£eschä&sherrn in derThat vorteilhaft war; aber doch dürfte 
auch in diesem Falle der Bürge nur ex jure cesso des durch ihn *b- 
gefundenen Gläubigers eine Klage gegen den durch ihn befreiten 
Schuldner haben. Diese Nothwendigkeit der Cession zeigt sich 
darin, dass ja der Bürge die Einwendungen des Schuldners gegen 
jene Verbindlichkeit sish gefallen lassen muss. Bei der Interpretation 
der Novelle 4. distinguirt der Vf. S. 816. sehr fein dahin, dass die 
Novelle nicht sage, der Anspruch gegen den Bürgen solle ein still- 
schweigend bedingter sein, sondern dass sie nur ausspreche, die 
Klage müsse zuerst gegen den Hauptschuldner gerichtet werden, so 
dass also nicht ex officio, sondern nur per exceptionem die zuerst 
gegen den Bürgen gerichtete Klage abgewiesen werden darf. Die 
Streitfrage, ob der Gläubiger die Verweisung an den Hauptscbuldner 
sich auch dann gefallen lassen müsse, wenn bereits Coocurs über ihn 
eröffnet ist, oder wenn ihm ein Moratorium ertbeilt ist, lässt der Vf. 
hier unentschieden (obgleich Bd. I. S. 873. seine Entscheidung sich 
findet); aber er erklärt es für unrecht, wenn man der eidlichen Be- 
stärkung der Bürgschaft die Kraft einer Entsagung auf das beneficium 
excuitionii beilegt, oder wenn man wegen c. I. C. 5. 57. die Be- 
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Stimmung der Novelle 4. bei den Vormundschaftsbargen wegfallet 
lassen will, da diese Stelle, die nur das zur Zeil ihrer Erlassung gel- 
tende Jus commune enthält, durch die Nov. 4. für aufgehoben geltet 
muss. Das sog. mandatum quaUficatum unterscheidet der Vf. von 
der eigentlichen VerbOrgang mit Recht auch darin, dass bei dieser 
die Hauptschuld den Anlass zur bürgsehaftlichen Verpflichtung, dort 
aber die Sicherheit gewahrende Verbindlichmachung die Haupt- 
schuld veranlasst, weshalb anch in der Natur dieses Mandates liegt, 
dass der Mandator schon dem strengen Rechte nach nur aushilfs- 
weise haftet* Aach das Constitut unterscheidet sich von der eigent- 
lichen Verbürgung darin, dass bei ihm nicbt ausschliesslich Si- 
eherstellung der vorhandenen Forderung, sondern auch gewöhnlich 
eine Veränderung im wesentlichen oder zufälligen Inhalte des Schuld- 
verhältnisses beabsichtigt wird. — Der Vf. scheint das pactum kwpo- 
ihccae nicht, wie gewöhnlich es geschieht, als ein prätorisches, son- 
dern als ein aajectum pactum zu betrachten , S. 850., welches da- 
her nur, wenn es in continenti adjectum war, S. 854., an der Klag- 
barkeit des Hauptvertrags Theil nahm, während nach heutiger Rechts- 
ansieb t jede zu beliebiger Zeit eingegangene Vereinbarung znr Klag- 
barkeit genfigt. Dass in dem Falle, wenn über die Pfandsicaerneit 
Nichts festgesetzt ist, der Berechtigte eine Öffentlich beurkundete 
Pfandverschreibung verlangen kbnne, ist die Meinung desVfs.; doch 
mOchte eine solche singulare Berechtigung nur durch ausdricklich 
darauf gestellten Vertrag beansprucht werden kOonen. Aus der c. 1. 
C. 5. 46. schliesst der Vf. auf S. 848., dass, wenn irgend ein 
Frauenzimmer, nicht bloss die Mutter des Monde!, eiue postulaä* 
tutoris vorgenommen, diess vorschlagende Frauenzimmer niemals 
hafte, wenn auch ein bestimmter Vormund von ihm vorgeschlagen 
war, weil in der Verordnung die Worte : contra sexus conditionem 
vorkämen, und demnach die auf alle Frauenzimmer passende ratio 
dieser Vorschrift bildeten. Allein die Mutter des Unm&ndigen ist ia 
der Vormundschaftslehre so oft privilegirt, dass man unmöglich von 
ihren Rechten auf die anderer Frauenzimmer schliessen kann, zumal 
ja auch Privilegien niemals ausdehnend angewendet werden dürfen. — 
Wie die Erwähnung des pignus in fr. 18. pr. D. 18. 6. hineinge- 
kommen sey, darüber sagt Basse (Ober die Culpa §. 48.): „diess 
ist eine Frage, auf die ich schlechterdings keine Antwort weiss 4 *. 
Unterholzner gibt sie auf S. 852. Er glaubt, dass ursprünglich 
hier , statt : in rebus pignori datis gestanden habe : in rebus sab 
fiducia maneipatis; während man im Sinne des Justinianischen 
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Rechts die Worte auf die Antichresis beziehn muss, wo in ähnlicher 
Weise, wie bei der Mitgift ein* gemeinschaftliche Betbeiiigang Statt 
findet. Eine solche ursprüngliche Beziehung auf die fiducia findet 
auch der Vf. mit vieler Wahrscheinlichkeit im §.4. /. 3. 13., in des 
Worten : placuit sufficere, si ad eam cuslodiendam exaetam dili- 
gentium exhibeat, indem ja bei der fiduciae mancipatio der Erwer- 
ber bei unverschuldetem Verluste der Sache zwar nicht zum Ersätze 
verpflichtet war, aber doch sein dargeliehenes Capital zu verlieren 
in Gefahr stand, indem dasselbe als Kaufpretium der ihm übertrage- 
nen Sache betrachtet wurde. Bei der Erklärung des fr. 8. D. 20» 
2. finden wir auf S. 862. eine Polemik gegen Sintenis, jedoch 
ohne dass er genannt ist. Nur erklart es der Vf. noch immer für 
richtiger, mit Sinlenis, die Voraussetzung eines Verzugs in die 
Stelle hineinzutragen, als die Negation non (gratuita etc.) hinzuzo* 
fügen. Allerdings aber darf es nicht für gar zu auffallend erklärt 
werden, wenn Derjenige, welcher ein unverzinsliches Darlebn gibt, 
ausserdem aber in die Lage kommt, dass er Zeit und Mühe für die 
Bewirtschaftung des verpfändeten Gegenstandes aufwenden muss, 
wenigstens einen Theil der bezogenen Nutzungen bebalten darf. Der 
Vf. erklärt sieh S. 866. gegen die Behauptung Derer, welche ohne 
Weiteres in dem Falle eine Antichresis annehmen, «w> statt der Zin- 
sen eine habitatio eingeräumt ist Denn in den Quellen wird, wo 
dieser Fall sich findet, der Name antichresis nicht gebraucht. Data 
das Zinsenverbot der Päpste auch die antichresis umfasst habe, dass 
aber diess Verbot durch den heuligen Gcricbtsgebrauch antiquirt ist, 
abergebt der Vf. nicht. Aach gibt er zu, dass eine Pfandnntzung 
stillschweigend erfolgen kOnne, nur protestirt er dagegen, dass diese 
stillschweigende Pfandnutzung die Wirkungen der antichresis habe, 
namentlich also, dass der Fruchtgeniesser die FrQchle nicht ohne 
weiteres, auch wenn ihr Betrag die Höbe der erlaubten Zinsen über- 
steigt, behalten darf, ohne den Ceberschuss auf das Capital abzu- 
rebnen. Diess wird namentlich im/r. 8. D. 20* 2. hervorgehoben, 
in einem Fragmente, das gewöhnlich zum Beweise dafür genannt 
wird, dass es eine tacite contractu antichresis gäbe. — Die arrhae 
datio, mit welcher der Vf. sein Werk seh li esst, ist nicht bloss ein 
Zeichen da abgeschlossenen Geschäfts, sondern bei dem imperfectum 
negotium hinzugefügt, bietet sie eine Art Pfand für die Erfüllung 
dar. Die Entstehung der Klagbarkeit der arrha geht mit dem Pfand- 
rechte parallel. In der Regel wird die arrha durch die erfolgte Lfe- 
hergäbe bindend, ausnahmsweise jedoch durch ein pactum in conti- 
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ftenti aajectum; von einer dabei angewendeten stipulatio findet sick 
in den Quellen kein Beispiel. Ein*- den Römern unbekannte Aus- 
nahme von dem Zurückforderungsretfct der arrha tritt bei dem Mie- 
tben des Gesindes ein, indem das diesem gegebene Handgeld in der 
Regel als Geschenk bei zu Stande gekommenem Mielhgeschäfle ihm 
bleibt (Ausnahmen finden sieh in manchen Gegenden). Den ansera 
Quellen fremden, von Neuern aufgestellten Unterschied zwischen com» 
ßrmaloria und poenitentialis arrha finden wir übergangen. Da die 
Notwendigkeit der Herausgabe der arrha und ihres Werlbs ausser 
im Falle einer darauf gerichteten ausdrücklichen Verabredung nur bei 
einem noch nicht vollständigen Vertrage eintritt, und diese beidea 
Falle das gemein haben, dass ein Anspruch auf Erfüllung unstatthaft 
ist, so halt der Verf. es für unrecht, wenn man diesen Anspruch auf 
eine Busse auch in solchen Fallen zulassen wollte, wo die arrha ia 
Beziehung auf einen Schuldvertrag vorgekommen ist, der eine Klage 
auf Erfüllung zulassL 

Auch in diesem Bande, so wie in dem ersten, hat der Vf. sieh, 
uud oft mit Erfolg, bemüht, Deutsche Worte statt der gewöhnlichen 
Lateinischen zu gebrauchen z. B. Auflassung st. insinuatio apui 
acta, Sachen die Massenweise in den Verkehr kommen st. der sog. 
fungibeln Sachen! ; Gattungsdinge im Gegensatze der Einzeldinge 
(species)\ Maasspegeln gegen Verschleppung für custodia; BesUx- 
verschaffungsbefehle st. interdicta adipiscendae possessionis ; Besitz- 
einweisungsgesuch st in possessioncm missio; Minderjührigkeilsvor- 
mund st curator; slrengrechtliche und Billigkeils- Vermächtnisse st. 
legale und Jideicommissa ; Vermögens Vermächtnisse st. Jideicommissa 
hereditatis\ Heimkehrrecht für jus postliminii; Ueberspanaen des 
Anspruchs für plus pelitio; ehrlicher Erwerber des Eigenlhnmsbe- 
sitzes für honae Jidei possessor. Nur selten ist ihm dies* Bemüht 
misslungen; z.B. ein utile interdictum umschreibt er so: vermittelst 
einer Zurech tmachung leidet das luterdict Anwendung; Aftererbes- 
einsetzung für substilutio; Widergift und Gegengift st. propter nu- 
ptias donatio; umgewandte Klage st contraria actio ; Wahlvater st 
paler arrogator. 

Trotz der grossen bei der Correctur aageweadeten Sorgfalt 
sind einige Druckfehler theils im Texte theils in den Noten stehe 
geblieben. S. 92. Z. 9. steht eidlich st. endlich; S. 191. u. 192. 
Leinenpfade st Leinpfade; S. 389. Z. 3. steht befahren st 
Befürchten; S. 417. Z. 1. Sache st Sohn; S. 433. Z. 16. steht 
nämliche st. männliche; S. 490. Z. 7. stellt der Nutzungen st 
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die Nutzungen; S. 642. Z. 19. dasselbe st. dieselbe; auf S. 17. 
Note a. steht fr< 14. pr. statt fr. 11. pr.; S. 25. Note b. steht 24. 
3. statt 24. 1.; S. 284. sind die Noten o. und p. vertauscht; S. 377. 
Note/, steht beziehten st. beziehen; S. 478. Note f. fr. 25. st. 
fr. 15.; S. 637. Note a. Atilisch sU Atinisch; S. 711. Note t. 
verris st. verres; S. 747. Note b. u. c. t'6. sU rf<? </o/o ma/o. 4. 3«; 
S. 766. Note L: fr. 15. pr. st./r. 15. §. 2.; S. 819. Note/./<fc- 
jussör: st. ßdejussori; S. 855. Note </. Brauch st. Gebrauch; 
9. 864. Noter * steht ib. statt 13. 7. 

Sfchmerzfich bedauern wir es mit dem Herausg., und nicht bloss 
mit Diesem allein, dass der Tod den Verf. in der vollen Mannes- 
kraft mitten aus seiner Laufbahn gerissen. Aber wenn Etwas diesen 
gerechten Schmerz lindern kann, so ist es der Gedanke, dass solche 
Werke, wie das vorstehende, denk Verewigten nachfolgen and einen 
bleibenden glänzenden Nachmtai verschaffen. 

B....z. 
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II. Anzeigen. 

Das k. bayerische Gesetz aber Zwangsabtretang des Grand- 
eigenthams für öffentliche Zwecke v. 17. Nov. 1837., ran 
Gebrauche fOr Geschäftsmänner und Nichtjuristen erläutert und 
mit einer historisch-legislativen Einleitung über Expropriation über- 
haupt versehen von Eonr. £»mh»ber, Ass. d. k. bayer. App.- 
Ger. von Unterfranken u. Aschaffenburg. Würzburg, 1839. 

Der Verf., der sich in dem Vorworte auf die gute Aufnahme 
bezieht, welche seine andern Schriften, namentlich die: „"Rechtsweg 
„in Bayern" (1830.) und „Bearbeitung des ProcessgeseUes vom 
„17. Nov. 1837." (1838.) gefunden haben, erhielt die Veranlassung 
zu gegenwärtiger Schrift durch den Umstand, dass das fragliche 
Gesetz 

„das Grondprincip alles Staatenlebens — das Eigenthum in seinen Wurzeln 
berührt« 
und dass 

„dieExpropriattonsfrage, durch grossartige Unternehmungen auch ausser- 
halb Bayern*! in untern Tagen vielfach in Anregung gebracht, euro- 
päische! Interene gewonnen hat." 
Darum meint der Verf.,- dass 

„dieses Qesets auch gerechten Anspruch aaf Beachtung des Ausländers 
habe, so wie auf der andern Seite für den bayeriichen Rechtsgelehrten 
die Erforschung dessen, was dai Auiland auf dem Gebiete der Enteig- 
nungsgesetsgebung geleiltet hat , immerhin (He) merkwürdig bleibet " (tfc). 
Er fährt so fort: 

„Ei erscheinet daher nicht ungeeignet, eine Bearbeitung dieses Gesetzes, 
welche, mit hiitoriich-legislativem Hinblicke auf das bisher bestehende Ex- 
propriationirerfahren in Bayern und andern Staaten, das Bedürfhiss des 
Rechtsgelehrten, wie des Nichtjuriiten berücksichtigt, hervortreten sa 



Danach durften wir in der Arbeit des Verfs. einen vergleichenden 
Commeotar Ober das fragliche Gesetz erwarten, in welchen Com- 
mentar die abweichenden gesetzlichen Bestimmungen anderer Linder, 
mit Beziehung auf die diessfallsige Literatur, aufgenommen sein wür- 
den. Allein wir müssen offen bekennen, dass wir davon fast nichts 
in dem sehr flüchtig gearbeiteten Sehriftchen fanden nnd so irgend 
ein Interesse nicht aufzuspüren vermögen, das der Auslinder oder 
die Wissenschaft im Allgemeinen an Erstem nehmen konnte. Oh 
für den Inländer die Arbeit von Nutzen sei? die Entscheidung darüber 
müssen wir den Hitbürgern unseres Verfs. überlassen. Unsere Pflicht 
ist es, unser Urtheil zu begründen, und diess thun wir in Folgendem. 
Eine „historisch-legislative Einleitung über Expropriation " beginnt 
das Ganze (S. 7. ff.). Ausgehend von der Heiligkeit des Eigenthums, 
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erwShnt der Ver£ auf zwei Seiten einzelner historischer Beispiele 
von Achtang und Nichtachtang des Ersteren in „Sparta, Griechen- 
land (sie) und Rom M 9 Potsdam, Wien und besonders in der Stande- 
versammlang za München, geht dann (S. 9.) zu den gewöhnlichen 
RechtsgrundsStzen Aber den Vorzog des gemeinen Wohles vor dem 
Privatinteresse Ober und lässt uns nun dnreb die Worte (S. 10.): 
„Intereiiant iit in dieser Bezieh trag der Hinblick auf die Gesetzgebung fro- 
herer Zeiten bis auf unsere Tage, besonders auch in unserra Vaterlande" 
die oberwähnte vergleichende Darstellung doppelt begierig erwarten. 
Allein wir finden in der Hauptsache nur einen sehr magern Auszog 
aus dem „Neuesten Expropriationscodex" (Nürnberg, 1837.), zum 
Theil nicht mit der Anspruchslosigkeit, die hier wohl am rechten Orte 
wftre. Nachdem z. B. Griechenland mit &£ Zeile (S. 10.) abgethan, 
auch Rom* wie gedacht, schon vorber (S. 7.) erwähnt ist, heisst es: 
„Ein anderes grosses Volk, welches vor anderthalb Jahrtausenden beinahe 
die ganze damals bekannte Erde beherrschte, — ein Volk, gross im Kriege, 
und nicht minder gross in Unternehmungen des Friedens und der Gesetz- 
gebung (und unter der Herrschaft dieser Letzteren leben wir theilweise noch) 
hat uns gleichfalls keine allgemeinen Bestimmungen Ober Abtretung des 
Eigenthums für öffentliche Zwecke in seinen Aechtsbüchern hinterlassen. 
Doch galt bei den Römern u. s. w." 
und nun werden auf Einer Seite die angeblich hier einschlagenden 
Lehren kurz angeführt, wobei sehr richtig die Servitut viae necessaria 
auf die Verbindlichkeit, einen Weg zu einem Grabina le gegen Ent- 
schädigung zu gestatten , beschränkt wird. Von da wendet sich der 
Verf. zu den Altern und spfltcrn germanischen Zustanden und zu den 
Expropriationsgesetzgebungen von England, Frankreich, Oesterreich 
und Preussen. Der teutsche Bund wird (S. 14.) mit einer blossen 
Nomenclatar derjenigen Staaten abgefertigt, welche in ihren Ver- 
fassungsurkunden Grundsätze über Zwangsabtretnng, und derjenigen, 
welche specielle Expropriationsgesetze haben — unter letztem wird 
„die Republik Genf" mit genannt« — Der Verf. eilt nur, mit Ver- 
weisung auf den schon erwähnten Expropriationscodex (S. 15«), nacb 
Bayern, dessen Expropriationslegislation er einer umständlichen 
historischen Darstellung widmet (S. 15 — 27.)» Wie wenig man von 
der Expropriationsgesetzgebung selbst derjenigen Staaten ein Bild 
erhält, die der Verf., nach Obigem in seiner Darstellung, ausser 
Bayern vorzüglich berücksichtigt, mag dasjenige zeigen, was er über 
England sagt (S. 12« u- 13. ): 

„In dieser Sphäre der Gesetsgebung verdient vorerst England Erwähnung. 
In den Standimg ordret ofthe Honte of Common (Verordnungen des Hauses 
der Gemeinen) von 1685 — 1833. (London, 1834. 4.) finden wir das Gesetx, 
dass die bestehenden Verordnungen des Parlaments rfleksichtlich der Ge- 
setsesvorschläge für Erbauung schiffbarer Canäle, Wasserbehälter und 
Wasserleitungen, und für die Schiffahrt auf Flüssen, oder zu Fortsetzung 
oder Verbesserung eines Parlamentsactes zu einem oder anderm dieser 
Zwecke auch auf die Erbauung von Wegen oder Strassen (Rollwege oder 
Eisenbahnen) ausgedehnt sein sollen. Diese Bill enthält auch wesentliche 
Vorschriften Aber Canalbau u. dergl. Bemerlcenswerth Ist, dass nach In- 
halt dieser allgemeinen Verordnung für jede einzelne Eisenbahn auch ein- 
zelne Gesetze existiren müiten. Die Vorschrift wird auch befolgt, und von 
welchem Umfange diese einzelnen Gesetze sind, mag daraus hervorgehen, 

7t* 
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data *• B. die Verordnung vom 6. Mal 1833. für die Eisenbahn ve-n Loa don 
nach Birmingham nicht weniger, als 248. Artikel enthält 14 

Wer bekommt nun aus diesen Worten , den einten, über Englands 
Gesetzgebung, d^e sich in diesem Büchlein finden, eine. W<?e von den 
Grundsätzen und dem Geiste 4er Exprop riaUopslegistatw dieses Lan- 
des, namentlich im Vergleich mit den bayerischen Prinzipien"? Gerade 
so ist rücksichtlicb der andern genannten Staaten, verfahren und mit 
dem schon erwähnten Uebergang auf die GeseUcbt* der Gesetzgebung 
Bayern*, ajs* mit S. 15. hSrt jede Erwähnung auswärtiger Staaten 
älterer und neuerer Zeit für da» ganze Bächiein auf. Diese Geechiebie 
aber erscheint uns, entfernt vom Schauplatz, als ein» gmie, grOaeem* 
theils. wfrtUcbß Zusammenstellung der UsgielatiYe» Erzeugnisse Bayerns 
in dieser Materie, and mag daher ftr den Bayer nickt ebne Nutzen 
sein. Das Gesetz selbst wird ohne den Eingang dasselbe* (S. 28.) 
gageban, der, zur Vollständigkeit uad klaren Uebereiebt eVes Ganzen, 
nicht bitte fehlen sollen. Den Anmerkungen des Verft. zu dem Ge- 
setze aber können wir keioen grossen Werth beilegen^ U der Regel 
sind die Erklärungen von der Art, das* jeder Leser mit gesendem 
Sinne sin. sich aehVal machen kann. Dahin gehört z. B. offenbar die 
in einer besondern Note erfolgte Hinweisung aufArt. VI. (seifte noch 
dazu heissen: V.u. VI.) zu den Anfangsworten des Art. VII. : „Nach 
Torstehen den Normen. 44 Die Erläuterungen bezwecken auch, grossen- 
theils die Rechtfertigung des Gesetzgebers dorch Raisounemenfs aus 
der Natur der Sache. Die bessern sind der Vergleichung des Gesetzes 
mit dem bekannten Entwürfe dazu gewidmet, welcher den Gegen- 
stand der einzigen vom Verf. (S. 8.) angezogenen Schrift (Nürnberg 
b. Zeh, 1837.) ausmacht. Auf diese Vergleichupg und die Berück* 
sichtigung der landständischen Verbandinngen Ober den Entwurf 
scheint der Verf. (S. 6.), und wol nicht mit Unrecht» bei dieser 
Schrift, wie sie nun einmal ist, den grössten Werth zu legen.. Denn 
allerdings sind Bemerkungen, durch welche aus andern Theilen des 
Rechtes das fragliche Gesetz erläutert wird (wie z. B. zweckmässig 
S. 61. n. 62.)« sehr selten, wogegen oft in den Erklärungen, die Ge- 
setzesworte und dann zuweilen die Erklärungen selbst wiederholt 
sind (z.B. wegen des summarischen Verfahrens im Art. I. B. S..30., 
33., 46. u. Note *) S. 47« i wegen der Entscjiädigungslcjstung S. 44. 
u. 45.; wegen der Wahl des Eigenthämers S. 28. u. 47*; wegen Veis 
änderung des entwäbrten Gegenstandes S'. 53. n. 55.; wegen ^es 
Gegenstandes des Art. XIII. S. 56. u. 57.; wegen der Competenz- 
frage S. 64., 65. u. 66. ; wegen der Berufungsfrist und Be^uiuags- 
summe S. 67. u. 69. ff.). Bei, der Rechtfertigung das. Gesetzgebers 
und dem ihm ertheilten Lobe geht der Verf. aneb dfler sa> weit. 
Wenn er z. B. rühmend bemerkt (S. 42. u. 43.), „das* der Abtre- 
tende sich an seiner Entschädigung njehj dasjenige, (wie ia andern 
Gesetzen bestimmt ist) abrechnen. Lassen, mnse* not was, sieb de» Werth 
des ihm Übrig bleibenden Tbeiles seines GraadaHteke* dareh die Ver- 
wendung des Abgetretenen (z. B. zu einem Canale, einer Eben- 
bahn u. s. w.) verbesserte, so ist diess nicht mehr, afe ein. in der 
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Constqueflz liegendes Recht-» da bei der Entschädigungsermittelung 
oach Art. IX. des Gesetzes eine solche Werthserhöhung (S. 48.) auch 
nicht in Anschlag kömmt. Nor selten Wagt der Verf. eine beschei- 
dene Ausstellung g«gen den Inhalt des Gesetzes selbst (z. B. S. 55. 
n. 69.). Wir unsererseits finden indess auch am Gesetze keinen l>c- 
sondera Mängel, vielmehr in der nicht allen E^pröprtationsgesctzen 
eigenen Vorschrift des III. Artikels, dass Niemand zur theilwcisen 
Abtretung' eines Grundstückes gezwungen werden kann , welches 
durch die Theiluttg verliert* eine sehr humane Berücksichtigung des 
Privatinteresses. Mit andern Gesetzen dieser Art hat es den Fehler 
gemein, dass es, bei der Entschädigung wegen Zwangsenteignung in 
Nothfallen z. B. Niederreissen eines Gebäudes bei Brandunglück, 
(Art. VII.) die Verhältnisse des Staates zu den Assecuranzen nicht 
regulirt, und eben so wenig das Expropriationswesen in den Verhält- 
nissen der Bergwerke. (Vergl. Freiesleben, Darstellung der Grund- 
lagen der sächsischen BergwerksvaYfassungf von Bttlau, Leipzig, 
1837.). In den Materialien möchte sich auch Manches gegen des 
Verfs. Behauptungen, wenigstens so wie er sie ausgedrückt bat, aus- 
stellen lassen, z.B. gegen die Behauptung (S. 66.) „erscheint es 
überhaupt nicht räthlich, die Bande zwischen Grund und Boden {sie) 
zu sehr zu befestigen u. s. w/" Rücksichtlich dessen, was er in der 
Note zu S. 69. über die Berufungssumme sagt, verweisen wir ihn 
auf Linde, Handbuch des Prozesses Bd. 4. S. 300* ff. Ueberhaupt 
ist die Literatur allzuwenig beachtet So sind z. B. bei Art. XIX. 
die Schriften, die sich mit der landwirtschaftlichen Abschätzung in 
Expropriationsfällen besonders beschäftigt haben (Wühler, Bemer- 
kungen u. s. w. in einer Abb. der Zeitschrift für vaterländisches Recht« 
1. Jahrg. Bern, 1837. u. Sachs. Expropriatioosgesetz, Leipz., 1836.) 
weder erwähnt noch berücksichtigt Auch müssen wir den Vorwurf 
der Flüchtigkeit wiederholen, der sich in der ' mit Provincialismen 
reichlich ausgestatteten tadelnswcrthen Sprache besonders zeigt, wo- 
von die schon angeführten Stellen, noch mehr aber die nachfolgen- 
den Beleg abgeben. Z. B. ohne 8idft sind, den Worten nach, die 
Stellen c, a. t ß. (S. 22.) und die Stelle (S.U.): „weil im allen 
Rom ohnediess der gewöhnte Theil der Aecker Gemeindeland 
war"? (S. 27.) * volle Abtretung auf das Ganze" statt: „volles Recht 
auf Abtreteng des Ganzen"; dann (S. 65*) „Darüber, wie dieser 
administrativ- contentiüse Bern fungs zweck Instruirl wird." Flüch- 
tig ist es gewiss, wenn der Verf. (S. 31.) fragt: „ob derselbe dem 
gesetzlich an Principe zu unterstellen sei?" and drei Zeilen später 
die Fälle „troter dfts Gesetz" sebeumirt; wewr er (8. 47.) construirt: 
„gilt es um eine fintschädigüngsleistung" und (S. 73.): „dass es 
der Eigenthumsablretung gilt" (S. 40.) ^Liebhaberei" gleichbedeu- 
tend nHt *Alectio»aprei6'* gebraucht u,e. w. Provineialismen: 
„immerhin" »tat! stets, immer u. s. w. (9.5. f>. 39. 42. ff. s.w.), 
„Schfeuntgfreft 1 ' st. schnelles Verfahren (S. 47.); die dem cuten 
Slrle jetzt fremde Verlängerung der fetzten Äyfbe: erfüllet, thuet, 
zetrget, verfasset, stehet u.rf.w. (9.7. 9. 11.35. n. s.w.); die Form: 
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einzutreten hat, voranzugehen hat, zu geschehen hat n.s.w. (S. 21-, 
26., 31 M 4L; 65.« 66. n. s.w.). Ob das „jus dccendi« (S. 52.) and 
der error in calculo „HO fl." statt 120 (S. 45.) Druckfehler sind, 
wissen wir nicht. Denn von Druckfehlern, von sinnentstellenden 
Druckfehlern strotzt das Büchlein, dessen Papier und Lettern gut 
sind. Viele Seiten geben den Beweis davon. Vorzüglich sinnent- 
stellend sind die häufig ermangelnden Gitationszeichen (z. B. bei Art. 1., 
2., 4., 12*9 15., 22. a. E.), besonders am Schluss ausgezogener Stellen 
(z.B. S. 43., 45. t 72.u.s.w.), die ermangelnden Parenthesenschlüsse 
(S. 5. 8. u. s.w.) , die ermangelnden Buchstaben bei Abtheilungen (z. E. 
A. S. 26.) u.s.w. 88. 

Ergänzung und Fortsetzung der Schrift: Die Gesetzgebung 
des Grosaherzogthums Hessen in Beziehung auf Befreiung 
des Grundeigentums und der Person von alten druckenden 
Beschrankungen und Lasten, zusammengestellt von Willi. 
CroMnassrnn 9 Grossh. Bess. Oberfinanzrathe u. Mitgliede der 
zweiten Kammer der LandsUnde. Darmstadt 1831. Znsammen- 
gestellt von dem Verfasser. Darmstadt, 1841. 

Als im Jahr 1831. die von dem damaligen Oberfinanzrath (nun 
Director des Administrativ- Justiz -Hofs in Darmstadt) Goldmann 
herausgegebene Schrift: „Die Gesetzgebung des Grossberzogtnoias 
Hessen in Beziehung auf Befreiung" u. s. w. erschien, beurtheüte 
ich sie ausführlich im 22. Bande der Schunk'schen Jahrbücher der 
juristischen Literatur (S. 263 — 287.) ; ich beziehe mich auf diesen 
Bericht, dem ich gleichsam einen Nachtrag folgen lasse, indem ich 
die im vorigen Jahr erschienene „Ergänzung und Fortsetzung" zur 
Anzeige bringe, deren Herausgabe durch die Stelle des Vorworts 
molivirt wird, die sich dahin ausspricht: 

Die seit dem enten Erscheinen meiner Schrift (1SS1.) bis hieaer rer- 
flosn en en Jahre seichnen sich insbesondere durch eine ungemeine legislative 
Tbätigkoit ans, welche sich fast in allen Staaten Deutschlands, ja sogar in 
andern europäischen Staaten, hinsichtlich des von mir behandelten Gegen- 
standes entwickelt hat. Das Grossherzogthum ist hierbei nicht zurückge- 
blieben und hat den desfalls gehegten Erwartungen wirklich mit einem Er- 
folge entsprochen, der alle bisher erzielten Resultate hei weiten übertrifft. 
Hierdurch sowohl, als durch den von mehreren Seiten im Interesse der Be- 
sitzer der früheren Schrift geäusserten Wunsch, dass eine Zusammenstel- 
lung aller derjenigen Bestimmungen und Verhandlungen, welche seit dem 
Erscheinen der Schrift in Beziehung auf deren Inhalt erfolgt sind, bearbeitet 
werden möge, fand ich mich zur Zusammentragung der in den nächstfolgenden 
Blättern enthaltenen Notisen veranlasst, wobei ich mich übrigens, ohne wei- 
tere Beifügung eigner Bemerkungen und Urtheile, auf blosse erzählende Dar- 
stellung öffentlicher Verhandlungen und den Abdruck öffentlicher Urkunden 
beschränkt, und namentlich aus den anzuführenden Landtagsrerhandlungen 
Über noch unerledigte Gegenstände nnr soviel ausgehoben habe, als zum Leit- 
faden für den, welcher sich für einen speciellen Gegenstand iuteressirt, und 
die gedruckten Verhandlungen doch selbst nachlesen musi, erforderlich ist." 

In den beiden Schriften besitzt das Publicum einen Codex der 
neueren Gesetzgebung für einen Staat des deutschen Bundes, der 
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allerdings „in Beziehung auf Befreiung des Grundeigentums und der 
Person von alten drückenden Beschrankungen und Lasten" weit vor- 
geschritten und von dem Ziele dieser Bestrebungen nicht mehr weit 
entfernt ist, obgleich es keinen Zweifel hat, dass man sich diesem 
Ziel schon jetzt weit mehr genähert hatte, wenn nicht die Berech- 
tigten entscheidenden Antheil an der Gesetzgebung nahmen und ihr 
Feto geltend machen konnten und geltend gemacht hätten. — Die 
wichtigste Gesetzgebung , welche man in der hiermit angezeigten 
Schrift dargestellt findet, ist das durch die frühere, in der ursprüng- 
lichen Schrift ausgebreitete Legislation vorbereitete Gesetz vom 
27. Juni 1836. wegen Ablösung der Grundrenten (welches durch die 
dagegen von mehreren Standesheim des Grossherzogthums bei dem 
Bundestage erhobenen Reclamationen und deren Resultate auch in 
publicistischer Beziehung viel besprochen ward), in Verbindung 
mit dem gleichzeitigen Gesetz wegen Mitwirkung der Staatsschulden- 
tilgungskasse zu dieser Ablösung, und mit Einschlags des Gesetzes 
vom 2. Februar 1841. wegen der Anwendbarkeit der beiden Gesetze 
auf die Provioz Rheinhessen, das Gesetz vom 9. August 1836. wegen 
Verwandlung der Theilabgaben von Weinbergen in dieser Provinz in 
jährliche ständige Grundrenten, das Gesetz vom 29. Januar 1836* 
wegen der in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen zum Vor- 
theil geistlicher oder Schulstellen zu leistenden Frohnden, und das 
Gesetz vom 20. Juni 1839. wegen Ablösung des Holzzehnten. — 
Der Verf. nahm sowohl in seiner Eigenschaft ab Staatsdiener, wie 
als Mitglied der zweiten Kammer der Landstände einen tief eingrei- 
fenden Antheil an einer so wohlthätigen Legislation und den Bestre- 
bungen zu deren Herbeiführung, daher er mit dem Dargestellten sehr 
vertraut ist und nicht leicht ein Zweiter zur Herausgabe der Schrift 
competenter war. — Das Aeussere ist anständig ausgestattet. 

Bopp. 
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HI. MisccUen 

Beforderangea uu| EhreikeaelgBBgwi*)* 

Der ord.Prof. ander Univ. so Heidelberg, Dr. Karl Adolph v. Vangerow 
hat den, Cbaraeter alt Hof rath erhalten; der ord. Prot an der Univ. am Jena Dr. 
£ust. Aßverus ist zum fünften akadpm. Rathe beim OAG. daselbst, der bis- 
herige ausierord. Prof. an der Univ. zu Wurzburg Z>r, Anselm Debes zom ord. 
Prof. der Staats wissen schatten u. Finanz Wissenschaften an derselben Univ. nnd 
der Dr. Hans KarlBriegleb «am ord. Prof. des Kirehenreehte n. der j ans t 
J&ncyelQpaqm an der Univ. zu Erlangen ernannt worden. — In Peaterreich hat 
der Mo hin. Aßpellat-Rath J.^, ß^er V, Bossler den Titel o. Rang eines K.K. Hof« 
raths erhalten. — fnPreusien ist demRath beim O.L.G. zu Halberstadt, Lentze 
derCharacter als Geheim. Justiz-Rath ertheilt worden. — In Bayern ist der Rath 
beimA.G. v. Obertsankea A. Ho ff mann zum Rath beim O.A.G. befördert wor- 
den. — In Württemberg ist der Vice« Oireotor des Ober-Tribunals so Tübingen, 
Ober-Tribunal-Rath C. F. v. Hufnagel zum Director des Gerichtshofes für den 
Schwarzwald kreis nnd an dessen Stelle der Ober-Tribunal-Jlath Freih. v. Breit- 
schwert mit dem Titel als Vice-Director, ingleichen sind die Ober-Jostiz-Rstbe 
v. Vossler so Tübingen and Freih. v. S lernen f eis zu Ober-Tribunal- Räthen 
•mannt worden. — In Hannover ist der Rath beim O.A.G. an Qelle v. Lentbe 
z um $undestajrsge*andten befördert worden. — Im Grosa>erzogth. Hessen ist 
statt des seiner Function beim Oberkriegsgericht entbundenen Geh. Staatsrates 
Schenk der Hofgerich ts-Rath v. Hombergk zu Gi essen zum ord. Mitglied und 
an dessen Stelle der Ober-Appellat.- n. Cassat.- Ger.- Rath Hesse ebendaselbst 
zum firganzungsriphter beim Qberkriegsgericht, ferner der Hofgerichts* Rath 
v. ßiegelebeu (faserst zum Geschäftsträger in Wien ernannt worden. — Im 
Grossherzogth. Sachsen ist der Geheime Rath Dr. Chr. Wilh. Schweitzer zum 
Staats-Minister für das neugebildete dritte Departement des Staats-Ministeriums 
befördert worden. — Der Akademiker Ja o. Grimm zn Berlin ist von derSchwed. 
Akademie der Wissenseh. nnd von der Belgischen zu Brüssel, sowie der ord. 
Professor ZU Breslau Dr. Wilh. £ du. Wild a von der enteren nnd der ord. Prot 
zn München Dr. Geo. Phillips von der letzteren zum Mitglied«» ernannt wor- 
den. — Den Gherzogl. Hess. Ludwigs- Ord. und zwar das Commandenrkrenz 
2. Gl. haben die Geh. Rathe v. Grolman nnd Hall wachs und der Hofgerichts- 
Director v. Hombergk und das Ritterkreuz des Verdienst- Ordens Philipp des 
Grossmüth. die Ober-Appellationsger.-Rathe v. Krug, Müller f., v. Mönch 
und Weyland erhalten. 

Versetzung in den Ruhestand. 

In Württemberg ist der Director des Gerichtshofes zu Tübingen H. B. 
v. Weber auf sein Ansuchen in den Ruhestand versetzt worden. 

Todesfälle. 

Im Nov. 1840. starb zu Stuttgart der wirkl. Geheime Rath Dr. jur. et pAü. 
Karl Hein r. v. Gros, geb. zu Sindelfingen im Württemb. am 40. Nov. 1765., 
seit 1796. ord. Professor in Erlangen, 1802. Landschaittconsnlent an Stuttgart, 
1804. wiederum ord. Professor zu Erlanget! u. K. Preuss. Hof rath, 1818. Prä- 
sident des Criminalsenats des Obertribunals zn Stuttgart, 1819. Mitglied des 
Geh. Raths u. Komthur d. Ord. d. Württ. Krone, Verf. der Schriften : Geschichte 
d. Verjährung n. d. R. R. (Göttingen, 1795.), Nedtatationet quaedmm de justo 
philotophiae utu in traetando jure Rom. (Erlangen, 1796.), De notione poemmrmm 

•) S. 766. Z.8. ▼. ö. I. Topolski st. Tobolski. 
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for*n*ium (ebenda*., 1798.), Lesurbaea d. philo*. Becalswlsaenseh. od. d. Natur- 
rachts (6. Aufl. Stuttgart, 1829.) — Am 10. Occ. 1842. so Rastatt der Hofgerichts - 
Präsident K. Freib. r. Ben st, 60 Jahr« alt. — Bade Deeembers am Mainz 
der peosion. Präsident des Obergerichts der Prov. Bheiahassen, Dr. Jon. Phil. 
Hadamar, 78 Jahr alt. 



IT. Juristische Bibliographie* 

Neu erschienene Schriften. 

Mit der Jahreszahl 1839. 

398. Der Rechtsfreond für den Kanton St. Gallen. Von Dr. E. lste Abtheif. 
Zürich, Schultheis, 8. (s. anten 1840. Nr. 379.) 

399. Der Rechtsfreond für den Kanton Zürich, od. Anleitung die Im Leben vor- 
kommenden Rechtsgeschäfte nach den bestehenden Gesetzen o. Uebnngen 
abznacbjiessen. 2terThL Bbendas. 19 Bog. 8. (geh. {± Thlr.) 

Mit der Jahreszahl 1840« 

377. Der Pressprosess des Land boten, mit einer kleinen Zngahe: „Das Auftre- 
ten des neuen Grossen Rathes u and „Welches Todes sind sie gestorben J a 
Aas dem Landboten abgedruckt. Winterthur, (Liter. Comptoir.) 41 Bog. 
8. (geh. J Thlr.) 

878. Der Rechtsfreund für den Kanton Basel Oder: Anleitung die im Leben vor- 
kommenden Rechtsgeschäfte nach den bestehenden Gesetsen u. Uebungen 
abzuschliessen, Ausgabe f. Basel-Stsdttheil, 2AbtheiL Zürich, Schultheis. 
24£ Bog. 8. (geh. 1 Thlr.) 

379. Der Rechtsfreund für den Kanton St Gallen. Von Dr. E. 2te Abth. Ebend. 
8, (Beide Abth. geh. \} Thlr.) 

Mit der Jahreszahl 1841. 
39t. Bt*nt9ehl4y Dr., — Das Zürcherische Vormundschaftsgesots v. 21. Brach* 
monat 1841. Mit Erlänter. Zürich, Schulthess. 6 J Bog. 8. (geh. T \Thlr.) 

398. Der Bericht der Ton der Württemberg. Kammer der Abgeordneten zur Begut- 
achtung des Entwarft einer Strafprozess-Ordnung f. d. Königr. Württemberg 
niedergesetzten Commission. Referent: v. Scheurlen. Correferent: 
Knapp. Stuttgart, (Steinkopf.) 451 Bog. gr. 8. (geb. 2 Thlr.) 

399. JHe katholischen Zustände in Baden. Mit urkundl. Beilagen. Regensburg, 
Manz. 132 S. gr. 8. (geh. JThlr.) 

490. Jäichke, €?., PoUxei-Sekr., — Gallerte merkwürdiger Crfminalfälle, aus 
der neuesten, neueren und älteren Zeit. Nach That lachen zusammenge- 
stellt u. herausg. von u. s. w. lstes Heft. Berlin, (Kecht.) 6 Bog. gr. 8. 
(geh. ±Thlr.) 

401. Klüb*r y Dr.J.S., — Völkerrecht!. Beweise für die fortwahrende Gültig- 
keit des westphäl. od. allg. Religions-Friedens , wie er ah erster Grand-Ver- 
trag von Europa u. ehttrta magna in teul. Staaten bekannt ist. Aus Quellen 
o.-in e. Anhange m. IT Beilagen, herausg. von u. s. w. Nürnberg, Raw. 
XVI u. 120 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

402. Kurz, A9b., Qberrticfiter, — Der Rechtsfrennd f. d. Kanton Bern. Oder: 
Anleitung, die im Lehen vorkommenden Rechtsgeschäfte nach den bestehen« 
den Gesetzen n. Uebungen abstrschüessen. [lste Abth.] Zürich, Schulthess. 
8iBog. 8. (geh. JThln) 

40& Neaea Asehiv f. Prena*. Beeht n. Verfahren, so> wie f. *ewt Fvivatrecht. 
BerasMg. von 0-L.-4V.-ft. K. J. tfiricky Ja**.- Jf. Dr. J. F. J. Sommer 
u. Jutt.-R. Fr. TA. Biet*. 84er Jahrg. 4 Hefte. (Nene Folge, ff. 1—4.) 
Arnsberg, Bitter, gr. 8. (geh, 2}Talr.) 



Digitized by 



Google 



1130 Juristische Bibliographie. 

4*4. Resultate der im J. 1841. in den liebe« Provinzen Brandenburg, Ponnen, 
Posen, Preutien, 8acasen, Schlesien n. Westphaien abgehaltenen Pro- 
viuzial-Laadtage. Mit einem Sachregister. Im Monat Jnni 1841. Berlin, 
Schröder. 223«. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) 

405. Rot$hirt y Dr. C. F., Geh. Ho/r. u. Prof. tf.ff.tp., — Gemeinet deot. 
Civilrecbt. 3ter Tbl. Von der Erhaltung der Persönlichkeit im Vermö- 
gensrechte von Todeswegen. Heidelberg, Groos. 23£ Bog. (lfThlr.) 
[Vgl. Jahrb. 1840. S. 765. Nr. 20S. u. 1056. AUe 3 Thle 5 Thlr.] 

406. Steinfeld, Leop., — De defeneione rei ex fandamento contractu* neu 
adimpleti oriunda. DU ff. inangur. quam elc. def endet etc. Marburg, Elwert 
48 8. gr. 8. (geh. J Thlr.) 

407. ZJeberticht der Strafgerichtepflege im Gherzogth. Baden während d\J. 1846. 
Vorgelegt Sr. K. Höh. dem Gherzog v. Hochtt Ihrem Justixminieterium. 
Carlsruhe, Braun. Xiv o. 175 S. gr.4. (geh. 2J Thlr.) 

408. Waldeck, Dr. B. F., 0.-L.-G.-R., — Ueber d. bauerL Erbfolgegesets 
f. d. Prov. Westphaleo. Arnsberg, Ritter. 5jBog.gr. 8. (geb. T ^ Thlr.) 

Fortsetzungen. Archiv d. Forst- u. Jagdgesetzgeb. r. Behlen. Bd. 10. 
R1.1 Bd. 11. U. 1. 2. (jedes Heft ) Thlr.) Vgl. Jahrb. 1841. S. 479. Nr. 86.— 
Wildner EdL e. Maithetein, Theoret. -prakt. Commentar d. a. d. letzt. Ungar. 
Reichstsge an Stande gek. Credite-Ges. Bd. 1. H.3. Bd. 2. H. 1. (lfThlr.) Vgl. 
Jahrb. 1841. S. 576. Nr. 188. u. S. 672. 

Mit der Jahreszahl 1&42. 

313. Alker, O.-L.-G.-Att., — Handbuch des preuss. Kriminalprozessverfah- 
rens. Ein lyitemat. Versucb vom u.a.w. Ister (Allgem.) 2ter (Besond.) Tbl. 
nebit Anh., betr. d. Gebdhren- u. Stempel-Taxe in Kriminalsachen. Berlin, 
Heymann. lx. 177. xxxi u. 385 S. gr. 8. (geh. 2} Thlr.) 

314. Archiv der Font- u. Jagdgesetzgebung d. deut. Bundesstaaten. Heraoag. von 
St. Behlen. 12ter u. 13ter Bd. [jeder von 2 Heften.] Freiburg im Br., 
Wagner, gr. 8. (geh. das Heft J Thlr.) 

315. Arnold, Friedr. Chri9tian y k. bat/er. O.-A.-G.-R., — Beitrage zum leut- 
echen Privatrechte. Herausg. von u. s. w. 2ter TM. Oingl. u. persönl. Recht. 
Ansbach, Brügel in Comroiss. 850 S. 8. [Vgl. Jahrb. 1841. S. 282. Nr. 333.] 

316. Das Ehegesetz in seiner historischen mit der Vernunft übereinstimmenden 
Bedeutung. Berlin, Hirschwald, vm u. 9—55 S. 8. (geh. £ Thlr.) 

317. Die gegenwartig beabsichtigte Umgestaltung der .bürgert. Verhältnisse der 
Juden in Preussen. Nach authent. Quellen beleuchtet Breslau, (Ader- 
holz.) H Bog. gr. 8. (geh. J Thlr.) 

318. Die Ost- u. VVestpreuss. Provinzial-Gesetze u. Statuten« Ein Leitfaden in 
Rechtsangelegenheiten f. d. Bewohner d. Prov. Preussen. 2te m. e. Nachtrag 
verro. Ausg. Berlin, Heymann, xil, 152 u. 8 S. gr. 8. (geh. £ Thlr.) 

319. Die Preuss. Eherechts - Reform. Berlin, Reimer. IV n. 5 — 64 S. gr. 8. 
(geh. J Thlr.) 

320. Die Preuss. Staatsverfassung, populär dargestellt von W. St. Ein Scaol- 
u. Volksbuch. Mors, Dolle. 1 Bog. gr. 12. (geh. ^ Thlr.) 

321. Die Verantwortlichkeit der Preuss. Gerichtsbehörden. Cottbus, Meyer. 
80 S. 8. (geh. $ Thlr.) 

322. Ein Wort für ein neues Ehescheidungsgeseta. Sendsehreiben aa den Verf. 
der Schrift: Die Sitte ist besser als das Gesetz. Berlin, Buchh,d. BerL Lene- 
kabinets. 39 S. 8. (geh. 

323. Friedländer, Dr. Alexand. t — Die Lehre von der unrordenkL Zeit. 
Ister Tbl. Dogmengeschichte u. Rom. Recht. — A. u. d. T.: Die Lehre r. d. 
un vordenk]. Zeit. Eine v. d. Jur.-Faeulttt zu Heidelberg gekrönte Preis- 
schrift. Marburg, Elwert. x u. 101 S. gr. 8. (geh. £ Thlr.) 

324. Füretenthal, J.A.L., 0.-/,.-G.-Ä., — Das Preuss. CivU-Rccbt m. An- 
leitung u. d. Titelfolge des AUg. Landrechts, mit Berücks. d. neueren Gesetze. 
der Doctriu, der Praxis u. d.Rom. Rechts; dargestellt u. erläutert vom u. a. w. 
L lstes Heft.J Königsberg, Taeile. vi u. 176 S. gr. 8. (1 Thlr.) 
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325. Grone, A C. E. t>., — Geschiente dar corporativen Verfassung dei 
braunschw. Ritterstandes nebit Vorschlagen iu ihrer Reorganisation. Ein 
histor.-staatsrechtl. Versuch, bearbeitet sogleich als Beitrag x. Kenatnisa 
des deut Corporation»- n. Gemeinde weeeea n. insonderheit d.deut. Undstind. 
Verfassungsrechts , von n. s. w. Hannover» Hahn« viii n. 147 S. gr. 8. 
mit 1 Tab. (geh. f Thlr.) 

326. Heiberg, Dr., Ober-Land-Ger.-Adv. in Schleswig, — Dm Princip der 
Niehtintervention in i. Beiiehong a. d. äussere o. innere Organisation des 
Staates. Eine publicist Erörterung von u.s. w. Leipzig, O. Wigand. 
48 S. gr. 8. (geh. *fc Thlr.) 

327. Jaeoby, — Meine weitere Verteidigung wider die gegen mich erhobene 
Beschuldigung der Majestatsbeleidtgung und des frechen, unehrerbietigen 
Tadels der Landesgesetse. Zürich u. Winterthar, Literar. Comptoir. 78 S. 
gr. 8. (geh. 4 Thlr.) 

328. Kaim, Isid., Rechtskand., — Ein Wort üb. d. reehtl. Zustande d. Juden 
im Preuss. Staate. Leipzig, Reclam jun. 3 Bog. gr. 12. (geh. £ Thlr.) 

329. Kompass, Dr. Jak., Landesadv. u. Notar u. s. w., — Beitrage s. Erläu- 
terung d. Berggerichtsordnung. Wien, Braumfiller u. Seidel. 6lBog.gr. 8. 
(geh. JThlr.), 

330. Kurse Uebersicht der Revision d. Gesetsgebung von 1881. bis 1841. Ein 
besond. Abdruck aus dem 116ten Hefte d. Jahrbücher f. d. Preuss. Gesets- 
gebung u. s.w. Berlin, (Dümmler.) 2^ Bog. gr. 8. (geh. ^Thlr.) 

381« Mä reker, Dr. Traugott, — Diploroatisch-krit. Beitrage sur Geschichte 
n. dem Staatsrechte von Sachsen. Ister Bd. Das Burggralthum Meissen. — 
A.n. d. T.; Das Burggrafthum Meissen. Ein histor. publicist. Beitrag sur 
sechs. Territorialgeschichte. Aus archival. Quellen von u. s. w. Nebst e. 
Urkundenbuche. Leipzig, Broekhaos. xvii u. 602 S. gr. 8. (geh. 3 Thlr.) 

382. Maurenbrecher, D. Romeo, Prof. d. R. u.s. w., — Grundsätze de* 
heut. deut. Staatsrechts. Systematisch entwickelt von u. s. w. 2. unveränd. 
Abdruck. Frankf. a. M., Varrentrapp. gr.8. (4 Thlr.) 

333. Neubert, Dr. Ludw. Jul., Rechtskonsulent y — Handbuch des Injurien- 
Processes n. <L gem. deut. u. sach*. Recht 2te m. Zusätzen venu. Ausg. 
Leipz., Serig. 18 J Bog. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

334. — Ergansangen u. Zusätze hieraus. Ebendas. 4 Bog. 8. (geh. 1 Thlr.) 
836. Oppen, O.H.A.v., Geh. Ober- Revisionsr., vorm. Landger.- Präsid. in 

Cöln, — Die Memoiren der La Farge, Studie f. Richter u. Aerzte. Ein Bei- 
trag z. Revision der Gesetze. Berlin, Buchb, d. Berl.Lesekabinets. 3 Bog. 
gr. 8. (geh. | Thlr.) 

336. Pf y ff er, Dr. Kas., — Der Rechtsfreund f. d. Kanton Lasern. Oder 
Anleitung, die im Leben vorkommenden Rechtsgeschäfte n. d. bestehenden 
Gesetzen u. Uebungen abznschliessen. 2Abth. Zürich, Schulthess. 20} Bog. 
8. (geh. 1 Thlr.) 

337. Provinxial- Gesetzsammlung d. Königr. Böhmen t d. J.1841. Herausg. auf 
allerhöchsten Befehl, u. unter d. Aufsicht des k. bohm. Landesguberniums. 
28ster Bd., welcher die Verordnungen v. 1. Janner bis letsten Desbr. 1841. 
enthalt. Prag, Haase Söhne. 50 Bog. gr. 8. 1} Bog. gr. 4. ( 1} Thlr.) 

338. RSssler, Dr. Emil Frans, — Ueber das Ausgedinge a. Bauerngütern. 
Ebendas. 6] Bog. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

389. Sammlung aller in den deut. Staaten in d. J. 1836. bis 1840. erschienenen 
Staats vertrage, Gesetze n. Verordnungen, mit Befeuchtungen u. Vor- 
schlägen zu legislativen Verbesserungen, im Vereine m. vielen Gelehrten 
herausg. von Alex. Müller, Reg.-R. Heilbronn, Drechsler. 53 Bog. gr. 8. 
(geh. 2J Thlr.) 

340. Sammlang von Gesetzen u. Verordnungen , welche die fünf franxos. Gesetz- 
bücher modifisiren, od. aosser denselben in den K. Preuss. Rheinprovinzen 
gelten. Nebst e. ausführt. Sachregister. Von einem prakt Juristen. Herausg. 
von Joh. Cr am er. Crefeld, Funcke. 40} Bog. 16. (geh. \\ Thlr.) 

341. Sarauu>t Kammer rath, — Geschtcbtl. Forschung üb. die Gültigkeit des 
Rom.-Justinian. Rechts im Herzogth. Schleswig von u. s. w. Kiel, Schwert. 
xv u. 160 S. gr. 8. (jThlr.) 
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•42. Schnabel, 0a». Norbert, Dr. d.U., o.ö.Pref. a.f.tfr. Im Prag, — Die 
Wissenschaft des Rechts. (Naturreckt.) — A.u.d.T.: Dwaittri. Privat. 
recht. Wies, Gerold, xvi u. 210 & gr. 8. (geh. 1| TMr.) 

348, Sendschreiben des Theoll Raefreund an den Rentier Hagestoln , entb. «in 
freies Wort ib. d. Kotwarf t. neuen Ehescheidung* -Gesett. Alt Anhang: 
Den Entwarf e. Verordnung üb. Ehescheidung, vorgelegt v» d. Mlnieteriam 
t Revision der Genetne im Juli 1*42. selbst Breslau , Freund. 10 S. gr. 8. 
(geh. i Thlr.) 

S44. Sigmar t, Dr. H.C.W, r., Gen+Saperint., — Vergletehnng der Rechts- 
u. Staats-Theorien des B. Spinoza u. dea Th. HobbeS» nebit Betraehtnngen 
Ab. d. Verbiltoias aw. d. Staate u. d. Kirche, Tübingen, Oslander. 40 Bog. 
gr.S. (geh. HThlr.) 

845. Tineen, Dr. M. f Btaterath u. t. »., o. Prof. d. ML and. Univ. Kiel, — 
Beitrage s. Kritik u. %. Basii eines allgem. poiitiven Privatrechta. Bermusg. 
von u.s.w. literBd. IstesHeft. Kiel, Schwers. XX u. 128 S« gr. 8. (geh. 
fThlr.) 

844. Heber die Theilnahme an adlichen Kloeteratellett in Deutschland, bee. Sa 
Mecklenburg. Berlin, Dö mroler. UJ Bog. gr. 8. (geh« } Thlr.) 

847. lieber Zehent n. bayrischem Rechte. Epistel an d. Schreiber des Aufsatzes 
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